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M IL. 


(Namens-Verzeichniß der Mitglieder des Herrenhaufes 
18721873.) 


M 2. 
(Abtheilungs - £iften.) 
A‘ 3. 
(Derzeichniß des Gefammt - Dorftandes.) 
A 4. 
(Bommiffions - £iften.) 
AM 5. 


Berlin, den 24. November 1872, 
, Den Mitgliedern bes Hertenhauſes bechre ich mid, das 
antenftehendbe Schreiben bes Königlichen Staatöminifteriums zur 
wläligen Kenntnißnahme ergebenft mitzutheilen. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg: Wernigerode, 


PR 2.5 Berhaasl, d. Herrenhaufet. 


|| 


. Berlin, den 18. November 1872, 


Die bisherige Praxis, wonach die auf Grund Allerhöchiter 
Ermädtigung an den Candtag gelangenden Regierungsvorlagen 
von den betreffenden Reffortchefs perfönlih in einer Sitzung 
bes einen ober des andern ber beiden Häuſer überreiht wur- 
ben, bat fid) in wiederholten Fällen einer raſchen Gejchäfts- 
führung al8 binderlih und felbft alß eine Beläftigung des 
Herrenhaufes erwiefen, indem der Ueberreichung folder Vor- 
lagen jedesmal biß zur Anberaumung einer Eitung Anſtand 
gegeben werden mußte. 


Das Königlide Staatöminifterium bat es dbemnad für 
zweckmäßig erachtet, das im Gebiete der Reichßsverwaltung mit 
utem —* e ge Verfahren ber fchriftlichen Leber- 
mittelung folder Vorlagen auch für ben Bereich der Dreufi- 
fchen Staatöverwaltung eintreten zu laffen, und hiernach be- 
ſchloſſen, die perjönliche Einbringung von Regierungsvorlagen 
nur in denjenigen fällen beizubehalten, in welden dies nad) 
bem Dafürbalten ber mit ber Vorlegung Allerhöchſt beauftrag- 
ten Reffortchef8 aus befonberen Gründen angemeilen ericheint, 
fonft aber die Vorlagen der Regierung nebft ber Allerhöchſten 
Ermächtigung mittelit Schreibens dem Präfibenten besjenigen 
Haufes zuguftellen, an weldyes die Vorlage erfolgen jollte. 


Ew. Erlaudyt beehre ich mich hiervon ganz ergebenft in 
Kenntniß zu ſetzen. 
Für den Präfidenten des Staatdminifteriums. 
Graf von Noon. 
An 
ben Präfidenten des Herrenhaufes, 


Herm Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


A 6. 
Berlin, ben 24. November 1872, 
\ 
Auf Grund der anliegenden Allerhöchſten gen 3 


vom 23, d. M. beehre ich mich Euer Erlaucht den angefchloffe- 
nen Entwurf eine8 Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Real- 


faften in der P 


Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
von Seldom. 


Wir Wilbelm, von Gotte® Gnaben König von 
Preußen x. 

erteilen Unferem Minifter für die landwirthſchaftlichen An- 
gelegenheiten und Unferem Finanzminifter hierdurch den ah 
rad den beiliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Ablöfung der Neallaften in der Drovinz Schleswig - Holitein, 
nebſt Motiven, den beiden Häufern des Pandtags ber Mon- 
archie zur verfaffungsmäfiigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Berlin, den 23. November 1872, 
(gg) Wilhelm. 
(993) von Seldow. Camphaufen. 
Allerhöchfte Ermächtigung. 


An 
ben. Bräfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Dtto Grafen zu Stolberg-W 


⸗ 


ernigerode, 
Erlaucht. 


v 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Ablöſung der Keallaſten in der Provinz 
' Schleswig - Holftein. 


— — 


Mit Wilhelm, von Gottes. Gnaden König von 
Dreufen ar. 
berordnen mit Zuftimmung beider Säufer des Landtags der 
Monardjie, für die Provinz EdyleswigHolftein, was folgt: 


Ablösbarkeit. 


Si, 


Alle beftändigen Abgaben und Peiftungen, welche auf 
eigenthämlich oder zu Erbiind, Erbfefte oder Erbpacht befefie 
nen Grundſtücken oder Gerechtigkeiten haften (Grund- oder 
Neallaiten), find nad den Vorſchriften bed gegenwärtigen Ge- 
fees ablösbar. 

$. 2. 


Bei den zu Erbzins, Erbfefte oder Erbpadit befeffenen 
Grundſtücken und Gerechtigfeiten wird das Obereigenthum 
und das Heimfallsrecht des Berechtigten und andererieit8 die 
Verpflichtung deffelben zur Vertretung ber auf den pflidytigen 
Realitäten baftenden Steuern hiermit kraft Geſetzes ohne 
Entihäbigung aufgehoben. Die aus dem Obereigenthum ent- 
fpringenden Berechtigungen auf Abgaben oder Leiſtungen oder 
ausdrüdlicd vorbehaltene Nutzungen bleiben aber fortbeftchend 
und zwar mit denfelben Vorzjugsrechten in dem Vermögen ber 
Verpflichteten, welche fie bisher darin hatten. Cie unterliegen 
ber Ablöfung nad) den Vorfchriften dieſes Gefekes. 


$. 3. 


Es werben ferner folgende Bereötigungen, foweit fie 
noch beitehen, ohne Entihädigung aufgehoben: 
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1) die der Gutsherrſchaft oder dem Obereigenthümer oder 
dem zu Reallaſten Berechtigten zuſtehende Befugniß, 
Verträge, durch welche Grundftüde im Ganzen ober 
getheilt veräußert ober belaftet werben, zu beitätigen 
oder Urkunden über bie Verleihung von Grundftäden 
auszufertigen ober der Zerftüdelung bes zu Abgaben 
und a oigen Grundſtückes zu widerſprechen, 
vorbehaltli * der Beſtimmung des zweiten Ab 
ſatzes des 6. 28; 


2) alle Abgaben und Yeiftungen ber Bayangelefenen an 
bie Gutsherrſchaft (Verbittels., Schuß, nitengelb), 
foweit diefelben aus dieſem Verhältnif —— ſind 
und nicht auf anderweitigen Verträgen beruben; 


3) die in ben 66. Bund 4 der Berorbnung vom 28. April 
1867, betreffend bie Einführung ber Npreußifcen Ge 
‚Setgebung in Betreff ber direkten Steuern in dem Ge- 

iete der Herzogthümer Schleswig und Holftein (6.5. 
S. 543), bezeichneten Steuern und fteuerartigen Mb- 
gaben, weldye vom Staate an Privatberechtigie über- 
gegangen find, 


g. 4. 
Bon der Anwendung dieſes Geſehes bleiben ausgeſchloſſen: 


1) bie öffentlichen Laſten, mit Einſchluß ber Gemeinde ⸗ 
laſten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienſte, ſowie 
ber auf eine Deichentwäfferungs- oder ähnliche Sozietät 
ſich beziehenden Paften, fofern biefelben nicht aus all- 
—— Rechtsverhältniſſen, z. B. dem gutsherrlichen 

erhältniſſe entſtanden find; 


2) alle Abgaben und Leiſtungen zur Erbauung und Un- 
terhaltung der Kirchen, Pfarr, Küfter- und Schul- 
gebäude, ‚Ber ur Unterhaltung von fonftigen Schul- 
einrichtungen, * dieſelben nicht als Laſten oder 
Gegenleiſtungen auf ablößbaren Reallaſten ruben; 


3) alle einfeitigen und wechjelfeitigen Grumdgerechtigfeiten 
mit Ausnahme der Holz und Torfnutzungsrechte der 
Erbfefter (fiehe $. 36); 


4) die Jagbbiente. 


S. 6. 


Die range gg erfolgt fowohl auf den Antrag 
des Berechtigten als des Verpflichteten und eritredt fih auf 
alle ihre gegenfeitigen nach dieſem Gefehe ablösbaren Berecy- 
tigungen und Verpflichtungen. 


Semeinfchaftliche Befiger eines berechtigten ober verpflich- 
teten Grundſtücks können nur gemeinihaftlid bie Nuseinander- 
feßung beantragen; Die nad) ben Antbeilen zu berechnende 
Minderzahl diefer Befiter muß ſich dem wegen der Ausein- 
anderfegung gefaßten Beichluffe der Mehrheit unterwerfen. 


Die Brovofation auf Ablöfung feitens des Verpflichteten 
muß ſich ſtets auf ſämmtliche feinen Grundftüden obliegenden 
Neallaften erftreden. 


Die Brovofation auf Ablöfung feitens des Berechtigten 
muß ftetS alle Meallaften umfaffen, melde für ihn auf den 
Grundftüden eines ganzen Gemeindeverbandes haften. 


Sind mit den Provokaten Grundbefiger einer anderer 
Gemeinde zum Naturalfruchtzehnt oder zu Dienften gemein 
ſchaftlich verpflichtet, fo muß der Berechtigte feine Drovofatioı 
wald auch gegen die Grundbefiger diefer Gemeinde hinſichet 
—— auf deren Grundſtücken für ihm baftenden Reallaft cr 

en. 

Die Zurüdnahme einer angebrachten Provokation ift ar 
zuläffig. 


$. 6. 


Behufs der Abldfung ift zumächft der jährliche Gelbwe 
ber Leiſtungen und Gegenleiftungen zu ermitteln, wobei ä 
Mangel einer anderweiten Vereinbarung der Betheiligten x 


Beflimmungen der $$. 7 bis 35 zu beobachten find. 


Diendte. 


$. 7. 

Sind für alljährlich vortommende Dienfte während ber 
Ichten zehn Jahre, ür nicht alljährlic vorfommende Dienjte 
möbrend ber lebten zwanzig ag: vor Anbringung ber Dro- 
votation Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und an- 
genommen toorben , fo find diefe Vergütungen, und mern r 
während diefer Zeiträume gewechſelt haben, der Durdfdmitt 
der gezahlten Beträge ‚der Feſtſtellung des Geldwerths zum 
Grunde zu legen. : 

n Ermangelung folder Vreife ift zu unterſcheiden zwiſchen 
den Er Sy und den nad dem ae ber Arbeit be 
meifenen Dienften. 


$ 8 


Sind bie Dienfte nad zogen beftimmt, fo wird ihr 
Werth nach den für den betreffenden Bezirk feitgeitellten Nor— 
malpreifen ($$. 45 ff.) berechnet. 

Bei Feſiſtellung ſolcher Normalpreife, und zwar ſowohl 
für — als für Spanndienfte ‚ Sind in Betra zu ziehen: 

a) die Dauer ber Arbeitszeit, 

b) die Art der Arbeit, 

0) die Jahreszeiten, in welchen folde zu verrichten iſt, 


d)die Beichaffenheit der in der Ge 
— Also ir, fommenden Arbeitäfräfte. 


$. 9. 
Sind dagegen bie Dienfte nad; dem Umfang der 


leifienden Arbeit beitimmt oder find biefelben ungemeſſen, jo | 
wird ihr Merth dadurch ermittelt, daß durch ſchiedrichterlichen 


Ausfp beftimmt wird, welche Koften ber Dienftberechtigte 
aufjumenden bat, um die zur Aufhebung kommenden Dienite 
ih durch eigened oder gemiethete® Gefpann, durch Gefinde 
oder Tagelöhner zu erfehen. 

Hierbei ift auf die mindere Volltommenbeit, in welcher 
tie Arbeit von den Dienftpflichtigen verrichtet zu werben 
pflegt, Rüdficht zu nehmen. 


$. 10. : 

in Anfehung ber Koften für Saltımg eines Gefpanns 

bes Sehnde und, ber Tagelöfner find ebenfalls Rormalfäge 
S. 45 ff.) feitjuftellen. 


ST 


Sind die Dienfte zngleid) mad) Tagen und nad dem 
Umf: ber Arbeit beftimmt, fo erfolgt die Ermittelung 
üreb Werthe nach den Vorfchriften ber $%. 9 und 10. 


$. 12. 


Der Werth der Baubdienfte, welche nicht nach Tagen be 
timmt find ($. * iſt in jedein einzelnen Falle nach ihrem 
brlihen Durchſchnittsbetrage abzufchäten. 


Dabei ift die Bauärt der Gebäude, zu melden die Dienfte 
geleiftet werben‘ müflen, ihr —— ihr baulicher Zuſtand 


su der Nbfchäkung, die Art der Dienftleiftung des Ver- 
inleten und Ki uhren bie Entfernung, auß welcher 


de Materialien heranzufahren find und bie Beſchaffenheit 
Berge zu berüdfichtigen. 

Werin’ die Varteien fid) nicht über den Werth einigen 
fo — er durch an Ausſpruch feitge eilt 
werben. 

ür Diftrifte, in welden nach dem Ermeffen der Diftrifts- 
amiſſtonen (F9. 45 f) Hierzu ein re vorhanden ift 
u Be — —— pi — * 
von jenen u ehum [3 uſachve igen 
—S Betreff — * Ablbſungbberechnung —* 
Grunde zu legenden Poſitionen feſtgeſtellt werben. 


Herrenhaus. Aktenſtũck A 6. u 3 





$. 13. 


Menn die einem Gute zuftehenben Dienfte nad der in 
der Gegend üblichen Wirthſchäftbart nicht ſämmtlich gebraucht 
werben, fo erfolgt die Abfindung nur für diejenigen Dienfte, 
deren das Gut wirthfchaftlic bedarf. 


Dieſes Bedürfniß wird durch fchiebsrichterlichen Ausſpruch 
nach der in der Gegend üblichen Wirthſchaftsart feſtgeſtellt. 

Es finden jedoch dieſe Beſtimmungen in denjenigen Fällen 
feine Anwendung, in denen der Berechtigte bie Befugniß bat, 
diejenigen Dienfte, bie er felbit nicht benußen kann, einem 
Anderen zu überlaffen, ober ſolche von dem Berpflichteten ſich 
bezahlen zu fallen. 


Feſte Abgaben in Körnern und anderen Naturalien. 
$. 14. 
Unter feſten Abgaben in Körnern werben nur diejenigen 
jährlich oder in anderen bejtinmiten Perioden wiederkehrenden 
bgaben veritanden, welche in beitimmter Menge in Körnern 
von Halm- und anderen Feldfrüchten, die einen allgemeinen 
Marktpreis haben, entrichtet werden. 


§. 15. 
Der Werth) diefer Abgaben ift nad) demjenigen Martini. 


end gewöhnlich in | Marftpreife feftzuftellen, welcher ſich im Durchſchnitt deu legten 


viermdzwanzig Jahre vor Anbringung ber Ürovofation er 
giebt. wenn die zwei theuerſten und zwei mohlfeilften von 
iefen Jahren außer Anfag bleiben. 


$. 16. 


Unter Martini-Marktpreis wird der Durchſchnittspreis 
derjenigen fünfzehn Tage verftanden, in beren Mitte ber 
Martinitag fällt. 


$. 17. 

Für Diejenigen Gegenden, wo bet lebhafteite Getreide 
verlehr in einer —J— ahres eit, ala —— Martinitag 
ndet, kann ein anderer —8 auf dem in den 
F. 45 ff. bezeichneten Wege feſtgeſtellt werden. 


$. 18. 


Diefe Durchſchnitts-Marktpreiſe (98. 15 bis 17) werben 
alljährlich dur da8 Amtsblatt befannt gemacht. 


$. 19. 


Der Marktplag, defjen Preife zum Grunde zu Ienen find, 
wird nad den Beitimmungen der 65. 45 ff. feftgeftellt. 


Nach denfelben —— —* wenn keine oder 

feine zuverläſſige Nachrichten über bie Martini-Marktpreiſe 

an dem betreffenden Marktplatze für die letzten vierundzwanzig 

Jahre vor Anbringung der Provokatien vorhanden find, 

unter re des zugänglichen Material® bie Feſtſtellung 

8* * der Ablöfung der Körnerabgaben anzuwendenden 
reife. 


$. 20. 


Wenn eine Gegend feine re eimäßigen Getreidemärkte hat, 
“fo wird für diefelbe ein möglichſt benachbarter wirklicher Markt ⸗ 
ort angewiefen. 


Die Preife dieſes Marktortes werben mit den Vreifen 
jener Gegend in ben I ar bierundziwanzig Jahren vor Ber 
nbdigung des gegen gen Gefeßes, mit —— der 
beiden theuerſten und ber beiden wohlfeilſten Jahre, verglichen 
und c8 wird daraus ein bleibende Normalverbältnif beider 
Dreife berechnet. Bei den für jene Gegenb vorzunehmenden 
ee ging wird fodann der Dreiß des angenommenen 
arftorte8 zum Grunde gelegt und nad) dem bleibend be 
flimmten Normalverhältnig erhöht oder vermindert. 


1* 
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$.2ı. 


it ein Bezirk, in welchem fich ein wirklicher Marktort 
befindet, jo ausgedehnt, daß in deſſen entlegeneren Theilen bie 
Vreiſe regelmäßig geringer oder höher ald an dem Marktorte 
ſelbſt zu fein pflegen, fo ift ber ganze Bezirk in kleinere Be 
zirke zu theilen und für jeden berfelben ein bleibendes Normal- 
verhältniß zum Preife des Marktorts feftzuftellen. 


$. 2. 


Bei foldhen feiten Abgaben in Körnern, welche vechtöver- 
bindlid) nach einem mehrjährigen Durchſchnitt der Getreide 
preife ober nach dem jedesmaligen jährlichen Marktpreis eines 
beitimmten Ortes in Gelbe abgeführt werben, erfolgt die Freit- 
ftelung des jährlidyen Geldwerthes nad) dem Durchſchnitt der 
bei der Abführung a ar Marktpreife diefes Ortes. 
Bei Ermittelung diefes Durdyfchnittes werden die Preife ber 
letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provokation, mit Weg- 
laffung ber beiden theuerften und ber beiden wohlfeilften, zum 
Grunde gelegt. 


$. 23. 


Sind für feite Abgaben in Körnern, welche feinen allge 
meinen Marktpreis baben ($. 14), ober mweldye in einer be 
fonderen Qualität zu liefern find, fowie für fonftige feſte nicht 
in Körnern beftehende Naturalabgaben, und zwar für jährlich) 
wiederkehrende während ber letzten zehn Jahre, für die in 
längeren Verioden wieberfehrenden aber während ber lehten 
zwanzig Jahre, vor —— ber Provokation Geldver- 

ütungen ohne Widerfpruc bezahlt und angenommen worden, 
4 find Diefe Vergütungen, und wenn fie innerhalb der ger 
dachten Zeiträume gewechlelt haben, der Durchſchnitt der ge- 
zahlten Beträge der Feſtſtellung des Geldwerthes diefer Abgaben 
zum Grunde zu legen. 


$. 24. 


Kann der jährliche Geldwerth ſolcher Naturalabgaben 
nad den Beftimmungen des $. 23 nit ermittelt werden, fo 
fommen Normalpreife ($$. 45 ff.) in Anwendung, bei deren 
Feſiſtellung in der Negel auf die Preife in dem legten zwan- 
in Jahren zu rüdfichtigen und in Anſchung folder en ⸗ 
aͤnde, deren Güte eine verſchiedene ſein kann, von der Vor 
ausſetzung auszugehen it, daß die Abgabe in der mittleren 
Güte zu entrichten fei. 


ft aber im einem gegebenen alle über die zu entrid- 
tende Güte urkundlich etwas Anderes beftimmt, fo find die 
feftgeftellten Normalpreife dabei nidyt zum Grunde zu legen, 
vielmehr muß alddann der Werth) der Abgabe durch fehicdd- 
richterlichen Ausspruch befonders feitgeftellt werben. 


Maturalfrucdhtzehnt, 
§. 25. 


Sat ber Berechtigte während ber letzten zehn Jahre vor 
Anbringung der Provokation für den Naturalfruchtzebnten 
einen Pachtzins bezogen oder eine Abgabe in Gelb oder Ge- 
treide ſtatt des Naturalfruchtzehnten ohne Widerſpruch ange 
nommen, jo bildet der jährliche Betrag des Pachtzinſes oder 
der Abgabe, und wenn diefe Beträge gewechſelt haben, der 
Durchſchnitt der gezahlten Beträge ben Jahreswerth bes 
Schutrechts. 


Sind ſolche Pächte oder Abgaben in Körnern entrichtet 
worben, fo werben fie nad) 88. 15 ff. in Gelde veranſchlagt. 


| $. 26. 


Treten die Norausfeßungen des $. 25 nicht ein, fo iſt 
ter Ertrag an Naturalerzeugniſſen, welchen der Schntberedy- 
tigte im Durchſchnitt der Jahre von dem Zehnt bezieben kann, 
nad dem Auitande der Wirthichaftsart der zebutpflichtigen 
Grundſtücke bei Anbringung der Brovokation ſachverſtändig zu 
bemeſſen. Bei dem Getreide iſt diefer Ertrag in Körnern und 
in Stroh befonders feitzufeßen. 

Der Preis der Körner wird nad) ben Vorſchriften ber 
68. 15 bis 21 beftimmt. Y 
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Bei Feftfegun 
niſſe nn Äh 
wendung. 


Qur Feſtſtellung des jährlichen Geldwerthes merben von 
dem Mohertrage die Koften in Abzug gebracht, welche ber Be- 
rechtigte aufwenden muß, um den Reinertrag zu erhalten. 


Den Sadverftändigen bleibt überlaffen, zu beurtbeilen, 
in wie weit Die vorzulegenden Schntregifter, Grundſteuer 
Katafter, forwie andere nach ihrem Ermeffen einzuziehende 
Nahrichten ohne Vermeflung und Bonitirung für die von 
ihnen vorzunehmenden Freftitellungen ausreichend find. 





des Preiſes ber 77 Naturalerzeug · 
An ⸗ 


eſtimmungen ber 66. 23 und 24 in 


$. 27. 


. „Don dem Tage ab, an weldem das gegenwärtige Gefe 
in Kraft tritt, fann von Ländereien, von welden ein Zehn 
noch nicht bezogen worben, berfelbe nicht gefordert werben. 


Die Ablöfung der Sehnten nad ade ag ber Beftim- 
mungen ber $$. 25 und 26 ſchließt daher auch die Aufhebung ber 
Zehnten vom Neulande (Meubruczehnt, Rottzehnt) mit ein 
und — dafür nicht noch eine beſondere Abfindung verlangt 
werden. 


Beſid veraͤnderungs · Abgaben. 
J. 28. 


Das Recht, Beſitzveränderungs + Abgaben bei denjenigen 
ag Dia ang zu fordern, welche auf irgend eine Meife 
in herrfchender Sand eintreten, wird ohne er des 
Berechtigten aufgehoben. ferner fallen ohne Entfhädigung 
fort: alle für, die Ausfertigung neuer Verleibungsurkunden 
und bie für die Konfirmation der Verträge über Grundſtücke 
erhobenen Gebühren; fofern diefelben jedoch nachweisbar als 
eine Abgabe zur Anerkennung des Obereigentbums bisher ent- 
richtet werden mußten, unterliegen fie der Ablöfung nach ben 
für Befigveränderungs-Abgaben maßgebenden Grundfägen. 


$. 2. 


ur Ermittelung de8. Werthes ber abzulöfenden Beſih- 
veränderungs-Abgaben ift 


1) bie Zahl der auf ein Jahrhundert anzunehmenden Befig- 
deränderungsfälle, 


2) ber Betrag der Befigveränderungs-Abgabe 
feitzuftellen. 
$. 30, 


Es find drei Befigveränberungsfälle, wenn aber bie De- 
feendenten bed Beſitzers in allen oder einzelnen Arten der Be 
hoeränderung von ben Befigveränderungs-Abgaben befreit 
* nur zwei Bejigveränderungsfälle auf ein Jahrhundert zu 
rechnen. 


$. 31, 


J ber Betrag der Befihveränderungs-Abgabe weder ein 
für alle Mal, noch auch nad; Prozenten des Werthes ober 
Erwerböpreifed des verpflichteten Grundſtücks rechtsgültig be 
ftimmt, fo wird der Durchſchnitt derjenigen Beträge, welche 
in den leßten fech® Beränderungsfällen wirklich gezahlt oder zu 
zahlen gewefen find, und wenn Died nicht ermittelt werden 
kann, ber Durchſchnitt derjenigen Beträge, weldye befannt find, 
als Einheit zum Grunde gelegt. 


Beftcht die Befitoeränderungs-Abgabe in Proyenten bon 
dem Werthe oder Erwerböpreife des verpflichteten Grundftüds, 
fo erfolgt die Feſtſtellung des bei der Ablöſung zum Grunde 
u Tegenden Werths oder Preiſes nad) dem in ee und 

ogen durch Schiedsrichter zu ſchähenden gemeinen Kaufwerthe. 


At der Betrag ober Prozentſatz ber Befihveränderungs- 
Abgabe nach Verſchiedenheit ber Befipverändernngäfälle ver- 
fchieden, fo ijt der Durchſchnitt der verſchiedenen Beträge oder 
Tirojentfäße als Einheit des Betrages oder Prozentſahes ber 
Befigveränderungs-Abgaben anzufchen. 








; $. 32. 

Der hundertſte Theil der Summe derjenigen einzelnen 
Beträge, welche nach vorjichenden Beſtimmungen in einem 
Jahrhundert zu entrid)ten ein würden, bildet den Jahreswerth 
ter abzulöfenden Befigveränderungs-Abgaben. 


$. 33. 


Ton dem Seitpunfte ab, von welchem die Provokation 
cuf Ablöfung bei der Auseinanderfegungs-Behörbe angebradıt 
wird, darf von denjenigen Grunbftüden, auf welche ſich die 
Orwvokation erftredt, für bie fpäter ſich ereignenden Befigver- 


inderungsfälle die Befipveränderungs- Abgabe wicht mehr ger | 


Adert werden. 


—* Jabhreswerth ($. 32) von dem Verpflichteten zu ent- 
en. 


Feſte Gelbabgaben, 


g. 34. 


Feſte jährliche Geldabgaben ‚werden nah ihrem Jahres- 
ketrage in Rechnung geitellt. 


rt eine fefte Geldabgabe nicht alljährlich, fondern nad 
Ablauf einer beftimmten Anzahl von Jahren zu entrichten, fo 
eird ihr Betrag durd) die Zahl diefer Jahre getheilt und der 
Auptient jtellt äalsdann den Jahreöwerth der Abyabe bar. 


Unbere Abgaben und Leiſtungen. 
$. 36. 


Der —— aller —— Abgaben und Leiſtungen, 
relche nicht zu den in den 88. 7 bis 34 aufgeführten ge 
bören, wird nad fachverftändigem Ermeffen unter mönlichiter 
Gerüdfihtigung der örtlichen Preife in den letzten 20 Jahren 
vor Etlaß dieſes Gefeged veranſchlagt. 


Die Ablöſung der im Titel J. des reale et vom 17. März 
1808 en 1868 Seite 249) für ablösbar 
eflärten gewerblichen Berechtigungen erfolgt nad; ben Be— 
kinmungen des gedachten und nicht des gegenwärtigen Gefeßes. 


Gegenleiftungen, 
$. 36. 

Die Gegenleiftungen, melde bem Berechtigten gegenüber 
dm Verpflichteten obliegen, werden, foweit fie nad) dem aegen- 
wirtigen Geſetze ablösbar find, nach den Vorfchriften der 66. 7 
v5 35 ebenfalld auf eine Jährlichkeit gebradyt. Der Ueber 
uk, welcher fich hiernach bei der Aufrechnung ber jährlichen 
Leſſungen und Gegenleiftungen zu Gunften des Berechtigten 
oter — ergiebt, bildet ben abzulöfenden jährlichen 
Geldiverth. 


Wenn dem Berechtigten aus einem befonderen Nechts- 
runde die Befugniß zuftcht, wider den Willen des Verpflid) 
teten auf deffen Leiſtungen zu verzichten und ſich dadurch von 
den — zu befreien, ſo bat e8 hierbei fein Be— 
zınden. 


als Gegenleiftungen der Obereigenthümer kommen auch 
die den Erbfeftern zuftehenden Holz- und Torfbezüge zur Ab⸗ 
fung, mögen biefelben die Natur der Reallaften oder Dienft- 
surfeiten an ſich tragen, 


Diejenigen Erbfefter aber, zu deren Stellen foldye Sefte- 
dölzungen gebören, auf melde die |. 31 bis 36 der Forſt 
und Tagborbnung dom 2. Juli 1784 Amwendung finden, 
werden fir die ihnen auf diefen Grundſtücken zuftchenden 
Soljnugumgsredyte dadurch entichädigt, daß ihmen die Fichte 
bölzungen mit allen SHolzbeftänden vom FFisfus zum vollen 
Eigentbum als Subehör ihrer FFefteftellen abgetreten werben 
genen eine an den Fiskus zu entrichtende Jahresrente, welche 
3 Brogent bed fahverftändig zu ermittelnden Kapitalwerthes 
tes a den Feftchölzungen befindlichen Beftandes an hartem 
Hole ausmacht. j 3 


** 


| die direkten Steuern in dem Gebiete ber Herzogt 
1 
oben ift von eben dieſem Zeitpunfte ab ber zu ermit- | 


| keine Anwendung. 
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Abfindung der Berechtigten. 
S. 37. 


Bei ber Auseinanderſetzung nad) ben Beftimmungen biefeg 
Geſetzes findet eine Ermäßigung der Abfindung wegen der 
ben pflichtigen Grunditüden auferlegten oder — enden 
Grundſteuer nicht ſtatt. Entrichtet jedoch der Verpflichtete 
unter ben Abgaben an ben Berechtigten zugleich die auf das 
verpflichtete Grundſtück fallenden Steuern, al8 Kontribution, 
Landfteuer, und fommt der Berechtigte dafür der Staatskaſſe 
auf, fo find diefe Steuerbeträge auszufondern. Diefelben find 
nicht Gegenftand ber Ablöfung, fondern es finden auf fie An- 
en. die Vorfchriften der SG. 1 und 4 ber Verordnung, 
betreffend die Einführung der Preußifchen ben sang er 

mer + 
wig und SHolftein vom 28. April 1867 (Gefeh-Sammlung für 
1807 Seite 543). - J 


J 


» 


$. 38. 


Der in Gemäßbeit ber 6 bis 36 feſtgeſtellte jährl 
Geldwerth bildet ng —8 feſtgeſtellte jaͤhrliche 


$. 29. 


Dieſe Rente darf ber Verpflichtete durch Baarzahlung 
ihres adytzehnfachen Betrages tilgen. 
Die Zahlung muß im Mangel einer anderweiten Eini- 
gung fpäteftens im Musführungstermin in ungertrennter 
umme erfolgen. 


$. 40. 


Erflärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluß des 
Rezeſſes bereit, das Ablöfungstapital nad $. 39 zu bezahlen, 
fo erfolgt die Ablöfung der Nente und bie Abfindung des 
Berechtigten in Nentenbriefen zum zwanzigfachen Betrage durch 
Vermittelung einer für die Provinz ng re zu er 
richtenden Rentenbank, weldye mit einer der beſtehenden Ren- 
tenbanten vereinigt werden fann. 


Mill der Verpflichtete die Ablöfung durch Baarzahlung 
bes achtzehnfachen Betrages bewirken, fo ſteht dem Berechtigten 
dennoch frei, bie Mbfindung zum zwanzigfadyen Betrage in 
Nentenbriefen zu verlangen. 


$. 41. 


ir die Vermittelung ber Rentenbank ift das Gefeh vom 
2. März 1850 (Gefeg-Sammlung für 1850 Seite 112 ff. 
mit dem baffelbe ergänzenden Gefehe vom 14. September 186 
Seite 547) maßgebend. 


Dabei bleiben aber diejenigen Beftimmungen, welche eine 
Herabminderung der Ablöfungsrente auf neun Zehntheile vor- 
ausfegen, außer Anwendung. 

Die im $. 62 des Mentenbanfgefehes bezeichneten Ab» 
löfungskapitalien unterliegen, ſoweit fie dem Berechtigten nicht 
baar bezahlt werden, der Beſtimmung des $. 5 des Gefehes 
vom 15, Dezember 1871, betreffend die Aufhebung des Etaatd- 
ſchahes (Gefeg- Sammlung Seite 593). 


$. 42, 


Auf diejenigen Menten, melde dem Domainenfisfus alß 
Berechtigten zuftchen, findet ber $. 64 des —— 
vom 2. März 1850 mit der Mafgabe Anwendung, daß bie 
Nente während eined Zeitraumes von 41-5 Jahren ununter- 
brodyen an den Fiskus feitend des Verpflichteten zu entrichten 
ift, wonächft die Verbindlichkeit zur ferneren Entrihtung ber 
Rente vollitändig aufhört. 


$. 43. 


Auf fefte Geld- und Getreibeabgaben, welche nachweiſbar 
als Kanon oder Grundzins für die Ueberlaffung eines Grund» 
ſtücks zur Erbvacht, Erbfefty Erbzins oder Eigenthum vor 
Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes rechtäverbindlid fiber 
nommen find, finden. die Beitimmungen der $5. 39 und 40 


“ 


* 








Erklärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluſſe des 
Nezeſſes bereit, das Ablöfungskapital zu bezahlen, fo erfolgt 
die rar der Nente und die Abfindung des Berechtigten 
in Nentenbriefen zum 22%, fahen Betrage durch Vermittelung 
der Nentenbanf. 


In diefem Fall ift die Abldfungsrente vom dem Ber- 
eg re während eines Zeitraumes von 56-5 Jahren an 
ie Rentenbank zu bezahlen. Nententbeile unter einem vollen | 
Sildergrofhen werben jedoch von der Rentenbank nicht über- 
nommen, vielmehr wirb deren Mfacher Betrag von dem Ber- 
pflichteten unmittelbar an den Berechtigten gezahlt. 


Will der Verpflichtete bie Ablöfung durch Baarzablung 
des 20 fachen Betrages bewirken, fo jteht dem Berechtigten 


tente in Mentenbriefen zu verlangen. 


At der Fiskus iu ben bier fraglichen Abgaben der Be 
techtigte, To finden die & 

vom-2. März 1850 
wendung. 


68. 7 und 64 des Rentenbantgefi 
(Gejef Sammlung Seite 112) feine An- 


$. 44. 


Ausgenommen von den Beitimmungen der 66. 39 bis 43 
find die Ablöfungsrenten ($. 38), weldye Kirchen, Pfarren, 
Küftereien, en geiftlichen Inſtituten, firdlichen Beamten, 
öffentlihen Schulen und deren Lehrern, höheren Unterrichts» 
und Erziehumgsanftalten, frommen und milden Stiftungen oder 
Wohlthätigkeitsanſtalten, ſowie den zur Unterhaltung aller 
vorgedachten Anftalten beftimmten Fonds zuftehen. 


Diefe Renten werben, 


a) wenn ber Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 
25 fachen Betrage, | 
b) wenn der Antrag von dem Beredjtigten ausgeht, zum | 
22% fachen Betrage | 
durch Kapital abgelöft. Die Abfindung erfolgt durch die 
Rermittelung — — Dem —S— ſteht je | 
body frei, baar zum 25 fachen, beziehungsweile zum 22% fachen 
Betrage abzulöfen. 


Bei der Abldfung durch Baarzahlung ift ber Verpflichtete 
befugt, das Kapital in vier aufeinan Igenben einjährigen 
Terminen, von dem Ablaufe ber Kündigungafrift an — 
u gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der Berechtigte nur 
Neh Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens 
100 Thaler betragen. Der jebeöntalige Rückſtand iſt mit- 
4 pCt. jährlich zu verzinſen. 

Zi die Vermittelung der Rentenbant ift das Geſetz vom 
2, März. 1850 (Gefeß-Sammlung Seite 112ff.) mit folgenden 
Abãnderungen maßgebend: el 


| 
| 
| 
| 
1) Der Berechtigte erhält ben nad wer bei 
l 
} 
1 











techneten Kabitalbetrag im Mentenbriefen nad dem 


Nennwertbe und, foweit dies durch ſolche nicht voll | 


ftändig geſchehen kann, in baarem Gelbe. 


2) Der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks hat vom Zeit. 
puntt der Dee unb während der Tilgungs | 
periode vom 5644; Jahren an. die Rentenban | 
Jahresrente & entrichten, weldie 44 vom Hundert‘ 
der an den Beredjtigten zu gewährenden Abfindung | 
beträgt; Nenten und Rententheile unter einem Silber- | 
groſchen werben von ber Rentenbant nicht übernommten; 
vielmehr wird der 22% fache Betrag berfelben von bem 
Befiter ded verpflichteten Grundſtuͤcks unmittelbar an | 
"den tigten gezahlt. SE 


3) Die Vermittelung. der Rentenbamf: findet. nur ſtatt, 
wenn bie Ablöfung bei ber zuſtändigen Auseinander⸗ | 
fegungsbehörbe bis — 31. er 1874 beantragt 
morben. Fuͤr den chtigten geht mit Ablauf diefer 
Frift die Befugniß, auf Kapitalablöfung: anzuträgen; 





| 
| 
dennod frei, die Abfindung zum 22% fachen Betrage der Jahres- 


— 


mit Ausnahme des im 8. 52 gedachten Falles über- 
baupt verloren und er ift fpäter nur die Umwandlung 
ber Reallaften in Rente nad) den Beftimmungen ber 
$$. 5 bis 38 zu beantragen befugt. 





— — — 


Normalpreife und Normalmarktorte. 
$. 8. 


gefttellung ber Normalpreife und Normalmarftorte 
‚ 10, 12, 17, 19 bis 21 und 24) werben von ber 
gung angemeffene Dijtrifte beftimmt. Für jeden 
ſolchen Diftrikt wird eine Kommiffion gebildet, welde aus 
mehreren, nad) $. 46 zu erwählenden fachkundigen Eingefeffenen 
des Diftrifts und einem von ber Bezirköregierung ohne 
Stimmredt zu ernennenden Vorfigenden befteht. 


Die Kommilfion macht auf Grund der von ihr vorzu⸗ 
nehmenden Ermittelungen der Bezirfäregierung Vorfchläge über 
bie in dem Diftrifte zu bildenden Dreisbezirfe, über die Normal- 
breife für jeden diefer Bezirke, fowie über die anzunehmenben 
Normalmarftorte. 


Die Bezirksregierung beftätigt diefe Vorfchläge ober ent- 
ſcheidet, wenn die ommifionsmitalieber ſich nicht haben einigen 
können. Gegen biefe Entſcheidung fteht den Mitgliedern ber 
Kommilfion der Rekurs an das Revifiondkollegium für Panbes- 
fulturfachen zu, welchen Reigen drei Wochen vom Tage 
ber Publikation bei der Bezirföregierung einzulegen haben. 


Das Reviſtonskollegium entfcheidet endgültig. 


Zur 


(fiehe 8. : 


$. 46. 


Bei der Wahl der aus den Diftriktäeingefellenen zu 
entnehmenden Mitglieder der Kommiffion ift nach folgenden 
Regeln zu verfahren: 


1) Die Wahl erfolgt für jeden Kreis auf dem Kreistage 
in ber Art, daß bie eine Hälfte der Kommiffionsmit- 
ee von den Kreistagsmitgliedern aus dem Stande 
gaben Grundbefiged und die andere Sälfte von 
den- Mitgliedern aus dem Stande der Landgemeinden 
gewählt wird. 


2) Umfaßt der Diftrikt mehrere landräthliche — ſo 
werden in jedem derſelben mindeſtens zwei Mitglieder, 
eins von den Kreistagsmitgliedern aus dem Stande 
des großen Grunbbefiges, und eind von ben Streis- 
tagsmitgliedern aus dem Stande der Landgemeinden 
gewählt. Die Bezirksregierung kann die Kreidtags- 
mitglieder aus dem Stande des großen Grundbefiges 
von mehreren Kreifen zu einer Wahlverfammlung ver- 
einigen. 

3) Die Wahlen erfolgen nach abfoluter Stimmenmehr- 
beit. Bei Stimmengleichheit entfcheidet daß Loos. 


4) Die Prüfung und Beltätigung der Wahlen gebührt 
ber Bezirksregierung. 


5) Auf diefe Behörde geht auch das Necht * Wahl der 


Kommiffionsmitglieder für diejenige Varte über, welche 
die Wahl v gert oder ſolche unterlafien bat. 
8. 47. 


Die emwähnten Mitglieder ber Diſtriktskommiſſion er- 
halten Reife und Sehrungsfoften aus der Staatsfaffe und 


a er Tagegelber und 15 Sgr. Reifefoften pro 
£ 


$. 48. 


Wenn bie Bezirköregierung eine Menderung von Norntal- 
Marktorten und ben bamit —— enden Normälver- 
er u ben Vreifen der Marftorte Sy 18 bis 20) durch 

en Derteht für geboten erachtet, fo ift ſie zu einer ſolchen 

4 ohne ung der Diftriftsfommiffion "befugt. 
Der nee Marktort ıft für alle auf bie Bekanntmachung der 
Uenberung folgenden Martini-Marktpreife maßgebend.’ 











Eine Revifion oder Ergänzung ber Normalpreife kann bie 
Bezirköregierung bewirken, wenn und foweit fie ein Bebürfniß 
dazu anerkennt, fofern nur bie geltenden Normalpreife ſchon 
minbeftens 5 Jahre in Wirkfamfeit gewejen find. 
a oder Ergänzung erfolgt auf dem im $. 45 bezeichneten 

ege. 
$. 49. 


In der Regel fommen:die Markt- und Normalpreife des ⸗ 
jenigen Bezirls zur Anwendung, in welchem ber zur —* 
rung der * ober der zur Leiſtung der Verpflichtung be⸗ 

immte Ort belegen ift. ar diefer nicht beitimmt, oder muß 
ie Abgabe oder Leiſtung am verfchiedenen Orten eliefert 
oder verrichtet werden, fo fommen bie Marft- ober Normal- 
preife dejenigen Bezirks zur Anwendung, in weldem das ver- 
pflichtete Grundftüd belegen iſt. 


$. 50. 

Sollten in einzelnen Diftriften Abgaben und Feiitungen, 
r beren Seofung nad) bem nen Geſetze Normal: 
äße feitgeftellt werden follen, gar nidyt mehr ober doch nur 
n ſehr en em Umfange vorkommen, fo fann mit Geneh- 
mi F es Minifteriumd für landwirthſchaftliche Angelegen⸗ 
beiten in ſolchen Diſtrikten die Feſtſetzung von Normalpreiſen 

unterbleipen. 


Kommt es in folhen Diftrikten auf eine Abſchätzung an, 
fo erfolgt diefelbe durch Schiedsrichter. 


Allgemeine Beftimmungen. 
$. 51. 


Bei Rezeſſen und Verträgen, melde für bie Ablöſung 
Bebingungen feitfegen, die den Berechtigten oder ben Ber- 
‚pflichteten günftiger find, als fie das gegenwärtige Geſetz ent- 

It, behält e8 jein Vewenden, 


$. 52. 


Wenn bei Zerftüdelung von Grundftüden bie darauf haf- 
tenben Reallaften weder durch Kapital, noch durch Vermitte 
[ung der Rentenbant abgelöft werben, fo bleiben für folde Real- 
—* das Hauptgrundſtück und die Trennſtücke ſolidariſch 
verhaftet. 


dem Berechtigten mehrere verpflichtete Grund» 
ftüde mit folidarifcher Haftbarkeit für bie bemfelben zu Ri 
mährenden Veiftungen gegenüber und es bat bereitd eine 
Vertheilung der Leiltungen mit Einwilligung des Berechtigten 
frattgefunden, fs ift leßtere auch für die Audeinanderfegung 
nad) dieſem Gefege in der Art maßgebend, daß mit der Aus- 
führung berfelben die folidarifche Haftbarkeit aufhört. 

ft eine ſolche Vertheilung noch nicht erfolgt, fo wird die 
nach %. 38 ermittelte Rente nad*Verhältniß des Werth der 
einzelnen pflichtigen Grundftüde auf biefelben unter Aufhe 
bung ber Solidarhaft vertheilt. 

Das Nämliche gilt bei den nad) der Museinanderfegung 
eintretenden Zerftüdelungen rentenpflichtiger Grundftäde. 

Die in dem $.44 genannten Berechtigten find zu forbern 
befugt, daß biejenigen Rentenbeträge, welche nad der Ver- 
theilung jährlich unter vier Thaler betragen, durch Erlegung 
des 25fachen Baarbetrages abgelöft werben, 

Menn Grunbftüde, auf benen Tilgungsrenten haften, 
zerftücelt werben, fo find die Renten ebenfo zu vertheilen, 
wie bie Staatöfteuern. 


In ſolchem ale müffen Nentenbeträge, welche nad) der 
Vertheilung ber Rente PAIR weniger als einen Thaler ber 
tragen, auf Verlangen ber Direktion ber Mentenbanf be» 
—— bed Domainenfistus ſofort durch Kapitalzah- 
ung nach den Vorſchriften des $. 23 bed NRentenbankgejches 
vom 2. März 1850 abgelöft werden. | 


$. 58. 


Mit dem Ausführungstermin ber Auseinanderfehung, 
welcher beim Mangel ber Cinigung durch bie Bezirköregie- 


Herrenhaus. ttenftäd AP 6 


Die Re 


u verfloffen find, mit einer 


7 
rung zu beftimmen ift, tritt an bie Stelle der aufgehobenen 
Be —— das Recht auf bie dafür feſtgeſtellte Mente- 
oder Kapitalabfindung. Diefem Rechte ftcht daſſelbe — 5* 
recht vor anderen ar das verpflichtete Grundſtück geltend zu 
machenden Drivatforberungen zu, welches ber aufgehobenen 
Berechtigung zuftand. 


Die —— dieſes Rechtes in die betreffenden öffent ⸗ 
— Bücher erfolgt auf Grund der gegenwärtigen Be— 
immung. 


In Betreff der Tilgungsrenten gilt die Beſtimmung des 
$. 18 des Mentenbantgejeges vom 2. März 1850. 


$. 54. 


Bei erblicher Ueberlaffung eines Grundftäds ift fortan 
nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zuläffig. 


Mit Ausnahme fefter Geldrenten dürfen Paften, welche 
u. dem gegenwärtigen —* ablösbar find, einem Grund- 
ftäde von jegt ab nicht auferlegt werben. 


Neu auferlegte fefte Gelbrenten ift ber Verpflichtete nach 
gorgängiger ——— Kündigung mit dem zwanzig 
fahen Betrage abzulöfen berechtigt, jofern nicht vertragsmäßig 
etwas Anderes beitimmt wird. Es kann jebod) auch vertrags- 
mäßig die Kündigung nur während eines beftimmten Seit 
raumd, welcher dreißig Jahre nicht Üiberfteigen darf, ausge 
ſchloſſen und ein höherer Ablöfungsbetrag ald ber fünfund- 
pranjigfache ber Rente nicht feitgefegt werden. Vertraggmäfiige, 
en Vorfchriften diefes Paragrapben zumiderlaufende Bejtim- 
mungen find wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit 
des ſonſtigen Inhalts eines folden Vertrages. 


$. 55. 


Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtück 
ober einer Gerechtigkeit auferlegt werden, fann künftig mur 
während eines beſtimmten Seitraumeß, welcher dreißig Jahre 
nicht überjteigen darf, ansgeichloffen werben. Kapitalien, wel 
auf einem Grundftüd oder einer mn angelegt find, 
und bisher feitens des Schuldners unkündbar waren, können 
von jet ab, fobald dreißig Jahre feit der Berfündigung dieſes 

echsmonatlichen Friſt feiten® 
uldners gekündigt werben. ' 


Diefe Beftimmungen finden auf Srebit-nftitute feine 
Anwendung. 


$. 56. 


Die Koften ber Stuseinanberfegung, ausſchließlich der. 
Drozeftoften, find zur einen Hälfte von dem Berechtigten, zur 
anderen von den Pflichtigen zu tragen. ® 


Mehrere Berechtigte oder mehrere Berpflichtete haben zu 
ben fie betreffenden Kojten nad Verhältniß des MWerthed ber 
abgelöften Reallaften und Gegenleiftungen beiqutragen. 


$ 57. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wirb ber yon im 
Schleswig, ald Auseinanderfegungsbehörde und dem dajelbft 
i bildenden Spruchkollegium für landwirthſchaftliche Ange 
egenheiten übertragen. In Anſehung der Rechte dritter Per 
fonen, de ganzen Audeinanderſetzungsverfahrens und des 
Koftenwefens finden babei diefelben Vorſchriften Anwendung; 
welche in dieſen Veziehungen bei Ablöfungen in der Provinz 
Brandenburg gelten. 


j $. 58. 


In Steitigkeiten über Theilnehmungsrechte und beren 
Umfang, fowie überhaupt wegen folder Rechtsverbältniffe, 
melde, abgefehen von den Beitimmungen diefed Geſetzes, Ge 
genftand eined Prozeſſes im, ordentlicen Rechtswege hätten 
werden können, bat in letzter Inſtanz das Ober-Appellations- 
ericht in Berlin zw enticheiden. Dabei kommen die für dieſes 
Gericht geltenden Bejtimmungen über die Rechtsmittel und bie 
bafür beitehenden Prozeßvorſchriften zur Anwendung. 


8 nn. Herrenhaus. Altenſtück A" 6. ‚ 











$. 59. ſtändlich fortgelaffen und ift jegt zur Vermeidung etwaiger 


Die WblöSbarkeit iſt ohne Rüdficht auf frühere Willens | Mißdeutung aufgenommen. 
erflärungen, Verjährung oder Judikate nad) ben Vorſchriften 
be8 gegenwärtigen Geſetzes zu beurtheilen. Su $. 22 (neuer Paragraph). 


$. 60 Diefe Beftimmung ift dem $. 28 des Ablöfungsgefehes 
’ ‘ vom 2. März 1850 entnommen, welder gem 58 beifelben 
2. März 1850 Id) äß 8. 

Alle bisherigen Vorfchriften über Gegenftände, worüber | nad) bem vom Reviiunäfnilsglen für Landeskulturſachen an- 
bas —— Geſetz Beſtimmungen enthält, werden, in | genommenen Grundſatze (Mr. 935 Zeitſchrift für Landeskultur 
formel? fie demfelben entgegenftehen, außer Kraft gefeßt. gefehgebung Band 11 Seite 265) - alle foldye fee Abgaben 

h v8 — d t6 in Körnern Anwendung findet, welche rechtöverbindlich nad) 

Die auf Grund folder Vorſchriften oder fonft rechtsver | einem mehrjährigen Durchſchnitte der Getreidepreife oder nad) 


bindlich erfolgten Feſtſetzungen über die Art und Höhe ber f ” U 007. —— 
entfbigung und über das Koftenbeitragsverhältniß bleiben ad en Anh. Narktpreife eines beftimmten Orts 
n Kraft. ; 


— Zu $. 24 ($. 22 des früheren Entwurfs). 


f Die mit dem erjten Abſatze zugefügten Worte »und« bis 
Beglaubigt. zu entrichten fei« eben —* a T 7 bes Ablöfun 8- 
(L. S) ejeped für die Sobenzollernfchen Lande vom 28. Mai 1860 
erein. 
Der Minifter für die landwirty Der Finanzminiſter. 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Qu $. 41 ($. 39 des früheren Entwurfs). 
v. Selchow. Gampbaufen. Der zugefügte —* Sag bezieht ſich auf diejenigen zur 
Staatskaffe fließenden Ablöfungskapitalien, ftatt deren die Be- 


rechtigten Rentenbriefe empfangen. Nad ber Beſtimmung bes 
| } 5 de8 Geſetzes vom 18. Dezember 1871, betreffend bie Auf- 
hebung des Staatsſchatzes (Gefeg- Sammlung Seite 593), mel- 
; her auf dieſe Kapitalien Anwendung finden fol, fließen die- 


1 


Motive ‚ felben den allgemeinen Staatsfonds zu und find, foweit über 
' fie nicht als Dedungsmittel im Staatshaushaltsetat bed be 
— treffenden ee oder anderweitig unter Zuftimmung ber 
j i ‘ beiden Hänfer de8 Landtages — wird, zur Tilgung bon 
Der Entwurf eines Gefeges, been bie Ablöfung der | Staatsfchulden zu verwenden und an bie Staatsfhulben- 
Reallaften in ber Provinz Schleswig-Solftein, welcher nebft | Tilgungsfaffe abzuführen. 
agree — — —— —— vom | 
. Januar 1872 zunä m Haufe ber eorbneten zur : 
verfüffungsmäßigen Befhlußnahme vorgelegt ift (Mr. 121 der ‚ des Herrenhauſes ein. Zufap ——A— worden, welcher 
Drudfadyen des legteren, II. Seffion 1871—1872), bat mit | feine Veranlaffung in dem Schlußſatze bes $. 53 findet, nad 
den im dem Berichte der verftärften Kommiffion für die Agrar- | welchem in Betreff ber Tilgungerenten bie Beftimmung des 
verhältniffe — Nr. 253 ber citirten Drudfachen — vorge }: 18 bes Rentenbanfgefeges Anwendung finden fol. Nach 
fchlagenen Abänderungen die Genehmigung des Abgeordneten. dieſer — —— die an —* Rentenbank abgetre- 
baufes in der Shang vom 20. Aprıl 1872 erhalten Gche tenm, Fatt Dei Sionkuerenz mit anderen LTerpflichtungen 


den betreffenden ftenographifchen Bericht Seite 1517 bis 1535). = ee en a Da 3 * 


In der von letzterem —— Faſſung iſt der Ent“ miſſion hat in Betracht gezogen, daß durch dieſes Vorzugsrecht 
wurf an das Herrenhaus gelangt (ſiehe Nr. 107 der Drud- | bie Sehe berjenigen protofollirten Gläubiger, deren Pfand- 
ſachen des Herrenhauſes) und von beffen —— für die rechte den zur Ablöſung durch die Rentenbank gelangenden 
ge athen worden, aber ber von ihr erftattete Reallaften vorangehen, und in Folge ber citirten Vorichrift 
Bericht (Mr. 128 ber nämliden Drudfachen) ift wegen des | Hinter ben Nentenbanfrenten zu ftehen kommen, möglicherweife 
Landtagfchluffes nicht mehr zur Berathung im Plenum ge — werben fünne. Außerdem bat fie erwogen, daß bie 
fommen. — —— ae zw —— er - Po 

’ 3 t Renten 

Der aufs Neue vorbereitete Geſetzentwurf ſtimmt mit dem . —  SERe © - et .. 

vom Abgeordnetenhauſe angenommenen Entwurfe bis auf — * * ——— Aus dieſen Gründen hat 


wenige weiter zu ermähnende Abweichungen überein. Im 
Anſchluſſe an die Motive des früheren Regierungsentwurfs »Es bleibt bem Ermeſſen der Auseinanberfegungsbebörbe 


biefem Paragraphen ift von ber Agrartommiffion 


befchränten fich die folgenden ——— auf biejenigen Be⸗ überlaffen, in folden fällen, in welchen ben Renten 
flimmungen de8 neuen Entwurfs, in weldiem er fid) materiell protofollirte Forderungen vorgehen, die Uebernahme 
von dem früheren unterfcheibet und auf biejenigen bei ber der Nenten 'auf die Nentenbank zu verfagen.« 
Berathung des Ichteren vom Wögeschuehintonfe unb von ber 


Agrarkommiſſion des Herrenhaufes befchloffenen Abänderungs- 
vorfchläge, auf welche von ber Regierung nicht hat eingegangen 
werben fünneı. 


ge durch biefen Zufag würde der im Ablöfungsgefege 
vom 2. ** 1850 enthaltene Grundſatz, daß um der vorein- 
— ypotheken läubiger willen die Uebernahme von 
—* — * ge er — — gr bazlı F 

weſentli erung erleiden un rdieß dem Ermeſſen 

du 53 (muer Paragru der Auseinanderſetzungsbehörde in jedem einzelnen Falle ein 
bedenklicher Spielraum eingeräumt werden. Zu einer ſolchen 
Abweichung von dem erwähnten, durch das Gefeh vom 3. April 
1860 (Gefepfammlung Seite 544) aud) auf bie Provinz San 
nover angewandten Ablöfungsgrunbfage liegt ein befonderer 
Anlaß in Bezug auf die Drovinz Scleswig-Holftein nicht vor 
und e8. ift beshalb davon abgefehen worden. 


Die in biefem Baragraphen enthaltenen Beitimmungen 
ehen im Einklang mit dem $. 3 Nr. 2, 3 und 10 bes Üb- 
Öfungsgefehes vom 2. März 1850, Ihre Anwendbarkeit auf 

bie Provinz Schleswig-Holftein in ber dom —— 
beſchloſſenen Faſſung tft in dem citirten Kommiſſionsberichte — 
Nr. 253 der Drudfachen des Abgeordnetenhauſes — Seite 


7 bis 10 überzeugend nachgewieſen. 
Zu $. 43 ($. 41 des früheren Entwurfs). 


Zu 5.9 ($. des fräßeren Entwurfs). | Diefer Paragraph, welder nad dem erwähnten Berichte 
Der Schlußſatz ftimmt mit dem $. 11 bes . ge | ber verftärkten Agrartommilfion des Abgeorbnetenhaufes Seit 
fege8 vom 2. März 1850 überein, war früher als felbitver- | 13 bis 20 aus ber gründlichen Erörterung einer Reihe vo 


| 





— — 
— 


Abänderungsvorfdjlägen zu $. 41 des früheren Entwurfs 
hervorgegangen ift, regelt bie Ablöfungsmodalitäten für bie. 
jenigen feften Gelb- und Getreideabgaben , melde nadmeisbar 
ols Kanon ober Grundzins für die Ueberlaffung eines Grund» 
üds zu Erbpacht, Erbfefte, Erbzins oder Eigenthum vor Verkün- 
ung te8 gegenwärtigen Geſetzes rehtäverbindlid übernommen 
find, — abweichend von dem $. 41 des früheren Entwurfs — in 
einer für Die Berechtigten wie für die Verpflichteten gleich ange 
meflenen Weiſe, nämlich in Uebereinftimmung mit den für bie ge 
mwöhnlichen Neallaften in den 65 39 und 40 enthaltenen Vor- 
ſchriften nur mit Erhöhung der Kapitalablöfungsfäge, indem 
an bie Stelle des 18fachen der 20fache Baarbetrag und an 
die Stelle des 20fadhen der 22°/,fache Nentenbriefbetrag tritt. 
Hierdurch wird für die in Rede ftehenden Abgaben auch dem 
Verpflibteten die Möglichkeit des Antrages der Ablöfung durch 
bie Rentenbank — nur in ber längeren Tilgungäperiode von 
56" /,2 Jahren — eröffnet und andererfeit8 dem Berechtigten 
die Abfindung in Nentenbriefen zum 22°/, fachen Betrage ber 
Nente gewährt, während nach dem $. 41 des früheren Ent | 
wurfes nur ber — — auf Ablöfung durch die Menten- 
bunt antragen fonnte und nur den 20fachen Nentebetrag in | 
Nentenbriefen erhalten follte. 


Der lebte Satz be $. 43 ftellt für die in Rebe ſtehenden 
Abgaben, indem er für fie die 68. 7 und 64 des Menten- 
bankgefeged vom 2. März i850 außer Anwendung ſetzt, den 








Fiskus den Drivatberechtigten gleich, fo daß auch der Staat, 
wenn ihm nicht Baarzahlung angeboten wird, die Enticäbi- 


* 


gebilligten Beſtimmungen einverſtanden, 


gung in Nentenbriefen von der Rentenbank empfangen ſoll. 


Die Regierung ift mit biefen von dem Abgeordnetenhaufe 
befchloffenen und von ber Agrar-stommiffion des Herrenhaufes 
weil die Gleichſtellung 
der Wirkungen der rovokation bed Berechtigten und bes 
Berpflichteten die befte Gewähr für die wünſchenswerthe mög- 


lichſt baldige Ausführung der Ablöfung ber in Rebe ftehenden 
Abgaben bietet. 


Zu $. 44 ($. 42 bes früheren Entwurfs). 


Durch ben $. 42 des früheren Entwurfs waren bie Renten, 
welche ben im $. 44 genannten Berechtigten zuftchen, von ber 
durdy die vorſtehenden Paragraphen beftimmten Art ber Ab- 
löfung ausgenommen und nur ber Ablöfung durch Baar- 


jahlung ihres Zöfachen Betrages auf Antrag bes Verpflichteten 


‚ unterworfen, 


‘ der den ermähnten 


Der vom Abgeorönetenhaufe befchloffene Ent- 
murf bat ftatt bdeffen die Beitimmungen über ‚die Ablöfung 
erechtigten zuftehenden Realberecdhtigungen 
tinem befonderen Gefete vorbehalten, weil damals jchon ber 
Entwurf des Geſetzes, melde für den Geltungsbereid, des 
Ablöfungsgefehes vom 2. März 1850 die Ablöfungsbedingungen 
in Bezug auf bie fraglichen Realberehtigungen neu regelt, 
in ber Beratung pi a mar und weil für angemeffen 
erachtet wurde, die nämlichen Ablöfungsgrundfäte für dieſe 
Realberechtigungen in der Provinz Schleswig. Holftein einzu 
führen, über welche fid die gejeßgebenden Faktoren für den 
Geltungsbereich des Ablöfungägefeged vom 2. März 1850 ver- 
einigen würden. Inzwiſchen ift diefe Vereinbarung zu Stande 


— in dem Geſetze vom 27. April 1872 (Gefeg-Samm- 


’ 


ung Seite 417). Mit letzterem ift nunmehr der $. 44 des 
vorliegenden Entwurf in Uebereinftimmung gebradyt worden. 
Nur ift der Dräffufiotermin in entfprechend gleichen Zeitraum 
vom wahrfcheinlihen Erlaffe des gegemmärtigen Geſetzes ab» 
gerechnet, auf den 30. Dezember 1874 beftimmt morden. 


Im $. 42 des früheren Entwurfs waren die 4 abligen 
Klöfter zu St. Johannis vor Schlebwig, Preetz, Ueterfen und 
schoe ausdrückich als geiftliche Inftitute genannt, Bei ber 
Serathung in der Agrartommiffton des Abgeordnetenhaufes 
ift dagegen geltend gemadyt worden, daß die Entſcheidung über 
die fragliche Eigenſchaft der abligen Klöſter im Gtreitfalle 
allein den zuftändigen Gerichten fompetire, In Folge deſſen 
ift die Anführung ber abligen Klöfter im $, 44 unter 


“blieben, 


Zu $. 46 ($. 44 des früheren Entwurfs). 


Die Beftimmung unter 3 unterfcheibet fi von der früheren 
dadurch, daß für den Fall der Stimmengleichheit an die Etelle 
ber Enticheidung bed Landraths, bezichungsweife des Vorfigen- 

Anl. z. d. Berhandl. d. Herreuhauſes. 


Sertenpans. _Attenftüd N 6. 


ben ber Wahlverfammlung, um ihnen eine peinliche Entfchei- 
bung abzunehmen, das Loos —— iſt nach dem als zweck · 
mäßig anzuerkennenden Vorſchlage des Abgeordnetenhauſes. 


Zu $. 52 ($. 50 des früheren Entwurfs). 


Der hinzugefügte erſte Sat ſtimmt mit dem gr Sathe 
bes F. 93 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 überein. 
Der vierte Abſatz, welher in dem früheren Entwurfe auch bie 
im 6.41 (jebt &. 43) genannten Realberechtigten betraf, hat 
auf_bie im $. 44 genannten Berechtigten beſchränkt werden 
müffen, da die im $. 43 genannten Neallaften durch bie jetzige 
Faſſung dieſes Daragrapben den gewöhnlichen Reallaften in ben 
Nblöfungsmobalitäten bis auf die Ablöfungsfäge gleichgeftellt 
—* mithin in Bezug auf fie den Berechtigten die Provoka 
ondbefugnig mit gleicher Wirkung, wie den PVerpflichteten 
zuſtehen foll. ; 


Zu 8. 53 (6. 51 des früheren Entwurfs). 


Der Schlußſatz des erſten Abjages gewährt ben Rente— 
und Kapitalabfindungen nur das nämlidye Vorrecht vor an- 
beren Brivatforderungen an das verpflichtete Grunditüd, 
meldyes ber aufgchobenen Berechtigung zuftand und fließt 
fih hierin dem Beichluffe des Abgeordnetenhaufes an. Für 
J ungerenten enthält ber letzte Abſatz die ſchon erwähnte 

nahme. i 


Qu $. 57 ($. 55 des früheren Entwurfs). 


Es ift auf diejenigen Beſtimmungen über bie Rechte britter 
Derfonen, des Audeinanderfegungsverfahrens und des SKtoften- 
weſens vermwiefen, welche bei Mblöfungen in der Vrovinz 
Brandenburg gelten, weil in legterer und zwar in frank- 
furt a. O., aud ein Sprudjollegium fir landwirtbicaftliche 
Angelegenheiten beftebt, wie foldyes für bie Provinz Schleswig. 
Holftein gebildet werden fol. 


In dem $. 57 hat das Abgeordnetenhaus im zweiten 
en hinter dem Worte: »Auseinanderfehungsverfahrens« bie 
Einſchaltung folgender Worte beſchloſſen: 


⸗einſchließlich der allgemeinen babei maßgebenden Grund» 
fäte über die Beweisführung und Beweislafte 


unb hinter $. 58 bie Einrüdung folgendes neuen Paragraphen: 


»In allen Prozeſſen, welche nad) G. 18 des Gefebes 
vom 11. Februar 1870, betreffend bie Ausführung ber 
anberweitigen Negelung der Grundjteuer in den Pro⸗ 
vinzen ur eig Sannover und Heſſen ⸗ 
Naſſau, fowie in dem Kreiſe Meifenheim (Gefe- 
Eammlung Seite 85) gegen bie Rekursentſcheidung 
bes Finanzminiſters über die frage: 


welche Beträge ber fogenannten ftchenden Gefäll- 
ganz in Wegfall zu fielen oder auf drei DVier- 


theile ihres bisherigen Jahresbetrages zu er 


mäßigen find, 


anhängig und noch nicht vechtöfräftig entichieden find 

ober fünftig anhängig werden, tritt die Zuftändig- 

feit ber Nuseinanderfetungäbehörden des — 

Kollegiums und des Revifions-Kollegiums für Landes 

——— unter Anwendung der Vorſchriften des 
7 ein. 


Gegen bie Entfcheidungen des Revifiongfolle- 
—— für Landeskulturſachen findet weder ein ordent- 
iches, noch außerordentliches Rechtsmittel ftatt. 


Die im $. 18 des obengedachten Geſetzes vom 
11. Februar 1870 beftimmte Friſt für die Beſchrei— 
tung des Rechtẽweges iſt gewahrt, wenn binnen der» 
ee oder binnen 3 Monaten nad Verkündiaung 
eb gegenwärtigen Geſetzes die Klage bei der Aus» 
einanderfegungsbchörde angemeldet wird.« 


Diefe beiden Zuſätze, deren Motivirung aus dem Verichte 
ber verſtärkten Agrarkommiſſion des Abgeordnetenbaufes Seite 
22 bis 28 fid) ergiebt, find in den vorliegenden Entwurf nicht 
aufgenommen, Der erſte Zufag ift überflüffig, da es ſich von 

2 


10 





felbit verftcht, daß zu dem »ganzen Museinanderfegungsver- 
fabren« auch die Dabei maßgebenden Grundfäge über die Be— | 
weisführung und Beweislaſt gehören. Zu dem vorgeſchlage | 
nen neuen Daragraphen vermag die Regierung ein Bedürfnig 
nicht anzuerkennen. In Bezug auf die Prozeſſe, welche 9 
$. 18 des Geſetzes vom 11. Februar 1870 anhängig und no 
nicht zechtaträftig entfchieden [ind oder künftig sublneh wer | 
ben, tritt nad) Erlaß des vorliegenden Geſetzes mit der Diro- 
vofation auf Ablöfung der auf den pflicytigen Grundſtücken | 
haftenden Neallaften nach den im $. 57 zitirten Vorfchriften, 
inöbefondere nach $. 9 der Verordnung vom 20. Juni 1817, 
die Zuftändigkeit der Auseinanderfegungsbehörde ein. Es ift 
mithin in den freien Willen ber —— geſtellt, dieſe 
Kompetenz, wenn ihnen daran gelegen iſt, durch Anbringung der 
Provokation auf Ablöfung herbeijuführen. Cine weiter aus- 
gebe nte Kompetenz; der Auseinanderfegungsbehörden würde 
ie Grenzen ber Aufgabe, für welde fie berufen find, über- 
fchreiten und die Kompetenz ber ordentlichen Gerichte unnöthig 
befchränten. Am allerwenigiten aber kann dem Schlußſatze 
zugeltimmt werben, wonach an bie Stelle ber im $. 18 bes 
zitirten Geſetzes beftimmten dreimonatlihen Vräfluflvfrift für 
bie ——— Rechtsweges eine neue Friſt von drei 
Monaten nad) Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes treten 
ſoll, da e8 als unzuläilig erachtet werden muß, ‚geteetic endgültige 
Entſcheidungen aufs Nene in frage zu ftellen. Die gar 
fomm'flion des Herrenhaufes bat denn auch für die Weg- 
Pal des in Mede stehenden Paragraphen ſich ausge 
prochen. 








Zu 8. zo (neuer Paragraph). 


Diefe Beftimmung iſt aus dem vorleßten Abfage bes G. 4 
bes früheren Entwurfs wörtlich übernommen. 


AMo Tr 
Berlin, den 26. November 1872. 


Em. Erlaucdht beehre ich mic, in der Anlage ein beglau- 
bigte8 Exemplar des von der Königlichen ee auf 
Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 15. d. M. ben 
beiden Häufern des Landtags zur verfaffungsmäßigen Ber 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurfs ber 

Kreißordnung für die ag Dreußen, Branden- 
burg, Pommern, ofen, Schlefien und Sadıfen, 
in der Faſſung, wie derſelbe von dem Hauſe der Abgeordneten 
in feiner heutigen Sitzung angenommen worden iſt, mit dem 
Anbeimftellen der gefälligen weiteren Veranlaffung ganz er- 
gebenjt zu überſenden 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Dräfidenten bes Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 


Erlaudt. 


_ Herrenhaus. AUktenftid A 7. 


ö— —— —— — — U 





Entwurf 


ber 
KreiSordnung 
für die 


Provinzen Preußen, Srandenburg, Pommern, Pofen, 
Schiefien und Sachſen. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ır. 
Y für 


verordnen mit Zuftimmung beider Häuſer bes Landta 
die Vrovinzen Preußen, Brandenburg, Bommern, fen, 


Schleſien und Sachſen, was folgt: 


Erfter Titel. 
Von den Grundlagen der Kreisverfaſſung. 


Erſter Abſchnitt. 


Bon dem Umfange und der Begrenzung der Kreife. 
$. 1. 
Die Kreife bleiben in ihrer gegenwärtigen Begrenzung 
als Verwaltungsbezirke befteben. 

| 


j $. 2. 
Jeder Kreis bildet nach näherer Vorſchrift dieſes Gefehes 
einen Kommunalverband zur Selbftverwaltung feiner Ange 
legenheiten mit ben Rechten einer Korporation. 


Veränderung der Rreisgrenzen und Bildung neuer Kreife. 
J. 3. 

Die Veränderung beftcehender Kreisgrenzen und die Bildung 
neuer, fowie die Zufammenlegung mehrerer Kreiſe erfolgt 
durch Geſetz. 

Die in Folge einer derartigen Veränderun 
Auseinanderfegung zwiſchen den betheiligten 
Verwaltungswege zu bewirken. 

‚Streitigkeiten, melde hierbei_entftchen, unterliegen, vor 
behaltlich der —— im 5, ber Entſcheidung des 
Verwaltungegerichtz ($$. 187 ff. 

Veränderungen folder Gemeinde ober Gutäbezirtägren; 
welche zugleich — find, ziehen die Veränderun 
biefer Kreisgrenzen und, mo die Kreis und Wahlbezirksgrenze 

ulammenfallen, aud die Veränderung ber letzteren ob 
Meiteres nad) ich. 

Eine jede Veränderung der Kreißgrenzen ift durch 

Amtsblatt bekannt zu maden. 














derli 
Ban ift fi 


Ausscheiden der großen Stähle aus ben Kreisverbänden. 


$.4. 


Städte, welche mit Ausſchluß der aktiven Militairperfon 

| eine Einwohnerzahl von mindeitens 25,000 Seelen haben, u 

| gegenwärtig einem Laudkreiſe angehören, find befugt, für fi 

| einen Kreisverband, Stadtkreis ($. 164) zu bilden und; 

dieſem Behufe aus dem bisherigen SKreiäverbande a 
| ſcheiden. 

— der Stadt wird dieſelbe durch 


Auf den Antra 
ür ausgeſchieden erklaͤrt. 


Miniſter des Innern 


nn. Re 


— — 2 — 











Es iſt ag zuvor in allen fällen eine Auseinander- 
iegung darüber 
Stadt an dem gemeinfamen Aktiv- und Daffiovermögen des 





Kommif) h 


Kommt eine Einigung der Betheiligten nicht zu Stande, b. Veitragspfliht zu den Kreisabgoben. 
fo entſcheidet über die Streitpunfte dad Verwaltungsgeridt. | : Ei 


ur Die Kreisangehörigen find verpflichtet, zur Befriediaun 
$.5. ber Bedürfniife des Streijes Abgaben auf N infofern * 
Privatrechtliche Verhältniffe werden durch Veränderungen Kreistag nicht beſchließt, dieſe Bebürfniffe aus dem Vermögen 
der Kreisgrenzen ($$. 3, 4) nicht berührt. — — oder aus ſonſtigen Einnahmen, zu beſtreiten (F. 116 


Grundſahe über die Vertheilung und Aufbringung der Kreisabgaben. 
$. 10. 
Die Vertheilung der Kreiſsabgaben darf nad) feinem ande⸗ 


weiter Abjchnitt. 
Bon den Breisangebörigen, ihren Nechten und 


Pflichten. ren Maßſtabe, als nad) dem Berhältniffe der von den Kreis. 
angebörigen zu entrichtenden direkten Staatsfteuern, beziehungs: 

8 6. weile ber Mahl- und Schlachtfteuer, und pen nur durch 

: Zufhläge zu denfelben, bejiehungsweife zu den nad) $$. 14 


Angehörige des Kreifes find, mit Ausnahme der nicht 
ngeieffenen fervisberechtigten Militairperfonen des aftiven 
Dienftitandes, alle diejenigen, melde innerhalb deß Kreiſes 
einen Wohnfig haben. 


Rechte der Areisangehörigen. 


und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerjägen ber forenfen, 


juriftifchen Perſonen ıc. erfolgen. 


| 
| 
| 
| 
Die Grund, Gebäude und die von dem Gewerbebetriebe 
auf dem platten Lande auftommende Gewerbeiteuer ber Stlaffe A. I. 
ift hierbei minbeftens mit der Sälfte und höchſtens mit dem 
§. 7. vollen Betrage desjenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit 
welchem bie Klaſſen⸗ und klaſſifizirte Einfommenfteuer belatet 
Die Kreisangehörigen find berechtigt: — Im —5* m bu —— von der Heran⸗ 
: q et iehung ganz frei gelaffen, darf aber feinenfalls dazu mit einem 
I) zur Ferien — es a höheren Drozentfaße, als bie Grund» und Gebäubefteuer beran- 
| 


j ir gegogen werden. Ausgeſchloſſen von ber Seranziehfung bleibt 
2) zur Mitbenugung ber öffentlihen Einrichtungen und | die Gewerbeiteuer vom Haufirgemerbe, 
Anftalten des Kreiſes. 


Die drei unterften Stufen ber Klaſſenſteuer I 9 zu a. 
des Geſetzes vom 1. Mai 1851, Geſetzſamml. S. 193) können 
von der Heranziehung zu den Kreisabgaben ganz freigelaſſen 
oder dazu mit einem geringeren Prozentſatz, als die übrigen 
Stufen der Ktlaffenfteuer und die Hlaffifigirte Einfommenfteuer 
herangezogen werden. In diefem falle iſt den mahl« und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Etädten ein verbältnißimäßiger Erlaß 
an ihrem Gefammtantheile an den Kreifabgaben zu gewähren. 


‚ir die mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen Städte iſt bei 
Vertheilung der Kreisabgaben die Einfommenfteuer nur nad) 
Abzug der Mabl- und Schlachtſteuervergütigung von 20 Thalern 
(8. 4: b. des Gefehed vom 1. Mai 1851), die Mahl: und 
Schlac tſteuer aber mit der Maßgabe in Anwendung zu bringen, 
daß die Mahlſteuer nur mit zwei Drittbeilen ihres Robertra- 
aed herangezogen werben darf. Haben biefe Städte eine 
Militairbevölkerung, fo ift von ber nach Norftebendem ermittel- 
ten Summe eine nad Verhältniß der Militairbevölterung zur 
Civilbevölkerung zu bemeffende Quote abzufeken. 


Von dem hiernach ermittelten Betrage der Mahl» und 
Schlachtſteuer noch einen Abzug bis höchſtens zwanzig Drozent 
zu bejchließen, bleibt der Kreisvertretung überlaffen. 


Pflichten ber Kreisangehörigen: 


a, Verpflichtung zur Annahme von unbefoldeten Aemtern. 
(Grände der Ablehnung, Felgen einer ungerechtfertigten Ablehnung.) 


g 8. 


Die Kreisangehörigen find verpflichtet, unbefoldete Aemter 
—* Verwaltung und Vertretung bed Kreiſes zu über- 
echmen. 


Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung folder 
Jemter beredytigen folgende Entfhuldigungsgründe: 


1) anhaltende Krankheit; 
Gefchäfte; bie eine häufige oder lange dauernde Ab- 
weſen heit vom Wohnorte mit fid) bringen; 

3) das Alter von 60 Jahren; 

4) die Verwaltung eined unmittelbaren Staatsamtes; 

Ä\ fonftige befondere Verbältniffe, weldye nach dem Er 
meſſen des Kreisſstages eine gültige Entjchuldigung 
begründen. 


Beträgt die Amtsbauer mehr ald drei Jahre, jo kann 
das Amt nach Ablauf von drei Jahren niedergelegt werden. 


Wer ein umbefoldetes Amt in ber Verwaltung oder Ver- 
ttetung bes Kreifes während ber vorgefchriebenen regelmäßigen 
Antsdauer verfehen hat, kann die Uebernahme deſſelben oder 


gu. Ä 


Unter Anwendung bes nad biefen Grunbfäßen $ 10) 
—— u. Seifen —— wg — 55 
* ie ; eisabgabenſoll für die einzelnen Gemeinden und fe ndi- 
ins gleichartigen für die nächſten brei Jahre ablehnen. gen Gutöbeirte im Gangen E het un kerkeihen use Untere 
Wer fid) ohne einen ber vorbejeichneten a ug vertheilung auf bie einzelnen Steuerpflichtigen nad demfelben 
gründe meigert, ein unbefoldetes Amt in ber Verwaltung oder | Maßjtabe, zur Einzichung ſowie zur Abführung im Ganzen 
Iertretung des Kreiſes zu übernehmen, oder das übernom- | an die Sreis-Kommunalkaffe überwieſen. 

ame Amt während ber vorgeſchriebenen tegelmäigen YAmts- Den Stäbten bleibt die Beſchlußnahme barüber, wie ihre 
Sur zu, verfeben, ſowie berjenige, welcher fid) der Derwaltung | Yntfeile an ben Kreisabgaben aufgebracht werden follen, vor- 
Ader Memter troß —— Aufforderung ſeitens dehalten. 

Kreisausſchuſſes thatſaͤchtich entzieht, kaun für einen Zeit 

taum von drei bis ſechs Jahren ber Ausübung feines Rechtes Feſtſtellung des Kreisabgaben- Vertheilungsmaßftabes. 

af Theilnahme an ber Vertretung und Verwaltung des Kreiſes $. 12. 

verluftig erfärt und um ein Achtel bis ein Viertel jtärker, ’ 5 

a8 die übrigen Kreisangehörigen, zu ben Kreisabgaben heran- Der Mafiftab, nach welchem die Kreisabgaben zu verthei- 
ogen werben. lem find, ift für jeden Kreis bis zum 30. Juni 1874 ein- fitr 








2*® 


12 


allemal feitzuftellen und demnächſt unverändert zur Anwen: 
dung zu bringen, Der Kreistag ift jedoch befugt, hierbei zu 
den Streisabgaben für Verfehrsanlagen die Grund- und Ge 
bäubeiteuer, ſowie die von ben Gewerbebetriebe auf dem platten 
Lande auftommende Gemwerbeiteuer der Stlaffe A. I. innerhalb 
der im $. 10 feitgefeßten Grenzen mit einem höheren Brozent- 
fate als zu den übrigen Kreisabgaben heranzuziehen, beziehungs- 
weife nad Mafigabe des $. 1U Abſatz 3 die drei unteriten 
Stufen der Stlaffeniteuer von der Heranziehung zu dieſen Sreid- 
abgaben ganz; freizulaffen oder dazu mit einem geringeren 
Prozentfage heranzuzichen, 


Kommt ein gültiger Kreistagsbeſchluß über den Ver— 
theilungsmaßftab innerhalb der feitgefegten Zeit nicht zu Stande, 
fo werden bis zur Serbeiführung dieſes Befchluffes die Kreis: 
abgaben auf die ſämmtlichen direften Staatsfteuern, mit Aus- 
fhluß der Haufirgewerbeftener, und auf die Mabl- und Schlacht. 
kr 2 Maßgabe des F. 109 Abſatz 1 und 4 gleichmäßig 
vertheilt. 


Der Kreistag fann ben feitgeitellten Maßſtab von fünf 
zu fünf Jahren einer Nevifion unterziehen, 


Wo gegenwärtig mit Königlicer Genehmigung zu be 
ftimmten Sweden Kreisabgaben nach befonderer Vertheilungs 
art erhoben werden, behält es dabei bis zum 31. Dezember 
1575 fein Bewenden, fofern nicht der Kreistag ſchon in der 
Zwiſchenzeit auch bierfür Den Uebergang zu dem, nadı dem 
egenwärtigen Gelege feitgeitellten Maßſtabe für die Verthei- 
ung der Kreisabgaben beſchließt. Vom 1. Januar 1876 
ab tritt der madı dieſem Geſetze feſtzuſtellende Maßſtab 
gene ı und 2) aud) für die bezeichneten Abgaben von felbft 
in Kraft. 


Mehr: oder Minderbelaftung einzelner Sreistbeile, 
$. 13. 


Sofern e8 fih um' Kreiseinrichtungen handelt, welche in 
befonders hervorragendem oder in befonders geringem Maße 
einzelnen Streiätheilen zu Gute fommen, kann dev Kreistag 
beſchließen, für die Kreißangehörigen diefer Kreistheile eine 
nal Duoten zu bemeifende Mehr- oder Minderbelaftung ein» 
treten zu laffen. Die Mehrbelajtung kann nad Maßgabe der 
Befclüffe des Kreistages durch Naturalleiftungen erfegt werben. 


Heranziehung ber Forenſen, juriſtiſchen Verfonen m. f. mw. zu ben 
Kıeisabyaben, 


ga. 


Diejenigen phyſiſchen Derfonen, welde, ohne in bem 
Kreife einen Wohnfig zu haben, beziehungsweife in demfelben 
u den perjönlichen Staatsſteuern veranlagt zu fein, in dem 
Felen Grumdeigenthum befisen, oder ein ſtehendes Gewerbe, 
oder außerhalb einer Gewertichaft Bergbau betreiben Denn 
fen), mit Einſchluß der nicht im Kreiſe wohnenden Geſellſchafter 
einer offenen Er eg oder einer Kommanditgefell- 
fchaft (Artikel 85 und 150 des Allgemeinen Deutſchen Handels 
geiegbuches), find verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben bei- 
utragen, weldye auf den Grundbefig, das Gewerbe, den Berg- 
—— das aus dieſen Quellen fließende Einkommen gelegt 
werden. 


Ein Gleiches gilt von den juriſtiſchen Perſonen, von ben Kom- 
manditgeſellſchaften auf Aktien und Aktiengefellfhaften (Artikel 
173 und 207 des Handelsgeſetzbuches), ſowie Berggewerticaf- 
ten, welche im Kreife Grundeigenthum befigen oder ein ſtehendes 
Gewerbe oder Bergbau betreiben, 


Der Fisfus kann zu ben Kreisabgaben wegen feines aus 
Grundbeſitz, Gewerbe und Bergbaubetrich fliefenden Einktom- 
mens nicht berangegogen Dagegen mit der Grund und Ge 
bäudefteuer um Die Hälfte desjenigen Prozentſatzes ſtärker 
belaftet werben, mit welchem bie Stlaflen- und Eaffıfizirte 
Einkommensteuer dazu berangejogen wird, Im * des 
$. 12 (Abſatz 2) tritt dieſe Belaſtung auch ohne Beſchluß bes 
Kreistag ein. 


Bergwerlsbeſitzer, welche in dem Umfange ihres Berg: 
werfäbetricbes den in ber Klaſſe A. 1. der Gewerbefteuer ver- 
anlagten Gewerbetreibenden gleihitehen, find zu den Steuer- 
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| fügen ber Kaffe A. 1. einzufchägen und nad) Maßgabe diefer 
‚ Einfdyägung zu ben Kreisabgaben heranzuziehen. 


’ 


| $. 15. 


Die Einfhägung der Forenſen, der Bergwerksbeſitzer, ber 
‘ Kommanbitgefellfchaften auf Aktien, der Aktiengeſellſchaften und 
‚ ber juriftifchen Derfonen zu ben Kreisabgaben erfolgt, foweit fie 
| zu den der Vertheilung der legteren zum Grunde gelegten 
Staatsſteuern ($. 10) nicht ſchon unmittelbar herangezogen 
| find, von dem Kreisausſchuß, nad ben für die Veranlagung 
bieſer Staatöfteuern beftchenden gefeglichen Vorſchriften, unter 
‚ Anwendung des für die Kreidabgaben beftimmten Antheils- 
\ verhältniffes. 


Unzuläffigeit einer Doppelbefteuerung beffelben Einkommens. 
$. 16. 


| Niemand darf von demſelben Einfommen in verfchiedenen 
| Kreifen zu den Kreisabgaben herangezogen werden. Es muß 
daher dasjenige Eintommen, welches einem Abgabenpflictigen 
aus feinem außerhalb des Kreifes belegenen Grundeigenthume, 
‚ oder aus feinem außerhalb des Kreiſes ftattfindenden Gewerbe» 
‚ober Bergbaubetriebe zufließt, bei N4 lung des im Kreife 
| zu veranlagenden Einkommens deſſelben außer Berechnung 
| elaffen werden. Dies geſchieht durch Abſetzung der bezügfichen 





infommendquote von dem zur Staatsiteuer veranlagten Ge 
fanmteintommen und durch verhältnißmäßige Serabfegung 
des fejtgeftellten Steuerfages. 
| Befreiung von den Streitabgaben. 
$. 17. 

Die dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen Dienfte 
ober Gebrauche beitimmten Yiegenfhaften und Gebäude, Die 
Koͤniglichen Schlöſſer, fowie die im $. 4 zu e. und «. des 
Gefetsed vom 21. Mai 1561, betreffend die anderweite Regelung 
der Grundſteuer (Geſetzſammlung Seite 253) und die im $. 3 
zu 2 biß 6 des Gefeges vom 21. Mai 1861, betreffend die 
Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer (Gefepfammlung 
Seite. 317), bezeichneten Grundftüde und Gebäude find von 
den Streislaften befreit. 


$. 18. 


Bis zur anberweiten gefeglichen Regelung bleiben bie 
Dienftgrundftäde der Geiftlicyen, Kicchendiener und Elementar- 
Schullehrer gleihfals von den Kreislaſten befreit. Auch ift 
bis zu dieſer Regelumg die Befteuerung des Dienſteinkommens 
der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten nur ins 
foweit zuläfjig, als die Beiträge derjelben zu den Bedürfniffen 
der Gemeinde ihred Wohnorts nicht bereit$ das in Gemäßheit 
der $$. 2 und 3 des Geſehes vom 11. Juli 1822 (Gefegfamm- 
fung Seite 184) beftimmte Maximum erreichen, und auch dann 
nur innerhalb der Grenzen des im $. 3 am angeführten Orte 
beitimmten höchſten Sabes. Ebenjo findet der 6. 10 bes 
Gefehes vom 11. Juli 1822 auf die Heranzicehung zu den 
Kreisabgaben Anwendung. 


Beſchwerden wegen ber Veranlagung ber Kreieabgaben. 
$. 19. 


Beſchwerden ber Gemeinden und einzelner Kreiangehöri- 
gen wegen ihrer Heranziehung oder Veranla ung zu den Kreis. 
abgaben unterliegen, mit Vorbehalt der Bejtimmungen Der 
SS. 78 umd 79 Titel 14 Theil II. des Allgemeinen Laudrechts 
und des Gefches vom 24. Mai 1861, betreffend die Ermweite 
rung des Rechtsweges (Gefeßfammlung von 1861 Seite 211 
m: der gen bed —— Sc jedoch find 

ejchwerben wegen Ueberbürdung zuvor beim Kreisansfchuffe 
($$. 130 ff.) zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung 
anzubringen. 


Dritter Abſchnitt. 
Kreiöftatuten und Meglements. 


$. 20. 


pr Kreis ift befugt: 
I) zum Erlaſſe befonderer ftatutarifcher Anordnungen 
über ſolche Angelegenheiten des Kreiſes, hinſichtlich 





enwärtige Geſetz Berfchiedenheiten 





deren das ge eftattet 

($$. 104% br 
Geſetz auf ſtatutariſche Regelung 
foldye — —— deren 
Sefeg geregelt ift; 

2) zum Erlaffe von Neglements über beſondere Einrich- 
tungen bed Kreiſes. 


vermweift, fowie über 
egenftand nicht durch 


Zweiter Titel, 
Von der Gliederung und den Aemtern des Kreifes. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Glieberung des Kreiſes. 
8.21. 


Die Kreiſe, mit Ausnahme ber Stabtkreiſe (99. 4 und 
169), zerfallen in Amtsbezirke, bezichungsmeife in Stadt- und 
Amtöbezirke. 

Die Amisbezirke beftchen aus einer oder mehreren Land» 


gemeinden ober auß einem ober mehreren Gutäbezirken, be- 
ziehungsweife aus Yandgemeinden und Gutsbezirken. 

Un der Spitze ber Verwaltung des Kreiſes ſteht der 
Landrath, an der Spige der Verwaltung des Amtsbezirks der 
Amtsvorſteher, an der Spige der Verwaltung der Gemeinde 
der Gemeindevorfteher. Für den Bereich eines felbititändigen 
Gutsbezirks führt der Gutsvorſteher die dem Gemeindevorſteher 
obliegende Verwaltung. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem GemeindrsBorftchers und dem Schöffen: 
amte, fowie von der DOrtöverwaltung der felbititän- 
digen Gutsbezirfe. 


Gemeinbeoorfteher und Schöffen. 
§. 22. 

Der Gemeindevorſtand beſteht aus dem Gemeindevor ⸗ 
ſteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) und zwei Schöffen 
Schöppen, Gerichtsmaͤnner, Gerichtd- oder Dorfgeſchworene), 
welche den Gemeindevoritcher in den ihm obliegenden Amts⸗ 
geihäften zu unterftigen und im Bepinderungsrällen zu ver 
treten haben. 


Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevoritandes 
nad) den beitehenden Beftimmungen eine größere it, verbleibt 
t3 bei derfelben. 


Auch kann auf Antrag ber Gemeinde die Zahl ber Schöffen 
durch den Kreisausſchuß nad) Anhörung des Amtsvorſtehers 
vermehrt werden. 


a. Wahl derſelben. 
$. 3. 


Der Semeindevoriteher und die Schöffen werben von ber 
Gemeindeverfammlung beziehungsweiſe der Gemeindevertretung 
aus der Zahl der ſtünmberechtigten Gemeindemitglieder durch 
abjolute Stimmenmehrheit gewählt. 

Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder bes 
Gemeindevoritandes fein. ie : - 

Die Wahlen erfolgen nad) näherer Vorſchrift des dieſem 
Geſehe beigefügten Wahlreglements. 


$. 24. 


Wahl der Gemeindevorfteher und ber Schöffen er- 
ſechs Jahre. 


Die 
folgt auf 
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$. 2. 


Wegen ber Verpflichtung zur Uebernahme, ſowie —— 
der Gründe für die Ablehnung des Amtes eines Gemein 
Vorſtehers oder Schöffen, und wegen der Folgen einer unge 
redhtfertigten Ablehnung finden die VBorfchriften bed 6. 8 mit 
der Maßgabe entjprechende Anwendung, daß an die Stelle des 
Kreistages bie Gemeindeverfammlung, beziehungsweiſe die 
Gemeindevertretung und an die Stelle des —* bed 
Kreistages ber Gemeindevorjteher tritt, und daß ftatt einer 
Erhöhung der Streisabgaben eine foldye für die Gemeinbeab- 
gaben bejchloffen werden kann. 


b. Betätigung berjelben. 
$. 26. 


Die gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen bedürfen 
ber Beltätigung durch den Landrath. 


Bor der Beftätigung ift der Amtsvorficher mit feinem 
Gutachten zu hören, 


Die Beltätigung kann unter Zuftimmung bed Kreisaus- 
fhuffes verfagt werden. 


Mird die Beitätigung —58* fo ift eine Neuwahl anzu- 
ordnen. Erhält and; diefe die Beſtätigung nicht, fo ernennt 
der Landrath auf den Vorfchlag des Amtsvorſtehers unter 
Zuftimmung des Kreisausfhuffes einen Stellvertreter auf fo 
lange, biß eine erneuerte Wahl die Bejtätigung erlangt hat. 


Daffelbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu Stande 
fommt. 
ec. Vereibigung berfelben, 


$. 27. 


Die Gemeindevorfteher und bie Schöffen werben vor 
ihrem Amtdantritte von dem Bandrathe oder in feinem Auftrage 
von dem Amtsvorſteher vercidigt. 


d, Dienſtunloſten · Entſchãädigung berfelben. 
$. 28. 


Die Gemeindevorſteher haben Anſpruch auf Erfaß ihrer 
baaren Auslagen und auf die Gewährung einer mit ihren 
amtlihen Mühemwaltungen im billigen Verhältniffe ſtehenden 
Entidyädigung. 

Die Aufbringung derfelben liegt der Gemeinde ob. 


Ale fortlaufenden Geld» und Naturalbeiträge des Guts- 
herrn zur Nemuneration des Gemeindevorjichers fallen fort. 


Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schulzen- 
amts ausgewiefen find, können auf Grund des gegenwärtigen 
Geſetzes nicht zurüdgefordert werden. Sind ſolche Yanddota- 
tionen allein oder in Verbindung mit Geld» oder Natural» 
beiträgen von dem Gutsherrn gewährt, fo it derfelbe berech—⸗ 
tigt, bierfüc von dem Gemeindevoritcher auch ferner die 
Wahrnehmung der Gutsvorjtehergeichäfte, beziehungsweiſe die 
Vertretung hierbei in dem bisherigen Umfange ($. 31 Abfag 3) 
zu fordern. 


Der Gutsberr wie die Gemeinde kann bie Löſung eines 
derartigen Verhältniffes gegen Fortfall der Geld- und Natural- 
beiträge und geaen Entichädigung für die Yandbotation ver- 
langen. Der Gemeinde ſteht Dabei das Recht zu, * der 
—— einer Entſchädigung die Landdotation herauszu- 
geben, 

In Betreff der — lommen bie Vorſchriften 
der F. 41 bis 45 mit der Raßgabe zur Anwendung, daß 
zu den im eriten Abfage des $. 45 erwähnten Koften auch die 
Gutöherren Nichts beizutragen haben. 

Die Schöffen haben ihr Amt in ber Negel unentgeltlich 
ß — und nur auf den Erſatz baarer Auslagen An- 
prud). 

Rechte und Pflichten des Gemeinbenorfiehers. 
$. 29, 

Der Gemeindevorjteher ift die Obrigkeit des Gemeinde- 

bezirls und, fofern er nicht zugleich feion Amtsvorfteher ift 
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S 56 Abſatz 4), das Organ bed Amtsvorftcherd für bie 
olizeiverwaltung. 


. Der Gemeinbevorfteber bat vermöge befien bag Recht und 

die Pflicht, da, wo die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Orb- 
nung und Sicherheit ein fofortiged polizeiliches Einfchreiten 
nothwendig macht; das dazu Erforderliche vorläufig anzuordnen 
und ausführen zu laſſen. ($. 79.) 


$. 30, 
Der Gemeinbevorfteher bat das Recht und die Dflicht: 


1) ber vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Per 
fon nad ben Vorfchriften des $. 2 zu 1 und 8.6 bes 
Gefeted zum Schuhe der perfonlichen freiheit vom 
12, Februar 1850 —— *—* Seite 45). Er 
hat aber von einer foldyen Feſtnahme fofort und ſpä 
teftens innerhalb zwölf Stunden dem Amtövorftcher 
Unzeige zu machen, welder über die Aufrechtbaltung 
ber Gewahrfam ungefäumt zu entfcheiden und das 
Meitere nad den Vorfchriften des angeführten Gefetes 
anzuorbnen hat; 


2) die unter Polizeiaufficht ftehenden Perſonen zu beauf- 
fichtigen; 

3) die ihm vom Amtsvoriteher, der Staats ober Dolizei- 
anwaltichaft aufgetragenen polizeilichen Maßregeln aus 
zuführen und Verhandlungen aufzunehmen; 


4) die in ben 88. 8 ff. bes Gefeges über die Aufnahme 
neu anziehender Derfonen vom 31. Dejember 1842 
(Gefekfammlung pro 1843 Seite 6) vorgefchriebene 
Meldung entgegenzunehmen. 


Gutavor ſteher. 
8. 31. 


Für den Bereich eines ſelbſtſtäudigen Gutsbezirks iſt der 
Beſitzer des Guts den Pflichten und ——— verbunden, 
welche ben Gemeinden für den Bereich ihres Gemeindebezirks 
im Öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen. 


Derfelbe hat inäbefondere die in den 88. 29, 30 und 79 
aufgeführten obrigkeitlichen Befugniſſe und Dflichten entweber 
in Werfon oder durch einen von ihm zu beitellenden, zur Ueber- 
nahme des Amtes befähigten Stellvertreter auszuüben. Der 
Lehztere muß feinen beftandigen Aufenthalt im Gutöbezirke 
oder in beffen unmittelbarer Näbe haben. 


Es können jedoch auch außer dem im $. 28 Abſatz 4 vor 
gefehenen Falle feitens des Beliters des Guts fämmtliche ober 
einzelne Gutsvorftchergefchäfte an den Vorſteher einer benad)- 
barten Gemeinde "unter Beider Zuftimmung gegen eine an- 
gemeffene Entfchädigung übertragen werben. 


Ehefrauen werben rüdfichtlich der angeführten Rechte und 
flichten durch den Ehemann vertreten, Kinder unter väter: 
icher Gewalt burdy den Vater, Pflegebefoblene durd ihren 

Bormund ober Kurator. 


$. 32, 
Die Beitellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn 


1) das Gut einer juriftifchen Verfon, einer Aftiengefell- 
haft oder einer Kommanditgefellichaft auf Aktien ge 
ört, oder, wenn mehrere Mitbefiger fid) nicht darüber 
einigen, wer von ihnen bie Gejchäfte des Gutävor- 
ftehers wahrnehmen fol; 


2) * rag fein Ungeböriger des Deutfchen Rei- 
es iſt; 


3) derſelbe nicht feinen beftändigen Aufenthalt im Guts- 
bezirke oder in beffen unmittelbarer Nähe bat, 


oder 


4) wegen Krankheit oder aus anderen in feiner Derfon 
liegenden Gründen außer Stande ift, bie Pflichten 
eines Gutsvorſtehers zu erfüllen. 
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Firirür die von dem Hauptgute entfernt belegenen Theile 
eines ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirks kann von dem Kreisausſchuſſe 
die Beſtellung beſonderer Stellvertreter angeordnet werden, 
fofern dies für eine orbnungsmäßige Örtliche Verwaltung er- 
forderlich ift. 


$. 38. 
‚ „Der Gutöbefiger beziehungsmweife dev Stellvertreter wird 
in feiner Eigenihaft als Gutövorficher von dem Pandratbe 


beftätigt. Die Beftätigung kann unter Zuftimmung bes ftreis- 
ausſchuſſes verfagt — Sr s 


Der Gutsvorfteher wird vor feinem Amtsantritte von 
—— oder in deſſen Auftrage von dem Amtsvorſteher 
vereidigt. 


$. 34. 


Unterläßt ber Befiger des Guts in ben im $. 32 ange 
— Faͤllen oder wenn ihm die Beſtätigung als Gutsvor⸗ 
eher verſagt worden iſt, bie en eined Stellvertreters, 
oder befindet er ſich im Konkurſe, oder befindet er ſich nicht 
im Beſit der bürgerlichen Ehrenrechte, fo ſteht dem Landrathe 
unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes die Ernennung des 
Stellvertreters auf Koften bes Befiters zu. 


Dienftvergeben der Gemeinbeuorfteber, Schöffen unb Gutsooriteber. 
$. 35. 


Hinſichtlich der Dienftvergeben ber Gemeinbevorfteher, 
Schöffen und Gutsvorfteher finden die Vorfchriften des Geſetzes 
vom 21. Juli 1552 (Gefegfammlung Seite 465) mit ber Map- 
gabe Anwendung, daf 


I) an bie Stelle der Bezirföregierung ber Kreisausſchuß, 
an die Stelle des Dräfidenten ber burktereaimung ber 
Landrath, an die Stelle des vorgefegten Minifters ber 
Vorfigende des Verwaltungsgerichts und an die Stelle 
des Staatäminifteriums das Verwaltungsgericht tritt; 


2) dad Verfahren mit Rüdfiht auf den Ausfall ber 
Vorunterfuhung nur durch Beſchluß des Kreisaus- 
ſchuſſes eingeftellt werden kann; 


3) das Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen ift; 


4) bie Verhandlung vor dem Vermwaltungägerichte in 
münblichem Verfahren ftattfinbet; 


5) ein Vertreter der Staatdanmaltfchaft für die Berufungs- 
inftanz von dem Borfigenden des Verwaltungsgerichts 
ernannt wird; : 


6) Beſchwerden über Disziplinarverfügungen des Land— 
— ber Entſcheidung des Verwaltungsgerichts unter- 
iegen. 


Dritter Abſchnitt. 


Aufhebung der mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke 
verbundenen Berechtigung und Verpflichtung zur 
Verwaltung des Schuljenamtes. 


g. 36. 


Die mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundene 
Berechtigung und Verpflichtung zur Verwaltung bed Schulzen- 
(Richter) Amtes ift aufgehoben. 


$. 37, 


Im Er Se Aufhebung der im $. 36 gedachten Beredh- 
tigung. und Verpflichtung treten auch diejenigen Feſtſetzungen 
außer Kraft, welche in folge ber Serftüdelung von Lehn, und 
Erbjchulgengätern nach %. 16 bes Geſetzes vom 3. Januar 
1845 (Gefegfammlung Seite 25) über die Verbindung der 
Verwaltung des Schulzenamtes mit dem Befite eined ber 
Theile des zerftüdelten Grundſtücks oder die Ausweifung eines 
auslömmlichen Schulzengehalts in Grunditüden oder in Geld, 
bezichungsweife die Vertheilung des Geldbeitrages auf bie cin 
zelnen Trennftädsbefiger getroffen worden find. / 


/ 
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$. 44. 


In Betreff des Verfahrens (6. 41—43), fowie ber 
en und Ausführung der Rezeſſe, gelten die binfichtlich 
der Ablöfung der Neallaften und ber Negulirung ber gutd- 
herrlichen Verhältniffe beitehenden Vorfchriften. 


§. 45. 

Zu ben Sojten, welche die Ausführung der in dieſem 
Geſetze ben Streißausfcyüffen und beren Kommen len . 
tragenen Gefchäfte verurfadht, haben die Gemeinden und die 
Schulzengutsbefiger nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinanderfegungsbehörben 
gelten die für diefelben beftehenden Koftenbeftimmungen. 


$. 38. 


Grunbftüde, Gerechtigfeiten und Einkünfte, welche ben 
Scyulgengutäbefigern ermeislih von der Gemeinde ſelbſt für 
die Fan verliehen find, fallen an die Gemeinde 
zurüd. 





$. 39. 


Ebenfo bören diejenigen Vorrechte und Befreiungen auf, 
welche dem Saul mguisehher für die Verwaltung des Schul- 
zenamts in Beziehung auf die aus dem Kommunalverbande 
oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kirchen und Schul 
verbande, entipringenben Dientte und Abgaben der Gemeinde 
oder deren Mitgliedern gegenüber biäher zuftanden. 


Auf weitere Vergütigimgen bat bie Gemeinde feinen 


Anſpruch. Vierter Abſchnitt. 


$. 40. Bon ben Amtöbezirfen und dem Amte der 
Die Beziehungen zwiſchen dem Veſther des Schulzenguts IRUTURREERER: 
ei — — 


In keinem Falle können jedoch Grundſtücke, Gereditig- 
keiten ober Befreiungen, welche dem Schulzengute, wenngleid) 
mit Beziehung auf die dem Beſitzer —— Verwaltung 
des Schulzenamts, von Dritten, insbeſondere von dem Kan- 


Die Volizei wird im Namen des Königs ausgeübt. 
Die gutöberrliche Dolizeigewalt ift aufgehoben. 


— — — — — — — — 


desherrn oder von Berichts. oder Gutsherren, ſei e8 bei der Umtöbesirke, 

Fundation des Schulzenguts oder fpäter, ohne ausdrüdlichen S. 47. 

Vorbehalt des Widerrufs verliehen worden find, ſowie die ’ 

etwa an. Stelle der verliehenen Gerechtigfeiten und Freiheiten Behufs Verwaltung ber Doligei und Mahrnehmung 


getretenen Landabfindungen oder ſonſtigen Entfhädigungen | anderer öffentlicher Angelegenheiten wird jeder Kreis, mit 
von den BVerleibern oder deren Redhtönachfolgern in Anſpruch Ausfhluß der Städte, in Amtsbezirke getheilt. 
genommen und zurüdgefordert werden. Diejelben verbleiben 


vielmehr denn Schulzengutsbefiger aud nad Aufhebung ber Bildung der Amtsbezirk. - 
mit dem Schulzengute verbundenen Amtöverwaltung. $. 48. 
Für die Bildung dev Amtsbezirke gelten folgende Grund- 
g. 41. fäße: 

Die nad) den $$. 38 und 39 etwa erforderliche Ausein- 1) Jeder Amtsbezirk foll thunlichſt ein räumlich zufam- 
anderfegung zwifchen ber Gemeinde und dem Schulzenguts- menbängenbes und abgerundetes ——— um · 
beſiher wird durch einen von dem Kreisausſchuſſe zu ernennen ⸗ faſſen, deſſen Größe und Einwohnerzahl bergeftalt zu 
den Kommiflarius bewirkt. er ir Ad u. bie h — 132 —* 

eſetz der Amtsverwaltung auferlegten Aufgaben 

Der über die Auseinanderfegung aufzunehmende Rezeß eſichert, ambererfeit8 bie Umnmittelbarkeit und bie 
unterliegt der Prüfung und Beftätigung des Kreisausſchuſſes. ——— Ausübung der örtlichen Verwaltung nicht 

erfchwert wird. 
$. 42. 2) —— er eine * Beſtimmungen des Geſetzes 
entſprechende Amtsverwaltung aus eigenen Kräften 

Entſtehen bei dem Auseinanderſetzungsverfahren ($. 41) — vermögen, find 2 nicht die er 
Streitigkeiten barüber, ob mit_einem Grundjtüde bie Ver- u die Zufchlagung anderer Gemeinde ober Guts- 
pflihtung zur Verwaltung des Schuljenamtes verbunden ift, bezirfe notwendig macht, auf ihren Antrag zu einem 
oder Befreiungen der im den 68. 38 und 39 gedachten Art en | 
zurüdzugewäbhren, beziehungsweſſe aufzuheben find, oder 3) Gutsbezirke von un Lage, melde ohne 
wird die Vollziehung des Mezeffes von den Betheiligten ver- weſentliche Unterbrehung ein räumlich zufammen- 
weigert, fo find die Verhandlungen zum weiteren Verfahren hängendes Gebiet von erheblichem Flächeninhalte um- 
und zur Entſcheidung an bie betreffende Auseinanderfchungs- faffen, können auf Antrag ohne Nüdfiht auf ihre 
behörde abzugeben. —— ige .s übrigen Borausjegungen 

Auf eine Appellation von der Entfcheidung der General- ee ” — — 
kommiſſion bezichungsmweife des betreffenden Spruchkollegiums 
für landwirthſchaftliche Augelegenheiten des Regierungsbezirks 4) Alle übrigen Gemeinden und Gutsbezirke werben zu 
erfennt dad Revifiondkollegium für Landesfulturfachen end- Amtsbezirken vereinigt. Insbeſondere follen Gemein- 

ültig und findet gegen deſſen Entfcheidung weder ein orbent- den und Gutsbezirke, welde eine örtlich verbundene 
„liches noch ein auferorbentliches Rechtsmittel ftatt. Fr haben, zu einem und demfelben Amtsbezirke ge- 
ten. 

Vor der Entfheidung in erfter und zweiter Initanz i 
das Gutachten des Sreisausfchufes einzußnlen * den ia icte ron Mr — 
theiligten zur Erklärung mitzutheilen. —— reife "befichenben Merbände (Sirehfpiele, Schul 


verbände, Wegebaubezirke u. f. w.) nicht zerriffen werden. 


. # S. 43. ‘ J. 49 
it das Auseinanderfehungsverfahren zufolge $. 42 auf Die Bildung der Amtsbezirke, fowie bie etwa erforber- 


die Auseinanderfegungsbehörbe übergegangen, fo fteht diejer | liche Abänderung berfelben erfolgt nach Anhörung der Be- 
Behörde auch die Aufnahme, Prüfung und Beſtätigung des | theiligten, auf Vorfchlag des mach dieſem Geſetze gewählten 
Rezeſſes zu. Kreistages, durch den Min ifter des Innern. 
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Die Revifion und endgültige Feſtſtellung, forwie jede ſpa⸗ 
tere Abänderung derſelben findet nad) näherer Vorſchrift ber 
zu erlaffenden Grebioleiscuung ftatt. 


Veränderungen foldyer Gemeinde- oder Gutbezirfägrenzen, 
welche zugleich Amtsbezirksgrenzen find, ziehen die Veränderung 
ber legteren ohne Weiteres nad) fi). 


Organe ber Amtöoerwaltung. 
$. 50. 


Die Organe ber Amtsverwaltun in den Amtöberirfen 
find nad; näherer Vorfchrift dieſes Gefeged der Amtsvorſteher 
und ber Amtsausſchuß. 


Amtsausihuf. 
$. 51. 


Für bie Bildung des Amtsausſchuſſes gelten bis zum 
Erlaß der Pandgemeinde-Drdnung folgende Beftimmungen: 


1) zn den zufammengefehten Amtäbezirken beſteht ber 

mtSausfahuß aus Vertretern ſammtlicher zum Amts- 

—— gehoͤrigen Gemeinden und ſelbſtſtändigen Guts- 
ezirke. 


Die Vertretung der Gemeinden erfolgt zunächſt 
durch den Gemeindevorſteher, ſodann durch die Schöf 
fen und wenn auch deren Zahl nicht ausreicht, durch 
andere von der Gemeinde zu wählende Mitglieber. 


Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entjendenben 
Vertreter, fowie der jedem Gutsbezirke einzuräumen: 
den Etimmen wird mit Nüdfiht auf die Steuer- 
leiftungen und die Einwohnerzahl durch ein nach An 
hörung der Betheiligten auf den Vorſchlag des Kreis. 

 ausfchuffes von dem Streistage zu erlaffendes Statut 
geregelt. = 

Gebe Gemeinde und jeder Gutsbezirk Mt wenigſtenb 
burdy einen Abgeordneten zu vertreten. 


2) In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer 
Gemeinde beitehen, nimmt die Gemeindeverfammlung 
beziebungsweile Gemeindevertretung bie Geſchäfte bes 
Amtsausſchuſſes wahr. 


3) In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einem 
utsbezirke beſtehen, fällt der Anıtsausfhuß weg. 


$. 52, 
Zu ben Befugniffen des Amtsausfchuffes gehört: 
1) bie Kontrole ſämmtlicher und die Bewilligung ber- 


—— Ausgaben der Amtsverwaltung, welche vom 

mtsbezirkle aufgebracht werden (ſy. 69 und 70, Ub- 
ſatz 9 

2) die Beſchlußfaſſung über diejenigen Polizeiverordnungen, 
welche der Amtsvorftcher unter Mitwirkung des Amts- 
ausſchuſſes zu erlaffen befugt ift ($. 62); 


3) & guy Perung über Abänderungen des Amtsbezirts 
. 49); 


4) die Beitellung, forwie die Mahl befonderer Kommiffio- 
nen ober Kommiffarien zur Vorbereitung und Aus - 
führung von Beſchlüſſen des Amtsausſchuſſes , 


5) die Beſchlußfaſſung über fonftine Angelegenheiten, 
welche der Amtsvorjteher au& dem Streife feiner Amts- 
befanife dem Amtsausfchuffe zu dieſem Zwecke unter 

reitet. 


%. 53. 

Die zu einem Amtsbezirke gebörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke find befugt, durch übereinſtimmenden Beſchluß 
ie rg Kommumalangelegenheiten dem Amtsbezirke zu über 
weijen. 


Handelt 8 ſich bierbei um Aufbringung von Abgaben 
feitens des Amtsbezirks, deren Aufbringungsmaßſtab nicht ge- 


Herrenhaus. Aktenftüd M' 7. 


feglich feftfteht, fo muß ſich Die Uebereinftimmung ber Be- 
theiligten aud) auf den Aufbringungsmaßftab evftreden, 


Ueber folche dem Amtsbezirke überwieſene Kommunal- 
Angelegenheiten fteht alsdann die Befhlußfaflung dem Amts- 
ausichuffe zu. 


$. 54. 


Der Amtsvorficher beruft den Umtsausfhup und führt 
ben Vorfig mit vollem Stimmredte, Die u de8 Aınts- 
ausſchuſſes find öffentlich. Für einzelne Gegenftände kann 
durdy einen in geheimer Sigung zu faffenden Beſchluß bie 
Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werben. 


Derx Amtsausſchuß kann nur beſchließen, wenn mehr als 
bie Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hier · 
von findet ftatt, wenn bie Mitglieder zum zweiten Male zur 
Verhandlung über denfelben Gegenftand berufen, dennoch nicht 
in — Anzahl erſchienen find. Bei der zweiten 
Berufung muß auf dieſe Beftimmung ausdrüdlidh hinge 
wiefen werben. 


Die Beichlüffe des Amtsausſchuſſes werden nad Mebr- 
beit der Stimmen gefaßt. Bei Etimmengleihheit gilt ber 
Antrag als abgelehnt. 


$. 55, 


Für bie nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes ben Ge 
meinden und Gutsbezirten gemeinfamen Angelegenheiten ftehen 
den Amtsverbande die Rechte einer Korporation zu. Die 
—— wird nad) außen durch den Amtsvorſicher ver- 

eten, . 


Urfunden, welche das Amt verpflichten follen, find von bem 
Amtsvorftcher und mindeftend einem Mitgliede des Amts- 
ausſchuſſes unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes des 
Amtsausſchuſſes zu vollziehen. ° 


Amtsvorſteber. 
a. Berufung deſſelben. 


$. 56. 


* Amtbvorſteher wird von dem Oberpräſidenten er- 
nannt, 


‚ Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen des 
Kreißtages, in melde aus der Zahl der Amtäangehörigen bie 
zu Amtsvorftchern befähigten Derfonen anzunehmen find. 


In welcher Art eine Vervolftändigung dieſer Vorſchläge 
erfolgen kann, beftimmt bie Provinzialordnung. 


Die Ernennung erfolgt auf fehs Jahre. Der Amtövor- 
ftcher wird von dem Landrathe vereidigt. 


In denjenigen Amtsbezirken, weldye nur auß einer Ge 
meinde, oder einem felbftftändigen Gutsbezirke beftehen, ift ber 
Gemeinde beziehungsweife Gutövorfteher zugleich Amtbvorſteher. 


b. Stefleertretung beffelben, 
$. 57. 


Für jeden Amtsbezirk wirb nach ben für die Ernennun 
des Amtsvorftehers geltenden Beftimmungen ($. 56) ein Stell. 
bertreter bed legteren ernannt. 


ft der Amtsvorftcher an ber Wahrnehmung feiner Amts- 
gefchäfte verhindert, fo hat der Stellvertreter, diejelben zu über, 
nehmen; ber Landrath ift hiervon zu bemadyrichtigen, fobald 
bie Verhinderung länger ald 3 Tage dauert. 


Erledigt fid) das Amt des Amtsvorficherd, fo tritt bis 
in Ernennung feines Nachfolgers ber Stellvertreter für 
ihn ein, 

Findet ſich im Amtsbezirk feine zur Ernennung als Stell 
vertreter geeignete Verfon, fo bat ber Kreisausfhuß die Stell- 
vertretung einitweilen einem der benachbarten Amtsvorſteher 
oder, nad) vorherigem Einvernehmen mit der ftäbdtifchen Ber- 
tretung, dem Bilrgermeifter einer benadybarten Stadt zu 
übertragen. Eine gleiche Anordnung erfolgt für den Fall bed 


(EÜESTSE Er EB Jar A EERp tg em ne 


feichzeitigen Abganges oder der gleichzeitigen Behinderung bes 
mtßbortebers je feines Stellvertreters. 


ft der Amtsvorſteher bei der Erledigung eines Amtsge⸗ 
ſchäftes perfönlich betheiligt, fo bat der Kreibausſchuß dem 
Stellvertreter ober einen ber benachbarten Amtsvorfteher damit 
zu betrauen. 


In den Gemeinden, welche einen eigenen Amtsbezirk 
bilden, vertritt nach der Beftimmung bes Kreisausſchuſſes einer 
der Schöffen ben Gemeinbevorfteher in feiner Eigenſchaft als 
Amtsvoritehet, , 


Beftellung fommijfarifher Umtsvorfteher. 
J. 58. 


it nach der Erklärung des Kreistages für einen Amtö- 
bezirk weder eine zum Amtsvorfteher —— Perſon zu er 
mitteln, noch die zeitweilige Wahrnehmung der Amtsverwaltun 
durch den Vorftcher eines benachbarten Amtsbezirls, oder dur 
ben Burgermeiſter einer benachbarten Stadt thunlich, ſo be- 
ſtellt der Oberpräſident auf Vorſchlag bes Kreisausſchuſſeb 
einen kommiſſariſchen Amtsvorſteher. 


* die Uebernahme der Verwaltung eines benachbarten 
Amtsbezirkes durch einen Bürgermeiſter iſt die Zuſtimmung 
ber ſtädtiſchen Vertretung erforderlich. 


Sofern die Verhältniſſe es geſtatten, kann ein kommiſſari 
ſcher Amtsvorſteher mit der Verwaltung zweier ober mehrerer 
Amtsbezirke gleichzeitig beauftragt werden. 


Obliegenbeiten des Amtsoorflehers. 
. §. 59. 
Der Amtsvorjteher verwaltet: 


1) die Polizei, insbeſondere bie Sicherheits, Ordnung, 
Sitten, Gefundheits«, Gefinde-, Armen, Wege, Wafler, 
Feld· Forſt·, Fiſcherei · Gewerbe, Bau · Feuerpolizei xc., 
ſoweit ſie nicht durch beſondere Sit Landrathe 
oder anderen Beamten übertragen ift; , 


2) bi öffentlichen Angel iten bed Amts nad) 
ee orfeft birfe® Qelehet. 


$. 60. 


Dir —— hat das Recht und die Pflicht, da, 
wo die Erhaltung der öffentlichen Orbnung, Ruhe und Gider- 
beit fein Einfchreiten nothwendig macht, das Erforderliche an- 
zuordnen und ausführen zu laflen ($. 79) 


$. 61. 


In Beziehung auf die öffentlichen Wege hat der Amts. 
vorfteher bafür zu forgen, daß biefelben im He igen 
Zuſtande erhalten werden und daß ber Verkehr auf denſelben 
nicht behindert werde. Sind dazu Peiftungen erforderlich, fo 

at er ben Pflichtigen zur vi ung feiner Verbinblichkeiten 
innen einer angemeflenen Friſt aufjufordern, und wenn bie 
Verbindlichkeit nicht beftritten wird, nad) fruchtlofem Ab— 
lauf ber Friſt, das zur Erhaltung des gefährdeten oder zur 
Wiederherſtellung des unterbrodenen Verkehrs Nothwendige 
für Rechnung des Verpflichteten zur Ausführun y bringen. 
Eben dies liegt ihm auch ohne vorgängige Aufforderung bes 
Verpflichteten ob, wenn bergeftalt Gefahr im Verzuge ift, daß 
die Ausführung ber vorzunehmenden Arbeit durch den Ver: 
vflichteten nicht abgewartet werden fann. 


Mirb die — —— zu einer Handlung oder Leiſtung 
in Beziehung auf den Wegebau, welche im Intereſſe des öffent. 
licher Verkehrs nothwendig ift, von dem dazu Aufgeforderten 
in Mbrebe geftellt, fo hat der Amtsvorſteher, wenn nad) feinem 
pflichtgemäßen Ermeffen die Arbeit bis zur Feſtſtellung ber 
Verp ware nicht aufgefhoben werden kann, wegen Mus- 
führung des Nothwendigen Anordnung zu_ treffen, zugleich 
aber eine Inſtruktion der ftreitigen Verhaͤltniſſe m t Qui um 

der Betheiligten vorzunehmen. Wirb dabei bie Nothwendigkei 

einer Leiftung an fid ober in dem geforderten Maße beftritten, 


inf. ; b. Verhaudl. b. Herrenhaufes. 


Herrenhaus. _Attenftüd 7 


17 


oder ift es ſtreitig, ob ein Weg ein öffentlicher oder ein 
Privatweg fei, fo iſt in dem kontradiktoriſchen Verfahren bas 
Öffentliche ntereffe durd; ben Amtsvorftcher wahrzunehmen. 


Gehören bie Betheiligten verſchiedenen Amtsbezirken, be 
ichungsweife Amts · und Stabtbezirten des Kreiſes an, fo 
eftimmt der Kreisausſchuß denjenigen Amtsvorſteher, be- 
ziehungsweiſe Bürgermeifter, welder die nothwendigen Anord- 
nungen zu treffen, die Anftruftion zu führen und im 
fontradiftorifchen Verfahren das öffentlicye ntereffe wahrzu- 
nehmen bat. 


Der Amtsvorſteher, beziehungsweife der Vürgermeifter, 
bat die gefchloffenen Verhandlungen, wenn eine gütliche Regulirun 
nicht gelingt, mit —— Berichte dem Kreisausfhuffe 
vorzulegen, welder Die im $. 135 unter Nr. II. 1 vorgefehene 
tefolutorifche Entſcheidung trifft. 


Die für die Chauffeen geltenden Vorfchriften werden burd) 
die vorftehenden Beitimmungen nicht berührt. 


$. 62. 


Das durch die 68. 5 ff. des Gefeßes von 11. März 1850 
(Gefef-Sammlung Srite 265) der Ortöpolizeibehörbe el den 
Umfang einer Gemeinde pi ge Recht zum Erlaß von Dolizei- 
ftrafverorbnungen wird auf den AUmtsvorfteher mit ber Maf- 
gabe übertragen, daß er nicht nur für ben Umfang einer 
einzelnen Gemeinde oder eines einzelnen Gutsbezirks, — 
auch für den Umfang mehrerer Gemeinden oder Gutsbezirke 
und für den Umfang des ganzen Amtsbezirks unter Zuſtimmung 
bed Amtsausfhuffes, pe im falle des $. 7 bes Geſetzes, ber- 
artige Verordnungen zu erlaffen befugt ift. 


Verfagt der Amtsausfchuh die Zuftimmung, fo kann 
biefelbe —5 des Amtsvorſtehers durch den Kreisausſchuß 
ergänzt werben. 


$. 63. 
Der Amtsvoriteher hat in ben feiner Verwaltung an- 


lei — Bu Mn der —— 
affeſtſetzung nach den en etzes vom 14. Mai 
1852 — 45). ” 


$. 64. 


Die poli Brida Befugniffe des Amtsvorftehers, 
owie das Verfahren in Volizeifontraventionsfahhen vor dem- 
elben, — vor einem Schoͤffengerichte, werben 


urch ein befonderes Geſetz geregelt. 


Dienftliche Stellung der Gemeinde und Gutönerflände, fomie ber @en- 
barmen zu dem Amtsporfleber. 


$. 65. 

Die Gemeinde und Gutsvorftände find verbunden, ben 
Anmweifungen und Aufträgen des Amtsvorſtehers, ig ber- 
felbe in Gemäßheit feiner geſetzlichen Befugniſſe in Dienft- 
angelegenheiten an fie erläf, nachzukommen, und £önnen 
bierzu von ihm nad Maßgabe bes $. 83 durch Smwangsmaf- 
regeln angehalten werben. Gin Orbnungsitrafredht febt bem 
Amtsvorfteher gegen diefelben jebody nicht zu. 


Ingleichen haben bie Gendarmen den Requifitionen bes 
Amtsvorfteherd in polizeiliden Angelegenheiten zu genügen. 
Der Dienftaufficht bes Amtsvorftchers unterliegen fie nicht. 


Dienftlihe Stellung bes Amtsoorfichers zu dem Landrathe und dem 
Kreisausfhuf. 


$. 66. 


Der Landrath und ber Kreisausſchuß find befugt, für 
bie Geſchäfte der allgemeinen Landes und Kreisfommunal- 
verwaltung, fowie bei Beauffidhtigung ber Kommunalange- 
legenbeiten ber zu dem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke die dermittelnde und begutachtende TIhätigkeit bes 
Amtsvorftehers in Anspruch zu nehmen, 
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$. 67. 


Beſchwerden über die Verfügungen des Amtsvorſtehers 

unterliegen, vorbehaltlich ber — Beſtimmungen der 

* bis 83 und 135, ber Entſcheidung bes Streisaus- 
uſſes. 


Die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Amtsvor- 
— führt der Landrath als Vorſitzender des Kreisaus ⸗ 





Dienftvergehen bes Amtsvorſtehers 
$. 68. 


Hinfichtlic, ber Dienftvergeben des Amtsvorftehers finden 
die Beitimmungen bes $. 35 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß das Recht, eine Ordnungsftrafe gegen den Amtsvorſteher 
feftzufegen, dem Landrathe nicht zuftcht. 


Roften ber Umtsverwaltung. 
$. 9. 


Der Amtsvorfteher ift berechtigt, eine Amtsunkoftenent- 
fhädigung zu beanfpruchen, melde nad) Anhörung ber Be 
tbeiligten von dem Kreisausſchuſſe ald ein Paufhauantum 
feſtgeſetzt wird 


l Mei Igt bi der ei fom- 
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$. 70. 


ALS Beitrag zu den Koften der Amtsverwaltung über- 
weift der Staat ben Kreifen diejenigen Summen, welche er 
in Folge des — Geſehzes durch das Eingehen ber 
Koͤniglichen Bin izeivermaltungen, burd ben Wegfall ber 
Scyulzenremunerationen und anderer Polizeiverwaltungstoften 
an ben im Staatshaushaltsetat für das Jahr 1873 für eben- 
—— Zwecke veranſchlagten Ausgaben fernerhin erſparen 
wird. 


Die Vertheilung des für jede Provinz feſtzuſtellenden 
Betrages auf bie einzelnen Kreiſe erfolgt nad) Mafigabe bes 
Bebürfniffes durch die Provinzialvertretung beziehungsweife 
durch eine von biefer zu ermwählende Kommiffion. 

Außerdem wird ber Staat für die den Streifen beziehungs- 
weife Amtsbezirken durch die Wahrnehmung von Gejchäften 
der Staatöverwaltung erwachſenden Ausgaben befonbere Fonds 
überweifen. Das hierüber zu erlaffende Gefek wird fiber ben 
—* und die Vertheilung dieſer Fonds nähere Anordnungen 
treffen. 


Soweit die Koften der Umtöverwaltung buch die vom 
Staate überwiefenen Beträge ihre Deckung nicht finden, trägt 
diefelben das Amt. 

In den zufammengefekten Amtsbezirken gilt für die Auf- 
bringung ber Verwaltungs often in Erman Fun einer Ber 
einbarung unter den Betheiligten ber n abe biefes 
—2— in dem Kreiſe für bie Kreisabgaben feſtgeſtellte 

aßſtab. 


$. 71. 

gr benjenigen Gemeinden unb Gutsbezirken, welche einen 
Amtsbezirk für ſich bilden, werben bie Koften ber Amtsver ⸗ 
waltung gleich ben übrigen — —— aufgebracht. 
Solche — ng haben feinen Anſpruch auf Die vom Staate 
gewährten Fonds. 

$. 72. 

Unterläßt ober verweigert ein Amtsausſchuß bie Ber 
willigung von Ausgaben, zu deren Leiſtung daß Amt geleh- 
lich verpflichtet ift, jo ftellt der Kreisausfchuß dieſe Aubga 
außerordentlich feft. 


Einnahmen aus Gelbbußen und Konfisfaten. 
$. 73. 


Die von den Amtsvo in Gemäßbeit des —* 
vom 14. Mai 1852 ———— Sei 245) endgültig 


— —— — - 


u 
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feftgefeßten Gelbbufen und Konfistate, fowie bie don den⸗ 
felben fejtgefegten Exekutivgelbbußen werden, — foweit ni 
in Anfehung La Uebertretungen be onders beſtimmt ift, 
wohin bie durch biefelben verwirften Geldbußen ober Konfiß- 
fate fließen follen, — zur Amtskaſſe, beziehungsweiſe zu 
Kaffen ber einen eigenen Amtsbezirk bildenden Gemeinden und 
Butsbezirke vereinnahmt und zur Dedung ber Koften ber 
Amtöverwaltung mit verwendet. 


Fünfter Abſchnitt. * 
Bon dem Amte des Landraths. 


Panbratb. 
a. Ernennung beffelben, 


S. 74. 


Der Landrath wird vom Könige ernannt. Die Streis- 
verfammlung ift jedo befugt, für die Beſetzung eines erlebig- 
ten Landrathsamts aus ber Zahl der Grundbefiger und ber 
Amtsvorfteher des Kreiſes geeignete Derfonen in Vorſchlag 
zu bringen. 

b. Gtellvertretung beffelben. 
$. 75. 


Behufs Stellvertretung des Landraths werben von bem 
Kreistage aus der Zahl der Kreißangebörigen zwei Streis- 
—— auf je ſechs rin gewählt. Diefelben bebürfen ber 

eftätigung des Oberpräfibenten. Sie find von dem Pand- 
rathe zu vereibigen. 

ür fürzere DVerbinderungsfälle kann ber Kreisfekretair 

als Stellvertreter eintreten. 


©, Amtliche Stellung beffelben, 
8. 76. 
Der Lanbrath —— als Organ ber Staatsregierung bie 
Geſchäfte der allgemeinen Yandesverwaltung im Sreife und 


leitet als Vorfigender des Kreistages und bes Sreisausfchuffes 
bie Kommunalverwaltung bed Kreiſes. 


d. Rechte und Pflichten beffelben. 

$. 77. | 

Soweit die Rechte und Pflichten des Landraths nicht 

durch dad gegemmärti eh ab eig ‚ behält es bei 

ben barüber beitehenden Drfiheiften aud) ferner fein Ber 

wenben. 

Demgemäß bat der Landrath auch ferner die gefammte : 

Dolizeiverwaltung im Kreife und im beffen einzelnen Amtsbe ⸗ 
zirken, Gemeinden und Gutsbezirten zu überwachen. 









e, Andbefondere: Befugniß befielben zum Erlaſſe freispofigeilicher 
Verorbnungen. 


$. 78. 


Der Pandrath ift befugt, unter Zuſtimmung bes Kreis— 
ausſchuſſes nah Maßgabe der Vorfchriften des Befeges über 
die Dolizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Gefeg-Sammlung 
©. 265) für mehrere Amtsbezirke oder pe ben ganzen Um- 
fang des Kreifed gültige Dolizeivorfchriften zu erlaffen und 
gegen die Nihfbefolgung berfelben Geldftrafen bis zum Ber 
age von 10 Thlen. anzubroben. Das durch bie 8 5 be 
ziehungsweiſe 9 des Gefeges vom 11. März 1850 ber Bezirks 
tegierung beziehungsmweife dem Regierungspräfidenten beige 
legte Recht: 
über die Art ber Verkündigung der ortspolizeilihen 
Vorfhriften, fowie über die ;jormen, von b 
Beobachtung die Gültigkeit derfelben bie er 
forberlichen Beſtimmungen zu erlaffen, ſowie ortöpoli 
zeiliche Vorfchriften außer Kraft zu ſetzen, 


t denſelben in gl u b 
Eryoigelien Kerken — —— 


2 


Sechster Abfchnitt. 


Bon dem Zwangsverfabren der Bebörben des 
Kreifes. 


$. 79. 


Der Lanbrath, der Amtsvorfteher und ber Orts- (Ger | 
meinde, Guts-) Voriteher können in Ausübung ihrer Volizei- 
—— die durch ihre geſetzlichen Befugniſſe gerechtfertigten 

nordnungen durch Anwendung ber geſehlichen Zwangsmittel 
durchſetzen 


Kann die zu —— Handlung durch einen Dritten 
geleiſtet werden, ſo iſt die Behörde . dieſelbe durch 
einen Dritten ausführen zu laſſen, den Betrag der Koſten 
vorläufig zu beſtimmen und im Wege der Exefution von dem 
Verpflichteten einzuziehen. ' 


Kann bie zu erzwingende Handlung nicht durch einen 
Dritten geleiftet,. ober foll eine Unterlaflung ergiwungen wer _ 
ben, fo ih die Behörde berechtigt, Geldbußen, und zwar der 
Landrath biö zur gi von SU Thlen., der Amtsvorſteher bis 
zur Höhe von 20 Thlen., ber Ortsvorſteher bis zur Höhe 
von 1 Thlr. anzubrohen und feftzufegen. Der Feffehung | 
muß immer eine fchriftlihe Androhung mit einer beftimmten 
Friſt vorangehen. . | 

Die Beitimmungen des vorhergehenten Abſatzes finden | 
aud bei Handlungen, die durch einen Dritten geleitet werben | 
können, in ben Sillen Anwendung, im welden es feititcht, 
daß der Verpflichtete nicht im Stande ift, bie aus ber Aus- 
führung durch einen Dritten entjtehenden Koſten zu tragen. | 

Unmittelbarer Iwang barf, unbefchabet ber —— N 
gen bes Gef zum Schutze ber berfönlichen Freiheit vom 

2. Februar 1850 (Gef.-S. ©. 45), nur angewendet werben, | 
wenn bie getroffene Anordnung ohne einen folhen undurd- | 
führbar if. ’ 


Gleiche Befugniffe wie den Amtövorftehern ftehen ben | 
Dolizeivermwaltern h en zu Canbkreifen gehörigen Städten zu. 


$. 50, 


Somohl gegen bie Anordnung, als gegen bie 
ber Strafe kann innerhalb 10 Tagen nad Zuft 
Erlaſſes Berufung eingelegt werben. 


Die Berufung erfolgt an ben Kreisausfhuß, und wenn 
ber Erlaß von dem Landrathe ausgegangen tft, am das Ber- 
‚ waltungsgericht. Gegen bie Entſcheidung bes Kreisausſchuſſes 
findet fernere Berufung an das Verwaltungsgeriht ftatt. 


| 
Darüber, ob im Sinne be $. 6 bes ee über die 
fäffigfeit bes PR in Beziehung auf polizeiliche Ver- 
gungen vom 11. Mai 1842 (Geſetz Sammlung für 1842, 
Seite 192 ff.) eine ges al8 ge — unzuläffig 
aufzuheben enticheibet in Betreff ber erfügungen 
N a 





lung dl 


Gemeinde und Amtsvorfteherd ber Kreisausfchuß 
meife das Verwaltungsgericht, in Betreff ber Verfügungen 
des Landrathes das DVerwaltungsgericht. 


g. 81. 


Die Verfügung kann des Widerſpruchs ungeachtet zur 
Ausführung gebracht werben, wenn dieſe nach dem Ermeſſen 
ber Behörde ohne Nachtheil für das Gemeinweſen nicht aus- 
gefegt bleiben kann. 


$. 9. 


Die endgültig feitgefehten Geldbußen, welche nicht beizu- 
treiben find, Bat ber Are N 


und nad) Maßgabe der Vorfchriften der 66. 28 und 29 bes 
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die 86. 80 und 81. 
| Haft findet nit ftatt. 
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$. 83. 
Wegen der Iwangsmaßregeln, welche ber Amtsvorftcher 


gegen die Gemeinde- und bie Gutsvorftände ($. 65) verbängen 


‚ gelten bie Vorſchriften des G. 79 Abſatz 2 bis 5 und 
Eine Ummandlung der Gelbbufen in 


Dritter Titel. 
Ton der Vertretung und Verwaltung des Kreifes, 


Erfter Abfchnitt. 
Bon der Zufammenfegung des Kreistages. 
Zahl der Mitglieber bes Streistages. 
$. 84. 


Die Kreisverfammlung (dev Kreistag) beiteht in Kreifen, 
melde unter Ausfchluß ber im aktiven Militairbienfte ftehen- 
ben Perſonen 25,000 ober weniger Einwohner haben, aus 25 
Mitgliedern. In Kreifen mit mehr als 25, 90 bis zu 100,000 
Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 5000 und in Kreifen 
mit mehr als 100,000 Eimwohnern für jede über bie letztere 
Zahl überfhhiehende Vollzahl von 10,000 Einwohnern je ein 
Vertreter hinzu. | 


Bildung von Wahlverbänden für die Wahl ber Kreistagsabgeorbneten. 
$. 8. 


Zum Zwede der Wahl der Kreistagtabgeordneten werben 
drei Rahlverbände gebildet unb —— 


a) der Wahlverband ber größeren ländlichen Grundbefiger ; 
b) ber Wahlverband ber Pandgemeinden und 
ce) der Wahlverband ber Städte. 


n Kreifen, in welchen feine Stadtgemeinde vorhanden 
if, Aline der Mablverband der Gtäbte auB. * 


Für Kreiſe, welche nur aus einer oder mehreren Städten 
beftehen, gelten die Borfchriften ber $6. 169 und 171 bis 
175 biefes Geſetzes. 


Bildung bed Wahlverbandes ber größeren Länblihen Srundbeſiher. 
$. 86. 

Der Wahlverband der größeren ländlichen Grunbbefi 
befteht aus allen ——— Sahlung von — 
verpflichteten Grundbeſitzern, mit Einſchluß der juriſtiſchen 
Perſonen, Aktiengefellihaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, melde von ihrem gefammten, auf dem platten Lande 
innerhalb des Kreifes belegenen Grunbeigenthume ben Betrag 
von minbeitens 75 Thalern an Grund und Gebäubefteuer 
entrichten, beziehumgsweife zu entrichten haben würden, wenn 

e nach Augen ber Gejege vom 21. Mai 1861 (Befekfamm- 

Seite 253 und 317) zur Grund- beziefungsweife Gebäude» 

fteuer veranlagt wären. « 


Nach Erlaß ber Drovinzialorbnung bleibt den Provinzial 
vertretungen überlaffen, für ihre Provinz oder auch für ein- 
—— Kreiſe derſelben den Betrag von 75 Thalern auf den 

8 von 100 Thalern zu erhöhen oder bis auf den Betrag 
von 50 Thalern zu ermäßigen. 

Für einzelne Kreiſe der Provinz Sachſen darf diefe Er- 
höhung bis zu dem Betrage von 155 Thalern erfolgen. 


Dem Wahlverbande ber größeren ländlichen Grumbbefi 
treten diejenigen Oewerbetreibenben und Bergwerfäbefi * 
mel en ihrer auf dem platten Lande innerhalb bes 
Kreifes betriebenen gewerblichen Unternehmungen in ber Stlaffe 
A. I. ber Gemwerbefteuer mit dem Mittelfahe veranlagt find 
($. 14 Abſatz 4). 
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Bildung bes Wahlverbantes ber Landgemeinden. 
$. 87, 
Der Wahlverband ber Landgemeinden umfaßt: 
1) ſämmtliche Landgemeinden des Kreifes; 


2) ——— Beſitzer ſelbſtſtändiger Güter mit Einſchluß 
er —— Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kom- | 
manditgeſellſchaften auf Aktien, welche nicht zu dem 
Verbande ber größeren Grunbbefiger ($. 86) gehören; 


3) —— Gewerbetreibenden und Bergwerksbeſitzer, 
welche wegen ihrer auf dem platten Lande innerhalb 
des Kreifes betriebenen ——— pie rg. 
in der Klaffe A. I. unter Mittelfage veranlagt find. 


Bildung bed Wahlverbandes der Städte. 
J. 8. 


Der Wahlverband der Städte umfaht die Stabtgemein- 
ben bes Kreifes. 


Verteilung ber Kreidtagbabgeordneten auf bie einzelnen Wahlverbänbe, 
$. 89. 


Die nad) $. 84 dieſes * jedem Kreiſe nah Maß 
gabe feiner Bevölkerungsziffer zuſtehende Zahl von Kreistags 
abgeorbneten wird auf die brei MWahlverbände der größeren 
—— ber Pandgemeinden und der Städte nad) folgen 
den Grundfägen verteilt: 


1) Die ar der ſtädtiſchen WUbgeorbneten wird nad) 
dem Verbältniffe der ftädtifchen und ländlichen Bevdl- 
ferung, wie baffelbe durch die letzte allgemeine Volks. 
ählung feitgeftellt worden iſt, eng Die Zahl 

rt ftädtiichen Mbgeorbneten darf die Hälfte, und in 
denjenigen Streifen, in welchen nur eine Stadt vorhan- 
den ift, ein Drittel der Gefammtzahl aller Abgeorbne- 
ten nicht überfteigen. 


2) Von der nad Abzug der ftäbtifchen Abgeordneten 
übrig bleibenden Zahl der Kreistagsabgeordneten er- 
halten die Verbände ber größeren Grundbeſitzer und 
der Landgemeinden ein jeder die Hälfte. 


$. 9. 


Bleibt die vorhandene Zahl der in dem MWahlverbande 
ber größeren Grundbefiger Wahlberechtigten ($. = in einem 
Kreife unter der ihrem Verbande nad) F. 89. zufommenden 
Abgeorbnetenzahl, fo wählt diefer Verband nur fo viele Ab- 

eorbnete, ala Wähler vorhanden find, und 2 die demfelben 
— abgehende Zahl von Abgeordneten dem Wahlverbande 
der Landgemeinden zu. 


Verteilung der vom Wablverbande ter Landgemeinden zu wäblenden Abger 
ordneten auf bie einzelnen Wahlbestrfe. 


$. 91. 


Zum Zwecke der Wahl ber von dem Verbande ber Land- 
emeinben zu —— Abgeordneten werben, unter möglichiter 
nlehnung an die Umtäbezirke, in zäumlicer Abrundung und 

h abe der Bevölkerung Wahlbezirfe gebildet‘, deren 
jeber bie Wası von einem bis zwei Abgeordneten zu voll- 
ziehen bat. 


Vertheilung ber vom Wahlverbande ber Stäbte zu mwählenben Abgeordneten 
auf die einzelnen Stabtgemeinten, beziehungsweife Bildung von Stäbter 
ablbezirten. 
g. 92. 
Die Zahl der vom Wahlverbande der Städte überhaupt 
u mwählenden Kreistagsabgeorbneten wird auf die tinzelnen 
tädte des Kreifes nach Mafgabe ber Seelenzahl vertheilt. 


Sind in einem Sreife mehrere Städte vorhanden, auf 
welche hiernach nicht je ein Abgeordneter fällt, fo werden biefe 





Städte behufs der Wahl mindeftens eines gemeinfchaftlichen 
Abgeordneten zu einem Wahlbezirke vereinigt. 


it im einem Kreife meben anderen großen Städten nur 
eine Stabt vorhanden, welche nad) ihrer Seelenzahl nicht einen 
Abgeordneten zu wählen haben würde, fo ift derfelben gleich- 
wohl ein Abgeorbneter zu überweifen. 


Ausgleihung ber ſich bei ber Vertbeilung ber Kreidtagsabgeordneten 
ergebenden Bruchtbeile. 


$. 93. 


Ergeben ſich bei den nad Maßgabe der GG. 89 — 92 bes 
Geſetzes vorzunehmenden Berechnungen Bruchtbeile, fo werben 
Fra ben nur infoweit berüdfichtigt, als fie $ erreichen ober 

erfteigen. 


Ueberfteigen fie Y fo werden fie für voll gerechnet; fom- 
men fie % gleich), jo beitimmt das Loos, weldem ber Bei ber 
Vertbeilung, betheiligten Wablverbände und Wahlbezirke, be 
ziehungsweife welcher Stadtgemeinde der Bruchtheil für vol 
gerechnet werben foll. 


Vollzichung der Wahlen in ben Wahlverbänden ber größeren 
Grundbefiper. 


$. 9. 


aut Wahl der von dem Wahlverbande ber größeren 
Grundbefiger zu wählenden Kreistagsabgeordneten treten die 
zu biefem Verbande gehörigen Grundbefiger, Gewerbetreibenden 
und Bergwerksbeſitzer in der Kreisftadt unter dem Vorfige des 
Landraths zufammen. 


$. 9. 


Bei dem Wahlakte bat jeder Berechtigte nur Eine 
Stimme, 


Auch als Stellvertreter können Derfonen, welche bereit 
eine Stimme führen, ein fernere® Stimmrecht nicht ausüben. 
—— find die im $. 97 Nr. 7 bezeichneten Ber- 
teter. 


$. . 


Das Recht zur perfönlichen Theilmahme an den Wahlen 
. 94) fteht vorbehaltlich der nachfolgenden beſonderen Be- 
mmungen ($. 97) denjenigen Grumdbefigern, Gewerbetreiben- 
en und Bergwerföbefigern zu, welche r 


a) Angehörige des Deutfchen Reiches und felbititändig 
find, Als ſelbſtſtäändig wirb derjenige angefehen, 
welcher das 21. —— vollendet bat, ſofern ihm 
das Necht, über fein Vermögen zu verfügen und daf- 
felbe zu verwalten, nicht Durch gerichtliche Anordnung 
entzogen ift; 

b) fi) im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 


Das Wahlrecht geht verloren, fobald eines der vorſtehen ⸗ 
ben Erforderniffe bei dem bis dahin Mahlberechtigten nicht 
mehr zutrifft. Es ruht während der Dauer eines Konkurſes, 
ferner während ber Dauer einer gerichtlichen Unterfuhung, 
wenn biefelbe wegen Verbrechen ober wegen folder Vergeben, 
welche ben Verluft ber bürgerlichen Ehrenkechte nad) ſich ziehen 
müffen ober können, eingeleitet oder wenn bie gerichtliche Saft 
verfügt iſt. 

$. 97. 


Durch Stellvertretung konnen fit an den Wahlen be- 
theiligen: 


1) ber Staat durch einen Vertreter aus ber Zahl feiner 
Beamten, feiner Domainenpächter ober der ländlichen 
Grundbefiger des Kreifes; 


2) juriftifche Perſonen, Aktiengefelfchaften und Komman- 
ditgefellfchaften auf Aktien durch einen Wächter oder 
mit Generalvollmacht verfehenen Adminiſtrator eines 
im Kreiſe belegenen größeren Guts, ober durch einen 
Vertreter aus der Zahl der Ländlichen Grundbefiger 
des Kreiſes; Korporationen find befugt, fih nad 
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Maßgabe ihrer Statuten. oder Berfaffungen vertreten 
zu laſſen; 


3) Eltern durch ihre Söhne, welchen fie die Verwaltung 
ſelbſtſtändiger Güter dauernd übertragen haben; 


4) unverheivathete Befigerinnen durch Vertreter aus ber 
Zahl der ländlichen Grundbefiger des Kreifes; 


5) die Mitglieder regierender Häufer durch ein Mitglieb 
ihrer familie oder einen Vertreter aus der Zahl ihrer 
Beamten, ihrer Gutspächter oder ber ländlidyen Grunb- 
befiger des Kreifes; 


die gemeinihaftlihen Befiger eines größeren Grund⸗ 
9 eigenthumß ($. 86) — Mitbefiper, beziehungs- 

















5) von 2000 und weniger als 3000 Einwohnern durch 
fünf Wahlmänner, 


und für jebe fernere Vollzahl von 1000 Seelen durch einen 
ferneren Wablmann. 


Die Wahlmänner der —2— werden von der 
Gemeindeverſammlung, in denjenigen Landgemeinden aber, in 
welchen eine gewählte Gemeindevertretung beſteht oder einge- 3 
führt wird, von ber leßteren und dem Gemeinbevorftande aus 
der Zahl der ftimmberechtigten Gemeindemitglieder durch ab- 
folute Stimmenmehrheit gewählt. 


Die Wahlen erfolgen nad) näherer Vorſchrift des diefem 
Geſetze beigefügten Wahfteglements. 


Ausgeichloffen von der Theilnahme an ber Wahl in ber 
Gemeinbeverfammlung de diejenigen, welche zum Wahlverbande 
ber größeren Grundbefiger gehören. 





weife die Theilnehmer eines gewerblichen Unternehmens 
durd) einen berfelben; 


7) Ehefrauen, ſowohl grof- wie minderjährige, können 
durch ihre Ehemänner, minberjährige oder u et Kuratel 
ftehenbe Perſonen durch ihren Vater, Vormund ober 
Kurator vertreten werden; 


infofern die unter Nr. 2 genannten a im Deutfchen 
Reiche ihren Sit baben und die unter Nr. 3 bi8_ 7 genannten 
Berechtigten Angehörige des Deutſchen Neiches find, und ſich 
im Genuffe ber buͤrgerlichen Ehrenrechte befinden. 


Die Vertreter, mit Ausnahme der unter Nr. 7 bezeidh- 
neten, müffen in dem Kreiſe entweder einen Wohnſitz haben 
ober in dbemfelben Grunbeigenthum befigen. Außerdem gelten 
für die Vertreter die Grunbfäge, welche der $. 96 für bie 
Mahlberehtigung vorfchreibt. 


$. 101. 


Befinden fih in einem Wahlbezirke zwei ober mehrere 
Gemeinden, beren jebe weniger ald 20 Ahr. Grund» und 
Gebäudefteuer entrichtet und weniger als 100 —— zählt, 
fo werden bdiefelben nad Anordnung bes Kreisausichuffes in 
gleicher Weiſe, wie die Beſitzer ber im S. 99 gedachten Güter, 
zu Gefammt- (Kollektiv) Stimmen vereinigt. 


$. 102. 


Mer als Befiger eines felbititändigen Guts, ald Gewerbe- 
treibender oder Bergmwerkäbefiger zur Theilnahme an ben Wah- 
len im Verbande der Landgemeinden bern berechtigt ift 

n ene Wal 


Volziefung ber Wahlen in den Wahlbezitlen bes Verbandes ber Ber Nr. 2 und 3), darf die auf i efa ala 
Pandgerneinben. hlmann einer Landgemeinde ablehnen. — er die Wahl 
$. 8. an, fo ift er zur Ausũbung feine perfönlihen Wahlrechts 


icht befugt. 
In jedem MWahlb — des Wahlverbandes der Landge⸗ nicht befug 


e 
den wird di [ bildet: 

—— — ns na einer Yandgemeinde die Ausübung des perfönlichen 
1) durch Vertreter ber einzelnen Landgemeinden; Wahlrechts im Verbande der größeren Grundbefiger nicht aus- 


Dagegen wird durd die Ausübung eines Wahlrechts als 

2) durch die Beſiher der in dem Bezirke liegenden felsft, | geThlofen. 
ftändigen Güter, welche nicht zu den größeren Grund» 
befigern ($. 86) gehören; 

3) durch diejenigen Gewerbetreibenden und Bergwerks⸗ 
beſitzer, welche wegen ihrer auf dem platten Lande 
innerhalb des Kreiſes betriebenen gewerbhichen Unter 
nehmungen in ber Klaſſe A. I. ber’ Gewerbeſteuer 
unter dem Mittelfat veranlangt find. 


Auf die in den Nummern 2 und 3 erwähnten Tabl: 
—— finden bie Beſtimmungen ber $$. 95 bis 97 Un- 
wendung. . 


$. 103. 


Die Vertreter der Gemeinden bes Wahlbezirks, bie Befiger der 
u dem letzteren gehörigen ſelbſtſtändigen Güter und die wahl. 
erechtigten Gemwerbetreibenden und ai a treten 
unter ber Yeitung des Landraths oder im deffen Auftrage eines 
Amtsvorftcherd an dem von bem Streisausfchufie zu beitim- 
— Wahlorte behufs der Wahl der Kreistagsabgeorbneten 
jufammen. i 


Dolyiefung der Wahlen in ben Städten, bejiehungsweife Stäbtewahlbezirken. 
$. 104. 


Die Mahl der ftäbtifchen Kreistaggabgeordneten erfolgt 
in denjenigen Städten, welche für ſich einen oder mehrere 
Abgeordnete zu wählen haben, —*3 den Magiſtrat und die 
Stadtverordnetenverſammlung, beziehungsweiſe das bürger- 
ſchaftliche Repräſentantenkollegium, welche zu dieſem Behufe 
unter dem Vorſitze des Bürgermeifterd zu einer Mahlver- 
fammlung vereinigt werben. 


In denjenigen Städten, melde mit anderen Städten bes 
Kreiſes zu einem Mahlbezirke vereinigt find, haben ber Magiftrat 
und bie Stabtverordneten beziehungsweife bie Kay ichen 
Repräfentanten in vereinigter Sikung auf je 250 Einwohner. 
einen Wahlmann zu wählen. Dur) ſtatutariſche Anordnung 
bes Kreistages kann jene Zahl erhöht werben. 


Die Wahlmänner des bezirks treten unter Geitung 
bes Landraths an dem von dem Kreisausfhuffe zu beftimmenben 
Mahlorte zur Wahl der Abgeordneten zufammen. 


$. 105. 


Di b ben B d 
Wabten erfolgen nadı näherer Corfgrifi Des Defem Gelee 
beigefügten Wablteglements. 


“ 8 90 
Befinden ſich in einem Wahlbezirke zwei oder mehrere 
Güter (K. 98 Nr. 2), deren jedes zu weniger als 20 Thlr. 
Grund- und Gebäudefteuer veranlagt iſt, fo werben die Be- 
fiber berfelben nach Anordnung des Kreisausfchuffes bergeftalt 
E Geſammt · (Kollektiv.) Stimmen arg daß auf jebe 
timme, foweit möglich, ein Grund und ebäubeiteuerbetrag 
von 20 Thalern entfällt. 
Der Kreisausfhuß regelt die Art, in welcher basKollektiv- 
ſtimmrecht ausgeübt wirb. 


8.100. > 
Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt bei Gemeinden: 


1) von weniger als 400 Einwohnern durch einen Wahl- 
mann; 


2) von 400 und weniger als 800 Einwohnern burd) zwei, 
3) - 800 und weniger als 1200 Einwohnern burd) 
! 


4) ua 1200 und weniger als 2000 Einwohnern burd) 
bier, 


22 * 


MWählbarleit zum Wahlmann und zum Kreistagsabgeorbneten. 
§. 106. 


Wählbar zum Mit * des Streistaged und bezichungs- 
weife zum Wahlmann i 


1) im Wa —— ber Städte jeber Einwohner ber im 
ſtreiſe belegenen Städte, welcher ſich im Beſitze bes 
Buͤrgerrechts befindet; 


2) in ben Wahlverbänden ber größeren Grunbbefiger, 
omwie ber Landgemeinden ein des feit einem Jahr 
bem Kreife angefelfene ländliche — ————— 
ein Jeder, welcher in einer Verſammlung dieſer * 
bände ein Wahlrecht ausübt, und feit einem Jahre 
in dem Kreiſe einen Wohnſitz bat. 


Für bie Mählbarkeit zum Mahlmanne und zum Abgeorb- 
neten gelten bie im $. 96 für bie Wahlberechtigung gegebenen 
Beftimmungen. 


Dauer ber Wahlperiche ber Kreistagtabgeorbneten, 
$. 107. 
Die Kreistagdabgeorbnneten werden auf 6 Jahre gewählt. 


Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit bem „rnzlinen 
—— —— Aufhören einer der Bedingungen ber Waͤhl⸗ 


Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Abgeorbneten eines 
Kl Wablverbandes aus, und wirb durch * erſetzt. 
nach nicht durch 2 re fo fcheidet das erftemal 
[ aus, das eritemal Ausfiheidenben 
nk 8 Loos — *8 welches der Landrath auf 
—— — zu ziehen hat. 


Die Ausjceidenden können wiedergewählt werben. 


Ergänzungs- und Erfaßwahlen der Kreistagdabgeorbneten. 
$. 108. 


um mb Ef —F werden von denſelben 
Mahler : —— hir en und Wahlbezirken vorge 
nommen, von lan ber Ausfcheibende gewählt war. 


Wo in ftäbtifchen oder laͤndlichen Wahlbezirken die ir; 
von en — dieſes Geſeh vorgefchrieben i 100 
und 104), erfolgt biefelbe aufs Nette vor jeder Wahl mit Aus- 
—— der Erſahwahlen, bei welchen die —— Mahlmänner 
ge 


mann bleibt nur bis 


ne Kin in TIhätigleit, für melde —ã— —— ge 


Einführung ber Rreistagenbgeorbneten. 
$. 109, 


Die bei der regelmäßigen Crgäugumg neugewählten Kreis⸗ 
tagsabgeorbrieten treten, — —— urch ſtatutariſche Anord⸗ 
nung ein anderer Termin beſtimmt wird, ihr Amt mit dem Anfange 
bes nädhftfolgenben Jahres an; die Musfceibenden bleiben bis 
ur — der nengemählten ———— in Thätigkeit. 
Die Einfühenng ber Gemählten erfolgt duch ben Vorfigenden 

des Streidtages. 


Aufftelung von DVerzeichniffen der Wahlberechtigten. 
$. 110, 


r ben Kreis werben alle drei Jahre vor jeber meuen 
Mahl der Kreistagsabgeorbneten: 


zuzunm 
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I) ein Verzeichniß der zum Wahlverbande ber größeren 
—— gehörig en Grumdbefiger, Gewerbetreiben- 
ben und — eſitzer unter Angabe der in dem 

86 enthaltenen Merkmale; 


ein Verzeichniß der gm Iverbande ber Landge- 

— — en Beſitzer ſelbſtſtändiger Gutsbezirke 

und wahlberechtigten Gewerbetreibenden und Bergwerls 

—* unter Angabe der in ben 99. 87, 98 und 99 
Itenen Merkmale; 


3) ein N der Landgemeinden unter Angabe ber 
Zahl der von jeder einzelnen Gemeinde oder von ben 
zu einer Kolleftivftimme vereinigten Gemeinden zu 
mwählenden Wahlmänner ($. 100 und 101) 


durd) ben Kreisausſchuß aufgeftellt, und durch bas Kreisblatt, 
oder wo ein foldyes nicht bejteht, burdy das Amtsblatt zur 
Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Anträge auf Berichtigung dieſes Verzeichniſſes find binnen 
einer Friſt von vier Rocen nad) Ausgabe bes Blattes, durch 
welches das Verzeichniß veröffentlicht worden ift, bei dem Kreis- 
— chuſſe anzubringen, deſſen Entſcheidung die Berufung 
Verwaltungsgericht innerhalb zehn Tagen Rattfinder 


Aufſtellung bes Dertheifungsplanes. 


$.11l. 


Die Vertbeilung ber rn erbeten auf bie 
einzelnen Yablverbänbe ($$. 59 un bie Bildung von 
eig für die Landgemeinden un die zum Verbande 


berfelben gehörigen felbftftändigen Gutäbezirke, Gemerbetreiben- 
ben und erg erksbeſitzer, ſowie die Vertheilung ber Abge- 
orbneten ber Yandgemeinden auf biefelben ($. 91), ingleichen 


bie —— ber ſtädtiſchen Abgeordneten auf bie einzelnen 
Stäbte — die eier By Stäbtewahlbezirkfen 
6 92), erfo den Vorſchlag Kreisausſchuſſeb a 

en Kreista d ift durch Das Kreiß: beziehungsweiſe Amts» 
Blatt zur d entlichen Kenntniß zu bringen. 


Binnen einer Friſt von vier Mochen nach Ausgabe bes 
— Blattes iſt bie Beſchwerde an das Berwaltungs- 
zuläffig. 


$. 112. 


Die nad) den Vorſchriften bes F. 111 feſtgeſtellte Wer- 
theilung ber Abgeordneten bleibt das erſte Mal für drei Jahre, 
—— Str en Zeitraum bon er * Jahren *5 

Nach deffen Ablauf wird fie dur ben Kreisausſchuß einer 
Revifion unterworfen und ber Bertup = Kreistages über 
Die etwa nad) Maßgabe ber Vorſchri er 86. 84, 59 bis 
93 nothiwendigen Abänberungen eingeholt. * Zwiſchen · 
zeit erfolgt eine Reviſion nur: 


I) wenn bie Zahl ber Städte des Kreiſes ſich vermehrt 
oder vermindert, oder wenn eine Stadt in Gemäßbeit 
bes $. 4 aus dem Kreisverbande ausfcheibet. In —— 
gar ift alöbald eine anberweite DVertheilun 

bgeoröneten auf die einzelnen Wahlverbände um be 
— ſaͤmmtlicher Kreistagsabgeordneten vorzu⸗ 
ne 


2) wenn bie get ber Berechtigten in bem Verbande ber 
größeren — ſich ee —* oder 
vermindert, d bie Zahl der dieſem Ver⸗ 


banbe zufommenden Abg —— eine größere oder 

— wird, als ber ber legten Bertbeilung. 8 

ieſem Falle iſt vor den nächſten re elmäßigen Er 

Er Se 108) von Kreidtage eine Be 

‚a in fungsplans — und 
dann dieſem — — die 
derlichen Ergänzungs · ng Henwahlen 

zu eg u 


Entfheibung über bie Gültigkeit der Wahlen ber Areistagdahgeorbneten, 
$. 113. 


Die MWablprototolle find von dem Kreisaußfchuffe zu 
prüfen und bem Kreistage vorzulegen. Der Kreistag un 


| 
J 
I 


d 


Herrenhaus. Aktenftüd AM 7. 








in der erfien Verfammlung, nachdem die Wahlprotofolle ein- 
gegangen find, die Wahl beanftanden. Die Entjcheibung über 
eine beanftandete Wahl erfolgt durch das Verwaltungsgericht. 

Die Namen ber Gemäßlten find duch das Streid- be 
ziehungsweiſe Aıntsblatt befannt zu machen. 


i 


$. 114. 


Die Kreistagsabgeorbneten erhalten weder Diäten nod) 
Reifekoften. 


weiter Abſchnitt. 


Bon den Berfammlungen und Gefchäften des 
Sireidtages. 


Gefchäfte bes Kteistages. 


a. Im Allgemeinen. 
$. 115. 


Der Kreistag ift berufen, ben Kreis-Kommunalverbandb 

u vertreten, über bie Kreißangelegenheiten nach näherer Vor 

chrift dieſes Gefehes, ſowie T —— —— zu 

berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem Behufe durch 

Geſetze oder Königliche Verordnungen überwieſen find oder in 
Zukunft buch Geſetz überwieſen werben. 


b. Im Beſonderen. 
§. 116, 
Insbeſondere iſt ber Kreistag befugt: 


1) nad Maßgabe des &. 20 ftatutarifche und reglementarifche 
Anorbnungen zu treffen; 


2) zu beftimmen, in welcher Weife Staatspräftationen, 
welche kreisweiſe aufzubringen find, und deren Auf 
bringungsweife nicht ſchon burd) bas Geſetz vorgefchrieben 
ift, rebartirt werben follen. 

Bei der Beftimmung im $. 5 Nr. 3 des Gefehes 
wegen ber ——— en vom 11. Mai 1851 (Geſ. 
Samml. ©. 363) behält es fein Bewenden; 


3) Ausgaben zur Erfüll einer Verpflichtung oder im 
yet bis Kucfeb Mu befchließen, und 3* biefem 
ehufe 
über das dem Kreife gehörige Grund- beziehungs- 
meife Kabi en zu verfüge, Anleihen auf 
zunehmen, und die SKreißangehörigen mit Sreis- 
abgaben zu belaften; 

4) innerhalb der Vorfchriften der SG. 10 Bis 18 ben 
Vertheilungs · und Aufbringungsmaßftab der Kreis. 
abgaben zu befchliehen ; 

5) ben Kreishaushalts-Etat feftzuftellen und hinſichtli 
— en — zu ertheilen Rabe 

i 


6) die Grunbfähe feftzuftellen, nach welchen die Verwal: 
des bem Ktreile gehöri wg br een he een 
fowie ber Rreißeintichtungen und Anſtalten zu erfol- 
gen bat; 

7) bie Einrichtung von Kreißäimtern zu befchließen, bie 
Zahl und Befoldung ber Kreisbramten zu beitimmen; 


8) die Wahlen zum Kreisausfhuffe (F. 130) und zu den 
buch das Gefeh für Zwecke allgemeinen Landes · 
verwaltung angeordneten Kommiſſionen zu vollziehen, 
ſowie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare für 
Kreiszwecke zu beſtellen ($. 167), 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten bie 
—— bes biefem Geſetze beigefügten Wahl 
r . 


eglement3; 

9) Gutachten über alle Angelegenheiten 
ihm zu dieſem Behufe = den Stnotsb 
wiefen werben; 


eben, bie 
heben über. 


Verfügung über Foubs eingelner Kreisibeile. 


$. 117. 


Ueber Fonds, melde der Gefammtheit bed platten Landes 
ober der Städte Arie ‚ ftebt den Streistagsabgeorbneten des 
zn Landes beziehungäweife der Städte bie Verfügung 
allein zu. 


Ansbefondere haben über diejenigen fonds, == in ber 
Kur und Neumark Brandenburg aus ben Kontributions- 
Ueberfchäffen angefammelt find, Die Kreistagsabgeordneten des 
platten Candes allein zu verfügen. 


Berufung des Streidtaged und Leitung ber Verhandlungen auf bemfelben. 
$. 118, 


Der Landrath beruft die Streißtagsabgeorbneten zum 
Kreistage durch befondere Einladungsfchreiben, unter Angabe 
ber zu verhandelnden Gegenstände, führt auf demfelben ben 
Vorfig, leitet bie Verhandlungen und handhabt die Orbnung 
in der Verfammlung. In Behinderungsfällen übernimmt bet 
dem Dienft- — Lebensalter nad) Ältefte anweſende 
Kreiödeputirte den Vorfip. 


Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen bie Friſt bis 
u drei Tagen abgekürzt werden barf, muß bie Einladung 
Himmtlicen Kreistagsabgeorbneten minb 
zugeftellt werben. Gegenjtände, bie micht in bie Cinlabung 
zum Kreißtage aufgenommen find, fünnen zwar zur Berathung 
gelangen, bie Datum eines bindenden Beichluffes über diefelben 
arf jedoch erſt auf dem nächſten Streiötage erfolgen. 


Anträge von Kreißtagsabgeorbneten auf Berathung ein- 
gelner Gegenftände find bei dem Canbrathe anzubringen und 
in bie Einladung zum nädften Kreistage aufzunehmen, info 
fern fie vor Erlaß ber Einfabungäfdireiben eingehen. Der 
Landrath ift verpflichtet, jährlich wenigftens zwei Kreistage 
anzuberaumen, außerdem aber ilt er hierzu —— 8 of 
es bie Geichäfte erfordern. Die — iß⸗ 
tages muß erfolgen, ſobald dieſelbe von einem Viertel der 
— — oder von dem Kreisausſchuſſe ver- 
langt wird. 


Bon einem jeben anzufegenbden Kreißtage hat der Land- . 


rath ber Bezirksregierung unter Einfendbung einer Abſchrift 
be8 einlebundefhrefhens Bari zu machen. 


Abfaffung befonderer Propofitionen für den Kreistag und Zuftellung 
berfelben an bie Streistagsmitglieber. 


$. 119. 
Soll auf dem Kreistage Beichluß gefaßt werben: 
1) über bie ehung bes Abgaben» Vertheilungs -Maf- 
3 in Ge t bes $. %; ” 
2) über Mehr und Minberbelaftungen einzelner Kreis⸗ 
theile in äßheit bes $. 13; 


Kreißaudgaben noth- 


3) üb 
Ba einer gefeglichen Ver- 


bi bi 
pfüchfäng des sreieb berußen 


fo iſt ein ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, wel- 
her über 


a) ben Zweck beffelben, 

b) bie Art ber Ausführung, 

c) die Summe ber zu verwenbenden Koften, 

d) bie Aufbringungsweife 
bas Nötbige enthält, von dem KreiSausichuffe beiten 
unb jebem Abgeordneten an rg 14 e vor — 
des tages Tchriftfid zuzuftellen. y. ft darf bis zu br 


Tagen abgekürzt werben, wenn bitande vorgebeugt 
ober abgebolfen werben fol, 





eſtens 14 Tage vorher 
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Deffentlicgleit ber Kreistagsfipgungen. 
$. 120. 


Die Situngen des Kreistages find öffentlih. Für ein 

elne Gegenftände kann durd einen in & eimer Sitzung zu 

’ 9* Beſchluß der Verſanmlung die Oeffentlichkeit ausge 
chloſſen werden. 


Befhluffähigkeit bed Kreistaget, 
$. 121. 


Der Kreidtag kann nur befchliehen, wenn mehr al8 bie 
Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hiervon 
—— ſtatt, wenn die —— des Kreiſtages, zum zweiten 

ale zur Verhandlung über denſelben ——— berufen, 
dennoch nicht in beichlußfähiger Anzahl erfchienen find. Bei 
ber zweiten Sufammenberufung hu auf diefe Beſtimmung 
ausdrücklich hingewiefen werben. 


Ausflug von ben Verhandlungen bes Kreidtages wegen perfönlichen 
Antereffes. 


$. 122. 


An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen bes 
Kreifed darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit 
dem des Kreifed im Widerſpruch fteht. 


Theilnahme der Mitglieder des ſtreisausſchuſſes an ben Kreistagt- 
ammlungen. 


$. 123. 


Die Mitglieder des Kreisausfchuffes, welde nicht Mit- 
rg bes Kreißtaged find, werden zu den Verfammlungen 
ed Kreistages eingeladen und haben in denfelben berathende 
Stimme. 

Faſſung ber Kreistagsbefchlüffe nach einfacher und Zweibrittel · 

Stimmenmebhrbeit, 


$. 124. 


Die Beichlüffe des Kreistages werden nach Mehrheit ber 
Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt ber Antrag als 
abgelehnt. 


Zu einem Beſchluſſe, durch welden eine neue Belaitung 
ber Kreisangebörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder 
eine Meräußerung vom Grund oder Kapitalvermögen bes 
Kreifes bewirkt oder eine Veränderung des en Ver 
theilungsmaßftabes für Die Kreisabgaben ($. 12 —— 
werben ſoll, iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeftens 
zwei Drittel der Abſtimmenden erforderlich. 


Abfaſſung und Veröffentlichung ber Sreistagaprotofolle, 
$. 12. 


Ueber die Befchlüffe des Kreistages ift eine befondere 
Verhandlung aufzunehmen, in welder die Namen ber babei 
anweſend gemwefenen "Mitglieder aufgeführt werden müſſen. 
Diefe Verhandlung wird von dem Vorfisenden und von 
wenigſtens 3 Mitgliedern des Kreistages vollzogen, welche zu 
biefem Behufe von der Verfammlung vor dem Beginne der 
Verhandlung zu beftimmen und in legterer aufzuführen find. 


Ueber die Wahl eines Protofollführers und bie Formen 
ber Verhandlung beftimmt im Uebrigen bie von dem Kreis- 
tage zu befchließende Gefhäftsorbnung. 

Der inhalt ber Kreistagsbeſchlüſſe it, fofern der Streista 
nicht in —— Falle etrvaß Anderes befchlieht, in 
einer von dem Kreißtage zu beitimmenben Weiſe zur öffent- 
lichen Kenntniß zu bringen. 

Der Bezirkdregierung ift eine Mbichrift des Protokolls 
einzureichen, 

Abfefjung von Petitionen und Eingaben bes Kreistages. 
$. 126. 


Detitionen und Eingaben , welche Namens bed Kreistags 
in Bezug auf bie feiner Beſchlußnahme unterliegenden Ange 


legenheiten ($$. 115 und 116) überreicht werben follen, müffen 
auf dem Kreistage ſelbſt berathen und vollzogen "werben. 
Daß dies geſchehen, ift in bergleichen Eingaben ausbrüdlid) 
zu bemerken. 


Dritter Abfchnitt. 


Bon dem Kreishaushalte. 
Aufſtellung und Feſiſtellung bed Hreisbausbalts-Etats. 
$. 127. 
Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, melde fi) im Vor- 
aus beftimmen laffen, entwirft der Kreisausſchuß jährlich einen 
Saushaltsetat, welcher von dem Kreiätage Feftgeftellt und dbem- 


nächſt in berfelben Weife, wie die Kreistagsbeihlüffe, veröffent- 
licht wird. 


Bei Vorlage des Haushaltsetats hat der Kreisausſchuß 
dem Kreißtage über die Verwaltung und ben Stand der Kreid- 
stommunalangelegenbeiten Bericht zu erftatten. 


Eine Abſchrift des Etats und bes DVerwaltungsberichts 
wird nad) erfolgter Feſtſtellung des erfteren fofort der Bezirks 
regierung überreicht. 


— 


Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, 


bedürfen der Genehmigung des Kreistages. 


Revifion der Kreie · Kommunallaſſe. 
§. 128, 


Die Kreis-Kommunalfaffe muß an einem beſtimmten Tage 
in jedem Monat egeimäßig und mindeftens einmal im Jahre 
außerordentlid vevidirt werden. Die Revifionen werden von 
dem Vorfigenden des Kreisausfchuffes vorgenommen. Bei den 
ehe DR Revifionen ift ein von dem Kreisausſchuß zu 
beftimmendes Mitglied beffelben zuzuziehen. 


Legung, Prüfung, Feitftelung und Entlaftung ber Jahresrechnung. 
$. 129. 

Die —— iſt von dem Rendanten ber Kreis⸗ 
Kommunagllaſſe vor dem 1. Mai des —— Jahres zu legen 
und dem Kreisausſchuſſe —— Dieſer hat die Rechnung 
—— ſolche mit —— Erinnerungen und Bemerkungen 

Kreistage zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaftung_ein- 
—— und demnächt einen rg rs zu veröffent- 
ichen. Der Kreistag ift befugt, dieſe Prüfung durch eine 
—— zu beauftragende Kommiſſion bewirken zu laſſen. Eine 

chrift des —S——— iſt ſofort der Bezirks. 
regierung vorzulegen. 


Vierter Abſchnitt. 
Von dem Kreisausſchuſſe, ſeiner Juſammenſetzung 
und feinen Geſchäften in der Kreis Kommungl- und 
allgemeinen Landesverwaltung. 


Die Stellung des Kreisausſchuſſes im Allgemeinen. 
. $. 180. 


Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten bes 
Kreifes und der Wahrnehmung von Gefchäften der allgemeinen 
Landesverwaltung wird ein Kreisausſchuß beftellt, 


Die Zufammenfepung deffelben. 
$. 131. 


Der Kreisausfhuß befteht aus dem Fandrathe und ſechs 
Mitgliedern, melde von der Kreißverfammlung aus ber Zahl 
ber Kreißangehörigen nad) abfoluter 6 gemäblt 
werben. Fuür die Mäblbarkeit gelten bie im F. 96 für bie 
Wahlberechtigung gegebenen Beftimmungen. 
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Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht 
Mitglieder des Kreisausfchuffes fein; richterliche Beamte, In 
benen jedoch die tedhnifchen Mitglieder der Sanbdeld-, Gewerbe 
und ähnlicyer Gerichte nicht zu zählen-find, nur mit Gench- 
migung bed vörgefegten Minijters. 


Beftellung eines Eynbifus.] 
$. 132. 


Der Kreistag kann nach Bedürfniß einen Syndikus be- 
ftellen, welcher bie Befähigung zum höheren Richteramte be- 
figt. Derfelbe nimmt an den Sigungen mit berathender 
Stimme theil. 


Umtebauer, Vereibigung und Dienfivergehen ber Ausfufmitglieber, 
$. 133. 


Die Wahl der Ausfhußmitglieber erfolgt auf ſechs Jahre 
mit der Maßgabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mit- 
gliebfhaft im Ausfchuffe bis zur Wahl des Nadyfolgers fort 

uert. Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der Mitglieder 
aus. Die das erjte Mal Ausfceidenden werden durd) das 
2008 beitimmt., 


Die Ausgeſchiedenen können wiedergewählt werben. 


Die Ausfhußmitgliedber werden von dem Vorſitzenden 
ig Sie können durch Beichluß de Verwaltungsgerichts 
ihrer Stellung enthoben werben. 


Die Gefchäfte bes Streidausichuffes in der Kreis-Kcmmunal- und in ber 
allgemeinen Pandesverwaltung. 


$. 134. 
Der Kreisausfhuß bat: 


1) bie Befchlüffe des Kreistages vorzubereiten und auß- 
uführen, fomweit damit nicht befondere Kommiffionen, 
———— oder Beamte durch Geſetz oder Kreid- 
tagsbeichluß beauftragt werden; 


2) die Kreisangelegenbeiten nad a ne der Geſetze und 
ber Beſchlüſſe des Kreistages, fowie in Gemäßheit des 
von dieſem feſtzuſtellenden Kreishaushalts -Etats zu 
verwalten; 


3) die Beamten des Kreiſes zu ernennen und deren Ge- 
fchäftsführung zu leiten und zu beauffichtigen. 


Hinſichtlich der Beſetzung der Kreisbeamtenftellen 
mit Militairinvaliden gelten die in Anſehung der 
Städte erlaffenen Vorſchriften, hinſichtlich der Dienft- 
vergehen der Kreisbeamten fommen die Beitimmungen 
des G. 35 zur Anwendung; 


4) fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, 
welche ihm von ben Staatsbehörden überwieſen werden; 


5) bie ihm durch diefes Gefeh übertragenen, — * 
weiſe noch weiterhin geſetzlich zu uͤbertragenden Ge 
ſchäfte ber allgemeinen Landesverwaltung zu führen. 


Befondere Geſchaͤfte des Kreidausſchuſſes in ber allgemeinen Banbed+ 
verwaltung. 


$. 135. 


An dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung ge 
bören fortan folgende Angelegenheiten mit den babei bezeidy 
neten Befugniffen zum Wirkungsfreife des Kreisausſchuſſes: 


I. In armenpolizeilihen Angelegenheiten: 


1) die nad $$. 60-62 des Geſetzes vom 8. März 1871, 
betreffend die Ausführung des unbeögefeheß über den 
Unterftägungswohnfig (Geſ.Samml. S. 130 ff), den 
Kreistommißfionen zuftchende ſchiedsrichterliche Ent 
ſcheidung und fühneamtliche Vermittelung von Streitig- 
feiten zwifchen Armenverbänden; ' 


Un. z d. Verhandl. d. Herrenhaufes. 
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2) die nadı $. 65 deſſelben Geſetzes den Landräthen be- 
ziehungsweife den Gemeindevorftänden übertragene 
refolutorifche Entfheidung von Streitigkeiten zwiſchen 
Armenverbänden und den zur Unterjtügung eines 
Hülfsbebürftigen verpflichteten Verwandten und An— 
gehörigen ; 


II. In mwegepolizeilihen Angelegenbeiten: 
1) die refolutorifche beziehungsmweife interimiftifche Ent- 


cheidung in ftreitigen ——— in Gemäßbeit 
—— im $.61. Der Kreisausſchuß ent- 
fcheibet: 
a) was im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs ge- 
ſchehen muß. 


Gegen diefe Entfcheidung ift mit Ausfchluß des 
ordentlichen Rechtsweges innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an bad Verwaltungsgericht zuläffig; 


b) von wen und auf weſſen stoften das Erforderliche 
geſchehen muß, und in Verbindung biermit, ob 
und in welder Höhe Entſchädigung zu leiften ift. 


Diefe Entſcheidung gilt als nterimiftitum, 
melde im —* ber abminiftrativen Exekution 
Pet belljtredbar ift. Dem Betbeiligten bleibt 
er ordentliche Nechtsweg ne gegen denjenigen, 
melden er zu ber ihm angefonnenen Keiftung oder 
Entfhädigung für verpflichtet erachtet; , 


ob ein Weg, von dem es ftreitig ift, ob er ein 
Öffentlicher oder Privatweg fei, für den Öffentlichen 
Verkehr in Anfpruch zu nehmen ift. 


Gegen biefe Entſcheidung ift innerhalb zehn 
ze bie Berufung an das Serwaltungsgerict 
zuläffig. 


‚ Sur Entfceidung darüber, ob ber Weg bie 
Eigenſchaft eines Privatweges bat, fteht dem Be- 
theiligten der ordentliche Rechtsweg zu. 


Wird in dem gerichtlichen Verfahren der Weg 
für einen Privatweg erklärt, fo kann derſelbe bie 
Eigenschaft eines Öffentlichen MWeges nur in Folge 
bes Erpropriationsverfabrens erbalten. Bis zur 
Erledigung des gerichtlichen beziebungsweife bes 
Erpropriationsverfahrens bleibt das Jnterimaftitum 
aufrecht erhalten. 


ind in den fällen zu a., b. und c. mehrere 
Kreife betheiligt, fo bezeichnet das Verwaltungsgericht 
denjenigen Kreisausſchuß/ welcher die Sache zu er 
ledigen bat; 


2) die Befugniß, bie ne Beftimmungen bes 
Geſetzes vom 21. Dezember 1846 (Geſ.Samml. pro 
1847 ©, 21), betreffend die bei dem Bau von Eifen- 
bahnen befchäftigten Arbeiter, — nad Maßgabe bes 

.26 a. a. D. aud auf andere öffentliche Bauten 
Kanal, Chauffee- x. Bauten) auszudehnen, infomeit 
es ſich bierbei um Bauten bes Kreiſes oder von Ge- 
meinden handelt. 


II. In Vorfluths-, Ent- und Bewäfferungsfaden: 


1) die refolutorifche, bezichungsmeife interimiftifhe Ent- 
ſcheidung in Angelegenheiten, betreffend 


a) bie Feſtſetzung ber Höhe des Wafferftandes bei Stau- 
werfen auf Grund der 86. I bis 7 bes Vorfluth- 
el es vom 15. November 1811 (bee -Sanıml. 

. 352) und ber 68.4 bis 11 bes —25 
für Neuvorpommern und Nügen vom 9. Februar 
1867 (Gef. -Samml. ©. 220); 


b) bie Beſchaffung von Worfluth auf Grund ber 
Ss. 11 ff. des Geſetzes vom 15. November 1811 
um j 


ec) die Näumung und Unterhaltung von Gräben, 
Waſſerabzügen und Privatflüſſen auf Grund bes 
4 


c 


— 





Herrenhaus. Altenſtück AF 7. 


. 7 des Gefeßed Über die Benugung der Privat: 

ſſe vom 25. Februar 1843 —— S. 41) 

” ber 88. 1 und 2 des Gejeßes vom 9. Februar 
67, 


mit der Maßgabe, dab bie in Bezug auf biefe Ange 
legenbeiten der Provin ialVoligeibehörbe beziehungs- 
weile Berirfäregierung beigelegten Befugniffe auf den 
Kreisausfhuß, die der Reflortminifterien auf das Ner- 
waltungsgericht übergehen. 


Soweit gegen dieſe Entiheidung als —— e 
der Rechtsweg ‘offen ſteht, findet Berufung an das 
Verwaltungsgericht nicht itatt; 


2) die Entfcheidung über Beſchwerden gegen die von ben 
Polizeibehörden Amtsvorſtehern und ftadtifchen Dolizei- 
verwaltungen) in Vorfluths · und andern —— 
lichen Angelegenheiten erlaſſenen Verfü “x ($. 9 des 
Geſetzes vom 45. November 1811, 8. 3 bis 6 des 
Geſehes vom 28. Februar 1843, $. 13 des Geſetzes 
vom 9. Februar 1867 u. ſ. w.); 


3) die Abfaffung des Dräklufionsbefcheides bei Bewäflerungs- 
und Entwällerungsanlagen in Gemäßbeit der 89. 19 
bis 22 des Gefehes vom 28. Februar 1843, des Ge- 
jeges vom 23. Januar 1846 (Geſetz Sammlung ©. 26) 
und des Artikels 3 des Gelehes vom 11. Mai 1853 
(Gefeg - Sammlung 1853 ©. 12); 


4) der Erlaß von MNeglements über die Räumung von 
Gräben und Wafferläufen auf Grund bes 6. 3 des 
Gejehes für Neuvorpommern vom 9. Februar 1867. 


Sind in den Fällen zu 1, 3 und 4 mehrere Kreife 
betbeiligt, To bezeichnet das Verwaltungsgericht den. 
w gen Kreißausiguß, melcher die Sache zu erledigen 

at; 


N 10 des Gejehed vom 15. November 1811, des 
ü 


5) die in ben 88. 30 bis 32 des Gefehes vom 28. Februar 
1843 vorgeſehenen Funktionen ber Kreisvermittelungs- 
fommiflion bei Bemälferungsanlagen. 


IV, In feldpolizeilihen Angelegenbeiten: 


1) die refolutorische Entfcheidung in Dfandgeld-Streitfachen 
in Gemäßbeit des $. 67 der Feldpoligeiordnung vom 
1. November 1847 (Gef. -Samml. S. 376) in lehter 
Inftanz auf Berufung gegen Entfcheidungen de8 Amts: 
vorſtehers, beziehungsweife der ftädtifchen Polizeibehörde; 


2) die Entſcheidung über Beſchwerden gegen bie Ver 
fögungen der Amtsvgrfteher und ber jtädtischen Bolizei- 
verwaltungen ; 


3) bie — von Gemeindebeſchlüſſen über bie Frei⸗ 
ebung bes Thierfanges während ber Saat- und 
entezeit auf Grund des 6. 40 ebendafelbft; 


4) die Feitfegung von allgemeinen Wertbiägen für War- 
tung und Fütterung 
und von —— 
nad 8. 66 ebendaſelbſt. 


fändeter Viehſtück $. 55 
en u 


V. In gewerbepolizeilihen Angelegenheiten: 


1) die reſolutoriſche Enticheidung in Angelegenheiten, 
betreffend bie Errichtung oder Veränderung gewerblicher 
Anlagen, vi apa bie Ertheilung der Genchmi+ 

ung zusbenjelben auf Grund ber 9 

ewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund vom 
21. Juni 1569 (Bunbes-Gefegblatt S. 245), foweit 
Anlagen der nachbezeichneten Art in Frage ftchen: 


16 bis 25 der 


——— und — ————— An- 
DL, 


mr jur Deftillation von Anlagen zur 
ereitung von Brauntohlentheer, Steinkohlentheer 
und Koafs, fomweit fie überhaupt einer ein 
bedürfen, Glas und Rußhütten, Kalk-, Ziegel- 
und Gypsöfen, Anlagen zur Gewinnung a 
Metalle, Metallgiebereien, fomweit fie überhaupt 
einer Genehmigung bedürfen; Hammermerfe, Schnell. 





| 





bleichen, Firnißſiedereien, Stärfefabrifen, foweit fie 
überhaupt einer eng, Weizen; Stä 
forupfabrifen, Wachstuch +, Darmfaiten«, Dad 
pappen- und Dachfilzfabriken, Leim, Ihran- und 
Erifenfiebereien, ‚Knochenbrennereien, Knochendar · 
ren, Knochenkochereien und Stnochenbleihen, Zur 
bereitungsanftalten für Thierhaare, Talgichmelgen, 
Schlächtereien, Gerbereien, Abdedereien, Boubret- 
i ten- und Diüngpulverfabriten Stauanlagen für 
Maffertriebwerte und Dampfkeifel. 

NRüdfichtlih aller übrigen nach ben oben bezeichneten 
Daragraphen ber Gewerbeordnung einer Genehmigun 
bebürfenden Anlagen bleibt die biöherige Suftändrgteit 
ber Bezirksregierungen beſtehen; 


2) die Entfheibung über Anträge auf Ertheilung von 
Korzeffionen zum Betriebe der Gaft- und Schanfwirth- 
ke, wie zum Kleinhandel mit Getränfen in ur 
eit des $; 33 der Gewerbeordnung für den Norb- 
beutfchen Bund vom 21, Juni 1869 unbesgefehblatt 

Seite Fr nah Anhörung der Ortöpoligei- und Ge 

meindebehörbe, ſowie über die Surüdnahme ag 

%. 54 beffelben 


en in Gemäßheit bes 

In dem kontradiktoriſchen Verfahren wird das 
öffentliche —* e durch den Amtsvorſteher beziehungs- 
weiſe die ſtädtiſche Polizeibehörde wahrgenommen. 


VI. 


In bau und feuerpolizeilichen 
Angelegenheiten: 


bie Entſcheidung über Beſchwerden gegen Anordnungen 
ober Verfügungen ber Amtsvorſteher und i 
verwaltungen. 


VI. In Anfiedelungs-Saden: 


die Entſcheidung über Anträge auf Geftattung neuer An- 
fiedelungen in ir ber K 27 ff. des Gefehes vom 
3. Januar 1845 (6 ——— Seite 25), bes $. 11 bes 
Gefehed vom 24. Mai 1853 (Gefeh- Sammlung Seite 241) und 
bes Geſetzes vom 26. Mai 1856 (Gejeg- Sammlung Seite 613). 


VII In Dismembrationd- Angelegenheiten: 


bie Beitätigung ber Abgabenvertheilungspläne und bie 
Regulirung fofort vollſtredbarer Interimiftita, mit Ausſchluß 
der Feſtſetzungen über die a der Grundſteuern und 
Renten, auf Grund ber 38. 19 und 23 des Geſetzes vom 
3. Januar 1345 (Gefeß-Sammlung Seite 25 ff.), des %. 6 bes 
Geſetzes vom 24. Mai 1853 zur -Sammlung Seite 241) 
und bed Gefeget vom 26. Mai 1856 (Gefeh - Sammlung 
Seite 613). \ 

Als Berufungsinftang tritt an bie Stelle des Minifteriums 
für die Kandioirthgaftlidhen Angelegenheiten die Bezirköregie- 


rung. 
Eine Minifterialinftruftion regelt das formelle Geſchäfts ⸗ 
verfahren. — 


IX. In Kommunalſachen der Amtsbezirfe, Land- 
gemeinden und felbftitänbigen Gutsbezirfe: 


bie Bein über die Kommunalangel —— ber Amts · 
bezirke, ber ländlichen Gemeinden und elbHit digen Gutsbe · 
zirke, insbeſ 


ondere: 
1) die Genehmi von Kommunalbezirfsveränderungen 
2 bu au 2 —* —— Grundithde 
nad den befchriften im $. 1 de8 Geſetzes vom 14. 
April 1856, betreffend bie Lanbgemeindeverfaffungen 
in ben ſechs öftliien Provinzen ber Monarchie (Ge 
Arge, Seite 359), fomweit diefe Genehmigung 
iäher dem DOberpräfibenten zuftand; 


2) die Genehmigung von Auseinanderfegungen zwifchen ben 
Betheiligten in folge von irköveränderungen an 
Stelle der Bezirföregierung auf Grund des $. 1 Ali- 
nea 6 a. a. ©. Entftehen hierbei Streitigkeiten, fo 
——— ſolche fortan das Verwaltungsgericht an 
Stelle des Dberpräfidenten ; 


ädtiſchen Polizei . 




















— — — -exrenhaus. Mtenftüd A 7. ——— 

3) die Genehmigung des Statuts über die Vereinigung mit Vorbehalt des ordentlichen Rechtsweges in Gemäß 

eined Ländlichen emeindebezirks unb eines felbftftän * | * bes DE des Geis vom Pr Ma 1861 (Ofen, 
Gutsbezirks nah $ 2 aa. D.; f ammlung ©. 241); 

4) bie igung von Gemeinbebefchlüffen „über ander 2) die ellung des Geldwerths der Naturali b be 

meite Regelung des Stimmrechts in der Gemeindever- 2 eins ber Pindereien bei Reyulirumg bes Eintom- 

fammlung, fowie die Anorbnung einer Ergänzung oder mens ber Elementarlehrer im falle eines Streites unter 


ee ofen er * Ar A ben Betheiligten; 
en Ortsverfaffung nad Maßgabe ber $5. 3 bis P . an 
7 r a. D. an Stelle * — beziehungsweiſe 3) bie geſolutoriſche —— interimiſtiſche Ent- 
des Minifters des Innern; berg on een Pe a welche 
icht gleidyeitig die Küfterer betreffen. 
5) die Beftätigung bes Statut8 über die Bildung einer ; 
) gewählten wehubevertretung nad %. Sa. ed ; Der Kreisausſchuß entſcheidet: 


6) die Genehmigung zur Erwerbung und Veräußerung a) über die Nothmendigfeit und bie Art ber 
2 von Grund Ba, A Pachtungen außerhalb ber Feld Ausführung von Schul-Neu- und Reparatur 
ur Rn] x Sufasgme oa — RE bis | bauten. 
5 Titel 7 iHell IE bes Mlügemeinen Eonbrediß, am Gegen bie Entſcheidung ift mit Ausſchluß 
Stelle der ht8obrigfeit. h | bed orbentlichen Rechtsweges nur die Berufung 
Die Kabinetöordre vom 25. Januar 1831, be i an das Berwaltungsgeridit zuläffig; 
treffend die Erwerbung von Rittergütern durch Dorf- 2 , 
emeinden und beren Mitglieder Übefeh - Sammlung b) über die Verpflichtung, zu den Baufoften bei- 
Seite 5) und ber $. 4 des Anhangs zur Allgemeinen zutvagen und über bie Vertheilung diefer Koften 


Gerichtordnung werden aufgehoben; unter den hierzu Verpflichteten. 


dieRegulirung von Zahlungsmobalitäten bei Exefutiond- Die Entfdeidung gilt als nterimiftifum, 
2 —— gegen Landgemeinden in Gemäßheit welches im Wege der adminiſtrativen Exekution 
des Anhangs 153 zur Allgemeinen Gerichtsorbnung fofort vollitredbar if. Es bleibt dem Bethei- 
an Stelle —* egierung ; ligten dabei ber ordentliche Rechtsweg gegen 
j denjenigen, welchen ex zu ber ihm angefon- 
8) bie Ertheilung dev im $. 10 & Nr. 4 des Geſetzes nenen Veiltung ober zur Entfhäbiqung filr 
vom 14. Mpril 1856 vorgefcriebenen Beſcheinigung verpflichtet erachtet, vorbehalten. 


5 i - DEN, 6 von einer et bei — 
erbung oder Berqußerung don Grundſtügden EDER | XI Im Angelegenheiten der öffentlichen Gefund- 
denfelben gleichitehenden Gerechtſamen bie ben Ger A - 
meinden gefehlid) vorgefchriebenen befonderen Formen heitspflege der Fanbgemeinden und felbftftändigen 


beobachtet find, an Stelle der Negierung ; 1) bie Entfeheibung über fi aweiſe Einfüß 
\ * e eidun r bie zwangsweiſe Einführung von 
9) die Beitätigung von Gemeindebefhläffen über ander- fanitätspoligeifihen Erlen, foweit nicht ve Ge 


weite Aufbringung ber Gemeinbeabgaben und Dienfte, ie. 
foweit die Anordnung einer Ergänzung ober Mbände genſtand * Geſet geregelt iſt / 

rung der in Anfehung der Genieindelaſten beſtehenden 2) die Enticheidung über die Verpflichtung zur Tragung 
Ortöverfaffung in Gemäßheit der SS. 11 bis 13 a.a. D. | ber Koften und über deren Vertheilung unter die Ver- 
an Stelle der Regierung, beziehungsmweife des Mi- pflidhteten. Letzteren bleibt in den — zuläffigen 


nifters des Innern; Fällen der ordentliche Rechtsweg vorbehalten, 


10) die Entſcheidung über Beſchwerden wegen der Theil- . 
h nahme pin —— und an den —— ungen, XI. In Juftigverwaltungs-Ungelegenheiten: 
—— u Seranziehung au den Gemeinbelajten, bie die Aufftellung der Gefchworenen-Urliften und bie Ent- 
efchwerde mag auf ganzliche Befreiung oder Er- ſcheidung über die * en erhobenen Einwendungen nach den 
mäßigung gerichtet fein; 15 3 bei N = —— ehr * 
11) die Feſtſetzung der Dienſtunkoſtenentſchädigungen der > (Belek - Sammlung Seite und im Artiket 
ehe ($. 28 bie Geſehes) = der ei er ten nung —* a — 
Befoldungen anderer Gemeindebeamten im Falle von —— Face fe den Gef — —— 
Ekreitigteiten pwoiſchen den Betheiligten / acht Tagen nad Ablauf der dreitägigen Einwendungsfriſt er- 
12) die Entſcheidung über Beſchwerden wegen Abnahme | folgen muf. 
— —— — = Befugniß, 2 a 
r Verweigerung feitend ber Gemeinde die Decharge 
feinerjeits 8 tig zu ertbeilen; Der Landrath als Bee bes Kreisausfchuffes. 
13) bie refolutorische Feititellung von Defekten in Gemeinde * 136, 
und Amtslaſſen nd Mafgabe der Werordnung vom Der Panbrath leitet und beauffihtigt ben Gefchäftsgang 
24. Januar 1844 r\ eſetz Sammlung ©. 52). Einer des Ausfchuffes und forgt für die prompte Erledigung ber 
Drüfung de Defektenbejchluffes durch die er | Geſchäfte. 
Previnialbehöxbe ($. 6 a. a. D.) bebarf es nic. Der Landrath beruft den Kreisausfhuß und führt in 
An die Stelle der in bem Geſetze vom 14. Mpril 1856 | bemfelben ben Vorſitz mit vollem Stimmrechte. ft der Yand- 
vorgefchriebenen Anhörung des Kreistages tritt die Anhörung | rath verhindert, fo gebt der Vorſitz auf feinen Stellvertreter 
bes Kreisausfchuffes, inforern nicht diefem nad) ben vorftehenden | über. ft dies der Kreisſekretair, fo führt nicht diefer, 
Beltimmungen die Entjcheidung zuſteht. ‚ Sondern das hierzu vom Ausjchufle gewählte Mitglied den 


Bei ber Vorſchrift des $. 17 jenes Gefehes behält es Vorſit. 
jebod) fein Beenden. | i $. 137, 
3 Der Lanbrath führt bie laufenden Gefchäfte der dem 
ar lan Er und ſelbt Ausſchuſſe übertragenen Verwaltung. Er bereitet die Be 
. j i chlüſſe des Ausſchuſſes vor und trägt für bie Wus- 
I) die Entfcheidbung von Beſchwerden über bie Heran- brung derfelben Sorge. Er kann die felbitftändige Bear- 
ziehung zu Schulbeiträgen, die Beſchwerde mag auf | beitung einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Streis- 
gänzlice Befreiung oder Ermäßigung gerichtet fein, | ausfchuffes übertragen. 
4* 





Er vertritt den Kreisausſchuß nad) außen, verhanbelt 
Namens bdeffelben mit Behörden und Privatperfonen, führt 
den Schriftwechfel und zeichnet alle Schriftjtüde Namens des 
Ausfchuffes. . 


zn allen Angelegenbeiten, welde nicht dem in ben 
Sg. 140 ff. bezeichneten Verfahren unterliegen, fann ber 
Yanbrath, wenn ber vorliegende Fall feinen Aufihub zuläßt, 
Namens bes Ausichuffes Verfügungen erlaffen. Vorſte — 
egen dieſe Verfügungen unterliegen ber kollegialiſchen Ent- 
A des Kreisausfchuffes. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, melde den Kreis gegen 
Dritte verbinden follen, ingleichen Vollmachten, müffen unter 
Anführung des betreffenden Belchluffes des Kreistages be 
— Kreisausſchuſſes von dem Landrathe und zwei 

itgliedern des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe der mit ber 
Angelegenheit betrauten Kommiſſion unterſchrieben und mit 
dem Siegel des Landraths verſehen fein. 


Das Verfahren vor dem Kreisausſchuſſe. 
$. 138. 


Die Anweſenheit dreier Mitglieder mit Einſchluß des | 


Vorfigenden genügt für die Beſchlußfähigkeit des Streiß- 
ausschuffes. 


Die Beſchlüſſe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt 
eine gerade Zahl von —— anweſend, fo nimmt das 
dem Lebensalter nach jüngſte gewählte Mitglied an der Ab⸗ 
ftimmung feinen Antheil. 


$. 139. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mit- 
lieber de8 Kreisausſchuſſes oder deren Verwandte und Ver ⸗ 
chwägerte in auf- oder abiteigender Linie oder biß zu dem 
dritten Grade der Seitenlinie, fo bürfen biefelben an ber 
Berathung und Enticheidung nicht theilnchmen. " 

Ebenfomwenig bürfen die Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
bei ber Berathung und —— ſolcher Angelegenheiten 
mitwirken, in welchen ſie in anderer Eigenſchaft ein Gutachten 
abgegeben haben oder als Geſchäftsführer, Beauftragte ober 
in anderer Weife thätig gewefen find. 

Wird dadurch ein Kreisaurfhuß beſchlußunfähig, fo tritt 
nad Beitimmung des Verwaltungsgerichts der Kreisausfhuß 
eines benachbarten Kreiſes an feine Stelle. 


$. 140. 
ür das Verfahren in ftreitigen VBerwaltungsfahen ($. 8 
w 25, 6 jr A a rn rc g 83, 


. 135 S, I. 1, 11.1, 2 und 3, IV. 1 und 2, V., VI, 
VII, IX. 9, 10, 11 und 12, X., XI und XII.) gelten, fo- 
weit nicht daſſelbe für einzelne biefer Angelegenheiten beſonders 
gefeplich geregelt ift, folgende Vorſchriften: 


$. 1dl. 


In der bem Kreisausſchuſſe einzureichenden Klageichrift 
(Beihwerde, Antrag) it der Gegenftand des Anſpruchs, fo 
wie die Verfon, Korporation oder öffentliche Behörde, gegen 
weldye derſelbe gerichtet wird, genau zu bezeichnen. | 


Zur Enticheidung tiber diefelbe ift der Ausſchuß des- 
jenigen Kreifes berufen, in weldyem diefe ‚zu vollziehen oder 
das in Anſpruch genommene Recht auszuüben ift. 


$. 142. 


Ergiebt ſich aus dem Inhalte der — ober aus 
früheren amtlichen Akten oder Urkunden, daß der erhobene 
Anfpruch unzweifelhaft vechtlic unbegründet ift, fo kann der 
[be ohne weiteres Verfahren durch einen mit Gründen ver- 
chenen Beſcheid zurädgemwiefen werden. — 


Gegen einen folchen Beſcheid ift binnen 10 Tagen nad) 
beffen Zuitellung der Antrag auf mündliche Verhahdlung vor 
dem Kreisausſchuß geſtattet. Wird der Antrag nicht geitellt, 
fo gilt aud in Anfechtung der Zuläſſigkeit der Berufung der 
eſcheid als Entſcheidung ($. 155). 
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$. 148, 


m it der Klageantra n eine Öffentliche Behörbe ge- 
richtet, fo kann derfelbe Zn Ermelfen des eis 
zunächit ber. leßteren zur fchriftlihen Gegenerflärung binnen 
einer beftimmten, von .8 Tagen bis zu 4 Wochen zu be 
meljenben Friſt mitgetheilt werden. 


In diefer Gegenfhrift bat die öffentliche Örde zu er- 
flären, ob fie die mündliche Verhandlung fordert, oder ob fie 
ihrerſeits auf dieſe verzichtet und die Entſcheidung anheimgiebt, 

Verzichtet die Öffentliche ‚Behörde auf die mündliche Ver- 
handlung und hält der Kreisausfhuß durch die Klagefchrift 
und die Gegenerflärung der Öffentlichen Behörde, beziehungs- 
meife durch die von ber lehteren eingereichten amtlichen Aklen 
und Urkunden ben Sachverhalt für genügend erörtert, fo ift 
berfelbe befugt, aud ohne vorgängige mündliche Verhandlun 
in ber Sache bie Entſcheidung zu treffen. Gegen biefe mi 
Gründen zu verfehende Entſcheidung ift dem Kläger binnen 
10 Tagen nad deren Zuftellung der Antrag auf mündliche 
Verhandlung vor dem Kreisausfhuß geftattet, unbeſchadet des 
Rechts der Berufung, wenn der Untrag nicht geftellt wird. 


Verlangt dagegen die öffentliche Behörde eine mündliche 
Verhandlung oder hält ber Kreisausſchuß diefelbe für.erfor- 
berlich, fo it das mündliche Verfahren einzuleiten. 


gs. 144. 


‚Erfolgt bie Einleitung der Verhandlung, fo werben beide 
Theile, die Gegenpartei unter abfchriftlicyer —— — 
Klageſchrift, beziehungsweiſe der Gegenerklärung und deren 
Anlagen, zur muͤndlichen Verhandlung vor dem Kreisausſchuſſe 
vorgeladen. 


Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, die erforber- 
lichen Bemweitmittel zur Stelle zu bringen, und unter ber 
Verwarnung, dab beim Ausbleiben der Parteien nad Page 
der Akten werde entfdhieden werden. 


Der Gegenpartei fteht e8 frei, ihre Erklärung vor bem 
Termine ſchriftlich einzureichen. 


$. 145. 


Der Klagefchrift und den im F. 144. gedachten weiteren 
Erflärungen der Parteien find die ald Beweismittel in Bezug 
enommenen Urkunden im Original oder in Abichrift beizu- 
ügen. Bon allen Schriftitüäden und beren Anlagen find 
Duplifate einzureichen. 








$. 146, 


Der Kreisausſchuß bat die Thatfachen, weldye für bie 
von ihm zu treffende Entfcheidung erheblich find, von Amts 
wegen zu erforichen und feftzuftellen, fowie ben Beweis in 
vollem Umfange zu erheben. Insbeſondere ift er befugt, zu 
diefem Behufe Unterfuhungen an Ort und Stelle zu veran- 
laffen, Zeugen uud Sachverſtändige zu laden und eiblich zu 
vernehmen. 


Sinſichtlich der Verpflichtung, fi al8 Zeuge oder Sad. 
verftändiger vernehmen zu laffen, kommen bie entfprechenden 
Beltimmungen ber bürgerlichen Progeßgeiehe mit ber Mafigabe 
zur Anwen ung, daß im Falle bed Ungehorſams ber Kreis- 
ausfhuß auf eine Geldbuße bis zu 50 Ihalern erkennen kann. 
Gegen biefen Strafbefcheib ift innerhalb 14 Tagen Berufung 
an das Verwaltungsgericht zuläffig. 


. $. 147. 


Der Kreitausfhuß kann die Beweißerhebung durch ben 
Vorfigenden oder ein anderes Mitalied, durch einen Amts- 
vorjicher oder durch eine zu dem Ende zu erfuchende fonftige 
Behörde bewirken laſſen. — Er fann anordnen, daß bie 
Beweißerhebung in feiner öffentlichen Sitzung ftattfinden foll. 


Die Darteien find zu den Beweisverhandlungen vor- 
zuladen. 


$. 148. 


Die Berweisverhandlungen find unter Zuziehung eines 
vereibeten Protofollführers aufzunehmen. 


Herrenhaus, 


Die Vereidigung des Protokollführers erfolgt durch ben 
Landrat oder in beffen Auftrage durch ben Amtsvorſteher 
im Namen bed Kreisausfchuffes. 


$. 149. 


Der Kreisausſchuß hat nach feiner freien, aus dem ganzen 
Inbegriffe der Verhandlung und Beweiſe geſchöpften Ueber- 
zeugung zu beſchließen. 

Er darf bei feiner Entfcheidung nicht über den vor ihn 
acbrachten Gegenftand und nicht über den Kreis der in ber 
Verhandlung vertretenen Parteien hinausgehen. 

Die Beiladung folder Betheiligter, deren ntereffe durch 
die zu erlaffende Entfcheidung berührt wird, findet von Amts 
wegen ftatt. In diefem Falle gilt die Entfcheidung auch gegen- 
über ben Beigeladenen. 


$. 150, 
Die mündliche Verhandlung, bei welcher bie Parteien 
beziehungsmweife ihre mit Vollmcht verfehenen Vertreter zu 


hören find, fowie die Verkündigung der Entfcheidung erfolgen 
in Öffentlicher Sitzung des Kreisausfchuffes. 


$. 151. 


Die Orffentlichfeit der Verhandlung kann von bem Kreis. 
ausfchuß durch einen öffentlich zu verfündenden Beichluß aus- 
arfdyloffen werden, wenn er dies aus Gründen des Öffentlichen 
Wohls oder der Sittlichtkeit für angemeffen erachtet. 


$. 152, 


Die Entfcheidung ift mit Gründen zu verfehen unb ben 
Darteien zuguitellen. 


Diefe Zuftellung allein genügt, wenn die Verkündigung 
ber Enticheidung nicht fofort hat erfolgen können. 


$. 153. 


Die Betheilinten find bei Eröffnung ber Entſcheidungen 
»des Kreisausichuffes über das Berufungärecht, bie ri 
friften und bie Folgen ber Berfäumntg ausdrüdlich zu be 
lehren; die Unterlaflung ber Belehrung hält den Pauf ber 
Berufungsftiften nicht auf. 


$. 154. 


Ueber bie öffentliche —— wird durch einen vereideten 
VPrototollführer eine Verhandlung aufgenommen, welche bie 
weſentlichen Hergänge enthalten muß und von den Mitgliedern 
wo —— ſowie von dem Protokollführer zu unter 
zeichnen iſt. 


Berufung gegen bie Entſcheidungen bes Ktreisausſchuſſes. 
$. 155, 


Gegen die Entfcheibungen des Kreisausfchuffes fteht, ſoweit 
biefelben nicht endgültige find, den Berheiligten, und aus 
Gründen des Öffentlichen Imtereffed dem Vorfigenden bes 
Kreisausſchuſſes (F. 1.56) dad Necht der Berufung zu. 


$. 156, 


Ueber bie Berufung entjcheibet das VBerwaltungsgericht 
($$. 187 » mit Ausnahme ber in bem . 135 unter Nr. V. 1 
und VIII. aufgeführten Angelegenheitm, welche ber Ent 
iheidbung ber Bezirköregierung in dem biöherigen Verfahren 
unterliegen. 


$. 157. 


Wil der Vorſitzende des Kreisausfchuffes gegen einen 
von dem letzteren gefaßten Beſchluß von dem Nechte der Be 
tufung aus Gründen des öffentlichen Intereſſes Gebrauch 
machen ($. 155), fo hat er dies fofort dem Streisausfchuffe 
anzuzeigen, 


Die Verfündigung des Beſchluſſes an die Parteien bleibt 
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folgen, mit ber Eröffnung, daß gegen bie Entfeheibung im 
Öffentlichen Intereffe Berufung eingelegt fei. Die Gründe 
ber Berufung müffen in der Eröffnung bejeidinet werben. 


Mt der Beſchluß ohne diefe Eröffnung den Parteien mit- 
getheilt worden, fo gilt die angemeldete Berufung für zurüd- 
genommen. 


$. 158. 


Die geift zur Einlegung ber Berufung beträgt für Die 
Darteien 21 Tage, fofern nicht für einzelne Fälle eine andere 
Friſt geſetzlich beftimmt ift. 


Die Berufungsfrift beginnt mit ber Zuftellung ber Ent- 
ſcheidung. 


$. 159, 


Die Berufung muß bei Verluft des Rechtsmittels binnen 
ber Berufungsfriſt bei dem Kreisausſchuſſe, gegen deffen Ent 
ſcheidung fie gerichtet ift, angemeldet und gerechtfertigt werden. 


Zur Rechtfertigung ber Berufung fann in nicht fchleunigen 
Sachen dem Berufenden auf feinen Antrag eine angemeffene 
Nachfriſt gewährt werben, welche der Negel nad; die Dauer 
von 14 Tagen nicht überfchreiten foll, -. us . 


$. 160, :& 

Die Berufungsfhrift und beren Anlagen werben ber 
Gegenpartei zur ſchriftlichen Gegenerklärung binnen einer be 
ftimmten, von 8 Tagen bis zu 4 Wochen zu bemeffenden Friſt 
äugefertigt, 

Hinfichtlidy der Einreichung von Duplikaten ber Berufungs · 


ſchrift und der Gegenerklärung, ſowie deren Anlagen findet der 
$. 145 gleihmäßige Anwendung. 


$. 161. 


Nach Ablauf der Frift ($. 160) legt der Kreisausſchuß 
die fämmtlihen Verhandlungen nebft feinen Alten dem Ber- 
waltungsgerichte vor. 


Den Parteien wird, unter Mittheilung einer Abſchrift ber 
Gegenerklärung an den Berufenden, bie Abfendbung der Akten 
befannt gemacht. 


$. 162, 
Das Verfahren ift ftempelfrei. 


Dem unterliegenden Theile find die baaren Auslagen bes 
Verfahrens, die Gebühren für Zeugen und Sadverftändige, 
fowie die baaren Auslagen des ob re Theils zur vaſt 
u legen, jedoch mit Ausſchluß der Gebühren, welche —* 
ine Berollmächtigten - für Wahrnehmung der öſſentlichen 
Sigungen des Kreisausfchuffes zu entrichten hat. 


Hat eine mündliche Verhandlung ftattgefunden, fo wird 
außerdem von dem umterliegenden Theile ein zur Sreistom- 
mumalfaffe zu vereinnahmended Pauſchquantum erhoben, weldyes 
im Höchſtbetrage 20 Thle. nicht überfteigen darf, Die Er 
hebung dieſes Pauſchquantums findet bei ber ſchiedsrichter⸗ 
lichen Entſcheidung und ſühneamtlichen Vermittelung von 
Streitigkeiten zwijchen Armenverbänden ($. 135 1. 1) nicht ſtatt. 


Für die Berechnung des Daufhquantums, fowie der Ge 
bühren für Zeugen und Sachverſtändige kann von dem Minifter 
bes Innern ein Tarif aufgeitellt werden, 


Das Pauſchquantum und fämmtliche au erftattende Mus: 
lagen werden von dem Kreisausichuffe durch beſondere Ver- 
fügung feitgefeht, gegen welche die Berufung an das Verwal. 
tungägericht binnen einer zehmtägigen Friſt offen ftcht. 


$. 163, 


it der unterliegende Theil eine öffentliche Behörde, fo 
bleiben die Koften außer Nnfag; für die baaren Auslagen 


des Verfahrens und des obfiegenden Theiled muß derjenige 


in dieſem Falle einſtweilen ausgeſetzt. Dieſelbe muß jedoch | Kommumalverband auflommen, als deſſen Organ die öffent- 


binnen längitens brei Tagen nad) 


rlaß der Entſcheidung er» | liche Behörde gehandelt hat. 


| 
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Auch ift der unterliegenden Partei völlige oder theilweife , bleibt in den Stabtkreifen bis zum Erlaffe bes Gefehes über 
Koftenfreiheit zu bewilligen, wenn fie durch ein obrigfeitliches | die Reorganifation ber inneren Verwaltung ben biäher zu- 
Atteft den Nachweis führt, daß fie unnermögend ift, Koften | ftändigen Behörden. 
zu bezahlen, oder wenn nadı dem Ermeſſen des Kreisausſchuſſes 
aus ſachlichen Gründen ein befonderer Anlaß bierzu vorliegt. Befondere Veſt für ben Stabttreis Magdeburg 


$. 164. g. ırı. 


- Soweit die eigenen Einnahmen des Kreisausſchuſſes ($. 162) Der Kreistag bed Stadtkreiſes Magbeburg befteht aufer 
und die vom Staate bierzu nad) $. 70 zu überweifenden Bei- | dem Oberbürgermeifter der Stadt Magdeburg, welcher die 
träge nicht ausreichen, werden die Koften, welche die Geſchäfts | Kreis-Kommunalverwaltung leitet und ben Vorſitz im Streis- 
verwaltung befielben verurfacht, von dem Kreiſe getragen. ' tage mit vollem Stimmrechte führt, aus 11 Mitgliedern, von 





Die Mitglieder des Kreisausfhuffes erhalten eine ihren N... 
baaren Ausla ken entfprechenbe re en Ueber die Höhe ? 2 ir Toten mit Subenburg - ...... 6, 
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$. 165. | Abgeordnete entfenbet. 
Die Vollſtreckung der von dem Kreisausſchuſſe getroffenen . 
Entfcheidungen liegt Bi Vorfigenden beffelben ob. $ 172, 


, Die Wahl ber Kreistagsabgeorbneten 

Ueber Beſchwerden, welche en! gerichtet find, daß die Morfchriften 8 §. 104 Abſatz » — — 
Art der Vollſtreckung mit dem Inhalte der —— Ent · 
ſcheidung nicht übereinftimme, entſcheidet der usſchuß. 
Solche Kefepwerden müffen binnen längitens zehn Tagen nad) 
Behändigung ber anzugreifenden Verfügung angebracht werden. 


$. 166. 


Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei ben Kreidauß- 
ſchüſſen burd ein von dem Minifter bes nnern zu erlafienbes 


Regulativ genrbnet. 
EB i Für ben Kreistag und den Kreisausfhuß des Stadtkreifes 
Fünfter Abſchnitt. Magdeburg gelten die Vorfchriften ber I 115 und 116 


$. 173. 
118—131, 133 und 134, 136—139 Abfaß 1 unb 2 biefes 


Der Kreisausfhuß des Stadtkreifes Magbeburg beſteht 
aus dem Oberbürgermeifter der Stabt Magdeburg als Vor- 
igenden und zwei Mitgliedern, welche von bem Kreistage aus 
er Zahl der Kreisangehörigen gewählt werben. 


$. 174. 


Gefeges, jo weit ſich diefelben auf die Verwaltung ber Kreis- 
$. 167. 


Kommunalangelegenheiten beziehen. 
Für bie unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung 

einzelner Kreisinftitute, ſowie für die Beforgung einzelner Kreis. 
angelegenheiten kann der Kreistag nad Bed rfniß befondere 
Kommiffionen ober Kommiffare aus der Zahl ber Kreisan- 
ehörigen beftellen, welche ebenfo, wie die durch das Geſetz 
Ahr Zwecke ber ng er Landesverwaltung angeordneten 
efhäfte unter der Leitung des Landraths 


$. 175. 


Die Beftimmungen des zweiten hnittes bes en 
Titels, * die Beſtimmung des Ar; finden u he 
Stadtkreis Magdeburg gleichmäßige Anwendung. 
Kommiffionen, ihre 
beforgen. 


Der Landrath ift befugt, jederzeit ben Berathungen 
ber Kreistommilfionen — und dabei den Vorſitz mit 
vollem Stimmrechte zu übernehmen, fo weit nicht hierüber 
binfichtlich der für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung 
angeordneten Kommifjionen etwas Anderes gefeglich beftimmt ift. 


$. 168. 


Ueber die Gewährung von Diäten und Reifeloften an 
die Mitglieder der Kreisfommiffionen zu beitimmen, bleibt dem 
Kreistage überlaffen. 


Fünfter Titel. 
Bon der Oberaufficht über die Kreisverwaltung. 
Genehmigung der Kreißtagäbefchlüffe. 
$. 176, 

Beſchlüſſe des Kreistages, welche folgende Angelegenheiten 
etreffen: , 

1) rau Anordnungen nah Maßgabe des $. 20 

nr . 


2) Ka); ober Minberbelaftung einzelner Kreistheile 


dierter Titel. j 
Von den Stadtkreiſen. 3) Veräußerungen von Grunbvermögen bed Kreifes; 
4) Aufnahme von Anleihen, durch welche ber Kreis mit | 
$. 169. einem neuen Sculbenbeitande belaftet wird, fomie 


Uebernahme von Bürgichaften auf ben Kreis; 


5) eine Belafung ber Ktreisan Auen durch Kreisab-| 
gaben über p6t. bed Gefammtauflonmens ber. 
bireften Staatsſteuern, beziehungsweife ber Mahl: 
und Scladhtfteuer; 


6) eine neue Belaftung der Kreisangehörigen ohne geſetz 
liche Verpfli tung; Infofern die au —— eiftungen 
über die nächſten 5 Jahre binans fortbauern follen, 


bebürfen in ben a 1 der Ianbesherrlichen Genehmigung, 
in den Frällen zu 2 der Beftätigung bed Miniſters des 
Innern, in den Fällen zu 5 und 6 der Beitätigung ber Mi- 
nifter des Innern und ber Finanzen. 


In_denjenigen Kreifen, melde nur aus einer Stabt be— 
vo. (Stadtkreife), werden die Gefchäfte des Kreistages und 
es Kreisausfchuffes, die des leteren, ſoweit fid) diefelben auf 
die Verwaltung der Kreis-Kommunalangelegenheiten beziehen, 
von den Räbtifihen Behörden nadyıden Vorſchriften ber Städte 
ordnung wahrgenommen. ; 

Die Beitimmungen bes zweiten Abfchnitts des erften Titels 
finden auf Stadtfreife feine Anwendung. 


$. 170. 


Die Wahrnehmung ber im $. 135 L—VII. und XU. 
aufgeführten Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung ver- 


Auffihtöbehörhen. 
$. 177. 


Die Auffiht des Staats über die Kreis-Kommunalange- 
egenheiten wird, foweit nicht durch bie Vorſchriften biejes 
heſetzes ein Anderes ausbrüdlic beitimmt ift, von ber Be- 
irfsregierung, in bem- höheren Inſtanzen von bem Ober 
‚räfidenten und bem Minijter des Innern geübt. 


$. 178. 


Befchlüffe, welche die Befugniffe des Streistages über- 
chreiten, oder die Geſetze verlegen, bat der Landrath zu ber 
ınitanden und behufs der Entfcheidbung über deren Aus - 
führung ber Auffichtsbehörbe einzureichen. 


Auflöfung bed Kreistages burd Königliche Derorbnung, 
$. 179. 


Auf den Antrag dei Staatöminifteriums kann ein Kreis. 
tag dur a aufgelöft werben. Es find 
ſodann hlen anzuordnen, welche binnen ſechs Monaten, 
vom Tage ber Auflöfung an, erfolgen müſſen. 


m Falle der Auflöfung eines Kreistages bleiben bie von 
demſelben gewählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes und ber 
Kreistommilfionen fo lange in Wirkfamkeit, bis der neu ge 
bildete Kreistag die erforderlichen Neuwahlen vollzogen hat. 


Zwangsweije Etatifirung gefeplicher Leiftungen durch bie Regierung. 
$. 180, 


Wenn ber —— unterläßt ober verweigert, die dem 
Kreife geſetzlich obliegenden Leiftungen auf den Haushaltsetat 
wu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo läßt bie 
—— ierung, unter Anführung der Gründe, die Eintragung 
in ben Chat von Amts wegen bewirken, ober ftellt diefe Aus. 
gaben außerordentlich feit. 


" Sechster Titel. 


Uebergangsbeftimmungen für die Provitzen Sachſen 
und Poſen. 


g. 181. 


‚Für bie in ber Provinz Sachſen belegenen, im ſtandes · 
hertlichen Beſihze der Grafen zu Stolberg - Wernigerode, Stol- 
berg- Stolberg und Stolberg-Rosla befindlichen Grafichaften 
Wernigerode und Stolberg, nebit den Städten Kelbra und 
Seringen, wird die behufs Anfchluffes an die Grnundſätze des 
gegenwärtigen Geſetzes erforderliche Regelung ber die Gemeinbe- 
= Voligeiverwaltung betreffenden Verhältniffe einem befon- 
deren ehe vorbebalten und bleiben bis dahin für biefe 
Landestheile die hierauf bezüglichen Beitimmungen bed gegen- 
wärtigen Gefehes außer Anwendung. 


$. 182. 


Auf die Provinz Pofen findet, die N enmärtige Kreiß- 
erdnung bis auf Weiteres feine len ie kann jebod) im ihrer 
Geſammtheit oder in einzelnen Theilen für bie ange Provinz 
‚oder für einzelne Kreiſe derfelben durch Königliche erordnung 
in Kraft efeht werben. Bis dahin bewendet e8 bei den be 
ſtehenden Kor chriften. 


Siebenter Titel. 


Allgemeine Uebergangs: und Ausführungs- 
beftimmungen. 


$. 188. 


Bis zu einer anderweiten Beichlußfaffung ber Drovinzial- 
Vertretungen tritt an die Stelle des im $. 86 feitgeitellten 
Vetrages von 75 Then. Grund und Gebäubefteuer für bie 
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Kreiſe der Provinz Sachſen ber rg Baer 100 Thlen. und 
für die Kreife bed Regierungsbezirks Stralfund bet Betrag 
von 250 Ihlen. 

$. 184. 


Füuͤr Die erften nad Maßgabe dieſes Geſetzes vorzuneh- 
menden Vertbeilungen und Wahlen ber FKreistu a ri 
u die dem Kreisausſchuſſe beziehungsweife dem Streißtage 
bertragenen Befugniffe von dem Yandrathe wahrzunehmen. 
N (eichen — rt biefe erſten Wahlen dem Landtage bie 
rüfung der Wahlprotofolle an Stelle des Kreisausſchuſſes ob. 


$. 185. 


rür jeden Kreis wird bie erfolgte Bildung der Amts- 
Bezirke und die Ernennung der Amtsvorſteher durch eine von 
bem Ober-Dräfidenten burd das Amtsblatt zu erlaffende Be 
kanntmachung — Öffentlichen Kenntniß gebracht. Bis zu 
dieſem Zeitpunkte bleiben die rückſichtlich der örtlichen Volizeir 
verwaltung beftehenden Vorichriften in Kraft. 


$. 186. 


Die Amtsthätigkeit ber jegigen Gemeindevorſteher und 
Schöffen erlifcht am 30. Juni 1874. Die — etzt ge⸗ 
wählten Gemeindevorſteher und Schöffen blei jedoch in 
Funktion bis zum Ablauf der in dem gegenwärtigen Geſetze 
vorgefchriebenen fechsjährigen Amtsdauer, vom Tage ihrer 
Befätigung gerechnet, fofern nicht eine Gemeinde eine frühere 
Wahl ausdrüdlic, beantragt. 


Die Verwaltungsgerichte und das Verfahren vor benfelben. 
$. 187, 


Für jeden Regierungsbezirk wird ein ee 
Be welchen gleichzeitig die von den Deputationen für 
as Heimathsweſen (F8. 40, Al u. f. m. des Geſetzes, betref: 
fend die Ausführung des Bundesgefeges über Unter 
— ir era“ an 8. März 1871, Gef.-Samml. ©. 130), 
auszuäbenden Befugniffe übertragen werben. 


“ 
$. 188, 


Für die Qufammenfegung und die Beſchlußfaſſung des 
Verwaltungsgerichts, ſowie für die Eigenfchaften feiner Mit- 
dee gelten bie Beltimmungen in den 88. 41, 42, 43 
bjat 1 des Gefees vom 8, März 1871. Diefelben werben 
jedod) in folgenden Punkten abgeändert bezichungsweife ergängt: 
I) der Bräfident der Regierung, in deſſen Behinderung 

der Dirigent der Abtbeilung des Innern, kann jeder: 

eit den Vorfig übernehmen. In diefem Falle ift ber 
immberedytigt, und ſteht alädann bem 


orfigende 
—— des Verwaltungsgerichts, welches aus der 
Zahl der Verwaltungsbeamten ernannt iſt, nur eine 


berathende Stimme zu; . 

2) in allen jrällen, in welden ein gewähltes Mitglied 
des Gerichtähofe® und ber für daſſelbe beitimmte 
Stellvertreter gleichzeitig verhindert find, kann einer 
ber beiben anderen gewählten Stellvertreter an ben 
Verhandlungen mit befchliehender Stimme theilmehmen; 

3) der Vorfigende des Verwaltungsgerichts nimmt immer 
an der Abjtimmung theil, auch wenn nur vier Mit- 
glieder anweſend find; 

4) die gewählten Mitglieber des Verwaltungsgerichts 
werben durch ben — vereidigt = unter 
figen im biefer ihrer Eigenſchaft den richterliche 

amte geltenden Disziplinarvorſchriften. 


$. 180. 


Die Vorf ei bes G. 43 Abſatz 1 des Gefehes vom 
8. u... mdet auf den Regierungspräfidenten und den 
Dirigenten ber Abtheilung des Innern in ihrer Eigenichaft 
als . orfigende ded Verwaltungsgerichts gleihmäßige An- 
wendung. 

Sinficttich der Ausichliefung des Vorfigenden und ber 
Mitglieder des Verwaltungsgerichts von der Theilnahme an 
den Berathungen und Beſchlußfaſſungen des letzteren gelten 
die Vorſchriften des G. 139. 


$. 190. 
* 

Die mündliche ii eig ri welcher bie Darteien oder 
ihre mit Vollmacht verfebenen treter zu hören find, fomie 
die Verkündigung der Enticheidung erfolgen in öffentlicher 
Sitzung des Verwaltungsgerichts. Die Vorfipriften ber 68. 151 
und 152 —— gleihmäßige Anwendung. 

Die Yadung der Darteien zu der Verhandlung geichieht 
unter der im $. 144 vorgefchriebenen Verwarnung. i 

Haben jedody beide Varteien darauf angetragen, daß bie 
Sache ohne mündliche Verhandlung entſchieden werde, fo kann 
die Entſcheidung auf fchriftlichen Vortrag gefällt werden. 

Die ZJufertigung der mit Gründen zu verfehenden Ent- 
ſcheidung an die Parteien 5** durch die Vermittelung des 
Kreisausſchuſſes, gegen deſſen Beſchluß dieſelbe ergangen ift. 


$. 191. 

Erachtet da8 Vermaltungsgericht vor der Endentfcheidung 
noch cine Auftlärung über das Sachverhältniß für nöthig, 
fo ift dieſelbe durch eines feiner Mitglieder oder durch den 
Kreisausfhuß vorzunehmen, 


$. 192. 
ft die Berufung von dem Vorfitenden bes Kreisausfchuffes 
eingelegt ($. 155), fo entfcheibet das Werwaltungsgericht zu- 
nächſt über die Vorfrage, ob das öffentliche Intereſſe für 
betheiligt zu erachten fei. 
Nur inſoweit dies angenommen wird, erfolgt eine Ent- 
ſcheidung in der Sache. S. 193 


Die Beftimmung des $. 192 findet entſprechende An- 
wendung, wenn über die Berufung von ber Bezirfäregierung 
zu entſcheiden ift. sı9 


Auf das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichte finden 
bie Vorichriften ber 99. 146 bis 149 und 154, fowie in den 
jenigen ftreitigen Verwaltungsfaden, in welden das Ver 
waltungsgericht in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat, aud bie 
Vorschriften des G. 144 gleihmäßige Anwendung. 

Gegen die Entfcheidung des Verwaltungsgerichts ift ein 
weitered® Rechtsmittel nicht zuläſſig. Hinſichtlich des Ver— 
pre in Armenftreitfachen verbleibt es bei den Vorſchriften 

er 88. 47 ff. des Geſetzes vom 8. März 1571. 


$. 195. 

Die Erhebung ber Koften und bie Erftattung der baaren 
Auslagen für das Verfahren in der Berufungsinitang erfolgt 
— en der 68. 162 und 163 mit ber Maß— 

abe, ba 
’ y) die auffommenben Koften vorläufig zur Staatäfaffe 
vereinnabmt werden; 


2) das im $. 162 bezeichnete Daufhauantum aud) beim: 


Ausfall der mündlichen Verhandlung zu erheben ift; 
3) der unterliegenden Dartei auch die von dem Verwal. 
tungsgericht feſtzuſetzenden Gebühren, melde bie ob» 
fiegende Dartei ihrem Bevollmächtigten für Wahr 
—5 ber öffentlichen Sitzungen des Verwaltungs 
gerichtö au entrichten bat, zur Laſt zu legen find; 
4) die Aufftellung des Tarifs den Miniftern des Innern 
und ber Auftiz zuiteht; 
5) ein weiteres Rechtsmittel gegen bie wegen Feſtſetzung 
der Koſten ergangene Verfügung bed Verwaltungsge- 
richts nicht ftattfindet. 5. 


$. 196. 


Die Kosten des Berwaltungsgerichts fallen mit Ausnahme 
der den gewählten Mitgliedern nad) Maßgabe des 6. 44 des 
Gefeged vom 8. März 1871 (Geſetz Sammlun 
gu gewährenden eh welche der Drovinzialver- 

nd aufzubringen bat, ber Etaatskaffe zur Laſt. Die Kreife 
Dramburg und Ecievelbein werden in dieſer Beziehung als 
zum Vrovinzialverbande von Vommern und bie Altmark ala 
zum Vrovinzialverbande von Sadyfen gehörig, angefehen. 

Die Einnahmen des Verwaltungsgericht$ werden nach bem 
Verhältniffe der Koften zwiſchen dem Drovinzialverbande und 
dein Staate vertheilt. 

Ergeben fid) Ueberſchüſſe; fo werben biefelben dem 
Provinzialverbande zugemiefen. 


Herrenhaus. Aktenftüd 1" 7. 


Exite 130) | 


$. 197, 

Die BVollftretung der Entfcheidungen des Berwaltungs- 
gerichts erfolgt durch ben — des Streißausfchufies 
nach den Vorſchriften des $. 105. 

Ueber Beſchwerden ift von dem Berwaltungsgericht Ent- 
ſcheidung zu treffen. s.198 ’ 


Im Uebrigen wird ber Gefchäftsgang bei ben Verwaltungs- 
gerichten durch ein Nequlativ geordnet, welches die Miniſter 
ded Innern und ber uftiz gemeinfam erlaffen. 

§. 19. 
Alle dem gegenwärtigen Gefee zumiberlaufenden Be- 
mmungen werden aufgchoben und treten, mit Vorbehalt der 
orfchriften ber 68.12, 155 und 186, mit bem 1. Januar 1874 
außer Kraft. ie bisherigen freisftänbifhen Kommiffionen 
bleiben bis zur anderweitigen Beſchlußnahme des Kreidtages 
über ihren Fortbeſtand und ihre Sufammenfegung in 
Wirkfamteit. 
$. 200. 


Der Minifter des Innern ift mit ber Ausführung des 
egenwärtigen Geſetzes beauftragt und erläßt die hierzu er- 
———— Anordnungen und nftruftionen. 

Urkundlich xx. 
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Herrenhaus 


Wabhlreglentent. 


g.1. 

Acht Tage vor ber Wahl werben bie Wähler zu ben 
Wahlen mitteljt fehriftliher Einlabung oder durch ortsübliche 
Bekanntmachung berufen. Die Einladung und Bekanntmachung 
muß das Cofal, ben Tag und bie Stunde ber Wahl genau 
beitimmen. 52 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Landrathe, bezichungs- 
weife Bürgermeifter, Gemeindevorfteher oder einem von ihnen 
ernannten Wahlvorftceher und aus zwei von ber Wählerer- 
fammlung zu mählenden Beifigern. Der Wahlvoritand be- 
ſtimmt den Vrotofollführer und die Stimmzähler. 


$. 3. 
Die Wahlen erfolgen durch abgeftempelte, bei ber Der 
handlung zu vertheilende Stimmzettel. 


8. 4 


Jebe Wahl erfolgt in einer befonderen MWahlhandlung. - |. 


$. 5. 

In ber Wahlverfammlung dürfen weder Diskuffionen 
ftattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 

Der Protokollführert ruft die Wähler, wie fie in ber 
Wählerlifte verzeichnet find, auf; jeder Aufgerufene wirft feinen 
DEREN in bie Wablurne, 

Die während bed Wahl erſcheinenden Wähler können 
an ber nicht gefchloffenen Wahl theilnehmen. 

Sind feine Stimmen mehr macen, fo erflärt ber 
Wahlvorſtand bie — für geichloifen; ber Wahlvorſt 
nimmt die Stimmzettel einzeln aus ber Wahlurne, verlieft 
die darauf verzeichneten Namen und ein Stimmzähler zählt 
biefelben laut. gs 


— unbefchriebene, omie folde Stimmzettel, 


auf wel ber Name eines nicht Wahlfähigen oder mehrere 
Namen ſich geſchrieben finden, find —— 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben 
betradjtet. Ueber die Gültigkeit ber Stimmzettel entſcheidet 
vorläufig ber Mahlvorftand. Die Stimmzettel find aufzu- 
bewahren und die ungältigen mit bem —* dem Land» 
rathe, beziehungsweife dem Kreisausichuffe einzufenden. 


8. 7. 
Als gewählt ift derjenige zu betrachten, welcher bie abfo- 
Inte Stimmenmehrheit (mehr als bie Hälfte der Stimmen) 


ten bat. . 

Ergiebt ſich feine abjolute Stimmenmehrheit, fo fommen 
biejenigen zwei Perfonen, welche die meiften Stimmen für fi) 
haben, auf die engere un Haben mehr als zwei Perfonen 
die meiiten und gleidy viel Stimmen erhalten, fo entſcheidet 
das buch bie Sand bes Mahlvorfteherd zu ziehenbe Loos 
darüber, mer auf bie —— Mahl zu bringen üft; in gleicher 
Meife erfolgt die Entſch wenn aud) bie engere Wahl 
feine Stimmenmehrheit ergiebt. 


$. 8. 
Die a find vom MWahlvorftande, dem Piro- 
totollführer und den Stimmgählern zu unterzeichnen. 
$. 9. 
Auf dem Kreißtage felbit vorzunehmende Wahlen können 


auch durh Alkklamation ftattfinden, fofern Niemand Wiber- 
fprud) erhebt. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S) von Fordenbed. 





Anl. 3. db. Verhandl. b. Herreuhaufes, 


U ur. 


. Mktenftüd M 8, 
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A 8. 


Berlin, ben 29, November 1872, 


Das Haus ber Abgeordneten bat in feiner heutigen 
Sitzung befchloffen, bem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchiten Ermächtigung vom 12. d. M. 
—2 Häufern des Landtages vorgelegten Entwurf eines 

e 4 
betreffend die Aufhebung der in der Provinz Hannover 
beſtehenden Vorkaufs⸗, Näher- und Retraktrechte, 


unveränbert bie verfaffungsinäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon, unter — 
einer en —— des gedachten Entwurfs, mit 
bem Anheimſtellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufe der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 





An 
ben Präfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Aufhebung der in der Provinz; Hannover beftchen- 
den Dorkaufs-, Näher- und Retraktredte. 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 


Preußen ıc. 
beider Häufer des Candtaged 


verordnen, mit Zuſtimmun 
Unferer Monarchie, für bie Provinz Hannover, was folgt: 
1 


§. 1. 
Die nod) beftehenden Vorkaufs-, Näher- und Retraktrechte 
an Immobilien werben aufgehoben. 
$. 2. : 

Sat ſich das Ereigniß, worauf fi die Ausübung des 
Dorkaufs-, Näher+ ober Netraktredhts gründet, vor dem In— 
frafttreten dieſeß Gefehes zugetragen, fo darf das Recht nur 
bis zum 1, April 1873 gerichtlich geltend — werden, fo- 
fern daſſelbe nicht nach dem beſtehenden Rechte bereits früher 
erloſchen iſt. F 


Es bleiben aufrecht erhalten: 

1) das durch Verträge oder leiztwillige Verfügungen be, 

2) 837 Sen re ejeglih begründet 

n er nu i cte 

Vorkaufs- und Mieberfaufsrehe, ’ a 

3) dad auf ben ftatutarifchen Beitimmungen ber Ritter 
[haft des Herzogthums Bremen beruhende Vorfaufs- 
und Retraftreht ber Agnaten an ben ritterfchaftlichen 
Erbftammgütern. 


Urkunblid) ıc. 
Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


— 








A 9. 


Berlin, den 4. Dezember 1872, 


Das Haus ber Abgeordneten bat in feiner heutigen 
Situng befchloffen, dem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund der Allerhöchften Ermächtigung vom 16. v. Mts. 
oe beiden Hänfern des Landtages vorgelegten Entwurf eines 

eſetzes, 
betreffend die Aufhebung und Ablöfung der auf ben 
Betrieb des Abdeckereigewerbes bezüglichen Berechti- 
gungen, F 

unverändert bie verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 

Euer Erlaucht bechre ich mich, hiervon unter Beifügun 
einer beglaubigten Ausfertigung ded gedachten Entwurfs mi 
dem Anbeimitellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 


In Vertretung: 
von Köller. 


An 
ben Präfidenten bed Herrenhaufes 
Heren Grafen Dtto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Aufhebung und Ablöfung der auf den SKetrieb 
des Abdechereigewerbes bezüglichen Berechtigungen. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen ır. 
verordnien, unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages, 
für den Umfang ber Monardjie, was folgt: 


g. 1. 


Bon ben auf ben Betrieb bed Abdeckereigewerbes begüglichen 
—— werden, ſoweit es nicht ſchon geſchehen, auf- 
* 


1) bie noch beſtehenden ausſchließlichen Gewerbeberechti ⸗ 
ungen, d. h. die mit dem Gewerbebetriebe verbundenen 
chtiqungen, Andern ben Betrieb des Mbdederei- 
—— ſei es im Allgemeinen oder hinſichtlich der 
enutzung eines gewiſſen Betriebsmaterlals, zu unter- 
ſagen oder fie darin zu befchränfen; 


2) alle Awangd- und Bannrechte, deren Aufhebung nad) 
bem Inhalte ber Verleihungsurkunden ohne —R 
gung zuläffig iſt / 

3) alle Zwangs ; und Bannrechte, welche dem Fiskus ober 
einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb des Ge— 
meinbebezirf8 oder einer SKorporation von Gewerbe 
treibenden zuftchen, ober melde von einem dieſer Be 
rechtigten erjt nad) dem 1. Dezember 1871 auf einen 
Andern übergegangen find. 

Smwangs- und Bannredhte, deren Beſitz zwiſchen 
einem ber en bezeichneten und andern Beredtig- 
ten getbeilt ift, fallen erft hinweg, wenn ber den lehte- 
ren zuftchende Theil berfelben abgelöft ift; 

4) bie Berechtigung, Konzeffionen zu Abdedereianlagen 
ober zum Betriebe bes Abdeckereigewerbes zu ertheilen, 
welche dem Fiskus, Sorporationen, Inſtituten oder 
einzelnen Berechtigten zufichen. 


Herrenhaus. Mftenftüd AM 9 und 10. 





ferner werben aufgehoben: 

5) vorbehaltlich der an den Staat zu entrichtenden Ge- 
werbefteuern alle Abgaben, melde für ben Betrieb des 
Abdeckereigewerbes entrichtet werden, ſowie bie Beredhti- 
gung, dergleichen Abgaben aufzuerlegen; 

6) diejenigen Abgaben und Leiftungen, 
Berechtigten in Beziehung auf 
rechtigungen verpflichtet find. 


F. 2. 

Der Ablöfung unterliegen diejenigen Zwangs · und Bann- 

rechte der Abdecker, welche nicht durch d. 1 aufgehoben find, 

fofern die Verpflichtung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder 

einer Korporation ald folche betrifft, oder Bewohnern eines 
Orts oder Diftrift8 vermöge ihres Wohnfiges obliegt. 


u melden bie 
ie aufgehobenen Be- 


8. 3. 
Das Abdedereigewerbe wird fortan überall zur Gewerbe 
fteuer vom Handel herangezogen. 
§. 4. 
Für aufgehobene aubſchließliche Gemerbeberchtigungen 
($. 1 Rr. 1) wird eine Entfchädigung nur gewährt, fofern 
und fomweit fie mit einem Smangs- und Bannrechte nicht ber- 
bunden find. 
.5 


Mit denjenigen Abweichungen, welde fih aus den Be- 
ftimmungen T . 1 bis 4 ergeben, findet das Geſetz, be 
treffend die Aufhebung und Wblöfung gewerblicher Berechti- 
qm en vom 17. März 1868 (Gefeh-Cammlumg für 1868 

ite 249 ff.) auf das Abbedereigewerbe Anwendung. Jeboch 
treten am bie Stelle ber in dieſem Geſetze feſtgeſetzten Termine 





und Friſten in $. 14 ber 1. Dezember 1871, in 68. 15, 17 
unb 21 ber Ablauf des Jahres 1873, in $. 39 Beginn 
bes Jahres 1874 und an bie Stelle des in $. 28 und G. 66 
feftgelebten Seitraumeß berjenige von 1852—1871. 
Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
In Vertretung: 


(L. S.) von Köller, 





5 10. 
Berlin, ben 4. Degember 1872. | 


Das Haus ber Abgeordneten hat im feiner Heutigen 
Sitzung beichloffen, tem von der Königlid:en Staatsregierung 
auf Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 16, v. Mts.. 
Fi rg Häufern de8 Landtages vorgelegten Entwurf eines‘ 

ches, | 
betreffend das zur Eheſchließung erforderliche Lebensalter, 
underändert die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. | 


Euer Erlaudt beehre ich mich, Hiervon unter Beifü-! 
gung einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs! 
mit bem Anbeimftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft Mittheilung zu machen, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 


In Vertretung: — | 
von Köller. 1 


An 
ben Dräfibenten be8 Herrenbaufiß, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaucht. 
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Eutwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
das zur Ehefchliefung erforderliche Lebensalter. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Säufer des Landtages 
Unſerer Monarchie, für den ganzen Umfang derfelben, mit 
Einfluß des Jadegebiets, was folgt: 


Ginziger Daragraph. 


Das jur Ehefchliefung erforderliche Lebensalter tritt bei 
Derfonen männlihen Geſchlechts mit dem vollendeten acht · 
Gnten, bei Perfonen weiblidyen Gefchlechts mit dem vollen- 
Beten vierzehnten Vebensjahre ein. 
Ausnahmen von biefer Vorſchrift finden nicht ftatt. 
Alle entgegenftehenden Beitimmungen find aufgehoben. 


Urkundlich x. 
Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 


In Vertretung: 
(L. S.) von Köller. 





A 11. 


* 


Mbäudernugs: Anträge. 
zu bem 
Entwurfe der Areisordnung (Nr. 7 der Druchſachen). 





Das Herrenhaus wolle befchliefen: 
1) $. 8 im vorlegten Abſatz: 
Vor bem Worte »werden« ben Saf 


sund um eim Achtel bis ein Viertel ftärfer, 
als bie übrigen Kreisangehörigen, zu den Kreis. 
abgaben berangezogen« 


in getrennter Abftimmung abzulehnen.”) 
2) $. 23 in folgender Faffung anzunehmen: 


Die Schöffen, deögleichen, we das 
Schulzen (Richter) Amt nicht mit dem Be- 
fige gewiffer Grundftüde verbunden ift, der 
Gemeindvorfteher werden von dber®emeinde: 
VBerfammlung beziebungöweife der Ge 
meindevertretung and der Zabl der ftimm: 
berechtigten Gemeindemitglieder durch ab⸗ 
folute Stimmenmehrheit gewählt. 


Bater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Mit- 
glieder de8 Gemeindevorftandes fein. 


Die Wahlen erfolgen nad näherer Vorfchrift 
eined von dem Minifter ded Innern zu 
erlaffenden Wahlreglements, 


*; Bei der früheren Berathung ift eine Belbfirafe mit 98 gegen 54 
Stimmen abgelehnt. 


’ 
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3) $. 35. bie Schlußworte: 





und dab flatt einer Erhöhung ber —— 
eine ſolche für die Gemeindeabgaben beſchloſſen 
werben fann« j 


in getrennter Abftimmung abzulehnen. 
4) $. 26. 


Abfag 3 ftatt »unter Zuftimmunge zu ſetzen: 
„nah Anbörung‘*); 
Abſatz 4 die Morte: 


auf ben Vorfchlag des Amtsvorſtehers unter 
Zuftimmung des Kreisausſchuſſes · 


in getrennter Abſtimmung abzulehnen. 
5) $. 28 ftatt Abſatz 3, 4, 5 zu ſehen: 


6) 8. 


N 8. 


Alle fortlaufenden Geld» und Naturalbeiträge, 
fowie etwaige Landdotationen des Gutsherrn 
für die Verwaltung des Schulzenamts fallen 
fort. Beiden. Theilen bleibt indefien die 
freie Bereinbarung über die Fortdauer des 
bisherigen Berbältniffes überlafien, wonach 
dem Gemeindevorfteber die Wahrnehmung 
der Gutövorftcher-Geichäfte obliegt. 


31 Abſatz 3 wie folgt zu faffen: 


Zum Stellvertreter kann auch der Bor: 
fteber eines benachbarten Gutöbezirkö oder 
einer benachbarten Gemeinde bejtellt wer: 
den, Pesteren Falls bedarf es der Zuftim:- 
mung der Gemeinde. 


33 mie folgt zu faffen: 


Der Stellvertreter bedarf der Beſtäti— 
gung durch den Landrath. Die Beitätigung 
aun nach Anhörung des Kreisausfchufes 
verfagt werben. 


Der Gntöbefiger, in feiner Eigenfcbaft 
ald Gutsvorfteber, ebenfo wie der Stell: 
vertreter werden durch den Landrath oder 
in defien Auftrage durch den Amtsvorſteher 
vereidigt. 


8) $. 34 wie folgt zu faffen: 


Unterläßt ber Beliber des Guts in dem im 

. 38 angegebenen — die Beſtellung eines 

tellvertreters, ober befindet er ſich im Konkurſe, 

ober befindet er ſich nicht im Beſitz der bürger- 

lichen Ehrenrechte, fo fteht dem Laͤndrathe nach 

Anhörung bed Kreisausſchuſſes die Ernennung 
bes Stellvertreters auf Koften des Beſitzers zu. 


9) $. 35 im Eingang wie folgt zu faffen: 


Hinſichtlich der Dienftvergeben der Gemeinde 
vorfteher, der Schöffen und der Stellvertreter 
der Gutsbeſitzer, finden die Vorfchriften des Ge- 
fees vom 21. Juli 1852 (Gefegfammlung S. 465) 
mit der Mafgabe Anwendung, baf: 


10) $. 36 mie folgt anzunehmen: 


Den Landgemeinden, in welchen Zehn: 
oder Erbichulzengüter befindlich find, ftebt 
die Beſchlußnahme darüber zu, ob die mit 
Diefen Gütern verbundene Berchtigung 
und Berpflichtung zur Berwaltung bes 
Schulzen: (Nichter:) Amts fortbeftehen oder 
aufgehoben werden foll. 


Beichließt die Gemeinde, daß dieſes 
Verhältniß fortbeiteben foll} fo behält es 
dabei nah Maßgabe der gegenwärtig gel: 


*) Bei ber früheren Beratung mit 83 gegen 61 Stimmen ange 
nommen. . 


= 


36 


Herrenhaus, Aktenftüd M' 12, 











tenden Vorfchriften, vorbehaltlich der Be 
ftimmung des $. 450., fein Bewenden, bis 
die Gemeinde bei einer Fünftigen Erle: 
Digung des Amtes etwa einen anderen 
Beſchluß fapt. Beſchließt die Gemeinde, 
dat das Verhältniß anfgeboben werden 
fol, fo finden, in Ermangelung einer ans 
derweiten Ginigung mit den Schulzenguts: 
befigern, die machftebenden Vorſchriften 
(88. 37 bis 45) Auwendung.*) 


11) Hinter $. 45 einzuhalten: 
$. 454. 

Der Erb: und Lehnichulzengutöbefiger 
bedarf zur Uebernahme des Amts der Be: 
ftätigung durch den Kandratb nah Anhö—⸗ 
rung ded Amtsvorſtehers. 


Die Beftätigung fann nah Anhörung 
des Sireidausfchuffes verfagt werden, 


Wird die Veftätigung verfagt, fo er: |° 


nennt der 2Landratb auf Koften des Schul: 
jengutöbefigerd einen Stellvertreter auf fo 
lange, bis der Befiger die Betätigung er: 
langt bat. 
12) $. 48 wie folgt anzunehmen: 
Eingang unverändert. 


4) Jeder Amtöbezirt ſoll ein Flächengebiet 
umfaflen, defien Größe und Cinwohnerzahl 
dergeitalt zu bemeſſen ift, daß einerfeits Die 
Erfüllung der durch das Gefeg der Amts 
verwaltung auferlegten Aufgaben gefichert, 
andererjeits die Unmittelbarfeit und die uns: 
entgeltlihe Ansübung der örtlichen Ber: 
waltung nicht erjchwert wird. 


2) Unverändert. 


3) Gutöbezirfe fönnen auf Antrag des Gutö- 
befigerd ohne Nüdficht auf ihre Einwohner: 
zahl unter den übrigen Borausfegungen der 
Nummern 1 und © zu Amtöbezirken er: 
flärt werden. 


4) Abfat 1 unverändert, 
Abjah 2 abzulehnen. 
13) 8. 49 wie folgt anzunehmen: 


Die Bildung der Amtsbezirke, fowie 
ihre fpäter erforderliche Abänderung er 
folgt, nach Unbörung der Betbeiligten und 
deö Kreisſstags, durch den Ober-Präfidenten. 


Abſatz 3 unverändert. 
14) $. 50 wie folgt anzunehmen: 


In dem Amtöbezirfe wird die Polizei 
von einem Amtövorftcher ald ein unent— 
geltliches Amt verwaltet. 


15) 88. 51 bis 55 abznichnen.**) 
16) $. 56 Abſatz 1 bis 3 wie folgt zu faffen: 


Der Amtövoriteber wirb aus der Zahl 
der Amtsangebörigen von dem Ober: Praä- 
fidenten nach Aubdrung des Kreidtags er: 
nannt, 


17) 8. 57 im Abſatz 4 bis 6 zu feßen:- 


ftatt >bder Kreisausfhuße und »des Sreidausd- 
ſchuſſes · 
der Landrath und des Landraths. 


) Die Vorlage iſt bei ber früheren Berathung mit 72 gegen 


64 Stimmen abgelehnt. 


») Bei ber früheren Verathung mit 89 gegen 55 Stimmen ab- 


arlehnt. 


von ber Dften. 
von Kröder. 
Graf von Schlieffen. 
tbal. 
ber Gröben-Bonarien. 
wigsborf. Graf gu Rankau Gra 
burg - Angern. 
Romberg. von®Ro 
nig. von der Schulenburg-Salzmwebel. 
Graf von Bögen. 
Schlobitten. 
Schulenburg Beehendorf. von Karſtedt. Graf von 





18) $. 58 als zweiten Abſatz einzuſchalten: 


In Fallen, wo dies nicht mit beſonde— 
ren Unzuträglichteiten verbunden iſt, kann 
die Berwaltung auch zeitweilig dem Land: 
nd mit defien Zuftimmung übertragen 
werden. 


19) 8. 62 im Abſatz 1 zu feken: ftatt » unter Zuſtim · 
mung des Amtsausſchuſſes« 


nach vorheriger Berathung mit den betbei- 
ligten Gemeinde: und Gutövorftänden. 


Abſatz 2 zu ftreichen, 
20) $. 68 wie folgt anzunehmen: 


Dinfichtlib der Entfernung ded Amts: 
vorftebers aus feinem Amte finden die Bes 
ftimmungen des $. 35- Anwendung. 


21) $. 70 Abſatz 3 abzulehnen (vergl. $. 183). 
22) $. 72 wie folgt anzunehmen: 


Werden Ausgaben verweigert oder 
Peiftungen unterlaffen, zu welchen ein Amts⸗ 
bezirk verpflichtet ift, fo ſtellt der Kreisausſchuß 
dieſelben feit. 


* von Tettau. von Webell. 
daw und Neitenftein. 


von Brand, von 
Franz Graf zu Stolberg. 


Unterftübt durch: 


von Plötz. von Kleih-Rehom. 
Freiherr von Zedlitz. Graf Lehndörff. 
von Jena. Graf von Hohen— 
Graf von Kanig. von Gugmerow. Graf von 
Graf ee Lud⸗ 
von ber Schulen- 

Herzog von Urenberg. Freiherr von 
ow. Graf von Dreil, von Reib- 
von Köller. 
Graf zu Dobna- 
Grat von ber 


Graf von Earmer. 
Graf von Sclieben. 


ber Ajfeburg. von Schönborn von Bud. 


von Le Coq. 
J%' 12, 


AHbanderungs: Anträge 


zum 


Entwurf der Greisordnung (fr. 7 der Drudfacen). 


Das Herrenhaus wolle befdyliehen: 
1) $. 74 wie folgt zu faffen: 


Der Landratd wird vom Könige ernannt. 
Die Kreisverſammlung ift jedoch befugt, für bie 
Belegung eines erledigten Landrathsamtes aus ber 
Zahl der größeren Grundbefiger und ber Amts- 
voriteher des Kreiſes geeignete Perſonen in Bor- 
fchlag zu bringen. 


75 wie folgt zu fallen: 


Behufs Stellvertretung des Landraths werben 
von dem Kreißtage aus der Zahl ber größeren 
Grundbefiter oder der Amtsvorſteher des 


2$ 





m u ED a BI — — 


Kreifes zwei Kreisdeputirte auf je ſechs Jahre 
gewählt. Diefelben bedürfen der Betätigung des 
Dberpräfibenten. Sie find von dem Yandrathe zu 
bereidigen. 


Fuür kürzere Berhinderungsfälle kann der Kreis. 
fefretaiv als Stellvertreter eintreten. 





3) $. 83 wie folgt zu faffen: 


Megen ber Zwangsmaßregeln, welche ber 
Zandratb gegen die Amtövorfteber und 
Drtövorfteber, fowie der Amtsvorſteher 
gegen die 2egteren ($. 65) verhängen darf 
gelten bie Vorfcriften bes $. 79 Abſatz 2 bis 5 
und die 8. SO und 81. Eine Umwandlung ber 
Geldbußen in Haft findet nicht ftatt. 


4) $. 84 wie folgt zu fallen: 


Abſatz 1 unverändert. 
Als Abſatz 2 hinzuzufügen: 


Diefe nach der Bevölkerungsziffer 
zu bemeffende Zabl der Bertreter des 
Kreiſes erböbt fich in den Fällen, in 
welchen die $$. 86a. und BO Anwendung 
finden, nach näberer Beſtimmung der- 
felben noch um die Zahl derjenigen Ver: 
treter, welche jeitend der meiftbegüter: 
ten Grundbefiger, beziehungsweiſe der 
Landgemeinden abgenrdnet werden. 


5) $. 85 wie folgt zu fallen: 


Abſatz 1 unverändert. 
Zwiſchen Abſatz 1 und 2 einzufchieben: 


Diefen Wahlverbänden tritt in den: 
jenigen Mreifen, für welde die Be 
ftimmung deö 8. 86a. Play greift, noch 
ein Wahlverband der meiftbegüterten 
ländlichen Grundbefiger hinzu. 


Abfat 2 und 3 unverändert. 


6) $. 86 wie folgt zu fallen: 


Abſatz 1. 

Der Wahlverbaud der größeren 
ländlichen Grundbefiger, mit Einfchluß 
der juriftifchen Werjonen, Aftiengejfell- 
{haften und Kommanditgeiellichaften 
auf Aftien, bejtebt aus den zur Zablung 
—* Kreisabgaben verpflichteten Bes: 

gern \ 


4) derjenigen Güter, mit welchen ſchon 
bisher die Kreisſtandſchaft verbunden 
war, 


©) aller innerhalb des Kreiſes gelegenen 
felbftftändigen Güter, 


infofern, in dem einen wie in dem 
andern Falle von dem Gute, der Betrag 
von mindeftens 100 Thlrn. an Grund: 
und Gebäudeftener entrichtet wird, be: 
ziehungsweiſe zu entrichten fein würde, 
wenn das Gut nah Maßgabe der Ge: 
fege vom 21. Mai 1661 (Gef. Zammil. 
&. ©5353 und 317) dazu veranlagt wäre. 


Abſatz 2 und 3 fällt fort. 
Abſatz 4 unverändert ald Abfak 2. 


7) Als $. 86a. einzufcalten: — 


In Kreiſen, wo Beſitzer —— länd⸗ 
licher Güter ſich befinden, welche von dieſen 
an Grund: und Gebäudeſteuer ben Betrag 
von mindeitend je 300 Thlen, entrichten, 
treten dieſelben ald Meiftbegüterte zum 
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Zwecke der Wahl von Kreistagämit: 
gliedern zu einem gefonderten Berbande 
zuſammen. 


Diefer Wahlverband wählt ſoviel 
Kreistagsabgeordnete, als ſich für ihn nach 
der in Gemäſßheit der Beſtimmungen des 
8. DO anzuftellenden Berechnung ergeben. 


8) $. 89 mie folgt zu fallen: 


Eingang unverändert. 
Nr. 1. 


1) Die Zahl der ftädtifhen Abgeordneten wird 
nach dem Verhältniffe der ftädtiichen und länd- 
lichen Bevölferung, wie daffelbe durch die 
legte allgemeine Volkszählung feitgeftellt worden 
ift, beitimmt. Die Zahl der ftädtifchen Ab- 
— darf jedoch niemals die Sälfte 

erjenigen Zahl überſteigen, welche den 
anderen beiden Wahlverbänden gemein: 
fchaftlich zuftebt. 


Nr. 2 unverändert. ° 


9 $. 90 wie folgt zu faſſen: 


Bleibt die vorhandene Zahl der größe: 
ren Grundbefiger ($. SG) in einem reife 
unter der ihrem Berbande nach $. SD zu: 
tommenden Ubgeordnetenzabl, fo wählt 
diefer Verband nur fo viele Abgeordnete, 
ald größere Grundbefiger vorhanden find, _ 
und fällt die demfelben hiernach abgebende 
Zahl von Abgeordneten überhaupt aus. 


Dagegen tritt in denjenigen Areifen, 
für welche die VBorfchrift des 8. SGa. An- 
wendung findet, der nach der Bevölkerungs⸗ 
ziffer den übrigen Wahlverbänden zufteben: 
den Abgeorduetenzahl noch die Zahl ber 
Vertreter der Meiftbegüterten hinzu (8.54 
Abjag ©). Die Zahl der legteren darf je: 
doch, unter Sinzurechnung der von dem 
Verbande der größeren Grundbefiger zu 
wäblenden Abgeordneten, nicht mebr, als 
die Zahl der Abgeordneten der Städte 
und Landgemeinden zuſammengenommen, 
und in denjenigen Areifen, in welchen feine 
Stadt vorhanden ift, für fich allein nicht 
mehr ald ein Drittheil der Abgeordneten 
der Landgemeinden betragen. 


Soweit in den ——— Kreifen 
die Zahl der Vertreter größeren und 
der meiftbegüterten Grundbefiger die Zahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden über: 
fchreitet, wird diefe über die dem Berbande 
der Landgemeinden nah $. SD Nr. © zu: 
ftebende Abgeordnetenzabl hinaus in dem 
Mape erhöht, daß fie der Gefammtzabl 
ber Abgeordneten der größeren und der 
meiftbegüterten Grundbefiger wiederum 
gleihfommt. 


Wo die Zahl der Meiftbegüterten ge: 
ringer ift, alö die Abgeordnetenzahl, welche 
der Berband der Meijtbegüterten überhaupt 
wäblen darf, jind in dem leßteren nur fo 
viele Abgeordnete zu wählen, als Wahl: 
berechtigte vorhanden find. 


Die Meiftbegüterten dürfen ihr YBabl: 
recht nur in dem eigenen, nicht aber auch 
in dem Berbaude der "größeren Grund: 
befiger ausüben. 


10) als $. 90a. einzufdalten. 


Den SKreisftatut bleibt überlaffen, 
wenn bejondere Gigentbümlichfeiten in 
einzelnen Kreiſen es erfordern, 
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2) die Geſammtzahl der SKreidtagdab: 
geordneten (8. 64) zu ermäßigen, 


©) den Stenerbetrag im $. SG bis anf 
250 Thaler zu erböben oder bis auf 
50 Thaler zu ermäßigen; ferner 


3) deu Steuerbetrag im $. 8&a., und 


4) das Stimmpverbältniß zwifchen den Ber: 
tretern ber einzelnen Verbände auf 
dem Sreidtage” (dd. 8B und DO) 
anders, als vorftebend gefcheben, feft: 
zuftellen. N 
Kommt ein den Bebürfnifien entfpres 

&endes Statut nicht zu Stande, fo fünnen 

die erforderlihben Anordnungen durch Kö: 

niglide Berorduung nach Auhörung der 

PBrovinzialvertretung erlaffen werden. 


11) $. 94 wie folgt zu faffen: 


Zur Wahl der von dem Mahlverbande ber 
größeren und der meiftbegüterten Gruubbefiger 
u waͤhlenden Sreistagsabgeorbneten treten die zu 

eſen Verbänden gehörigen Grundbefiger, Berg 
werköbefiger unb Gemerbtreibenden unter dem 
Vorſitz des Landraths zufammen. 


12) $. 100 wie folgt zu faſſen: 


Die BVBertretung der Landgemeinden 
erfolgt bei Gemeinden von weniger als 
400 Einwohnern durch den Gemeinde 
vorftcher, bei Gemeinden von 400 nud 
weniger ald 800 Einwohnern durch den 
Gemeindevorficher und einen Schöffen, 
bei Gemeinden von 808 Einwohnern 
und darüber durch den Gemeindevorfteber 
und zwei Schöffen, 


Unter den legteren entfcheibdet bierbei 
das höhere Dienftalter, und bei gleichem 
Dienftalter das böbere Lebensalter. 


Landgemeinden von 1200 Seelen und 
darüber erhalten eiue ftärfere Vertretung, 
wenn in denfelben eine gewählte Ge: 
— — beſteht oder eingeführt 

3 49 


In dieſem Falle wählen die Gemeinde: 
Verordueten bei einer Einwohnerzahl von 
1200 und weniger ald 2000 Seelen 
einen vierten, bei einer Ginwohnerzabl 
von SO0P und weniger ald 3000 Seelen 
einen fünften und fo weiter für jede Boll: 

abi von 1008 Seelen einen ferneren 
and ihrer Mitte in die Wahl— 
verfammlung bed Bezirks, 


13) ale $. 105. einzufchalten: 

% allen YBablverbänden werden für 
die eißtagsabgeordneten Stellvertreter 
gewählt. 

14) $. 108. dem Abfak 1 am Schluß hinzuzufügen: 


„bie des lesteren Berbandes vor denen 
ded Berbanded der Meiftbegüterten‘, 


fonft unverändert. 


15) $. 110. 
m Ne. I zu den Wahlverbänden« ftatt »zum 
hlverbande⸗. 
16) $. 112, 


In Ar. 2 »in ben Verbändene ftatt »dem Ver- 
bandes und zdiejen Verbänden« ftatt »biefem 
Berbander. 








17) N 124 Abſatz 1 und 2 wie die Vorlage, dann als 
ufaß: 


Findet ein ganzer Wahlverband 
(Stand) ſich durch einen Kreistagsbeſchluß 
in feinen Jutereſſen verlegt, fo ſteht ibm 
mittelft Einreichung eines Separatvotums 
Die Berufung auf die Euffcheidung des 
BVerwaltungsgerichts frei. 


Die Berufung muß vor dem Schluffe 
des Sireidtaged bei dem Landrath ange 
meldet und dad Separatvotum binnen 
einer von dieſem zu bejtimmenben Friſt 
eingereicht werden. Bid zur ergange 
nen Entfcheidung bleibt die Ausführung 
des Kreiſtagsbeſchluſſes andgefegt. 


18) $. 135. 
XI. abzulehnen. 


19) $. 138. } 
Abfak 1 ‚unverändert. 
Be 2 die Beichläffe werden nad Stimmenmehrheit 
gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entfcheidet bie 
Stimme bed Borfigenden. 


20) $. 163 Abfag 1. 


it der unterliegende Theil eine öffentliche 
Behörde, fo bleiben die Koften außer Anjaß;. für 
bie baaren Auslagen des Verfahrens und des ob- 
fiegenden Iheiles muß derjenige Kommunalverbanb 
tebungsweife Amtöbezirf auflommen, als 
befien Organ bie öffentliche Behörde gehandelt Hat. 


Abfa 2 unverändert. 
21) $. 164 ftatt $. 70 ift $. 183 zu allegiren. 


22) im $. 177 die Morte: 
„und dem Miinifter des Innern⸗⸗ 
in getrennter Abitimmung abzulehnen. 


23) an Stelle des $. 183 zu ſetzen: 


Als Beibülfe zu den Roften, welde 
den Kreifen durch die Wahrnebmung der 
den Sireidausfchüften übertragenen Ge: 
ſchäfte der allgemeinen Landeöverwaltung 
entjteben, werden von dem Staate deu 
Provinzen jährlich für jeden Kreis durch · 
ſchnittlich 2500 Thaler überwieſen. 


Die Vertheilung des danach einer 


jeden Provinz zuftebenden Betraged auf | 


die einzelnen reife erfolgt nah Map: 
gabe des Bedürfniſſes durch eine vom 
PBrovinziallandtage zu wäblende Kommif: 
fon unter Borfig des Oberpräfidenten. 


Nach drei Jahren fann anf Grund 
lage des durch die inzwifchen gefammelten 
Erfahrungen anderweit feitgeftellten Be 
dürfniffed eine Nevifion obiger Summen 
durch Gefeg erfolgen. 


$. 186 abzulehnen. 


. 188 in Rr. 4 die Schlufmworte: 
und unterliegen in diefer ihrer Eigenfchaft ben 


mn 
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[er richterliche Beamte geltenden Disziplinarvor- 
chriften · 


in getrennter Abſtimmung abzulehnen. 


Antragſteller: 
Freiherr von Tettau. von Wedell. 


Unterftüßt durch: 


von Kroͤcher. von ———— von Plotz. von 
Schönborn. von Köller. raf Lehndorff. Graf 
von ber Gröben-Schwansfeld. Graf von Kanitz. 
von Karjtedbt. Graf von Pfeil. Graf von Gößen. 
Graf von Carmer. Graf zu Dobna-Sclobitten. 
von Saliſch. von der Dften. von Frankenberg 
Ludwigsdorf. Graf von Kraffom. von Brand. 
Graf von Schlieffen. Freiher von Zedlitz. von 


Reibnig. von Alvensleben. Graf von Balleftrem. 
Graf von ber Schulenburg-Angern. don Rodom. 
von Maldaw unb —— Graf von der 
Sröben-Ponarien. Graf gu Rantzau. Freiherr von 
Romberg Herzog von Arenberg. Freiherr von 
rd Franz Graf zu Stolberg. Graf von ber 
Affeburg. Graf von der Schulenburg-Beetenborf. 


Graf von Hohenthal. 





A 13. 


Auf die Tagebordnung einer ber nächſten Dlenarfigungen 
wirb gejeht wein: . u 
1) Schlußberathung über ben Gefegentwurf Nr. 10 
2 der Drudfadyen, betreffend das zur Eheſchließung er- 
forberliche Lebensalter (cf. Nr. 37 ber 
de8 Abgeordnetenhauſes und bie ftenographifchen Be- 
richte deffelben über. die —*5** vom 29. November 
und 4. Dezember a. e. Seite 226 und 262). 
Referent: Herr Graf zur Lippe, 
Antrag bed Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


bem vorangeführten Geſetzentwurfe in ım- 
veränderter Faſſung bie verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


2) Schlußberatbung über ben Gefehentwurf in Nr. 8 
ber Drudfachen, betreffend die Aufhebung ber in ber 
Provinz Hannover beitehenden Borkaufs, Näher- und 
Retraltrechte. 


Referent: Here von Bernuth. 
Antrag be Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


ben vorliegenden Gefebentwurf in Ueber 
einftimmung mit den Befchlüffen bed Ub- 
georbnnetenhaufes unverändert anzunehmen. 


Berlin, ten 7. Dezember 1372, 


Der Präfident des Herrenhauſes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


v 





14. 


SInterpellation, 





Hat bie Königliche —— nach der Verheißung 
bes Herrn Miniſters des Innern auf die Interpellation des 
Herrn von dem Kneſebeck im Haufe der Abgeordneten bereits 
bie Grunbfäße — nach denen der Staat diejenigen 
iu entichädigen gedenkt, welche durch die Stummfluth vom 
3.9, M. beſchädigt worden find und welche find diefe Grundfäge? 


Berlin, ben 7. Dezember 1872, 
Fürft zu Putbus, 


Unterjtügt durch: 


Graf Lehnborff. Beyer. Graf von Rittberg. Graf 
von Kraſſow. Dr Teffmann. Dr Baumftark, 
Denbard. Roos. vom Rath. Toosbüy. von Thabden, 
Malmros, Graf zu Münfter. Dr. Weinhold. Graf 
York von Wartenburg. von Köller Graf zu 
Rantzau. Wildend. Freiherr von Maltzahn. 


As 15. 


Juterpellation. 


Am 13. November d. Is. bat eine beiſpielloß hohe Sturm- 
fluth die Küften Neuvorpommernd, Rügens und Schleswig · 
Holfteind Heingefucht und an mehreren Theilen berfelben un- 
geheure Verwuſtungen angerichtet. B 


Auf eine desfallſige Interpellation hat ber Herr Minifter 
bes Innern im Abgeorbnetenhaufe erklärt, daß die Königliche 
——— Willens ſei, den Beſchaͤdigten Retabliffements- 

elder zu gewaͤhren. So erfreulich und dankenswerth eine 
Hülfe auch fein wird, fo genügt diefelbe doch keineswegs, 
enn bie Wiederholung ähnlichen Unglüds ift jet mehr denn 
je zu beforgen. 


Sämmtliche Dünen und Deiche wenigftens an ben Küften 
Neuvorpommernd und Nügens, ſowie an einigen Theilen ber 
Küfte von Schleswig -Holftein find theils ganz zerftört, theils 
fo beſchädigt, daß fie felbft gegen gemöhnliche Fluthen, wie 
fie fehr oft eintreten, feinen Schuß mehr gemähren. Neta- 

liſſementsgelder würden daher fat al8 zmedlofe Aufwendungen 
anzufehen jein, wenn nicht gleichzeitig umfaflende Maßregeln 
e Herftellung eine wirkfamen Kütenthuges ergriffen werben. 

iefe find daher eben fo fehr cine Nothmendigfeit für die be» 
drohten Gegenden, als eine moralifche Dflicyt des Staats und 
im national»öfonomifchen ntereffe geboten, mögen auch bie 
augenblidlid) erforderlichen Opfer groß fein. Sur Traqung 
bieler find die zumäd;ft Betheiligten aber größtentheils völlig 
außer Stande, theild reichen ihre Mittel wenigſtens nicht dazu 
aus, und zwar um fo weniger, als die bisberigen Anlagen 
fi) als ganz — erwieſen haben. — Der nothwendige 
Küſtenſchutz iſt daher nur durch eine umfaſſende Staatshülfe 
möglid. Es werben dazu weit umfangreichere Anlagen nöthig 
fein, als fie bisher beſtanden. Insbeſondere wird ſorgfältig 
zu prüfen fein, ob ſich namentlich an den Küften Neuvorpom- 
merns und Rügens nicht die Eindämmung mebrerer Binnen 
gewäller 3. B. der Bodden, welde den Darf und Zingft im 

üden begrenzen ber f. g Ubarfer Wyk an ter Weſtküſte 
Nügensd und des großen Jasmunder Boddens und der Srifto- 
wer Inwiek im Kreife Grimmen empfehle? Selbſtverſtändlich 
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eu. mit ber erſt · und lehtgenannten Eindämmung Anlagen 
verbunden werden, welche eine Beeinträchtigung des Schiff 
fahrtsintereſſes verhüten. 


An die Königliche Staatsregierung richte ich daher bie frage: 


welche Maßnahmen beabfichtigt biefelbe zur Herſtellun 
eines wirffamen Schußes der bedrohten Küftengegenben 


Berlin, den 7. Dezember 1872, 
Graf von Kraffom. 


Unterſtützt durch: 


Graf von Rittberg. Dr. Teſſmann. Fürſt zu Putbus. 
von Plötz. von Lepel. Denhard Graf von ber 
Gröben-Ponarien. Dr. Baumſtark. Baron von 
Senfft: von Kleift-Regomw von Thaden. von 
Bernuth. von Kröder Graf zu Rantzau. von 
Uhden. Malmros. von Le Coq. Graf von der Affe 
burg. Graf zu Münfter _ von Winter Theune. 
B. Fürft Radziwill. Grafvon Bocholtz. Dr. Zachariä. 
Cambed. von Waldaw-Reigenftein. Freihert von 
Tettau, vonRamin. Haſſelbach. nu Wilckens. 
Meyer. Dr. Becker (Dortmund), Graf von Kanit. 
von Köller. Herzog von Ratibor. Graf von Ufebom. 
Dr. Götze. Herzog von Arenberg. Dr. Telltampf. 


k 





‚ 16. 


Auf Grund der anliegenden Allerhöchiten Ermächtigung 
vom 5. d. Mts. beehre ich mich, Euer Erlaucht den ange 
hloffenen Entwurf eines *3 betreffend den Rechtszuſtand 
ed Jadegebietes, mit dem Erſuchen ganz ergebenſt zu über 
Eee; er benfelben bie verfaffungsmäßige Beſchlußnahme 
Herrenhauſes gefälligft herbeiführen zu wollen. 


Berlin, den 7. Dezember 1872, 
Der Juftizminifter. 
Dr. Leonhardt. 


An 
ben Präfibenten des Serrenhaufes, 
ren Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt, 


bier. 


Wir Wilhelm, von Gotte® Gnaden König von 


. Preußen ır. 

ertheilen Unferem Juſtizminiſter die Ermächti den an« 
(iegenden Entwurf —— — et 
des Jadegebietes, ben beiben Häuſern bes Landtages Unſerer 
Monarchie zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


Gegeben ır. 
Berlin, den 5. Dezember 1872. 
Wilhelm, 
Dr. Leonhardt, 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


- 


— — — — — — 


— — — — —— —— — — — — — — — — 





Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
den Rechtszuſtand des Jadegebietes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 
berorbnen unter Zuftimmung beider Häuſer bes Landtages ber 
Monarchie für das adegebiet, was folgt: 


$. 1. 


Rom 1. Januar 1873 ab wirb das von dem Großherzoge 
von Oldenburg durch bie Verträge vom 20. Juli 1853 (Gefeg- 
Samml. für 1854 ©. 65) und 16. Februar 1864 (Gefeh- 
Samml. für 1865 ©. 301) an Drew abgetretene > 
ebiet der Provinz Hannover einverleibt und in ben durch 
N 1 ber Verordnung vom 22, —* 1867 —— 

. 1349) feſtgeſtellten provinzialftändifchen Verband aufge 
nommen, 


Der Erlaf der zur Ausführung ber letzteren Beftimmun 
erforderlichen Anorbnungen erfolgt Im Wege —E Der, 
ordnung. 

§. 2. 


Mit dem im $. 1 bezeichneten Zeitpunkte treten in bem 
—— bie im dem Fürſtenthum Oſtfriesland und dem 
arlingerland geltenden ii, erorbnungen und Verwal- 
tungsvorſchriften, infomeit biefelben nicht bloß für einzelne 
Orte ober Landestheile ergangen — mit den weiter unten 
zu beſtimmenden Ausſsnahmen 


Zugleich erlangen in dem durch den Vertrag vom 16. Fe— 
bruar 1864 erworbenen Gebietätheile alle diejenigen Gefete, 
—— und Verwaltungsvorſchriften Geltung, welche 
feit dem 23. Pen: 1854 für ben durch den Vertrag vom 
20. Juli 1853 erworbenen Gebietötheil ergangen find, info- 
weit diefelben in diefem —— —* nach Maßgabe des gegen · 
waͤrtigen Geſetzes noch Geltung behalten. 


$. 8. 


Mit dem nämlichen Zeitpuntte ($. N 
Verwaltung, mit Ausfhluß —3 — 
welche ſie pe g dem Re 

emeinen gefeglihen Beſtimmu 
Börden über, infoweit nicht im 
nahmen vorbehalten find. 


geht bie geſammte 
ngelegenbeiten, für 
e zu ehr, nad) ben all 
en auf Die zuftändigen Be- 
achfolgenden befondere Aus- 


$.4, 


Für die Wahlen zum Haufe ber Abgeorbneten wird das 
—— im 8. 1 bezeichnete Gebiet dem erften Hannoverſchen 

blbezirt (Aurich) zugelegt. Der durch ben Pertrag vom 
20. Juli 1853 erworbene Gebietötheil fheidet aus der Gemein 
Schaft mit den Kreifen Minden und Lübbecke aus. Eine Ver- 
änberung in ber Anzahl ber in ben beiden —— Wahl 
—5* zu wählenden Abgeordneten wird dadurch nicht herbei- 
geführt. « 


$. 5. 


Dom 1. Januar 1873 ab werben bie bis dahin beftan- 
benen direkten Staatsfteuern mit Ausſchluß der von den Liegen- 
ſchaften zu entrichtenden Grunbfteuern und grundftenerartigen 
Abgaben aufgehoben. , 


An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern find die 
Gebäubeiteuer, die Klaffen- und klaſſifizirte Einfommenfteuer, | 
bie Gemwerbefteuer und die Eifenbahnabgaben nad) ben für ben | 
Kreis Aurich geltenden Beftimmungen zu veranlagen und vom 
1. Januar 1873 ab zu erheben. 


Die Grunditeuer von ben Liegenſchaften ift nad ber -für 
= Kreis Aurich geltenden Beftimmungen anberweit zu ver 
anlagen. . 


% 
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Die Veranlagung erfolgt unter Anwendung des für den 
Kreis Aurich aufgeftellten Stlaffifitationstarifs durch die für 
biefen Kreis behufe der anderweiten Regelung der Grundfteuer 
beftellten Beamten und Kommiffionen dergeftalt, daß auf den 
ermittelten Reinertrag ber jteuerpflichtigen Liegenfchaften ber 
bei Ausführung des 8.2 des Gefched vom 11. Februar 1870 
(Gefeg-Samml. S. 85) für die Provinzen Schleswig · Holſtein, 
Hannover und Heffen-Naffau, fowie für den Kreis Meifenheim 
fid) ergebende Stenerprogentfag angewendet wird. 


Der Betrag der fo ermittelten Grundfteuer wird auf ben 
nad $.2 des Ichterwähnten Gefeges feitgeitellten Grundfteuer- 
betrag von 3,200,000 Thlrn. nicht angerechnet. 


Bis zu dem Seitpunfte, mit weldem die neuzuderan- 
lagende Grundftener in Hebung tritt, find bie bisherigen 
Grundfteuern und grundfteuerartigen Abgaben von den Liegen- 
ſchaften fortzuerheben. 

8. 6. 


Die Einführung aller auf die Regelung bed Kirchenweſentß 
bezüglichen, in Oftfriesland und dem Harlingerland geltenden 
Gefeße, Verordnungen und fonitigen Vorſchriften bleibt für 
jest auögefchloffen und einem befonderen * vorbehalten. 

er Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts und Mebizinal » An⸗ 
elegenheiten wirb ermächtigt, im Betreff ber Anlegung und 
Füßrung ber Kirchenbücher die erforderlihen Anordnungen zu 
treffen. 
7. 
Bon der Einführung bleiben ausgeſchloſſen: 


1) bie das — euerverſicherungsweſen betreffenden 
Vorſchriften, insbeſondere die Verordnung, betreffend 
bie ren ig mar ten für Oftfriesland und 
das SHarlingerland vom 10. “Juli 1832 (Hannoverfche 
—* amml. III. ©. 126), nebſt ben dazu ergangenen 

abändernden und zufäßlicen Beſtimmungen, 


2) bie Verordnungen , betreffend bie Errichtung einer 
SHagelfhädenverficherungsgeielfchaft für Oftfriesland 
und das Sarlingerland, vom 4. Juli 1838 und 12. fe 

bruar 1844 (Hannov. Gefet-Samml, II. ©. 121 be 
ziehungsmeife III, ©. 16), 


3) bie Verfteigerungdorbnung für Oftfriesland und das 
Harlingerland vom 16. Dezember 1834 (Hannov. 
* Samml. III. S. 245) nebſt den dazu ergangenen 
abaͤndernden und erläuternden Beftimmungen, 


4) das Geſetz, betreffend die Maßregeln gegen ben Aus« 
bruch und die Verbreitung der Yungenfeuche unter bem 
Rindvieh in Oftfriesland vom 23. Auguft 1855 
(Sannod. Gefeß-Samml. II. S. 41). 


$. 8. 


Die Dei, und Sielorbnung für Oftfriesland vom 12. Juni 
1853 (Sannov. Gefeg-Samml. II. ©. 49) nebit ben Des 
ergangenen abändernden und zufählichen Beftimmungen tritt 
nur mit benjeni en Mopbifikationen in Kraft, welche durch bie 
vertragsmäßige Rüdfiht auf das ——— Deichſyſtem 
und die Aufrechter rg Ders bisherigen © er nn 
(Artikel 26 und 28 de8 Wertraged vom 20. Juli 1853 um 
—— 1 des Vertrages vom 16. Februar 1864) bedingt 
werden. 


5.9. 


Die Einrichtung des Grundbuchweſens erfolgt durch ein 
befonderes Gejfeh. = : 


$. 10, 


Die Eivilprozeffahen, in melden bie Klage oder ein 
amderer die Einleitung eines . gerichtlichen Verfahrens be 
weckender Antrag vor dem 1. Januar 1873 dem Gegner zur 
Verhandlung zugeitellt ift, ſind vor den nach den biäherigen 
Beftimmungen zuftändig —— Großherzoglich Oldenburgi 
ſchen Gerichten nach den bisherigen Formen und Rechten bis 
zur rechtskräftigen Entfcheidung ober einer dieſer gleichfteben- 
den Endigungsart weiterzuführen. 


Unl. . d. Derhanbl. d. Herrenhauſes. 
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Desgleihen werden die am 1. Januar 1873 bereits an- 
bängig gewordenen Exekutions⸗, Konkurs-, Subhajtationd- 
und Konvofationsfahen von dem gedachten Gerichten bis zur 
völligen Beendigung des Verfahrens fortgeführt. 


$. 11. 


Dagegen geben die anhän igen Straffachen in der Lage, 
in welcher fie iR befinden, auf die nad) ———— ger 
jeglichen Beftimmungen zujtändigen Breußifchen Gerichte über, 
mit der Maßgabe, daß wo in diefen Bejtimmungen die Wahr 
rung von Rechten an die Einhaltung von Friſten aefnüpft ift, 
ber Friſtenlauf früheftens mit dem 1. Januar 1873 zu be 
ginnen hat. 
$. 12. 


Soweit in Ablöfungs+ und Entſchadigungsſachen vor dem 
1. Januar 1373 bereitS ein gehörig formirter Antrag auf 
Einleitung des Verfahrens, bei der Oldenburgifchen Ablölunge- 
Kommiffion eingebradht ift, werben biefelben von ben fom- 
petenten. Oldenburgiichen Behörden in dem bisherigen Ber- 
fahren zur Erledigung gebracht. 


. Die nicht — Beſtimmungen der im abe 
ebiete, geltenden Oldenburgifchen * vom 14. Oftober 
849 (Gefehblatt S.313), 11 Februar 1851 Gefekblatt S. 557), 
12. März 1851 (Gefegblatt ©. 605), und 8. April 1851 er 
fegblatt S. 661) bleiben unter Ausſchluß der in Oftfriesland 
geltenden Geſetze abweichenden Inhalts in Kraft. 


Fuͤr die bereitd anhängigen Sachen gelten die am 24. De- 
Ka 1869 von der Oldenburgiſchen Ablöfungstommiffion 
eftgeitellten Preife, für die fpäter anhängig werdenden wird 
* 57— der Naturalien und Dienſte von ber Landbroſtei 
eitgeftellt. “ 


$. 13. 


Alle bisherigen Geſetze, Verordnungen und Beitimmungen, 
welde mit, den neu eingeführten Rechtsnormen im Wider 
fprud) ftehen, werden aufgehoben. Doch bleiben die feit dem 
3. Februar 1854 für den älteren Gebietötheil erlaffenen po- 
lizeilichen Verordnungen lokalen Charakters beitehen, ſelbſt 
wenn fie mit einer auf biejelbe a besüglichen in 
Oftfriesland geltenden Beftimmung im Widerfprud; ſtehen. 


Beglaubdigt: 


Der Jufiizminilter. 
Dr. Leonhardt. 


Motive, 





Das Gebiet an der Jade, welches durch ben Vertrag vom 


— — 1853 von Oldenburg an Preußen abgetreten wurde, 


umfaßt ungefähr 1550 Morgen Landes und zählte damals 
123 Einwohner, welde, in vereinzelten Stellen — zu 
den Oldenburgiſchen Kirchſbielen Heppens und Neuende_ ge 
hörten. Das abgetretene Gebiet ſchied zwar vertragsmäßig 
fofort aus dem politifchen Verbande mit dieſen Gemeinden, fowie 
aus dem biöherigen Armenverbande und aus der Konkurrenz 
der Oldenburgiſchen Deichverbände aus. Dagegen blieben bie 
Bewohner Oldenburgiſche Staatsangehörige mit einem zeitlid 
beichränften Optionsrechte, aud) wurde der bisherige Kirchen ⸗ 
und Schulverband vorläufig aufrecht erhalten und ebenfo blieben 
die beiden Gebietötbeile in ihren bisherigen Siclachten unter 
der Oldenburgiſchen Siehlachtsverfaſſung. Das Eigenthum an 
den Vinnendeichölänbereien hatte dem Staate Oldenburg nicht 
zugeftanden. Grund und Boden für die beabfichtigten hie 
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anlagen und Bauten mußte deshalb erft im Einzelnen von den 
Vrivateigenthiümern erworben, und überhaupt Alles, was mit 
den neuen Anlagen zufammenhing, von Grund aus neu ge— 
ſchaffen werben. 


Unter ſolchen Umftänden würde eine Uebertragung ber 
normalen Verwaltungsorganifationen auf das neue Gebiet 
eine koſtſpielige nuglofe Yaft und nur ein Hindernif für den 
Hauptzweck ber Erwerbung felbit gemefen fein. Diefer Zweck 
empfabl vielmehr unverkennbar bie tonzentration der gefammten 
oberen Berwaltung in ben Händen ber Marinebehörden; für 
die untere Verwaltung und für die Juftizpflege dagegen fonnte 
es für das Erfte ald ausreichend ericheinen, wenn die biäherige 
Verfaffung proviſoriſch beibehalten und ben Oldenburgiſchen 
Behörden das Kommifforium zur Weiterführung ihrer Funk⸗ 
tionen im Auftrage der Krone Preußen ertheilt wurde. Die 
—— rn gab ihre Zuftimmung zu einer 
foldyen Regelung, und die Allerhöchſte Verordnung vom 5. No 
vember 1854 (Geſetz ⸗Samml. S. 595) ſchuf dem entfpredyend 
die erfte proviforifche Verwaltung auf der angedeuteten Grund» 
lage. Die unterfte Inftanz in Juſtiz- und Verwaltungsſachen 
wurde den Oldenburgifchen Aemtern Jever und Burhave über 
tragen; ald zweite Inſtanz in Verwaltungsſachen wurde das 
Admiralitätstommiffariat mit dem Site in Oldenburg ge 
Kgafien, bie ter gt ausihlichlic in die Koönigliche 

dmiralität verlegt. Als höhere nftanzen im Juſtizſachen 
treten dagegen bie — und Hypothekenamter in Jever 
umd Ovelgönne, die Juftiztanzlei und das Ober -Appellations- 
gericht in Oldenburg ein. ; 


Die Preußiſche Verfaffung war durch das Befignahme- 
patent vom 5. November 1854 (Gefet - Samml. ©. 593 
eingeführt worden. Von einer umfaffenden Bahn Ha Preu · 
viſcher Geſetze hingegen, namentlich von einer Einführung ber 
gefammten Preußiſchen Gefeggebung mußte fürs Erfte Abſtand 
enonmen werden, weil font die Oldenburgiichen Behörden 
aum im Stande gewefen fein würden, die ihnen belafjenen 
— u üben. Nur die allmähliche Einführung der alt- 

ndifchen Geſetze je nah dem bervortretenden on t 
wurbe ind Auge geiait und das Geſetz vom 14, Mai 1855 
Tief S. 306) übertrug der Krone das Recht, 
eine ſolche Einführung im Wege der Verordnung zu bewirken, 


Es ift auf dieſem Wege auch allmählich; eine Neihe von 
Geſetzen eingeführt worden; ein Theil berfelben ift fpäter mie- 
der durch bie Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes und des 
Reiches modifizirt oder erſetzt mworben;. die meiſten ie 
ſich auf Zölle und indirekte Steuern, Am Uebrigen ijt be 
—833 hervorzuheben die Einführung des Geſetzes tiber die 

oligeiverwaltung vom 11. März 1850 (durch die Verordnun 
vom 24. Januar 1859, Geſetz Samml. S. 72), weil au 
Grund befielben Iofale Bolizeiverorbnungen in größerer Anzahl 
ergangen find, welche auch bei bem bevorjtehenden Wedhfel der 
allgemeinen Gefeggebung konſervirt werben follen. 
= wichtigiten find eine Baupolizeiordnung vom 10. Mur 

auft 1862, Geſehblatt für die Jade Nr. 3; eine Hafenorbnun 
vom 10. April 1564, Gefebblatt Nr. 2; eine Bahnpolizer- 
ordnung für bie im Preußiſchen belegenen Etreden ber Seh 
pens-Didenburger Eifenbabn vom 18. Juli 1867, Gefehblatt 
Nr. 2; und Wegepoligeiorönung vom 1. Februar 1868, Gefeh- 
blatt Nr. 3.) 


Mährend die Safenanlagen und fonftigen Bauten, für 
bie ſeit dem Allerhöcditen Erlaß vom 18. J 
blatt Nr. 2) eine befondere Hafenbaukommiſſion geſchaffen 
worden war, ihren Fortgang nahmen und bie proviforiiche 
DOrganifation auf dem Gebiete ber eigentlichen Verwaltung 
* als völlig zureichend und als zweckmäßig bewährte, ent- 
anden auf dem Gebiete ber Juftizpflege feit dem Jahre 1558 
wachſende Schwierigkeiten. Vom Jahre 1855 ab war in 
Oldenburg auf allen Gebieten ber — eine befonbers 
lebhafte Thätigkeit eingetreten, und im Jahre 1857 namentlic) 
aud) eine durchgreifende Umänberung in der Gerichtäverfaffung 
erfolgt. Es wurde eine neue —— Prozeßordnung (vom 
2. November 1857, Geſetzblatt S. 909) und eine neue, auf 
Oeffentlicykeit und Mundlichkeit berubende at! = gie 
(vom 2. November 1857, Gefekblatt Seite 107 
denen im 
buches na 


3) publigirt, 
ii 1858 die Annahme eined neuen Strafgefeh- 
za Für das Tadegebiet, das an dieſer Ent- 


uli 1855 ef 





1} 


—— feinen Theil nehmen fonnte, verblieb es Dagegen 
überall bei den alten Rechtszuſtänden, dem alten gemeinen 
—— dem alten Strafgeſetzbuch und der alten Straf: 
prozehordnung vom 10. September 1814. Nur äußerlich 
wurden Durch die bdieffeitige Verordnung vom 6. Oftober 
1858 — S. 543) die früheren Kommiſſorien auf 


die nen otganifirten Gerichte, das Obergericht zu Varel und 
das Appellatiogägericht zu Oldenburg übertragen. 

Sehr bald entfremdeten fi die Oldenburgifchen Gerichte 
dem älteren Recht und Verfahren, das nur noch für bie Eleine 


Preußiſche Darzelle in Uebung erhalten werben mußte, und 
ſchon im Jahre 1862 fprady die Oldenburgiſche Staatöregie- 
rung den Wunfc nad) Entbindung ihrer Gerichte von der 
Rechtspflege im —R8 aus, Dem Eingehen auf ihr 
Verlangen ftanden biefjeit8 die Gründe, welche urſprünglich 
zu der ganzen Einrichtung geführt hatten, im Mefentlichen 
nod in gleicher Stärke entgegen: die unverhältnigmäßige Koft- 
—— der Mangel an ausreichender Beſchaͤftigung und der 
angel eines jeden geeigneten Unterkommens für eine eigene 
Gerichtsbehörde. Zudem war aber damals bereits eine Aus- 
behnung ber urfprünglichen Gebietserwerbung in beftimmte 
Nusficht genommen, und der ganze Zuftand alfo aud nad) 
biefer Richtung hin noch derartig in Fluß, daß bie Herftellung 
definitiver Organifationen nicht erwünſcht erfcheinen konnte. 


Durch den Vertrag vom 16. Februar 1864 (Gefeg-Sammi. 
f. 1565 S. 301) wurde bie beabfichtigte Gebiet8erweiterung 
berbeigeführt. Bald nady deffen Genehmigung durd den Yand- 
tag murde der Plan einer Einführung der Preußiſchen Gefeg- 
gebung unter gleichzeitiger Organifatioen der Behörden aufge 
nommen. Ehe jebod die Verhandlungen darüber zum Abſchluß 
gefommen waren, trat da8 Jahr 1866 ein, beflen Ereigniffe 
auch für das Tadegebiet eine wefentlich veränderte Sadylage 
fchufen. Bon — Bedeutung wurden insbeſondere 
die Vereinigung des Königreichs Haunober mit Preußen und 
die Schaffung des Norddeutſchen Bundes. Die Bundesgefeh- 
ebung griff bald in den materiellen Nechtözuftand ein, und 
Befeitinte auf erheblichen Gebieten bes Öffentlichen und Des 
Privatrechts, auf welchen fie thätig wurde, für das Jadegebiet 
die rechtliche Jolirung, in welche daffelbe in vielen Beziehungen 
—— war. Der Beſitz von Hannover aber eröffnete durch 
ie Nähe von Oftfricsland fofert bie geeignete Gelegenheit zu 
einer engeren Verbindung bes TJabegebietes mit einem anderen 
Dreußifchen Gebietstheil. Denn bie Grenze bes Oftfriefifchen 
Amts Wittmund ift von der Jade nur wenige Stunden weiter 
als Jever, ber Sitz ber bisherigen unterften Juſtiz- und Ber- 
waltungsbehörbe, entfernt, und eine jo geringe Entfernung 
von dem Amtsfige VBreußifcher Verwaltungs und Gerichtsbe⸗ 
hörden ließ es ausführbar erjcheinen, die Verwaltung von bort 
aus ohne erhebliche Wermichrung des Beamtenperfonals® und 
ber Verwaltungskoſten zu bewerfitelligen. 


Menn gleihwohl ber Gedanke einer definitiven Organi- 
fation bes Jadegebiets im Anſchluß an tietfand damals 
noch nicht weiter verfolgt wurde, fo lag ber Grund davon 
wefentlich in ben Verhältniffen bes Hafen- und Feſtungkbaues, 
welche immer ald das entfcheidende Moment betrachtet werden 
mußten. Für den erfteren wurde damals (1867) noch ein 
Zeitraum von etwa 2 Jahren bis zum vorläufigen Abſchluß 
der SHanptarbeiten in Ausfict genommen; und in ber That 
——— im Jahre 1869 bie Eimbeihung bes Kriegshafens und 
ber im Entftehen —— Stadt Wilhelmshaven. Für bie 
Landbefeſtigumgen aber wurde zu jener Zeit das Bedürfniß 
einer dritten erheblichen Landerwerbung in Betradt- zogen, 
und erſt in ber neueften Zeit ift auf Die weitere Ber gung 
diefer Drojekte verzichtet worden. Es fteht deshalb jeht nach 
ber Anfiht der Königlichen Staatsregierung kein wefentliches 
Hinderniß mehr entgegen, von den proviferifchen Zuftänden 
im Jadegebiet zu einer definitiven Organifation überzugeben 
und dadürch in Uebereinjtimmung mit ihren eigenen — im 
Auge behaltenen Abſichten eine An elegenheit zu regeln, beren 
endgültige Erledigung feit dem Jahre 1859 bis zu ber letzten 
Seſſion aud) das Haus der Abgeorbneten in wiederholten Boten 
als ein dringendes Bebürfnif bezeichnet hat. 


Die DOrganifation, welche durch den vorgelegten Gefetent- 
wurf herbeigeführt werben foll, bat eine boppelte Aufgabe: 
bie Befreiung des Jadegebiets aus feiner bieherigen Nechts- 
iſolirung durch deu Anſchluß an eines der beftchenden größeren 
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Rechtsgebiete und die Befeitigung des anomalen Verwaltungs- 
zuftandes durch Mufnahme in ben regelmäßigen Berwaltun 


& 
organismus eines anderen Landestheils. Augeublicklich bildet | 


allerdingd ber im Jahre 1864 abgetretene Gebietstheil noch 
ar feinen Beftandtheil des Preußiſchen Staatögebietes, ba 
feine Beſitznahme bisher noch ‚hinausgefchoben worten war, 
63 befteht jedoch die Abficht, die Ir nunmehr unmittel- 
bar vor oder nad) dem Jahreswechſel herbeizuführen und dann 
das gefammte Gebiet ber Provinz Sannover, Tpeziell dem Ver- 
waltungs- ober Jurisdiktionsbezirke der Yanbbroitei und des 
Obergerichts zu Aurich einzuverleiben und zu gleicher Zeit vom 
1. Januar 1873 ab mit einem Schlage_den — in dem 
genannten Bezirke beſtehenden Rechtszuſtand auf das Jadegebiet 
zu übertragen. 


Auf den bermaligen Zuſtand des Rechts und ber Gefch- 
ebung ift im Vorhergehenden ſchon bingewiefen worden. In 
Beiden Gebietötheilen gilt, abgejeben von den neueren Bundes 
und Reichsgefegen, dad gemeine Römifhe Recht. Im älteren 
Theile befteht daneben die Dldenburgifche — —— 
in dein, in Oldenburg ſelbſt vielfach beſeitigten Zuſtanbe von 
1853, wenig modifizirt durch —— ſeitdem eingeführte Preu⸗ 
fiiche Geſetze. Der neuere Gebielstheil it dagegen bis auf die 
Gegenwart an ber fehr fruchtbaren Forkentwickelung der Olden- 
burgijchen — ebung ſeit 1855 betheiligt geblieben. Eine 
ſolche Rechtöpe eben eit innerhalb eines Gebiets von unge 
fähe 2000 Morgen kann felbitverftändlidy nicht erhalten werben. 
Die Ausgleihung aber iſt waturgemäß nur nad) vorwärts, 
auf dem Rechtsgebiete des Landestheils zu fuchen, mit welchem 
beide Gebietbtheile verbunden werden follen. Dies führt aller- 
dings dahin, daß fie einer Gefeggebung unterworfen werden, 
melche ihnen beiden gleichmäßig fremb ift. Ein ſolches Exrgeb- 
niß braucht jedoch bei den cigenthümlichen Verbältniffen bes 
Jadegebietes kein weſentliches Bedenken hervorzurufen. Denn 
die gegenwärtige Bevölkerung beider Gebietätheile ift fait auß 
— erſt durch die Gründung von Wilhelmshaven dorthin 
gezogen worden. Ebenſo iſt nur ein kleinerer Theil des Grund 
md Bodens noch im Beſitze ber urſprünglichen Eigenthümer. 


Der größte Theil iſt im Eigenthum bes Fiskus ober durch die | 


Hand bes Fiskus hindurch an eingewanderte Eigenthümer über- 
gegangen, oder dient aud) in Händen ber urfprünglicyen Eigen- 
thlme wefentlid; ber Spekulation, weldye feit ben legten Jahren 
einen großen Auffhwung genommen bat, Die Gefehgebung 
bat alto gewilfermaßen freie Sand in ber Wahl ber einzu- 
führenden Rechtsnormen und kann unbehindert burd die Nüd- 
ſicht — — Eigenthümlichkeiten oder Intereſſen nach 
den ſonſtigen Erforderniſſen ber Situation beſtimmen, welches 
Rechtsſyſtem dem Gebiete auferlegt werden ſoll. 

Der Rechtszuſtand in Oftfriesland, welcher zur —— 
beſtimmt iſt, iſt an und für ſich nicht gerade überſichtlich zu 
nennen. Er beruht auf ber Unterlage des Allgemeinen Yand- 
rechts, welches dort im Jahre 1794 publiziert und nad) ber 


———— durch die — Herrſchaft durch das 
Datent vom 9. September 1814 (Geſetz ⸗Samml. S. 89) wieder 


eingeführt wurde. MWährend der Hannoverſchen Beſitzzeit von 
1815 bis 1866 ift das Gebiet des Drivatrechts unmittelbar 
nur im geringerem Maße von der Gefeggebung berüdfichtigt 
worden. Dagegen bat Oftfriesland an dev Gejeßgebung ber 
Staats- und Verwaltungsrecht, Gerichtsverfaffung und Prozeß 
verfahren u. f. w. theilgenommen, und auch auf ben Gebieten 
der Gemeinde, Kircyen- und Schul, Wege und Wafler- und 
Deichgefeßgebung ift ber landrechtliche Zuſtand allenthalben 
durchbrochen ober weiterentwidelt worben. Endlich aber bat 
bie Preußische Gefehgebung feit 1867 wieder eine ganıe Reihe 
von Neuerungen auf allen Rechtsgebieten herbeigeführt. 
Findet fi nun auch bie Rechtdanmendung im Verkehr 
felbjt wie bei- den Gerichtsbehörden ohne Nachtheil in einer fo 
fompfigirten Gefeßgebung, fo würbe es boc für ein Geſetz, nie 
das vorliegende, eine nur mit großer Schwierigkeit und ohne 
entfprechenden praktiſchen Gewinn u löſende Sufgabe fein, 
wenn etwa eine Ausfonderung und Qufammenftellung ber 
einzelnen noch geltenden Geſetze zum Zwecke ihrer ausbrüdlichen 
Einführung verfucht werben follte, Deshalb bat die gegen- 
märtige Geſetzesvorlage ben entgegengeichten We — — 
und es iſt neben ber Uebertragung des in Oſtfriebland be— 
ſtehenden Rechtszuſtandes in feiner Geſammtheit nur eine An- 
jaht von Ansnahmen aufgeftellt, wo die Ausdehnung ber Oft- 
friefifchen Gefege auf das Jadegebiet aus befonderen Gründen 


* 





nicht zweckmäßig erſchien. Vorbilder für ein ſolches ſummariſches 
Vorgehen bieten die Verordnungen vom 13. Mai und 22. Mai 
1867 (Gefeß-Samml. S. 700 und 729), betreffend ben Anſchluß 
der Enklave Kaulddorf und des Oberamts Meiſenheim an die 
enklavirenden landrechtlichen oder Nheinifchen Landestheile. Kür 
daB —— aber wird man dieſen Beiſpielen um ſo un— 
bedentlicher folgen können, als auf ſehr wichtigen Gebieten bes 
Drivatrechtd — Handelsrecht und Immobiliarrecht — eine 
Neuerung entweder nicht erfolgen oder duch eine in Ausficht 
genommene Spezialgefeßgebung (vergl. $. 9) „eingeführt werden 


wird. 

Nr Betreff der Gerichtöverfafiung und Juſtizverwaltung 
bebarf bie Notbwenbigfeit einer Einfügung in die in Dftfricd- 
land geltenden Hannoverſchen Einrictun en feiner nmäberen 
Bearündung. Ein praktisches und finanzielles Intereſſe knüpft 
ſich bier nur an die Frage, ob das Jadegebiet dem benady- 
barten Oftfriefiichen Amtsgerichte Wittmund zugefchlagen wer- 
den kann oder ob es als ein felbftitändiger Amtsgerichtsbezirk 
mit einem Amtsgericht zu Wilhelmshaven konitituirt werden 
muß. Man hatte ſich früher für die erite und hat ſich jetzt 
für die leßtere Alternative entſchieden. Die Gründe liegen in 
dem unerwartet ſchnellen Anwachſen der Bevölkerung, welche 
nach der letzten Volkszählung ſich auf ungefähr 7000 Seelen, 
einjchließlich etiwa 2000 Militärperfonen, beläuft, in der damit 
verbundenen normalen Zunahme ber Gefchäfte, und in ber 
Rückſicht auf die fpezielle Art dev Bewohnerſchaft, welche bei 
dem ftarfen Kontingent nicht angeſeſſener Urbeiter und ab» 
und zuziehender Enwerbfuchender auf einzelnen Gebieten der 
—— Ihätigkeit (Requiſitions - und Polizeiſtrafſachen) 
eſonders viel Arbeit verurſacht. Unter ſolchen Umſtänden 
hat das Amt Jever troß ber niedrig gegriffenen Kompetenz 
en Givilfahen nur bis 25 Thlr. Gold) und troß feiner Be 
reiung von Sypothelen., Vormundicafts- und Depofitalge 
fchäften wöchentlich mindeſtens einen Sprechtag in Neubeppens 
abhalten müffen. Das Amtsgericht Wittmund, welches ohne- 
bin ſchon eines der meiltbefhäftigten Oftfriefiidhen und Han- 
noverfchen —— iſt, wuͤrde alſo bei ſeiner weiteren 
Kompetenz, bei Neuheit der Verbältniffe und namentlid) 
wegen ber Negulirung bed Grunbbuchwefens, die Gerichtäpflege 
im Jabegebiete, mindeftens für bie Anfangejahre, nicht ohne 
Vermehrung feines Derfonal® um ben arf eines jelbit- 
ftändigen Amtsgerichts, übernehmen können. In einiger Zeit 
aber würde bei der weiteren Entwickelung des Drts Wilheims 
baven die Konftituirung eines ſolchen Amtägerichts doch nicht 
zu vermeiben fein. Deshalb ericheint es finanziell gerechtfertigt 
und jebenfalld im Intereffe der Bewohner bed Tadegebiets 
dringend wünfchenswerth, gleich jest zur Errichtung . eines 
eigenen Amtsgerichts zu fehreiten. Denn für eilbebürftige 
Angelegenheiten, wie die Aufnahme von MWechfelproteften und 
Teitamenten, ift mit ber Abhaltung von Gerichtötagen dem 
Bedürfniß nicht binlänglich gebolfen, der Ort Wittinund aber 
ift von Wilhelmshaven 3% Meile entfernt, weldye nur etwa 
zur Hälfte mit der Eiſenbahn zurüdgelegt werben können, und 
auf die Niederlaffung eines Notars iſt für bie erften Jahre 
feine Rechnung zu machen. 


Für alle andern Verwaltungszweige, mit Ausnahme ber 
Juftijerwaltung hat bisher die Behörde zweiter Inſtanz, das 
dmiralitätsfonmiffariat in Oldenburg, eine bervorragende 
Bedeutung gehabt. Unter ihm fungiven das Oldenburgiſche 
Amt zu Jever ald Preußiſches Verwaltungsamt und ein ſo— 
genannter Kirchſpielbogt ald Organ der eigentlichen Vofal- 
bolizeiverwaltung, als Schulvorftand, Vertreter des Fiskus in 
Kirhen- und Shulfahen gegenüber ben Gemeinden Heppens 
und Neuende und als Domaineninfveftor für den Domanial- 
befig von circa 2150 Morgen meiſt im Oldenburgiſchen ge 
legener Grundftüde. Der Schwerpunkt der ganzen Bermwal- 
tung aber lag in dem Admiralitätskommiſſariät, und mußte 
darein gelegt werben, fo lange Alles, was überhaupt ald Ge» 
ed des Öffentlichen Verwaltungsdienſtes exiftirt, Grund» 
eſih und Gebäude, Chauffen und Eifenbahnen, Deidy- und 
Entwäfferungsanlagen, Kirchen und Schulanftalten u. f. w. 
vom Staate im ntereffe- feiner Marine-Etabliffements erwor- 
ben und gefchaffen werben, und fo lange umgekehrt auch alle 
Zweige des Öffentlichen Dienfted dem einen Hauptzwecke des 
ganzen Unternehmens dienftbar erhalten werden mußten. 


Wenn jebt der Zweck infomeit fichergeftellt it und der 
Seitpunft für eingetreten erachtet wird, um auf die anomale 
6* 
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Konzentration aller Verwaltungsfunftionen in der Marine 
behörde zu verzichten, fo wird deren Erfah durch bie regel- 
mäßigen Reffortbehörden in den oberen Initanzen feine Scywie- 
zigfeiten verurſachen. Unter ben verſchiedenen Reffortminijte- 
rien werben die Sannoverichen Brovinzialbehörden in Hanno» 
ver, ſowie bie Panbdroftrei und — gi, allerdings nur 
in Schulſachen — das Konfifiorium in Aurich in ihre regel- 
mäßigen funktionen eintreten. Größere Schwierigkeiten liegen 
dagegen in ben unteren Verwaltungsinftanzen, namentlich in 
ber eigentlichen Lokalverwaltung. 


Es exiftirt zur Zeit noch feine fonftitwirte Gemeinde im 
Jadegebiete. Der Ort Wilhelmshaven umfaßte nad) der Zählung 
vom 1. Dezember 1871 — 169 Wobnbäufer und 75 andere 
Wohnpläge, Schiffe und ‚dergleihen mit 466 Saushaltungen 
und etwa 3900 Einwohnern. Es beitcht aber bis jegt feiner 
lei Kommunalverfaffung oder Verwaltung, keine Kommunal 
polizei, überhaupt feine fommunale Einrihtung. Der Staat 

t im Intereffe feines Etabliffements öffentlihe Gebäude und 

traßen angelegt, hat für Brunnen und ne ig. 
gen gelorat, eine Garnifonkirche und eine —* lemen- 
tarfchule eingerichtet. Die Einwohnerſchaft aber hat zu Alle 
dem biäher nichts beigetragen, bat weder direkte Staatsabgaben 
noch Kommunal», Schul» oder Kirchenabgaben geleitet, und 
nur eine jährlibe Armenfteuer von etwa 200 Thalern auf 
gebracht, die das Amt nad) dem Einkommen umgelegt bat. 


Dur die Befignahme des neueren Gebietötheiles werben 
allerdings noch weitere Gruppen von Anfiebelungen — Ne- 
heppend, Neu-Elfaß und Neu-Potbringen — hinzutreten, und 
mit dem Orte Wilbelmöhaven in eine kommunale Verbindung 
zu bringen fein. Dadurch wird die fünftige Gemeinde auf die 
oben genannte Ziffer von über 7000 Seelen, einschließlich des 
Militärs, heranwachſen. Nadı der, Zufammenfehung der Ein- 
wohnerſchaft würde biefelbe aber fon in Anbetracht des er- 
forderlihen Verſonals faum ausreichendes Material darbirten, 
um mit der Stonftitwirung einer felbftftändigen Stadtgemeinde 
im Sinne der Hannoverſchen Verordnung vom. 24. Juni 
1855 vorgehen iR fünnen. Und noch viel weniger würden bie 
materiellen Mittel zu befhaffen fein, um aus ben biegerioen 
elementären Zuftänden mit dem kommenden Jahre fotort in 
eine vollftändige präftationsfähige Stadtverwaltung überzu- 
schen. Es kommt bier wefentlih mit in Betracht, daß vom 

‚4. Januar 1873 ab ohnehin die biäherige Verfchonung 
mit Staatsfteuern aufhören foll und daß Die ig 
Preis · und il in Wilhelmshaven jede Art 

von Unternehmung beträchtlich erſchweren. Es iſt deshalb 
auch nicht in Ausſicht zu nehmen, daß der Staat und bezie⸗ 

Hungeweife das Reid) | fofort ihrer bisherigen im Intereſſe 

des Orted getragenen und mitgetragenen Laſten entledigen und 
fie auf die neue Gemeinde übertragen Könnten. hr weitver: 

a und überall noch dominirended ntereffe, verbunden 

mit der thatſächlichen Unmöglidykeit von Seiten der Gemeinde, 
wird dazu führen, daf die Auseinanderfegung zwiſchen ibnen 
erſt allmählich zur Ausführung zu bringen ift — ohne daß es 

im Augenblid möglich oder von weſentlichem Intereſſe fein 

Lönnte, bejtimmte Gefichtspunfte über die künftige Geſtaltung 

diefer Verhältniffe aufzuftellen. 

P Kann die neue Gemeinde »Wilhelmshaven« nicht ſogleich 

ala eine felbititändige verwaltungsfähige Stabt fonftituirt 
werden, fo wird für den Anfang nur übrig bleiben, fie als 

Yandgemeinde ber Hannoverſchen Landgemeinde-Ordnung vom 

28. April 1859 zu unterwerfen. Doc) bietet diefe letztere (im 

8. 2 des Gefehes und im 8.61 folgende der dazu ergangenen 

Ausführungsbeftimmungen vom 28, April 1859) in der Form 

ber amtäfähigen Städte eine Swifchenbilbung dar, bei der es 
geitattet iſt, durch Die Urt ber Ortöftatuten die Gemeindever: 
waltung und Gemeindevertretung der ftädtifchen Form anzu: 
nähern, eine Organifation, weldye recht eigentlich Dazu dienen 
fann, die Fünftige Erhebung bes Orts zur jelbititändigen Stadt 
vorzubereiten, und die ſich unter ähnlichen Verhältniffen in 
Geeſtemünde ſehr gut bewährt hat. 


Als die eigentliche Verwaltungsbehörbe erfter Inſtanz 
würde demnach zunächſt das Königliche Amt, ber Amtshaupt- 
mann zu Wittmund und beziehungsweife der Kreishauptmann 
zu Murich einzutreten haben. Der Bildung eines befonderen 
Amtes wird es nicht bedürfen. Es wird ausreichen, wenn in 
Wilhelmshaven ein tüchtiger Hilfsbeamter in der Stellung 
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| Landarmenverband der Brovinz eintreten zu laffen — vergl. 
26, 27 des Gefebes vom 8. März 1871 (Gefef-Samml. 








eined Volizei-Infpektors eingefegt wird. Außerdem würde als 
Verwaltungsitelle nur nod) eine Ktaffenftelle für Die Erhebung 
ber direkten Steuern, für die Vereinnahmung der amtsgericht- 
| lichen Gebühren und Strafgelder und für die Erhebung der 
Domainenintraden zu errichten fein, wogegen «8 in Betreff 
der Zölle und indirekten Steuern, die ſchon jegt von der Pro- 
vinzialftenerdireftion in Hannover er bei den biäher 
beitehenden Einrichtungen fein Bewenden behalten kann. 


a fpezielle Bemerkungen über Art und Um- 
fang der neuen Organifation werden die Erläuterungen zu 
den einzelnen Paragraphen des Entwurfs Gelegenheit geben. 


Sul. 


Menn es ſich nur darum handelte, den Wirkungskreis der 
probinzialen Verwaltungsbehörbden in ihren verſchiebenen Ab- 
—5 auf das Jadegebiet auszudehnen, ſo würde es dazu 
keiner Beſtimmung in Form eines Geſetzes bedürfen. Dagegen 
bedarf es einer geſetzlichen Beſtimmung über bie Einverleibung 
de3 Tabegebietes in die Provinz Sannover, um das Jabegebiet 
als felbftitändfgen Pandarmenverband zu befeitigen und in ben 





©. 136), — und ebenfo bedarf es eines Gefeges, um ben pro- 
vinzialftändifchen Verband, der nad) dem 8.1 der Verordnung 
vom 22, Auguft 1867 (Geſetz Samml. S. 1349) »das Gebiet 
des vormaligen Königreichs Sannover« umfaßt, auf das Jabe- 
gebiet auszudehnen. 


Um nad allen Richtungen bin an der provinzialen Ber- 
waltung betbeiligt zu werden, wird das Jadegebiet außerdem 
noch in die eng | des Amtes Wittmund und in ben 
freisjtändifchen Verband Des Kreiſes Aurich aufgenommen 
werben müllen. Auch wird es wegen ber Wahlen zum Dro- 
vinziallandtage nothwendig fein, die Vertretung des Tabe- 
in dem Verbande der Oftfriefifhen Landſchaft zu regeln. 

och bedarf es in allen diefen Beziehungen nach den einfchla- 
genden Gefegen 


— vergl. $. 18 des Geſetzes über bie Amtsvertretun 

vom 28. April 1859 (Hannoverfche Gefeh-Samml. 1. 
©. 423), $. 5 ter Verordnung über die Amts- und 
Kreisverfaffung in der Provinz; Hannover vom 
12. September 1967 (Gefe-Samml. ©. 1497) und 
88. 1 und 71 ber landſchaftlichen Verfaffungsurfunde 
vom 5. Mai 1846 (Hannoverfde Gefe-Samml. 1. 
.©. 49) in — mit der Verordnung vom 
22, September 1867 (Geſetz Samml. S. 1635) — 


ebenfowenig einer Negelung im —— wie zur Kon⸗ 
ſtituirung des beabſichtigten neuen Amtsgerſchtsbezirles und 
der Ausdehnung des Obergerichtsbezirkes von Aurich, welche 
nad) den 88. 14 und 15 des Gerichtöverfaffungsgefehed vom 
8, November 1850 im Wege Königlicher Verordnung zu er- 
folgen haben werben. 


Uebrigend u fowohl ber Vrovinziallandtag als Die 
Stände deö Kreifed Aurich und die Amtävertretun Amtes 
Mittmund über den Anschluß bes Tabegebietes gehört worben, 
und haben ihre Zuftimmung zur Aufnahme beffelben in bie 
refp. Verbände nur mit einzelnen Vorbehalten in Betreff ber 
etwaigen Belaftung de8 vorhandenen Vermögens erteilt, denen 
in den vorzubehaltenden Ausführungsverordnungen angemeffene 
Rechnung getragen werden fann. 


Su. 2 


Durch den erften Abſatz werden nicht bloß die für gan 
DOftfriesland ergangenen Spezialgejeße %, Sondern felbitver- 
ſtändlich auch die allgemeinen für das ehemalige — 
Hannover oder überhaupt für einen größeren Landestheil ein- 
ſchliehlich Oftfriesland ergangenen Gefege, Verordnungen 2c. 
umfaßt. Dagegen mußten die zahlreichen geſetzlichen Beſtim— 
mungen lofalen Charakters auägefchloffen werden, welche nur 
für einzelne Theile von Oftfriesland, namentlich für einzelne 
Oftfriefifche Städte, erlaffen find. 


Der zweite Abſatz, deffen a durch die nothwendige 
Herſtellung einer vollen Gleichartigkeit der Gefetgebung in den 
beiden Theilen bes Jadegebietes gerechtfertigt wird, ‚betrifft 
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allerdings zumeift polizeiliche Verordnungen, für melde bie 
Ausdehnung im Geſetzeswege nicht nöthig geweſen wäre. Es 
können jebod auch einzelne Gejegbeftimmungen in Betradt 
kommen, 3. B. aus dem Gefege über die Einführung bed 
Handelsgeſetzbuchs vom 9. März 1870 (Gefeh-Samml. S. 248), 
weshalb der Sa eined grundfäglichen Ausſpruchs in Gefches- 
form bedurfte, 


Der 
8.3. 


fpricht aus, daß die Grundlage der bisherigen Organifation 
und Behörbdeneintichtung, welde in dem Allerhöchſten Erlaß 
bom 5. November 1854 Sefep-Camml. &.595) enthalten war 
vom 1. Januar ab durdy die in Hannover und Oftfrieslan 
maßgebenden allgemeinen Normen erfegt werben wirb, wobei 
es kaum einer befonderen Sicherung gegen bie Deutung be 
dürfen wird, als ob mit dem gewählten Ausdrude »gefegliche 
Beltimmungene für die neue Organifation im jeber einzelnen 
Beziehung wur ein Gefeß im —— Sinne als Grund» 
lage ihrer Exijten; und Wirkſamkeit angefehen werben follte. 


Dabei bebürfte es jedoch eined allgemeinen Vorbehalts 

im Sinblid auf bie Vorfchrift des Art. 53 der Reichsverfaſſung, 
wodurch der Hafen an der abe zum Reichskriegshafen erklärt 
wird. Es müſſen deshalb der Verwaltung ded Reichs alle 
biejenigen Angelegenheiten überlaffen bleiben, melde mit bie- 
fer Beltimmung bes Hafens und der Hafenetabliffements in 
wefentlihem Züſammenhange Reben und, wenngleich hierbei 
ber faktiſchen Entwidelung der Verhältniffe ſtets ein gewiffer 
Spielraum ze. fein wird, fo laffen fid) doch fchon 
jet als ſolche —— welche dem Gebiete der Reichs⸗ 
verwaltung angehören und deshalb von der neuen Organi- 
* nicht berührt werben, das geſammte Lootſen- und 
nnenweſen, ſowie die Polizei im Kriegshafen, auf der Rhede 
und auf dem Fahrwaſſer der Jade bezeichnen, wogegen bie 
Dolizeigerichtäbarkeit von der Yanbesbehörde auszuüben fein 


mürbe, 
Su 8. 4. 


In dem neueren Gebietötheile wird bie Preußifche Berfaffung 
und das Wahlgefeb vom 11, März 1869 (Gele + Samml. 
©. er ——— die Verordnung über bie Wahlbezirke 
vom 14. September 1867 — ——— S. 1482) durch 
ben 6. 3 des Geſetzes in Kraft treten. Nach der letztgedachten 
Verordnung bildete bad damalige Amt Wittmund zufammen 
mit den Aemtern Aurich und Efens ben eriten Hannoverſchen 
Wahlbezirk, wogegen das Ältere Jadegebiet durch das Geſetz 
vom 27. Juni 1800 (GeſetzSamml. ©. 357) den Streifen Min- 
den und Vübbede zugetheilt war. Die Zulegung beider Ge- 
bietötheile zu dem Mahlbezirke ihres Amts und die umverän- 
berte Beibehaltung der bisherigen Abgeordnetenzahl in beiden 
betheiligten Wahlbezirten wird keinem beſonders zu befeitigen- 
den Bebenken begegnen, 


Zug. 


Aus dem $. 2 folgt, dab bie geſammte Abgabengefeh- 
gebung, wie fie für Oftfriesland beftcht, in dem Jadegebiet 
in Kraft zu treten bat. Bir die indirekten Steuern bedarf 
eß auß bieler —— einer beſonderen geſetzlichen Ueber 
—— en. An direkten Steuern ſind in dem neueren 

ebietötheile bisher die Oldenburgiſche Grund- und Gebäude 
fteuer, eine Klaſſen- und Haffifizirte Einfommenfteuer und foge- 
nannte Gemwerberecognitionen entriditet worden (vergl. d. Ol- 
denburgi 9* Geſetze vom 18. Mai 1855, Geſetzblatt S. 736, 
und vom 24. Juni 185), Gefepblatt S. 155). In dem älteren 
Theile haben nur die Ichtere Abgabe und einige alte Grund- 
laften geringen Betrages bejtanden (Ordinairgefälle, ordent- 
liche und additionale Kontribution, Militairfervice- und Dra- 
gonerquartiergelber, Brandfaffentagat, Nentengefälle, Korn: 
und Stirchengefälle, Hodyzeitögebühren und eine fogen. Ge 
bäubejteuer). Inwiefern alle Diefe Abgaben grunditeuerar- 
age: Natur ſeien und ob fie durdy die fofort eintretende 
Gebäubeitener erfett werden oder bis zur Erhebung ber neuen 
Grundſteuer fortentrichtet werden müflen, wird der Prüfung 
bei ber hr a Pe Geſetzes überlaffen werden dürfen 
(vergl. auch 8. 20 Geſetzes vom 11. Febrnar 1870, die 
anderweite Regelung der Grunditeuer in den Provinzen San 
nover u. ſ. w. betreffend, Gejeg-Samml, ©. 55). Neben 
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einigen die Ausführung dieſes lehtgenannten Geſetzes für das 
Jadegebiet eng} Sri und zur Vermeidung von Zweifeln 
aufgenommenen Beftimmungen bebarf es aber noch der aus 
brüdlihen Beitimmung, bab ber Grundfteuerertrag des Jade⸗ 
gebietes nicht in ben mach $. 2 ebend. fixirten Jahresertrag 
bon 3,200,000 Ihlen. einzurechnen ift, was ſonſt als eine 
Folge der Inforporation in die Provinz Hannover beanſprucht 
werden könnte. j 
Zu $. 6. 


Die Verhandlungen über bie — (Art. 28 des 
Vertrages vom 20. Juli 1853 und Art. I bes Vertrages vom 
16, fjebruar 1864) erforderliche Auslöfung ber abgetretenen 
Gebietötheile aus dem Kirchen- und Schulverbande ber benady- 
barten Oldenburgiſchen Gemeinden find feit geraumer Zeit im 
Gange und zur Reit ihrem Abfchluffe nahe, fo daß es von 
biefer Seite ber vielleicht einen Anftand haben würde, das 
Kirchen · und Schulweſen lebiglich der in Oftfriesland geltenden 
— ebung und den dortigen Behörden, insbeſondere dem 
Konſiſtorium in Aurich zu unterſtellen. Für das Schulweſen 
geſchieht dies auch — als eine Folge aus 69.2 
und 3 bed Geſetzes. Die Schwierigkeit wird ſich hier nur von 
ber bereit$ oben angedeuteten Seite her ergeben, ba die biß- 
herige Elementarfcule in Wilhelmöhaven weientlih aus 
Staatömitteln erhalten worden iſt und nunmehr ber Ueber- 
gang auf die Gemeinde zu vermitteln fein wird. In Betreff 
der kirchlichen Verhältniffe dagegen ift die Negelung des Kir 
chenweſens und die Einführung der Oftfriefifchen. Kirchengefeß- 
gebung zunächit davon abhängig, in welder Weiſe ſich eine 
nn emeinihaft in Wilhelmshaven bilden und zu weldyer 
on effon fi) diefelbe bekennen wird. Zur Seit exiftirt in 
Wilhelmshaven nur eine Militairkirdiengemeinde, für welde 
der Staat eine Kirche gebaut und einen Geiftlichen unterbal- 
ten hat. Für bie Civilbevölferung aber haben ſich die Ver— 
hältniffe bisher noch nicht fo geftaltet, .s bie Begründung 
eined — Pfarrſyſtems in nachſter Zeit herbrige- 
führt werden könnte. Konftituirt je die Kirchengemeinde 
fünftig als — und ſoll fie der Hannover- 
{chen evangelifc-Tutherifhen Landeskirche angefchloffen werden, 
jo würde dies nicht ohne Konkurrenz der Organe berjelben 
eichehen können. Der Gang biefer Entwidelung ift alfo zur 
Seit noch nicht genug zu überfeben, um ein zuverläffiges 
Urtbeil über den Umfang der einzuführenden Geſetzgebung zu 
— wogegen die vorgeſchlagene dilatoriſche Beſtimmung 
vorausſichtlich keinerlei Mißſtaͤnde verurſachen wirb. 


Das Kirchenbuch wird jetzt noch von dem Oldenburgi- 
ſchen Geiſtlichen der Gemeinde Heppens und Neuende geführt. 
— die Ausſcheidung aus deren Verbande vor endgültiger 
Regelung der kirchlichen Verhältniſſe im Jadegebiet, fo wird 
ein proviſoriſches Organ für die Buchführung geichaffen 
werden. Die Regelung dieſer Angelegenheit wird aber dem 
Minifter der geiltlichen Angelegenheiten um fo unbebenklicher 
u überlaffen fein, als das SHannoverfche Kirchenbuchwefen 

berhaupt auf der Grundlage einer minifteriellen Bekannt 
macung beruht. (Bekanntmachung vom 13. Auguft 1852, 
Geſetz Samml. I. 405.) 


Zu 8. 7. 
Motive bes Ausſchluſſes find: 


Sul. Daß bie Oftfriefiiche feuerverficherungsorbnum 
vom 10, un 1832 (audy in ber neueiten Geftalt, wie fie dur 
den Allerhöchſten Erlaß vom 1. Auguſt 1871 geiaften ift, 
Geſetz Samml. ©. 317) auf bem Berfierungspwange berubt, 
I deſſen Ausdehnung fein Grund vorliegt. Auch befiten die 

eiden Oſtfrieſiſchen Verſicherungsgeſellſchäften ein Kapitalver- 
mögen, an welchen das Jadegebiet nicht ohne Weiteres bethei- 
ligt werden könnte. 


Su 2. Die Hagelfchäbenverfiherungsorbnung ift nad) 
bem Bericht der Behörden auch in Oftfriesland — kaum 
zur Wirkfamkeit gekemmen, eine Uebertragung auf die Jade 
würde alfo eine leere Form fein. 


Au 3. Das Exflufivrecht auf gewerbliche Vornahme von 
Verfteigerungen beweglicher und theilweife auch unberveqlicher 
Sadyen, welches die var ar re. ben Auftionatoren 
beifegte, ift durch den $. 36 der Reichsgewerbeordnung befeitigt. 
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Die gerichtliche Zwangsvollſtreckkung aus ben Verfteigerungs- 
protofolfen, wie fie In Art. 25 Gun 27 ber — 
rk und fn dem Gefehe vom 26. Juli 1841 (Gefeh-Samml. 
11. ©. 79.) nadıgelaffen war, ift in Folge der —* 
Prozeßordnung ($. 523) in Wegfall gekommen. Endlich kann 
nach Einführung der Grundbuchordnung auch das bisherige 
Privilegium, daß auf Grund ber Auszuge aus den Veritei- 
erungsprotofollen Befigtitelberichtigungen erfolgen konnten 
(Detieration vom 10, Januar 1840, Geſetz Samml. II. ©. 51), 
nicht mehr beftehen. Das ganze nftitut des Auftionatoren- 
wefens ift alfo fo durchlochert, dal feine Ausdehnung auf ein 
neues Gebiet feinen Zweck haben wirbt. 


Zu 4. Rad) dem Oftfriefiichen Geſetze muß die Gefammt- 
heit der Wiehbefiher ber Provinz den durch Tödtung des er- 
frankten oder verdächtigen Viches ermachfenen Schaden über- 
tragen. Da aber Oldenburg im Falle des Auftretens der 
Krankheit in Oftfriesland feine Grenze und damit zugleich das 
Jabegebiet abfperrt, fo würbe e8 feinen rechten Grund haben, 
wenn bie wenigen Viehbefiper im leßteren Gebiet zu einem 
Antheil an der Entfhädigung herangezogen werden follten. 
Zu einer Regelung der Angelegenheit —— für das Jade 
er fheint bei_der erwähnten Geringfügigkeit des dortigen 

iehſtandes zur Zeit feine Veranlaſſung vorzuliegen. 


Zu $. 8. 


In dem neueren Gebietätheile gilt bie Oldenburgiſche 
Deidy- und Sielortnung vom 8. Juni 1855 (Gefeh- Bl. ©. 765), 
weldhe an und für ſich als ein beſonders zwedmäßiges Gefeh 
anerkannt wird. Da jebod; feine Dublifation in dem älteren 
Gebietötheile nicht wo — fein würbe, fo empfiehlt 
der Entwurf die Einführung ber gleichfalls bewährten Ojtfrie- 
—* Deichordnung, nur mit dem aus dem Artikel 26 und 28 

es Vertrages vom 20. Juli 1853 fake Vorbehalt wegen 

der — Nüdfichten auf das Oldenburgiſche Deich · 
fofem und die Sieladhtverfaffung, auf welche die Großherzog. 
iche Regierung Werth legt. 


Zu 59 


& auf das beſonders eingebrachte Geſetz zur Regulirung des 
rundbuchweſens zu berweifen. 


Zu $. 10. 


Es it fhon oben darauf hingewieſen, daß die Civilpro- 
effe aus bem älteren &ebietötheile von den kommittirten Ol 
ade ifchen Gerichten bis jegt in den ‚formen des gemeinen 
Deutſchen Civilprozeffes verhandelt worden find. Für bie 
Umleitung ber anbängigen Drozeffe in das nunmehr eintre- 
tende eat bei nad) bürgerlicdien Prozeßordnung vom 
8. November 1850 würde in dem ren io Uebergangs- 
gefege vom 4. Mai 1852 das nädjftliegende Vorbild zu ſuchen 
gewefen fein. Indeſſen lagen die Verhältniffe bei dem damali- 
en MWechfel bes Verfahrens weit günftiger, weil das materielle 
Recht ungeänbert blieb und die Gerichte, die das neue Ver- 
fahren anwenden follten, auch mit dem älteren aus beijen bis- 
heriger Uebung genau bekannt waren. Nach beiden Ridy- 
tungen bin würben ſich bie Gerichte, auf welche die anhängi- 
en Prozeffe hier übergehen müßten, in einer weit unvortheil» 
hei: ane befinden. Ueberdies müßten aber auch noch 
etrennte Uebergangsbeftimmungen für die aus dem neueren 
Öebietätfeile ftammenbden Prozelfe getroffen werben, weil diefe 
bisher nad) der — —— vom 2, Ro- 
vember 1857 inftruirt worden find. 


Unter foldyen Umftänden fann es nur als ſehr annehmbar 
erfcheinen, daß die Großherzoglidye Staatsregierung ſich bereit 
erllärt bat, die Fortführung der anhängigen —5 e in ber 
bisherigen Weife zu geftatten. Wefentlic) ift dabei aber nur 
die Fortführung bis zur ——— Definitiventſcheidung 
oder einer dieſer gleichſtehenden Endigungsart (Vergleich, Ab— 
ſtand vom — Für bie erſt nach dem 1. Januar 1873 
neu beantragten Zwangsvollſtreckungen dagegen, einſchließlich 
der ſich daraus entwickelnden Inzidenzſtreitigkeiten, können bie 
dentlichen inlaͤndiſchen Gerichte mit dem neuen Verfahren 

abedenklich fofort eintreten. 
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Einer andern Beurtheilung, ald die gewöhnlichen Eivil- 
prozeffe, unterliegen die im zweiten Abſatz genannten befonderen 
Verfahren. Hier tritt ein entfcheibender Abſchnitt, wie das 
Definitiverfenntniß im gewöhnlichen Prozeſſe, nicht mit glei 
her maßgebender Bedeutung hervor, und es wirb besbalb 
nicht bloß zur —— der dieſſeitigen Gerichte, ſondern 
auch zur Förderung der Rechtsſicherheit dienen, wenn jene 
Verfahren von ben Dldenburgifcen Behörden nad) den bi8- 


r 


herigen formen und Rechten bis zum Ende geführt werben. 


Die Großherzöglide Regierung hat noch eine befondere 
Beitimmung darüber empfohlen, daß die Exekutionen, melde 
auf Grund des vor bem 1. Januar 1873 angeftellten bebing- 
ten oder unbedingten Mandatsprozefies bereits eingeleitet find, 
den Oldenburaifeen Gerichten verbleiben, und dab die Vor- 
mundſchafts · und Kurateliachen in ber Yage vom 1. Januar 
1873 auf die Ddieffeitigen Gerichte überzugehen haben. Ein 
Zweifel wird jedod nad beiden Richtungen bin kaum ent 

eben und eventuell die Zuftimmung in den Motiven genügen, 
um ihm zu befeitigen. 


Sus.ll j 

Die Berbandlung in —— erfolgt, wie ſchon oben 
bemerkt, für den ältern Theil des Jadegeblets noch jetzt nach 
ber Oldenburgifchen Strafprojeßorbnung vom 10. September 
1814 im jchriftlicyen und heimlichen Verfahren, nach formalen 
Beweistegeln mit Unfchuldserkenntniß, Losſprechung, Entlaf 
fung von ber Inſtanz und Verurtheilung x. Die Konfervation 
ieſes gänzlich überlebten Verfahrens über den Zeitpunkt der 
neuen Öefeßgebung hinaus ift in feiner Beziehung erforderlich, 
aud) feine Umleitung in den Strafprozeß nad) der Verordnung 
vom 25. Juni 1867 (Gefeß-Samml. S. 921) mit feiner 
Schwierigkeit verbunden. Das Nämliche gilt in Betreff ber 
nad; dem neueren Dldenburgifchen Strafprozeh vom 2. No- 
vember 1867 en Strafprogeife; und nur in 
Betreff ber Friſten ıf e8 ber am Scluffe * ugefügten 
Beftimmung, um der Möglicykeit von Zweifeln und Nachtheilen 
vorzubeugen, welche durch ben Wechſel der Geridyte und des 
Verfahrens verurfacht oder begünftigt werden Fönnten. 


Su. 12. 

In der Herrſchaft Jever, wozu das Jadegebiet gehörte, 
beitanden der Regel nach feine bäuerlichen Abbängigkeitäver- 
bältniffe, ber Grundbefig war im Allgemeinen freies Eigen- 
thbum, —— und frei von Gemeinheiten. Der Gegenſtand 
bes Paragraphen ift baber für das Jadegebiet von feiner er- 

lichen Bedeutung. Im älteren Gebietötheil ſchweben zur 
eit gar feine Ablöjungen, in dem neueren find fie gleichfalls 
zum größten Theile durchgeführt, nur einzelne gr 
nod im Gange, In Betreff ber er ir fid) Die Groß- 
herzogliche Staatsregierung mit ber Weiterführung und Be- 
endigung durch bie berzeitig bamit befaßten Ablöfungsbehörben 
einveritanden erklärt, und es wird feinen Anftand haben, bie® 
Anerbieten ebenfo iofe bei den Civilprozeflen — 
bei verſteht ſich dann bie Beibehaltung des bisherigen mate- 
tiellen Rechts für bie noch ſchwebenden Saden von jelbit. 
Seine Erhaltung ift jedoch auch für die noch nicht anhängigen 
Ablöfungsfachen von den Drovinzialbehörden empfohlen werben, 
und wird zugeitanden werben fönnen, ba es im Allgemeinen 
für bie Dilic gen etwas günftiger iſt, als die Sannoverichen 
Adlöfungsgefege. Der letzte Abſatz iſt erforderlich, weil bie 
Beftimmung des Oldenbur —* Geſetzes vom 21. April 1855 
über die Ermittelung der Ablöſungspreiſe der Naturalien und 
De ee ..637) im älteren Gebietstheile nicht gilt 
und deshalb eine — möglichit einfache — Aushülfebeftimmung 
erforderlich wird. 

Uebrigens müffen die beibehaltenen Oldenburgiſchen Ge- 
fee vom 14. Oftober 1849 und 11. Februar 1851 megen bes 
neu einzuführenden Grundbuchweſens eine einzelne Mobifitation 
(hinſichtlich der für Ablöfungskapitalien zu beitellenden Hypo- 
thefen) erleiden, welche durch das im $. 9. in Bezug genom- 
mene Gefeh über das Grundbuchweſen beitimmt und deshalb 
hier nicht näher zu erörtern ift. 


Su $. 13, 


Zu den aufgehobenen Gefeßen 
3 En 


pen insbelondere auch 
das Gefek vom 14. Mai 1855 ( 


h · Samml. S. 306) über 


# 


—* 1871 über ben 
©. ar auf Grund 
deſſen eine Werorbnung vom 12, Juli 1871 (Geleg-Bl. Nr. 1) 





M 17. 


Auf die Tagesordnung ber nmächften Plenarſitzung wird 
gefeht werben: 


I) Münblicher Bericht der Kommiffion für Agrar-Ange- 
legenheiten über ben Gefegentwurf Nr. 9 der Drud- 
achen, betreffend die Aufhebung und Ablöfung der auf 
en Betrich bed Abdeckereigewerbes bezüglichen Beredh- 
tigungen. 


Berichterftatter Herr Shuhmann. 
Antrag ber Kommilfion : 


Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem De aelalan Geſetzentwurfe, wie berfelbe 
aus ben Beſchlüſſen des Abgeorbnetenhaufes 
hevorgegangen ift, in unveränberter Geftalt bie 
verfafungemäfige Zuſtimmung zu ertheilen. 


2) Schlußberatbung über ben ner! in Rr. 6 
‘ber Drudfachen, betreffend die Ablöſung ber Reallaften 
in ber Drovinz Schleöwig-Holftein. 

Referent: Herr Malmros. 
Korreferent: Herr Graf Kraſſow. 
Antrag der Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchlichen: 
dem Gefehentwurfe: 
1) mit dem Qufaße zum $. 41: 

Es bleibt dem Erm ber Auseinanber- 
ſetzungsbehörde überlaffen, ob die Renten- 
bank bei ber Ablöfung ber feit dem 1. Juli 

1871 etwa beitellten Neallaften ihre Ber 

mittelung eintreten zu laffen bat; 

h 2) mit dem Zufage zum $. 51: 

nfofern der Fiskus ber Berechtigte ift und 

für ihn in Rezeffen und Verträgen günfti- 
un dingungen feſtgeſetzt find, erfolgt 
ie Ablöfung nad) diefem Gefeke ; 


3) —X Faſſung der Abſähe 2 und 3 bes 


Die Eintragung diefes Nechtes, ſowie ber 
Tilgungsrente, welcher gleichfalls daſſelbe 
Vorzugsrecht zuftcht, welches die aufgehobene 

i ig atte, in die betreffenden df- 
fentlichen Bücher erfolgt auf Grund ber 
gegenwärtigen Beftimmung; 

die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu er⸗ 
theilen. 


Berlin, ben 9. Dezember 1872, 


Der Präfident bes Herrenhaufes. 
Otto Graf zu Stolberg. 
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Jr 18. 


MHbäanderungs:Untrag 
zu dem 


Entwurfe des Geſehes, betreffend die Ablöfung der 
Reallaften in der Provinz Scleswig-Holflein (Nr. 6 
der Drudfaden). 


Das Herrenhaus wolle befchließen: 
1) An Stelle des zweiten Abſatzes des F. 43 zu feßen: 


Wenn der Antrag auf Ablöfung folder feiten Geld- 
und Getreideabgaben von Berechtigten ausgeht, fo ift 
der Verpflichtete befugt, bie für dieſelben ermittelte 
Ablöfungsrente durch Baarzahlung ihres 20 fachen Ber 
traged zu tilgen, Die Zahlung muß beim —— 
einer anderweltigen Einigung ſpäteſtens im Ausfüh- 
rungstermin in ungetrennter Summe erfolgen. 


2) Um Schluß bes $. 43 hinzuzufügen: 


Geht der Antrag auf Ablöfung vom Verpflichteten 
er fo kann dieſe nad) feiner Wahl erfolgen ent- 
weder: 


1) durch Baarzahlung des 20fachen Betrages ber Ab- 
löfungsrente, inſofern ber Fiskus der Berechtigte 
it und des 22% fachen Betrages ber Ablöfungs- 
rente bei fonftigen Berechtigten nad) vorhergegan- 
gener fehömonatlicher Kündigung. Der Verpflich⸗ 
tete ift befugt, das Kapital in vier aufeinander 
folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf 
der —— an gerechnet, zu gleichen Theilen 
abzutragen, body iſt ber —— nur ſolche Theil- 
75 en anzunehmen verbunden, die mindeſtens 

00 Thaler betragen. Der jebesmalige Nüdjtand 
Fe 5 begiehentlic 44 pCt. jährlich zu verzinfen, 
D 


2) in NRentenbriefen durch Vermittlung ber Renten 
banf zum 22% fachen Betrage, wenn ber Fiskus der 
Berechtigte ift, und zum 25fachen Betrage bei 
fonftigen Berechtigten. 


Im erfteren Falle ift die Abldfungsrente vom Ver ⸗ 
pflichteten während eine Zeitraums von 56,4, Jahren 
an die Mentenbank zu bezahlen, im letzteren bat der 
Befiger des pflichtigen Grunbftids vom Zeitpunkt ber 
Rentenübernahme und während der Tilgungsperiode 
von 56, Jahren an die Nentenbanf eine Jahrebrente 
zu entrichten, welche 4% vom Hundert der an Die Renten- 
bank zu gewährenden Abfindung beträgt. In beiden 

en werden Rententbeile unter einem Silbergrofchen 
von ber Rentenbant nicht übernommen, vielmehr wird 
ber 20. oder 22% fache Betrag, je nachdem bie Berech- 
tigung dem Fiskus oder einem Andern zufteht, von dem 
Eigenthüämer des verpflichteten Grundftüds unmittelbar 
an ben Berechtigten bezahlt. 


Graf Ranpau. 
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Berlin, ten 30. November 1872, 


Dem Bräfibium des SHerrenhaufes beehre ich mid), 
— eine Ueberficht über den Fortgang des Baues reſp. 
ber die Ergebniſſe des Betriebes der Staatseifenbahnen im 
hre 1871 mit bem ganz, ergebenften Erjuchen zu_ über- 
enden, biefelbe gefälligft zur Kenntniß des Hohen Haufes 
ringen zu wollen. 


Die neuefte Auflage der Ueberſichtskarte ber Eijen- 
bahnverbindungen im Preufifchen Staate wird in der er 
forderlichen Sahı von Exemplaren zur gefälligen Bertheilung 
binnen Kurzem nachfolgen. 


Ich erfuche, mir zur bieffeitigen Benugung 25 Drud- 
egemplare —X gefälligit zugehen zu laſſen. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


Graf von JIttzenplitz. 


«u 
das Pröfidium bes Herrenhaufes. 


Neberficht 
über 


den Sortgang des Baues, bejichungsweife über die 
Ergebniffe des Betriebes der Preuffifchen 
Staatseifenbahnen im Jahre 1871. 





4. Dftbabn, 
Bahnlänge und Anlagekapital. 


Am Schluffe des Jahres 1870 befanden fih auf ber 
Oſtbahn nachftehende Streden im Betriebe: 


JJ. 103,05 Meilen, 
2) Die Zweigbahnen: 
a) Küftrinsrankfurt ....... 4,00  » 
b) — — 835 > 
2 Dirfhau-Danzig .....-- 5 41a >» 
) DanzigNeufahrwaffer... .- 150 » 
3) Die VBerbindungsbahnen zwiſchen 
ben Grenzbabnhöfen an ber Ruf 
Pigen Grenze Eydtkuhnen ⸗Wir 
aFnnnn O6» 
Dtloczyn-Alegandromo .....++++- 057» 


zufammen: 121,78 Meilen. 


Im Laufe des Jahres 1871 wurden 
von ber im Bau befindlichen Thorn-nfter- 
burger und Schneidemühl » Dirſchauer 
Eifenbahn die Streden 


4) Moder (tedites Weichſelufer bei 


Thorn) Jablonowo mit ........ Ta5  » 
5) Infterburg-Rothflieh mit .......- 14,24» 
6) Scneidemühl-Konig mit .......- 1l,s » 
7) Divihau-Pr.-Stargarbt mit..... 3,32 » 


dem öffentlichen Verkehr übergeben, 
fo daß am Schluffe des Jahres 


1871 überhaupt .............. 157,74 Meilen 


13 aufgefüh 


im Betriebe befindlih waren, von welden die in der Haupt 
bahn liegenden Streden Berlin. Schneidemühl, Marienburg- 
Königsberg und Wehlau-Gumbinnen mit zufammen 60,60 
Meilen zweigeleifig find. 


Das bis zum Schluffe des Jahres 1871 auf die unter 
rten GStreden verwendete Anlagelapital be- 
trägt 60,851,577. Thlr. Außerdem find bis zum Jahred- 
fchluffe für die im Yaufe des Jahres neu in Betrieb —* 
nommenen, ſowie die noch im Bau befindlichen Streden 
ber 40 Meilen Lungen —— Eiſenbahn inkl. 
der Weichſelbrücke bei Thom zuſammen 9,594,76 En 
und der 24 Meilen langen Scneidemühl- Dirihauer Eifen 
bahn 3,781,677 Thlr verausgabt worden. 


. 
Bauten. 


Die Bauthätigkeit bes verfloffenen Jahres war vor- 
augeweile auf bie ——— durch Geſetz vom 
17. Mär; 1868 — ues der Thorn⸗Inſter · 
burger und Schneibemähl-Dirfhauer Eiſenbahn gerichtet. 


Auf der TIhorn-Infterburger Eifenbahn murben 
die Erdarbeiten, Brüden und Durdläffe auf eine Länge 
von ca. 31 Meilen fertiggeftellt, und auf den übrigen 
9 Meilen im Angriff genommen. — m Ganzen wurben bier- 
bei bis Ende des Jahres 2,156,600 trutben Boden be 
wegt — Der Oberbau ift von Inſterburg bis Rothfließ und 
von Moder bis Bifhoföwerder auf zufammen 24 Meilen ge 
legt. Bon diefen 24 Meilen wurden bie Streden 


nfterburg-Gerbauen „22. ....+ +. 5,93 Meilen, 
am 16. Januar 1871, 
Gerbauen-Rothfließ -........:.. ET Zu 
am 27. Novenber 1871, 
Moder-Jablonowo ............. 735», 
am 20, November 1871, 
zufammen alfo 21,59 Meilen 


mit ben Stationen: nfterburg, Bokellen, Stlein-Gnie, Ger- 
bauen, Skandau, Dönhofitädt, Korſchen, Biſchdorf, Bergen- 
tbal und Rothfließ, Moder, Turzno, Schönfee, Briefen und 
ablonowo, dem öffentlichen Verkehre übergeben. — Den 
ortfchritten der Geleißanlagen entſprechend wurden auch bie 
onftigen Bahnanlagen , Einfriedigungen,, Wegeübergänge, 
—— — Märterhäufer und auf den Bahnhöfen 
die zum Betriebädienft erforderlichen Dienfträume, Beamten- 
Modnungen, Güterfhuppen, Drehſcheiben x. hergeftellt. Die 
definitiven rn nie auf ne en Turjno und 
Bergenthal find bereit3 vollftändig ausgeführt, während bie 
elben in Schönfee, Briefen, Jablowono, Wartenburg, Bifch- 
orf, Bokellen, Klein-Gnie, Gerbauen, Standau und Dönbof- 
ftädt unter Dach gebracht und auf den Übrigen Bahnhöfen in 
Angriff genommen wurden. 


An der Meichjelbrüde bei Thorn wurbe ber eiferne Ober- 
bau für eine der fünf großen 300 Fuß weiten Deffnungen 
ia aufgeitelt und verlegt; für die übrigen Oeffnungen 
wurden bie Bauten ber Strompfeiler foweit bergeftellt, daß 
mit der Aufftellung des Oberbaues vorgegangen werden kann. 


Bei ber elle 1B71 — — — Eiſenbahn wurde 
bis zum Jahresſchluſſe 1871 der Bahnkörper auf ca. 16 Meilen 
fertiggefkelt, wobei ca. 682,700 Scadtruthen Boden bewegt 
worden find, Dem öffentlichen Verkehr wurden die Streden 
Scyneidemühl-Konig, und Dirfhau-Pr.-Stargardt, mit dem 
Stationen Schneidemühl Krojanke, Flatow, Linde, Firchan und 
ſtonitz, Dirſchau, Swaroczyn und Pr.Stargardt übergeben 
und zwar die Strecken 
Schneidemühl · Flatow mit 4,29 Meilen, 


tere 


und Dirfhau- Pr. Stargardbt mit 3,30 » 
am 16, Januar 1871, 
Flatow Konitz mit ............ 6,16» 


am 15. November 1871. 





Die Herftellung der fonfti en Bahnanlagen, Einfriedungen, 
Eignalvorridtungen, Wärterhäufer, Beamtemvohnbhäufer, fo- 
wie der Bahnhöfe wurde, dem Fortſchritt der —— 
entſprechend, in Angriff genommen und vollendet; auch wurden 
auf den vorgenannten bnhöfen die nöthigen Expeditions- 
räume, Beamten-TMohngebäude, Güter und Fofomotiv-Schup- 
pen, Drehſcheiben x. ausgeführt. Die befinitiven Empfangs- 
gebäude find in Schneidemähl, Krojanke und Flatow beinahe 
vollftändig, in Linde, Firchau, Vr.-Stargardt und Swaroczyn 
bis auf den inneren Ausbau vollendet. 


An Betriebömitteln find für beide Bahnen bis ult. 1871 
beſchafft worben: . 


505 bebedte Güterwagen, 

100 offene Güterwagen, 

200 Arbeitswagen, 

23 Perſonenwagen I. und II. Stlaffe, 
12 Derfonenwagen III. Klaffe. 
12 Derfonenwagen IV. Klaſſe, 
13 Gepädwagen, 

30 Vichmagen, 
12 Derfonenzug-Pokomotiven, 
12 Gütergug-Vofomotiven, 
6 Tender-Yolomotiven. 


Bei dem durch die Gefehe vom 24. September 1862 
und 26, Mai 1865 genehmigten Bau ber Eifenbahn von 
Berlin bis Küftrin und von Danzig nah Neufabhr- 
waffer find im verfloffenen Jahre nur Kompletirungsarbeiten 
ausgeführt worden; von * en Bauten iſt nur die Vollen⸗ 
dung des polygonalen Lo perl er auf dem Bahnhofe 
Berlin und die Anlage eined neuen Bahnhofes zu Deterähagen 
auf ber Berlin-Küjtriner Strede, zur Aufnahme der für 
Rechnung der Bergverwaltung gebauten Bahn von Rübders- 
dorf über Tasborf nad) Peteröhagen zu erwähnen. 


Die buch Geſetz vom 9. März 1867 genehmigten 
Urbeiten zur Dur Pond bed zweiten Geleiſes auf ber 
Hauptbahn von Küftrin bis Eydtluhnen wurden fortgeſeht. 
Die Anlage einer Werkftätte in Berlin wurde fertiggeitellt 
und bem iebe übergeben, bie Erweiterung des Babndofes 
Natel nahezu, bie bed Bahnhofes Tereöpol vollitändig vollendet, 
ber Bau eines Empfangsgebäudes auf Yahnbo Denk e 
thor bis auf geringe Arbeiten beendet, der Umbau bed F 
ap Marienburg_eingeleitet, auf Ba ig | Braunsberg eine 

rronhalle hergeftellt und bei Königäberg ber Rangirbabnhof 
nahezu vollendet, 


Das zweite Geleife wurbe auf den Streden von: 


Marienburg bis Elbing ......- 3,85 Meilen, 
Braunsberg bis Königäberg .. 8,22 » 


Wehlau bi8 Gumbinnen ..... 802 » 
zufammen 20,9 Wellen 


en und dem Betriebe übergeben, während die Arbeiten 
au - 


ben Streden 
Königsberg bis Wehlau ..... 6,87 Meilen, 
und Gumbinnen bis Eybdtfugnen... 4,34 » 


fomeit gefördert wurden, daß Die Inbetriebnahme biefer 
—— für das Jahr 1872 in Ausſicht genommen werden 
onnte, 


Bon den Bauten, zu denen die Mittel extraordinair 
bewilligt und auf den Etat der Eifenbabnverwaltung über: 
nommen worden find, ift die Fertigſtellung des Revifions- 
fhuppens auf Bahnhof Eydtkuhnen, forwie die eines Beamten: 
wohnhaufes auf Bahnhof Driefen zu erwähnen. Außerdem 
find aus ertraordinair bewillinten Mitteln 160 bededte und 
—— Güterwagen beſchafft und zum größten Theil an- 
geli 


Für Rehnung bes Betriebes ift die Dampfheizung 
für Kourier- und Schnellzüge eingerichtet, auf Salteftelle Hoppe 
arten ein Empfangsgebäube mit den erforderlichen Nebenge- 
äuben hergeitellt und am ber Bromberg · Thorner Bahn ein 
Geleife nach ber Kiesgrube bei Sierniczik gelegt. Außerdem 
find 47,543 laufende Nuthen Schienen und 28,809 Stüd 
Schwellen ausgewechſelt worden. 
Anl. p d. Verhaubl. b, Herrenhauſes. 
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Das bis zum Finalabſchluß 1871 verausgabte Anlage 
Fapital beträgt: 














Ge: Ber 
nehmigtes | ausgabtes _ 
Anlagekapital. 
tr | Ste. 
I. nach den definitiv ab» 
gefchloffenen Baurechnungen: 
a)-für die Strede Kreuz Danzig. 
Königäberg ».. +. ++- — —* * en er 19,153,811 
b) für die Strede Königäberg-Eydt- 
— ———— 7,286,831 
e) für bie Strecke Kreuz - Stüfttin- 
Franffurt. anne 9,239,673 
d) für Betriebsmittel ........... ...... 1,498,679 
e) für beögleihen......--uusousch ornon. 466,150 
f) für die Uferichälungsmauer am 
Pregel in Königsberg »......:| +..+-- 17,300 


g) für den Bau eines Magenfchup- 
pend und tunnelartigen Fuße 
* auf Bahnhof Bromberg 
extl. 1668 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf, 
welde in ber Ausgabe I. ad 
enthalten find 


h) für ben Bau eines polygonalen 
Yofomotivfhuppens in Bromberg 
exit, 38,467 Thlr. 2 Df., welche 
in der Ausgabe II. ad 1 ent- 
balten ſind 


i) pe ben Bau einer Brüde über 
en Pregel in Königsberg...» - 


k) für Auswechſelung ber Yangträger 
der MWeichjelbrüde bei Dirfchau. 


1) für ben Bau eines. definitiven 
—— auf Bahnhof 
Stallupönen .............. * 

m) für ben Bau des II. Geleiſes 
auf den Streden Küſtrin⸗Zantoch, 
Driefen, Kreuz + Filebne und 
Elbing · Braunsberg 


urn Freue. 


.....r 
.urune 


“nr... 


wre He uni 


zufammen »....| 2.2... 40,020,073 


1. bei folchen Fonds, deren 
Nechnungen noch nicht definitiv 
abgefcbloffen find: 


A. für Bauten, zu denen bie 
Mittel durch Gefege bewilligt 


find: 
1) für die Bahn von Bromberg 
nad Thorn und Otloczyn.. ... 3,300, 3,285,287 
2) für die Bahn von Berlin nad) 
BU 5,900,000| 5,682,312 


3) für die Bahn von Danzig nad) 


Neufahrwaſſet 913,570 


rn. 
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Ger Ver 
nehmigtes | außgabtes 


Anlagelapital. 


Hr | wir 





10,300,000 | 49,901,342 


4) für die Durchführung bed zweiten 
Geleiſes auf ber —— der 


5) für Beſchaffung von Betriebs 
mitteln aus dem durch Geſetg vom 
25. März 1869 berilligten Kredit 


4,889,805 


393,810 


B. für Bauten, zu benen 
die Mittel extraorbinair 
bewilligt und aufben Etat 
ber&ifenbabn-Verwaltung 
' übernommen worben find: 


6) für bie Erweiterung des Bahn. 
hof8 Danzig, Legethor ......- 
7) für ben Rangirbahnhof Dirfchau: 
a) extraorbinair ber . Täler. 
willigt . . ........ 


b) aus dem Baufonds 
bes II. Geleifes .. 


e) aus dem Baufonds 
—— 


·2* 


40,344 


160,000 


„150,000 
NB. bie —* abe ad b, ift bei ift bei 
dem Fonds ad 4 nachgewieſen. 


8) für die Erweiterung des Bahn- 
hofes Königäberg ............ 


9) fuͤr folgende Erweiterungsbauten: 
a) = ERPIENGBgWIEREER in 


rue rer 


152,469 


152,457 


“erkenne. 
nr nr nit en. 


nennen reden nenn n ne 


8 


ernennen 


10) für — eines dritten Feſtungs⸗ 
thores und Ausziehgeleifes auf 
Bahnhof Königäberg .... ...+- 


11) zur Vermehrung ber — 
mittel 


23,563 


199,634 


DE 


Summa .... 55,770,629 

Werden bierzu die Koften für bie 
Weichfelbrüde bei Dirſchau und Nogat · 
brücke bei Marienburg mit........ 


erechnet, jo ergiebt ſich ein Anlage» 
apital von ... ................. 


Zum Bau ber Thorn- Inſterburger 
Eifenbahn find genehmigt veip. ver: 
ausgabt 


Zum Bau der Schneidemäbl- Dir- 
ſchauer Eifenbahn 


5,080,948 


60,851,577 


9,594,767 


ern ne 


7,800,000 | 3,781,677 


**22 





Betriebsmittel. 


Die Zahl ber Fofomotiven betrug am Schluffe bes Jahres 
1871, nachdem im Yaufe des —— 12 Guüterzugs · und 
6 Tenderlokomotiven neu beſchafft, Dagegen 9 ——— 
motiven als unbrauchbar ausrangirt worden, 254, von denen 
vorzugsweiſe zur Beförderung 


von Kourier- und Eilzügen... 61 Stüd, 

bon Perfonenzügen.......... 48 >» 

don —— ETTRPRFTPE 138» 

zum Nangiven ber er — 7 
beſtimmt ſind. 


Der Wagenpatk beſtand am Scluſſe bes Jahres 1870 aus: 
2 —— age Salonwagen, 
1 vierrädrigen und 
1 —— — ——— 
* Bo ir — I. und IT. Kaffe 
0 fe rigen en I. um! . Klaffe 
g II, und II $ 
& 
13 » 


IL. 
III. und IV. 
IV. 
I. und I. 
IL und II, 
III. 
IV, 


- — en "Brpädtwagen 

r bedeckten Sitennagen, 
offenen 
21 » — — Biegen, 


2,498 vlerradrigen bebedtten Güterwagen, 
a: Mm 

“ ededten Vie en 
3 > offene ma ; 


m Laufe des Jahres Ya wurden neu befchafft und in 
ben Betrieb geftellt: 


J wierohbeige rt y und II. Klaffe, 
+ > 
IV. > 


34 » 
40 vierräbrigen 
10 » 
2 » 


wu 
a u s 


12 
ei feheräbrige Sevächwageny 
. offene Güterwagen, 
513. viernäbrige be eckte 
225 offene 
2 » >» PViehtwagen. 


Ausrangirt wurden bagegen: 


5 fechsräbrige offene Viehwagen, 
5 — bedeckte — 
4 » offene ’ 
11 >» Biehmwagen, 
fo daß am Schluffe des Jahres an betriebsfähigen Wagen vor · 
handen waren: 
2 —— — Salonwagen, 
1 vierräbriger und 
1 fechsräbriger Bahnrevifionswagen, 
44] Feen und jwar: 


— e Wagen I, und I. Klaſſe 
Az g 8 I u fe, 


II. und 
& » » I. 
13 » » II, und IV, > 
34 » » IV, 
68 vierrädrige » 1. und I >» 
10 * II, und IL >» 
62 » » II. 
52 » WW. 
83 jedheräbtige Gepächoagen, 
205 eckte Gaterwagen, 
218 » * 
21 » bededte Biehwagen, 
10 > offene 
3006 — bedeckte Güterwagen; 
1282 offene 
30 ’ bedeckte Vehwegen 
224 offene 
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Anlage-Kapitals. 


in —— des 











8,792,667 | — 
4,258,977 | — 





Ueberſchuß „teen. ..- 
Gegen bie Vorjahre: 


alſo | 


4,533,6% 4,969,125 





455,435 


Die Berzinfung des Anlagelapital3 im Jahre 1871 mit 
7,45 pEt. erreicht zwar bie bes .. GSai pEt.) nicht, 
überfteigt dagegen Die de8 Jahres 1869 und fann mit Nüd- 
fig barauf, daß bie erhebliche Mehreinnahme des Jahres 
870 in außerorbentlihen Urſachen, nämlih in ber eriten 
Hälfte des Jahres in dem außergewöhnlich ſtarken Güterverkehr 
in Flachsſendungen von Rußland nad Frankreich und Trand- 
porten von Getreide and Eifenbahnfahrzeugen, in ber lebten 
Hälfte in ber Beförderung von Truppen ihren Grund hatte, als 
befriebigend bezeichnet werben. 


Die Ausgaben betrugen: 
1871..... 48,14 pEt. ber Gefammteinnahme, 
1870..... 43,55 » » » 
1869....: 4,20 r » » 
1868..... 50,42 * » * 

©  Usericäff Eier » » * 
e Ue e dagegen: 
1871..... 51,57 p&t. ber Gefammteinnahme, 
1870..... 615» > » 
1869..... 52,30 >» * * 
1868..... 49,58 » * * 
1867..... 48,1 6 >» » » 


Die Ausgaben umfaffen auch diejenigen, welche bei Dri- 
vatbahnen aus dem Referve- und Erneuerungsfonds beftritten 
werben und welche zufammen 721,779 Ihaler betragen, fo daß 
fi die reinen Betriebsausgaben auf 3,537,198 Thaler oder 
40 pCt. der Bruttoeinnahme gegen 36,77 pEt. im Borjahre 
belaufen. 

Die Einnahmen und Ausgaben 
mit dem etatsmäßigen Soll ftellen fi 


to 1871 im Vergleich 
wie folgt: e 















ft-Eiimahme und 
usgabe inkl, Refte 


aus Vorjahren. 


Nah dem Etat rei. 
ber vorjährigen 
Rechnung -»....-- 


Die Iſt · Einnahme 
refp. Ausgabe be- 





420,421) 67,773 1,592,364| 33,038 


627,754| 4,516 | 333,387 





Unlage-stapitals. 


in Den bes 


8,838,909 | — 
3849,78 | — 





= == u 
FE Er x 
33 ER ER 
55 ES | Betg. | Ex 
5 55 25 
SZ +3 = 

= 
SE E22; Ihr, 35 













769,173 | — 
3,634,39 | — 


7A09A3 | — 
3,735,704 — 












3,673,709 





3,100,985 


859,981. 1.432,70 | — 





‚ Der Berfonenverkehr partizipirt an den Gefammt- 
einnahmen mit folgenden Beträgen: 


1 Be 3,550,048 Thaler, 
IE 371297720 Er 
1869 “.rr 07. .... 2,909,183 * 
1868........... 2,172,235. > 
1867........... 2,581,231 ⸗ 


Hiernach ſind die Einnahmen agieen 1870 um 120,328 
Thaler, gegen 1869 aber um 640,865 Thaler geitiegen, 
welche Steigerung borzugäweife der in Folge bed Krieges 
zahlreichen Truppenbeförberung zuzufchreiben if. Un Merto- 
nen wurden befördert: , 


I ee 3,179,882, 
1570 .„..... 2,329,859, 
Tee 2,789,439, 
1 RER 2,627,99, 
— TRETEN 2,231,093, 

Aus dem Güterverkehr betrugen die Einnahmen: 
187.250; 4,783,844 Thaler, 
1870.00 0004.0 5,180,619 * 
1000..:4.044.%» 9363 > 
1888 cr. 4,264,349 - > 
1867........... 3,420,203  » 


—2— 1871 gegen das Vorjahr weniger 396,775 Thaler. 
Dieſe Mindereinnahme reſultirt aus dem — Güter 
transport und den Nebenerträgen mit... 414,129 Ihalern, 
während durch den Vichverfehr eine Mehr · 

einnahme VON ....... ......... Serra 17,354 » 
erzielt worden ift. 


Wenn diefer Mindereinnabme gleichwohl eine Steigerung 
der Trandportmalfen um 1,204,820 Gentner gegen das Vor- 
jahr gegenüberfteht, fo ift ber Grund für bie bereinnabme 
weſentlich darin zu finden, daß die Transportiteigerung vor · 
zugsweiſe bei niedriger, die Transportverminderung bei höher 
tarifirten Gütern flattgefunden bat. 


R — weſentlichſte Steigerung fand bei folgenden’ Artikeln 
att: 


1871 1870 
Etr. Cr. 
1) Knochen und Cumpen 330,886 gegen 300,272 
2) Steinkohlen und Koats 1,705,5522  »  1,047,939 
A Mineralöle.......-. 304,889 =» 204,942 
4) Rob, Buß: (Schmelz.} 
Giessen 442,067 » 297,025 


5) Eilen, faconnirtes... 550,602 » 353,222 
7. 
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1871 1870 , Berlin-Stettiner, Berlin-Samburger und ben über bie Berlin- 
Etr. Etr. | Dotsdam-Magdeburger Bahn hinaus befegenen en anberer- 
6) Eifenguß- und Stahl- En: er der Warfhau-Mien-Bromberger eimerjeits und 
maaren, Schienen x. 1,416,989 gegen 783,952 | er Oberfchlefifchen,, der .Berlin-Samburger und den über bie 
Kartoffeln ........- 612479 » 306,834 | ea enge Bahn hinaus belegenen Bahnen 
8) Geräthe, Bau- und andererſeits, zwifchen der Oberſchleſiſchen und der Berlin-An- 
— nn 8 „201,898 » 240,875 haltiſchen Bahn. 
9) Bau» und Nußholg.. 1,081, -» 6075 Von den im Jahre 1871 eingetretenen Aenderungen ift 
> zu. —— Er —* en u erwähnen, baf im Fofalverfehr und im Verkehr mit einigen 
1 — * — 37 | Rachbarbahnen die Erpedirung von Reifegepäd und Gütern 
13) Sat en eil det ! > MO auf Gepäd-Garantiefhein ohne Föfung von — uge- 
a m wo 464,135 374,797 | Jaffen, für die Strede von Neufahrwaſſer nad i IA. 
14 rd RE 245,388 ; 214919 tbor) Abonnementsfarten dritter —— Haan En finder 
\) Kolonialiwaaten x... 748/688 > 635,012 | P% bem Preiſe von 2 Sgr. für Sin- und Rüdjahrt eingeführt 
16) Manufalturwaaren — 
(gewebt und gewirkt) 515,033 » 393,094 Außerdem hatte bie theilmeife Eröffnung bes Betriebes 
17 Steine aller Art ... 706025 » 376,551 | auf der Ihorm- Infterburger und Scneidemühl- Dirſchauer 
15) Rallorereecnucenen 277,949 » 201,447 San einzelne Veränderungen in bem bireften Verkehr zur 
J J Folge. 
eine weſentliche Verminderung bei — Artikeln: 2 —— 
=“ 2 Der Tarif unterſcheidet: 
2 Baummolle, rohe... 325,505 gegen 359,995 Eilgüter, 
2) Brauntohlen »...... 1,562,677  » 1,614,130 "sperrige Güter, 
3) Getreide und Saat.. 6,000,600 » 7,771,155 Guter der Normalklaffe (1.), 
4) Flachs, Hanf xc...... 976,544  » 1,575,015 Güter der ermäßigten Klaſſen (II. A, B. und C.), 
5) Spiritus, Branntwein 587,544 > 07,297 Güter der Spezialtarife. 


6) Mafchinen und Ma- 
ſchinentheile ........ 304,061 » 332,685 


Vieh wurde befördert: 


® Die normalen Einheitsfäge pro Centner und Meile be- 
agen: ‘ 
für Eilgut da8 Doppelte besjenigen Satzes, welcher 


1871 1870 zur Erhebung fäme, 

Etüd. Stüd. En * Gut * —— Frachtgut zur 
VSahſe 15,972 gegen 16,937 erorberung aufgegeben würde, 

Dayere Ode — 51.066 = 50,802 für fperriges Gut N Pf. mit 6 Df. Expeditionsgebühr, 
Kälber, Böde x. fette für Klaffe I. 5 Pf. mit 6 Df. Expeditionsgebühr, 


Schweine...... 106,841 » 96,125 für Klaſſe II. A, (Einzelgüter unter 100 Etr.) 4 Pf. 

Magere. Schweine ..... 320,567» 289,822 mit 6 Df. Expebitionsgebüh,, — 
RL: Schafe x....... 296,123 » 378,460 für Klaſſe 11. A, (Wagenladung) 3 Pf. mit einer von 
änfe, Duten. ....... 232,274 » 246,536 5 Pf. beginnenden und mit ber größeren Entfer- 

nung abnehmenden Expeditionägebübr, 
Eifenbahnfahrzeuge wurben befördert: für Klaſſe I. B. (Einzelgüter unter 100 Er.) 3 Bf. 
1871 = mit 6 Bf. Exrpeditionsgebühr, 
’ 1870 für Klaffe II. B. (Wagenladungen) 2 Pf. mit einer 
f Stüd. Stüd, Exrpeditionägebühr wie bei 11. A., 
Cofomotiven und Tender... 184 gegen 302 für Klaſſe 11, C. 15 Pf, mit 3 Bf. Expeditionsgebühr. 
Wagen znunsnocusnes nr 27T» 5,615 


Sperialtarife bejteben * Steinkohlen und Koals (1 Gr. 
mit 2 Thlr. rg un 1 Ihr. Expeditionsgebühr pro 
100 Et); Flachs, Hanf x. (2,5 Pf. ohne Zufdylag); iKar- 
toffeln und £ünftliche ae rk (l,s Bf. mit 1 Ir. 
Erpeditionsgebühr pro 100 Etr.); Getreide, Hülfenfrüchte & 


Tarifmwefen, 
a. Perfonenverfebr. 


Die Grundtaren bes Verfonenfahrgeldes betragen pro 
Perſon und Meile. — — 


für Kourierzüge: 


Delfaaten (2 Bf. abfallend bis auf 1,5 Bf); Mehl, Grau be 


x. (3 Df. abfallend bis auf 2 Pf. mit einer ſich allmählich 
f. 


verringernden Erpeditionsgebüht von 3 Df.); Sal; (1% 










I. Klaſſe BEP PIRRER 64 Egr —— — 1 Gr, mit einer ER IEREN: bon 72 
INS crecsnaenn 5 » beziehungsweife 3,6 Df.); rohe Steine und Roheiſen (1 Pf. 
für die übrigen Züge: mit einer Expeditionsgebühr von 2 Ihlen, pro 100 Etr.); 
: 8 A ge: > Braunkohle (1% Bf. mit einer Erpebitionsgebühr von 1 Ib 
124 Einzelbillets. Netourbillets. pro 100 Etr.); doher Phosphorit und Roͤhtreide (1 Pf. 
1 affe.........- — Sur. r Sar. einer Erpeditionsgebühr von 3,6 Bf.); Schweißwolle (2 b 
m RER EITEIT 3 > + ———— 24 Pf. mit einer Expeditionsgebühr wie F 
ee Fe 2 i 1. A, (Wagenladungen). 


Diefe Einbeitsfäge wiederholen ſich mit unweſentlichen 
durch die Konkurrenz sc. gebotenen Ausnahmen, auch in bei 
Antbeilen der Dfibat \ 


Diefe beftehen mit: | 


ber Niederfchlefiic,Märkifchen, der Oberichlefifchen, der 
Berlin-Stettiner, der Niederichlefifchen Sweigbahn, der 
Berlin-Hamburger, ber Berlin-Anbaltiichen, den Säch- 
ſiſchen Staatäbahnen, der Yeidzig + Dresdener, ber 
Defterreichifchen Suͤdweſtbahn, der Süd · Norddeutſchen 
Verbindungsbahn, der — — —— Bahn, 
den Bahnen bed Norddeutſchen Verbandes, den > 

zoͤſiſchen und Belgifdyen Bahnen, der Märkifch-Dofener, \ 


Für Gepäd werden bei 50 Pfund Freigtwicht 2 Dfennige 
pro 10 Pfund und Meile erhoben. ’ — 


Die Sätze des Lokalverkehrs gelten im Weſentlichen auch 

Dr bie direkten Expeditionen nad) anderen Bahnen. Solche 
irefte Expeditionen beſtehen mit der Niederſchleſiſch Märkiſchen, 
der Oberſchleſiſchen, der Berlin-Stettiner, der Berlin-Dotsdam- 
Magdeburger und der Berlin-Anbaltifhen Bahn und den an- 
ſchließenden Bahnen, mit dev Berlin- Hamburger, der Warfchau- 
Wien-Bromberger, der Oſtpreußiſchen Suüdbahn, der Tiljit- 
niterburger, ber großen Ruffifchen und der Riga-Dünaburger 
Bahn, fowie im Tranfitverfebre zwifchen der großen Ruffi- 
Shen und Riga-Diünaburger einerfeits und der Oberjchlefischen, 


n aus den direkten Merfehren. 





der Warſchau - Wien: Bromberger, ber Oefterreichifchen 
Nordbahn, der Galiziſchen Earl-Fubwigsbahn, der Oft- 
preußifhen Südbahn, ber Tilfit- Infterburger, der 
pe Nuffiihen, der Riga - Dünaburger und ber 
Diünaburg-Witebsfer Bahn. ° 


Außerdem it die Oftbahn bei folgenden direkten Verteh- 
ren als Tranfitbahn betheiligt: 


{chen der Niederſchleſiſch Märkiſchen und Oberfchlefi- 
hen Bahn, zwifchen Pofen einerfeits und den Bahnen 
. Norddeutfchen Verbandes und Hamburg anderer- 

feits, zwiſchen Polen einerfeit8 und Hamburg, Stettin, 

Magdeburg, Halle und mehreren Sächſiſchen Stationen 

anbererfeitö, zmwifchen Rußland einerfeits und Frank. 

reich, Belgien, Hamburg, Pillau, Görlit, mehreren 

Böhmifhen Stationen, Stettin, Breslau, Waldenburg 

— eis Bahnen des Norbdeutfchen Verbandes an- 
rerfeits. 


Endlich beftehen noch eine Anzahl a an für 
Salz, Kalk, Flachs (Heede, Werg), Braunfoblen, Steinkohlen 
und Koafs, Roheiſen, altes Eifen und Bruceifen, Mehl, Ge- 
treide, Hülfenfrüchte und Delfanten, Malz, Blei und Zink. 


Don ben im Jahre 1871 eingetretenen Aenderungen find 
ber Dellaffifizirung verfchiedener Artikel im Lofalverfehr 
in einzelnen direkten Verkehren hervorzuheben: 


1) Die Einführung neuer Verbandsverfehte mit mehreren 
Stationen der Sächſiſchen Staatsbahn, der Sübnorb- 
beutfchen Verbindungsbahn, der Turnan ⸗Kraluper 


Bahn und der Oeſterreichiſchen Nordweſtbahn (Küſtrin⸗ 


Fer rg Verbandsgüterverkehr), mit ben 

tationen Leipziger Sale, Köthen, Dresden, Chemnit, 

A Eger (Ditbeutic- Sächfifcher Eifenbahnver- 
nd); 


zwifchen ben Stationen Leipzig, Halle, Chemnik, 
Krimmitſchau, Reichenbach, Er 9 einerſeits und 
Warſchau andererſeits, Leipzig und Halle (für Salz) 
einerſeits und Lodz anbererjeits (Sächfifch- Dolnifcher 
Eifenbahnverband) ; 


zwifchen Magdeburg einerfeit8 und Warfı und 
Lodz andererfeits (Magdeburg: Polniſcher Eifenbahn- 
verband) ; 


mit ber rechten Oberufer-Eifenbahn für den Trand- 
port von Oberfchlefifchen Steinkohlen via Frankfurt a. O. 
nad den Stationen ber Strede Pebus-Küftrin-Neuen- 
hagen / 
2) Die Erweiterung folgender beſtehender Berbands- 
verfehre: 


des Ruſſiſch⸗Rheiniſchen, 

des Oftdeutich-Rheinifchen, 

des Oftdeutfch-Ruffifchen, 

des Magdeburg Preußischen, 

des Sid-Oftpreußifchen und des Belgiſch⸗Deutſch⸗ 
Ruffiichen Verkehrs. 


3) Die Einführung neuer Tarife für folgende direkte 
Verkehre: 


den Verkehr zwiſchen Stettin und Polen; 

den Verkehr für Braunkohlen von der Nicber- 
ſchleſiſch Märkiſchen Bahn; 

den Verkehr für Leipziger Meßgüter; 

den Verkehr zwiſchen Hamburg und Rußland; 

den er v für Oberſchleſiſche Steinfohlen nnd 


a 
den Salzverfehr von Schönebeck und Staßfurt 
—— Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und nach 


den — für Hladhs x. nad) der Oberfchlefifchen 


n 
den Fi wi zwiſchen Hamburg uud Polen, und 
den Oſtdeutſch ⸗Ruſſiſchen Verkehr. 


4) Die Aufhebung der Tonnentarife für Niederſchleſiſche 
Steinkohlen via frankfurt a. ©. und des Spezialtarifs 
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mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn für den Transport 


von Eiſenbahnſchwellen. 


Fahrplan. 


Der am 1. Auguſt 1871 eing 
von dem bis ult. Juli beſtandenen, 
fourfe, wenig ab. 


Der Verfonenverfehr in beiden Nichtungen wurbe mit 
Berüdfihtigung ber direkten Anſchlüſſe von und nad) Sam- 
burg, Köln, frankfurt a. M., Dresten und St. Petersbur 
durch je einen Kourierzug mit Perfonenbeförberung in I. un 
I. —— je einen Perſonenzug mit Beförderung in L, 
IH. und III. Kl 4. und je einen ——— mit Beförbe- 
rung von Perfonen in allen 4 Wagenklaffen vermittelt. 


Es durchlaufen die Kourierzüge die 103 Meilen lange 
Bahn von Berlin bis Eydtkuhnen infl. des Mufenthalts auf 
den Stationen in 16 Stunden, die Derfonenzüge in refp. 204, 
20%, 25% und 29% Stunden. 


Dem Lokalverkehr ift — Strecken LandsbergElbin 
und Königsberg Eydtkuhnen dadurch Rechnung getragen, bob 
mit einem für den Transport paffend gelegenen Güterzuge 
Derfonenbeförderung verbunden ift; zwifchen Berlin und Cande- 
ber —— dagegen je 2 beſondere Lokal Perſonenzüge und 
zwifchen Elbing und Königsberg je ein a DEINER. in 
beiden Richtungen mit Beförderung von Perſonen in Il, II 
und IV, Wagenflaffe. ö 


An Güterzügen kourſirten vegelmäßig auf der Strede 
Berlin-Dirfchau je 2, auf der Strede Dirſchau⸗Eydtluhnen je 1, 
außerbem wurden zeitweife zur Bewältigung größeren Güter- 
verfehrs bie im Fahrplane vorgefehenen Falültativzüge ftreden- 
weife eingelegt. 


Auf der Strede Küftrin- Frankfurt a. O. waren für die 
Verkehrsverhältniffe in der Ni ie hang urt I Per⸗ 
fonenzug, 2 gemifchte Züge und 1 Güterzug mit Beförderu 
[ agenklaffen, in der Richtung Frank 
furt- Küftrin 2 Perfonengüge, 1 gemifchter und 1 Güterzug 
mit Verfonenbeförderung in allen 4 Wagenklaffen ausreichend, 
doch war für befondere Fälle in jeder Richtung ein Fakultativ- 
zug vorgefehen. _ 

Auf dem Nebenkourfe BrombergOtloczyn genügte je ein 

onenzug mit Beförderung von Verfonen M J — 11 und 

I. Kaffe, F I Verfonenzug mit Beförderung von Perſonen 
in allen 4 4er in beiden Nichtungen von und nad) 
Warſchau mit Anschluß an die auf der Hauptbahn kourfiren- 
ben Kourier- und Verfonenzäge, und je I Güterzug poifhen 
Bromberg und Thorn mit Verfonenbeförberung in II., TIL 
und IV. Wagenklaffe und Anſchluß an einen Derfonenzug bes 
Hauptlourfes in beiden Nichtungen. Außerdem war vom 
1. Auguft ab für jede Richtung ein Frafultativ- Güterzug vor- 
eſehen, welcher während ber ganzen Zeit ununterbrochen four- 
irte. 

Auf dem Nebenkourſe Dirſchau-Danzig wurde der Verkehr 
durch je 4 Züge vermittelt, und zwar durch J lVerſonenzug mit 
Ei ra bag in L, Il. und III. Wagenklaſſe und An- 
ſchluß an den ge \ in der — *5 nach Königsberg, 
je 2 Derfonenzüge mit Beförderung in allen 4 Wagenklaſſen 
und Anflug an den Kourierzug in der Richtung nad) Berlin 
und an einen Derfonenzug in beiden Richtungen, je einen 
Güter und einen Fakultativzug, erfteren mit Berfonenbeförbe- 
rung in allen 4 Wagenklaffen und Anfchluß an einen Derfo- 
nenzug und an die Güterzüge in beiden Ridytungen. 


Smifchen Danzig und Neufahrwaſſer erbeifchte der Verkehr 
während de3 Sommers eine Vermehrung der Züge, To daß 
vom 1. Januar bis 27. Mai je 5, vom 28. Mai bis ult. 
September je 6 und vom 1. Oftober bis ult. Dezember wieder 
je 5 gemifchte Züge mit Beförderung von Derfonen in allen 
4 Wagenklaſſen befördert wurden; außerdem wurde an Sonn- 
und Feſttagen in der Seit vom 28, Mai bis ult. Eeptember 
je ein Extra» Verfonenzug mit Derjonenbeförberung in allen 
4 Magenklaffen eingelegt. 

Don ben im Bau begriffenen Bahnen Diridhau-Schneibde- 
mühl und TIhorn-nfterburg wurden die Streden Schneide 
mühl-Flatow, Dirfhau-Br.-Stargardt und Infterburg- Ger: 


Orte Fahrplan weicht 
ziell auf dem Saupt- 


von Perſonen in allen 4 


54 
dauen am 16. Januar eröffnet und bis ult. April ein probi- 
forifcher Betrieb mit je einem gemifchten Zuge und Derfonen. 
beförderung in allen Wagenklaffen bergeftellt; vom 1. Mai 
bis ult. Dezember wurde der Verkehr in der Weiſe geregelt, 
daß Den Scneidemühl und Flatow, und vom 15. Novem- 
ber ab bis Konitz in jeder Richtung 2 gemifchte, zwischen 
Dirfhau und Pr.-Stargardt je 3, zwifchen Inſterburg · Ger- 
bauen, und vom 27. November ab, bi8 Rothfließ je 2 ge 
mifchte Züge mit Beförderung von Perfonen in allen 4 War 
genklaffen fourfirten. 


Am 20, November wurde auf dem redyten Meichjelufer 
die Strede Thorn (Mocker)Jablonowo eröffnet und von biefer 
Seit ab mit je 2 gemifchten Zügen mit Perſonenbeförderung 
in allen 4 MWagenklaffen befahren. 


Der Rüdtransport ber aus dem Kriege heimkehrenden 
Senn, fowie der Transport ber Striegsgefangenen nad 
frankreich erfolgte bei Fleineren Transporten durch bie fahr- 
————— Züge, bei den größeren durch Extrazüge, ohne 
. 4 beitehende Fahrplan auch nur theilweife fijtirt zu werden 
tauchte. 


Beamte, 


Im Jahre 1571 waren 2468 etatsmäßige Beamtenftellen 
vorhanden; davon waren befegt: 


736 mit befinitiv angeftellten, 
1641 » Eontraftlid) —— 
91 >» diätariſch beſchaͤftigten Beamten. 


Außerdem waren zur Hülfedienftleiftung angenommen: 
auf Kündigung gegen firirte Nemu- 
KLa WU) 11) Pe 253, 

gegen Diäten ................... 36 Perjonen. 


Zur Ausbildung für den Eiſenbahndienſt wurden 86 Civil- 
fupernumerare befcheftigt. 


Urbeiter. 


An Arbeitern wurden täglich durchſchnittlich 1334 Bahn- 
ofdarbeiter, Gepädträger, Güterbodenarbeiter, Maſchinen ⸗ und 
genpuger und Hülfsweichenfteller beichäftigt. 


“=. Niederſchleſiſch ⸗Märkiſche Eifenbabn. 
. Bahnlänge und Anlagefapital, 
Die Niederſchleſiſch Märkiſche Eifenbahn umfaßt: ’ 


a) die Hauptbahn von Berlin bis Breslau, nebit ber 
Sweigbahn von —— bis Görlitz und ber Verbin. 
dungsbahn zu Breslau bis zum Oberfäefifchen Bahn- 
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hofe in einer Länge von ............ Meilen, 


b) die Schlefifhe Gebirgsbahn zwiſchen 
Koblfurt und Dittersbad), Görlig und 
Lauban, Dittersbad und Altwaſſer und 
Ruhbank und Yiebau (Landesgrenze) in 
einer Länge von ...............4* 23,12 Meilen 


zufammen 74,74 Meilen. 
Das Anlagefapital der Sauptbahn zu a. beſteht aus: 
1) ben durch Aktien und Obliga- 


tionen aufgebrachten Summen 
im Gefammtbetrage von.....- 


2) den Ueberweifungen aus dem 
Eifenbahnfonds zur Vermehrung 
ber Betriebämittel und Ermei- 
terung der Bahnanlagen in ben 
Jahren 1857 bis 18 


3) den Ueberweifungen aus ber 
Staatdanleihe de 1853 und de 
1854/57 zufammen .......... 


4) ben Ueberweifungen aus ber 
Staatsanleihe vom Jahre 1859 


Seite 


20,975,000 Ihlrn. ; 


2,155,549  » 


...... 


1,9524 >» 


3,081406 > 
7,189,249 Ihr. 
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Uebertrag 7,189,249 Thlr. 
5) ben Ueberweifungen aus ber 
Staatsanleihe vom Jahre 1867 
bis ult. 1870 3,575,00U Thlr. 
im Jabre1871 100,000 » 
3,675,000 ⸗ 
6) den ug a aus den 
Ueberſchüſſen der Staats - Eifen- 
babnverwaltung und aus dem 
pro 1869, 1870 und 1871. be 
willigten Kredit zur Vermehrun 
ber Betriebmittel und Ermei- 
terung ber ——— bis ult. 
1870........ 2,805,335 Ihlr. 
im Jahre 1871 613,940» 
3,419,275 * 


Summa der Ueberweiſungen 
aus Staatsmitteln. ... 


Hierzu die Stammaktien und 
Prioritäten. .... 20,975,000__» 


im Ganzen 35,258,524 Thlr. 
Am abresfhluffe pro 1871 
b AR 


14.283,54 Ihr. 


verblieb hiervon ein Be⸗ 
Bond: ounnnn 231,518 » 
35,027 006 Ihlr. 

Nach Abzug der im Jahre 

ur 862 an bie General- 

taatbkaſſe aus ben verbliebenen 


fonds ber Aktien und Obliga- 

tionen zurüdgezahlten ........ 3 » 
beträgt daher das bis zu 

vestchlu e verwendete 
pital 


De Eee 


35,026,981 Thlr. 


Für die Schlefifche Gebirgsbahn beträgt das Unlage- 
fapital: 


1) für die Strede Koblfurt- Waldenburg und Görlik- 
Lauben unter Sinzurechnung eines Beitrags aus fonds 
ber Nieberfchlefifih- Märkischen Eifenbahn Kir das Sta- 
tiondgebäude in Kohlfurt und eined Beitrags ber 
Kreife, Gemeinden und Privaten zu den Grunderwerbs- 
foften 11,347,473 Thlr. ober pro Meile ber 20,07 
Meilen langen Strede = 565,395 Thlr. 


2) für die Strede Waldenburg-Altwaffer. 236,472 Thlr. 
or Fi Thlr. pro Meile ber U,56 Meilen langen 


3) Für die Strede Nubbank-Cieban..... 1,191,148-Tölr. 
oder pro Meile der 2,49 Meilen langen Bahn 
478,333 Ihlr. 


er een 12,775,093 Thlr. 
verwenbet, fo daß von bem bemwilligten An- 

lagefapital, weldyes einschließlich der Beiträge 

zu den Grumberwerbsfoften ſich auf ...... 13,299,275 ⸗ 


beläuft, noch disponibel bleiben .......... 524,182 Ihlr. 
Das Unlagefapital für die ganze 23,12 Meilen lange 


Gebirgsbahn beredinet ſich biernah pro Meile Bahnlänge 
durchſchnittlich auf 552,556 Thlr. 


Die Amortifation des Anlagelapitals bis Ende 1371 um- 
faßt folgende Beträge: 


a) die Stammalftien Ginjgiehlie bes 





taatszuſchuſſes von 1,437,500 Thlr. 
10,000,000 Thlt.) zuszusune ner .. 3,270,700 Thlr. 
b) für die Drioritätsaftien Serie I. und 
1. (4,175,000 Thlr.) ............. 714,888 » 
€) für bie Te Serie 
. und II. (3,500,000 Thlr.) ...... 778,700 » 


d) für bie Drioritätsobligationen Serie “ 
15, (2,300,000 Thlr.) (der Amorti- 
fation noch nicht unterworfen) 


e) für bie Drioritätsobligationen Serie 
IV. (100,000 chie . 165,200 _» 


Summa 4,929,488 Thle. 


Nach Abzug der amortifirten Beträge beläuft ſich hiernach 
das verwendete Anlagefapital für bie N a Li rn 
Eifenbahn mit Ausichlu der Schlefifchen Gebirgsbahn noch 
auf 30,097,493 Thlr. 


Am Schluffe des Jahres 1870 betrug das verblichene 
und verwendete Anlagekapital 29,920,509 Thlr. Hiervon 
find im Jahre 1871 amortifirt 224,265 Thlr. Da aber zu 
Ermeiterungsbauten im Jahre 1871 —= 713,940 Thlr. über- 
wiefen wurden, wovon beim Finalabſchluß pro 1871 ein Be 
ftand, von 231,518 Thlrn. verblieben it, fo bat ſich das ver- 
wendete Anlagefapital um 258,159 Thlr. vermehrt. 


Bau + Ausführungen. 
a, auf ber Bahn. 


Zur Erneuerung ber Scienengeleife wurden im Jahre 
1871 = 445,356 laufende Fuß oder 104,388,94 Eentner neue 
5 Zoll hohe Schienen = 9,27 Meilen Geleife gelegt. Da bie 

ausgenommenen alten Schienen größtentheils niedriger und 
eichter waren, fo find bie beitehenben eleife dadurch um 
2,507,87 Centuer verjtärkt. 


er wurden 3533 Stück neue Stoßfchwellen unb 
64,173 Stüd neue Mittelfhwellen zur Auswechſelung alter 
Bahnſchwellen in die Bahn gelent. Zum Verfüllen ber 
Schwellen wurden 15,345 Schachtruthen Kies verwenbet. 


Die Nebengeleife auf ben Stationen wurden um 1652,16 
laufende Ruthen mit 43 neuen Ausweichungen vermehrt und 
u dieſen Bermehrungen größtentheils alte aus offenen Bahn- 

ecken berausgenommene Schienen verwendet. — 30 Stüd 
alte Ausweihungen wurben erneuert, 4 Bahnwärter- unb 
MWeichenftellerbuben neu hergeftellt. 


b. auf ben Stationen. 


Neben ber Vollendung ber im Jahre 1870 begonnenen; 
am Schluffe bes 35 n nicht fertig geftellten Bauten 
wurben im: Jahre 1871 folgende weſentlichere Bauausfüh- 
rungen vorgenommen: 


auf Station Berlin: ber Bau eines —— 
Süterfchuppens auf ber Ueberladerampe, die Her 
richtung zweier ng ehe im alten Werk · 
ſtättengebaͤude, bie Herſtellung größerer Waffer- 
reſervoirs über bem Keffelhaufe ber Werkſtatt, bie 
Micderberitellung des = gr Theils des 
Werkitättengebäubes, ber Bau einer Petroleum- 
Sasanftalt, Entwäfferungsanlagen auf der Kohlen- 


und Güter Abfuhritrafe am ‚plape C. in ber- 
r 


Mühlenftraße und Umpflaſterung Trottoirs, 
die Herftellung eines geptlafterten Zufuhrweges an 
ber Merkitatt, bie * einer neuen Futter ⸗ 
mauer hinter dem neuen Lokomotivſchuppen. 


auf Station Köpenid: der Aufbau und bie Ein- 
richtung eined Schwellenfchuppens zur Unterbringung 
ber Ausrüftungsgegenftände für Güterwagen zu 
Militairtrandporten 
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auf Station Erkner: ber Bau eines neuen Waſch/⸗ 
hauſes zum Stationdgebäude, ber Abbrud) 
größeren Perronhalle und Anfſtellung einer anderen 
an Stelle berfelben, ber Abbruch und die Neuher ⸗ 
Ban des ſuͤdlichen Maftenfrahns am Dämmerip- 

ee; 


auf Station Fürftenwalbe: der Bau eines neuen 
Tojtdienftgebäubes, die Einri gun! bes Prag on 
Königezimmers ald Wartefaal I. und II. Klaſſe, die 
Aufftellung eined neuen ſſerkrahns und bie 
Tieferlegung des Hauptperrons im feiner ganzen 
Länge und Verlängerung bed Swifchenperrong; 


auf Salteftelle Hangeldberg: bie ag 
des Perrons um je 1224 Fiß und die Anlage 
eines Brunnens 


auf Station Briefen: die Verlängerung des Perrons 
um 144 Fuß, die Aufftellung eines neuen WMaffer- 
frahnd und eines Ummehrungsjaunes von 30,27 
Ruthen Länge; ® 


auf Halteftelle Berkenbrück: die Verlängerung 
a auf beiten Seiten um je 185 laufende 
uß / 


auf Station Frankfurt: die Erweiterung des 
Central» Werkſtättenbüreaus, der Bau eier 
Retiraden, der Bau eines neuen Haupt und Mit. 
telperrond, Entwäfferungsanlagen am  füblidyen 
Bahnhofstheile, der Bau einer Kohlenrampe, bie 
Uung einer neuen Verronüberbahung, bie : 
Herftellung von 4 neuen Feuergruben, die Dflafterung 
fer Einfahrt nad) der Cüdfeite des Märtiich-Pofener 
Güterfchuppens und des Vorplaged am Empfangs- 
—— das Legen eines Kabels vom Telegrapben- 
üreau nach dem eiſernen Glockenhäuschen vor dem 
Perron, die Pflaſterung des Plaheb zwiſchen dem 
neuen Ausladegeleiſe und dem Eilgutfhuppen; 


auf Station Fürftenberg und Neuzelle: ber 
Bau eines neuen Stallgebäubes ; 


auf Station Guben: der Bau zweier neuer Feuer⸗ 
vn die Anlage eines Brunnens, der Neubau 
Cofomotivfhuppend mit Wafferitation, ber 
Abdrud und die Neuherftellung der Bahnhofsum⸗ 
webhrungdmauer, die Pflafterung der Zufuhrwege 
zur Bichrampe und zu dem Mußlabegeleife; 


auf Station Jeßnitzt der Bau eines maffiven Etall- 
gebäudes und einer neuen Metirabe; - 


auf Station Koblfurt: ber Bau eine? neuen Be 
amten-Mohngebäubes, zweier neuer Retiraden und 
eines Eiskellers aus alten Schwellen; 


auf Station Kaiferdwaldau: die Befeitigung des 
Durclaffes 802, ſowie die Tieferlegung der weit- 
lichen Feuergrube, des weftlichen Wäſſerkrahns, 
des Hauptperrons, des Zwiſchenperrons und des 
Draifinenfchuppens; 


auf Station Sainau: ber Abbrudy der alten und 
Neubau einer mafjiven Viehrampe, ſowie die An- 
lage von Yabegeleifen, die Verbreiterung der An⸗ 
fabrteftraße am Güterfchuppen und des Planums 
auf der weſtlichen Bahnbofsfeite; 


auf Station Mochbern: ber Bau eines familien. 
und Büreaugebäubes, eines Stall- und Mpparte- 
mentögebäubes und eines Wirthſchaftsbrunnens für 
das Familienhaus, bie z.. cines Haupt · und 
eines Zwiſchenperrons für die Rechte Obder-Ufer- 
Eiſenbahn, die Herſtellung einer maſſiven Ueber 
brädung am Familien · und Büreaugebäube nad) 
der Striegauer Ehauffee; 
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auf Station Breslau: die Einrichtung einer Waffer- 
leitung im —— die Verbindung der 
auf dem Bahnhofe vorhandenen Waſſerleitung mit 
ber ſtädtiſchen Waſſerleitung, die Aufitellung eines 
MWaflermeffers im Keller des Stationsgebäudes, bie 
Umpflafterung ber Straße zum neuen Unkunfts- 
Güter- und Steuerfchuppen, die Einrichtung ber 
Gasbeleuhtung in dem aus 2 Wagenſchuppen er- 
— Lokomotivſchuppen und Pflaſterung beö- 
elbeit ; 


auf Station Görlig: der Bau einer Löſchgtube, 
eines Sprigenbaufes, eines Wirtbihaftsbrunnens, 
einer maffiven Bude für den Krahnwärter und 
einer Bude aus Fachwerk zum Aufenthalt für bie 
Magenfchieber, die Ueberdachung des Perrons am 
dftlichen Ende des Stationdgebüubes, die Anlage 
eines Kanales zur Entwäflerung ber Kellerräume 
bes bieffeitigen Güterichuppend, eines Eiskellers und 
einer maffiven Nampe; 


auf Station Greiffenberg: bie Anlage eines 
Wirthſchaftsbrunnens 


auf Station Hirſchberg: die Verlängerung des 
Zwiſchenperrons und der Umbau einer hölzernen 
Yaberampe in eine majfive; 


auf Station Gottedberg: ber Neubau eines Wirth. 
ihaftsbrunneng; 


auf Station Dittersbad: der Neubau eines Laſt⸗ 
frahnes von 200 Centnern Tragfähigkeit; 


auf Station Landeshut: die Verlängerung be8 
—— und Chauſſirung bed innern Guͤterzufuhr⸗ 
weges / 


auf Station Altwaſſer: die Vermehrung der 
Gasbeleuchtungdanlagen ; 


auf Station Waldenburg: die Verlängerung beider 
Perrons und die Anlage eined Kanals zur Ent 
wäfferung der Abtritte; 


auf Station Blasdorf: die Anlage eines Kanals 
zur Entwäfferung der Keller; 


auf Station Liebau: bie Heritellung eines neuen 
Haupiperrond, Anlage eines Kanald zur Ent 
wälferung des Vorplatzes, Bermehrung ber Be- 
* tungsanlagen und ber Bau eines Sohlen 
anſens. 


An weſentlicheren Bauten begonnen, jedoch 
noch nicht vollendet wurden: 


auf Station Berlin: der Bau eines zweiten Be— 
amtenwohngebäubes am Markgrafendamm und 
eines Stallgebäudes daſelbſt, die Erweiterung bed 
Bahnplanums beim Beamtenwohngebäude am 
Markgrafendamme, die Wiederherſtellung des ab» 
gebrannten Werkſtattenumbaues und bie Pflaſterung 
an ben Koblenpläßen; 


auf Station Briefen: der Bau einer neuen Feuer 
grube; 


auf Siation frankfurt: ber Umbau des Stationd- 
gebäubdes und zweier Brunnen; 


auf Station Guben: der Bau eines neuen Betriebö- 

——— eines neuen Empfangsge⸗ 

udes, dreier Retiraden, ber Perronhallen und 

eines Entwäſſerungskanales, ſowie die Verlegun 

von Thonröhren zur Entwäſſerung ber Perron 
und ber Stationdgebäude; 


im 


wendeten Beträge, im Ganzen 1,531,668 Ihlr, — Sgr. 


auf Station Halbau: ter Bau eines neuen Sta- 
tionsgebäubdes; 


auf Station Görlik: der Bau einer Netirabe am 
Öftlichen Ende des Stationsgebäudes und die Her 
ftellung einer Scjiebebühne; 


auf Station Dittersbad: ber Umbau eines öl 
zernen Perrons in einen maffiven ; 


R 

auf Station Liebau: der Neubau des Stationd- 

die Unlage von zwei Wirthfchaftsbrunnen, 

ie Dflafterung des Dlaßes vor dem Defterreichifchen 

en und bie Verbreiterung ber Zufuhr 
aße. 


Betriebömittel, 


ür alle vorjtehend angegebenen —— ſind 


re 1871, einſchließlich der aus Betriebsfond 


verausgabt worden. 
Für Beſchaffung von Betriebsmitteln find im Jahre 1871 
verwendet: 


Thlt. Sar. Pf. 


a) aus dem,Betriebtetat pro 1871 


b 


c 


— 


— 


für 10 Stück dreifach gekuppelte 
Gůterzug · Lolomotiven mit Ten 
für 45 Stück "offene Güterwagen 
ohne Bremfe, 10 Stüd derglei 
mit Bremfe und 10 Stüd Dla- 
teauwagen ........... Per 


für 27 Stüd bedeckte Güterwagen 
ohne Bremfe und 36 dergleichen 
mit Bremfe 


ür 4 Stück Gepädwagen mit 
remſe 
F größere Erſatzſtücke und Kon- 


ftionönerbefferung an Cofo- 
motiven 


beögleichen an Wagen 
I Vermehrung und Vervollitän- 
igung des Inventars bei den 
Zügen 
für Vermehrung des Inventars 

in ben MWerkitätten ........... 7,771 


für 50 Sat ——— ſen mit 
Speichenrädern und Reifen aus 
Beſſemer ⸗Stahl ............. 
für 144 Satz Gußſtahlachſen mit 
Bußftahl-Scheibenrädern 
für 32 Sat Gußſtahlachſen mit 
Speichenräbern und as 


178,950 


32,845 


46,647 


7,390 


De ee 


..n.............:r.m... 


28,337 
80,980 


Pe Er re 


** 


De ee er 


Reifen aus Belfemer-Sta 


für 352 Tragfedern und 365 
Epiralfedern 


..r.+ 


De ee 


aus der Neftverwaltung pro 1870 


für 2 dreifad) «gefuppelte Güter 
zug · Yolomotiven mit Tendern .. 


für 5 Stüd vierräderige Derfonen- 
wagen 1/11. Klaſſe ohne Bremſe 
und 1 dergleichen mit Bremfe .. 


34,400 


18,023 


aus Ueberweilungen pro 1870: 


für 5 Stück dreifach gekuppelte 
Guͤterzug· Lokomotiven mit Tendern 


für 5 Stück gekuppelte Cilzug- 
Pofomotiven mit Tendern 


89,000 


87,500 


⸗ 
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Thir. Spr. Pf. Thir. Sr. Pf 
für 15 Stüd eiferne Kohlenwagen 8400 — — * J * — —— — 
J und Reifen aus Bellemer+ 
für diverfe Reſerveſtücke ...... 4700 — — und 70 beraleichen Adfen mit rn 
für = Exit eherfonene en Gußſtahlreifen ............. 29673 77 
. Klaffe und 6 ergleicyen für 60 Satz Gußſtahlachſen mit 
IV. Klaſſe — — — ee 26,158 — — Speichenrädern und Beffemer-Ban- ’ & 
d) aus Uebe zneifungen de8 Baufonds dagen 10334 10 3 
der Schleſiſchen Gebirgsbahn: 

7 — Außer den vorſtehend ad a. bis d. beſchafften Cofomo- 
für 120 Stüg eiferne Kohlenwagen sin 5 tiven und Magen find er in Beitellung gegeben, aber bis 
fir gi a ip gar en zum Schluffe bes Jahres 1871 noch nicht geliefert: 
ohne Bremfe und 7 gleichen 46 ; : E 

5 a Stüd vierräberige Derfonenzug-olomotiven mit 
mit 102,540 geluppelten Adhfen nebft Tende = 
für 150 Sat Gußftahlachfen mit 50 offene Güterwagen ohne Bremfe und 
Gußſtahlſcheibenraͤdern .......» 28,80 — — 20 dergleichen mit Bremfe. 












Oofo- 
motiven. 


An Betriebömitteln waren vorhanden ult. 1870 
Am Jahre 1871 find beſchafft ......-..- — 


Im Jahre 1871 find ausrangirt 
bleiben. .... 


Außerdem mwurben von den —— Wagen 
als Arbeitswagen wieberbergeftellt. ........ 


3— 


Umgebaut wurden 6 offene Güterwagen zum 
alttransport, 10 Koblenwagen und 33 offene 
Güterwagen zum Brauntohlen» und Koaks- 
er rer 


Betrich. 
A. Im Allgemeinen, 


Der Betrieb hat in ber erften Hälfte bes Jahres 1871 
unter ben folgen des Krieges und ber bieferhalb ftattgefunde- 
nen Militaicbeförderungen nicht unerhebliche Einfchränkungen 
u erleiden bt. Imgleichen find bem regelmäßigen Be- 

iebe burdh abe von Betriebömitteln nad) ben offupirten 
Franzöſiſchen Candestheilen Schwierigkeiten erwachfen. 


Im Ganzen find im Jahre 1871: 


931 Verfonenzüge, 
344 gemifchte Züge, 
. 1391 Güter- und Kohlenzũge 


Hal, ;. d. Berhandt. d. Herrenhauſes. 


EEE Ti 


Güter» und andere Wagen. 






Bebedte ene 
Güter Güter- Summa. 
wagen wagen. 






Anzahl. 













ausgefallen, dagegen nur: 

432 Militair- Perfonenzüge, 

488 + MProviant- reſp. Munitionszüge 
Im Uebrigen ift der’ Betrieb regelmäßig 
durchgeführt und find befondere Störungen beffelben wicht 
vorgefommen. . 


erpedirt worden. 


B. Jahrplan. 


Der am 1. Mai 1870 eingeführte Fahrplan bat bei den 
Zügen der Schlefifchen Gebirgsbahn während des Jahres 1871 
fortbeitanden. Für die Züge der Sauptbahn hat derſelbe in- 
fofern eine Veränderung erlitten, als durch den Anſchluß ber 
Nechte Oder-Ufer-Eifenbahn in Breslau vom 19. September 1871 


8 


9 
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ab ein Kohlen umb Güterzug von Breslau nad Berlin und 
vice versa eingelegt wurbe, der mit Ausfhluß der Montage 
täglich kourfirte. 

m Jahre 1871 find burdhfchmittlih auf jeden Ta 
46,900 Züge ober 1337,37 — auf die Hauptbahn um 
42,370 Züge ober 323,215 pri auf bie Schlefifche Ge 
birgsbahn gefommen, wonach die ganze Bahnlänge der Haupt- 








Derfonenverkehr, 
Derfonen- | Ertrag. 
zahl. 
Thlr. 
Die Frequenz und bie Jft-Ein- 
A ink. ber — * den 
Vorjahren: 
betrug pro 1871 ............ 3,581,546 | 2,129,262 






1870 ....... u... | 3,097,217 


2 * 


mithin pro 1871 mehr..... 


Die oben mitenthaltenen Einnahmen 
ber Gebirgäbahn betragen: 
pro 1871 


» 1870 orsrcsnrie rise 


baber pro 1871.) weir ah 
weniger... 


enter.“ 


Mit Ausfhluß der —— be 
trug die Einnahme der Nieberfchle- 
ſiſch · Maͤrliſchen Bahn: 






e TR ERIGE REN 1,878,282 
"ua: BR FENRERPER 1,586, 718 
mithin pro. 1871 mehr..... = 291,564 


n der Eentnerzahl ber beförderten Güter find für Vieh 


enthalten: 
im Jahre 1871..... 469,402, 
» » 18%..... 424,208, 
alfo pro 1871 mehr..... 45,194. 


Die Mehreinnahbmen aus ‚der Frequenz pro 1871 find 
während des erften Semefter8 im Allgemeinen ben abnormen 
Verhältniffen des Krieges gegen Frankreich troß der dadurch 
herbeigeführten Verkehröftörungen und während de8 zweiten 


Semefters der rapiden Entwidelung des Handels und Verkehrs 
auzufchreiben. 










Derfonen. Gepäd. 


Thlr. Thlr. 
Einnahme pro 1871 ............ 1,987,507 | 54,268 
Be" ee 1,631,559 | 43,644 








mehr ...| 355,948 


mithin im Jahre 1871 | weniger * 











1,794,124 





















bahn täglic) 25,9 Mal, die der Schlefifchen Gebirgsbahn täg- 
lich —* Mal mit Perfonen- und Güterzügen befahren 
worden iſt. 


C. Betriebteinnahme. 


Die Betriebseinnahmen find in nachftehender Ueberfict 
dargeftellt: 















































Güterverkehr. Ver · 
ſchiedene Summa Pro 
Gentn | Ein- "Meile. 
| Ertrag. | nahmen. 

& Thit. Tblt. Ahr. Tblt 
60,467,778| 6,882,359 | 671,831 | 9,683,452 | 129,562 
46,143,624| 5,498,277 197,309 | 7,489,710 | 100,210 
14,319,154| 1,384,082 2,193,742 | 29,352 

1,106,437 47,863 

884,470 38,261 

183,028 221,967 9,602 

6,045,871 8,577,015 | 166,147 
4,844,817 6,605,240 | 127,951 

— 1,201,054 479,157 ] 1,971,775 38,1% 


Ganz außerordentlich erbeblihe Mebreinnahmen wurden 
bei ber hefsanbdicherug , den Eil» und Frachtgütern, 
ben extraorbinairen — im Güterverkehr und den ver- 
—— Einnahmen erzielt. Dagegen hat ſich bei der Be— 
orderung von Equipagen, Pferden und Eiſenbahnfahrzeugen 
eine weſentliche Mindereinnahme gegen das Vorjahr berausge- 
ſtellt, welche durch die im Borjahre Hattgefundenen ganz unge 
wöhnlich ſtarken Beförderungen berfelben in Folge de3 Krieges 


ſich erklärt. 
D. Perfonenverfehr, 
Die Mebr- reſp. Mindereinnahme aus dem Perjonenver- 
fehr im Jahre 1871 vertheilt ſich auf die einzelnen Transport: 
zeige wie folgt: 













Extras 





Equipagen. | Hunde, Pferde. | gehinaria, [| Summa. 
The, | Thlr. Thlr. Ihlr, , Thlr. 
21,935 1,930 | 63,485 137 | 2,129,262 
31,177 1,418 86,172 155 | 1,794,125 














335,137 
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mit Schnellzügen: 





— mehr.. 

daher pro 1871 iveniger | — 

Davon kommen auf die Ge 
birgsbahn | 


Auf Retourbillets find Der- 
fonen in allen Zügen beför- 
bert und in obigen Sum- 
men enthalten 


daher pro 1871 mehr... — sur — 


Hiervon treffen auf bie Ge 
birgsbahn 
pro IBTL..0.06a00% — — — 


mithin pro 1871 mehr .... _ — — 


Auf Rundreiſebillets wurden 
befördert und in obigen 
Summen mitenthalten pro 
a I. $ —E— — — — 


Hiervon entfallen auf die Ge- 
bitgsbahn ....... ...... — — = 


Die Benutzung ber Retourbillets hat im hre 1871 
geaen das Vorjahr bei der Hauptbahn um 72,236 umb bei 
er ey um 110,189 einfache Reifetouren zugenom- 
men, fo daß im Ganzen eine Vermehrung von 182,425 ein- 

Reifetouren gegen das Vorjahr Are it. In 
diefer Zahl für MRetonrbillets find jebod) bie —— 
auf Abonnementskarten mitinbegriffen. Rechnet man die 
Abonnementskarten, Billets, welche in der 2. Klaſſe 1680, in 
der 3. Klaſſe 2700 und in der 4. Klaſſe 62,700, zuſammen 


alfo 67,080 betrugen, von obigen 182,425 Retourbillets ab, 
b ——— für bie lehteren 116,346 als Mehr gegen bas 
orjahr. 


Die Frequenz im Jahre 1871 beträgt gegen 1870 in 
Ursjenten: 


in der I. Wagenklaffe mit Schnellzügen 48,53 pCt. mehr, 
‚» » 1 j 41,06 » 


> > ” * 

» I » » anberen Zügen 33,71 » 
» » ]I, * * * > 17,08 ” > 
» >» JI, » n > » 23,39 » » 
»» 1V, - ” » » 1537 » » 
inder Mili- 
tair« D » » » 3,71» weniger, 
m Damen nee 15,64» mehr, 
auf der Gebirgsbahn im Ganzen ......- 5,18» weniger, 
bei den Netourbillets im Gangen ....... 26,59 » mehr, 
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Derfonen wurden nad Anzahl von Wagenklaffen befördert: 











mit anderen Zügen: 


262,008 | 1,037,383 | 1,838,367 


332,330 
397,067 


3,581,546 
3,097 217 


484,329 





222,581 | 840,765 | 1,593,460 


132,512 
118,874 


860,812 
678,387 


182,425 


204,433 
94,244 


110,189 


2 454 527 — — 983° 


2 293 u — — 642 
| 


bei ben Retourbillets auf der Hauptbahn 12,37 pEt. mehr, 
» > * » ’ Gebir 1: 
bahn. 116,92 » >» 


Dem Derfonengeldtarif, welcher feit 1861 im Wefent- 
lichen unverändert geblieben, liegen folgende Einheitsfäge pro 
Derfon und Meile zu Grunde: 


für die Schnellzüge I. Klaffe 6% Sar., 
* * * II. » 5 * 


»uübrigen Züge J. » 6 
Fir a ER 
».» b 1, » 3 » 
»» 5 » IV, > 14 


Für Retourbillets werben für die Hin- und Rücktour in 
zweiter Klaſſe 6 Sgr. und in dritter Klaffe besgleichen 4 Sar., 
Kir Rundreiſebillets 5 des betreffenden Fahrpreiſes erhoben. 


Zur Erleichterung für das reifende Pubikum it ferner 
eine große Zahl direkter Berband-Perfonenverfehre reſp. direkter 
Perfonendilletausgaben nebft direkter Gepäderpedirung ein- 
gerührt und im Laufe des Jahres 1871 noch weiter vermehrt 
worden. 


E. Oüterverkehr. 


Die Mehr- reſp. Mindereinnahmen für Güter vertheilen 
ſich auf die einzelnen Transportzweige, wie folgt: 
8*+ 


— — — — 
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. 


Buena mm nn 









273,149 
218,416 


Hiernach ift in allen Transportzweigen mit Ausna 


me | flärung. Die Mehreinnahme beim Vieh 


Attenftüd AP 19. 





für Extra- 






für ordinaria, 
Eifenbahn- wich, | Auf und A6- Summa. 
fahrzeuge. laden x. 











Thlr, Thlr, Thlr. 


120,957 
83,148 


















6,333 





t in ben Vieh · 


bes Transports von nn ao = nicht nu. ! trandporten nad) dem —— —— der erſten 
en. e i ben Eifen 


liche Mehreinnahme erzielt wor ebeutende Mehrein- 
nahme bei den Eilgiitern erklärt ſich durch die Störungen des 


Monate, die Minbereinnahme 
ben außergewöhnlich ftarfen Transporten des Vorjahres ihren 


abnfahrzeugen in 


Verkehrs, in Folge deren viele Güter in Eilfracht ftatt al | Grund. 
Srachtgut aufgegeben wurden. Die Mehreinnahme von mehr 
als 1% Millionen Thalern im Frachtgutverkehre findet lediglich 
in ber raſchen Belebung bes 








Sperriges] Normal. | 
Magen« | 
I 


Gm Jahre | Eilgut. &,| Gut. gut. € 
— ladung. 
= 

Er, Er. Er. Er, Eir. 





Ermäßigte Klaſſe A. Ermäßigte Klaſſe B. 


Finzel- 
gut. 


Nach der Eentnerzahl vertheilen ſich die Güter auf bie 


ndels und Verkehrs ihre Er- | verfchiedenen Tarifklaffen in folgender Art: 





Ermäßigte 


BG: Klaffe C. 
| Stein- b * 
Wagen- | Einzel- toblen, Ri Mn Summa, 
ladung. gut, Spezial: 
tarife. 
Eir, Er, Er. Etr. Er. 











I 








19711. .25, 38,034 
1870 ..... 35,484[2,198,591[2,793/451 1,458,797 ,814,626 
1871 

mehr ...| 97,085] 17] 3,1501 — 738,261] 468,567 

weniger . — — — | 60,901 — 





Hiernach hat mit alleiniger Ausnahme der — 
klaſſe in allen Tarifklaſſen, ganz beſonders aber in der Klaſſe 
r Steinfohlen cine erhebliche Vermehrung des Güterverfehrs 
ttgefunden. Der Mehreinnahme geoen das Vorjahr im 
trage von 1,384,082 Ihlrn. oder 20,11 pEt. fteht hiernach 
eine Mehrbeförberung von 14,273,957 Eten. oder 23,79 pCt. 
gegenüber. 
Jeder Eentner ift durchſchnittlich: 
im Jahre 1871 a Meilen, 
» » 18570 =2466 Meilen 
mitbeförbert worden. 


m Paufe des Jahres 1871 find im Intereſſe des Dubli- 
fums zur Hebung des Verkehrs verfchiedene Erleichterungen 
refp. Ermäßigungen im Güterverkehr eingeführt, und im 
direkten und Verbandverkehre mehrere Gütertarife theild auß- 
gebehnt, theild neu eingeführt. 


Nach dem feit dem 1. Rärz 1862 beftchenden reſp. feit 
dem 10. Februar 1866 durch Einführung einer ermäßigten 
a. C, erweiterten Gütertarif, wie er am Schluffe des Jah 
1871 in Kraft war, werben unterfcieden: 

N — — ſperrigen Klaſſe rhöhte Tariftlaffen. 

3) Güter der Normalklaſſe (1.). 

4) >» » ermäßigten Klaffe . di a. 

» * * 


red 


| 
2,137,69313,531,712]1,927,3648,300,448]1,495,912 


1,485,822 









30,694,774| 11,400,298] 59,998,376 


921,467| 22,716,710| 8,410,851| 45,724,419 






















574,445 


7,978,064 


2,989,447| 14,273,957 

















Es werden erhoben: 

1) — Güter der ſperrigen Klaſſe der doppelte Satz der 
tormalgüter; 

2) für Eilgüter der doppelte Sat ber Normal- bezw. der 
errigen Güter; 

3) für Güter der Normalklaffe pro Eentner und Meile: 


auf die erften 12 Meilen............ 5 9. 
» zweiten 12 ⸗........... 44 » ' 
» » bitten 12 ......... 4 » 
» » virten 12 3 * 


nebft einem feiten Zufchlage von 6 Pf. pro Eitr.; 
4) für Güter der ermäßigten Klaffe A.: F 
a) Einzelgüter unter 100 Etr. pro Etr. und Meile: 


auf die erften 16 Meilen.........- 4 Bf, 
an zweiten Iß » ......... 3 >» 
» » dbeüttenlG ........ — 5 


neben einem feſten Zuſchlage von 6 Pf. pro Ctr. 
b) Güter in Wagenladungen zu 100 Etm. pro Etr. 


und Meile: : 
auf die erften 16 Meilen.......... 3 Pf. 
» » zweitmilG ⸗........ 2% » 


» >» Dritten 16 ⸗.. 2: >» 
5) für Güter der ermäßigten Klaſſe B.: 
a) Einzelgüter unter 100 Etr. Gewicht pro Etr. und Meile: 
auf die erften 16 Meilen.......... 3 Pf. 
» >» weiimlG ⸗.......... 24 >» 
* * ritten 16 4 J 2; ” 
nebft einem feiten Zufchlage pro Etr. 6 Pf; 





— 


b) Wagenladungen zu 100 Etr. pro Ctr. und Meile: 
auf die eriten 10 Meilen 24 Df., 
» » zmweitnlÜO » 
und ba 
neben einem Zuſchlage von 25 pEt. 


n ben ve angegebenen erg für bie 
ermäßigte Klajfe A. und B. find feit 1869 infofern 
Abweichungen eingetreten, als bie Frachtſätze der buch 
bie Konfurrenzroute Berlin + Kottbus · Görlig in Mit- 
leidenſchaft gezogenen Stationen foweit herabgefegt 
wurben, daß Diefelben mit denjenigen ber genannten 
Konfurrenzroute gleihmäßig find; 


6) Be der ermäßigten Klaffe C., welche nur in 
genlabungen zu 100 Etr. befördert werben, bei 
einer Trandportentfernung von 33 Meilen und weiter 
14 Df. pro Eentnermeile; bej kürzeren gg rn 
fteigt. diefer Einheitsſatz pro Eentner und Meile bis 
m Marimalfage von r Df. für eine Transport. 
Irene von einer Meile, erben Güter ber ermäßigten 
Klaffe C. in geringeren Duantitäten als 100 Etr. zum 
‚ Transport au gg en, 1% fommt bafür ber Frachtſatz 
jet ermäßigten Klaſſe B. für Einzelgut in Unwen- 
ng; 


7) für Güter, melde nach Spezialtarifen befördert werben: 


a) baares Geld, Papiergeld und —— Papiere 
bei einem deklarirten Werthe bis 1000 Thlr. 
bei einer Tranbportſtrecke bis 15 Meilen. 1Sgr., 
>» > über 15 bis 50 
Meilen ..... 
über 50 Meilen 3» 





„un rdın en. 


* * 
pr je 100 Thfr.; für den 1000 Ihr. überfteigen- 
en Betrag bezw. %, 1 und 13% 


Sur. für je 
100 Thle.; 


b) Umzugsgut in Wa —— nad) ber Tragfähig- 
— agen 10 bezw. 124 Sgr. pro Achſe un 
eile; 


e) phosphorfaurer Kalt (vorher phosphorixrt) I Pf. 
pro Eentner und Meile neben einer Expebitions- 
gebähr von 1 Thle. pro 100 Etr.; 


d) Robzuder und Farin unter Steuervergütigung 

um Export aus dem Zollvereinsgebiete 2 ‘Pf. + 

tmer und Meile neben einer — br 

von 6 Df. pro Eentner, foweit nicht ber Frachtſatz 

der ermäßigten Stlaffe A. für Wagenladungen 
billiger ift; 


e) Salz aller Art für Quantitäten von 100 refp. 
200 Etrn. 1,35 Df. pro Eentner und Meile, neben 
einer Exrpebitionggebühr von 1 Thle. pro 100 Etr,, 
bez. 1 dr. pro Gentner und Meile neben einer 
— — von 2 Thlen. pro 100 Etr., 
foweit nicht der Einheitsfab von 1,25 Vf. pro 
Eentnermeile neben einer Erpeditiondgebühr von 
1 Ihlr. billiger ift; 


f) Kalt ab Erkner, Fürſtenwalde und Finkenheerd pro 
Tonne zu 3 Ctrn. gerechnet, 
für die erſten 15 Meilen ri Pf. 
>» » weiteren 15 » 3" » 


» » zweiten 15 » 
und über 35 Meilen im 
Ganzen ............. 54 >» 
ge) unbearbeitete und rohbearbeitete Steine mit Aus- 
ſchluß des Marmors, fowie Roheiſen, Bruceifen, 
altes Eifen zum Einſchmelzen und alte Eifenbahn- 
— bei ag Ausnutzung der Trap 
äbigfeit der Magen: I Df. F Centnermeile — 
einer Expeditionsgebühr von 2 Thlen. pro 100 Etr.; 


h) faconnirtes Eifen, Eifentheile für Eifenbabn-Ober- 
bau, Rabdreifen in Stangen, Eifenbahnfdyienen, 
eiferne Achſen zu Eifenbahnfahrzeugen, weldye aus 
bem Friſchfeuer hervorgegangen und feiner weiteren 
Bearbeitung unterworfen geweſen find, Eifenbled) 
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Schwarzblech), ſowie Bruchſtahl und alter Stahl 
zum Ein e 
10 Meilen % Df, 





melzen, 
für bie erj 
>» » zweiten 10 > 
und RER 15 >» 


i) Zinkblehe, Robzint (in Blöden und —5* Blei 
n Blöcken oder Mulden), Bleiſchrot, Bleiweiß, 
ennige (Minium), Zinkweiß und Bleiglätte 

2 Df. pro Eentner und Meile; 


k) Kartoffeln, fowie künftliche Düngumgsmittel 14 Df. 
pro Eentner und Dee, neben er Expebitlone- 
gebühr von 1’ Thlr. pro 100 Etr.; 


. Steinkohlen aus ben Ottendorfer Gruben bei 
au pro Tonne a 4 Er, 
x bie erften 10 Meilen 6 Df., 
»» — 10 » 5» 
”» » Dritten 10 ’ 4» 
und meiter 2» 
neben einem feften Zuſchlage von 2 Sgr. pro 
Tonne; 


m. Steinfohlen aus den an der Schlefifchen Gebirgs- 
bahn belegenen Gruben ab Altwaffer, Waldenburg, 
Dittersbach und Gotteäberg, ſowie Braunkohlen 
und Koaks 1% Df. pro Ctr. und Meile nebſt einer 
Erpebitionsgebühr von 1 Thlr. pro 100 Etr., biß 
rg ſich abftufend auf 1 Pf. pro Eentner und 

e. 


— 


Die direkten Verkehre, an welchen bie Niedberſchleſiſch- 
Maͤrkiſche Eiſenbahn 8 für einzelne Transportartikel, 
theild für alle Gegenftände mit befonderen Klaffifitationen, 
entweder, ald Endbahn, ober ald Tranfitbahn betbeiligt if, 
find fehr ausgedehnt und im Laufe bes — ahres 
noch erheblich erweitert worden. Diefelben beſtehen mit fol- 
gi en Bahnen: Oftbahn, Berlin» Potsdam - Magdeburger, 

vlin- Hamburger, Berlin Stettiner, Breslau · Schweidnih 
Freiburger, Oberfchlefifche, Niederfchlefiihe Smweigbahn , Säd)- 
fische Staatsbahn, Yöbau- — —— Magdeburg. 
Köthen » Halle » Leipriger, Halle » Stafleler ärtifch » Dofener, 
Rechte Ober-Ufer-, Berlin-Görliger , Berlin-Anhaltifche, Med- 
lenburgifche, Magdeburg. Halberftädter, Hannoverſche, Köln- 
Mindener, Weſtfäliſche, Thüringiſche, Bergisch - Märkifche, 
Rheinische, Braunfchweigifhe, Bebra + Hananer, Frankfurt 
Hanauer, ſowie verfchiedenen Süddeutſchen, Schweizeriſchen, 
Oeſterreichiſchen und Ruſſiſchen Bahnen. 


Die Antheile der Nieberichlefifh-Märkifchen Eifenbahn aus 
biefen Verfehren ergeben faft durchweg biefelben Einheitsfähe, 
wie im Lokalverkehre. 


F. Privatbeprfhen. 


Mittels bes eleftromagnetifhen Telegraphen wurden im 
Jahre 1871 2955 Staatsbepefhen foftenfrei und 60,898 Bri- 
vatdepefchen gegen Gebühren befördert. Für leßtere find über- 
haupt bezablt 14,446 Thlr. 13 Sgr. 11 af wovon bie Nie 
derfchlefifch - Märkifche Eifenbahn 8670 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf. 
erhielt. Jede Privatbepefche koftete demnach durchſchnittlich 
7,12 Sgr. und brachte ber Niederſchleſiſch - Märkifhen Bahn 
4,27 Sr. ein, 


m Jahre 1870 wurden 3049 Staatsdepeſchen koſtenfrei 
und 46,459 Drivatdepefchen gan Gebühren befördert. für 
legtere wurben bezahlt 10,611 Thlr. 16 Sgr. 10 Df., wovon 
der Niederſchleſiſch Märkiſchen Eiſenbahn 6800 Thlr. 14 Sr 
9 Pf. verblieben. Iede Vrivatdepefche Eoftete daher 1870 
durchſchnittlich 6,86 Sgr., wovon die Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſche 
Eifenbahn 3,09 Sgr. erhielt. . 

m Tahre 1871 find daher 94 Staatäbepefchen weniger 
und 4439 Drivatdepefcren mehr befördert und ift Durdfchnitt- 
lic jede Brivatdepefche um U,26 Sgr. oder 3,79 pCt. theurer 

eweſen. Die Niederfchlefifch - Märkifche Eifenbahn hat für 
—* derſelben durchſchnittlich 0,12 Sgr. oder 3,90 pCt. mehr 
erhalten. Die Mehr + Einnahme gan das Vorjahr beträgt 
überbaupt 3834 Thlr, 27 Sgr. 1 Pf. und bie ber Nieder 
ſchleſiſch⸗ Märkiſchen Eifenbahn 1869 Thlr. 23 Sgr. 10. Pf. 


62 





Herrenhaus." A 


Etenftüd A 19. 





—— — — — 








G. Betriebsausgaben und Ueberfhuf. 
Gm Jahre 1871 bat, inkl. der Reite nus dem Vorjabre, 


bie Enahne 9,683,452 Thlr. 
die Augahee ern 5,455,801 ⸗ 
daher Ueberſchuß .... 4,227 561 Thlr. 


betragen, welch fehterer eine WVerzinfung des Gejammt- 
Anlagekapitald mit 8,84 pCt. gegen 6,35 pEt. im Vorjahre 
ergiebt. 

In der Ausgabe find die Koften für Elementar-Betriebs- 
unfälle J nenn ——— 21,118 Ihlen., 
für Emenerungen mit 870485 >» 
für Vervollftändigung und Erweiterungen mit_168,473__» 

zufammen mit.. 1,060,076 Thlun. 
enthalten. 


Kremer hehe. 


Zieht man biefen Betrag von ber Ausgabe ab, fo bleiben 
nur noch 4,345, 815 Thlr. oder 45,39 pCt. der Einnahme. 


Werden von bem vorjtchend angegebe- 

nen Ueberfhuß mit 
bie zur Berzinfung und Tilgung dev Aktien 
und Obligationen, ſowie der ratirlichen 
ring von 3,100,000 TIhlen. erforder 


ET rn 


4,227,561 Thlen. 


De ee a 


Die nachſtehende Tabelle enthält eine Zufammenftellun 
ber Betriebörefultate der letzten fünf Jahre: — 












it - Einnahme inkl. 


9,683,452! 129,562 — 100,210] 7,302,575 












Reftverwaltung. . 101,074| 7,262,219} 100,514] 7,639,866| 113,294 
fe» Ausgabe intl. 
Reftverwaltung.. | 5,455,891| 72,998] 4,505,103| 60,277 4,383,535 | 60,672] 4,402,759| 60,937] 4,659,087| 69,091 
Ueberfhuß.. 56,564| 2,984,607| 39,933 2019040 40,402| 2,859,460| 39,577| 2,980,779| 44,203 
Eine Vergleihung des »Solle mit dem »Jit« ergiebt bie e) MWerfftättenarbeiter...... 1482 
nachſiehenden —X var, gehmarbeter. u. 2070, 
* N R r 










Mithin 
gegen das Soll: 


mehr. | weniger. 


Thlr, Thlr. 





— — 


Einnahme. .... 7,577,495 | 9,683,452 ] 2,105,957 
Ausgabe...... 4,741,717 |5,455,891 | 714,174 
Ueberfhuß.. | 2,835,778 | 4,227,561 | 1,391,783| — 


H. Beamte und Arbeiter. 
Die Zahl der Beamten betrug am Schluffe des Jahres 1871: 







Definitiv 
angeftellte 
Beamte. 











genom- 
mene 








Bei ber allgemei- 
nen Verwaltung 


Bei der Trank: 
portverwaltung 
Summa .. 


Arbeiter wurden durchſchnittlich täglich: 


a) Wafferpumper.»......-- 119, 
b) Bobenalbeiter .......... 874, 
ce) Bahnhofsarbeiter ....... 1039, 
d) Mafchinenpußer «+... »- 254, 


3. Berliner Berbindungdbabn. 


A, Alte Verbindungsbahn. 


Die alte Berliner Berbindungsbahn, welche in einer Laͤnge 
von 2850,25 Ruthen ober 1,425 Meilen mit einem Unlage- 
fapitale von 455,918 TIhlem. ober pro Meile Bahnlänge 
319,942,12 TIhlen, erbaut worben war, ift feit ber am 17. Juli 
1871 ftattgehabten Betriebseröffnung ber neuen Verbindungs 
bahn nur noch auf ber Strede vom Bahnhofe der Niederfchle- 
fifh-Märtifhen Bahn bis zur ftäbtifhen und Engliſchen Gas- 
anftalt bei der Prinzenſtraße in Benugung, während auf den 
übrigen Streden ber Betrieb eingeftellt worden ift. 


B. Neue Verbindungsbahn. 


Der Bau der neuen Berliner gen ng beffen 
Leitung einer beſonderen Abtheilung der Königlichen Direktion 
ber Riederfchleftiich-Märkifchen Eifenbahn übertragen war, wurde 
im Auguſt 1867 begonnen. Die fchnelle Fertigſtellung ber 
Bahn wurde durd die Schwierigkeiten des Bauch an einigen 
moorigen Stellen, namentlid) am Rummelsburger See, durch 
den harten Winter 1869— 70 und burch den Krieg mit Frank— 
reich weſentlich beeinträchtigt, fo daß die Eröffnung ber ganzen 
Bahn erft am 17. Juli 1871 ſtattfinden Eonnte, 


Bahnbefchreibung. 


| Die Bahn beginnt auf dem Bahnhof Moabit an dem 
| Vereinigungspunkte der Birken- und —— ſudlich von 
| 
} 





den Geleifen ber Berlin- Hamburger und der Berlin Lehrter 
Sal in nahezu gleicher Höhenlage mit ben beiden genannten 
a 


I 
i 


nen. 


| Don dem Bahnhofe Moabit, ber mit ben erforderlichen 
| Uebergabegeleifen für bie Berlin-Vehrter nnd Berlin-Samburger 
‘ Bahn ausgerüftet ift, führt die Bahn auf der Südfeite ber 
| Berlin-Pehrter Bahn in öftliher Richtung, erfteigt auf einer 

Dammfhüttung die erforderliche er zum Uebergange über 

die Berlin-Pehrter und Berlin: Hamburger Bahn, und über- 
ſchreitet diefelben, nach einer Wendung nad Norboft, unmeit 
‚ ber Torfitrafie vermittelit einer eifernen Fachwerlsbruͤcke, ab- 
' wechfelnd horizontal und anfteigend, in ber —* die Ueberbrüdung 
\ der vorhandenen und projeftirten Straßen erforberliden Höhe, 
| führt die Bahn nördlich von der Fennſtraße über den Span- 


dauer Schifffahrtöfanal und feine beiden Uferjtrafen, ſowie 
über die Tegeler Straße hinweg in die bereits bebauten Stabt- 
theile hinein, durchkreuzt nörblih vom Webbingplag die 

üller-, Neinidendborfer- und Pankſtraße und gelangt fodann, 
das füblih von ber Pankſtraße gelegene Terrain, ſowie die 
Gerichts und die Wiefenftraße durchſchneidend, mit einer Ien- 
dung nad Often, zu ber Unterführung dev Berlin Stettiner 
V 





n. Gleich nach dem Uebergange über dieſe Bahn tritt Die 
erbindungsbahn in das im Norden der Stadt 5 Hügel- 
terrain, fallt mit öftliher Richtung auf der Sübdfeite vom 
Souifenbrunnen unter die Hochſtraße, zieht fi) unter der Bad- 
ftraße und ſodann unter ber Schwebteritraße und ber Scön- 
haufer Allee hindurch, geht weiterhin parallel. mit der Nidy- 
—— neu projektirten Straßen mitten durch bie fünftigen 
Stadtviertel unter ber Dappel-Allee und ber Drenzlauer Chauffee, 
erfteigt die zur Unterführung der Chauffee vor bem Königs- 
thore ee Höhe und führt ſodann, mehr und mehr 
genen Süben fid) wendend, unter dem Verlorenen Wege, ber 
ftriner Chauffee, dem Lichtenberger Grenziwege und bem 
Weidenwege hindurch aus dem Einſchnitte heraus zu dem Ueber- 
gem e über die Frankfurter Chauffee und verläßt dann jenfeits 
ghagener Weges ben Theil des ftäbtifchen Gebietes, für 
welchen der Bebauungsplan feftgeftellt ift. Wiederum auf Damm- 
fhüttungen durch die Spreeniederung quer hindurch über den 
Rummeldburger Weg, die Oftbahn und Niederſchleſiſch Märtifche 
Eifenbahn und über die Nummeldburger Straße führend, 
schen dem Rummeldburger Sce und dem Marfgrafendamm 
Bin ch, die Stralauer Chauffer, die Epree, die Chauſſee nach 
Treptow, die Landitrafe nad Köpenid, die Berlin -Görliger 
Bahn und den Kiefholz Weg mit Brüden erfchreitend, erreicht 
bie Bahn vermittelft eined weiten Bogens öftlih von Rixborf, 
an ber Ri weg Straße die Unhöhen im Süden ber Stabt, 
Hinter Nixdorf führt die Bahn in weſtlicher Rich zunächft 
im Einfhnitte unter der Chauffee nach Britz gen ‚, fobann 
füblih von dem Militair-Lebungsterrain, nördlich von Tempel- 
hof im Auftrage über die Tempelbofer Chauffee, die Berlin 
Anhalter Bahn und zwei Feldwege hinweg, wendet ſich dann 
nad en und gelangt u bem füblid vom Dorfe 
Schöneberg hart am der Berlin» Dotsdamer Bahn belegenen 
Bahnhof Shöneberg, dem jeßigen Endpunkte der Bahn. 


2 Die Bahn befigt im Ganzen 6 Bahnhöfe und 1 Halte- 
e: 


1) Bahnhof Moabit, in welchen die Anſchlußgeleiſe 
—— in · Hamburger und Berlin · Lehrter Bahn ein- 
münden; 


2) Salteitelle Webbing, von welder aus ein An— 
fchlußgeleife nad) ber am —— Kanal belegenen 
—— Fabrik für Eifenbahn-Betriebömaterial 

! 

3) Bahnhof Gefundbrunnen, in melden das An— 
ſchlußgeleiſe an die Berlin-Stettiner Bahn und ein 
zum Neuen Berliner Viehhof führendes Geleife münden; 


4) Bahnhof Stralau, bei ber Kreuzung ber Verbin. 
dungsbahn mit ber Oftbahn und ber Niederſchleſiſch- 
Märkifchen Eifenbahn, mit den Anſchlußgeleiſen diefer 
Bahnen; 

5) Bahnhof Rixborf, welcher die Uebergabe ber von 
der Berlin-Görliter Bahn der Verbindungsbahn zu 
führenden Magen vermittelt; das Anſchlußgeleiſe ber 
Berlin » Görliger Bahn mündet am Kiefholzwege auf 
freier Strede in die Verbindungsbahn ; 

6) Babnbof Tempelbof mit ber Einmündung bes 
Anſchlußgeleiſes der Berlin-Anhalter Bahn ; 

7) Bahnhof Schöneberg, in welden das Anfchluf- 

e ae ber Berlin - Potsdam - Magdeburger Bahn ein. 
münbet. 


Mit Ausnahme der Halteftelle MWebding, melde nur 
eine Telegraphenbube befigt, find alle Stationen mit Stations- 
gebäuden, Wartefälen und Einrichtungen für den Güterverkehr 
verfehen. 

Die Gefammtlänge der Hauptbahn beträgt 3,79 Meilen. 
Die Anfchlußgeleife am die Bahnhöfe haben bie folgenden 

ingen: 


Serrenhaus. Aktenftüd A 19. 











63 
1) Anfchlußgeleife ber Berlin - Ham- 
' burger Bahn 272 lfd. Ruthen. 
2) > >. Berlin » Stet- 
tinee Bahn. Blıs» >» 
3) » » Dftbahn .... 202,08» > 
4) * > Nieberichle- 
ſiſch - Märt. 
Eifenbahn... 225,6 »  » 
3 »Görlihzer Bahn 154,13» > 
6 » » Mnhalter Bahn 01 >» > 
Zur Herftellung des Bahnkörpers einfchlieflih der An- 
ſchlußgeleiſe waren rot. 329,000 Schachtruthen Bo zu be 


wegen, alfo pro Meile durchſchnittlich 81,450 Schachtruthen. 


Der Bahnkörper ift auf ber Sauptbahn, mit Ausnahme 
ber Strede von Tempelhof nad Schöneberg, für zwei Ge- 
feife, auf den Anfchlußbahnen nur für ein Geleife eingerichtet. 
Der zur Anlage des zweiten Geleifes erforberlihe Grund und 
—— iſt auch für die Strecke Tempelhof ⸗Schöneberg bereits 
erworben. 


Die Bahn iſt ige den Bahnhöfen Moabit und Ge- 
fundbrumnen eingeleifig, zwifchen Gefundbrumnen und Bahnhof 
Tempelhof — in einer Fänge von 2,15 Meilen — Aweigeleiig 


und auf ber fetten Strede von Tempelhof bis öneberg 
eingeleifig. Die Gefammtlänge ber Geleife, fomeit biefelben 
auf Fonds ber neuen Verbindungsbahn ausgeführt find, be» 


trägt 8,44 Meilen. 


An größeren Bauwerken find,, mit der Aufzählung in 
Moabit beginnend, hervorzuheben: 


1) die Unterführung eines Triftweges mit einer Oeffnu 
) von 16 Fuß Pichtweite, ’ nung 


2) die fombinirte Unterführung der Berlin » Hamburger 
und Berlin-Lehrter Bahn, mit 2 Oeffnungen von 55 
r De en 33 Fuß Vichtweite und eifernem 

erbau; 


3) die Brüde über den Spandauer Edifffahrts- Kanal, 
mit 5 Deffnungen a 60 Fuß und eifernem Ueberbau; 


4) bie Unterführung ber Tegelerftraße, mit eifernem 
Ueberbau und ey Deffnungen , 2 a2 Fuß und 
1a 39% Fuß Pichtweite; 


5) die Unterführung der Miüllerftraße, mit eifernem 
Ueberbau und angefchloffenem maffiven Viaduft. Die 
Unterführung bat 3 ungen, 2 a 36 Fuß und 1 
a 48 Fuß, der Viadukt hat 5 Oeffnungen a 18 Auf; 


6) die Unterführung ber Reinidendorfer- und Pankſtraße, 
mit ſchmiedeeiſernem Ueberbau auf gußeiſernen Säu- 
lenftellungen. Die Unterführung bat 5 Oeffnungen, 
nämlich 2 a 18 Auf, 2 a 24 Fuß, 1 a 36 Su 
Lichtweite; 

7) die Unterführung ber Gexichtsſtraße mit eifernem 
Ueberbau auf gußeiſernen Mittelftügen, von 2 Deffnun- 
gen a 24 Sue und 1 a 36 Fuß Yichtmeite; 


8) bie Dante Brite mit 1 Oeffnung von 2L Fuß Licht: 
weite; 

9) die Unterführung der Wieſenſtraße, genau der Unter- 
führung der Tegelerjtraße entfpredyend; 


10) bie ——— der Stettiner Bahn, mit eiſernem 
Ueberbau von 26 Fuß Lichtweite; 


11) die Ueberführung der Hochſtraße von 24% Fuß nor 
maler Lichtweite mit cifernem Ueberbau. Die Fahr 
bahn wird durch zwifchen Yängsträger genietete ſchmiede · 
eiferne Budelplatten getragen; 


12) bie Ueberführung ber Babftrafe, mit 2 Deffnungen 
von je 244 Auf normaler Lichtweite, die durch Fläch— 
bogen überwölbt find; 


13) die Ueberführung der Schmwedterftrafe, von 24% Auf 
normaler Lichtweite mit bölzernem Sprengwerk auf 
maffiven Wiberlagsmauern; 
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14) die Ueberführung der Schönhaufer-Allee mit ſchmiede ⸗ 
eifernem ech genau ber Ueberführung ber Hoch · 
firaße entfprechend; 


15) die Ueberführung des Prillwitz'ſchen Mühlenweges, mit 
Holzkonftruftion aus Trägern auf Jochitellungen, von 
7 Oeffnungen, 6 a 15 Füß 9 Soll und 1 & 25 Fuß 
10 Zoll lichter Weite; j 


16) die Ueberführung ber Dappel Allee (Tonnengewölbe) 
von 42 Auf normaler Pichtmeite; 


17) bie Ueberfü ung der Prenzlauer Ehauffer, von 26 
u normaler Lichtweite, der hölzerne Ueberbau mit 
rengwerk; die Widerlager nifchenartig ausgefpart; 


18) die Unterführung ber Königsthor -Chauſſee, mit eifer- 
* nem Ueberbau Zub 3 Deffnungen, 3 a 12 Fuß und 
1 a 40 Auf lichten Weite; 


19) die Ueberführung des Verlorenen Weges, mit Bledh- 
trägern, 3 Oeffnungen, 2 a 29% Zub und 1a 33 
Fuß Lichtweite; 


20) die Ueberführung der Küſtriner Chauſſee, von 26 Fuß 
normaler Lichtweite, genau ber Ueberführung der 
Drenzlaner Chauſſee entjprecdhend; 


21) die Ueberführung bes Lichtenberger Grenzweges, mit 
einer Mittelöffnung von 24% Fuß und 4 Seitenäff- 
nungen von a 15 Fuß normaler Yichtweite mit höl⸗ 
ernem Ueberbau aus abgefprengten Trägern auf Jod) 
— — j 


22) die Ueberführung bed Weidenweges, mit einer Deff- 
nun — 42 Fuß normaler Lichtweite und Tonnen 
gewölbe; 


23) bie Unterführung ber Frankfurter Chauſſee, mit_eifer- 
nem Ueberbau aus Blechträgern und einer Oeffnung 
von 46 Fuß normaler Lichtweite und 2 mit Flach— 
. übermwölbten Seitenöffnungen von 22 Fuß Spann- 
weite; 

24) bie Unterführung bes Borhagener Weges, mit ſchmiede ⸗ 
eifernem Ueberbau aus Blechträgern und einer Deff- 
nung von 30 Fuß normaler Lichtmweite; 


25) bie eg er des Meges nad) Rummeldbur 
Kietz, mit Flachbogen und 1 Deffuung von 50° 
normaler Pichtweite; 


26) ber Viadult über die Oftbahn und die Nieberfchlefifd- 
Märtifche Bahn, mit 6 nungen, und zwar die zur 
—— der beiden hi dienenden mit eh . 


und 
Fuß 


nem Ueberbau von je 41% Fuß -Pichtweite; die mitt 
leren 4 —— mit Flachbogen von 18% Fuß Licht 
meite übermölbt; 


27) bie Unterführung ber rege Ehauffee, mit 
1 Oeffnung und Flachbogen von 31% Fuß normaler 
Fichtiveite; 

28) ber Durchlaß für die Eiswerke mit Flachbogen von 
9 Fuß Pichtweite; 


29) die Unterführung der Stralauer Chauffee, mit ſchmiede · 
eifernem Ueberbau aus Blechträgern und 1 Oeffnung 
von 36 Fuß normaler Lichtweite; 


30) die Brüde über die Spree, mit 2 Oeffnungen von je 
97 Fuß Cichtweite und fchmiebeeifernem Ueberbau mit 
Schwedler'ſchen Fachwerksträgern und Blechquer- 
trägern; 

31) die Unterführung der Treptower Chauffee, mit fcymiede- 
eifernem Ueberbau aus bogenförmigen Fadwerkäträ- 
gern und 1 Oeffnung von 52 Fuß normaler Lichtweite; 

32) die Unterführung der Köpnider Candftraße, mit ſchmiede⸗ 
eifernem Ueberbau aus Blechträgern und 1: Oeffnung 
von 25 Fuß normaler Yichtweite; 

33) die Unterführung der Görliger Eifenbahn, mit ſchmiede⸗ 
eifernem Ueberbau aus Blechträgern und 1 Ocffnung 
von 24% Auf normaler Fichtweite; 
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34) bie Unterführung bes Stiefholzweges, mit 1 Deffnung 
von 24 Fuß normaler Lichtweite und Tonnengewölbe; 


35) die Brüde über ben ea, gr mit eifernem Ueber- 
bau und 1 Deffnung von 12 Fuß normaler Lidytweite; 
36) bie F ängerbrüde in der Richtung der alten Königs— 
Muster * Chauſſee, mit Treppenbau in Holz 
fonftruftion von zwei 6 Fuß langen Seiten- und einem 
20 Fuß 4 Soll langen Mittelpobeite; 


37) die Ueberführung ber Königs. Wufterhaufener Chauffer, 
mit 1 Oeffnung von 42 Fuß normaler Yichtweite und 
Tonnengemwölbe, 


38) Die Ueberführung der Briger Chauffee, wie bie vor- 
ftehende; 


39) bie Unterführung der Tempelhofer Ehauffee, mit fchmiebe- 
‚eifernem Ueberbau aus Blechträgern und 1 Oeffnung 
von 36 Fuß normaler Lichtweite; 

40) die Unterführung ber Anhaltifchen Eifenbahn, mit eifer- 
nem Ueberbau aus Schwedler'fchen Fachwerk 


Bträgern 
und I Oeffnung von Fuß normaler Lichtweite. 


In den Anfchlußgeleifen befinden fich noch die nachſtehenden 
umerfe: 


1) die Unterführung der Berlin Lehrter Bahn durch das 
Hamburger Anſchlußgeleiſe, mit eifernem Ueberbau und 
1 Oeffnung von 24% Fuß normaler Lichtweite; 

2) die Ueberführung ber Miefenftrafe über das Stettiner 
Anfchlußgeleife, mit 1 Ocffnung von 15 Fuß normaler 
Lichtweite mit Flachbogen überwölbt; 


3) bie Unterführung des Markgrafendammes durch das 


Anfchlußgeleife der Oftbahn mit 1 Deffnung von 3 Fuß 

—— Lichtweite und Pr Ara 
4) die Unterführung des Martgrafendammes durch das 

Anſchlußgeleiſe der Niederfchleiifch-Märkifchen —— 


mit 1 Oeffnung von 30 Fuß normaler Lichtweite un 
ſchmiedeeiſernem Ueberbau. 


Außer vorgenannten 44 größeren Brüden und Wegeüber- 
und Unterführungen find noch 


12 Eleinere Brüden und Durdläffe in und neben ber 
Bahn vorhanden, 


Wegeübergänge im Niveau enthält die Bahn nur 2. 
Die ftärkite | der Verbindungsbahn felbft ift 1: 150 
(in einer Länge von 1717,45 ur während fi in ben 


Anichlußgeleifen die Neigung 1: (in einer Yänge von 
245 Ruthen) findet. 


Die ftärkften Kurven haben in ber Verbindungsbahn 
100 Ruthen Halbmeſſer (in einer Länge von 143,51 Ruthen), 
in ben Anfchlußgeleifen 80 Ruthen Halbmeſſer (in einer Länge 
von 7 Ruthen). 


Anlagelapital. 


Von dem auf 4,250,000 Thlr. veranſchlagten Anlage ⸗ 
fapital find bis ult. 1871 verwendet j 


3,630,240 Thlr. 
ober pro Meile Bahnlänge 
1,557,374 Thlr. 


. 
. 


Betriebemittel, 
Eigene Betriebsmittel befit die Verbindungsbahn nicht, 
vielmehr wird das Betriebömaterial der Mieberfehl iſch Mär 


Biichen Eifenbahn benutzt und waren für biefen Dienft im 
Jahre 1871 14 Lokomotiven in Benutzung. 


Betrieböergebnifie. 


Die Einnahmen und Ausgaben find unter Vergleichung ' 
mit den Sollbeträgen nachſtehend zufammengejtellt: 













Soll nad) 2 Diitfin gegen bab- 
Wirk en 





ben Etat 

reſp. ber liches 

vorjährigen 2 ; 

Rechnung. It mehr. | weniger. 
Ihe. Thlr. Ihlr. Thlr. 
















Einnahme..... 240,876 | 244,055 
Ausgabe ...... 
Ueberfhuß. . 108,991 





Die Ausgaben haben fonah 64,97 pEt. der Einnahme 
betragen. 
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Eine Vergleihung mit den Nefultaten ber Borjahre er- 
Ben werthlos, ba die neue Berbindungsbahn erft am 17, Juli 
71 dem Betriebe übergeben und über die Einnahmen und 
Ausgaben der alten, bezichungsweife der neuen Bahn getrennte 
Nechnung nicht geführt worden ift. 


“Tarif. 


Die neue Verbindungsbahn ift im Jahre 1871 gleidy ber 
alten nur für den Güterverkehr benutzt worben, 

An Stelle der für die alte Verbindungsbahn beftandenen 
Tariffäge wurde vom 17, Juli pr., ald dem Tage ber Eroͤff · 
nung des Betriebß auf ber neuen Verbindungsbahn ab ein 
neuer Tarif mit folgenden Sätzen eingeführt: 

N) die von einer ber in Berlin mündenden Eifenbahnen 

zur Beförderung über bie Berbindbungsbahn beladen 
Fe N aufgegebenen Eiſenbahnwagen werben be 
rdert: 














Berlin- 


Berlin. har, — on 
Stettiner $ tieder Berlin Berlin Votsbam- 
Bahnhof Oſtbahnhof ſchleſiſch Görliger | Anhalter | Maadebur- 
(Gejund- °  Märlifcher | Bahuhof | Bahnhof [ger Bahnhof 
brunnen). Bahnhof. | (Rixdorf). Cempelhof). —— 


Für jede beladene und unbeladene Achſe in Silbergrofchen. 





Berlin Hamburger u. Lehrter Bahnhof (Moabit) 
Stettiner Bahnhof (Gefundbrunnen) 
Le N ann 
Niederſchleſiſch - Märkifcher Bahuhof 
Görliger Bahnhof (Rirdorf) 
Anhalter Bahnhof (Tempelbof) 


2) für die Cofomotiven» und Tenberachfe gelangt ber 
dreifache Wagenſatz zur Erhebung. 


3) Ai Ertrazüge wird das Achsgeld für bie beförberten 

agenachfen hin und zurück erhoben mit ber Maßgabe, 

baf für die Beförderung in befonberem Zuge in minimo 
45 Achſen in Anfag kommen. 


4) Der vorftehende Adhstarif findet auch —— für 
die Beförderung zwifchen ben Bahnhöfen der in Berlin 
mündenden Eifenbahnen und ben in Parentheſe bezeich- 
neten Bahnhöfen der Verbindungsbahn mit folgenden 
näheren Beſtimmungen: 


* Wagenladungen, welche auf einem Ber- 
liner Bahnhofe anfommen und von dort nad) einem 
Verbindungsbahndhofe weiter befördert wer- 
ben, wirb außer den vorgenannten Achsgeldern 
nod ein Zuſchlag von 10 Sar, pro Achſe für 
biejenige in Berlin münbende Bahn erhoben, von 
beren Bahnbof refp. mach berem Bahnhof ber 
Transport erfolgt. Außerdem erhält die Wer- 
bindungsbahn, wenn die Beförderung ſich auf bie 
Sweigverbindingen befhränft, ein Stättegelb von 
7% Sat. pro Adyje, wenn dagegen bie Verbindungs⸗ | 
bahn ſelbſt berührt wird, aud nod) eine Exgpebitiong- | 
gebüßt von 7% Sgr. pro Ächſe. | 


Fahıplan. 


Der im Jahre 1870 eingeführte Fahrplan der alten Ver- 
bindungsbahn, wonach 5 Güterzüge in der Richtung vom 
Piederichlefith. Märfifchen nad; dem Stettiner — und 
umgekehrt befördert wurden, blieb bis zum 16. Juli in Kraft; 
ebenfo der ſeit dem 1. Dftober 1870 eingeführte Fahrplan | 
für 3 Vichzüge in jeder Richtung. 

Seit der Eröffnung der neuen Berbindungsbahn verkehr · 
ten dagegen fahrplanmäßig in der Nichtung Schöneberg ⸗Moabit 

Anl 3. d. Berbantl. d. Serrenbaufeß. 
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10 Güter und 2 — in ber Richtung Moabit Schöne- 


berg 9 Güter- und 2 Vichzüge, 

Außerdem wurde dem tägliden Bedürfniß durch Ein- 
kaung bon Extrazügen, welche namentlich für Militair- und 
VBiehtransporte nothiwendig waren, Rechnung getragen. 


Beamie und Arbeiter. 


Die Zahl_der Beamten belief fi) auf 249, von benen 
133 nur als Hülfsarbeiter angenommen waren. 


An Arbeitern wurden durchſchnittlich 90 beichäftigt. 


4. Weſtfäliſche Eiſenbahn. 


Bahnlaͤnge. 


Die Weſtfäliſche Eiſenbahn umfaßt folgende, zu verfchie- 
benen Seiten Pe Pa fpäter iin ee Bahnftreden: R 


I) Die zunächſt bergeftellte Bahn von der vormals Kur- 


heffifchen Grenze bei Warburg über Altenbefen, Vaber- 
born und Soeſt nad) Hamm (17,95 Meilen), 


2) bie fpiter ausgeführte Bahnftrede von Miünfter bie 
Nheine Srı2 Meilen), 

3) bie behufs Verbindung difer Bahnen angekaufte Bahn 
von Hamm bis Münfler (4,64 Meilen), 

4) die feit bem Jahre 1864/65 im Betriebe ftchenbe 
Bahn von Alteybeken über Höxter biö zur Braun. 
ſchweigiſchen Grenze bei Holzminden (d,20 Meilen), 

5) Die feit dem 1. Januar 1868 mit der Weſtfäliſchen 
Eifenbahn vereinigte Bahnitrete von Rheine bis Em- 
den, bis dahin zur Hannoverſchen Weſtbahn gehörig 
(18,56 Meilen), 

9 








Die Bahn ift auf Fänge von 15,47 Meilen (Bahnftrede 
Soeft-Altenbefen bis zur Yandesgrenze bei Sögter) mit Doppel» 
eleife veriehen; ba8 Bahnplanum und bie Brüden auf ben 
I igen Bahnftreden find, mit Ausnahme kurzer Streden 
wifchen Soeft und Hamm, für die Mufnahme zweier Geleife 
bergeritet 
Anlagefopital. 


Das bis zum Schluffe des Jahres 1871 verwendete An- 
Ingekapital beträgt: 


für die Strecke Marburg-Hamm..... 11,683,449 Thlr. 


» >» ⸗ ünſter · amm ..... 138070  » 
» >» » Münfter-Rbeine..!.. 26562,323 » 
» >» »  Mtenbefen-Holgminden 4,807,862  » 
=.» » RheineEmden .....-. 7,090,820  » 


überhaupt 28,172,524 Ihr. 
d. i. pro Meile Bahnlänge burchfchnittlich 536,926 Thlr. 


Von dem Anlagelapital‘ ber Münfter - Sammer Bahı, 
voelches durch Emiffion von 11,904 Stamm 
aftien a 100 bir 
und von 2000 Prioritäts » Obligationen 
J — 


beſchafft iſt, ſind 
96,900 Thlr. in Stammaktien 
25,000 » in Priorität8-Obligationen, 


121,900 Thlr. bis zum Schluffe des Jahres 1871 ameortifirt. 


Banausführungen. 


Der Oberbau der Bahn, welcher in Seine ber ftarfen 
Militair- Transporte während des Krieges und durch die Ein- 
—— der ungünſtigen Witterung des Winters von 1870/71, 
namentlid an den Stellen, an welden die wafferhaltenben 
Erdbanketts noch nicht durch durchläſſige Steinbanketts erſetzt 
waren, eine außergewöhnliche Abnutzung erlitten hatte, erfor⸗ 
PR im Jahre 1571 bedeutende Unterhaltungsarbeiten und 
often. 


Auf der Strede Benningbaufen « Paderborn wurden auf 
Länge von 2360 Ruthen, zwiſchen Paderborn und Warburg 
auf Laͤnge von 1327 Nutben undurchläſſige Banketts abge- 
tragen und durch Steinbanketts erſetzt, in gleicher Ausdehnung 
auch eine neue Kiesbettung aufgebracht. 


Unterhaltung des Oberbaues, welcher theils durch 
vollſtaͤndige Erneuerung der Schwellen und Schienen auf zu⸗ 
fammenhaͤngenden grö Streden, theild ‚durch Wiederver- 
wendung ber bort ausgebauten, noch brauchbaren Schienen au 
anderen Streden bewirkt wurbe, find im “Jahre 1871 34,77 
Stück Schwellen und 20,501 laufende Rutben Schienen ver- 
wendet und hiermit 7593 laufende Ruthen Hauptgeleis in 
größeren zufammenbängenben Streden erneuert worden. 


Die weitere Bauthätigkeit umfaßte: 


auf der Strede Emben-R heine: den Bau eines pro- 
viforifchen Seegüterfhuppens am SHafenbaffin auf 
dem Bahnbofe Yeer, bie Einrichtung eines Warte 
faal8 auf der SHalteftelle ag die Musbagge- 
rung des Hafenbaffins auf dem Bahnhofe Dapen- 
burg und bie rg Au Bahnhofsterraing, 
ben Bau eined_ zweiten genreparaturfchuppend 
auf dem Bahnhofe Lingen, Die Befeitigung ber 
während ber Internirung ber — oͤſiſchen Kri 
gefangenen ngerichteten SHalteftelle Hanckenfähr, 
e Verlängerung ber Nebengeleife auf den Bahn- 
i Deren Emden (um 75 laufende Rutben), Papen- 
urg (öl Ruthen) und KlufeDörpen (97 Rutben); 


auf der Strede Rheine-Münfter: den Umbau eines 
Theild der Geleisanlagen und die Verlängerung 


1,190,400 Thlr. 

















ber Nebengeleife um 34 Ruthen auf dem Bahn- 
bofe Nheine; 


auf der Strede Münfter-Samm: den Umbau des 
Netirabengebäubed auf dem Bahnhofe Müniter 
und bie Anlage eines 55 Muthen langen Güter- 
fhuppengeleifes auf dem Bahnhofe Drenfteinfurt; 


auf ber Strede Samm-Baberborn: die Verlänge- 
rung des Lokomotivſchuppens auf dem Babnhofe 
Hamm durch einen Holzanbau, ſowie bie ig. 
ftellung des weſtlichen Anbaues bes Stationd- 
ebäudes und des Umbaued bed weftlichen Güter 
—* auf dem Pahnhofe Soeſt / 


auf ber Strede Paberborn-Warburg: die Fertig 
ſtellung des Umbaues verfchiebener Lokale bes 
Stationsgebäudes und der Werlſtatts · Erweiterungen 
auf dem Bahnhofe Vaderborn, die Anlage eimes 
119 Ruthen langen Aus —— auf dem Bahn ⸗ 
hofe Bonenburg, und die Vollendung ber Erivei- 
terung des Bahnhofed Warburg; 


auf der Strede Altenbefen-Holzminden: die Ver- 
längerung : der Nebengeleife auf dem Bahn x 
Altenbefen um 16 Nutbhen und auf dem Bahnho 
Höxter um 39 Nuthen. 


Ferner wurden zum größeren Theil auf der Strede Hamm- 
Daberborn 24 Bahnwärter-Wobnbhäufer erbaut und 4 Beamten- 
wohnungen, zum Theil unter Benugung vorhandener Raͤum⸗ 
lichteiten, eingerichtet. 


Die Geldmittel für die Erweiterung umd den Umbau der 

ir me und für die Mehrzahl der errichteten Bahnmwärter- 
ebäude find durd dad Anleihehefch vom 9. März 1867 zur 

üqung — und auf den aus dieſer Anleihe, zugleich 

ür die bereits in ben Jahren 1867 und 1868 — 2* 
nlage des zweiten Geleifed auf ber Strecke Soeſt ⸗Altenbeken, 


überwiefenen Fonds von 2,000,000 Thlrn. bis zum Schluſſe 
= Jahres 1871 1,874,161 Thlr. zur Verausgabung ge 
ommen. - » 


Betriebsmittel, 


Den am Schluffe bes Jahres 1870 vorhandenen 121 Lo- 
fomotiven find vier neubeſchaffte Lolomotiven Hinzugetreten, fo 
baf bie Gefammtzahl nunmehr 125 beträgt. 


An Wagen find Hinzugetreten: 
H —— 

epackwagen 

e 


165 offene | Güterwagen, 
52 Arbeitswagen. 
Ausrangirt wurden 58 offene Güterwagen und 4 Arbeits- 
wagen. 
Der Beftand des im Gebra enden Wagenparfs ift 
demnach folgender: . B 


144 Derfonenmwagen, 
64 Gepädwagen, ” 


1429 offene 
97 Arbeitswagen 
2761 Wagen. 


Außerdem find vorhanden: 


14 Umlabewagen für den Stationsbienft, 
6 Draifinen, 
27 Bahnmeiftenmagen. 


Betriebörefultate, 


Die Betricbseinnahmen haben im Jahre 1871 im Ganzen 
——— Thlr., 532,513 Thle. mehr als im Jahre 1870 
und 690,410 Thlr. über den Voranſchlag pro 1871 betragen, 
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ein Ergebniß, welches in Anbetracht, daß während der erſten 
Monate des abgelaufenen Jahres die Kriegbereigniſſe auf 
Handel und —— noch von nachtheiliger Einwirkung blie- 
ben und überdies damals die in Folge der Rücklehr ber Trup- 
pen aus frankreich wieder aufgenommenen, ben Ausfall zahl- 
reicher Perfonen- und Güterzüge bedingenden Militairtransporte 
einen r —— Verkehr nicht aufkommen lichen, als über- 
aus günftig zu bezeichnen ift. 

Der Lokalperſonenverkehr bat fidy auch im abgelaufenen 
ze e wiederum etwas gehoben und ber Verkehr mit fremden 

nen fowie ber Durchgangsverkehr fernerweit befrie- 
digend Prima Gegen das Norjahr ijt im Perſonenverkehr 





eine Mebreinnahme von 46,230 Ihlen. und gegen das Etatsfoll 
eine Mehreinnahme von 127,533 Then. aufgefommen, welche 
vorwiegend ben ftarfen Militairtransporten, auf melde im 
Jahre 1871 87,057 Thlr. gegen 100,660 Thlr. im Jahre 1870 
entfallen, beizumeſſen ift. 

Der Güterverkehr, bei weldem gegen das Jahr 1870 eine 
Mebreinnahme von 451,903 Ihlen. erzielt worden, hat den 
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erheblichen en ‚ weldyen derſelbe ſchon im Borjahre 
enommen, nod überholt. Die Verfehräfteigerung trat haupt 
achlich im Preußiſch · Braunfhweigiichen, Rheinifh- Thäringi» 
hen, MWeftfälifhen und Deutic-Holländifhen Verbandsver ⸗ 
ehr hervor, während ber Verkehr im Sächſiſch -Weſtfäliſchen 
idee bat bisher nody nicht in dem erwarteten Maße ent- 
wide 3 


Durd) die am 1. September 1871 erfolgte Eröffnung ber 
von der Köln-Mindener Eifenbahngefellfchaft ausgebauten Bahn- 
ftrede Münfter - Osnabrüd (Glied der Venlo - Hamburger —* 
der Weſtfäliſchen Eiſenbahn, namentlich binfichtlich er 
Strede Münfter-Nheine, ein nicht unbedeutender Nachtheil er- 
machen, welcher ſich nach der Sjnbetriebitellung der ferneren 
Strede von Ddnabrüd bis Bremen, und ber von ber Bergifdy- 
Markiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ausgebauten Rubrthalbahn 
noch erheblich fteigern wird. 


Die nachſtehende Tabelle enthält eine Zufammenitellun 
ber Betriebörefultate ber letzten 5 Yahır. .n — 











Perſonenverkehr. Betrieb: Betrag des Ueber- “ 
e in. ſchuſſes 
* DR Betriebs · waren 
Gelb» Geld. | DR aus h in Pro- 
gabe. | über im Be 
abl. Centner. über- Uber \zentenbed 
Zahl betrag. betrag. naria haupt. nlage- triebe. 
haupt. tapitals. 
Ahr. hr. Thtr. | Täter. Thlr, ltr. pet. Meilen, 
I007 ae 828,261) 358,461] 29,984,461/1,423,982] 121,502]1,903,945|1,436,122] 467,823] 2,87 34,0 
1868.........- 1,244,627| 509,841] 35,135,790|1,883,9 182,903]2,576,712]1,940,256| 636,456] 2,38 52,5 *) 
1860.......... 1,407,742| 580,8 37,654,455/2,148,934] 215,218]2,945,01212,017,108| 927,904 337 | 52,5 
u, 1,547,621) 698,803] 42,586,894,2,439,227| 220,01313,358,04312,160,78911,197,254| 4,30 | 523,5 
JJ 1,622,851| 745,033] 49,383,360/2,891,130] 254,393]3,890,55612,398,52411,492,032] 5,30 | 52,5 
Pro 1871 gegen 
1870 mehr... 75,230) 46,230 6,796,4 451,903] 34, 532,513] 237,735] 294,778 — — 





*) Am J. Januar 1868 iſt die Etrede Emden Rheine mit 18,5 Meilen binzugetreten. 


Die gegen den Bericht pro 1870 bervortretende Differenz 
bei ber Meilenzahl rührt daher, daß die der Verwaltung ber 
Sefkigen Nordbahn pachtweiſe überlaffene Strede von War- 
er i8 zur vormaligen Kurbeffifchen Canbesgrenze früher 
nicht berüdfihtigt war, hier aber in Anſatz gekommen iſt. 


. 


Eine Vergleihung ber pro 1871 zum Soll geftellten Ein 
nahmen und Ausgaben mit ben wirklichen ft-Einnahmen und 
Ausgaben ergiebt die nachſtehenden Nefultate: 











Soll. 


Einnahme Wirkliche 
dem Etat Iſt⸗ 
reſp. der |...” 
vorjährigen Einnahme. 










Thlt. 



















Verfonenverfeht...... 617,500 | 745,033 | 127,533 
Güterverkehr ........ | 2,353,000 | 2,891,130 | 538,130 
Srtraordinaria....... 229,646 | 254,393 | 24,747 





Ueberhaupt 
Gro Meile Bahnlänge . 


3,200,146 
60,955 


3,890,556 
74,106 


WA | 
13,151 | 
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Wirkliche 
It 





mebr. 
Tplr. 
2,278,559 | 2,398,524 119,965 
43,401 45,686 2,285 









Ueberihuß 
eberfchu 
| Mirkticer | Gegen 
= * Ueberſchuß Soll 
reſp. ber Ueberſchu 
vorigen mehr. 
%“ Rechnung 
Thlr. Tplr. 
Im Ganzen ......... 921,587 | 1,492,032 | 570,445 
Pro Meile Bahnlänge . 17,554 28,420 10,866 


g* 
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In der Gefammtausgabe von 2,398,524 Ihlen., welche 
61,65 pCt. der Bruttoeinnahme gegen 64,35 pCt. im Borjahre 
beträgt, find pptr. 658,000 Ihlr. enthalten, welche nad} den 
bei Drivateifenbahnen beftehenden Grumbfäßen entweder aus 
Neferve refp. Erneuerungsfonds, oder durch Vermehrung des 
Anlagefapitals zu beftreiten geweien fein würden, fo daß fid) 
bie — laufende Betrlebbausgabe auf 1,740,524 Thlr. 
oder 44,74 pCt. ber Bruttoeinnahme gegen 50,22 pCt. des 
Vorjahres stellt. 


Die ni Vorſtehendem ſich ergebende Steigerung ber 
Rentabilität der MWeftfälifchen Eifenbahn F umſomehr ins 
Gewicht, als das Anlagekapital im verfloſſenen Jahre ſich um 
329,478 Thlr. vermehrt und die Betriebbausgabe gegen bdas 
Vorjahr ſich um 237,735 Thlr. höher geſtellt Hat, jene Renten 
ſteigerung mithin ausſchließlich der Erhöhung der Betriebs- 
einnahme zuzuſchreiben iſt. 

Die nicht unerheblichen Mehrausgaben haben ihren Grund 
in dem Mehraufwand an Betriebstoften, welchen ber gejteigerte 
Verkehr erfordert bat, in der ftattgehabten Erhöhung ber 
Löhne der Hülfsbahnmwärter, Hülfsbremfer und fämmtlicher 
Arbeiter, fowie in ber Steigerung ber Preiſe der Kohlen und 
des Schmiermaterials. j 


Verlehrs. unb Tarifweſen. 
A. Perſontnverleht. 


Im Perſonenverkehr haben im abgelaufenen Jahre 
wichtigere Tarifänderungen nicht flattgefunben. ’ 


Für die Beförderung von Perſonen im Lokalverkehr 
gelten folgende Tariffähe des Derfon und Meile): 


1) für bie Derfonenzüge: 
I. Klaſſe M Sgr. (für die Strede Nheine-Emden 
11. Rlafle at & 
. Klaffe Sr. 
IH.;: » * 
IV. »14 
2) für die Schnell- und Kourierzüge: 
1. Klaſſe 7% Sur. 
11, of 5 ’ : 
- 11. * 3» 


An Gepädüberfraht (bei 50 Pfd. Freigepäck) werben 
2 Df. pro 10 Dfd. und Meile erhoben. rn 


Erleichterungen werden ee durch Gewährung von 
Retourbilletd für die erften 3 Magenflaffen zum anderthalb. 
fachen Betrage der Perfonenzug-Billetd mit dreitägiger Gültig. 
keitsdauer, von Abonnementsfarten fir die erften 3 Wagen- 
Hafen zu 30 Sim und Müdfahrten mit dreimonatlicher 
Gültigkeitsdauer gegen eine Preisermäßigung von 40 pEt., 
für Schüler in der 3. Wagenklaſſe von 50 pCt. fowie endlich 
von RunbreifebilletS nad verſchiedenen Richtungen mit einer 
Preisermäßigung von 25 p&t. 


Die Sätze für den Lofalverkehr gelten durchfchnittlich auch 
für den direkten Verkehr mit fremden Bahnen; nur in dem 
VPreußiſch⸗Braunſchweigiſchen und dem Sächſiſch ⸗ Weſtfäliſchen 
Verband find als Einheitsſätze für die Perſonenzüge j 

6 Egr. für bie 1. Klaſſe, 
- * > * 2. * 
» » 3. 


angenommen. 


B. Güterverfehr. 
a, Lokalverkehr. 


Der Tarif unterscheidet a rd Normalgüter und Güter 
der Magenladungsklafien A. B. C. D. E. F. G. und 
verſchiedenen Spezialtarife. Es werden erhoben: für Eilgüter 
das Doppelte des Frachtſatzes, welcher zur Anwendung fommen 
würde, wenn das Gut nicht als Eilgut aufgegeben wäre: 


I 
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für Güter ber tlaffe I. (Normalgüter) 5 
» IIA. — 4 4pro tr. u. Meile 


* 


» 3»: >» B. — 3 nebſt 6Pf. 3 
» 6 — 2,5 » | Peditionägebühr 
» ».» » D, — 2 » \ pro Er. 
” > * » E, — —1 Pe —— 

pro Etr. u. Meile 
» ı ı  » FR — 1,5 » I nebit 1 Thlr. Er- 
»r 2 9:6 — 1,25 » ( bebitionsgebühr 

pro 100 Etr. 





Für Güter, welche in einem ber Emshäfen Emden, Peer 
und Dapenburg auf den Waſſerweg Br en ober, wenn fie 
zur See gekommen, an biefen Orten ber Eifenbahn zum Weiter- 
tran&port übergeben werden, beitcht ein befonderer See-Tranfit- 
tarif mit folgenden Einheitsfägen: ’ 


3 Pf. beim Spezialtarif 1. 5 PM. | 
pro Gtr, 
2 »» ) 1 und Meile | 4 » ‚pro kr, 


⸗ — J nebſt Erpebi-, 35 
126» >» x tionsgebüh-!? 1 Thlr. 
Eifenbahnfchienen x. \ ten von \ pro 100 Er. 


Ferner beftchen Ausnahmetarife für pbosphorfauren Kalt 
(rohen Phosphorit) zu 1 Pf. pro Etr. und Meile mit einer 

editionsgebühr von 1 Thlr. pro 100 Etr. und für Roh 
eilen, Robftableifen, Brucheiſen (altes Eifen), Luppen, Eifen- 
und Stahlabfälle, Stahlbruch, alte Schienen und Eifenfeile zu 
1,25 Pf. pro Etr. und Meile mit einer Erpebitionsgebähr 
von 1 Thlr. pro 100 Etr. 


b, Verbandsverkehr. 


Die Weſtfäliſche Eiſenbahn it Mitglied des Weftfälifchen., 
Sädfifch-Weftfälifchen, Deutic-Holländiichen, Preußiſch · Braun · 
fchweigischen, a — ——— 
Oeſterreichiſchen, Schleſiſch · Rheiniſchen; Heſſiſch· Rheiniſch· deſt⸗ 
fäliſchen, Hanndverſch-Bayeriſch⸗Oeſterreichiſchen, Berlin-Kölner 
und Deutſch⸗Franzöſiſchen Verbandes. Außerdem iſt dieſelbe 
theils als Endbahn, theils als Tranſitbahn betheiligt bei vielen 
diveften Verkehren GKheiniſch ·Bayeriſch -Weſtfäliſchen, Köln 
Mindener Kohlenverkehr via Salzbergen, Se kalten 
Kohlenverkehr via Sale Arenshaufen und nad) der Anbaltiichen 
Bahn, Köln-Mindener Kohlenverkehr via Holzminden - Vienen⸗ 
burg, Norbbeutfchen Berbandäverkehr für die Strede Rheine 
Emdmn Norddeutich-Niederländifchen, Sannover-Niederländilchen, 
Niederländiich « Weitfätifch Oldenburgifcpen , Braunfchweigifd 
Hannover-Oldenburg-Weftfähifchen Verkehr, Ruſſiſch Rheiniſchen, 
Oftdeutfch-Rheinifchen, Hannover · Oldenburgiſchen, Kaffeeverkehr 
mit der Riederlaͤndiſchen Rheinbahn und Verkehr der Saarbrücker 
Bahn mit Wilhelméhaven). 


Die Einheitsfäge in diefen verſchiedenen direkten Verlehren 
entjpredyen im Großen und Ganzen, 5 von ben durch 
Die — die verſchiedene Klafififation der betheiligten 
Bahnen x. bedingten Ausnahmen denen des Lokalverkehrs. 

Aenderungen in den Tarifen haben im Laufe ken 
1871 namentlich in dem Weitfälifchen, Sächſiſch-Weſtfäliſchen, 
Rheiniſch · Thüringiſchen, Nbeiniic, Thüringifdy-Defterreichifchen 
und Hannover-Weitfälifchen Verkehre ſtattgefunden. 


Fahrplan. 


Der Fahrplan für ben regelmäßigen Dienft wechſelte 
während des Jahres 1871 viermal und zwar: 


1) am 27. Januar wegen ber durch die Verwendung von 
Betriebömaterial und Fabrperfonal auf den offupirten 
erg Bahnen bedingten Verminderung ber 

erfonen: und Güterzüge; 


2) am 1. Mai in folge ber Mieberaufnahme des frühe 
ren Verkehrs; 

3) am 1. Juli wegen Einlegung zweier Berbands-Per- 
fonenzüge auf der Strecke Soeft-Warburg und * 
Holzminden (unter Wegfall von 2 Fotal- er onenzü- 
gen, zwifchen Warburg und Altenbefen reſp. Warburg 
und Vaberborm); Ausdehnung der beiben Verfonen- 

aüne zwiſchen Hamm und Emden auf die Stlede Samm- 
oeft, ſowie der beiden Lokal» Derfonenzüge zwiſchen 
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Soeſt und Münfter auf die Strecke Münfter- Rheine, 
Einrichtung zweier Güterzüge zwiſchen Holzminden und 
Seit und zwiſchen Hamm und Rheine, Verſchiebung 
zweier Güterzüge zwiſchen Emden und Bingen; 

4) am 1. November in zug Umänberung der Scnell- 
üge bes Nheinifch- Thüringifchen Verbandes in Per- 
—— ſowie Vermehrung der Güterzüge. 

Nach dieſem letztern Fahrplan haben täglich fourfirt: 
4 Kourier- und Schnellzüge zwiſchen Soeſt und Holz ⸗ 
minden mit 62,32 Zugmeilen täglicd, 
12 Verfonenzüge mit 382,18 Zugmeilen täglich, 
46 Güterzüge mit 627,416 Zugmeilen täglidy, barunter 
auf 61,32 Zugmeilen als gemifchte Ange. 


Die große Anzahl von Güterzügen erklärt fich dadurch 
= — —ãe— ar 


daß auf der Gebirgs burg, zur Verhütung 
bes Lad in zu langer Züge viele Güterzüge in zwei Theilen 
beförbert worden find. . 


Ueberhaupt wurden im Jahre 1871 expebirt: 
2,190 Scnell- und Kourierzüge, 
5,722 Verfonenzüge, 
2,339 gemifchte Züge, 
11,718 Güterzüge 
73 Extra» hnell- und Konvierzüge, 
= a ea 17 
xtra« gemiſchte Züge, 
714 Güterzüge, 


23,224 Züge gegen 20,356 im Jahre 1870. 
Beamte. 


m Jahre 1871 waren 
248 befinitiv angeftellte, 
964 fontraftlih > 
122 biätarifc, befchäftigte Beamte vorhanden, 
Außerdem waren zur Hülisdienftleiftung 
320 Hülfswärter und 
181 Hülfsbremfer 
angenommen. 


Arbeiter. 
Gegen Tagelohn waren durchſchnittlich täglich beſchäftigt: 
936 Merkftättenarbeiter, 


674 GStredenarbeiter, 
492 Bahnhofsarbeiter. 


5. Sannoverfche Eiſenbahn. 


Dahnlänge. 


Die Hannoverfche Eiſenbahn umfaßte am Schluffe bes 
zuhu 18570 folgende Bahnftreden: 


inden · Braunſchweigiſche Grenze . . ......... 14,136 Meilen. 

Loͤhne · Obnabruͤct · Rheine ... .........2 12,514 >» 

Lehrte · Harburg ..........4 20,513 Meilen. 

Lüneburg- Hohnſtorf ».... +... 69» 
— 2203 >» 

Wunftorf-Bremen ........... 13,514 Meilen 

Bremen-Bremerhafen-Burglefum- 

Grohn · Vegeſack .......... Yars » 
— 290 >» 

Vehrte- Hildesheim -Norbftemmen ......0.+.+- 4,846 » 


Sannoper-Norditemmen- Kaffel . 22,067 Meilen 








Göttingen-Arenöhaufen «...... 2,669 >» 

24,736 » 
Northeim · Herzberg Nüzei ..... 5,857 Meilen ’ 
Herzberg bis Dfterobe «ua... +.» la » 

7,594  » 
Gotlar · Vienenburg ....................4 la » 





Summa 111,242 Meilen. 


Im Jahre 1871 ift bie 0,128 Meilen lange Strede von 
‚Ofterode dis zur Braunſchweigiſchen Canbedgreige bei Baben- 
‚baufen, auf welcher am I. September 1871 der Betrieb er- 
Ofmet wurde, hinzugetreten, jo daß am Schluſſe ded Jahres 


1871 die Gefammtlänge der Sammoverfchen Eifenbahn 111,670 
Meilen betrug, wovon 57,978 Meilen — die Streden 
Minden Braunfdweigifche Grenze, Lehrte- Harburg, 
Munftorf-Bremen, Kreienfen-Minden — 
doppelgeleifig find. 


Bon der Babnjtrede Hannover- Minden hat Schaumburg- 
Lippe den das Fürſtenthum durchſchneidenden Theil in einer 
Länge von 3,279 Meilen auf eigene Koften gebaut und erhält 
für die Benubung die Hälfte der auf biefe Strede im Ber- 
haͤltniß zu der ganzen Strede Wunftorf-Minden fallenden 
Brutto-Erträge, während die andere Hälfte der Sannoverfchen 
Verwaltung für die Koften des Betriebes verbleibt. 


Die 0,565 Meilen lange Etrede von der Lippeſchen Pan« 
beögrenze bi8 Minden ift ag der Köln Mindener · Eifen- 
* ellſchaft weldyer für die Benutzung dieſer Strecke 
6 pGt. des jährlich feſtzuſtellenden Anlagekapitals vergütet wer - 
den. Auf der weiteren Strede zwiſchen Minden und Löhne 
bat dieſelbe Gefellichaft der Sannoverichen Verwaltung die 
Mitbenugung gegen eine Pauſchſumme von 40,000 Thlm. 
jährlich eingeräumt, y 


Die Bahn von Wunftorf nad Bremen und bie Bremen- 
Geefte-Bahn find mit Ausschluß der Bahnhöfe Wunftorf, Bremen, 
Bremerhafen und Geeftemünde auf gemeinfchaftlihe Kojten 
mit Bremen erbaut, weldyes von dem für dieſe Bahnftreden 
befonders zu ermittelnden Neinertrage bie Hälfte erhält. 


Die zwiſchen Hohnftorf und Lauenburg befindliche Elb- 
trajeft-Aırtalt iſt zur Hälfte der Koften von der Hammover- 
chen Verwaltung, zur andern Hälfte von der Yübed-Büchener 
und Berlin-Hamburger Eifenbabngefellichaft hergeftellt. Die 
Unterbaltungstoften, forte die Neveniien fommen nach dem- 
felben Verhältniß zur Vertheilung. 


Der Betrieb auf den Bahntreden von Sannover bis zur | 
Braunſchweigiſchen rer und von bier bis Braun- 
ſchweig, fowie ferner von Herjberg bis zur Braunfchweigifchen 
Landesgrenze bei Babenhaufen unb von bier bis Seelen ift 
ein gemeinfchaftlicer mit der Braunfchweigiichen Eifenbahn- 
verwaltung. Hinſichtlich ber Beförderung ber Züge findet auf 
beiden Routen Naturalausgleihung ftatt, während bie Bahn- 
unterhaltung, die Bewachung und jonftige Bedienung feiten® 
ber betreffenden Bahneigenthümerin allein bewirkt wird, 


Die Bahn von Goslar nad) Vienenburg wirb zufolge 
Vereinbarung mit der Braunfchweigifchen Eifenbahnverwaltung 
* dieſer für Rechnung der Hannoverſchen Staatsbahn be- 

en. 


Dagegen leitet die Hannoverſche Verwaltung vertrags- 
mäßig für Nedynung ber Magdeburg-Feipziger gg Al 
ſchaft die Verwaltung und den Betrieb a ber am 1. Auguſt 
1869 eröffneten, dieler Gefellichaft gehörenden 3,303 Meilen 
langen Bahnftrede Nügei-Nordhaufen. 


Anlagelapital. 
Das Geſammt »Anlagelapital betrug 
Bib 1BTL Henne innen 58,008,909 Ihlr., 
(durchſchnittlich pro Meile. .....- 520,301 Thlr.) 


Von biefer Summe find sabzuredjnen 
der Bremiſche Antbeil mit ..... 
ber —— ⸗ 


der Köln-Mindener » E .. 1371764 » 
zufammen ....- 3,530,227 Thlr. 


Es verbleibt folglih ald rein Preußiſcher Antheil die 
Summe von 449,568,682 Ihlen. 


Bauten, 


An wichtigeren Bauten famen im Jahre 1871 zur Aus · 
führung: 8 
l. a conto der durch Allerhöchſte Ordre vom 
24. April 1864 zur Verfügung geſtellten Geldmittel: 
die Fertigſtellung des zweiten Geleiies zwifchen Suder ⸗ 
burg und Bevenfen, und 
Seleiserweiterungen auf den Bahnhöfen Suberburg, 
Bevenfen und Uelzen. 
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Bon dem im Ganzen bewilligten Be- 
BURGER ven. ...  17425,609 Thle. 
waren biß ult. 1871 veraußgabt .. 1,376,750 = 
mithin noch disponibel ........... 9 The, 


2. a conto.der Eifenbahnanleihe de 1868: 


die Ueberführung ber Straße »Engelboftellee Damme 
am Öftlichen Ende bed Rangirbahnhofes bei Hainholz 
(Hannover) mit mafjiven Dfeilern und eifernem 
Ueberbau; 


ber Neubau bes öftlichen Flügels des neuen Haupt ⸗ 
gebäude auf dem Bahnhof Hannover, welcher bis 
auf — Theil des inneren Ausbaues vollendet 
wurde; 


bie Serftellung von Dienftwohngebäuben ; 


die Fortführung des Umbaues x. der Geleife behufs 
Einführung ded Rechtsfahrene ; 


die Aufftellung und Einrichtung neuer Telegraphen ı. 
behufs Ein ng einer neuen Signalordnung und 


bie Sertipftellung des zweiten Geleifes zwifchen Eyſtrup 
und Verden mit Ausnahme der Geleißerweiterungen 
auf ber Station Eyſtrup, Dörverden und Verden. 


Die Gefammtbewilligung pro 1868 beträgt mit Einfluß 
der Summe für Vermehrung der Betriebsmittel im Betrage 
von 2,000,000 Thlen., aber ohne bie für ben Bau ber Bahn- 
fireden Göttingen-Arenshaufen und ber Sübharzbahn 
ivilligten Gelbmittel ............... 3,309,000 Thlr. 


Davon waren bis Ende 1871 ver- 
— —— ul B 
mithin noch bißponibel.........-- x Ir. 
3. a conto der außerordentlihen Bewilligun 
Br 1869; 9 — 


die Fortführung beziehungsweiſe Fertigſtellung von 
Ge ———— und ſonſtigen —— 
lagen auf den Stationen Peine, Sehnde, 
ſtemmen, Kreienſen, Celle und Sarfum; 


die Vollendung des Stationsgebäubes in Echem und 
Adendorf und ber Umbau des hölzernen Ueberbaues 
von 10 Brüden auf ber Strede Fehrte-Harburg in 
Eifen, während bei einer anderen Stelle des Holy 
überbaues ein Gewölbe zur Ausführung fam. 


Ganzen waren einfchließlih der Summen für Be 
—* im Betrage bon 18:00 Thlm. 


wo 1869 bewilligt .....<-r200000» 740,600 Thlr. 
eraußgabt waren davon bis ult. 
x 3 Ne 547,759 » 
mithin noch bißponibel ........ u... 192,841 Thlr, 


4. a conto ber BRBEEDEREN LINER Bewilligung 
de 1870: 


die Herftellung ber Eifenfonftruftion an Stelle bes 
hölzernen UWeberbaues bei folgenhen Brüden: ber 
Leinebrüde bei Letter (Haupt und Fluthbrücke), der 
Aucbrüde bei Haͤmelerwald, fowie 9 Heinerer Brüden 
auf ber Strede Wunftorf- Bremen und 3 auf ber 
Strede Kreienfen- Kaflel; 
die Inangriffnahme bes Umbaues ber Allerbrüde bei 
Celle und ber Fuhſe -Fluthbrücke bei Deine; 


die Fertigftellung bes Umbaues des Ueberbaues ber 
Frubfebauptbrüde bei Eelle und bes Umbaues ber 
Seernbrüde bei Harburg; 


die Herftellung einer Brüdenmaage auf den Bahnhöfen 
Dsnabrüd und Nörten; 


die Anlage eincd zweiten Gafometers, fowie die Er- 
weiterung ber Gasleitung auf Station Hannover / 
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die Anlage eines Rangirbahnhofes bei Lehrte und einet 
Verbindungsgeleifes zwiſchen der Hannover-Braun- 
fchweiger und ber Lehrte- Harburger Bahn, ſowie 


die Seritellung einer befonderen Telegraphenleitung 
F Verbindung des Rangirbahnhofes mit der Station 
ehrte. 


m Ganzen waren bis zum Schluffe des Jahres auf bie 
außerordentliche Bewilligung Jahres 1870 341,519 Thlr. 
veraußgabt, fo daß, da im Gangen........ 589,160 » 
bewilligt find, noch ...................5 247,641 Thle. 
bisponibel blieben. 


5. a conto ber auferorbentlihen Bemilligung 
de 1871: 


Der zur Berme rung ber Betriebsmittel go Ge⸗ 
fammtbetrag von 200,621 Thlrn. war Ende 1871 bis auf 
61,621 Thlr. verausgabt. 


6. a conto Betriebsfonds: 


ben Geleifen, —— von Einfriedigungen entlang 
der Bahn in gem usdehnung in Solge ber Ein- 
ahnpolizei » Neglements Fi 


ber Ban von 10 BahnwärterWohnhäufern; 


die Ausführung von Geleiserweiterungen auf dem Vro- 
buftenbahnhofe bei Hannover, auf Bahnhof Geefte- 
münbe, auf ber SHalteftelle Olbenbüttel, auf den 
Stationen Northeim, Nörten, Göttingen, Arens- 
ei Kirchlengern, Melle, Belpe, Hörftel und 
L) j 


bie Einrichtung zweier Kreuzungsftationen auf der Strede 
Bremen · Gerjtemünbe — Oldenbüttel · Stubben 
und Stubben · Loxſtedt) und die Autzrüſtung derſelben, 
ron der Kreuzungsftation Ihringshauſen mit elektri- 
den Apparaten; 


bie nangriffnahme der Anlage einer Salteftelle bei 
Oberfceden an der Hannover Kaſſeler Eifenbahn ; 


bie Fertigſtellung der Gebäube und Geleife auf ber Halte 
ftelle Rragenhefi 


bie en der Einrichtung von Diftanzftationen 
in folge der Einführung des Bahnpolizei-Reqlements 
für bie Eifenbabnen Deutichlands —— Vochelde 
und Deine, Peine und Hämelerwald, Hämelerwald 
und Lehrte, Lehrte und Misburg, Misburg und 
Hannover, Hannover und Seelze, Seelze und Wun- 
ftorf, Wunftorf und Haſte, Büdeburg und Minden, 
Eelle und Eſchede, Salzderbelden und Nortbeim, Kat 
lenburg und SHattorf, SHattorf und Eeaberg) und 
bie Frertigftellung ber Blodftationen — Öttin- 
en und Dransfeld, Dransfeld und Münden, Osna 
rück und Velpe; 


bie Umänberung ber Glodenleitung ber Bahnftreden 
ee zum Geben ber elektrischen Sülfs- 
gnale; 


die Erweiterung ber Stationägebäube zu Suderburg, 
Burgdorf und Galitebt; 


ber Umbau des Stationsgebäubes in Unterlüß ; 


bie —— der Güterfchuppen in Hannover, Stubben 
und Osnabräd; 


die Anlage eines neuen Güterſchuppens und eined neuen 
Lokomotivſchuppens fir zwei Stände in Kreienfen, 
fowie eined Yolomotivfhuppens zu 4 Ständen in 
Minden und eines probiforifchen Lokomotivſchuppens 
für 4 Stände in Göttingen; 


bie Erweiterung des Lofomotivfhuppens in Osnabrüd; 
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bie Anlage einer neuen Wafferftation in Celle und Er- 
mweiterung ber füblihen Wafferjtation in Nienburg; 


die Herftellung von Koblenfchuppen auf den Stationen 
Hannover, Nordftemmen, Nienburg, Verden und 
Kaffel; 

bie Vollendung * Gasanlagen auf ben Stationen Alfeld 


und Kaffel un 


die Aufftell eiſtehender Waſſerkrahne mit ben dazu 

— len: a ben Stationen ae 

ienburg, Verden, Burg Leſum, Lüneburg, Göttin. 
gen, Northeim und Norditemmen. 


T. Neubauten. 
a. Sübharzbahn. 


Ueber ben Hattorfer Mühlenbadh bei Hattorf wurbe eine 
Brücde mit eifermem Ueberbau gebaut. Auf ber Strecke 
Dfterode - Babenhaufen wurben bie noch rädjtändigen Erb- 
arbeiten vollendet. 


b. SHerftellung bes zweiten Geleifes ber Strede 
Münden-Kaffel 


auf Rednung der Halle⸗Kaſſeler Eifenbahn, weldyer vertra 
ni der Mitbetrieb auf diefer Strede eingeräumt iſt. 0. 


° Die Arbeiten wurden kräftig in Angriff genommen und 
eig Amor das Geleis wurde einftweilen proviſoriſch in 
den hnhof Kaffel eingeführt, ba bie zur befinitiven Ein- 
führung erforderlichen Erdarbeiten noch nicht ganz vollendet 
waren. 

5 Betriebsmittel, 


Der Maſchinen und Wagenpark beftand am 1. Januar 


1871 aus 285 Volomotiven und zwar: 
aus 258 gefuppelten und . 


27 un elten 
a eken 


onenwagen ..2 459 Stüuͤck, 
namlich J. und J— Klaſſe .. 142 Stüd, 
+ * .. * 

V. 8» ” 
Gepaãckwagen ................... 100 » 
—— mit Stallungseinrihtungn 24 >» 

eflügelwagen .............. 4» 
Güterwagen, bededte .............4 2195 >» 
» offene.............. 3300 » 
tiebwagen.......... 158 — 





Neu beſchafft find im Laufe des Jahres 


30 ?otomotiven und 19 Tenber, 

13 Derfoneniwagen Hr Klaffe zuſammen 
33 » I.» 56 Gerfe 
10 D IV. » 


nenmwagen; 
8 Gepädwagen, 
1 Pferbewagen mit Stallungseinrichtung, 
45 Güterwagen, bebedte, 
83 D offene, 
6 Langholzwagen und 
52 Kieswagen. 





Dagegen haben wegen Unbraudybarkeit ausrangirt werben 
müffen: 


11 ?ofomotiven, 

6 Perſonenwagen L/II, Klaſſe, 

1 Dferdewagen mit Stallungseinrichtung, 
17 Güterwagen, bebedte, 
34 » offene, 
27 FKießwagen, 
85 Wagen, 


Kran der Maſchinen und Wagenparf am 1. Januar 1872 
aus;- 


304 Lokomotiven, nämlid 281 gekuppelten 
und 23 ungeluppelten, 


273 Tendern. er 
cſenenwagen Stück, 
nämlich ir Klaffe ... 149 Stüd, 

U. » ... » 
IV. » ..% » 

GSepocwagen: ensure Rn 108 » 

——— mit Stallungseinrihtungen 24 » 
eflügelwaägen aussen sanieren 4» 

Güterwagen, bedeckte ................ 226 » 

o H * offene RE — 

Langholzwagen ................... 

Kieswagen ee anderes 183 r 

Summa ... 6409 Stüd. 
Außerdem 
befißt bie Verwaltung "4° Anteil au 


36 Verfonenwagen J. / II. Klaffe, 
12 fombinirten Poft- und Perfonenwagen, 
27 Gepädtwagen 


Summa .. 6240 Stüd, | des Norbdeutfchen Eifenbahn-Berbandes. 


h 
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Betriebörefultate. 
Die Betriebsrefultate ber legten fünf Jahre nad) der wirklichen Jft-Einnahme und Jit-Ausgabe ftellen ſich wie folgt: 


A. Befammtrefultat. 






Verzinfun 9- 

Preußifcher m 
Antheil. | Ganzen. 

pet. 









Baufapital. 





- Brutto 
Preußiicher Im Einnahme 
Antheil. Ganzen. j 


Ihlr, 


Rein- 
ertrag. 







Thlr, pet, 





Thlr. 





Thlr. 

























inkl. der 
. Herauszahlun- 
gen an Bre- 
men ı. 
‚BOT sernen MEER 44,798,578 | 56,330,970 7,552,206 deren 2,666,339 5,95 — 
extl. derſe 
3,040,320 | 3,661,886 — 6,41 
inkl. derſelben 
— ——— 42,260,866 | 50,373,125 7,860,534 4,931,501 | 2,929,033 6,93 — 
exkl. derſelben 
4,244,072 3,616,462 — 7,18 
inkl. berfelben 
BD nusnuaniaea 46,702,296 | 55,213,500 8,472,172 5,006,094 | 3,466,078 7,42 — 
exkl. rg 
4,314,561 | 4,157,611 — 7,63 
infl. berfelben 
3 1 DENE AENE 48,423,183 | 56,941,184 9,048,511 5,313,682 | 3,734,829 7m — 
exkl. derſelben 
4,539,3384,609,178 — 7,92 
infl. berfelben 
11. 2 ERRETRPE RE 49,568,682 | 58,098,909 | 10,731,970 6,549,692 | 4,182,278 8,44 — 
exkl. derſelben 
5,771,887 4,960,083 — 8,54 


Bemerkungen. Nad dem Etat pro 1871 refp. ber vorjährigen Rechnung it: 


a. SollEinnahme ............... 9,205,615 Thlr., 
b. Soll-Außgabe ................ 6,205,168 » 
Verglichen mit ber wirklichen ft-Einnahme von ........ .........44 10,731,970 Thlr. 
a RR EEEOTOTERTERFET 6,549,692  » 
ergiebt pro 1871 eine Mehr-Einnahme von .................. 1,526,355 >» 
eine Mehr- Ausgabe von ..... +... — NE RENPLTETER TED LE FETSEFTPERTUETIFRETET 344,524 >» 


Die Mehr-Einnahme gegen bad Vorjahr, erklärt ſich durch die vielen Militairtransporte und durch die aufergewöhn- 
liche Steigerung bes Eil- und jracdhtgüterverfehrs. 

Die Mehr-Ausgabe rührt hauptſächlich aus den in Folge der Verfehräfteigerung erforderlich gewordenen bedeutenden 
Ausgaben für Erneuerungen und Ergänzungen ber. 


m Betriebe befanden ſich ult. Dezember 426,385 Thlr. 19 Sgr. I Pf. an Bremen, 
Ey (1 BSR IETELTERTEREREERESERERTERT . 111,242 Meilen. 27584 7 18» 5» » Schaumburg- Lippe, 
ur Braunfchweigiichen Landesgrenze bei 22 a Ne ee — verfional- 
J TEER SELTENE Q,28 > ' Gntfchäbig . * 
Mithin ult. Dezember 1871... 111,676 Meilen. 9,556 » a — Verwaltung der Main-Wefer- 


Von dem Reinertrage Bahn (für die Mitbenugung 


ad 4,182,278 Thlr. * haben. ander * ung, daß des Bahnhofes Kaſſel) 
ie Strecke Ojterobe- Babenhaufen erſt am 7 5 
—— — — ll nn 
worden iſt, auf eine Meile 37,5 T. ö P a nıı 
3 z En ; . Die Betriebstoften umfaffen auch biejenigen Ausgaben 
» 4960,083 » beügl. auf eine Teile... ice welche bei Brivatbahnen aus dem Meferve- und Erneuerungs- 
Die in den Betriebskoften enthaltenen Herauszahlungen | fonds beftritten werden, und weldye im Jahre 1871 im Ganzen 
Teen fich, mie folgt zufammen: 1,341,054 Thlr. ‚betragen haben. 
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Die Einnahmen vertheilen ſich in — Weiſe: 
A. Vertheilung auf die Haupt-Einnahmepoſitionen. 





















Derfonenverfehr. » Güterverkehr. 
— Summa 
ordinaria. | "I Meile 
Perfonen- | Einnahme. | Tentner | Einnahme. 
zabl. zahl. 
Ihlr. i Ihlr. hir, Tlr. 













Die Frequen —— ft- Einnahme 
— bro 18 871 3 —— 5,373,893 


Desgleihen pro 1870 .......... 4,856,606 


, 


m 
Mithin pro 1871 . 






10,731,970 
9,048,511 


3,349,459 
3,059,106 


82,661,253 
70,873,618 


6,601,287 781,224 
5,381,463 



























11,787,635) 1,219,824 173,282) 1,683,459]| 15,114 











Anmerkung: Der nad Beendigung bes” Krieges eingetretene außerordentliche Aufſchwung bes Geſchäftsverkehrs hat 
den Güterverfandt auf eine unerwartete Höhe getrieben und dadurd die Gütertransportausfälle des 
vorhergegangenen Jahres mehr ald ausgeglichen, 


B. Vertheilung der Einnahmen aus dem Perſonenverkehr auf die einzelnen Transportzweige. 















Verſonen 
(inkl. Mili- 
tairs). 


Thlr. 







Equi ⸗ 
pagen x. 


Extra- 


= Summa. 
ordinaria. 


Thlr. 


















Einnahme 1871 ............... 2,944,283 
Einnahme 1870 ............... 2,441,894 


151,199 
108,671 


2334 | 182,724 = 
421,321 


3,349,459 
3,059,106 








mehr. . 


weniger. 


502,389 | 42,528 290,353 





Mithin im Jahre 1871 








C. Vertbeilung ber Derfonenzahl nad den —— Wagenklaſſen. 









Mit Kourier- u. Schnelljügen, Mi it anderen Zügen. 


Summa. 







































Ir ———— 27,600| 200,416] 147,6331 31,6081 582,11831,9087,905 1,277,36111,007,0371 11222015,373,893 
B⏑ 19,941 151,289] 125,1701 25,373] 486,215 1,888,223 1, 158,321] 920,115] 81,95914,856,606 
j mehr . 7,659| 49,127 6,235) 95,898 a 119,040] 86,922 517,287 
pro 1871 
} weniger — — — — 























— —— — 11,680] 322,346] 1,068,964 —  11,402,990 
1870............ 8,510) 241,688] 890,396 —  [1,140,494 

( mehr 3,170| 80,758 178,568 262,496 
pro 1871 ' 





— — — — 


Anl, z. d. Verhandl. b. Herrenhaufes. 10 
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Güter 
ber. ev | Sein. Außer: 
mäßigten gewöhn- 
Eilgut ee. | WR: | ne 
Steintog | und | Gegen- 


len und | Koafs. 
Koald). ſtaͤnde. 


Etr. Er. 
















. rn." 






.| len und } Stoaf8), 
Koaks). 





mebr..]112,912] 3,162 126,>32] 876,17 





weniger | — — — — 2 _ 


DVertehrd- und Tariſweſen. 


Am inneren Verkehr findet eine birefte Expedition von 
DBerfonen und Gütern mit Ausnahme einiger umvichtiger 
Stationen, ſowie der Halteftellen, welche nur mit ihnen näßer 
belegenen Stationen und Halteftellen in unmittelbarer Verbin 
dung fteben, zwifchen allen Stationen jtatt. 


Qur —— des Verkehrs nach und von anderen 
Bahnen find folgende direkte Verkehre eingerichtet: 


A. Für Derfonen und Gepäd. 
1. Direfte Verkehre: 


a) mit den Braunſchweigiſchen Eifenbabnen, 
. b) mit ben Stationen der Bahnſtrecke Rheine Emden, 
e) mit der Oldenburgiſchen Bahn, 
d) mit ber ‚ Berlin-Gamburger, Lüber-Bücener und 
Medlenburgiichen Bahn vıa Hohnſtorf, 
e) mit Stationen der Magdeburg-Halberftädter Bahn- 
ftrede Berlin» Stendal» Lehrte (Berlin: Kölner Verband), 
f) mit der Magbeburg-Halberftädter, Berlin -Botsbam- 
Magdeburger, Magdeburg · Leipziger und Leipzig · Dres: 
dener Bahn (Mordbeutfcher Verband), 
8 mit Stationen ber Oſtbahn, 
h) mit Stationen der Thüringiſchen Bahnen via Nord 
haufen refp. Veinefelde und der Bayeriſchen Bahnen 
„via Ceinefelbe, vefp. Kaffel - Lichtenfels, 
i) mit Stationen der Main Mefer-, Main-Nedar-, der 
Württembergifchen und Badifchen Bahn (Weſtdeutſcher 
Verband), 


D. Vertheilung der Güter nad Centnerzahl auf die verfhiedenen Tarifklaffen. 


294,852]1,289,253| 8,624,136| 1,396,083| 52,890 


15,693] 5,715] 10,104 — [10,443 — | 56,8455 9,41211,219,524 



























Betriebs. Baugut 
Dienſtgut nach en 


Yadungen) motiv- Dieb. | Summe. 
berech· fracht ⸗ meilen 
netes, | freies. beredhnetes, 


Er. Er. Er. I Min. 





731,126 
2,136,586 





| 
ae. 97,438 — | 109,515[11,594,540 
76,532] 193,095] — | 2011 — ur 











Thlr. | Thle. | Töfr. Thlr. Thlr. 


346 | 246,901] 68,12616,601,287 











k) mit Stationen der Halle- Kaffeler, Magdeburg Leipziger 
und Yeipzig+ Dresdener Bahn via Northeim · Norbhauſen 
reſp. Arenshauſen, 

I) mit der Berlin-Anhaltiſchen Bahn (Station Berlin) 
via Nordhaufen, 

m) mit Defterteichiichen Bahnen via Dresden» Bodenbad,, 

R mit Stationen der Nordbaufen: Erfurter Bahn, | 

0) mit Stationen der Köln» Mindener, Bergifch- Märkifchen 
und Mejtfälifhen Bahn, 

p) mit Stationen der Niederländifchen Rhein -Eifenbabn 
und der Niederländiſchen Staatsbahn via Saljbergen 
und via Oberhaufen, 

q) mit Stationen der Rheinischen Eifenbahn, der Franzo— 
fiihen Nordbahn, der Belgiihen Bahn — auch via 
Oftende, Calais und Rotterdam mit Yondon. 


2, Tranfitverfebre: 


a) zwifchen ben öftlihen Stationen des Morbbeutichen 
erbandes und Stationen der Köln Mindener, Ber 

giſch » Märkifchen, Weſtfäliſchen und Niederländifdyen 
Bahnen, i 

b) zwiſchen öftlihen Stationen des Norddeutſchen Ber 
bandes und Frranzöfiichen und Belgiſchen Stationen, 
auch Yonden, 

e) zwifchen Ruſſiſchen Stationen und Franzöſiſchen rein. 
Bel iſchen Stationen, 

d) zwiſchen Oldenburgiſchen und Braunſchweigiſchen veip. 
Köln-Mindener Stationen, 5 

e) zwifchen Samburg, Lübet und Stationen der Main 
Wefer- Bahn, der Main - Neckar⸗ Württembergifcyen ıc. 
Bahn via Kaſſel, 





f) zwiſchen Hamburg, Lübeck und Stationen ber Köln 
Mindener und der Rheinifchen Bahn, Franzöſiſchen 
und Belgifchen Stationen, 

g) weichen Braunfchweigifhen Stationen und Hamburg. 

übel ıc. via Hohnſtorf, 

h) zwifchen Stationen der Magdeburg - Halberftäbter Bahn, 
Berlin Stendal- Lehrte und Köln-Mindener Stationen. 


B. Für Güter 

1. Direkte Berfebre: 

a) mit Braunfchweigifchen Stationen; 
b) mit Stationen der Bahnitrede Rheine ⸗Emdben; 

ec) mit Stationen der Oldenburgifchen Bahnen; 

d) mit Stationen der Berlin Samburger, Luͤbeck · Bücener, 
Medlenburgiichen und Altona Kieler Bahn via Hohn: 
ſtorf (Micderdeutfcher Verband); 

e) mit Stationen ber Halle-Kaffeler, Magdeburg Leipziger 
und Feipzig- Dreibener Bahn via Northeim Horbrufen 
reſp. Arenshaufen ; i 

f) mit der Verlin-Anbaltifhen Bahn (Station Berlin) 
via Northeim reip. via Nrenshaufen; 

g) mit der Köln-Giehener und der Naffauifchen Bahn 
via Gießen; j . 

h) mit Stationen ber Meitfäliichen und der Köln - Min- 
dener Bahn via Holzminden (Sächſiſch-Weſtfäliſcher 
Verband); 

i) Kohlenverkehr von Bergiſch · Märkischen und Köln. Min- 
dener Stationen vin Kaffel, refp. via Solgminden; 

k) mit Stationen der Magdeburg Halberftädter, Magde- 
burg · Leipziger, Leipzig» Dreädener, Berlin» Potsdam⸗ 
Magbeburger und Berlin Stettiner Bahn (Norddeut- 

= fcher Verband); — 

1) mit Stationen der Magdeburg - Halberſtädter Bahnſtrecke 
Berlin » Stendal» Lehrte (Berlin Kölner Verband); 

m) mit Stationen der Riederichlefiich-Märfifhen und ber 
Berlin -Görliger, der Oberſchleſiſchen, der Wilbelmsbabn 
und der Breslau: Schweibnig + Freiburger Bahn (Schle- 
ſiſch ⸗Rheiniſcher Verband); 

n) mit Stationen der Köln Mindener und ber Bergifch- 

Märkifchen Bahn via Minden (Bergifd}- Hannoverscher 

Verkehr); j 

0) mit Frankreich und Belgien; 
p) mit Stationen der Oftbahn und mit Ruſſiſchen Sta- 

tionen; . 

) mit Stationen der Sächſiſchen weitlihen Staatsbahnen ; 
J mit Stationen der Sächſiſchen öſtlichen Staatsbahnen; 
s) mit Stationen der Thüringiſchen Bahn via Magdeburg 


Halle; , 
t) mit Stationen der Thüringiſchen und Norbhaufen- 
Erfurter Bahn, via Nordhaufen refp. Ceinefelbe; 
u) mit Bodenbach, Prag, Olmüh, Brünn, Wien, Defth ıc. 
via Dresden; | . j 
v) mit Stationen der Niederländifchen Staatsbahnen, via 
Salzbergen (Hammover-Nieberländifcher Verband); 
w) mit Amſterdam, Rotterdam, Utrecht und Haag, via 
Salzbergen, reſp. via en! 
x) mit Stationen der Weitfälifchen, Köln-Mindener und 
Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn, via Rheine. refp. vin Löhne 
( älifcher een) 
y) mit Stationen der Main» MWefer-, MainNedar-, der 
ei und Badiſchen Bahn (Meftdeutfcher 
band) ; 
2) mit Stationen der Frankfurt · Hanauer Bahn, der Hef- 
ſiſchen Pubwigsbahn, der Pfälzifchen Rheinbahn und 
ber Saarbrüder Bahn (Nordweitdeuticher Verband); 
aa) mit der Schweiz und Vorarlberg, via Frankfurt 
Friedrichshafen; 
bb) mit der Tharingiſchen und der Werra · Bahn, via Leine⸗ 
felbe rein. Kaflel; 
ce) mit Stationen der Baperifchen Staatd- und Oftbahnen, 
ſowie mit Wien und Linz, via Leinefelde refp. Kaffel- 
Fichtenfels. 


2, Tranfitverfebre: 


a) zwifhen Stationen der Oftbahn und Ruffifchen Sta- 
tionen einer und Stationen ber Köln: Mindener und 
Rheinischen Bahn andererfeits; 
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b) zwiſchen Stationen der Oftbahn und der Ruſſiſchen 
Bahyen einer- und Franzöſiſchen und Belgiſchen Sta- 
tionen anbererfeitd; . 

e) zwiſchen den öftlihen Stationen des Norddeutichen Ver- 
bandes und Stationen der Köln-Mindener, der Nieder» 
ländifchen, Weftfälifchen und Oldenbur— fen Bahn; 

d) zwifchen Stationen der Magbeburg« Salber äbter Bahn- 
ftrede Berlin» Stendal · Lehrte einer- und Köln - Mindener, 
Weitfälifchen, Oldenburgifchen und Niederländifchen Sta- 
tionen andererfeits ; 

e) —— Stationen der Nieberfchlefifch- Märkif en, ber 

erlin-Görliger, der Oberſchleſiſchen, der Wilhelmsbahn 
und der Br —— rei * Bahn einer- 
und Stationen ber Köln-Mindener, Niederländifchen, 
Meftfälifchen und —— Bahn andererſeits; 

f) zwifchen Stationen der Oldenburgiſchen, Yüber- Büchener 
und Berlin-Samburger Bahn und Köln- Mindener, 
Bergiſch-Märkiſchen und Niederländiſchen Stationen ; 

g) zwiſchen —— Meftfälifchen, Yübed-Büchener 
und Berlin Hamburger Stationen einer- und Braun- 
ſchweigiſchen Stationen andererfeits; 

h) zwifchen Oldenburgifchen einer- und Magdeburg -Leip- 
jiger, reſp. Leipzig- Dresdener Stationen andererfeits, 
vin Northeim» Nordhaufen; 

i) zwiſchen Stationen der Berlin- Hamburger und Lübeck⸗ 

üchener Bahn und Stationen der Thitringifchen und 
ber Merra-Babn ; 

k) zwiſchen Stationen der Berlin- Hamburger und Fübed: 
Büchener Bahn und Stationen der Main-Wefer-, Main- 
Near, Württembergiichen und Babifhen Bahnen; 

1) —— Stationen der Berlin Hamburger und Lübeck⸗ 

ücener Bahn und Stationen der Frankfurt - Hanauer, 
der Taunus -Bahn, der Naſſauiſchen, der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn, der Pfälziſchen, Rhein - Nahe⸗, der Saar · 
brüder und Saarbrüden Trier ⸗ Bahn 

m) zwiſchen Halle⸗Kaſſeler, Magdeburg · Leipziger, Leipzig 
Dresdener und Sächſiſchen Stationen einer- und Sta 
tionen der Main + Wefer-, ber Köln-Giehener und Naf- 
fauifchen Bahnen andererfeits via Northeim ⸗ Nordhauſen 
reſp. Arenshauſen; 

n) zwilchen Halle-Kaſſeler, Magdeburg · Leipziger, Leipzig. 
Dresdener Stationen eimer- und MWejtfäliichen, ſowie 
Köln- Mindener Stationen anbererfeits, via Holzminden / 

0) zwiſchen Braunſchweigiſchen und Weftfälifchen Stationen 
einer- und Bayerifchen reſp. Oeſterreichiſchen Stationen 
anbererfeits; 

p) zwifchen Braunfchweigifhen Stationen einer- und Halle- 
Kaffeler, Norbbaufen- Erfurter und Ihüringifchen Sta- 
tionen anbererfeits. 


In allen dieſen direkten Verkehren findet im Allgemeinen 
bon und nad jeder Nerbandäftation eine unbeichränfte Erpe 
bition von Gütern, Vieh, Equipagen x. ftatt. Ausgenommen 
find die Verbandsverkehre 


a) mit Frankreich und Belgien, 
b) mit Stationen ber ‚Königlichen Oftbahn und mit 


and, 

e) mit Stationen der Sächſiſchen öſtlichen Staatsbahnen, 

d) mit Bodenbad, Drag, Olmüg, Brünn, Wien, Befth ıc. 
via Dresben, 

e) mit ber Schweiz und Vorarlberg via Frankfurt - Frie ⸗ 
drichähafen und " 

f) mit Stationen der Baverifchen Staats und Oftbahnen, 
ſowie mit Linz und Wien via Kaffel- Lichtenfels; 


in welchen Ihiere, Eauipagen und Fahrzeuge von ber direkten 
Erpebition ausgeſchloſſen find. 


An Fahrgeld wird erhoben pro Perſon und Meile: 


für gewöhnliche Züge in 1. Klaffe .........- 6 Sur. 

» 9 v > 2 Er 4% ” 

» ’ + » 3, * Pe ee 3 > 

* » » -»4, VER TITrT 1% * 

» Schnellzũge ⸗ ⸗ 1. .. 7,» 

» » Bm Se Yukneaneee » 
> EFT re 1 2 


(auf ber Strede Kreienfen-Staffel in 3, Wagen- 
klaſſe 34 
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für Kourierzüge in 1. Klaſſe ... .. .. ....... 7% Sgr. 
Ne IR EEE » 

an Gepäd-Ueberfraht bei 50 Dfd. Freigepäck 

ro 10 Pfd. und Meile ......20r...% 34 Df | 
. Militaird zahlen nad) dem Neglement: 

pro Offtzier 5. 4 Sgr. 
pro Mann vom Feldwebel abwärts .......- l >» 


für die Meile. 





Beſondere Erleichterungen werden geboten durch bie Ge- 
mährung von Retourbillets mit dreitägiger (von einzelnen | 
größeren Stationen nad Berlin viertägiger) Gültigkeitsbauer 
und Rundreiſebillets nach dem Harze und dem Nheine mit 8, | 
beziehungsweiſe 10, 14, 20tägiger Gültigkeitsdauer bei einer | 
Ermäßigung von 25, beziehungsmeile 33% pEt., ſowie von 
Abonnementäfarten auf 30 Hin- und Nüdfahrten mit einer 
Ermäßigung von 40 pEt., für Schüler von 50 pEt. 


Die Tarifirung der Güter findet im Lokalverkehre ftatt als: 


Eilgüter, 
Güter der Normalklaffe (Klaffe 1.), 


»  » ermäßigten Klaſſe II, 
». » ermä * Klaſſen A. bis E. und 
» » Spezial und reſp. Ausnahme · Tarife. 


Die normalen Sätze betragen pro Ctr. nnd Meile: 


für f 

Eilgut 10 Pf. 

Klafe l. 5 » | ohne Zufchlag, 
» IL.4» 


» A.3 » nebft 0,3 Sgr. Zufchlag, 
» B. 21» » 03 : » = 

» 0.2» » 03 »" » 

» D. bi8 2OMeil. 13 Bf.nebit 1 Ihle. Zufchlag für je 100 Etr. 
» D.über20 » 1» » 1» » »» 100 » 
» E » 0 » 1», » 1» » »»100 > 


Spezialtarife beftchen im Lokalverkehre für: 


a) Eünftliche ——— x. zu 14 Df. pro Ctr. und 
Meile nebit 1 Thlr. —— * für je 100 Etr.; 


b) für Salz (Siedefalz, Steinfalz, Seefalz), auch Viehfalz- 
Leckſteine, Abraum., Abfall, Fege · und Düngefalz 
dem Satze von 1,35 Pf. pro Etr. und Meile nebſt 
1 Thlr. Frachtzuſchlag für je 100 Er; 


ür Förderſtei 1Pf. Etr. und Meile neb 
Im Brasil N le für ie 100 Er 
(beim Export nur JThlr. Frachtzuſchlag), 


d) für NRobeifen, Robftableifen, Luppen-, Brud- und Ab- 
falleifen, alte Schienen zu dem Safe von 14 Df. pro Ctr. 
und Meile nebſt 1 Thlr. Frachtzuſchlag für je 100 Er. ; 


e) für Steinfohlen und zwar: 


Deifter und Ofterwalder Kohlen j 1 Bf. pro 
Etr. und Meile ohne weiteren Qufchlag, für andere 
und namentlich MWeitfälifhe und En lfd Kohlen 
zu 1Pf. pro Etr. und Meile, mit 1 Thlr. Zufchlag 
für je 100 Etr. 


Ausnahmen biervon treten ein bei fürzeren Transport- 
eden für diejenigen Klaffen, bei welchen ein Zuſchlag an 
pebitionsgebühr gemacht ift, infofern, als die früher einge- 

führten billigeren Säge ohne Expeditionsgebühr beibehalten find. 


In den Verbandsvertehren gelten im Wejentlichen bie 
rs Klaffeneintheilungen und Einheitöfrachtfäte nebit Expe 
itiondzufchlägen. 


* Laufe des Jahres 1871 wurden für ae birefte 
Verkehre neue Tarife herausgegeben, duch welche für ver- 
ſchiedene wichtige, Transportartifel weſentliche Fprachtermäßt- 
gungen eingeführt wurben: h 


für den Hannover « Thäringifhen Verband via 
Nordhauſen reſp. Veinefelde, den Hannover + Thü- 
tingifchen Verband via Halle, den Berlin » Kölner 
Verband (Route Stendal: Vehrte) und ben Weit- 
fäliichen Verband. 


* — ne — — 


Außerdem haben auch durch Abänderung der übrigen 








Tarife vielfache Frachtermaäßigungen ſtattgefunden. 


Fahrplan. 


Der am Schluſſe des Jahres 1870 beſtehende Fahrplan 
wurde im Weſentlichen bis zum 15. Juni 1871 beibehalten. 
Mit diefem Tage fand die Einführung des Sommerfahrplans 
ftatt, durch welchen. die fänmtlidhen Züge des Fahrplans vom 
1. Juni 1870, welche wegen ber Eriegerifchen Ereigniffe bes 

es 1870 — 71 aufgehoben waren, mit wenigen unerbeb- 
lichen Menderungen wieder aufgenommen wurden. 


Wegen der gleichzeitig ftattfindenden Eröffnung ber Bahn 
von Gocha nad) beinefelbe wurben auf ber Strede Göttingen. 
Arenshaufen zur DVermittelung des durchgehenden Werkehrs . 
nad) Gotta wei Derfonenzüge eingelegt, melde ohne —— 
wechſel zwiſchen Göttingen und Gotha durchgeführt werben 
und auf erftgenannter Station an ben —— 57 von 
Frankfurt nach Harburg, reſp. an den in umgekehrter Richtung 
kourſirenden Nachtſchnellzug Anſchluß finden. 


Auf der Strecke Herzberg · Seeſen wurden mit ber Erdff- 
des Betriebes a der Strede Dfterode - Seefen am 
1. September 1571 an Stelle ber bis dahin zwiſchen Herzberg 
und Ofterode beförberten 3 gemifchten Züge 3 Derfonenziige 
und 1 gemifchter Zug eingerichtet. 


Die mit der Eröffnung ber Berlin-Tehrter Bahn am 
I. Dezember auf diefer Strede eingelegten Perſonenzüge wur- 
den auch auf der Strede Lehrte-Hannover ald befondere Züge 
durchgeführt, in umgekehrter Richtung wurde dagegen nur ber 
eine Kun befonders befördert, ber andere mit bem Derfonen- 
zuge nad) Braunſchweig bis Lehrte fombinirt. 


Nom 18. Dezember ab muhten, um den gefteigerten An- 
forderungen des Güterverfehrs — u fönnen, auf ben 
Streden Hannover-Staffel, Northeim- — ee or 
men und Sannover-Braunfhweig mehrere Perſonenzüge auf- 
gehoben bezw. bei gemifchten Zügen Die Derfonenbeför ng 
ausgefchloffen werben. 


Beamte und Arbeiter. 


Am Schluſſe des apa gran Jahres waren zufammen 
3276 Beamte vorhanden, und zwar: 

626 definitiv angeftellte, 

2170 fontraftlid angenommene und 

480 diätarifch beſchaͤftigte. 


Die Anzahl der auf den einzelnen Stationen befchäftigten 
Arbeiter betrug durchſchnittlich 3612. 


6 Saarbrüder Eifenbabn. 


“ Bahnlänge, 
Die Saarbrüder Eifenbahn ufhfaht folgende Streden: 


a) von ber Bayeriſchen Grenze bei Berbad bis zur 
Deutfdy- Lothringiſchen Grenze bei Forbach in einer 
Länge von 4,195 Meilen, 


b) von Saarbrüden nad) Trier und 
von Konz bis_zur » Yuxemburgifchen 
Grenze bei Wafferbillig in einer Yänge 
von 


ec) die verfchiedenen aus vorſtehenden 
Hauptbahnen entfprungenen, nad) ben 
Koblengruben des Saarbedend füh- 
renden — in einerGefammt- 
länge VOR... -oonunnnnnuenenee 


d) von Saarbrüfen nad) Saargemünd, 
der Deutſch⸗Lothringiſchen Grenze, in 
einer Länge von 


Kerr ee 


12,082», 


De ee ee ee ee ee Zu 


2337» 


— —— 2,290* 


in Summa 20,904 Meilen. 


Die Streden sub b. c. d. find eingeleifig, dagegen ift 
bie Strede a. nidyt allein zweigeleifig, fondern zwifden Neu- 
kirchen und der Grube Reden, zwiſchen der Grube Altenwald 


— 


Herrenhaus. Aktenftüt AP 19. 


und Station Sulzbach, zwiſchen der Grube Dubdweiler und 
Station Dubweiler und zwiſchen St. Johann, _ ber Ab- 
jweigung nad) Burbad) mit drei ee 

Die Länge ber Geleife mit Einſchluß 2 engen au 
Bahnhöfen betrug au Schluſſe des Jahres 1 Er 81 
Ruthen oder rot. 41 Meilen. 


Anlagekapital. 


Das Anlagekapital gr — im Betriebe ſtehenden 
Bahnſtrecken betrug ult. 
Thlr. Sur. Pf. 


a) aus Fonds ber Eifenbahnver- 
waltung vefp. Staatsanleihen 17416,129 7 11 

b) aus obs der Bergwerksver · 
waltũngg 799,208 16 7 
zufammen 18,215,397° 24 6 

oder au rer 871,383 zhlr. gegen 
ult. 1870 UL e 9 
>40, 


we —— ahre 1871 aus Sonde gr Eifenbahn- a Berg · 
verwaltung zu Ergänzungsbauten und Beſchaffungen ver- 
ausgabt worden 2 ne. 


iR 


. una ne nennen“ 


Bauausführungen. 


Für Bauten und Beihaffungen find im Jahre 1871 ver- 
wendet worben: 


A. = Lu ber Eifenbahnverwaltung refp. Staatsan- 


y * den Bau der Saargemünder Bahn, als antheiliger 
Beitrag zu den Koſten des Brückenbaues bei Saarge- 
münd 2 = flußbautn. en Gebiẽte 

erg en Anfchlußbauten..... 
2 fir —— — — Bahnhofes 
vutſentha 
3) für Bean von 2 Tender 
ofomotiven, 50 offenen Güter 
wagen, 20 ii - 

enehmigten Summe a 

Sr ha alle — 

4) für die Beſchaffung von 5 Loko— 
— und 34 bedeckten Güter- 

5) fir die = affung von 3 Loko⸗ 
motiven, 60 eifernen Kohlenwagen, 
6 Gepäcdwagen ..* 


175 


81,450 — 


129,500 ⸗ 


B. aus Fonds ber Bergwerfsvtrwaltung : 
1) ii Heritellung bed dritten Ge- 
a eh den Grubenitationen 


un.“ 


..... 


ad B, Summa 184,875 9 8 


zufammen 540,575 16 9 
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Betriebömittel. 


Die Betriebsmittel der Saarbrüder Bahn mwurben im 
Jahre 1871 um 


11 Lokomotiven, 

20 ſonenwagen, 

6 Gepädwagen, 

45 bebedte Güterwagen und 
125 offene > 


vermehrt; dagegen wurden 96 Kohlenwagen ausrangirt. 
Es waren — Folge deſſen Ende 1871 vorhanden: 


efuppelte) Derfonenzug- 
= en i Pofomotiven, 
— 5 — Gůͤterzug · 
27 breifach —— Lokomotiven, 
8 Tenderlokomotiven; 


88 Stüd Lokomotiven; 
ferner: 


1 Salomwagen, 
3 Reviſionswagen, 
—— Klaſſe, 





25 » » 

8 » I » 

12 » IL » 

39 » ill. >» 

3 » ILAV » 

45 D IV » 
zufammen 136 Stüd Derfonenwagen; 

ferner: . 
40 Gepãckw 


607 bebedte G — 
3 Luxus · Pferdewagen, 
54 Selma, 
22 Viehwagen, 
1420 Stohlenwagen, 
ar Koalswagen, 


ienenwa 
200 Sa — und 
m — 


ufammen 2922 nn Güterwagen; endlich 
z 2 Doft: —— 
10 Poſtwagen 
Betriebsteſultate. 
Die Betriebsreſultate der letzten fünf Jahre beziffern ſich 
wie folgt: 
Einnahme: Ausgabe: Ueberſchuß: 


1867: 1,810,969 Thaler. 998,833 Thaler. 812,136 Thaler. 
1868: 1512028 ” 1,151,245 a 


“ 


1869: 1,989,7899 »  1,100,549 » 8897240 » 
1870: 1,817,564  » 905,200 » 3324 >» 
1871: 2,327,136 » » 1,652,988  » 674,148  » 
Bon der Gefammteinnahme entfpringen aus: 
Berfonenverkehrt: Güterverkehr: Extraordinarien: 
1867: 268,401 Thaler. 1,253,972 Taler. 2835% Ihaler. 
1868: 269,564 >» 11810,078 234431 >» 
1869: 292511 » 1208578» 298,700 » 
1870: 323,223 » 1,279,557 » 214, 184 >» 
1871: 536,213 » 1,457,123 * 333,795 » 
Hiernach ift die Einnahme 


serfonenverfehr 
2,990 Thlr. — 65,9 p6t., 


b) aus je . 
um 177,571 Thir. = 13,3 pt. und 


c) aus den Extraordinarien 
um 119,011 Thlr, = 55,1 pCt. 


gegen das Vorjahr geftiegen. 


a) aus —* 
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rung des Verkehrs in allen Transportzweigen — mit Aus- ergiebt: 


nahme ber Beförderung von Militaiv — zu c. aus den Ein- 
nahmen von Wagenmiethe und für den Verkauf alter 
Materialien. 


Im Ganzen wurben 1871 befördert: 


1,752,458 Derfonen mit 
136,004 Gentnern Gepäd, ferner 
40,424 Vferbe, 
4,541 Equipagen, 
4,467 Hunde, 
63,731,650 Gentner Güter und 
344,522 Stüd Vieh. 


Die Gefammt - Iſteinnahme des Jahres 1871 in Höhe 
von 2,327,136 Ihlm. it 


a) gegen ben Etatsanfchlag einfchließlih der Reiteinnah- 
men aus den Vorjahren von 2,507,3890 Thlen. um 
180,754 Thle. oder 7,2 pCt. -zurüdgeblieben, 


b) gegen die iteinnahme des Vorjahres im Betrage von 
‚517,564 Thlen. dagegen um 509,572 Thlr. oder 
28,0 pCt. geitiegen. 


Bon berfelben entfallen auf die Bahnmeile 111,325 Thlr. 
Die Gefammt-itansgaben, wovon auf: 


Allgemeine Verwaltung: 


1867: 51,377 Ihle...... 5,14 pet. 
1868: 53,718 ⸗ ..... 4,67 >» 
1869: 60,203» ..... 517 * 
1870: 59,771 ⸗.... 6,911 >» 
1871: 58736 >» ..... 3,55 >» 
Bahnverwaltung: 
1867: 309,462 Ihlr...... 30,98 pet. 
1868: 397,168 » ..... 50» 
1869: 384,767» u... 34,90» 
1870: 341,082 Do ur00. 34,27 » 
1871: 573,638 » ..... 34,70 * 
Transportverwaltung: 
1867: 637,994 Thlr...... 63,88 pet. 
1868: 7003859 » ..... 30,83» 
1869: 655,579 » ..... 59,57 >» 
1870: 594,886 » ..... 59,72 >» 
1871: 1,020,614 - ..... 6l75 » 
entfallen, abforbirten von der Geſammt · Iſt Einnahme: 
im Jahre 1867: ..... 55,15 pCt. 
» » 1868: ..... 63,16» 
» » 1889: ..... 55,31» 
» » 1870: ..... 54,76 ⸗ 
= 18712 0404: 71,02 >» 


Diefelben überiteigen: 


a) ben Etatsanfchlag, einschließlich der Do aus den 
Vorjahren von 1,487,286 Thlın. um 165,702 Thlr. 
oder um 11,14 pCt. 


b) bie Jfl- Ausgaben bes Vorjahres von 995,240 Thlen. 
um 657,748 Thlr. ober 66,09 pEt. 


Auf die Bahnmeile entfallen davon 79,075 Thlr. 


Die Betriebsüberfchüffe repräfentiren an Zinfen des ult. 
jeben Jahres verwendeten Anlagekapitals: 


pro 1867: 4,97 pCt. von 14,745,019 TIhlen. 
15,419,7 


» 1868: 5,49 * > ‚al » 
» 1869: 4,30 » >» 15,8323,746  » 
» 1870: 465 » » 17674852 >» 
» 3871: 3,70 » >» 18,215,398 >» 


a) gegen ben Etatsanſchlag einichliehlich der Meit- 


verwaltung von 1,020,604 Thlrn. ein Minus 
von 346,4 


56 Thlm. oder 33,95 pCt. 


b) gegen das Vorjahr 1870 mit 822,324 Thlrn. ein 
Minus von 148,176 Thlen. oder 18,01 pEt. 


Tariſweſen. 
A. Perſonenverlehr. 
Die Gruudtaxen betragen pro Perſon und Meile für 
die I. Klaſſe 6,5 Sgr. 
» I 


* 4,5 > 
» I. » 30 >» 
» IV.» 15 » 


Außerbem werden Erleichterungen durch Gewährung von 
Retourbillets für die 3 erſten MWagenklaffen mit einer Preis⸗ 
ermäßigung von 25 pCt. (feit 15. Dezember 33% pEt.), von 
Abonnementskarten mit einer — ——— von 50 , be 
iehungsweife 62% pCt. und von Bergmannsbillets für die in 
fetten Gruben beichäftigten Arbeiter zum Vreife von 
Sgr. pro Perſon und Meile geboten. 


Für Gepädübergewicht wird (bei einem Freigewicht von 
50 rt.) pro angefangene 10 Pfd. 2 Bf. pro Meile für 
en (auch Ye 25 Sgr., beziehungsweife 20 Sur. 
pro Stüd und Meile, für Hunde 10,5 Pf. pro Stüd und 
Meile gezahlt. 


Direkte Verfonenverkehre, in welden faſt durchgängig die 
felben Grundtagen, wie im Vofalverfehre zur Anwendung 
kommen, befteben mit der Rhein Rabebahn, der Dfälzifchen 
Ludwigs und Maxbahn, der Badiſchen Staatsbahı, der Hef- 
iſchen a nee der Mürttembergifchen Staatsbahn, der 

aperifhen Staatsbahn, der Böhmiſchen Weftbahn, ber Naf- 

fauifchen Bahn, ber Taunusbahn, der Homburger Bahn, der 

Rheiniſchen Babn, der Köln-Mindener Bahn, den Reihsbahnen 

im Elſaß, der Wilbelm-Luzemburger Bahn, den Bahnen des 

Nordmweftbeutichen, Mitteldeutichen und Norbbeutfcen Ver— 

—* den Belgiſchen Bahnen, der Niederländiſchen Nhein- 
n xX. 


B. Güterverfehr. 
Der Tarif für den Lofalverkehr nnterfcheidet folgende 
Güterklaffen und Grundtagen: , 


Eilgut 10 Bf. 
Side 1 8 "| 


— 
— 


* * 


pro Centuer und Meile 
+ 6 Pf. Expeditionsgebühr, 


Dyson 
"€ 


wu 


Bau» 


. 
» E. u 
Expebitionsgebühr pro 


Spejialtarife find gebildet : 


a) für Eifen mit dem Satze von 1,75 Pf. pro Eir. 
und Meile + 2 Anmeilen; 


b) für Salz mit dem Sate von 1,55 Df. pro Eitr. 
— + 1 Thir. Expeditionsgebühr pro 
J 


e) für Förderſteinſalz mit dem Satze von 1 Df. von 
Ä J er Meile + 1 Thlr. Expeditionsgebühr pro 
J 


d) für ey mit dem Sa 
Etr. und Meile + 1 Thlr. 
100 Eir.; 


e) für Vhosphorit mit dem Satze von 1 Df. pro 
ef — Meile -+ 1 Thlr. Expeditiondgebühr pro 
T.j 


f) für Steinfohlen mit dem Sage von 2,38 Df. pro 


» pro Gentner und Meile + 2 Thlr. 
100 Eentner. 


von 1,50 Df. pro 
ditionsgebähr pıo 





Er. und Meile + 1 %f. Emebitionsgebüßr, 
fallend bis * 1,;s Bf. pro Etr. und Meile 
+ 19. Expeditionsgebühr ; 


g) für Steinfohlen mit dem Satze von 1 Bf. pro 
ne > Meile + 1 Thlr. Exrpeditionsgebühr pro 
tr. ; 


h) für baares Geld x. mit nach dem Gewichte von 
10 zu 10 ‚Die. und der Meilementfernung von 
5 zu 5 Meilen ſich abjtufenden Säten; 


i) für Robeifen nad u transito nad Wien 
mit dem Sage von | Dfb. pro Etr. und Meile 
+ 1 Thlr. Exrpebitionsgebühr pro 100 Etr.; 


k) für leere auf ihren eigenen Rädern laufende Eijen- 
bahnwagen mit dem Satze von 7% Gar. pro Achſe 
und angefangene Meile; 


I) für Lofomotiven und Tender, welche auf eigenen 
Rädern laufen, oder für welche die erforderlichen 
Truks feitens ber Verſender gejtellt werden, mit 
dem Sake von 1,25 Df. pro Etr. und Meile + 
6 Bf. Expeditionsgebühr. 


Tür bie Beförderung von Nieh werden erhoben: 


bei Berfonen- und gemifchten Zügen 21 Sgr. pro 
Wagenladung nad) der Stüdzahl: 


für Ochſen und fette Kübe 4 Sr. 
» — Ochſen, magere 2 
übe und Rinder. 3 >» pro Stück 
—— 2 > und 
» u eu Ferkel, 
ülber x. 


» 


.u—...... 


bei Separat- und Güterzügen 10 Sgr. pro Achſe 
und Meile. 


Direkte Güterverfehre beitehen mit der Rhem-Nahr-Bahn, 
den Pfälziſchen Bahnen, der Badifchen Staatsbahn, der Würt- 
tembergijhen Staatsbahn, der Main-Nedarbabn, der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn, den Bayeriſchen Bahnen, der Böhmiſchen Weft- 
bahn, Stationen des Norbmeitdeutfchen Verbandes, ber Kaiferin 
ElifabetHbahn, der Naſſauiſchen Bahn, der Taunusbahn, ber 
Rheinischen Eifenbahn, der Somburger —— der Frant⸗ 
furt- Offenbacher Bahn, den Stationen des Mitteldeutſchen 
Verbandes, der Oeſterreichiſchen Suüdbahn, der Niederſchleſiſch 
Märkifchen Eifenbahn, der Oberfchlefiihen Bahn, den Dlden- 
burgifchen Bahnen, ben Elſaß ⸗Lothringenſchen Babnen, der 
Franzöfifchen Oftbahn, den Luxemburger Bahnen, ben Belgi- 
Kim ahnen, der Nieberländiichen Bahn, der Ober-Jtalieni- 

en Bahn. 

Diefelben erſtrecken ſich theild auf alle Güterklaffen, theils 


befchränten fie fih auf eimgelne Gegenitände, insbefondere 
Kohlen und Koaks-Erze und Robeifen. 


Die Grundtagen fließen fi zum Theil an bie für ben 
Lokalverkehr beftehenden an; für eine größere Anzahl der di- 
teften Verkehre gelten als Grundtagen —— Saͤtze: 


für Eilgut 8,57 Pf. + 6,86 Bf. Expeditionsgebühr, 
» Karte I. 4293 » + 6,86 » B 


» » I. 3413 » + 343 » Br 
»Wagenladungsklaſſe A.3 > + 1 Anmeile er e⸗ 
ditionsgeb br, 
‚ » B. 2,25 » + 1 Anmeile Expe- 
ditionsgebubr, 
> » C.1,75 » + 1 Anmeile 7* 
bitionsgebühr. 


Bon den im Jahre 1871 vorgefommenen Tarifänderungen 
find insbefondere hervorzuheben: 


Die Einführung des zu 1 angeführten Tarifs für 
Lokomotiven uub Tender, die zeitweile Einführung eines 
——— für Kartoffeln, Saatgut, Preßheu x. mit 
der Taxe von 1 Df. pro Etr. -+ 1,3 Pf. Expeditionsge⸗ 
büßr, die ——— Tarife für 


en Verke 
mit der Heſſiſchen Ludwigsbahn, der Naſſauiſchen und 


* —— 
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79 
der Taunusbahn, ſowie den Tranſitverkehr geilen 
ber SHeffifchen Yubwigs+- und den Vfälziihen Bahnen 


einerjeit8 und ber Naffauifchen und der Taumusbahn 
anbererfeits, die Einführung von Koblentarifen für den 
Verkehr mit den Sübbayertfchen Stationen, mit Sta- 
tionen der Rheiniihen Bahn und mit ben Elſaß + Los 
thringifchen Bahnen; die Aufhebung des Tarifs für den 
er 7 be Be So Fi: 1 Bahn 
dem sl, mit der Frankfurt» er n 
vom 20. —* 1867 (unter Beſchränkung des direkten 
Verkehrs auf Koblen- und Koaks ⸗Transpoörte) und mit 
ben Schweizeriſchen —5 — ſowie des deutſch · 
—— a de dien Tranfittarifd vom 1. Ja- 
nuar 1870, 


Hahrplan. 


Der Fahrolan vom 16. November 1870 wurde im Al. 
gemeinen vom 1. Januar bis 14. Juli 1571 beibehalten. 


Hiernach wurden an fahrplanmäßigen Zügen beförbert: 


r Dee ! auf der Strede von Saarbrüden 


2 gemifchte Züge bits Neunkirchen, 
2 Schnellzüge | Saarbrüden-Forbad, 


4 Verionenzüge 
4 genrifhhte Züge Saarbrüden-Saargemünd (vom 
- — +, onen« und 
emijchte € 
2 Scnellzüge * 


2 Verfonenzüge Saarbrüden-Trier, 
2 gemiſchte 3 ge 

: — — * Trier · Luxemburg/ 

2 gemiſchte Züge  Saarbrüden-Merzig, 
1 gemiſchter Zug Merzig Trier. 


Mit dem 15. Juli 1871 wurde ein neuer Fahrplan mit 
folgenden fahrplanmäßigen Sügen eingeführt: 


2 Schnellzügen 


4 Derfonenzügen \ auf Strede Forbach · Neunkirchen, 





1 Verfonenzuge Neunkirchen · Saarbrücken, 
3 Perſonenzũgen Saarbrücken ·Forbach, 

2 er Zügen Saarbrüden-Neuntirchen, 
6 erfonenzügen Saarbrüden-Saargemünbd, 
2 gemiſchten Zügen Caarbrüden-Saargemünd, 
2 Schnelljügen 

4 Perfonenzügen Saarbrüden-Trier,. 

2 gemifchten Sügen 

2 Verfonenzügen Saarbrüden-Merzig, 

I gemischten Zuge Merzig Trier, 


4 Lerfonenzgügen 1 2, 
4 gemifchten Zügen \ Trier-Lugemburg. 

Mit dem 6. November trat der Winter Fahrplan in Kraft 
—* folgenden fahrplanmäßigen Zügen: 


2 Scnelljügen 
- Derfonenzügen 


1 — — 
2 gemifchten Zügen 

2 Schnuellzügen j 
— Perſonenzugen 3 


| auf Strede Forbach ⸗ Neuntirchen, 


aan 
Neunficchen-Saarbrüden, 
Neunticchen-Saarbrüden, 


Trirr-Saargemünd, 
Saarbrüden-Trier, 


1 Perfonenzuge Saarbrüden Merzig, 

l » Merzig-Saarbrüden, 

3 Verfonenzügen Saarbrüden-Saargemünd, 

3 ‚ Trier · Luxemburg ⸗ 

1 Verfonenzuge —— 

2 gemiſchten Zügen Merzig -Trier, 
Saarbrüden-Trier, 

2 » » Saarbrüden-Saargemünd; 

3 » * Trier ⸗·Luxemburg, 

1 » Zuge  Yugemburg-Eonz, 

1 » D Merzig Trier. 
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Im Ganzen find im Jahre 1871 befördert: 


1,850 Schnellzüge, 
7,257 Derfonenzüge, 
6,079 gemifchte Züge, 
13,194 Güterzüge, 
20,152 Koblenzüge, 
Summa33,532 Züge oder täglich 132,96 Züge. 
SHierunter befanden ſich 


3,950 Extrazüge, nämlid) 
13 ange 
1,402 — 
2,492 Güter- und 
43 Koblenzüge. 


Beamte. 


Jahre 1871 auf 914, von benen bei ber allgemeinen Ber- 
waltung (gemeinfhaftlid mit ber Nhein-Nabe- 
—— 128, 

bei ber Bahnverwaltung ... ...............4 405 und 
bei ber Transportverwaltung .................. 381 


beihäftigt waren. 
Arbeiter. 


Als Bahnhofs. und Güterbobenarbeiter, -Wagenfchieber, 
Puger, Waflerpumper und Gepädträger waren täglid; durd- 
fchnittlid 275 befchäftigt. 


Die durchſchnittliche Zahl der Arbeiter bei der Ba 


11 0 
unterhaltung betrug: . ...........*.6* 498, 
ber MWerkftättenarbeiter .. .............4 470, 


7. Naſſauiſche Eifenbahn. 
Allgemeines. 
Die Naffauifche Eifenbahn umfaßt die nachftehenden Bahn⸗ 
ftreden: 


a) die Hauptbahn von Miesbaben über Oberlahnftein 
nad Wetzlar in einer Fänge von..... 24,84 Meilen, 
b) die Verbindungsbahn von Station 
Biebrich ⸗Mosbach nach ber mit ber 
Taunusbahn gemeinſchaftlichen Station 
Kurve zur ung einer Verbindung 
zwifchen beiden Bahnen in einer Yänge 


De ee ee Er er eur 


0,25» 
1,06 >» 


1,15 » 


Die Bahn wurde auf ihrer ganzen Länge zunächſt nur 
mit einem Geleife verfehen. Erſt im Jahre 1868 wurde auf 
ber 1,73 Meilen langen Strede Lahnſtein Ems das zweite Ge- 
leife gelegt. Die Anlage des — Geleiſes auf ber 3,13 Meilen 
langen Strede Mosbady-Rübesheim ift in ber Ausfüh 14 be- 

tiffen und zwar ift daffelbe auf der Strede Eltville -Rübdes- 
kin vollendet, jedoch erſt auf ber 0,5 Meilen langen Strede 
eifenheim + Rüdesheim feit dem 18. Muguft 187 
mäßigen Betriebe. 


Das Plannm ber Sauptbahn ift durchweg für zmei Ge 
leife, Dagegen das ber beiden Zweigbahnen nur für ein Geleife 
angelegt. 

gg —— Eigenthum der Naſſauiſchen und 
der Nhein-Rahe-Bahn befindet ſich die — mit den 
dazu — beiden Dampfſchiffen und 5 Schelden, melde 
ben ehr zwifchen Rübesheim und Bingerbrüd über den 
Rhein vermittelt. 


Außerdem gehört der Naffauifhen Eifenbahn noch ber 
gleichzeitig als Minterhafen dienende, mit ber Bahn in direkter 
erbindung ftehende und mit Einrichtung zum Verladen aus 
La — in bie Schiffe verſehene Hafen bei Ober 
ahnſtein. 


im regel⸗ 





Anlagelapital. 


Be u er a a 


— Geleiſes zwiſchen Rüdesheim und 
osbach u. f 


Bahn find hinzugefommen ......... .... 173,387 >» 
fo daß das gefammte Anlagefapital ultimo 
1871 eine Höhe vom ....... .......... 20,231,202 Thlr., 


alfo pro Meile 733,546 Thlr. erreicht bat. 


Dieſes Anlagefapital ift aufgebracht worben: 

a) durch In Eifenbahnzweden aufgenommene Anlehen ber 
vormals Herzoglich Naſſauiſchen Regierung im Betrage 
von 16,589,657 Ihlen. 4 Ser. 4 

b) burdy ein weiteres Anlehen von 2,234,000 Ihlm. ge 
mäß dem Gefeße vom 17. Februar 1868 zur De 
der zu Ergänjungsbauten und zur Vermehrung 
Vetriebsmateriald der Bahn fhon früher verwendeten 
1,518,240 Thlr. und eine weiteren Bedarfs von 
715,833 Ihlen. ; 

€) durch einen Betrag von 380,000 IThlen. für ben Bau 
der Zweigbahn von Limburg nad Hadamar aus ber 
burd) Gefet vom 17. Februar 1868 bemilligten An- 
feihe von 40 Millionen Thalern ; 

d) burch einen Betrag von 500,000 Thlen. für den Bau 
2 a von Diez nady Zollhaus aus derfelben 

nleibe; 

e) aus dem Krebit von 2,142,000 Thlrn, laut Geſetz 
vom 25. März 1869 für Serftellung eines [8 des 
zweiten Geleifes zmwifchen Rübesheim-Biebrid,Mosbadh, 
mit 158,000 Thlen; 

f) durch Uebernahme reſp. Ueberweifung auf ben Etat 
ber Eifenbahnverwaltung pro 1870: 

1) zur Fortſetzung des Baues des zeiten Geleiſes 
auf en Rübesheim-Biebrih-Mosbah in Höhe von 

00,000 Thlen., 

2) zum Bau von Bahnmeijter- und Bahnwärter- 
Wohnungen in Höhe von 33,200 Ihlen. ; 

g) durch Uebernahme refp. Ueberweijung auf den Etat 
der Eifenbahnverwaltung pro 1871 zur Beſchaffung 
von Betriebämitteln mit 50,700 Thlrn.; 

h) aus der durch das Gefek vom 8. März 1871 bewillig- 
ten Anleihe von 4 Millionen Thlrn. In Befhaffung 
von Fofomotiven und Wagen mit 80,000 Ihlm. 


Bauten. 


Am Jahre 1871 find folgende Bauten und Beſchaffungen 
ausgeht und hierfür * Koſtenaufwendungen —* 
worden: 


A. an Ergänzungsbauten und Befhaffungen auf 
ber Sauptbahn: 


für — ———— Grundeigenthum zum Bau eines 
— ohngebaudes und zu anderen baulichen 
en, 

für den Umbau bes Empfangsgebäudes zu Geiſenheim, 
für da8 Legen eines Englifhen Weichenzuges und Ber- 
änderung ber Anfchlußgeleife nad) der Köln-Gießener 

Bahn im Bahnbofe zu Weglar, 
für ei eined meiteren Anfchlußgeleifes an bie 
Rheinische Bahn auf dem Bahnhofe Oberlahnftein, 
für verſchiedene Eleinere Geleiserweiterungen auf ben 
Bahnhöfen zu Nübesheim, Geiſenheim, D ie Limburg 
und Albshaufen x. zufammen 16,689 Thlr. 1 Sr. 
Von der für Ergänzungsbauten und zur Vermehrung des 
Vetriebömateriald bewilligten Summe von 715,883 Ihlen. 
2b) blieben am Ende des Jahres bisponibel 56,472 Thlr. 

2 Sgr. 2 Pf. 


B. Bau ber Zweigbahn von @imburg nach Hadamar: 


Die Geſammtbaukoſten für die am 1. Januar 1870 
eröffnete Bahn haben bis ult. 1871 betragen: 





wovon die Einnahmen an 
Erlös für verkaufte Im- 
mobilien, Naturalien x. 


ÜJ ART 22155 r 238 » >» 
in Abzug zu bringen find. 
Die wirklihen Baufoften 
belaufen fi) demnach auf 416,032 Thlr. 12 Sgr. 3 Df. 


und die zur Musführung 
des Baues der genannten 
eigbahn durch das 
efeh vom 17. Februar 
1865 überwiefene Summe 


J ER EETEN 33000» — — 
ME um 30,032 Thlr. 12 ©gr. 3 M. 


überfchritten worden. 
Die Ueberjchreitum 


geſehenen Bahnhofes Staffel. 
C. Bau der Zweigbahn von Diez nad) Zollhaus. 


Die bis ult. 1871 definitiv verrechneten Baukoſten für 


bie am 1. Juni 1870 eröfurte Bahn haben betragen: 
476,420 Thlr. 3 Sgr. 1 Pf. 

wovon bie Einnahmen für 
verfaufte Immobilien, 
Naturalien ıc. mit ..... 
in Abzug fommen, fo daß 
die wirklich aufgewendeten 
Baukoſten ſich auf ..... 
belaufen. 

Von ber zur Aus 
führung des Baues ber 
—— Zweigbahn 
urch Geſetz vom 17. fe 
bruar 1 bewilligten 
und erhobenen Summe 
von 500 » — 2 — 2 
find demnach bis ult. 1871 A 
disponibel geblieben .... 25,734 Thlr. 20 Sar. 6 Pf. 


D, Serftellung eines zweiten Geleiſes zwiſchen 
Rüdesheim und Mosbach. 


474,265 Ihr. 9 Ser. 6 Pf. 


De a 


Hung biefer Geleiſeanl bb 
von SE a 1 1980 Sn ee ouft 


r — Sr. — Pf. 
und auf ben Etat ber 


Eifenbahnverwaltung pro 
1870: 0 10000 » — r — >» 
im Ganzen 58, Ir. — Ser. — Df. 
überwiefen worden. 
Diefem Betrage treten 
an Einnahme fürverfaufte 
Materialien x. hinzu... 29 » 0» — >» 
Die  Gefammtein- 
nahme beträgt alfo..... 258,029 Thle. 10 Sgr. — Pf. 
Die definitiven Bau- e 
audgaben betrugen am 
Rechnungsſchluſſe 1871... 233,133» 20 2 — >» 
bleiben Beitand ... 5 Thlr. 20 Sr. — 
E. Bau von Bahnmeifter- und Babnwärter- 
Wohnungen. 
Bon ber bewilligten 
Summe von .......P.. 33,200 Thlr. — Ser. — Pf. 
find bis ult. des Rechnungs · 
hres i * 23164 » 3» 35» 


ahres 1 
i befinitio veraußgabt worben. 
Die Bauten find vollendet und bie Wohnungen den be» 
treffenden Beamten überwiefen worben. \ 


F. Befhaffung weiterer Betriebsmittel zur 
Ausrüftung ber Bahn. 


Auf die bemilligten 
Summen von zufammen 130,700 Thlr. — Ser. — Pf. 
— —— 56224 » 20» 6 


dbißult. des Rechnungs- 

bres 1871 erſt » 
verauägabt worden, da bie Mblieferung ber daraus zu be- 
nl 5 d, Verhandl. d. Herrenbanfes. 
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bat ihren Grund in ber Erweiterung 
ber urfpränglichen Bahnhofsprojelte, insbefondere in dem Hin- 
zutritt bes in dem Projekte und dem Koſtenanſchlag nicht vor- 


21 » 3» 75 


„a 


Betriebsmittel, 
Der Beſtand an Lokomotiven hat im Jahre 1871 keine 
Veränderung erfahren. 
Es waren 44 Vofomotiven vorhanden, davon 
12 Scnellzugs- und Derfonenzugsmafchinen (einfchließ- 
lich zweier Tendermafdyinen), 
20 Süterzugmafchinen und 
12 Yofomotiven, welche Derfonen- und Güterzüge fahren. 
An Wagen wurden im Laufe des Jahres 1871 6 Derfonen- 
—— I. und Il. Klaſſe, ſowie 8 Gepäckwagen neu beſchafft. 
Sodann wurden zur Einführung ber vierten Wagentlaffe 
20 Wagen in Beitellung gegeben, von denen bis zum Schluffe 
bes Jahres 12 Stüd geliefert waren. 
8 maren biernady am Schluffe des Jahres vorhanden: 
1 Salomwagen, 
n Perſonenwagen 1. und 2. Klaffe, 
Ti » ee Fe 


12 » 4, » 
6 Sommerwagen, 
6 Eiſenbahn · Poſtwagen (der Boftverwaltung gehörig), 
31 Gepädwagen, . 
97 bededte Güterwagen, 
1000 offene Güterwagen, 
50 Kieb · und Holzwagen, 
24 Viehwagen. 
Betriebsergebniff:, 

Obgleid) die —— des Krieges auf die normale 
Entfaltung ber Betriebs · und —— — der Naſſauiſchen 
Eiſenbahn theilweiſe einen hemmenden Einfluß übten, fo hat 
doch die Beförderung von Truppen und Armeebebürfniffen, 
trotz ber durch fie veranlaßten Verminderung des regelmäßigen 
Güter- und Derfonentransports und der hierdurch bewirkten 
Mindereinnahmen auf dieſem Betriebsgebiete mit dazu beige- 
tragen, bie Ergebniffe des Betriebes im Allgemeinen gün ig 
1 ig sig An diefem Refultate hat jebody in noch höherem 

abe ber Aufihwung Theil, welcher ſich bald nad bem 
frriedensfchluffe in allen Zweigen des wirtbfchaftlichen Lebens 
zu erkennen gab, und auf der Naſſauiſchen Bahn in ver 
mebrtem Verkehr überhaupt, ganz befonders aber in der mafjen- 
baften Zunahme ber Erztransporte zu Tage trat. 

Die wirkliche —— des Jahres 1871 hat 

‚414,832 Thle. Sgr. 11 Pf. 
bie Jft-Ausgabe ........ 73576» :2 >» Wr 


mithin ber Ueberfhuß... 631,256 Thlr. 5 Sur. | MM. 
betr chuß J 8 Dr 


en. 
T Die ft-Einnahme 


von 1414832 » 27 » 1» 
—— 
ag einſchließli 
der Reſte aus den 
Vorjahren von... 1,318652 » 8 » — >» 
um... ‚180 Ihle. 9 Ser. 7 
I. die Jit-Ausgabevon 783,576 » 2 » 10 » 
(lag einfetiegti 
ag einſchließli 
ber Hefte aus bem 
Vorjahre von.... 645400 > — 1 — ⸗ 
um Ir. 22 Saar. 
aberſchritten * 
II. Der Ueberfchuß von 631256 » 51 
ergiebt: 
gegen ben Etat8an- 
Sn einfchließlich 
der Reftverwaltung 
1.) RE 073252 » 8» — ⸗ 


ein Minus von. . 41,096 Thlr. 12 Sar. II Bf. 
Der Ueberſchuß repräfentirt im Ganzen 3,12 pCt. bes biß 
ult. 1871 aufgewendeten Anfagefapitals von 20,231,203 Ihlen. 
Auf eine Meile Bahnlänge entfallen hiernad) im Jahre 1871 
an Einnahmen 51,299 Thlr., 
» Ausgaben 28411, >» 
» Meinertrag 22,888  » 
Nachſtehende Ueberficht ergiebt eine Nergleihung der Ber- 
fehrörefultate in den legten fünf Betriebsjahren. 
11 
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Im Jahre 1867................ 
* * 1868 * 
Mithin in 
gegen 
Im Jahre 
* * 
Mithin in 1869 1.13) ARE 
gegen 1868 { weniger ...... 
Im Jahre 1869................ 
er Te | | PERS 
Mithin in 1870 ( mehr... -ur... 
gegen 1869 | weniger ...... 
Im Jahre 1870................ 
—A—————— 
Mithin in 1871 ( mehr......... 
gegen 1870 { weniger ...... 


Eine Vergleichung ber Betriebseinnahmen pro 1871 gegen 
die Dorjahre giebt folgendes Nefultat: mm ” 








Einnabmen 
Betrag. 


Thlr, 


1867 933,394 
1868 949,452 
1869 1,091,625 
1870 1,187,342 
1871 1,414,832 














Die Betriebsausgaben haben in den letzten 5 












Im Verfonenverfebr. 








Binnenverkehr. Direkter Verkehr, 





















Zahl Zahl Zahl 

ber der Ertrag. ber Ertrag. 
beförbderten beförberten beförberten 
Perſonen. Derjonen. Perfonen. 





| 
| 
1,367,111 | 





1,075,391 207,493 291,720 127,428 334,921 
1,111,297 216,177 298,955 140,308 1,410,252 356,485 
35,906 _ 12,880 43,141 21,564 
1,111,297 298,955 140,308 1,410,252 356,485 
1,126,323 312,048 148,058 1,488,371 | 373,250 
15,026 9,015 13,093 7,750 28,119 16,765 
1,126,323 225,192 312,048 148,058 1,438,371 373,250 
1,065,619 202,006 279,877 270,942 1,345,496 472,948 
= = 122,884 — 199,698 

60,704 32,171 — 92,875 | — 
1,065,619 202,006 279,877 270,942 1,345,496 472,948 
1,272,173 251,694 358,571 289,421 1,630,744 541,115 
206,554 49,688 78,694 18,479 285,248 68,167 

I. Perſonenverkehr. 
Lokalverkehr. 
Darifweſen. 
in Der Perſonengeldtarif beträgt pro Perſon und Meile 
Prozenten. 


für die J. Wagenklaſſe 6 r. 
on » H, “ 1, ct 


”» >» Iv ‚ 2% » 
476,438 50,77 A 
465,380 49,02 Für Gepäd werden 2 Df. pro 10 Dfb. und Meile er- 
323,207 29,51 hoben, Freigepäck wird nicht bewilligt. 
227,490 19,16 


Smilchen ſämmtlichen Stationen und für die drei eriten 
MWagenklafjen werden Retourbillets mit zu einem um 335 pCt. 
ermäßigten Vreife ausgegeben. Außerdem werben Erleichte 
rungen geboten durch Abonnementsbilletö mit einer Gültigfeits- 
dauer von 3 Monaten für 30 Hin und Rüdfabrten mit einer 


Jahren betragen: 












„| Ermäßigung von 40 pCt., desgleichen durch Schülerbillets mit 
Ausgabe: Mithin in 2» er ni einem Rabatt von 50 pCt. —— durch ſogenannte Ver- 
in 1871 Meile Brutto: grügumge: oder Rundreiſebillets, bie einen Nabatt von 12 
Jahr. | Summe. Dro- Bahn. Ein 18 35 pCt. gegen bie Lokaltaxen genießen. Von ben im Laufe 
mehr. enten. | länge. | nahme. | ded Jahres 1871 eingetretenen Veränderungen ift die Einfüb- 
3 2 “I rung der IV. Wagenklaffe zu erwähnen. 








Ihlr. Thlr. 









1867 | 454,794 | 328,732 
1868 | 517,721 | 265,855 
1869 | 528,571 | 255,005 
1870 | 630,679 | 152,897 
1871 | 78357 | — 

















Thlr. Thlr, 








Direkte Verkehre. 


16,486 | 38,30 Die Einheitsſatze des Lokalverkehrs liegen im Allgemeinen 
ne a. aud den direkten as, an benen bie Raflauifche Bahn 
3 868 —3 betheiligt iſt, für die in Frage kommende Naſſauiſche Strecke 
8all Par? zu Grunde. Direkte Expeditionen von Perfonen und Reife 

3 , a8 | gepäd beſtehen nad) und von ber Taunusbahn, ber Hamburger, 


Main-Nekar-, Badiihen, Württembergifhen, Baheriſchen, 








Am Güterverkehr. 








Ertraor | Emma 
Binnen | Direkter q By 
verkehr. | Verkehr. : binaite | aller 
Ein Einnab- 
Zahl Dahl Zabl 
b ber | 
ber der be e Ertrag. nahmen. | men. 


Güter. Güter. Güter, 


beförderten | förberten | beförderten | 
Etr. El ie ee PR en DR ER RE FR RR, 


Ctt. Er. |  Ihtr. Thlr. Thlr, 












| 
6,411,40914,924,206| 11,335,615 
7,313,09615,133,234 12,446,330) 


501,645 
496,439 


101,828 


16,52 fe) 


901,687] 209,028] 1,110,715 5 
— — — | 


5,206 53 — 


313,096:5,133,234| 12416,330 
426,56016,230,088) 15,656,645 


110,4: 39 


385,465 


0,528 


113,46411,096,854 92,026 


3,210,318) 33,382 


116,230,088] 15,656,648| 588,465 
f 
10,427 ,18916,145,015 16,573,104 608419 


916,456 20,1544 — 


— 7 — — 24,135 — 
10427, 1606,145,9151 16,573,104. 
20,586,484 


608,619 


Tal,2t J 


142,650 





—— Saarbrücker, ar gr er, Rheinifchen, 
ch + Märkifchen, Köln - Mindener, SHeffiichen —88 
Da , Niederlänbi dien Rheinbahn, der Belgiichen Staats- 
> ber Frranzöfifchen Norb- und Oftbahn, London mit dem 
Weftbeutfihen, Nordweitdeutfchen und Saͤchſiſch-Rheiniſchen 
Verbande. In einigen biefer Verbände werben 50 Pfd. frei 
gepäd gewährt. 
Von den im Jahre 1871 erfolgten Veränderungen iſt 
vorzugSweife die abermalige Vermehrung und Ausdehnung der 
Rundreiſe⸗Billets zu per A 


U. Güterverkehr. 
Lokalverkehr. 
Die Tarifirung der Güter findet ſtatt, als Eilgüter: 
Güter der Normalklaffe I. 
»» — — — 


> * 


— 


Der Klaſſe B. werden hauptſächlich die vollwichtigen, die 
Tragf arati eit bed Waggons —. Güter, nament- 
lich bie —5 der — A. die übrigen, mehr volu« 
—— als ſchweren, den Wagenraum ausfüllenden Güter 
zugetheilt. 

Die normalen Sätze betragen: 

für Eilgut: das Doppelte dev Normalllaſſe, 
» bie Normalklaſſe: 4 —33. abfallend von 5 zu 5 
Meilen bi auf 14 Df. pro 
Gentner und Meile, mit 10 Pf. 
Erpeditionsgebühr ; 


038,3 ⏑ 


ih 19, 152 2) 

11,055 
949,452 
120,91011,091,625 
142,173 
129,91081,091,625 
105,77 511,187,342 


095,717 


111,775 1,187,942 


122,448]1,414,832 


16,673) 227,490 





Pro ]&Summa| Giro Summa 
In 
Meile der Meile Ueber: bes J 
ro» 
Bahn: Aus: Bahn: ſchuß. Anlage⸗ P 
länge. | gaben. | länge, fapitals. genten, 
Thlr. Thlr, Ihlr, Ih'r, hir, 


454,794 


517,72 2 


16,486] 483,600] 18,718,994 


» 
431,741] 19,006,450| 2,27 


37,536 


37,878 


al 62,927] 2286 — 287,156] — 


= ai 51,5 — — 


37,878 


43,5 13 


517,721 


528, 571 


431,741 
563,054 


19,006,450| 2,27 
19,038,400] 2,95 


131,313| 31,9501 — 


630,670 22,868 556,663] 20,057,800| 2,77 


10,850 
528,571 0,165} 563,054) 19,038,400) 2,95 


102,108 23,709 — 
a — = 


1,019400| — 
6,391 — — 
43,051 
51,299 


630,670] 22,868 


556,663] 20,057,800| 2,77 
783,576) 28,411 


631,256] 20,231,202] 3,12 
5,543 


74,593) 173402] — 


für bie Wagenladungs 
klaſſe A.: . Df., abfallend von 5 zu 
5 Meilen auf 1,20 Pf. pro 
Gentner und Meile, mit 2 Thlr. 
m 200 Etr. Expebitionsge- 
U 


» bie Wa — 
take B Pf./ ar von 5 zu 

5 Meilen auf 0,so Pf. pro 

Eentner und Meile, mit 2 Thlr. 

pro 200 Eir. Expebitiondge- 

bühr. 

Sodann beſteht: 

a) ein Spezialtarif für Salz nad) dem Einheitsfage: 


I. bei Quantitäten unter 100 Ctr. 3 Pf. pro Ctr. 
Bann nebit 6 Pf. pro Gentner ‚Expebitiond- 
gebührt; 


II. bei Quantitäten von Eten. unb barüber j 
nad) der Verpadung 1,35 Pf. pro Gentner u 
Meile, nebft 3,6 du pro Centner Expeditiond- 
— oder 2 Pf. pro Centner und Meile mit 

Df. pro Eentner Erwebitionsgebähr; 

III. bei Quantitäten von 200 ten. und barüber 1Pf. 
pro Gentner und Meile, nebit 7,2 Df. pro Gent- 
ner Erpebitionsgebühr, fomweit nicht der Sat von 
1% Df. pro Centner und Meile mit 3,6 Bf. pro 
Eentner Erpeditionsgebüht billiger ift; 


b) ein Spezialtarif für den ———— von rohem Phos 
phorit zu dem Satze von 1 Pf. pro Centner und 


11* 


3 








— w — 


Pr und 1 Thlr. pro 100 Eentner Expebitiondge- 
Ti 


e) ein Spezialtarif für den Transport von Lokomotiven 
(1% Df. pro Gentner und Meile, nebit je 3 Pf. pro 
Eentner Expebitionsgebühr für die Verſandt und Em- 
pfangäftation); 


d) ein genereller Epezialtarif für den Hafen von Ober- 
lahnſtein mit verſchiedenen durch die Konkurrenz der 
Schifffahrt bedingten Ermäßigungen; 


e) ein Safen-Kohlentarif für alle Stationen der Raffauifchen 
Bahn mit der Grundtaxe von 1 Pf. pro Eentner und 
Meile mit 1 Thlr. pro 100 Eentner Zufchlag. 


Bon ben im Jahre 1871 eingetretenen Aenderungen iſt 
hervorzuheben die Einführung des unter c. genannten Spezial- 
tarifs für den Transport von Yofomotiven und bie mit Rüd- 
Er auf die ungünftige Kartoffelernte temporär zugeitandene 

äßigung des Tarifs für Kartoffeln auf den en 
Einpfennig-Tarif. 


Direkte Verkehre. 


In den direkten Verkehren mußte die Naſſauiſche Bahn, 
wollte fie ander8 überhaupt an denfelben fich betheiligen, auch 
die fomplizirtere Klaſſifikatien bderfelben aboptiren, gleichwohl 
aber vermeiden, daß nicht in den direkten Verkehren berfelbe 
Artifel auf derfelben Strede theurer gefahren werde, als im 
Lokalverkehre. Died machte nöthig, die Antbeile der Naſſauiſchen 
Bahn für verfchiedene Klaſſen g = ie Abgefeben bier 
von und von einigen durd die Konkurrenz ıc. bedingten Aus- 
nahmen find die für die Naſſauiſche Bahn in ben direkten Ver— 
fehren zur Erhebung kommenden Taxen eben fo konſtruirt, 
wie im Vofalverkehr. 


Direkte Verkehre beftichen mit der Bayeriſchen Oft- und 
Staatsbahn, ber ——— Staatd- und Franzöſiſchen Nord- 
bahn, der Englifchen Great-Eaftern- und Böhmiihen Weftbahn, 
ber Bergiſch -Markiſchen, Köln, Mindener, Frankfurt Hanauer, 
Heſſiſchen Ludwigs, Homburger, Frranzöfifchen Oſtbahn, ber 
Main Nedar, Badischen, Pfalziſchen, Rhein · Nahe · ıc., Rheinischen, 
Niederländifchen Nhein- und Taunusbahn, dem Mitteldeutichen, 
Nordmeftdeutichen, Weſtdeutſchen, Sächſiſch-Rheiniſchen, rechts- 
en Derbande und dem Verfehre via Gießen + Arens⸗ 

aufen. 


—— für den Transvort von Kohlen, Koaks und 
anderen Robproduften zum Cinheitsfage von I Df. pro Etr. 
und Meile + 1 Thlr. Expeditionsgebühr find eingeführt mit 
ber Bergifch- Märkischen, Köln -Mindener, Pheinifcien, Nhein- 
Nabe und Saarbrüder, Heſſiſchen Ludwigs, Bfülzifchen und 
Mifhelm-Luremburger Eifenbahn. 


Non den im Jahre 1871 eingetretenen Aenderungen ift 
außer ber Erweiterung der beitehenden direkten Verkehre durch 
Aufnahme neuer Stationen die Einführung neuer Tarife in 
dem Verfchre mit ber ————— Bahn, dem Verkehre 
via Gießen-Northeim bezw. Arenshauſen, dem Verkehre mit 
ber Hefliihen Yubwigsbahn und ben Drälziichen Bahnen, dem 
Verfehre mit der NheinNabe-Bahn, dem Sächſiſch-Rheiniſchen 
Verbandäverfehre und dem Verkehre zwiſchen Stationen der 
Koͤln ⸗· Mindener Bahn und Hüttenftationen der Saarbrüder 
Bahn via Frankfurt Nüdesheim und Franffurt-Mainz-Binger- 
brüd hervorzuheben. 


Rahırplan. 


Der Fahrplan vom 1. September 1570 wurde bis infl. 
14. Juli 1871 auf der Haupt und den Zweigbahnen unver 
ändert beibehalten. 


Dom 15. Juli ab wurde die Zahl der Züge auf ber 
Hauptbahn weſentlich vermehrt, die der Zweigbahn Limburg: 
Hadamar dahin geändert, daß ftatt ber früheren 6 Verfonen- 
und 4 gemifchten Züge 4 Verfonen- und 6 gemifchte Züge 

efahren wurden. Auf der Zweigbahn Diez -Zollhaus blieb 
ie Zahl der Züge unverändert. 


Der Rüdtransport der Truppen aus Frankreich führte 
nicht unweſentliche Störungen in der Durdyführung bed Win- 
terfahrplans herbei, indem: 
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a) auf der Hauptbahn vom 3. bis 8. April ſämmtliche 
Erzzüge, vom 8. Juni bis 3. Juli die Erzzüge mit 
Ausnahme von 2 Zügen täglich, 

b) auf den Sweigbabnen vom 3. bis 8. April und 3, Juni 
bis 1. Juli Jämmtliche Derfonen- und Güterzüge ein- 
geftellt werden mußten, 


Die Gefammtzahl aller Züge betrug im Jahre 1871: 
a) auf der Hauptbahn 11,880 fahrplanmäßige und 1,476 
Extrazüge, 

b) auf ber Zweigbahn Limburg · Hadamar 3,350 fahrplan- 
ge und 17 Eptraufge und 
c) auf der Sroeigbahn ich ⸗/Zollhaus 2,680 fahrplan- 
mäßige und 16 Extrazüge. 

Beamte und Mrbeiter. 


Die Zahl ſämmtlicher Betriebsbeamten belief fi) im Jahre 
1871 auf 829, von welden: la 


’ 


definitiv angeftellt waren... .......- 143 
kontraktlich —— FERN 653 
biätarisch befhäftigt-....++-++.+- + »- 


Gegen Tagelohn wurden durchfchnittlich täglid) 
79 Babnhofsarbeiter, 
150 Stredenarbeiter, 
246 Werkftättearbeiter 
beſchaͤftigt. 


Ss Main⸗Weſer⸗Bahn. 


Bahnlãnge 
Die von Kaſſel über Guntershauſen, Gießen ıc. nad) 
Frankfurt a. M. führende 
»Main-Mefer-Bahne, 


welche von den vormaligen Regierungen von Kurheſſen und 
anffurt, ſowie von der Negierung des Großherzogthums 


effen auf gemeinſchaftliche Koften erbaut worden ift, bat eine 


= 
— — 


Se EROELEPENN 26,1348 Meilen, 
wovon auf Preußen ............ 17,7801 » _ 
unb auf Deflen--«usa0unnun 8,6457» 
fallen. 

Die Verwaltung der ganzen Bahn ift durch Etaatöver- 


trag vom 30. Mai 1868 an Dreußen übergegangen ; bie Ber- 
theilung des Neinertrages erfolgt jäbrlid nad) Verhältniß der 
von jedem ber betheiligten Staaten aufgewendeten Baufapitale. 


Anlagekapital, 


Das Baukapital für die Preußiſchen Streden betrug 
Ende 1870: 11,002,634 Thlr. 27 Sgr. 9 Df. 


Demfelben find im Jahre 1571 zugetreten, der Taxwerth 
ber zur Erweiterung der Station Bodenbeim berangejogenen 
fisfalifchen Grundftüde, und die Koften der nadıftehend ver- 
zeichneten auf Baufonds ausgeführten Anlagen im Gefammt- 
betrage von 13,912 Ihlem. 23 Sgr. 3 Df.; Dagegen find die 
Kaufgelder für einige entbehrlich gewordene Grunditüde mit 
353 Thlru. 25 Sar. 1 Df. in Abzug zu bringen, fo daß am 
Scluffe des Jahres 1871 das Baufapital für die Dreußifchen 
Streden fih auf 11,016,193 Thlr. 22 Sgr. I1 Df. jtellte. 


a Baufapital für die Heſſiſche Bahnftrede betrug Ende 


157 
Thlr. Sgr. Dr. 
523791 17 — 
un find im Jahre 1871 
) zugetreten: 
a) Grundentfchädigung für bie 
in Folge von Dammrut- 
fhungen in ber Gemarkung 
Yang · Göns erworbenen . 
Grundftüde ............. 5 13 8.» 
——— 47 15 9 


zZ 
= 
— 
2 
2, 
= 
= 
e 
= 
. 
= 
— 
- 
Er} 


Summa Zugang 132 29 5 
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2) abgegangen 
Kau Teiß für die Köln- 
. Mindener Bahn abgetretene 
225,7 Du.» Klfte. Grund- . 
fläche ............ — 1542 16 2 


Zu- und Abgang mit einander verglichen, ergiebt einen Ub- 
ang von 1409 Thlen. 16 Sgr. 9 Df., wonach fi Ende 
das Baukapital für bie — Heſſi ar 
DIERERTLETELLELETETT 5,236,50 bir. — var. Dr. 


Das der Vertheilung des Reinertrages pro 1871 
Grunde zu legende Baukapital betohgt r beide Staaten 


biernad) 
hr. Sur. Df. 
16.209 I 2 
oder pro Meile Bahnlänge ....... 614822 — — 
r bie Preußiſchen Streden pro Meile 619,267 — — 
ür die Heſſiſche Strecke pro Meile... 677 — — 


Bauten. 


An Neu» und Unterhaltungsbauten wurden im Jahre 
1871 ausgeführt 
auf Kojten des Baufonds: 


bie Vollendung der Anlage eines 


Entwäflerungsfanald auf Station Frankfurt und de& 
Baues dreier Bahnwärter-Wohnhäufer, ſowie die Er- 
bauung eined Güterfhuppens mit Beamtenwohnung 
auf Station ronhaufen; 


auf Koſten bes Betriebsfonds: 


a) auf den Stationen (außer der Aufftellung von Sta- 
tions-Einfahrtsfignalen und Stationönamen-Tafeln auf 
mehreren Stationen) 

KRaffel: bie Herftellung einer Anfchlupleitung an 
die ftäbtische Wafferleitung; 

Guntershaufen: die Herftellung eined neuen 
nie ygerara mit eiferner Drudröbren- 
leitun t mwirfender Dampfpumpe, ſowie 
eines —* und eines gemauerten Waffer- 
reſervoirs, die Aufſtellung zweier neuen Waſſer⸗ 
krahne und — zweier Dienſtwohnungen 
im Wagenſchup 

Tr un a: die Her LER einer Wafferröhrenleitung 

Aufitellung neuer Krähne; 

Marburg: bie Vergrößerung des Güterſchuppens 

und Herftellung ein ofals zum en 
d Herftellung eines Lokals zum Füllen ber 
Fußwärmer; 

Fronhauſen: 
kanals; 

Gießen: bie Erbauung eines probiforifchen Loko⸗ 
motivfhuppens, die ‚Serrichtung von 5 Köfch- 
F ruben, die Anlage einer großen Drehſcheibe und 

eihaffung eines fahrbaren Yabekrahnes; 

Lang-Göng, Friedberg, Nieder-Wöllftadt, 
Groß-Karben, Dortweilerumd Bonameß: 
die Herſtellung von Weichenwärterbuden ; 

Nauheim: die Heritellung einer eifernen 


die Verlängerung de8 Doppel. 


erron⸗ 


halle; 

Bodenheim: bie Seritellung einer Weichenfteller- 
Wachtbude und Verlängerung eined Kanals; 
Hranffurt: die Erbauung eines proviſoriſchen 

Güterfhuppeng, die Anlage zweier neuen großen 
Drehſcheiben, die Herftellung eines Lokals zum 
Füllen der Fußwärmer und bie Erweiterung der 
Gasanlagen 
Die Geleiie auf ben Stationen wurden um 1183 
u verlängert und bie vorhandenen Meidyen 
3 Stüd vermebrt. 


b) Auf der Strede. 
1) Auf der ganzen Bahn wurden neue Meilen-Num- 
mernfteine gelegt; 
2) bei den Meilen-Nummern 0,19 und 0,26 wurben 
2 neue Märterbuden errichtet, und mit Morfe- 
Telegraphen-Apparaten ausgerüftet; 


— — — — — — — — — — — — 
—8 


3) die elektriſchen Läutewerke wurden um 15 Stück 
vermehrt; 


4) zwifchen den Stationen Vilbel und Bonames ee 
m Orte Berkersheim murde zum Schutze 
Bahndammes die Ausmanerung eines Ba —* 
bens und die Herſtellung eines Steinaufwurfe an 
dem Niddafluffe begonnen. 


er er fand eine ern rn ber alten Schienengeleife 
mit Schienen der neueren Profile auf den Bahnhöfen zu 
Kalle Marburg, Butzbach, Fried 

der Strecke Ka el. Guntershaufen ſta 


Bei der gewöhnlichen Unterhaltung der Bahn- und ber 
—— ſowie bei ber Vermehrung ber letzteren wur · 
den 8881,5 Ruthen neue Schienen, ſowie 3367,97 Ruthen 
ſchon benutzte Schienen alter Bauprofile eingelegt. 


An unbrauchbar gewordenen Schwellen wurden im Ganzen 
21,901 Stüd ausgetaufcht und außerdem zu ben Geleiöver- 
längerungen 4,866 Stück Schwellen verwendet. 


Betriebämittel. 


Einfchließlih 6 im Laufe des Jahres neu beichaffter 
Güterzugslofomotiven nebſt Tendern und 2 zur Aushülfe an- 
gefaufter alter Tender befaß die Main-Wefer-Bahn Ende 1871 

3 75 Pofomotiven 
und 67 Tender, 


und zwar: 
Schnellzugs ⸗Lokomotiven . ........+.- 12 Stüd, 
fonftige Derfonenzugs-Yolomotiven .... 36 » 
Güterzugs-Tofomotiven. nr ers u0-2. 0. 27» 


— wurden von den vorhandenen Lokomotiven 


n dem Beſtande des Wagenparks find im Jahre 1871 
folgende Veränderungen eingetreten: 


1) e8 murben neu befhafft 30 Stück zweiachſige offene 
Güterwagen von 200 Etm. Tragfähigkeit, 


2) ausrangirt wurden: 
— iger Derfonengeogen s — Klaffe, 
\ —— 


3. 
—1 weiachſ ger Viehwagen 
10 ati al e gebedite EN ann unter 200 Etr. 


tagte —8 
zweiachfiger ne —— desgl. 
Langholzwagen, 


Arbeitswagen. 
Der Wagenpark enthielt hiernach Ende 1871: 

dreiachſige u au ER — 1, 
zweiachſirg53338* 1, 
dreiachſige ——— 1. und 2 Klaffe. 40, 
—— ige rer , 
dreiadhfige Perſonenwagen 2. und 3. Klaſſe. 3, 
zweiachfige desgleichen.. ........24 11, 
dreiachfige —— 3. Klaſſe ....... 45, 
zweiachfige desgleichen .. ...... 18 
Summa Perſonenwagen 19. 

—— ige Gepaͤclwagen REDET TERN 24, 
zweiachſiſge................ 5r 
’ Pferdeftallwagen REIT r 

D Viehwagen................. 40, 


vierachfige bededte Güterwagen. . . 9, 
—— —* unter 200 Etr. Tragfähigkeit 271, 
beögl. von 200 Etr. Tragfä igteit 78, 

» offene Güterwagen unter 200 Etr. 
——— 7 RT. 102, 
> von 200 Etr. Tragfähigkeit 32) 
» ehe —— 19, 
Ürbeitöwagen ...---uonnnunuenenennnnnen 46, 
Summa Gepäd- und Güterwagen 852. 
Hierzu Derfonenwagen. .......-- 130, 


Ueberhaupt 982. 


— und Vilkel, ſowie auf 


3— 


Serrenhaus. 


— 








Betrieb. 

Unter bem Einfluffe der in die erften Monate des Jahres 
1871 noch Hineinfallenden Striegsereigniffe, fowie des nach dem 
iebenöfchluffe erfolgten Nüdtransports der Franzöſiſchen 
egägelangenen und ber Rückbeförderung verfchiedener Deut- 
ſcher Armeekorps, war aud im Jahre 1871 der Betrieb ber 
Main -Weſer⸗Bahn in feiner Regelmäßigkeit nody zeit- und 

theilmeife unterbrochen. 


Der am 24. Dejember 1870 eingeführte proviforifche 
Fahrplan, in weldem mit dem 15. März 1871 einige Aen- 
derungen eintraten, und neben welchem für die, zu ben Trup- 
pentransporten erforderlichen Extragüge noch befondere — 
periodiſch gültige — Fahrpläne eingeführt waren, konnte erit 
mit dem 1. Mai 1871 wieder aufgehoben und dagegen ber 
Fahrplan vom 1. Juni 1870 wieber bergeftellt werben, jebod) 
mit der Modifikation, daß ein Kourierzug und ein gemifchter 
Er ausgeſetzt blieben. Nachdem der hiernach Mobdifizirte 
Fahrplan unterm 7.—8. Juni 1871 bereits einige Aenderun⸗ 
gen erlitten, wurbe am 15. Juli 1871 ein neuer Fahrplan 
eingeführt. 


Es wurden im Laufe des Jahres überhaupt beförbert: 


1,447 Ktourier- und Schnellzüge 
1,920 Berfonenzäge, is 
ſchte Züge, 


2,659 ae 
539 —— 
2,353 & terzü 177 


704 Extra-Giüter- und leere Magenzüge, 
369 Materialgüge für die Verwaltung, 
10491 Züge auf 202,140 Meilen. 


Auf jede Meile Bahnlänge kommen durchfchnittlih von 
den Zügen mit Verfonenbeförderung an durchfahrenen Meilen 
980 und die Bahn paffirten durchſchnittlich täglich 17 Züge 
mit PDerfonenbeförderung. 


Die bireften ——— en zu anderen Bahnen 
wurden auch im Jahre 1871 im Perſonenverkehr namentlich 
* durch Vermehrung ber Rundreiſerouten erheblich ver- 
mehrt. 


Die Eifenbahnverbände und ſonſtigen direkten Verkehre, 
an welchen die Main ⸗Weſer ⸗Bahn am Scluffe des Jahres 1871 
betheiligt war, find folgende: ’ 


Weſtdeutſcher Verband, Nordweitdeuticher Verband, Seffifch- 
Rheiniſch · Weitphälifcher Verband, Saͤchſiſch -Rheiniſcher Ber- 
band, direkter ehr via Arenbhauſen x. Gießen, Nieder 
landiſch » rechtsrheiniſcher Verkehr, Deutich +» Franzöſiſcher 
Güterverkehr via Eifenadh, Giefen, Deu, Serbesthal, Deutf 
Belgiſcher Güterverkehr via Giehen+ Deus, Niederländiſch- 
——— Güterverkehr , Niederlaͤndiſch⸗ Badiſch · Wuürttem ⸗ 
—— erverkehr, Hollaͤndiſch · Schweizeriſcher Güterverkehr, 
Nieberländiſch · Bayeriſch · Oeſterreichiſcher Güterverkehr, rechts 
rheiniſch » Baheriſch » Oeſterreichiſcher Guterverkehr, Norbweft- 
deutſch · Fran Ang Aa Güterverkehr, Robproduften- 
verfehr zwischen der Köln-Mindenerund Bergifch-Märtifchen Bahn 
einerſeits und ber Frankfurt ⸗ Offenbacher, Main-Nedarbahn, 
Babifhen Bahn, Taunusbahn, Naffanifhen Bahn, den 
Dfälzifchen ne der Rhein-Nabebahbn, ber Saarbrüder 
Bahn, den Elſafſiſchen Bahnen andererſeits, Verfonen, Gepäd- 
und Robproduftenverfehr mit ben Oberheſſiſchen Bahnen, Ber- 
fehr für Erze und Roheifen mit der Wilhelm-Lugemburgbahn, 
Verkehr für Eifenfteine mit der Belgiſchen Staatäbahn. 


A. Derfonenverkehr. 
Tarife. 
Den Tarifen find im Allgemeinen folgende Einheitsfähe 
zu Grunde gelegt: 
1. bei gewöhnliden Perſonenzügen 
a, für Einzelfabrten. 


I. Wagenklaffe pro Perſon und Meile........ 6 Sgr 
I. P) » » » J 4 
I, » » » " BD ediesee 2,5 » 
IV, » (Kinberbillets II. Klaffe) ..... 1,5 » 








Altenftüd A 19. me: \ 
b. für Sin- und Rüdfabrten (Retourbillets). 
I. Wagenklaffe pro Perfon und Meile ...... 4,8 Sgr 
I, ’ > » » I ——— 3,22 
111. > » * * RE 1,875 * 
2. bei Schnellzügen. 
J Wagenklaffe pro Perſon und Meile....... : Sur. 
" > » » Po nennen 5 * 
III, » » : „ Bun 3 » 


Die Gepädfracht beträgt bei einem Freigewicht von 
50 Pfd. 2 Dfennige pro 10 Pb. und Meile, 

Die Billetd der vierten Wagenklaffe werben Aue Zeit nur 
an Kinder unter 10 Jahren, welche in ber 3. Klaſſe allein 
reifen, ſowie als Qufagbillets zu den Netourbilleten 3. Klaffe 
für den Fall der Benugung eines Schnellzuges auf der Rüd- 
reife auögegeben. Für Rundreiſebillets werden die Schnellzugs- 
tagen mit 25 pEt. Ermäßigung beredinet. Bei Abonnements- 
karten wird eine Ermäßigung von 40 pEt., für Schulkinder 
und Lehrlinge von 50 pCt. gewährt. 

Neu eingeführt wurde im Jahre 1871 ein Tarif für ben 
Verkehr — Main⸗Weſer⸗Bahnſtationen Friedberg und 
Srankfurt a. M. einerfeit3, und den Oberbefjiihen Stationen 
4 Grunberg, Alsfeld und Lauterbach via Gießen anderer⸗ 
eits. 


B. Güterverkehr. 


Den beſtehenden Tarifen: find, ſoweit nicht Konkurrenz- 
verhältniffe zu berücfichtigen waren, als normalmäßige Einheits- 
fähe folgende Beträge zu Grunde gelegt. 





a) für Eilgũter .......... 10 6 
b) für Frachtgũter eriter Klaſſe. 5 6 
c) » » weiter » + 6 
d) für Güter der Ausnahmellaffe A. 3 6 
eo)» » 2 > B. 2,5 6 
f)  r » >» » C. 2 6 
0) » D. 1,5 6 
h) für Güter des Spezialtarifs 1. 
(Salz) in Quantitäten von min- 
deftens 100 Eit............- \ 1,35 3,6 
bezw. ..... | 1,0 7,2 
i) für Güter des Spezialtarifs II. 
) enthaltend Mohprobufte, als 
Erze, Erden, Düngemittel, 
Brauntohlen, Robeifen, Stein 
tohlen und Koaks, Steine, F 
Holz X. —440⏑ 1,0 — r 
bezw. ..... tr 128 3,6 


Neu beredinet begiehungsmeife eingeführt find im Jahre 
1871 die Tarife: ze * 


1) für ben Transport von Te und Koafes in 
Magenladbungen, von ben Köln Mindener Stationen 
via Gießen ıc. nad Stationen der Main-Wefer-Babhn 
und der FFranffurt-Hanauer Bahn, 


2) für dergleichen Transporte von Stationen der Bergifd)- 

j — Bahn via Gießen ꝛc. nach Stationen ber 
Main-Wefer- Bahn, Frankfurt-Hanauer Bahn, Main- 
Nedar-Babn und Taunus-Bahı, 
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3) für dergleichen Transporte von Stationen ber Bergifd) ber Offenbad- Frankfurter Bahn, der Main-Nedar- Bahn 
Märkifpen Bahn via Giehen x. nad) Stationen ber fowie der — Station Mannheim via rn 
Badiſchen Bahnen und der Württembergifchen Bahnen. —— andererſeits, im Niederlandiſch + Baperifch- 

Außerdem haben Tarifänderungen im Jahre 1871 jtatt- eſterreichiſchen Dertehr. . 

gefunden: Betviebsergebniffe. 
im Weſt · und Rordweſtdeutſchen Verbands -Güterver- Die 6 tergebniffe des Betriebes i 1871 i 
fehre, im Dertehre nwifcen Citettin, Berlin und PotS- | Yeyıg auf Lefdrderte Maffen und baffe emiche Sransharn 
dam  einerjeits Stationen der Babifchen und | einmahmen werben in der bier folgenden Ueberficht Bargeftellt. 


Mürttembergifhen Bahnen, fowie den Bodenſee -Ufer- 
pläben anbererfeits, im nigra Berbanbs- Demnad; ergiebt fi) gegen das Vorjahr bei allen Ver- 
Verkehre und dem direkten hre via Gießen · Arens | kehrszweigen — mit Ausnahme ber Militärtransporte — eine 
haufen, in dem Rohprodukten- Verkehre zwifchen Be bliche Steigerung, ſowohl an ben Transportmaſſen als 
Stationen der Köln-Mindener Bahn einerfeits und Einnahmen dafür, bob nicht nur ber Voranſchlag bebeu- 
Stationen der Taunusbahn, der Heffifchen Ludwigs | tend überſchritten wurde, ſondern auch die Gefammteinnahme 
Bahn, ber Dfälzifchen Bahnen, der Saarbrüder Bahn, | die aller vorhergehenden Jahre überftieg. 


4: 








Es finb befördert: 





Es find eingenommen: 




















Bezeichnung —— gegen 1870 gegen 1870 
der mehr weniger Thaler. mehr weniger 
| | 
Trandporte. nheit. Zahl. Zahl. | p6t,. Zahl | pCct. Thaler. | pet. baler. pct. 



















Verſonen in J. Wagen- | | 
1 — Perſ. 14,885 4497 | 8330| — — 46,004 13,981| 43,060) — — 
Perſonen in II. Wagen- 
Malle <ernun0r0 000. » 162,634 41,192 | 33,92] — — 1 274,69] 68,875| 33,16] — — 
Perſonen in III. Wagen- 
tlaſſe ..........* F 785,597 96,772 | 14,5 — — 1 323,682] 33,5311 11,661 — — 
=; IV, Dam 2,393 | 25,1 — — 3,303 839] 34,5 | — — 
i erſonen ...... * - \ 
a Il - — [12,835 | 3s | soyıcı — | — f14869 4,0 
Auswanderer ......... > 16,904 9,690 |134,32]| — — 22,979 13,439 1140,87] — — 
Zuſammen » 11,363,713 | 141,709 | 11ysı] — — | 971,819) 115,796 | 1353| — | — 
Davon auf Netourbillets » 451,502 82,318 | 22,30 — — 114394 18,345 19,10] — — 
Gepäck inkl. Auswanderer · 
> Er. 93,781 25,310 | 38,13] — — 29,05 8,9024 44,18] — — 
Equipagen ........... Stüd 104 4 | 3355| — — 1,554 43| 233:| — — 
—— —— 1 9— 9 Ur — — 
en 5 7,84 — — P a 
Militair..... el 37,114 _ — | 21,470 | 36,65 | 150,162] —. | — 183,556) 35,75 
Hunde. ........ Suuncs » 4,431 684 18,26 — — 935 167 21,74 — — 
Militair » Effeften und 
Armeebebürfniffe Ctr 58,135 — — 179,804 57,8341 24518 — — [15 37,97 
Nebenerträge im Der 
fonenverfehr........ » — — — — — 764 238| 46,12] — — 
Eil · und DVoftgüter.... 428,575,1] 24,427,2| 6,4 — — 190674 21,745 10241 — — 
Frachtgüter 1. SKtlaffe.. » 818,396,2] 147,688 | 22,2 — — | 188,964 39,340| 26,21] — — 
IE u. » 903,509,8| 135,313,2| 17,01] — — | 148,062| 20,314| 15,93] — — 
Ausnahmeklaſſe — ——— * 1,474,905,5 330,938,9 34,82 — — 193,004 53,731 38,58 — — 
ee ————— » 578,020,1| 237,192,3| 69,590] — — 67,059) 30,903 85,17] — _ 
» —— » 12,788,472,1| 329,415,5) 13401 — — | 254,440) 54,244] 27,4 | — — 
Dis, » 11,433,003,4| 468,013,9| 48,50] — — | 107,079| 44,061| 69,92] — — 
— RER » ee —— uns — — er 4 — — — 
‚. 1a. E ‚  17,684,1 51 — — 705 4 5 — — 
Spezialtarif IgSalßz.. 26 — | — | 37 erh — | — | 1 Fr 
» I. und Il. | » |7,927,596,6| 2,852,742 | 56,2 — — | 198,693] 37,026 22,91] — _ 
(Rohprodufte) \ | 
Vieh ...... ee . 185,531 | 26,535 | 1600| — — | 98 1,776 Gl — | — 
Militair 
Sonftige Transporte .. D 321,500 79,845,2 33,1 _ — 839,332] 49,572 124,601 — — 
Militair)]| > 195,2 | 
en 5,651 3,275 137,84J — 
a —E Stüd 3,557 2 — 3,217 | 47,19] 68,133 — 157,472) 45,84 
Goftbeförberung .....- Etr, | 350,450 15,450 | 4,1 — 29,425 ‚3 
Nebenerträge im Güter e 
» — — — — — — ‚35 


nr rennen 


waltung ».........» 5 512,978,6| 96,355,9) 23,13 
Virbesgaben für ausge 
rückte Deutſche Truppen >» | 9,665,2 — — 





18,446,8 65,62 





In demſelben Mafie, als die Hriegdereigniffe und in Folge 
davon die außergewöhnlichen Verbältniffe im Allgemeinen auf 
das Nefultat dev Betriebseinnahmen wirkten, waren auch für 
‚bie Ausgaben des Jahres 1871 jene Verbältniffe derart be 

mmend, daß bei ben meijten Dofitionen die vorgefebenen 
träge, welche nur für regelmäßige Verkehrsverhältniſſe be- 
rechnet waren, nicht ausreichten. 


- Außer den gewöhnlichen Betrieb8koften enthält die Tahres- 
ausgabe en auch en —— welche für Er 
weiterung um Ergänzung er Bahnanlagen, fowie für Ver- 
mehrung ber Betriebsmittel —— waren, und welche bei 
Privatbahnen aus Referve- und Erneuerungsfonds zu beitreiten 
geweſen wären. Hierhin gehören: 


a) für Ernenerung ber Schwellen und Schienen inkl. ber 
zu  Geleisverlänge- 
tungen verwendeten 112,468 Thlr. 27 Ser. 10 Pf. 


b) für a 


——— 29 >» l >» 7» 
Seite 112,497 Thlr. 29 Sgr. 5 Pf. 
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Uebertrag 112,497 Thlr. 29 Sgr. 5 Bf. 
€) —— der 
ei Unfällen beſchä 
digten Lokomotiven, 
. Tender und Wagen 79 


d) für Erneuerung ber 


[#1] 
“ 
[+] 
* 
[er 
- 


Lokomotiven und 
Tenber 27182 — 11 — — 

e) für Neubeſchaffun 
I Lokomotiven > 0150 » — r — vr 

Erneuerung ber Wa- 
N Su —— 15,02» 25 » 7» 

Neubeihaffung von 
® tung — 50,966. 1665 
zufammen 308,024 Thlr. 14 Sgr. 6 Mr. 


triebörefultate des Jahres 1871 im ik ing zu ber 
vier vorhergehenden u ſowie im Vergleich zu dem Etats 


In ben a Ah Tabellen finb bie eg Be 
anfchlag aufammengeite 
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Behufs Ermittelung des auf die betheiligten Staaten pro 
1871 zu vertheilenden Reinertrages find dem vorgebadhten 
Ueberſchuß von ........44 736,446 Thlr. 


binzuqurechnen die aus dem Ueberfchuffe pro 
1870 zur Dedung ber Ausgaberefte refervirten 259,903» 
giebt ..... 6,349 Thlr. 
Dagegen find abzufegen: 
a) ber für ee Preußiſche Rechnung 
vereinnabmte Antheil an ber Jahres: 
rente, welche von der Sannoverfchen 
Bahnverwaltung für die Mitbenutzung 
bed Bahnhofes Kaffel gezahlt ift mit 
Thlr. Sar. D 
02 2 
b) bie zur Declung ber 
pro 1871 verblie- 
benen Ausgaberüd- 
ftände zu reſervi⸗ 
venden ©2200. 402,613 14 7 
nd... 402916 > 
fo daß zur Vertheilung bleiben... .- 503,433 Thlr. 
wovon nad) Maßgabe ber aufgewenbeten Bau- 
fapitale entfallen: 
auf Preußen .................... 402,233 Thlr. 
Gſſee. — 191,200 > 
find ..... 593,433 Thle. 


Außerdem find nod für feparate Preußiſche Rechnung 
eingenommen 
302 Thle. 7 Ser., 


daß fich de te Reinertr b 
* rg a Fe eine für Dreußen auf rum 


Beamte und Arbeiter. 
Es waren im Jahre 1871: . 
3 etatsmäßige "Beamte 


SRRERR 
e) Lohnarbeiter (Stredenarbeiter), Werkſtätte · und 


ſonſtige Arbeiter bei der Transportverwaltung 1926 
beichäftigt. 


B Bebra:Hanauer Eifenbahn. 
A. Hauptbahn. 
Bahnlänge. 


Die Bebhra-Sanauer Bahn, weldye fih in Bebra an die 
Heſſiſche Nordbahn und in Hanau an die frankfurt» Hanauer 
Bahn anschließt, im Jahre 1872 auch eine Abzweigung von 
Elm nad Gemünden (Station der Bayerischen Staatsbahn) 
ge atı hatte im Jahre 1871 eine Gefammtlänge von 
19,2 Meilen. . 


Der Bahmkörper ift durchgängig, mit Ausnahme des 
Ueberbaues der wenigen eifernen Brüden, für zwei Geleife 
hergeitellt, das zweite Geleis indeffen nur auf der Gebirgs- 
ftrede Neubof-Salmünfter 4,76 Meilen ausgeführt. 


Bauten. 


Die zur Ausführung gekommenen Bauten waren durd)- 
weg nur von geringer Bedeutung. 


Das für die Bahn erworbene Grundeigentbum bat einen 
Flächeninhalt von 3384% Ader, 27,21 Nuten Heſſiſch. 
Anlagelavital. 
Zur Beſtreitung der Baukoſten find uͤberwieſen: 


a) aus dem nad $. 9 des Kurheſſiſchen Yandtagsab- 
fchiedes vom 31. Oftober 1863 aufgenommenen 4pro- 
zentigen Anlehen von 10 Millionen 





8,069,734 Thlr. 11 Sgr. 7 Pf. 
b) aus dem Anlehen 

ber 40 Millionen 

2 pn 4 des 

\. 8 Gefeßes 
vom 17. Februar 
1868 zunächſt bie 
um Ausbau ber 

ra + Hanauer 
Bahn  bewilligte 
Summe von .... 
und nadıdem bie 
durch vorgedachtes 
Geſetz bewilligten 
Summen burd) 
Geſetz vom 7. März 
1870 für übertrag- 
bar erflärt worden 
find ..* — 


— 1,439,734 —— r. Pf. 


Hiervon waren am Ende des Jahres 1871 11,436,294 Thlr. 
28 Sgr. 9 Pf. verausgabt. 


Außerdem wurben zur Vermehrung ber Betriebsmittel 
aus Mitteln des Dispofitionsfonds für 1870 und ber Anleihe 
von 1871 70,817 Ihlr. 16 Sgr. verwendet. 

Betriebsmittel, 

m Jahre 1871 wurden 

4 Pofomotiven, “ 


12 Perſonenwagen vierter Klaffe und 
23 offene Güterwagen 


befchafft, fo daß Ende des Jahres vorhanden waren: 


a. an Cofomotiven: 


16 Stüd für Schnelljüge 
8» >» seta nd 


3,000,000 >» 


— 


14 >» üterzlige, 
38 Stüd. 

b. an Wagen: 
34 Derfonenwagen I, und IT. Klaffe 
9 ? » v I, und II. >» s 
43 E) III. Klaffe, 
12 5 Vi » 


16 Gepäcdwagen, . 
210 bededte Güterwagen, 

30 Biehwagen, 

143 offene Güterwagen, 

16 Kanghelwagen, 

4) offene Materialmagen, 
553 Stile. 

Betriehsbienft. 


Nachdem mit dem 15. Januar 1871 die nad dem bie 
dahin gültigen Fahrplan ausgefallenen Tagesfchnellzüge ber 
Route Berlin -Salle- Bebra  Franffurt a. M. wieder eingelegt 
worden, waren die im Jahre 1870 unterbrochenen regelmäßi- 
gen Verbindungen wieder voliftändig bergeftellt, 


Mit dem 1, Mai 1871 wurde ein neuer Fahrplan ein- 
führt, welcher bezüglich des Drivatverfehrs mit dem Sommer 
abrplan des Vorjahres übereinſtimmte und durch melden 
außerdem in der Richtung von Norden nadı Süden 5 und in 
der Richtung von Süben nach Norden 6 Militairzüge vor- 
gelehen wurden. 


Die Einführung des Sommerfahrplanes erfolgte vom 
15. Juli 1871 mit Einlegung von 10 Zügen in jeder Rich— 
tung, wovon jedoch je ein Güterzug nur zwiſchen fulda und 
Hanau kourſirte. Militairgüge waren in dieſem Fahrplan richt 
mehr vorgefehen. 

Durd) den mit dem 6. November 1871 zur Einführung 
gekommenen Winterfahrplan wurde die Zahl der Züge um 
* Derfonen» und einen Güterzug in jeder Richtung ver- 
minbert, 
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Ueberhaupt find beförbert: _ Auf jeden Tag kommen demnach im Durchſchnitt 17,7 1 
1667 Scnellgüge mit 32,475,ı Zugmeilen, Züge und auf jeden Zug 18,31 Zugmeilen.. 
1950 Perfonenzüge »  33,025,0 » 








=. — — —— ⸗— — — ⸗ 


691 gemiſchte Züge » 11,701,0 In 256 Arbeitszügen wurden 436,5 Zugmeilen zurüd- 
1492 ÖSüterjüge > 425 > gelegt. a a ic 
664 Militairzüge »  12,099,8 r 
sufammen 6464 Züge mit 118,525, Zugmeilen. | 
Betriebdergebniffe. 


a. Gefammtverfebe. 
















































. Güterverkehr itbi 

Derjonenverfehr. on“ z Durch⸗ Mithin 
exit. Betrieböbienft. Extra» & ſchnittliche Einnahme 

ordinarien. um Betriebs. pro 

Derfonen. | Ertrag. Gentner. Ertrag. länge. Meile. 

Ihr. Thlr. Tblr. Meilen. Thlr, 
Bro 1867 ........ 234,893 | 67,316 | 1,030,338 | 48,010 13,958 129,294 10,37 12,463 
» 1868......... 316,529 92,596 | 1,550,854 61,688 32,621 186,905 13,72 13,554 
1860 ........ 453,550 | 295,949 | 3,005.996 | 331,368 35,700 663,017 19,2 34,532 
» 1870......... 595,854 | 523,592 | 3,713,084 | 442,743 50,871 1,017,206 19,2 52,979 
» 1871........ | 843,562 | 759,372 | 4,696,121 580,386 66,415 1,406,173 19,2 73,238 

pro 1871 gegen 1870 

mehr..... 247,708 235,780 982,937 | 137,643 15,544 388,967 _ 20,259 


b. Derfonenverfebr. 
Die Einnahme aus dem Verfonenverfehr nebjt Zubehör vertheilt ſich wie folgt: 














Equipa- Hunde. J Pferde. Militair- | Militair- 


Jerſt äck. n 
Perfonen, | Gepä gen. pferde. fahrzeuge. 


















The, Ihlt. Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. 
% 
Einnahme in 1871 ......-- 621,297 | 20,074] 861 655 71,042] 41,289 1 750,372 
21870 ........ 61,418 | 44,091 2 | 523,592 
ehr .... 219,507 134 190 1,029 964 — — 235,78 








. [ILL Klaſſe. | IV. Klaffe. P Militair. 














Gm Jahre 1871...................... 12,978 
Im Jahre 1870.............. 


124,125 281,673 95,429 329,457 ,| 843,502 









88,452 P 298,143 1,09 | 201,108 | 595,854 












123,349 


De — 





247,708 
Mithin in 1871 _ 
weniger ... ...... — 16,470 — 


Bon fämmtlihen Reiſenden wurden 8,516,500,66 Meilen und von jeder Perſon durchichnittlih 10,33 Meilen durchfahren. 
12° 
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e. Güterverkehr. 
Die Einnahmen vertheilen ſich auf die einzelnen Transportzweige wie folgt: 

















































Aür Für Aür Neben- 
Eilgüter. Poſtgut. JKSFrachtgut. erträge. 
Thlr, Iblr. Thlr, Ahlr. Thlr. 
SR 2 BEN 87,531 520) 465,214 2,890 580,386 
nn NE onniierunnnnanen 66,332 462 360,708 2,818 442,743 














NRERETIL FERRER TR | 189,309,2 87,531 146,303,6 | 66,332 
U ARE 1,214,1 520 1,219,8 462 
Güter ber Normalklaſſe, Klaſſe I ..... ..... 580,0561 140,216 363,018,6 82,425 
Güter der ermäßigten Stlaffe, Klaffe II...... ... 539,893,9 83,501 465,781 ,7 72,500 
Klaffe A. —— ber Klaſſe C., D. und Wagenlabungs- i 
güter ber ermäßigten Klaffe en 578,561,1. | 72,813 439,966, 3 54,700 
» B. Wagenlabungsgüter der ermäßigten Klaſſe . .. . .... 113,871,1 14,921 119,616,6 15,828 
6Gehzlächen 1,128,469,1 106,572 975,883,8 94,937 
395,8%0,6 18,298 310,881,2 14,171 
» E, Deßglelchen 37,765 | 1,455 315,543 8,929 
Ansnahmellaffe I. Holz in Magenladungen ................ 325,603 | 13,015 340,192, 13,646 
» U. Steinfal; und Salzledfteine in Wagen- 
labdnge 92,983,2 2,105 95,904 2,098 
> ill. Briquetd, Koals und Steinfohlen i in Wagen: —— | 
ladungen................. .. 435,283,8 | 10,345 14,550 550 
1 RR RE RDRETULEET TELLER TUE 209,495,3 | 1,973 56,107,6 924 
Betriebsdienſtgut .......................... FELD 404,981,8 _ 316,196,1 
BSJ˖ 64625,. 10,990 68,114,5 
GRDENBERTEBR nn na nn ee ana — 16,131 — 
Summa ..... 5,101,002,5 | 580,386 | 4,029,279,7 442,743 
Im Jahre 1871 find daher 1,071,722,8 Eentner Güter Jede —— toſtete im Durchſchnitt im Jahre 
mehr befördert, als im Jahre 1870. 1871 6,55 gen 6,33 Sgr. im Jahre 1870, und 
Die Zahl der Eentner-Meilen pro 1871 berechnet ſich auf | Erbielt_davon ie Bahn im Jahre 1871 4,41 Ser. gegen 
63,829,877,82 gegen 5266,141,31 pro 1870. 4,50 Sr. im * 1870. 


Verlehrs und Tarifweſen. 


d. 
— ——— Im Jahre 1871 haben folgende direkte Verkehre beſtanden: 


WMittelſt ber eleftro-magnetifchen Telegraphen wurden im 


Jahre 1871 befördert: . a) für den Perſonenverkehr: 
1,082 foftenfreie Amtsdepeſchen gegen 1679 Stüd 1) im Mitteldeutichen Verbande, 
..., Je 1870, _—_ _ 3 » Badijch-Mitteldeutichen Verbanbe, 
17,784 Brivatdepefchen gegen 12,957 Stüd pro 1870. 3) mit Stationen der Frankfurt. ‚Hanauer Eifenbahn, 
, Die Fab, Hierheupt, 3681 Thlr. 4) » Stationen der Heſſiſchen Nortbahn; 
3 Ser. 2 egen 2740 Thlr. 29 Sr. 5 pro 1870 , 
eittgenommen * hat davon die Bebra-Hanauer Eiſenbahn b) für den Güterverkehr: 


2616 Thlr. 10 Sgr. 2 Pf. gegen 1964 Thlr. 8 Sur. 6 Pf. I) im Mitteldeutfchen Verbande, 
pro 1870 erhalten. 2) ⸗Rheiniſch⸗Thuͤringiſchen Verbande, 
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im Hannover-Thüringifchen Verbande, 

mit Stationen der Frankfurt-Hanauer Eifenbahn, 
» Stationen ber Heſſiſchen Norbbahn, 

zwifchen dev Station Hanau und ber Station 
Gichen dev Oberheffichen Eifenbahn, 


"Won ben im Jahre 1871 eingetretenen Tarif-Aenberun- 
gen ift hervorzuheben Die Einführung: 

a) der reife für Kourierzugbillets mit: 

6% Sgr. für I. Klaffe, 
8 Sgr. für Il. Kaffe, 3 
3% Sgr. für III. Klaſſe, 

b) bes Tarifiages von 14 Pf. pro Gentner unb Meile 
plus 6 Pf. Expebitionsgebühr für bie Beförderung 
von Folomotiven und Tenbern und 

ec) de8 Einpfennigfahes mit 1 Thlr. Zufchlag pro 


100 Eentner für Kartoffeltransporte in Duantitäten 
von 100 Eentnern. 


Außerdem wurde bie vierte Wagenklaffe eingeführt. Dies 
bat zwar eine Abnahme in der Benugung der dritten TWagen- 
flaffe gu Folge geabt; die Zahl ber Veförberten Derjonen 
im Allgemeinen iſt aber erbeblid) geitiegen. 


Die Grundtagen der Tarife find folgende: 


3 
4 
5 
6 





A. Perſonenverkehr. 

1. für Kouriergüge: 

I. Klaffe 6% Sur.) 

u. Mr 5 ae | pro Perfon und Meile; 
Il » 3% » 


2. für Schnellzüge: 


1. Kaffe 6 Ser. 
J af * pro Perſon und Meile; 


3. für Perſonenzüge: 


I. Klaſſe 6 Sur. 
un i 2, ä pro Perfon und Meile. 
IV, 3 1} » 


An Gepädfradht kommen überall pro 10 Pfd. und Meile 
2 Df. bei 50 Pfd. Freigewicht zur Erhebung. 


Für Netourbillets, welche nur für die Perfonenzüge ein- 
geführt find, kommen in erfter Klaſſe 8, in zweiter 6 und in 
dritter 4 Sgr. pro Verfon und Meile — ohne Gewährung 
von * d — zur Erhebung. Außerdem werden Abonne- 
mentbillet® mit einer Gültigkeit von einem vefp. drei Kalen- 
dermonaten und einer Fahrpreisermäßigung von 50 pEt. und 
Schülerbillets für die dritte Wagenklaffe zu dem ermäßigten 
Sage von 2 Sgr. pro Perſon und Meile für die Hin- umb 
Rüdfahrt ausgegeben. 

In ben direkten Verkehren find bie vorftehend angeführten 


Eesfähe des Lotalverkehrs ebenfalld zur Anwendung ge 
racht. 


Nach dem Rhein x. find beſondere Rundreiſebillets je 
die erften 3 Wagenklaffen mit einer 14tägigen Gültigfeits- 


dauer und einer Fahrgelbermäßigung von 25 pCt ber Schnell- 
zugäpreife eingeführt. 





B. Gütervertehr. 


m Allgemeinen find bie Tariffäge für den Lokalverkehr 
fowohl als aud für bie direkten Verkehre aus folgenden 
Grunbtagen berechnet: 


für Eilgut _10 Pfennige ; 

‚ Kaffe 1.6 » 

» » 11,4 » pro Eentner und Meile 
» » A.3 » \ und 6 Df. pro Gentner 
» » B2% » Expeditionsgebühr. 

» 02 ’ 

vr» DU » 

* — 


E, (im en = 1,35 pro Gentner 
und Meile und 3,6 Pf. pro Gentner 
Expeditionägebühr. . 


Außerdem beſtehen noch folgende Spezial» oder Aus 
—— ch folg pez 


a) im Lokalverkehr: 


1) für Holz zu 1,3 Bf. pro Eentner und Meile und 4,3 Pf 
pro Eentner Expeditionsgebühr, 


2) für Briquett, Koals, Steinkohlen und Phosphorit 
zu 1 Pf. pro Gentner und Meile ‚unb 7,2 Df. pro 
Eentner Egpebitionsgebühr, 


3) für die Beförderung von baarem Gelde, Papiergeld 
und gelöwerthen Papieren, 


4) für Lokomotiven und Tender 1% Pf. pro Centner 
und Meile plus 6 Pf. Expeditionägebühr, 


5) für Salz aller Art zu 1,35 Pf. pro Genmer und 
Meile und 3,6 Pf. pro Eentner Expebitionsgebühr, 
bei Aufgabe von Wagenladungen. 


b) im bireften Verkehr: 


1) für Salz aller Art zu 188 Bf. pro Centner und 
Weile und 3,6 Pf. pro Centner Expebitionägebüßr, 
bei Aufgabe von Wagenladungen, 


2) für Roheiſen, Robitahleifen, Luppen, Brucheifen, 
Stahlbruch, Eifen- und Stahlabfälle, alte Schienen 
und Eifentbeile zu 1,25 Pf. pro Centner und Meile und 
6 Df. pro Centner Expeditiondgebühr, 


3) für rohe Erze, gewöhnliche Erben, unbearbeitete Brud)- 
fteine, Gyps, Kalkſteine, Pflafterjteine, Steinſchrotten, 
Steinplatten, Schlacken und Sinteln von Erzen, 
Steinkohlen und, Koafs, Phosphorit zu 1Pf. pro 
Eentner und Melle und 7,2 Df. pro Eentner Exrpedi- 
tionsgebübr. £ 


4) für gefchliffene und ungefdliffene Steinplatten, rohe 
und roh bearbeitete Werk · und Bflafterfteine im Ber- 
kehr mit ber Heſſiſchen Nordbahn zu 1,25 Pf. pro Eent- 
— Mr Meile und 6 Pf. pro Gentner Expebitions- 
gebühr, 


6) für een von Station Morgenrotb ber 
Oberſchleſiſchen Bahn nad) Frankfurt a.M. und Paris 


zu 1,61 Pf. pro Eentner und Meile, 
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Finanzielle Ergebniffe. 





' 1870, 












Betrag. 





Betrag. 





Thlr. 










‘ Die finanziellen Ergebniffe baben ſich wie folgt geitaltet: 


1871. 
Betriebslänge Betriebslänge 
19,2 19,2 











1868. 




















1869. 1867. 













Betriebslänge. Betriebölänge. Betriebslänge. | 
19,2 13,79 10,37 
Pro Pro 
Betrag. | Meile | Betrag. Betrag. | Meile 
7 Bahn. Bahn. 
Tfr. Thfr. Tl. 7 














Einnahme ..u.......« - 11,406,173] 75 34,532 186008) 
Ausgabe .........0.. 669,097 21,810) 182,807] 
Ueberſchuß 737,076 23,351 11,862 1,144 
Gegen die Vorjahre 
beträgt in 1871: 
die Einnahme mehr. . 388,967) 20,259 9,684|1,276,87 | 60,770 
die Ausgabe mehr . - 5,221 486,290| 21,593] 551,665) 23,525 






ber Ueberfhuß mehr 


Durch den Ueberfchuß von 737,076 Thlrn. wird das Bau- 
fapital von 11,436,295 Thlrn. mit 6,45 pCt. gegen 3,35 pEt. 
pro 1870 und 2,14 p&t. von 1869 verzinft. 


Die Betriebsausgaben betragen 47,58 pCt. der Gejammt- 
einnahme gegen 55,92 des Vorjahres. 


Die Ausgaben umfaffen auch diejenigen often, welche bei 
Dritvatbahnen aus dem Erneuerung, ——— und Re⸗ 
ſerve⸗Fonds beſtritten werden und welche pro 1871 118,805 
Thlr. —* 37,307 Thlr. pro 1870 betragen. Somit betragen 


die reinen Betriebsausgaben 550,292 Thlr. oder 39,13 pCt. 
ber — gegen 531,541 Thlr. ober 52,26 pCt. 
pro 1870. 


Eine —* des Solls mit der Iſt-Einnahme reſp. 
Iſt · Ausgabe ergiebt di 


e nachftehenden Refultate: 














Mitbin gegen das 
dem Etat th er. 
reſp. der 
vorher. 
gehenden % 


Redhnung. weniger. 


mehr. 


Thlr. Thlr. Thlr. 






Einnahme .. 
Ausgabe . 


506,173 





900,000 
717,441 





1,406,173 
669,097 


48,344 





Ueerfuß | 182,660 | Turn 554,517 





Beamte unb Arbeiter. 


Die Verwaltung ber Bebra- Hanauer Eifenbahn wird ge 
meinfchaftlic mit der Verwaltung der Heffifchen Nordbahn von 
ber Königlichen Eifenbahndireltion zu Kaffel geführt. 


—* Gemeinſchaftlichkeit beider Verwaltungen hat auch 
eine theilweiſe Gemeinſchaftlichkeit der Beamten des Central 
büreaus zur Folge. 


Am Schluffe des Jahres 1871 waren überhaupt an Be 


amten (exkl. der für die Gemeinfhaft fungivenden Beamten 
ber Heſſiſchen Nordbahn) vorhanden: 


15,03 


| Schwierigfeiten, welche zahlreiche 
















500 Bor 732,978 37,245 


85 definitiv angeftellte, 
370 Eontraktlid angenommene, 
36 biätarifd; (probeweife) bejchäftigte. 


er find im Jahre 1871 durchſchnittlich befchäftigt 
geweſen: 
163 Güterboden- und Bahnhofsarbeiter, Gepäckträger, 
Maſchinen · und Wagenputher, 
162 Werkſtätte ⸗Arbeiter und 
371 Streckenarbeiter. 


. Zweigbahn von Elm nad Gemünden. 


Nah dein Staatövertrage vom 14. Dezember 1865 wurde 
wiſchen der Königlich Baperiichen und ber früheren Kurfürftlich 

effiihen Negierung der Bau einer zweigeleifigen Bahn zur 
Verbindung der Bebra-Hanauer und der Bayerifhen Staats- 
bahn von Elm nach Gemünden befchloffen und babei repgeftelt, 
daß den Bau biefer überhaupt 6,14 Meilen langen Babn je- 
der Staat je fid) zu beforgen babe, während der Betrieb zu- 
nãächſt auf 10 Jahre von Kurheflen, alſo jetzt Preußen, geführt 
werben folle. 


Der Bau der Bahn, welder bezüglich des auf Dreußi- 
fi Gebtet fallenden Theils von 3,1107 Meilen im Jahre 
1867 in Angriff genommen wurde, war von Anfang an we 
gen der bejtehenden ungünftigen Terrainverbältniffe und des 
dadurd; bedingten Baued von 5 Tunnels in einer Yänge von 
zufammen 7524 Fuß, ſowie ber Serftellung zahlreicher Bau- 
iwerfe 2c., namentlidy des men von 372 Fuß Yänge, 
mit Deffnungen und 2911 Schachtruthen Mauerwerk bejon- 
ders ſchwierig. 


Im Laufe der Bauzeit ergaben ſich durch vorgekommene 
Rutſchungen und durch das Hervortreten der Gebirgewaffer in 
ben Tunnels durch den Ebertöberg und bei Sterbfritz meue 
acharbeiten, darunter auch 
die Ausführung eines ſechſten Tunnels von 600 Fuß Länge 
erforderlich machten. 


In Folge deſſen hat die Betriebseröffnung erſt am 
6. Mai 1872 ftattfinden können, ’ 

Zum Bau find 1010 Grunditüde mit einem Flächeninhalt 
von 71644 Ader 6 Ruthen (Heffifh) erworben bezw. von 
fisfaliihem Eigenthum herangezogen worben. 


Zur Beitreitung der Baukoſten ift au dem nad) dem 
Geſetze vom. 17, Februar 1863 aufgenommenen Anlehen von 
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worben; 


©. Hanau: Offenbach: Frankfurter Eiſenbahn. 


Nach $. 1 des Geſetzes vom 8. März 1871 fol für Rechnung 
bes Staates eine Eifenbahn von Sanau nad Offenbad), eine 
Verbindungskurve von der Station Sachſenhauſen der Frank ⸗ 
furt - Offe er Eifenbahn in fübliher Richtung nad) der Main- 
Nedar-Bahn nebjt den erforderlichen Bahnhofsanlagen hergeftellt 
und bie Frankfurt: Offenbacher Eifenbahn auf der Strede von 
Offenbach bis zur Abzweigung der Kurve mit einem zeiten 
Geleife verfehen werben. 


Unter Einhaltung ber in bem gg zwiſchen 
Preußen und dem Großherzogthum Heſſen am 12. Juni 1868 
abgeſchloſſenen Vertrage getroffenen Feſtſtellung find bie Bau- 
arbeiten am 9. uni 1871 in Angriff genommen. 


Inzwiſchen find durch Ausarbeitung-der mit Nüdficht auf 
bie mannigfaltigen örtlichen und Verkehrsintereſſen befonders 
ſchwierigen Spezialprojefte, durch Einleitung des Grunderwerbs 
und durch Inangriffnahme der in den Bahnkörper fallenden 
Mainbrüde die erforderlichen Vorbereitungen getroffen, um die 
Einhaltung der in Ausſicht genommenen Bauzeit zu fihern. 


Das Anlagetapital ift durch das gedachte Gefeh auf 
3 Millionen A nler feftgefegt worden. 


Bis Ende des Jahres 1871 waren hierauf 33,699 Thlr. 
23 Sgr. 6 Pf. verausgabt. 


10. Main-Nedar: Eifenbahn. 


Babnlänge Unlagefapital und Bauten. 


Die MainNedar-Eifenbahn, ein gemeinfchaftliches Unter 
nehmen der Staaten Preußen, Baden und Heffen, welches cin- 
heitlich betrieben und verwaltet wird, hat eine Länge von 
11,67 Meilen (wovon auf die Preußiſche Strede nächſt Frank⸗ 
furt 0,83 Meilen fallen). Die Bahn iſt durchweg boppelgeleifig; 
die Strede von Friedrichsfeld bis Heidelberg, auf welcher die 
nörbliche Hälfte des Bahnkörpers der MainNedar-Bahn, die 
fübliche Hälfte der Badiſchen Staatsbahn gehört, wird ge— 
meinfcaftlid) von den Zügen beider Bahnen benußt.. 


Außerdem hat die MainNedar-Bahn auch noch den fahr. 
dienſt auf der der Badiſchen Staatöbahn allein gehörigen 1,26 
Meilen fangen Strede Friedrichsfeld-Mannheim, im Anfchluffe 
an bie Züge ihrer Hauptbahn zu leiſten, fo daß ihr Betrieb 
fi) im Ganzen auf 12,93 Meilen erjtredt. 


Das Baufapital betrug zu Ende 1871 für: 


Fl. Kr. Thlr. Sgr. 

den Preußiſchen Theil... 3,122,826 15 = 1,784,472 4 
» Selfilchen » .. 5348450 13 — 3,056,257 8 
» Badifchen 2»... 3,916,556 29 = 2,238,032 9 
Sufammen .. 12,387,832 57 = 7,078,761 21 

oder pro Meile .. 1061511 — = 606,578 — 


Das Dreufifhe Baukapital bat im Jahre 1871 reſp. 
überhaupt feit dem 31. März 1867 feinen Zugang mehr ew 
fahren. Auf Betriebstoften, beziehungsweiſe zu Laſten ber 
Mittel, welche die Heſſiſche Ludwigsbahn wegen Mitbenugung 
dei Main-Nedar- Bahnhofs Frankfurt für ihre Mainzigranf 
furter Strecke vertragsmäßig zur Verfügung zu ftellen hatte, 
wurden im Jahre 1871 folgende Anlagen und Bauten in 
diefem Bahnhofe ausgeführt; 

I) eine Erweiterung bes Güterbahnhofs durch Anlage 
dreier neuer Gütergeleife und Herftellung einer direkten 
zweigeleifigen Verbindung des Main-Nedar-Bahnhofs 
mit den Taunusbahnhofe, 


2) die Erbauung einer neuen te Güterhalle mit 
Büreau und Dienftwohnung für den Güteregpeditions- 
vorfteher, . 


älteren Cofomotivfhuppen (für je 6 Rafeiinen) 
durd) ein a großes Mafchinenbaus für 15 
a 


, wor 
Loko⸗ 


Betriebsmittel, 
Zu den Ende 1870 vorhandenen 34 Lokomotiven find im 
Jahre 1871 Hinzugetommen: 
1) zwei im ber eigenen Gentralwerkjtätte zu Darmftadt 
neu erbaute vierrädrige Tendermaſchinen, 


2) er ſechsrädrige zweifach gefuppelte Schnellzugma- 
chinen. 


Von den zu Anfang des Jahres 1871 im Betriebe be- 
findlich geweſenen 


122 Verfonenwagen (55 I. und II. Klaffe unb 67 
U, Klaſſe), 
222 gebedten Gepäd-, Poſt ⸗, Güter und Bferdeftall- 
magen, und 
155 offenen Güter und Viehmagen, 
Summa 459 Wagen im Ganzen, 
wurden im Laufe bes Jahres ald abgängig ausrangirt: 


15 Derfonenwagen (5 I. und 11. Klaffe, 10 III. Klaſſe 
2 gebedte Güterwagen und . * en 
1 offener Viehwagen. 


Dagegen wurden in ber eigenen Centralwerkſtätte neu erbaut: 


30 Stüd offene pweiachſige Nieh- reſp. Ca 
200 Etr. Tragkraft Mit —* Seitenmwän 


fo daß Ende bes Jahres vorhanden waren: 
107 Perfonenmwagen (501, u. II. Klaffe und5? III. Kaffe), 
220 * Gepaͤck· Poſt ·, Güter und Pferdewagen 
144 — Güter und Viehwagen, 
Summa 471 Wagen im Ganzen. 
Verkehr und Frequenz. 


Die Frequenz der Bahn war in allen Zweigen des Ber- 
fehrs im Jahre 1871 eine ftärkere als in früheren Jahren. 
Die Zahl der beförderten Civilperfonen betrug: 
im * 1871: 1,372,572, 
Dagegen im “Jahre 1870: 1,166,177, 
und * > 186 e 1,334,946, 
»2e > 1868: 1,284,756, 
» » 1867: 1,214,545, 


je noch weit ftärferem Verhältniß wuchs der Güter- 
verfehr. 
Die Sahl der in 1871 beförderten Centner Eil- und Fracht ⸗ 
güter betrug nämlich 1,247,364,3 Ctr. 
gegen im Jahre 1870: 5,604,241 > 
» a» » 1860: 5,643,673 ⸗ 
» 


en zu 
en, 


— 


Da 


1868: 5,178,313 
1867: 4,989,871 


Hierzu kamen bie fchr bedeutenden Peiftungen an Mili- 
tairtransporten; es wurden im Jahre 1871 im Ganzen 
befördert: _ 

485,060 Mann an Truppen, Verwundeten und Ge 
fangenen, 
55,259 Dferde, 
426 Stück Geſchuͤtze, 
5,063 Fuhrwerke und 
151,007,3 Etr. Militairgüter. 


Finanzielle Nefultate, 


Eine Vergleihung der Betriebsrefultate des Jahres 1871 
- —* der vier vorhergegangenen Jahre ergiebt folgende 
eberficht: 


r * * 
* ® 
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21 | 1,393,245 | 


JJJ— 241,810 | a 

Tr, MOORE 1,950,729 | 1 | 1,193,933 | 18 

ßñßñß 1,892,876 | 41 | 1,083,121 | 41 

1,759,670 | 38 | 876,428 23 

1. BAER 1,739,811 | 12 | 1,002,779 | 3 
| 


| 
I 


Die Zahlen für die Jahre 1870 und 1571 geben jedoch 
durchaus fein richtiges Bild des wirklichen finanziellen Ergeb- 
niffes diefer Jahre. Denn unter den Einnahmen des Jahres 1570 
ericheinen kaum ein Drittheil der Vergütungen für die in pe 
Jahr geleifteten Militair-Transporte, weil die betreffende Li- 

uidation und Zahlung ſich überaus in die Länge zog. Der 

Reft ift pro 1871 gebucht, während die Einnahmen für bie 
edachten Transporte aus 1871 zu einem großen Theile dem 
Fahre 1872 zu Gute kommen werben. 


Der Antbeil Breußens an ben vertheilten Reineinkünften 
des Jahres 1871 betrug ... 314,836 Fl. 1 fr. 
ober 179,906 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf. 
Abzug ber den vor 


und — 
dem Jahre 1866 angeſtellten 


Beamten gewährten Befol« 5 
bungszulagen mit... ....»»- 6459 » 1» .5 
J 


* 
173,497 gr. > M. 


Dazu treten an Reftein- R 
nahmen aus dem Borjahre . 5» 1» 5» 


jo daß ſich ein Reinertrag er _ 
ab von überhaupt ...... +. 173,452 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf. 


Pe ee er 


8 Preußiſche Anlagekapital ſich alfo mit 9,72 verzinfte. 













den Derfonenverfehr..........- 1,768,840 1,062,749 
ben Güterverkehr ...........- 887,363 762,380 
bie fonftigen Einnahmen ....:. 185,606 135,599 

Aufammen....- 2,841,810 1,950,729 





i Verkehrs: und Tarifweien. 
Die Grundtagen des Tarife find: 


Il. Im Perſonenverkehr. 
a. für gewöhnliche Züge: 
pro Meile in I. Klaffe 18 fer. ober 5% Sur. 
’ ‚» »Il. » 2» » 3%» 
, » »ll » 


ıB > » 2% >» 


b. für Schnell- und Kourierzüge 
20 pEt. Auffchlag. 


pro Meile in I Kaffe 21,6 Kr. oder 6,17 Sgr. 
’ » » U, ” ld » A4,11 » 


Die 

Im — Ausgaben 

Kalenderjahr za waren 
Reinertrag. ; das 

vertbeilte i Drozente 

Reineinkünfte. | eutapital | der Brutto- 

au Einnahme. 
il. 3 Drosent. Yrojent. 
1,448,564 | 37 1 1,247,840 | 30 10,08 49,0 
756,795 | 43 | 512,480 | zu 4yıa 61,2 
809,755 | — 905,986 | 56 7,32 57,2 
883,242 | 15 | 829,352 51 6,71 49,8 
737,031 | 49 | 771,534 | 39 6,26 57,6 


Fttteeee 2,841,810 AL 21 Kr. 

Im Etat war diefelbe angenommen zu 1,907,73 » — » 
ed kam alfo mehr auf 934,027 MH. IT Re. 

Die -Ausgabe war ... ........... 1,393,245 >» 44 » 

Im Etat war eine Ausgabe genehmigt 

I EN ERBEN 1,085,915 » — >» 


es wurde alfo mehr verausgabt 307,330 MH. 44 fr. 

Diefes Mehr abgezogen von der Mebr- 
einnahme VOM... 22 ....... ........ 934,027 » 21 > 
ergiebt einen höheren Neinertrag als 
veranschlagt Von... .... .. .. ....... 
Die Iſt ⸗Einnahme pro Meile 
betru 
Die 
betrug... nen 00s nous une 9,387 » 
Der Reinertrag pro Meile be- i 
trug 124,17 » = 

Die oben angegebenen Bruttoeinnabmen 
Jahre vertheilen ſich: 


626,696 Fl. 37 Ar. 
243,514 Fl. = 139,151 Tbhlr. 
| 68,221 >» 
70,930  » 
leßten 


un... ren. 


De Er 


der 5 













l 
3 | 1,003,016 | a9 | 944,143 gaT971 | 28 
371 720316 | 57 | 702,090 673,787 | 50 
211 169542 155 | 113,127 138,051 | 54 





1,892,876 | 41 | 1,759,670 | 38 


c, für Reteurbillets, 


welche zur Benugung der Schnell» und Kourierzüge mur bei 
Löfung eines Sufagbillets auf Höhe ber Preikdiffereng mit 
den gewöhnlichen Billets berechtigen, 


pro Meile in I. Stlaffe 20 pCt. Rabatt 14,4 Kr. = 4,11 Sar. 
’ » » 1. » —* gr 2735 
* 21III. » 25pEt.Rabatt 60 » =lırı » 
Freigepäck wird nicht gewährt. 
Die Gepädfracht beträgt- für je 10 Pfd. % fr. — 2% Di. 
Vorftehende Tagen werben auch im allen direten und 


Tranfitverfehren eingejegt, und zwar, wenn babei fFreigepäd 
gegeben wird, unter Zurechnung der betreffenden Gepädtare. | 


Nur für Rundreifebillets, die aud) für Schnellzüge gelten, 
find Ermäßigungen bis zu 25 pCt. an ber Schnellzugstaxe 
gewährt. 


Direkte Verkehre beitehen mit folgenden Bahnen: 


ber frrankfurt- Offenbacher Bahn, der Badiſchen Staats- 
bahn, den Schweizeriihen Bahnen, ber Franzöſiſchen 
Oftbahn, den Pfaͤlziſchen Bahnen, den Bayeriſchen, 
Württembergifchen und Oeſterreichiſchen Bahnen, ber 

- Taunusbahn, der Naffauifhen Bahn, der Heil 
Ludwigsbahn, den Bahnen des Rheinifch-Mitteldeutichen 
und Weftdeutfhen Verbandes, ber Somburger und ber 
Frankfurt · Fanauer Bahn. 


I. Im Güterverkehr. 
Die Grundtaxen betragen pro Meile und Centner: 


für Eilgut 10 Pf. + 6 Pf. Erpebitionsgebühr. 
3. safe > +6 » 
U. > 4, + 6 » r 
Wagenladungsklaſſe A: 3 Pf. + 44 Df.) 
»  .  B:25 » +4 Expeditions · 
” C: 5 »+3 > gebühr, 
> D:13 » +1} » 
Spegialtarif für Salz 1,35% + 1 Thlr. pro Ctr., 
Steinkohlen im direften 
Verkehr .........e 1,0 » + —1 ⸗ » * 


Dieſe Taxen find auch überall in den direkten und Tran- 

fitverfehren eingeftellt unter Wegfall der ganzen Expeditions 
gebühr in feteren und ber halben in eriteren. Ermäßigungen 
an obigen Tagen finden nur ba ftatt, wo die Stonfurrenz e8 
erfordert. 


Die Main-Nedar- Bahn ift an folgenden direkten Ver- 
tehren betbeiligt: 
mit ber Badiſchen Bahn, den Württembergiſchen 
Bahnen, ben Uferplägen des Bobenfees, der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn, den Schweizerischen Bahnen, mit Frank— 
reich, mit den, Pfälzifchen Bahnen, mit der Taumus- 
und Naffauifhen Bahn, dem Weſtdeutſchen, Mittel- 
beutfchen und Süddeutſchen VWerbandsverfehre, mit den 
Südbayerifhen Stationen, mit Stationen der Köln- 
Mindener, Rheinifchen und Bergifch-Märfifchen Bahn 
(für Steinfohlen), dem Tranfitverfehr des rechtärhei- 
nifchen Verbandes, dem Niederlaͤndiſchen, Schweizeriſchen, 
Niederländifch » Mittelrheiniihen und Niederländifch- 
Babifh-MWürttembergifchen Verkehr. 


Uenderungen in den obigen Taxen find im Jahre 1871 
nicht eingetreten. 


Fahrplan 
Perſonenzüge wurden im Jahre 1871 fahrplanmäßig ge- 
en: ; 


a) Vom 1. Januar bis 27. März inkl: 6 in jeder Ridy- 
tung über die ganze Bahn, davon 1 Schnellzug. 


b) Bom 28. März bis inkl. 21. April wurde wegen Nüd- 
tranäportes ber Armee ber Fahrplan auf 4 


erjonen- 
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züge (darunter 1 Schnellzug) in jeder Richtung be 
Ichränft. 

e) Dom 22. April bis infl. 13. Mai: in jeder Richtung 
5 Verfonenzüge (darunter 1 Schnellzug) Über die ganze 
ri und I Yofalzug zwilchen Frankfurt und Darm- 

adt. 


d) Vom 14. Mai bis Ende des Jahres: in jeder Ric. 
tung 7 Derfonenzüge (wovon I Schnellzug) über bie 
m: Bahn; vom 15. Juli an wurde jedody ber eine 

rjonenzug (Nachtzug) in jüdlicher Richtung in einen 
| . Schnellzug verwanbelt. 
Die Zahl der regelmäßigen Güterzüge betvug vom 1. Ja 
| nuar bis 14. Juli 2 ’ von Ichterem Tage an a 3 in ide 
Richtung. 
Im Ganzen wurden in 1871 gefahren inkl. der Extra- 


züge 
118,748 Cofomotivmeilen gegen 121,254 in 1870 und 
94,911 in 1869, 


Beamte und Arbeiter. 


Die Zahl der Beamten belief fih im Jahre 1571 auf: 
322 feit angeftellte Beamte, davon 76 Vreußifche und 
97 biätariiche Hülfsbeamte. j 
tigt ftändigen Arbeitern waren durchſchnittlich 560 be» 


24. Frankfurt: Offenbadher Eifenbabn. 
Bahnlänge und Anlagefapital. 

Die Frankfurt-Offenbaher Eiſenbahn war im Jahre 1871 
noch ein gemeinfchaftliches Unternehmen der Staaten Preußen 
und Helfen; erſt am 31. Dezember iſt in Bere ey 
Staatövertrages vom 12. Junt 1868, durch weldyen die Groß- 
38 lich Heſſiſche Regierung ihren Antheil an der Bahn an 

reußen verkauft hat, auch der Heſſiſche Theil in das aus. 
ichließliche Eigentum Preußens übergegangen. 

Die Bahn ift nur eingeleifig und hat eine ſelbſtſtändige 
Länge von 0,88 Meilen, wovon 0,66 Meilen auf Preußiſchem 
und 0,22 Meilen auf Heſſiſchem Gebiet liegen. Die Züge ber 
Bahn befahren aber audy noch die 0,18 Meilen lange Strede 
der Main-Nedar- Bahn vom Einmündungspunfte auf dem 
linken Mainufer, bis in den Bahnhof Frankfurt auf dem rechten 
Ufer, der Betrieb erſtreckt ſich alſo auf 1,06 Meilen. 

ie Baufoften betragen für den 
hir. 17 Sgc.— Pf. 
»s 3: 3> 


ie 
Da Theil WI,AHIHL 35 ser. oder5 16,256 

eifiich. Xbeil331,727 » 51» » 189,559 
Zufammen 1,235,177 sl. 208. ober 05,815 Ihlr. 20Sgr. Sf. 
Betriebsmittel. 


Das Betriebsmaterial r — 1871 
noch Abgang erfahren und betrug Ende 1871: 
4 Yolomotiven, 
20 Verfonenwagen und 
6 Gepäd- und Güterwagen. 


Betriebörefultate. 
Die Betriebörefultate der legten 5 Jahre waren folgende: 


weder Zugang 






Verzinfung | Verhältnif B 
Betriebe: Reinerteun, | erteilte | des I Fer ut EUNEREEN 
Jabre | Einnahmen. 2 % Reineinfünfte.| Bau gaben zu den — 
kapitals. Einnahmen 
p h Verſonen. * 
I Kr. A. Kr. Prozent. Vrojent, 












60,877 | 9 


— 71,885 | 32 
1870 ...... 26 | 56,100 | 27 | 60,886 | 59 
1869 2.2... | 126,789] 57 | 58,462 | 8 | 68,327 | 4) 
1868 2.2... 120,395 | 26 | 67,320 | — | 53,075 | 26 
1867 aueen- 117,844! 57 | 65,840 | 7 | 52,004 | 50 


Anl. . d. Verband. d, Herrenhaufes. 















| 


66 150 —| 5a 45,5 | 1,215,302 | 1,028,981,s 
57,077 1230| 4,62 47,0 | 1,066,668 | 650,281, 
6470| —| 524 46,1 | 1,055,875 | 727,063,3 
56432 |30| 4,57 55,9 | 1,033,181 | 666,508,6 
soo —| 453 55,8 | 1,044,039 | 594,494,0 
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Der Preußiſche Antheil an den vertheilten Reineinkünften 
des Jahres 1871 betrug 48,603 Fl. 44 Kr. oder 


27,773 Ihlr. 16 Sgr. 10 Bf. 
und nad) Abzug der den Dreufi- 
— Beamten gewährten Be- 


oldungszulagen von........ 10238 » 17» 1» 
44 Thlr. 29 Car. 
Das Preußiſche Anlagekapital bat ſich alfo mit 5,18 Pro- 
zent verzin 


m Vergleiche mit dem etatsmäßigen Soll ftellen fid) die 
Einnahmen und Ausgaben bes Jahres 1571 wie folgt: 


Die Iſteinnahme bat betragen... 132,762 Al. 41 fr. 
m Etat pro 1871 war bie 


elbe angenommen zu ....... 122270» — » 

Es fam alfo mehr auf .....- 10,492 A. 41 Kt. 
Die Iſtausgabe betrug ......... 60,877 Fl. 9 Kr. 

m Etat war eine Ausgabe ge: x 

nehmigt Von. ........ —— 11453» — >» 

Es wurden alſo erfpart ...... 10,975 a. DI Ar. 
Hierzu die Mehreinmahme ».....- 10,492 » 4l » 

ergiebt einen höheren Reinertrag 

als veranſchlagt war, von..... 21,068 Fl. 32 Ar. 
Der Antheil Dreußens 

an den vertbeilten 

Reineinkünften nad) 

Abzug der befondern 

Derfonalzulagen be 

trug, wie oben ange» 

gekhkꝛee 26,744 Ihle. 29 Sgr. 9 Df. 


wogegen berfelbe im 
Etat nur veram- 
fchlagt war zu.... 14985 » 4 nm» 
Es ergab ſich alfo = 
ein Plusvon ... 6,56 Thlr. 25 Sur. 9 Bf. 
Die Ifteinnahme der ganzen Bahn pro Meile be» 
ar 150,867 Fl. = 86,210 Thlr. 
69,179 Fl. = 39,531 Thlr. 


81,688 Fl. — 46,649 Ihr. 


Die ausgabe .. .“. 
Der Reinertrag. . .» 


Die oben angegebenen Bruttoeinnahmen vertbeilen ſich auf: 





1871.. | 98,240 661 20,284 |ı8 | 5,237 271 132,762 laı 
1870.. | 94,224 \er] 21,519 a6 | 1,243 |1a| 116,987 26 
1869.. | 96,483 |36| 24,409 |0,2] 5,897 |19l 126,789 I67 
1868.. | 92,371 40) 24,313 10 | 3,710 |s6| 120,395 126 
1867.. | 92,237 |ı7] 22,777 !s0 | 2,830 ol 117,844 157 


Tarife und Verkehrsmeien. 
— Perſonentarif iſt nad) folgenden Grundtaxen ge— 
ildet: 
1. Klaſſe per Meile 24 Kr. = 6% Sgr. 
2» » » I» =55 >». 
3.0» r 9» 2, » 


2 2 2. 6 ms: 


Die vierte Klaffe kourfirt nur zwiſchen Offenbad und 
Sachſenhauſen. 


Schnellzüge reſp. Schnellzugtaxen exiſtiren nicht. 


Für Netourbillets findet eine Ermäßigung ber Tare 
nicht ftatt, 

Die Gepädfracht beträgt 1 Kr. pro 10 Pfd. mit einem 
firen Zuſchlag von 1 Kr. pro Kollo zwifchen ben eigenen 
Stationen und von 3 Kr. im Verkehr mit der Main-Nedar- 
Bahn ˖ Station Frankfurt. 


Der Gütertarif iſt bei der geringen Fänge ber Bahn nicht 
nad) Grundtagen berechnet, fondern für die Strede Frankfurt 
Offenbach in folgenden Säten beftimmt: 

Eilgut pro Gentner 6 Kr., 
erg Klaſſe Kr., 
> » 


Magenfabun stlaffe A. 2% fr. 
N 

Außerdem beiteht ein Spezialtarif * Salz in Wagen- 
ladungen zum Satze von 1,35 Silberpfennigen pro Gentner 
plus Sült Zuſchlag pro 100 Eentner, und für Steinfoblen 
zum Saße von 1 Vfennig pro Centner plus 1 Thlr. Zufchlag 
pro 100 Gentner. 

Vieh, Fuhrwerke und außergewöhnliche Gegenftände wer- 
ben zum Gabe von % Thlr. pro Wagenachſe und Meile be- 
fördert. 

Die Lokaltaxen werden auch in allen bireften Verkehren 
mit anderen Bahnen reſp. Verbänden erhoben. 


Eine Aenderung der Tarife bat im Jahre 1871 nicht 
ſtattgefunden. 


Direlte 








pedition nach und von der Station Offenbach 


beſtand im Jahre 1871: 


1) mit der Main⸗Neckar ⸗Bahn, 

2) » » Gr. Badiſchen Bahn, 

3) +» Königlid Mürttembergifchen Bahn, 

4) > mehreren Eübbgperifchen Stationen via Ulm, 
5) » den Bfälzifchen Bahnen, 


der Heſſiſchen Ludwigsbahn und über dieſe mit 
der Rhein-Nahe- und Saarbrüder Bahn, 


der Taunus und Naffauifchen Bahn und über 
diefe ebenfalls mit der Saarbrüder und Rbein- 
Nahe-Bahn, 


dem Weſtdeutſchen Merbande, worin auch der 
direkte Verkehr mit der Main + Wefer + Bahn 
enthalten iſt. 


Fahrplan. 


Mährend des ganzen Jahres fanden (wie ſchon ſeit 13 
Jahren) dreizehn Doppelfahrten ftatt. 


Dom 1. Januar bis inkl. 21. Juli waren hiervon 6 über 
die ganze Strede Offenbach⸗Frankfurt (Main-Nedar-Bahnbof) 
ausgedehnt, Die übrigen 8 gingen nur zwifchen Offenbad und 
Sadyfenhaufen. 


Vom 22, Juli an wurden 2 weitere Doppelfabrten bis 
Frankfurt erftredt, fo daß 7 Fahrten über die ganze Bahn 
ingen und 7 auf die Strede Offenbad) - Sahfenhaufen be 
Nhranft blieben. 


Beamte und Arbeiter. 


Die Zahl der Beamten betrug im Jahre 1871 35, von 
denen 32 Tarunter 17 Preußiſche) feit angeftellt, 6 biätarifch 
befchäftigt waren. An ftändigen Arbeitern wurden 17 be 
ſchäftigt. 

Die beiden Direktionsmitglieder der Main ⸗Neckar⸗Eiſenbahn, 
welche die Verwaltung der Frankfurt - Offenbacher Eiſenbahn 
führen, und die Beamten der — 5 Teuer Baba ach ‚ welche 
die Kontrole und ——— üfte jener Bahn nebenbei be— 
forgten, find in obiger Zahl nicht einbegriffen. 
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Weberficht 


der 


finanziellen Ergebniffe der Eifenbahnverwaltung pro 1871. 



















In ber Gegenden Etat 
Nach Wirtlichteit, 8 
dem Etat. einſchließlich der 
Reitverwaltung. " mehr, weniger 





Ablr, Tblr. far. pf Thlr. 














far. pf. 
| 
| 


far. pf. 


1. Staatseiſenbahnen. 


Eimahmen -....-»-.e4s0enernensnnnn ner 3833 41,202,000235 3] 5,2 297094126) 5 
Angaben. *42 21, 384,037 121 Vdioſio ioid 210 




















= 1 | 















































Ueberihuß..... 14,521,768 16) 17353,703 12 5| 2831034120 5 — -! 
und nad) Hinzurechnung ber ultimo 1870 zur Dedung I! | 
der Außgaberüdjtände tefervirtem .uununnnensres- — |] 1208,52228 3| 1,208,522123 = 
L | 
Summa Ueberfhuß-.. -- N 5 4,040,457 19] 
Davon find: | 
a) zur Dedung der Ausgaberüdjtände zu ve» Ai | | 
* are er ee — — 1836,3722 63 1 ‚836,372 26 3 = 
unb b) zur Berzinfung und Tilgung der Eifenbahn | 7 | 
ulden erforderlich 10,756,840,26) 10,410,811128 =: || 
— — = 
Mithin find überhaupt abzurechnen . 10,756,810'%6 1a iu 4 ı Te 3 — ws 
Bleibt Bisponibler Ueberfhuß. .- --.-.--:-er Hr +. 3,764,927118111] 6,315,041110| 4 2,550,113/20 a6 ——— 


U. Privateiſenbahnen, bei welchen der 
Staat betbeiligt ift. 






























Einnahme, | 
l: Per ud N re 767,6566 15 — 790, 23318 8 = au 
2. Köln Mindener Eifenbaßn .......:+.- — 5 —— —— 
ar ard- „ofener Eifenbahn 75 76,846, 15 — 235,913 — 
ee J PUR 78,7 50 — 2,36 — 
n-Nahe-Eifenbahn. .....--.- +... —— — — 151, ‚l10j16] 1 151, 110116) 1 
Summa der Einnahme ..... 1,629,9417 1 — 2038/45824 1 460,791,24) 1 
408,511/24] 1 
Ausgabe. 


I Dberfchlefiihe Eifenbabn. 


Zur Amortifation der Stammaktien Littr. B. 27,3%|15 — 27,396 151 — — — 
Summa 1. für ſich. 


2 Köln-Mindener Eiſenbahn. 


pie kr van bes zinspflichtigen Anlage 
8 ber Kölner Rheinbrüde .....+. ++: 


Summa 2. für fid. 
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Na In ber 
dem Etat. Wirklichkeit, 
weniger. 
Thlr. for. pf. Ihlr. far. pf. 


















3. Stargard-Poſener Eifenbabn. | 
Zur Amortifation der Stammaftien. .....- 76,846 15 — 76,846 151- — —— 


| 
| 
| 


Summa 3. für fid. 


4. Zinszufhüffe für Drivateifenbabnen, für 
welde die Garantie unmittelbar auf bie 
Staatskaſſe übernommen ift: 













































































a) für die Nhein-Nahe-Eifenbahn -......... 101 1200 — ie — — 
b) für die Hinterpommerſche Eifenbahn ...... 276,600|- u 139,353'28| 9 — — 
ec) für die Vorpommerſche Eiſenbahn ........ 379,000) = 207,850.23 —— 
d) für ze ZUR von Ehrenbreitftein bis Ober- | 
labnflin 2.200 25,700, —— 29 ‚112,26 7 3,41226| 7 
36 ie "ef Rheinbrüde bei Koblenz ..... 72,500 — — 60,448) 713 — — 12,0: 
t die Gotha-Veinefelder Eifenbahn ...... 94,800, — tefervirt und in Rt oſtellt 
In die Köslin- Danziger Eifenbahn ......- 316,000 208,501] | 
t die Höcft-Sodener Eifenbahn........ Ge 066.20, 666.20 
646,553119 111 — —— _. 
und we. Hinzurechnung ber zur Dedung der Aus- 
. gaben ad f. refervirtem ... .......... ....... 94,800) — |— — -- — — 
Summa 4] 1,264,800——] 7413531911 —XR 352725268 
19 T 523446110] 1 
Dau: +» 3 768 768461414 — — = 
. 2 38,515 —— 33,5 151 — — * —— 
1 27306151 27361/ — — — 
Summa der Ausgaben | 1407558] srl) — * — 
Die Einnahmen betragen | 1,5629,347, 2038458 24 1}  408,51124] 1 — * 
Ucberihuß | 222380] 1154347142) Bad] — 5 
IH. Sonftige Einnahmen ........-. 44,3583 10 99,324 4 3 54,740.24| 3 — ke 
Summa Tit. II. für fid. 
Abſchluß. 
Der disponible Ueberſchuß beträgt: 
bei den Staatseiſenbahnen .. ... . 3,764,92719 111 6315,041 10 4] 2,550,113/20] 5 — — 
bei den Privateiſenbahnen, bei welchen der Staat 
— ——— 2239|] 11a rl — > 
3,987,31619111] 7,469,388114| 6| 3,482,071)24| 7 * 
Dazu: Sonſtige Einnahmen .................. 44,583 10— 99,324| 4| 3 en _ 
Summa | 4,031,89920l11] 7,568,712 
Davon ab: 
1) die Koften der Eentralverwaltung und — 
tonmiſſuriatiee.. ..... 115,666 — 





2) bie einmaligen und auferorbentlichen — 


Zuſammen..... 1022,166)—. 1030,072j16) 3 7,906116 A 


Bleibt Gewinn... .. 3,009,73329111] 6,538,640] 2] 61 3,528,906| 2] 7 
welcher dem allgemeinen Staatsfonds zugefloffen ift. 
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AR 20. 


Berlin, den 10. Dezember 1872, 


Euer Erlaucht beehren wir uns in ber Anlage ben Gefeh- 
entrwourf, betreffend die Abänderung des $. 235 des Allgemeinen 
Berggelehes vom 24. Juni 1865, nebit Motiven, fowie den 
Alchie en Erlaß vom 9. db. M., durch welchen wir zur 
Vorlage bes Entwurfs ermächtigt find, mit dem Erfuchen ganz 
ergebenit zu überfenden, zur Vorberathung des Entwurfs bie 
Mahl einer aus bergtechniſchen und geſetztundigen Mitgliedern 
—— Kommiſſion gefälligſt recht bald veranlaſſen zu 
wollen. 


Der Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 

Graf von Itzenplitz. 


Der Juftjminifter. 
Dr. Leonhardt. 


Wir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von 


Dreußen ır. 
ertheilen hierdurch Unſeren Miniftern für Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten und der Juſtiz die Ermächtigung, ben 
anliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abärkverum 
bes F. 235 des Allgemeinen Berggefehes vom 24. Juni 1865, 
nebft Motiven, ben beiden Häuſern des Landtages Unferer 
Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 9. Dezember 1872, 


Wilhelm. ' 
a93. Graf von Igenplig. Dr. Leonhardt, 


Allerböchfte Ermächtigung. 


An 
den Präfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt, 
bier. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Abänderung des J 235 des Allgemeinen 
VBerggefebes vom 24. Yuni 1865. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ıc. . 
verordnen unter Zuftimmung der beiden Häufer des Lands 
tages, für ben ganzen Umfang ber Monarchie, was folgt: 


n 
— 
$. 2354. 


Durch einen von einer — von wenigſtens drei 
Viertheilen aller Kuxe gefaßten Beſchluß kann, foweit nicht 
vertragsmäßige Verabredungen entgegenſtehen, jede bereits be- 
ſtehende Gewerkſchaft ſich denjenigen Beſtimmungen bes vierten 
Titel des Berggeſetzes, welche nach $. 227 auf die beſtehenden 


Artikel J. 


dem Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865 
$. 235, wie nachſtehend angegeben, abgeändert: 
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Bergwerke feine Amvendung finden, unterwerfen und insbe- 
fondere die Zahl der Kuxe auf ein Sundert oder ein Taufend 
mit der Wirkung beflimmen, daß die neuen Kuxe bie Eigen- 
Ihaft ber beweglichen Sachen haben. 


Steben der Annahme der —— Eintheilung 
außergewöhnliche Schwierigkeiten entgegen, jo kann ausnahms. 
weife mit Genebmignng des Minifters für Handel, Gewerbe 
en Öffentliche Arbeiten eine andere Zahl der Kuxe beftimmt 
werden. 





$. 335 b. 


| Der Beſchluß ber Gewerkſchaft unterliegt der Beftätigum 
des R da es eftätigung 


Das Protokoll über die Gewerfenverfammlung, in welcher 
der Beſchluß gefaßt wird, it notariell oder gerichtlich aufzu- 
nehmen und in Ausfertigung dem Oberbergamte einzureichen. 
Mo die Einrichtung bes ——— es geftattet, bat 
die Supothefenbehörbe ben Beſchluß auf Grund einer derfelben 
einzureichenden be rigen ar des Drotofolles im SHupotbefen- 
buche zu vermerken und dem Oberbergamte eine —— 
Abſchrift des Vermerkes mitzutheilen. Die Löſchung des Der 
mertes erfolgt auf Antrag des Oberbergamtes. 


‚ Wenn auf gewerkſchaftlichen Antheilen Hypotheken ober 
Privilegien des Rheiniſchen Rechts baften, fo ift ber wejent- 
liche Inhalt des Befchluffes, insbefondere die Zahl der neuen 
Kuxe, den aus dem Hypothekenbuche oder den Rheiniſchen 
Hypothelenregiſtern erfichtlichen Gläubigern, infofern deren 
ausdrüdliches Einverftändniß mit dem Beſchluſſe nicht beige 
bracht ift, durd) das Oberbergamt bekannt zu maden. In 
edem Falle erfolgt die Bekannimachung durch das Amtsblatt 

r Regicxung/ in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 


Den privilegirten Gläubigern bed Rheinischen Rechts, 
fowie den Hypot ag a en fteht die Befugniß zu, ihre 
Befriedigung vor der Verfalljeit zu verlangen, — dies die 
Natur —* Anſpruches geſtattet. * n ſind jedoch bei 
Verluſt dieſer Befugniß verpflichtet, dieſelbe binnen drei Mo» 
naten nach Ablauf des Tages, an welchem die Bekanntmachung 
ingeiteit, beziehungsweife das die Belanntmachung enthaltende 

ntsblatt ——— worden iſt, Durch gerichtliche Klage gel- 
tend zu machen, binnen dieſer drei Monate dem Oberbergamte 
die erfolgte Klageanſtellung nachzuweiſen und endlich den ein« 
geklagten Anſpruch unausgeſetzt gerichtlich weiter zu verfolgen. 


Sind privilegirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts oder 
Hypothelenglaͤubiger nicht vorhanden oder haben dieſelben von 
ber ihnen beigelegten Befugniß, ibre Befriedigung vor der 
Verfallzeit zu verlangen, feinen Gebraud; gemacht oder find 
deren Rechte nach den vorftehenden Beltimmungen oder im 
Mege ber gütlichen Einigung erledigt, fo hat das Oberbergamt 
ben Beichluß zu beftätigen und die erfolgte Beftätigung durd) 
das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk 
liegt, befannt zu machen. 


Privilegirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts, ſowie 
Hypothekengläubiger, deren Privilegium oder Realrecht erſt 
nach dem Tage der Ausgabe des die Bekanntmachung des 
Beſchluſſes enthaltenden Amtsblattes, beziehungsweiſe nad) 
der Eintragung des Vermerkes über den Beſchluß im Subo- 
tbefenbuche entitanden ift, find ben rechtlichen folgen bed Be- 
ſchluſſes ohne Meitered unterworfen. 


$. 235 e. 


Bleiben bei der neuen Eintheilung überfchießende Kux- 
theile zurüd, jo grfolgt nad) geldhehener Qufammenlequng zu 
ganzen Kuxen auf Orand de3 beftätigten Beſchluſſes die not 

' wendige Subhaftation berfelben auf Antrag des Nevräfen- 

| tanten oder Grubenvorftandes durch ben Aufländigen Richter, 

| infofern nicht die an den überfchiefenden Kurtheilen betbeiligten 
Gewerken über die anderweitige Zufammenlegung diefer Kur 
theile ein Uebereinfommen getroffen und ber Gewerkſchaft vor- 
gelegt haben. Mit ber Subhaſtatidn erlöfchen alle Neal 
rechte, Hypotheken und Vrivilegien des Rheiniſchen Rechts, 
welche auf den überfchiefenden Kuxtheilen haften. 

Die Koften ber Subbaftation fallen der Gewerkſchaft 
zur Laſt. i 
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Artikel U. 


Die in den bisherigen Geſetzen gefchehene Sinweifung auf 
ben $. 235 des Allgemeinen —— bezieht ſich fortan 
auf ben Paragraphen in feiner vorftchend abgeänderten Geftalt. 


* 





Beglaubigt: 


Der Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


Graf von Itzeuplitz. 


Der Juftiz. Minifter. 
Dr, Leonhardt. 


Motive, 





Der vorliegende Gefegentwurf beabfichigt, denjenigen Ge- 
werfihaften, bie fih unter ber Herrſchaft des älteren Berg- 
rechtes gebilbet haben, e8 zu erleichtern, ihre Derfoflung, mit 
ben bewährt gefundenen Vorſchriften im Aten Titel des Allge⸗ 
meinen verggeiekee vom 24. Juni 1865 in Einklang zu brin- 
gen und ſich dadurch die anerkannten Northeile anzueignen, 
melde bie nad der Einführung des gedachten Geſe ins 
Leben getretenen Gewerkſchaften kraft jener Vorſchriften be 
figen, nämlich: 

»bie wefentlidhen Attribute einer *6* 

Perſon, Vereinfachung ber Kugeintheilung 

und die Mobiliar-DQualität der Kuxe.« 


Ein —— welcher dieſen Zweck verfolgte, wurde 
bereits im Jahre 1870 im Sandelöminifterium aufgeftellt und 
den Oberbergämtern, fowie denjenigen gerne 
in deren Bezirken ig umgeht, zur —— auge 
fertigt, — aud) in Seitfchrift für Bergreht Bd. Al. 
S. 133 veröffentlicht, um dem bergbautreibenden Publikum 
Gelegenheit zur Beurteilung beffelben zu geben. Die von 
den Bepbrben und von Privaten aus ben Streifen ber In— 
tereffenten eingegangenen Gutachten gaben Anlaß zur Umar- 
beitung bes Entwurfes, weil gegen einzelne Beltimmungen 
beffelben Bedenken erhoben waren. . 


Anknüpfend an dieſe Vorarbeiten ergriff der Abgeorbnete 
von Beugbem, Präfident des Juſtizſenats zu Ehrenbreititein, 
in der legtverfloffenen Candtagsfellion bie Initiative in der 
Sadıe e8 ging in Solge eined Antrags dieſes Abgeord- 
neten, bem eine Geſetzesvorlage * war, aus der zur 
eigen ber letzteren gebildeten AV]. Kommiffion bes Hau- 
fe8 ber Abgeordneten 


ein Entwurf eines Geſetzes, betreffend die enger, 
des 8. 235. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 2 
Juni 1865« 


hervor, ber in ber Plenarfigung des Abgeorbnetenhaufes vom 
9 März db. 9. faft einftimmig von biefem Haufe ange- 
nommen wurde, — (Stenograpbiihe Berichte des Abgeorb- 
netenbaufes, Seſſion 1871— 72, ©. 1193 ff. und Nr. 190 
ber Druckſachen), — wegen ber Vertagung des Landtages im 
Sommer d. J. und ber Kingft erfolgten Schließung beffelben 
aber beim Herrenhauſe nicht mehr zur Berathung fam. 


Die gegenwärtige Vorlage giebt diefen Entwurf mit 
einigen Faljungsänderungen wieder. 


Zur Motivirung darf im WUllgemeinen auf den Kom- 
miffionsbericht des Hauſes der Abgeordneten vom 20. Februar 
d. J. (Drudfahe Nr. 190) Bezug genommen werben. Es 
wird zur Orientirung in ber Sache genügen, wenn —— Fol · 
gendes zur Rechtfertigung ber intendirten Reform bervorge- 
hoben wird: 


Mie Eingangs angedeutet ift, hat das Allgemeine Berg 
geſetz die gewerkſchaftliche Verfaſſung auf der Grundlage 


ber juriftifhen Verfönlichkeit der Gewerkſchaft ge 


»Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines Berg- 
werkes bilden eine ſolche Gewerkſchaft, fofern nidyt 
durch Vertrag oder fonitige Willenserklärung eine an» 
bere Geſellſchaftsform unter ihnen beliebt ift.« 


($$. 94 und 133 a. a. D.) 


»Die Gewerkſchaft kann ihre befonbere ——— 
— vorbehaltlich der Beibehaltung ber Grundzüge eine 
im Gelege aufgeftellten Normalſtatuts — mit einer 
Mehrheit von N aller Antheile unter oberbergamtliher 
Genehmigung ftatutarifch regeln.« 


($. 91. cit,) 


»Sie kann auf ihren Namen Rechte, Eigen- 
thum an Grundftüden und Bergwerken x. er- 
werben, Verbinblichkeiten eingeben, vor Gericht Hagen 
und verklagt werben.« 


($. 96 bafelbit.) 


»Das Bergwerk wird auf ihren Namen in das 
Supothefen» (Grunb-) Bud) eingetragen.« 


($. 97 a. a. ©.) 


»&ie verwaltet das gewerkſchaftliche Vermögen 
duch ihre Organe — Repräfentant ober Grubenvar- 


—* und Gewerkenverſammlung — und iſt befugt, 
urch Mehrheitsbeſchluß über die Subſtanz des Ver» 
mogens zu verfügen, insbeſondere auch zur Ver— 
pfändung des Bergwerkes.« 


($. 114. daſelbſt) 


»Die gewertichaftlihen Antheile — Kuxe — 
haben die Eigenfhaft beweglicher Saden. 

⸗»Ihre Zahl une 100 — im Falle ftatuta- 
rifcher Feſtſtellung 1000, « 


»&ie find untbeilbar.« 
($. 101 bajelbft.) 


»Ueber bie fämmtlichen Mitglieber ber Geawerf- 
fhaft und deren Kuxbetheiligung wird von der Ver: 
tretung ber Gewerffchaft ohne Mitwirkung einer 
Staatsbehörde ein Verzeihniß geführt — das Ge- 
werfenbud; — auf Grund beffen jeder Gewerke auf 
Verlangen über feine Betheiligung »Antheilfcheine« 
(Kuxſcheine) erhält.« 


($. 103 daſelbſt.) 


Im Gegenfahe er beruht die gewertfhaftlide 
Verfaffung bes älteren Rechtes aufbdem civilreht- 
lihen Miteigentbum. 


‚Die gewerffchaftlichen Antheile befigen Die Eigen- 
[haft von Jbealantheilen an bem Bergwerfe felbft. 

Sie werden zum unbewegliden Vermögen 
gerechnet. 

Das Bea wird daher nicht auf ben Namen 
ber Gewertſchaft, ſondern auf ben Namen ber 
einzelnen Gewerfen nah Verbältniß ibrer 
Kurbetheiligung in das Sppothefen-(Grund-) Bud) 
eingetragen. 

Jeder Gewerke kann feine Kuxe mit Sypo- 
thefen und dinglihen Laften befhweren. 

Sofern einzelne Kurze mit Sopothefen belaftet find, 
fann nad) $. 230 des Allgemeinen Berggefeged eine 
Verpfändung des ganzen Bergwerks nur mit 
—— — ſammtlicher Gewerken 
erfolgen. 

Die Zahl der Kuxe beträgt — abgeſehen von 
provinziellen Abweichungen — in ber Regel 128. 


— ———Serrenhaus 
Die Kuxe waren bis zur Einführung des Allge 
meinen Bergge * nach der herrſchenden an in 
Bruchtheile beliebiger Art theilbar und find darnach 
vielfach bis in abnorme Brüche zerfplittert*).« 


Durch das Gefeg vom 12. Mai 1851 über die Verhält- 
niffe der Miteigenthümer eines Bergwerkes (Geſetz Sammlung 
Seite er hatte das Gewerkidaftsreht eine Annäherung 
an die Verfaffung von Storporationen erfahren und das Allge- 
meine Berggeſetz ift nach diefer Richtung bier noch einen 
Schritt weiter gegangen, indem es den Grundfag des $. 99, 
demzufolge 

»für die Verbinblichfeiten der Gewerkſchaft nur das 
Vermögen derfelben baftets, — 
mithin feine perfönliche Verhaftung auf Seiten der Gewerken 
eintritt, — aud) für bie Gewerkſchaften des älteren Rechtes 
in Anwendung treten ließ. 


($$. 226 und 227 a. a. O) 


Der Grundcharakter biefer Gewerkichaften blieb jedoch 
unverändert. 
Insbeſondere ift die beſtehende, komplizirte Kugein- 
tbeilung und die Jmmobiliar-Qualität ber Kurze 
mit allen . Konſequenzen aufrecht erhalten und nur die 
Theilbarkeit der Kuxe die Zukunft durd Aufnahme 
ber Beitimmung beichräntt, 


daß ein Kux nur noch in Zehntheile getheilt wer- 
ne x ch h geth 








Es wurde zwar ſchon beim Erlaß des Allgemeinen Berg 
eſetzes nicht verkannt, daß die oben in ihren Grundzügen barge- 
egte neue Organifation weſentliche Vorzüge vor ber älteren 
ewerkſchaftlichen Verfaſſung barbiete; man eradhtete es je 

für z sig, den in diefer Berfaffung lebenden Gewerk · 
ſchaften ſelbſt die Einführung der neuen Einrichtungen zu über- 
— je chende Nechtsverhältniffe möglichit jchonend zu 

anbeln. 


Zu dem Ende mwurte im $. 235 des Berggejeges Fol- 


gendes beſtimmt: 


»Durd einen von einer Mehrheit von wenigſtens 
drei Viertheilen aller Kuxe h 

omeit nicht vertragsmäßige Verabredungen entgegen 
chen, jede bereits beitehende Gewerkſchaft fid) den- 
erigen Beitimmungen des 4. Titels, welche nad) 
$. 227 auf die beftehenden Bergwerfe feine Anwen ⸗ 
dung finden, unterwerfen, und in&befondere die Kuxe 
— bie nad $. 101 zuläſſige Eintheilung mit, ber 
Wirkung zurädführen, dab bie neuen Kuxre die Eigen 
ſchaft der beweglichen Sachen haben.« 


‚Ir bei dem Eintritte ber Geſetzeskraft diefes Ge 
feßes der Beſitz der Kuxe einer Gewerfidaft dergeitalt 
getheilt , daß ber Zurückführung —— auf die 
vorbezeichnete Eintheilung außergewöhnliche Schwierig · 
keiten entgegenſtehen, ſo kann mit Genehmigung des 
Oberbergamtes die Zahl der Kuxe auf 10,000 Der 
ſtimmt werden.« 


»Das Protokoll über die Gewerten-Berfammlung, 
in welcher ber Beichluß gefaßt wird, iſt notariell ober 
gerichtlich aufzunchmen.« . 

»MWenn auf gewerffhaftliden Antbeilen 
Hypotheken baften oder Drivilegien bes 
Rhrinifhen Rechtes, fo darf ein folder Be- 
jnInD nur dann ausgeführt werden, wenn 

iefe Gläubiger entweder vorher abgefun. 
ben find oder in die Ausführung ausdrüd- 
lid eingemwilligt haben« 


*) Ein Brudtheil der MWeftpbälifchen Steinlohlengrube Altenborf be 


tr ®.: 
154, 304,040, 688,724, 846,477, 050,845, 258,337, 431,427, 461,139 
720,354, 322,553, 304,101, 275,122, 820,874, 770,436, 510,310, 043,000 


* 


efaßten Beſchluß kann, 


* — — ——  — 
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Die Erwartung, daß ſich die Ueberzeugung von den Vor- 
zügen der neuen Gewerkſchafisverfaſſung bald Bahn brechen 
werde, bat ſich als zutreffend erwiejen. 


Befonders in dem Oberbergamtsbezivte Dortinund, wo 
mu Zeit der Schwerpunkt in Diefer Materie liegt, wurde als⸗ 
ald von zahlreichen Gewerkſchaften die Verfalfungsreform im 
Angriff genommen. 


Die a Ichrte indeffen, daß die Ausführung der 
Umwandlungsbeſchlüſſe auf Sinderniffe ftieß, die nur mit großer 
Schwierigkeit zu befeitigen, häufig aber unüberwinblic waren”). 


Zwei Bunkte find e8, in denen ſich die angeführten Vor- 
fchriften des $. 235 cit. ald ungenügend beziehungsweife 
als hinderlich für die Erreichung des beabfihtigten Zweckes 
erwieſen, nämlich: 


1) der Mangel einer Beftimmung über bie Unter- 
bringung von Kurtheilen, welde bei der Zu- 
rückführung der älteren —A auf 
die Zahl 100, 1000 oder 10,000 überfhießen. 


„Eine Einigung über die Jufammenlegung folder Bruch 
theile zu ganzen Kuren (zb ic iſt unter ben ver- 
fchiedenen Eigenthümern berielben ſehr ſchwer zu erzielen und 
oft — wegen mangelnder Dispofitionsbefugnib der Beſitzer, 
wegen Abwefenbeit, Unbelanntbeit des Wohnortes, oder auch 
wohl wegen jtattfindenber Konkurrenz von Real-nterefienten 
— unerreichbar. 


Das Geſetz hat es aber unterlaſſen, der Gewerkſchaft die 
Befugniß zu geben, ihrerſeits die nothwendige Qufammen- 
legung zu bewirken und die Subhaſtation der zu ganzen Kuxen 
Brsaa efaßten Bruchtbeile zu bewirken, wie Gleiches vor 

r Einführung bes —— Bi, ig —8 ſolcher 
ne Antbeile auf Grund der Vorſchrift des $.135 

it. 16 Th. I. des Allgemeinen Landrechts zuläfiig war, 
deren Werth weniger als % Kuxe betrug. 


Ein Hinbernif bat ins Ummanblungsverfahren ferner: 


2) in der Beftimmung des $. 235 eit. gefunden, melde 
die Ausführung des Umbilbungsbeichluffes von ber 
Zuftimmung oder von ängigen Abfindung der Kur- 
Sppothefengläubiger oder Inhaber von Brivilegien 
des Nheinischen Rechtes abhängig macht. 


Nah den Vorſchriften der 59. 236 und 237 bafelbit 
baften ben feitherigen Sppothelengläubigern die neuen mobilen 
Kure, welde in Folge der Ausführung des Lmmwandlungs- 
beichluffes an die Stelle der —*8 irten Antheile treten, 
in ber duch die bezüglichen Hypothekenrechte begründeten Nang- 
ordnung als Fauſtpfand. Die Kuxſcheine, welde das 
Objekt des letzteren bilden, * im Falle der Konkurrenz meh⸗ 
rerer foldyer Gläubiger für diefelben von der Hypotheken- 
behörde in Gewahrfam zu nehmen und aufzubewahren. 


Wenn ſchon die in dieſer Weiſe für die Konfervirung ber 
erworbenen Gläubigerrechte getroffene Fürſorge ſich in der 
Praxib im —— als ausreichend erwieſen hat und fon- 
ſtatirt werden konnte, dab das Fauſtpfand an den mobilen 
Kuren dem bisherigen Sppotbefenrehte an dem immo» 
bilen Kure als gleihmäßig fihernd erachtet wird, ja int 
Kreditverkebr dem Erſteren ein paraterer und 
böberer Kreditwerth beigelegt zu werben pflegt, 
— (Gutachten des Mereins für die bergbaulichen Intereſſen 
im Oberbergamtöbenirte Dortmund in der Zeitfchrift für Berg- 
recht Band XI, Seite 391) — fo ift es gleichwohl nicht felten 
vorgefommen, da einzelne Kux-Hypothekengläubiger beharrlich 


*) Nach ben bis zum 1. September b, I. reichenden Nachrichten ift bie 
ag wir | ber Berfafjung erft erreicht im Oberbergamtsbesirfe . 
m. J 62 von den daſelbſt vorhandenen 4512 Gewerkſchaften des älteren 

echtes, 

Dortmund bei Ki6 ven bem bafelbit vorhandenen 1729 Gewerlſchaften bes 
älteren Rechtes, 

Breblau bei 31 von den dafelbft vorhandenen >04 Gewerlſchaften des Al 
teren Mechtes, 

Halle bei 15 von den bafelbft vorhandenen 233 Gewerkſchaften bes Älteren 


echtes 
. Elaustbal bei 1 von ben dafelbit vorhandenen 68 Sewerkſchaften des älteren 


‚ : 
in Summa bi 265 ven 7046 Gewertſchaften. 





ihre Zuftimmung zu dem Umwandlungsbeſchluſſe verfagten. 
ng vorliegenden amtlichen Berichten it aber ber —* nach 
in ſolchen Fällen nicht die Beſorgniß vor einer Beein- 
trädhtigung des Gläubigerrechtes beſtimmend für bie 
Verfagung geweſen, vielmehr die beabfidtigte Verfol- 
gung anderer Sonderinterejfen oder auch mohl bie 
Kollufion mit dem betreffenden Kureigenthümer, der dad Qu- 
ftandefommen der Umwandlung zu hindern wünfchte. 


Abgefehen von foldyen Fällen ift es ohne weitere Dar 
legung klar, daß die Meiterungen und Unbequemlichkeiten, 
welche mit der Durchführung der Umbildung für die Hypvo⸗ 
thefengläubiger verbunden fein fönnen, diefen nicht leicht willig 
ve. laffen werben, bei einer ſolchen Maßregel mitzuwirken, 

i ber das eigene ntereffe feinen Antrieb zum Handeln 
enthält, — daß ferner aber auch mangelnde Dispofitionsbefug- 
niß, Abweſenheit und dergleichen Umſtände auf Eeiten des 
Hypothelenglãubigers binderlic werden fünnen, bie erforder 
fihe Zuſtimmungserklärung zu erlangen. 


Die gefchilderten Schwierigkeiten haben ſich in dem Ober- 
—— irke Dortmund unter ben beim dortigen Berg— 
erkseigenthum beftehenden vermwidelten Beſitz und Supothe- 
fenverhältniffen fo fchmer fühlbar gemacht, daß vielfach Ab— 
and baven genommen werden mußte, auf der Grundlage 
er jeht geltenden Geſetzgebung die Umbildung ber gewerf- 
ſchaftlichen Verfaffung in Angriff zu nehmen. 


Es erfcheint geboten, einem Vorgehen in dieſer Richtung 
die Wege zu ebnen, ba bie in jenem Bezirke vorhandene ab- 
norme Je —— des Kuxeigenthums nicht nur die Ver 
waltung der gewerkſchaftlich betriebenen Bergwerksunterneh 
mungen ſehr erſchwert, ſondern auch der Fortführung des 
Hypotheken · (Grund·) Buches bei, den betreffenden Bergwerken 
grobe Schwierigkeiten entgegenitellt, — während andererfeits 

ie Goa enge Entwidelung des dortigen Betgbaues es brin- 
geb erbeifcht, die Mängel ber gewerkſchaftlichen Verfaſſung 
es älteren Rechtes abzuftreifen, — insbefondere die Zuläffig- 
keit der Werpfändung von Theilen des gewerkſchaftlichen Ver— 


mögens burch die einzelnen Gewerfen, woburd die Baſis bes- 
gewerffchaftliben Kredits geſchwächt werben kann 


und ber Gewerkſchaft ‚die gg bed Realkredits, 
welden das Bergwerk gewährt, für die Swede bed ge— 
meinfhaftlihen Bergbauunternehbmens der Megel 
nad) unmöglich gemacht wird. 


it die un ber bezeichneten Hinderniſſe des Um— 
wandlungsverfahren fiir jenen Bezirk ein dringendes Bebürf: 
niß, fo wird fie aber auch in den übrigen Bergbaubiftriften 
des Staates, in denen zur Zeit nod) geringere Neigung zur 
Annahme der neuen Gewerkichaftsform bervorgetreten iſt, 
förderlich wirken und auch dort willfommen fein. 


In der vorliegenden Novelle wird zu bem Ende vorge: 
ſchlagen: 


Zu 1 der Gewerkſchaft, welche bie Umbildung ihrer Ver 
faffung beſchloß, bie —— zu geben, nöthigenfalls die bei 
der neuen Kuxeintheilung Überfchießenden Bruchtheile nad) ge— 
chebener Zufammenlegung zu ganzen Kugen im Wege ber 
nothwendigen Subhaitation zum Verkaufe zu bringen. 


Derſelbe Vorſchlag findet fich bereits, wie dies in dem 
erwähnten Kommiſſionsberichte des Abgeorbnetenhaufes näher 
nachgewieſen iſt, im mehreren, dem Allgemeinen Berggeſetze 
vorausgegangenen, die bezügliche Materie behandelnden Geſeh 
entwürfen. Er schließt ſich an die oben erwähnte, unter ber 
Herrſchaft des älteren Bergrechts beftandene Praxis in Ber 
iehung auf bie unter 4 Kux betragenden eg 

theile an und wird um fo weniger zu Bebenken Anlaß 
geben fünnen, wenn erwogen wird, daß es fich der Regel nadı 
nur um geringwerthige Objekte handeln dürfte und baf bie 
ormen des Subbaftationsverfahrend volle Gewähr für bie 
Wahrung der Rechte Dritter Bieten. 


Zu 2 wird empfohlen, die Ausführung der Ummand- 
lungsbeſchlüſſe von ber vorgängigen Zuftimmung oder Abfin- 
bung der Kux⸗Hypothelenglaͤubiger und Inbaber von Brivile 
gien des Rheinischen Rechtes unabhängig zu machen, — dieſen 


a ——— 


| 


a 


innerhalb einer Arift von 3 Monaten Befriedigung 
ihrer Forderungen zu verlangen, foweit dies die Natur 
des Anfpruchs geitattet, 


ben Ummanblungsbejchluß ‚aber der Beftätigung bes 
Oberbergamtes zu unterwerfen. Letztere loll erfi 
bann erfolgen, wenn fonitatirt ift, 


daß zu berüdfichtigende Gläubiger nicht vorhan— 
den —* 


oder daß deren Anſprüche im Wege gütlicher 
Einigung oder durch gerichtliche Geltenb- 
machung ihre Erledigung gefunden haben. 


‚ Den betreffenden Gläubigern foll mit anderen Worten 
Seit gelafien werden, ihr Gläubigerrecht zu realifiren, 
ehe die wirkt gewerkſchaftlichen aſſung, die 
ihnen möglicherweiſe dadurch nachtheilig werben könnte, da 
die Gewerkſchaft die Befugniß zur Verpfändung des Berg- 
werfes mit Mehrheitsbeſchluß erlangt und ausübt, zur Aus- 
führung kommt. 


In diefer Weife wollte auch ber im Jahre 1861 dem 
Candtage vorgelegte —— wegen zwangsweiſer 
Mobili tung der Kuxe (Druckſachen des Hauſes der Abgeord- 
neten, Seſſion 1861 Nr. 16) die kollidirenden Intereſſen ber 
Gewerkichaften und ber Kux ⸗Hypothekengläubiger ausgleichen 
— $. 18 Nr. 3 jenes Entwurfes. Nach forglamer Prüfung 
aller fonftigen zu dieſem Zwecke zue Sprache gefommenen 
Vorſchlaͤge bat anerkannt werden müffen, da ſich ein beſſeres 
Auskunftsmittel nicht auffinden läßt, um einerſeits ben 
Realintereffenten einen wirffamen Schuß au verleihen, 
anbererfeitd aber die vom a eber — Ver— 
faſſungsreform der Gewer —— im konkreten Falle 
nicht an unmotivirten Widerſprüchen einzelner Ge— 
werken oder dritter außerhalb der Gewerkſchaft ſtehender 
Derfonem ſcheitern zu laffen. 


y. 


Im Einzelnen bfeibt zu bemerken: 
Zu Art. I. S. 235 4. 


Eine fefte und einbeitliche Begrenzung der Kuxzahl 
bient zur Erleichterung des Verkehrs und iſt nüglich zur Ver— 
ütung von Täufchungen über den Werth der Kuxe. Die im 
. 108 des Allgemeinen Berggeſetzes erfolgte Cimitirung auf 
00 event. 1000 Kuxe hat ſich ala —— bewährt und es 
entipricht den lautgeworbenen —8 der Bergbautreibenden, 
daß am dieſer Kurjahl feſtgehalten werde. 


Dagegen bat ſich die Beſtimmung des F. 235 eit., wo⸗ 
nad event. unter oberbergamtlicher —— die Einthei⸗ 
fung in 10,000 Kuxe ſtattfinden darf, nicht als praktiſch 
und nicht als genügend zur Erreichung bes beabſichtigten 
Zweckes erwiefen, Dieje Beitimmung ift baber, um für autier- 
—— Fälle eine zweckmäßige Kuxeintheilung zu ermög 
ichen, durch die einen weiteren Spielraum oemährebe Vor⸗ 


ſchrift erfeht, 


»daß aus nahmsweiſe mit Genehmigung des Han— 
delsminiſters eine andere Zahl ber Kuxe beſtimmt 
werden kann.« 


Die Genehmigung ift dem Handelsminiſter vor 
behalten, um. ein gleichmäßiges Verfahren für das ganz 
Staatögebiet zu fihern, und gleichzeitig zu aecentuiren, ba 
eine Abweihung von ber Negel nur in brimgenbe 
fällen nachgegeben werben foll, 


Zu Art. 1.6. 235b. Alinen 1. 


Es ift hier beftimmt, baß der Unmandlungsbeichluß i 
jedem Falle der Beftätigung des DOberbergamtes 
unterliegt, um dem Verfahren, in weldem die Anfprüde der 
Kur · Hypothekengläubiger und Inhaber von Privilegien be 
Rheinischen Rechtes nad) den im Entwurfe formulirten Bor 


2 mn ——— nn ——— 








fchriften zur Erledigung zu_bringen find, einen beftimmten, 
* alle ee ir Interefjenten Leicht erfenn- 

aren formalen Abſchluß zu geben, — andererſeits aber 
auch deshalb, damit in dem Beſchluſſe des Oberbergamtes, 
indem berfelbe die ordnungsmäßige Beobahtung 
der bezüglichen Borfchriften befheinigt, eine geeignete 
Grundlage für das eventuell eintretende Subbaftations- 
Verfahren bezüglich der überfhießenden Brudtbeile 
gewonnen werde. 


- Die Beltätigung von Ummanblungsbeiclüffen ſoll aber 
nicht von dem arbiträren Ermeffen bes Oberbergamtes 
abhängig fein; fie foll erfolgen, wenn das vorgefchriebene 
Verfahren ftattgefunden bat. 


Zu Alinea 2 und 3 deffelben $. 


Diefe Beftimmungen lauten in dem von dem Haufe ber 
Abgeordneten angenommenen Gejegentwurfe abweichend bon 
ber hier gewählten Faſſung, wie folgt: 


»Das Brotofoll über die Gewerkenverfammlung, 
in welcher der Beichluß gefaßt wird, ift notariell oder 
erichtlihh aufzunehmen und im Ausfertigung dem 
Dierbergamte und der Hypothekenbehörde * 
reichen. Letztere bat, wo bie Einrichtung des 
Hypothekenbuches dies geftattet, den Beſchluß von 
Amts wegen im Hypothekenbuche zu vermerken und 
dem Dberbergamte über diefen Vermerk, ſowie 
über die ſämmtlichen, auf den gewerfidhaft- 
lihen Antbeilen ee Hypotheken 
einen Auszug mitzutheilen. Auf Antrag des Ober 
bergamts ift biefer Vermerk wieder zu löſchen. 


Wenn auf gewerkichaftlichen Antheilen Hypothelen 
ober Drivilegien des Rheiniſchen Nechtes baften, fo iſt 
ber iefentlüche Anhalt des Beichluffes, insbelondere bie 

bl der neuen Kuxe den aus, dem Auszuge er- 

ihtlidhen Eunstbetergläubigern +. Durch 
das Oberbergamt befannt zu machen x.« 


Die Fafiung ift im Anſchluſſe an die Ausdrucksweiſe des 
er Berggejeges in den $$. 45, 51 Abſatz 3 und 158 
gembert:: 


1) weil in denjenigen Rechtsgebieten, in melden bas 
Sypothekenbuc nach Berfonal-Folien geführt wird, 
ein Vermerk über den Umwandlungsbeichluß nicht ein- 

etragen werben kann und die zu biefem Smede im 
Entonrfe bed Abgeorbnetenhaufes für jeden Fall 
angeordnete Mittheilung des Protofolled über ben 

Belt in jenen Redytögebieten nicht erforderlich 

ericheint 


(efr. auch den erwähnten Kommiffionsberidt); 


weil im Rechtsbereiche ber BE in Kraft — 
tenen ger en vom 5. Mai 1872 (Gefep- 
Samml. S. 446) Eintragungen von Amts wegen 
nicht mehr zu erfolgen haben ($. 30 dafelbit), daher 
der Gewerkichaft, —— ihrem Repräjentanten 
oder Grubenvorftande hberlaffen bleiben muß, die Ein- 
tragung des Vermerkes über den Umwandlungsbeſchluß 
in Untrag zu bringen, um ben Gintritt der Rechts. 
wirkung berbeizuführen, welcde daran im legten Mlinea 
diefes Daragraphen geknüpft ift; 


weil die gebadyte Grundbucherbnung abweichend von 
ben in ihrem Geltungsbereiche bisher mafgebend ge 
weſenen Vorfchriften die Ertheilung von »Hypo- 
thetenbnchs-Auszügen« nicht vorgefehen hat, und 
baber in dem bezüglichen Nechtägebiete »über den frag 
lichen Vermerk, fowie über die ſaͤmmtlichen auf gewerk 
fchaftlihen Anteilen — Hypotheken⸗ und 
in ber Form einer beglaubigten Abſchrift aus dem 
Grundbuche von ben betreffenden Eintragungen Mit- 
theilung gemacht werben kann, womit dem beabjichtigten 
Zwecke auch vollftändig Genüge getban wird. 


2) 


3 


= 





ul, 1. b. Verhandl. d. Hertenhauſes. 


— — — — — m 


A 21. 


Auf die Tagesorbnung der nächſten Plenarfigung wird 
gefeht werben: 


I. 
Mündliher Bericht ber Detitionsfommiffion über 
a) 28 Vetitionen (P. J. Nr. 1—3, 8, 9, 13 — 16, 
1 23, 25, 26, 37 —40, 53, 65 — 70) von 
Bürgermeiftern und ftäbtifchen Beamten der Drt- 
haften Anklam, Bromberg, Granfer, Jerichow, 
Liegnitz, Kön &ber i.d.R., Sprottau, Herzberg, 
Strehlen, Fübben, Carlshafen, Neurode, Apenrade, 
Stettin, Wormbitt, Subl, Colberg, Dyhernfurth, 
Treptow, Guben, Mühlheim, Demmin, Yabed, 
Patihlau, Rockwitz, Ratibor, Zobten und Fin. 
fterwalbe, 
welche eine »allgemeine gefeßliche Negelung der 
Anſtellungs · und Gehaltsverhältniffe ne Ge 
meindebeamten« beantragen. 
Berichterftatter: Herr von Voß. 
Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


über bie vorerwähnten Petitionen zur Ta- 
gesorbnung überzugeben. 
b) Vetition(P. J. Nr. 44) des Baumeifterd Stahlen- 
becher, 5. 3. in Magdeburg, 


welcher ſich über Maßregeln bed Herrn Handels · 
miniſters befchwert, die ihn vollftändig erwerb- 
los gemacht hätten. 


Berichterſtatter: Herr Graf von der Schulen⸗ 
burg-Angern. 


Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 
über die Petition Nr. 44 zur Tagesord» 
nung überzugehen. 
c) Petition Nr. 54 des Gerichtsboten Bifhoff zu 
Labiau, 


um Vorlage eines Geſetzes, welches Betrunfene 
unb ben Wirth, in Üehen Cofal Ach defelben 
betrunfen baben, mit Gelbitrafe belegt. 


Berichferftatter: Herr Selke. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


über vorſtehende Petition Nr. 54 
gesorbnung überzugeben. 


® 11. 


Verzeichniß derjenigen Detitionen, welche auf Grund de 

$.20 der Geſchaͤftsordnung, als zur Erörterung im Dlenum nicht 

| ra zur Einfiht im Büreau des Herrenhaufes nieberge- 
| legt ſind: 


P. J. 11. de F. Ewald hier, 
| P.J. 55. der Witwe Camenifc) hier, 


Berlin, den 11. Dezember 1872, 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


——— 


zur Tas 


| gänzlich unverſtandlich 
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Auf Grund, der anliegenden Allerhöchſten Ermächtigung 
vom 9. d. Mts. beehre ih mich, Ew. Erlaucht den ange 
fchloffenen Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Grundbuch⸗ 
wefen im Jadegebiete, mit dem Erſuchen —— zu 
überfenden, über denſelben die verfaflungsmäßige ſchlußnahme 
bes Herrenhauſes gefälligſt herbeiführen zu wollen. 


Berlin, den 12. Dezember 1872. 


Der Tuftizminifter. 
Reonbardt. 
An 
ben Präfidenten des Herrenhauſes, 


Herrn Grafen zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaucht. 


Mir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen a. 
ertheilen Unferem Juftizminifter hierdurd) den Auftrag, den mit 
Motiven beifolgenden Entwurf eines Geſetzes Über das Grund- 
buchweſen im Jadegebiete den beiden Häufern bed Landtages 
Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 9. Dezember 1872. 


Wilhelm. 
Leonhardt. 


Allerhochſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Geſetzes 
über 
das Grundbuchweſen im Jadegebiete. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer deb Landtags 
Unſerer Monarchie, was folgt: 


§. L. 


Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grundftüde u. f. w. vom 5. Mai 1572, bie 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 und das Gefet, be 
treffend die Stemmpelabgabe von gewiffen bei dem Grundbud)- 
amte anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werben in 
dem abegebiet eingeführt. 

Die 68. 49, 73 und 133 bis 140 der Grundbuchordnumg 
bleiben von ber Einführung ausgefchloffen. 


42 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen 
gen welche in Oftfriesland nicht gelten, 
ommen nicht zur Anwendung. j 


J. 3. 


Unter den Prozeßvorſchriften, welche nad den eingeführ- 
ten Gefegen Anwendung finden, find die Vorſchriften des in 
Oftfriedland geltenden Prozeßrechts zu veritchen. 
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Ueber das Gefuc auf Eintragung einer Vormerfung, fo- 
wie über den Antrag auf Vermerk eines Widerſpruchs im 
Falle des 8. 60 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ir. 
ift von dem Prozeßrichter nach den Vorfchriften über das Ver- 


fahren im Arreſtprozeß zu enticheiden. 


Die Rorfchriften der Sannoverfchen bürgerlichen Prozeß— 
ordnung vom 8. November 1850 über öffentliche Ladungen 
finden in Verbindung mit den 68. 103 bie 111 der Grunb- 
bucherdnung auf das Grundbuchwefen entfpredhende Anwendung. 
Ein vollftretbared Erkenntniß ift von dem Grunbbuchamte 
einem vechtsfräftigen gleichzuachten. 


$.4. 


Das Amtsgericht bildet das Grundbuchamt und das Ge- 
richt der belegenen Sache für die in feinem Bezirke liegenden 
Grumdftüde. 


Die Dienftauffiht und die Beſchwerdeführung wirb durch 
die Vorſchriften geregelt, melde in Sadıen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelten. it 

$. 5. 


Zu den gemeinen Paften, welche der Eintragung nicht 
bedürfen, nchören namentlich alle nad) Geje oder Verfaffung 
auf dem Grundſtück baftenden, aus dem Gemeinde, Kreiö- 
oder Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen, Dfare- und 
Schulverbande entfpringenden, oder an Kirchen, Bfarr- und 
Schulbediente zu entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu 
Öffentlichen Wege, Waller, Deich» und Uferbauten entitan- 
denen Abgaben und Yeiltungen; ferner die Beiträge, melde 
an Meliorationsgenoffenfchaften oder andere gemeinmüßige, von 
der Staatöbehörde genehmigte Inftitute, namentlih an Ver 
eine behufs gnemeinfhaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
Pa lag oder Vichfterben entftandenen Schäden zu entrichten 
ind. 


$. 6. 


Aus Privatteitamenten oder aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen ober en nur erfolgen, wenn entweder durch 
eine Öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturkunde oder 
das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nadı- 

ewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des Gerichts, welchem 
* Erblaſſer zuletzt für ſeine Perſon unterworfen war, beige- 
bracht wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung ein 
beſſer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe. 


In Betreff der Bekanntmachung, der Friſt und des In— 
halts der öffentlichen Ladung kommen die Vorſchriften der 
bürgerlichen Prozehordnung vom 8. November 1850 $. 500 
Abfag 2 zur Anwendung. ' 


d. 7. 


Die Klage auf rückſtändige Zinſen eingetragener Kapitalien 
verjährt in vier Jahren. Die Verjährung begumt mit_ dem 
31. Dezember de&jenigen Jahres, in welchem die Zinfen fällig 
geworden find. R 

$. 8. 

Sobald die Grunditenernermeffungsarbeiten bis zum Nach— 
weife des Flächeninhaltes der einzelnen Grundftüde gediehen 
find, erhält das Grundbuchamt Abjchrift det auf Grund diefer 
Bermeffungen aufgeftellten Flurbuches. 


$. 9. 


Die im Flurbuch bezeichneten Eigenthümer der einzelnen 
Grunditüde werden von Amts wegen behufs Anlegung des 
Grundbuches von dem Grundbuchamt vorgeladen. 


8. 10. 
Der als Eigenihümer Vorgeladene iſt verpflichtet“ . 
1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu neuen, 


2) den Rechtsgrund anzugeben, durch welden das Eigen- 
thum auf ihn übergegangen ift, . 
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3) die darauf fich beziehenden Urkunden oder andere Be— 
weisſtücke vorzulegen, 


und 


4) alle auf dem Grunditüde baftenden Beichränfungen des 
Eigenthums, Cigenthumsvorbebalte, dingliche Laſten 
und Hhpothefen anzuzeigen, und auf Verlangen des 
Grundbuhamts einen Ingroffationsegtraft aus den bei 
ben Oldenburgiihen Hppothefenämtern geführten Hy— 
vothefenbüchern vorzulegen. 


Das Grundbbuchamt it verpflichtet, dem vom Eigentbümer 
benannten Berechtigten Mittbeilung von der gefchehenen Ans 
zeige zu machen. 


Auch ift das Grundbuchamt —— ben vom Eigen- 
thümer nicht angezeigten Berechtigten, deren Vorhandenſein 
ihm amtlid) bekannt iſt, von dev nicht erfolgten Anzeige ihrer 
Berechtigung Mittheilung zu machen. 


sı. 


Das Grundbuhamt kann die Befol, ung der Pabung 
($. 9) und die Abgabe der Erklärungen (&. 10) unter An 
drohung von Geldſtrafen bis 50 Thle, —— in dem 
Falle des $. 10 Nr. 4 gber auch den Ingroſſations -Extrakt 
auf Koſten des ſäumigen“ Eigenthümers direkt einfordern. 


§. 12. 


Unbeſchadet anderer — gilt der Vor⸗ 
geladene ala beredhtigt, in das Grundbuch als Eigenthümer 
eingetragen zu werben, wenn er entiveder 


1) nachweiſt, daß er dad Grundſtück bei einem noth— 
wenbigen gerichtlichen Verkauf eritanden oder daffelbe 
vom —* erworben, ober daß er bei einem ander 
weitigen freihändigen Erwerbe nad) vorausgegangenem 
Konvofationdverfahren ein Präflufivdefret erwirkt bat, 


ober wenn er 


2) feinen Eigenthumsbefig durch Zeugniß eines Gemeinde 
vorjtehers befcheinigt, 


oder 


3) durch Urkunden, an Eides Stattabgegebene cherungen 
von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein 
oder unter Hinzurechnung der Beſitzzeit ſeiner Vorgänger 
das Grundſtück ſeit 10 Jahren ununterbrochen im 
Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


Die von Oldenburgiſchen Behörden oder Beamten inner- 
halb ihrer erg we —— Urkunden werden in 
Beziehung auf den Gegenſtand dieſes Paragraphen den Ur— 
kunden Preußiſcher Behörden und Beamten gleichgeachttt. 


$. 13 


Der Zeitpunkt, von wo ab das Verfahren zur Anlegung 
bes Grundbuchs beginnt ($$. 8 ff), wird durch den Juſtij- 
miniſter feſtgeſetzt und durch die Geſetzſammlung bekannt ge- 
macht. Die Eintragung des Eigenthümers und der angezeigten 
Belaftungen erfolgt nad) Ablauf von ſechs Monaten von dem 
feitgefeßten Zeitpunkte an, falls nicht entgegenftehende Anfprüche 
rechtzeitig angemeldet und zuvor zu befeitigen find. 


$. 14. 


Diejenigen, welche vermeinen, dab ihnen an einem Grund 
ftüde das Eigenthum oder ein das Eigenthum oder die Ver- 
fügung darüber beſchränkendes Recht, eine Hypothek oder iv, 
— welche andere der Eintragung in das Grundbuch 

edürfende Realrechte oder Realanſprüche zuſtehen, haben 
ihre Anſprüche ſpäteſtens bis zum Ablauf der in $. 13 be 
zeichneten Nusfchlußfriit bei dem Grundbuchamt anzumelden. 
Ueber die gefchehene Anmeldung bat das Grundbucamt dem 
Anmeldenden auf Verlangen eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


§. 15. 


Die Anmeldung muß eine beitimmte Bezeichnung des 
Grundjtüdes und bei Eigeniyumsvorbehalten und Hypothelen 


“ 





einen beftimmten Geldbetrag enthalten, für welchen die Ein- 
tragung beanfprucht wird. 


In den Fällen, in welden nad) dent früheren Nechte 
—— von Hypotheken auf unbeſtimmte Summen 
attgefunden hatten, i —— eine beitimmte Summe 
34 ð — Betrag anzugeben, bis zu welchem die Hypothet 
aften ſoll. 


$. 16. 


Die Eintragung eined Nechts in die bisherigen Hypotheken⸗ 
bücher befreit nicht von der Verpflichtung zur Anmeldung. 
Dagegen find von diefer Verpflichtung diegenigen Berechtigten 
befreit, welche der —— in Gemäßbeit des $. 10 Nr. 4. 
innerhalb der Ausſchlußfriſt dem Grundbuchamt angezeigt bat. 


: $. 17. 


Wer die ibm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
den Rechtsnachtheil, dab er fein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grund- 
buchs das Grundſtück erworben bat, nicht mehr geltend machen 
fann, und daß er feiner Vorzugsrechte gegenüber denjenigen, 
bie ihre Rechte innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet haben, 
verluftig gebt. 


§. 18. 


Innerhalb der im $. 13 beftimmten jechämonatlichen 
Ausſchlußfriſt hat die Kron-Oberanwaltichaft die 89. 13 bis 17 
unter ausdrücklicher —— des Tages, an welchem die 
Beift abläuft, zu drei Malen in —— Zwiſchenraͤumen 

rch dad Amtsblatt der Provinz und durch zwei Zeitungen, 
von denen eine im Großherzogtbum Oldenburg erſcheint, be- 
kannt zu machen. 


$. 19. 


Von der —— Entſcheidung über ſtreitige ange 
meldete Eigenthumsanſpr che oder das Eigenthum beſchränkende 
Rechte darf das Blatt für das Grundſtück im Grundbuche nicht 
angelegt; oder dad Grundſtück nicht in ben Artikel des Eigen- 
thümers aufgenommen werben. 


$. 20. 


Die Eintragung rechtzeitig angemeldeter dinglicher Nechte, 
welche ſchon vor dem Beginne der Geltung des —— 
Geſetzes beſtanden hatten, erfolgt nad der in dem früheren 
Rechte begründeten Nangorbnung, im Zweifel nad) dem Alter 
ihrer Entjtehung, mit dem Vorrange vor allen nicht rechtzeitig 
angemeldeten und den erjt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
begründeten Anfprüchen. 


Rechte, welche nach ben früheren Gefegen zur Eintragung 
in das Hypothekenbuch geeignet waren, genießen jedoch diefen 
Vorrang mur, wenn Fi auch wirklic in dem Hypothekenbuche 
eingetragen gewefen find. 


g.2. 


Die Vorfchriften des vorhergehenden Varagrapben finden 
auch auf die nach Artikel 86 des Oldenburgiicen Entſchädigungs · 
gefeges vom 14. Oktober 1849 und Artikel 37 des Ablötungs- 

ejeges vom 11. Februar 1851 begründeten Spezialhypotheken 
nwendung. 

Die noch nicht eingetragen geweſenen Entihädigungs- und 
Ablöfungskapitalien oder zum Zwecke der Entjchädigung ober 
Ablöſung vorgeſtreckten Darlehne werden. dagegen nur mit 
demielben Worrechte eingetragen, welches ben aufgebobenen 
Nechten felbjt zur Seit ihrer Aufhebung zufteht. 

Bei einer folden Eintragung ift augleich das — 
Recht im Grundbuch von Amts wegen koſtenfrei zu löͤſchen. 


§. 2. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels 
fann für ein angemeldetes Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben, 

1) wenn die Entjtehung diefes Rechts glaubhaft gemacht 
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ift und entweber ber Eigenthümer ber Eintragung 
widerfpricht oder die Rangorbnung des Rechts ber 
ftritten ift; 

2) wenn von dem Eigenthümer die Identität bes Grund- 
ftüds beftritten wird, biefelbe aber durch Urkunden 
oder eibesftattlihe Verfiherung ber Zeugen glaubhaft 
gemacht worden ift. 


$. 23. 


Wenn bei einer nach dem bisherigen Nechte auf unbe 
—* Summen eingetragen geweſenen Hypothek eine Einigung 

Betheiligten über einen beftimmten einzutragenden Betrag 
nicht herbeizuführen ift, fo erfolgt deffen Feſtſetzung durch ben 
Prozeßrichter. 





$. 2. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemelbetes Recht 
ER fei, ohne bies urkundlich nachweiſen zu können, fo ift 
das echt einzutragen, zugleich aber in der Spalte »Berän- 
bderungen« bie behauptete Tilgung, falls fie glaubhaft gemacht 
ift, vorzumerfen. j 


$. 25. 


Die erfolgten Anlegungen von Grundbucblättern ober 
Artikeln find burch das Grundbuchamt mit Drgeichnung der 
Grundftüde nach dem Steuerbuche vierteljährlich im Amtsblatt 
befannt zu maden. 


$. 26. 


Von dem Tage, an weldem die Anlegung des Grunb- 
Buchblatte® oder Artifel® in Gemäfheit de8 $. 24 befannt ger 
macht worben ift, fann die Veräußerung oder Belaftung des 
Grunbftüdes nur in den Formen erfolgen, welche das Geſetz 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mat 1872 und bie Grund- 
budyorbnung vom 5. Mai 1872 vorſchreiben. 


S. 27. 


Wer vor dem Inkrafttreten des gegempärtigen Geſetzes 
einen Titel Br Hypothek erworben, aber die Eintra ung in 
das Sppothe enbuch nicht erwirkt bat, oder wer * em 
angegebenen Zeitpunkt und ber erfolgten Anlequng des Grund» 
bucyblatte® oder Artifeld einen Titel zur Hypothek erwirbt, 

t denfelben zum Behufe ber Fünftigen Eintragung bei dem 

—— —— und dieſem ſeine Urkunden oder 
ſonſtigen Bemeismittel zu übergeben. Findet das Grundbuch⸗ 
amt keine Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der künftigen Ein» 
tragung, oder werben biefelben befeitint, fo wird ber AUnfprud) 
zur ae un und ein Atteſt hierüber, ber Regel nad) 
auf der Urkunde, welche dem Anſpruche zur Begründung ober 
zum Beweiſe dient, außgefertigt. 


$. 28. 


Der Gläubiger, dem bie eingereichten Urkunden, beziehbungs- 
weife das Atteft zurüdgegeben find, erwirbt durch die Anmel- 
dung und Beſcheinigung das Recht, nad dem Alter ber An- 
meldung in das fünftige Grundbuch eingetragen zu werden, 
bis zur Anlegung beffelben aber wegen feiner Interimshypothek 
gleidy einem wirklich eingetragenen Sppothefengläubiger Be— 
friedigung aus dem Brumbftüde ſuchen zu können. 


Auch mit den vor ber Geltung bed gegenwärtigen Gefetes 
in bie früheren Hypothekenbücher eingetragenen, aber nicht 
rechtzeitig angemeldeten Hypotheken ($. 20) rangiren die nad) 
Maßgabe des 8. 26 anerkannten Anfprüche lediglid nach dem 
Zeitpunkte ihrer Anmeldung bei dem Amtsgericht. 


6. 29. 

Die Koſten für die Bearbeitung der Grundbuchſachen wer⸗ 
den nach dem ber Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 bei— 
efügten Tarif, 59. 1 bis 11, und ven beigefügten zufäßlichen 

seftimmungen erhoben. 
Für die Verhandlungen, welche zur Eintragung der bisher 
erworbenen rechtzeitig angemeldeten Hypotheken und Realrechte 
in das neu anzulegende Grundbuch erforderlid find, wird 


Koften- und Stempelfreiheit bewilligt. 


$. 30. 


Mit dem Zeitpunfte der Bekanntmachung nad) $. 25 Des 
Geſetzes tritt der &. 25 der Notariatdordnung vom 18. Sep- 
tember 1853 außer Anwendung. 


$. 31. 


Dieſes Geſetz tritt zugleich mit dem Gefehe, betreffend ben 
Rechtszuſtand des Jabegebietes, vom ..... ü * in min 


Urfundli x. 


Beglaubigt: 
Der Juſtiz Minifter. 
2eonbardt. 


Zufägliche Beitimmmungen 
zu dem 
Koftentarif für Grundbuchſachen im Jadegebiete. 


$. 12. 

M. Bei dem Rekognitionsverfahren, 66. 27 und 28 bes 
Gefehes, wird der Koftenfag bes $. 6 (F. 1) bereits für bie 
Ertheilung des Utteftes über die erfolgte Anmeldung und 
Eintragungsfäbigleit des Titel zur Hypothek erhoben, jedoch 
mit dem Vorbehalt der Anrechnung auf die Koften für ben 
Hypothekenbrief, weldyer demnaͤchſt an bie Stelle des Atteftes tritt. 


$. 18. 


Die Berechnung der Koften nach den Sätzen des Tarifs 
erfolgt bergeftalt, daß bie vollen Säge, welche für Beträge 
von 25, 100, 500 Thlen. u. f. w. beitimmt find, aud für 
die nur angefangenen Beträge entrichtet werben. 


Die Erhebung ber Koften erfolgt in Thalern und Silber- 
grojchen. Ueberſchießende Pfennige werben, wenn fie unter 
einem halben Silbergroſchen betragen, nicht in Rechnung ge- 
ftellt, —— ſie einen halben Silbergroſchen und mehr, ſo 
wird ein voller Silbergroſchen erhoben. 


a $. 14. 


Neben den nad) diefem Tarif zu erhebenden Koſtenſätzen 
find weder Schreibgebühren noch Gebühren oder Porto für 
die Zuftellungen oder Behändiqungen, noch Gebühren für ein- 
fadye auf Anfrage ergebende Beſcheide für die wegen Befeiti- 
gung vorläufiger Anitände —— Zwiſchenverfügungen 
und für die Abhaltung von Terminen in Grundbuchſachen 
zu entrichten. 2 


Ebenfo werben für die Aufforderung bes Eigenthümers, | 
feinen Namen bei einem Grundftüde eintragen zu laffen, und 
für die reftfehung dev Dabei auf den Fall der Nücttefolgung 
angedrobten Gelditrafe feine Gebühren entrichtet, Für die 
nad erfolglofer Feſtſehzung der Geldſtrafe eintretende Zwangs· 
vollſtrecung gelten die in der Gebührentage für bürgerliche 
Nechtöftreitigkeiten vom 8. November 1850 enthältenen Be- 
ſtimmungen. 


Es werden, ferner nad Maßgabe ber bisherigen Beſtim— 
mungen beſonders erhoben: die Gebühren für die Aufnahme 
oder Beglaubigung von Urkunden über Nechtögefchäfte, für 
Beſcheide auf unbegründete Geſuche oder Beſchwerden, für ver 
eitelte Termine und für etwa vorlommende Kalkulaturgeſchäfte, 
ferner die bei Abhaltung von Volalterminen erwächſenden 
Diäten und Reifekoften ber Beamten, ingleichen die den Sadı- 
verftändigen in Fällen ihrer Zuziehung zu gewährenden Ter- 
gütigungen. 








$. 15. 


Bei ben Gefhäften, für welche bie —— Tarif 
füge zur Erhebung kommen, wird eine Stempelabgabe nur in- 
—— entrichtet, als dieſelbe unter den in dem Geſetze vom 
Mai 1872 bezeichneten Vorausſetzungen auf den Auflaffungs- 
erflärungen bezw. auf den ben Einfchreibungen beim Grund: 
buche zum Grunde liegenden Anträgen ruht, ober nad) ber 
Alerhöchften Verordmung vom 19. Juli 1867 von den Ur- 
kunden über diejenigen Rechtsgefchäfte zu entrichten it, welche 
IS folhen Erklärungen oder Anträgen Peranlaffung geben. 
He fonftigen Geſuchs⸗, Protokoll - und Ausfertigungsftempel 
bleiben ander Anfap. 
$. 16. 


In Beziehung auf bie ————— Parteien zur 
Tragung der Koſten, zur Zahlung von Koſtenvorſchüſſen, in 
Anfehung des Anſpruchs berfelben m Koftenftundung, gänz- 
liche oder theilmeife Koftenbefreiung, ſowie wegen Erledigung 
ber Befchwerben wegen des Anfages, wegen veriweigerter Stun- 
bung oder Niederſchlagung der Koften, kommen bie Vor- 
ſchriften zur Anmendung, melde in Sachen ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelten. 


$. ı7. 


Sen nad) den vorftehenden Beftimmungen Schreib- 

und Zuſtellungsgebühren von ben Betheiligten nicht zu ent- 

richten find, werden ben auf den Bezug folder Gebühren an- 

—— Beamten aus der Staatskaſſe ohne Rückſicht auf 
Eingang des Koſten -Pauſchquantums vergütigt: 


1) an Schreibgebühren: 
für jeden Bogen 2; Sgr. 
babei werben 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Silben ge 
rechnet, einem Bogen Schreibwerk gleich geaditet und nur an- 
efangene Bogen, ingleichen Echriftitüde von geringerem Um- 
ange als einem Bogen, wie volle Bogen vergütigt; 
2) für die Vornahme von Behändbigungen ober Zu- 
ftellungen 24 Sgr. 


Diefe Gebühr wird um 2 Sgr. erhöht, wenn bie Zw 
irn an bie Dartei außerhalb des Orts, wo das Grund- 
uchamt feinen Sig bat, bewirkt werden muß. 


Kur 442 


Motive 


zum 


Entwurf eines Gefches über das Grundbuchweſen 
im Iadegebicte. 


ebiets, verfolgt die Abficht, vom 1. Januar 1873 ab den ge 

—— in Oſtfriesland beſtehenden Rechtszuſtand auf das 
Jadegebiet zu übertragen. Bon dieſer Maßregel iſt jedoch in 
Betreff des Grundbuchweſens cine Ausnahme gemacht. Die 
Regulirung derſelben iſt einem beſonderen Geſehe vorbehalten 
und der vorliegende Entwurf iſt beſtimmt, dieſen Vorbehalt 
zu realiſiren. 


Die bisherige Hypothekenverfaſſung im Jadegebiete be 
rubte auf bem gemeinen Nechte und der Oldenburgiſchen Hy- 
pothefenorbnung vom 11. DOftober 1814. Das Hypotheken. 
buch für den weltlichen Theil des Gebiets wird bei dem Hy— 
pothelenamte zu ever, für den öjtlichen, das aber nur eins 
zelne Vrivatgrundjtüde in fich begreift, bei dem Hppothefen- 
amte im Oldenburg geführt. Nach der Dienftanweifung für 
die eg vom 18. April 1865 beftehen die geführ- 
ten Bücher in dem eigentlichen Hypothelen -Extraktbuche und 
dem Hauptbuce. In dem Extraktenbuche erhält jeder Schuld- 


f 
—— Der Geſetzentwu 





ner, auf welchen eine Ingroſſation geſucht wird, ein Folium, 
auf welchem die Ingroffate nach der Zeitfolge der Anmeldung 
eingetragen werben, das Hauptbuch aber dient zur abſchrift- 
lichen Aufzeihnung aller Ingroffationsanträge und ber zur 
Begründung derſelben beigefügten Urkunden nad Art ber 
—— Inſkriptionsregiſter. Es iſt zwar durch die Hypo⸗ 
thefenordnung von 1514 der Grundſatz ausgeſprochen, daß 
feine wirkliche Hypothek ohne Eintragung entjtchen fann. 
Daneben find aber Hypotheken an beweglichen Sadyen, Gene 
ral ⸗ Hypotheken und auch einzelne Arten von Supotheten auf 
unbeftimmte Höhe anerkannt, und ber vorgefundene Nechtäju- 
ftand eignet fid) alfo jedenfalls nicht zur Uebertragung in ein 
reg welches auf die Realfolin und Spezialby- 
ber ng ber Sypothefenorduung vom 20. Dezember 1783 
irt iſt. 


Ron einer Anknüpfung an die ang Sypothefenver- 
faffung ift demnach, abgefehen von der Sicherung der erwor- 
benen Rechte, gan abzufehen. Uber auch eine Uebertragun 
ber in eöland beitehenden Sypothefeneinrichtung, die Ton 
bie natürlichfte Folge des gefammten Rechtsanſchluſſes geweſen 
ein würde, kann nach Cage der Verhältniffe nicht wohl ftatt- 

über die, Einführung bes —* 
ber ben Eigenthumsenwerb x. an Grundſtücken und die 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1873 in ber Provinz Han- 
nover, einſchließlich Oftfriesland, hat dem Hannoverſchen Dro- 
— bereits vorgelegen. Seine Einbringung in den 
Landtag ſteht bevor, und es * demnach die Ausſicht vorhan⸗ 
ben, ba das dermalige Oſtfrieſiſche Hypothekenrecht, welches 
auf der Hypothekenordnung von 1783 und einigen dazu er- 
angenen Spezialgeſetzen beruht, felbft nod im Yaufe des 
hres 1873 bu bie gedachten ig vom 5. Mai 1872 
erjegt werben wird. Soll alfo das Jadegebiet nicht einem 
doppelten Gefekgebungswechfel innerhalb eines Zeitraums von 
werigen Monaten unterworfen werden, fo eröffnet ſich nur 
ber eine Ausweg, daß mit ber Einführung ber neueren Geſetze 
fofort vorgegangen und bie Serftellung ber an ſich wünfdens- 
werthen Rechtseinheit mit Oftfriesland von der dortigen jpä- 
teren Einführung erwartet wird. 


Es erfcheint vielleicht nicht erwwänfcht, daß auf ſolche Weife 
die Nothwendigkeit eines befonderen ziemlich umfangreichen 
Einführungsgejeges für einen verhältnigmäßig fleinen Gebicts- 
tbeil eintritt; und es fönnte ſich daran die grage fnüpfen, 
ob die Negelung des Grundbuchweſens für das Jadegebiet 
nicht bis zur Einführung. der neuen il re, in die Pro⸗ 
vinz Hannover binausgefhoben werben könnte? Mehrfadye 
Gründe führen jedoch zur Ablehnung biefes Ausweges. 


Eine proviforifche Beibehaltung der Oldenburgifhen Sy 
pothefenverfaffung ift unausführbar. Sie würde faum anders 
u ermöglichen fein, als burc Fortführung ber Hypotheken 
ücher bei den Oldenburgifchen Hypothekenbehörden. Da ee 
aber würde neben ben materiellen Uebelftänden eines innerli 
wiberfprüdiigen Rechtbzuſtandes die bisherige Anomalie ber 
Mitverwaltung eines Preußiſchen Gebietötheiles durch auslän- 
bifdye Behörben wieder auf unbeitimmte Zeit binaus verlän- 
gert werben. Denn der Seitpunft, bis wann die Anlage ber 
Srundbuchblätter fir fammtliche Grundſtücke vollendet 
fein wird, ift der Natur der Sache nach zur Seit gar nicht 


Der Geſehentwurf, betreffend den Nechtszuſtand des Jade ı beftimmt zu überjehen, und bis dahin würde die Ihätigfeit 


des Oldenburgifchen Sypothefenamts, wenngleich mit ftetig ab- 
nehmendem Wirkungskveife, nicht entbehrt werden können. 


Eben fo unthunlidy ift eine Befeitigung bed Oldenburgifchen 
Hypothekenrechts ohne —— Erſatz durch eine andere 
Einrichtung. Die Steigerung des Realkredits iſt gerade ein 
Hauptgrund, weshalb in den Streifen der Betheiligten die Be» 
feitigung des bisherigen Hypothekenweſens verlangt wird. Das 
Pandredyt und die Hypothekenordnung, wie fie in Oftfriesland 
gelten, gewähren aber Feine Möglichkeit einer Hypo— 
thefenbeftellung vor vollendetem Sppothbefenbude; 
und wenn auch diefe Lücke für Dftfriesland bei der längſt 
durchgeführten Einrichtung des Hypothekenweſens nicht em— 
pfindlid, iſt, To bedarf e8 dody für das Jadegebiet bis jur 
Fertigſtellung der neuen Grundbücher eines Uebergaugsgeſetzes, 
und das unabweisliche Bedürfniß drängt alſo auf den Weg 
der Spezialgeſetzgebung. 


Nach einer zweiten Richtung hin ergiebt fi) bie gleiche 
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Nothwendigkeit —— Beſtimmungen. Die Grundbud) 
ordnung vom 5. Mai 1872 giebt feine ausreihenden Vor- 
Schriften über das Verfahren bei Unlegung neuer Grundbücher 
für einen Bezirk, in welchem jebt das landrechtliche Immo— 
biliar und Hypothekenrecht — werden ſoll. Die 
88. 133 bis 140 reichen für ein ſolches nen erworbenes Rechts: 
gebiet nicht aus. Sie follen ($. 133) nur fubfidiär nach den 
in den einzelnen Drovinzen ergangenen befonderen geſetzlichen 
Vorſchriften zur Anwendung gelangen, und fegen als joldye 
namentlich die früher ergangenen Sppothefenpatente 
voraus, durch welche alle Mealintereffenten innerhalb längit 
verfloffener Vräklufivfriften zur Anmeldung ibrer Unfprü 
aufgefordert worden waren. Wo folche ältere —* exiftiren, 
kann auch von einem nochmaligen Aufgebote der Berechtigten 
Abſtand genommen werden (N. 136). Wo es aber baran 
fehlt, ift die Gewährung eines befonderen Präflufionsverfahrens 
als Grundlage für die neuen Bücher unentbehrlich, wie es für 
Neuvorpommern —— das Geſetz vom 21. März 1868 ge- 
ſchaffen it, und bei der Einführung der Grundbuchorbnung 
in die — Hannover für einzelne —— zu ſchaffen 
fein wird, Für Oſtfriesland hat man ein ſolches Verfahren 
allerdings nicht in Ausficht genommen, Für die wenigen fälle 
fehlender Sppotbefenbüder glaubt man mit ben bisherigen 
Beitimmungen, d. h. namentlid, des Gefekes vom 29. Oktober 
1848 (Hannov. Gef.-Samml. III. S. 61) ausfommen zu fönnen. 
Das Jadegebiet aber fann auf diefe Beltimmungen füglich 
nicht verwiefen werden. Denn in dem Gefehe von 1848 ban- 
delt es ſich um die Ausfüllung einzelner Yücen bei fonft durch 
geführter Hypothelenbuch Einrichtung , und das Aushülfemittel 
iſt ein Ediktalverfahren, welches nur auf Antrag eines Vethei- 
ligten eingeleitet wird und in Beziehung auf die einzelnen 
Grundſtücke mit vichterlich gefegten Friſten, Diligenzeid, Prä- 
kluſiv · Erkenntniß u. f. w. verläuft. Im Tabegebiet aber muß 
die ganze Hypothekeneinrichtung erſt gefhaffen werden, und es 
bedarf Deshalb einer ——— Initiative von Seiterf der 
Geſetzgebung und geſetzlich fejtgefegter Präflufivfriften für alle 
‚Realberechtigten F Einzelverfahren bei den einzelnen buch 
pflichtigen Grunditüden, 


. Die bisher dargelegten Gründe für die Nothwendigkeit 
eines befonderen — hand — das Bedürfniß eines 
befonberen Verfahrens zur Anlegung der Grundbücder und be 
fonderer Uebergangsbeftimmungen bis zur Vollendung ber 
Es — weiſen zugleich auf den Hauptinhalt des Entwurfes 
elbſt bin. 


Für die außerdem aufgenommenen Beltimmungen werben 
erläuternde Bemerkungen zu den einzelnen Daragrapben genügen. 
Im Allgemeinen wäre etwa nur no * aufmerkſam zu 
machen, daß der Entwurf lediglich auf Grundſtücke be— 
zieht. Zur Aufnahme der ſelbſtſtaͤndigen Gerechtigkeiten 

in das Grundbuch des Jadegebiets liegt fein Bedürfniß vor. 
Der $. 68 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 hät auch für deſſen 
urfprünglichen Geltungsbereich nur den einmal beftchenden Zu- 
ſtand beibehalten wiffen wollen (vergl. auch die Motive zu dem 
Gefege S. 62). Auf die Hypotheken an Seefdhiffen und 
- anderen ihnen gleichftehenden Schiffägefäßen aber beziehen fs 
die Gefeße vom 5. Mai 1872 überhaupt nicht, und es wer 
alfo bier für das Jadegebiet lediglich die in Oftfriesland gel- 
tenden Normen maßgebend werden, 


Zu den einzelnen Daragraphen des Entwurfs ift olgen- 
de8 zu bemerken: 


Zu 8 1. Die ausgefchloffenen $%. 49 und 73 ber 
Grundbuchordnung haben nur für folde Rechtägebiete Bebeu- 
tung, in denen fhon vor der Einführung der neuen Geſetze 
die Yintroguns des Eigenthums oder der in bie zweite Mb- 
theilung gebörigen — Rechte möglich und von redt- 
lichem Einfluß war. Fuͤr das Jadegebiet bat eine folche Mög- 
lichteit überhaupt nicht beftanden. Das Grundbuchwefen wir 
in Folge des Be rügen Geſetzes in umfaflender Meife für 
alle Privatgrundftäde obne Ausnahme von Amts wegen ge 
regelt werden, und durd den 6. 26 ift die nöthige Fürforge 
gekroffen „daß erft mit Rertigftellung ber einzelnen Grundbuch 

lätter ber Erwerb der Rechte daran nach den neuen Beftim- 
mungen beurtbeilt werden kann. 


Der Grund, weshalb die 88. 133 bis 140 der Grund» 
buchordnung durch felbitftändige Beftimmungen ($$. 8 bis 25) 
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des Entwurf erfegt werden müffen, ift ſchon oben dargelegt 
worden, 


Die 6. 2 und 3 bezweden bie Wermittelung der neu 
einzuführenden Geſetze mit der zur Zeit in Ojtfriedland gelten- 
den Gefesgebung, welche vom 1. Januar 1873 ab auf das 

abegebiet ausgedehnt werden foll. Die Spezialbeftimmung 
ber Arreftverfahren ift erforderlich, um den progeffuali- 
*7* Weg zur Erlangung der Eintragung einer Vormerkung 
eft zu regeln, die Beſtimmung über das Ediktalverfahren aber, 
weil die Vorfchriften der Grundbuchordnung einzelne Fälle 
—— für welche die bürgerliche Prozeßordnung kein be— 
ſonderes — vorgeſchrieben bat. Der letzte Abſatz end- 
lich beruht auf einem, von dem Hannoverſchen Provinzial- 
landtage zu dem Einführungegefege für Hannover beantragten 
Zuſatze, durch den ein fonft möglidier Iweifel für die Grund- 
buchbeamten in — mit dem ſchon jetzt in Han⸗ 
nover geltenden Rechte (F59, 32 und 76 des Hannoverſchen 
Gefeßes vom 14. Dezember 1364, Geſetz · Samml. I S. 555) 
ausgeſchloſſen wird, 


Der. 4 wendet die GG. 20 bis 24 der Grundbuch. 
ordnung in ber ber Sannoverfchen ———— ent. 
ſprethenden Weife an und befeitigt zugleich den etwaigen Sei. 
fel, ob das Amtsgericht oder das Obergericht unter dem Ge, 
tichte der belegenen Sache zu verſtehen jei. 


Zu 5. Da die Konfurdordnung vom 8. Mai 1855, 
auf welche der $. 11 der Grundbudordnung in Betreff der 
gemeinen Laſten verweilt, im Jadegebiet nicht zur Geltung 
gelangt, fo bedarf «8 einer ausdrüdlichen Aufzählung, um die 
zweite Abtheilung des Grundbuchs von überfläffigen Eintra- 
gungen frei zu —2 


Zu F. 6. Die Gültigkeit der gemeinrechtlichen Privat- 
teſtamente wird r nad Maßgabe des in Oftfricsland gel- 
tenden. und * vom 1. Januar 1873 ab auch in das 

abegebiet eingeführten Patentes vom 9. Erptember 1814 
Gefeh-Samml. ©. 89) nur noch eine vorübergehende fein. 
Für die in Gültigkeit bleibenden, alſo namentlicdy die bis zum 
. Januar 1874 publijirten aber bedarf es zur —— 
des Grundbuchs, welche mit Eintragungen aus Privaturkunden 
unvertraäglich iſt, Beſtimmungen, wie der im 6. 6 getroffenen, 
die übrigens im gleicher Weife auch in den —— —— 
für Hannover und andere gemeinrechtliche vandestheile Platz 
gefunden haben. Privatrechtliche Erbverträge ſcheinen im Jade⸗ 
gebiete thatſächlich außer Gebrauch gekommen zu fein; doc 
wird ihre rechtliche Guͤltigkeit namentlich aus $. 25 der Han— 
noverſchen Verordnung wegen der Gerechtſame der Eheleute 
vom 20. Mai 1806 gefolgert und bedurfte es deshalb auch 
ihrer Erwähnung im Geſehe. 


Su $.7. Die Verjährung der Zinsklage muß befonders 
ausgeſprochen werden, weil im $. 3 Wr. 5. des . von 
22. September 1850 (Hannov. Geſetz Samml. 1. ©. 187) 
bei rüdjtändigen Sypotbetenzinfen bie kürzere Verjährung 
nicht —— iſt, während fie bie Rückſtände an Mietb- und 
Pachtgeldern, Renten und anderen periodiſch wiederkehrenden 
Leiftungen troß ber Eintragung des Hauptrechtes ergreift. 
Zur Herbeiführung der Uebereinitimmung mit der Vorſchrift 
des altländifchen Geſetzes vom 31. März 1838 und bes Han- 
noverfchen Geſetzes vom 14. Dezember 1564 (Sannov. Gefeh- 
Samml. 1. ©. 555 $. 23), die beide in Oftfriesland nicht 
gelten, bedarf e8 alfo der Beſtimmung bed Textes. 

Die 88. 8 bis 25 regeln Die —* des Grundbuchs 
im Weſentlichen im Anſchluß an das Gefeh, betreffend Die 
Einführung von Grund» und Hypothekenbüchern für Neuvor- 
pommern vom 21. März 1868 (Gefeg- Samml. ©. 293). 

Es bedarf daher befonberer Erläuterungen nur für bie 
foeziell für das Jadegebiet zu regelnden Punkte. 


Zu $. 10 Nr. 4 und $. 11. Unter dem Namen von 


‚Ingroffationsegtraften werben von den Oldenburgifchen Sypı+ 
u ki 


tbefenämtern Ueberfichten über alle Schuldpoften ertheilt, we 
zur Zeit der Ertbeilung auf dem Folium eines Schuldner 
noch ungetilgt ftehen. 

Qu einer regelmäßigen und —— Grundlage für d 
Bildung der neuen Grundftädäfolien können dieſe Extrakt 
nicht dienen, Denn die Grundftüde, welche für eine Shpothet 


2 


u 


u Ei 


haften follen, werden nur bei ben feltener vortommenden 
Spezialhypotheken im Buche namhaft gemacht. Dit Regel bilden 
die Beneral- Supothefen, bei benen eher nicht einmal ein Gü- 
terbefig des Schuldners in dem Bezirke, in deſſen Sppothefen- 
bücher die Eintragung nachgeſucht, nachgewieſen zu werden 
braucht. Die Einfiht ber Ingroffationsertrafte fann alfo nur 
als ein Hülfsmittel betradytet werben, deſſen Gebraudy dem 
Ermeffen des Grunbbucrichters überlaffen und nur für ben 
Bedarfsfall gefichert werben muß. Uebrigens hat id bie 
—— Regierung bereit erllaärt, bie Eytrafte auf 
Verlangen bes bieffeitigen Grundbuchamts auch direkt verab- 
folgen zu laffen. 


Die beiden letzten Abſätze des $. 10 beruhen auf Anträgen 
des Hannoverfchen Provinziallandtags, deren Durchführen 
1 im Intereſſe ber Berechtigten mie des Geſchäftsganges b 


Anlegung der neuen Bücher empfichlt. 

ug. 12 Abſ. 1. Ein großer Theil des jegigen Privat 
rundbefiged, namentlich im Bereich des zukünftigen —— 
Weichbi des, beruht auf Ankauf vom Fiskus. Nach der erften 
Erwerbung im Jahre 1853 war faft das ganze neu erworbene 
Gebiet, fomweit e8 nicht diveft von dem Dldenburgifchen auf 
den Vreußifchen Fiskus Übertragen werden fonnte, durch frei 
bändigen Erwerb in ben Befit; des letzteren übergegangen. 
In fpäteren Jahren it dann ber Theil diefes Areals, welcher 
für die öffentlichen Zwecke entbehrlich war, durch Varzellen- 
verkauf in Privatbefig zurücdgetehrt. Wenn beöhalb im An- 
fhluß an einen, nur ausnahmsweiſe —— Rechtsſatz 
des gemeinen Rechts ausgeſprochen wird, daß der Erwerb vom 
isfus den Erwerber unbedingt als Eigenthümer ſchützen ſolle, 
o wird die Regulirung der Eigenthumsfrage für das Grund- 
buch wefentlich vereinfacht fein. — Das Konvofations- und 
Aufgebotsverfahren zur Sicherung des Käufers bei anderen 
eihänbigen Kaufgefchäften beruht auf dem 6. 111 der DI- 
nburgiichen Sppothefenordnung von 1814; es ift davon bis 
in die neuefte Seit nach ben Geichäftsüberfichten bes Amtes 
Jever nicht felten Gebrauch gemacht worden und wird deshalb 
leichfalls zur Vereinfahung des Befiptitelberichtigungsver- 
—* beitragen. 


Die im letzten Abſatz des Paragraphen ausgeſprochene 
Gleichſtellung der Oldenburgiſchen mit den Preußiſchen Uxfun- 
den iſt nothwendig, weil die bisherige Verwaltung fait aus- 
ſchließlich won Oldenburgifchen Behörden ng worden i 
umd eine Preußiſche Gemeindebehörbe, um deren Befitzeugniife 
e8 ſich ja hauptſächlich handelt, zur Zeit noch nicht exiftirt. 


Zu 88. 13. und 18, Die früheren Hypothekenpatente 
fegen eine von vorn herein beitimmte Friſt als Ausſchlußfriſt 
für alle Nealprätendenten. Für das Jadegebiet würbe ein 
Gleiches nur dann geratben fein, wenn ber Zeitpunkt zu be» 
flimmen wäre, bis zu welchem bie Grunbjteuervorarbeiten den 
entſcheidenden Punkt, d. 5. die Aufftellung des Flurbuchs, er- 
reicht haben werden. 


Iſt nun auch der aldbaldige Anfang ber Arbeiten in be 
fimmte Musficht zu nehmen, ſo empfiehlt es fich dech, den 
Anfang der Praͤkluſivfriſt erft nach Feſtſtellung jenes Zeitpunktes 
feitzufeßen. Wird diefer ;reftfegung durch Aufnahme in die 
Geſetgebung und durch demnächſtige mehrmalige Dublifation 
der enticheidenden Gejeesbeftimmungen über bie Prätluſivfriſt 
die nötbige Verbreitung gegeben, fo kann bie Friſt ſelbſt bei 
der Stleinheit bes Bezirls und ber Ueberfichtlichkeit der Befik- 
verhältniffe füglich auf ſechs Monate eingefchränkt werben. 
Der Hannoverſche Provinziallandtag hatte die erforderliche 
Füſtbeſtimmung fogar für die ganze Provinz Sannover für 
ausreichend erklärt. 


Zug. 14. Durd den Daragrapben ift die Anmeldung 
der bloßen Hypotheken titel nicht ausgeſchloſſen. Nur unter 
liegen diefelben einer gang anderen Beurtheilung ($. u weil 
nad) der Oldenburgiſchen Supotbefengefeggebung die Entitehung 
der Hypothel unbedingt an die wirkliche Eintragung — 
. Uebrigens find unter den der Eintragung bebürfenden 
Nealtedhten auch ſolche Nechte zu verftchen, bei denen, "wie 

‚48. bei Pacht oder Rießbrauch, die Eintragun gewi e Vor- 
ſichert, ohne für den Erwerb des Rechtes " ft eſſentiell 
ein, 














Der $. 15 wendet die Vorichriften der $$. 23, 24 und 26 








Hppothefen an, denen e8 mad) der mehrerwähnten Einridytung 
der bisherigen Hypothekenbücher entweder in Betreff dev Grund- 
ftüdsbezeihnung (Generalhypothel) oder der Angabe ber Haf- 
tungsfumme ( ppotbefen in unbeftimmter Höhe und Eigen- 
thumsvorbehalte) vielfach an ber durch das neue Geſetz * 
derten Spezialität fehlen wird. Hierin liegt zugleich der Grund, 
weshalb die Eintragung in bie früheren a von 
ber befonderen Anmeldung nicht entbinden fann ($. 16). 


Su 8. 17. Der 'hier feſtgeſetzte Nechtänachtbeil ift im 
gleicher Weife in das —— für Hannover, Schles · 
wig · Holſtein, Hohenzollern u Bezirk des Juſtizſenats 
zu Ehrenbreitſtein aufgenommen. Die folgen der unterlaffenen 
techtzeitigen Anmeldung find im Wefentlichen übereinftimmend 
mit dem Gefege vom 21. März 1568 für Neuvorpeommern 
($8. 148 ff.) und gehen nur fcheinbar in dem einen Punkte 
über dies letztere hinaus, daß der Verluft der Vorrechte bier 
($. 150 Nr. 3) nur gegenüber den eingetragenen Realbe- 
rechtigten angedroht wird, während der Entwurf die recht 
ggitie angemeldeten Realanſprüche vorgeben laffen will. 
ie letztere Beitimmung brüdt er bie Folge der Friſt 
verfänmmiß prägifer aus, fchlieht ſich übrigens ihrem mate- 
riellen Inhalte nad) an die ältere Beſtimmung bes $. 25 ber 
Verordnung über die Einrichtung des Hypothekenweſens in 
em Sachſen vom 16. Juni 1820 (Gefet- Samml. 
; an. 


Su $. 20. Nah $. 52 der Olbenburgifchen Hypotheken ⸗ 
ordnung von 1814 richtet fid) das Vorrecht unter den einge- 
tragenen Hypotheken in der Regel nad) der Orbnung und 
Zeitfolge der Ingroffation. Smilchen ihnen ift alfo eine Kolli- 
fion faum vorauszuſetzen. Möglich aber wird folde Kollifion 
zwifchen den Hypotheken und foldyen in bie zweite Abtbeilung 
gehörigen Rechten, welche nach Oldenbur, lem Nechte der 
Eintragung nicht beburften oder gar nicht fähig waren. Hier 
muß aljo ein bei beiden zutreffendes Merkmal entfcheiden, als 
welches nur das Alter der Entftehung — als dinglicyes Recht — 
gewählt werben kann. 


Zu 8. 21. In Artikel 86 des Oldenburgifchen Entichä- 
bigungsgrietee vom 14. Oftober 1849 (Gefegblatt ©. 313) 
und im Artikel 37 bes Ablöjungsgeleged vom 11. Februar 
1851 (Gefepblatt S. 557) ift den Entſchädigungskapitalien, 
wenn fie innerhalb vier Wochen nach der Errichtung oder Be- 
ftätigung ber Entſchädigungs oder Ablöfungsurkunde eo 
tragen werden, ein Borredit vor allen älteren Hypotheken 
eingeräumt. Died wird für die im 6. 20 vorgefebene Kon- 
furvenz bei der erſten Anlegung bed Grundbuchs feine Wirkung 
äußern. — für alle Fünftigen Fälle (wo alfo die Rezeſſe beim 
Eintritt des neuen Gefeges noch nicht gefhloffen waren) kann 
ein folches Vorzugsrecht — namentlich ohne Eintragung ber 
eintragun —— Laſten ſelbſt — nicht mehr anerkannt 
werden. Die Ablöfungsfapitalien können nur an die Stelle 
der abgelöften Laften felbft treten und müſſen fid, insofern 
diefe nad) dem neueren Mechte der Eintragung unterliegen, 
mit ber Stelle begnügen, wo jene Yaften eingetragen find. 


Au 88. 22 bis 24, Befondere Vorfchriften über das 
erfahren des Grundbuchamts zur fetitellung dev angemel- 
deten Anſprüche und Klarftelung etwaiger Widerfprüce unter 


‚den Betheiligten brauchen durch dad Geſetz nicht gegeben zu 


werben. Die Neuheit des meiften Grundbeſitzes wird die Ner 
elung überhaupt fehr erleichtern. Die materiellrechtlichen 
Beftimmungen aber bieten dem Grundbuchridhter in jedem Falle 
ben nöthigen Anhalt zur Stellung von Verwarnungen, wenn 
es deren bei ber Vorladung ber nterefienten bedürfen follte 


Au 8 26. Durch die Vorfchrift dieſes Paragraphen iſt 
zugleid) ausgefproden, daß, abgefchen von dem Menfall des 
DOldenburgifchen Supotbefenbuchs, der Erwerb aller Rechte an 
Immobilien bis zur sertigftellung des Grundbuchblattes je 
nad) dem Wlter der Ermwerbung entmeber nad) Dem Dlden- 
burgifchen oder nach dem feit dem 1. Januar 1873 geltenden 
neuen -Mechte zu beurtheilen it. Daß unter dem »bisber gel- 
tenden Rechte« im 8. 5 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 im 
Jadegebiet für die Zeit feit dem 1. Januar 1873 das neuein- 
aeführte Recht zu veritehen ift, wird kaum einer befonderen 
Hervorhebung bedürfen. 
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Zu 88. 27 und 28. Auf die Nothwendigkeit eines In- 
terimiftitums im Intereſſe des Realkreditbebürfniffes ift fchon 
oben bingewiefen. Das in den Entwurf aufgenommene Ne 
foqnitionsverfahren fehließt fidh der Verordnung vom 16. Juni 
1820° (Geſetz-Samml. S. 106) und der Deflaration vom 
28. Juli 1838 (Gefeg-Samml. ©. 428) an, und bedurfte 
— neben $. 140 der Grundbuchordnung — nur deshalb einer 
befonderen Aufnahme in das Gefek, um ſogleich das Verhält- 
niß der neu entitehenden Hypothekentitel zu den bereit vor | 
dem Eintritt des gegemvärtigen Gefehes entjtandenen umd zu | 
den von der Dräflufion betroffenen wirklichen Hypotheken 
— mie nicht anders möglich, auf dem Fuße der Gleichitellung | 
nach dem Alter der Anmeldung — zu requliren. Es mird | 
faum der Erwähnung bedürfen, daß die rechtzeitig angemelde- 
ten Hypotheken vor. Fertigitellung des Grundbuchblattes ihre 
Befriedigung aus dem Grunditiide prioritätifch vor den n- 
terimshypotheken zu beanfpruchen baben. —— ſind die 
geſetzlichen Titel zur Hypothek nach Oldenburgiſchem Rechte 
nicht zahlreich und der Hauptſache nach in 66. 12 bis 16 der 
Hypothekenordnung zuſammengeſtellt. 

| 
| 
| 


Zu 8. 29 und dem Tarif. Don den »zufäglicen Be- 
ftimmungen« ift der $. 12 wegen ber Aufnahme eines befon- 
deren Nekognitionsverfabrens für zweckmäßig erachtet worden, 
und ftimmt inhaltlich mit der Praxis im urfprünglichen Gebiet 
der Grundbuchordnung überein (vergl. Auf. 6 zu G. 6 des 
Tarifs in der nftruftion zu lepterem vom 3, Juli 1872). 


Wegen der $$. 13 bis 17, die mit dem für Hannover be 
ftimmten Tarif $$. 12 bis 16 übereinftimmen, wird auf ben 
in der Anlage beigefügten Auszug aus ben Motiven zu leh- 
kerem berwielen. 


| 

| 

N 

uns B 
| 

| 

u 8. 30. Die Vorſchrift des $. 23 der Hannoverſchen 
Notariatdorbnumg vom 18, September 1855, wonach die No- 
tare den Steuerbehörben Abfchrift der von ihnen aufgenom- 
menen, auf Aenderungen im Grundbefig bezüglichen Kontrafte 


einzureichen haben, verliert durch die neuere Einrichtung deb 
Grundbuchweſens ihre Bebeutung. 





Auszug 


aus ben 


Motiven zum Koftentarif für die Bearbeitung der 
Erundbuchfachen in der Provin; Hannoper. 


den 66. 13 bis 17. ber zufählichen Beftimmungen zu dem 
nn ss Tarif für das —— — 


Während der der Grundbuchordnung beigefügte Tarif 
lediglich darauf berechnet iſt, die entſprechenden Stellen bes | 
Sofia vom 10, Mai 1851 zu * dergeſtalt, daß 
dieſelben mit dem ſonſtigen Inhalte des zuletzt gedachten Tarifs 
und den Vorſchriften des Geſetzes vom 10. Mai 1851 genau 
in biefelbe Verbindung treten, in welcher fich bisher die unter 
III. Abſchnitt 2 jenes Tarifs enthaltenen Anordnungen befan- 
den, waren in Ar auf die Vrovinz Hannover die in Be | 
tracht zu ziebenden Beltimmungen aus ber Vorbemerkung 11. | 
und 6. 67 bes Tarifö vom 10. Mai 1851 und aus Artikel 15 | 
des Gefehes vom 9. Mai 1854 befonders aufzunehmen, im 
Uebrigen aber war davon auszugeben, daß in Anſehung ber 
bei der Anwendung des Tarif in Betracht kommenden Ktoften- | 
freiheiten, Armentechte u. ſ. w. lediglich bie dort geltenden 





ſchied bes Objetts auf 2 Sgr. 6 


Vorfchriften zur Anwendung kommen. Es beburfte demnach 
nur noch befonderer Anordnung in Bezug auf die Entrichtung 
ber Etempelabgaben und ber Nebenkoften, wie foldye in $$. 12 
bis 16 enthalten find. 


Die Aftuare bei den Amtsgerichten Dr egen gewiſſe 
Verpflichtungen auf den Bezug von Schreibgebühren angemwie 
fen und bie Gerichtsvögte für den äußern Dienft auf die Be 
haͤndigungb · und Zuftellungsgebühren. Hierin eine Aenderung 
eintreten zu kaffen, wird * Zeit nicht beabſichtigt. Gleich⸗ 
wohl fann man die Schreib und Behändigungsgebühren nicht 
aus dem Pauſchquantum entnehmen, weil die erfteren das 
letztere bisweilen —— Bedenklich erſcheint es ferner, 
eine Anordnung nach Analogie des 8. 21 ber Verordnung über 
die Koften in Straffadhen vom 30. Auguſt 1867 zu treffen, 
einmal, weil man alsdann die geringeren Objekte höher, als in 
ben alten Landen mit Koften belaften und damit das Argument 
vernichten würde, welches für die Erhebung gleicher Pauſchſätze 
bei den höheren Objekten geltend gemacht werden fan, ſodann 
aber, weil die Abrechnung mit ben Emolumentenberechtigten zu 
nicht unerheblichen Weitläufigkeiten führt, welche bei ben 
Grundbuchkoften viel mehr in da8 Gewicht fallen, ala bei den 
Koften in Straffachen, welde in ber Regel —* Armuth 
bes Verurtheilten von vorn herein außer Anſah bleiben. 


Unter bdiefen Umftänden wird fich die in ben Entwurf 
aufgenommene Anordnung empfehlen, wonad) die Echreib- und 
Behändigungsgebühren aus der —— gezahlt werden 
—— Rüdfiht darauf, ob dad Pauſchquantum eingebt 
oder nicht. 


Die Zahl der nicht zahlbaren Sachen ift bei dem Grund. 
buchwefen eine fo außerordentlich geringe, daß bie hierdurch 
für bie Emolumentenberechtigten eintretende Ma 
kaum in das Gewicht fällt; jedenfall8 wird diefelbe den Ausfa 
nicht beden, welcher in Folge der ftattfindenden Gefhäftsver- 
einfahung an ber Emolumenteneinnahme ſich ergiebt, felbft 
wenn man in Betracht zieht, daß fid) aud) Die Gegenleiftungen 
vermindern werben. 


Die Höhe der den Aktuaren zu vergütenden Echreibge- 
—— iſt nach Anleitung der Beſtimmungen feſtgeſtellt worden, 
welche in der Haunoverſchen Gebührentage vom 13. Dezember 
1834 (Hanmoverfche Gefeh - Samml. I. Seite 349) unter 
Nr. 156 enthalten find. Die Altuare bei den Amtsgerichten 
in Oftfriesland haben die fo beitimmten Gebühren in gleicher 
Höbe bisher allerdings nur für die Ausfertigungen und Nein- 
en bezogen, während fie ſich bei der Fertigung von Ab- 
chriften mit ben N Vergütungen begnügen mußten, 
welche in Abſchnitt I. Nr. 31 b. bis e. in ber Taxe vom 
23. Auguft 1815 beftimmt mworben find, Diefe nur auf einen 

eringen Theil der Provinz Sannover Bezug habende Ein- 
A eränkung feftzubalten, empfahl fih um fo weniger, als bie 
Schreiblöhne ſich egenwärtig viel höher als früher jtellen, auch 
würde bie Unterfdebun von fehr * er praktiſcher Bedeu⸗ 
tung fein, da in F. 7 Nu 2 bes Tarifs darauf Bedacht ge- 
nommen worben ift, daß die Grundbuchämter nicht häufig in 
die Page kommen, Abjchriften fertigen laffen zn müffen. 


Bei den Behändigungs- und Zuftelungsgebühren ift die 
gemäß Nr. 30 Abfchnitt I. der Tare vom 23. Auguſt 1815 
nad) der Entfernung und der Meilenzahl, ſowie nach der Zahl 
ber Auftellungen mit 3% Sgr. für die Meile zu berechnende 
Gebühr in Wegfall gebracht und durch eine einfache Zuſatzge · 
bühr von 1 Sar. 4. t, diefe Gebühr dafür aber ohne Unter- 
f. erhöht. Dabei ift er- 
wogen, daß die Beförderung der Zuftellungen durch die Poſt 
der Staatslaffe 4 Sar. 6 Pf. Eofter, nämlidy Porto für den 
Brief über 1 Loth 2 Sgr., 1 Sgr. NRüdporto für den Be- 
händiqungsfchein, % Sur. Landbriefträgergeld und 1 Egr. n- 
finuationsgebühr. Ein Mehrere fann man aud) ben Gerichts- 
vögten nicht vergüten. Nach Nr. 163 der Taxe vom 13. Dezem- 
ber 1834 beziehen bdiefelben gegenwärtig 5 Sgr. Für Be 
förderung der Zuftelluugen Aus Moft war feine Gebühr zu be- 
ftimmen, weil diefe Verrihtung von den für den inneren 
Dienft beſtimmten, fixirten Gerichtsvögten wahrgenommen 
werden fann. 








N 23. 
Berlin, den 1. Dezember 1872. 


Em. Erlaucht beehre ich mid), in der Anlage eine »Lcber- 
fit über die Verwaltung ber fisfalifchen Bergmwerke, Hütten 
und Galinen im Preußiſchen Staate im Jahre 1871« mit bem 

anz ergebenften Erfuchen zu überjenden, foldye gefälligft zur 
enntniß des Hohen Haufes bringen zu wollen. 


Graf von Itzenplitz. 


An 
ben Dräfibenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht, 
hier. 


MM 24. 
Berlin, ben 13. Dezember 1872, 


Das Haus der Abgeorbneten Kat im feiner heutigen 
Sitzung beicloffen, dem von der Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchſten —— vom 16. Oftober cr. 
ben beiden Häufern des Landtags vorgelegten Entwurfe eines 
Geſetzes, 
betreffend bie Abſtandnahme von ber durch das Geſetz 
vom 25. März 1872 angeordneten —— einer 
Eifenbahn von Eſchhofen nad) Camberg für Staatd- 
Rechnung, 

unverändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Em. Erlaucht beehre ich hiervon, unter Beifügun 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, m 
ben Anheimftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu madıen. 


Der Präfibent des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 
An 
den Präfibenten bes Herrenhauſes, 


Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Geſetz⸗Entwurf, 
betreffend 


die Abſtandnahme von der durch das Geſeßz vom 
25. Mär; 1872 angeordneten Ausführung einer Eifen- 
bahn von Efchhofen nach Camberg für Staatsrechnung. 





Mir Wilhelm, von Gotte® Gnaben König von 


Dreußen ıc. 
verorbnnen mit Zuftimmung beider Säufer des Landtags, was 
folgt: 
® Einziger Paragraph. 


Mon ber durch bas Belet vom 25. März 1872, betreffend 
die Erweiterung des Staats-Eifenbahnnekes x. (Gef.-Sammil. 
pro 1872 ©. 288), angeordneten Ausführung einer Eifenbahn 
von Efchhofen nad Camberg für Staatsrehinung wird Ab 
fand genommen und der nad) $. 2 des Geſehzes durch Der- 


Kal. 3. d. Berhandl. d. Herrenhauſch. 


„Sürupät E32, 24, 25 unb 26. 


von Schuldverfchreibungen aufzubringende Geldbebarf 


äußerun 
etrag von 24,050,000 Thlrn. 


von 25 300,000 Thlen. auf ben 
herabgeſetzt. 
Urkundlich ꝛc. 





Beglaubigt: 
Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. 8.) von Forckenbeck. 





MM 2. 


Auf die nächte Tagesordnung wird gefeßt werben: 


Schlußberatbung über ben Gefeßentwurf in Nr. 24 ber 
Drudfaden, 


betreffend die Abſtandnahme von ber durch das Gefeh 
vom 25. März 1872 angeordneten Ausführung einer 
—— von Eſchhofen nach Camberg für Staats 
rechnung. 


Referent: Herr von Rabe. 
Antrag bed Referenten: 
bas Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vorangeführten Gefeßentwurf in Nr. 24 
ber Drudfachen unverändert bie verfaffungs- 


mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 





MM 2%. 
Aus ber 
Tagesordnung 
für bie . 
8. Plenarfipung des Herrenhaufes. 





1) Mündlicher and: ber IX. Kommiffion über den 
Befegentwinf in Nr. 16 ber Druckſachen, betreffend ben 
Rechtszuftand bes Jadegebiets. 


Berichterftatter: Herr Dr. Elwanger. 
Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


bem bezeichneten Gefehentwurf unter nach ⸗ 
folgenden Abänderungen bie verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen: 
a) im N 1 und fpäter im $. 5 ir 1 und 
2, im 6. 10 Abſatz 2, im 6. 11 unb im 
‚12a jap] an Stelle ber Worte »erften 
"CH 1873« zu feßen: erften April 
1 


b) ben $. 2 Abſatz 2 wie nachſtehend zu 
faffen: 


Zugleich wird in dem durch ben Ber- 

— vom 16. Februar 1864 erworbenen 

Gebietötheile bie Preußiſche Staats— 
15 


114 


verfaffung in Kraft gefegt und 
allen benitnigen Geſetzen, Ber 
ordnungen und Berwaltungsvorfchriften, 
welche ſeit dem 23. Februar 1854 für 
ben durch den Vertrag vom 20, Juli 
1853 erworbenen Gebietstheil ergangen 
ind, Geltun gegeben, infoweit Die 
elben in dieſem legteren Gebietstheile 
elbft nad; Maßgabe bed — — 

Geſetzes noch Geltung behalten. 
ec) im $. 4 den Schlußſatz: »Eine Veränderung 
in der Zahl der in den beiden betheiligten 
MWahlbezirken zu Pag ii Abgeordneten 
—— nicht Herbeigeführte — zu 
en; 


d) im $. 7 bie Nr. 2 zu ftreichen. 





MM 27. 


Berlin, ben 16. Dezember 1872, 


Das Haus der Abgeordneten bat in feiner heutigen 
Sihzung beſchloſſen, dem von ber Koͤniglichen Staatsregierung 
auf Grund ber Aberhöchſten Ermächtigung vom 22, v. M 
ben beiben Häufern des Landtages vorgelegten Entwurf eines 


Gefehes, . 
betreffend bie Aufhebung des Jagdrechts auf frembem 
Grund und Boden in den vormals Kurfürſtlich Hef- 
ff en und eg Sr Heſſiſchen Panbestheilen und 
n der Provinz Schleswig-Holftein, 
unverändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
Em. Erlaucht‘beehre ich mich hiervon, unter ii huge. 
einer beglaubigten voor m bes gedachten Entwurfs, mi 
bem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
j von Fordenbed, 


An 
ben Präfidenten bes Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobde, 
Erlaudt 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
die Aufhebung des Iagdredyts auf fremdem Grund 
und Boden in den vormals Aurfürflich Heffifchen 
und Großherzoglich Heffifchen Landestheilen und 
in der Provimy Scleswig-Holftcin, 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Treußen ac. 
verorbnen mit Zuftimmung der beiden Häuſer des Landtags | 
der Monarchie, was folgt: | 





51: 

Die Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden ein 
ng der Jagdfolge, die Jagddienſte und Gegenleiftungen, 
oweit ſolche in den chemals Kurfürftlih Heſſiſchen und Grof- 
herzoglich Heſſiſchen Landestheilen und in der Provinz Schles- 
wig-Holftein noch beftehen, werden hiermit aufgehoben. 

Bei Grunditüden, welche in Erbpacht, Erbzins oder 
Erbfeite Hug ind, gebt, gleichviel ob ein Dritter oder 
ber Erbpädhter, der Exrbzinsherr, der Erbfeiteverleiher zur Aus- 


4 
— — — — — — — — — — —— — — — — —— — — —— —— nn nn em 
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Herrenhaus. Aktenſtück AR 27. 





übung der Jagd auf ihnen berechtigt war, die fernere Aus 
dbung berfelben auf ben Erbpächter, Erbzinsmann oder Erb- 
efter R 

Die beftehenden Jagdpachtverträge, foweit fie ein Tagd- 
recht auf frembem Grund und Boden betreffen, treten nr 
Fra 


bes Jagdrechts von Grumb und Boden 
fann ferner nicht mehr ftattfinden. 

$. 2. 
Die Aufhebung der Jagbfolge, der Jagbdienfte und Gegen- 
leiftungen —— —— —— r 3 
Fuͤr das. fiskaliſche Tagbrecht auf frembem Grund unb 
a wird ben Grundeigenthümern bie Entfchäbigung er- 
affen. 
Den zur Jagd auf fremdem Grund und Boben be 
rechtigten Gemeinden, Korporationen, Inftituten, Standesherren, 
Gutsbefigern und anderen Privaten wird aus der Staatskaſſe 
Entihädigung gewährt. 


Eine gr, 
als dinglidyes Ned) 


.3, 
Die vorgebachte Entfchädigung befteht in ben vormals 
Kurheſſiſchen und Großpergeglic dert hen Lanbestbeilen in 
bem Kapitalbetrage von adıt Silbergrofchen ſechs Pfennigen 
für jeden Seftar, in ber Provinz Schleswig-SHolftein aber in 
Kapitalbeträgen von zwei Silbergroſchen bis ein Ihaler zehn 
Silbergrofhen für den Hektar nad Maßgabe ber biefem Ge- 
fege beigefügten Nachweiſung. 
$. 4. 
Die Anſprüche auf Entfhädigung für ben — der 
aufgehobenen Jagdrechte müſſen bis zum 1. Januar 1874 bei 
ber Regierung, in deren Bezirk bie betreffenden Jagdreviere 
liegen, unter Bezeichnung der Tage und bes Flächeninhalts, 
oiwie des zur Amvenbung kommenden Entfhäbigungsjates 
hriftlic angemeldet werben. . 

Werden die Entihädigungsanfprüde binnen ber gefeblichen 
Fri Pe angemeldet, jo geben bie Berechtigten berfelben 
verluftig. 


- 
7 


.5. 
Die Koppel» und Mangjagdberechtigten theilen bie Ent- 
fhäbigung nad rg. der ihnen an.ber agb zuſtändig 
gewefenen Antheile. Die Berechtigun pie Gaben Jagd giebt 
nur, infoweit es 9 um Jagd in Waldungen handelt, An- 
ſpruch auf Antheil an der Entfhäbigung. Diefelbe fällt zur 
einen Hälfte an den zur hohen und zur anberen Hälfte an 
den zur niederen Jagd berechtigt Gewejenen. i 
$. 6. 
Die zum Schuhe ber auf ben Schleswigſchen Weftjee- 
infeln landesherrlich Fonzeffionirten —— zu treffenden 
BERN die Erneuerung ber beftehenden und die Ertbeilung 
neuer Konzeffionen bleiben ber Verordnung ber Bezirksregie⸗ 
rung borbehalten. 67 


In ber Provinz Schleswig -Holſtein treten zugleich mit 
biefem Gefepe die Vorfchriften bed Tagbpolizeigefehes vom 
7. März 1850 (Preuß. Gef.-Samml. S. 165) mit Ausſchluß 
ber 66. 18 und 26 in Kraft. 

m vormaligen Kurfürftentbum Seffen bleiben die Be 
ftimmungen des Geſetzes vom 7. September 1865 (Sammlung 
von Gefegen für Kurheſſen ©. 571), fomweit ſolche nicht mit 
bem —— Geſetze in Widerſpruch ſtehen, in Gültigkeit 
und En t namentlich beffen Worfcriften über bie Jagdaus- 
übung, ſowie über die Verpachtung der Jagdnutzung durch bie 
Gemeinden auch auf diejenigen Fälle Anwendung, in welden 
bie Aufhebung des Tagbrechts auf fremden Grund und Boden 


durch das gegenwärtige Geſetz eintritt. 


Ebenso bleiben in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Landestheilen die Beftimmungen ber Gefehe vom 26. Jul 
1848 (Regierungsblatt ©. 229) und vom 2. Augujt 1858 
(Regierungsblatt ©. 357), ſoweit foldye nicht mit dem gegen- 
wärtigen Gefehe in Widerſpruch ftehen, in Gültigkeit. 


i $. 8. 
Das gegenwärtige Gefeh tritt mit dem 1. März 1875 
in Kraft. 


Nachweifung 


ber 


in den einzelnen Gemarkungen der Provinz Scles- 
wig-Holftein für den Hektar zu entrichtenden Iagd- 


Entfehädigungs - Kapitalien, 








Kreis. 





Harbed- oder Kirchſpielvogtei - Bezirke, 
Kirchfpiele, Gemeinden, Güter oder 
Stadtfelbmarken. 





Tondern. 
Suſum. 


Ssaderöleben. 


» 


Stlaffe a. zu 2 Sgr. fKapitals- 
entfhäbigung pro Hektar. 


Gemeinde ge des Kirchſpiels 
re Hardesvogtei Haders- 


feben 1. 

Kirchſpiel Skrydſtrup ber Harbesvogtei 
— * — mit Ausſchluß * 
Gemeinden Uldall und Uldalllund. 

Gemeinden Oberjersbal, Abkjer und 
Arnitlund des Kirchſpiels MWittftebt 

a an — I. 
irchſpiel TJägerup ber Hardesvogte 
Saberdleben II, B 

Gemeinden Oxenwatt und Stursbüll 
bes Kirchſpiels Oxenwatt der Harbes- 

i Habersleben IL, 
— Karlslund ber Hardesvogtei 


ing. 
Gemeinden Fäbſtedt mit fräbftebtoft und 
Knorberg mit Beenberg bed FKirdh- 
piels Hygum ber Sarbeövogtei Röb- 


ing. 

Die RER tei Toftlund mit Aus- 
ſchluß der Gemeinde Baulund-Welle- 
rup, des Kirchſpiels — der 
Gemeinde Rooſt bed Kirchſpiels Ar- 
rild, ber Gemeinden Götterup und 
Tiislund des Kirchſpiels Tüslund, 
ber Gemeinde Toftlund bes Kicch- 
in Toftlund und bed Kirchſpiels 

ranberup. 

Die Gemeinden Endrupsfom mit Bjeld- 
bro und Ihifet der abeligen Güter 
Gramm und Nübel, 

Der ganze Kreis. 

Infel ellworm und Rorditrand und die 
Koege mit ben Außendeichslaͤndereien. 


Klaffe b. zu 4 Sgr. Kapitals. 
entfhädigung pro Hektar. 


Gemeinden Uldall und Uldalllund bes 
Kirchſpiels Skrydſtrup ber Harbes- 
vogtei Habersleben 1. 

Gemeinden Uſtrup, Weiböll und Höge- 
lund bes Kirchſpiels MWittftebt der 
Harbesvogtei Hadersleben 1. 

Kichfpiel Oxenwatt ber —— 
Sabersleben II. mit Ausſchluß der 
Gemeinden Oxenwatt unb Stursböll. 

Die Kirchſpiele Nuftrup und Sommer 
ftedt der Hardesvogtel Hadersleben II. 
mit Ausschluß der Gemeinde Som- 
merftebt. 

Das Kirchſpiel Branderup, die Ge 
meinde Baulund-Wellerup des Kird)- 
ſpiels Agerskow, bie Gemeinde Rooft 
des Kirchſpiels Mrrild, die Gemeinden 
Göttern und Tiislund des Kird- 

iels Tiislund und die Gemeinde 
ftlund des Kirchſpiels Toftlund 
der Hardesvogtei Toftlund. 


— — — — — —ñ— — — — 


Kreis. 





Hardes - oder Kirchſpielvogtei -Bezirke, 
Kirchſpiele, Gemeinden, Güter oder 
Stabtfeldmarken. 





Sadersleben. 


Apeurade. 
Flensburg. 


Sufum. 
Schleöwig. 


Edernförbe. 


Menböburg. 


—— 
egeberg. 
| 


| 


— 
Huſum. 


Eiderſtedt. 
Schleswig. 


Edernförde. 
Kiel. 


Die adeligen Güter Gramm und Nübel 
mit Ausfchluß der Gemeinden Enb- 
xupstow mit Gjeldbro und Thifet. 

Die Kirchfpiele Hellewadt und Eckwadt 
und bie Gemeinden Norberenleben, 
Lunderup und Myols des Kirchſpiels 
Ries der Harbesvogtei Apenrabe. 

Mdeliged Gut Ahretoft mit Paulskrug. 

Harbesvogtei Flensburg mit Ausſchluß 
ber Kirchſpiele Groß · ımd Klein-Solt. 

Die von ben Felbmarken der Harbed- 
vogtei Flensburg enflavirten adeligen 
Güter refp. deren Gemeinden. 

Harbesvogtei Brebtftedt, Flecken Bred⸗ 
ſtedt und adeliges Gut Mürebüll. 

Die Kropp- und Mengerborfer Harde 
ber Harbesvogtei — I. 

Die St. Micaelis-Landgemeinde ber 
Hardesvogtei Schleswig IL 

Die Gemeinden Norbye, Bodlund, 
Esprehm, Drofchlag, Ramaborf, Sorg- 
wohld, Groß und Klein-Bredenborf 
der Hardesvogtei Fleckebye. 

Die Gemeinden Krogaspe, Gnutz, Böcken, 
Brammer unb el ber Sticchfpiel- 
vogtei Nortorf. 

Die Gemeinden. Alten- und Rien-Ratt- 
beck ber Kirchſpielvogtei Rendsburg. 

Die Gemeinden Besborn Godelö, Grid» 
bohm, Holftenmiendorf, Vaale, Baaler- 
Landweg, Nütteln, Baaler- und Nüt- 
teler-Moor, Maden und Bohms- 

ne en 0 Duls “ —— 
orſt, Seefeld, Warringholz, Agethorſt, 
Nienbüttel, —e— und Bodel- 
rehm ber Kirchſpielvogtei Schenefelb. 

Gemeinden Lutzhorn, Heede und Pangeln. 

Gemeinden Haafenmoor mit Fuhlen⸗ 
rühe, Bimöblen und Weide der Kird)- 
fpielvogtei Bramitebt., " 

Gemeinden Hamdorf, Schaafhaus, Sar- 
tenholm, Tobesfelde mit Foßöhlen, 
Negernböthen mit Heibfathen, Bart 
mit Bodhorn, Fehrenbötel mit Schön- 
moor, Wittenborn, Wabhlitebt, 
Schackendorf, Fahrenkrug, Heidmüh 
len mit Radesforde, Glashütte der 
Kirchſpielvogtei Segeberg. 

* * Gut Erfrade, Kanzleigut 

uhlen. 


Klaffe ec. zu 8 Sgr. Kapitals- 
entfhäbigung pro Seltar. 


Der ganze Kreis, infomeit berfelbe 
nicht in Klaffe b. und d. gehört. 
Der ganze Kreis, infomweit berjelbe 
nicht in Klaffe a. und b. gehört. 

Der ganze Kreiß. 
Die fpiele Sollingftebt und Treya, 
owie die Gemeinden Ober- und Nie- 
-Stolf des Kirchſpiels Habbebye 
ber zu... Schleswig 1. 
Die Kicchfpiele Eggebeck und Havetoft, 
er bie Gemeinden Ober- und Nie- 
er · Stolk bes Kirchſpiels Fahrenftebt 
ber Hardesvogtei Schleswig II. 
Die Harbesvogtei ag ver t. 
Der ganze Kreis, inſoweit ie nicht 
in Klaffe b., f. und g. gehört. 
Der ganze Kreis, infomeit derfelbe nicht 
in Klaffe d., g. und h. gebött. 
15* 


Kreis, 





Harbes · ober Kichfpielvogtei- Bezirke, 
Kirchſpiele, Gemeinden, Güter oder 
Stabtfeldmarfen. 





Steinburg, 


Süderdithmar⸗ 


Dldenburg. 


Saberöleben. 
Apenrabe. 


Sonberburg. 
Flensburg. 


Mendöburg. 


Ploen. 


Segeberg. 
Steinburg. 
Pinneberg. 


Die Kirchſpielvogteien Krempe, Wilfter 
und St. Margarethen, bie Stabt 
Glüdftadt, die abeligen Güter Groß- 
und Klein-Kolmar und Neuendorf 
und bie Engelbreditfche und Blonfche 
Wildniß 


Der ganze Kreis, 
Der ganze Kreis, 
—— Timmaspe ber Kirchſpielvogtei 


ortorf: 

Gemeinden Schülp, Jevenſtedt, Bram- 
famp, Breiholz, Stafftedt, Hamm ⸗ 
webel, Schwabe, Shadhtbolm, Hörften, 
Luhnvich und Wefterrönfelb der Kirch 
fpieloogtei Rendsburg und Kanzlei- 


t Hanerau, 
Intel Fehmarn. 


Klaffe d. zu 12 Sgr. Kapital 
entfhädigung pro Heltar. 


Der ganze Kreis, infoweit berfelbe nicht 
in bie Klaſſen a. und b. gehört. 
Das Kirchfpiel Loit mit en ber 
Gemeinden Bodum, Norby und ber 
Inſel Barfd 
mit Ausſchluß ber Gemeinden Nor- 
berenleben, Yunberup und Myols, bie 
Gemeinden Aarsleben und Nübbel 
bes Kirchſpliels Jordkirch und bie 
Gemeinde Bolleröleben des Kirdj- 
iel8 Bjolderup ber SHarbeßvogtei 


bentabe, 

Das Kir —— Atzbüll und die Gemein⸗ 
ben Süber-Hostrup, Stübbeck und 
Aarup bed —— Gravenftein, 
Stabtfelb Apenrabe. 

Der ganze Kreis. ' 

Der ganze Kreis, infoweit berfelbe nicht 
in die Klaffen b. und f. gehört. 

Gemeinden Bargfeld, Meezen, Somfelb, 
Rabe, Bünzen, Luhnſtedt, Innien, 
Tappendorf, Mörel, Ninborf, Barg- 

edt, Olbenhütten und Feinkenborftel 
er Kirchfpielvogtei Nortorf. 

Gemeinden Ohe, Hoebeck, Schülberf, 
DOfterrönfeld, Schacht, Auborf, Often- 
feld, Rade, Ofterftebt, Berringftebt, 
Remmels, Nienborftel, Maisborftel, 
Tobenbüttel, Sale, Embühren, Brin- 
jahe ber Kirchſpielvogtei Rendsburg. 

Gemeinden Baasbüttel und Litgenme- 
ftebt ber ey yoron wi Schenefeld. 

Die Gemeinden Tungenborf, Brachen . 
feld und Bönebüttel ber Kirchſpiel ⸗ 
vogtei Neumünfter, Stadtfeld Neu- 
munſter. 

Gemeinden Einfeld und Loop ber Kird)- 
fpielvogtei Bordesholm. 

Die Rirafbielvogtei Dioen mit Aus. 
chluß ber Gemeinden Karpe, Dümid, 

rebenbed, Pehmen, Vorwerk Ploen 
und Rubleben. 

Der ganze Kreis, inſoweit berfelbe nicht 
in Klaffe b., e. und 4 rin 

Der ganze Kreis, infomweit berjelbe nicht 
in Klaſſe c. und e. gehört. 

Der ganze Kreis, inſoweit derfelbe nicht 
in Klaſſe b., g. und i. gehört, 


das Kirchſpiel Ries | 








Harbed- ober Kirchfpieluogtei- Bezirke, 
Kirchſpiele, Gemeinden, Güter oder 
Stadtfeldmarken. 





Dldenburg. 


Segeberg . 


Steinburg. 


Stormarn. 


Flenöburg. 
Schleswig. 
Edernförbe. 


Mendöburg. 


Eckernförde. 
Kiel. 


Ploen. 
Dldenburg. 
Segeberg. 


Klaffe e. zu 16 Sgr. Kapitals- 
entfhädigung pro Hektar. 


Gemeinden Karpe, Dörnid, Brebenbed 
und Pehmen ber Kirdyfpielvogtei 


Ploen. 

Die ſogenannten Walddörfer im Bezirk 
bes abeligen Kloſters Preeth. * 
Die adeligen Güter bes früheren Preetzer 

Diſtrikts Flecken Preetz. 

Die Großherzoglich Oldenburger Fibei⸗ 
kommißgüter Kuhhof, Kremsborf, 
Bollbrũgge und S Sütel. 

Die abeligen Güter Auguftenhof, Büran, 
Klausdorf, Gaarg, Gobberäborf, 
Goertz, Großenbrode, Johannisthal, 
Loͤhrsdorf, Duttlos, Roſenhof, Sat 
jewitz / Segalendorf mit Blankendorf, 
via, uͤßau, Neuenkirchen. 

Die Lubſchen Stiftsbörfer Klögin, Da- 
zendorf, Gibdendorf, SHeringäborf, 
Kembs, Röllin, Sulsdorf, Stabt- 
felbmarfen Oldenburg und Heiligen 


bafen. 

In der Kirchſpielvogtei Bramftebt bie 
Gemeinden Madenborf , — 
Kisdorf, Winſen, Oersdorf, Hüttblef, 
Kattendorf, allaburg, Hennitebt, Nabe, 
FXret Sievershütten, Brebenbed- 

orſt, Struvenhuͤtten, Stuvenborn. 

In der Kirchſpielvogtei eo bie 
Gemeinden Traventhal mit Triangel, 
Tegelbed und Serrenmühle, Dreggers, 
Wodendorf, Bühnstorf, Bahrenbof. 

Die Kirchfpiele Breitenberg, Stellau 
und Münfterdorf ber Serrichaft Brei. 
tenburg. 

Stabtfelbmarf Itzehoe. 

Das Klöfterlich Ueterfenfche Gut Horſt. 

Die —— Trittau. 

Das Kanzleigut Tangſtedt. 


Klaffe f. zu 20 Sgr. Kapitals— 
entſchädigung pro Hektar. 


Der geſchloſſene I. Angeler Güter- 
diſtrikt 


Der ganze Kreis, inſoweit derſelbe nicht 
in bie Ktlaffen b. und ce, eo. 
Der Schwanſener abelige Güterbiftrift. 
Ge edeh Borbye in ber Hardesvogtei 

eckebye. 
Der ganze Kreis, inſeweit derſelbe nicht 
in bie Klaffen b., c. und d. gehört. 


Klaffe g. zu 24 Sgr. Kapitals- 
entfhädigung pro Hektar. 


Der Däbnifh- Wohlder abelige Güter- | 
biftrikt a 


Die Kirchſ —— Bordesholm mit | 
Ausschluß der Gemeinden Einfelb und ! 


Coop. 
Adelige Gut Bothlamp. 

Der ganze Kreis, inſoweit berfelbe nicht 
in bie Klaffen d. und e. gehört. 
Der ganze Kreis, infoweit derſelbe nicht 
in bie Klaſſen e. und e. gehört. 
in ber Kirchſpielvogtei Segeberg bie 
Gemeinden Söhren, Reinsbed, Stub- 
ben, Eils dorf, Struddorf, Wulfsfelde. 









Harbed- ober Kichpielvogtei+ Bezirke,. 
Kirchſpiele, Gemeinden, Güter ober 
Stabtfeldmarfen. 


Kreis. 


Die abeligen Güter Glafau, von bem 
Gute eöfelde, das Dorf Nehms, 
Müffen, Robledorf, ien, Ser 
borf mit Horndtorf, mätorf, 
Travenort. 

In ber Kirchfpielvogtei Nanzau bie 
Gemeinden Seth, Edholt, Koelln, 
Reifiek, Ellerbop und Thienfen. 

in der Kirchſpielvogtei Elmshorn 
Flecken Elmshorn mit Ktlofterfande, 
Kaltenweide mit Vormſtegen, Lange 
ob, Sainholz, Raa und Befenbed. 

In der Kicchfpielvogtei Pinneberg die 
Gemeinden Borftel mit Sohenraben, 
Kummerfeld, Prisdorf und Efing. 

Die Klöfterlich Ueterſenſchen Gemeinden 
Wiſch und Könholz. 

Kirchſpielvogtei Reinfeld, das Lübſche 
Gut Trenthorſt mit Wulmenau und 
das Lübfche Stiftsborf Weſterau. 


Pinneberg. 


Klaffe h.zul Thlr. 2 Sgr. Kapi— 
talsentf@äbigung pro Seltar. 


Kirchſpielvogtei Kiel, Stabtfelbmark 
Kiel, und fümmtliche abelige Güter 
bes Kreifes mit Ausſchluß von Both- 


famp. 
Kirchſpielvogtei Bargteheide. 
Stadtfelbmarf Oldesloe. 
Adelige Güter Blumenborf, Froefen- 
—* Grabau, Hohenholz, Hölten- 
klinken, Jersbeck mit Stegen, Krum ⸗ 
beck, Monkenbrook, Nůtſchau, Schulen 
burg, Tralau, Wulksfelbe. 
eadſee Stiftähdrfer Barkhorft, Pölik 
und Frauenbolz. 


Stormarn. 


Klaffei. zul Thlr. 10 Sgr. Kapi- 
tal8entfhädigung pro Hektar. 


Kirchſpielvogtei Blankenefe. 

In ber Kirchſpielvogtei Pinneberg bie 
Gemeinden Dinnebergerborf, Appen, 
Thesdorf, Halſtenbeck, Rellingen, 
re Schnelſen, Niendorf, 


oditebt. 
Kanzleigut Flottbeck. 
Kirhfpielvogtei Reinbed. 
Abelige Güter Ahrensb SHoisbüttel, 
Wandsbeck, Marienthal. 
Kanzleigüter Silk und Wellingsbüttel, 
Der ganze Kreis. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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In der Anlage beehre ich mich, Euer Erlaucht die Aller- 
höchſte Ermächtigung zur Vorlegung des Gefegentwurfs über 
das Grundbuchweſen in Sohengollern nebft legterem ergebenft 
zur weiteren Veranlaffung zu überfenden. 


Berlin, ben 18. Dezember 1872. 


Der Juſtizminiſter. 
Dr. 2eonbarbt. 


An 
Seine Erlaucht den Vräfibenten des Herrenhaufes, ‘ 
Herrn Otto Grafen zu BIDIERTIHSRIEND 
ier. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen xX. 
ermächtigen auf ben Bericht des Staatsminifteriums vom 
13. Dezember d. J. Unferen Juftigminifter, ben anbei zurüd- 
—— Entwurf eines Geſetzeß über das Grundbuchweſen in 
Hohengollernſchen Landen ben beiden Häuſern bes Canb- 
tages Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beichluß- 
nahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 14. Dezember 1872, 


Wilhelm, 
Dr. Leonharbt. - 


Allerhoͤchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


"das Erundbuchwefen in den Hohenjollernfchen Landen. 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König ven 
Preußen x. 
verordnen unter Zuftimmung ber beiben Häufer bes Landtags 
ra Monarchie für die Hohenzollernſchen Lande, was 
gt: 
§. 1. 


Das Gefeh über ben Eigenthumserwerb und bie dingliche 
Belaftung der Grundftäde, Bergwerfe und felb gen Ge 
techtigkeiten vom 5. Mai 1872, die Grundbudorbnung vom 
5. Mai 1872 mit Ausſchluß ber $$. 49, 73, 133—140 und 
bas Gefek vom 5. Mai 1872, betreffend die Stempelabgaben 
von gewiſſen, bei dem Grunbbuchamt anzubringenben Anträgen, 
werben mit nachſtehenden Beftimmungen in die Hohenzollern 
ſchen Lande eingeführt. 
$. 2. 


Die in ben eingeführten Gefeben in Bezug genommenen 
gefeglichen Vorſchriften, welche in den Hohenzollernſchen Landen 
nicht gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3 
Mo in der Grundbuchordnung auf Borfchriften ber Pro⸗ 
zeßordnung über dad Au ebotßverfähten verwiefen wird, kom · 
men bie Vorfchriften ber Subhaftationsorbnung vom 15. März 
1869 zur Anwendung. ‚ 
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S. 4. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Er- 
figung eines entgegenftehenden Rechts, noch durch Verjährung 
‚ aufgehoben werben. 
5, 


Verträge über unbew liche Sachen bebürfen zu ihrer 
Gültigkeit nicht ber gerigitliden Beftätigung. 


$. 6. 


Die dem Pächter zuwachſenden ober ihm gehörigen, auf 
dem Grundſtück noch vorhandenen Früchte haften nicht ben 
am Grundſtück dinglid; Berechtigten. 


$. 7. 


Der hypothekariſchen Klage kann bie Einrebe, daß zunächſt 
gegen ben perfönlihen Schuldner geklagt werben müffe, nicht 
entgegengefeßt werben. 


Die Bereisfraft von Schulbbefenntniffen über ein Dar 
lehn oder einen Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer 
Qeit ab, wenn auf Grund ber Urkunde eine Hypothek einge 
tragen it. 

$. 8. 


Die Schabenerfahklage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, — Beſchãdigte von dem Da- 
kin und dem Urheber des Schabens Stenntniß erhalten bat. 


Sind feit bem Zeitpunkt der Beihäbigung dreißig Jahre 
verfloffen, fo kommt e8 auf ben Zeitpunkt der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. 

$. 9. 


Statt des Grunbdfteuer-Reinertragd unb -Gebäubefteuer- 
—— ift ber Steueranſchlag (das Grund · oder Ge⸗ 
bãudeſteuer · Kapital) in das Grund 4 einzutragen. 


$. 10. 


Bei fchriftlichen, zu einer Loͤſchung erforderlichen Anträgen 
oder Willenderflärungen genügt die Beglaubigung der Unter 
chriften dutch einen Ortsvorfteher unter Beibrüdung bes 

mtöfiegels. 


Der Vorlegung ber über die Eintragung audgefertigten 
Urkunden bedarf ed bei er nur Sri 
jenigen Urkunden, welde nad) dem Tage, wo dieſes Geſetz in 
Kraft tritt, außgefertigt worden find. 


g. 11. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentlicdye Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen oder Löſchungen im Grundbuch mur erfolgen, wenn 
entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Pri- 
vaturkunde ober das Anerfenntniß des durch das Gefeh be 
rufenen Erben nachgewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des 
Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß ig nad erfolgter 
a Labung ein beffer berechtigter e nicht gemeldet 


Die Art ber Bekanntmachung und bie Friſt ber öffent. 
—— hat das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu 
ermeſſeli. 


$. 12. 


Das in $. 130 ber Grundbuchordnung eingeräumte Recht 
fteht denjenigen Sypothefengläubigern zu, welche ſich im ef 
* mit Ingroſſationsvermerk verſehenen Schuldurkunde be⸗ 

nben. 


$. 18. 


Alle diejenigen, welche vermeinen, daß ihnen das Eigen- 
thum an einem Grundftüd, bei welchem fie in den Beh. 
tabellen der Grundalten ald Befiger nicht eingetragen find, 
ober ein Recht zuftehe, welches ber Eintragung in ber zweiten 
Abtheilung des Grundbuchs bedarf, ** ihre —2 


er⸗ 


innerhalb ſechs Monaten von dem Tage, wo dieſes Geſetz in 
Kraft tritt, bei dem Grundbuhamt unter genauer Bezeihnung 
bes Grunditüds nad dem Katafter anzumelden. 


g 14. 


Mer die ihm —— Anmeldung innerhalb ber fech8- 
monatlichen Friſt unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, ba 
er fein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben 
an bie Nichtigkeit bes Grundbuchs das Grundftüd erworben 
bat, nicht geltend machen kann, und daß er fein Vorzugsrecht 
% enüber denjenigen, bie —— Rechte innerhalb ber Ausihluß- 

angemeldet haben, verliert. 

Eine Wiebdereinfegung in ben vorigen Stand gegen bie 
Ausſchlußfriſt findet nicht ftatt. . 


$. 15. 


Sobald dieſes Gefeh in Kraft getreten ift, find bie 6. 13 
und 14 innerhalb ber Ausfclußftiit von vier zu vier Wochen 
woͤrtlich mit —— bes Tages, an welchem dieſelbe abläuft, 
durch das Amtsblatt und eine ausländifche Zeitung von beim 
Kreißgericht zu Hechingen befannt zu madıen. 


$. 16. 


Wenn nad) Ablauf der ſechsmonatlichen Friſt Anfprü 
auf das Eigenthum ober auf eine Beſchraͤnkun ee 
thums an einem Grundftüd nicht angemelbet find, ober die 
angemeldeten Anſprüche durd Anerkennung ober rechtöfräftige 
Entjheibung feftgeftellt worden find, ift das Grunbbucdblatt 
ober ber Artikel von Amts wegen anzulegen. 

‚In ber britten Mbtheilung des Grundbuchblattes ober 
Artikels bedarf es nicht der Aufnahme der in ben bisherigen 
Unterpfands-(» Gypothefen-«) Büchern eingetragenen Sypothefen, 
vielmehr genügt eine an den Anfang ber dritten Abtheilung zu 
feßende Verweiſung auf bas bisherige Unterpfands ( 22 
fen.) Bud) in folgender Faflung: 

»Dergleihe Band . . Seite... .. bed Unterpfanbbucjs«. 


(Datum und Unterfehrift des Grundbuchamts.) 


17. 

Sobald das Grunbbuchblatt ober ber Artikel angelegt ift, 
fann die Veräußerung, ober —— des Srunbftäds nur 
in ben formen erfolgen, welche die nach $. 1 eingeführten 
Geſetze vorſchreiben. 

on dieſem Zeitpunkt find neue Eintragungen in bie bis- 
berigen Unterpfanbs- ( Hypothelen ·) Bücher und Befiktabellen 
unzuläffig. Die erfteren werben jebod; ſoweit for Art, als 
e8 ſich um Veränderungen ober Löſchungen ber in ihnen bis 
dahin eingetragenen Hypotheken hanbelt. 


$. 18, 

In den Hypotheken und Grundfchuldbriefen, welche nad) 
Anlegung des neuen Grumtöndblatt ertheilt werben, find 
auc die dem $. 127 Nr. 4 ber Grunbbudorbnung entipre- 
enden Angaben aus den Unterpfands- (Sppothefen-) Büchern 
aufzunehmen. 1 


Die Verhandlungen, welde zur Anlegung der neuen 
Grundbücher erforderlich find, find koften- und ftempelftei. 


‘ $. 20. 


Die Vorſchrift des Koftentarif8 zur Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 8. 1 Nr. 5 bezieht ſich auf $. 59 ber 
Grundbudyorbnung. g 21 


io Di en —* —5 1, Eee * zu Alle ihm 
entgegenitehenben n werben aufgehoben. 
rkundtich x. s 





Beglaubigt: 
Der Juſtizminiſter. 
2eonbardt. 


— —— — — — — —— 


Motive 
zu 


dem Entwurf eines Gefehes über das &rundbud- 
wefen in den KHohenzollernfchen Landen. 





Vor dem 1. Januar 1852, dem Tage der —— 
ber Gerichts ⸗Organiſation in Hohenzollern, beſtanden dort be 
üglich bed Eigenthumserwerbs und ber dinglichen Belaſtung 
* Grunbjtüde folgende Einrichtungen: 


Grundbücher waren längft in allen Gemeinden vor- 
handen, fie wurden von ben ———— geführt, ent · 
hielten nach dem Namen der Beſitzer die Zuſammenſtellung 
ſaͤmmtlicher Grundſtücke derſelben und dienten dem Steuer- 
Intereſſe zur Repartition der Grundſteuern. In dem vor ⸗ 
maligen —— Hohenzollern » Sigmaringen wurden bie 
alten Grunbbüder in Folge ber Verordnung, betreffend bie 
Erhaltung umd Fortführung ber Primär-Katafter, vom 5. Auguft 
1845 (Ge).-Sammlung für Hobenzollern-Sigmaringen, Band 
VI. ©. 130), verdrängt. Das biernady eingeführte neue 
Katafter bafirte auf — Landes · Vermeſſung. Das 
fogenannte Primaär-Kataſter enthält, wie das Weftphä- 
liſche Flurbuch, die fämmtlichen Grunbftüde ber Gemeinde 
Markung in fortlaufender Nummerfolge. 


für jeden Befiter find in den einzelnen, den Weitphäli- 
ſchen Mutterrollen-Artit entiprechenden fogenannten Steuer- 
heften diejenigen Grundſtücke nad) ber rare des Pri⸗ 
mär-Statafter8 zufanımengeftellt, welche derfelbe in der betreffen 
den Gemarkung befigt. 


Hypothekenbücher waren am 1. Januar 1852 in 
allen Hohenzollernſchen Gemeinden vorhanden. Diefelben mur- 
den von beim Gemeinderath unter Vorſitz des Ort&-Moritehers 
geführt, n dem Fürſtenthum Sobenzollern-Hedhingen beitan- 

n —— n Hypothekenbůchern noch ſogenannte Zielerbücher, 
worin der Eigenthumsvorbehalt und bie Stpothet für rebi- 
tirte Kaufpreife von immobilien eingetragen wurden. Ein 
Geſetz über die Eintragung und bie führung ber Supothefen- 
und Sieler-Bücher exiftirte nicht. Die Form der Büder war 
in verfchiedenen Gemeinden verfchieden. Es wurden in biefel- 
ben eingetragen: bie Konventional⸗Hypotheken, die auf Willens. 
erflärungen beruhenden Vorkaufsrechte, unb zwar lehtere im 
Fürftenthum Hohenzollern » Hechingen auf Grund be3 Ge 
fee vom 18, Mai 1843 (Verordnungsblatt für das Fürſten ⸗ 
thum Hohenzollern-Hechingen, S. 123), und im Fürſtenthum 
Sobengolleen-Sigmaringen auf Grund bes Geſehes vom 18. De- 
zember 1828 (Sigmaringenfhe Gef.-Sammlung, Bb. IIL, ©. 
130), enblich Die Filgun srenten aus bem Sobemelen ig 
maringenfchen WUblöjegeleh vom 6, September 1848, auf 
Grund ber Verordnung vom 14. Februar 1850 (Sigmarin- 
gen'ſche Gef.-Sammlung, Bd. VIIL, ©. 227). 


Stilfhweigende und gefehlihe Hypotheken wurden nicht 
eingetragen. Es ift in ber Rechtfprehung angenommen wor- 
den, daß auch rüdfichtlidy ber Konventional -Hypotheken bie 
Eintragung in das Hypothekenbuch nicht erforderlich war. 


Die freiwillige Gerihtsbarkeit berubte weſentlich 
in ben Händen ber aus bem Gemeinberathe unter dem Vor: 
fie. des Ortsvorftehers gebildeten LUnterpfanbsbehörbe einer 
Item Gemeinde. Alle Verträge über Immobilien wurben von 
diefer Behörbe aufgenommen. Die von der Unterpfandäbe- 
börde über bie bei ihr vorgenommenen eig Ang ausge · 
ſtellte Urkunde, die ſogenannte Kopei, wurde dem Fürſtlichen 
Gerichte vorgelegt; dort erfolgte die gerichtliche Beſtätigung 
und Ausfertigung der Verträge und Einverleibung der Kopet 
in die mr ichen Kontraktenbücher. Die Mitglieder der Un— 
terpfandsbehörbe waren für die Nichtigkeit ber in ben Kopien 
über Eigenthum und Laftenfreiheit enthaltenen Atteſte per- 
ſonlich verantwortlich. Hieraus erklärt fi) die Entftehung 
der Hypothekenbücher, bie urſprünglich nur die Bedeutung 
von Privatnotizen der Mitglieder der Unterpfandsbehörben 
hatten, welche fie bei der Augftellung ihrer Atteſte benugten. 
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Mit der Organiſation der Gerichtsbehörden 
in Sohenzollern am 1. Januar 1852 ging bie freiwillige Ge- 
richtsbarkeit und die Führung der Hyhpothekenbücher auf bie 
Kreisgerichtöbehörden über. Diefelben erforberten bei Auf- 
nahme von Verträgen über Immobilien Attefte von den Ge— 
meindebehörben über das Eigenthum, die Freiheit von Diäpo- 
fitiond-Befhränfungen des Eigenthümers und über die Ver- 
haftung mit Neallaften derjenigen Grunbitüde, worüber Ber- 
träge gefchloffen werden follten. —** machten bie Ge⸗ 
richtöbehörden den Gemeinbebehörben über die von ihnen - 
aufgenommenen Beräußerungsverträge behufs Fortführung 
ber Grundbücher beziehungsweife Steuerhefte Mittheilung. 


Mit Einführung bes Geſetzes über Verbefferung des Un- 
terpfandiefens in ben Hohenzollernſchen Landen vom 24. April 
1854 ern ©. 198) trat eine durchgreifende Ver- 
änderung ein. Seit Diefer Seit bebürfen alle Hypotheken ber 
Eintragung in das Unterpfandsbud. Jenes Buch unterichei- 
bet fid) dadurch wefentlich von dem Preußiſchen Eee 
buche, baf in dem Titelblatt Rubrik I: und Rubrik 11. gänz- 
lic) —— Es enthält außer den oben genannten Vorkaufs⸗ 
rechter? und Tilgungsrenten, benen nad) der Praxis ber Ge- 
richte auch Eubhaftations-Proteftationen und mmobiliar-Ar- 
tefte hinzutreten, nur eigentlihe Sypothefen. 


Mährend in der früheren Zeit der Realkredit in SHoben- 
Pe. hauptfächlih auf ber perſönlichen Nerantwortlichkeit 

Mitglieder der Unterpfandsbehörbe beruhte, mußte nad) 
—— der neuen ir rang Tr Schwerpunkt bes Real» 
fvebit8 in die Zuverläffigfeit ber Buchführung gelegt werben. 
Um dieſe Zuverläffigkeit der Buchführung zu erreichen, find 
verfchiedene Einrichtungen getroffen worben, welche bis jetzt 
beibehalten find. 


Diefe find folgenbe: ; 


Für das Fürſtenthum Sohenzollern-Sedyingen wurde dur 

Vermittelung der Berwaltungsbehörde eine neue Aufnahme 
ſämmtlicher Grundftüde in Angriff genommen, woraus zwei 
Bücher hervorgingen, das Flurb uch, welches in fortlaufender 
Nummerfolge fänmtliche Grundftüde bed Gemeindebezirks auf- 
zählte, und das Grundbuch, welches im einzelnen Artifeln 
en gefammten lag Binnen jeben Beſihers mit der Be 
zeichnung bed Flurbuchs darſtellte. Bon den Sigmaringer 
Steuerheften und von den Hechinger neu angelegten Artikeln 
bed Grundbuch wurden beglaubigte Abfchriften entnommen, 
= —— bei den Gerichten Beſitzſtandstabellen gebil- 
et wurden, 


Diefe Befigftandstabellen erhielten bie form eines Titel- 
Blattes und der Mubr. I. des —— Hypothekenbuchs, 
wurden ben mit jeder Beſitztabelle angelegten Grundakten vor 
geheftet und im derſelben Weiſe fortgeführt, wie Titelblatt 
und Rubr. 1. des Meftfälifchen Hypothekenbuchs. Auch das 
u Primärkatafter und das neue Hechinger Flurbuch 
wurde in beglaubigter Abfchrift den Gerichten zu cell Diefe 
beglaubigten Abfchriften, welchen befondere Kolonnen für bie 
Sinmweifung auf bie Grundakten und das Unterpfandsbuch zu- 
gefügt wurden, dienen als Realrepertorium. 


Zu jedem über Immobilien aufzunehmenden PVertrage 
verlangen die Gerichte die Vorlegung einer von der Gemeinde 
behörde auszuftellenden Beſitzſtands urkunde. 


Es ift darin das Grunbitüd nad den Steuerheften oder 
dein Grundbudjsartifel zu beſchreiben. Das ehe und 
die freiheit von Dispofitionsbejhränfungen ift zu beſcheinigen 
und es find barin die Derfonalfervituten und bie Reallajten 
zu verzeichnen. Der inftrumentivende Richter —— die 
Beſitzſtandsurkunde mit der Beſitztabelle. Stimmen beide nicht 
überein, fo wird zunächſt die Differenz aufgeklärt. in dem 
Falle der Uebereinftimmung von Befittabelle und Befisftands- 
urfunde wird die Legitimation des betreffenden Kontrahenten 
für geführt erachtet und es erfolgt, wenn es fih um Ber- 
äußerungen handelt, fofort Ab- und Qufchreibung in ber be- 
treffenden Befiktabelle. 


Die Gerichte führen außerdem eine Befifveränderungs- 
liſte, in weldye jede Veräußerung von Jmmobilien eingetragen 
wird. Diejelbe/wird vierteljährlid den Gemeindebehörden zu- 
geitellt. Auch die Gemeindebehörben führen Befigveränderungs- 
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fiften, in weldye alle im Laufe des Tahres vorkommenden Ber- 
änderungen eingetragen werden, bie auf die Grundfteuer von 
Einfluß find. Diefe werden alljährlich abgefchloffen und fo- 
dann dem Gerichte angeel welches biefelben mit feinen Nady- 
richten vergleiht. Nücdfichtlih ber a Rechtsgeſchäften be 
ruhenden Veränderungen ift die Ab- und Zufchreibung in ben 
Steuerheften erft dann geftattet, wenn bie Gerichte unter ber 
Befigveränderungslifte der Gemeinde atteftirt haben, baß bie 
Beligveränderung in legaler Weife nachgewieſen worden. 
Durch biefe un mwirb erreicht, daß bie Beſitztabellen 
mit bem wirklichen eikflande in Uebereinftimmung bleiben. 


Die alten Hypothelenbücher wurden nqch Einführung des 
Geſetzes vom 24. April 1854 gefhloffen, alle neue Eintra- 
gungen wurben in ein ber Rubrik Ill. des Preußiſchen Sypo- 
thekenbuchs entfprechendes neues Unterpfandsbuch eingetragen. 
Die —— wird von dem Hypothekenrichter in 
den, den Grundakten vorgehefteten Hypothekentabellen ent- 
worfen. Die alten erg ind theil® venovirt, 
theils umgentbeitet, theild beibehalten worben. 


zn ben rällen der Renovation und Umarbeitung find 
die alten Bücher zurüdgelegt, nachdem bie ſämmtlichen nod) 
beftehenben Shpotdeten in die neuen Bücher auf Grund ber 
von dem Richter entworfenen Hypothekentabellen übernommen 
worben find. 


Rüdfichtlic derjenigen Gemeinden, für welde noch alte 
Unterpfanbsbücder neben den neu angelegten Büdern im Ge 
brauch find, befinden fi) in den Grunbaften zweierlei Sypo- 
thefentabellen; die eine wird von dem Hypothekenrichter über 
die neuen Einträge geführt, die andere befteht aus einer Ab- 
ſchrift der zu den betreffenden Grundakten gehörigen Einträge 
der alten Unterpfandsbücher, in welchen von bem Hypotheken ⸗ 
richter Lſchungs · und Mebertragungsvermerfe jo lange einge 
tragen werben, bis fämmtlidye Einträge ber alten Bücher 
durch Cöfchung oder Uebertragung befeitigt find. 


In dem vormaligen Fürſtenthum Sobenzollern · Hechingen 


iſt inzwifchen in Folge bes Geſetzes vom 14. uni 1859 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 3 Lanbesvermeffung erfolgt. Nad dem 


Mufter der —— Einrichtungen find auch dort Drimär- 
Peg und Steuerhefte angelegt, deren Fortführung durch 
die Verfügung bes Finanzminiſters vom 6. Oftober 1865 (Ho⸗ 
henzollernſches MReg.-Amtsbl. de 1865, Seite 199) geregelt 
iſt. Bevor biefe Katafteraften den Gemeinbebehörden über 
geben wurden, ift durch bie Katafterbehörbe eine forgfältige 
* unter Zuziehung ber Eigenthümer vorgenommen 
mor 


Die ——— „die Beſitztabellen und die Real- 
repertorien fämmtlicher Gemeinden bes vormaligen fürftenthums 
reger find auf das neue Katajter zurüdge 
führt. Die Gefeßgebung —— ſich im Jahre 1854 darauf be 
ihränten müffen, bie a — re aa anzu« 
orbnen, um ben Realkredit bei der bamaligen gänzliden Kre⸗ 
ditlofigkeit zu heben. Märe damals fofort ein umfaffendes 
Hypo geſetz mit Beſitztitelberichtigung und Eintragung 
aller dinglichen Belaſtungen erlaſſen worben, fo wäre ein 
Dezennium nothmwendig gewefen, um bei dem ungemein zer 
fplitterten uud belafteten rein die Hypothelenbücher zu 
vollenden. Man mußte fich darauf befchränfen, bie Eintid 
tungen fo zu treffen, daß in möglichft kurzer Zeit ein einiger» 
ma ebigender Zuſtand igeführt werden Eonnte 
und mußte die folgende Zeit benuten, um zuverläffige Grund» 
lagen für ein ünfkiges Grundbuch zu gewinnen. Dazu haben 
die oben befchriebenen Einridytungen — und es i jept 
der Zeitpunkt gekommen, wo ber Gefehgeber bie beffernde 
Sand an bie biäherigen Geſetze legen kann und legen muß. 


Don entſcheidender Wichtigkeit für bie — ———— 
haältniſſe iſt die Erkennbarkeit bed Eigenthums. Vor dem 
l. Januar 1852 war in dieſer Beziehung in Hohenzollern da⸗ 
durch in ausreichender Weife geforgt, u bie freiwillige Ge 
richtsbarkeit und die Führung der Unterpfandsbücher von ben 
Gemeinbebehörben beforgt wurde. Die Mitglieber dieſer Be- 
hörde waren Angehörige ber Gemeinde, hatten die genauefte 
Vofal- und onaltenntniß und waren gewiffermaßen ein 
lebendes Grundbuch. Durch die Uebertragung ber —— 
Gerichtsbarkeit und ber Führung der Hypothelenbücher an bie 











Gerichtöbehörben ift diefes Mittel der Erkennbarfeit des —— 
thums eingebüßt. Das Zuſammentreffen von Titel und Be- 
figübergabe vermittelte den Eigenthumsderwerb. Früher fann- 
ten bie Mitglieder des Gemeinderath8 beides. Tebht kennen bie 
Gerichte zwar ben Titel, aber nicht ben Beſiß, und bie Ge- 
meinbebehörben fennen ben Seit, aber nicht den Titel. Für 
das aufüegeben: Erfennungsmititel des Eigenthums ift ein 
Erſatz F en in ben oben beſchriebenen Einrichtungen. Die- 
per fr jedoch zu Fünftlih und berufen auf Willfährigkeit 
er Verwaltungsbehörde. Denn wenn legtere zugiebt, daß bie 
Ab- und Zuſchreibung in ben Steuerheften, wonad die Grunb- 
ftener repartirt wird, ohne vorherige — Prüfung ber 
Vegalität der Befigveränderung erfolgen kann, jo wirb alsbald 
bie gerichtliche Aufnahme ber Jmmobiliawerträge, wenigftens 
I Hohenzollern-Sigmaringen, wo bafür feine Formvor - 
chriften beſtehen, gänzlich) unterbleiben und fomit ber erbs- 
rund ſich gänzlich der Erfennbarkeit entziehen. für das Für⸗ 
enthum Hobenzo Eee a verhält fid) dies infofern an- 

8, als bort durch das Gefeg vom September 1848 
gerichtliche Beftätigung zur Gültigkeit ber Jmmobiliarverträge 
erforberlid} ift. 


Auch rädfihtlih ber Dispofitionsbefhränkungen, der per- 
fönlihen Servituten und ber Reallaften fann die Eintragung 
in bie öffentlichen Bücher für die Dauer nicht entbehrt werben. 
Auch bier trifft dasjenige zu, was oben —— ber frühe · 
ren Zeit von ben Gemeinbebehörben geſagt iſt. Sie kannten 
bie bier in Rebe ftehenden —* aus ihrer Thätigkeit als 
Mitglieder der Unterpfanbsbehörde- Die Gerichte haben jet 
fein anderes Mittel, Dispofitionsbefhräntungen, Reallaften 
u. f. w. zur Erkennbarkeit 8 bringen, al8 bie von ben Ge— 
—** örden mit deren Befitzſtands-Urkunden ausgeſtellten 

* 


Die letzteren können jedoch auf Zuverläſſigkeit keinen An- 
ſpruch machen, ſeitdem ben Gemeinbebehörben die freiwillige 
Gerichtsbarkeit entzogen ift. 

Zu ben einzelnen Beitimmungen be8 Entwurfs ift noch 
Folgendes zu bemerken: 


$. 1. Der Ausschluß einzelner —— ber Grumb- 
buchordnung erklärt ſich — ben tranfitorifchen Charakter, 
ben biefe Beftimmungen für ben Geltungsbereih ber Hypo⸗ 
thefenorbnung von 1783 haben. 


Von dem ber Grundbuchordnung beigefügten Koftentarif 
muß in —— die Ue — F. 9 Mr. 3 
ausgeſchloſſen bleiben, weil auch dieſe Beſtimmung nur tranfi- 
toriſcher Art iſt und allmählide Herabſetzung ber ger 
fäße der Gejeht vom 10. Mai 1859 und vom 9. Mai 1854 
vermitteln fol, welche in den Hobengollernfchen Landen biöher 
feine Anwendung gefunden haben. 


$. 2. Die einzuführenden beiden Gefeße nehmen an 
mehreren Stellen Bezug auf einzelne ältere Preußifche Geſetze, 
beren Beftimmungen aufredht erhalten werden. Da fein Grund 
vorlag, biefe Gefege in den Hohenzollernſchen Landen einzufüh- 
ren, jo mußte, um zweifelhaften Auslegungen vorzubeugen, 


bied außgefprochen werben. 
$. 3. In Sohenzollern fehlen gefehliche Beſtimmungen 
über das Pr —— Der er T wert eine 


gänzung ber Grundbudorbnung, um jene Lüde zu befeitigen. 


$. 4. Eine dem $. 511 Theil IL Titel 9 Allg. Land- 
techt8 entjprechenbe Beitimmung fehlt bem —— Recht, 
ſie iſt aber in dem Syſtem des Grundbuchrechts unentbehrlich, 
um die eingetragenen Rechte gegen einen Untergang zu ſichern, 
ber außerhalb des Grundbuchs erfolgt. 


F. 5. Das Sehinger Geſetz vom 20. September 1848 
erklärt rüdfichtlih der Verträge über Immobilien die perfön- 
lihen aus dem Vertrage entfpringenden Anfprüce für unver- 
bindlich, wenn nicht bie gerichtliche Beltätigung hinzukommt. 
Durch diefe von dem gemeinen Rechte abweichende Formvor⸗ 
ſchrift ift die Nechtseinheit mit bem früheren hair um 
SHollenzollern-Sigmaringen, wo rüdfihtlih ber mmobiliar- 
verträge feine Formvorſchriften beftehen, geftört. Die Noth- 
wenbigfeit der gerichtlichen Beftätigung paßt auch nicht zu ben 
—— des projelktirten Gefehed von dem Eigenthumb- 
Para ft daher durch ausbrüdliche gefeliche Beitimmungen zu 
gen. 


$.6. Zur Rechtfertigung dieſer Vorfchrift wird auf die 
Motive zu %. 31 des Geſetzentwurfs über das Grundbuch 
wefen in der Provinz Sclewig-Holftein verwiefen. 


$. 7. - Das Allgemeine Landredit fehließt in $. 494 
Theil I. Titel 20 die jogenannte exceptio excussionis per- 
sonalis gegen die hypothekariſche Klage aus. Ein Gleiches 
iit für den Bezirk von Ehrenbreititein im dem Geſetze zur Ner- 
beſſerung des Kontrakten- und Hypothekenweſens vom.2. fie 
bruar 1864 8. 21 U. 4 gefchehen, 


Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß bdiefe Einrebe 
die Berfolgbarkeit des hypothekariſchen Rechts in either Weile 
hemmt, die dem Hypothekenverkehr ſchädlich fein muß und der 
Tendenz ber neuen Gefeggebung wiberfpridt. Ihre Aus- 
jhließung war daher geboten. 


Die fogenannte exceptio non numeratae pecuniae, 
foweit fie die Beweisfraft der Schuldurfunde in den eriten 
zwei Jahren feit ihrer Ausftellung fuspendirte, ift an fich, wie 
wohl allgemein anerkannt wird, legislativ nicht zu rechtfertigen 
und beshalb vielfach und lebhaft angegriffen, aud) in biefer 
Weiſe dem Preugifhen Allgemeinen Landrecht unbefannt; 
fie ift aber auch für ben Gläubiger einer Hypothek, ber fi 
troß des Schuld- und Empfangsbekenntniſſes nod ber Beweis ⸗ 
laft, daß er die Baluta gezahlt habe, ausgeſetzt fieht, wenn er 
dinglicye Klage innerhalb des zweijährigen Zeitraums anftellt, 
befonders läftig. 


* 8. Nach Allgemeinem Landrecht Theil J. Titel 6 
65.54, 55 verjährt die Regreß- oder Schadenerſatzklage gegen 
Beamte in drei Jahren vom Per ber Miffenichaft von dem 
Dafein und dem Urheber des Schadens. Nach gemeinem Recht 
ift eine folche gr ber dreißigjährigen Klageverjährung unter- 
worfen. Es ift die Beitimmung des Allgemeinen Landrechts 
bier aufgenommen worden, um ba8 Klagerecht in ben ver- 
fchiedenen Provinzen bed Staates nicht einer ſolchen Ungleich- 
beit preißzugeben. 


.9. In den Hohenzollernſchen Landen exiftiren ge 
ſchloſſene Güter nidt. Die ehemaligen Schupf- und Cehn- 
güter in ber Jürklid-Sobengollerufigen Herrſchaft Kloftenwald, 
in der Sürlic Thum und Taxisſchen Herrjchaft Oſtrach und 
der Fürftlich ‚sürftenbergifchen Herrſchaft Trodtelfingen find 
durch da8 Hohenzollern-Sigmaringenfhe Ablöfungegejek vom 
6, September 1843 aufgehoben. Jetzt ift jedes durch eine 
Katafterparzelle dargeftellte Grundftüd ein felbjtftändiges Ganzes. 
Der Grundbefig ift außerordentlich zerfplittert und fehr häufi- 
aem Eigenthumbwechſel unterworfen. Die Grundbücher in 
Hohenzollern werben ._ nad dem Formular 11. der Grund- 
buchordnung anzulegen fein, jedoch muß in folge einer Ab- 
weichung ber dortigen Grumditeuer-Einrihtungen von denen 
ber anderen Provinzen, wonach in dem Statafter nicht ber 
Reinertrag oder Nutzungswerth, fondern der Werth der Grunb- 
ftüde und Gebäude ald maßgebend für bie et ber Grund» 
fteuer angenommen ift, in dem Formular I, Abtheilung 1 
Spalte 7 ber Steueranfchlag, d. b. das Grund- und Gebäude 
fteuerfapital, eingetragen werben. 


$. 10. Der $. 15 des Gefehed zur Merbefferung bes 
Unterpfanbswefens in ben Sobenzollernfchen Landen vom 
24. April 1854 beftimmt: 


»Eintragungen und Föfhungen bürfen in den Unter 
fandsbüchern nur auf Grund öffentlicher Urkunden 
ewirkt werben. biefen find alle zu rechnen, in 
welchen die Unterfchrift durch einen Ortsporjteber 
beglaubigt ift.« 


Don ber in dem Iekten Sag geftatteten Form ift bei 
Verpfändungen, foviel bekannt, niemals, bei Eeffionen häufig, 
bei Löſchungen faft durchweg Gebraud gemacht worden. Es 
iſt dies aud) die form, welche im benachbarten Württemberg 
für Binreichend erachtet wirb und es haben ſich bei Geftattung 
derfelben feine Unzuträglichkeiten berausgeftellt. Der 8.33 ber 
Grundbuchordnung wuͤrde in biefer Beziehung eine Erſchwe⸗ 
ruug herbeiführen, zumal, wenn man erwägt, daß es in Hohen⸗ 
ollern feine Notare giebt. Die Grundbuchorbnung verlangt 

$. 96 zur Begründung des Löfhumgsantrages eineß Eigen- 
thümer8 bie Borlegung der über bie —— efertigten 
Urkunde ober des Erkenntniſſes, durch welches dieſelbe nad) 


Ual. 3. b. Berhandl. d. Serrenhauſes 
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erfolgtem Aufgebote kraftlos erklärt iſt. Dieſe Beſtimmung 
iſt bei der rechtlichen Natur der in Gemäßheit der Grundbuch⸗ 
ordnung autzzufertigenden Hypothelenbriefe vollkommen gerecht⸗ 
fertigt. Diejenigen Schulddokumente aber, welche bisher in den 
Hohenzollernſchen Landen —— ſind und bis zum In— 
krafttreten der Grundbuchorbdnung noch zur Ausfertigung 
kommen werden, haben dieſen Charakter nicht, ja fie haben nicht 
einmal die Bedeutung der gemäß der Hypothefenordnung vom 
20, September 1753 angefertigten Hypothekenurkunden. Des · 
halb iſt bisher bei Löſchungen Vorlegung der über die Poſt 
ausgefertigten Schuldurkunden nicht als unerläßlich verlangt 
und es find auch die Schuldurkunden vielfach, wenn einmal 
Zahlung erfolgt war, nicht mehr aufbewahrt worden, wenn 
aud) die Löſchung no ausitand. SHiernad) rechtfertigt fich bie 
Beftimmung, wonady ber $. 96 der Grundbuchordnung nur 
für ſolche Urkunden in Anwendung gebracht werden fol, 
welche auf Grund der Grundbuchordnung ausgefertigt waren. 


$. 11. Nah dem in Hohenzollern geltenden gemeinen 
Recht haben Privatteftamente und Vrivaterbverträge Gültig. 
eit. Da folden Urkunden jeboh der für Einfdreibungen 
oder Löſchungen im Grundbuch erforderliche öffentliche Glaube 
nicht beigelegt werden fann, fo war entipredend dem $. 6 
des Gefegentwurfs über dad Grundbuchweſen in Neu-Vor- 
pommern und Rügen eine Beltimmung zu treffen, welche zu 
dem letgedachten Entwurf ausführlich motiviert worben ift. 


$. 12. In Hohenzollern exiftiren Hypothekenurkunden 
nicht. Die Eintragungsurkunde befteht nur aus der mit n- 
—— verſehenen uldurkunde, welcher das Atieſt 
ber Freiheit von anderen Belaſtungen als den im Atteſt 
namentlich aufgeführten Belaftungen binzugefügt wird, Der 
$. 12 bezweckt, diejenigen Urkunden zu befeichnen, welche bort 
an bie Stelle der im N 130 der eg genann- 
ten, nad) der Hypothekenordnung von 1783 und der Hypo⸗ 
thefennovelle von 1853 ausgefertigten Sppothefenfcheine und 
Sppotbefenbuchsauszüge treten. 


6. 13 bis 17 enthalten die Beftimmungen über das 
Verfahren bei Anlegung der neuen Grundbücher. Sie bedür- 
fen feiner befonderen Rechtfertigung, ba fie im Wefentlichen 
ben Grundfägen über das Aufgebot- und Ausſchlußverfahren 
entfpredyen, welche in ben übrigen gleihartigen Gefegentwürfen 
angenommen worden find. 


Zum zweiten Abſatz bes $. 16 ift zu bemerken, daß es 
ber fpeziellen Uebertragung ber in das bisherige Unterpfands- 
buch auf Grund des Geſehes vom 24. April 1854 eingetrage- 
nen Hypotheken in bie neuen Grumdbüder nicht bedarf, daß 
vielmehr eine in die legteren für jede Grundftüd in der drit- 
ten Abtheilung einzufcreibende Verweifung auf Band und 
Seite bed Unterpfandsbucdhs als erg oe ericheint. In bie 
älteren Unterpfandsbücder, das heißt Diejenigen, bie vor dem 
Jahre 1854 exiftirten, find feit 1854 neue Eintragungen nicht 
mehr erfolgt, die alten Einträge haben feit jener Zeit durch 
Lofchung und Uebertragung zum größten Theil ihre Erledigung 
aefunden. Da jedoch noch einzelne Einträge in dieſen älteren 
Büchern bei Kraft fein können, fo wird im einzelnen Fall 
bei Anlegung des neuen Grundbuchs von dem Grundbuch 
tichter zu etmeffen fein, ob eine Verweiſung auf das ältere 
Unterpfandsbuch ſich empfiehlt oder die Einträge in demfelben 
in bad neue Grundbuch herüberzunehmen find. 


Die 88. 18 und 19 bedürfen einer befonderen Motivi- 
rung nidt. 


$. 20 enthäft nur die Berichtigung eines Irrthums im 
Koftentarif. 
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Berlin, den 21. Dezember 1872, 


Em. Erlaucht beehre ich * anbei die mir ertheilte 
Allerhöchſte Ermaͤchtigung vom 16. Dezember d. J. und den 
darin erwähnten Gefeg-Entwurf, 


betreffend ba8 Grundbuchweſen in der Provinz Schleswig. 
Holftein, 


nebft Motiven zur gefälligen weiteren Veranlaffung ganz er- 
gebenft zu überjenden. 


Leonhardt. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhauſes, . 
Heren Dtto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Wir ea von Gotte8 Gnaben König von 
n x. 


reu 
ertheilen Unſerm Juſtiz ⸗Miniſter die Ermächtigung, den bei- 
— ec as “ über bas Grunbbuchnefen 
n ber Provinz Schleswig - Holftein den beiden Häuſern bes 
Landtags Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchluß · 
nahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 16. Degember 1872. 


Wilhelm. 
Leonhardt. 
Allerhöchſte Ermachtigung. 


Entwurf eines Geſetzes 
über 


das Grundbuchweſen und die Derpfändung von 
Seeſchiffen in der Provinz Schleswig-Holfein. 


Wir Wilbelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen ıc. 
berorbnen für bie Provinz Schleswig-Holftein, unter Zuftim- 
u Bi eidben Häuſer des Landtags Unferer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Das Fig Bea ben Eigenthumserwerb und die bingl 
Belaftung der Grundſtücke x. vom 5. Mai 1872, bie Grund- 
buchorbnung vom 5. Mai 1872 mit Ausſchluß ber SS. 49, 
73, 133—140 und das Gefeh vom 5. Mai 1872, betreffend 
bie ——— von gewiſſen, bei dem Grundbu mt an 
zubringenden Anträgen, werden mit nachitehenden Beitimmun- 
gen in der Provinz Schleswig-Holftein eingeführt. 


$. 2. 


Die in den eingeführten Gefehen in Bezug genommenen 
den Vorfchriften, melde in der Provinz Schledwig- 
a ein nicht gelten, bleiben außer Anwendung. Unter ben 
Verweifungen auf die Prozeß Ordnung ift das in dieſer Pro- 
vinz geltende Vrozefrecht zu verftehen. 


$. 3. 
Die Amtsgerichte find die Grundbuchämter für die in 
ihrem Bezirk gelegenen Grundftüde, 


Herrenhaus. NAktenftüd AP 29. 


Das Amtsgericht zu Kiel ift das Grundbudamt für bie 
jenigen Grundftüde, welche bisher in den landgeridytlichen und 
obergerichtlichen Hypothelenbuchern eingetragen geweſen find. 


Das Appellationsgericht zu Kiel iſt jedoch ermächtigt, auf 
Antrag der Betheiligten bie Führung des Grundbuchs über 
Do rundftüde dem Amtsgericht des Bezirks, im welchen 
a8 Grundftüd liegt, zu überweifen. 


$. 4. 
Die Anlegung der Grundbücher erfolgt von Amts wegen, 


m. bie Grundfeuer-Vermeflungsarbite bis zum Nachweis 
er ne unb Flaͤcheninhalts ber einzelnen Grundftüde 
abgeſchloſſen find. 


Das Grundbuhamt erhält eine Mbfchrift de auf Grund 
biefer Nachweiſe aufgeftellten Flurbuches 


g 5. 


Sobald das Grundbuchamt biefe Abfchrift Iten bat, 
labet es bie ald Cigenthümer ober im e — 
Eigenthums bie als —— Eigenthümer der einzelnen Grund⸗ 
ftüde bezeichneten Perſonen Behufs Anlegung bes Grundbucht 
unter Androhung einer Geldbuße bis funfzig Thaler vor. 


§. 6. 
Die nad) $. 5 Gelabenen find verpflichtet, dem Grunb- 
— ch 8 ſi erpflichtet, 


I) ihre unmittelbaren Rehtsvorgänger zu nennen, 
2).den Rechtsgrund anzugeben, durch welchen das Eigen- 
thum auf fe ——— iſt, ⸗ ie 
3) bie darauf m beziehenden Urkunden ober andere Be 
meisftüde, ſowie 

4) einen Auszug aus den Steuerbüdern (Steuer- ober 
Hebungsregijter) mit ber Beſcheinigung der Steuer- 
behörbe vorzulegen, daß fpätere Eigenthumsverän- 
berungen nit befannt geworben find, und 

5) alle auf ihrem Grunbftüd haftenden dinglichen Rechte 
bie Beichränkungen bes Eigenthums = bie Hupothe- 
fen anzuzeigen, 

8.7. 


Wenn ber auf Grund biefer Unterfuchung ermittelte Eigen- 
thümer eined Grunbftüds zugleich durch ein Öffentliches, nad) 
Grumbftüden angelegtes agree unge (Realfolien) als folder 
nachgemwiefen ift, fo wird berfelbe als Eigenthümer in bas 
Grundbuch eingetragen. 


$. 8. 


Derjenige dagegen, bei bem bie in 6. 7. angegebenen 
Fehlen, welcher Steuerbuds (Steuer: 


Dorausfegungen ee Ganz Keim meint 

ober Hebungsregi als Eigen er aufgeführt ift, ift be- 
techtigt, Tehne Eintragung im Grundbuch zu verlangen, 
wenn er 


entweder nachweiſt, daß er das Grundſtück im. gericht- 
lihen Swangsverfahren erworben babe, 


ober feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Orts- 
vorjtanbes, : 


oder durch Urkunden, an Eibe8 Statt abgegebene Ber- 
—— von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, 

8 er allein ober unter —— 5 Beſitz 

zeit ſeiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn 
a R ununterbro im Eigenthumsbefig ge 


$. 9. 


Mer in ben Steuerbücern nicht als Eigenthümer ver- 
zeichnet it, gilt unter ber rag en: des 8. 8 als berech⸗ 
tigt, in das Grundbuchblatt als Eigenthümer —— zu 
werden, wenn der in jenen Büchern Verzeichnete in einer 
Öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde dazu feine 
Einwilligung ertbeilt hat, oder zur Ertheilung derſelben vedjts- 
kräftig verurteilt worden ift. 


Herrenhaus. Aktenftüd A 29. 


81. 
Die rar ge: bes Ei enthümers fann jedoch in den 
Fällen ber sy und 9 erit nad Mblauf eines Jahres von 
ben in &. 15 ermähbnten Tage erfolgen, falls nicht entgegen. 


ftehende Anſprüche angemeldet worden find. 


g. 11. 


Diejenigen, welche vermeinen, daß ihnen das Eigenthum 
oder ein das Eigenthum oder bie Verfügung. über dafjelbe be- 
ſchränkendes Recht, oder eine bingliche eat oder eine Hypo 
thek an einem Grunditüd zuftehe, haben ihre Anſprüche inner- 
bald eines Jahres von dem in $. 13 erwähnten Tage bei dem 
Grundbuchamt anzumelden. 


Der Anmeldung bedarf es nicht bei denjenigen Figen- 
thumsbefchräntungen, dinglichen Laſten und Sypotheten, welche 
in Öffentlichen, geieglich nach Grundſtücken angelegten Broto- 
follb n (Realfolien) protokollirt find, ober wenn ber Eigen- 
thümer gemäß bein $. 6 das binglicdye Recht an feinem Grunbftüd 
angezeigt bat. 

$. 12. 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
weldyer im redlichen Glauben an bie Richtigkeit des Grund- 
buchs das Grundftüd erworben hat, nidt geltend machen 
fann, und daß er fe Vorzugsrecht gegemüber denjenigen, bie 
Ken. — innerhalb ber Ausſchlußfriſt angemeldet haben, 
verli 


$. 18. 


Sobald bie — nah $. 5 bei fämmtlidyen 
Umtsgerichten eined Kreisgerichtsbezirks beendigt find, hat ber 
zum miniſter durch eine in ber Geſetzſammlung zu veröffent- 
ihenbe Verfügung den Tag zu beftimmen, am welchem bie 
—— Ausſchlußfriſt des 8. 11 für den betreffenden Kreis- 
gerichtsbezirk beginnen folk: 

Alsdann hat bad Appellationsgericht zu Kiel bie SS, 11 
und 12 innerhalb der Ausſchlußfriſt von ſechs zu fechs Wochen 


durch das Amtsblatt, das betreffende Kreisblatt und drei Zei | 


tungen, von denen mindeften® zwei in ber Provinz erfcheinen, 
—2 mit Angabe des Tages, an welchem bie Ausichluß- 
frift abläuft, für den Bezirk bekannt zu machen. 


In dieſer Bekanntmachung müſſen biejenigen Bezirke 
nambaft gemacht werden, in welchen bie in $. 11 Abi. 2 er- 
wähnten Hrotofofle der Unmeldung nicht bedürfen. 


$. 14. 


Vor ber rechtöfräftigen —— über angemelbete 
> e Eigenthumsanfprücde ober Beichränkungsrechte ($. 11) 

rf da8 Blatt für das Grundftüd im Grundbuch nidt an- 
gelegt werben, 


g. 15. 


Die dinglichen Rechte ($. 11) werben mit ber ihnen nad) 
bem —— Rechte zukommenden Rangordnung in das 
neue Grundbud) eingetragen. Die vor Ablauf ber Äusſchluß- 
frift entftandenen und angemeldeten binglihen Rechte an 
Grundftüden haben bei ber Eintragung die Rangordnung vor 
ben fpäter emtftanbenen; jedoch geben bie nad) Ablauf ber 
Ausfchlußfrift, aber vor Anlegung des Grundbuchblatts pro- 
tofollirten dinglichen Rechte in der Nangordnung denjenigen 
rechtzeitig angemeldeten ne vor, welche nicht mit Pro- 
tofollationsberechtigung verjehen find. 


$. 16. 


Bei ber eng ber Grundbuchblattes fann für ein an- 
emelbete8 dingliches Recht ($. 15) eine Vormerkung einge 
agen werben, 

1) wenn die Entftehung biefes Rechts glaubhaft gemacht 
iſt und entweber der Eigenthümer ber Eintragung 
wiberfpriht ober die Rangorbnung des Rechts be- 
ftritten it; 


| 
| 





2) wenn von dem Eigenthümer die Jbentität deß Grund- 
ftüds beftritten wird, biefelbe aber durch Urkunden 
ober eibeäftattlihe Verſicherungen von Zeugen glaub- 
haft gemacht worden ift. 


$. 17. 


Eigentbumsvorbehalte find in das Grundbuchblatt als 
Hypotheken einzutragen oder vorzumerfen. 


$. 18. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten 
Hypothek in bas neue Grumbbuchblatt kann nur auf eine be 
ftinmte Summe erfolgen. Einigen fi) die Betheiligten nicht 
über die Höhe berfelben, fo erfolgt ihre Feftfegung durch Ent- 
ſcheidung des Prozeßrichters. 


$. 10. 


Ueber leere vom Eigenthümer vorbehaltene Hypotheben 

llen und über die vor ber Linie get ten Hypothelen bat 

erjelbe die Verfü "9 wie über eine — bes Eigen- 

thümer® nad) Mabg e bed Gefeßes vom 5. Mai 1872 über 
ben Eigenthumsenverb. 





$. 20. 


Die Uebertragung ber vorbehaltenen Stellen und ber vor 
ber Einie getilgten Sypothefen in das neue Grundbuch geſchieht 


mit ber formel: 
— NEUE SFRE [r., mit... .. vom Hundert verzinglich 
ftehen zur Verfügung des Eigenthämers. 


$. 21. 


Menn ber Eigenthümer gleich bei der Anlegung bes 
Grundbuchblattes beantragt, bie leeren Stellen ober bie vor 
ber Pinie getilgten Poften ald Hypotheken oder Grundſchulden 
auf feinen Namen einzutragen, fo, erfolgt biefe Eintragung 
ftempel- und £oftenfrei. 


$. 22. 


Behauptet ber Eigenthümer, baf ein angemeldetes Recht 
geti t ſei, ohne dies urkundlich nachweiſen zu können, fo iſt 
edyt einzutragen, * aber in ber Spalte »Verä 


tän- 
berungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
iſt, vorzumerfen, 


5.23. 


Die erfolgten Anlegungen von Grundbuchblättern find 
vierteljährlich durch das Amtsblatt und das betreffende Kreis- 
blatt mit Bezeichnung der Grundſtücke nach den Steuerbüchern 
durch das Grundbuchamt bekannt zu machen. 


$. 24. 


Diejenigen Amtsgerichte, welchen bisher bie Einfchreibun- 
en (Protofollirungen) des Eigenthumd oder der Belaftungen 
rt Grundſtücke obgelegen haben, haben bie betreffenden Bücher 
bis zum 10. Tage nad dem Erjcheinen bed Amtöblattes 
($. 23) fortzuführen, in welchem die Anlegung der neuen 
Grundbucdpblätter für ihren Bezirk öffentlid) befannt gemacht 
tworben — dieſelben zu ſchließen und aufzubewahren, 
oder an zuftändige Grundbuchamt zur Aufbewahrung ab- 


$. 25. 


ehn Tage nad ber durd das Amtsblatt erfolgten 
Öffentlihen Bekanntmachung ber — Anlegung bes 
Grundbuchblattes für ein Grundſtück ($. 23) kann deſſen Ber- 
äußerung ober Belaftung nur in den Formen ig welche 
das eg über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 
und die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 vorjchreiben. 


$. 26. 


Verträge, durch welche im ——— von Privatperſonen 
nbe Grundſtücke im Ganzen oder zertheilt veräußert ober 
elaftet werben, bebürfen nidt ber vorgängigen Erlaubniß ober 
Beftätigung durch Verwaltungsbehörben. 

16* 


zugeben. 


j $. 27, 
Eingetragene dingliche Rechte können weder burd Er 


fitung eines entgegenftehenden Rechts, noch durch Verjährung 
—— werden. 


Die Klage auf rückſtändige Zinſen von eingetragenen 
Kapitalien verjährt in 4 Jahren. Die erg: beginnt 
am 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem die Zinfen 
fällig geworden find. 


1 _ 


8. 


Die Veweiskraft einer Schuldurfunde über den Empfang 
eined Darlehns oder eines Brautſchatzes, auf Grund deren 
eine Hypothek eingetragen ift, ift am den Ablauf einer Zeit- 
frift nicht gebunden. 


9. 


Im Gebiet des Dänifhen Rechts können Mieth- und 
Pachtrechte die Wirkung dinglicher Rechte nur durch die an 
die Stelle ber Dinglefung tretende Eintragung erhalten. 


$. 30. 


Gefeliche und durch letztwillige Verfügung begründete 
Sppothefen gewähren mur einen Anſpruch gegen ben Gigen- 
thümer, die Eintragung einer beftimmten Summe zu bewilligen. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen iſt 
fortan umwirffam. 


An beweglichen Sachen kann eine Hypothek nicht beftellt 
werben. B 


$. 31. 


Die dem Dächter zuwachſenden ober ihm gehörigen, auf 
dem Grundſtück noch vorhandenen Fruͤchte haften nicht ben am 
Grundſtück dinglic Berechtigten. 

1 


$. 32, 


Aus Drivatteftamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig 
ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintragungen oder 
Loͤſchungen im Grundbud nur erfolgen, wenn entweber durch 
eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturkunde ober 
das Anerkenntniß des burd) das Geſetz berufenen Erben nach ⸗ 
gewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts bei- 

ebradht wird, Da fidh nad) erfolgter Öffentlicher Babung ein 
eſſer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe. 


Die Art ber —— und die Friſt ber öffent 
—— hat der Nachlaßrichter nach Lage des Falles zu 
ermeſſen. 


538 


Auf die vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in 
Kraft tritt, protofollirten Hypotheken findet die Verordnung 
vom 12. Februar 1828 (Chronol. Samml. 1828, ©. 26) in 
Betreff ber Suläffgfeit ber fpäteren Erhöhung bed eingetra- 
u Zinsfußes bi8 Fünf vom Hundert auch ferner An- 
wendung. 


$. 34. 


Hypotheken, welche bis zu dem Tage, an welchem dieſes 
Gefeg in Kraft tritt, mit feiter Nangordnung protofollirt 
find, können nicht in bie Stelle ber vorftchenden gelöſchten 
Hypotheken vorrüden. Dem Eigenthümer des Grundftüds 
. verbleibt vielmehr das Necht, an Stelle der — Hypo · 

= eine neue Hypothek oder eine Grundſchuld von gleidyem 
Betrage für fid) oder andere Perfonen eintragen zu lafen. 


$. 35. 


Die in das Grundbuch eingetragenen Grundſtücke, Berg- 
werke und selbitftändigen Gerecjtigkeiten dienen im Konkurſe 
über das Vermögen des eingetragenen Eigenthümers zur ab- 

efonderten Befriedigung ber dinglich Berechtigten. Diefelben 
sr nöthig, ihre Anfprüce bei der Konkursmaſſe an- 
zumelben. 
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$. 36. 


Bei ber gerichtlichen Zwangsverſteigerung fönnen mit der 
Rangordnung des Kapital® nur zweijährige Finsrüditände, 
—— vom letztverfloſſenen Faͤlligkeitstermin vor der 
tonkurseröffnung oder vor dem früheren Tage der verfügten 
Swangsverjleigerung, gefordert werben. 


$. 37. 


Bei der abgefonderten Befriebigun ber dinglich Berecdh- 
tigten gehen denjelben in der nachſtehenden Reihenfolge vor: 


1) bie Koften der Swangsverfteigerung; 


2) die Rückſtände ber zur Erfüllung ber Deichpflicht er- 
forberlichen Beiträge ber zwei legten Jahre; 


3) die Rüdftände dev auf dem Grundftüd laftenden, an 
bie Staatökaffe zu zahlenden direkten Abgaben und die 
an bie Mentenbant oder an ben Domainenfisfus zu 
— Ablbſungbrenten aus den zwei letzten 

abren ; 


+4) die Rüditände ber auf bem Grundftüd haftenden ge- 
. meinen Paften aus den zwei legten Jahren; 


5) die Rüditände an Lohn, Koſtgeld und anderen Dienft- 
einnahmen der Wirthſchafts · und Forſtbeamten und 
des Gefindes, fofern diefe Perſonen zur Bewirtbichaf- 
tung ober Verwaltung des zur Landwirthſchaft be- 
ftimmten Grundftüd® und der bamit verbundenen 
Rechte, oder zum Betriebe eines ländli Nebenge- 
werbed auf dem Grundftüd gehalten werden, ſowie 

bie Anfprüde der Schmiede und Rabemadıer, fo- 
weit fie für das Grundſtück Arbeiten geleiftet haben, 
und der Bergarbeiter aus dem legten “Jahre; 


6) die Forderungen für Saatlorn aus dem Ichten Jahre. 
838, 


Gemeine Paften N 37 Nr. 4) find alle nad) Gefek ober 
Verfaffung auf dem Grundftüd haftende, aus dem Gemeinbe-, 
Kreid- und Provinzialverband, oder aus dem Kirchen, Dfarr- 
und Schulverband, oder aus einem fonftigen Kommunalverband 
oder einem ritterfchaftlichen Verband entipringenden, oder an 
Kirchen, Pfarren und Schulen, oder an Kirden- und Schul. 
bediente zu entrichtenden ober aus ber Verpflichtung zu Öffent- 
lichen Wege, Waffer- und Uferbauten entjtandenen Abgaben 
und Leiftungen; ferner die Beiträge, weldie an Meliorations- 
genoſſenſchaften oder andere gemeinnügige vom Staate beftä- 
tigte Inftitute, namentlid an Bereine behufs gemeinſchaftlicher 
Uebertragung ber durch Brand, Hagelſchlag oder Vichiterben 
entitandenen Schäden zu entrichten find. 


$. 9. 


Der —— im Grundbuch bedürfen nicht die in ben 
6$..37 und 38 erwähnten abfolut bevorzugten Anfprüche. 


$. 40. 


Die Schabenderfapflage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in 3 Jahren, nachdem das Dafein und der Urheber bes 
Schadens zur Kenntniß des Beſchädigten gelangt ift. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung 30 ‚Jahre 
verfloffen, jo kommt es auf ben Zeitpumft der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. 


§. 4. 


Für die Verpfändung von Seeſchiffen gilt, abgeſehen von 
ben gefeßlichen Dfandrechten, welche in das Eciffsregifter nicht 
—— find, fortan die Vorſchrift ber SS. 1, 2, 3 des 
Art. 59 des Einführungsgeieked zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgefegbuch vom 24, Jumi 1561. 


$. 22. 


Die * der Verpfändung in das Schiffsregiſter 
erfolgt auf den Antrag des Rheders oder der Rhederei. Co 
bald eine foldye Eintragung erfolgt ift, wird ber auf Grund 


ber Inſtruktion vom Juſtizminiſter vom 31. Auguſt 1867 
Th. 1. 8. 16 in Kolonne 10 des Certifikats eingetragene Ber- 
merk gelöfcht. 


$. 48. 


tige Ausſchluß derjenigen vorangehen, die ſich nicht gemeldet 
Haben. 

Für daß —— — gelten die Vorſchriften des 
Art. 58. $6. 1—4 des Einführungsgefeke 
Deutfchen Handelögefegbud vom 24. Juni 1861. 


$. 44. 


Sobald ber in F. 42 erwähnte Vermerk in Kolonne 10 


des Eertifitats gelöfht it, kann das Schiff nur durch Eintra- 
gung im Sciffsregifter verpfändet werben. 


J. 45. 


Die Verhandlungen, melde zur Feſtſtellung der innerhalb 
der Ausſchlußfriſt angemeldeten Rechte an Grundftüden und 
Schiffen ($. 44) af gen find ftempel- und Eoftenfrei. Die 
nad $. 5 des Ktoftentarifd ber Grundbuhorbnung vom 5. Mai 
1872 zu entrichtenden Koften bleiben infoweit außer Anſatz, 
als ſolche bei der Eintragung des dinglichen Rechts — — 
für die künftige Delirung entrichtet worden find, und die Be- 
ftimmungen des 6. 11 des Tarifs finden auf —— Grund. 

ücke keine Anwendung, für welde gefeglid) folien bis- 
x geführt worden find. 

Die Vorſchrift des ae ur Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 8.1 Nr. 5 bezieht ſich auf $.59 der Grund» 
buchorbnung. 

6. 46, 


Diefed Gefeg tritt am 1. Dktober 1873 in Straft. 
Mit biefem Tage werden alle das Protofollationsiwefen be 
— Verordnungen unter Vorbehalt des $. 24 aufge 

oben. 


Urkundlich ac. 


Beglaubigt: 


Der Juftizminifter. 
Leonhardt. 


Motive 
zu 


dem Entwurf eines Geſthes über das Grundbuch- 
wefen und die Derpfändung von SHeefchiffen in der 
Provinz; Schleswig - Holftein. 





Das dringendfte Bebürfniß, unverzüglich mit der Reform 
des Immobiliarfachenrechts — eſteht unter den 
neu erworbenen Provinzen für die Provinz Schleswig · Holſtein. 


Dieſes Beduͤrfniß der Reform iſt allſeitig bei ben Jeſtir 
und Verwaltungsbehörden, wie im Lande anerkannt, und hat 
inöbefondere aud) durch Anträge der Drovinzialftände Ausdrud 
erhalten. Den beften Beweid für daffelbe wird eine kurze 
Darftellung des gegenwärtigen Rechtözuftandes darbieten. 


Was zunäcft das materielle Necht des Erwerbs des Eigen- 
thums und der dinglidien Belaftung der Grunditüde betrifft, 
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ſo ſind die Formen für Uebertragung von Grundeigenthum, 
welche ſich im Sachſenſpiegel und im Jütſchen Cov finden, 
mehr und mehr außer Gebrauch gekommen. Die neuere Geſetz⸗ 
gebung bat aligemeine Vorſchriften über den Eigenthums— 


‚ erwerb nicht getroffen und einzelne hierauf bezügliche geſetzliche 
Der erften Eintragung muß eine öffentliche Ladung der | Verfügungen, 3. B. die Verfügung vom 1. Juni 1787 über 
zur Eintragung berechtigten Nealgläubiger und ber vedhtsfräf. | die Nothwendigteit der Errichtung fehriftlider Verträge zum 


| 


i 


ögefeged zum Wllgemeinen | erwerbs. 


1 


| 


I 
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| 
1 


| 
h 
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Erwerb des Eigenthums an laͤndlichen Grundſtücen im Herzog 
t 


thum Schleswig, haben eine verſchiedene Auslegung erlitten. 
Es herrſcht in der Praxis eine große Ungleichförmigkeit, viel⸗ 


fach aud) Unſicherheit über die Bedingungen des Eigenthums- 
Dem Hypothelenrecht, welches weſentlich auf der 
Grundlage des Römiſchen Rechts beruht, fehlen die für die 
Sicherung des Realkredits unentbehrlichen Prinzipien ber Du- 
blizität und Spezialität. Geſetzliche und ſtillſchweigende Hypo - 
theken beſtehen noch, ebenſo können durch Vertrag General- 
ypotheken beſtellt werden. Die Rechtsverhältniſſe der Grund» 
ücke im Konkurſe endlich benachtheiligen die Rechte der hypo— 


thetariſchen Gläubiger nicht allein inſofern, als dieſelben ge 


nöthigt find, in den Konkurs einzutreten, und aus der Ge- 
—— ihre Befriedigung zu erwarten, ſondern auch da— 
urch, daß ihmen eine große Aust abfolut privilegirter For⸗ 
berungen vorgeht, deren Mehrzahl mit dem Grundeigenthunt 
des Kridays in feiner Verbindung fteht. . 


Mehr nod) ald die materielle Seite des Rechts ift feine 
formelle in einem durchaus ungenügenden, unficheren und felbft 
lofal abweichenden Zuftande. Ueber dad Echuld- und Pfand- 
protofollwejen Er es eine große Zahl in weſentlichen Punk 
ten von einander abweichender mr und Verordnungen. 
Sie finden fid) abgedrudt im zweiten Bande ber ſyſtematiſchen 
Sammlung der Verordnungen. Zu ben bort angeführten find 
in der feit dem Erfcheinen der Sammlung verfoffenen eit 
binzugefommen befondere Protofollationsordnungen für das 
Amt Kiel vom 3. Dezember 1833, für bie Herrſchaft Herz. 
born und die Vogteien Sommerland und Grönland vom 
4. Oftober 1851 und für das Amt Reinbed vom 18. Juli 1857. 


Allen gemeinfam ift ber Zweck, dem unleiblichen Nachtbeil, 
ben die in dem herrfchend gewordenen Römifchen Pfandſyſtem 
vorkommenden privilegirten Hypotbefen dem Kredit zufügen, 
abzubelfen. Sie fpreden zwar ben Sat aus, daß die proto- 
kollirten Pfandrechte den nicht eingetragenen, wenn auch mit 
einen Brivilegium verfehenen, vorgehen und daß folgemweife 
bie —— unter ben protokollirten ſich lediglich nad) 
der Eintragung beſtimmt, aber ſie weichen ſehr von einander 
ab in dem Wege, auf welchem fie im Uebrigen ihr Ziel, ben 
Kredit zu befeftigen, zu erreichen ftreben. Hiernach laffen ſich 
bie Schuld- und Pfanbprotofolle in zwei Klaffen fonbern, in 
ch welche Namenfolien, und in folde, welche Realfolien 
enthalten. 


Drotofolle mit Namenfolien find durch bie generelle 
und uniforme Konftitution vom 10. September 1734 in allen 
Aemtern, Städten und Landſchaften des Herzogthums Schles · 
wig eingeführt und dieſelbe Eintichtung iſt auch für die Unter- 

** der Schleswigſchen adeligen Güter in Geltung ge 
mmen, wenngleich bafür eine ausbrüdlihe Extenfion des 
angeführten Geſetzes nicht nachgewieſen merben kann. Mit 
Ausnahme der dem Obergericht und der dem Landgericht un- 
mittelbar unterworfen gewefenen Grunditüde, welde nad) ber 
Verordnung vom 12. Juni 1739 und nad) der für beide Herzog- 
thümer erlaffenen Verordnung vom 23. Dezember 1796 Proto« 
folle mit Realfolien haben, finden ſich Namenfolien angeorbnet 
ir ganz Schleswig, desgleichen für die Holfteinifchen Aemter 
und Landſchaften Plön, Neinfeld, Rothwiſch, Traventhal, 
Kronshagen, Segeberg, Rendsburg, Pinneberg, Norberbith- 
6 mithin räumlich für den größeren heit Schleswig · 
olſteins. 


Die Idee, welche der gedachten Einrichtung zum Grunde 
liegt, ift, daß den Schuldnern bie Möglichkeit hat gewährt 
werben follen, Pfandrechte zu beftellen, über beren Priorität 
vor allen nicht in dba8 Protokoll ni ein Smeifel 
nicht obwalten kann. Dabei ift bie ittelung der Gegen- 
pen: namentlich auch ber Grunbftüde, weldıe der Verfügung 
er Schuldner unterliegen, wie auch des Werths biefer Grund» 
ftfide den betbeiligten Gläubigern überlaffen geblieben. Die 
Schwierigkeit, welche es nad) biefem Syftem bat, die auf einem 
öfter veräußerten Grundftüd haftenden protofollirten Yfand- 
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rechte zu ermitteln, mußte im Laufe dev Zeit immer mehr 
wachſen, und dadurch der Kredit, ben die Verpfändung cines 
Grundſtücks annähernd bis zu deſſen jeweiligem Werth zu 
ſchaffen vermag, beeinträchtigt werben. Um biefem Uebelitand 
zu begegnen, iſt es bei der Mehrzahl der geſetzlich nach Namen 
u führenden Schuld- und Pfandprotokolle in Gebrauch ge 
ommen, auf bie Folien der Grunbbefiger bie Grunditüde, 
weldye fie befiten, nebit ber protofollirten Beſchwerung, welche 
aus ber Seit dev früheren Gelege auf ben Grundſtücken haftet, 
anzuführen. Auf biefem Wege hat die Praxis die Namen: 
folten in Realfolien umgeformt. Doch bat, fo wie der Man- 
el einer geſetzlichen Grundlage eine Verſchiedenheit des zur 
Anpülfe jene® Bedürfniffes eingefchlagenen Verfahrens berbei- 
erührt, jo auch durch ſolches in feinem falle eine Sicherheit 
ür die auf den Folien gewährte Ueberficht über die Belaftung 
der Grundjtäde gewährt werben können, weil einmal beitellte 
protofollirte Pfandrechte nicht dadurch befeitigt werden, daß 
etwa ihre Uebertragung auf das Folium eined neuen Eigen 
thümer® verfäumt worden ift. 


Dagegen ift in ben Diftrikten, für welche Realfolien vor- 
geichrieben find, die Sadjlage einigermaßen beffer. 


Die Verordnung über die Eröffnung eines Schuld» und 
Pfandprotokolls für Die ben Landgerichten unmittelhar unter 
worfenen Güter und Befigthümer in ben ar 
Schleswig und Holjtein vom 23. Dezember 1796 ift ein für 
feine Zeit ausgezeichnetes Gefeg und iſt aud von Anfang an 
mit Sorgfalt und Genauigkeit zur Ausführung gebracht wor- 
den. Daffelbe gilt im Allgemeinen von ben im Anfchluß an 
biefeß Geſetz —— —— fo insbeſon⸗ 
dere für Süberdithmarſchen (efr. Patent vom 18. Dezember 
1810 II. ©. 494). Außerdem find Realfolien für bie Unter 

ehörigen der abeligen Güter in Holftern ungefähr gleichzeitig, 
Fir die Stäbte auf Grund ber Verordnungen vom 20, Sep- 
tember 1698 und vom 2. September 1768 eingeführt. 


Endlich giebt es Diftrikte, welche zwar Schulb- und Pfand. 
protofolle haben, in Betreff deren aber geichriebene Geſetze 
überhaupt nicht vorhanden find, für welche alfo das Herkom⸗ 
men allein die Norm tiber dad Verfahren bei ber Eintragung 
ſowohl, als über die durch dieſe erworbenen Vorzugsrechte an 
giebt. Hierher gehören die Graffchaft Ranzau, bie Eremper- 
und Wilſter · Marſch und das Amt Borbesholm. 


In Altona, wie in den früher ber Jurisdiktion des dor ⸗ 
tigen Magiftratd unterworfen geweſenen Dorfichaften Ottenfen 
und Neumühlen beſtehen für die führung bes Stadtbuchs und 
bes Schuld- und Dfandprotofolls eigenthümliche Regeln, welche 
9 der Hauptſache nach auf eine von ber Defehge ah aner- 

nte und in einigen Punkten näher beitimmte Obfervanz 
gründen. 
ng vom 12, Auguſt 1748 (Chronol. 
Samml, Nr. 14.) 


Darnach hat jedes Grundftäd fein eigenes Folium, Sy- 
potheten werben durch Drotofollationen auf den Folien beitellt, 
ohne daß es se ber Ausfertigung anderer Schuldbofumente 
bedarf, wiewohl nad) befonberer geleblicher Vorſchrift Se 
— ** vom 21. Januar 1737) der Schuldner für folder 
geftalt beftellte Hydothek eventuell perſönlich haftet, endlich 
wird jeder Hypothek (Verficherung) eine beftimmte Priorität 
angeriefen, tm a. nach einer in Altona herrſchenden, aber 
in einem fbeziellen Fall vom höchſten Gericht verworfenen 
Rechtsanſicht mit der —— ß nicht beſetzte Prioritäten 
dem Eigenthümer des Grundſtücks gehören, und im Falle feines 
Konkurſes der Generalmaffe zufallen follen. 


Daß bie Schuld- und Pfandprotofolle, welche nah Namen- 
folien ** find, den Anforderungen des Realkredits nicht 
entfpredyen, bedarf kaum einer weiteren Begründung. Sie 
enthalten Vieles, was auf bie Grundftüde und deren Dingliche 


ug feine Beziehung bat, generelle und Mobiliarhypo- 
thefen, felbit Schulbverſchreibungen ohne Dwobiet, um ihnen 
durch Die en, und fie 


totofollicung ein Vorzugsrecht beizu 
gewähren feinen Anhalt dafür, mi — das ver · 
—— Objekt, das Grundſtück und alle auf daffelbe berg: 
ichen Rechtsverhältniſſe vollftändig zu erkennen. Es fann 
baber von einer Fortbenutzung folder Folien, felbft in einer 
verbeſſerten Geftalt, nicht Die Nebe jein. 


— — — — — — — — — — —— — — — 
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Aber auch die nad) Realfolien angelegten Protokollbücher 
eignen fich nicht zur Fortbenuhung. Dagegen fpricht die Ber- 
ſchiedenheit der Geſetze, nad) denen fie jet zu führen find, die 
daraus hervorgebenden zahlreichen Abweichungen in ihrer äuße— 
ven, —— Einrichtung, die durch die Juſtizorganiſation 
von 1867 geänderte Eintheilung der Gerichtsbezirle, fo daß 
faft alle Schuld- und Pfandprotofollbüher für Diſtrikte an- 
gelegt find, welde mit den jegigen Bezirken der Amtögerichte 
nicht zufammenfallen, und die Bücher auseinandergeriffen wer- 
ben müßten. Es tritt daher, audy ſchon aus diefen äußern 
Gründen, die Nothiwendigkeit hervor, allgemein neue Grund- 
bücyer anzulegen. 


Der Anlegung ber neuen Grundbücer tritt Peer 
ſcheinbar Hindernd entgegen, dab die Grundfteuerregulirungs- 
Arbeiten in der Provinz Schleswig-Holftein zur Zeit noch nicht 
vollendet find. Diefes Hinderniß kann aber für durchgreifend 
nicht erachtet werden. Die Verbind ber Grundbücder mit 
ben Grund und Gebäubefteuerbühern bat weſentlich ben Zweck, 
das Grundftäd nad feiner Größe, Lage und Beſchaffenheit 
genau zu beftimmen. Diefe Beftimmung hängt von ber Ver- 
meffung ab, biefe aber ift ber. fo weit —— daß 
mit der Anlegung der Grun —* auf Grund dieſer Vermeſ 
fung begonnen und dieſelbe in gleichem Schritt mit der fort- 
fchreitenden Vermeſſung fortgejeßt werben kann. 


Da ferner die: biäherigen Namenfolien eine fidhere Aus- 
funft über alle Grundftüde, ihre —— und Rechtöver- 
hältniffe nicht darbieten, weil die Einfchreibung in dieſe Gro- 
tofollbücher von der Willfür der Schuldner abbing, eine Kom- 
trole über die Veränderungen ber das einzelne Grunbdftüd be 
treffenden Rechtsverhältniſſe auch nicht geführt worden it, fo 
tritt die Notbwendigkeit hervor, der Anlegung der neuen Grund- 
bücher, ähnlich wie bies in dem Gefeße vom 21. März 1865 
für Neuvorpommern und Rügen gefcheben ift, ein allgemeines 
Aufgebotsverfahren vorangehen ji laffen, in welchem fi alle 
Terfonen zu melden baben, weldye das Eigenthbum, ober ein 
das Eigenthum beichränfendes Recht, oder eine dingliche Be- 
laftung des Grundſtücks für fi in Anfpruch nehmen. Won 
der Anmeldung bei biefem Wufgebotsverfahren können nur 
diejenigen Verfonen befreit werben, welche bereits in Realfolien 
als Eigenthümer oder als . Berechtigte an bem bejtimm- 
ten Grunditüd protofollivt find, weil von ihnen mit Sicherheit 
anzunehmen ift, daß ihnen das protofollirte Recht zufteht. 


Der vorliegende Geſetzentwurf zerfällt in zwei Theile. 
Der erjte umfaßt die GG. 1—25 und bat die Beitimmung, bie 
formellen Vorfchriften für die Einführung des Grundbuchwefens 
au ertbeilen; ber zweite von F. 26. an foll die materiellen 
Recdtsänderungen normiren, welde durch die Einführung des 
neuen Grimbbuchrecht3 nothwendig werben. 


$. 1. 


Wenn von ber Einführung einzelner eye range ber 
Grundbuchordnung Abjtand genommen ift, fo bat dies feinen 
Grund darin, daß dieſe Daragrapben. eine ganz fpegielle Be 
ziehung auf diejenigen VBrovinzen haben, in benen die Hypo—⸗ 
thefenordnung von 1783 gilt, ſoweit e8 ſich in ihnen nur 
darum handeln fann, die in einzelnen Orten nody nicht voll» 
ftändige Durchführung der Grundbucheinrichtung zu befördern. 


8.2. 


Die einzufübrenden beiben Geſetze — an mehreren 
Stellen Bezug auf einzelne ältere Preußiſche Geſetze, deren 
Beftinnmungen aufrecht erhalten werden. Da fein Grund vor- 
lag, diefe Gefee auch in der Provinz Schleswig-Holftein ein- 
uführen, fo mußte, um zweifelhaften Huslegungen vorzubeugen, 
ies ausdrücklich ausgeſprochen werben. 


J. 3. 


Die Außnahmeltellung, welche dem Amtsgericht Kiel als 
Grundbuchamt beigelegt ift, rechtfertigt fih aus bem Umſtande, 
daß in Kiel, ähnlich wie in Medlenburg und Neuvorpommern, 
Umfchlagstermine ftattfinben, d. h. dat bier der Verkehrsort 
ür diejenigen Granbftüde ift, welche bisher in ben obergericht- 
ichen und landgerichtlichen Hypothekenbüchern eingetragen 
waren. Es iſt durchaus zwedmaͤßig, daß am Umſchlagsort 


ich auch das Grundbuch befindet. Die Befugniß bes Appel- 
ationsgerichts, biefe Ausnahmeftellung vorkommenden Falls 
zu befeitigen, ift aus $. 16 des Organifationsgejeges vom 
26. Juni 1867 (Gef.-Samml. ©. 1073) herübergenommen. 
Es wirb dies in der Regel von ben Anträgen ber Eigenthümer 


abhängen. 
$. 4. 


Daß Hie neuen Grundbücher von Amts wegen angelegt, 
daß alfo nicht die Anträge ber einzelnen Eigenthümer abge- 
wartet werben, ift ein Grundf ‚ der auch im Süpothefen- 
ui für Neuborpommern und Rügen vom 21. März 1868 
\. 141 Aufnahme gefunden hat und fid) jedenfalls aus ber 
Erwägung rechtfertigt, daß nur auf biefem Wege in verhält. 
nigmäßig viel kürzerer Seit ein ſicherer einheitlicher Rechts 
zuftand erlangt und die Unruhe, welche der Uebergang in dab 
neue Recht ünvermeidlich mit ſich führt, überwunden werben 


fann. 
$. 5. . 


n der Provinz Schleswig-Holftein beftehen ſehr mannig- 
fache Formen des fogenannten getheilten Eigenthums, namen 
lih bie Erbfeften und Erbpadten. Es liegt zwar in ber 
Abficht der Staatsregierung, Hier, wie bieß auch in ben Pro- 
vinzen des Allgemeinen Landrechts durch das Geſetz vom 2. März 
1850 und für den Regierungäbezirt Wiesbaden burch das Gefek 
vom 5. April 1869 gefchehen, dab ———— ohne Entſchãdi· 

ung aufzuheben und dem nutzbaren Eigenthämer das volle 
igenthum zu geben. Ehe jebod; biefe Übficht in der ganzen 
Drovinz durchgeführt fein wird, wird die Unlegung ber Grund» 
bücher —— Abſchluß nahe gerückt ſein und es mußte 
daher in vorliegenden —— des Einfuͤhrungsgeſeheb 
bie Frage entſchieden werben, ob im Falle des getheilten Eigen- 
thums der Ober- oder ber nußbare —— im Grund» 
buch als Eigenthümer eingetragen werden foll. Es Zonnte 
nicht zweifelhaft fein, die Entfcheidung für den nugbaren Eigen- 
thümer zu treffen. 


Die folgenden 
SS. 6 bis 14 


entſprechen ihrem Inhalt nach im Weſentlichen ben Vorſchriften 
des Neuvorpommerfchen —— und den anderen 
Einführungsgeſetzen für bie Provinzen emeinen Rechts 
über die Formen und Wirkungen des Anmeldungsverfahrens. 
Eomweit fie. von denfelben Abweichungen enthalten, find biefe 
durch das provinzielle Recht bebingt und in dem Gutachten ber 
Drovinzialftände beantragt worden. Letztere haben in ben 
65. 9 und 10 einen Unterſchied zwiſchen vorläufiger und befi- 
nitiver Eintragung bed Eigenthümerd maden wollen. Ein 
folder Unterfehied fonnte jedoch in das Geſetz nicht aufge 
nommen werben, weil bem Gejeg über ben —— 
und der Grundbuchordnung eine vorläufige Eintragung bed 
Eigenthümers unbekannt ift, für eine ſolche eine Form nicht 
gegeben ift, und bie Wirkungen, die fie Haben foll, unklar und 
zweifelhaft bleiben. 


Die Feſtſetzung ber Ausſchlußfriſt für die Anmeldungen 
in ben SS. 11, 13 entfpricht bem Entwurf für die Provinz Han- 
nover,. In beiden Provinzen muß ber Beginn Friſt einer 
fpäteren Anordnung vorbehalten bleiben, weil die Vermeſſungen 
noch nicht beenbigt find, die Anl > der Grundbüder alfo 
nur erg dem Fortſchreiten ermeffungdarbeiten ent- 
fprechend, in Angriff genommen werben kann. 


Einer befonderen Begründung bebürfen nicht bie 
6$. 15 bis 17, 
— ebenfalld die Bedeutung von Einführungsbeſtimmungen 
n. 


$. 18. 


Das Prinzip ber Spezialität verlangt umbebingt, daß bie 
Hypothek auf eine beftimmte Summe fixirt werbe und hiervon 
formen aud) bie fogenannten autions- und Ultimathypothefen 
feine Ausnahme machen. Bisher ift diefes Prinzip in Scyles- 
wig-SHolftein nicht anerkannt gewefen und e8 find viele Hhypo- 
then mit unbeitimmten Betrage protofollirt, namentlid ift 


' Ultimats nad) a... ber Größe des zu verwaltenden 
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befohlenen gegen ihre Vormünder. Die erftere auf ein be 
ftimmtes Ultimat bei der Uebertragung in das neue Grund» 
buch zurückzuführen, kann befondere Schwierigkeit nicht machen, 
ba die Größe des Vermögens ber Ehefrau den nötbigen An 
halt bietet. Schwierig ift es dagegen bei ber vormundſchaft⸗ 
lichen Hypothek, und e8 wird in bdiefem falle die Grenze ei 
1102 
belvermögend im möglichft billiger Berüdfichtigung ber m 
tereffen de8 Bormundes von dem Vormundſchaftsrichter ange 
— werden muͤſſen. Es läßt ſich zwar auch bier erwarten, 
aß in den meiſten Fällen eine Einigung mit dem Vormund 
erreicht werden Fan; wo dies aber nicht der Fall iſt, wird 
dem Vormund rechtliches Gehör auf Ermäßigung feiner Kaution 
nicht zu verfagen fein. 


$$. 19 bis 21. 


In mehreren Protofollations-Orbnungen, namentlich in 
derjenigen für die abeligen Güter vom 23. Dezember 1796, 
it daß Syſtem ber fogenannten feiten Prioritäten und ber 
vorbehaltenen Stellen, wie ber Tilgung vor ber Linie ange 
nommen. Es bat fid) im Ganzen bewährt; praktiſch erreicht 
man mit *55 Syſtem daſſelbe, was in dem einzuführenden 
Geſetzentwurf über den Eigenthumserwerb ꝛc. durch die Toge 
nannte Hypothek des Eigenthümers erreicht werben foll. 
unterliegt baher feiner Schwierigkeit, an ber Stelle des Syſtems 
ber feſten Prioritäten und ber vorbehaltenen Stellen das 
Syſtem ber —— des Eigenthũmers, wie es in dem Gefeß- 
entwurf über den Eigenthumserwerb ıc. ausgebildet iſt, einzu- 
führen. Dagegen empfahl fi) nicht, das biäher in der Pro- 
vinz Sarg urn geltende Syſtem auf bie anderen 
Provinzen zu übertragen. Daß Gefeg über ben Eigenthuins- 
erwerb ift bereit8 mit ber Theorie der Hypothek des Eigen- 
thümerd und mit Berwerfung ber fogenannten Stellentheorie 
angenommen worben; in biefem Punkte wieder eine wefent- 
liche partifularrechtliche —— vorzunehmen und ſich einer 
theoretiſchen Anſchauung anzuſchließen, bie bisher den älteren 
Provinzen: gänzlid) fremb geblieben iſt, konnte nicht für er 
mäßig erachtet werben. aber die Hypothek des Eigen- 
thümer® fortan in ber Provinz Schleswig - Holftein an bie 
Stelle der feften Drioritäten und vorbehaltenen Stellen treten 
fol, fo durfte doch dad nad) bem bisherigen Syſtem mwohl- 
erworbene Recht der Eigenthümer auf Verfügung über pi 
Stellen —* verletzt werden. Daraus ergiebt N, daß bei 
Anlegung der neuen Grundbücher biefe Rechte bes Eigen 
thümers übertragen werben, und, ba es in ber Grundbud- 
ordnung an einer formel für foldye —— fehlt, hier 
$. 20) eine entſprechende Formel vorgeſchrieben werben mußte. 

Uebelftande, daß durch die Einf — * ſolcher Formeln 
in den neuen Grundbüchern eine Verſchiedenheit mit den 
Grundbüchern der übrigen Provinzen erzeugt wird, ſoll bie 
Vorſchrift bed $. A entgegenwirken, indem fie durch die Koſten ⸗ 
freiheit dem Eigenthümer ben Antrieb geben foll, von Anfang 
an fi) dem Syftem des Entwurf anzufchließen. 


$. 24 


t ben Zweck, zu vermeiden, ba in ber Seilcienzeit zwifchen 

em Eintritt des neuen Gefehes und der Mollendung der 
Bücher ein Zuftand eintrete, in welchem es unmöglich wäre, 
Eigenthumserwerb und Sppothelen durch Einfchreibung in 
öffentliche Bücher ficherzuftellen. 2 


$. 26. 


Eine obrigkeitlihe Genehmigung von Rechtsgefchäften, bie 
fi auf Srundttüde ziehen, welche im Ei Bu von Pri⸗ 
vatperjomen ſich befinden, ift dem Preußiſchen Recht bereits 
längft unbelannt, und foll jeht er in ber N Han» 
nover ($. 8 bed Entwurfs eines Gefe über das Grund» 
buchmwefen) befeitigt werben. In ber Provinz Schleswig-Hol- 
ftein kommt in verfchiebenen Beziehungen und in verjchiedenem 
Ipfalen Umfange noch vielfady eine Genehmigung der Admi- 
niftrativbehörben bei Grumbjtüdsveräußerungen vor. Diefe 
Genehmigung beruht theils auf —— Verordnungen, theils 
auf Herkommen, deſſen rechtliche Entſtehung nicht überall nad) 
weisbar ift; fie war mit einer Gebuhrenentrichtung an die be 
treffenden Auffihtsbeamten verbunden und hat feit ber Orga- 
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und durd die Aufhebung dev Adminiſtrativſporteln eine fehr 
wejentliche Aenderung erlitten, fo daß fie jeht nur noch als 
eine im Abfterben befindliche Formalität erfcheint, deren gänz— 
liche Befeitigung nothwendig iſt, um das Grundeigenthum der 
Privatperfonen von einer eben fo läftigen als unmotivirten 
Feſſel zu befreien. — Sowohl die Regierung zu Schleswig 
als dad Appellationsgericht zu Kiel haben ſich Für die aus— 
brüdlidye Befeitigung diefer Antiquität ausgeſprochen. Wie 
das Ichtere insbeſondere ausführt, hat diefe Genehmigung nicht 
die Bedeutung gehabt, daß burd) fie die Rechtsgültigkeit der 
Verträge bedingt gewefen wäre, vielmehr hat durch diefelbe 
nur im öffentlichen volkswirthſchaftlichen Intereſſe eine Auf 
fidyt über die ——— namentlich die Zertheilungen der 
Grundſtücke ausgeübt werden ſollen. Insbeſondere geht auch 
aus dem nicht gedruckten fürſtlichen NentenlammerReſtkript 
vom 26. September 1741, durch welches für alle ſeit 1742 
fogenannten großfürftlihen Memter die neue Beſetzung und 
Umfchreibung der Hufen und dahin gehörigen Gehöfte, ſowie 
bie Theilung der Erbichaften und Errichtung von Altentheilen 
ohne Genehmigung des Amtmanns oder der Staatskammer 
unterfagt worden, das Gegentheil nicht hervor, denn dieſes 
Reftript ift nur eine an die Beamten erlaffene Mahnung, 
dafür zu forgen, daß die Hufen und Gehöfte nicht untaugliche 
Beſitzer erhalten; es droht als folge der Uebertretung nur 
eine zz. an, und wenn auch an biefe Morfchrift fich die 
Durs gefnüpft bat, da die Umfchreibung des Foliums im 
chuld · und Pfandprotokollbuch auf den neuen Bejiger bis 
ur Ertheilung ber Konfirmation beanjtandet wurbe, fo iſt 
doch auch dieje Umfchreibung überhaupt fein Erforbernif bes 
Eigenthumsüberganges geweſen. Ein Gewohnheitsrecht ober 
gerichtliche Entfcheidungen, durch welches ein ſolches dahin an- 
erkannt worden ſei, daß die Konfirmation die Nechtäbeftändig- 
feit des Vertrages enthalte, find nicht nachweisbar. Hieraus 
rechtfertigt fid) wohl ohne Bedenken die Vorſchrift des $. 26 
des entworfenen Einführungsgefehes. Ihre jelfung, wonach 
nur die adminiſtrative Genehmigung bei Grundſtücken, die 
im Eigenthum von Privatperſonen ftehen, beſeitigt werden 
fol, befchränft ihre Tragweite, fo daß einerfeits dadurch die 
abminiftrative Genehmigung von Beräußerungen und Belaftum 
en folder Grunditüde, die nicht im Privateigenthum ſich be» 
Kat, fondern Korporationen, wi Schulen u. f. w. ge 
ören, nicht getroffen wird, ambererfeits 8. 26 ſich auch nicht 
auf Konfirmationen bezieht, die nicht einen adminiftvativen 
Charakter haben, fondern ein Ausfluß des Obereigentbums, 
mithin privatrechtlicyer Natur find. Dies ift namentlich der 
Fall bei den Erbpachten und Erbfeiten und es ſcheint aud) 
. von den Beräußerungs+-Konfirmationen zu gelten, welche von 
den Klöftern zu — — Ueterſen und Schleswig er ⸗ 
theilt werden. Es läßt ſich zwar der geſchichtliche Urſprung 
dieſer Konfirmationen nicht mehr mit Sicherheit nachweiſen; 
aber ba e8 zweifelhaft iſt, ob fie adminiſtrativer oder privat- 
rechtlicher Natur find, fo war um fo mwelliger Veranlaffung, 
dieje Zweifel an dieſer Stelle durch das Geſetz zu enticheiben, 
als einerfeit3 folche Zweifel doch nur im einzelnen all im 
Rechtswege zum Uustrage gebracht werben können, anberer- 
u bei der in Ausficht ftehenden geſetzlichen Regulirung ber 
igenthumsverhältniffe und der .‚Bejeitigung ber ‚formen des 
getheilten Eigenthums diefelben ohnehin, namentlidy auch, fo- 
weit babei eine Entichädigungsfrage etwa in Betracht zu ziehen 
ift, erledigt werden müffen. 


Die Provinzialftände haben zwar beantragt, ben $. 26 
—* eichen, weil durch denſelben die freie Theilbarkeit 
es Grun 


igenthums in ber Provinz eingefihrt, die Verord- 
nung vom 28. Juli 1784 aufgeboben und bie in den meiften 
Diftrikten geltende Sufengeichloffenheit bejeitigt werden würde, 
ein fo wichtiges vollswirthſchaftliches Prinzip ſich aber nicht 
gelegentlidy befeitigen laffe. Auf diefen Antrag konnte jedoch 
nicht . angen werben. Allerbings ift die folge bes N 26, 
daß die Theilbarkeit der Grundftüde — nicht mehr durch 
eine obrigkeitliche Beauffihtigung der Veraͤußerungen verbin- 
dert werden kann, und es wird dadurch derjenige Rechtszuſtand 
auch für die Provinz Schleswig · Holſtein begründet, ber in 
allen Provinzen des Staat? gilt. Es kann babingeitellt 
bleiben, ob das voltswirtbfchaftliche Prinzip ber Geſchloſſenheit 
oder Theilbarkeit der Grundſtücke für I einzelne Brovinz 
befonbderer Drü ng bedarf, während es ſchon für alle übrigen 
Brovinzen entſchieben ift; am erheblichiten fpricht gegen den, 
Antrag der Provinzialjtände, daß die Theorie, Beräußerungs- 
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verträge von einer obrigkeitlihen Genehmigung abhängig ; 
machen, mit der Auflaffungstheorie nadı dem Geltt vom 5. Nu 
1572 unvereinbar ift, weil dem Grundbuchbeamten Die Ur 
äußerumgsverträge nicht mehr vorgelegt werben müffen un 
die Drüfung ihrer Gültigkeit nicht mehr zu ibven amtlice 
Obliegenbeiten gehört. 


97 


it eine nothwendige Folge der Theorie vom öffentlichen Glau— 
ben des Grundbuchs. Außerhalb deſſelben können Nechtäver 
hältniſſe am Grundſtück nicht entſtehen, welche durch tus 
Grundbuch konſtatirt werden müſſen. Dagegen mußte die Ver— 
jährung der Zinſen beſonders normirt werden, um im dieſen 
Punlt die nöthige Rechtseinheit mit den übrigen Provinzen 
zu erreichen. 


$. 28 


bejeitigt_bdie gemeinfchaftlice exceptio non numeratae als Ein- 
rede gegen die Beweisfraft dev Urkunde, da fig umdereinbar 
ift mit einem auf ein Grundbuch bafiten bypothekarifden 
Verkehr, ein praktifches Bebürfni zu deren Beibehaltung audı 
nicht vorliegt. 


$. 29 


fol ein finguläces Rechtsverhältniß in ben Norbichlesmigicen 
Diftrikten des Dänifhen Rechts mit dem neuen Recht in Ein- 
klang wei zer Im Bezirk des Kreisgerichts Flensburg, und 
war im Amtsgericht Visby, gilt Dänifches Necht. Baffebe 
eht, wie bie von ben bortigen Gerichtsbehörben erforberten 
Berichte bezeugen, zu ben Grundfägen des Geſetzentwurfs über 
ben Eigenthumserwerb bereits in fo naher Verwandtfchaft, daß 
die Einführung berfelben keinerlei Schwierigkeiten begegnet. 
Nur zu G. 12 mußte in Betreff der Pacht und Miethe eine 
ausbrücliche — in das Einführungsgeieg aufgenom- 
men werden. Diefe werden nad Däniichem Recht nicht durd 
Befitübertragung, wie nad) Allgemeinem Landrecht, fondern 
durch die fog. Dinglefung, dingliche Nechte, d. h. durch eine 
erichtliche öffentlidye Vorlefung des fchriftlichen Might. oder 
Miethvertrages, zu welchem Zweck an beftimmten age und 
Stunden bei Gericht eine öffentliche Situng ftattfinde 
Kr Verfahren findet bei Eigenthumsübertragungen 
— anderer dinglicher Rechte ſtatt. Die Dingleſurh voll- 
endet den Erwerb des Eigenthums und des dinglichen 
eine beſondere Trabition iſt nicht erforderlich An Die & 
ber Dinglefung jett nach den Grundfäßen des Entwurfs fiber 
den Eigenthumserwerb allgemein, aud für Pacht und Meike, 
—— in das Grundbuch zu ſetzen, hat feine Schyit 
tigkeit. \ 






$. 30 J 
rechtfertigt fid) aus der Nothwendigkeit des Grunbfaßes, def 
Hypotheken nur durch Eintragung auf das Grumbbuchbiatt 
eined beftimmten Grundſtücks zu einem beftimmten Betrigt 
beftellt werben Fünnen. 


$. 31. 


T 
Nach Algemeinem Landrecht iſt es nicht zweifelhaft, daf 

auf verpachteten Grundftüden bie Früchte von ihrer ——* 
dem en ald demjenigen, welchem das Nutzungsrecht 
Sache zuiteht, gehören und daf ben Sppothefengläubigern an 
Stelle ber Früchte die Pachtzinſen haften. Nach gemeinen 
Recht aber, welches in dieſer Materie in Schleswig + Holftein 
gilt werben bie Früchte erft en bie Aneignungshandlung 
e8 Dächters, durch die Separation fein Eigenthum; fie gehören 
im Boden dem Eigenthümer des Grundſtücks und haften di 
er auch fo lange, bis fie der Wächter erworben hat, den 
ppothefengläubigern. Der $. 31. bat nun ben Zwech durch 
benfelben das Recht in ber Provinz Schleswig. Holitein ders 
Recht im Bereich des Allgemeinen Landrechts gleichzuftellen, 
ben Pächter in Betreff der Früchte ndfäglich gegen Die 
Anſprüche der Sppothefengläubiger zu fihern, welche ſich ftatt 
an die Früchte an den Pachtzins zu halten haben, aber nid) 
verlangen können, daß ihnen die Früchte und ber Zins haften. 
m Uebrigen ift hiernach hervorzuheben, daß bie Rechte des 
Dächters im Konkurfe des Verpächters, welche die Verordnung 
vom 27. Auguft 1777 (foftemat. Samml. II. S. 1207) not- 
mirt hat, durch bie gegenwärtige Reform bes Hypothelenrechtt 


\ 
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unberührt bleiben. Sie beziehen ſich J die Fortſetzung und 


Auffündigung der Pacht während des Konkurſes. 


42 


Gemeinrechtlich haben Privatteſtamente und Drivaterbver- 
träge Gültigfeit. Da ſolchen Urkunden jedoch der für Ein- 
icreibungen oder Löſchungen im Grundbuch erforderliche 
Glaube nicht beigelegt werden kann, fo war, entiprechend ber 
Beftimmung des Gejegentwurfd über das Grundbuchweſen in 
Reuvorpommern, eine Beſtimmung zu treffen, welche zu dem 
legtgedachten Entwurf näher motivirt worden ift. 


$. 33. 


Die —— vom 12. Februar 1828 hat für die 
Trovinz Schleswig Holſtein bereits beſtimmt, was für bie 
Provinzen der Hypothekenordnung von 1783 durch das Geſetz 
vom 24, Mai 1853 gefchehen ift. Wie alfo Cehteres in Ber 
treff des Rechts zu einer nachträglichen Zinserhöhung in dem 
Geſetzentwurf über ben Eigenthumsermwerb aufrecht erhalten 
worben ift, fo mußte auch Erftrres im Einführungsgefeg auf- 
recht erhalten werben. 
$. 34 


ſchützt wohlerworbene Rechte des Eigenthümerb auf bie Be 
fegung befferer Prioritäten. 


$. 35 


befreit die Sppothefengläubiger von ber Einlaffung in ben all. 
emeinen Konkurs; eine nothrvendige Konſequenz be8 Grund» 


uchſyſtems. ss 


bringt das ar in ber Provinz wer Holſtein mit bem 
Recht in den älteren gr in 25 der Befriedigung 
der Zingrüdftände in der Subhaftation in Einheit. 


$. 37. 


Nach dem in der Provinz Schleswig - Holftein geltenden 
Konkursrecht (vergl. Scholz, Konkursreht im Herzogthum 
Schleswig, 1822 ©. 66 ff.) gebt den hypothekariſchen Gläu- 
bigern eine große Menge fog. abfolut privilegirter —— 
gen vor, von denen viele nicht entfernt in einer Begiehun 
zum Grundftüd ftehen. Wird lehteres auß der Gemeinmafle 
—— und zur —— Befriedigung für die 
Hypothekenglaͤubiger verwendet, je tritt aud) die Nothwenbig- 
feit hervor, ben leßteren nur ſolche Forderungen vorzuziehen, 
welhe in Beziehung auf das Grundſtück ein Privilegium in 
Anſpruch nehmen können. Es muß dem Realkredit nachtheilig 
fein, wenn ber Supothefinhaber % befürchten hat, daß ihm 
die vermeinte Sicherheit burch die vorgängige Befriedigung 
folder Forderungen, bie mit dem Grundftüde nicht im Zur 
fammenbange ftehen und deren Eriftenz und Umfang er bab 
im Voraus nicht überfehen kann, entzogen wird. Namentlich 
würde die Provinz dadurch im Gelbverfehr mit ben übrigen 
Provinzen fehr gerährbet werben. Es find baber im G. 38 
im Anſchluß an bie (5. 47, 48, 49, 50 ber Konkursordnun 
vom 8. Mat 1855 nur biejenigen —— als abſolu 
privilegirt reg welche in Beziehung auf das Grundſtück 
entſtanden ſind. Abweichend von der Konkursordnung iſt das 
Vorzugsrecht des fog. Liedlohns (F. 38 Nr. 5) —— 
dem jetzigen Recht in der Provinz Schleswig-Holftein = den 

nd bes letzten Jahres befchränft, aber auch auf bie 
Schmiede und Rabemadyer ausgebehnt worden. Ebenſo ift 
das Vorrecht des Saatlornd, weil e8 zum Beften des Grund. 
ftüds, alfo auch zum Beften ber Gläu gr verwendet worben, 
beibehalten worden. Das Vorzugsrecht ber Bergarbeiter ift 
aus Art. V. des Gefeges vom 12. März 1869 (Gef.-Sammi. 
©. 453) übernommen. 


$. 38 


entfpricht dem zweiten Abfah des F. 49 der Konkursorb- 
nung vom 8. Mai 1855 und erflärt den $. 37 Nr. 4 des 
Entwurfs, s. 39 

Bi 


entforicht dem F. 11 Nr. 1 Abfak 3 der Grundbuchorb- 
nung. 


B N Merbandl. d. Gerrenfaufe, 


$. 40. 


Nah Preußiſchem Allgemeinen Landrecht 1. 6 88. 54,55 
verjährt die ei oder Schadenerſatzklage gegen Beamte in 
3 Sahren vom & ber Wilfenfchaft von dem Dafein und 
dem Urheber des Schadens. Nach gemeinem Recht ift eine 
folde Klage ber breißigjährigen Klageverjährung unterworfen. 
Es iſt die Beftimmung bed Allgemeinen Landrechts bier auf 

nommen morben, um das Stlagerecht in ben verfchiebenen 
—— des Staats nicht einer ſolchen Ungleichheit preis- 
zugeben. 


$$. 41 bis 44 


enthalten bie Vorfchriften für die Verpfändung von Seeſchiffen. 
Das für die Provinz Schleswig-Holftein erlaffene Einführungs- 
gefeh zum Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 5. Juli 1867 
enthält hierüber eine Beitimmung nicht; die Seefchiffe werben 
daher in dieſer Provinz nad) den Vorfchriften des gemeinen 
Rechts, d. h. durch Willenserklärung ohne Äußere Erfennbar- 
feit verpfändet. Die Juftizminifterial-Inftruftion für Schles- 
wig-Holftein vom 31. Muguft 1867 bat in Theil II. $. 16 
deshalb angeordnet, daß in die für Verpfändungen beftimmte 
Kolonne 10 der Schiffäcertififate, um Irrungen zu vermeiden, 
ein Vermerk eingetragen werbe: »nach bem im Heimathshafen 
des Schiffs geltenden Rechte werben Verpfändungen weber im 
Scifferegifter noch auf dem Certifikate eingetragen.« 


Es kann num gewiß nicht als ein empfehlenswerther Zu- 
fand _angefehen — wenn die Certifikate für —* 
oe e nad) den einzelnen Provinzen in verfchiebener Weiſe 
ben cchts uftand des Schiffs darftellen; für den Verkehr im 
Auslande kann bies * leicht rrungen oder Weiterimgen 
——— In dem Geſetz vom 21. März 1868, —— 
die Einführung von Grund- und Hypothekenbüchern in Neu ⸗ 
vorpommern und Rügen, ift in 66. 33, 157 dieſe Angelegen- 
beit im Intereſſe der Rechtseinheit geregelt worden, und eine 
gleiche eng it bietet ſich jet in dem vorliegeniben Ent- 
wurf für bie en Schleswig-Solftein bar. ie Beftim- 
mungen ber F8. 41 bis 44 ſchließen fi) im Wefentlichen an 
das 3 vom 21. März 1868 an. Es verfteht j' von 
felbft und ift in $. Al zum Ausdruck gelangt, daß die im 
Sinne des Handelsgeſetzbüchs geſetzlichen Pfandrechte an 
einem Schiffe von einer Eintragung im Schiffsregiſter nicht 
abhängig gemacht werben bürfen, weil in diefer Beziehung das 
Handelsgeſetzbuch einen Vorbehalt für die —— ebung nicht 
geſtattet. Es kann ſich daher die Nothwenbigkelt ber Ein- 
tragung einer Verpfändung in das Schiffsregiſter nur auf 
dieſenigen Pfandrechte berlin, welche nicht gefegliche im Sinne 
bes Hanbelögefegbuchs find. 


$. 45. 


Die Stempel- und Koitenfreiheit für diefe Verhandlungen 
ift aud im ben anderen Brovinzen bewilligt. Die fpezielle 
Vorfchrift des G. 46 in Betreff des F. 5 des Tarifs put 
Grundbuchordnung rechtfertigt fi duch ben Inhalt der 
Verordnung vom 30, Auguft 1867, ba bei ber Eintragung 
auch zugleich für die künftige Delirung die Koften bereits ent- 
richtet find, mithin nicht nochmals armen werben fün- 
nen. Auch kann die in $. 11 des Tarifs angeorbnete Aver- 
fionalgebühr auf diejenigen Grunbftüde, feine Anwendun 
finden, für welche jet bereits auf Grund gefeglicher Borfehrift 
Realfolien exiftirt haben, «8 ſich alfo nur darum Banbelt, 
biefelben in die neuen Grundbücher umzumanbeln. In biefen 
Fällen tritt vielmehr F. 10 de Tarifs in Geltung. 


Der legte Sat bes G. 45 foll einen Irrthum des Tarifs 
berichtigen. 


g. 46, 


Die Provinzialftände haben beantragt, ben Tag, an wel- 
dem das Gefeh in Kraft treten foll, durch Königliche Der- 
ordnung —— Diefer Antrag hängt Damit juſammen, 

ie die Anlegung der Grundbücher bis dahin verfchoben 
wünfden, wo bie Vermeffung der ganzen Provinz vollendet 
fein wird. Auf —* Antrag konnte jedoch nicht eingegangen 
werben, weil ein Abwarten ber Vollendung der Vermeffungs- 
arbeiten für bie ganze Provinz eine mehrjährige —— 
der Anlegung der Grundbücher auch für diejenigen Bezirke 
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pur Solge baben müßte, in benen die Vermeſſungen deitiger 
eendigt find, Dem praftifchen Bebürfnif, welches bie Stände 
bei ihrem — geleitet hat, wird durch die Beſtimmungen 
ber 88. 11 und 13 Rechnung getragen. 





30. 


Berlin, ben 22, Degember 1872, 


Mittelft der abfchriftlih anliegenden Allerhöchſten Orbre 
vom geftrigen Tage haben des Kaiſers und Königs Majeftät 
erußt, mic von bem BVräfibium des Preußiſchen Staatd- 
Rinifteriums mit ber Beftimmung zu entbinben, dab der Vor- 
fh im Staatsminifterium an den älteften Staatsminifter 
übergehen fol. Hiernach wirb biefer Vorfig vom nr 
e ab von bem Staatd- und Kriegäminifter, General der 
Infanterie, Grafen von Roon übernommen werben. 


Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon zur Kenntnißnahme 
und gefälligen Mitteilung an das Herrenhaus ganz ergebenft 
zu benachrichtigen. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Bismard. 


Un 
ben Dräfibenten des Herrenhauſes, A 
Herrn Grafen zu Stolberg-Wernigerode, 
Erlaucht. 


Beglaubigte Abſchrift. 


Auf Ihren An in dem Berichte vom 20. db. Mts. 
will Ich Sie von dem Vräfidium Meines Staatsminifteriums 
hierdurch entbinden. Sie behalten ben Bortrag bei Mir in 
den An elegenbeiten des Reichs und ber auswärtigen Politik 
und find, im Falle Ihrer Behinderung an ber perfönlidhen 
Theilnahme an einer Sigung des Staatöminifteriums, befugt) 
Ahr Votum in ben bie 2 des Reichs berührenden An⸗ 
gelegenheiten unter Ihrer Verantwortlichkeit durch den Prä- 
fiventen bes Reichskanzler · Amts, Staatbminiſter Delbrüd, ab- 

eben zu laſſen. Der Vorſitz im Staatsminiſterlum gebt an 
en lteften Staatsminifter über. Das Staatsminifterium 
babe Ich Hiervon in Kenntniß gefekt. 


Berlin, den 21. Dezember 1872, 
(ge) Wilhelm. 
(gez) Fürft v. Bismard. 


An 
ben Präfidenten des Staatsntinifteriums, 
en von Bismard, 





Mit dem Original gleichlautend. 


Elöner, 


Geheimer Kanzlei-nfbeftor des 
Königl. Staatöminifteriums, 





M 31. 


Euer Erlaucht beehre ih mich, anbei bie mir ertheilte 
Allerhöcfte Ermächtigung vom 18. d. M. und den darin er- 
wähnten —— 


betreffend das Grundbuchweſen im Bezirk des Juſtiz 
fenat3 zu Ehrenbreitftein, a Te 


nebft Motiven efälligen weiteren Veranla er· 
— — — 


Berlin, den 23. Dezember 1872. 


Der Juftig-Minifter. 
Dr. 2eonbarbt. 


An 
ben Vräfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Dtto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Adtigen Unfern Sufgminifer, 6 
ermächtigen Unfern Juſtizminiſter, ben beifolgenden Entw 
eined Geiches über das Örunbbudwefen In bes uni 
fenats zu Ehrenbreitftein den beiden Häufern des Pandtags 
a Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beihlußfaffung 
vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 18. Dezember 1872, 


Wilhelm, 
Dr. Leonhardt. 


Allerhöchfte Ermädtigung. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Grundbuchwefen im Vejich des Zuſtizſenats zu 
Ehrenbreitflein. - 


user ern i 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von | 
Preußen ıc. R 
verorbnen für ben Bezirk des ar zu Ehrenbreitftein, | 
unter Zuftimmung ber beiden Haͤuſer bed Landtags Unferer ; 
Monard)ie, was folgt: 


$.1. 


Das Gefeh Über den Eigentbumserwerb und die dinglidye 
Belaftung ber nbftüde, gwerfe und felbftftimbigen Ge— 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, bie Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 mit Ausnahme ber SS. 49, 73, 133 bis 140, 
und das Geſetz vom 5. Mai 1872, betreffend die Stembel- ° 
abgaben von gewiffen, bei dem Grundbuchamt anzubringenden 
Anträgen, werden mit nachſtehenden Beitimmungen in bem | 
Bezirk des Tuftizfenats zu Ehrenbreitftein eingeführt. 


6. 2. 


Die Bearbeitung ber Grundbuchſachen und der geſammten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gebt auf die Kreisgerichte, erſtere 
nad Vorſchrift der Grundbuchordnung, über. 





Herrenhaus. 





Der $. 28 ber lehteren findet auf ben Bezirk biefes Ge- 
ſetzes feine Anwendung. 


Die Schöffengerichte werben aufgehoben. 


Soweit die Gerichtsfhöffen nad) den beitehenden Vor: 
fchriften einzelne Handlungen ber freiwilligen Gerichtäbarfeit, 
insbefondere Siegelungen, Jnventarifationen, Auktionen, Ver- 
pacdhtungen — vornehmen konnten, bleibt es den 
Kreisgerichten überlaffen, ihre Hülfe in dieſer Beziehung auch 
ferner in Anſpruch zu nehmen. 
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g. 11. 


Hinſichtlich des Verfahrens bei dem öffentlichen Aufgebot 
fol in dem Falle des N 103 der Grundbuchorbnung nad) 
SS. 110 bis 114 Titel 51 Theil I. der Allgemeinen-Gerichts- 
ordnung und be Anhangs dazu, in dem Falle bes $. 105 
im erjten Abfag ber Grunbburhordmung nad) 885. 101, 102, 
103b. bis 106 Titel 51 Theil I. der A 
ordnung und in dem Falle des $. 110 der Grundbuchorbnung 
nad) $%. 116 bis 118 Titel 51 Theil I. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung und des Anhangs F. 384 unter Berüdfichti- 


emeinen Gerichtd- 


Erledigte Gerichtsfchöffen- Stellen werben nicht mieber — ber näheren Beſtimmungen ber Grundbuchordnung ver- 
t. 


$. 3. 
Im Smangsverfteigerungs-Verfahren gebt das Eigenthum 
bes —S mit der Verkündung bed Zuſchlagsbeſcheides 
auf ben Erjteher über. 


Auf Erfuchen bes Verfteigerungsrichter8 wird ein Vermerk 
in da8 Grundbuch eingetragen: 


baß die Smangsverfteigerung verfügt worben ift. 


Die Rechtswirkung dieſes DVermerks befteht barin, daß 
fpätere —— dem Antragſteller der Zwangbverſteige 
zen unb den bis dahin eingetragenen Gläubigern unmad)- 
theilig find. 

$. 4. 


Der ENGEN ter a von Amts wegen bei bem 
Grunbb e Eintragung des Eigenthumsüberganges a 
* er ae ——— binglihen Mnfpchde 2 wech 

en Erite ehenben ufp owie bie Ein- 
J aͤndiges Kaufgelb bedumgenen Sppothek 


madufucen. 
$. 5. 


Mo partifuläre Gütergemeinfhaft gilt, ift auch das Mit. 
eigenthum ber Ehefrau m während ber Ehe errungenen 
Grundftäden auf den alleinigen Untrag des Ehemannes ein- 
zufragen. R 

$. 6, 


57 
Die dem Pächter zumachfenden ober ihm gehörigen, auf 
dem Grund Een Ür andenen Früchte Baften che den am 
Grunbftäd dinglich Berechtigten. 


$. 8. 

Die Beweiskraft einer Schuldurfunde über ben Empfang 
eines Darlehns oder eines Brautſchatzes, auf Grunb deren eine 
Hypothek eingetragen ift, ift an ben Ablauf einer Zeitfrift nicht 
gebunben. 

8. 9. 


Die benerfagllage gegen bie Grundbuchbeamten ver 
jährt in a een ba8 Dafein und ber Urheber 
des Schabens zur Kenntniß des Beſchädigten gelangt ift. 

Sind feit dem Zeitpunkt der Befhädigung dreißig Jahre 
verfloffen, & kommt e8 auf ben Zeitpunkt ber — Fi 
niß nicht weiter an. 

$. 10, 

Menn ber Schuldner im ir der Schulburkunde ift, 
dürfen Pöfhungen im Grundbuch auf Grund einer jeben Duit- 
tung unb ag er ger ung des Gläubigers erfolgen, beffen 
Unterſchrift dürch eimen Bürgermeifter, Ortsuorfteher oder 

Pfarrer unter Beibrüdung des Amtsſiegels beglaubigt ift. 
' . \ 


\ 


ahren werben. 


$. 12, 


Aus Privat-Teftamenten oder aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentlihe Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen oder Föfhungen im Grundbuch nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine Öffentliche Urkunde die Echtheit der Pri- 
vaturfunde oder das Anerkenntniß bes durch das Gefeh beru- 


—— Erben nachgewieſen iſt, oder eine Beſcheinigu 8 Nach⸗ 
aßgerichts beigebracht wird, daß ſich nad) —— entlicher 
Ladung ein beſſer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe, 


Die Art der Bekanntmachung und bie Friſt ber öffent. 
—— hat der Nachlaßrichter nach Lage des Falles zu 
ermeſſen. 


$. 18. 


Die erfte Anlegung ber Grundbücher erfolgt von Amts- 
wegen nad) Mafigabe ber folgenden —— 


$. 14. 

Sobald die Anl eines Grundbuchblatts erfolgen fol, 
find. bie Grundbuchänter befugt, bie 226 Da Gr See 
bäubefteuerbüdjern ergebenden Eigenthümer unter Un- 
drohung von Geldftrafen bis zu 50 Thalern vorzuladen. 


$. 16. 


eber Eigenthümer eines Grunbitüdß, beffen Eintragun 
na Oruntbud) erfolgen {od if verpflichtet: — 


1) feinen Vorbeſihzer zn benennen, 


2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigen- 
thum Ben es Borbeiker auf ine — 

3) alle darauf Bezug habenden Urkunden und anderen 
Beweisſtücke vorzulegen ; 


4) einen Auszug auß bem Grund. und Gebäubefteuerbuc 
mit ber Befdeini ung vorzulegen, daß feit der legten 
Berichtigung beffelben feine Bein erungen bekannt 
geworden find; 


5) alle auf demſelben Haftenden binglichen Rechte, Eigen- 
thumsbefhräntungen und Hypo anzugeben. u 


"6.16, 


r Eintragung des aus bem Grund- und Gebäubefteuer- 
buch fich ergebenden Befigers als Eigenthümers genügt e8: 


1) wenn berfelbe das Grundftüd in einer Imangsverftei- 
) gerung eifanben ober ein Ausflug Crtenntn ae 
wirkt hat. 


eder Befiger, welder durch eine Befcheinigun 
ber behörbe nachweiſt, baß er bas Grund 
eigenthümlich befigt, ober welcher ben Erwerb des 
rg ge —— m 7 tige —— ee 
t, iſt berechtigt, a a ebots na 
Derknake —— KV . Nr. 2, 3 * 6 des Ge⸗ 
feßed vom 3. Februar 1864 (Gefeß- Sammlung ©. 44 
und 45) anzutragen; 


wenn er durch Dokumente, Attefte ber Schöffengerichte 
—— Drtsbehörden ober durch eidesftattlic abge 
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gebene Verfiherungen von Zeugen oder fonft glaubhaft 
macht, daß er ſich feit 10 Jahren in dem —E 
beſitz des Grundſtücks befunden hat. 


$. 17. 


Bei einem kürzeren Befititand ($. 16, Nr. 2) muß der 
Uebergang auf den Befiger durch einen zur Erwerbung des 
Eigenthums an fi) geeigneten, dem Inhalt und der Form 
nach rechtögültigen Titel nachgewieſen, und 


entweder 


1) dargetban werden, daß der unmittelbare Vorbeſitzer 
ki ſchon einen Titel für ſich hatte, der nad) ben 
amals geltenden Gefegen am fich zur Erwerbung bes 
Eigenthums gefchiet war, 


oder 


° 2) durch Urkunden, an Eibes Statt zu vernehmende Zeugen 
ober Atteſte öffentlicher Behörden glaubhaft gemacht 
werben, daß der jetzige und ber Vorbeſitzer — 
das Grundſtück zehn Jahre beſitzen. 


$. 18. 


Der in den Grund. und Gebäudefteuerbü nicht ein · 
getragene Beſitzer iſt zur Eintra in das Grundbuch be 
rechtigt, wenn in dem Falle des 7 Mr. 1 ber in den Ge⸗ 
bäude und Grundfteuerbüchern ng gi Befiger notariell 
oder gerichtlich feine Zuftimmung Hierzu ertbeilt, oder wenn 
er gegen benfelben ein Erfenntniß erwirkt. 


$. 19. 


Die Eintragung bes nad) 35 16—18 ad Beſitzers 
als Eigenthümers iſt nach Ablauf des in $. 32 beſtimmten 
Zeitpumft8 zu bemirken, wenn nicht bei dem Grundbuchamt 
entgegenftehenbe Anfprüche angemeldet find. 


$. 20. 


Mer vor ber Verkündung des Gefehes unter bem Bor 
behalt des I ag ver verfauft bat, bebält das Recht, bei 
—— es Kaufpreiſes das Eigenthum des Grundſtücks 
entweder mit Einwilligung bes Käufers oder auf Grund rechts 
kräftiger Verurtheilung befjelben in das Grundbud für ſich 
eintragen zu laffen. 


21. 


Die Grumdbücher für Bergwerke mit unbeweglichen An- 
teilen (Kuxgen) werben nad) Formular III. ber dh 
ordnung, die Grundbücher für die Hütten in ber Grafſcha 
Sayn-Altenkirchen nad) dem dieſem Gefe beigefügten Formu— 
lar eingerichtet. 

Bei ber Eintragung des verlichenen Bergwerkeigenthums 
mit unbeweglicyen Antheilen und der vorgebadyten Hüttenwerfe 
find außerdem die nachfolgenden Beftimmungen zu beachten: 


m 
Eine jede Gewerkſchaft hat die Verpflichtung: 


1) ihr Bergwerfeigenthum (das generelle Eigentbum) unter 
rasen einer genauen Beſchreibung beffelben nady- 
zumeifen; 


2) die Grunbftüde, weldye ald Dertinenzien zu dem Berg- 

werk — nach dem Grund» und Gebäudeſteuer⸗ 
buch IK Br ver und darüber einen Auszug aus ber 
Grundftener-Mutterrolle vorzulegen ; 


3) Die Urkunden, wodurch ey G. 68 des Geſetzes über 
ben Eigentbumserwerb vom 5. Mai 1872 die unmittel- 
bare erbung bed Bergwerkeigenthums voll ogen 
wird, nebft einem Atteſt des Ober-Bergamts, daß S 
Bergwerk oder einzelne Feldestheile deſſelben dem Be- 
liehenen nad 99. 160 und 162 des Berggefehes vom 
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24. Juni 1865 nicht wieberum entzogen find, einzu- 
reichen. 


Diefelbe Verpflichtung bat der Alleineigenthümer eines 
Bergwerks. 


$. 23. 


In Ermangelung einer Verleihungsurkunde genügt zur 
Eintragung des generellen Eigenthums, inſofern daſſelbe am 
Tage der Verkündung dieſes Geſetzes bereits erworben war, 
Geb Atteft des Oberbergamts über Die rechtliche Exiftenz deB- 
elben. 


Bei ber we. des Eigentbums an dem Zubehör 
und ber darauf baftenden dinglichen Rechte und Hypotheken 
fommen bie $$. 15 bis 19, 34 bis 39 zur Amvendung. 


$. 2. 


Bei den in gr Bergwerken mit unbeweglichen 
Antheilen (Kuren) findet die Eintragung berfelben, unter Be- 
rüdfihtigung des $. 228 des Berggele 8 vom 24, Juni 1865, 
nad) derjenigen Eintheilung ftatt, nach welcher die Bergwerke 
bisher ohne Rückſicht auf die font geſetzlich hergebrachte An- 
zabl der Kuxe rechtmäßig befeflen worden find. 


Daffelbe gilt von ben Hüttenmwerfen ber Grafihaft Saynı- 
Altenkirchen. d 


$. 25. : 
Jeder Befiger eines unbeweglichen Antheils (Kuxes) an 
einem Bergwerk oder eines Süttentags an in 8. Br ge 
dadıten Hütten ift verpflichtet: 


1) die Größe feines Antheils anzuzeigen, 
2) feinen Vorbefiger zu benennen, 


3) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum von dem Borbeiiher auf ihm übergegangen iſt, 


4) alle darauf Bezug babenden Urkunden und Beweis- 
ftüde vorzulegen und 


5) alle auf‘ demfelben haftenden dinglichen Nechte, Eigen- 
thumsbeichränfungen und Hypotheken anzugeben. 


$. 26. 


Zur Eintragung des ſich meldenden Beſitzers eines An- 
theils als Eigent —* gendgt es: 


1) wenn derſelbe die vor der Verkündung dieſes Geſetzes 
grfolgke Aufnahme in die Gewerkſchaft oder auch nur 
die Ausübung von Theilnebmungsrechten, durch an 
Eides Statt zu vernehmende Zeugen, durch Zeugniffe 
öffentlicher Behörden oder durch beglaubigte oder fonft 
unverbäcdtige Drivaturfunden glaubhaft madıt; 


2) wenn berjelbe in — Art glaubhaft macht, daß er 
vor dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes das 
Eigenthum aus einem zur Erlangung deſſelben an ſich 
geſchickten, wenn auch in der Form mangelhaften Titel 
erworben bat. 


Sollte der hierdurch geführte Nachweis rg 
baft fein, fo kann nach richterlihem Ermeſſen die Ein- 
tragung des Eigenthums gegen die von dem Befiger 
abgegebene Verfiherung an Eides Statt, dab ihm fein 
ale oder näher Berechtigter befannt ſei, erfolgen; 


3) wenn berfelbe in dem bei dem vormaligen Berggerichte 
zu Kirchen later Berggegenbuch oder Hüttenbud) 
als Eigenthämer deö angemeldeten Antheils bereits 
—— war, oder den Nachweis der, ein geſetzliches 
Erbfolgerecht begründenden Verwandtſchaft mit dem 
eingetragenen Eigenthümer führt. 


$. 27. 


n allen Fällen, ber Befiter mag vor oder nad) ber 
Verkündung dieſes Geſetzes erworben haben, foll derfelbe als 
Eigenthümer eingetragen werben: 








ö— — — — — — —* 


1) wenn derſelbe das Bergwerls ober Hütteneigenthum 
in einer Zwangsverſteigerung erſtanden oder darüber 
ein Ausfclußertenntniß nad) Vorfeprift bes $. 16 bie 
ſes Gefeges erwirkt Bat; 


2) wenn berfelbe für ſich und feinen unmittelbaren Vor— 
befiger einen, ber Form und dem Inhalt nad) und 
war bei Erwerbungen nach ber Verkündung ded Ger 
It vom 2. Februar 1864 bei dem Richter der be- 
egenen Sache angemeldeten Titel nachweift; 


3) wenn berfelbe zwar nur für fid) einen foldien Titel 
($. 2) bei ringt, zugleich aber durch an Eides Statt 5 
vernehmende Zeugen, durch Attefte öffentlicher Behör- 
den, oder durch — ober ſonſt unverdächtige 
Privaturkunden glaubhaft macht, daß er und beziehungs- 
meife fein Vorbefiger fid in ben legten fünf Jahren 
in der ruhigen und ungeitörten Ausübung des Eigen- 
thumsrechts befunden haben. 


$. 28. 


Kann das Eigenthum auf bie vorftehend bezeichnete Art 
(88. 26, 27) nicht nachgewiefen werben, ber ſich meldende Be- 
figer ift aber: 


1) von ben minbeftens zur Sälfte an dem Werke bethei- 
ligten Gemwerfen, ober 


2) von dem Mepräfentanten bes —— ober bei Hüt- 
ten von dem Hüttenfchulgen als Mitgewerke anerkannt, 
fo foll die Eintragung für ihn auf Grund diefes An- 
erfenntniffes gegen bie ee an Eibes Statt, daß 
ihm fein gleich ober beffer Beredhtigter zu dem in An- 
ſpruch genommenen Antheil befannt fei, als Eigen- 
thümer bewirkt werben. 


$. 29. 


Bei Anmeldungen auf Grund des Erbrechts it, wenn 
namentlich ber Vorbefiter in das, bei dem Berggericht zu 
Kirchen geführte — egenbuch oder Hüttenbuch eingetragen 
war, oder aus Ge b einen ber Bergbehörbe ſich — 
ober auf die im F. 28 bezeichnete Weiſe als früherer Mitge- 
werfe anerkannt wird, und der Erbfall vor der Verkündung 
diefes Gefeßes ftattgefunbden hat, keine förmliche Erbbefcheinigung 
erforderlich, fonbern es genügt ber Nachweis ber ein gefeh- 
liches Erbfolgerecht begründenden Verwandtſchaft. 


$. 30. 


Miderfprüce genen bie Eintragung des folchergeftalt 
N . 26 bis 29 serien Befigerd konnen die Eintragung 
elbft nicht hindern, fondern begründen nur, infomweit fie be- 
—— bie Eintragung einer Vormerkung und unter- 
liegen demnächſt der richterlichen Entſcheidung. 


$. 31. 


Antheile an einem Bergwerk oder an einer im $. 24 bezeich⸗ 
neten Hütte, auf welche Niemand einen begründeten Anſpruch 
ken werden ben ſämmtlichen Gewerken gleihmäßig zuge 

e . 


§. 2. 


Ale diejenigen, welche vermeinen, daß ihnen das Eigen⸗ 


thum oder ein das Eigenthum oder das Verfügungsrecht bes 
Eigenthümers befhränfendes Recht ober ein dingliches Recht 
mit —— der Hypotheken und Grundgerechtigkeiten, an 
einem Grundſtück, Bergwerkoder einem Bergmwerksantbeil,aneiner 
Hütte ober einem Hüttenantheil zuftehe, haben folches innerhalb 
eines —— von dem Tage an, wo dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, dei dem Grundbuchamt anzumelden. 


g. 38. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
Rechtönachtheil, daß er fein diecht gegen einen Dritten, 
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welder im vedlihen Glauben an bie Richtigkeit bes 
Grundbuchs das Grundftüd erworben hat, nicht geltend machen 
fann, und daß er fein — egenüber denjenigen, die 
ac — innerhalb der ustchlusfut angemeldet haben, 
verliert. 


S. 34. 


Sobald dieſes Gejek in Kraft tritt, find bie 8. 32, 33 
innerhalb ber —— ſt von ſechs zu ſechs Wochen durch 
das Amtsblatt und die im Bezirk des — izſenats zu Ehren- 
breitftein erfcheinenden Lofalblätter wörtlid mit Angabe des 
Tages, an welchem bie Ausſchlußfriſt abläuft,” durch ben 
Juſtizſenat zu veröffentlichen. 


$. 35. 


Die nad) $. 32 gehörig angemeldeten und einzutragenden 
dinglichen Rechte geben den nad ber Gültigkeit biefes 
Gefehes behründeten dinglihen Rechten und Hypotheken vor. 


Die Rangordnung ber erfteren unter fih und mit den 
bereit8 früher auf Grund bed Gefehes vom 2. Februar 1864 
eingetragenen Hypotheken richtet ſich nad) ben zur Seit ihrer 
Entftehung gültig geweſenen Gefegen. 


$. 36. 


Wenn die Richtigkeit der vorichriftämäßig angemeldeten 
dinglichen Anſprüche durch Öffentliche Urkunden oder Uner- 
kennung bed Beſitzers des belafteten Grundſtücks —*— 
g ‚, Jo erfolgt die Eintragung in das Grundbuch nad ber 

eitfolge der Anmeldung mit dem ausbrüdlichen Vorbehalte 
ber nähern Beftimmung ber Rangorbnung unter fi und mit 
ben früher eingetragenen Hypotheken. 


$. 37. 


Sind die angemeldeten Anfprüce glaubhaft gemacht und 
widerſpricht ber Eigenthümer der Eintragung, fo wird eine 
Vormerkung eingetragen. 


$. 38. 
Beftreitet ber Eigenthümer bie 


Grundſtücks, ift diefelbe aber glaub 
Vormerkung einzutragen. 


bentität des belafteten 
gemacht, fo ift eine 


$. 39. 


Bebhauptet der Eigentbümer die Tilgung des angemeldeten 
Rechts, ohne fie urkundlich nachmeifen zu können, jo ift das 
Recht einzutragen, zugleich aber in der Spalte »Veränderun- 
gens die behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemadt ift, 
borzumerfen. 


$. 40. 


Die vor dem 1. Januar 1853 entftandenen Pfand» und 
Sppothefenrechte, welche in Folge des Aufgebot nah $. 12 
des Gefeges vom 2. Februar 1864 gehörig angemeldet, nad) 
ger und in das —— eingetragen ſind, ſowie 
ie nach dieſer Zeit entſtandenen und in die Hypothekenbücher 
eingetragenen Pfand · und Hypothekenrechte, werben von Amts 
wegen nad) ber Zeitfolge ihrer Eintragung in das Grundbuch 
übertragen. 


Die Rangordnung derſelben unter ſich richtet ſich nach 
den bisherigen Borfeheiften, 


$. 41. 


Vor ber —— Entſcheidung über angemeldete 

sg e Eigenthumdanfprüde oder Beſchränkungsrechte darf 

A latt für das Grundftüd im Grundbuch nicht angelegt 
werben. 


$. 42. 


Bei allen die eg bes Grundbuch und die Feſt⸗ 
ftellung der die Belaftung der Grundſtücke betreffenden Ver- 
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handlungen genügt bie Vernehmung des Ehemannes, und es | thefen und binglichen Rechte erforderlichen Verhandlungen fint 


fann nad) beffen Erklärung bie —— erfolgen, wenn 
auch das Grund, Bergwerks ober Hütteneigentfum zum ge 
meinſchaftlichen Vermögen der Eheleute ober zum eingebrachten 
Vermögen ber Frau gehört. 
Wollen Verwandte in auf oder abfteigender Linie, Schwie 
ereltern, Schwiegerfinder und Gefchwifter einander vertreten, 
h ift in dem vorgedachten Falle eine außergewöhnliche, nur 
vom — ober Ortsvorſtande beglaubigte Vollmacht bes 
hinreichend. 


* 


$. 43. 


Bis zur wirklichen Anlegung des Grundbuchblattes oder 
Artifeld werden Eigenthum und Hypotheken am einem Grund- 
ftüd nad $ 2 bis 7 bes Se vom 2, Februar 1864, 
jebod ohne Mitwirtung der Schöffengericdhte, erworben. 


> 


.4. 


g de3 Grundbuchs zur Ermittelung 


Die behufs Anl 
ber erworbenen Eigenthums, ber Sypo- 


und Eintragung bed 


ftempel- und fo 


$. 45. 
Die rt des Koftentarif3 zur Grundbuchordnung 
vom 5. Mat 1872 8. 1 Nr. 5 beyieht fid) auf $. 59 der 
Grundbuchordnung. 


$. 46. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1873 in Kraft. 
Urkundlich x. 


„Beglaubigt: 
Der Juftigminifter. 
Leonhardt. 
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Unlage A. 


Titelblatt. 


Die in der Grafihaft Sayn-Altenkirchen und dem Kreife Altenkirchen in der Gemeinde 
Brachbach gelegene Brachbacher Hütte. 


J. Befchreibung des generellen Eigenthums. 


Sufolge ber Saynſchen Hüttenordnung vom 21. April 1742 befigt die Hüttengewerffhaft an geſetzlich ver- 
liehener Hütten. Betriebszeit 144 Tage, den Tag zu 4 Stüd gerechnet. 


EI. Beitandtbeile und Zubebörftücde in ber Gemeinde Brachbach. 












Nummer ber — und 
Parzelle. 
Sekt. | 












Flut · Abtheilung. | Nähere Bezeichnung. Slägenindolt. Abſchreibungen. 









Nr. 





Seltar. | Ar. | OuMet. 
im Lettenkamp. Hüttenpla nebft ben 

darauf ſtehenden 

Hütten + Gebäuben 

Nr. 20. 


— 
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zu 











III. Dauernde Laften, Beſchränkungen des Eigentbums oder des Verfügungsrechts, gerichtlid 
verficherte Schulden und andere dingliche Laften der ganzen Hütte. 








Kreu zu Brachbach. 


Anl j. d. Verhandl. b. Gerrenaufes, 


Flur I. Nr. 15. 
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Erſte Abtbeilung. 
Nummern Anzahl der Erwerbsgrund, Preis oder Werth. 
© | 3 | Namen der Gewerke. Dazu gehören: —— 
Tage. | Stüd. Nr. | 
(=) &+ 
1. — Landwirth Wigand 30 2 1. Ein Kohlſchoppen. Laut gerichtlichen Kaufvertrags vom 
Klaus zu Bracha. Flur I. Nr, 10 x. ift ber —— vom 
2. Ein Steinplat neh kam — Met. 
oppen Flur 
Sa L Rr. 11. Nr. 10 erworben, 
N Der Steinplag Flur I. Nr. 11 
ift durch notariellen Vertrag vom 
x. von dem Canbmann N. N. 
für 20 Thlr. erworben. 
Eingetragen am ............ 
F.N, 
2. — Kaufmann Wilhelm 100 — JI. Ein Kohlſchoppen. Der Hüttenantheil iſt nebſt Kobl- 
Rehfus zu Kirchen. Flur I. Nr. 13, ſchoppen und Steinplag —* e⸗ 
ES EEE 2, Ein deal. richtliche Auseinanderfegung hber 
Nr. 4, 5. * Sur 1. Rr. 14, ben väterliden Radlap vom x. 
3. Ein Steinplat. 
Flur 1. ag s Eingetragen am ............ 
F.N. 
Nr. 4, 5. 
3. — | Bergmann Johannes 13 2 11. Ein Kohlſchoppen. Diefer Antheil nebſt Koblihoppen 
Rah zu Brachbach. Flur I. Nr. 15. unb Sen F durch Vertrag 
er — 2, Ein Steinplatz. vom x. von N. N. für 2000 Thlr. 
Nr. 6, 7, Flur I. Nr. 16, übernommen. 
Eingetragen am ............ 
Nr. 6, 7. EN. 
4, 2. IRaufmann BetrMüler]| 50 | — JjEin Koblichoppen. Diefer Antbeil nebft Koblihoppen 
zu Siegen. Flur I. Nr. 13, buch Vertrag vom x. von 
bem Kaufmann Wilhelm Rehfus 
Nr. 6, für 10,000 Thlr. angefauft. 
Eingetragen am ............ 
F. N. 
5. 2. Kaufmann Wilhelm 50; — JL Ein Kohlſchoppen. Uebertragen von Nr. 2 als Reit 
Rehfus zu Kirchen. Flur I. Rr. 14. Ol asus —— 
2. Ein Steinplab. F. N. 
Flur J. Rr. 20. 
6. 3. Kaufmann Peter Muller) — — JEin Steinplah. Dieſer Steinplatz iſt durch notariellen 
zu Siegen. Flur L Nr. 16. Vertrag vom x. von dem sub 3 
eingetragenen Bergmann Johan⸗ 
Nr. 4, ned Kreutz angefauft. 
Eingetragen am ............ 
F.N 
7. 3. | Bergmann Johannes 13 Ein Koblfhoppen. 


“rn nen 


18 
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Zweite Abtbeilung. 
Nummer Dauernde Laften und Ein- Veränderungen. Cöfhungen. 
2|.| .-Betrag ſchraͤnkungen des Eigen- 
& 315* thums ober bed Ver⸗ 
31131* fugungsrechts. Eintragung. eösfhung. | Rr. 
ee The. | Sur. | Pf 








— — 
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nn ö— —— — ——— — — 
Dritte Abtheilung. 

Nummer Veränderungen 

83 Betrag. Hypotheken. voͤſchungen. 
= | % F 

Ei € Sure Eintragung, Löſchung. 

— — Thlr. | Sar.! pr. 


Thlr |Car.| Pr 


fi F i 
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Motive, 





In dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitftein bilbet 
daß —— gemeine ent! 


he Recht die Grundlage des 
Drivatrechts. 


Bor dem Jahre 1803 umfaßte ber Bezirk, außer ber 
freien Reichſsſtadt Wetzlar, 8 verfchiebene Kleine Reichöter- 
ritorien, in welden, vor der Vereinigung unter ber Krone 
Dreußen, einzelne Materien, unter mannigfaltigem Wechſel ber 
Landesherrichaften, durch Landesordnungen, Spezialgefehe, 
Gerichtseinrihtungen und Gewohnheiten eine von einander ſehr 
abweichende Ausbildung erhielten. 


Insbeſondere gilt dies von ben Porfchriften über bie 
form ber Verträge und über bie bamit in Verbindung ftehende 
Ermwerbun bes Eigenthums und der Hypothekenrechte an Jm- 
mobilien, Toınie über die Organifation der Schöffengerichte, als 
Voluntärgerichtsbehörben. 


Eine Uebereinffinmung beftand im Wefentlichen in biefer 
Beziehung nur infofern, a 


1) über die Erwerbung des Eigenthums und ber Real- 
rechte Sypothetengrundbücher, jedody wieder mit fehr 
abweichender Bedeutung und unter fehr verfdiebenen 
Formen, geführt wurden; 


2) die Erwerbung des Eigenthums und ber Realrechte 


an einem ** jet nicht von ber Eintragung 
in biefe8 oder jenes Buch abhängig war, fondern nur 


vollftändig erworbene Redyte eingetragen wurden; 
3) bie lichen Hypotheken einer Eintragung überhaupt 
nicht, —— 


4) die freiwillige Gerichtsbarkeit von Schöffengerichten, 
theils felbftflänbig, theild in Verbindung mit ben 
Auftizämtern, unter ſehr verfchiebener Organifation 
derfelben ausgeübt wurde. 


Die Grundlage be8 Hypothekenweſens bildeten bei Ver ⸗ 
äuferungen oder Verpfänbungen bie Attefte ber Schöffengerichte 
über das Eigenthum und die Dfandfreiheit ober Belaftung ber 
zu veräußernden ober zu verpfänbenben “immobilien, und er- 
feßten diefelben, wenn auch in anderer Weife, das Breußifche 
Hypothekenbuch. 


Die Atteſte wurden auf Grund ber gerichtlichen Berband- 
lungen in Verbindung mit ber Privatwiſſenſchaft der Schöffen 
audgeftellt. 


Es ging aber das Eigentbum der verkauften Jmmobilien, 
fowie die Hypothek auf den Käufer oder Gläubiger nicht über, 
wenn ſich fpäter fand, daß ber Verkäufer oder Verpfänder 
nicht Eigentbümer war, vielmehr haftete nur das Schöffen. 
gericht dem Käufer oder Gläubiger für dem, durch das um« 
richtige Atteft benfelben zugefügten Schaden. 


Das Bedürfnif einer ar diefer Materie wurde ſchon 
bald nad dem Erfcheinen des Organifationsgefeged vom 
2, Januar 1849 — welches die Schöffengerichte unangetaftet 
lie — von Seiten der Behörben gefühlt. 


Verſchiedene Verfuche, im Wege der Inſtruktion zu helfen, 
fonnten nicht den gewünfchten Erfolg haben, indem namentlid) 
die Dublizität und Spezialität der Hypotheken, ohne melde | 
die Konkurbordnung vom 8. Mai 1855 nicht eingeführt werben | 
fonnte, auf diefem Wege nicht zu erreichen war, und daher | 
wurde gleichzeitig mit der Einführung der Konkursorbnung | 
durch das Gefeh vom 3. Februar das Spvottetengefet vont | 
“ re 1864 als eine vorläufige Regelung biefer Materie | 
erlaffen. | 


Die Abficht diefed Gefeges ging dahin: 


die Mequifite der Erwerbung des Eigenthums an un- | 
beweglichen Sachen und ber dinglichen Rechte an den- 
felben, inöbefonbere die form der Immobiliarakte, obne | 
die Fortexiſtenz ber Schöffengerichte zu gefährden, über- 
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uſtellen, ſowie 
pezialität ber 





einftimmend für ben nn Bezirk f 
bie Prinzipien ber Dublizität un 
Hypotheken burdyzuführen, 

und ftellt daffelbe im Mefentlichen folgende Grundſätze auf: 


1) Zur Wirkſamkeit eines Vertrags über Immobilien oder 
über dingliche Rechte an bemjelben ift unter ben Kon- 
trahenten felbft feine andere als bie, ben — 
des gemeinen Rechts entſprechende Form erforderlich. 


2) Soll ber Vertra gegen Dritte wirken und das Eigen- 
thum ber Immobilien oder ber dinglichen Rechte auf 
ben Kontrahenten —— fo ift die Abfaſſung einer 
—— ober notariellen Urkunde und zugleich bie 

nmeldung bes Aktes bei bem Realrichter, nicht aber 
bie Uebergabe oder bie Bezahlung ber tirung bes 
Kaufgelbes nothwendig. 


3) Die Hypothek an Mobilien ift nebft ber fondentionel- 
len Generalhypothek abgeichafft. Die Erwerbung einer 
Hypothek und eines | an Immobilien hängt 
von ber Eintragung in das Hypothekenbuch auf ſpezieil 
verpfändete und nad; bem Kataſter bezeichnete Grund- 
—— bie Priorität von ber nach ber Zeitfolge ber 

nmeldung zu regulivenden Eintragung ab. 


, Die Eintragung in die Hypothekenbücher erfolgt, 
wie bisher, in chronologifcher ung, ohne AUn- 
legung befonderer Neal» oder Perfonalfolien. 


4) Die geſetzlichen generellen und fpeziellen Pfanbrechte 
ben — was bie —— als bie Zukunft 
etrifft, nur die Bedeutung und Wirkung eines Titels, 
welcher durch Eintragung auf fpeziell bezeichnete Grund- 
ftüde zur Erwerbung ber Hypothek auf biefelben führt. 
Die konventionelle Generalhypothek hat nur infofern 
noch Wirkung, als in der Urkunde zugleich; Grundftüde 
fbeziell al8 mitverpfändet bezeichnet find. 


5) Die Inhaber älterer gefeßlicher, fonventioneller ober 

richterlicher Pfandrechte, mit Ausfhluß ber feit dem 

anuar 1853 vor bem Richter ber belegenen 

Sadye errichteten Zonventionellen —— efen, 

wurden aufgefordert, ihre Anfprüde binnen 6 Mo- 

naten, bei Vermeidung bed Verluſtes bed Dinglichen 
Rechts, Dritten gegenüber anzumelben. 


6) die beftehende Verfaffung der Schöffengerichte und die 
bisherige Haftbarkeit derfelben wur eufrecht erhalten. 


a Ausführung biefe8 Geſetzes hat ben guten Erfolg 
ehabt: 


1) daß die Verworrenheit in den geieglichen Vorſchriften 
über die Form der Verträge und bie Bedingungen ber 
Erwerbung des Eigenthumß befeitigt ift; 


2) daß das Hypothekenbuch jeßt die objektive Gewißheit 
giebt, daß auf jedem Immobile nidyt mehr Sppo- 
thefen ruhen und dem Strebitgeber vorgehen können, 
als darin eingetragen find. 


Dagegen ift 


1) bie frühere Unficherheit über das Eigenthum der Ver 
äußerer ober Verpfänder und folgemweife alfo über bie 
materielle Wirkſamkeit des mit denfelben abgefchloffenen 
Vertrags über die Veräußerung oder Verpfändung eines 
Immobile beiteben geblieben ; 


2) nicht ermittelt und feitgeitellt worden, ob außer ben 
Hypotheken noch fonftige Realvedyte auf ben veräufierten 
oder verpfändeten Grundſtücken baften und auf bie 
Erwerber übergeben ober dem Hypothekargläubiger 
vorgeben; 


3) die, bauptfächlich in den Bezirken der Kreisgerichte 
Altenkirchen und Wetzlar, jehr mangelhafte Organifation 
der Schöffengerichte aufrecht erhalten. 

Der Regreß, den, wie oben bemerkt, dev Erwerber eines 


Immobile oder der — an das Schöffengericht 
nehmen fann, wenn baffelbe ein unrichtiges Mtteft ausgeſtellt 


Herrenhaus. Aktenftüd AP 31. 
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hat, worin bei ber beftehenben — die einzige Garantie 
für den Realkrebit liegt, kann oben bnte ngel nicht 
unſchädlich machen, indem der Fall eines Regreſſes in der 
Regel exit, in fpäterer Zeit befannt wird, und ber Verlehte 
fehr oft gezwungen fein wird, bie zerftreut wohnenden Erben 
der betreffenden Schöffengerichts + Mitglieder in Anfprud zu 
nehmen, mithin großen Weiterungen um fo mehr oT 
ift, als es noch nicht einmal für alle Theile des Bezirkes feit- 
ſteht, ob bie jümmtlichen Mitglieder der Schöffengerichte ober 
nur biejenigen, bie das Atteſt außgeftellt und bie Gebühren 
empfangen haben, ob ferner diefelben unbedingt oder nur, geh 
ben Richtern, für ein mäßiged Verfehen und enblich, ob fie 
auf das Ganze oder antheilsweife dem Verletzten haftbar find. 
Der Erfolg eines ſolchen Megreffed hängt aber auch, abgefehen 
biervon, von ben Vermögenöverhältniffen ber verhafteten‘ 
CS chöffengerihts-Mitglieber ab und es ift fehr zweifelhaft, ob 
in allen Theilen bes Bezirks fi ſtets Derfonen werben finden 
laffen, die das erforberliche Vermögen, biestenntniffe und babei 
die Neigung befiten, das verantwortliche Amt eines Schöffen, 
womit im Berhältniß zur DVerantwortlichkeit nur gerin fügige 
Gebühren verbunden find, zu übernehmen, weshal biele in. 
richtung ſtets auf unfiherm Boden fid) befinden wird. 


Das Inſtitut dev Schöffengerichte, welches ſich als Ueber 
bleibfel der altdeutfchen Gerichtäbarfeit ausnahmsweiſe erhalten 
bat und auf andere Gegenden nidyt verpflangt werben kann, 
it aber aud, wenn ihm felbft die möglich Dede Organifation 
gegeben wird, mit der Einführung einer Grundbuchverfaſſung, 
die, wie bie borliegende, ben eingetragenen Erwerber und 
Sppothefengläubiger gegen Dritte fihern fol, durchaus un 
vereinbar, e8 kann — auch, wenn eine Einheit in der Ge 
fehgebung angeftrebt wird, nicht in ber Aufgabe des Gefehge 
ber liegen, demfelben durch Reformvorſchriften einen feiteren 
Beitand zu geben. 


Wenn hiernach ſich die eg rm feit ergiebt, bie Mit- 
wirkung der Schöffengerichte bei Beränßerungen und Belaftun- 
gen der Grundftüde ($. 19 des Geſetzes vom 2, Februar 1864, 
Gef.-Samml. ©. 34 ff.) zu _befeitigen, fo folgt daraus weiter, 
daß ihmen auch bie übrige freiwillige Gerichtöbarfeit, bei ber 
ihnen bisher eine Thätigfeit zuftand, entzogen werben muß. 
Bei den unfelbftitändigen Schöffengerichten, die nach ber n- 
fteuftion vom 5. Juni 1852 beftehen, hat dies um jo weniger 
ein Bedenken, als fid) die Ihätigkeit ber sn berfelben 
nad Entziehung des Kontraften- und Hypo — im 
Weſentlichen auf die einzelnen untergeordneten Akte frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit beſchränkt, die ſie nad) $. 2 des Ent- 
wurfs aud noc ferner auf Veranlaffung ber Kreisgerichte 
follen vornehmen dürfen. 


Bei ben felbftitändigen, ben Kreißgerichten koorbinirten 
Schöffengerichten, bie na njtruftion vom 15. Dezember 
1853 beftehen, bilben die hauptſächlichſte Einnahmequelle ihre 
Geſchäfte im Bereich bes Kontraften» und Hypothekenweſens. 
Werben ihnen dieſe Geſchäfte entzogen, fo werden ſich Schöffen 
nicht mehr finden laffen und damit die formirten Schöffenge 
richte nicht mehr vollftändig bejeßt werben können. Dies ift 
um jo ficherer anzunehmen, als e8 ſchon jetzt Schwierigkeiten 
macht, geeignete unb in&befondere geneigte Verfönlichkeiten zu 
finden, um erledigte Schöffenftellen zu beſetzen. Die Thätigkeit 
der Schöffengerichte in Bormundidafts- und Kuratelſachen — 
die Hier allein noch in Betracht kommt — ift übrigens eine 
untergeordnete, fie vebuzirt .fic im Weſentlichen auf die Er- 
theilung von Auskunft und den Beifig bei den Verhandlungen, 
während das Gefchäft felbft von dem Midyter erlebigt wirb. 
Es wird daher mit Wegfall der Schöffengerichte bei 4 vor 
mundfchaftlihen Verwaltung eine irgend bemerkbare Verände- 
rung in der äußeren Gejchäftsbehandlung nicht eintreten. Da 
nad) $. 19 des Geſetzes vom 2. Februar 1864 die Kompetenz 
der Schöffengerichte nur durch Gefeh geordnet werben kann, 
jo mar es nothwendig, in dem zn. auszufprehen, daß 
die Schöffengerihte fortan aufhören und ihre Gefchäfte auf 
die Gerichte übergehen müffen. Dafür ſpricht aud das fis— 
falifche_Intereffe. Die Sigungen der Schöffengerichte, bie 
unter Zuziehung eines richterfihen Beamten, eines Aktuars 
und Gerichtsboten in den Ortihaften, mo das Schöffengericht 
feinen Sig bat, abgehalten werden (Kd. 2, 5 der Anftruftion 
vom 15. Dezember 1853), verurfachten an Diäten und Reife 
foften der Beamten ber Kaffe“ erhebliche Ausgaben, die im 





Jahre 1871 einſchließlich ber Gerichtötage für ftreitige Unge- 
legenbeiten , welche mit den Schöffengerihtsfigungen vereinigt 
find, iım Ganzen 3488 Thlr. 10 Ser. betragen haben. 


Das Gefek über die Erwerbung bes Eigenthums an 
Immobilien u. f. w. und bie Grundbudhorbnung geben von 
tinzipien aus, welde dem Geſetz vom 2, Februar 1864 
Ba fhon infofern zum Grunde liegen, als letzteres 
ebenfa 


1) bei der Ermwerbung des Eigenthums an Immobilien die 
Trabitionstheorie verlaffen, und zur Eintragungstheorie, 
wenn aud unter anderen formen übergegangen ift. 


2) die Erwerbung einer Hypothek ausfchliehlih am die 
Eintragung in das wenn auch fehr mangelhafte Hypo⸗ 
thekenbuch knüpft. 


Der Grundgedanke der vorgedachten Geſetze enthält daher 
für den Bezirk von Ehrenbreitftein nichts Neues und fteht der 
fonfequenten Durchführung deffelben durch Einführung ber 
vorgedachten —— dort nichts mehr als in anderen Gegenden 
entgegen, indem das gemeine Necht dabei eben fo wenig bin- 
derlich iſt, alß es der Einführung ber Hypothekenordnung von 
1783 im Wege geſtanden hat. 


Zwar find bie Verhaltniſſe des Grundbeſitzes dort andere 
als in dem öftlicen Provinzen. Abgeſehen von ben Stanbes- 
berrichaften und einigen herrfchaftlichen Befigungen giebt «8 
in bem Bezirke bes Juſtizſenats feine gefchloffenen — 
Landgüter. Die ländlichen Grundbeſitzer haben faſt überall 
nur kleine Ackernahrungen, die aus einzelnen geerbten oder 
nach und nach zuſammengekauften Parzellen beſtehen. Es iſt 
ein ſeltener Fall, daß der in einer Hand zuſammen erworbene 
Grundbeſitz in ſeiner Geſammtheit durch Uebertragung oder 
Erbgang auf einen einzigen Nachfolger übergeht. 

* 


Faſt überall tritt eine Theilung beffelben durch Verlooſung 
der einzelnen Parzellen unter die Erben ein. Diejenigen Erben, 
bie in ihren Heimathsdorfern bleiben, fuchen ſich durch Ankauf 
oder Erbauung ben Befik eines Hauſes zu verfchaffen und bie 
übrigen fchreiten zur parzellenweifen Berfteigerung bes ihnen 
zugefallenen Güterloofes. 


Als Folge diefer Verhältniffe wirb denn auch fait nie 
eine Ackernahrung als ſolche, ber gefammte Grundbeſitz eines 
Eigenthümers als folder zum Verkaufe gebracht. Gegenftand 
ber Kaufverträge, ber —— en und freiwilligen Verſteige⸗ 
rungen, find ftetö nur die einzelnen Darzellen und e8 werden 
in der Regel bei ben öffentlichen Verkäufen eben fo viele Ab- 
judifatorien erlaffen, als einzelne Darzellen zum Verkaufe aus+ 

ejeht find, wobei noch in Betradyt fommt, daß eh der ger 
Fame Grundbefig in außerordentlich kleine ſelbſtſtändig 
efeffene Parzellen zerfplittert ift. 


Berädfichtigt man biefe Verhältniffe, fo ergiebt ſich, daß 
vorzugkweiſe nur das in ber Grundbuchordnung erwähnte For- 
mular II. in diefem Bezirt Anwendung finden kann, daß alfo 
jede einzelne Parzelle in bie Grundbücher rg aufge 
nommen werben muß, und daß daher unleugbar die Berichti- 
gung bes Grundbudy8 bier mit größeren Schwierigkeiten zu 
Ampfen hat, als in dem älteren Yrovinzen. 


Diefe Schwierigkeiten find indeſſen eben fo wenig bier 
unüberwindbar, als fie e8 im dem angrenzenden Geltungsbe- 
reihe des ebenfalls die Parzellarberichtigung fanftionivenben 
Sypothefengefeged vom 31. März 1834, wo, namentlic im 
Kreife Siegen, eine eben fo große —— des Grund» 
eigenthums befteht, geweſen find, und können biefelben daher 
ber Einführung ber beiden Gefege fein entſcheidendes Hinder- 
niß entgegenfeßen. 


Dagegen ift e8 eben fo ungmeifelbaft, daß die beiden Ge- 
fege nur unter benjenigen Mobdifilationen eingeführt werden 
önnen, welche deren Ausführung unter Berückſichtigung aller 
Verhäftniffe möglid) machen. 


Diefe Mobifikationen find: 


1) Anlegung ber Grundbüder von Amts wegen und Er- 
lfaffung von Smwangsvorjchriften gegen Die Grund, 
Bergwerks⸗ und Süttenbefiger; 
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2) öffentliches Aufgebot aller, in die Grund- und Ge 
—— nicht eingetragenen Eigenthümer von 
Grundftäden, ferner aller Eigenthümer von Bergwerfen 
und Hütten, fowie aller nicht hypothekariſchen, zur 
—— Abtheilung des Grundbuchs gehörigen Real: 

te; 





3) Erlaffung von Borfchriften, welche die erfte Eintragun 
ber Eigenthümer von Grundſtücken, Bergwerken um 
Hütten weſentlich erleichtern; 


4) eng einzelner Beftimmungen ber 
Ge ee welche bier nicht anmendbar find, fowie einzel 
ner Beftimmungen bed gemeinen Rechts, welche ſich 
mit ben ber Einrichtung eines Grundbuch zum Grunde 
liegenden Beftimmungen nicht vertragen; 


5) Bewilligung ber Koften- und Steuerfreiheit für bie An ⸗ 
legung des Grundbuds. 


Nur diefe Mobififationen erfcheinen im Allgemeinen we- 
—— und wird zur Begründung derſelben Folgendes be 
merkt: 


—— beiden 
1d; 


1. Wie oben bereit ausgeführt, wird der Realkredit 
durch die Schöffengerichte vermittelt und gehhert: Diefe 
Wirkſamkeit der Seöffengerichte ift mit der Grundbuchsein ⸗ 
richtung, auch felbft vorübergehend, nicht vereinbar, weil babei 
von ganz verſchiedenen Prinzipien ausgegangen wird. 


Die Schöffengerichte müſſen baber mit der Einführung 
ber beiden Geſetze in allen das Grundbuch betreffenden An- 
gelegenbeiten außer Thätigkeit gefegt werben. 


Iſt dies aber der Fall, fo ift es auch — geboten, 
bie neue Einrichtung jo raſch ald möglich ind Leben treten zu 
laffen, bamit Die — Erwerbung bes Eigenthums und 
der Hypotheken nicht verßindert und die Gegend vorübergehend 
frebitlo8 gemacht wird, und biefes Mefultat ift mur dadurch 
zu erreichen, daß bie Anlegung ber Grundbüder von. Amts 
—— erfolgt und zu diefem Zweck die gegenwärtigen Eigen- 
5 mer gezwungen werben, ihr Eigenthum nachzuweiſen und 
ntragen zu laſſen. 


Insbefondere gilt dies von ben Bergwerken mit unbeweg ⸗ 
lichen Antbeilen (K. 228 des Berggeiehee) und zwar —* 
im Intereffe der Miteigenthümer bei Gewertſchaftsbeſchlüſſen, 
als auch der Vergverwaltungsbehörbe, damit diefelbe weiß, 
mit wem fie fid) in vortommenden Fällen (SG. 111 bis 120, 
. 156 des Berggeſetzes) einzulaffen hat, und es iſt daher auch 
owohl in der Inſtruktion vom 21. September 1832, ala in 
Geſetze vom 28. Februar 1845 die Swangstitelberichti- 
ung angeorbnet. Desgleichen gilt dies von den Hütten, bie 
E Beni e der Grafſchaͤft Say. Altenkirchen auf Grund ber 
Hüttenorbnung vom 21. April 1742, weldyem dieſelben 
Verhältniffe obwalten, wie bei den Verbandöhütten im am- 
wenzenden Kreiſe Siegen, und worauf ſich das Gefeh vom 
8. Februar 1845 bezieht (Scotti J. ©. 658, Zeitſchrift für 
Bergredyt VI. ©, 440). 


2. In bem Bezirke von Ehrenbreitftein beftand bisher 
nur Vublzität in Beziehung auf die —868 welche durch 
F. 12 des Geſetzes vom 2. Februar 1864 bereits aufgeboten 
und eingetragen, daher bekannt find. 


Eines nocdmaligen Aufgebots bedarf es daher nicht. 


Anders verhält es ſich mit dem Eigenthum und den nicht 
ypothekariſchen Realrechten, insbefondere auch hinſichtlich der 
erg. und Hüttenwerfe, indem in dieſem Bezirke niemals ein 

Berggegenbuch im Sinne Des Bexgnopoförfennefeeh vom 
28. Febrnar 1845 geführt ift und daher allen diefen Rechten 
die Yubligität fehlt. 


Die im Bereiche der’ allgemeinen gg er ⸗ 
laſſenen Patente, insbeſondere das Patent vom 22. Mai 1815 
N 2 und 3 und bes Berghypothekengeſetzes vom 28. Februar 

845 8. 17, enthalten ein öffentliches allgemeines Aufgebot der 
Eigenthums · und Realprätendenten. 


Das Geſetz vom 31. März 1834 beſchränkt hinſichtlich 


ber Eigenthumsprätendenten das Mufgebot auf die nicht im 
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für die Nubrit II. einzutragenden Realprätendenten ein fpe- 
zielled Aufgebot nad erfolgter Berichtigung des Beſitztitels 
eines Grunditüds in $. 21 vor. 


Odhne alles Aufgebot ift die Berichtigung des Grundbuchs 
nicht möglich, wenn nicht Bedingungen für die Eintragung 
des Eigenthums aufgeftellt werden, die Niemand erfüllen kann. 
Sie iſt auferdem eine Stonfequenz der nothwendigen Eintra- 
gung bes Cigenthums, 


eh ber Eigenthumsprätenbenten genügt bie Auf- 
nahme der Beltimmung des $. 11 des Geſetzes vom 31. März 
1834, und wird biefelbe fein Bebenten haben, ba durch dieſes 
Mufgebot nur diejenigen berührt werben, bie nit aus ben 
Grund- und Gebäubefteuerbücern als Befiger hervorgehen. 


‚ Dagegen werden die Bergwerf3- und Hütteneigenthümer, 
ſowie die nicht hypothekariſchen Realrechte allgemein aufzubie- 
ten fein, indem ber Weg, ben ber $. 20 des Geſetzes vom 
31. März 1534 eingefälagen bat, als ein praftifcher nicht an- 
geleden werben faun, weil er zu größeren MWeiterungen als 

8 allgemeine Aufgebot führt. 


Er Batte aber eng feinen fpeziellen Grund darin, daß 
nad jenem Gefeße die Eintragung des Eigenthumsüberganges 
nicht nothwendig unb bie Summe ber Realrechte in Weftpba 
len ſehr bedeutend war, was Beide in bem Bezirk von Ehren- 
breitftein nicht der Fall ift, ba durch bie Ausführung bed Ab- 
löfungsgefeges vom 2. März 1850 in biefer Beziehung fehr 
aufgeräumt ift. 


Es genügt baher ein allgemeines Aufgebot 


der Eigenthums · Prätendenten, weldye nicht aus ben 
Grund- und Gebaͤudeſteuerbuͤchern hervorgehen, ber 
Bergwerks- und Hüttenbefiger und ber nicht bupothe- 
farifchen Realrechte. 


3. Nacd ber Hypothekenordnung von 1783, Titel 4, 
$. 30 foll auf den Autor bed augenblidlichen Beſitzers zurüd- 
gegangen werben. 


‚ Die feit jener Zeit erlaffenen Patente verlangen nur, 
in Verbindung mit dem öffentlichen Mufgebote, eine eichei- 
nigung des Eigenthums bes zeitigen “wg Der 8.7 
ber Inftruftion vom 30. Mai 1815 begmügt ſich bei dem 
Mangel ——— Urkunden mit der Beſcheinigung des Be— 
ſiztitels durch Zeugen, wobei es ber Beurtheilung des Hypo⸗ 
thekenrichters überlaſſen bleibt, ob darnach der Beſitztitel als 
beſcheinigt anzunehmen iſt. 


Durch die Einrichtung des Katafters in ben weſtlichen 
Fr wurde die Befiptitel · Berichtigung weſentlich er- 
eichter 


Der eingetragene Beſitzer trägt die öffentlichen Laſten 
und iſt von den Kataſterbeamten, Ortsvorſtehern u. ſ. w. als 
legitimirt angeſehen, hat mithin eine dringende Vermuthung 
Re die Rechtmäßigkeit feines Befiges für fi. Tritt zu die 
er Vermuthung ein — ruhiger Beſitz entweder in 
der Perſon des letzten efipere allein oder in Verbindung mit 
feinem WVorbefiger und bat ſich fein beffer Verechtigter auf 
Grund des öffentlichen Aufgebots gemeldet, fo ericheint bie 
Eintragung beffelben ald Eigentümer gerechtfertigt. 


- Auf diefen te beruben bie FF5. 8 und 9 des 
Gefched vom 31. März 1834 und bie in dem $. 136 ber 
Grundbuchordnung gegebenen Vorſchriften. 


Dieſe Erleichterungen auch Bier eintreten zu laſſen, iſt, 
in einzelne Theile des Bezirks wenigftens, dringend nothwen 
ig, indem h B, nad) Trier'ſchem Rechte das Eigenthum durch 
einen mündlichen Vertrag erworben werden fonnte, und fcheint 
dabei auch um fo weniger ein Bedenken obwalten zu können, 
als ſchon Analogien in ber Geſetzgebung liegen, indem nad) 
Art. KV, Nr. 2 de8 Gefehes vom 3. Februar 1864 bei einer 
gegen den bloßen Naturalbefiger beantragten Zwangsveritei- 
erung, in Verbindung mit dem öffentlichen Aufgebot, eine 
Frärtafion aller Eigentbums » Prätendenten eintritt und das 
Eipentbum umwibderruflih auf den Adjudikatar übergeht, was 
nicht hätte vorgefchrieben werben können, wenn nicht dem Na- 
turalbefig in Verbindung mit ber Eintragung in die Mutter- 
rolle eine, die Befcheinigung des Eigentbums erſehende Bedeu- 


der Grumdtener-Mutterrolle eingetragenen Beſitzer und ſchreibt tung beigelegt worden wäre. 
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Bei Bergwerken mit unbeweglichen Antheilen und ben 
Hütten in ber Grafihaft Sayn-Altenficchen wird bei der Be 
richtigung des Eigenthums an den Idealantheilen noch eine 
weitere Erleichterung eintreten müffen, weil bei Enwerbungen 
aus ber Zeit vor dem Gefehe vom 2. Februar 1864 nicht 
immer Urkunden werden vorgelegt werben fünmen, die Grund» 
und Gebäudeftenerbiücher darüber nichts enthalten, und ber 
Beſitz eined Antheils äußerlich nicht erfennbar ift. 


Der Erwerb eines. Antheild an einem Bergwerk war 
zwar nad den Bergorönungen, 4. B. Art. 48 und 49 der 
Raffauifchen Bergorbnung, an bie Berlautbarung vor dem 
Gegenfhreiber gebunden. 


Allein diefe Beftimmungen feßten bie Exifteng eines im 
Bezirk von Ehrenbreititein fehlenden Berggegenbuh8 voraus 
und daher find obige Beftimmungen früher nur in ber Graf · 
ſchaft Sayn ⸗Altentirchen, aber aud) dort nur mangelhaft zur 
Ausführung gekommen. 


Die Verträge über Bergwerk3-Antheile wurben vielfad) 
nur auf Treu und Glauben a opeielefien und dem Rechnungs 
führer ber Gewerkichaft angezeigt, der bie Befigveränderung 
in feinem Gewerfverzeihniß vermerkte. 


Kaduzirungen find ebenfalls früher nicht immer in ber 
gefeklihen form vorgefommen, x bie Zubuße nicht ent- 
richten und nicht mehr mitbauen wollte, gab dieſes durch ein- 
faches Durdjitreihen feines Namens im dem SHebezettel, ben 
der Schichtmeiſter bräfentire, zu erkennen, worauf feine An⸗ 
theile von ihm ohne Weitered ben übrigen Gewerfen zuge 


jhrieben wurden, 


Die Berichtigung auf Grund ber Verjährung würde er- 
beblihen Schwierigkeiten unterliegen, weil ein Naturalbefig an 
den Antbeilen äußerlich nicht erfennbar ift, mithin das Neful- 
tat einer ſolchen Beweisaufnahme nur ſchwaukend und un 
fiher fein kann. 


Bon bdiefen Ermänungen ausgehend, bat das Berabypo- 
thefengefek vom 28. Februar 1845 andere Kriterien für bie 
Befigtitel-Berichtigung in den $$. 10 6i8 12 aufgeftellt, wobei 
man von dem Grundgedanken ausgegangen ift: 


daß auch der, durch fchriftliche Urkunden nicht befchei- 
nigte ober formell ungültig eingeräumte Titel für bie 
Erwerbung eines Antheild in Verbindung mit ſolchen 
Thatfachen, welche auf bie Mebdlichkeit der Erwerbung 
fließen laſſen, zur Eintragung geeignet fei, wenn 
aud bie gewöhnliche — noch 
nicht abgelaufen fei, inſofern ſich fein Befferbered)- 
er — Grund des öffentlichen Aufgebots gemel- 
det habe. 


In dem Kreiſe Siegen, worauf ſich zug, Gefeb mit be 
z0g, waren früher bie Verhältniffe ähnlich) den in einem großen 
Seite des Bezirks von Ehrenbreitftein beftehenden. Die Be 
fimmungen bes Gefehed vom 28. Februar 1845 haben fid) 
dort bewährt und fteht daher nichts entgegen, ſolche in das Ein- 
führungdgefeg aufzunehmen. 


4. Daß gemeine Recht ſowie bie Partitulargefeggebung 
in dem Bezirke des Juftigfenats enthalten einzelne Korfehriften, 
die theil8 die Umgebung des Grundbuchs erfchweren, theild fid) 
mit den Prinzipien des Geſetzes nicht gut vereinigen laſſen 
und deren Aufbebung oder Abänderung daher: münfcens- 
werth und nothwendig if. In erheblicher Meife hat Hier 
fhon das Gefeh vom 2. Februar 1864 vorgearbeitet, indem 
es inäbefondere die Wirkfamkeit der gefehlihen und generellen 
Supothefen auf Grundftüde und bie Hypotheken an bemeg- 
lichen Sachen befeitigt hat, Es bedarf daher noch einiger er- 
gänzenden Vorſchriften. 


Außerdem müflen einzelne Beſtimmungen ber beiden ein- 
geführten Gefege von der Anwendung * ben hieſigen Be⸗ 
zirk ausgeſchloſſen werden. 


Bei ben betreffenden Paragraphen wird dies näher bar- 
getban werben. 


5. Die Koften- und Stempelfreiheit für Diejenigen Ver— 
handlungen, welche nothwendig find, um das Grundbud) anzu- 


legen, find auch in früheren Patenten und Gefeßen, fowie in 
ben jegt gleichzeitig vorliegenden Entwürfen —8 


Im Allgemeinen muß noch bemerkt werden, daß die Be— 
ſtimmungen des Gefeßes vom 2, Februar 1864 über die Form 
ber Jmmobiliarverträge ($. 1), über die Befugniffe ber gefch- 
lichen und generellen Pfandgläubiger, insbefondere über bie 
vormundfchaftlihe und die Zwan augen Hypothel 
($. 8), durch das gegenwärtige Geſeg nicht berührt werben, 
Cie bleiben aud ohne ausbrüdlide Aufnahme in das letztere 


gültig. 


Zu den einzelnen Baragraphen ift nur folgendes zu be⸗ 
merfen. 


$. 1. Einzelne Paragraphen der Grundbuchorbnung 
mußten von ber Einführung aungeiotofien werden, weil fie 
nur eine tranfitorifche Bebeutung für ben ———— der 
Hypothekenordnung von 1783 haben. Die Nr. 3 des . 9 
des Koſtentarifs kann im biefem Bezirk feine Anwendung 
finden, weil hier eine Minderung ber biäherigen Koftenfäge 
nicht eintritt. 


N 2, Die Gründe für bie Aufhebung der Thätigkeit der 
Schd — bei ——— des Immobiliarrechts find 
bereits oben angegeben. Die ——— der Behörden * 
tet ſich nach den Beſtimmungen in 88. 20 bis 27 der Grunb⸗ 
buchordnung. Der $. 28 mußte außer Anwendung gi 
werben, indem da8 Gefeß vom 18. April 1855 in dem gut 
von Ehrenbreititein feine Gefeestraft gehabt Kat und das 
Ieh vom 10. Juni 1861 durch $. 244 des Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 aufgehoben ift. 


$. 3, 4. Der Artikel XV. Nr. 7 des Gefehes vom 
3. IR tuar 1864 war eine Folge des $. 2 des Geſehes vom 
2. Februar 1864. Sie verträgt ſich mit der Eintragungs- 
theorie nicht und muß daher aufgehoben werben. 


Durch) die Aufhebung wird die Vorfchrift des Römischen Rechts, 
wonad das Eigenthum ber —— Gegenſtaͤnde durch ben 
Ausſpruch des adjubizirenden Richters ohne Weiteres auf den Ad⸗ 
jubifatar übergeht SH Inst. IV. 17), nidyt von felbft wiederum 
aufleben und war daher eine entſprechende Beftimmung um fo 
mehr nothwendig, als jener Sag auch nach gemeinem Rechte 
nicht ganz unftreitig if. Die weiteren Befimmungen ent- 
fprechen dem $. 400 ber Konfursorbnung, welcher bei Ab» 
faffung des Gefetzes vom 3. Februar 1864 unbeadhtet bleiben _ 
mußte, weil damals noch fein Grundbud im Sinne des gegen- 
wärtigen Gefehed beftand. Wegen bes NEE 
im Falle ber Enteignungen bier eine befondere Beftimmung zu 
treffen, war deshalb unthunlich, weil ein für den ganzen Staat 
53 Erxpropriationsgefeg dem  legislativen Abſchluß 
naheſteht. 


F. 5 ift nur eine Bolge bes $. 51 ber Grundbuchorbnung, 
weldjer lediglidy von ber allgemeinen Gütergemeinſchaft, die 
in dem Bezirke dieſes Entwurfes nicht beftcht, — und 
kann feinem Bedenken unterliegen, da bie während der Ehe 
errungenen Güter nad bortigem Partikularrechte in die par- 
tifuläre Gütergemeinfhaft fallen, in Beziehung auf 
ae den Ehemann daher auch biefelben Rechte zuſtehen 
müſſen. 


8. 6. Derfelbe iſt eine nothwendige Folge ber Theorie 
vom Öffentlichen Glauben des Grundbuchs. Außerhalb des⸗ 
felben können Rechtsverhältniſſe am Grundftäd nicht ent- 
ftehen, welche durch das Grundbuch konjtatirt werden müffen. 


$. 7. Zur Rechtfertigung dieſer Beftimmung wird 
auf die Motive zu $. 31 des Gejegentwurfes über das 
Grundbuchweſen in ber Provinz Schleswig-Holftein Bezug 
genommen. 


$. 8. Die exceptio non numeratae pecuniae, welche 
das gemeine Recht gegen die Beweiskraft einer Schuldurkunde 
über ein Darlehn oder einen Brautfhag zuläßt, ift mit einem 
durch das Grundbuch geficherten hypothekariſchen ne une 
vereinbar und ihre Beibehaltung gegen bie bupotbefarifche 
Klage um fo weniger gerechtfertigt, als bie Vorfchriften ber 
Grundbucdyorbnung den Schuldner hinreichend fihern, daß er 
die Urkunde nicht eher aus der Hand giebt, als bis er bie 
Baluta erhalten bat. 
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$. 9. Nah Preußiſchem Allgemeinen Landrecht I. 6, 
$. 54, 55, verjährt die Negreß- oder Schabenerfagklage gegen 
Beamte in drei Jahren vom Tage ber Wiffenfchaft von dem Da- 
fein und dem Urheber des Schadens. Nach gemeinem Recht 
ift eime ſolche Klage ber breißigjährigen Verjährung unter 
worfen, Es ift die Beftimmung des Allgemeinen Ländrechts 
fin aufgenommen worden, um das Stlagerecht in ben ver- 
— Provinzen nicht einer ſolchen Ungleichheit preisqu- 
geben. 


$. 10. Rad) dem gemeinen Rechte fr. 2 6.1, D. 2,14, 
Const. 14, 15, C. 8, 43, fr. 24, D. 22, 3, begründet ber 
Beſitz der Schuldurkunde feitens des Schuldners die Bermuthung 
ber Zahlung. 


Tritt zu dieſer Vermuthung eine, von einem Beamten, 
ber ein Öffentliche® Siegel führt, beglaubigte Privatquittung 
des —— hinzu, \ wird die Vermuthung ſoweit zur 
Gewißbeit, daß eine Löſchung unbebenklic erfolgen kann. 


Hiervon ift audy ber $. 11 des Gefehes vom 2, Februar 
1864 ausgegangen unb daher diefe Beſtimmung bier aufge 
nommen. 


$. 11. Ueber das Aufgebotsverfahren fehlt es im ge 
meinen Recht an Beltimmungen. 


Die bloße —— auf die Preußiſche Prozeßorbd 
nung, die in Ehrenbreitſtein nicht pt, in der Grundbudord- 
nung reichtnicht aus. Es find daher die betreffenden Beftimmungen 
bes Titel 51 Theil I. der Allgemeinen Gerichtsorbuung, bie 
befolgt werben follen, im $. 17 ausbrüdlich bezeichnet worben. 


$. 12. Nach ben Partitularrehten von Ehrenbreititein, 
ſowie nad; gemeinem Recht haben Privatteftamente Gültigkeit. 
Da folden Urkunden jedod ber für Einfchreibungen ober 
Löfhungen im N erforderliche öffentliche Glaube nicht 
beigelegt werben fann, jo war, entfprechenb bem $. 6 -be8 
Geſetzentwurfes über das Grumbbuchtween in Neuvorpommern, 
eine Bejtimmung zu treffen, welche zu dem letztgedachten Ent- 
wurf näher motivirt worden ift. 


65. 13, 14. Die Nothwenbigkeit eines Einfchreitens von 
Amts wegen ift bereit8 oben motivirt. 


8 . 15—19. Die nebenſtehenden Beſtimmungen enthalten 
‘die Bedingungen, Amter weldyen die Eintragung des ſich mel- 
benden Befigers jet und künftig erfolgen foll. 


Sie find bereit8 oben im Eingange motivirt, und bürfte 
dabei um fo weniger ein Bedenfen obmwalten können, als fie 
aus ben 8 T—11 bes Geſetzes vom 31. . 1834 ent- 
nommen find und ſich bereit3 in der Praxis bewährt haben. 


Recht im Prozeßwege nachzüweiſen, woraus von felbft 
Steuerblichern nicht — it, 
amen ver ⸗ 


Bis zum Ablaufe des Ausſchlußtermins muß bie Ein- 
tragung in das Grundbuch fiftirt werden. . Der Ablauf diejes 
Termins fchlieht aber ſpätere Anmeldungen nicht aus, infofern 
nicht das Grundbuch bis dahin berichtigt ift und auf Grund 
deſſelben disponirt ift. 


$. 20. Der Eigenthumsvorbehalt bat nach der im Bezirk 
Ehrenbreititein feftitehenden Praxis die Wirkung einer aufſchie⸗ 
benden Bedingung. Es muß daher auch demjenigen, ber vor 
ber Verkündung bed Gefehed unter Eigenthbumsvorbehalt 
—— bat, das Recht verbleiben, das Eigenthum geltend zu 
machen. 


$. 21. Ueber bad Formular III, für das Grundbuch der 
Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen ift in der Grunbbud- 
ordnung dab . ausgeführt. Es bedurfte hier nur noch 
einer beſonderen Berücjichtigung der Hüttenwerke in der Graf- 
ſchaft Sayn-Altenkirhen, für welche in ber Anlage ein For 
mular entworfen ift. (Vergl. unten die Motive zu 65. 27,28.) 


" 88. 22 Bis 31. Es ift oben bemerkt, daß, weil bei den 


' unbeweglichen Antheilen an Bergwerten ein Naturalbejit 
äußerlich nicht erfennbar ift, bei der Nachweiſung bed Eigen- 
thums an denjelben weitere Erleichterungen als bei dem Grund- 
befig eintreten müffen, wenn die Regulivungsarbeiten nicht ſehr 
verzögert werden follen. Davon ift aud) das Geſetz vom 
28, Februar 1845 ausgegangen. Daſſelbe bat fih in ber 
Praxis bewährt und es find feinerlei Klagen über Verle —— 
laut geworden. Es ſind daher die Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzeßs mit einigen Modifikationen in das Einführungsgeſetz 
aufgenommen worben. 


Die Mobififationen beziehen fih auf folgende Punkte: 


1) auf ben & 8 jenes Gefeßes, indem von ben Berg- 
werfen feine Rezeßgelder mehr bezahlt werben ($. 
bes Geſetzes vom 20. Oktober 18621, hierüber alfo auch 
fein Atteſt mehr ertheilt werben kann. 


Dagegen folgt keineswegs aus bem Befite ber im 
$. 64 des Gefehes über den Eigenthumserwerb be- 
a le bap 48 8 * u. 

er Eigenthum mb e er zur Ein- 
tagung daß % §. 28 geforderte Attejt des Oberberg. 
amts erforberlid). 


2) Statt des in 88. 11 und 14 bes gebadhten Gefeßes er- 
wähnten Berggerichts zu Eslohe ift das Berggericht 
j Kirchen aeiet, indem ba8 erg egen- und Huͤtten · 
uc dort mit noch größerer Präz Kon als in Eslohe 
geführt worden if. Statt näherer Darlegung ber 
Kompetenz, Organifation und Wirkſamkeit des vor- 
maligen Berggerichts zu Kirchen kann auf ben Aufſatz 
in der Zeitfchrift für Bergreht von Braffert und 
Achen bach, Thl. IV. S. 428, Be ng genommen wer · 
den, aus welchem —— daß ie vorgeichlagene 
Beſtimmung feinem Bedenken unterliegen kann. 


Zu Linz beftand früher ebenfalld eine Art Berg- 
gegenbuch. Daffelbe wurde aber im höchſten Grade 
—— — und kann daher auf daſſelbe nicht 
unbedingt rekurrirt werden. Auch bei dem ehemaligen 
Bergamte zu Neuwied wurben mitunter Verträge auf- 
genommen und Gewährfcheine ertheilt. Uber auch dort 
war die Einrichtung mangelhaft. Sollte ſich jebod) 
ein — ge in dem Beſitze eines folchen 
Gewährfcheins befinden, und fid) zu dem Antheile Eein 
Befferberechtigter melden, fo würde unter der Boraus- 
fegung des $. 14 des Gefehes vom 28. Februar 1845 
der Eintragung beifelben nichts entgegenftehen. 


3) Die Faſſung des $. 14 des Gefehes vom 28. Februar 
1845 hatte zu ber Streitfrage Veranlaffung gegeben, 


ob in ben, nicht namentlich hervorgehobenen, Fällen 
eine förmliche Exblegitimation durch Beibringung 
eines gerichtlichen Atteftes erforderlich jet? 


oder 


ob in allen fällen ber bloße Nachweis ber, ein 
an Erbfolgerecht begründenden Berwandt- 
daft durch Kirchenatteſte genüge? 


und ift diefe Streitfrage in Uebereinftimmung she: 4 und 5 
ber Inftruftion vom 30. Mai 1815 über die Ausführung bes 
Gefeges vom 22. Mai 1815 und $. 13 ber Berghhpotbefen: 
Inſtruktion vom 20. September 1832 in ber legten Alter: 
native entſchieden. 


Durch die Faſſung des 8.29 ift diefe —— beſeitigt. 
Die Hütten in der Grafihaft Sayn-Altenkivchen, deren 9 exi- 
ftiren, find in Tage und Stüd (J Tag) eingetheilt. 


Die Eintheilung beruht darauf, daß bie gedachten Hütten- 
gewerkſchaften nicht das ganze Jahr hindurch, fonbern nur 
‚ während einer beftimmten Anzahl Tage ihre Hütten betreiben 
konnten und daß ber Betrieb nicht für gemeinſchaftliche Medy- 
nung flattfand, ſondern daß die Befiger der einzelnen Tage, 
| nad einer vorber ftattgefundenen Verlooſung berfelben mit 
ihrem eigenen Material für ihre feparate Rechnung die ihnen 
zugehörige Zeit benußten. 
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ala Folge davon gehörten auch bie Kohlſchoppen und 
Steinpläte nicht der ganzen Gewerkſchaft, fondern ben einzelnen 
Befigern gleichſam als Zubehör ihrer Hüttenzeit. 


Die Zahl der Hüttentage, die mit einer Hütte verbunden 
waren, ergiebt ſich aus den alten Hüttenbüchern, die jegt im 
Belige der Gerichte find. 


Die Hüttentage gehörten, wie die Kuren eines Bergwerkes, 
zum unbeweglicyen Vermögen und wurden von jedem Sütten- 
gewerle felbititändig verkauft und verpfänbet. 2. Einrich · 
tung beſteht auch zur Zeit noch, und daher rechtfertigt ſich die 
Anlegung des Grundbuchs für diefe Hütten nad dem dieſem 
Seieh beigefügten Formular. Die $$. 30, 31 find aus ben 
6. 15 und 16 des Berg-Gypothefengefehes vom 28, Februar 

5 entnommen und finden ihre Rechtfertigung barin, daß 
ein Werk mit unbewegliden Antheilen niemals theilweife ein 
getragen werden Fann. 


sy 32— 34 ‚enthalten das öffentliche Aufgebot mit Aus- 
ſchluß der Hypotheken; die Gründe dafür find im Eingange ber 
Motive angegeben. . 


Es kann hinſichtlich der Hypotheken bie Seage entitehen, 
eb das Grundbuchamt die bei ben —— —— 
Kirchen, Linz und Neuwied etwa angemeldeten und einge⸗ 
—* Hypotheken von Amts wegen zu berückſichtigen habe? 
Diefe Frage muf verneint werben. E 
Nach $. 12 des Geſetzes vom 2. Februar 1864 find von 
den öffentlichen Aufgebote aller Hypotheken nur diejenigen 
ausgenommen; 


welche feit dem 1. Januar 1853 vor dem Nealrichter 
errichtet worden find. 


J dieſen gehören bie feit 1853 in das —A 
und Hüttenbuch zu Kirchen etwa eingetragenen Hypotheken 
nicht, weil die Ber —* als ſolche durch bie Verordnung 
vom 2, Januar 1 aufgehoben find und daher bei benfelben 
feit diefer Zeit Hypotheken nicht mehr errichtet oder angemeldet 
und mit vechtlicher Wirkfamkeit eingetragen werden konnten. 


Zwar ergiebt ſich Aus dem oben Ing Auffahe in 
Theil VI. Saite 433 der Zeitichrift für Bergrecht, daß ber 
Juſtitiar des Bergamts zu Siegen — nicht der Bergricter, 
der nicht mehr exiftirte — fpater der Hypothekenkommiſſar 
dad Berggegenbuch zu Kirchen noch bis zum Erfcheinen 
Geſetzes vom 2. Februar 1564 fortgeführt hat. 


Allein dadurch wurde das aufgehoßene Spezialforum nicht 
wieder hergeſtellt, fondern das Hypothelenweſen ging mit der 
Aufhebung der Berggerichte an ben ordentlichen Richter der 
belegenen Sadje über. 


Eine Ausnahme wurde nur gemacht in Bing 9 auf 
dad Berghypothekenweſen im Bereiche der Allgemeinen Hypo» 
thefenordnung von 1783. 


Das Juſtiz ⸗Miniſterialreſtript vom 9, März 1849 (Graef, 
Bergredht, Supplement Seite 11) gejtattet zumächft ben =. 
Ämtern in bem — Bezirke, das Berggegenbuch einft- 
weilen, jedoch mit Ausſchluß der Aufnahme von Obligationen 
und Verträgen, fortzuführen. 

Durch das Geſetz vom 15. April 1855 wurde die obige 
Beſtimmung für den gedachten Bezirk dahin ausgedehnt, daß 
den Bergjultitiarien aud bie Befugniß beigelegt wurde: 

Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Beziehung 
auf daB Bergwerfeigenkhum — 


Durch den F. 2 des Geſetzes vom 10, Juni 1861 wur 
ben enblih Bergbypothefen.Kommiffionen für die Bearbeitun 
des Berghypothekenweſens gebildet, aber ebenfalld ausdrüdli 
nur für die Landestheile, in wegen bie Allgemeine Hypothe · 
fenorbnung vom 20. Dezember 1783 Gefegeötraft hatte. 


thelentommiſſion, das Berggegenbud) zu Kirchen fo rt 
' nt e Ichter® ber — 
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Sache oder des Bergrichters, ſondern die Fortführung des 
Berggegenbuchs er nur bie Bebeutung einer fein Bi 
lichen Gewerfenlifte. 


Die etwa eingetragenen Hypothelen find daher ungmeifel- 
aft bereits us den 6. 12 bed Gefehed vom 2. Februar 
864 aufgeboten und können daher übergangen werben. 


Bei dem ehemaligen Berggerichte zu Linz und bei bem 
Bergamte zu Neuwied find feit jener Zeit feine Hypotheken 
angemeldet. 


B $. 35—40 enthalten Beftimmungen, bie mit ben in 
dem früheren Supothefenpatente enthaltenen übereinftimmen, 
und daher einer fpeziellen Motivirung nicht bedürfen werben. 


8. 41. Die Bejtimmung foist aus der Natur der Sache, 
indem vor jieftftellung der Perſon des Eigeuthümers mit der 
Aılegung des Grundbuchs nicht verfahren werden kant. 


$. 42 iſt aus dem * 26 des Geſehes vom 28. Februar 
1845 entnommen, derſelbe dient ſehr zur Erleichterung ber 
Intereſſenten und hat ſich in der Praxis bewährt. 


Auch bie Verordnung vom 30. Juni 1834 geftattet für 

Gemeinheitötheilungen bie ran; ber Ehefrau durch ihren 
Ehemann ohne x chtliche Vollmacht und wird diefelbe daher 
auch bier nicht bedenklich erſcheinen können. 
Auch bei ben übrigen im $. 42 bezeichneten Perfonen ift 
eine Verletzung nicht wohl denkbar, wenn eine außergerichtliche 
vom —— oder Ortsvorſteher beglaubigte Vollmacht vorge⸗ 
legt und die Hypothekenurku oder bie ſonſtigen Berfügun- 
gen bireft infinuirt werben. 


S. 43 rechtfertigt fi) als Uebergangsbejtimmung. 
F. 44 ift bereits oben motivirt. 


45 nur die Beridytigung eine Irrthums im 
Roftentari. " tigung — 


M' 32. 


Berlin, den 19. Degember 1872. 


Das Haus der Abgeordneten bat in feiner heutigen 
Nor befchloffen, dem von der Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchften Ermädtigung vom 17, v. M. 
en Häufern des Landtags vorgelegten Entwurf eines 

eſetzes, 
betreffend die Ermäßigung der Meßabgabe in Frank- 
furt a. O. 


unverändert bie verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucht beehre ich mic, hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
bem Anbeimftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 


‚ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Hauſes ber Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
den Vräfibenten bed Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerode, 
Erlaudt. 
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Entwurf eines Gefeßes 


wegen 
Ermäßigung der Mefabgabe in £rankfurt a. ©. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ıc. 
verorbnen mit —— ber beiden Häuſer des Landtages 
Unferer Monardie, was folgt: f 


u 


N) 
Die Abgabe, welche in frankfurt a. ©. von den zu ben 
bortigen Mefjen eingehenden en auf Grund der $$. 30d. 
und 49 ber »Revidirten Meforbnuhg vom 31. Mai 1872« 
Geſetzſamml. Seite 149 ff.) mit Sue Eilbergrofchen für ben 
entner inländifcher oder frember verfteuerter, im freien Ver⸗ 
fehr befindliher Waaren und mit Fünf Silbergrofhen für 
den Gentner unverzollter — Waaren als ray: 
u ben Meßkoſten zu erheben ift, wird vom 1. April 1873 a 
r alle zu ben Meifen in rt a. D. eingehenden Waaren, 
oweit fie nicht nah $. 30 a. a. D. von der Abgabe befreit 
nd, auf ben Betrag von einem Silbergrofchen für den Eent- 
ner Brutto feftgefegt. ‚ 
$. 2. 
Der jFinangminifter wird mit der Ausführung dieſes Ge 
fees beauftragt. 


Urkundlich u. ſ. w. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


N 33. 


Euer Erlaucht beebre ich mich, in den Anlagen die mir 
erteilte Allerhöchſte Ermächtigung vom 21. Dezember d. J. 
und ben in berfelben erwähnten 


Gefekentwurf über das Grundbuchweſen im Bezirk des 
ei reg ra zu Raffel, mit Ausſchluß des Amts- 
gerichts zu Voͤhl, 


nebſt Motiven, zur gefälligen weiteren Veranlaſſung ganz er- 
„gebenft zu überfenden. 


Berlin, ben 30. Dezember 1872, 
Der Juſtizminiſter. 
Leonhardt. 
An 
ben Praſidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe 
Erlaudt 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


reußen ꝛc. 
ermächtigen auf ben Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. De- 
ember d. J. Unferen Juftizminifter, den anbei zurüdfolgenden 
twurf eine® Geſetzes über das Grundbuchweſen in dem Be- 
— des Appellationsgerichts zu Kaſſel, mit Ausſchluß des 
mtögericht8 zu Vöhl, den beiden Hauſern des Landtags Un- 


ferer Monardjie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vor- 


zulegen. 
Gegeben Berlin, ben 21. Dezember 1872. 


Wilhelm. 
Dr. Leonbarbt. 


Allerhöchfte Ermächtigung. 


‚ Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Erundbuchwefen im Gezirk des Appellations- 
gerichts zu Maffel mit Ausſchluß des Amtsgerichts 
von Döhl. 


“ 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ıc. 
verordnen für den Bezirk des Mppellationsgerichts zu Kaffel, 
mit Ausſchluß des Amtsgerichts von Vöhl, unter Zuſtimmung 
ber beiden Häufer des Landtags Unferer Monarchie, was folgt: 


$.1. 


Das Gefeh über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grunbftüde, Bergwerke und felbitjtändige Ge 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, bie Grundbuchorbnumg vom 
5. Mai 1872, mit Ausnahme der SS. 20 bis 22, 49, 73, 
133 bis 140, fowie das Gefeh vom 5. Mai 1872, betreffend 
die Stempelabgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamt an- 
—— nträgen werben in dem Bezirk des Appella- 

—— zu Kaſſel, mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks 
von Voöhl, unter nachſtehenden Beſtimmungen eingeführt. 


$. 2. 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen 
— Vorſchriften, welche in dem erwähnten Bezirk nicht 
gelten, bleiben außer Anwendung. 


§. 3. 


Verträge, welche bie Veräußerung oder Belaſtung von 
Grundjtüden, oder der ihnen gleichgeachteten Nechte und Gr 
techtfame zum Gegenftand haben, bedürfen ferner nicht zu 
ihrer Gültigkeit der Anzeige bei dein Gericht ber belegenen Sache 
und ber Beltätigung des letzteren, begründen vielmehr, falls 
ie überhaupt in fchriftlicher Form geichloffen find, perfönliche 

nfprüche, unbefchadet der Unmendung des $. 10 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1872 über den Eigenthumserwerb »c., auf nicht 
ſchriftlich geichloffene Verträge. 

Verbräge über Grundgerechtigkeiten, ſowie — im jRalle 
einer darauf gerichteten beionderen Abrede — Mieth- und 
Pachtverträge erhalten dinglihe Wirkfamkeit nur durch Ein- 
tragung im Grundbuch. | 


$.4. 


Nah Erlaß dieſes Gefehes find Verabredungen, burd 
welche zur Sicherung eines über Grundftüde abgefchloffenen 
— Vertrages eine Reubuße feſtgeſtellt wird, nu 
gültig. 


Herrenhaus. Aktenftüd „I 33. 


nn nn nn ers — — —— 


5. 


Im Smwangsverfteigerungs- und im konkurbmäßigen -Ber- 
kaufsverfahren geht das Eigenthum durch den vedhtsfräftigen 
Zuſchlagsbeſcheid, jedoch erit nad Zahlung oder Stundung 
des Pplagspueifes, auf den Erſteher über, 


Die Eintragung des Eigenthumsüäbergangs, foroie die 
Löſchung der burd das Verfahren aufgehobenen Hypotheken 
und Grundjdulden erfolgt auf das Erſuchen bes Verfteige- 
rungẽgerichts. 

6%, 


Werden ftreitige Eigenthumsverhältniffe durch Urtheil 
oder ei gg im Dropbuege feftgeftellt oder wird 
Eigenthum int gerichtlichen Iheilungsverfahren zuerkannt, fo 
erfolgt die Eintragung im Grundbuch unter Vorlegung des 
techtsfräftigen Beicheides oder Urtheils auf Antrag eines ber 
Betheiligten. 


$. 7. 
Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Er- 


fitung eines entgegenftchenden Rechts, noch durch Verjährung 
— werden. 


Die Klage gl oT Sinfen von ea agenen Ka 
cu 


pitalien verjährt in vier Jahren. Die Verjä g beginnt 
am 31, Dezember besjenigen Jahres, in welchem die Zinfen 


füllig geworden find. 


J. 8. 


Die Einrede bes nicht, geabiten, Geldes (vergl. Kurheſſ. 
Gefeg vom 20. Dezember 1840, 88. 3 umd 4), ſowie die ber 
Vorausklage ift gegen bie bupothekarifche Klage unzuläfjig. 


$. 9, 

Gefekliche oder durch letztwillige Verfügung begründete 

Sopothefen gewähren nur einen Aufbruch ogen der Eigen» 

thümer, die Eintragung einer beftimmten Summe zu be 
willigen. 

Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, fo braucht 

der Eigenthümer die Eintragung nur auf einzelne, die Schulb 

genügend fichernde Grundſtücke zu bewilligen. 


Die Eintragung des ben ee an dem Wer 
mögen ihrer Vormünder zuftehenden geſetzlichen Pfandrechts 
erfolgt, ebenfo wie bie —2 koſtenfrei auf Erſuchen bes 
Vormundſchaftsrichters. Derſelbe darf eine ſolche Eintragung 
nur fo weit verlangen, als die Sicherung des in ſelbſtſtänbiger 
Verwaltung des Vormundes befindlichen Vermögens e8 au 
dert, Er Bat bei Auswahl der Dfandobjekte auf die den Vor- 
mund am menigjten beläftigende MWeife zu verfahren und von 
einer Eintragung ganz Abjtand zu nehmen, wenn der Bor- 
mund durch Sinterlegung von Werthpapieren oder in fonfliger 
Weife ausreichende Sicherheit Teiftet, oder wenn der Na 

einen von ihn ernannten Vormund von Kantionsleiftung ent- 


bunden bat. Diefe Beitimmungen finden auf die fonftigen |. 


Dflegebefohlenen ihren Ruratoren gegenüber, fowie auf bie 
minderjäßrigen Kinder dem zur Wiederverheirathung fchreiten- 
den Vater gegenüber, entſprechende Anwendung. 


$. 10. 


Die Beitellung einer Hypothek am ganzen Vermögen ift 
fortan unwirkſam. 


An beweglichen Sahen kann nur ein Fauſtpfand beitellt 
werben. 


gl. 


Die bisher in Bu Meife bewirkten —— 
Verbfändungen eines ganzen Vermögens gewähren feinen An- 
ſpruch auf Eintragung im Grundbuch, behalten jedoch, ebenfo 
wie alle nicht eingetragenen, auf Grund bed Geſehes ober 
legtwilliger Verordnung entitandenen oder noch entitehenden 
Dfandrechte, bezüglich ber nad) biäherigem Recht davon ergrif- 
jenen Grundftüde, die Wirkung, daß fie im Konkursverfahren 
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des Schuldners an dem nad) el gang der eingetragenen 
Gläubiger verbleibenden rare des Erlöfes ber konturs— 
ge! verkauften Grundftücde wie bisher geltend gemacht wer- 
en für 


men. 
gm. 


Aus Drivatteftamenten oder aus Erbverträgen, fomeit 
biefelben gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet Mind‘ können 
Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuch nur erfolgen, 
wenn entweder burd) eine Öffentliche Urkunde bie Edjtheit ber 
Vrivaturfunde oder das Anerkenntniß bes durch das Gefch 
berufenen Erben nachgewieſen ift, oder eine Beicheinigung des 
Rachlaßgerichts beigebracht wird, daß ſich nad) erfolgter öffent: 
licher Ladung ein beffer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe. 


Die Art ber Bekauntmachung und die Friſt ber öffent: 
lichen Ladung Hat der Nachlaßrichter nad) Lage bes Falles. zu 
ermeffen. 


$. 18. 


Die im gerichtlichen Swangsvollitredungs-Berfahren ver- 
fügte Immiffion in Grunditüde begründet fortan nur einen 
Anfpruc auf Eintragung einer Hypothek. 


Die Eintragung ift von dem Prozeßrichter bei dem Grund- 
buchamte ie : 
$. 14. 


In dem Gebiet de8 vormaligen Kurfürſtenthums SHeffen 
werben bei Unzulfänglichkeit des .. in bem Smwangäver- 
g ag —— Fans tal Jınd * lau en 
nfen nur zweijährige Zinsrüdftände — vom leßten ig- 
— oder der Verkau erde 


feitätage vor ber 
an rüdwärtd geredinet — berichtigt. 
$. 15. 


Das verpfänbete Grunbitüd haftet aud für bie durch 
Geltendmachung der Hypothek oder Grundſchuld im Konkurs 
erwwachjenen Koſten. 


Die nad) $. 21 ber —— vom 30. Auguſt 1867 
für die Feſtſtellung des Beſtandes und der Rangordnung einer 
Forderung im Konkurs ben Rechtsanwälten und Kontradik- 
toren zugebilligten Gebühren werben für anzumeldende Hypo— 
thefen und Grundſchulden, ſofern bezüglic) derfelben fein Streit 
entjtedt, auf ein Viertel herabgefeht. 


$. 16, 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf 
dem Grunbftüd noch vorhandenen Früchte haften nicht den am 
Grundſtück dinglich Berechtigten. 


g. 17. 


Die hypotbefarifche Klage erfordert nicht die Kündigung 
bei dem perſönlich verpflichteten Schuldner, fofern fie dem 
Eigenthümer gegenüber erfolgt ift. 


$. 18. 


Die Schadenerfagklage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
ährt in drei Ighren, nachdem ber Beſchãdigte von dem Da- 
ein und dem ber des Schadens Kenntniß erhalten hat. 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Schadenszufügung dreißig 
Jahre verfloſſen, ſo kommt es auf den Zeitpunkt der erlang 
ten Wiſſenſchaft nicht weiter an. 


$. 19. 


Die mit einem Richter befehten Amtsgerichte find die 
Grundbuchaͤmter für die in ihrem Bezirk belegenen Grunbdftüde, 


Bei den mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgerichten 
bildet einer berfelben mit einem Buchführer und den K“ er · 
lichen Schreibern und Unterbeamten das Grundbucha 


Die —— ſind zuſtändig für —— ber Ver 
träge, durch weldye Grundſtücke veräußert oder belaftet werben, 
aud) wenn bie Grundftüde nicht im Bezirk des Amtsgerichts 
liegen. f 

19* 


— 


— — — — mn —————— 





ben Hypothekengeſchaͤften hört für jedes Grundſtück auf, wel- 
me a das neu amzulegende Grundbuch übertragen wor— 
en iſt. 


Die Beftimmungen der $$. 52, 74 und 99 der Grunb- 
bucdordnung fommen bi8 zum Erlaß eines Gefekes über Fa- 
milienfideifommiffe auf biefe nur infoweit zur Anwendung, 
als Familienfideilommiſſe gejettich oder ftiftungsmäßig einer 
Staatsbehörbe bereit8 unterjtellt find, oder durch Beichluß ber 
Fribeitommißbetbeiligten dem Uppellationsgerichte zu Kaffel als 
Fibeifommißbehörbe unterjtellt werben, 


$. 20, 


Die in den General-MWährfhafts- und Hypothelenbüchern 
enthaltene Darftellung der Rechtöverhältniffe des Grunbeigen- 
thums bildet die Grundlage für die neuen Grundbücher unter 
ben nachftehenden Beftimmungen: 


i $. 21. 


Mit dem 1. Januar 1874 ur 
Wahrſchafts · und — efindlichen Einträge, ſo⸗ 
weit fie ben letzten Eigenthumsübergang ober ſoweit fie Die 
im N 12 des Geſetzes über ben ——— x. gedach ·⸗ 
ten dinglichen Rechte betreffen, die — von Einträgen, 
welhe nad Mafigabe ber im $. 1 eingeführten Gefche be- 
wirkt find; jedoch unbefchabet ber Beftimmungen des $. 34. 


$. 22. 


Beſchraͤnkungen des Verfügungsrechts des Eigenthümers, 
fowie ber Eintragung bebürfende dingliche Rechte und die Hy- 
potheken, welche nicht biß zum 1. — 1874 in die Gene⸗ 
ral-Mährfchafts- und Hypothekenbucher eingetragen find, be- 
halten zwar dem zu diefem Zeitpunkt eingetragenen Eigenthü« 
mer ge ihre bißherige Wirkſamkeit, können ieto® gegen 
benfelben eine nachtr liche Eintragung im Grundbuch nur 
nad; Maßgabe der Beftimmungen biefes Geſetzes erlangen und 
vermögen bei vorher eintretender Veräußerung des Grundftüds 
dem neuen Erwerber, fowie überhaupt den voreingetragenen 
dinglichen Rechten, Hypotheken und Grundſchulden gegenüber 
feine Wirkung zu äußern. 


Beihränfungen und Belaftungen des Eigenthums, welche auf 
einem Stammgutd-, Familienfideilommiß · Lehns· Leibe, Meier · 
Erbpadyt- oder ſonſtigen gutbherrlichen Verbande beruhen, er- 
lſchen auch dem eingetragenen Eigenthümer —— und 
können überhaupt, auch aus der Perſon der Rechtsurheber, 
nicht mehr geltend gemacht werben, wenn fie nicht biß zum 
1. Januar 1874 in bie General» Währfchafts- und Sypothe- 
fenbücher eingetragen find. 


bie in ben General. 


$. 23. 


Die Uebertragung eines Grunditüds aus dem General 
Mährfhafts- und Hypothekenbuch in das neu anzulegende 
Grundbuch foll erfolgen, fobald das Gruntftüd auf einen 
neuen Eigenthümer zu überfchreiben, oder eine neue Belaftung 
darauf einzutragen ift, ober ber Eigenthümer fie beantragt, 
oder fonft das Grundbuchamt dieſelbe zur Klarſtellung der 
Grundbuchverhältniffe dienlich erachtet. 


Dabei gelten für bie Anlegung beg neuen Grundbuch 
blattes die nadjjtehenden Vorſchriften: 


1) Als Eigentbümer ift derjenige einzutragen, ber ent 
weder als folcher im General-Mährichafts- und Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen fteht, oder die Umfchreibung des 
dort zu Gunften eines Dritten eingetragenen Eigen- 
thums auf feinen Namen nad Mafigabe bes Gefehes 
über den Eigenthbumserwerb beantragen Fann. 


2) Die Eintragung fept die Vorlegung eines mit dem 
General -Waͤhrſchafts und Hypothekenbuch überein 
Cimmenden Auszugs aus dem Steuerbuch oder die 
Einwilligung des darin als Befiger des Grundftüds 
eingetragenen Dritten voraus. 


Dei neuvermeffenen. Gemarkungen ift die Nad) 
weifung, dab die im Steuerbudydauszug nach neuerer 


A 


Kartennummer verzeichneten Grundftüde mit bem im 
General-Währfchafts- und Hypothekenbuch nad alter 
Bezeichnung eingetragenen übereinitimmen, auf Grund 
ber bei ber Verme Img ftattgehabten fteueramtlichen 
Ermittelungen von Amts wegen zu befchaffen. 

Wenn eine folhe Feitftellung unthunlich ift, To 
kann eine Eintragung nur nad vorgängigem Aufge- 
botsverfahren (SS. 29 bis 33) erfolgen. 


3) Mit ber Eintragung des Eigenthums find fünmtliche 
im General: Wahrfhafts- und Sopothefenbuh unter 
dem Namen bes letzten Eigentbämers nod) eingetragene, 
das Grundſtück betreffende birigliche m. Hypo⸗ 
theken und ſonſtigen ehtöverhältniffe auf das neue 
Grundbudpblatt zu Abertragen, jedoch mit Ausnahme 
ber gefeglich aufgehobenen Grunblaften. 

Betreff ber zu Gunften ber Pflegebefohlenen fich 
vorfindenden allgemeinen Dfandeinträge ift deren Rue 
berige Löſchung ober Beſchränkung nad) Vorfchrift des 
$. 9 biefed Geſetzes bei dem Vormundfhaftsrihter von 

mts wegen zu veranlaffen. 

Die übrigen allgemeinen Pfandeinträge find un- 
beſchadet des dem Eigenthümer nad bem Schlußſatze 
bes $. 40 zuftehenden Anſpruchs auf beren Einfchrän- 
fung, zunachſt unverändert auf fämmtlie auf das 
neue Grunbbuchblatt zu überfchreibende Grunbftüde 
einzutragen. 


4) Don ber erfolgten — eines Grundſtücks 
in das Grundbuch find ſämmtlicht nad den vorhande⸗ 
nen Einträgen Betheiligte in Kenntniß zu ſetzen. 


5) Koften werben für die in Anſchluß an das General- 
Mährfhafts- und Hypothekenbuch ftattfindende An- 
legung eines neuen Grundbuchblatte® nur ſoweit er- 
geben, ald damit gleichzeitig Veränderungen in ben 

igenthums+ ober fonjtigen MRechtöverbältniffen eines 
Grundftäds eingetragen werden, bie ala ſolche koſten⸗ 
pflichtig find. 
$. 24. 


Die Vorfchriften der 99. 20 bis 23 gelten auch für bie 
durch Allerhöchſten Erlaß vom 8. Juli 1867 zu General. 
Waͤhrſchafts · und Hypothekenbuchern erweiterten Bayeriſchen 
Hypothekenbücher, ſowie für die General- und Quartierbuͤcher 
der Stadt Hanau. 


$. 25. 


Someit in einzelnen vormals Kurheſſiſchen Gerichtsbezirken 
General · Währſchafts · und Hypothekenbücher nicht eingeführt 
find, kommen bie vorſtehenden 99. 20 bis 23 in der Art zu 
entfprechender Anwendung, daß jtatt jener die bei den Orts. 
und Amtögerichten geführten Kontraften- und Hypotheken⸗ 
bücher und bie in diefelben biß zum 1. Tanuar 1874 bewirt- 
ten Einträge die Grundlage ber nen anzulegenden Grundbücher 
unter nadjjtehenden weiteren Beſtimmungen bilden: 


1) Wer im Steuerbuh als Eigenthlimer eines Grund— 
ftüd8 eingetragen fteht, oder in dem Falle, daß ein 
Dritter eingetragen ift, die Umfchreibung deſſen Eigen- 

thums auf feinen Namen nad) Mafgabe ber im N ] 
eingeführten 5 würde beantragen können, ift, fo 
fern er nachyumeilen vermag, daß bie fteueramtlidhe 
Eintragung mit dem Inhalt der bei den Orts- und 
Amtsgerichten über die Eigenthumsäbergänge geführ- 
ten Bücher übereinftimmt oder ſonſt in gerichtlichen 
Verkaufs und Brozehverhandlungen feine Grundlage 
findet, berechtigt, die Eintragung als Eigenthümer im 
Grundbuch zu beantragen. 


2) Mit dem Antrag auf Anlegung eines neuen Grund» 
buchblattes ift ein vom Ortögericht und, wo ein folches 
nicht beiteht, vom Amtsgericht aufgeftellter, in allen 
Fällen von dem letzteren auf Grund der bei ibm ar 
—— Bücher zu prüfender und zu vervollſtändigen— 

r Hypothekenſchein vorzulegen, welcher die Eigen- 
thums-Verhältniffe des einzutragenden Grunbftuds, 
deſſen Belaftung und alle fonftigen dinglihen Be 
ziehungen beffelben angiebt. 


I 


Der Antragfteller und fofern die, Anlegung des 
Grundbuchblattes durch eine nad dem 31. Dezember 
1873 erfolgte freiwillige Veräußerung veranlaßt wird, 
ber Beräußerer hat die Richtigkeit und Vollftändigkeit 
diefes Hypothekenſcheins an Eides Statt zu verfichern. 


3) Nadı erfolgter geffitellung ber Nechtöverhältniffe des 
Grunbftüds wird da8 Grundbuchblatt nach Vorſchrift 
des $. 23 Nr. 3 bis 5 angelegt und gleichzeitig das 
Ortsgericht hiervon ge chtigt, welches das Grund» 
ftüd in feinen Büchern abichreibt. 


$. 26. 


Wer bie in den General-Währfchafts- und Sppotheken- 
Büchern oder in ben fonftigen in $. 24 erwähnten gerichtlichen 
Büchern enthaltenen Eintragungen, foweit fie nad den vor 
— Paragraphen die —— der neuen Grundbüder 
bilden, für unrichtig oder unvollitändig erachtet, hat beren Be- 
richtigung ober eine entfprechende Vormerkung feiner deshalbigen 
Anfpräde in ben gedachten Büchern bis zum 1. Januar 1874 
zu bewirken, wibrigenfals biefelben ſpäter mur unter ben nad) 
Maßgabe ber 88. bis 25 eintretenden. Rechtsnachtheilen 
geltend gemacht werben können. 


Solche Berichtigungen ber älteren Bücher, —— 
der darüber bei dem Grundbuchrichter gepflogenen Verhand 
lungen find Eoftenfrei. 


Die Erhebung eines auf Berichtigung gerichteten Klag- 
antrags — Weiteres das Precht auf ———— 
Vormerkung. 


$. 27. 


Bom 1, Januar 1874 an bürfen Einträge in bie General- 
Mährfchafts- und Hypothekenbücher ober in bie deren Stelle 
vertretenden älteren gerichtlichen Bücher nur noch fowelt be- 
wirft werben, als fie Vormerkungen we Wahrung geltend 
gemachter Rechte ober Löſchungen und Veränderungen älterer 
vor dem 1. Januar 1874 eingetragener Hypotheken — mit 
Ausſchluß jedoch der im $. 41 vorgefehenen Umwandlung 
derfelben — zum Gegenftande haben. i 


$. 238. 


"Soweit in ben dormals Bayeriſchen Landestheilen ein 
Grundſtück in die dortigen Hypothekenbücher nicht eingetragen 
ift, kann der Eigenthüämer, wenn er fein Eigentum nad) dem 
biäher gültigen Recht durch gerichtlichen oder notarielleu Er- 
na nachweift, auf Grund beffen bie Eintragung im 
Grundbuch verlangen. 


8.29. 


Wenn bepüglich eine Grunbftüdd bie Vorausfehungen 
ber Ss. 23, 24, 25, 28 nicht vorliegen, fo kann ein Grund- 
att für daffelbe nur nad a sg age nad) 

0 bis 33) angelegt 


$. 30. 


Der Befißer eines ſolchen Grundſtücks, welcher durch eine 
Belcheinigung des Ortsvoritandes, durch 
Auskunftsperſonen oder fonjt nachweift, daß er dad Grund» 
ſtück einfchliehlich des Beſitzes feiner En: mindeftens 
zehn Tahre eigenthümlich befigt, fann alle Diejenigen, melde 
ein Necht an dem Grundſtück zu haben vermeinen, unter An- 
drohung des Rechtsnachtheils öffentlich laden Laffen, 


nicht angemeldetes Recht gegen den im Grundbuchblatt 


_ Herrenhaus. _Aktenftüdt AM 33. _ 


zu vernehmenbe | 


dab nach Ablauf der Friſt ein im dieſem Verfahren | 


ee nn zu 
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s.31. 


Iſt das Grundſtück im Steuerbuch auf einen andern 
Namen eingetragen, oder ergeben ſich fonft Anhaltspunkte für 
die Berechtigung dritter Perfonen, jo find biefe von Amts wegen 
beſonders zu laden. : 


$. 32. 


Werden von feiner Seite Anſprüche auf das Grundjtüd 
mon ober die geltend gemachten von dem Antragiteller an- 
erkannt, fo erfolgt die beantragte . des Eigenthums 
unter gleichgeiti er Eintragung der vom Antragfieller felbft 
* emeldeten oder anerkannten dinglichen Rechte und Hypo⸗ 

en. 


$. 33. 


Werden Anfprüche Dritter geltend gemacht, fo ift bie 
Anlegung des Grunbbuchblattes, fofern das Eigenthum bes 
—— beſtritten iſt, bis zur Erledigung dieſes Streit. 
punktes auszuſetzen, bei einem Streit über dingliche Rechte 
a — aber eine Vormerkung ber ftreitigen Anſprüche 
zu bewirken. 


ür die Eintragung allgemeiner Pfandrechte fommen die 
Vorſchriften in $. 3 Sr. 3 sur Anwendung. 


$. 34. 


Die im Gebiete des vormaligen Kurfürftentfums SHeffen 
auf Grund des Ausſchreibens des Finanz + Minifteriums vom 
12. April 1833 — Kurb. Gef.-Samml. S. 17 — fowie ber 
fpäteren Anweiſungen über bie Vermeffungen bi8 zum 
I. Januar 1874 feitgeftellten frlurfarten begründen bie Ver- 
muthung, baf bie darin —— Grenzen dem wirklichen 
Eigenthumsbeftand der Grundſtuͤcke entſprechen. 


Bis zum 1. Januar 1877 bleibt den Betheiligten vor · 
behalten, einen andermweitigen Eigenthumäbeitand nachzuweiſen 
und gg der —— im Wege der Klage gegen 
den nad) ber Karte berechtigten Eigenthümer p exwirlen, auch 
* Wahrung ber klagend gemachten Anfprüce Vormerkung 
m Grundbuch zu beantragen. Nach Ablauf dieſer ie be· 
ſtimmen ſich die Grenzen ber Grundſtücke, ſoweit nicht recht 
—— erfolgte Anfechtungen im Grundbuch vorgemerkt ſind, 
ediglich nad) der FFlurkarte und ber ihr zu Grunde liegenden 
Vermeffung. . 

$. 35. 

Die vorftehenden Beftimmungen ($. a gelten auch für 
die im Gebiet des —— Kurfürſtenthums Heſſen aus 
der Seit vor dem Ausſchreiben bes Finanzminiſteriums vom 
12. April 1833 herrührenden älteren, fowie für die in den 
vormald Banerifchen — bisher feſtgeſtellten FFlur- 
karten, fofern fie von der Negierung zur Beltimmung ber 
Grundftüdägrenzen geeignet befunden werden. 

Das Appellationsgericht zu Staffel bat fich Diejenigen 
Gemarkungen, für welche ſolche Feldkarten vorhanden find, 
von der Steuerbehörbe bezeichnen zu laffen, und diefelben bis 
zum 1. Januar 1874 öffentlich befannt zu machen. 


vH, 


Rom 1. Januar 1874 an foll, fobald eine neue fteueramtliche 
Vermeffung für eine einzelne Gemarfung vollendet ift, dem Srund- 


| buchamt hiervon unter Mittheilung einer Nadymeifung über die 
| Bezeichnung, melde bie neu kartirten Srunbftüde bisher in den 
\ gerichtlichen Büchern führen, Kenntniß gegeben werben. Das 


Grundbuchamt beitimmt hierauf durdy eine in der Gemeinde 
und durch das Amtsblatt zu veröffentlichende Verfügung eine 
gift von adıt bis zwölf Wochen, inmerbalb beren es den 

theiligten freifteht, die Ergebniffe der Vermeſſung bezüglich) 


eingetragenen Eigenthümer und gegen bie eingetragenen | der Grenzen und der Bezeichnung der neu kartirten Grundſtücke 


Berechtigungen nicht geltend gemacht werben barf. 
Mit dem Antrag ift eine Darftellung der bekannten 


au 
Nechtöverhältniffe bes Grundſtücks vorzulegen, auch bat ber | 


in den gerichtlichen Büchern im Wege der Berichtigungstlage 
gegen den nach der Karte berechtigten A anzufechten, 

Vormerkung der geltend ge Anſprüche im Grund 
zu verlangen. Nach Ablauf diefer Friſt beſtimmen ſich 


Antragfteller die. Nichtigkeit feiner Angaben eidesftattlich zu | die Cage und die Grenzen der Grunbitäde, foweit nicht recht 


verfihern. Die Ladungsfriſt muß mindeftens ſechs Wochen 
betragen. 


zeitig erfolgte Anfechtungen durch Vormerkung im Grundbuch 
gewahrt find, lediglich nach ber Flurkarte und der ihr zu 
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Grunde Tiegenden Vermeſſung. Jede folche Feſtſtellung einer 
neuen Flurkarte ift vom Grunbbuchamt durd) das Amteblatt 
zu veröffentlichen. 


$. 37. 


Sofern auf Grund der Verordnung vom 13, Mai 1867 
— Geſ.Samml. ©. 716 — bzw. der Verordnung vom 
2, September 1867 — Gef.-Samml, ©. 1463 — eine 
Theilung oder wirtbfhhaftlihe Zufammenlegung von Grund- 
jtüden ftattgefunden hat oder nod) ftattfindet, bleibt ber von 
der Generaltommilfion beftätigte Auseinanderfegungs » Nee 
und die ihm zu Grunde liegende Starte für die Feſtſtellung 
der Grundſtücksgrenzen maßgebend. 


$. 38, 


Eine gg en gegen ben Ablauf der in den $$. 26, 
30, 34, 36 aefeklih mmten ober richterlich zu beftimmen- 
ben Friſten ift umftatthaft. 


$. 39. 


Die Borfhriften der SS. 20 bis 26, 34 bis 38 und 47 
find durch Auſchlag und ortsübliche Bekanntmachung in ben 
Gemeinden, fowie durch Abdruck im Amtsblatt befonders zu 
veröffentlichen. Die BVeröffentlihung im Amtsblatt ift bis 
zum Ablauf ber in jenen —— beſtimmten Friſt in 
angemeſſenen, durch das Appella en zu Kaſſel feitzu- 
ftellenden Zwiſchenräumen zu wiederholen. 


$. 40. 


Die in Gemäßheit ber $$. 23, 24, 25 aus ben General 
Mähricafts- und Hupothefen- oder den fonftigen älteren ge» 
richtlichen Büchern, ſowie im falle ber 99. 29 bis 33 in 
Folge Anmeldung innerhalb ber Ausſchlußfriſt in das Grund⸗ 
bud) übertragenen Hypotheken haben ben Vorzug vor allen 
neu eingetragenen Hypotheken und Grunbfehulden. 


ür die Rangordnung folder älteren Hypotheken unter 
einander, für ihre ſonſtigen rechtlichen Beziehungen, fowie für 
bie fie betreffenden Einträge und deren r fihe Bedeutung 
Bleibt das bisher für fie giiltige Recht in Kraft. Es follen 
— fortan auf ſie, un on et ihrer rechtlichen Natur im 
ebrigen, bie Vorfchriften der 88. 41 bis 50, 52 Abſ. 1, 
$- mi 54, 56, 61, 62, 65 bis 67 bes Gefches über ben 
igenthu 
bis 17 biefes Einführungsgefeßes Amvendung_ finden auch 
dem N das Recht zuftehen, die Einſchränkung all- 
gemeiner Pfandeinträge auf eine beftimmte Summe und auf 
einzelne den Anſpruch ſichernde Grundftüde den eingetragenen 
Dfandgläubigern gegenüber zu beanfpruden. 


$. 41: 


Eine ältere Hypothek kann durch Uebereinfunft des einge, 
tragenen Eigenthimerd und be3 eingetragenen Gläubigers 
unter Beibehaltung ihrer bisherigen Stellung zu der recht · 
lichen Bedeutung eines nad dem Geſetz vom 5. Mai 1872 
über ben Eigenthumserwerb x. begründeten Hypothekenrechts 
erhoben oder in eine Grundfchuld umgewandelt werden, fofern 
ber Beitand und Rang ber Hypothek von den übrigen bei 
Anlegung des Grundbuchblattes mit übertragenen Supothefen- 
läubigern anerkannt, oder gerichtlich gegen fie feitgeitellt ift, 
oder denfelben der Vorrang vor ber umzguwandelnden Hypo— 
thek eingeräumt wird. Eine derartige Umwandlung ift im 
Grundbuch, Spalte »Beränderumgen«, einzutragen und erlangt 
durch diefe Eintragung, für welche ber vierte Theil ber Koften 
des Eintraged einer neuen Hypothek oder Grunbfchulb zu er 
heben ift, rechtliche Wirkſamkeit. 


Die Eintragung wird durch Nüdgabe oder Kraftloserklä- 
rung ber über bie umzumanbelnde Supotdet aufgeftellten Dfand- 
verichreibung bedingt, fofern eine derartige VBorausfegung für 
deren Löſchung befteht. : 


Der Gläubiger einer umgemwanbelten Hypothek erhält 
einen neuen Hypotheken- oder Grundſchuldbrief. 


möerwerb 2, ſowie die Beſtimmung in den 85. 12- 





$. 2. 


Der $. 29 des Gefeges vom 5. Mai 1872 über den 
Eigenthumserwerb findet auf die nad) Maßgabe dieſes Gefebet 
errichteten Hypotheken in ber Weife Anwendung, daß Deren 
Umwandlung in Grundfhulden nur den Antrag bes Eigen- 
thümers und Gläubigerd vorausfegt. 


$. 43. 


Die nad) Mafgabe 
Geſetz vom 3. u 183: 


feb vom 26. er mi 18485, 68. 17 und 20, Verord— 
nun ovember 1849, Geſetz vom 20. Juni 
1850 — zur Ablöſung aufgehobener Grundzinſen, Zehnten, 
Dienfte, Triftabgaben und anderer Grunblaften, fowie ber 
aufgehobenen Lehns-, Meier- und fonftigen gutsherrlichen Ver: 
hältniffe und ber an beren Stelle getretenen löfungs- und 
Entſchaͤdigungskapitalien aus der Landeskreditkaſſe erborgten 
Darlehne, behalten, auch ohne ——— in die — 
ihre Mr Frl ni Dfand- und Vorzugsrehte an den 
ehemals gen Grundftäden, follen jebedy, fomweit fie in 
den General · W Bejchafts- und Hupothefen-, ſowie fonitigen 
älteren gerichtlichen Büchern unter dem Titel bes Eigenthümerg 
der pflichtigen Grundftüde eingetragen find, aud) in bie zweite 
Abtheilung 8 Grundbuchs übertragen werben. 


g. 4. 


Ablöfungsdarlehne der Landeskreditkaſſe find in Imangs- 
verfteigerungs- und Konkursverfahren von der Anmeldung 0 
freit; Sie gehen kraft des Geſetzes auf den Erficher über. 


Auch bei freiwilligen Veräußerungen ber für diefelben 
verhafteten Grunditüde wird, fofern das —— nicht 
ausdrücklich vereinbart iſt, angenommen, daß der Erwerber 
Fe ohne Anrechnung auf ben Kaufpreis übernommen 

e. 


$. 45. 


Soweit eine ganze Gemarkung oder mehrere vormals 
flichtige Grundſtücke für ein an die Stelle abgelöfter Grund- 
aften getretened Ablöfungs- und Entfchädigungsfapital oder 
für ein pr deſſen Abtragung erborgtes Darlehn ungetheilt 

ften, iſt der Eigenthümer jedes der“ mitverhafteten Grund⸗ 

de berechtigt, gegen Abtragung de8 auf daſſelbe fallenden 
Antheild ber u rn deſſen Freigabe aus dem Pfand» 
verband zu beanjprucen. 


Die Feitftellung des Untheilsverhältniffes des einzelnen 
Grundſtücks erfolgt im falle eintretenden Streites durch die 
Generallommiſſion, und foll dabei, fofern fich für bie bib— 
herigen Zins und ee herkoͤmmlich ein be- 
ftimmter Vertheilungsmahftab gebildet hat, diefer, andernfalls 
aber die Größe des auf die Grunditüde veranlagten Steuer- 
fapitald und hülfsweiſe das Ermeſſen der Generaltommiffion 
maßgebend fein, 


$. 46. ‚ 


Wo in den im $. 1 eingeführten Geſetzen auf bie Pro- 
zeßordnung — genommen wird, tritt das im Bereich dieſes 
Geſetzes geltende Prozeßrecht an beren Stelle. 


g. 47. 


Das in bem Kurheffiichen Gefeke vom 14. Juli 1853 
»das Hypothekenweſen x. betreffend« vorgefchriebene Verfahren 
leidet auf alle nach Maßgabe der Beitimmungen dieſes Geſetzes 
um Swede ber Berichtigung der Einträge und bed Inhäalts 
er General-Währihafts- und — —— ücher, 
ſowie der Flurkarten zu ſtellenden An 88. 26, 34, 35, 
36), ae die Geltendmachung von Anſprüchen auf Eintragun- 

n und Beichränfungen von Hypotheken nad) Maßgabe der 
%. 9, 40, auf bas Feſtſtellungsverfahren des $. 41, fowie 
auf das Aufgebotöverfahren, wo ein foldes in dieſem oder 
ben in $. I eingeführten Gefegen vorgeichrieben iſt, entiprechende 
Anwendung. 
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Wenn fid) auf einem Grundjtüde Beſchränkungen und 
Belaftungen — en finden, welche ein Lehn⸗ Fideifommiß-, 
Stammgutsd- oder ähnliches Berbältniß en und aus ber 
Zeit vor bem 1. — 1874 herrühren, a Eigenthümer, 
ohne daß es bieferhalb einer weiteren Beſcheinigung bedarf, 
ebenfalls befugt, das Aufgebotäverfahren gegen alle diejenigen, 
welche aus jenen Berbältniffen Anſp zu haben vermeinen, 
unter bem Rechtönachtbeil der Ausſchließung behufs näherer 
Feſtſtellung oder Vervollftändigung, beziehungsweife Löſchung 
de8 Eintrags zu beantragen. 

Der Antrag auf Ein eitung des Nerfahrens, mit welchem, 
ſoweit ein öffentliches Aufgebot erfolgt, gleichzeitig die Kraft- 
Ioserflärung einer verloren gegangenen hulduckunde bverbun- 
ben werben faun, gebört vor den Grundbuchrichter, unbefchabet 
Pr der Beftimmungen in $. 2 Nr. 1 de8 Gefeges vom 
15. März 1869, betreffend das —— — ren im Gel⸗ 
tung8bereich der Verordnung vom 24. Juni 1867. 


$. 48. ; 


” Der durch Nr. 24 der Verordnung vom 30, Auguſt 1867 
außer Anwendung erklärte $. 8 bes Gefeges vom 11, Mai 
* tritt auch für den Geltungsbereich der erſteren in Wirk⸗ 


$. 2. 


Mit bevorzugtem Dfanbrecht.vor den eingetragenen ding 
li Berechtigten und Vfandgläubigern haften auf jedem Grund- 
ftüd, ohne des Eintrags im Grundbud) zu bedürfen: 

I) bie Koften der Zwangsverſtei rung; 
bie Nüditände der zur Erfüllung der Deichpflicht er- 
Er Beiträge der zwei lehten Jahre; 

3) die Rüditände der auf dem Grundftüd laftenden, an 
die Staatskaſſe zu zahlenden direkten Abgaben und bie 
an bie, betreffende Kaffe zu entrichtenden Ablöfungs- 
renten aus den zwei lehten Jahren; 

4) die Rüdftände der auf dem Grumbftüde haftenden 
gemeinen Laſten aus den zwei legten “jahren. 


$. 50. 


Gemeine Laften ($. 49 Nr. 4) find alle nad) dem Geſetze 
oder Verfaffung auf dem Grunditüd haftenden, aus dem Ge 
meinde, Kreis. und Brovinzialverbande ober aus einem fon- 
—* Kommunalverbande entſpringenden, ober an Kirchen, 
Dfarren und Schulen, oder an Kirchen und Schulbediente zu 
entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu Öffentlichen Wege, 
Waffer- und Uferbauten entjtandenen Abgaben und Keiftungen ; 
ferner bie Beiträge, welde an Meliorationsgenofienihaften 
oder andere gemeinnüßige, vom Staate beftätigte nftitute, 
namentlih am Vereine behufs gemeinfhaftliher Uebertragung 
der durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entitandenen 
Schäden zu entridyten find. j 


$. 51. 

Hi Konkurs find die an den Grundftüden, Bergwerken 
und felbftitänbigen Gerechtigfeiten hypothekariſch oder fonjt 
dinglich Berechtigten, foweit fie eingetragen find, von bem an- 
beraumten Saupt-Piquibationstermin, ſowie von den zum öffent- 
lichen Verkauf des befafteten Grundvermögens beftimmten Ter- 
iminen rechtzeitig befonders zu benachrichtigen. 


$. 52. 

_ Die Beitimmungen in ben 6$. 9, 10, 11, 26, 34 bi8 39, 
47 und 51 diefes Geſetzes treten mit beffen Verkündung, alle 
übrigen mit dem 1. Januar 1874 in Kraft. Alle bemfelben 
snigegenftchenben Vorſchriften werden aufgehoben. 

teundlich unter Unſerer Höchftei ——— Unterſchrift 
und beigedrudtem Königlichen Anfiegel. 

Gegeben ır. 





Beglaubigt: 
Der Juftizminifter. 
| Leonhardt. 








Zum Eingang. 


Von dem Geltungäbereiche des Gefeßentwurfs mußte daß 
Amtsgericht Vöhl ausgeſchloſſen und daſſelbe unter die Herr- 
ſchaft desjenigen Geſetzes geftellt werden, welches für ben Be- 
— des Appellationsgerichts Wiesbaden vorgelegt werden 
wird. 

In jenem ebemald Darmitäbtiichen Gerichte gilt näml 
das I) dem im übrigm Bezirk bes eippellafionsgerihts 
Kaffel geübten Rechte gänzlicy verſchiedene Heffen-Darmftädtifche 
Recht. Demfelben ne gehören aber bie im Appel- 
latio gar ar Wirsbaben gelegenen —— Bie · 
benfopf; Gladenbach und Battenberg an. Letztere Amtsgerichte 
und das Amtsgericht” Vöhl müſſen ek —— Be 
handlung unterliegen und e8 —* ft ſich, kleineren Be 
int (BöHN) mit dem größeren (Bi pf, Gladenbach, Batten- 

A u vereinen, d. h. das Amtsgericht Vöhl rüdfichtlich dieſes 
Ein gsgeſetzes dem Bezirk bes Appellationsgerichts Wies · 
baden zuzuweiſen. 

§. 1. 


Die von der Einführung ausgeſchloſſenen Beſtimmungen 
der Grundbuchordnung Fo vu Hanf Senkung fir 
ben Geltumgsbereih ber Prenfifhen Hypothekenordnung 
von 1783. » . 

$.2. 


Die einzuführenden beiden Gefeße nehmen an mehreren 
Stellen Berug auf cn ältere Preußiſche Geſetze. Da kein 
Grund vorliegt, er, efe Gefege in bem Bezirk des Appel · 
lationsgerichto * einzuführen, fo mußte ihre Nichtanwend · 
barfeit, um zweifelhaften Auslegungen vorzubeugen, ausprüd- 
fidy ausgeſprochen werben. 


65. 3 und 4. 


Im Gebiete bes —— en Kurfürſtenthums Heſſen wird 
ber geſammte Immobiliarverkehr von dem in die verſchiedenen 
Gebietstheile während des vorigen und während biefes Jahr 
hunderts gefeglidy eingeführten Grundſatz beberricht, daß alle 
Verträge, welche Immobilien oder dingliche Redyte an ſolchen 
eg Gegenftand haben, bei Strafe ber m. ber Anzeige 
ei bem Gerichte ber belegenen Sache und der Beftätigung 
durch dieſes Gericht nad) — causae cognitio be⸗ 
bürfen (Kontraftenorbnung vom 9. Januar 1732 vs 1—4 
— Samml, Fürftlih Hefiiher Candesorbnungen IV. ©. 85, 
V. D. vom 17. März 1767, ee bie Verbefferung bes 
Jufiqwefens betreffend, — bielelbe Samml. IV. ©. 411; 
Hanauer Unterger. Ordn. vom 2. Januar 1764 Tit, 5 $. 5 
— Kerfting, Sonberrechte S. 573; Juftigorbnung für das 
Großherzogthum Fulda vom 28. Dezember 1816 $ 112 — 
Gefeg-Samml. ©. 154; Verorbn. vom 17. Juni 1828 8. 1 
— Gefeh-Samml. ©. 24; vergl. überbaupt Strippelmanns 
bemerkenswerthe Entjcheidung des Ober- Appellationsgerichts 
Kaffel Bb. VIL. ©. 199 bis 297); die Sturbefiiiche Mraris 
bat jedoch das einem an fi) unwirkſamen außergerichtlidyen 
Vertrage zugefügte Reugeldsverſprechen (im G ea zu der 
Beſtimmung bed Allgemeinen Landrechts ae . Ti. 11 
Eu für klagbar erklärt (Strippelmann a. a. O. V. 


Für die ehemals Bayeriſchen Gebietstheile ift erſt durch 
Verordnung vom 8. Juli 1867 (Gefeh-Samml. ©. 1164) der 
Eintrag des Erwerbes von Grundeigenthum in bie öffent 
lichen Bücher nad) den Beſtimmungen bes im Fuldaiſchen und 
Sanauifchen geltenden Heſſiſchen Rechts für erforberlidy erklärt 
worden. Seit dem Notariatögefeh vom 10. November 1861 
bedurfte es bei Strafe ber Nichtigkeit der notariellen Aufnahme 
aller Jmmobiliar-Verträge ($. 14 des cit. Gef.). früher war 
Errichtung durch öffentliche Urkunden, jebocd) nicht bei Strafe 
der Ungültigkeit, ſondern nur bei dem Präjudize erforberlid), 
ap feine Umschreibung des Erwerbstitels in den öffentlichen 
Büchern er (Gejeh vom 28, Mai 1852 8. 23, v. Schel- 
haß, Wrzb. Yandr. S. 248). In älterer Zeit bedurfte es 


ur rn nn — — — — — 
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bei Strafe der Nichtigkeit der Anzeige aller Kontrafte über 
bürgerlidhe Güter beim Pan: und Steuerberın (Weber, 
Bayeriſches Vrovinzialredht I. S. 397). 


Das Gefet über Erwerb und Belaftung von Grunbeigen- 
thum x. und die Grundbuchordnung haben einen Rechtözuftand 
zur Bafis, nach welchem aud) außergerichtliche Verträge klagbar 
find. Bei Einführung diefer Geſetze in dem Bezirk des Appel. 
latlonsgerichts zu Stalfel muß baber, wenn eine Gleichförmig- 
feit im Immobiliarverkehr einestheils zwiſchen ben landrecht- 
lichen Gebieten und dem ehemals tbefifchen Gebiete, andern- 
tbeils zwifchen fammtlichen Gebietötheilen des Bezirks gedachten 
eg ar erzielt werben foll, das beftehende Necht, 
fomweit es lediglich deu bejtätigten Immobiliarverträgen Wirt: 
jamteit beimigt, aufgehoben werden ($. 3 des Entwurfs). Da- 
bei empfiehlt es fich denn a: ‚ ein Neugeldöverfprechen, wel» 
ches einem mündlichen ober jonft unmirffamen Immobiliar- 
vertrag zugefügt wird, für nichtig zu erflären ($. 4 des 
Entroucfe) 


Die Befeitigung des Exforberniffes der gerichtlichen Be- 
ftätigung der Verträge über Grunditüde würde aber den Er- 
folg haben, daß mündlich getroffene Abteben über Veräußerung 
ober Belaftung von Grundvermögen, ba die Borfchriften bes 
Landrechts über das Erforderniß der ſchriftlichen  beziehungs- 
weife gerichtlichen Form der Verträge in Heffen nicht Geltun 
haben, ohne Weiteres für bie Kontrabenten rechtöverbindli 
und die Klage auf Erfüllung und Auflaffung zu begründen 

eeignet wären. Eine ſolche, von dem im Geltungsbereidye des 

gemeinen Landrechts beitehenben Rechtszuſtand abweidyende 
und am ſich bedenkliche Beitimmung in dem ehemaligen Kur⸗ 
beffen jegt einzuführen, fann um jo weniger beabfichtigt wer- 
den, als es in der Tendenz biefes Eutwurts liegt, ſoweit mög- 
lich einen einheitlichen Regie zu gewinnen. Selbitver- 
ftänblih fann und darf ein mmobiliarvertrag, deſſen 
Gültigkeit und Klagbarkeit an das Erforderniß ber ſchriftlichen 
Form gebunden if feine weitergehende Wirkſamkeit äußern 
” — dieſes Erforderniß ein muͤndlicher Vertrag äußern 
würbe. 


indem ber erfte Abſatz biefe Anfchauung im einer Faſſung 
zum Ausbrud bringt, welche zugleich die vollitändige Ueber- 
einftimmung mit ber Auflaffungstheorie Elarftellt, wird hiermit 
zugleich bie eg gewonnen, von welcher allein bie 
Beer und Bedeutung des $. 4 der Vorlage bedingt 
eint, 


Während ferner in bem vormaligen Kurheſſen gefehliche 
Vorkaufsrechte überhaupt nicht exiftiren, und fein Grund vor- 
liegt, hinſichtlich der aus dem allgemeinen erggefeh reſul · 
tirenden Gebrauchs · und Nutzungsrechte für dieſen Bezirk fin 

uläre Beſtimmungen zu treffen, bedurften in demſelben durch 
rtrag entſtehende Grundgerechtigleiten ſchon nad) dem bis. 
herigen Rechte der gerichtlichen Eintragung. Es wird ſich 
empfehlen, dieſe Einrichtung beizubehalten, und fomit zu Gun- 
ften der —— Durchführung des Syſtems eine Ausnahme 
vom $. 12 des Gejeges vom 5. Mai 1872 zu machen, ba bie 
Grundgerechtigfeiten in ge der großen Waryellirung bed 
Grundeigentbums in Heſſen von weit größerer Bedeutung m 
den Werth der einzelnen Grunbftüde find, als dieſes bei den 
größeren Komplegen in anderen Provinzen der Fall ift. 


Die gen ber Miethe und Pacht endlich, welche nad) 
dem in Helfen geltenden gemeinen Rechte an ſich lediglid) dem 
Obligationenrecht angehören, mußte völlig klar gemacht werben 
was durch die bier vorgeſchlagenen Beftimmungen fahgemäß 
erreicht wird. Es wird burd) diefelbe zwar das —— Recht 
beibehalten, * den Betheiligten die Befugniß beigelegt, der 
Pacht und Miethe durch Eintragung bingliee MWirfung gegen 
Dritte beizulegen. 


$$. 5, 6. 


Da $. 5 Abſatz 1 des Gefeges über ben Eigenthums ⸗ 
erwerb zc. das biäherige Recht bei Erwerb von Eigenthum 
außerhalb ber Fälle einer freiwilligen Veräußerung aufrecht er- 
bält, fo find bie in 6%. 5 und 6 getroffenen Beftimmungen 
— theils zur Befeitigung von Zweifeln er- 
wünfdt. 


e Herrenhaus. Aktenftüd M 33. 


Daß ge den eingetragenen Eigentbümer das Eigen- 
thum des Grundftüds durch Erfikung nicht erworben werden 
kann, jchreibt bereits $. 6° bes 
erwerb vor, 


Die Kurheſſiſche Praxis kennt den Erwerb binglicher 
Mechte durch Erjigung und den Verluft folder Rechte durch 
Nichtgebrauch und usu capio libertatis oder durch Ich de 
eines entgegenjtehenden dinglichen Rechts nach den gemeinfcyaft- 
lichen ——— Nach Abſicht der einzuführenden Geſetze er 
ſcheint die In dinglicher Rechte gegen ein eingetragenes 
Recht unſtatthaft. Dies bedarf für das allgemeine Recht, 
dem eine Vorſchrift wie F. 511 Thl. J. Tit. 9 Allgemeinen 
Landredyts fehlt, einer bejonderen Beftimmung. Bei Faſſung 
berfelben ift man bavon ausgegangen, daß der Erwerb von 
Serpituten x. durch Verjährung bem eingetragenen Eigenthü- 
mer gegendber, foweit ein folcher Erwerb nicht, wie bei Weide 
und dergleichen Gevechtigkeiten, bexeits geſetzlich für unzuläffi 
erklärt it (Berorbn. vom 13. Mai 1867 8. 31, Gef.- Sammt. 
©. 725), nicht ausgefchloffen werben dürfe, daß aljo nament- 
lich der Erwerb eines Fenſterrechts, des Rechtes, einen Vorbau 
au haben, und ähnlicher jtädtifchen Servituten nad wie vor 
durch fortbauerndes Beſtehen einer entipredenden Anlage oder 
fortdauernde fonftige Ausübung zu — ſei. Eine Ab- 
änderung des beftchenden Rechts in leterer Richtung würde 
unzuträglid) fein, 


Dagegen bedurfte ed noch zur Serftellung einer Rechts- 
einbeit a bem Gebiet des hypothekariſchen Verkehrs der Be- 
ftimmung über bie Verjährung der Zinſen. Nach $. 1 Nr. 15 des 
Kurheffiichen Geſetzes vom 14. Juli 1853 (Gef.-Samml. S. 9) 
verjähren fällige Kapitalzinſen in brei Jahren. Die Beitim- 
mung ber Vorlage entfpricht dem Recht int Geltungäbereid, 
bes Allg. Landrechts. 


ejees über den Eigenthuns- 


$. 8. 


Die exceptio non numeratae pecuniae bed gemeinen 
Rechts gilt noch in Kurheſſen, jedoch ift ihre Dauer auf 60 
. berabgefet. 65. 3, 4 des Geſetzes vom 20. Dezember 
1840 (Gef.-Zamml. ©. 75), Sie verträgt fi nicht mit 
einem auf ein Grundbuch bafirten Hypothekenverkehr. Die 
Nichtzulaffung ber Einrebe der Vorausflage beruht nad) Kur— 
heſſiſchem Necht bisher nur auf bem Gerichtsgebrauch. 


» $$. 9 Bis 13, 


Diefe Beltimmungen enthalten eine Reihe von Abände- 
tungen des materiellen Rechts, wie fie durch die Einführung 
des Grundbuchſyſtems bedingt find. Diefelben find bereits in 
den Motiven zu eig Sie fen über das Grundbuchwefen 
in Neuvorpommern und Rügen, in der Provinz Schleswig. 
Holftein, in Ehrenbreititein und ben Soßenzollernfißen Landen 
motivirt worben, und es kann baber der Stürze wegen darauf Be- 
zug genommen werben. Es tft noch Folgendes hervorzuheben. 


Menn in $. 9 bie II Pfandrechte in Pfandrechts 
titel verwandelt werben, jo wird hiervon auch die gefenlihe 
Hypothek ber un rg an dem Vermögen der Wor- 
münber und ber Kinder an dem Vermögen des Vaters, wenn 
diefer zu einer zweiten Ehe fchreitet, betroffen. Die vormunb- 
—— —— haben von Amts wegen dafür zu ſorgen, 
ß der Pfanbrechtstitel durch Eintragung einer Hypothel auf 
Hoͤhe einer beſtimmten Summe verwirklicht werde. Soweit 
die Einwilligung des Vaters und des Vormundes über die 
Höhe der Summe nicht zu erreichen iſt, wird ſchließlich die 
Entſcheidung des Prozeßrichters herbeizuführen ſein. 

Die Beſtimmung des $. 13 war nothwendig, weil nad 
rg Heufer, Annalen Bd. 11 ©. 91) das 
Pfandrecht Immiſſionen von der —— an, 
nicht erſt von der Eintragung batirt, ein folder echte 
aber künftig nicht mehr in Geltung bleiben kann. , 


$. 14. 


fag 


Nach der Kurheffifchen Bere eng vom 28. li 1780, 
N 2 (Heffifche Candesverorbn. VII. ©. 354) folle in Kon— 
irſen nur die Sinfen der legten zwei Jahre, ä Rül- 





Herrenhaus. Altenſtück AM 33, 153 





ftände hingegen nur, wenn ber Kreditor aghörigen Fleiß in ber 
Beitreibung — hat, dem Kapitale gleichgeſtellt, und 
mit der Ebiktallabung ber Lauf aller Zinſen filtirt werben, 
Died Recht änderte die Verordnung vom 29. Juni 1830 8.1 
(Gefeh.-Samml. ©. 23) dahin, daß von vertragsmäßigen 
im Hypothekenbuche angemeldeten Forderungen iq aud) 
während bed Konkurſes Zinfen fortlaufen und ben für bie 
legten brei Jahre biß zur Ediktallabung rüdjtändigen Zinfen 
dad Vorzugsrecht bed Kapitals zuſtehen Pan. Letztere Beitim- 
mung bat jobann die Praxis auf das Vertheilungsverfahren 
in Subhaftationen angewendet (Strippelmann, Bemerf. 
Entſch. VIIL &. 230), 


Empfiehlt ſich zweifellos für Seifen eine einheitliche Ge 
ftaltung biefer verfchiebenen Faͤlle, fo wird ſich eine ſolche paffend 
an das Altpreußifche Recht anſchließen. 


Fuͤr Die ehemals Bayerifchen Gebietstheile Tag dagegen 
fein Grund vor, bie Beitimmungen der $%. 42 und 43 des 
Sppothefengefeges vom 1. Juni 1822 zu befeitigen. 


$. 15. 


Nah Heſſiſchem Gerichtsgebrauche werben bie Stoften, 
welche durch Liquidation im Konkurſe entfteben, aus ber Maffe 
nicht erfeßt (Heufer’8 Annalen V. ©. 213). 


Es fann —— fein, ob dieſer Satz durch F. 30 des 
Geſetzes über Eigenthumsdermerb ıc. bezüglich ber Liqui- 
dationen von Hypotheken forderungen als aufgehoben zu 
betrachten ſei, deren Koſten nad ber Preußiſchen Konkursbord⸗ 
nung bom 8. Mai 1855 8. 54 Nr. 1 aus Kaufgeldern 
ber Hypothek gebedt werben. Eine analoge ausdrückliche Be 
ftimmung ift deshalb für ben Bezirk des Appellationsgerichts 
Kaffel wunſchenswerth. 


Damit in Zufammenbang ſteht ein Uebelitand, ber in 
einer Befonderheit des Helfiihen Konkursverfahrens und in 
der Anwendung der Altpreußifchen Gebührengefege auf foldhes 
feinen Grund bat. In Heſſen werden nämlidy nicht, wie im 
Geltungsbereich der Konkurbordnung vom 8. Mai 1855, bie 
ftreitigen von den unftreitigen angemelderen forderungen in 
einem Brüfungstermine gel ieden und dann erit Spezialpro- 
tofolle bezüglidy ber ftreitigen gebildet, ſondern jebe Liquida- 
tion it im Liquidationstermine alsbalb in Form einer ge 
mwöhnlichen Klage zu begründen. Giebt der Vertreter der 
Gläubiger biefelbe nach oder läßt er fi Eontumaziren, fo liegt 
mithin ein durch Anerkenntniß oder Verſäumniß erlebigter 
Prozeß vor, und e8 fommen ſowohl zu Gunften des Vertre- 
ter8 der Gläubiger, wie des liquidirten Anwalts bie Beitim- 
mungen in $. 5 pos. 4 des Tarifs vom 12. Mai 1851 zur 
Anwendung (vergl. V. O. vom 30. * 11867 8. 21), fo 
daf jeder von beiden Theilen für ein ſolches Liquidat bis zum 
Betrage von 15 Thalern liquidiren kann, während im Ge- 
biete der Konkurdordnung vom 8. Mai 1855 dem Anwalt 
de3 Liquidanten höchſtens 2 Thlr., dem Vertreter*der Glän- 
bigerfchaft aber ee feine befonderen Gebühren zugebilligt 
werden (Jufti.Minifterialblatt von 1857 S. 198). Entſteht 
onach fhon eine exorbitante Belaftung der Konkursmaffe mit 

often, wenn von berjelben, wie gegenwärtig, Die Gebühren 
des Vertreters ber Gläubiger bei unffreitigen Ciquida- 
tionen zu tragen find, fo würde diefe Belaftung um das Dop- 
elte ſich erh den, fofern man weiter bie I ey een 
t Sppothelarier der Maffe aufbürdet. Eine Menderung 
3 Heffifhen Konkursprozeſſes bier gelegentlich vorzunehmen, 
nicht raͤthlich, wohl aber rechtfertigt es fich, wenigftens für 
iquibationen von Hypotheken, wenn deren Darität und 
viorität nicht ftreitig werden, die beftehenden Gebübrenfäge 
heblich zu mindern, zumal derartige Liquibationen regelmäßig 
infachfter Natur find. 


$. 17. } — — Buches, bed General; 


In der Praxis des vormaligen ——— 
Kaffel iſt angenommen worden, daß die hypothe 

age gegen ben dritten Eigenthümer des haftenden Grund» 

ücks nur zuläffig ſei, wenn die Hypothek auch dem perfön 
ven Schuldner gekündigt worden fei (Heuſer, Annalen 
d.4 ©. 224 ff.). 


UnL ; db, Derhaubf. d, Herrenhauſts. 
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Ein folder Rehtsfag harmonirt nicht mit der ſelbſtſtän⸗ 
digen DVerfolgbarfeit der Hypothek, wie fie in bem Geſetz über 
ben Eigenthumderwerb ausgebrüdt ift, und mußte beshalb 
befeitigt werben. 


$. 19. 


Die Gerichtdorganifation innerhalh be8 Appellations- 
—— Kaſſel macht eine Aenderung ber SS. 20 bis 22 
der Grundbuchordnung, wie vorgefchlagen, nöthig. Es er 
ſcheint aud) räthlich, ausdrücklich een, daß bie Amts- 
img fernerhin zuftändig find, die Veräußerungs-Berträge 

ber Grundvermögen ne; um bem ifel vorzu- 
beugen, daß nad) ig ber Beftätigung ber Verträge 
durch bie Gerichte N de Entwurfs) letztere ſich auch 
—* —— derſelben auf Antrag der Parteien entziehen 
nuten. 


Nach $. 108 ber Gemeindeordnung vom 23. Oftober 1834 
ift bis zur — geleslihen Regulirung der Gemeinde- 
beamten im Hanauiſchen die ihnen buch die Solmfer Pan: 
deorbnung und bie Hanauer Untergerihtsorbnung übertra- 
e” amtliche Thätigkeit bei Hypothekengeſchaͤften einftweilen 

laffen worben, Diefe Ihätigkeit bejtcht im ber — 
—— Tagebücher, in welche die Hypotheken eingeichrie- 
en werben. Es leuchtet ein, bafi, wenn Grundbücer ange 
legt und beren Führung ben Gerichten übertragen wird, jene 
Tagebücher feine Tentliche Bebeutung mehr haben können, daß 
mithin auch jene Ihätigkeit ber Gemeindebeamten wegfallen 
muß, was bereit8 von der Gemeinbeordnung in Ausſicht ge 
ftellt worden war. 


Da e8 nad) ber feitherigen Gefeggebung an einer allge- 
mein zuftändigen Fideilommißbehoͤrde fehlte, bebarf es bier- 
über einer erg menden ——— ieſe wird in der Weiſe 
in Vorſchlag gebracht, daß unter arm Mm für ein- 
jelne Fideilommiſſe bereit8 beftehenden befonderen Einrichtungen 
regelmäßig der Grundbucrichter einzutreten hat, dab aber 
zugleich den Fideilommißbetheiligten die Möglichkeit gewährt 
mird, im Unfchluß an die in den alten Provinzen beſtehende 
Einrichtung (Gefeg vom 5. März 1855), ſowie im Hinblick 
auf bie Verordnung vom 26. Juni 1867 über die Gerichtd« 
verfaffung x. ein beftimmtes Fideikommiß dem Appellations- 
gericht zu Kaffel ala Fideilommißbehörde zu unterftellen. 


$$. 20 bis 33. 


Das zu $. 3 erwähnte bisherige Erforberniß der gericht 
lichen Anzeige und Beitätigung aller jmmobiliarverträge, 
weldyes für da8 Gelammtgebiet des ehemaligen Kurfürften- 
thums Heſſen beiteht, bat überall im Lande zur Anlage be 
fonderer gerichtlicher Bücher geführt, nämlich einerfeits foldyer, in 
welche die bei Gericht angezeigten Veräußerungen, anbererfeits fol- 
cher, inweldebdie Verpfändungen —— und dem Wortlaute 
der betreffenden Verträge nach eingeſchrieben werden, jenes 
ind die Kontraften- und Währjchafts-, dieſes die Hypotheken ⸗ 
ücher (cfr. V. DO. vom 9, Januar 1732 Art. VIL, Heſſ. 
Landesordnungen IV. S. 86; Hanauer U. 6. O. Tit. V.$. 9 
— Kerſting, Sonberrehte ©. 574; Reg. + Ausfchr. vom 
9. Mai 1801 — Heſſ. Landesorbnungen VII. ©. 22; Fuldaer 
Kontrakten- und Supothefen-Orbnung in ber B. DO. vom 28. 
Dezember 1816 866. 116, 119 — Gef. -Samml. ©. 155; 
Juſtizminiſterial + Ausfchreiben vom 9. Mai 1822, Gefeß- 
Samml. S. 20). 


Neben biefen beiden für alle Seffifhen Landestheile vor- 
geſchriebenen Kategorien von Büchern ijt für die Altheffiichen 
Gebietötheile durch Regierungd-Ausfchreiben vom 9. Mai 1801 
und Juftizminifterial - Ausfchreiben vom 9. Mai 1822, fowie 
für die Fuldaiſchen Landestheile duch bie eben citirte Kon- 
traften- und Hypothekenordnung bie Führung eines britten 
hrſchafts · und Hypo · 

kenprotokolles angeorbnet. Das nach Perſonalfolien ein- 
gerichtete Formular deſſelben iſt mit dem mehrerwähnten 
Juſtizminiſterial ⸗Ausſchreiben von 1822 abgedrückt Er 

mml. ©. 22). Der Zweck dieſes Generalprotofolls ift, 
| eine regiftermäßige Darftellung ber das Grundeigenthum bes 
ee Gerichtsmſaſſen betreffenden Mechtöverhältniffe zu 
geben. 

20 N 


————— — 


pP 


Mangels eines gehörigen Erwerbstitels, zu ertheilen fei. Die 
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Die Einträge erfolgen auf Grund der Spezialproto- 


: * tolle unb waren ——— materielle Bedeutung, bis 


durch das Geſetz vom uli 1853 ⸗das Hypothekenweſen, 
insbeſondere bie — von Pfandrechten betreffent« (Gef.- 
Samml. S. 97), nicht im General» Währfchaftd- und Hypo⸗ 


thefen-Protofoll eingetragene Hypothefen neubegründeten Kon- 
ventional + Hypotheken gegenüber für wirkungslos erklärt find 
und auc in ber neweren Praxis das Streben ſich —* (2 
ben hat, Bucheinträgen, Feibft wenn fie unredhtmäßig erfolgt 
fr bis zu ihrer Berichtigung gr Schutz zu gewähren, 
o daß die jet ————— Beſetze lediglich als koönſequente 
—— eines bereitd angebahnten Rechtszuſtandes er- 
einen. 


m Gebiete ber Hanauer Untergeridtsorbnung beiteht 
lediglich für die Altſtadt Hanau ein in den 1830er Jahren 
oßne gefeglihe Grundlage nach dem Muſter der Altheſſiſchen 
Generalbücher —— General · Währſchafts - und Hypo⸗ 
thekenbuch, und fuͤr die Neuſtadt Hanau ſeit 1801, alſo ſeit 
Gründung dieſer Reuſtadt, für jedes der vier Quartiere ein 
nad) Realfolien eingerichteted fogenanntes Quartierbud). Ub- 
gefehen von biefen beiden Büchern fehlen im Hanauiſchen Ge 
neralbücher. Dagegen bat fid) als Recht der alten Schöffen. 
—— die Einrichtung erhalten, daß die Ortsvorſtaͤnde 

er „einzelnen Dorfgemeinden als die Rechtsnachfolger ber 
rüberen Eentgrafen und Gerichtsleute das im Titel V. 8. 14 

Hanauer Untergerichtsordnung (Kerfting, Sonderrechte 
©. 577) —— ⸗»Hypothelen · ober — führen, 
Alle Verpfändungsverträge find, che fie bei icht zur Be 
ftätigung fommen, von ben Ortsvorſtänden in bie Tagebücher 
—— * den one e — * * J ur 

emeinde angelegten a eti onalregiſters die Dfand- 
verhältniffe mitzutheilen. Bei Gericht erfolgt dann bie Be 
er mit Hinweifung auf bie vom Ortövorftande mitge- 
theilten Pfandverhältniffe, nachdem ein Auszug aus dem Tage- 
buche zum gerichtlichen Sypothefenprotofoll angenommen ift. 


Die Einträge in den —— und Hypothe 
fenprotofollen geben aber nicht nur die Grundlage für die 
Einträge in die General-Währfchafts- und Hypothekenprotokolle 
innerhalb des Bezirkes, in welchem Tebtere beftehen, fonbern 
auch für das gefammte ehemalige Kurfürftentfum die Grund 
lage für bie Einträge im Steuerfatafter NR Mutterrolle) 
ab, Denn durch die urfprünglic nur für Altheffen erlaffene, 
mittelſt Juſtiz - Minifterialbefchluffes vom 15. Januar 1839 
und 24. Nuli 1844 aud) für die Sanauifchen und ulbaijcien 
Gebietätheile — Verordnung vom 17. Juni 1828 
88. 9 ff. Geſetz Samml. S. 29) ift jedes Ab- und Zuſchreiben 
im Steuerbudye von gerichtlicher Ermächtigung abhängig ge 
macht worden, Diejelbe Verordnung ſchrieb in 66. 15 ff. 
ein Verfahren Imeds —— Regulirung der außerge⸗ 
richtlich veränderten Beſitzverhäͤltniſſe vor, ordnete auch im 
$. 19 an, daß in Faͤllen, in welchen ein genügender Eigen- 
thumstitel des zeitigen Beſitzers nidt n isbar fei, auf 
Grund beideinigten zehnjährigen Beſitzes die Ermächtigung 
zum Ab» und Zufchreiben in Mährichafts- wie in ben 
Steuerbühern, jedody mit der ausbrädlichen Bemerkung bes 


— Folge dieſer Einrichtung iſt, daß nur verhältniß- 
mä ig ment e Grundftüde in Helfen exiftiven, welche nicht in 
die äbridaftsbüdher —— finden, und daß dieſe 
Bücher eine für die Erhebung der darin befindlichen Einträge 
u Eigenthumseinträgen nad) den einzuführenden Geſetzen be- 
Eigenthumseinträgen nad) den einzuführenden Geſetzen b 

anders eeignete Grundlage abgeben. Eine foldhe Erhebung 
iſt aber Ar bie gedachten Einträge nicht ohme Weiteres, wie 
fie jene Gefege für die Einträge in den Altpreußifchen Sypo- 
thefenbüchern anordnen, thunlich, weil im Gegenfage zum Yand- 
rechte die Bucheinträge des Heffifchen Rechts auch den dritten 
qutgläubigen Erwerber gegen Anſprüche eines nicht eingetrage- 
nen Eigenthums nicht “ hen. 

Es bedarf deshalb eines befonderen Aufgebotd- und Aus. 
fhlußverfahrens, um die in ben Seffifchen Öffentlichen Büchern 
beftehenden Einträge mit ber in ben anzuführenden Gefegen 
ben Bucheinträgen beigelegten Kraft zu befleiben. 

Die 66.20 bis 25 bezwecken, dieſes Verfahren zu regeln, 
und zwar betreffen bie s 20 bis bie Alt effilhen und 
Aulbaifchen Gebietötheile, die 99. 24, 25 ftellen dann zumächft 
die in ben Baperifchen Hypothekenbüchern und in ben General 












in ben gerichtlichen Büchern 
“bis 33 Fi 


präjubizielle Bedeutung für bie Rechte Dritter 
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MWährfchafts- und —— ——— ber Etat: 
Hanau befindlichen Einträge den Einträgen in den Althefftiche 
General · Währſchafts · und — behandeln 
darauf die Hanauiſchen Gebietstheile im Ue igen. Rüdfich- 
lich ber letztern fol da8 Erfordbemiß der Bei tingung einei 
Hhpothekenſcheines und eine eidesftattliche Verficherung diejenia: 
Garantie erjegen, welche in ben anderen Yanbestheilen bei 
Syſtem ber General-Mährfchafts- und Hypothelenbücher bietet. 
Da bie in der Grundbuchordnung eingeführten Grundbuch 
formulare von den im Bezirke des Appellationsgerichts Staffel 
üblihen öffentlichen Büchern abweichen, ift zwar eine Neuan- 
legung derſelben unerläßlich, um jedoch ben Grundbuchämtern 
nicht eine, zum Theil noch dazu unnüge außergewöhnliche Ar- 
beitslaft aufzubürden, empfiehlt es ſich, eine allmälige Um: 
ſchreibung der Einträge aus den alten im die neuen Bücher 
eintreten zu laffen, und zwar jedesmal, fobald ein neuer Ein- 
rn nach Maßgabe ber einzuführenden Geſetze erforderlich 
wird oder der Eigenthümer die Umfchreibung beantragt, ober 
fobald fonft das Grundbuchamt im einzelnen re die Anlage 
eined neuen Grundbuchblattes für bienlich erachtet. 


Sinfihtlih der im 2. Abſatz des $. 22 gebadhten Be 
ſchränkungen und Belaftungen bed Eigerithums, welche, ſoweit 
fie überhaupt nod) zu Recht beftcehen, eingetragen zu fein 
pflegen ober leicht einen Eintrag ober eine Vormerkung er- 
langen können, im Uebrigen abe feine befondere Rüdficht ver- 
dienen, wird es zuläffig und im gnterefle der Sicherung bes 
Eigenthums gegen ungewiffe veraltete Anſprüche gerathen er- 
feinen, deren Erlbſchen mit Ablauf der feſtgeſetzten Friſt auch 
dem Eigenthümer gegenüber eintreten zu taffen. 


Tilgungen älterer Einträge erfolgen zwedmäßig in ben 
alten Büchern. Für bloße Umfchreibungen aus ben alten in 
die neuen Bücher wirb, wie dies in anderen Provinzen Bei 
ähnlicher Sachlage gefchehen ift, Koften- und Gebührenfreiheit 
zu gewähren fein. 


Sowohl nad) bem $. 23 als 25 feht die Eintragung als 
Eigentümer in dad neue Grundbuch voraus, daß ber Eintrag 
in ben gerichtlishen Büchern mit bem in ben Steuerbüchern £on- 
form ſei, wobei nur gwifchen ben beiden Paragra die Ver 
—— befteht, daß in dem erſteren von ben General 

ährſchafts · und Hypothekenbüchern, im legteren von dem 
Steuerbudysauszug ausgegangen wirb, was aber feinen natür- 
lichen Grund darin hat, daß im Sanauifchen bei dem Mangel 
ber GrneralMährfhaftse und Hypothekenbücher, bie Steuer- 
bücher bie alleinige überfichtliche Daritellung ber Eigenthümer 
ewähren und um fo mehr zur eriten Grunblage geeignet 
cheinen, als im Sanauifchen noch in jüngfter Zeit eine neue 
ermeffung und Kartirung ftattgefunben dat. 


Eine — der —— des 
Steuerbuchs mit denen ber gerichtlichen Bücher wird zwar, da 
nad; Obigem die Ab- und Sufhreibungen im Steuerbuch ſtets 
gerichtliche Ermächtigung vorausfegen und biefe nur unter 
gleichzeitigem entfprechenbem Eintrag im General ⸗Währſchafts 
und Sppothefenbuch erfolgten, nur felten vorfommen. Im— 
merhin ift eine folche Nichtübereinftimmung, wo neue Ver— 
meffungen auf Grundlage bed Beſitzſtandes flattgefunden 
haben, nicht ausgefchloffen, theild weil ausnahmsweiſe außer- 
erichtliche, noch nicht ee gerichtlichen Anzeige —— Be- 
— ſtattgefunden haben, theils weil Die Identität 
er neu vermeſſenen Grundſtücke mit ben bei Gericht einge- 
tragenen bei ber Vermeffung nicht feitgeitellt ift. 


In allen folden fällen fehlt die fonft für bie Einträge 
in ben General ⸗Währſchafts und Hypothekenbüchern vorbhan- 
bene Sicherheit. 

Es bebarf vielmehr hiernach einer befonderen eikelung 
über dad materielle Eigentfum und eben deshalb ift für ſolche 
Srälle, ebenfo wie für Grundftüde, bie überhaupt noch nicht 
ngetragen find, in den 86. 29 
efondered Verfahren angeordnet, da fih an bie 
Vorſchriften über ben Eintrag ber außergerichtlicen Eigen- 
thumsübergänge ber Verorbnung vom 17. Juni 1828 an- 
fließt, mit Rüdfiht darauf jedoch, daß det eitige ana 

ein Öffent- 
liches Aufgebot vorſchreibt. j 
Eine andere Behandlung erheifchten diejenigen Grund- 


u 


; Herrenhaus. Altenſtück 33. 





üde ber ehemals Bayeriſchen Bezirke, welche zwar in den 
ortigen feit 1822 beftehenden Hypothekenbüchern nicht einge- 
tragen, aber unter ber Herrſchaft des Notariatsgeſehes vom 
10. November 1861 durch notariellen oder unter der Herr 
ſchaft ber früheren Gefehgebung durch einen in die gerichtlichen 
Kontraktenbüher aufgenommenen Vertrag erworben find. 
Rüuͤckſichtlich diefer war das biäherige echt durch eine dem 
$. 49 der Grundbuchordnung analoge —— zu wahren, 
inäbefondere bedurfte es nicht etwa eines Aufgebots ber Hy⸗ 
pothefarien, weil ein ſolches bereits mit Einführung bes Hy. 


otbefengeli vom |]. i 1822 (Eimführungsgefet vom 
N Sun 82 $. 2) ei und alle ah 188 verbupo- 
thezirten Grundftüde in den Shpothefenbücern eingetragen 
fein müffen. 


$$. 34 biß 37. _ 


Zum Zweck ber Anlage ber Grimbfteuermutterrollen, 
welche nach Maßgabe der Preußiſchen Gefeggebung gegenmwär- 
tig in ber Provinz Heffen-Naffau im Gange iſt, fr et eine 
Steuervermelfung nur im kleinſten Theile bes Uppellationsge- 
richtsbezirks Kaſſel ſtatt, ber Hauptſache nad; werben ben dem⸗ 
naͤchſtigen Mutterollen zufolge Verfügung des Finanzminiſters 
bie bereits beſtehenden älteren Karten zu Grunde gelegt: Nach 
Ausſchreiben des früheren Rurfürflihen inanzminifteriums 
vom 12, April 1833 (Gefeh-Samml. ©. u ift nämlich eine 
Neuvermeffung des gefammten Kurfürftentbums angeordnet 
worden. Diele hatte bi8 zum Jahre 1866 etwa für - bes 
Candes ftattgefunden, rütfiht deB übrigen - foll fie in 
den nächften Jahren nad Maßgabe ber in ben Älteren Dro 
binzen beftehenden In ion für Anlage von Flurkarten voll 


enbet werden, > ſteht dabei die Abficht, für einzelne Ge 
markungen, mweif beren aus dein vorigen Jahrhundert Hetrüß- 
tenbe ehalten twerben, 


tere Karten für hinteichend 7 
eine Fr zu erfparen, Eine aͤhnliche Abſicht waltet 
bezüglich ber für die ehemals Bayeriſchen Gebietätheile be 
ftehenden Karten ob. 


Bei biefer — erſcheint es unthunlich, bie Einträge 
im Grundbuch, wie es die Intention ber —— Ge 
febe iſt, ohne Meiteres auch rädfichtlid ber Grenzen des cin- 
etragenen Objekts entjcheiben zu laflen, vielmehr muß ben 
Änterefenten eine geräumige Friſt gewährt werben, innerhalb 
deren ihnen bie Möglichkeit zu erhalten ift, eine Berichtigung 
ber im Laufe ber Zeit durch ben realen Befititand abgeänder- 
ten fartenmäßigen Grenzen zu erzielen, Biß zum Ablauf biefer 
Friſt konnte daher ben Flurfarten nur bie Bebeutung beige- 
meffen werben, daß fie eine Vermuthung für bie materielle 
Richtigkeit der darin verzeichneten Grenzen begründen. 


$$. 38, 39. 


Es bedarf Hier feiner befonderen Motivirung. Eine 
analoge Beftimmung enthält bad Gefeh vom 2, fyebruar 1864 
$.14 für daß Gebiet, bes Zufigfenate jr Ehrenbreitjtein, begw. 
dag — * vom 21. März 1868, 6. 61, für Neuvorpommern 


und Rügen. 
fg. 40, 41, 42, 


Die nach dem bisherigen Heffifhen Recht begründeten 
Pfandrechte an mmobilien und die barauf bezüglichen 
Einträge find von den nad) beim neuen Syſtem begründeten 
Hypotheken · und Grundſchulden weſentlich verfchieben. Wäh- 
rend die Hypotheken des gemeinen Rechts durchaus acceffo- 
riſcher Natur und in ihrer ————— und Fortdauer von 
der Hauptforderung abhängig find, mit ber fie ſtehen 
und fallen, mithin alle materiellen Cinreben gegen bie 
Sauptforberung deshalb gegen fie autaftig find und ebenfo 
bei Eefionen der Ceſſionar I) alle Einreden auch aus ber 
Verſon feined Vormaͤnnb geladen laffen muß, können nad 
dem neuen Syſtem bei ber Eefjion einer Hypothek dem Eeifio- 
nat, ber fie entgeltlich erworben, nur ſolche Einreben entgegen 
geſetzt merben, welche ihm worher befannt geworben find ober 
ſich aus dem Grunbbud) een bagegen find Einreben gegen 
dad Verfügungsredht des Geffionard aus ber Derfon feines 
eingetragenen Rechtsurhebers ſchlechthin —* ($. 38 
des Gefeges über den Eigenthumserwerb zc.); bie Verfolgbar- 
keit der Grundſchuld aber ift von Einreden aus · dem perjön- 
lichen Schuldverhältnig überhaupt befreit. 











— —— — — 





Hiernach war es geboten, den älteren Hypotheken im AIL- 
gemeinen ihren biöherigen rechtlichen Charakter zu wahren, 
und nur einzelne Beitimmungen ber neueren a fo meit 
auf fie auszubehnen, ald dies thunlich und den Verfehröbedürf- 
niffen nach wünſchenswerth erſchien. 


Daß bei — —— —— Natur der älteren 
Dfandredhte und der darauf bezüglichen Einträge es im $. 27 
nachgelaffen it, Föfhungen und Aenderungen berfelben noch 
in den älteren Büchern zu bewirken, findet feine Motivirung 
in fi. Selbſtverſtaͤndlich kann dies nur zulä a fein, fo fan 
über bie betreffenden Grundftüde ein Grundbuchblatt noch ni 
angelegt, alfo ba8 ältere Buch nicht gefchloffen ift. Bis dahin 
aber ſolche Berichtigungen in den Büchern noch fi geftatten, 
empfichlt fich auch ſchon deshalb, weil ſolchergeſtalt der Ueber- 
trag einer am 1. Januar 873 noch eingetragenen, bis zur 
Errichtung des neuen Grumdbuchblattes aber gelöfchten Älteren 
Hypothek in dieſes erübrigt wird. 


Die Hypotheken ⸗ und Grundſchulden des neuen Syſtems 
bieten aber unverkennbar größere Vortheile für bie Gläubiger, 
als biefes bei ben älteren Sypotheken ber Fall ift. 


Somohl > ben Gläußtger als auch für ben Schuldner 
— bem fonft leichter gekündigt wird — beiteht —* ein Run 
tereffe, eine ältere Hypothel an ihrer bisherigen Stelle in eine 
Eipothet des neueren Syſtems oder in eine Grunbfchuld zu 
onverfiren. 


$$. 48 bis 45. 


Die Rechte der Landeskreditkaſſe für Seffen find in den 
Gefegen vom 23. Juni 1832, S$- 15, 54, 55; vom 31. März 
1835, $. 8; vom 2. April 1835; vom 26. Yuquft 1848 $$. 17, 
20; in ber Verordnung vom 20. November 1849 ımb im dem 
Gefeh vom 20. Juni 1850 normirt. 


Die —— des Entwurfs ſollen bie über bie 
rg beitehenben Borfchriften des altpreußifchen Rechts er- 
een. 

Für die Eintragung ber Ablöfungsbarlehen der Yanbes- 
kreditfaffe befteht überall fein Verkehrsintereffe, keinenfalls ein 
foldyeß, welches im Verhältniß zu den Schwierigkeiten und ber 
Arbeitslaft ftände, die deren Eintragung verurfachen würde. 


Für foldye bei der Landeskreditkaſſe zum Abtrag von Ab- 
[öfungskapitalien erborgte Darlehen ift eine Kündigung nicht 
zu erwarten. 


Vielmehr tragen PA Bieten im Amortifationswege 
planmäßig ab, und die jährlich, im ſtets ame Summe 
ald Sinfen und Kapitalbetrag zu leiftenden Beträge werden 
überall al8 eine vom Grundftüd zu zahlende Rente aufgefaßt, 
bie, ohne deffen Belaftungsfähigkeit zu alteriren, ohne Weiteres 
mit dem Grunbftüd auf den neuen Erwerber übergeht. 


Eine Ausdehnung der Beftimmungen ber $: 43—45 
aud auf nicht aus der Landeskreditkaſſe erbörgte Ablöfungs- 
fapitalien dürfte faum Bebürfnif fein. Auch it dieſelbe bes- 
halb nicht motivirt, weil ſolche Kapitalien, da’ fie fid) nicht 
durch —— Amortiſation abtragen, in der That auch im 
Verkehr in Rechnung kommen. Dagegen war die Vorſchrift 
bes F. 46 auf alle Äblöſungskapitalien und zu deren Abtrag 
erborgten Darlehen auszudehnen. s 


$$..46, 47. 


Angefihts ber in Ausſicht ftehenden Totalreform des 
Prozeßrechts empfichlt es ſich nicht, gelegentlich prozeſſualiſche 
Neuerungen durch Herübernahme altpreusifcher ſtimmungen 
eintreten zu laffen; vielmehr kann ftatt deſſen das einſchlagende 
beſtehende Prozeßrecht beibehalten, inäbefonbere das Verfahren + 
nad) bem Kurheſſiſchen Gefehe vom 14. Juli 1858 auf bie 
Berichtigungen aller Budeinträge und das Aufgebotsverfahren 
ausgedehnt werben. 


I 


$. 48. 


Der $. 24 der Verordnung vom 30. ey 1867 febte 
bei Einführung be8 —— es vom 11. Mai 1851 deſſen 
$. 8 außer Anwendung, weil Faͤlle, in denen Notare aufer- 
gerichtlich abgefhloffene Immobiliarverträge bei Gericht ein. 

20°” 
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reichten, nad) bem im Bezirk bed Mppellationsgerichts Kaffel 
beftehenben Rechte nicht vortommen konnten. Nunmehr ift 
ber gedachte G. 8 einzuführen. 


$$- 49, 50, 51. 


Diefe Daragraphen bezweden, wie das auch in dem Ge- 
feßentwurf über dad Grundbuchwelen in ber Drovinz Scles- 
wig-Holftein geſchehen ift, im Anfchluß an den Recdtszuftand 
im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts die fog. abjolut 
privilegirten rn rar welche im Konkurfe den Hypothekariern 
vorgeben, zu beichränfen. Es wird bier eine befondere Moti- 
birung Diefer Beltimmungen nicht erforderlich fein. Im Kon— 
furs müffen jedoch die an den Grundftüden u. f. w. bupotbe- 
farifch oder fonft dinglich Berechtigten, ſoweit fie eingetragen find, 
von. dem anberaumten Sauptliquidationstermin, fowie von 
den zum Öffentlichen Verkauf bes belafteten Grunbvermögens 
beftimmten Terminen rechtzeitig beſonders benachrichtigt wer⸗ 
ben, was in bem bisher geltenden Recht nicht borgeſchrieben 
ift und den Realkrebit in empfindlicher Weife benadytheiligt. 


$. 52. 


Soweit das Einführungsgefeg eine biß zum 1. Januar 
1874 beyw. 1877 Laufende er! und ein innerhalb berfelben 
einzuleitendes Verfahren in ben GG. 26, 34—39, 47 und 51 
— —— * —— Den er 
pfa ‚ bien m nen etzes zu bewir ⸗ 
kenden Einträge bed Pfandrechts ber regeln nb 
Kinder nad; dem neuen Rechte zu regeln und bie fernere Ent- 
ftehung ber generellen Konventionalhppotbelen und der Mobi- 
liachypotheken zu inhibiren, mas u 
ber betreffenden Paragraphen dieſes Entwurfs erzielt wird. 





AM 34. 


Berlin, den 5. Januar 1873. 


Mittelft Allerhöcfter Orbre vom 1. d. Mts. haben bes 
Königs Majeftät ' 

ben eichneten zum Präfibenten des Staat$mini- 
erg a Chef bes Ingenieurkorps und der Pioniere, 
General-nfpekteur vr Befungen, General-Pieutenant 
von Kameke, unter Enthebung von biefer Stellung 
mit dem Titel und bem Range eines Staatsminifters 
zum Mitgliebe bes Staatsminiftertums und zum zweiten 
Ehef ber Armeeverwaltung 


zu ernennen gerubt. 


Em. Erlaucht beehre ich mid) hiervon unter bem Anheim- 
ftellen gefälliger Mittheilung an dad Herrenhaus ganz ergebenft 
zu benachrichtigen. 


Graf von Noon, 


An 
‚ben Präfibenten des Herrenhauſes, 
Seren Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


JM 35. 


Em. Erlaucht bechre ich mich, anbei die mir ertheilte 
Allerhoͤchſte Ermächtigung vom 31. Dejember v. Is., fowie 
ben barin erwähnten Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend das Grundbuchweſen und bie Berpfänbun 
von Seefhiffen in Neuvorpommern und Rügen, . 


nebft Motiven, zur gefälligen weiteren Beranlaffung ganz er- 
gebenft zu überfenden. : fung gm 


Berlin, ben 6. Januar 1873, 
Der Juftigminifter. 
Leonhardt. 


An 
ben Präfibenten des Herrenhaufes 
Herm Dtto Grafen zu ee Rn 
Erlaucht. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 

ermädtigen auf ben Bericht des Staatäminifteriums vom 
30. Dezember b. 8. Unferen Juftizminifter,, ben zurüi en- 
ben Entwurf eines Geſetzes über das Grunbbuchwefen in Neu- 
men und Rügen ben beiden Häufern des Landtages 
Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorzulegen. 

Gegeben Berlin, ben 31. Dezember 1872, 


Wilhelm. 
Leonhardt. 


Alerhöchte Ermächtigung. 


N nn 


Entwurf eines Gefeßes, 
über 


das &rundbuhwefen und die Derpfäandung von See- 
fhiffen in Neuvorpommern und Rügen. 

















Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von: 
dnen Fler * nb Ri ter Zuftim 
verordnen für Neuporpommern u en, un mung! 
Pa Häufer des Landtages Unſerer Monardie, was 

olgt: 


$1. 


Das Gefeh über den Eigenthumserwerb und bie dingliche 
—— ber Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Ge 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, die Grundbu —— vom 
5. Mai 1872, mit gr der 66. 73, 132 bis 1 ’ 
das Gefeh vom 5. Mai 1872, betreffend die Stempelabgaben! 
von gewiflen, bei bem Grundbuchamt anzubringenben —— 
werden in Reuvorpommern und Rügen mit nachftehenden B 


fimmungen eingeführt. 
$. 2. 


Die in den eingeführten Gefegen in Bezug genommene 
geie lichen Borfeirifien welche dem m Lan 
heil nicht gelten, bleiben außer Anwendung. 


Herrenhaus. Aktenftüd AM" 35. 


Unter ben Berweifungen auf die Prozeßordnung iſt bas 
in diefem Landestheil geltende Prozeßrecht zu veritchen. 


83. 


Die in ben Städten Bergen a. Rh., Greifömalb, Grimmen 
und Stralfund beitehenden Hypothekenaͤmter erhalten bie Be- 
zeichnung »Grundbbudämtere. 


Die Vorfteher berfelben — Grundbudjrichter — werben 
von dem Juftigminifter angeftellt; fie find den Beftimmungen 
ber Gefehe über bie Dienpnengeen der Riditer vom 7. Mai 
1851 und vom 26, März 1856 unterworfen. 


Die Buchführer, Schreiber und Unterbeamten werben von 
bem Präfibenten bed Appellationsgerichts zu Greifswalb an- 
geftellt. 

—2 der a era ber Grundbuchbeamten hat 
ber Dräfident des Appellationegerichts zu Greifswalb einen 
—— aus der Zahl der Richter oder Gerichtsbeamten zu 

ellen. 


$. 4. 
Dem Grundbuchrichter werben in Beziehung auf ben 


Bucführer, die Schreiber und Unterbeamten bie Befugniffe 
eine Gerichtsdireftorß beigelegt. 


$. 5. 


Die Grundbuchämter ter be lichen Auf- 
ft de$ Dräfienten bet Appeltionßgerihß u Greföwald 


Beſchwerden über PWerzögerun im Khäftsbetrieb 
—— letzter Inſtanz * * omnifer entſchieden. 

werden über ® en des Grundbbuchrichters 
ginn da8 Uppelintionsurdäe? zu Greifswald, bei befien 
ntfcheibung e8 beivenbet. 


$. 6. 


Eingetr dingliche Rechte Lönnen weber bu 
eine® eng —— Binglihen Sei, mod duch Berl 


rung aufgehoben werben. 
Bei ber ger über bie - jähmung der Sinfen 
nad $. 2 Nr. 5 des Geſetzeß vom 6. Juli 184 verbleit eB, 


$. 7. 


Die Beweisfraft einer Schulburkunde über Sen Empfang 
eines Darlehns oder Brautſchatzes, auf Grund berem eine Hypo⸗ 
— iſt, iſt nicht an den Ablauf einer Zeitfriſt ge- 


$. 8, 
Auch fireitige Forderungen konnen gültig abgetreten 


8.9. 


Eine Wiebereinfegung in ben vorigen Stand findet gegen 
Dritte, bie im reblichen Glauben an die Richtigkeit bes Grunb- 
buchs Rechte an dem Grundſtück durch Eintragung erworben 
haben, nicht ftatt. 


$. 10. 
Die Eintragung des Eigenthümerd auf Grund bes zu 
chlags in der Zwangsverſteigerung erfolgt auf Erfuchen des 
rozeßrichters. 
§. 11. 
Die eheliche Güter 


emeinf 
tragene Eigenthümer iebt, befi räntt fein BVerfügungsredht 
a 1a jange Beftand ber Gütergemeinfchaft nicht einge 
agen ift. . 


Die Fortfi ber Gütergemeinfchaft ift nad dem An- 
trage bes —— Ehegatten für — und die nament⸗ 
lid) anzuführenden Kinder im Grundbuch; zu vermerken. 


in welcher ber einge. 
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$. 12. 


Bei fortgefehter Gütergemeinfchaft ift ber überlebende 
Ehemann er das Grumdftüd zu veräußern oder zu be 
lajten. Die Überlebende Ehefrau kann dies nur unter jie- 
dung der großjährigen Kinder und ber den minderjährigen Kin- 
ern zu beitellenden Güterpfleger. 


$. 13. 


Vormünbder, Güterpfleger und, falls ihnen der Inhalt bes 
Teſtaments nicht entgegeniteht, Teftamentsvollftreder bebürfen, 
wenn fie zum Zwecke ber Theilung Grundftüde auflafien, 
feiner obervormunbf&aftlichen Genehmigung. 


$. 14. 


Paht und Miete erhalten durch Eintragung in ber 
iten Abtheilung de Grunbb Dritt 
ler — g uchs gegen e bie Wirkung 
$. 15. 


Zu dem beweglichen oͤr, welches nad F. 30 bes 
ar vom 5. Di 1872 über "ben — — x. 
für die Hypothek ober Grundſchuld haftet, wird bei Ländlichen 

tundftüden auch das Bieh-, Feld · und Wirthichaftsinventar 
gerechnet. 
$. 16. 


Eingetragene Gläubiger find nicht ſchuldig , im Falle der 
Ungulänglichteit des Vermögens ober ber Zahlungsunfähigkeit 
= — Nachlaß an Zinfen oder Kapital, ober Inbult 
u gen. 

Auch, in Betreff der Verlaſſenſchaft eines Schuldners 
önnen fie nicht burd) einen Beſchluß der Mebrbeit ber 
Gläubiger dazu —— a e * 


$. 17. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, 
fowie bie Beftellung einer Hhpothek an einer beweglichen 
Sade ift fortan unzuläffig. . 


$. 18. 


liche Hypotheken gemä inen An 
——— 
fi) die Betheiligten nicht Über bie Summe, fo ift darüber bie 
Entfceibung de& Progefrichters herbeizuführen. 


$. 19. 


Die buch $. 67 bes Vifitationsrezeffes von 1707 zur 
Hofgerihtsorbnung U. 12 $. 1 verordnete Hypothek vom 
Tage bed erhobenen Rechtsſtreits wirb aufgehoben. 


$. 20. 


Wenn feine Zeit zur Rüdzablung oder zur Auffünbigung, 
ur Renten ober Zindzahlung eingetragen it, fo gilt der ges 
Fehliche Umfhlagstermin, der 24. Juni, und wenn biefer auf 
einen Sonntag trifft, der 25. Juni jeben Jahres. 

Die Kündigung ded Kapitals fteht dann jedem Theile 
fech8 Monate vorher frei. Dies gilt aud bei unfündbar ein- 
getragenen Kapitalien nach Ablauf von Jahren ($. 91 des 
Gefehed vom 2, März 1850, betreffend die Ablöfung ber 
Reallaften). 


$. 21. 


Aus Drivatteftamenten oder aus Erbverträgen, melde 
ültig ohne eine öffentliche Urkunde errichtet find, können Ein- 
agungen oder Löfhungen im Grundbuche nur erfolgen, 
wenn entweder durch eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit ber 
rivaturfunde ober dad Anerkenntniß ber buch das Geſetz 
erufenen Erben nachgewiefen ift, oder eine Befcheinig 
Nachlaßgerichts —— wird, daß ſich nach erfolgter öffent. 
licher Ladung ein beſſer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe. 


158 


Serrenhaus. MAftenftüd A 35. 


Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der Öffent- 
ichen Ladung bat der Nachlaßrichter nach Lage des Falles zu 
e rmeffen. : 

Berußt das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teſtament 
oder Erbvertrag, fo genügt bie Beibringuug der Original. 
urkunde oder einer Ausfertigung berfelben, der Verhandlung 
über —* erfolgte Eröffnung und die Erklärung des Erbſchafts 
antritts. 

Teftamente, welche vor einem Notar umd fieben Zeugen 
errichtet oder folemnifirt find, ftehen ben gerichtlichen Teita- 
menten gleid). 


$.2. 


Die Schabenerfaßklage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in brei Jahren, nachdem das Dafein unb ber Urheber 
es Schadens zur Kenntniß des Befchäbigten gelangt ift. 
.. Sind feit dem Zeitpunkt ber Beſchädi dreißig Jahre 
verfloffen, jo kommt e8 auf ben — —— 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 28. 


Die in den 88. 2, 4, 99 ber Grundbuchstbnung vom 
5. Mai 1872 den Lehns⸗ und ———— uber · 
tragenen Befugife werden von Behörden, welche bie 
Aufficht über d vatel führen, und in deren angelung 
von dem Appellationsgericht in Greifswald ausgeübt. 


$. 24. 


Verträge, durch welche Grumbftüde zertbeilt, von einem 
Grundftüde Theile abgezweigt, oder Grundſtücke, melde Zu 
behör eined anderen Grunbitüds find, von diefem abgetrennt 
werben fllen, ‚bebärfen u ihrer Gültigkeit feiner anderen 
Form, als bie Verträge, durch welche Grundftüde im Ganzen 
veräußert werben. 

Die in den GG. 4, 8 bes Gefeßes vom 26. Mai 1866 
(Gef.-Samml. ©. 613) vorgefcriebene Proklamation fällt 
weg, wenn das Grunbbuchblatt für das Hauptgrundſtück an- 
gelegt ift. 

r 82. : 


Zur Beglaubigung von Unterfhriften find befugt: 
1) richterliche Perfonen, welde ein amtliches Siegel 
! 
Notare; 
in ben Städten die Bürgermeifter; 

4) auf bem Lanbe fol Führung eines gg om 
befugte öffentlihe Beamte, welde bamit von dem 
ia zu Greifswald beauftragt morben 

nd. 


$. 26. 


Sind auf einem Grundftäd vor dem 1. Juli 1869 ange- 
meldete Anſprüche unter Vorbehalt der Feſtſtellung ihrer Rang. 
un — * worden 153 des Geſetzes vom 
21. März; 1868), b kann ber Eigenthümer die Feſtſtellung 
ber Rangorbnung ibrer Anſprüche nad den folgenden Bor- 
ſchriften (ss 27 bis 34) beantragen. 


$. 27. 


Der Grundbudrichter fordert von allen eingetragenen 
Gläubigern . bie ihnen eilten Hypothekenurkunden und 
andere für die —— er Rangordnung erhebliche Ur⸗ 
kunden, welche ſich im Befig der Gläubiger oder des Schulbners 
befinden, unter Androhung einer Gelbftrafe bis 50 Thaler ein. 


$. 28. 


N Eingang der Urkunden entwirft der Grundbuchrichter 
einen Plan, im welchem er alle binglichen Rechte nad ber 
ihnen zuftchenden Rangordnung aufnimmt und ladet bie 
Gläubiger zur Erflärung fiber ben — Plan 
unter der Warnung vor, daß von ben Ausbleibenden ange⸗ 
nommen werben wird, fie genehmigten den Plan. 


Der Eigentümer ift von dem Termin zu benachrichtigen. 
Hat er Hypotheten auf feinen Namen eintragem laffen ober 
an feinem Grundſtück erworben, jo wird er in Betreff derfel- 
ben als Gläubiger behandelt, 


. 20. 


Gläubiger, deren Wohnort unbekannt iſt, oder denen Ver- 
fügungen nicht zugeſtellt werben können, find zur Einreichung ber 
er en und zum Erfceinen in dem Termin öffentlich auf- 
zufordern. 


Die Aufforderung iſt mit einer Friſt von vier Wochen 
durch das Amtsblatt und durch eine in dem Bezirk des Appella- 
tiondgerihts zu Greifswald erfcheinenbe Zeitung, welde bas 
Grundbuchamt zu beitimmen hat, fowie wenn ber legte be» 
fannte Wohnort des Gläubigerd außerhalb Neuvorpommerns 
und — geweſen iſt, durch eine an dieſem Orte ober in 
beffen Nähe erfcheinende Zeitung zu veröffentlichen. 


$. 30, 


Wird dem Plan nicht wiberfprochen, fo wirb ba8 Grunb- 
Buch nad) Mafgabe beffelben in ber Spalte, »Veränberungen« 
berichtigt und die feitgeitellte Rangorbnung auf ben Supothe- 
fenurfunden vermerkt. 


$. 31. 


Gläubiger, welche Widerfpruch erheben, werben auf ben 
Rechtsweg verwieſen. 


Ein von ben Übrigen Betheiligten nicht anerkannter Wider- 

Ihruch gegen ben Dlan gilt als zurüdgenommen, wenn ber 

iberfprechende nicht innerhalb einer von dem Grundbuchrich ⸗ 

Ken — Friſt nachweiſt, daß er bie Klage ange- 
t e. 


$. 32. 


MWird die Klage angeftellt, fo it die Berichtigung bes 
Grundbuchs erſt nad, rechtöfräftiger Entjcheibung zu bewirken. 


$. 33. 


Gläubiger, welche dem Plan wiberfprechen, find auf Ver- 
(öngen des Elgenthänmerß ober eines Ofäubigerß verpflichtet 
gegen vollftändige Befriedigung auch im Betreff der Koſten 
und ohne Gemwährleiftung ibre Sppothet abzutreten. 

Ki 


$. 3. 


ür das Verfahren zur Feftftellung ber Rangordnung bei 
dem Grundbuchamt find, fofern dies ber —— innerhalb 
fünf Jahren von dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
beantragt, bie in d. 11 Des ——— Grundbuchordnung 
gedachten Koſten nach dem Werth Grundſtücks anzufegen 
und von dem Eigenthümer zu erheben. 


Erfolgt der Antrag nad Ablauf der fünfjährigen Friſt 
fo werben biefe Koften um die Hälfte erhöht. s 


$. 35. 


Das in $. 103 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
— Aufgebotsverfahren findet in folgender Weiſe 


I) Das ri ang it von dem Eigenthümer des Grunb- 
ftüds bei dem Gericht, in beffen Bezirk das Grunbftüd 
belegen ift, zu beantragen. 


2) Dem Untrage ift bie Urkunde über bie aufzubietende 
Poſt in Abſchrift, oder der weſentliche Inhalt berfel- 
ben unb alles dasjenige —3 — was zu ihrer voll- 
ftändigen Erfennbarkeit ‚erforderlich ift; ber Eigentbü- 
mer bat zugleich bie Erklärung abzugeben, Sch ‚m 
ber eingetragene Gläubiger ober beffen tönachfolger 
ihrer Derfon ober ihrem Aufenthalt nad unbekannt 
fein und daß er fih um beren Ermittelung ohne Er- 
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folg ng be; die ihm befannten, aber nicht legi- 
timirten Rechtsnachfolger find anzuzeigen, und das 
Erbieten zu eiblihen Bekräftigung aller Angaben ift 
auszubrüden. 


3) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate. Der Gläw- 
biger oder deffen Rechtsnachfolger werben zu dem Ter- 
mine unter ber Warnung geladen, daß ber Musblei- 
bende mit feinen Ansprüchen auf die Poſt ausgeſchloſſen 
und diefelbe im Grundbuch gelöicht werben würde. 


4) Die Ladung ift ben angezeigten, aber nicht legitimirten 
Rechtsnachfolgern mul unb breimal im Amts- 
blatt ber Regierung zu Stralfund und einer von dem 
Gericht & bezeichnenden Zeitung und durch Aushang 
an ber Gerichtäftelle bekannt zu machen. 


5) Meldet I im Termin Niemand, ober wird gegen 
das Erlöſchen der Poſt Widerſpruch nicht erhoben, fo 
bat der Eigenthümer eidlich zu befräftigen: 

daß er weder vor, noch ngd erlaffener Labung 

von dem Mufenthaltsorte des eingetragenen Gläu- 

biger8 und feiner ———— den von 

ihm * Nachricht erhalten habe; 
alsdann iſt das Ausſchlußerkenntniß zu erlaſſen und 
in der Gerichtsſitzung zu verkünden. 

6) Die Loſchung ber Egg erfolgt auf Antrag bed Eigen- 
thümers auf Grund bes mit bem Vermerk der Ber- 
—— verſehenen Aubſchlußerkenntniſſes, ohne Do 
e8 einer Vorlegung der Urkunde über bie Poft un 
der Quittung Gläubigers bedarf. 

7) Auf bie perfünliche Verbindlichkeit Kat die Ausfchlie- 
fung und Löfhung feinen Einfluß. 


8) Ein Widerſpruch gegen bie Löſchung ift im Prozeß ⸗ 


durchzuführen; bie Löſchung erfolgt, wenn ber 


wege 
Miberfpru techtöfräftig zurückgewieſen worben ift. 


$. 36. 


Das in $. 110 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
—— Aufgebotsverfahren findet in folgender Weiſe 
att: 


1) Das Aufgebot ift gemeinfhaftlih von bem Eigenthü- 
) mer des Örundftüides und bem —— Ol 
biger, welcher bie Urkunde verloren hat, auszubringen. 


2) Für das Verfahren ift das Gericht zuftänbig, in beffen 
—* das belaſtete —E belegen iſt. — 


3) Zur Begründung des auf Einleitung des Verfahrens 
gerichteten Antrages liegt dem Gläubiger ob: 


a) eine Abfchrift ber Urkunde beizubringen, oder doch 
ben mefentlichen Inhalt berjelben und alles bas- 
jerige anzugeben, was zu ihrer vollftändigen Er- 
ennbarkeit erforderlich ft; 

b) ben legten Befib, ſowie den Verluſt der Urkunde 
laubbaft m machen ; 

€) ud zur eidlichen Beftärkung feiner Angaben zu 
erbieten. 


4) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate, die Belannt- 
machung erfolgt nad $. 35 Nr. 4. 


5) Die Aufforderung ift —* zu richten, daß die unbe, 
kannten Inhaber der Urkunde, fowie jeder unbefannte 
Berechtigte feinen Widerſpruch gegen die Kraftloßer- 
Härung berfelben innerhalb der Aufgebotsfrift anzu- 
melden babe, und dem unbekannten Berechtigten ift 
ala — anzudrohen: 

daß er mit ſeinem Nechte ausgeſchloſſen und die 
Urkunde für kraftlos erklärt werden würde. 


6) Meldet fid im Termin Niemand, fo bat ber Gläubiger 
ben im $. 110 ber Grundbuchordnun De gegen 
Eid zu leiſten. Alsdann wird das Urtheil nad Ma 
gabe ber geftellten Verwarnung abgefaßt, in der Ge 
richtsſitzung verkündet und, mit dem Attefte ber Ver- 
fündung verfehen, dem Gläubiger zugeitellt. 


J 


ten eingeleitet wird, um ihn für blödſinni 


$. 37. 


Wenn gegen ben eingetragenen Eigenthünter ein Verfah- 
oder wahnfinni 

ober für einen Verſchwender zu erklären, oder wenn über fein 
Vermögen Konkurs ober das -Diskuffionsverfahren verfügt 
wird, jo iſt auf Erfuchen des Prozeßrichters eine Verfügungsd- 
befhränfung in dem Grundbudy zu vermerken. 

Bis zur Löſchung eines foldyen Vermerks ift auf Antrag 
bes Eigenthümers eine Eintragung nicht zuläffig. 


$. 38. 


Für die Verpfändung von Seeſchiffen gelten mit Aus- 
nahme der gefeglihen Pfandrechte, welde in das Schiffe ' 
zegifter nicht einzutragen find, bie Vorfchriften ber Ds: 2, 
3 des Artilels 59 des —2*2 8 zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861. 

Andere Pfand- und Hypothekeurechte haben künftig auf 
Seeſchiffe keine Gültigkeit. 


§. 39. 
bie Eintragung von —E— 
oder 


‚ „Ar Seefchiffe erfolgt 
in da8 Scifföregifter auf den Antrag des Korrefpondent- 


jedes Rheders. 
Vor Eintragung der Berpfändungen ift bie Sffentliche 
intragung beredhtigten Realgläubiger zu 


Vorladung ber zur 
Veranlaffen. 

r da8 Verfahren > die 65. 1 bis 4, Artikel 58 des 
Einfü ungegef 8 zum Allgemeinen Deutfchen — 
buche vom 24. Juni 1861 mit folgenden Er —F maßgebend: 

Die Ladung erfolgt durch die erfte Abt —— Kreis. 
— Der Antrag iſt erſt nach Eintragung des Schiffs 
n das —* men g. 

Die Bekanntmachung der Ladung erfolgt durch dreimalige 
Einrückung in dem Amtsblatte ber Regierum —— 
und durch zwei vom Gerichte zu —— Zeitungen, ſowie 
durch Aushang an der Gerichtäitelle. 

Nach erfolgter Ausſchließung ift Behufs Eintragung ber 
Realgläubiger in das Sciftrglte, wie bei Reguli des 
Grund- und Hypothekenbuchs, durch das bie Regiiter rende 
Gericht zu verfahren. 


g. 40, 


Für die Verhandlungen, welche zur Eintragung ber recht 
zeitig angemeldeten biäher erworbenen Supothefen- und Real: 
tehte in das meu anzulegende Grundbuch erforderlich find, 
wird Koften- und Stempelfreibeit —** 

Ein Gleiches gilt von den nach di 0 entftehenden Koften 
für die öffentliche Yabung und Ausſchließung. : 


$. 41. 


Im Koftentarif der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
bezieht ſich die Vorfchrift bes $. 1 Nr. 5 auf $. 59 ber 
Grundbuhordnung. 


$. 22. 


Die Vorfchriften des Gefekes vom 21. März 1868 in 
ben SS. 131 bis 140 über ben Prozeß in Hypothekenſachen 
und in ben 88. 141 bis 155, —5 Uebergang 

gen, ſowie ©. 158 bleiben in Kraft. 

Im Uebrigen wird das Gefeh vom 21. März 1868 auf 


gehoben. 


mans 


$. 48. 


Diefes Gefek tritt am 1. April 1873 in Kraft. 
Urkundlich 2 ” 





Beglaubigt: 


Der Juftizminifter. 
Leonhardt. 
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Motive 
zu dem 


Geſetß - Entwurf über das Erumdbuchwefen und Die 
Derpfändung von Heefchiffen in Meuvorpommern 
und Rügen. 





Durd) das Gefeß vom 21. * 1868 (Gefeb- Samml. 
©. 293) ift für Neuvorpommern und Rügen ein fingulärer 
Rechtözuftand gefchaffen. Bei der Vorlage beffelben murbe 
nicht verfannt, daß große Bedenken obwalten, die Lehre vom 
Eigenthumserwerb und der dinglichen Belaftung der Grund 
ſtucke in einer einzelnen Provinz nad) Nedtögrundfägen neu 
zu geftalten, welche von den in den übrigen mung el- 
tenden erheblich) abweichen. Eine Uebereinftimmung ließ ſich 
jedoch bei den zur Zeit der Emanation jedes Geſetzes noch vor- 
Danbenen Hinderniffen nicht erreichen. Smed; in NReuvor- 
bommern die Unficherheit des Rechts zu befeitigen, weldye in 
Bol e ber provinziellen und — Vorſchriften über 
ie —— der Verträge und insbeſondere in Ige des 
Mangels an Publizität und Spezialität bei Pfandbeſtellungen 
hervorgetreten war, Eonnte nicht erfüllt werden, wenn dort 
die Hypothelenordnung vom 20. —*— 1783 mit ihren 
Ergänzungen eingeführt wurde, denn die anerlannten Mängel 
berielben tten bereits für ihren Geltungsbereid, das — 
niß einer legislativen mr feftgeftellt. Auch bereitete bie 
Differenz zwiſchen den Vorſchriften bed Landrechts über Ver- 
träge und deren Form, auf melden die Hypothekenordnun 
bafırt, und denen des gemeinen Rechts Schwierigkeiten. Die 
Gefeßgebung betrat deshalb einen neuen Weg. Das Bebürf- 
niß, eine feite und leicht erkennbare Form für die Begründum 

dinglicher Rechte zu ſchaffen, führte au Anmahıne ber Sufaf 
ı fungstheorie und Aufgabe bes Legal tätöpringips. Dem viel 
fach ausgefprochenen Wunſche, dieſen Fortſchritt der Rechts. 
entwickelung auch auf bie übrigen Provinzen des Staates 
auszubehnen, konnte nicht genügt werden, weil bie dazu er- 
forderlichen umfalfenden Vorarbeiten noch nicht abgefchloffen 
waren. Am bem bereits —— Realkredit in Neuvor 
pommern aufzuhelfen, wurde das Spezialgeſetz exlaſſen. Die 
Staatsregierung erkannte jedoch bei der Vorberathung deſſelben 
an, daß die Herftellung einer einheitlichen Gefeßgebung über 
die bingliche Belaftung von Grundſtücken ein Bedürfmiß fei. 
Nachdem jeht bie für die älteren Provinzen beabfihtigte Ne 
form ins Geben gerufen ift, erſcheint die Schöpfung eines Al. 
emeinen Landrechts möglih. Die innere Verwandtſchaft des 

efehes vom 21. März 1868 mit den vorgelegten Entwürfen, 
betrefend ben Eigenthumserwerb und die Grundbuchordnung, 
macht biefe Abficht in Neuvorpommern um fo leichter aus 
führbar. Sie bewirkt andererfeitd, daß die vorzugämeife for- 
melle Aenderung der Gefeßgebung nad) einer ern 
furzen Zeit feine Nachtheile für den Realkredit befürchten läht. 
m Gegentbeil werben die Verbeſſerungen, welche in der fonfe- 
quenteren Durchführung ber Auflaffung liegen, die Rechtsun- 
cherheit, welche mehrfach ſchon bei Anwen ung unflarer Be 

immungen des Gefeges vom 21. März 1868 zu Tage ge 
treten ift, befeitigen. Der Realkredit gewinnt namentlich durch 
die Erleichterung, des Ueberganged von Hypotheken, wenn bie 
Vorſchrift des F 88 jenes Gefeges, daß nur der eingetragene 
Geffionar zur Verfügung bei dem Grundbuche berechtigt ift, 
fortfällt. Die Differenz zwifchen ben in bem älteren Pro— 
vinzen und in Neuborpommern geltenden allgemeinen Rechts- 
normen tritt zurüd, wenn für den Uebergang bes Eigenthums 
und bie Begründung des Pfandrechts das Stonfensprinzip ent- 
fcheibet, und bie Hypotheken jr der Schuldverbindlichkeit in 
ein weniger abhängiges Verbältniß treten. Es muß beshalb 
die Einführung ber Gefege über den Eigenthumserwerb und 
bie dingliche Belaftung von Grunditüden, fowie ber Grunb- 
bucdhordnung in Neuvorpommern als eine ausführbare und im 
Intereſſe der Rechtseinheit gebotene Mafregel bezeichnet werben. 


Um ben —— von dem Römiſchen gelte 
u dem auf ben Grundfäten der Publizität und Spezialität 
erubenden zu ermöglichen, hat das Geſetz vom 21. Mäy 


‘ 











1863 eine Reihe von Beftimmungen —— welche 
den Einfluß des Vertrages auf bie Begründung oder Auf- 
hebung der Hypotheken regeln. Um ferner bie Befriedigung 
der Gläubiger nad) der Driorität ber eingetragenen forberun- 
gen zu fihern, find mehrere Vorfchriften getroffen, welche 
em Konkurs. und Eubhaftationdverfahren, das in Neuvor- 
—— durch neue Geſetze nicht geordnet iſt, angehören. 
m endlich die Dispoſitionsbefugniß der Parteien der Drü- 
fung des Grundbudamtes zu —— ind einzelne Kontro⸗ 
verfen des gemeinen und Provinzialrechts, nanrentlid) über 
die Rechte der Vormünder und die Befugniffe der in Güter- 
gemeinfchaft lebenden Ehegatten, durch das Gejeh der bisheri⸗ 
Kr Praxis entfprehend normirt. Alle dieſe Vorfchriften 
ehen mit ben neu einzuführenden Geſetzen in feinem 
Miderfprud). * Beibehaltung erſcheint um fo mehr ge 
boten, als der Zweck, ein möglichft einheitliches Necht zu fchaf- 
fen, durch fie befördert, und einem ben Realtrebit le 
den Schwanfen der Praxis vorgebeugt wird, Wo fie zur 
Erreichung dieſes Zweckes nicht genügen, wo bie Berfchieden- 
heit der in den beiden Territorien geltenden Rechte zu einer 
differirenden Anwendung ber neuen Gefege führen wuürde, ift 
durd) ergänzende Beſtimmungen Aushülfe gefchaffen. 


Das Gefeh vom 21. März 1868 bat ferner einzelne An 
orbnungen getroffen, welche theild anderen Rechten, beſonders 
dem Medlenburgifchen nachgebildet find,_theild provingiellen 
Eigenthümlichkeiten Rechnung tragen. Someit eine Schäbi- 

ung ber Nechtseinheit nicht zu befürchten fteht, mwaltet fein 
Srund ob, diefe Anordnungen, melde fid) in ber Praxis be- 
währt haben, zw befeitigen. 


Einen fehr tief empfunbenen Mangel be gedachten Ge 
fees bildet die Vorfchrift des F. 152, daß die vor bem 1. Juli 
1569 bei den Grundbuhämtern angemeldeten Realrechte vor- 
behaltlich der Regulivung ber Driorität eingetragen werden, 
und ſich die Rangordnung berfelben nad ben zur Zeit ihrer 
Entftehung gültigen Gefegen richtet. Die Folge Hiervon ift, 
daß das Grundbud keinen Anhalt für bie eihenfolge der 
eingetragenen forderungen giebt. Eine Regulirung ber Priorität 
durch freiwillige Einigung zoifchen Gläubigern und Schultner bat 
nur in ganz ag Fällen ftattgefunden. Diefer Zuſtand 
ſteht in ſchroffem Widerfpruch mit dem in den älteren Provin- 
en geltenden Recht. Seine Befeitigung ift insbefondere im 
—2 des Eigenthümers dringend geboten. Derſelbe wird 
durch den Mangel einer feſtgeſtellten Rangordnung behindert, 

den Realkredit, melden Jein Grundſtück gewährt, vollitändig 
p benuhen. Er kann bei Kündigungen einem neuen Gläubiger 
eine Sicherheit über den ihm einzuräumenden locus geben. 
Diefe Uebelftände find aud von dem —— aner⸗ 
kannt worden. Die Feſtſtellung der Rangordnung erfolgt nach 
bisherigem Recht auf Grund der classificatio creditorum 
‚von 1669, deren oft dunkle Beftimmungen zu zahlreichen Ston- 
troverfen Anlaß geben. Zur Vermeidung der ſchon vielfältig 
‚bervorgetretenen tojee wird von ben Gerichten bringen 
befürwortet, die Regulirung ber Driorität zu erleichtern. Obne 

diefe Nachhülfe im Mege der Gefehgebung ift ber Nutzen, mel 
hen bie Anlegung ber Grundbücher —* ein eine 

I Die Unficherheit ber ben locus muß das Kapital verhindern, 
fih dem Grundbefig zuzuwenden. Es find deshalb Beitim- 
mungen getroffen, welche biefe in Neuvorpommern zum Nach 
theil ber Grundbeſitzer beftehenbe Abweihung vom allgemeinen 
Recht aufheben follen. 


Dies im Allgemeinen vorausgeſchickt, wird es nur noch 
A furgen Motivirung ber einzelnen Beltimmungen be- 
dürfen. 


Daß im h. 1 einzelne Paragraphen ber Grundbuchordnun 
von der Einführung hußgefchloffen find, rechtfertigt fich en 
deren nur für das Geltungäbereih ber Hypothekenordnung 
von 1783 beftimmten tranfitorifchen Charakter. 


Hupothe 
denen ber Gerichte zufammenfallen. Es kann nicht zweckmähig 
erfcheinen, biefe abgefonderte Stellung ber Hypothekenämter, 
welche nunmehr die Bezeichnung ald Grundbuchämter werden 
erhalten müffen, zu ändern und bie Bearbeitung der Grund- 
buchfadyen ben Gerichten zu übertragen, theils weil bie Ver 
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Tchiedenheit der Bezirle Störungen in dem kaum vollendeten 
Geichäft der Buchanlegung hervorrufen müßte, theild und ins— 
befondere, weil die definitive erg über die Frage, ob 
für die Grundbuchſachen allgemein befondere Aemter einzurich ⸗ 
ten feien, erft bei der allgemeinen Geridhtdorganifation ge 
troffen werden kann. Eine Ungleichheit des Rechtbzuſtandes 
zwilchen Neuvorpommern und Rügen und den anderen Pro- 
vinzen wird durch die Beibehaltung ber beſonderen Aemter 
nicht bewirkt, bagegen konnte ſchon jet eine Verſchiedenheit 
ausgeglichen werden. In $. 36 rt 2 bes Geſetzes vom 
2}. März 1868 wird bem Vorftcher des Hypothekenamts der 
Charakter eines vichterlichen Amtes entzogen und berfelbe dem 
Disziplinargefege für nicht richterliche Beamte unterworfen. 
Wenn man jedoch; erwägt, daß die Thätigkeit des Vorſtehers 
wefentlich in einer Feſtſtellung von Rechtöverhältniffen in ber 
Grüfung ber Gefhäftsfähigkeit und ber Dißpofitionsrechte der 
Darteien ſich äußert, jo wird man grunbfäglich feine Funktion 
als eine richterliche anerkennen und feinem Amt daher aud) 
ben Charakter eines richterlichen geben müſſen. Nur wo bie 
Vrüfung ber Legalität des Einjhreibungsafts ausſchließlich ben 
Betheiligten überlaffen ift, bie Einfchreibung in das öffentliche 
Bud) daher nur Einfhreibung ift, wie bei der Thätigkeit der 
Hypothekenbewahrer im Gebiete bed Rheinifch- Srangbfifhen 
Rechts, kann oder muß vielmehr ein anderer Gefichtspunft 
maßgebend fein. Die dem $. 3 beigefügte —— — 
die etung ber Grundbuchbeamten Hair einem praftifchen 
Bedürfniß abhelfen, weil bei dem gehlen einer ſolchen Be- 
ftimmung unter Berüdfichtigung der Abfonderung ber Grund- 
bucdämter von den Gerichten ed dem Präfidenten bes Appel- 
lationsgerichts nicht möglich fein würde, ben Beamten ber Ge- 
richte die Vertretung wider ihren Willen zu übertragen. 


Bei dem vorliegenden Entwurf fommt in Freg ob ber» 
felbe fo abzufaffen war, daß das Gefe vom 21. März 1868 
ganz befeitigt, oder ob baffelbe nur, ſoweit e8 biefem Entwurf 
und den durch denfelben eingeführten beiden Gefeßen mwiber- 
foricht, aufgehoben werden ſollte. Man hat fid) im ntereffe 
eine8 leichteren — Gebrauchs für das Erſtere entfchie- 
den und deshalb diejenigen Beſtimmungen des Geſetzes vom 
21. März 1868, welche noch ferner in Gültigkeit bleiben, ein- 
zeln angegeben. Die ($. 6 bis 20 enthalten folde aus dem 
Gefehe vom 21. März 1868 herübergenommene Beitimmungen 
um Theil in einer verbefferten Faſſung. Sie bebürfen einer 
Befonderen Motivirung nicht mehr. — im hiernach 
alle diejenigen Beſtimmungen des erwähnten Geſetzes, welche 
entweder ben Hauptgeſetzen widberſprechen ober ſich in letzteren 
widerfinden und in Folge deſſen erübrigt find. Welche Be— 
ſtimmungen noch ferner aufrecht zu erhalten find, ergiebt ſich 
im Weſentlichen aus ben er kduife einleitenden Bemer- 
tungen. Es treten hierzu die Vorſchriften, melde zum Zwech 
ber Anlegung ber Grundbücher für das progeffualifche Ver- 
fahren im Hypothekenſachen und für die Verpfändung von 
Seeſchiffen gegeben find. 


Die jekt in Neuvorpommern und Rügen angelegten Sy» 
pothefenb ee entfprechen dem Formular I. der Grunbbud)- 
orbnung ie geringen Unterfchiede in ber Benennung ber 
einzelnen Theile des Formulars laffen ſich durch leichte Aen- 
derungen befeitigen. R 

n ben $$. 21, 22, 23 find noch einige —— 
getroffen, welche den Zweck haben, eine Einheit bes materiellen 
Rechts mit den Provinzen bes Allgemeinen Lanbrechts herzu⸗ 
ftellen ; fie find aud in bie Einführungsgefeße für bie übrigen 
gemeinrechtlichen Bezirke aufgenommen. 

$. 21. Das Geſetz vom 21. März 1868 verordnet in 
$. 58, Nr. 4, daß aus Privatteftamenten und aus Drivaterbver- 
trägen, b. h. folden, die nicht öffentlich beurfundet find, bie 
Berichtigung des Befigtitel® nur dann erfolgen Tann, wenn 
das — Anerkenntniß derſelben dur nteftaterben 
de8 eingetragenen Befiger beigebracht wird, Diefe Beftim- 
mung unterliegt ſehr erheblichen juriftifchen Bedenken. Man 
muß zunächit fragen, wer ift denn ber Inteftaterbe, wenn ber 
Erblaffer ein Teftament Binterlaffen hat? Dem fpgenannten 
Inteftaterben, d. 5. derjenigen Perfon, welcher nach gefeklicher 

chrift in Ermangelung eines Teftaments bie Erbſchaft 
beferirt worben wäre, ift biefelbe bei dem Vorhandenſein eines 
Teftaments überhaupt nicht beferirt, es giebt alfo in einem 
ſolchen Fall gar feine Inteſtaterben. Es fragt ſich ferner, 

ul, . b. Derbaubl, b. Sertenhaufes, 





auf welden Rechtsgrund geitügt man dieſen fogenannten F 
teſtaterben zu einer gerichtlichen Anerkennung des Privatteſta- 
ments nöthigen will, ob man, wenn er die Anerkennung ver 
weigert, oder nur paſſiv nicht ertheilt, den in dem Drivat- 
tejtament —— Erben ein Klagerecht gegen den foge 
nannten au aterben geben will auf Anerkennung des Teita- 
ments, Wie fann man ihn einer foldyen Klage und etwa ber 
Verurtheilung in Koften ausfegen, wenn er vielleicht von ber 
ganzen Angelegenheit, aus der er feinen Vortheil bat, nichts 
wiffen will, wenn er gar nicht daran denkt, das Teitament 
anzufechten, ober ſich in bie Sache einzumifchen? Ein foldyes 
Klagerecht wäre völlig neu, gegen alle ratio juris. Was geht 
e8 den durch das Seflament ausgefchloffenen Verwandten bes 
Erblafferd an, wie ber in bem Teftament eingefe te Erbe zum 
et und Eigenthum bes Nachlaffes gelangt. Die Beftimmung, 
bes &. 58 Mr. 4 iſt aber überhaupt ganz unvollftändig; fie 
läßt Die Frage unbeantwortet, wie bie Legitimation bes 
bie gerichtliche Anerkennung erklärenden Inteitaterben, der doch 
— nicht Erbe geworden iſt, geführt, wie die Thatſache, daß 
r Anerlennende ber einzige Inteſtaterbe, ber naͤchſte wäre, 
konſtatirt werben ſoll, wie es in dem Fall zu halten, wo In 
teftaterben überhaupt nicht, ober ihrem Aufenthalte nad) er 
befannt find. Aus biefem Grunde bat die Beitimmung nicht 
aufrecht erhalten werben fünnen. Sie tft durch bie Beftim- 
mung des Entwurfs erfeßt. Kann ber im Privatteftament 
eingelegte Erbe eine freiwillige Anerkennung der Derfon 
urkundlid beibringen, die durd) das Teftament ausgefchloffen 
wird, oder hat er, wenn biefe Perfon das Teitament ange 
fochten, gegen fie ein rechtsfräftiges Erfenntnik erftritten, wel- 
ches bie Echtheit des Drivatteitaments feftitellt, jo wird ihm 
die —— nicht zu —— fein; kann er den fogenannten 
nteftaterben zu einer freiwilligen Anerkennung nicht bewegen, 
ennt er bie ag en nicht, fo wird ihm in dem Entwurf 
eftattet, bei dem Nachlaßrichter ein Aufgebot, eine öffentliche 
*abung u beantragen, nad) deren Eintritt, wenn Prätenden- 
ten zur Erbſchaft nicht aufgetreten find, ihm darüber eine Be- 
fcheinigung zu erteilen if. Ein Ausſchlußurtheil in biefem 
alle zu exlaffen, liegt fein Grund vor, es genügt für die Ein- 
agung aus bem Privatteftament, wenn E£onftatirt ift, daß 
fein beiler berechtigter Erbe ſich gemelbet bat. Meldet ſich 
fpäter ein folder und greift er das Privatteftament an, fo 
wird im Rechtswege zwilchen bem ingwifchen eingetragenen 
Erben und dem Prätendenten die Sache zum Austrag gelan- 
en. Die beiben letzten St bed Paragraphen {nd aus 
F. 58 bed Gefehes vom 21, März 1868 entnommen; der Ichte 
entfpricht einem Antrag bed Kommunallandtags. 


Durch $. 22 wird ber Grunbfaß ber 66. 54, 55 16 
Allgem. Landrechts über die Verjährung der Regreßllage gegen 
Beamte eingeführt, um im diefer Beziehung eine Nechtsemmheit 
herzuſtellen. 


F. 23 entſpricht der in Neuvorpommern beſtehenden Ver 
faſſung. 

Der Zweck bes J. 24 insbeſondere iſt, die Form der Zer- 
theilungsverträge in Uebereinftimmung mit dem für die Dro- 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Ghlefien, Dofen 
und Sachſen ge Gefeh vom 5, Mai 1872 zu bringen. 
$. 25 ift aus $. 46 des Gefehed vom 21. März 1868 ent- 
nommen. 


In ben Br 26. bis 34 wird das —— zur Feſt · 
ſtellung ber Prioritäten geregelt, das Bedürfniß für ein fol- 
cheß oben ſchon bargeleg worden. Die Beftimmungen 
weichen vom ordentlichen Nechtsverfahren mehrfach ab, und 
En ben —— bed Kommunallandtags entſprechend nor- 
mirt worden. 


Im Einzelnen iſt Folgendes zu bemerken: 


1) Das Verfahren behufs Regulirung ber Priorität fin⸗ 
—— auf Antrag ſtatt. Das Beduͤrfniß geht nicht 
weiter. . 

Der Antrag fteht nur dem Schulbner zu, ba bie 
fer —— Ar Intereſſe bat, daß die Reihen- 
folge ber forderungen fefgefte t wird, Um einem 
ungelegenen Miderforuch eine Gläubiger8 entgegen 
zu treten unb möglichft —— Weiterungen 
auszuſchließen, iſt in F. 33 dem Schulbner das Recht 
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gegeben, egen vollitändige Befriedigung des Gläubigers 

ie — oſe Abtretung der Hypothek von demſelben 
zu fordern. 

2) Die Grundbuchämter find die zur gütlichen Einigun 
der ntereffenten geeignetften Behörden, ſchon mei 
fie die Realverhältniffe der Grunditüde durch die Ver 
bandlungen wegen Anlequng der Grundbücer genau 
kennen. Dem Vorſteher derfelben ift das Recht eipe 
fegt, die Hypotheken + Urkunden und andere für Die 
Nrivorität erhebliche Urkunden von dem Schuldner und 
ben Gläubigern einzufordern. Es braucht nicht gefagt 
zu werden, daß er auch nod) andere Beweiſe über die 
Priorität, welche ihm dargeboten werben, benu 
darf. Wenn aud; das eigene ntereffe die Varteien 
veranlaffen wird, alles zur Aufklärung Erforderliche 
m beihaffen, fo ericheint doch bie Behugniß zur An ⸗ 

rohung einer Geldſtrafe, namenslidy um Verzögerun⸗ 
gen zu verhüten, nothwendig. Die analoge Vorſchrift 
des ©. 142 de Gefehes vom 21. März 1868 hat ſich 
bewährt. - 

3) Das Vrajudiz, daß Zuftimmung der im Termine Aus- 
bleibenden angenommen woird, erleichtert das Verfahren 
für diejenigen Gläubiger, welche mit dem aufgeftellten 
Plane einverftanden Im Ohne daffelbe würden viele 
Drozeffe entftehen und die Beendigung der Requlirung 
dadurch in weite Ferne gerückt werden. Ueberzeugen 
die Verhandlungen im Termine den Vorſteher, daß ber 
entworfene Plan unrichtig war, fo iſt es felbitver- 
ſtändlich, daß er ihn berichtigen und die Gläubiger, 
foweit fie dabei intereffirt find, zu einem neuen Ter- 
mine vorladen kann. 

4) Wird Miderfpruch gegen den Dlan erhoben, fo ift ber 
Streit durch die zuftändigen Gerichte zu enticheiben. 
Um Verzögerungen zu vermeiden, bat der wiberfpre- 
chende Gläubiger die Dflicht, binnen einer ihm vom 
Grundbuchamt zu ftellenden angemeffenen Frift die An- 
ftellung der Klagen nachzuweiſen. 

5) Die Beltimmung des $. 33 mildert die Abweichungen 
von dem regelmäßigen Verfahren. 

6) Die Herftellung der Nangorbnung unter ben ange 
meldeten forderungen aebört zu dem Verfahren behufs 
—— der Grundbücher. Die Beſtimmung des 
$. 152 des Geſetzeß vom 21. März 1868 iſt eine 

anomale. Die allgemeine ge | von 1783 
ſchreibt im 4. Titel $.31 ff. vor, daf die Eintragung 
unter Berüdfidhtinung ber Priorität nach fortlaufen- 
ben Nummern erfolgt und will außer Kopialien feine 
Koften für das ganze Verfahren zum Anfat bringen. 
Da die Requlirung der Rangorbnung ben Grundbuch 
ämtern in Neuvorpommern bedeutende Arbeit ſchafft, 
erfcheint e8 gerechtfertigt, Die geringen im $. 11 des 
Tarifs der Grundbuchordnung gedachten Koften dafür 
zu erheben. Um aber bie Eigenthümer zu veranlaffen, 
mit der Regulirung der Rangordnung nicht zu > 
men, iſt die Koftenerleihterung nur für einen fünf 
ährigen Seitraum zugeftanden. Bei ſpäter geftellten 
nträgen tritt eine Erhöhung ber Koſtenſaͤtze ein. 
Diefe Beftimmung ift durch einen Antrag des Kom- 
munallandtags veranlaßt ($. 34). 
Die 88. 35, 36, 37 entfprechen ben 66. 99, 100, 104, 

110 des Gefekes vom 21. März 1868, 

die 88. 38, 39 den 68. 33, 157 bafelbi. Der Kom- 
munallandtag bat zwar den Antrag geftellt, das Proklama⸗ 
tionsverfahren fallen zu laffen, weil die Erfahrung feine prak⸗ 
tiſche Wertblofigkeit gezeigt Babe, und es unnötbig dem 

Sciffäverfehr Feſſeln anlege. Auf Biefen Antrag konnte jedoch 

deshalb nicht eingegangen werden, weil die Seltenheit feines 

Vorfommens nicht die praktifche —5* beweiſt und 

daſſelbe Verfahren jetzt in der Provinz Schleswig Holſtein ein · 

geführt werden ſoll unb von dem dortigen Provinziallandtag 

nicht beanſtandet worden iſt. 

$. 40 iſt mit 8.156 und dem letzten Abſatz des $. 157 
zu vergleichen, 

$. Al berichtigt einen Irrthum im Koftentarif der Grund» 
buchordnung. 
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Berlin, den 9. Januar 1873. 


Auf Grund ber beifolgenden Allerhöchſten Ordre vom 
6. d. Mts., burch weldye ich rang bin, den beigefügten 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufhebung verſchiedener 
Geſetze und Verordnungen der ehemaligen freien Stadt Frank ⸗ 
furt, ben beiden Häuſern des Landtages zur verfaffungsmäßi- 
gen ai — vorzulegen, beehre ich mid), Ew. Erlaucht 
iefen Entwurf nebft Motiven mit dem Erſuchen ganz ergebenft 
zu überfenden, denfelben der Beſchlußfaſſung des Herrenhauſes 
gefälligft unterbreiten zu wollen. 


Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


An 
den Vräfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Dtto Grafen zu 
a 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 

ermächtigen hierdurch Unferen Minifter bes Innern, bey an- 
liegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie Aufhebung 
verſchiedener Gefege und Verordnungen ber chemaligen freien 
Stadt frankfurt, den beiden Häufern bed Landtages der 
— ie zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorzu- 
egen. 


Gegeben Berlin, den 6. Jannar 1873, 


J Wilhelm. 
Graf zu Eulenburg. 


Allerhöhfte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend j 


die Aufhebung verfchiedener Eefehe und Verordnungen 
der ehemaligen freien Stadt Frankfurt. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ac. 
verorbnien mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages ber 
Monarchie, was folgt: 


$. 1. 


Die Verwaltung folgender zu Frankfurt a. M, beftehen- 
ben Stiftungen: 


des allgemeinen Almofenkaftens, 

des Sofpitafs zum heiligen Geift, 

des Warfenhaufes, 

des Statharinen- und Weißfrauenkloſters, 
de3 Verjorgunasbaufes, 

des Rodus-Hofpitals, 

der Taubfhimmen-Erzichungs-Anftalt, 
ber Anftalt für Irre und Epileptifche, 


wird gemäß 6. 3 des Gemeinde - Verfaſſungsgeſetzes wem 
25. März 1867 (Geſetz ⸗Samml. S. 401) durch ſtatutariſche 
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Anordnung, welche burd) das Amtsblatt zur Öffentlichen Kennt- 
niß zu bringen iſt, geregelt. Mit dem Erlaß dieſer ftatutarifchen 
Anordnung treten folgende Geſetze und Verordnungen der che- 
maligen freien Stadt Frankfurt, nämlich: 


1) das Gefeh vom 3. Dezember 1833, betreffend das 
Armen und Stiftungswefen nebit Anlagen, die Ver 
waltungsordnungen der Stiftungen enthaltend ri 
und Statuten-Sammlung Band V. S. 117 ff); 


2) das Geſetz vom 31. Oftober 1844, betreffend das 
Rochushoſpital, nebſt Verwaltungsordnung dieſes 
Hoſpitals und der zu — gehörigen Bekanntmachun 
ber Stadtkanzlei vom 28. März 1865 (a.a. DO. Band VIII. 
S. 54 und Band XVI. ©. 245); 


3) das Gefeh vom 12, Auguſt 1856, betreffend die Nb- 
änderung einer das Verforgungsbaus betreffenden Be 
fimmung der allgemeinen Gtiftungsorbnung nebft 
ber dazu erlaffenen Verordnung von demfelben Tage 
(a. a. D. Band XII. ©. 218 Ff.); 


4) da8 Gefeß vom 15. —* 1861, betreffend bie Taub- 
RER t (a. a. O. Banb XV. 
. f 


5) die Stiftungs- und Verwaltungsordnung ber Anftalt 
für Irre und Epileptifche vom 22. September 1863 
(a. a. ©. Band XIV. ©. 43), — 


mit Ausnahme —* derjenigen Beſtimmungen, welche die 
Zwecke und Rechte ber gedachten Stiftungen, ſowie das Necht 
auf bie Theilnahme an 

ftande haben, außer Kraft. 


$. 2. 
. Die Verwaltung bes in Dfandhaufes zu en 
ti — des 


Nutzungen derſelben zum Gegen 


furt a. M. wird dürch ftatuta che Anordnung 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 25. März 1867), melde 
duch das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen iſt, 
geregelt. Mit dem Erlaß dieſer flatutarifchen Unordnung 
tritt das Geſetz der — freien Stadt Frankfurt vom 
19, April 1864, betreffend die Organifation des Pfandhauſes 
Gefeh- und Statuten-Sammlung Band XVI. ©. 147) mit 
u jedod) ber $S. 18, 21, 22 dieſes Geſetzes aufier 
aft. 


3 


Folgende Gefege der ehemaligen freien Stabt Frankfurt 
— oweit fie noch in Kraft ſtehen, hiermit aufgehoben, 
nämlid: 


1) bie Verordnung vom 23. Dezember 1817 über bie 
Anzeige unebelicher — ——— (Geſetz · und 
Statuten-Sammlung Band II. ©. 30); 

2) das Gefeh vom 4. Noveniber 1851, betreffend bie 
—— der Feuerwehr (a. a. O. Band XI. 
S. 5); 

3) das Geſetz vom 19. Dezember 1854, betreffend die 

Smewung der 66. 8 und 13 des Gefehed vom 

4. November 1851 über Errichtung ber Feuerwehr 

(a. a. O. Band XU. ©. 57); 


4) das Gefeh vom 10. Dezember 1855, betreffend das 
a (a. a. O. Band XIL 


$.4. 


Mit dem 1. Mai 1873 treten folgende Gefehe und Ver- 
orbnungen ber ehemaligen freien Stadt Frankfurt, ſoweit fie 
noch in Kraft ftchen, außer Geltung, nämlich: 


1) das Gefeß vom 11. Februar 1845, betreffend bie An- 

, lage von Steinbrüden, fowie von Sand+, Kied- und 
de — Geſetz · und Statuten-Samml. Band VIII. 
©. 8); 


das benfelben enftand betreffende Geſetz vom 
7 8, Juni 1847 og . Band VII. ©. 195); 
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3) das vom 6. März 1855, betreffend die Waifen- 
meifterei (a. a. DO. Band XI, ©, 83); 


4) das Gefeh vom 19. Mai 1863, über die Bereitung 
und Verarbeitung von Scießpulver und ähnlichen 
leicht —— und explodirenden Stoffen, ſowie 
ben Handel mit denſelben (a. a. O. Band XVI. 

©. 17); 

5) die Bekanntmachung vom. 27. Januar 1865, betref- 
fend die Inſtruktion des Ausrufers und Ausruffchrei- 
bers u. ſ. w. (a. a. O. Band XVI. ©. 219 ff.). 


$. 5, 
Die 98. 11, 15, 24, 25, 27, 28, 29 ber Gefindeorbnung 
der ehemaligen freien Stadt Frankfurt vom 5. März 1822 
— und Statuten-Samntlung Band Lil, S. 41) werben, 
oweit fie nod) in Kraft ſtehen, Biermit aufgehoben, 


Desgleichen treten mit dem 1. Mai 1873 die 88. 12, 23, 
26 ber nämlichen Gefindeorbnung außer Geltung. 


An die Stelle der $$. 27, 28 der Geſindeordnung tritt 
folgende Beitimmung: 


Streitigkeiten zwiſchen ber Dienftherrfhaft und 
bem Gefinde, welche die Erfüllung gegenfeitiger Verbind- 
lichkeiten während des beſtehenden Dienftes, die Annahme 
oder den Antritt, da8 Behalten oder Bleiben, den Ab- 
ve oder bie Entloflung bes Gefindes, endlich die Er- 

eilung eines Abſchiedszeugniſſes von Seiten ber 
Dienfthereichaft zum Gerenftande haben, entfcheidet 
die Volizeibehörbe und fegt ihre Entſcheidung fofort 
in Vollzug. Mit Ausnahme der Streitigkeiten über 
bie B —* bes —— finde r 
gegen die Entſcheidung ber Dolizeibehörbe die Berufung 
auf ben ——— bis zur Beendigung bes. 
ſelben behält es jeboch bei ben polizeilichen Anordnun- 
gen fein Bewenben. 


Urkundli x. 


_— 


Beglaubigt: 


Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


Motive. 


Die Gefege ber ehemaligen freien RW THE beren 
Behörden gleichzeitig Staats und Kommunalbehörden waren, 
laffen vielfach, eine nicht genägende Scheidung beöjenigen wahr- 
nehmen, was u Natur vun Ne ae ber Gefeggebung 
ift und besjenigen, was feine Regelung füglich in Ortsitatuten, 
Inſtruktionen ober Polizeiverorbnungen finden kann. Es ift 
baburd) hier und ba eine — igirung abminiftrativen - 
Details herbeigeführt worden, welche gegenwärtig, feit ben 
eingetretenen Aa ichen Veränderungen, ber örtliden Ber 
tung zum Hemmmiß gereicht und einer freieren Entwidelung 
ber Berhättniffe hinderlich iſt. 


um Theil find jene Geſehze uüberdies zur Zeit als völli 
—* zu betrachten. we 8 — 


Mit Rüdfiht hierauf und ben ebenen MWünfchen 
der ftäbtifhen Behörden zu Frankfurt a. M., fomeit es für 
jegt ausführbar erfchien, emtfprechend, ſchlägt die Staats- 

erung vor, fer e vorgelegten Ge⸗ 
fees eine Reihe von Gefegen und Verordnungen ber ehemaligen 
freien Stabt kfurt theils vollftändig, teils infoweit auf- 
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zubeben, als die anderweitige Ordnung bes betreffenden Gegen 
ftandes füglich ben Kommunal ober den örtlihen Dolizei- 
behörben überlaffen werben fann, » 





$. 1. 


Die bier auf eführten Geſetze betreffen Diejenigen zu 
Frankfurt a. M. beflebenben Stiftungen — pia corpora mit 
—— juriſtiſcher Perſönlichkeit — hinſichtlich deren der 
Artilel 15 des Frankfurter Auseinanderfegungs-Rezeffed vom 
26. Mebrat 1869 (Gef,-Samml. S. 379 ff.) beſtimmt: 


"5. Mig 
»Die Verwaltung der vorhandenen milden Stiftungen 
verbleibt der Stabtgemeinde.« 


Die Verwaltung diefer — hat von jeher, worauf 
bie Faſſung des Artikels, 15 —— den ftäbtifchen Behörden 
zu bir a. M. zugeftanden. Nach ben in Rebe ftehenden 
Geſetzen liegt ihre unmittelbare Abminiftration in den Händen 
der von der ftändigen Birgerrepräfentation zu wählenden 
Dfleger; die Aufficht über die Abminiftration wird durch den 
Senat reſp. durch die von dem Senate zu beftellende Senats- 
deputation geübt; gewiffe Akte (Verkäufe von Immobilien ꝛc.) 
bedürfen der Genehmigung bed Senats und ber ftändigen 
Bürgerrepräfentation; im Uebrigen wird ber Gang ber 
Adminiftration dur die qu. Gefege und durch bie denſelben 
beigefügten umfangreichen Verwaltungsordnungen — auf deren 
näheren inhalt verwiefen werben darf — in betaillirteiter 
Meife regulirt. 


Es fünnte, die au. Gefehe für ſich betrachtet, —— 
ſein, ob die in ihnen dem Senate der freien Stadt Frankfurt 
zugetheilten Befugniſſe demſelben in der Eigenſchaft als einer 
Staatd+ oder in ber einer ſtädtiſchen Gemeinde behörde zuge: 
ftanden haben; — biefe Zweifel haben indeſſen durch ben 
allegirten Artifel 15 deß Auseinanderfegungs + Nezeifes ihre 
Erle gung gefunden; es iſt mittelft beffelben anerfannt worden, 
daß bie letztere ber vorermähnten Alternativen bie zutreffende 
it. Demnad) find bie, nad ben qu. Gefehen bem Senate 
zugetheilten Befugniſſe — nah Erlaß des Gemeinbever- 





fa ungegefehes vom 25. März 1867 (Gef.-Samml. S. 401) 
— auf den gegenwärtigen Magiftrat der Stadt Frankfurt 


a, M., die entfprechenden Befugniffe der ftändigen Bürger 
repräfentation aber auf bie Stabtverorbneten-Verfammlung 
daſelbſt —— — mit der Maßgabe, daß gemäß den 
Beſtimmungen der durch die Verorbdnung vom 22. Februar 1867 
(GeſSammil. S. 273) auch im Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt eingeführten Inftruftion für die Gefchäfts- 
führung der Regierungen vom 23, Oftober 1817 das Ober- 
auffichtsrecht über die hier im Mebe ftehenden, wie über alle 
ee Stiftungen ohne Ausnahme, dem Staate zu vin— 
iziren iſt. 


Da hiernach das VBerwaltungsrecht ber gegenwärtigen 
ftädtifchen Behörden nicht in Frage zu ftellen ift, ” wird 1 
auc gegen bie von bdenfelben geifellte Forderung nicht wohl 
etwas erinnern laffen, daß ihnen in Beriehun auf die Ge 
ftaltung diefer Verwaltung in derfelben Art und in demſelben 
Maße, wie bezüglich) aller fonftigen Gemeindeanftalten, eine 
eiere Bewegung eingeräumt werde. Vorbehaltlih ber ge- 
etzlich feftgeftellten und auch von ben ſtädtiſchen Behörden in 
feiner Weiſe angefochtenen Zwecke und Rechte der qu. 
Stiftungen als folder und vorbehaltlid, derjenigen Beftim- 
mungen, welche die Unfprücdeaufbie Benutzung berfelben 
um Gegenitande haben, — fol demnach mittelft des zu er- 
affenden Geſetzes ben ftäbtifchen Behörben zu Frankfurt a. M., 
nad; Maßgabe des $. 3 des Gemeindeverfaffungsgefetes vom 
25. März 1567, bie Befugniß zur ftatutarifchen Negelung 
der Verwaltung der in Rebe ftehenden Stiftungen übertragen 
werden. Mit dem Erlaß ber betreffenden ftatutariichen An- 
ordnungen würden bie im $. 1 aufgeführten Geſetze infoweit 

außer Kraft treten, als fie nicht 
die Iwede und Rechte der au. Stiftungen, fowie ins 
Recht auf die Theilnahme an den Nutzüngen derfelben 

zum Gegenftande haben. 
Durch einen Vorbehalt bezüglich der bisherigen Rechte 
der Stiftungen als folder würden unter Anderem alle Die 
jenigen Zuwendungen außer Konteſtation geftellt, welche den 
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Stiftungen bisher für ihre Iwede von ber Stadt Frankfurt 
gemadt worden find (ef. 3. B. Art. 3 des Geſehes vom 

1. Oftober 1814, betreffend das Nodus-Hofpital; Art. 5 des 
Geſetzes vom 22. September 1863, betreffend die Anftalt für 
Irre und Epileptifche). 


Die Iheilnabme an den Nutzungsrechten be- 
treffend, fo find gemäß den Geſetzen vom 3. Dezember 1833 
und vom 31. Oftober 1544 


ber allgemeine Almoſenkaſten, 

das Hofpital zum heiligen, Geift, 

das MWaifenhaus, 

das ber Unterftügung bebiieftiger Buͤrgerwittwen x. ge · 
widmete Katharinen · und Weißfrauenkloſter, 

das ſogenannte Verſorgungshaus, 

das Rochus · Hoſpital, — 


nur für die Angehörigen der chriſtlichen Gemeinden zu Frant- 








fat a. M. beitimmt, — mährend in ben, Gefegen vom 
5. März 1861 und vom 22, September 1863 bezuglich der 


Taubjtummen-Erziehungsanftalt und ber Anftalt für Irre umd 
Epileptifhe eine ſolche einfchränfende Swedbeftimmung nict 
vorgefehen iſt. Ein Anlaß, bierin eine Menderung — 
zu laſſen, iſt nicht gegeben. 


Es darf angenommen werben, baf bie dem Gefehe ge- 
gebene Faſſung genügen wird, um jeden Zweifel. darüber aus- 
uſchließen, melde Beftimmungen der im $.,1 gedachten Ge- 
Iene nad wie vor in gefeglicher Kraft erhalten bleiben und 
welche berfelben fortan durch ftatutarifche Anordnungen follen 
abgeändert werden können. Mit Nüdficht gg | wird biefe 
Faſſung gerechtfertigt erſcheinen. E8 müßten anderen Falles, 
da die erwähnten Gefche die Beftimmungen ber einen und ber 
anderen Art in faft durchweg ungefonderter Geftalt enthalten, 
diejenigen biefer Beſtimmungen, weldye in gefegliher Kraft 
echalken bleiben follen, in dem neu ni erlaffenden Ge- 
fee mit ihrem vollftändigen materiellen Inhalte auf 
enommen werben, und es würde dann feineäwegs ausführbar 
ein, nur etwa die einzelnen Artikel jener Gefege zu allegiren, 
welche fortan der Abänderung durch ftatutarifche Anordnung 
unterliegen oder nicht unterliegen follen. 


6.2. 


Das Gefeh vom 19. April 1864, die Organiſation bes 
(ſtaͤdtiſchen) Pfandhaufes betreffend, enthält in feinen $6. 18, 
21, 22 die unzweifelhaft der Gefeggebung angehörigen Be- 
re über das, beim Abhandenfommen eines Dfand- 
cheines einzufchlagende Verfahren, — über bie Vindikation 
von Pfändern gegen das Pfandhaus, welche nur unter Er- 
ftattung der darauf baftenden Pfandſchuld zuläffig fein foll, 
— und über die Nichtverpflichtung - des Diandhaufes, feine 
—— im Konkurſe des Inhabers eines Dfand- 
fcheins anzumelden. 


Alle ſonſtigen Beltimmungen ded gedachten Gefeßes be 
iehen ſich theild auf die Organifation der eg Me 
fandhaufes, theils auf foldye Verbältniffe zwiſchen Pfandneh 
mer und Pfandgeber, weldhe füglich der kontraktlichen * 
— überlaffen bleiben können. Es erſcheint demnach unbe 
dentlich, jo wie im $.2 vorgeſchlagen wird, nur bie allegirten 
68. 18, 21, 22 in ber Eigenihaft als gefegliche Beftim- 
mungen aufrecht zu erhalten, im Uebrigen aber den Gegenitand 
des Geſetzes vom 19. April 1864 ber Natutarifepen ronung 
zu überweifen. ; 
8. 3. 


Die definitive und fofortige Aufhebung ber in dieſem 
Daragraphen aufgeführten Gefege, — ſoweit fie überhaupt 
noch als im Kraft ftehend zu betrachten find, — wird eben- 
falls als unbedenklich bezeichnet werben dürfen. 

Nach dem. Gefehe vom 23. Dezember 1817 follen 

— aalle, Sowohl Hiefige als frembe Meibsperfonen bei 
nambafter Strafe verbunden fein, ihre uneheliche 
Schwangerſchaft alsbald bei einer ber geſchworenen 
Hebammen anzugeigen ‚ welche Iettere fofort die An- 
Ice bei gleicher Strafe dem Polizeiamte zu machen 

t 


je 
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ebenfo fol jede Dienſtherrſchaft verpflichtet fein, bie ihr be- 
kannt werdende Schwangerſchaft ihres unverehelichten Gefindes 
dem Polizeiamte anzuzeigen u. |. w. u. f. w. 


Die unter 2 bis 4 be8 N 2 aufgeführten Gefege betref- 
fen die Organifation ber ſtäbtiſchen Feuerwehr. Die fFeuer- 
wehr bilder nad Inhalt diefer Gefehe einen integrirenden 
Theil ber (nicht mehr —— Stadtmehr; angehende 
Wehrmann foll nad) $. 3 de8 Geſetzes vom 4. November 1851 
zum Eintritt in das »Löſchbataillon« verpflichtet fein. 


Auch das Gefeh vom 10. Dezember 1855, betreffend bas 
Stabtwehr - Disciplinargericht, behandelt nur. das für Die 
Feuerwehr zu beitellende Disziplinargericht. 


Mit dem Verſchwinden ber Frankfurter Stadtwehr bürf- 
ten bie bier in Rede ſtehenden Gefege eigentlid, ohne Weiteres 
als nicht mehr verbindlich betrachtet werden. Da Ryan nod) 
in neuerer Zeit Zweifel über das Fortbeftehen ber Verpflich- 
tung zum Eintritt in die fjeuerwehr xefp. zur Theilnahme 
an den Uebungen ber letzteren entitanden find, fo empfiehlt 
ſich gleichwohl die ausdrüdliche ——— qu. Geſehhe, 
deren formelles Fortbeſtehen ohnehin als Hinderniß einer ander- 
weitigen Organifation des ftäbtifchen Feuerwehrweſens aufge: 
faßt werben fann. 








$. 4. 


Die Gegenftände ber bier aufgeführten Gefege find fammt 
und ſonders zur Regelung durch Polizeiverorbnungen teip. 
durch Inftruktionen geeignet; dieſe Gefege follen, nad bem 
Torfchlage des $. 4, mit bem 1. Mai 1873, biß zu welchem 
Tage an ihrer Stelle ſolche Verordnungen reſp. Inftruftionen 
zu erlaffen fein würden, außer Kraft treten. 


1) Das Geſetz vom 11. Februar 1845, betreffend bie 
Anlage von Steinbrücen ꝛc., beftimmt, ' 


daß Steinbrüche, Kied-, Sand» ober Pehmgruben ıc.; 
fowie auch alle zu anderen Sweden als zum Be- 
buf ber B— oder Gärtnerei geſchehen⸗ 
ben Aus- ober ————— inſofern dabei 
weiter als vier Werkſchuhe in die Tiefe ge— 
gangen wird, nicht ohne Bewilligung bes Polizei- 
amtes refp. bes YanbVerwaltungsamtes vorge 
nommen werben bürfen; — bie gedachten Behörden 
follen die Erlaubnif (unter Anderem) nicht cher 
ertheilen, als nachdem der Nadyfuchende durch Zeug. 
niß ber betreffenden Iranfkriptions» und Snno- 
thefenbehörbe nachgewieſen hat, daß zufolge der 
Tranſtriptions und Hypothekenbücher Niemand 
zur Erhebung eines MWiderfpruchs berechtigt, ober 
—X der Konſens folder Berechtigten beige 
racht iſt. 


In einer über biefen Gegenftand zu erlaffenden 
weniger beengenden Dolizeiverorbnung mwürbe jelbft- 
verftandlih Die zuletzt erwähnte, in das (Gebiet des 
Privatrechts eingreifende Beftimmung fortjulaffen fein. 


2) Das Gefeß vom 8. Juni 1847 betrifft lediglich bie 
Uebertragung der in dem Gefek vom 11. Gebmar 
1845 dem VPandverwaltungsamte überwiejenen Be 
fugniffe auf das Polizeiamt. 


3) Nadı dem Gefeh vom 6. März 1855, betreffend bie 
MWajenmeifterei, foll — abgefehen von den Anzeigen, 
welche ei be8 an einer anftedenden Kranfheit 

efallenen Viehes zu erftatten find — alles gefallene 
Beh ber Wafenmeifterei angegeigt werben, damit dem · 
nächſt mit bemfelben nad) polizeilidier Vorſchrift ver- 
fahren werde. Das Polizeiamt fol, nad) Ueberein- 
funft mit der MWafenmeifterei, Tagen für deren Lei 
ftungen beftimmen. 


Die Befugniß der Volizeibehörbe zur Aufftellung 
von Tagen für etwaige Peiltungen der Wafenmeifter 
iſt ſchon jegt als Kinweggefallen zu betradyten und es 
würde daher in einer zu erlaffenden Polizeiverorbnung 
* zuletzt gedachte Beſtimmung nicht zu reproduziren 
ein. 


— —— nn — nn —— — — 





4) Nach dem Geſetze vom 19. Mai 1863 über die Ber 
reitung und Verarbeitung von Schießpulver ıc. ift die 
Bereitung x. von Sciepulver und ähnlichen leicht 
erplodirenden Stoffen, ſowie der Handel mit denfelben 
nur mit Genehmigung des Senats, die Bereitung 
überdies nur an polizerlic; angemeffen befundenen Or- 
ten zuläffig. Das Gefeg enthält außerdem nähere 
polizeiliche Vorſchriften über die Mengen folder Stoffe, 
welche fonzeffionirte und andere Perſonen vorräthig 
een bürfen 2. 20, — fowie Borfchriften über die 
ei Zuwiderhandlungen eintretenden Strafen und über 
das Konzeffionsentziehungsverfahren. 

Das Gefeh ift in feinen Hauptbeftimmungen be- 
reits durch die Gewerbeordnung aufer Kraft gefeht. 
Soweit dies nicht der Fall ift, wird die Aufhebung 
bon dem in Vorjchlag —— Termine ab füglich 
erfolgen können. Die Regierung zu Wiesbaden bat 
bereitd unter dem 4. September 1871 (Umtsblatt 
©. 405) eine ben Gegenitand vegelnde Dolizeiverorb- 
nung fr den gefammten Umfang ihres Bezirkes er- 
faffen, jedoch mit dem Vorbehalte, 

daß Binfichtlich bes Gebietes ber —— freien 

Stadt Frankfurt das * vom 19. Mai 1863 

aufrecht erhalten bleibe, ſoweit e8 von ben’ neu 

einzuführenden Beitimmungen abweiche. 

Es würde bemnähft nur eine anderweitige Ver 
—— ber Megi babin zu erlaffen fein, 
daß mit Aufhebung des Geſetzes vom 19. Mai 1863 
bie Verordnung vom 4. September 1871 aud für 
= Frankfurter Gebiet ohme Vorbehalt in Kraft 

e. 


5) Die von der Stadt ⸗ Kanzlei im Auftrage des Senats 
bekannt gemachte, »auf Beſchiuß der gefeßgebenden 
Verfammlung« abgeänderte Initruftion des ftädti- 
ſchen Ausrufers (Multionatord) x. wird in ihrer 
Eigenfchaft als geſetzliche Beſtimmung, infoweit fie 
dieſe Eigenſchaft überhaupt in Anſpruch nehmen kann, 
zu befeitigen fein. 

$. 5. 


Die hier in Vorfchlag gebrachte Aufhebung verichiedener 
Paragraphen der Gefindeordnung vom 5. März 1822, fomeit 
biefelben überhaupt als in Kraft ftehend zu betrachten find,‘ 
dürfte einem Anftande nicht begegnen. 


F. 11 bedroht Dienftboten, welche ohne Vonviffen ber 
Herrſchaft Jemanden beherbergen, mit 24jtündiger Gefängniß- 
ftrafe; biefe Beftimmung wird ſchon mit Nüdficht darauf füg- 
lich wegfallen können, daf nad $. 19 unter 3 ec. Gefinde, wel- 
ches — übernachten laͤßt, ſofort ohne Aufkündigung 
entlaſſen werden kann. 


$. 15 bedroht die Herrſchaft mit 3—20 Thalern Strafe, 
wenn fie über die eingetretene Schwangerſchaft weiblicher 
Dienftboten ‚nicht alsbald Anzeige macht. 


%. 24 verbietet die Aufnahme dienftlofen Gefindes allen 
denjenigen, welche dazu nicht beſonders autorifirt find. 


F. 25 bedroht das häufige en in Dienften mit 
Strafe; den fol in einem folden falle der fernere 
Aufenthalt in Frankfurt verfagt werben. 


6$. 27, 28 übertragen dem Polizeiamte die Entſcheidung 
ber vorkommenden Streitigkeiten zwifchen Herrſchaft und Ge- 
finde, — mit der Befugniß, derartige wichtige und ver- 
widelte Streitigkeiten an die Gerichte zu berweifen; — es 
wird vorgefchlagen, dieſe Beftimmungen durch eine VBorfchrift, 
wie bie ber $$. 47 und 48-der Gefindeorbnung für die Nhein- 
probing vom 19. Auguft 1844 (Gefeg-Samml. &. 410) ju er- 
N wonach bie lese Streitigfeiten der in Rebe 
ehenden Art vorbehaltlich des Rechtsweges enticheibet, 
— mit Ausnahme derjenigen endgültig von ber ——— 
u entſcheidenden Streitigkeiten, welche ſich auf die Befchaffen- 
beit bed Entlafjungszeugniffes bezichen. 
y2 beftimmt, daß jeder Dienftbote bei einer Dienit- 
veränderung 12 Kreuzer zur Unterhaltung des Sofpitals für 
Unreine zu entrichten habe. 
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Die vorstehend erwähnten Baragraphen- der Gefinbeord- 
nung follen nad) dem Vorſchlage des $. 5 des gegentäctigen 
Gefegentwurfes ſofort aufgehoben vefp. durch anderweitige Be- 
fimmungen erfegt werben, Dagegen wird vorgefchlagen, Die 
zu einer anberweitigen Regelung ug Volizeiverordnung ge 
eigneten Beftimmungen der $6. 12, 23, 26 ber Gefinbeord- 
nung vom 1. Mai 1873 ab zur Aufhebung zu bringen. 


$. 12 bedroht aus dem Dienſt tretende Dienftboten, 
wenn fie nicht binnen 24 Stunden hiervon dem Polizeiamte 
er machen, mit Arreſt, xefp. wenn ber Dienjtbote ein 
Fremder ift, mit Ausweifung. 


S 23 verpflichtet alle Dienftboten zur Anfhaffung eines 
Geſindebuches gegen — von 12 Kreuzern und zur Ein 
fchreibung in die Dienftbücher; zumiderhandelnde Dienjtboten 
follen, wenn w Fremde find, ausgewieſen, — SHerrichaften 
aber, welche einen nicht eingefchriebenen Dienjtboten in Dienjt 
nehmen, mit 1—10 Thalern beftraft werben. 


$. 26 bedroht das Abwendigmachen bes Gefindes durch 
Verfprehung höheren Lohnes x. w. mit Geld+ ber Gefüngniß- 
itrafe; fremde Dienftboten, bie ſich heimlich und ohne vor- 
herige Auffündigung anderweitig verdingen, follen auf jeße 
Moyate aus der Stabt oder beren Gebiete ausgemwiefen 
werden, 





A 37. 


Berlin, ben 14. Januar 1873, 


Em. Erlaucht beehre ich mic unter dem Anheimſtellen 
ber gefälligen Mitteilung an das Herrenhaus ganz ergebenft 
zu benachrichtigen, dab des Kaifers und Königs Majeftät mit- 
telft Allerhöditer Orbre vom aeftrigen Tage dem Staats- 
Minifter von Selchow bie nadygefuchte Dienftentlaffung er- 
theilt und ben DOberpräfidenten Grafen von Königdmard 
in Dofen zum Minifter für die [anbwirtbfchaftlichen Angelegen- 
heiten zu ernennen gerubt haben. 


Der Präfident des Staatdminifteriums. 
Graf von Noon. 


An 
ben Dräfibenten des — 
Herrn Grafen zu Stolberg-Wernigerobe,- 
Erlaucht. 





N 38. 
Berlin, ben 24. Januar 1873. 


Em. Erlaucht beehre ich mich anliegend eine beglaubigte 
Auubfextigung des von der Königlichen Staatsregierung auf 
Grund Allerhöchften eg vom 13. November 
v. J. den beiden Häufern bes Landtages zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefeges, 

betreffend bie Verpflichtung zum Halten ber Gefeh- 
Sammlung und der Aumtablätter ' 
in der Faſſung, in welcher derfelde von dem Haufe ber Abge- 
ordneten in he heutigen han angenommen worden tft, 
mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenben. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
den Praſidenten des Herrenhauſeß, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
. Erlaucht. 


Attenſtück AP 37, 38 und 39. 
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Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Derpflichtung zum Halten der Sefehfammlung 
und der Amtsblätter. 


* 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen x. 
verorbnnen mit —— beider Haͤuſer des Landtages für 
den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 


$. I. 


Vom 1. Januar 1873 ab ſind nur die Gemeinden und 
ſelb yo Gutsbezirke ie Halten der Gefekfammlung 
und des Amtsblattes desjenigen Bezirks, in welchem fie. be- 
legen find, verpflichtet. 

$. 2. 


‚ „Von der im $. 1 vorgefchriebenen Verpflichtung bürfen 
bie — ringgtange ren unge seite ——— Landbdroſteien) 
Gutsbezirke und kleinere Gemeinden auf Zeit entbinden. 


5.3. 


5 —F ne i —* über —— bei $. 1 binaus- 
ehenden Berpfli en en ber barin ichneten 
Ammtlichen Blätter find aufgehoben. * 


Urkundlich x. 


Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 





PP, © 39. 


Berlin, ben 27. Januar 1873, 


Da8 Haus ber Mbgeorbneten hat in feiner heutigen 
re befchloffen, dem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 13, Dezem- 
ber dv. J. ben beiden Säufern des Landtages vorgelegten Ent: 
wurf eines Gefches, 

betreffend die Löſung von Jagbfcheinen in ben Hoben- 
zollernſchen Landen, 
unverändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon, unter Beifügung 


einer beglaubigten —— gedachten 8, mit 
bem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu malen. 


Der Präfibent bes Hanfes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


Un 
ben Präfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu SOERIDSEBPERIERIBEFEN NL. 
au 


Entwurf eines Gefeßes; 
betreffend 


die Löfung von Iagdfiheinen in den Hohenzollern- 
fhen Landen. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen x. 
verorbnen für den Umfang ber Sobenzollernfchen Lande, 

mit Quftimmung beider Häufer 
was folgt: 


$. 1. 


Ein Geber; welcher bie Jupp ausüben will, muß fid) einen 
für ben ganzen Umfang ber Monardjie gültigen, zu feiner 
Vegitimation bienenden, auf ein Jahr und auf feinen Namen 
lautenben Tagbichein von dem für feinen Woh —— 
Oberamte laſſen und benfelben bei der Ausübung 
Jagd ſtets mit fi führen. 

Das Oberamt kann auch Perſonen, welche nicht in feinem 
Bezirke wohnhaft find, — und zwar, wenn es dies für nöthig 
hält, gegen Bürgſchaft eines — ag — einen 
zent ein ertbeilen. Der ze haftet in foldem Falle für 

eldftrafen, welche auf Grund diefed Geſetzes verhängt werden, 
fowie für die Unterfuchungstoiten. 


6. 2. 


Für einen jeden Jagdſchein wird an das betreffende 
Oberamt eine Gebühr von fünf Gulden entrichtet. 


Die — Beträge werden in jedem Oberamtsbezirke 
nach dem fchluffe der Verſammlung der; Ortsvorftcher 
—— Stadtſchultheiß und Voigte) zu gemeinnützigen 
Sweden im Intereſſe de8 Bezirks verwendet, 


Unentgeltlid erhalten ben Jagdſchein: 


1) die nad Vorſchrift bes $. 32 bed Gefehes vom 
2. Juni 1852 (Geſetz - Samml. ©. 313) vereidigten, 
im Staats-, Gemeinde ober Privatdienſte ſtehenden 
Forſt · und Tagdbeamten, 

2) die zur Ausbildung für den Staats-, Forſt- und 
Jagddienſt verftatteten Lehrlinge und Forſtkandidaten. 


Die Ausfertigung der Jagdſcheine erfolgt Eoften- und 
fiempelfrei. | 


$. 3. 


Die Ertheilung eines Jagdſcheines muß folgenden Per⸗ 
ſonen verſagt werden: 


a) denjenigen, von denen eine unvorfichtige Sährung bes 
Schießgewehrs oder eine Geführbung der öffentlichen 
Sicherheit zu beſorgen iſt; 

b) denjenigen, melde ſich nicht im Befige der bürger- 
—* Ehrenrechte befinden oder unter Polizeiaufſicht 

chen. 


Außerdem kann denjenigen, welche wegen eines Holzbieb- 
ſtahls, eines agbvergehens oder einer Uebertre jagdpoli- 
zeilicher Vorſchriften oder wegen einer durch Mißbrauch bes 
Feuergewehrs verübten ftrafbaren Handlung beftraft worben 
find, der Jagdſchein, jedoch nur inmerhalb 5 Jahren nach ver- 
büßter Strafe, verfagt werden, 

Tritt bei einer mit einem Tagbfcheine verfchenen Perſon 
feäter ein Grund ein, aus welchem die Ertheilung deffelben 
hätte verfagt werden müſſen oder können, oder wird das 
Vorhandenfein eines folhen Grundes erft fpäter entbedt, fo 
muß ober kann ber Jagdſchein wieber abgenommen werden. 


« $. 4. 


Die Pe ber im $. 1 ertbeilten Borfchriften 
wird beftraft, wie folgt: 
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des Landtags ber Monarchie, 
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1) wer, ohne einen Jagdſchein gelöft zu haben, die Jagd 
ausübt, wird für jede Uebertretung mit einer Geld» 
ftrafe von 8 bis 35 Gulden belegt; 


2) wer feinen Jagdſchein bei Ausübung der Jagd nicht 

ei ſich führt, verfällt in eine —E is zu 
8 Gulden; 

3) wer einen nicht. auf feinen Namen lautenden fremden 
oder einen ſchon abgelaufenen Jagdſchein benugt, um ſich 
damit zu legitimiren, bat eine Geldftrafe von 5 bis 
85 Gulden bewirkt. 


g. 5. 


Die ar Zeit in Gemäßhbeit ber Verordnung ber Negie- 
ng zu Sigmaringen vom 2, Suguft 1853 (Amtsblatt 2, 
2) unentgeltlich ——— agbſcheine verlieren mit Ab- 
lauf von 14 Tagen, nadıdem biejes Gejeh in Straft getreten 
jft, ihre Gültigkeit. . 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L.S.) von Fordenbed. 





A 40. 


* 


Berlin, den 27. Januar 1873. 


Das Haus der Ubgeorbneten bat in feiner heutigen 
u befchloffen, dem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 21. Dezem- 
ber v. I. ben beiden Häufern bed Landtags vorgelegten Ent- 
wurf eines Gejeßes, 
betreffend Abänderung 
vinz Hannover, 


unverändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertbeilen. 


Ew. Erlaucht beehre ich mich hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


der Wegegefehgebung der Pro⸗ 


An 
den Vräfidenten des Herrenbaufes, 
Herin Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


Abänderungen der Wegegeſetzgebung der Provinz 
Hannover, 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen xX. 

verordnen, unter Zuſtimmung beider Hauſer des Landtages 

der Monarchie, für das Gebiet der Provinz Hannover, was 


folgt: 
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SU 


—J 


Die in Gemäßheit der Beſtimmungen des N SO des Ge⸗ 
fees über Gemeindewege und Landftrafen vom 28. Juli 1851 
bisher von den Staatdbehörden bezüglich der Yandftrafen- 
bauverwaltung mwahrgenommenen Befugniffe gehen, fomweit fie 
die techniſche —— des Neubaueß und ber Unterhaltung 
betreffen, mit bem J. April 1873 auf bie Organe des pro- 
vinzialftändifchen Verbandes ber Provinz Hannover über. , 


$. 2. 

Die unmittelbare Verwaltung der Panditraßen fteht von 
bemfelben Seitpuntte an der MWegeverbandävertretung (Ge- 
. fammtvertretung, Ausihuß), unter dem Vorfig und unter ber 
efchäftlihen Leitung der Obrigfeit (Amtähauptmann bezw. 
agiftrat), fomie unter Mitwirkung ber ftändifchen Techniker, zu. 


$. 3. 


Den Staatäbehörben verbleiben die ihnen zuftehenben lan 


beöpolizeilichen Befugniffe, ſowie die Mechte der kommunalen 
Oberauffiht gegenüber den MWegeverbänben. 


J. 4. 


Sämmtlihe aus Staatsmitteln bisher beftrittene Koften 
der techniſchen Ceitung des Landitraßenbaues werben in Zu ⸗ 
tunft von dem provinzialftänbifchen Verbande getragen. 


$ 5. 


Das für ben Landitraßenbau erforderliche techniſche Bau- 
perfonal wird in außreichender Zahl von dem provinialftän- 
difchen Verbande angenommen. Daffelbe ift dem Yandes- 
direftorium untergeordnet. 

$. 6. 


Selbftftändige Städte, melde geeignete technifche An- 


geftellte haben, find auf ihren Antrag von der Mitwirkung 
bes ſtändiſchen Wegepauperſonals zu entbinden. 
$. 7. 


Die im $. 81 des Geſetzes vom 28. Juli 1851 erwähnte 
Vertretung der Megevenwaltung vor ben Gerichts. oder Ver- 
waltungsbehörden Hr ihrem ganzen Umfange nad zu ben 
Befugniffen des Ausichuffes der MWegeverbandsvertretung. 


8. 8. 


Alle dem gegenmärtigen Gefehe widerſtreitenden Vorſchriften 
werden hiermit aufgehoben. 


J 





Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 


aM 4l. 
Berlin, den 27. Januar 1873. 


Das Haus ber MAbgeorbneten Hat in feiner heutigen 
Sigtzung beſchloſſen, dem von der Königlichen ——— 
auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 19. * 
ber v. J. den beiden Häuſern des Landtages vorgelegten Ent- 
wurf eines Geſetzeb, 

Er ——— 
vom 8. 
Weiderechten, 


unverändert bie verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


db Ergä beB 
vomnber 1858 über Bufbebung von 


J treffend die Aufhebung von 
gende 
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Em. Erlaucht beebre ich mich hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
dem Anheimftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenft Mitteilung zu machen. 

Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 


von Fordenbed. 


An 
ben Präfibenten bed Herrenhauſes, 
Herrn Grafen. Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Abänderung und Ergänzung des Hannoverfhen 
&efepes vom 8. November 1856 über Anfhebumng 
von Weiderechten. 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtags Ln- 
ferer Monardie für die Provinz Hannover, mas folgt: 


$.1 
Das Hannoverſche * vom 8. November 1856, be 
iberechten, wird durch nadjfol- 
Vorſchriften ergänzt und abgeändert. 


$. 2. 

Daffelbe findet auf bie Abſtellung folder Weiderechte 
feine Anwendung, melde auf (beftandenen und unbeitanbenen) 
Foritgrundftüden ruhen. 

$. 3. 


Die $$. 4, 5 umb 6 des Gefehes werben aufgehoben. 


J. 4. 


Der lebte —* bes — 14 und ber $. 15 werben auf- 
ehoben ; an bie Stelle berjelben treten bie Vorfchriften der 
& 5 bis 8 biefes Gefehes. 


8. 5. 

Dem Berechtigten wirb an Stelle feines ——— 
nach nr Merthsermittelung eine angemeffene Abfindung 
von Grundftüden, feiter Gelbrente oder Kapital überwiefen. 
Vereinbarungen ber Parteien über eine andere Rente, als cine 
feſte Gelbrente, finb nichtig. 


$. 6. 


Die Abfindung erfolgt in ber Megel buch Abtretung 
von verhältnigmäßt en Theilen bed belafteten Grunbftüds 
oder burch anderes dazu geeignetes Land, wenn foldes vom 
Verpflichteten angeboten wird. Das a Grunbitüd 
muß einen Ertragäwerth haben, welcher dem ermittelten jähr- 
lichen Gelbwerth ber Berechtigung gleichkommt. 


67. 


Flaͤchen, welche vermöge ber Beltandtbeile ihres Unter 
rundes (Stein oder —X u. f. m.) ober vermöge 
ver örtlichen Lage oder aus anderen Rüdfichten einen befon- 


beren Werth fir ben Eigenthiimer haben, find nad) dem Ermeſſen 
a Fo t thunlich, von ber Abtretung auszu⸗ 
ießen. 


5 8. 


Kann eine Sandabtretung nach dem Ermeffen der Theis 
lungsbehörde auf Grund der Gutachten der Sachverſtändigen 
pweckmãßig nicht geſchehen, fo muß bie Abfindung ganz ober 
theilmeife in einer ben ermittelten Jahreswerthe der Vered)- 
tigung gleihlommenden feiten Geldrente gegeben und ange: 
nommen werben, 


Die Abfindungsrenten find auf den Antrag fomohl des 
Berechtigten als des Verpflichteten, nad) zuvoriger ſechsmonati⸗ 
ger Kündigung —— hlung des zwanzigfachen Betra⸗ 
ges ber Rente ablösbar. Verpflichteten it es geftattet, 
das Kapital in vier aufeinander folgenden einjährigen Ter- 
ninen, von dem Ablaufe der Kündigungsfrift an gerechnet, zu 
aleichen Theilen abzutragen, doch ift der Berechtigte nur foldhe 
Theilzahlungen anzunehmen verbunden, welche minbeitens Ein- 
hundert Thaler betragen. 


- Der jebeömalige Nüdftand ift mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinfen. - 


Eine Vereinigung ber Betheiligten über einen anberen 
Ablöfungsfag wird hierdurch nicht ausgefchloffen, ber legtere 
barf jedoch den 26fachen —— ber Jahresrente nicht über- 
fteigen. Verabrebungen, melde dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, 
haben die Wirkung, daß ber Berechtigte daraus nur ben 25. 
fahen Betrag ber Jahresrente zu fordern befugt ift. 


§. 9. 
Der $. 21 erhält am Schluffe folgenden Zufag: 
Die Kapitalzahlung muß dem 20fadhen Betrage bes 
ermittelten jährlichen Geldwerths ber Berechtigung 
gleichlommen. 
$. 10. 


Findet ber belaitete Ei ee einzelne Berechtigte ab, 
fo ift er befugt, nad) Berhältn bes —— ts der 
Abgefundenen einen nöthigenfalls von der Außeinander- 
fegungsbehörbe unter Vereftigung be eye n 
ntereffen beider Darteien zu beftimmenden Theil des bela 
runbſtücks der Mitbenugung der übrigen, nod nicht abge 
fundenen Berechtigten zu entziehen. - 


$. 11. 


Meideberechtigungen, auf welche das Gefet vom 8. November 
1856 Anwendung findet, können in Zukunft nur durch einen 
von einem Gerichte oder Notar beurfundeten Vertrag errichtet 
werden, alfo aud) durch Erfigung nicht entitehen. 


Es foll jedoch eine in Betreff berfelben bereits begonnene 
erißung durch Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht unterbrochen 
werben. 


. 


$. 12. 


Die Abfindung ber auf Gemeinheiten haftenden fervitu- 
tifchen Weide · Berechtigungen findet gleichfalls nad Vorſchrift 
dieſch Deich ftatt. Der $. 22 des Geſetzes vom 8. Novem- 
2 eg ie Aufhebung ber MWeiberechte betreffend, wird auf 
gehoben. 


$. 13. 
er $. 40 wird aufgehoben und durch folgende Vorschrift 


exjeh 

Die Koften des Auseinanderfegungsverfahrens werben unter 
alle Theilnehmer nad) Verhältniß des Vortheils vertheilt, welcher 
—— aus der Abſtellung der Weideberechtigung 


Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von 
— rde ermeſſen und der Koſtenpunkt demgemäß 
t. 


Ausgenommen find jedoch die Koften der etwa erforder 
lichen Bermeffung und Bonitirung bes belafteten Grundſtücks, 
welhe von allen TIheilnehmern nad; Berhältniß der Theilneh- 
mungsrechte zu tragen find. 

Unl, . b. Verhandl. d. Herrenhaufet. 
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| Kl feinen 
oder feinen 





Auch in der Regel jeder —— die Koſten der 
ntrag eingeleiteten, die Geltendmachung feines Rechts 
befonderen Nuten bezielenden Verbandlungen 
allein zu tragen; es bleibt jedoch dem Ermeffen ber Theilungs- 
behörbe vorbehalten, unter Umftänden die etwa vorhandene 
Gegenpartei zum ig berfelben zu verpflichten. In Rekurd- 
ß en find bie Koften dem unterliegenden Theile zur Laſt zu 
egen. 


$. 14. 


Das Gefeh vom 8. November 1856 wird mit ben in 
dieſem Gefege enthaltenen Abänderungen und Ergänzungen auf 
ben Berwaltungsbezirt der vormaligen Berghauptmannfdaft 
Elausthal ausgebehnt. 


$. 15. 
Auf Sachen, in welchen ein rechtskräftiges — 


keits · Erkenntniß vor Erlaß dieſes Geſetzes bereits ergangen iſt, 
findet letzteres keine Anwendung. 


Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 





AR 42. 


Euer Erlaucht beehre -ich mich, anbei bie mir Allerhöchſt 
erteilte Ermächtigung vom 27. ; anuar d. J., — den 
darin erwähnten Entwurf eines Geſetzes 


über das Grundbuchweſen in ber Provinz Hannover, 
mit Ausschluß des Tabegebietes, 


nebſt Motiven, und dem dazu gehörigen Koftentarif, zur ge 
fälligen weiteren —— zes oben zu fberfenben. 


Berlin, ben 28. Januar 1873, 


Der Juftigminifter. 
Leonhardt. 


An 
ben Dräfidenten des Herrenhauſes, 
Herm Dtto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 


Preußen x. 
ermächtigen Unfern Juftizminifter, ben beifolgenden Entwurf 
einen Bdekes über tas in ber Drovimm Han 
nover bem Landtage Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen. 
Gegeben Berlin, ben 27. Januar 1873. 
Wilhelm. 


Leonhardt. 
Allerhochſte Ermächtigung. 


22 
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MITTE ETF — — — 


Entwurf eines Geſetzes 
über 


das Grundbuchweſen in der Provinz; Hannover, mit 
Ausſchluß des Yadegebietes. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ac. 
verordnen für die Provinz Hannover, mit Ausfchluß bes abe 
gebieteß, unter Zuftimmung ber beiden Käufer des Can 
Unferer Monarchie, was folgt: i 


$. 1. 

Das Gefeß über ben Eigenthumserwerb und bie —** 
Belaſtung der Grundftüde u. f. w. vom 5. Mai 1872, bie 
Grundbudhorbnung vom 5. Mat 1872 und- das Gefeß vom 
5. Mat 1872, betreffend die —— von gewiſſen, 
bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, werden in 
der Provinz Hannover eingeführt. 


Don biefer Einführung bleiben für die gemeinrechtlichen 
Bezirke und das Eichäfelb d s 49, 73, für die ganze Pro» 
vinz bie 66. 133 bis 141 und der Koftentarif ber Grundbud)- 
ordnung ausgeſchloſſen. 

$.. 2, 


Die in den eingeführten „. in Bezug ‘genommenen 
gefeblicen Vorfchriften, welche in der Provinz Hannover nicht 
gelten, fommen nicht zur Anwendung. 


$. 3. ‚ 
Unter den ee — welche nach den eingeführ- 
ten Gefegen Anwendung finden, find die Vorjchriften des in 
ber Provinz Hannover geltenden Prozeßrechts zu verftehen. 
Die ——— der bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850 über boffentliche Ladungen finden in Ber 
bindung mit den 99. 103— 111 der Grundbuchordnung auf 
das Grundbuchweſen entfprediende Anwendung. 


Ein volftrefbares Erkenntniß it von dem Grundbuchamt 
einem rechtöfräftigen gleih zu achten. 


4. 


Unter dem Gericht ber belegenen Sache ift das Mmts- 
gericht zu veritehen. 
8. 5. 


An die Stelle des $. 20 Abfak 1, der $$. 22, 23, 24 
der Grundbudhorbnung treten folgende Beftimmungen: 


Das Grundbuchwefen gehört zur Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte. 

Jedes Amtsgericht bildet ein Grundbuchamt. 

Die — und die Beigwerbefährung wirb 
durch die Vorſchriften geregelt welde in Säden ber 
freimilligen Gerichtsbarkeit gelten. 

I 


$. 6. 

Auf dem Titel des Grundbuchblattes ift bei ländlichen 
Grundftüden aud dad Amt anzugeben. 

An Stelle bes Landraths ift nad $. 57 ber Grundbud- 
orbnung die Benachrichtigung an ben Streishauptmann zu 
richten. 

$. 7. 


Im Halle des fogenannten ** Eigenthums iſt unter 
dem Tigenthümer und dem Eigenthum der Untereigenthümer 
und das Untereigentbum zu verftehen. 
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$. 8. 


Die beitehenben Nechtsnormen, nad) welchen bie Theilung 
eined Bauerhofes, die Veräußerung einzelner Theile beifelben, 
die Nereinigung eines Bauerhofes mit anderen Grunditüden, 
imgleihen die Rechtsnormen, nad) welden die Veräußerung 
ober Theilung von eg er jo getbeilten Laifchafts- 
—— in der Stabt Osnabrück) verboten oder an die 

enehmigung einer Regiminal- oder Gerichtäbehörde gebunden 
find, werden, fomweit fie von bem fonft geltenden Rechte ab- 
meiden, aufgehoben und kann auf Grund berfelben eine früher 
ftattgehabte Veräußerung oder Uebertragung fernerhin nicht 
angefochten werben. 


Außerdem werben bie für bie fogenannten Höfekontrakte 
(Sofübertragungs, Ehe, Abfindungs-, Altentheils., Interims · 
wirthſchafts Kontrakte u. ſ. mw.) beftehenden befonberen Recht3- 
normen, nad; weldyen biefelben zu ihrer Gültigkeit der Mit- 
wirkung oder Genehmigung einer Behörde oder der öffentlichen 
Se bebärfen, aufgehoben, insbefonbere tritt das 
Gefe vom 17. Juni 1857, die Zuftänbigkeit der Vermwaltungs- 
behörben hinſichtlich der fogenannten Hoͤfekontrakte betreffend, 
außer Kraft. 


$.9. 


Ueber das Gefuch auf er = einer Vormerkung iſt 
von dem Prozeßrichter nach den — über das 
fahren im Arteſtprozeß zu entſcheiden. 


$. 10. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Er- 
fsung eines entgegenftehenben dinglichen Rechts, noch durch 
Verjährung aufgehoben werben. 


Die Klage auf rüdjtändige Zinfen eingetragener Kapita- 
lien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem 31. —— debjenigen Jahres, im welchem die Zinſen 
fällig geworden find. 


$. 11.- 

Die Beweiskraft einer Schuldurkunde über ben Empfang 
eines Darlehnd oder eined Brautfchates, auf Grund beren 
eine Hypothek eingettagen ift, ift nicht an den Ablauf einer 
Zeitfrift gebundgn. , 

$. 12. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, 
fowie im Lande Hadeln die Beftellung einer Hypothek an be- 
weglichen Sachen, ift fortan unzuläffig. 


Die Bewilligung der Eintragung einer Hypothek ober 
Brundfhuld gilt, wenn die Eintragung erfolgt ift, als eine 
—— im Sinne bes $. 5 bes Geſetzes vom 14, De 
zember 1864, 


$. 13. 


Der Eintragung bedürfen nicht die gemeinen Laſten. Zu 
benfelben gen namentlich alle nad) —* oder Verfaſſung 
auf dem Frundſtück haftenden, aus dem Gemeinbe-, Kreis 
oder Provinzialverbande, ober aus dem Kirchen ⸗, Dfarr- und 
Schulverbande entfpringenden, oder an Kirchen, Dfart + und 
Schulbediente zu entrichtenden, oder aus ber Verpflichtung zu 
öffentlichen Wege, Waſſer⸗, Deich · und Uferbauten entitandenen 

aben und Yeiftungen, ferner bie Beträge, welche an Melio- 
rationd —— oder andere gemeinnüßige, von ber 
Staatsbehörde genehmigte Inſtitute, namentlih an Bereine 
behufs gemeinſchaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
Belag oder Viehfterben entitandenen Schäden zu entrid- 
ten ſind. 


g. 14. 


Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen oder Löſchungen im Grundbuch nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine Bfentliche Urkunde die Echtheit der Privat- 
Urkunde ober dad Anerkenntniß des durch das Gefeh berufenen 
Erben nachgewieſen ift, oder eine Befheinigung des Amtsge 





richt, welchem der Erblaffer zuleßt für feine Derfon unter 
iworfen war, beigebracht wird, daß ſich nach erfolgter öffent 
licher Ladung ein beffer berechtigter Erbe nicht gemeldet habe, 


In Betreff der Bekanntmachung , der Friſt und des n- 
alts der öffentlichen Ladung fommen die Vorſchriften ber 
ürgerlihen Progegorbnung vom 8. November 1850 8. 500 

Abfak 2 zur Anwendung. 


$. 15, 


n dem Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts wer⸗ 
ben die in ber Grundbuchordnung erwähnten —— 
der Fribeitommißbehörde von dem Amtsgericht der belegenen 
Sache wahrgenommen. 


In dem Geltungsbereich de8 gemeinen Rechts werben bie 
SS. 52, 74, 99 ber Grundbuchorbnung, foweit fie fih auf 
— beziehen, durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: 

” Die Eintragung ber Familien Fibeilommiß- ober 
Stammgutseigenfhaft erfolgt auf den: Antrag bes 
Eigenthümer8 ober eines Sickhfolgeberetigten, Tobalb 
berfelbe nachweiſt, daß jene Eigenſchaft entſtanden ift. 

TFamilien-Fibeilommiß- oder Stammgutsnachfolger 

nb als Eigenthfimer einzutragen, wenn fie ihr Nach · 
olgerecht durch eine Erbbefcheinigung bes zuftändigen 
ichters nachmeifen. 

Die Löfchun a —— ober 
Stamm utseigenfhaft olgt auf ben Antrag bes 
Eigenthämers, fobald derfelbe nachweiſt, daß jene Eigen- 
ſchaft erloſchen ift. 

Die — und Löſchung kann bei Erbſtammgũtern 
nad Bremiſchem Ritterrecht — auf Antrag bed Präfidiums 
ber Bremiſchen Ritterfhaft ($. 7 bed rewibirten Ritterrechts 
vom 19. April 1847) erfolgen. 


$. 16. 


m falle des F. 66 ber Grundbuchorbnung kommen bie 
Vorſchriften der Verordnung vom 28. September 1867 8. 11 
und beB Gefehed nom 3. April 1869 zur Anwendung. 


$. 17. 


Abläfunge- und Allobifitationskapitalien und bie zum 
Zweck ber Abldfung ober Allobifitation vorgeftretten Dar- 
lehne, fofern fie in Gemäßheit be8 Geſetzes vom 16. September 
1844 in bie dritte Abtheilung des Grunbbuchblattes oder Ar- 
tifel8 eingetragen werben, geniehen baffelbe Vorrecht vor 
anderen Forderungen, welches dem abgelöften Rechte felbit 


zuſtand. 
Daſſelbe gilt von ben Ablöfungs- und Allodifitations- 
renten, wenn fie in das Grundbud) eingetragen werben. 


$. 18. 


n Betreff der Eintragung und Loͤſchung ber Domainen- 
amortifations- und Rentenbanfrenten und be8 biefen Menten 
ftehenben Vorzugsrechts bleibt es bei den Vorſchriften der 
Er — 28. September 1867 und des Geſetzes vom 
a ri A 


$. 19. 


Bei einer in Gemäßheit ber $$. 17, 18 erfolgenden Ein- 
tragung iſt zugleid das abgelöfte dingliche Recht im Grunb- 
tud von Amts wegen foftenfrei zu loͤſchen. 


$. 20. 


Die dem Pächter zuwachſenden und bie ihm gehörenden 
auf dem Grunbſtück noch vorhandenen Früchte haften nicht 
dem an dem Grundſtück dinglich Berechtigten. 


$. 21. 


Das einer in der Provinz Hannover beftehenden, vom 
Staate genehmigten Krebitanftalt verpfänbete Grunbftüd haftet 
für die Mtutenmäßi en Beiträge und fonftigen Peittungen bes 
Schuldners, auch infoweit biefelben nidyt Kapitalbabtrag find, 


Bi; 
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$.22. 


Das der Landesfreditanftalt ‚und den ritterichaftlichen 
Krebitanftalten ber — Hannover zuftehende Recht, bie 
Ertheilung de8 Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung ber 
ihnen zur Hypothek gefegten Grumdflüde zu verweigern, wirb 
aufrecht erhalten. 


G. 23, 
Der im $ 60 des Befepes über den Eigenthumserwerb 
u. f. w. vom 5. Mai 1872 erwähnte Antrag wird mittelit 
eines bei dem Prozeßgericht einzureichenden Geſuchs geftellt. 
Die Entfcheibung über das Geſuch erfolgt nach den Vor- 
fchriften über das Arreftverfahren. 


$. 24. 
‚.. ‚Die Schabenerfagflage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
aͤhrt in drei jahren, nachden das Dafein und ber Urheber 
8 Schadens zur Kenntniß des Beſchäbigten gelangt ift. 
Sind feit dem Zeitpunkt der Beichäbigung breifig Jahre 
verfloffen, fo kommt e8 auf ben Seitpunft ber erlangten Kennt · 
niß nicht weiter an. . 


$. 3. 


Für die Gebietötheile bed gemeinen Recht, mit Ausnahme 
der Altftadbt Hannover, und fir das EichBfelb werben Grunb- 
bücher nad Vorfchrift der Grumdbbuchorbnung vom 5. Mai 
1872 von Amts wegen unter Beachtung ber nachfolgenden Vor- 
fchriften ($$. 2 ) angelegt. 


$. 26. 

Die Grundbuchämter erhalten, fobalb die Grunbfteuerver- 
meffumgSarbeiten bis zum Rachweife des }läcjeninhalt® der ein- 
gi Grunbftüde *6* en find, Abſchrift de auf Gruud 

iefer Bermeflungen aufgeftellten Flurbuchs. 


$. 27. 

Sobald dem Grundbuhamt die Abfchrift des Flurbuchs 
zugeftellt worden ift, werden bie —— ber einzelnen 
Grundſtücke behufs Anle bes Grundbuchs unter Androhung 
einer Geldbuße bis 50 er vorgelaben. 


52. : 


Der als Eigentümer Vorgeladene ift verpflichtet, dem 
Grundbudamte . i 

1) feinen unmittelbaren Rectsvorgänger zu nennen; 

2) ben Rechtsgrund anzugeben, durch welchen bas Eigen 

thum auf ihn übergegangen ift; 

3) die darauf ſich beziehenben Urkunden unb anderen Be- 

weisftüde vorzulegen, und 

4) alle auf feinem Grunditüd haftenden Beſchränkungen 

bes Eigentums, Eigenthumdvorbehalte, bingliche Laften 
und Sppothefen anzuzeigen. 

Das Grundbuchamt ift verflichtet, dem vom Eigenthümer 
benannten Berechtigten Mittheilung von ber pe An · 
zeige zu machen. 

Auch iſt das Grundbuchamt berechtigt, ben vom Eigen- 

ümer nicht angezeigten Berechtigten, ’em Vorhanden ſein 
ihm amtlich bekannt ift, von der nicht erfolgten Anzeige ihrer 
tigung Mittheilung zu machen. 


§. 29. 
Der Borgelabene gilt als berechtigt, in das Grundbud) 
als Eigenthümer eingetragen zu werben, wenn er entiweber 
1) nadweift, daß er nad) biäherigem Rechte das Eigen- 
thum erworben Kat, 
22% 
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oder 
2) durch ein Zeugniß bes Vorſtandes der Ortsgemeinde 
feinen Eigenthumsbeſitz beſcheinigt, 


oder 


3) durch Urkunden, an Eidesſtatt abgegebene Verfiche- 
rungen von Zeugen oder font glaubhaft macht, daß 
er allein oder unter —— der Beſitzzeit ſeiner 
Vorgänger das Grundſtück ſeit eh Jahren umunter 
brochen in Eigenthumsbeſitz gehabt bat. 


* 


$. 30. 


Mer in den Steuerbüchern nicht als —— der 
zeichnet it, gilt unter den Vorausfegungen des $. 29 ald be- 
techtigt, als ee eingetragen zu werben, wenn ber in 
jenen Büchern ji nete in einer Öffentlichen ober öffentlich 
eglaubigten Urkunde * ſeine Zuſtimmung ertheilt —— oder 
zur Ertheilung derſelben rechtskraͤftig verartbeilt worden ift. 


g. 31. 


Die Eintragung des Eigenthümers und ber angezeigten 
Belaftungen erfolgt nad) Ablauf der im $. 32 vorgefchriebenen 
Friſt, Falls nicht entgegenftehende Anſprüche innerhalb biefer 
Friſt angemelbet worden find. 


$. 32. 


Diejenigen , weldje vermeinen, daß ihnen das Eigenthum, 
oder ein dad Eigenthum ober bie Verfügung über baffelbe be 
ſchränkendes Recht, ein Eigenthumsvorbehält, "eine Pin 
Laſt ober eine Hypothek, ober auf Grund eines gefeßlichen 
Rechstitels, einer legtwilligen Anordnung oder eined Vertrages 
ein ruc auf Eintragung einer Hypothek an einem Grund⸗ 
ſtück zuftehe, haben inner eines Jahre nach dem in $. 35 
erwähnten Tage ihre Anfprüche bei Grundbuhamt anzu- 
melben. Ueber bie geitiehene Anmeldung bat das Grundbuch⸗ 
* — Anmeldenden auf Verlangen eine Beſcheinigung zu 
ertheilen. 


$. 33. 


Von der Verpflichtung zur Anmeldung find org 
Berechtigten frei, welche der Eigenthümer in Gemößfeit es 
g. 28 Nr. 4 vor Ablauf der Ausfchlußftift bes $. 32 dem 
Grundbuhamt angezeigt bat. 


J. 4. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
den Rechtsnachtheil, daß er ſein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im redlichen Glauben an die N — bes Grund⸗ 
buchs das Grundſtück erworben bat, nicht — machen kann 
und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, bie ihre 
Rechte innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet haben, verliert. 


$. 35. 


Sobald das in ben N 27, 28 vorgefchriebene Verfahren 
für einen Obergericht&bezirt beendigt ift, bejtimmt der “uftig- 
minifter durch eine in ber Gefehfammlung zu veröffentlichende 
Verfü = Br Tag; an welchem bie in %. 32 vorg bene 
Friſt —* en enden Obergerichtsbezirk beginnen foll. 

Die Kron-Oberanwaltihaft hat ſodann bie $$. 32—35 
Abjat 1 innerhalb der Ausfhlußftift von vier zu vier Wochen 
durd das Amtsblatt der Provinz und durch zwei Zeitungen, 
von denen mindeſtens eine in ber Provinz erjcheint, wörtlich 
mit Angabe de8 Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt abläuft, 
für den Bezirk bekannt zu machen. 


$. 36, 


Die Landeskreditanſtalt zu Hannover ift verpflichtet, be- 
hufs Eintragung in das Grundbuch innerhalb ber Ausichluf- 
friſt ($. 32) diejenigen Schuldfapitalien anzumelden, weldye fie 
ausgeliehen bat. . 





Die Anmeldung muß auf Grund der Schuldurfunde ent- 
halten: den Namen des Darlehnsempfängers, die Bezeichnung 
und Größenangabe des Grundbefiges, die Höhe des Schuld- 
fapitals, das Datum der Schuldurkunde und mo möglich die 
Angabe, 3 bie Hypothek in dem Hyvpothekenbuch eingetragen 
worten it. 


Bei denjenigen Stapitalien, welche fie auf Grund des 
$. 2 Nr. 1 der Etatuten vom 18. Juni 1842 und $. 1 ter 
Verordnung vom 26, Auguft 1844 ausgeliehen hat, genügt 
die Vorlegung bes ursprünglichen Kontrakts, forwie ber neueiten 
Hebungsrolle. 


37. 


Die Grundbuhämter haben auf Grund der Anmeldung 
ber Candes-Kreditanftalt au Hannover bie jegigen Eigenthümer 
der ihr verhafteten Grun ger darüber zu vernehmen, und 
unter Beifügung eines Auszuges aus dem fhlur- ober 
Grundbuch, in wel außer dem Namen bes zeitigen Eigen- 
thümerd und der Hausnummer die Bezeihnung, Die Größe 
und dns Steuerfapital feines jegigen Grundbeſihes angegeben 
——— Vernehmungsprotokoll der Panbes-sKreditanftalt mit- 
zutbeilen. | 


Die letztere bat binnen einer zmweimonatlichen, nötbigen- 
falls zu erſtreckenden Friſt dem Grundbucdamt anzuzeigen, in 
Betreff welcher Schuldfapitalien fie bie blöherigen Mechand 
sen IE genügend ober weitere Ermittelungen für erforber- 

erachtet. 


Sie ift berechtigt, die weiteren Ermittelungen bei dem 
Grundbucdamt zu beantragen, — die Vorlegung im Beſitz 
ber Amtsgerichte befindlicher Akten zu beanſpruchen. 


Ergiebt das Ermittelungsverfähren, daß das ber Landes 
Krebitanftalt verpfändete Objeft nicht oder nur mit unverbält- 
nigmäßigen Schwierigkeiten nachzuweiſen ift, fo ift die Anſtalt 
beru t, dem Schuldner das Kapital ganz oder theilmeife zur 
Rüdzahlung zu kündigen. 


$. 38. 


Die bei der Anlegung de3 Grundbuchs für die Panbes- 
Kreditanftalt zu Hannover erfolgten Eintragungen find ber- 
felben von dem Grundbuchamt bekannt zu machen. Die Be- 
fanntmahung kann verzeichnißweife für ben ganzen Bezirk des 
Grundbuhamts oder für Ortfchaften geicheben und muß ent 
ech ben Namen des Eigenthümers, bie Bezeichnung und 

rößenangabe des Grunditüds, den Eintragungsvermerf und 
bie der Hypothel der Landes - Kreditanftalt im Range vorge 
ſetzten Anfprücde Dritter. 


$. 39. 

Vor der Hear Entſcheidung über freitige ange- 
meldete Eigentbumsanfprüce ober das —— beſchraͤnkende 
Nechte darf das Blatt für das Grundſtück im Grundbuch nicht 
angelegt or das Grundſtück nicht in ben Artikel aufgenom- 
men werben. 


$. 40, 


Die dinglihen Rechte werden mit der ihnen nach dem 
bisherigen Rechte zulommenden Rangorbnung eingetragen. 


g. 41. 


Bei ber Anlegung des Grundbuchblatts ober Artikels kann 
für ein angemeldetes Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben: 

1) wenn bie —— Big = Nechts glaubhaft gemacht 
ift, und entweder der Eigenthümer der Eintragung 
wiberfbricht, oder die Rangorbnung des Rechts be- 
ftritten ift; \ 
wenn von dem Eigenthümer die Jdentität des Grund- 
ftüds bejtritten wird, biefelbe aber durch Urkunden 
ober eidesftattliche Verfiherungen von Seugen glaub- 
baft gemacht worden iſt. 


ö— nenn nn 
— —— —ñ — ⸗⸗ 


$. 22. 


Eigentbumsoorbehalte find als Hypotheken einzutragen 
ober vorzumerfen. 





8.43. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten 
Sypothet kann nur auf eine beſtimmte Summe erfolgen. 


Eimigen ſich die Betheiligten nicht über bie Höhe berfelben, 
re ihre Feſtſezung dur Entſcheidung des Prozeß 
richters. 


$. 4. 


Behauptet ber Eigenthümer, daß ein amgemeldetes Recht 
etilgt fei, ohne dies urkundlich nachweiſen zu können, 
o iſt das Mecht einzutragen, zugleich aber in ber Spalte 
»BVeränberungen« die behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft 
gemacht ift, vorzumerfen. 


$. 45. 


In bem — 2* Geſetzes über das Pfand⸗ 
recht vom 14. Dezember 1 find —— und Eigen 
thumsvorbehalte nur dann einzutragen, oder vorzumerken, 
wenn fie in ben bisherigen Hypothelenbüchern eingetragen ober 
vorgemerkt find. 


$. 46. 


Die erfolgten Anlegungen von Grunbbuhblättern ober 
Artikeln find vierteljährlich im Amtsblatt mit Bezeichnung der 
Grunbftüde nad) den Steuerbüchern durch das Grundbuhamt 
befannt zu machen. 


$. 47. 


Bon dem Tage, an welchem bie un! des Grund» 
buchblatts ober Artikel in Gemäßbeit bes $. 46 bekannt ge 
macht worben ift, kann die Veräußerung oder Belaftung des 
Grundſtücks nur in den formen erfolgen, welche das Geſetz 
über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1572 und bie Grund» 
buhorbnung vom 5. Mai 1872 vorfchreiben. 


$. 48. 


Bis zur Anlegung ber neuen Grunbbücder werden bie 
bi Hhpo bücher von den Grundbuchämtern, jedoch 
unter Beachtung der ——— der 88. 23, 24 des Geſetzes 
über ben Eigenthumserwerb u. f. mw. vom 5. Mai 1872 und 
des $. 12 dieſes Gefehes fortgeführt. 


u biefem Swet find die Hypothekenbücher ber Kirch- 
(bieten * dei Landes Hadeln an das Grundbuchamt 
Dtternborf abzugeben. 


Diejenigen, weldje in der Zeit vom Beginn ber im $- 32 
———— Friſt bis zu dem im $. 47 beſtimmten Tage 
das Eigenthum oder ein im das Grundbuch einzutragendes 
dingli Recht erworben haben, müſſen daſſelbe, falls bie 
Anmeldung nicht bereits früher erfolgt h bei Vermeidung bed 
im $. 34 vorgejchriebenen Rechtönachtheils binnen vierzehn 
Tagen nad) dem im $. 47 bejtimmten Tage anmelden. 


Die Eintragumg ber Verpfändungen ber Seefchiffe und 
der Flußſchiffe Goa minbe 8 5 Laſt Tragfähigkeit — 
nad) Maßgabe bes $.2 Nr. 3, $. 11 des Geſehzes vom 14, Dezem- 
ber 1864 in deſſen Geltungsbereid) auch er in ben bis⸗ 
herigen Hypothekenbüchern. 


g. 9. 


den Bezirk ber Altftabt von Hannover gelten ftatt 
der F. 25 bis 48 folgende Vorſchriften: 
1) die Spezialhypothekenbücher werden als Grundbücher 


weiter geführt; 

2) bereits beftehende, aber nicht eingetragene Eigenthums- 
beſchränkungen und dingliche Sm —X von den 
Berechtigten innerhalb 6 Monaten von dem Tage, 
wo dieſes Gefek in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamt 
anzumelden; 
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die Aufforderung zu dieſer Anmeldung iſt innerbalb 
ber Ausihlußfeiit von der Sronamwaltihaft des 
Obergerichts zu Hannover in entfpredhender Anwendung 
bes &. 35 dieſes Gefeges öffentlich befannt zu machen; 


mer bie Anmeldung unterläßt, erleidet den Redıt3- 
nachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im reblichen Glauben an die Richtigkeit des 
Grundbuchs das Grunditüd erworben hat, nicht geltend 
machen fann, und fein Vorzugärecht genenüber den- 
jenigen, die ihre Rechte innerhalb der Ausſchlußfriſt 
angemeldet haben, verliert; 


3) die angemeldeten Rechte werben, je nachdem fie von 
dem Eigenthümer anerkannt werben oder nicht, in das 
Grundbuch, eingetragen oder vorgemerkt; 


4) die eingetragenen oder vorgemerften Rechte behalten 
die Wirkung, welche ihnen zutommen würde, falls fie 
ſchon pur Zeit ihrer ebung eingetragen oder vor- 
gemerkt wären; 


5) bie bis zum Ablauf ber Ausſchlußfriſt eingetragenen 
oder —— Hypotheken und Eigenthumsvorbe- 
halte gelten als Sppotheten im inne des Gefeges 
über den Eigenthumserwerb x. vom 5. Mai 1372; 


6) die Vorſchrift des $. 44 dieſes Geſetes findet auch bier 


Anwendung. 
$. 50. 


Bei Anlegung der Grumdbuchhlätter für bie bereits be— 
henden verliehenen Bergwerke finden die 99. 26—48 ent- 
prechenbe Anwendung. 


An die Stelle der Abfchrift ber Grund» und Gebäube- 
ftenerbücher treten dabei die von bem Oberbergamt zu liefern- 
den Verzeichniffe der Bergwerke und ihrer Befiker. 


Auf —— Bergwerle, welche nach dem Tage, an 
welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, verliehen werden, ſind 
das Geſetz über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 
— bie Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 ſofort anzu- 
wenden. 


$. 51. 


In denjenigen Gebietstheilen ber Provinz, in denen bereits 
Hppothekenbücher nach Vorſchrift der Sppotbefenorbnung vom 
20. Dezember 1783 angelegt find, erfolgt ihre Surüdführung 
auf den Inhalt der Grund und Gebäubefteuerbücer, jobald 
— buchämter die Abſchriften der Flurbücher erhalten 

n. 


$. 52. 
In Oftfriesland und dem Harlinger Lande bleiben in Kraft: 


1) in Betreff derjenigen often, beren Erneuerung während 
ber Zeit der Franzöſiſchen Fremdherrſchaft unterblieben 
it, die Beftimmung bes $. 18 ber Verorbnung wegen 
Herftellung des Hypothekenweſens in Oftfriesland vom 
29. September 1817; 


2) das Gefeh vom 29, Oktober 1848, die Berichtigung 
bes Befigtiteld von Grunditüden durch Ediktalladungen 
betreffend, für — Fäalle, in welchen das Eigen: 
thum bed Grundſtücks vor dem Zeitpunkt, wo die 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 in Kraft tritt, 
ohne Eintragung erworben ift. 


$. 53. \ 


Die Vorſchrift des $. 1 Abſatz 2 des Gefehes vom 26. Mai 
1845, das Hypothekenweſen in der Niedergrafichaft Lingen xX. 
betreffend, wird aufgehoben. 


$. 54. 


Sind für einen bejtimmten Ort oder für einzeine Grund- 
ftüde in Oftfriesland und dem Harlinger Yande, ſowie in der 
Niedergrafihaft Lingen und den ehemals Miünfterfchen Ort- 
fchaften nod feine $ppotetenbiicher biäher angelegt warten, 
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fo fommen die für dieſe Landestheile bisher gültig geweſenen 
Vorſchriften mit der Maßgabe zur Anwendung, baß bie neuen 
Grunbbücher nad der in der Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 angeordneten form und Einrichtung anzulegen find. 


&. 55. 

Die Koften für die Bearbeitung der Grundbuchſachen 

werben nach bem beigefügten Tarif —— 
8. 56. 

Für die Verhandlungen, weldye zur Eintragung ber recht- 
zeitig angemelbeten, bisher erworbenen Sppothefen- und Real- 
techte in das neu amzulegende Grundbud erforderlich fein 
werben, wirb Koften- und Stempelfreiheit bewilligt. 

$. 57. 


Das Gefeß vom 16, Degember 1843, betreffend bie in einigen 
Provinzen des Königreiht wegen —— ‚ ‚Eintragung 
oder Beftätigung von Kontraften beftehenden Vorſchriften, bie 
Gefege vom 9. November 1853 unb vom 17. September 1862 
(Hannoverfche Geſetz Samml. S. 365), fowie $. 23 ber No- 
tariatsorbnung vom 18. September 1853 treten mit dem Tage 
ber Bekanntmachung über die Anlegung des Grundbuchblatts 
ober Artikels ($. 47) außer Kraft. 


$. 58. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1873 in Kraft. 
Urkundlich x. 


Beglaubigt: 


Der Juftigminifter. 
Leonhardt. 


Motive 


zu bem 


Entwurf eines Geſehes über das Grundbuchweſen 
in der Provin; Hannover. ’ 





Die Provinz Hannover; melde fid) in ein Rechtsgebiet 
bed gemeinen Rechts und des Preußiſchen Allgemeinen Yand- 
rechts fcheibet, zeigt dem entfprechenb auch mefentlice Ver ⸗ 
fchiebenheiten de8 Immobiliarſachenrechts. Diefe Derfchieben- 
beiten find noch dermehrt durch befonbere ————— 
oder Geſetze, welche innerhalb bes Bezirks des gemeinen 
Rechts nur in einzelnen Gebietstheilen gelten. Es liegt da⸗ 
ber im Intereſſe des Verkehrs und des Realkredits, dieſe ver- 
ſchiedenen Rechtsgeſtaltungen zu beſeitigen und nicht allein 
innerhalb ber Provinz, fonbern auch zwifchen ihr und ben 
anderen Provinzen, in denen gemeines Recht oder Allge 
meines Landrecht gilt, Rechtseinheit herzuftellen. 


J. Was zunächſt den Erwerb bes Grunbeigenthums in 
dem Gebiet bed gemeinen Rechts betrifft, jo richtet ſich 
dieſer im Weſentlichen nad ben Vorſchriften bes letzteren. 
Es wird ein Vertrag und bie Uebergabe in ber Abficht der | 
Eigenthumsübertragung verlangt. Daneben beftchen für ein- 
zelne Bezirke befondere Vorfchriften über bie gerichtliche ober 
notarielle Errichtung der Veräußerungsverträge (Gefeh vom 


* 


eg nicht mit Sicherheit ermittelt wer- 
n 


in einigen biefer Städte bie Auflaffung gilt, theil& haben bie 
Betheil gten vielfad; es verfäumt, ihre Eintragung als Eigen- 
thümer in die Auflaffungsbücer zu erwirken, theils fehlt es 
in ben leßteren an einer hinreichend genauen Bezeichnung ber 
Grundftüde, tbeild endlich, nämlich im Lande Habeln, werben 
bie Eigenthumsveränderungen durch Stontrafte nur im ein 
Kontraltenbuch eingetragen. 


Das Hypothekenweſen in ben gemeincechtlichen Panbes- 
theilen — mit Ausnahme des Landes Habeln einſchließlich der 
Stabt Dtterndorf — ift durch das am 15. März 1866 in 
Mirkfamteit — Geſetz über das Pfanbrecht ꝛc. vom 
14. Dezember 1864 freilich neu geregelt worden, und in Folge 
deſſen exiſtiren feine Hypothelen als eben nur diejenigen, 
welche in den Hypothekenbüchern eingetragen ſtehen/ — benn 
daß im Folge ber Beſtimmung im $._103 jenes Geſetzes auch 
jet noch eine nicht eingetragene Hypothek exiſtiren ſollte, 
ft nicht anzunehmen; trogbem erſcheint es nicht thuulich, die 
vorhandenen Hypotheken aus ben beftchenden Sypothefenbü- 
ern von Amts wegen zu ermitteln. 


Einestheils nämlich find die Hypothelenbuͤcher — abge- 
fehen von wenigen Ausnahmen — nicht nad) Grundſtücken, 
fondern nad fogenannten Perfonalfolien angelegt; anderer 
feits ift nach dem beftehenden Rechte auch noch bie Eintragung 
einer Generalhypothek zuläffig, und von einer foldien General- 
hypothel werben auch bie in betreffenden — 

irke belegenen, zur Zeit der Eintragung dem änder 
gehörenden und nicht ausdrücklich — Grunbftüde 
ergriffen. Auch die Spezialbypothelenbücher, melde in einigen 
Städten für Hypotheken an Grundftäden neben einem Gene- 
—— e geführt werben, find meiſtens nad Perfo- 
nalfolien angelegt und felbft ba, wo man —— 
Realfolien bat, find aus dieſen die auf ben einzelnen Grun 
ftäden haftenden Hypothelen nicht mit völliger Sicherheit zur 
erfehen, weil e8 in dem betreffenden Supothefenbücern an einer 
hinreichend genauen Bezeihnung ber Grundſtücke fehlt ober 
auch ber ifel befteht, ob nicht bie Grumbftüde von etmai- 
gen im früherer Zeit eingetragenen Generalhypotheken mit er- 
griffen werben. 


Anlangend das Hypothekenweſen im Lande Haben, fo 
wird allerdings behauptet, daß nad) dem bort geltenden Rechte 
eine Hypothek an einer unbeweglichen Sache nur durch Ein« 
tragung in das Hypothekenbuch bes Gerichts ber belegenen 
Sache und auch nur durch Eintragung auf ein beftimmtes 
Grundftüd erworben werden könne, baß «8 alfo im Lande 
Habeln weder Generalbupotbefen noch geſetzliche Hypotheken 

ebe. Ob indeß das Gewohnheitsrecht, worauf man für die 
eiben letztgedachten Rechtsſätze fich beruft, wirflich exiftirt, und 
ob ein foldhes im Falle des Streit audy wird bewiefen wer- 
ben koͤnnen, ift feineswegs ohne Zweifel. Die Verordnun 
57 der Pfandbeſtellungen im Lande Hadeln vom 2. Augu 
1601, erneuert durch eine Verordnung vom 7. uar 
1793, und bie für das ganze Land Hadeln, mit Einſchluß ber 
Stabt Dtternborf, erlaffene Verordnung von Konkurfen xc. vom 
6. Juli 1608 reden von ber —— als von einem auch 
im Yanbe Hadeln beſtehenden Dean te; das Hadelnſche 
Landrecht von 1583 Th. 3 Tit. 5 erkennt bie Legalhypothek 
ber Dupillen an bem Vermögen ber Vormünber als eine in 
ben Rechten begründete an, auch ift in ber Rechtfprehung an- 
genommen, bafı in ber Stabt Dtterndorf gefegliche Hypotheken 
unb Generalhypothelen in Recht beftänden. Unter biefen Um⸗ 
ftänden wäre e8 bedenklich, wenn man von ber Vorausſetzung 
ausgehen wollte, daß es in dem Lande Hadeln nur Spezial- 
ypotheken gebe, und daß dieſe —— in den dortigen 
hoothefenbäichern eingetragen ftänden. 

An dem Bezirke der Altftabt Hannover gilt daB Inſtitut 

yo er find 


ber gerichtlichen Auflaffung; die Spezialhypo 
nad; Realfolien angelegt; ES Haus — ma ummer 
bes Katafterd und bed Gebäubefteuerbuchs bezeichnet — bat 


“ 
' 
N 
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fein eigenes Blatt, woraus ber Eigenthümer des Haufes und 
fämmtliche auf dem Haufe ruhende Hypothelen und Eigen- 
thumsvorbehalte, fofern fie die Sicherftellung einer Forderung 
bezweden, zu erſehen find; aud das Formular ber Blätter 
entfpricht im Weſentlichen dem in der Grundbuchordnung vor- 
geſchriebenen. 


Unter dieſen Umſtänden ſtellt ſich für das Gebiet bes ge 
meinen Rechts als nothwendig heraus, daß neue Grundbücher 
angelegt und die Eigenthumsverhältniſſe, wie die Belaſtungen 
der Grundftüde durch ein öffentliches Mufgebot ermittelt wer- 
den. Nur in der Altſtadt Hannover fönnen bie biöherigen 
Spezialhypothekenbucher als Grundbücher fortgeführt werden, 
und ein Aufgebot erſcheint nur in a der Eintragungen 
in ber zweiten Abtheilung erforderlich, infofern nad dem be 
ftehenden Recht die Eintragung dauernder Laſten nicht, und 
die Eintragung von Eigenthumsbeſchränkungen nur in — 
Fällen (vergl. z. B- RN 5, 36 des Geſetzes über die Ablös- 
barfeit des Lehnsverbandes vom 13. April 1836) vorgefchrie 
ben war. Es wird jedoch vorausfichtlidy die Zahl und Bebeu- 
tung folder Eintragungen nicht erheblich fein. 


I. In Oftfriesland und dem mit ibm verbundenen 
Sarlinger Lande gelten ebenfo wie in ber Niebergraf- 
fhaft Lingen mit den Münſter'ſchen Ortfhaften und 
im Eichsfelde, welde früher Schon Dreußifche Länder geweſen 
waren, bie Preußischen Gefehbücher: das Allgemeine Landrecht, 
bie — Gerichtsorduung und bie Hypothekenordnung 
von 1783, Mährend ber Franzöſiſchen Offupation waren 
zwat biefe Geſetze durch die Napoleonifchen Geſetzbücher ver- 
drängt, aber nad) Beendigung ber Frembherrfchaft bereits 
dur das Königlich) Dreußifhe patent vom 9. November 1814 
vom 1. Januar 1515 ab wieder eingeführt worben. An bem 
Tage aljo, an welchem 1815 bie erwähnten Gebiete an 
Hannover übergingen, fanden die Preußiſchen Geſetzbücher 
nebft allen bis zu dieſem Tage ergangenen nachträglichen Ge 
fegen bier in Kraft. Die Hannoverſche Regierung bat es bei 
diefem Rechtszuſtand belaffen und ihn in ber Folge legislativ 
nur wenig geändert; an ber Fortbildung des Preußifchen 
Rechts, welche legterem in Preußen felbft im Wege ber Gefeh- 
gebung zu Theil wurde, Haben biefe Yänder nicht Theil ge 
nommen. Was insbefondere bie Einrichtung ber Hypotheken 
bücher betrifft, fo war biefelbe 1815 in Oftfriesland und Bingen 
im MWefentlichen bereits durchgeführt und e8 befinden fic) dieſe 
Bücher heute im demjenigen Zuſtande, den bie Supotbefenord- 
nung von 1783 vor efdhrieben hat. Nur auf einigen Oft 
frieftfchen Inſeln ift Die Anlegung der Bücher noch im Rück⸗ 
ftande, obgleich fie wiederholt ſchon in Anregung gebracht 
worben ift. 


Mas bie legislativen Aenderungen betrifft, welche während 
der Zugehöri ie Länder zum Königreih Hannover er- 
gangen find, % d für Oftfriesland ımb das Harlinger 
Yanb zu gewähren: 

1) die tranfitorifche Verordnung vom 29. September 

1817 (HSagemann’fde Sammlung 1817 ©. 400), 
welde bie Beitimmung Hatte, die Wirkungen ber 
— —— des Franzbſiſchen Hypothekenrechts 

und bie Wiederherſtellung ber alten Hypothelenbücher 
nach ber Orbnung von 1783 zu regeln; 


2) bie Berorbnung vom 14. November 1826 (Hannover'sche 
Gefegfammlung Abth. II.S. 273), weldye die Verlaut- 
barung und Beftätigung der Verträge aufbob; 

3) bad Geſetz vom 29. Oftober 1848 (Gefehfammlung 
Abth. UL. ©. 61) über die Berichtigung des Befik- 
titeld don Grunditäden durch Ediktalladung ; 

4) das Gefeh von dbemfelben Tage (Gefehfanmmlung ©. 64) 
Die Ertheitung einfacher Mttefe flatt ber Shoothefen 
fcheine betreffend. 

5) Außerdem enthält die Sannoverfche bürgerliche Prozeß · 
ordnung vom 8. November 1850 in 6672 Nr. 34 
und 6. 677 Nr. 2, 3 einige auf das Hypothekenweſen 
ſich beziehende Vorfchriften. 

Endlich find 


6) feit der Einverleibung bed ehemaligen Königreichs 
annover in ben Preußiſchen Staatsverband durch das 


| Tit. 20,, welches ganz auf ber 


Gefek vom 1. März 1869 (Preußiſche Gefekfammlung 
©. 377) einige in ben älteren Preufifchen Landes- 
theilen geltende Vorſchriften über das bürgerliche 
Recht auf die landrechtlichen Bezirke der Provinz 
Hannover ausgedehnt worden, von denen für das Hy— 
pothefenrecht indirekt $. 1 des Gefehes vom 11. Juli 
1545 über bie nom einiger Rechtsgeſchäfte und das 
Gefch vom 20. März 1837 über die Errichtung und 
Bekanntmachung der Verträge über be oder 
Ausſchließung der allgemeinen Gütergemeinjdjaft mehr 
direkt, aber bie SS. 1, 2, 3 ber tonung vom 
23. März 1840, ffend die Befugniß ber Benefizial- 
Erben, von Wichtigkeit find, 


Für Lingen und die Münſt erſchen Ortfchaften find 
außer ben oben bei Nr. 5 und 6 —— Geſetzen noch her 
vorzuheben: 


7) das Geſetz vom 9. Mai 1823 (HGannoverſche Gefeh- 
ſammlung Abth. I. S. 195), die bäuerlichen Verhält 
niſſe in der er la Lingen betreffend, welches 
inöbefonbere auch über bie Serftüdelungen ber Kolonate 
Beftimmungen enthält und in Betreff bes $. 27 Satz 
2 durch bie —— vom 2. Juni 1867 WVreußiſche 
Geſetzſammlung S. S4l) mobifizirt worben ift; 


8) dad Geſetz vom 26. Mai 1845 (Hamnoverihe Gefeh- 
fammlung ug Il. ©. 457), weldye8 bie Einrichtung 
und Ordnung bed Hypothekenweſens betrifft, im We- 
fentlichen die Einrichtung ber Preußiſchen Hypothtken⸗ 
büdyer beibehält, in der zweiten Rubrik nod eine Ko- 
fonne für Ceſſionen beifügt umb einzelne ge or 
über die Anlegung ber Bücher, indbefondere auch ii 
die Berichtigung des Befititeld auf Grund eines Auf- 
gebotöverfahrens giebt, und 


9) das Gefeh -vom 12. —* 1845 Geſetzſammlun 
Abth. I. S. 523), die Orbnung des Hypothekenweſe 
rückſichtlich der exemten Hypothekenobjekte in ber Nie- 
dergrafſchaft Lingen betreffend, d. h. ber ber Gerichts 
barkeit ber damaligen Juſtizkanzlei zu Osnabräd un- 
mittelbar unterworfenen Güter, Grundſtuͤcke und anderer 
Gegenftänbe. 


Anders ftehen die Verhältniffe im Eichsfelde. Obſchon 
auch Hier zu der Zeit, als eg an Hannover fiel, bie 
Hypothekenordnung von 1783 als Gefek galt, fo war die Ein- 
richtung der Shpothetenbücher doch noch nicht erfolgt. DieSan- 
noverfhe Minifterialverfügung vom 28. Juni 1816 (Hage- 
mann Samml. ©. 364) orbnete an, daß im Hinblick auf die 
bevorftehende allgemeine Gefeßgebung für das ganze Königreich 
Hannover in ben Eichsfeldſchen Gerichtäbezirfen die Regulirung 
des Hypothekenweſens nach den Vorfchri ber Supothefen- 
orbnung von 1783 einftweilen ausgeſetzt bleiben follte. Da- 
neben wurde bemerkt, daß in biefen Bezirken öffentliche Sppo- 
theken nad) den dort beſtehenden Gefegen (alfo nad) dem allge 
meinen Landrecht) und mit der Wirkung, bie ihnen letztere 
beilegen, beftellt werben können, daf zu dieſem Zwecke Negi 
turen —— ben Betheiligten Beſcheinigungen zu er 
theilen u a Annotationen —— feien, welche 
die Grundlage der künftigen Hypothekenbücher bilden ſollten, 
und daß dabei feine Nubrif, auf bie e8 bei wohleingerichteten 
Sppothefenbücern ankommen muß, außer Acht bleiben bürfe. 
Die in dieſer Verordnung in Ausficht gps allgemeine Re- 
gulirung des Hypothekenweſens für ganze Königreich 
Hannover iſt nicht zu Stande gekommen, das Hypothekenweſen 
blieb im Eichsfelde ſeit 1816 ſich ſelbſt überlaſſen, biß am 
5. Auguſt 1838 Gannoverſche Geſetzſammlung Abth. I. Seite 
211, 301) der Erlaß, das Hypothekenweſen auf dem Eichsfelde 
betreffend, beitimmte, daß dem bei gültiger Erridytung ber 
Sppothefen erfolgten Eintragungen in die auf dem Eichöfelde 
—— Hypothekenbücher rüdfichtlich der Berechtigung 

er betreffenden Gläubiger, im Konkurſe in der dritten (afle 

ihre — — zu erlangen, eben die Wirkun —— 
ſei, als wären dieſelben in nach Vorſchrift ber — hen 
Geſetze, insbeſondere der Hypothekenordnung eingerichtete 
Bücher —— worden. Ein Weiteres hat die Geſetzgebung 
für dieſen Landestheil nicht gethan. 

Dem Hypothekenrecht bes ——— vandrechts Thl. I. 

inrichtung der Hypothelen · 
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bücher als Realfolien beruht, fehlen die letzteren; denn bie auf 
dem Eichäfelde »gebräuchlichen⸗ Hypothekenbücher entfprechen 
folhen in feiner Meife. Sie find im Wefentlichen eine fort. 
fegung der während ber Franzöſiſchen Fremdherrſchaft einge- 
führten Inftriptionsregifter, d. h. ein regiftermäßiger Auszug 
aus den Schuld» und Dfandbvericreibungen, welche Namen, 
Stand und Wohnort des Schuldners, des Gläubigerd, ben 
Tag der Eintragung, den Betrag der Forderung und eine An— 
gabe der verpfändeten Immobile enthält. Daneben wird ein 
alphabetifches Regifter nad) dem Namen der Schuldner, welche 
Hypothelen beftellen, geführt. Folien für die einzelnen Grund» 
ftüde exiftiven alfo nicht. Daß ein folder Zuſtand ein in jeder 
Sinfiht ungenügender ift, und daß eine gefegliche Aenderung 
beffelben ein fehr dringendes Bedürfniß ift, leuchtet ohne mei- 
tere Ausführung ein, wird aud von den dortigen Gerichts- 
behörden namentlich mit Rüdficht auf den im Eichsfelde ganz 
barnieberliegenden Realkrebit fehr lebhaft bezeugt. 


Die Einführung der Entwürfe bes Gefeßes über ben 
Eigenthumserwerb x. und ber Grundbuchorbnung begegnet 
biernad in Oftfriesland und Yingen, mo bereits Hypotheken ⸗ 
bücher nad) der Ordnung von 1783 angelegt find, feinen prin- 
zipiellen Schwierigkeiten; im Gegentheil Bilden aud) für biefe 
Gebiete die beiden erwähnten Gejeßentwürfe, wie die von ben 
dortigen Gerichtäbehörben eingeforderten Gutachten hervorheben, 
eine wünfchensmwerthe Fortbildung des materiellen und for- 
mellen Hypotheken. und Grundeigenthumsrechtz. Wenngleich) 
in einigen ber bortigen Gegenden im Intereſſe bed Realkrebits 
in Folge ber einfa Verhältniffe ein befonberes Bebürfnik 
zu einer folchen Reform nicht —— iſt, ſo iſt doch 
andererſeits auch dort die Schwerfälligkeit in der Behandlung 
der — — nach dem jetzigen Rechte empfunden 
worden. 


UIII. Qu ben einzelnen Beſtimmungen bes Geſetzentwurfs 
ift Folgendes zu bemerken: . 


Qum Eingang. 


Das Jadegebiet foll jetzt zwar mit ber Provinz Hanno— 
ver vereinigt werben; das Grundbuchmefen wird aber durch 
eine befonbere gefeglihe Vorlage requlirt. 


S. 


Von der Einführung er ausgefchloffen die 9. 133—141 
des Entwurfs ber Grund — welche auch in dieſer 
für die älteren Preußiſchen landrechtlichen Provinzen nur eine 
vorübergehende Bebeutung haben und ſich an ältere, für letz 
tere erlaffene Verorbnungen anfchließen. E8 war für Oftfries- 
fand und Lingen fein Bedürfniß, Beftimmungen über bie 
Einrichtung ber Grundbücher in denjenigen Ortichaften, wo 
dies noch nicht geihchen it, w erlaffen, Da folche bereitä vor: 
a find und in $. 52 des Entwurfs aufrecht erhalten 

en. 


Es iſt ferner 8. 141 der Grundbuchorbnung von ber Ein- 
führung — * en; weil ber Koftentarif mit Rückſicht auf 
die abweichende Gerichtöverfaffung einer Aenderung unterwor- 
fen werben mußte. 


Die GE. 49, 73 der Grundbucdorbnung, melde ebenfalls 
nur einen tranfitorifchen Charakter haben, fönnen nur auf 
Dftfriesland, das Harlinger Land, Lingen und die Münfter- 
fhen Ortichaften Anwendung finden, dagegen nicht im Eiche- 
feld und dem Gebiete des gemeinen Rechts. 


58.2, 3. 


Die beiden einzuführenden ae nehmen an mehreren 
Stellen Bezug auf einzelne ältere Dreußifche Gefege, beren 
Beltimmungen aufreht erhalten werben. Da fein Grunb 
vorlag, diefe Gefege auch in die betreffenden Landestheile der 
Provinz; Sannover einzuführen, fo mußte dies, um zweifel- 
haften Auslegungen vorzubeugen, ausbrüdlid ausgeſprochen 
werden. Belonder hervorzuheben war aber noch die Aufrecht⸗ 
erhaltung ber Vorfchriften ber Hannoverfchen bürgerlichen 
Prozeßordnung, insbefondere über das Ebiktalverfahren. 








Die im lebten Abfag des 8. 3 getroffene Beftimmung, 
daß ein vollftrerfbares Erkenntniß von dem Grundbuhamt 
einem vechtöftäftigen gleich zu achten fei, rechtfertigt ſich da- 
durch, daß die Nachweiſung der Rechtskraft Schwierigkeiten 
hervorrufen könnte, weil e8 in dem Hannoverſchen Beogeh- 
recht an einer Form fehlt, in ber biefe Rachweiſung leicht 
und einfach beſchafft werden kann. (Vergl. 88. 32, 76 Ab- 
ſatz 2 des Geſetzes vom 14. Dezember 1864.) 


§. 4. 


Durch die beſondere —— des Amtsgerichts als 
des Gerichts der belegenen Sache wird der Zweifel ausgeſchloſſen, 
ob unter dem letzteren das Amtsgericht oder das Obergericht 
zu verſtehen ſei. 


. 6 


entſpricht der in der Provinz Hannover beſtehenden Gerichts 
verfaffung, ſowie 
J. 6 


der dort geltenden Amts- und Kreisverfaſſung (Verordnung 
vom 12. September 1867, Gefeh-Sammlımg S. 1497). 
Nah F. 7 derfelben Verorbmung tritt an bie Stelle bes Land- 
rath8 der Kreishauptinann , da die Benachrichtigung im Steuer- 
intereffe erfolgt. 


8.7 
— mögliche Zweifel befeitigen. Die realen Verhältniſſe führen 
ahin, Untereigenthümer alb ben Eigenthümer zu erachten. 


$. 8. 


Das über ben Eigenthumserwerb x. ge weſentlich 
von dem Geſichtspunkt aus, nur die ſachenrechtliche Seite des 
Eigenthumsüberganges ober ber bingliden Belajtung, d. 5. 
die Entſtehung oder den Erwerb bes dinglichen Recht an 
einer unbeweglichen Sache zu normiren, dagegen bie * 
toriſchen Beziehungen, welche zwiſchen ben rteien aus den 
Veräußerungd-, ben Schuld- und Verpfänbungsverträgen ent- 
foringen, unberührt ge laffen. Bon dieſem Gefictspunft aus 
—— ſich die Beſtimmungen, daß nur durch die vor dem 
Grundbuchamt erflärte und von {pm in das Grunbbud, ein- 
getragene Auflaffung das Eigentum erworben wird, daß, 
um dieſe Wirkung hervorzubringen, eine Vorlegung des Ber- 
rege ee In nicht erforderlich ift, daß ebenſo die king- 
liche Belaftung des Grundftüäds nur durch die von dem Eigen- 
gr bewilligte Eintragung entfteht, ohne daß auch hierbei 

Schuldurkunde zu Grunde zu legen fe. Daraus erflärt 
fi ferner, baf, wenn bie Eintragung bes Eigenthums auf 
Grund ber Auflaffung in gefeklicher Weiſe erfolgt ift, ber 
Uebergang bes ce ee nicht mehr beshalb angefochten 
werben fann, weil bem Veräußerungsvertrage bie geſetzliche 
form fehlt, daß vielmehr die erteilte Auflaffung, welche als 
Erfüllung bed Vertrages aufzufaffen ift, die mangelhafte form 
be8 letteren heilen oder erjegen muß, und daß Die Rechtsver— 
folgung einer Hypothek unabhängig geftellt ift von dem mög- 
licherweife unterliegenben, zwifchen ben Parteien beftehenden 
Schulbverkältniffe. 


Diefe Theorie ift unvereinbar mit gewiffen in ber Pro— 
vinz Hannover bejtehenben Borfchriften in Betreff der Bauer- 
üter. Obmohl nämlic die Verordnung vom 10. November 
831 ben Beligern abgelöfter, Höfe das volle Eigenthum an 
ihren Höfen —— bat, beftimmte doch die Verordnung vom 
23. Juli 1833, daß hinſichtlich ber Erbfolge, der Bevorzugung 
bed Anerben, der Feſtſehzung der Abfindungen ber Geichwiiter, 
ſowie hinſichtlich ber Wermögensverbältniffe ber Eheleute, In- 
terimswirthſchaften, —— u. ſ. w. bie Vorſchriften, welche 
vor ber Ablöſung ur ten hatten, fortbeitehen follten, daß 
alle Verhandlungen diefer Art vor ber Obrigkeit vorzunehmen 
feien, welche darauf zu achten babe, daß bie wegen Erhaltung 
der Güter beftehenden Anordnungen, wozu namentlich aud für 
einzelne Bezirke bie Untheilbarkeit gehört, nicht verletzt werben. 
ehnliche Vorſchriften über die Mitwirkung ber Behörden 
bei Höfefontraften er in Betreff der von Alters ber freien 
Höfe nur noch in der Graffhaft Hoya (Merorbnung vom 
| 8, April 1766) und in ben Serzogthümern Bremen und Verben 


————— ——,———— — 


(Dolizeiordnung Kap. III S: 5 Das Gefeh vom 17. Juni 
1857, welches einige durch die Verordnung vom 23. Juli 1833 
und durch die Rüdwirkung des in einem Theile der Provinz 
Hannover geltenden Gefetes vom 16. Dezember 1843 über 
bie Beurkundung der Grumdftüdäverträge entjtandene Zweifel | 
bejeitigen follte, bat vorgefchrieben, daß Höfekontrakte hinſicht · 
lich der durch Ablöfung —* gewordenen Bauergüter, wenn ſie 
vom Gericht oder Notar aufgenommen worden ſind, erſt durch 
Beftätigung der Obrigkeit verbindlihe Kraft gewinnen, und 
daß dieſe Beftätigung nur aus den in der Verordnung von 
1833 bezeichneten Rüdfichten verweigert werben darf. Nach 
86. 29, 32 Rr. 3 und 33 der Verordnung vom 9. Mai 1823, 
betreffend die bäuerlichen Verbältniffe in der niederen Graf 
ſchaft Lingen, ift die obrigkeitliche Feititelung der Auslobungen 
und Leibzuchten durch den Richter der belegenen Sache ange 
ordnet. 








Auf die Auflaffungstheorie, wie fie das Geſetz tiber ben 
Eigenthumserwerb aufitellt, ift eine ſolche obrigkeitliche Mit- 
wirkung oder Beftätigung unanmwendbar. Wenn bem Grund 
buchamt der Soffontrakt nicht vorzulegen ift, jo entbehrt das- 
felbe der Möglichkeit, zu prüfen, ob ber Kontrakt den gefeß- 
lichen Beftimmungen entfpredend errichtet worden ift, und 
wollte man tem Grundbucdamt die Pflicht auferlegen, bie 
prüfende Beftätigung bei ber Auflaffung ober bei ber Be · 
willigung der Eintragung einer Leibzucht oder Abfindung — 
die ja auch als Hypothek ohne Angabe bes Rechtsgrundes, 
felbft ohne Nennung des Bläubigerd von dem Eigenthämer 
fol nachgeſucht wer! können — vorzunehmen, fo müßte 
man ihm dazu das Material vorlegen, und man wiürbe mit 
ber Theorie, welche das Gefeh über ben Eigenthumserwerb x. 
in Betreff des Legalitätsprinzips aufitellt, in unausgleichbaren 
Widerſpruch gerathen. 


Daß ber Rechtszuſtand, ben das bäuerliche Recht in ber 
Provinz Sannover barbietet, ein in jeder Sinficht irrationeller 
unb unbaltbarer ift, kann nicht verfannt werben, und e& jchme- 
ben feit u Zeit Verhandlungen, um im Wege ber Ge 
feggebung Abhülfe zu fchaffen. Diefe Verhandlungen find 
zwar noch nicht abgefchleffen, auch können fie in dem vor- 
liegenben Gejegentwurf, deſſen Zweck nur die Einrichtung bes 
Grundbuchweſens ift, ihre vollitändige Erledigung nicht finden. 
Wohl aber kann und muß an dieſer Stelle dafür Sorge ger 
tragen werben, die —— der Eintragungen, ben oͤffent ⸗ 
lichen Glauben bes Grundbuchs fiher zu ftellen gegen Anfech- 
tungen, bie ihren Grund außerhalb bed Buches ie en, insbe 
fondere aus ben Vorſchriften über die Form der Verträge 
entfpringen. 


Daß die erwähnte obrigfeitlihe Mitwirkung aud) an ſich 
eine’ fehr läftige, in ihrer Singularität gegenüber dem fonft 
in der Monarchie geltenden Rechte ganz ungerechtfertigte, für 
die heutigen Verfehröverhältniffe unpaffende Bevormundung 
der Grundeigenthümer ift, wird nicht geleugnet werben können, 
und ſich daher die Befeitigung berfelben um fo eher rechtferti- 
gen, als ber Sofbefiger auch fchon - bem jest beftehenben 
Recht die freie Verfügung über fein Grundſtück zu Gunften 
fremder Perſonen bat. 


Was ferner bie Untheilbarkeit der Bauergüter und das 
Verbot der AZufammenlegung berfelben betrifft, fo ift ber 
Rechtäzuftand in den verſchiedenen Bezirken der Provinz fehr 
abweichend, verworren und zweifelhaft. Es ift daher nöthig, 
in möglichfter Kürze eine Ueberficht von biefem Rechtszuſtan 
zu geben. Zunächſt beftehen feine rechtlichen —— 
— der Veräußerung von Hofestheilen oder der 
einigung von Höfen in Oftfriesland mit dem Harlinger Lande, 
im Eichsfeld, im Herzogehum Aremberg- Meppen, in ber Graf. 
ihaft Bentheim, dem Lande Habeln, ben vormals Lauenburg 
chen Lanbestheilen, bem Fürſtenthum Hildesheim, dem Harz. 
bezirk, in ben Bremiſchen Marſchen, in den Lüneburgfchen 
Marfchen (Aemter Harburg und Winfen) und in dem foge- 
nannten großen —— Amtsvoigtei Ilten, im Landbrofteibe- 
zirle Lüneburg). Dieſe Bezirke umfaffen ungefähr 207 Quabrat- 
meilen. 

Dagegen beftehen in folgenden, ungefähr 492 QDuabrat- 
meilen umfaffenben Gebietötheilen rechtliche Befchränfungen 
für die Sertheilung und Zufammenlegung von Bauerhöfen. 


Anl. z. d. Verhandl. d. Herrenhauſes. 
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1) Fürſtenthum Calenberg (Verordnung vom 8. Juni 
1691 u | 6 durchge 


nd 7. Dezember 1 Meierordnung vom 


12. Mai 1772). 


Die Veräußerung von Parzellen des gefchloffe- 
nen Hofbejtandes ift fo wenig bei den urfprüng- 
lich freien als bei Freigefauften oder abgelöſten 
Höfen ohne Konfens der Behörde geitattet. Dar- 
zellen, die ohne ſolche Genehmigung veräußert 
worben find, können mit ber Reunionsklage (ber 


ner rei vindicatio), jebody unter 


er Befonderheit, daß alle Hofeänachfolger den 
Kaufpreis erftatten müffen, wenn bie Eritattung 
aus dem Allod erfolgen kann, een wer 
ben. Das fogenannte freie Erbland (Streuland) ift 
frei veräußerlih. Grundſtücke bes gefchloffenen 
Hofbeftandes, die mit Konfens ber Behörde ver- 
äußert worden find, treten — wenn nicht Anderes 
bejtimmt wird — in bie Kategorie bed freien Exb- 
landes. — Auch bie Bereinigung urſprünglich 
meierpflichtiger Höfe ift nur mit Konſens ber Be- 
börde zuläffig._ Die Vereinigung urfprünglich freier 
Höfe, welche übrigens im Calenbergſchen — abge 
fehen von dem fogenannten Heinen freien (Wilfel, 
Döhren, Laazen) nur felten vortommen, kann nicht 
gehindert werben. 


2) Fürſtenthümer Göttingen und Grubenhbagen 
mit Ausfchluß des Eichäfeldes an Nr. 1 erwähnten 
Verordnungen von 1691 und 1 


90). 


Obſchon in biefen Lanbestheilen im Wefent- 
lichen biefelben Vorfchriften gelten, wie im Calen- 
bergſchen, fo wi body darin ein fehr erheblicher 
Unterfchied, daß ſich ein eigentliched Meierverhält- 
niß in Göttingen gar nicht, in Grubenhagen nur 
vereinzelt gebilbet Fr Bei Meiten ber ‚größte 
Theil des Grundbeſitzes fällt in die Kategorie des 
freien Erblandes, welche nad; den oben angefäbr: 
ten Verordnungen frei veräufßerlih it. Es ift 
hiernach bie Gefhloffenheit ber Höfe nur eine ver: 
haͤltnißmaͤßig feltene Ausnahme, Vorſchriften, durch 
welche die Vereinigung von Höfen beſchraͤnkt wird, 
beftehen nicht. 


3) Grafſchaft Hohnſtein (biefelben Verordnungen wie 
bei Nr. 2). 


Die Vorfhriften der auch Hier gültigen Calen- 
—— Verordnungen find in DVergeffenbeit ge 
rathen. 


4) Fürſtenthum pt Ausſchluß der Lauen- 
urgichen Canbestheile, ber 
nannten großen freien (Bolizeior 
ber 1618, Edikt vom 6. Februar 1656, Verorbnung 
vom 1. Juli 1699). 


—— und des foge- 
nung vom 6. Dfto- 


für die urſprünglich freien fogenannten Erb- 
üter im Lüneburgfcen befteht keinerlei Beichrän- 
ng bes Eigenthümers über ben Sof und beffen 
„Zubehörungen; bie Zahl folder Höfe außerhalb 
des fogenannten großen freien und ber Marſchen 
ift jedoch gering. Frei veräußerlich ift ferner das 
fogenannte freie Erbland (Streuland). Dagegen 
ift den Beligern aller nicht mit age erg 
verfehenen Höfe nicht geftattet, ohne Konfens der 
Behörde Hofeßpertinenzien zu veräußern. Jeder 
Hofesnachfolger kann die ohne Konfens veräußerten, 
zum gefcloffenen SHofesbeitand gehörigen Grunb- 
ftüde zurüdforbern. Ob bie Bereinigung der Bauer- 
höfe ohne Konſens geftattet ift, ift bei ben Behör- 
ben befteitten; die Gerichte bejaben, bie Berwal- 
tungsbehörden verneinen. 


5) nee Bremen und Verden, mit Aus- 
ſchlu 


der Marſchen (Verordnung vom 1. April 17 7) 

Dem Befiper eines früher gutsherrlichen, fpäter 
frei gekauften ober abgelöften Sofes ift nicht ge- 
ftattet, ben einen ober andern Theil von feinem 
23 








Hofe zu veräußern. Dagegen ift ihm erlaubt, ben 
Hof bergeftalt zu theilen oder zu veräußern, ie 
von &, oder Höfe gemacht werben, ieſe 
Beichräntung findet auf fogenannte Erbagen feine 
Anwendung. Die —— von Höfen iſt in 
Ermangelung beſonderer orfihtiften in neuerer 
Zeit unbeanitandet geblieben. 


6) Graffhaft Hoya (Merorbnung vom 8. April 1766). 


Die Veräuferung von Dertinenzien eines den 
emeinen Laften unterworfenen Bauerhofes ohne 
andesherrliche Einroilligung ift nichtig. Auch die 
Vereinigung ift verboten. 


7) Graffhaft Diepholz (Lüneburgiche olizeiord- 
mung on 1618, —W —— Rum 8 Juni 


Vom geichloffenen Hofesbeftande darf ohne 
Konfens nichts veräußert werden. Hinſichtlich der 
Vereinigung von Höfen ift die Rechtslage wie in 
Galenberg. 


il 1797). 


Bon ſcha —— Höfen ſoll feine Veräuße: 
ir. er 5 ds — Me ra Par — 
raths ge ies au & mi 
ee Bnuecöfe Die Bereinigung ift erlaubt. 
entbämlich iſt in dieſem et dad Retraft- 
recht. Das ohne Konfens en Stüd kann 
nur gegen Erftattung des Kaufpreifes und ber 
Meliorationen zurädgefordert werden. 


9) Graffhaft Lingen (Berorbnungen vom 9, Mai 1823 
und vom 1, Jul 1867). a 


Qu der Zerftüdelung von Kolonaten ift nn 
feitlihe Genehmigung erforberlih. Die Vereini- 
gung von Kolonaten ſcheint frei zu fein. 


Es ift zur Vervollftändigung diefer Ueberſicht des Rechts. 
zuftandes ſchließlich noch hervorzuheben, daß im den vormals 
Heffifhen Candestheilen (Serrfcnft Pleſſe, Hödelheim, Neuen- 
Gleichen, Reinhaufen, — die Älteren Heſſiſchen Verord⸗ 
nungen von 1750, 1777, 1786 in Vergeſſenheit gerathen find. 
Uchte und Freudenberg fallen unter die Hoya'ſche Gefehgebung 
(Verordnung vom 15. Februar 1826). 


Für die Aufrechterhaltung eines fo verworrenen Rechts ⸗ 
uftandes kann, zumal er im einzelnen Gebieten auch ſehr be- 
ritten ift, ein rechtfertigender Grund nicht geltend eur 
werden. Man kann dem Grundbuchrichter nidyt aufgeben, in 
jedem einzelnen ee gi oder Bereinigungsfalle eine 
umſtändliche und im Mefultak felten fichere Unterfuhung an- 
zuftellen, ob der betreffende Bauerhof zu der Kategorie ber 
nicht theilbaren oder nicht zufammenzulegenden gehört; in ben 
älteren Provinzen des Preußiſchen Staates ſowohl, ald in ben 
übrigen neu enworbenen Provinzen ift bie freie Theilbarkeit 
oder Bereinigung aller Arten von Grundſtücken beftehendes 
Recht. Die Einrichtung de8 Grundbuchwefens in der Pro 
vinz Hannover bietet bie pafjende Gelegenheit, in dieſer Be 

ziehung ihr Necht mit dem ber anderen Provinzen auszugleichen 
und alte Ueberrefte aufzuräumen, bie zu den heutigen Ber- 
fehröverhältniffen nicht paffen. Auch hat der Provingialland- 
tag don Hannover in dem Vortrag vom 6. Juli 1871 aufs 
Neue dringend eine gefeßliche Negelung der bäuerlichen Rechts: 
verhältniffe in Anregung gebracht, und zwar nad ber 
Ridıtung, daß die obrigkeitli er jogenannten 
Höfekontrakte und die Gebundenheit des erlihen Grund» 
— beſeitigt, daß dem Beſitzer ein unbeſchraͤnktes Verfügungs- 
recht über ben Hof im Ganzen und Einzelnen fowohl unter 
Lebenden ald von Todes wegen eingeräumt werbe. Die Pro- 
vinzialftände haben dieſen Beſchluß mit allen gegen zwei, bem 
bäuerliden Stande nicht angehörige Stimmen gefafit; derfelbe 
legt daher ein zweifelloſes Zeugniß darüber ab, daß die Mih- 
ft des jeigen Rechts, fein Widerſpruch mit ber gegen- 
wärtigen Entwidelung des wirthſchaftlichen Lebens in den 
Kreifen ber Beteiligten empfunden und eine Mbhülfe erſtrebt 
wird. Während die Regelung des bäuerlichen Erbrechts und 


8 a entbum Osnabrück (Berorbnung vom 28. 
til 17 
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Geſetze vorbehalten bleiben muß, ſoll der $. 8 dieſes Entwurfs 
die freie Verfügung des Eigentbümers eined Grundſtücks vor 
dem Grundbud auch den Eigenthümern der Bauerhöfe geben, 


Die Saflung des Fr 8 entipricht dem mit großer Mebr- 
eit gefa en Beſchluſſe des Provinziallandtagg von 1872. 
tän aben e8 für ——— und umbedenklich er- 
achtet, dem eriten Abſatz des $. 8 rückwirkende Kraft zu geben, 
da bie in diefem Abſatz aufgehobenen Normen auf Sränden 
des öffentlichen „nterefie beruhten, und wenn anerlannt wird, 
daß Diefes für die Zukunft wegfällt, überhaupt fein Grund 
vorliegt, fie zur Anwendung zu bringen. Der Bürgergüter, 
insbeſondere ber fogenannten ie in Osnabrüd iſt 
Erwähnung —3 weil ein dringendes Bebürfniß hervor 
ern it, die Veräußerung bei hr ee ſolcher den einzelnen 
erechtigten Häufern zugewiejenen Grundjtüde für yuläfft zu 
erklären, da in Ermangelung besfallfiger gefegliher Beſtim— 
mungen die Veräußerung und Belaftung folder Grundftüde 
Schwierigkeiten findet, während dod die Theilung zu bem 
— geſchieht, um mittelit Veräußerung ber einzelnen Grumd- 
ſtücke bie Bauthätigkeit zu belchen. 


8.9. 


Diefe Vorſchrift war nöthig, um das formelle Verfahren 
8 Big richterb regeln, durch welches er in den Stand 
geieht w rd, ſchleunig das Erſuchen um Eintragung einer Vor- 
merkung bei dem Grundbuchrichter zu ftellen. 


$. 10 


ift eine nothwendige Folge der Theorie vom öffentlichen Glauben 
de3 Grundbuchs. Außerhalb deffelben können Rechtsverhältniſſe 
am Grundftüd nicht entftehen, weldye durch das Grundbuch 
fonftatirt werben müffen. Da ber $,6 bes Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb x. die Erfigung des Eigenthums gegen ben 
It des, Grundbuchs ausſchließt, fo handelt es ier nur 
noch darum, die Erlöfhung oder Erwerbung binglicher Rechte 
am Grunditüde durch —— oder Erfik 
— in Ueberein 


u befeitigen. 
Die Verjä der Zinbklage ein ir 1 


ung mit 
ben Vorſchriften im Geltungsbereic, bes Allgemeinen Cand 
rechts (Gefeb vom 31. März 1835) normirt; wenngleich im 
. 23 des Geſetzes vom 14. Dezember 1864 eine entipr 
eſtimmung enthalten ift, fo gilt dieſes Geſetz doch nicht in 
ber ganzen Provinz Hannover, 


el: 


befeitigt die —— exceptio non numeratae pe- 
cuniae vel dotis, ba fie unvereinbar ift mit einem auf ein 
Grundbuch bafirten hypothekariſchen Verkehr, ein praktifches 
Bedürfniß zu deren Beibehaltung aud) nicht vorliegt. 


$ 12, 
Das Gefeh vom 14. —— 1864 über das Pfandrecht 
und die ir Hrn u ber Gläubiger im Konkurſe bat zwar in 
6 vorgefchrieben, daß Hypothelen nur durd) Eintragung 
in das Hypothekenbuch entitchen, und in $. 42, daß Gegen- 
ftand des Fauſtpfandes bewegliche körperliche Sachen find. Eine 
Hypothek von einzelnen beweglichen Sachen it hiernach unzu⸗ 
läffig. Dagegen fünnen in die Hypothekenbücher nicht allein 
Speſialhypotheken an unbemwegliden Sachen (Grumbditüde, Be 
rechtigungen an folden, Seeſchiffe, Flußſchiffe von minbeftens 
fünf Laften Tragfähigkeit), fondern auch Generalhy en 
an dem gefammten Vermögen des Verpfänders, insbeſondere 
au an dem ganzen zu den unbeweglichen ug nicht ge⸗ 
drigen Vermögen ($. 3) — en werben ($. 10), Ein 
yſtem, welches zwar an Grundjtüden nur eingetragene 
Sraial) othefen, in Betreff einzelner beweglicher Sachen mur 
die Beftellung eines Fauftpfandes zuläßt und baneben doch noch 
die Generalbppothel «und zwar im der Meife aufrecht erhält, 
daß fie in Beziehung auf die von ihr ergriffenen unbemen- 
lien Sachen ebenfo wirkſam ift, wie eine an biefem beftellte 
Spezialhypothel ($. 4), ift auf halbem Wege ftehen geblieben 
und durchaus irrationell, unvereinbar mit einer auf bem 
Drinzip ber Spezialität beftehenden Grundbucheinrichtung. Mo 


buch rer unbeweglichen Sadyen ergriffen werden follen 
— unterdrü 


Füllen bie nad) 
Supotheten und 


$. 18. 


Die Grundbuhorbnung vom 5. Mai 1872 verweilt in 
$. 11 in Betreff ber gemeinen Laſten auf $. 49 ber Konkurb⸗ 
erbnung vom 5, Mat 1855, Da letztere in ber Drovinz 
Hannover nicht gilt, fo ift eine Feſtſtellung darüber, welche Laſten 
al8 gemeine anzuſehen find, in Uebereinftimmung mit ben 
88. 47 1. 49 ber Konkursordnung nöthig geworben. 


$. 14. 


Eintragungen ober Lölhungen im Grundbuche auf Grund 
von Privaturkunden vorzunehmen, ift an unzuläflig. Es 
mußte daher Vorforge getroffen werden, wie aus ben nad) ge» 
meinem Redt gültig ohne beglaubigte Urkunde errichteten Teita- 
menten oder Erbverträgen Einfchreibungen im — er» 
jelt werben können. ie Beltimmung bes $. 13 ift gleid- 
autend in ben Entwürfen für die übrigen gemeinvechtlichen 
Bezirke und insbefondere in dem Entwurfe für Nenvorpommern 
ausführlicher motivirt. 


$. 15. 


In den gemeinrechtlihen Bezirken ber Provinz Sannover 
fommen neben den ger gg für welche bas Ge 
feg vom 13. April 1836 gilt, noch befondere Arten von 
Stammgütern vor, 3. B. nad ben Statuten für bie Ealen- 
berg-Göttingen » Grubenhagenfche Ritterfchaft und nad dem 
rebidirten Ritterrecht des Herzogthums Bremen: die Gerichte 
haben mit der Errichtung nichts zu thun; eine eigene Fidei 
fommißbehörde giebt e8 nicht. Die — 
ber 99. 52, 74, 99 der Grundbuchordnung mußten deshalb 
durch bie Vorfchrift biefes Paragraphen erjegt werben. In 
ben landrechtlichen Gebietätheilen ber Drovinz gelten bie in 
Preußen erlaffenen Gefege vom 15. Februar 1840 über Fa— 
milienfchlüffe bei Fideilommiſſen und vom 5. März 1855 über die 
Zuſtaͤndigkeit der Gerichtsbehörben bei N Pa 
nicht. Es bewendet daher bier.bei der Vorſchrift der S$. 29, 62 bis 
64 Thl. II, Tit. 4 des Allgemeinen Landrechts, wonach Stif- 
tungsurfunden vor bem ordentlichen Richter errichtet werben 
müfen, und diefer von Amts wegen bafür zu forgen hat, daß 
das Fideikommiß auf das dazu 
Sppothefenbud eingetragen werde. (Bergl. auch Allgemeine 
Gerichtsordnung 8. 6 I. 1 Nr. 2 und Hypothekenordnung 
II. G. 79, 80.) Eine Beauffichtigung durch eine 5 
Fidelkommißbehörde hat dagegen aud im dieſem Theile ber 
Drovinz bisher nicht ftattgefunden. Es ift baher dem dortigen 
Rechtszuſtande entfprechen ‚wenn bie funktionen, welche Die 
Grundbuchordnung ber Fidelkommißbehorde auferlegt, von dem 
Amtsgericht der belegenen Sadye, vor weldem die Errichtun 
Rattgefunden und weldyes in ber Regel aud) das Grundbucham 
fein wird, genommen werben. Der Ichte Abſatz be $. 15 
bat den Swed, etwaige Zweifel über die fortbauernde Anıven- 
dung bes F. 7 des revidirten Bremifchen Ritterrechts zu be 
feitigen. 

SS. 16, 17, 18. 

Der $. 16 entfpricht dem in der Provinz bereit8 beite- 
benden Rechte. Auch in ben 868. 17, 18 wird das beitchende 
Recht aufrecht erhalten. 
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$. 19. 


er Beftimmung dürfte unbedenklich, fein, fie entſpricht 
dem %. 18 bes VPreußiſchen Sans über die Errichtung von 
Nentenbanten vom 2. März 1850. 


$. 20 


bat den Zweck, Bas Recht in ber Provinz Hannover bem 
Recht in dem Bereich des Allgemeinen Landrechts gleichzu- 
Em: ben Pächter in Betreff der Früchte grundfätzlich gegen 

ie Anſprüche der Hypothekengläubiger zu fichern, welche ſich 
| ftatt an die Früchte an ben Wachtsins zu halten haben, aber 
| — verlangen können, daß ihnen die Früchte und der Zins 


Sg. 21, 22. 


Nach F. 30 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb xX. 
haftet bie Hypothek für das eingetragene Kapital, für die 
eingetragenen azinfen und für die Koften der Eintragung, 
Kündigung, Klage und Beitreibung. Es könnte ber Zweifel 
entftehen, ob bie Natutenmöpe Haft der Grundftüde für die 
von ben Krebitanftalten der Provinz Hannover audgeliehenen 
Kapitalien baburd nicht eine Menderung erleibe. (Bergl. 
$. 21 bes Geſetzes vom 14. Dezember 1864; ©. 31 Nr. 3,4 
der Statuten, der Canbesfrebitanftalt vom 18. Juni 1842.) 
Deshalb mußte ausdrücklich ausgefproden werben, daß eine 
folche Aenderung nicht eintreten toll, daß das Grundftüd ber 
Anftalt auch ferner nicht bloß für das Kapital und die Amor- 
tifationsbeiträge, fondern auch für das etwaige, zum Meferve- 
fonds fallende Stvafgeld und für alle Nachtheile und Schäden 
an Zinfen u. f. w., bie ber Anftalt durch rückſtändig bleibende 
— erwachſen, verhaftet iſt. 

Die Landeskreditanſtalt zu Hannover bat ferner ftatuten- 
mäßig die Rechte, daß Grunbjtüde, welche ber Hypothek ber 
Anftalt unterworfen find, ohne Einwilligung ber Direktion 
nicht veräußert werben dürfen, daß Ebifta — und Virä- 
flufionen in den Rechten der Anjtalt feine Menderungen ber 
vorbringen, daß insbefondere die Unftalt nicht verpflichtet ift, 
ih auf folde Ladungen zu melden. Die Direktion ift in 

ällen, wo ohne ihre Einwilligung folde Grundftüde ver- 
äußert und über fie von dem britten Befiger verfügt worden, 
berechtigt, das bergelichene Kapital zu kündigen und ba 
Grundftüd, ohne ver Ausklagung des Hauptihuldners 
ober ſeines Bürgen, zur Befriedigung in Anſpruch zu nehmen 
(8. 28 Abf. 1 der Statuten vom 18. Juni 1842). Die 
Direktion ift ferner befugt, im Falle der nothwendigen Sub» 
baftation dem Zuſchlag zu miberfprechen, wenn fie aus ben 
Kaufgeldern ihre —— nicht ig oe Der Verkauf 
wird dadurch pe nicht —— aber die Rechte der An⸗ 
ftalt bleiben dann unverändert auf dem Grunbftüd liegen 
33 ber citirten Statuten). Nah %. 37 ber Statuten 
erner foll das in $. 33 —— Verfahren behufs Ver 
kaufs der verhafteten Grumdftüde wegen rückſtändiger Beiträge 
auch dann flattfinden, wenn bie Einziehung de8 Kapitals aus 
anderen Gründen nothwendig werben follte, und nad 6. 1 
des Gefehes vom 25, Auguft 1844 finden die bißber erwähnten 
ftatutenmäßigen Beftimmungen auch auf die nach ben Vor- 
fchriften dieſes Geſetzes von der Yandeskreditanftalt gegebenen 
Darlehne Anwendung. 

Diefe Rechte der Anftalt mußten unverändert aufrecht 
erhalten werben, fie werben aber aud) burd) die einzuführenben 
Gefege über den Eigenthumserwerb und die Grundbuchorbnung 
nicht berührt; es bedarf daher am biefer Stelle feiner befon- 
deren Vorfchrift, durch welche fie aufrecht erhalten werden. 
Nur in Beziehung auf das in . 33 a. €. der Statuten ber 
Anftalt beigelegte Recht, die Erteilung des Zuſchlags im 
Euhhaftationsverfahren zu verweigern, wenn fie aus ben 
Kaufgelbern nicht zu ihrer vollftändigen Befriedigung gelangen 
würde und dann den Berfauf nur unter Fortdauer der bing- 
lichen Rechte am Gute oder Grundſtücke zu geftatten, fonnte 
es zweifelhaft fein, ob biefe Beftimmung nicht duͤrch das 
Gefeg über den Eigenthumserwerb, namentlich deffen 6. 47, 
alterırt werde. Daher fchien e8 geboten, ausbrüädlid im 
$. 22 ausjufprechen, daß auch biefes Privilegium jet nicht 
befeitigt werden fol. Jedenfalls fönnte bieß nur bei einer 

| neuen gefeglichen Regelung des Subhaftationsverfahrens zu 
‚ einer weiteren Erörterung gezogen werben, 
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Nach $. 107 des Sefehes vom 14. Dezember 1864 Nr. 3, 4 
find auch einzelne ftatutariihe Beftimmungen bed Calen- 
berg · Grubenhagen- Silbesheimfchen ritterſchaftlichen Kredit ⸗ 
vereins und des Bremiſchen ritterſchaftlichen Kreditvereins 
aufrecht erhalten worden. Unter dieſen Beſtimmungen be— 
findet ſich ebenfalls das Recht der Kreditvereine, dem Zuſchlag 
bei der nothwendigen Subhaſtation des verhafteten Grundſtücks 
zu widerſprechen, wenn der Verein aus dem gebotenen Kauf- 
gelbe nicht voll — werben würde, Mus gleichem Grunde 
mußte auch für dieſe Vereine das erwähnte Recht aufrecht er- 
halten bleiben. 


$. 23. 


Die Vorſchrift ift mit Rüdfiht auf das in der Provinz 
Hannover geltende ng gr A aufgenommen und jchliefit 
fid; den Beitimmungen ber dortigen Prozeßordnung über das 
Arreftverfabren an. 


s. 24. 


Nach Preußiſchem Allgemeinen Yandrechte Thl. I. Tit. 6 
$$. 54, 55 verjährt die Regreß- oder Schadenerfagklage gegen 
camte in drei Jahren vom Tage der Wiffenfchaft von dem 
Dafein und Urheber des Schadens. Nac dem in der Provinz 
Hamnnover —— Geſetze vom 22. September 1850 verjähren 
alle perfönlidhen Klageanſprüche — ſoweit nicht eine fürzere 
Verjährung für einzelne Arten vorgefhrieben iſt — in zehn 
Jahren, Es ift die Beftimmung des Allgemeinen Landrechts 
bier aufgenommen worden, um baffelbe Klagerecht in den 
verschiedenen Provinzen des Staated nicht einer ſolchen Un- 
gleichheit preißzugeben. 


$$. 25—46. 
Behufs Anlegung ber neuen Grundbücher im denjenigen 


Theilen der Drovinz, welche bisher Realfolien, die ſich zu 


einer weiteren Verwendung nicht eignen, nicht beſitzen, alfo im 
Gebiete bes —— Rechts, mit Ausnahme ber Altſtadt von 
Hannover und im Eichsfelde, muß zur Seffellung ber in das 
Grundbuch einzutragenden Rechtsverhältniſſe ein öffentliches 
Aufgebot erfolgen. Die 99. 25—46 normiren das Aufgebots- 
verfahren im MWefentlichen im Anſchluß an das Gefeß, be 
treffend die Einführung von Grund und Sppothefenbüdern ıc. 
euborpommern und Nügen, vom 21. März 1868 und 
an den Entwurf des Geſetzes über das Grundbuchweſen in 
der Provinz Schleswig. Holftein. Im Einzelnen it nur nod) 
Folgendes zu bemerken: 


Su $. 26. Der Grovinziallandtag hat beantragt, den 
Grundbuchämtern außer einer Abfchrift, der Flurbücher auch 
die Grumbdftenermutterrolle und die Karten mitzuthrilen. Dies 
würde von den jetzt für bie alten Grovinzen gegebenen Aus- 
führungsbeitimmungen abweichen und den Steuerbehörben eine 
auferortentlid große Arbeitölaft auferlegen, ohne daß ein 
dringendes Bedürfniß hierfür nachgemiefen ift. Sollte fih ein 
ſolches namentlich in Betreff der Mutterrolle in ber Folge 
berausftellen , jo läßt fid) demfelben durch Verwaltungs-Ber- 
fügung abhelfen. 


Zu 88. 32 und 35. Im dem Hypothekengeſetz für Neun 
— vom 21. u! 1868 ift eine einjäbri e präflu 
fivifche Frift für die Anmeldungen beftimmt, und deren An- 
fang auf den Tag figirt, an welchem die Geſetzeskraft eintrat. 
Der Provinziallandtag von Hannover hat dagegen eine anbere 
Freftftellung der Friſt beantragt. Der Anfang berfelben * 
fixirt werden von dem Juſtizminiſter durch eine in ber Gejeh- 
fammlung zu publizirende Bekanntmachung, fobalb allen 
Srunbburhämtern bie Flurbücher zugegangen find, und von 
allen Grundbucdämtern mit den Eigenthümern verhandelt wor- 
dem ift 66. 27, 28 des Entwurfs); die Friſt felbit foll dam 
aber nur ſechs Monate betragen. Auf diejen Antrag bat nicht 
ganz eingegangen werben können. E8 würde, wenn dem An- 
trage des Drovinziallandtages ftattgegeben würde, bie Anle- 
gung ber Grundbücher aud) in demjenigen Theile der Provinz, 
in dem jest bie — Ko beendigt ift, ſehr erheblich 
verzögert werden, während das allmäbliche Fortfchreiten in Anle- 
aung der Grundbücher neben dem allmählichen Fortfchreiten ber 
Vermeſſung keinerlei Schwierigkeit erzeugt. Much ift eine nur 
ſechsmonatliche Anmelbungsfrift zu furz, unb würde bei den 
Grundbuchämtern eine plöhliche, ſchwer zu bewältigende Ar- 
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beitsſtauung erzeugen. Es it deshalb zwar an ber einjährigen 
Friſt Feftgebalten worben, ihr Anfang aber foll für jeden Ober- 
gerichtäbezirk, wenn in diefem bei allen Grundbuhämtern die 
Verbandlungen nad 68. 27, 23 de3 Entwurfs vollendet find, 
durch eine Verfügung des Inſtizminiſters beftimmt werben. 


Die $$. 36 bis 39 normiren dad Anmeldungsverfabren 
in Bezug auf die von ber Yanbesfrebditanitalt zu Hannover 
ausgelichenen Schulbkapitalien. Außer der Ausleihung von 
Ablöfungskapitalien ift die Yanbeskreditanftalt auch nad 6. 2 
Nr. 2, 8. 21 der Statuten vom 18. Juni 1842 ermädtigt, 
u. Abtrage von Schulden und zu anderen Bebürfnifien 

apitalien (Schuldfapitalien) auf Güter, Höfe und Grundſtücke, 
bis zur Hälfte des Werths derfelben hypothekariſch auszulei- 
ben. Die von ihr ausgeliehenen Kapitalien müſſen in die 
neuen Grundbücher übertragen werben, um ihre hypothekariſche 
Sicherheit Dritten gegenüber zu bewahren. In Betreff dieſer 
Kapitalien fann die Landeskrebitanſtalt von der Verpflichtu 
biefelben zur SEE bes Ausfchluffes bei dem Grun 
buchamt anzumelden, nicht bispenfirt werden. Dieſes Ammel- 
dungsverfahren im Intereffe der Anitalt fo zu normiren, daß fie 
babei nicht gefährdet werde, ift ber Zweck ber gegebenen Ber 
immungen. Da fie bie Veränderungen in ber Perſon des 

eſitzers nicht weiter fontrolirt und erfahren bat, fo mußte 
ihr die Möglichkeit gegeben werben, an das Anmeldungsver- 
—— erforderlichenfalls noch ein weiteres Ermittelungsver- 
fahren anzufchließen und für diefes die Mitwirkung be8 Grund- 
gr in Anfprud zu nehmen. m zweiten Abſatz bes 
$. 36 wird bie form umd der Inhalt der Anmeldung genau 
angegeben; $. 37 normirt bie Feſtſtellung und Ermittelung 
weifelhafter jälle; d. 38 > eine Vorfchrift, die der Landes⸗ 

ebitanftalt zur Kontrole Richtigkeit der Uebertragungen 
in das Grundbuch von Nußen fein wird. 


Zu 8. 42. Die Beitimmmng erfcheint mit Rüdficht auf 
$. 26 des Gefehed vom 5. Mai 1872 über ben Eigenthums- 
erwerb unbedenklich. 


Zu * 45. Die Vorſchrift iſt —— weil im Gel- 
tungsbereich des Geſetzes vom 14. Dezember 1864, wie bereits 
in der Einleitung der Motive erwähnt worden ift, feine Hy 
pothefen und Eigenthumsvorbehalte mehr exiftiren, als ſolche, 
welche in den Hypothekenbüchern eingetragen oder doch vor- 
gemerkt find. 


Zu 8 45. Daß in denjenigen Bezirken, für welche bie 
Grumdbücher neu angelegt werden müffen, vor diefer Anlegung 
die alten Hypothekenbücher nod in Anwendung bleiben men, 
ift ſelbſtverſtaͤndlich. Die Vorfcrift, daß bei Fortführung Die- 
fer Bücher die FH. 23, 24 des Gefehes vom 5. Mai 1872 
über ben ———— x. beobachtet werden ſollen, wird 
ben Uebergaſig in das neue Recht erleichtern. Da nach 8. 12 
dieſes Entwurfs die ——— einer Generalbypotbek ferner 
nicht mehr Bet it, ge fönnen aud) nur ſolche General- 
bupothefen fortan in die Hypothekenbücher eingetragen werben, 
welche an dem Tage, an welchem biefed Geſeß in Kraft tritt, 
ſchon rechtzeitig entitanden waren, aber auch diefe nur als 
Spezialhypothel am Grundftüt auf Höhe einer beftimmten 
Summe. Die Betheiligten werben ſich daher über dieſe 
Summe zu einigen ober die Entſcheidung bes Prozeßrichters 
anzurufen haben. — Da im Lande Habeln bie Bearbeitung 
der Grundbuchſachen — nicht den Kirchſpielsgerichten, 
ſondern den Amtsgerichten obliegen wird, jedenfalls zu einer 
Ausnahme fein Grund vorhanden ift, fo muß auch die Mei- 
terführung ber bisherigen Supothefenbücher der Sirchfpiel: 
gerichte auf dad Amtsgericht übergeben. 


In der Provinz Hannover werden die Echiffäregifter von 
ben Panbbrofteien x hrt und dieſen bie Eertififationen ausge 
* dagegen die Berpfändungen der Seeſchiffe und ber. qrö- 

eren Stusihiffe von mindeftens fünf a fähigkeit), jo- 
weit nad) dem Allgemeinen —— die ber erſteren 
Eintragung bebürfen, in bie jegigen Hypothelenbücher ein- 
getragen. Eine Menderung in biefem Verfahren würde aud) 
eine Menderung in ber —— der Schiffsregiſter bedingen, 
welche vorzunehmen aus mehrfachen Gründen wenigſtens zur 
Zeit nicht ratbjam ift. Bei den Landdroſteien werden bie Re— 
gifter mit großer Genauigkeit geführt; würbe bie führung 
auf bie Gerichte übertragen, fo könnte fie nach der Gerichtd- 
organifation in der Brovinz Hannover nur auf die Amtöge- 


—— ee —— nn — 


richte übergehen und es müßten daher die jeigen wenigen 
Regifter in mehrere geteilt werden. Man fönnte überdies | 
bierauf fich nicht befchränfen, es müßte aud) die Verpfändung | 
derjenigen Schiffe, die jegt dem Regiſtrirungszwang nicht un⸗ 
terliegen — ber Matt» und Küſtenfahrzeuge —, fowie die 
Verpfändung ſämmtlicher Binnenfahrzeuge, welche in den ge 
meinrechtlichen Bezirken ber Provinz ohne körperlicye Uebergabe 
zur Seit nicht verpfändet werden können und die Führung 
von Schiffgurfunden neu geregelt werden. Died wirbe aber 
die Grenzen diefes Gefegentwurfs weit überfchreiten und muß 
deshalb befonderen legislativen Vorfchriften überlaffen werben. 
Auch wird es ſich überhaupt wegen ber babei in Betracht zu 
ziehenden internationalen Intereſſen empfehlen, eine einheitliche 
Negelung der Führung der Schiffäregifter von ber Neichöge- 
fehgebung zu erwarten. 


Unter diefen Umſtänden ift es nothwendig, bie Eintragung 
der fonventionellen Hypotheken an Schiffen in bie jegigen 
Hypothekenbücher, ſo wenig empfehlenswerth dies auch an Hi 
ift, gi ——— (Geſetz vom 14. Dezember 1864 $. 2 
Nr. 3, B 


$. 9. 


Daß das in der Altſtadt Hannover beitehende Spezinl- 
Hypothekenbuch den Uebergang in ben neuen Rechtszuſtand 
weſentlich erleichtert und vereinfacht, ift bereit8 in ber Einlei- 
tung zu biefen Motiven —— Die einzelnen Be 
ftimmungen dieſes Paragraphen bedürfen daher feiner weiteren 
Begründung. 


$. 50. 


Es bedurfte nur in Abſatz 2 einer näheren Angabe, 
durdy welche Nachmeifungen behufs Anlegung bed Grundbud) 
blatts für Bergwerke diejenigen erſetzt werden follen, welche 
die Steuerbücher für Grundftüde gewähren. m eg a 
rechtfertigt fi) der Paragraph u $. 68 bes Gefches ü 

den Eigenthumserwerb. 


$. 51. 


In den Bezirken von Oftfriesland und Pingen exiftiren 
bereits Sppothelenbücer, welche nad) der Hy —— 
von 1783 eingerichtet ſind. Die neue —— N 
im Wefentlichen diefe Einric) der Bücher beibehalten. Die 
Menberungen, welche dieſelbe erleidet, bezieben ſich nur auf ben 
Titel; der jet die Angaben enthalten fol, welde bie Verbin- 
dung mit dem Steuerbuche verlangt und auf die Beifügung 
einer Nebenfpalte der zweiten Hauptſpalte für Löſchungen in 
der zweiten und dritten Abtheilung. Diefe Aenderungen wer- 
den ſich ohne Schwierigkeiten in ben verfchiedenen Büchern an- 
bringen laffen. Es kann daher nicht in ber Abſicht liegen, bie 
ſchon vorhandenen Bücher bei Seite zu legen und durch neue 
zu erfeßen; es bedarf vielmehr hauptjächlih nur der Berichti- 
gung des Titel nad) dem Steuerbuche, weldhe allmählich mit 
der fortfchreitenden Wollendung des Flurbuchs, weiches bie 
Vermeſſungsreſultate angiebt, vorgenommen werden kann. 


$. 2. 


Die Verordnung vom 29, September 1817 Hat für Oft. 
friesland und- das Harlinger Land bie Wie ellung bes 
durch bie Franzbſiſche Fremdherrſchaft verbrängten Sypotbefen- 
weſens regulirt und in $. 18 inäbefondere die Rechtölage 
derjenigen Poften, die in den älteren Hypothekenbüchern unge: 
löſcht ſtehen, aber in den Franzöſiſchen Regiftern nicht er- 
neuert find, näher feitgeftellt. Es war nothwendig, dieſe Be 
ſtimmung aufredht zu erhalten, weil noch in Betreff folder 
Voſten Rechtsfragen entſtehen können, die ihre Entſcheidung 
in jenem $. 13 finden müffen. . 


in $. 49 verweift die Grundbuchordnung diejenigen, 
welche bie a ihres ſchon vor der Gültigkeit berfe 
und Ded Gefehes über den Eigenthumserwerb erworbenen 
Eigenthums herbeiführen wollen, auf die ag des biß- 
herigen Rechts. Du Oftfriesland kommt im diefer Beziehung 
insbefondere das Geſetz vom 29, Oktober 1848 in Betracht, 
deſſen Gültigleit daher aufrecht zu erhalten war. 


— — — — — — — — — — —— — — — —— —— —— — — — ——— — 
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$. 53. 


In $. 1 Mbf. 2 des Geſetzes vom 26. Mai 1345, das 
Hypothekenweſen in der Niedergrafihaft Pingen betreffend 
Geſetz · Samml. Abtb. 1. S. 457), ift angeorbnet, daß die un- 
etheilten Marfengründe nur auf ausdrüdlichen Antrag ber 
Betheiligten in das Hypothekenbuch aufgenommen werben 
— Dieſe Beſtimmung würde den Vorfchriften des Ge— 
etzes über den Eigenthumserwerb widerſprechen. Sie kann 
auch nicht in Folge der Beſtimmung des $. 2 der Grundbuch⸗ 
—— aufrecht erhalten werden, denn die Markengründe ſind 
nicht als das Eigenthum der politiſchen oder Ortsgemeinde 
leben jondern fie jtehen im Miteigentbum der Marten- 
genoffen. 


. 54. 


Wie bereits zu $. I erwähnt ift, follen die G$. 133—141 
ber en nicht eingeführt werden, weil aud für 
die landrechtlichen Gebietötheile bereitd geſetzliche Vorſchriften 
beftehen, nach welchen die Anlegung der Hypothekenbücher, fo- 
weit fie in einzelnen Orten ober für einzelne Grundftüde noch 
In erfolgt K geſchehen fol. Die Mobififation, melde $. 54 
dieſes Entwurfs enthält, daß die neuen Grundbücher nach ber 
Grundbuchordnung anzulegen find, bedarf feiner weiteren 
Rechtfertigung. 

$. 50. 


Der Koftentarif weicht von demjenigen ab, ber dem Ent- 
wurf der Grundbuchordnung beigefügt worden ift, weil noch 
einige befonbere —— erforderlid waren, die unten 
näher gerechtfertigt werben. 


$. 56. 


Die Beftimmung fol die Koften- und Stempelfreibeit für 
bie Uebergangsverbandlungen in Uebereinitimmung mit ben 
älteren Dreufifcten Geſetzen, welche die —— Grund · 
und Hypothelenbücher requlict haben, bren. Sie ent- 
ſpricht insbefondere dem $ 156 des Gefches für Neuvorpom- 
mern vom 21. März 1868. Noch weiter zu geben, wie der 
Provinziallandtag gewünſcht bat, und die Grunbeigentbüner 
aucd von ben geringfügigen Koften des 8.9 Nr. 2 des Tarif 
für Anlegung des Blatts ober Artikels zu entbinden, liegt 
tein Grund vor. 

$. 57. 


Die Aufhebung der in biefem Darapespken erwähnten 
Beitimmungen des jet geltenden Rechts über bie Anmeldung, 
Eintragung oder Beftätigung der Kontrakte und bie den Ge 
richten und Notaren auferlegte Verpflichtung, die von ihnen 
über Grundjtüdsveräußerungen aufgenommenen Verträge in 
Abſchrift bem Gericht der belegenen Sache zu überfenden, ift 
audgefprochen, weil das Fortbeſtehen elben gegenüber dem 
neuen Recht gänzlich) zwedlos und läftig fein würde. Das 
Gefeh vom 16. Dezember 1843 war überhaupt nur ald ein 
propiforisches erlaffen worden. 

= ; 


Kioftentarif. 





Erſter Abſchnitt. 


ür die Bearbeitung ber Grundbuchſachen in der Provin 
— werden folgende Koſten Ber) Op z 


$. 1 
A. 1) Für die Entgegennahme der Auflaffungserflärung und 
ür bie —* 8 Eigenthümers, bie gleichzeitig 
beantragte Eintragung bed Erwerbögrundes und des 
Erwerböpreijes, ber Sabung bes Werthes nac) einer 
Öffentlichen Taxe und bei Gebäuden der euerverfiche- 
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B. 





rungsfumme, einfchließlihh der dabei vorkommenden 
Nebengefchäfte: 


a) von dem Betrage bis 200 Thlr. von je 


DE EBEN. Haaren seen anne 7% Sgr. 
b) von dem Mehrbetrag bis 1000 Thlr. 
von je 100 Thlren. ......... ....... 7% Sgr. 


ec) von dem Mehrbetrag von je 500 Ihlm. 7% Sgr. 


2) für bie nachträgliche Eintragung des Miteigenthums 
eines E 


egatten an den von dem andern Ehegatten in 
bie eheliche Gütergemeinfchaft eingebrachten Grundſtücken 
und für die dabei bewirkte Uebertragung der Liegen 
ſchaften ber Ehefrau auf den Artikel des Ehemannes, 
für die Eintragung des Miteigenthums ber Kinder, im 
Falle mit ihnen nad dem To es einen Ehegatten 
von dem überlebenben bie —— fortgefeht 
wird, ober des Miteigenthums der gefeglihen Erben 
ſolcher Kinder ; ingleichen für die Umſchreibung der 
Grumdftüde, welche einem gejchiedenen Ehegatten bei 
ber Auseinanderſetzung —— bes Obiergemein hen 
lihen Vermögens überwieſen worden find, auf ben 
Namen befelben: die Hälfte der vorftchenden Sätze, 
jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 


3) Die Koften unter 1 und 2 werden nad; dem Werthe 


eined jeden Grundftüds, beziebungsweife nad ber 

Summe ber Werthe mehrerer Grundftüde berechnet, 

* welche ein beſonderes Grundbuchblatt befteht (SS: 1, 
und 13 der Grundbuchordnung). 


Es kommen jebody die Beftimmungen unter Nr. 4 
zur Anwendung, wenn gemäß ber Born riften in 66.1 
und 13 der Grundbuchordnung für mehrere auf ver- 
fchiedenen Grumbbuchblättern verzeichnete Grundftüd, 
ein gemeinſchaftliches Blatt oder gemäß $$. 15 und 1 

a. a. D. ein Artikel angelegt werben kann, voraußge 
feßt, daß eine erfolglofe Aufforderung, bie inigung 
—A an ben Eigenthümer noch nicht ge 
ti ift. 


4) Bei ber Führung des Grundbuchs nad) ben Artikeln 


($. 15 ber — — werden die Koſten 

. 1 und 2 nad) ber Summe der Werthe enigen 
Grunbftüde berechnet, welche auf Grund einer Mu affung 
auf ein und benfelben Artikel be8 Erwerberö einge 
ag werben, gleichviel ob bie mit biefer Eintragung 
in Verbindung jtehende Abſchreibung bei einem ober 
mehreren Artikeln jtattfindet, 


5) an Hall des $. 59 der Grundbuchordnung find bie 


äße unter A, Mr, 1 zu erheben. 


$. 2. 


Für —* endgültige Eintragung in der 2. ober 
3, Nike lung und alle dabei vorlommenden Nebenge- 
te; ” 


a) von dem Betrage bis 200 Thlr. von je 
25 Thlen. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. 
von je 100 Thlin.................. 5 Sgr. 
ec) von bem Mehrbetrage von je 500 Thlen. 7% Sur. 


5.3. 


c. j * die Eintragung von Veränderungen aller Art, 


erkungen und Verfligungsbeſchraͤnkungen: die 


orm 
. der Saͤtze bes $. 2 (B. it unt 
2 aͤtze $. 2 (B.), jedoch nicht unter 


Die gemäß $. 5 Abfat 4 der Grundbucdhorbnung 
bewirkte —— für Zubehörftüde beſtehenden 
befonberen Grundbbuchblattes erfolgt koftenfrei. 


2) Für bie in Antrag gebrachte Eintragung von Ber 
! 


merfen, welche unter feine ber vorftehend ( 8. 1, 2, 
3 Nr. 1) getroffenen Beftimmungen fallen, aud) nicht 
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die bloße —— des Titels eines Grumt- 
buchblatts, beziehungswetfe der zur näheren Bezeichnung 
eines Grundftüds dienenden, im bie Abtbeilung 1, 
Spalte 1 bis 7 des Grundbucartifels gehörigen An- 
ei bezweden, infonberheit für bie Einfchrei ung ber 

ermerfe, welche durch bie ohne Veränderung des Eigen: 
thümerd ftattfindende Theilung von Grunditüden 
veranlaßt werden, für bie Eintragung des Saat 
werths ber fFeuerverfiherungsfumme und für die Ein- 
ſchreibung des Erwerbsgrundes oder des Erwerbspreiſes, 
foweit die in $. I Nr. 1 bezeichnete Vorausſetzung 
nicht auteifft: bie Hälfte ber Süße zu B., jedoch nicht 
unter 5 Egr. und nicht über 3 Thlr. 


§. 4 


D. 1) Wenn bie Eintragung derſelben Poſt in ber 2. oder 


3. Abtheilung bei mehreren auf verfcdyiebenen Grund» 
bucdhblättern ober Artikeln — Grundftüden 
gleichzeitig oder nadhträglih, oder bei mehreren, auf 
ein und demſelben Grundbuchblatt oder Artikel verzeich⸗ 
neten Grundftäden nachträglich beantragt ift, fo wird 
für jede folgende Eintraguug die Hälfte ber Säge B. 
oder C. ($$.2und3 erhoben, jeboch nicht unter 5Sgr. und 
nicht über 3 Thlr. Dabei ift, wenn ber der 
Grunditüde, auf welde die weitere Eintragung erfolgt, 
geringer ift, als ber ber einzutragenden Poft, nur 
jener als Maßſtab für ben Ko ar anzunehmen. 


Im Falle die ——— derſelben Poſt bei meb- 
teren, auf verſchiedenen Grundbuchblättern verzeichneten 
Grundftüden gleichzeitig beantragt worben ift, fommt 
bie nachftehend unter Nr. 2 getroffene Beſtimmung zur 
Anwendung, wenn bie m h. 1Nr.3 Abſ.2 — 
Vorausſetzungen vorhanden find. 


2) Wird bei mehreren auf einem Grundbuchblatt oder 


Artikel —— Grundſtücken die Eintr ung ber- 
felben Poſt gleichzeitig beantragt, fo find bie Eintro- 


gungskoften dafür nur eimmal zu fordern. 
$. 5. 


Für jebe —* und alle dabei vorkommenden 
Nebengeichäfte: die Hälfte ber für bie Eintragung zu 
68. 2 und 3 beitimmten Sätze. 


Die Grundfäte des $. 4 finden auch bei Cöfchungen 
und bei der Entlaffung einzelner Grundftüde aus * 
Mithaft Anwendung. 


S. 6. 


F. 1) —— die ae: bes Hypotheken · oder Grundſchuld⸗ 


usfertigung einer — ten Ab⸗ 
ſchrift des ge Grundbuchblattes ober Artikels: 
Sweibrittheil der Süße zu B., jebod) nicht unter 5 Sgr. 
und nicht über 3 The. 


2) Für die Erneuerung eines Grundſchuldbriefs und bie 


Ausfertigung eined Grundſchuldbriefs an Stelle ber 
nah ben älteren —— ten ertheilten Hypotheken⸗ 
dokumente oder eines Hypothekenbriefs: die Hälfte ber 
Sätze ad F. Nr. 1, jebody nicht unter 3 Sgr. 


dabei vorfommenden — ingleichen für bie 


3) JE bie Ausfertigung einer beglaubigten Abfchrift bes 


itel8 und ber erjten DNDRENG des Grundbbuchblatts, 
Don Grundbuchartikels: die Hälfte des Satzes zu B., 
jedoch nicht unter 3 Sgr. und nicht über 1 Thlr. 15 Sgr. 
Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu 
einer Grundfgulb umb für jede Erneuerung eines 
folden: ein Viertheil ber Sähe zu B., jedoch nicht 
unter 3 Sgr. 


67, 


G. 1) Für jede einzelne ing br eines dinglich Be 


techtigten von einer erfolgten Eigenthumveränberung 
5 Sgr., wenn der Werth des Binglichen Rechts und 





auc der des Grundftüds ben Betrag von 50 Thlr. 
überjteigt. 


Die bei der Eintragung des Eigentbümers ftatt- 
findende Benachrichtigung des biäherigen Eigenthümers 
der Grumbdftenerbehörbe, und bie im Falle von Ab— 
zweigungen an Behörden zu richtenden Benachrichti- 
ungen, ingleichen die gemäß 8. 121, 122, 123 ber 

nöbuchordnung ergebenden Benachricht igungen unter» 
kiegen feinen bejonderen Koſtenſatze 





2) Wenn Urkunden, deren Vorlegung zur Erwirkung von 


H,. 1) Beträgt bei den vorftehend ss 
ä bjeftö n 


2) ge Aufnahme von mündlichen A 
d 


3 


u 


Einfchreibungen nothwendig war, von den Betheiligten 
ohne Uebergabe einer für die Grundaften bejtimmten 
Abſchrift —— werben, jo find für jeden 
Bogen der auf Anordnung des en An 
—— Abſchrift 5 Sgr. zu entrichten. Die Be— 
laubigung der von den Betheiligten überreichten Ab- 
hriften erfolgt koftenfrei. 


$. 8. 

1—7 bezeichneten Ge 
däften ber Werth des Obj icht mehr als 5 Thlr., 
nd find im Ganzen nur 5 Egr. Koften in Anfag zu 
ringen. 


ägen, welche ben 
ungen ober — im udbuche als 
ß 32 der rundbuchordnung)/ ober 


age dienen (( 
eglaubigung folder Unträge find 


für die gerichtliche 
zu erheben: 
bei einem Werthe des Gegenftanbes bis zu 200 Thlr. 
von je 50 Ihlen. ................ 2% Sgr. 
von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. 
von je 200 Chlen 


von bem Mebrbetrage bis 20,000 Thlr. 
von je 1000 Thlin.. .............. 24 © 


ni x — über 20,000 Thlr. zuſätzlich noch 
t. 


Sour, 


wre 


Diefe Gebühr haben auch die Notare für die be» 
ondere Aufnahme ober u mg don Anträgen 


bezeichneten Urt zu beziehen, jebod mit ber Maf- 
aber bah Die Geftein minbeften 15 Spr. in Anfap 
ingen können. 


Der Werth der Grumdftüde ift infoweit, als derfelbe 
bei ber Beredinung der —— Koſtenſatze in 


Betracht kommt, näch den Anordnungen m berechnen, 
welche in ben Gefegen über die Erhebung der Stempel. 
g auf die Werthäbe ent. 


—— in Bezie 
ten find. In den Fällen, wo. die von den Intereſ⸗ 
enten gemachte Werthsaugabe für unzulänglic erachtet 
wird, iſt bie behufs Berechnung dev Stempelabgabe 
— ene Werthsfeſtſetzung auch bei dem Anſatze ber 

tskoſten maßgebend. Bei Eintragung einer nach ⸗ 
träglich bewilligten Erhöhung des Zinsfußes erfolgt 
die Berechnung ber Koſten —— Fünffachen ber 
danach eintretenden Erhöhung vom ner zu 
entrichtenden jährlichen Zinſenbetrages. 


5.9. 


Die vorftehenden Beftimmungen finden auch Anwen- 
dung auf die bei der Führung bes Berggegenbuches 
vorfommenden Gefdhäfte. Dabei wird * der Koſten · 
ſatz A. Nr. 1 ($. I) nur zur Hälfte erhoben, wenn 
die anderweite Eintragung eines Eigenthümers durch 
die Konfolidation mehrerer Zechen, welde bis dahin 
verfchiedenen Eigenthümern (Gewerkſchaften) ange 
hörten, veranlaßt wird. 


$. 10. 


g bereits ee Grumbbuchblätter 


Die Zurüdfü 
erbücher erfolgt koften- 


auf die Grund- und Gebäude 
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ah baffelbe gilt von benjenigen Gefhäften, welde 
urch Uebergang eines Grundbuchblattes in den 
Bezirk eines andern Grundbuchamts gemäß J. 27 der 
Grundbuchordnung veranlaßt werden. 


gl. 


Wenn für einen einzelnen Ort überhaupt oder für ein- 
zelne Grundftäde noch feine Bücher angelegt find, fo 
werden für die erſte Anlegung eines jeden Grundbuch⸗ 
blattes oder Artikels und für das ganze Verfahren, 
weldyeS bei dem Grundbuchamt zu Hui Amede ſtatt · 
findet, nach der Summe der Werthe der auf dem 
—— oder Artikel verzeichneten Grundſtücke 
n: 


1) bei Objekten bis 25 Thlr. . . — Thlr. 5 Sgr., 


eye era we — », 0 » 

3) bei Objekten über 200 Thlr. 

bis 1090 Thlr. 5 >» 

4) bei Objekten über 1000 Thlr. 
bis 5000 Thlr. 


2 » 
6) bei Objekten über 20,000 Thlr. 4 » 


„nr... 4r* 


- Zweiter Abſchnitt. 
§. 12. 


Die mung der Koften nad den Sätzen bes Tarifs 
erfolgt er t, daß die vollen Säfte, melde für Beträge 
von 25, 100, 500 Thalern u. f. w. £ find, auch 
bie nur angefangenen Beträge entrichtet werben. 


Die Erhebung der Koften erfolgt in Thalern und Silber- 
groſchen. Ueberſchießende Pfennige werden, wenn fie unter 
einem halben Silbergroſchen betragen, nicht in Rechnung ge- 
ftellt, gi fie einen halben Silbergrofchen und mehr, , = 
wird ein voller Silbergrofchen erhoben. 


$. 18. 


Neben ben nach dieſem Tarif zu erhebenden Koſtenſätzen 
find weder Schreibgebühren, — ebühren oder Dorto Kr 
ie Zuſtellungen oder Behändigungen, noch Gebühren für ein- 
fache auf U age ergebende Beſcheide, die megen Befeitigung 
vorläufiger Anſtaͤnde ergebenden Zwiſchenverfügungen und für 
die Abhaltung von Terminen in Grunbbuchſachen zu entrichten. 


Ebenfo werben für bie Aufforderung des Eigenthümers, 
feinen Namen bei emem Grundſtücke eintragen zu laflen, und 
für Die Seftfegung der babei auf den fall der Nichtbefolgung 
angebrobten Gelditrafe feine Gebühren entrichtet. Für Die * 

ngevoll- 


ſtreckung gelten bie in ber Gebührentaxe für bürgerliche Rechts- 
fhreitigfeiten vom 8. November 15 — ———— 


Es werben ferner nach Maßgabe ber bisherigen Beſtim 
mungen beſonders erhoben: die Gebühren für die Aufnahme 
oder Beglaubigung von Urkunden über Rechtsgeſchäfte, für 
Beſcheide auf unbegründete Geſuche oder Beſchwerden, für 
vereitelte Termine und für etwa vorkommende Kalkulaturge- 
und ferner die bei Abhaltung von Lofalterminen erwach⸗ 
enben Diäten und Reifeloiten der Beamten, ingleidyen die den 
Sacdjverftänbigen in Fällen ihrer Zuziehung zu gewährenden 
Vergütigungen. 

$. 14. 

Bei den Gefchäften, für welche die vorfichenden Tariffätze 
zur Erhebung fommen, wirb eine Stempelabgabe nur infomeit 
entrichtet, als diefelbe unter ben in dem Gejeke vom 5. Mai 
1872 bejeichneten —— auf ben Auflaſſungserklä⸗ 
rungen, beziehungsweife auf den den Einfchreibungen beim 
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Grundbuche zum Grunde liegenden Anträgen ruht, oder nach 
der Allerhöchſten Verordnung vom 19. Juli 1867 von den 
Urkunden über diejenigen Rechtsgeſchäfte zu entrichten iſt, 
welche zu ſolchen Erklärungen oder Anträgen Veranlaffung 
eben. 
empel bleiben aufer Anſatz. Durch die voritehenden Tarif- 
ſãtze Ss 1—11) werben zugleich die in Hypothekenſachen auf 
Grund ber in Kraft gebliebenen Beftimmungen des Stempel 
geſetzes vom 30. Januar * zu erhebenden Stempelabgaben 
gedeckt. (Sf. 1, 2 bes 

Gefep- Samml. S. 366.) 

$. 15. 

In Beziehung auf die Verpflichtung der Parteien zur 
Tragung der Koften, zur Zahlung von Koſtenvorſchüſſen, in 
Anfehung des Anſpruchs berfelben auf Koftenftundung, gänz- 
licher ober theilweijer Koftenbefreiung , ſowie wegen Erledigung 
ber Beſchwerden megen des Anfahes, * verweigerter 
Stundung oder Niederſchlagung der Koften, kommen die Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung, welche in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelten. 

$. 16. 
nfomweit nad) den voritehenben Beftimmungen Schreib- 
und QAuftellungsgebühren von den Betheiligten nidyt zu ent- 
richten find, werden ben auf den Beyug folder Gebühren 
angemwiefenen Beamten aus der Staatsfaffe ohne Rüdficht auf 
den Eingang des Koſtenpauſchquantums vergütigt: 
1) an Screibgebühren: 
für jeden Bogen. ................4 2} Sgr,, 
dabei werben 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 
12 Splben gerechnet, einem Bogen Schreib- 
werk gleihhgeachtet und nur angefangene Bogen, 
ingleichen Schriftftüde von 
ald einem Bogen, wie volle Bogen vergütigt. 

2) Für die Vornahme von Behändigungen 
A ellungen 

Diefe Gebühr wird um 2 Sgr. erhöht, wenn 
die Zuftellung an bie Dartei außerhalb bes Ortes, 
wo dad Grundbuchamt feinen Sit hat, bewirkt 
werben muß. 


ee ee ee ee ze 


Motive 


zum 


Koftentarif für die Searbeitung der Grundbuchſachen. 





Nach dem vorftehenden Tarif follen in ber Provin 
Hannover bie Koſten für das Verfahren in Grundbuchſachen 
in gleicher Weife berechnet werben, wie in denjenigen Lanbes- 
tbeilen, in welchen die Grundbuchordnung an die Stelle ber 
Preußischen Hypothelenordnung vom 10. Dezember 1783 treten 
wird. Der erwähnte Tarif ftimmt beshalb mit dem Inhalte 
der 68.1 bis 11 des der Grundbuchorbnung beigefügten Tarifs 
im Wefentlicyen überein. : 

Mährend aber der der Grundbbuchorbnung bei efügte 
Tarif lediglich darauf beredynet ift, bie, entfprechenden Stellen 
des Koftentarifd vom 10. Mai 1851 zu erfegen, —— 
daß dieſelben mit dem ſonſtigen Inhalte des zuletzt gedachten 
Tarifs und ben Vorſchriften bes Geſetzes vom 10. Mai 1851 
genau in biefelbe Verbindung treten, in welcher ſich bisher die 
unter III. Abfchnitt 2 jenes Tarif enthaltenen Anordnungen 
befanden, waren in Bezug auf die Provinz Hannover bie in 
Betracht zu ziehenden Beitimmungen aus ber Vorbemerkung I. 
und II. und ©. 67 des Taygfs vom 10, Mai 1851 und aus 
dem Artikel 15 des Geſetzes vom 9. Mai 1854 in einen ber 
fonderen Abfchnitt des Entwurfs zu Übernehmen, wobei davon 
Zar go war, baf in Een ber bei der Anmenbung des 
Tarifs in Betraht kommenden Koftenfreiheiten, Armenrechte 
u. f. w. lediglich die bort geltenden Vorſchriften zur Anmen- 
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Alle fonitigen Geſuchs-, Vrotofoll- und ka hai "ar | 


efeßes vom 24. Februar 1869, | 


en Umfange; | 


m 
— — — — — — 














dung kommen. Es bedurfte demnach nur noch beſonderer An— 
ordnung in Bezug auf die Entrichtung der Stempelabgaben 
und —* Neben ofen, wie ſolche in 8. 13 und 14 entbal- 
ten find, 


Die Aktuare bei den Amtögerichten find gegen gewiſſe 
Bier ger auf den Bezug von Schreibgebühren ange 
wielen und die Gerichtsvögte für den Äußeren Dienft auf die 
Behaͤndigungs · und Zuitellungsgebühren. Hierin eine Mende- 
rung eintreten zu laffen, wird zur Seit nicht beabfichtigt. 
Gleihwohl fann man bie Schreib- und Bebändigungsgebühren 
nicht aus dem —————— entnehmen, weil Die erfteren 
das letztere bisweilen überjteigen. Bedenklich erſcheint es fer- 
ner, eine Anordnung nad) Analogie bes N 21 der Verordnung 
über die Koften in Straffahen vom 30. Auguft 1867 zu 
treffen, einmal weil man aldbann bie — Objekte höher, 
als in ben alten Landen mit Koſten belaften und bamit das 
Argument vernichten würde, welches für Die Erhebung gleicher 
Daufhfäge bei den höheren Objekten geltend gemacht werden 
fann, fobann aber, weil die Abrechnung mit den Emolumen- 
| tenberechtigten zu nicht unerheblichen Meitläufigkeiten führt, 
| welche bei den Grundbuchkoſten viel mehr in das Gewicht fal- 
‚ len, al8 bei den Koften in Straffadhen, welche in ber Regel 
— Armuth des Verurtheilten von vorn herein ohne Anſatz 

eiben. 





| Unter biefen Umſtänden wirb ſich bie in $. 14 des Ent- 
wurfs — Anorbnung empfehlen, wonach bie 
Schreib · und Behändigungsgebühren aus ber Staatäfaffe ar- 
\ zahlt werben follen, ohne Rüdfiht barauf, ob das Pauſch 
‘ quantum eingeht ober nicht. 
| Die Zahl der nicht zahlbaren Sadyen iſt bei dem Grund— 

buchwefen eine fo außerorbentlic geringe, daß die hierdurch 
| für die Emolumentenberechtigten eintretende — — 
taum in das Gewicht fällt; jedenfalls wird dieſelbe den Aus- 

fall nicht decken, welcher in Folge ber ftattfindenden Gefchäfte- 
| vereinfachung an der Emolumenteneinnahme ſich ergiebt, ſelbſt 
wenn man in Betracht zieht, daß ſich auch die Gegenleiſtungen 
vermindern werden. 

Dje_ Höhe der den Aktugren zu vergütenden Schreibge- 

| a. ift nad) Anleitung dev Beftimmungen feitgeftellt worden, 

melde in ber Sannoverichen Gebührentage vom 13. Dezember 
1834 (Hannoverſche Gefeß-Samml. I. ©. 349) unter Nr. 156 
enthalten find. Die Aktuare bei ben Amtsgerichten in Oſt⸗ 
friesland haben die fo beitimmten Gebühren in gleicher Höhe 
| bisher allerdings nur für die Ausfertigungen und Reinfchriften 
| bezogen, während fie ſich bei der ‚Fertigung von Abfchriften 
‚ mit ben geringeren DVergütigungen begnügen mußten, welche 
in Abfchnitt I. Nr. 31 b. bis e. in ber Tage vom 23. Auguſt 
| 1815 beftimmt worben find. Diefe nur auf einen geringen 
' Theil ber —* Hannover Bezug habende Einſchränkung 
feſtzuhalten, empfahl ſich um fo weniger, als bie Schreiblöhne 
ſich gegenwärtig viel höher als früher ftellen, auch würde die 
| Unterfchetbung von ſehr geringer praftifcher Bedeutung fein, 
ba in 6.7 Nr.2 des Tarifs darauf Bedacht genommen worden 
ift, daß die Grundbuchämter nicht Häufig in die Page kommen, 
Abſchriften fertigen laffen zu müſſen. 

Bei den Behändigungs+ und Zuftellungsgebühren ift die 
gemäß Nr. 30, Abſchnitt I. ber Tage vom 23. Muguft 1815 
nad ber Entfernung und ber rg fowie ber Zahl 
ber Zuftellung mit 4% Sgr. für die Meile zu berechnende 
Gebühr in Wegfall gebradyt und durch eine einfache Zuſatz 
gebührt von 2 7 erſetzt, dieſe Gebühr dafür aber ohne 
Unterfchied des Objekts auf 2 Sgr. 6 Pf. erhöht. Dabei ift 
erwogen, daß die Beförberun Suftellung burd) die Doft 
ber Staatskaſſe 4 Sgr. 6 or foftet, nämlih Porto für den 
Brief über 1 Loth = 2 Egr., 1 Sgr. Nüdporto für die 
en + Sgr. Landbriefträgergeld und 1 y 5 
Infinuationdgebühr. Ein Mehrere kann man aud den Ge 
richtsvögten nicht vergüten. Nah Nr. 163 der Tage vom 
13. Dezember 1834 beziehen biefelben gegenwärtig 5 Sgr. 
| Für Beförderung der Zuftellungen zur Pot war feine Gebühr 

u beitimmen, weil diefe Verrichtung von den für ben inneren 
| Din beftimmten, figirten Gerichtsyögten wahrgenommen wer 
| ben fann, 








A 43. 


Berlin, ben 28. Januar 1873. 


Erw. Erlaucht beehre ich mich, anliegend eine beglaubigte 
Ausfertigung bed von ber Königlichen Staatsregierung auf 
— xAllerhöchſten Ermächtigung vom 21. Dezember 

%. ben beiden Häufern bes Landtages zur * ungsmaͤßi · 
* —— vorgelegten Entwurfs eined eſehes 


end die Abſtellung ber auf Forften haftenden 
at ungen und bie Theilung gemeinfdaftlicher 
ı bie Provinz Hannover, 


in ber en wie berfelbe von dem Haufe der Abgeorbneten 
in der heutigen Sitzun N angenommen worden ift, mit bem 
Anbeimftellen ber a igen weiteren Veranlaffung ganz er 
gebenft zu überfenb 


Der Präfident * Hauſes der Abgeorbneten. 
von Fordenbed. 


den Gröfldentn bes Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Dtto zu Stolberg. klar ee 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Abftellung der auf Sorften haftenden Berechti- 
gungen und die Theilung gemeinfchaftlicher Sorſten 
für die Provinz; Hannover. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen ır. 
en — _Häufer de8 Landtages 
ür bie 9 
EN 


verorbnen mit Zu 
Unferer Monarchie robinz ‚Hannover, was folgt: 
Rah den Vorfchriften dieſes Geſetzes findet ftatt: 
I. die Abſtellung beziehungsweife bie Fixation ber auf 
(beftandenen und unbeftandenen) — baf- 
tenben Berechtigungen: 


2 zur Meibe, 
zur Maft und zum Qaubftreifeln 


3) zum Bezuge oder Mitgenuß von "Holz, Holzkohlen 
Kor (vergleiche jedoch $. h, \ j 
4) = Angoen- + Haide-, Rafen-, Bültenhieb unb 


ten 
5) zum Grasfänitt (zur rl und zur Nutzun 
von Schilf, Binfen und — 
6) zur Laub-, Radel · oder ar Pflanzenftreu; 


U. bie ge; von (beftandenen und unbeitandenen) 
Forſten, melde —* mehreren Gefammteigenthümern, 
von Genoffenfhaften ober von Realgemeinden unge 
theilt befeflen werben. 


52. 


* die eh zu bergbaulichen Zwecken in ben ober- 
——— Memter Zellerfeld und Elbingerode fin- 
ee eſeth keine Anwendung. 


Me, Berhanbl, d. Gerrenhanfe, 


— 
Er We 
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$. 3. 
Zu dem Antrage auf Theilung ($: 1, U.) ift jeber un 
tereffent, umbefchabet ber Fortdauer ber Gemeinfhaft für die 
übrigen ntereffenten berechtigt. 


Das Ausſcheiden eines oder einer nad) ben Antheilen „ 
berechnenden Minderheit von —— aus der Gemei — 
ſchaft (Partikularabtheilung) kann jeboch in bem falle verſagt 
—— wenn der oder die he wirthf ftlich nicht 

— funden werben können, ohne die Benukung bed im ge- 

meinfchaftlichen Beſitze ber übrigen ntereffenten verbleibenden 

Grundftüds un zu ftören ober zu erfchweren, (Vergleiche 
außerdem 6. 23.) 


Zu dem —— auf Abſtellung einer Berechtigun 
1, 1.) ift vorbehaltlich ber durch dieſes Geſetz getro cum 
usnahmen ($. 13) fowohl ber Berechtigte, als der en ⸗ 

thümer = —— Forſt befugt. Derjenige, wel 

ein erbli utzungsrecht zuſteht, gilt hierbei Eigen. 
thümer gleich, = t aber ber berfönliche Nießbraucher oder ber 
antichretiſche Pfandbefiger. 


Gemeinfchaftliche ——— eines berechtigten Grunb- 
ray ober einer verpflichteten Forſt Lönnen nur gemeinfcaft- 

bie Abſtellung arg) es genügt — für einen 
folden Antrag bie Zuftimmung ber mad dem Antheilen zu 
berechnenben alte vn von ihnen. 


$. 4. 
Andere, Als die im $.1 gen enannten Berechti 
auf ri laften, find auf Iitigen Antrag n 
—— ſtellbar, ſondern die Abſtellung kann nur bei 
— einer anderen nach dieſem Geſetze vorkommenden 
er — auf Antrag eines im Verfahren Betheilig- 
a 


[ 
— fi — 


S. 5. 


Entfeäbig —— oder Theilung bleibt die Beſtimmung 
igung und Ber Kg ittel zunächft bem 
ee leherelnfommen ber Parteien überlaffen, jedoch find 
Abreben , welche ben Borfchriften des $. 15 im erften Satze 
und bes $. 23 zuwiderlaufen, nichtig. 


Beim rg einer zuläffigen igen Vereinbarung * Darteien 
finden folgende eftimmungen nmendung. 


$. 6. 


Die Abftellung und Theilung wirb baburdy bewirkt, ie 
jedem Theilnehmer an Stelle feines Eigenthums- oder Nutzu ne D 
rechts nad; erfolgter de, ir Oben eine — 
findung an Grundſtücken, feſter Geldrente oder Kapital über- 
wieſen wird. 


$. 7. 


DEN. * der auf Forſten 
——— I.) erfolgt die Werthsermittelung derſelben nad) 
t lan blichen oͤrtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung 

und dem nachhaltigen reinen Ertrage derſelben in dem — er 
rechtmäßig genoffenen Umfange unter Berüdfichtigun . 
haltung und forſtwirthſchaftlichen Benugung ber —X ($. 8) 
und ber Theilnahme anderer Mitberechtigter. Bei ben nad) 
biefem Gefege abftellbaren Dienftbarkeiten zur Weide und zum 
Bezuge von Raff- und Leſcholz hat ger: ber Beſitzer des be- 
lafteten Waldes, wenn er Provokat ift, die Wahl, ob er ben 
Berechtigten nady dem Nutungsertrage der Berechtigung ober 
nach dem Bortheile, welder dem "Belafteten aus deren Auf- 
hebung ermwächft, entſchãdigen will. 


$. 8. 
— iſt in jedem Falle bei ber Ermittelung bed Jahres- 
th8 ber Berechtigung die durch bie Rüdficht auf ben nad 
en Beitand ber Forſt bei deren orbnungsmäßiger Be 
nn an etwa gebotene Beſchraͤnkung ber Berechtigung 


aftenden Beredti- 


ba 
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Bei Weider und Gräferei + Berechtigungen ift ein mittel- 
mäßiger Holzbeſtand zum Grunde zu legen, mwenn nicht bie 

pr Zeit der Auseinanderfegung beifer, als — 
beftanden ober die Befugniß bes — die Kul · 
tur bis zum mittelmaͤßigen Beſtande zu treiben, durch Ver 
träge, a ung ober rechtäfräftige Erfenntniffe verloren ge- 
gangen i 





$. 9. 
Bei ellung bed Me ber Berechtigungen kommen 
bie = echtigten für —* obliegenden —— 
in Abzug. 


Der Werth wechlelfeitiger Berechtigungen wird, infoweit 
als dies möglich ift, duch Kompenfation ausgeglichen. 


$. 10. 
Die Abfindung für Berechtigungen zur Maft ift in fefter 
Gelbrente, welche a nad Vorſt if 4. $ 7 * ermit · 
telnden Jahresiwerthe ber Berechtigung gleichkommen muß, zu 
gewähren und anzunehmen. 


gl. : 


— rer —— —— Kun vo ober Real · 

emeinden) und Genoſſe u en Berechti 

Bezuge von Holz aller Art g“ Holzkohlen —* * 
nbenen heilen ber belofteten ori: zu genäbren, wenn baß 

abzutretende und das verbleibende orklar nad) ben örtlichen 

Verhältniffen ven feiner Umgebung und —— Umfange 

zur aſſchet ichen Benutzüng geeignet bleibt. 

Der Verpflichtete iſt jedoch in dieſem Falle berechtigt 
Grundſtücke in anderer als Iorflider 4, welche fir 
ben Berechtigten — geeignet find, an Stelle ber 
oritgrundftüde zu gewähren, i 

ft nad vorftehenben Beftimmungen eine Verpflichtun 
zur Übtretung von beftandbenen Theilen der dienenden fo 
nicht vorhanden, fo erfolgt die Ubfindung nad den Vorſchrif⸗ 
ten bes folgenden Paragraphen. 

Die Vorfhriften biefes Paragraphen nben auf bie ben 
oberharzifchen Gemeinden des Amtes Zellerfelb zuftehenden 
Berechtigungen in ben oberharzifchen Forſten feine An- 

ung. 


$.12. 


Die Abfindung für alle übrigen nach den $$. I umb 4 
abzuldfenden Berechtigungen erfolgt in der Regel in ſolchem 
Grund und Boden, —* zur Benutzung als Acker, Wiefe 
ober in anderer als forftliher Kulturart ben Berechtigten 
geeignet iſt. 

Wenn jebod und infoweit nach dem Ermeſſen der Thet- 
lungsbehörbe: * 

1) eine Abfindung in Land zweckmäͤßig überhaupt nicht 

erfolgen kann, ober 

2) aus ber belaiteten F feine Canbabfindun 

werben kann, —— ihrer Benutzung 
als forſtlicher Kulturart nachhaltig einen höheren Er- 
trag, als bei ber Benutzung zur Holzzucht zu ge 
ren vermag, auch 
3) anderes für ben Berechtigten wirthſchaftlich geeignetes 
Land von dem Forſteigenthümer nicht amarbetem wird, 
fo foll die Abfindung in fefter Geldrente gegeben und 
angenommen werden. 


$. 18. 


In Hüllen, wo nad) ben Vorſchriften des vorigen Para- 
raphen eine Abfindung in Geldrente Platz greifen würde, 
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we | 








> ausnahmsmeife die Mbftellung von Berechtigungen zum 

ezuge von Brennholz und zur Weide, welche Bewohnern 

ober Gemeinden bed Mmteß Sellerfeib "in ben oberbarzifchen 

gerne zuftehen, gegen ben Willen bes einen ober anderen 
beil8 ausgeſchloſſen fein. 


$. 14. . 
b bzutretend ——— mäffen, 
und zwar ne. Font zu Benuenbes Can n Droge 
t ber th 3 zu 
meffenden — welcher dem nach orſchrif · 


es ermittelten igfa rebwerthe ber 
Berechtigung gleihtommt. — — 


Di Sperthe bie als bigung 
BE da —* in allen Glen er Ang * 


Die als Acker, Wieſe ober in anderer Kulturart zu ge 
waͤhrende dung wird dem Berechtigten in weg an- 
beren Kulturart unter Berädfihtigung ber erforberl Rul- 
turkoſten ee. aber niemals zu einem geringeren Werthe, 
als das Land bei ber Benutzung zur Holzzucht haben würbe. 


Die auf dem Abfindungslande befindlichen Holzbeftände 
verbleiben dem sForfteigentbüme. Er muß Diefelben vor der 
Mebergabe bed Landes im Mangel einer Einigung nad) ber 
Beſtimmung der Auseinanberfegungsbehörde binnen einer Frift, 
welche Fünf, Jahre nicht über gen darf, abräumen. Bis zur 
vollftän Abräumung und Vebergabe bes Entfchäbi Pr 
lanbes bat ber Forfteigentbümer eine dem Ertragäwertbe 
noc nicht abgetretenen Fläche entfprechende Gelbrente bem Be- 
rechtigten zu zahlen. 


$. 15. 


Flaͤchen, welche vermöge ber Beftandtbeile ihres Unter- 
grundes (Stein, Brauntohlen u. f. w.), ober vermöge ihrer 
Örtlichen Lage ober aus anderen Rüdfichten einen befonberen 
Werth für den Ki u ame baben, find nad) dem Ermeffen 
—— oͤrde, ſoweit thunlich, von ber Abtretung aus- 
zufchließen. 


$16, ' 


für ben Oberharz bleiben bie Vorfchriften ber Verord 
nung vom 14. September 1867 wegen Regulirung ber Holz · 
und erg ber Einwohner des Oberharzes ir 
Sammlung für 1867 Seite 1621) unverändert in Stra 


Die durch biefe Verordnung ber Fixation ohne Kapital- 
abfindung unterworfenen Bereditigun en werben nad Dem 
durchſchnittlichen Tahreswerthe des durch das Mi ationsver- 
fahren feftgeftellten Bau, Brennholz. und Hol — 
abgeſtellt, ſoweit nicht bie Ausnahmabeftimmung im $. 13 
entgegenftebt. 

Ungerheffene Berechtigungen zur Weide, welde ben Be— 
— ober Gemeinden des Amtes Zellerfeld in ben ober 
harziſchen Forſten zuftehen, follen auf ben rer bes belafte- 
ten a ai in gemeffene umgewandelt und fixirt 
werben. 


Der Antrag des Forſteigenthümers auf üfgation muf 
jeboch ftet8 fämmtliche ben Einwohnern einer und berfelben poli- 
tifchen Gemeinde in feinen Forſten zuftehende Berechtigungen 
ber vorftehenben Art umfaffen. 


Die —5 — ig den BVorfchriften der Hanno- | 

verjchen Ge — das Verfahren in Theilungsſachen 

durch die Theilungsbehörden (vergl. . 26) und bat den Zwech, 

ben Umfang ber ungemeffenen Berechtigungen ſowohl, als aud) 

bie etwaigen, ben Bere tigten obliegenden Gegenleiftungen ein 

Ei alle Mal nach Mafgabe bes rechtmäßigen Befititandes 
ftauftellen. 


Durd) die Fixation der ungemelfenen Weibeberehtigung 
wird die Anzahl und die Art des Viehes, welches in Zukunft 
ber einzelne Berechtigte in bie Harzforften höchſtens einzutrei- 
ben befugt fein foll, nad; dem jährlichen Durchſchnitte ber 
ke * * Jahre vor Einbringung des Fixations - Antrages 
eitgeftellt. 
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Sobald da8 auf den Antrag eines Forfteigenthümers ein- 
— Fixationsverfahren bezüglich ber aus einer Gemeinde 
iſher ausgelbten ungemeffenen Berechtigungen endgültig er- 
ledigt iſt, hat die Theilungsbehörbe über das Ergebniß ber- 
ig eine Urkunde zu entwerfen, auf beren Vollziehung durch 
ie Theilnehmer bes —— die Vorſchriften ber 
Hannoverſchen Gefehgebung ber Lie Vollziehung ber Theis 
lungs · Urkunden Anwendung finden. 


Die Koſten bes Fixationbverfahrens find von dem Eigen- 
thümer ber belafteten Forſt Fi beitreiten. Die Koften des 
etwa eingetretenen gerichtlichen Berfahrens find bemfelben jeboch 
nicht beizuzählen. 


R ber Befugniß des Forſteigenthümers, im falle ber 
lichkeit ber Forſt bie bezügliche Nutzung einzufchrän- 
——————— ration nice geändert. 


Berechtigungen in den oberharzifchen Forſten der Memter 
Zellerfeld und Elbingerode, weldye bisher von allen Einwoh- 
nern einer Gemeinde oder von einzelnen Klaffen berfelben recht- 
mäßig ausgeübt find, ftehen ber politifchen Gemeinde zu, fo- 
fern fie nidyt mit einem Beitimmten berechtigten Grunbbefige 
verbunden ober im ug gg Befige anderer Korporationen 
und Genoffenfhaften find. Ausgenommen davon find jedoch 


1) alle Bezüge und A der im aktiven unmittel- 
baren Staatöbienfte ftehenden Beamten, einſchließlich 
ber Unterbeamten ber fisfalifdhen Werke und der Kö- 
nigliden Behörden und 


2) alle Bezüge und Nutungen für Gebäude, Beamte und 
Diener ber Kirchen und Schulgemeinden, bezüglich 
beren das Recht ber betreffenden Kirchen: und Schul 
gemeinde zufteht. 


$. 17. 


Menn bie Aufhebung ber Berechtigung aus ber Forſt 
gleichzeitig mit einer Gemeinheitstheilung oder Verkoppelung 
erfolgt, fo fol die Abfindung bes Forſtherrn aus ber Gemein- 
heit, fofern berfelbe ſolches beantragt, ſoweit thunlich, mit ber 
Forſt in Verbindung gebracht oder in beren Nähe angemwielen 
werben. Erfolgen zu gleicher Seit für eine Mehrzahl von Be 
rechtigten Abfindungsflächen ans verſchiedenen Backen fo find 
die Antheile des einzelnen Mer pr tigten an ben 
verfchiedenen Abfindungsflähen möglihft auf eine der letzteren 
anzumeifen und zufammenzulegen. 


§. 18. 


Bei der Abftellung ber auf Forſten ruhenden Berechti- 
ungen ift. eine Vereinigung ber Parteien r eine anbere 
Rente, als eine feſte Geldrente unzuläffig. 


Alle Entihäbigungsrenten find auf ben Antrag ſowohl 
des Berechtigten als des Berpflichteten nach zuvoriger ſechs- 
monatlicher Kündigung durch Baarzahlung des zwanzigfachen 
Betrages der Rente ablösbar. 


Dem Verpflichteten ift es —— das Kapital in vier 
auf einander folgenden, einjährigen Terminen, von dem Ab- 
lauf der Kündigungsfrift an gerechnet, zu gleichen Theilen ab- 
zutragen, doch ift ber Berechtigte nur ſolche Theiljahlungen 
anzunehmen verbunden, welche minbeftens Einhunbert Thaler 
betragen. Der jebesmalige Rückſtand ift mit fünf Prozent 
jährlich zu verzinfen. 


Eine eigen ge: ber Betheiligten über einen anderen 
er 


—— wird hlerdurch nicht ausgeſchloſſen, der letztere 
Fe jebod den 25fachen Betrag der Jahresrente nicht ‚ 
eigen. 


Berabredbungen, welche biefer Vorſchrift zumiderlaufen, 
baben bie Wirkung, baf ber Berechtigte daraus 
fachen Betrag ber Jahredrente zu — befugt iſt. 
$. 19. 


inbet ber belaftete Eigenthümer einzelne Berechtigte ab 
—* befugt, nach Merhältniß des Theil 


efundenen einen nöthigenfalls von der Museinanderfehungs- 


nur ben. 25- | 


Inehmungsrecht8 der | 
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behörbe unter Berädfichti der wirthſchaftlichen Intereſſen 
beider Parteien zu Een anna A abe — —53 
ber Mitbenugung ber übrigen noch nicht abgefundenen Beredy- 
tigten zu entziehen. 


$. 20. 


Berechtigungen, welche nach ben Borfchriften dieſes Ge- 
ſetzes ber Abitellung ober Fixation ee aaa in Zu 
funft nur burd einen von einem Gerichte oder Notar beur- 
fundeten Vertrag errichtet werben, alfo auch burch Erfigung 
nicht entjtehen. 


Es ſoll jedoch eine in Betreff derfelben bereits begonnene 
— durch Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht unterbrochen 
werden. 


$. 21. 


Die ben: Ablöfungskapitalien und ben 7 Zwecke ber 
Abldſung vorgeftredten Darlehen, fowie den Ablöfungsrenten 
durch bie SHannoverfche Gefehge: ung — Borzuge 
rechte (K. 106 des Gefe vom 14. Dezember 1864, baß 
Pfandrecht u. f. w. betreffend, Gefeh - Sammlung ©. gr 
fommen auch ben zur Abſtellung von Forſtberechtigungen feit- 
gen Renten und Rapitalien, imgleidyen den zum Mbtrag 

er letzteren vorgeſtreckten Kapitalien zu. 


$. 2. 


Bei der Theilung von Forſten ($. 1, IT.) erfolgt bie 
Mertäsermittelung ber Theilnehmungsrechte und 


e nn 
ber einzelnen Miteigenthümer n n ee be- 
ftehenden Gemeinheit8- oder Mar 


ntheilungsorbnungen. 
Die Grundfäße derſelben — auch = die Vertheilung 
der nach Morfchrift dieſes Geſetzes feftgeftellten Abfindungen 
Forftberehtigungen ($. 1, 1.) ımter mehreren gemeinfam 
rechtigten Anwendung. . 


Menn und foweit ed in ben einzelnen Theilen ber Provinz 
Hannover —— bezüglichen Vorſchriften fehlt, greifen 
x bie vorerwähnten Auseinanberſetzungen bie einſchlagenden 
ſtimmungen ber Gemeinheitst — für das 
Fürſtenthum Lüneburg vom 25. Juni 1802 Dlag. 


$. 2. 


Die Natnraltheilung einer ——— Forſt iſt nach 
Einholung eines forſttechniſchen Gutachtens nur dann für ſtatt 
nehmig zu erfennen, wenn entweder bie einzelnen Theile zur 
fo en Benugung geeignet bleiben und dieſe gemügenb 

dert (2 oder wenn ſich ergiebt, daß die Niederlegung ber 
Forf landwirtbichaftlich niglic ift und im landespolizetlichen« 
Antereife zugelaffen werden kann. 

Die künftige forſtwirthſchaftliche Benutzung ber nah Er- 
laß dieſes Geſehes getbeilten Forſten kann, wenn bie beftchen- 
den Geſetze wegen Verwaltung der Gemeinbeforften auf die 
felben feine Anwendung finden, durch ein vom Oberpräfidenten _ 
ber Provinz Hannover nad) Anhörung der Betheiligten und 
des Verwaltungsausſchuſſes des Hannoverſt Provimial- 
—— u erlaffendes Statut mit verbindlicher Kraft für 
fämmtliche Theilungsintereffenten geregelt werben. 


Die vorftehende Beftimmung findet aud) auf die nad) $. 11 
als Abfindung für Berechtigungen ausgewiefenen Forſttheile 
Anmenbung. 


$. 24. 


&o lange eine Gemeinde- ober Genoffenfhaftsforft unge 
teilt befeffen wirb, kann auf ben Antrag eine® ober mehrerer 
‚ Intereffenten das Theilmehmungsrecht ber ntereffenten auf 
‚ ein beftimmtes Maaß feftgefegt und beingemäß bie Benutzung 

ber Forſt geregelt werben, 


| Es find dabei die Grunbfäge ber beſtehenden Gemeinheits 
ober Markentheilungsorbnungen, in benjenigen Canbestheilen 
| aber, wo e8 an dergleichen Orbnungen fehlt, bie Vorſchriften 
| ber — ge x das Fuͤrſtenthum Lüne- 

burg vom 25. Juni 1802 von ben Theilungsbehörden in An⸗ 
wendung zu bringen. 





24* 


— — — 





$. 2. 


Megen ber Rechte Dritter an ben zu theilenden Forſten 
ober abzuftellenden Forftberechtigungen, beziehungsmweife an ben 
Abfindungen gelten, 


wenn bie Entfhädigung in Grund und Boden gegeben 
wird, die Beftimmungen —— Theilungs · 
— und wenn die Entſchaͤdigung in Rente o 

pital befteht, die Vorſchriften der Hannoverſchen 
Ablöfungsgefeke. 


$. 26. 


Rü — der Behörben und des — — die 
Hannoverſchen Geſetze vom 30. Juni 1842 und 8, November 
1856 über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs- und BVer- 
foppelungsfachen mit den bazu ergangenen Ergänzungen. 


Bei Anträgen auf Fixation ($. 16), fowie in ben Hüllen 
des $. 24 findet ein Vorverfallren im Sinne de8 Hannover 


fchen * 
Die bezuglichen Anträge find an die Generalkommiſſion 
Hannover zu richten, weldje, infofern der Antrag fich nicht fo- 
gleich al8 unbegründet berausftellt‘, nach Anleitung ber 68. 1 
und 3 des vorerwähnten Gef eine Rommiffion_zu ernennen 
und mit ber Leitung des Verfahrens und ber erftinftanzlichen 
Entſcheidung zu beauftragen hat. 


Wenn die Abftellung ber bem Domainen ⸗Fiskus obliegen- 
ben forftberechtigungen im Wege gütlicher Einigung bew 
wirb, fo bebürfen bie darüber zu errichtenden Rezeffe zu ihrer 
Gültigkeit nicht der in ben GG. 140 und 141 des Befehes vom 
30. Juni 1842 Er A ee Beurkundung und —— 
durch bie Obrigkeit beziehungsweiſe die Landdroſtei (General- 
tommiffion). 

Auch aueh biefe Rezeſſe nicht ben Borfchriften des 


Hannoverſchen Gejehes vom 16. Dezember 1843, bie en 
Pr u. f. w. von Kontrakten beftehenden Borfchriften 


vom 30. Juni 1842 ($$. 58—67) nicht ftatt. 


J. 27. 


Bon ben Koften ber Abftellung einfeitiger Forſtberechtigun⸗ 

gen werben bie der Berme — und —— des —— 
aldes, inſofern fie unvermeiblich find, von allen Theilneh⸗ 

mern nad) Verhältniß der Theilmehmungsrechte getragen. 

Die übrigen Auseinanderfegungskoften tragen bie Theil. 
nehmer nad Verhältniß des Vortheils, weldyer ihnen aus ber 
Auseinanberfegung erwaͤchſt. 

Daß ungefähre Verhaͤltniß dieſes Vortbeils wird von 
ber Theilungsbehörde ermeſſen und der Koſtenpunkt demgemäß 
feſtgeſeht. 

n Forſttheilungsſachen werben die Koſten ber Vermeſſun 
unb Rn ebeafo wie die übrigen Auseinanderfe unge, 
foften nad) Berhältniß ber Theilnehmungsrechte vertheilt. 

Die befonderen Koften, welche durch die auf den Antrag 
“eines — eingeleiteten, die Geltendmachung ſeines 

Rechts oder ſeinen ee Nuten bezielendben Berhandlun- 
gen erwachſen find, bat berfelbe der Kegel nad allein zu 
tragen; e8 bleibt jedoch dem Ermeſſen ber <heilungsbehörhe 
vorbehalten, unter Umftänden die etwa vorhandene Gegenpartei 
zum Erſatze berfelben zu verpflichten. 

In Rekursfällen find die Koften dem unterliegenben Theile 
zur Laſt zu legen. 

N $. 28. 


Alle —— Vorſchriften über Gegenſtaͤnde, worüber 
dieſes Geſetz ——2——— enthält, werden, inſoweit fie mit 
benfelben unvereinbar find, außer Kraft gefeht. 

Insbeſondere werben aufgehoben: 

1) bie > enftehenden Vorfchriften in ben für bie ein- 
einen Theile der Provinz Hannover ergangenen Thei- 
ungsorbnungen, 

2) bie 66. 23 bis inkl. 38 des Geſetzes vom 8. November 
1856 über die Aufhebung von Weiderechten, 
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3) bas Gefeh vom 7. Januar 1863, be bie Ab- 
ie er Berechtigung auf Gtreugewinnung in 
oriten. 


Auch bie Abftellung nußbarer Rechte des Marfenrichters 
Selsgrafen und Warterberten ($.3 bed Gefeßes üßer die Auf- 


ebung ber Marfen- und SHolggerichtsbarkeit vom 13. Februar 
850) fällt fortan unter is Gefeh, infomweit «8 um 
Berechtigungen ber im $. 1, I. angegebenen Art banbelt. 


Dagegen werben bie $$. 123 ff. im achten Abfchnitt der 
Hannoverfhen Abldfungsordnung vom 23. Juli 1 durch 
biefes Gefeg nicht berührt. 


$. 29. 


Auf en, in welden ein rechtöfräftiges a 
feitö-Erfenntniß vor Erlaß biefes Geſetzes ergangen ift, findet 
letzteres feine Anwendung. . 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L.S.) von Fordenbed. 


A 44. 


Berichterftatter: 
Graf von ber Schulenburg-Hefiler. 
— — —— — 


Bericht 
der 
Agrar: (8ten) Kommiſſion 
über den 


Entwurf eines Geſehes, betreffend die Aufhebung 
der Iagdrechte auf fremdem Grund und Boden in 


den vormals Aurfürflic Heffifhen und Großherzog- 
lich Heffifchen Landestheilen 'und in der Provinz 
Scieswig-Holftein. (Nr. 27 der Drucdfacden.) 


Nachdem über ben vorftehenden Gegenftand dem Herren- 
baufe bereit8 in der Situngsperiodbe von 1868/69 ein ei 
entwurf vorgelegen bat, ber dem gegenwärtigen faft glei y 
von bem Herrenhaufe aber in feiner Sitnng vom 5. Februar 
1869 eine im Prinzip fehr abweichende gefung © abren, blieb 
er — alsdann wegen Schluſſes des Landtages uner- 

gt. 

Nach Verlauf von über 3 Jahren hat die Königliche 
Staatsregierung, gedrängt durch wiederholte Anträge und auf 
Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 22. November 
1872, gegenwärtig vorliegenden Gelegentwurf bei bem Abge- 
orbnetenhaufe eingebracht, welches denfelben in ben Sitzungen 
vom 13. und 16. Dezember pr. in unveränderter Faſſung 
angenommen bat. Dieſer Gefeentwurf unterfcheibet ſich von 
dem früheren im Wefentlichen nur dadurch, daß bie Maximal 
jüte er aus Staatdmitteln zu gewährenden Entfhäbigun IE 

ie Drovinz Schleswig-Holftein auf Dad Doppelte — 1 & [r, 
10 Sar. pro Hektar — gegen früher erhöht find, und daß 
diefe Provinz bereits in 9 Entihäbigungsflaffen eingefhägt ift, 





Im Allgemeinen liegen bie Jagbverhältniffe in ben frag- 

fihen 3 Candestheilen folssebermahen: m — 2* 

enthum Heſſen iſt die Jagb laut Gefek vom 7. September 

auf Antrag ber eg n allen fällen ab- 

lösbar, und zwar für ben von benfelben.zu gewährenden Ent- 
ſchädigungsſatz von 2 Ser. für ben Kaffeler Acker. 


n ben Großberzoglih Heſſiſchen Canbestheilen ift bie 
Ja — E— überall auf ntrag ber verpflichteten Grund» 
— und zwar für den 18fachen Betrag des By 
ermittelnden Jagbertrages im Durchſchnitt ber Jahre 18546558, 


wofür jebod nach neuerer Feſtſetzung ebenfalls ber feſte Ent- 
—E von 2 — Kaſſeler Acker eintreten ſoll. 


In der Provinz Schleswig-Holftein bagegen iſt geſetzlich 
nur das dem Fiskus zuſtehende u wen [ö8bar und zwar 
nach einem vorher zu ermittelnden Entſchädigungsſatze, welcher 
wohl —— fein muß, dathier in nicht unbebeuten- 
bem Berhältniffe bereits Ablöfungen ftattgefunden haben. 


Der dem Herrenhauſe 1868/69 —— Geſethentwurf 
hat im Jahre 1868 den zuge und Kommmal-Fandtagen 
der fraglichen Landestheile zur Begutachtung worgelegen. 


Die Kommunalftände in Kaffel und Wiesbaden haben 
dem Entwurfe vollftändig beigeftimmt, während der Schleswig. 
Holfteinifche Provingial-Tandtag neben unwidhtigeren Poftulaten 
auch höher normirte Entfhädigungsfäße verlangte. 


Bei Berathung des qu. Gefeßentwurfd in ber Agrar 


tommiffion am 28. Januar cr. war das FFinanzminifterium 
durch Herrn Geh. Ober ˖ Finanzrath Lowe und das Mini⸗ 
ſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten durch den 


Geh. Regierungsrath von Kamp vertreten. 


‚Beide Herren Kommiffarien empfahlen ben Gefehentwurf 
zur unveränderten Annahme und machten bafür geltend: 


1) u in ben ‘betreffenden Landeötheilen in Be iehung 
auf die Jagb ein nicht länger haltbarer e an 
berrfche, dem abzubelfen unabmweislicyes Bedürfniß fei, 
baf durch den fraglichen Gefekentwurf eine Eluge und 

” wi ehrt =. Dolitif une ehe folle, 


um nad ben vielen Bitten und Beſchwerden einen 


Gegenftand der allgemeinen Unzufriedenheit zu befeiti- |. 


en, ben man gegenüber dem andern Faktor der Geleh- 
Kim auf — Wege abzuftellen nicht hoffen 
er © 
3) daß, nachdem in ben alten Landestheilen bie qu. Jagb- 
—— ung ohne jebe en ehoben unb 
im Na auen die dafür gewährte Entſchaͤdigung von 
Seiten des Staates geleiftet fei, man doch nicht füg- 
lich eine dritte Art von Ablöfung etabliren könne, in- 
dem man den verpflichteten Grundeigenthümern ber 
bier in Rebe ftehenben Lanbestheile auferlege, die Jagd 
auf ihre eigenen Koften abzulöfen, wodurch biefelben 
weit fchlechter geftellt werben würben, als bie Ange⸗ 
börigen aller andern Lanbestheile. 


Außerdem würde dies eine wangsweiſe auferlegte 
—* ung fein, welche allen Rechtsgrundſähen wider 


4) daß durch den a Gefegentwurf im Far 
Lande in Bezug auf die Jagd ein Zuftand ber Gleich⸗ 
t geichaffen werben folle, den- man nothwendig vor- 
er erreichen müffe, um dann baldigft an Stelle des 
jegigen mangelhaften Tagd-Voligeigelehes ein befferes 
—— zu können, durch welches die Jagdpolizei im 
ganzen Umfang ber Monarchie gleichmäßig geregelt 
werde, 
5) daß ferner im ben betroffenen Landebtheilen allfeitig 
der Erlaß des fraglichen Geſetzes —— werde, wie, 
eſehen von vielen Petitionen, bie zuftimmenben Ber 
fchlüffe der Kofmunalftände zu Kaffel und Wiesbaden 
bewiefen, während dem Sauptverlangen ber Schleswig. 
Holſteiniſchen Provin ae möglihft entiprochen 
fei, indem man bie häbigungsjäße bi8 auf das 
Doppelte des früheren höchſten Sahes erhöht habe, 
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6) durch ben vorgefchlagenen Entfhäbigumgsmobus er- 
wachſe endlich ber Staatäfaffe feine zu große Laſt, ba ſich 
ber nad den proponirten Sähen zu zahlende Ka— 
ges auf 100,000 Thlr. und ber Kapitalsverluft 

—— entzogenen Rente auß ber ibm auf 
fremden Grundftüden zuftehenden Jagd auf pptr. 


240,000 Thlr. 





belaufe. 


Mäphrend biefe Ausführungen namentlid von einem Mit- 

liebe der Kommiffion volle Unter fanden, wurben bie- 
elben von anderer Seite lebhaft bet und dabei befonber8 
bon einem Mitgliede hervorgehoben: 


daß man e8 nicht ſtaatsmänniſch Ber nennen fönne, 
auf Koften altbewährter Rechtsgrundſaͤtze Zugeftänd- 
niſſe IR maden; dies fei vielmehr eine Politik ber 
- Nachgiebigkeit, bei ber man nie wilfen Lönne, wo man 
enbigen würbe. 


Auf biefe Meife würde man nur immer unb 
immer wieber Dr — —— en 
en. Wenn au ih zu agen jei 
d05 Die Mönigliche Staatsregierung Im Jahr 1848 
im Zuſtande der Kraftlofigkeit in ben alten Provinzen 
das bezügliche Jagdrecht ohne —— aufgehoben 
babe, Io fei e8 doch durchaus nicht geboten, auch jetzt 
noch in tiefitem Frieden und in voller Madıtfülle der 
Regierung von dem einmal begangenen Rechtsbruch 
Konfequenzen zu ziehen, vielmehr ein enbliches Verlaffen 
biefer Bahn ein dringendes Bebärfniß. a 
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olizeigefeg verfeßt werben würben, welches ja allent- 
ale nur Unfrieden umb Unorbnung 
e. 


Das Rechtsbewußtſein im Volke werde durch bie 
projektirte Maßregel von Neuem ſchwer geſchädigt und 
ſei e8 dabei — ob daß a 
Erwarten * en klein oder groß ſei. Ebenſo ſei 
es unerheblich, ob das von Seiten bes Staates für 
biefe Art von Aufhebung zu bringende Opfer fi in 
großen Summen bewege, nit. Immerhin fei 
e8 unleugbar, daß aud diejenigen, benen man 1848 
das ihnen zuftehende Jagdrecht ohne Entfhäbigung ge- 
nommen, jet wieder dazu mit beitragen müßten, mit 
dem unentgeltlich erworbenen Jagdrecht Leuten ein 
Geſchenk zu machen, bie vielleicht gar nicht danach ver- 
langen, oder, wenn bies, baffelbe durch Ablbſung er- 
langen fönnen. 


. = all en — u *28 8 Dee 
einen Antrag au ehnung a u ſtellen 
inbem «6 Soffte, baffelbe-burch Mmenbieung zu verbeffern. 


Nachdem zur Spezialbisfuffion —— en war, wurde 
bemerkt, daß im $. 1 Alinea 2 in der zwe en Deile in Nr. 27 
ber Druckſachen ein Drudfehler vorliege, indem es ſtatt Erb- 
pädhter heißen mäffe: 


Erbverpächter. 
Hierauf wurde der Antrag geftellt: 
im $. 1 ffatt Mlinea 1 


zu ſetzen: 

»Die zagbredte - frembem Grund und Boden, 
einfchließli Jagdfolge, fomeit ſolche in den che- 
mals Kurfürſtlich Heſſtſchen und Großherzoglich Heſſi- 
ſchen Landestheilen und in ber Provinz Schlebwig- 
Holſtein noch beſtehen, find bi8 zum 1. März 187 
abzulöfen.« 


Gegen biefen Antrag wurde bemerkt, daß in ibm wohl 
jebenfalls eine Rebaktionsänderung, aber noch nicht unbedingt 


eine Verwerfung bed bem Regierungsentwurfe zu Grunde 
liegenden Drinzips zu erlennen je. Deshalb empfehle es ſich, 
den Antrag abzulehnen, damit nicht moͤglicherweiſe durch eine 
einfache Redaktionsänderung bie Nothwendigkeit entftehe, ben 
ganzen Gefegentwurf nochmals ſowohl beim Abgeordyetenhaufe, 
als auch im Herrenhauſe zur Vorlage zu bringen. 


Demgemäß warb ber qu. Antrag mit 7 gegen 1 Stimme 
abgelehnt und ber $. 1 der Negierungsvorlage angenommen. 


2142. 
Alinea 1 ward einftimmig angenommen, 


Zu Alinen 2 und 3 biefes Paragraphen wurde ber Yn- 
trag geftellt, ftatt berfelben zu feßen: 


⸗Für die Aufhebung bed Jagdrechts auf frembem 
Grund unb Boben ik bem ehtigten von dem Be- 
ſiher des bisher belaftet gewefenen Grundſtücks Ent- 
ſchädigung zu leiften.« 

Nachdem in ber Debatte über biefen Antrag, welcher, mie 
erfichtlich, über das leitende Prinzip emtfcheibet, bie jchon in 
ber Generalbiskuffion aufgeführten Gründe theilmweife wiederholt 
wurben, warb ber Antrag zur Abftimmung geftelt und mit 


5 gegen 3 Stimmen 
angenommen. 


Hierauf wurde $. 3 einftimmig angenommen. 


Mit der Mobifitation im F. 4, ftatt der Jahreszahl 1874 
aus leicht erfichtlichen Gründen 1875 zu fegen, warb nun aud) 
diefer Paragraph einftimmig, ebenfo mie die SS. 5, 6 und 7 
angenommen. 

Nachdem noch beichloffen war, im $. 8 ftatt ber Tahres- 
zabl 1873 bie von 1874 zu ſetzen, "warb auch biefer Paragraph 
einftimmig unb hierauf daß ganze Gefeh mit dem Amenbement 

durch 5 gegen 3 Stimmen 
angenommen. 


Der Agrarkommiffion ift eine Vetition Nr. 119 bed Buts- 
befigerd Drdge zu Schreweborn überwiefen worben, ber fein 
Jagdrecht auf beitimmten Ländereien von Erbpächtern glaubt 
erhalten zu koͤnnen, weil baffelbe auf Vertrag beruht. 


" Die qu. Kommiffion glaubt, daß die Petition durch den 
über ben Gefeßentwurf zu faflenden Beſchluß ihre Erledigung 
finden werde und beantragt bemufolge: 

Das Herrenhaus wolle befchließen: 


1) dem Gefegentwurf,” betreffend die Aufhebung bes 
Jagdrechts auf fremdem Grund und Boben in ben 
ehemals Kurfüritlih Heſſiſchen und Großherzoglich 

effifchen Landestheilen und in ber Provinz Eciles, 
wig · Holſtein in ber von der Kommiffion bean- 
a Faſſung die verfaffungsmäßige Zuftimmung 
zu erteilen; 3 


2). bie Petition Nr. 119 durch biefe Beſchlußfaſſun 
für erlebigt zu erklären, Mainpfoung 


Berlin, ben 30, Januar 1873, 


Die Agrarlommiffion. 


Graf zu Solms: Barutb (Vorſitzender). von Brand, 

Grof von Brühl. von Bud. Malmros, Schub: 

man. Graf von der Schulenburg: Keffler (Bericht- 
eritatter). Graf von Schwerin. 
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Auf die Tagesordnung einer de l 
wirb * — — — 


J. 
Mündlicher Bericht ber VIII. Kommiffion für Agrar- 
angelegenheiten über 
1) Petition (5. Rr. 91) ber Mühlenbefiger Thamm und 
offen zu Liebenau, Kreis Liegnitz, welche fih in 
Folge ber Bewä ——— ber Gutsherrſchaft von 
Meppersdorf in ihrem Müblengerverbe geihäbige halten, 
und Beſchwerde über bie Verfügungen ber erung 
zu Liegnitz, d. d. 21. Auguft 1872 und des Hanbels- 
minifteriums, d. d. 23. ber 1872 führen. 
Berichterftatter: Herr von Bud. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


über voremmähnte Petition zur Tages» 
ordnung überzugehen. 


2) Petition (I. Nr. 98) von Michelſen und Genoffen 
in Scegerott bei Cappelu, Kreis Schleswig, mit dem 
Antrage: 

in ben Geſetzentwurf, betreffend bie Mblöfung ber 
Reallaften in der Provinz Schleswig-Helftein, Be 

mungen aufzunehmen, melde ihnen unter Be- 
a ben Gebrauch ihrer Rechtömittel um- 
billig nträchtigenben “engen —— die 

Mi ci gewährt, die Enticheidung ber Rechts. 

ftreitigkeiten über bie ftehenden Gefälle ben. Aus- 

einanderfegungsbehörben zu unterbreiten. 
Berichterftatter: Herr von Bud). 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 
die Detition Nr. 98 buch bie von bem- 
felben in feiner fiebenten Sitzung ge 
—— Beſchluſſe J dem gedachten Ge⸗ 
etzentwurf für erledigt zu erfläten. 


II, 


Schlußberathung über den Gefegentwurf, betreffend 
an — — 


Wegegeſetzgebung der Provinz Hannover. Nr. 40 der 
Drudjaden. 


Referent: Herr Graf zu Müniter. 
2 Antrag bes Referenten: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vorbezeichneten Gefegentwurf in ber von 
dem Abgeorbnetenfaufe unverändert ange 
nommenen Faſſung die Zuftimmung zu er- 
theilen. 


Berlin, ben 31. Januar 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 
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A 46. 
Beri tter: 
Graf ** Cippe. 
— e—— 
Bericht 
ber 


Sehnten Kommiffion, 
betreffend 


den Entwurf eines Geſehes über das Grundbuch- 
weſen in dem Yadegebiet (fir. 22, der Druckſachen). 





Die unterzeichnete iffion hat bie mit ben Allerhöd)- 
ften — vom 9., 14., 16, 18,, 21. unb 31, De 
—— 187 Verfall 555 9* In — — = 
andtags zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorgelegten 
Ge 4 (Mr. 2 28, 2, 31, 33, 35, 42 ber Drud- 
fahen bed Herrenhaufes) unter er Fang des Herrn Ge 
—— Ober · Juſtizraths Dr. Förſter, als Vertreters ber 
oͤniglichen gung in einer Reihe von Sitzungen 
bera Das Refultat dieſer Berathungen legt fie dem 
Hohen Haufe in den einzelnen Berichten vor. 


Allgemein bleibt zunähft nur hervorzuheben, daß bie 
Kommif! Enfimmig davon außging die Sekdnfißfege 
fei einer befonderen Erörterung bei a biefen Gefeßentwärfen 
nicht mehr zu unterziehen, weil ber leitende Geſichtspunkt bei 
Erlaß ber befehe vom 5. Mai 1872 barin beſtanden habe, 
ein übereinftimmendbes Jmmobiliarfahenreht und Grunbdbuch ⸗ 
orbnungSwefen im ganzen —— der Monarchie —— 
die vorliegenden Geſetzentwürfe aber nur dieſen F ie bie 
einzelnen, von ben Gefegen vom 5. Mai 1872 nidt b en, 
zur get noch mit ben verfcjiebenartigften Nechten ausgeitatte- 
ten dandestheile verfolgen. Die Kommiffion glaubte deshalb 
fofort auf bie Berathung Ber einzelnen Gejepentwürfe eingeben 
zu ie und begann mit demjenigen, welder das Jadegebiet 
b 


Dabei wurbe von einer Seite eine Präjubizialfrage * 
Erörterung angeregt. Das Jabegebiet beſteht aus zwei be- 
fonberen bungen. Die exfte geideh durch den Vertrag 
vom 20. Juli 18 Seien. Basen, 54 ©. * die zweite 
durch den Vertrag vom 16. Februar 1864 (Gejeh- Samml. 
1865 ©. 301). Einverleibung ber erften Erwerbung in 
u —— — ae —* —* F 
Berfa e mitte Öchften vom 5. No- 
ni u 1854 —— 23 — 
führung Preußi in dieſem Sthei e bur 
ei Ge Kos 14. Dr 1855 (Gefeg-Samml. S. 306) ge 
regelt. züglich der zweiten Erwerbung blieb bie Be ger 
zeifung anfänglich ausgeſetzt. Nach den Motiven zu dem 
— treffend den Nechtszuſtand in dem je & 
a ae ie 5 
ie rgreifu jetzt noch ni efunden, ja, 
wird —— S——— daß dieſer Gebietstheil noch gar 
feinen Beſtandtheil des Preußiſchen Staatsgebiets bilde. Es 
ſcheine bei dieſer Sachlage, ſo wurde ausgeführt, noch bes im 
Artikel 2 der —————— vorgeſehenen —* zu be 
dürfen, bevor bie Yanbeövertretung an eine Spegialge etzgebu 
für dieſe zweite Erwerbung herantreten könne. Einen genü- 
genden —5 für ein ſolches Geſetz ſcheine — die Beſtimmung 
des $. 1 des Geſetzentwurfs über ben a Szuftand in dem 
Tabegebiet, wonad das Jadegebiet der Provinz Hannover 
einverleibt werben folle, nicht-zu bieten, weil fich biefe Be- 
ftimmung gleihmäßig auf beide Erwerbungen erſtrecke, und 
un wein für beide Gebietötheile nur dieſelbe Bedeutung 
en ſolle unb könne, nämlich die: ben im Wege der Gejeh- 
gebung zu orbnenben Verband biefer Gebietätheile mit einer 


191 
urgpre Drovinz bed Preußifchen Staates berzuftellen. 
e8 erhelle klar aus ben ee u bem ng l; 
dagegen fei in keiner Welfe bie ash dahin gegangen, eine 
bem UArtilel 2 der Berfaffungsu e ak Gate Be 
—A — en, U e mit ausbrüdlichen Worten be 
y ebietötheil fi bem angebent el 
ten eine angebenteten Man 
Hi ——— der —Se Verfaſſung 
ßiſchen Staate noch nicht zugehörigen Ter- 
ritorium ſchwerlich als ein wirkungsvoller Akt darſtellen laſſe. 
Da nun der gegenwärtig ur Berathung ſtehende Gefegent- 
wurf feinen genitgenben nal zur Ordnung biefes Punktes 
biete, wurde ber Antrag geftellt: 
bie Königliche Staatdregierung zu erfuchen, dem Land · 
tage einen Gefekentwurf bezüglich ber * des 
eld Vertrags vom 16. Febtuar 1864 (( ee 
Samml. 1865 ©. 301) von bem Großberzogthum DI- 
benburg abgetretenen Gebiete mit ber Preußifchen* 
Monarchie in Gemäßheit Artikel 2 ber Verfaffungs- 
urfunde zur verfaffungsmäßtgen Befdjlußnahme vor- 
zulegen. 

Diefen Ausführungen und dem Antrage wurbe inbeſſen 
lebhaft wiberfprochen, — davon ausg ange murbe, daß 
ber Artitel 2 ber Berfaffungsurtunde n en Erlaß eines 
befonberen und lediglich auf die Einverleibung eines neu er- 
worbenen Gebietes mit der Preußifchen Monarchie gerichteten 
Geſetzes erheifche, vielmehr nur bie gefeglice Reguli von 
— — verlange, eine derartige geſetzliche Nege- 
lung aber zweifeldohne in der Einverleibung eines neu erwor- 
benen Gebiete mit einer beftimmten Provinz bed Preußifchen 
Staated gefunden werben müffe, weil, was einer beftimmten 
Provinz inforporirt werde, aud; dem ganzen Staate zumadhfe. 


Bei der Abſtimmung wurde ber obige Antrag mit über- 
wiegender Stimmenmehrheit abgelehnt. 


gi, insbefonbere aber erlifcht bie Geltung ber Hypotheken⸗, 
tember % 1 Rare er, Deutiches Grundbuch. und Hypotheken · 


Auch bedarf es dazu eines Spezialgefekes für das 


 Öre und Unterlagen andere find wie in Oftfriesland. 
e 


—— erkannt werden, noch nach dem 1. April 1873 die 
run 


1 — en nl —— — 


iſche Recht maßgebend bleibt. In dem letzteren Falle müßte 
ie Oldenburgiſche Buchführung über bie ingroſſirten Obli- 
gationen von dem Amtsgericht in Wilhelmshaven übernommen 
und fortgefegt werben. Es läßt ſich indeſſen bie Möglichkeit 
ber ungmweifelhaft fchmwierigen Trennung ber Olbenburgifchen 
Angroffationsbücher nicht überfehen, wie denn aud) eine theil- 
weile Beibehaltung bed bisher geltenden materiellen Dlden- 
burger Rechtes neben dem übrigen Rechte Oftfriedlands gewiß 
zu einer beträchtlichen Menge von Verwidelungen und zu einer 
beflagenswerthen Hechtsunficherheit führen würbe. e Kom- 
miffion erklärte ſich deshalb mit dem Gange einverftanden, 
welden ber Entwurf der Entwidelung ber bier einfchlagenden 
— er rg zu geben beabſichtigt. Diefe Entwidelung 
vollzieht fih, um es kurz zufammenzufaffen und Harzuftellen 
in folgender Weiſe. Bi zum 1. April 1873 gilt im ganzen 
Jadegebiet Oldenburgiſches Recht, gebanbhabt von Dldenbur- 
gischen Behörben. it dem 1. April 1873 tritt im ganzen 
—— das Oſtfrieſiſche Recht, jedoch mit Ausſchlüß der 
ypothekenordnung / in Kraft und wird von dem Amtsgericht 
in Wilhelmshaven gehandhabt. Diefem Amtsgericht fällt die 
Aufgabe zu, das neue Grundbuch nah Vorſchrift der Grund- 
budorbnung vom 5, Mai 1872 anzulegen. Vorab müſſen 
aber die Grumnbfteuervermeffungs-Arbeiten bis zu einem ge 
wiffen Punkte gebiehen fein. it ben durch diefe Arbeit ge- 
mwonnenen Refultaten erwachſen bie unbedingt notbmwendigen 
Unterlagen für bie Anlegung bed Grundbuchs Die Anlegung 
ſelbſt kann vor einem eren Ablauf von 6 Monaten nicht 
beenbigt werben, $. 14. Erſt nach Anlegung bed Grundhu 
blattes ober Artikels beginnt für jedes einzelne Grundſtück bie 
volle Geltung ber Gefehe vom 5. Mai 1872, namentlich in 
Beziehung auf bie Eigenthumsübertragung und bie Bingliche 
Belatung, Eigenthum an Grunbftüden kann bis dahin durch 
Titel und zu erworben werben. Hypotheken dagegen 
fönnen bei bein Mangel eines Grundbuchs nicht Beftellt werden. 
Diefe Verkehrsſtockung fol durch die Einrichtung von In— 
terimbhypothelen befeitigt voerden. Der Befteller ber nterims- 
Hypothek wird aber ben Nachweis bed Eigentums an bem 
u verhypothezirenden Grund zu führen haben. Diefer 
Rachıveis it bei den vor bem 1, April 1873 emmorbenen 
Grundſtücken nad; Oldenburgiſchem Recht, bei ben feit dem 
1. April 1873 erworbenen Grunbftüäden nah Oſtfrieſiſchem 
Recht zu führen. gie bas Grundbuchamt kein Bebenten 
egen die Zulaffung der künftigen Eintragung, dann hat bie 
Knterimsghpothet Kraft und Bedeutung, SG. 27, 28. Der- 
artige Bedenken fönnen ag vor Ferti 
buchs wegen ber bis dahin ſchwierigen Prüfung ber Eigen- 
thumsfrage häufig auftauchen, fo daß eine gewiſſe Verkehrs. 
und Kredititörung vor Beendigung ber Grundbuchsanlegung 
nicht abwendbar zu fein ſcheint. Allein obne eine ſolche läßt 
fi die neue Regulirung überhaupt nicht durchführen. Nur 
bleibt zu münfchen, hab bie Königliche Staatöregierung eine 
möglichite —— ber Grundſteuer · Vermeſſungsarbeiten 
eintreten laſſen möge. 
thung vorbehalten, zu prüfen, ob die ftörende Uebergangs- 
periode im Einzelnen nicht noch mehr, ald es ber Entwurf 
thut, abgekürzt werben könne. 
Nach Anftellung dieſer m Betrachtungen wenbete 


fih bie Kommiffion ber ung ber einzelnen Paragraphen 
zu, wobei vorab nod) iu emerfen bleibt, daß ſich das Mugen- 


merk auch auf eine gleidnmäßige Redaktion ber Beftimmungen | 


in den einzelnen Gejegen richtete. 

in ber Ueberfchrift wurden die Worte im SJabegebiet« 
in »in bem — umgeſtaltet. 

In der Einleitung änderte die Kommiſſion das Wort 


»mit« in »unter« und fchaltete hinter bem Wort ⸗Monarchie⸗ 
die Worte »für das TJadegebiet« ein. 


J. 1. 


Su dem $. 1 befchloß bie Kommiffion mehrfache Menbe- 

zungen: } 

a) Die Ueberfchrift bed Gefe über ben Eigenthums- 
erwerb vollftändig zu allegiren und E biefem Zwecke 
bie Worte »Bergmwerte und felbftftänbige Gerechtig- 
feiten« Binzuzufeßen. 
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lung des Grund» 
fun —— —— die — der etwa zu_Tage tretenden 
pã 


— 


— —— ——— 


b) Die von der Einführung auszuſchließenden Paragraphen 
im erjten Alinea fofort zu bezeichnen, dagegen bas 
zweite Alinea in Wegfall zu bringen. 


e) Die letzten Daragraphen ber Gefeße über ben Eigen- 
thumserwerb und die Grundbuhorbnung, welde ben 
Zeitpunkt des — dieſer Geſetze auf den 
1, Oktober 1872 feſtſtellen, ben von ber Einführung 
auszufchließenden Paragraphen binzuzufügen, weil be- 
züglich des vorliegenden Gefees ein anderer Termin 
für die nfraftfegung eintreten muß und Zweifel dar- 
über entftehen könnten, ob da, wo bie Gefeke vom 
5. Mai 1572 von der DVorausfegung ber ‚mit bem 
1. Oktober 1872 eintretenden Gültigfeit ausgeen, in 
bem hier betroffenen Gebiete der 1. Dftober 872 ober 
ber 1. April 1873 gemeint fei. Der Herr Regie- 
rungstommiffarius erMärte ſich mit dieſen Zufäßen 
einverftanben. 


d) In ber —* Zeile vor den Worten sin dem Jabe- 
gebiet« die Worte »mit nachftehenden Beftimmungen « 
einzufchalten, wie fie ſich auch in den übrigen Gefek- 


entwärfen finden. 


Mit dieſen Faffungsänderungen gelangte der Paragraph 
einftimmig zur Annahme. 
$. 2. 


Hier war zunächft ber Drudfehler »in dem⸗ in »in ben« 
zu verbeffern. 

Sodann beſchloß bie Kommiffion, die Worte »kommen 
m ge Anwendung« in »bleiben außer Anwendung⸗ zu 
beränbern. 


Uebrigens konnte ſich die — * nicht verhehlen, daß 
ihr eine genauere Einſicht darüber fehle, welche Oftfrieſiſche 
Geſetze dann an Stelle der in den Geſetzen vom 5. Mai 1872 
in Bezug genommenen altlänbifchen Gefehe zur Anwendung 
fommen würden. Much fteht der gegen rtige Rechtszuftand 
im Geltung&bereiche ber Gefehe vom 5. Mai 1872 im genauen 
Aufammendange mit der Konkurdorbnung vom 8. Mai 1855, 


‘der Subhaftationdordnung vom 15.März 1869 und einer großen 


Anzahl anderer gefeglicher Beftimmungen, bergeftalt, daß ſich 
die eforaniß, ed merde mit Einführung der Gefeße vom 
5. Mai 1872 in dem Jadegebiet eine gewiſſe Rechtsunſicherhelt 
eintreten, ſchwerlich  befeitigen läßt. Indeſſen glaubte bie 


Män doch erft einer teren, au 


umfaflenberen Rechtseinheit gerichteten Gejeßgebung üt 
zu follen. 52 


Zu dieſem Paragraphen hatte die Kommiſſion feine be 


—— —* 
erlaſſen 


ußerbem aber blieb bet Spejlalbera- | fonderen Bemerkungen zu machen, eben fo wenig zu 


J. 4. 


In Betreff beider empfiehlt fie Die unveränberte An- 
nahme. 
Nur zu dem Alinea 2 des $. 3 wurde von einem Mit- 
ie hervorgehoben, daß es den Anſchein gewinne, als ob 
ormerkungen überhaupt nur auf Grund von Entfcheibungen 
bes Prozeßrichters eingetragen werben könnten, während doch 
das Geſetz über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 in 
. 8 aud eine Bormerkung zulaffe, die ohne progeffualifche 
drterung mit Bewilligung bes Eigenthümers im Grundbuch 


| eingetragen werden dürfe. Nachden indeffen darauf verwieſen 
| worben war, unb zwar unter —— 


bed Herrn Re 

ierungfonmiffarius, daß fich, wie Alinen 1 wohl ungweifel- 
Bart erkennen laſſe, ber $. 3 überhaupt nur auf diejenigen 
Bormerkungen beziehe, melde ein vorausgehendes progeffualifches 
Verfahren voraußfeßen, nicht aber auf bie von einem 
progefjualifchen Verfahren gar erg Pormerkungen, 
wurde es für vollftändig genügend erachtet, dieſe Auffaflung 
ber Kommiſſion im Bericht uicberguiegen. 


$. 5. 


Diefer —— übernimmt bie Beſtimmungen ber in 
Oftfriesland nicht geltenden Preußiſchen Kontursordnung vom 
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8. Mai 1855 in F. 49, An fi ericheint bie Aufnahme 
biefer Vorfchrift in dem vorliegenden Gefeg als nothwendig. 
on einer Seite wurde nur eine Faflungsänderung dahin 
‚ beantragt, ben Schluß des Paragraphen von dem Worte 
»behufs« an in: 

»behufs der durch Brand, Hagelfchlag oder Viehfterben 
entftandenen' und gemeinfchaftlich zu tragenden Schäben 

zu entrichten find« . 


zu ändern, und zur Begründung diefes Antrags hervorgehoben, 

ß das Wort »Uebertragungs« im Text bed Gefehentwurfes 
in dem Sinne, in weldem e8 in der Preußiſchen Konkurs 
erg. ebraucht werde, in den neu erworbenen Landestheilen 
nicht Üi Ki und deshalb: nicht verftändlic; fei. Es wurbe in- 
beffen darauf aufmerkſam gemacht, daß es fic) nicht empfehlen 
dürfte, altländifche geiehli e Beitimmungen mit anberen al8 
den in dem Gefeh gebrauchten Worten in den neu erworbenen 
Landestheile einzuführen, und daß wohl anzunehmen fei, daß 
fi) das richtige Verſtändniß ber Gejehfprache auch Hier bald 
finden werbe. 


Der Verbefferungsantrag wurde demnäͤchſt verworfen. 


$. 6. 


Diefer Paragraph gab im Allgemeiren feinen Anlaß zu 
Beanftandungen, nur wurde beantragt: 


in Alinea 1 ſtatt ber Worte »bed Gerichts, welchem 
ber Erblaffer zuletzt für feine Perfon unterworfen ware 
zu fagen: 

»des Nachlaßgerichts«, 


um eine Uebereinſtimmung mit den übrigen, hier kürzer und 
nicht weniger verſtändlich gefaßten Entwürfen herzuſtellen/ — 
ſowie in der vorletzten und letzten Zeile bes Alinea 1 bie 
MWorte: 
»daß fich nach erfolgter öffentliher Ladung ein beffer 
berechtigter Erbe nicht gemeldet habe.« 


»daß fich nad) erfolgter öffentliher Ladung Niemand, 
ber ein befferes Erbrecht in Anfpruh nimmt, ge 
meldet babe.« 


umjugeftalten, um an fid) den ber Beltimmung zu Grunde 
liegenden Gebanfen Harer auszjubrüden und bie burch bie 
Faſſung der Vorlage nicht ausgeſchloſſene Interpretation, als 
ob das Nachlaßgericht über die befjere oder fchlechtere Erb⸗ 
berechtigung beffen, der ſich gemeldet bat, zu befinden habe, zu 
befeitigen. 


Der Herr Regierungstommiffarius erklärte fein Ein. 
verjtändnig zu beiden Menbderungen, welche demnächſt aud) 


in: 


von der Kommiffion mit überwiegender Majorität angenommen | 


wurden. 
Gegen das zweite Alinea wurde nichts erinnert, 


Zu bem 
8.7 
wurde der Antrag geſtellt, folgenden Zuſatz nebſt entſprechender 
Faſſungsanderung hinter dem Wort Zinſen in der erſten Seile 
einzufchalten: 
»von eingetragenen ober zur Eintragung emäß $. 27 
dieſes Gejehes geeignet befundenen Kapitaliens, 


Der Zwe des Antrags gebt dahin, bie Klageverjährung 
nicht bloß auf die Zinfen wirklich eingetragener Kapitalien zu 
befchränfen, ſondern auch auf bie Zinfen folder Kapitalien 
auszubehnen, in Betreff deren vor beendiater Unlegung bes 
Grundbuhblatts oder Artikels nah $. 27 nur nterims- 
hypothelen ertheilt werden können. 


Von anderer Seite hielt man biefen Zuſatz für über- 
flüffig wegen ber im $. 28 ausgefprochenen ſonſtigen Gleich 
ftellung ber Interimshypothefen mit den eingetragenen Hy— 
potbefen. 

Bei der Abitimmung 
3 Gtimmen und bemnäd 
nahme. : ; 

Ant. 3. d. Berbanbl, b. Herrenhauſes. 


elangte der Antrag mit 10 gegen 
! der ganze Paragraph zur An- 


| 
| 
| 
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Sodann wurde ber Antrag geftellt, hinter $. 7 einen 
neuen Daragraphen folgenden Inhalts einzuſchalten: 


a) An die Stelle des $. 25 bes Gefehes über den Eigen- 
thumserwerb vom 5. Mai 1872 tritt folgende Be 
ftimmung: . 

‚ ‚Für Rapitalien, melde ‚inslos oder mit 
Zinfen unter dem Zinsfag von Jünf vom Hundert 
eingetragen find, fann ber EigentHfimer einen 
Zinsfag bis Fünf von Hundert mit der Rang- 
ordnung des Kapitals eintragen laffen, falls bie 

* Gläubiger, deren Titel zur Hypothek vor dem 

1. April 1873 entjtanden ift, darein willigen«. 


Zu biefem Antrag wurde der Unterantrag geftellt: 


b) ftatt ber Worte: »Titel zur Hypothek- zu fehen: 
Hypotheken· 


ſowie der fernere Unterantrag: 


ce) ſtatt der Worte: »vor dem 1. April 18734 zu ſetzen: 
»vor dem Inkrafttreten bes gegenwärtigen Geſehes«. 


Der Hauptantrag a, bezwedt, dem $. 25 bes Geſetzes 
über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 diejenige Faſ ⸗ 
ung zu geben, welche ben befonderen ng ae Itniffen in 
em Jadegebiet entfpricht, und denjenigen Gläubigern, deren 
Titel zur Hypothek, gleichviel ob die Hypothek ſchon eingetragen 
ift ober nicht, vor dem Tage entftanden ift, an welchem dieſes 

eſetz Geltung gewinnt, bie Fir ebührenden Mechte zu 
dern. Durd den Antrag b. follte diefe Sicherung auf die 
it8 eingetragenen Kapitalien befchränft werden. Der An- 
trag e. enthält nur eine Faffungsänderung. Dem —— 
wurde indeſſen entgegengefeht, daß es einer Umgeftaltung d 
$. 25 gar nicht bebürfe, um ihn zweifelöfrei in dem Jadegebiet 
zur Anwendung zu bringen. 


Bei ber Abftimmung wurbe ber Antrag e abgelehnt, 
ber Antrag b. zwar angenommen, demnächſt aber ber Saupt- 
antrag a. mit überwiegender Majorität verworfen. 


Meiter wurde ber Antrag geftellt, an biefer Stelle einen 
neuen Daragrapben folgenden Inhalts einzufchalten: 


$. 7a, 


»An bie Stelle bes $. 29 des Geſetzes über, ben 
Eigenthumdermerb u. j. w. vom 5. Mai 1872 tritt 
folgende Beitimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigentbiimers 
und bes Gläubiger in eine Grundjhuld umgewandelt 
werben, wenn Diejenigen in der zweiten und britfen 
Adtheilung gleich und nadeingetragenen Berechtigten 
eimmilligen , welche bi8 zu bem im $. 26 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Tage eingetragen oder vorgemerkt find«. 


Zur ründung dieſes —** wurde hervorgehoben, 
daß ber $. 29 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 den Satz aus 
fpreche, daf diejenigen Gläubiger, welde nad dem Inkraft⸗ 


treten des Gefeged eine Eintragung erlangt haben, einen 
Widerſpruch gegen die Ummand a einer Hypothek in eine 
Grundfchuld nicht erheben dürfen. iefer Sat fei überall da 
leicht durchzuführen, wo eingerichtete Grundbücher bereitä be» 
ftehen. Im Jadegebiet fei aber erft das Grundbbud) anzulegen, 
und erſt nadı Unlegung der Grumdbuchbläiter beziehungsweiſe 
Artikel gelange grundftücdsweife das Geſetz vom 5. Mai 1872 zur 
vollen Anwendung bergeitalt, daß bezünlid der einzelnen 
Grundftüde eine Grundſchuld nicht eher beitellt werben könne, 
ala bi das Grumdbuchblatt oder ber Artikel regulirt fei. 
Deshalb un e8 einer von dem 8. 29 etwas abweichenden 
Faſſung, um deſſen Prinzip zweifelsfrei zur Anwendung ge 
langen zu laffen. 


Bon anderer Seite wurbe entgegnet, daß auch ohne biefe 
Br ungsänberung faum ein Zweif über die richtige und 
a entior ende eg Br $. 29 auftommen fönne, 
eine Anſicht, der ſich auch Herr Regierungslommiſſarius 
anſchloß. Auch wurde bemerkt, daß wenigſtens ein altländi- 
ſches Gericht ſchon vor dem 1. Oltober 1872 bei einer Poſt, 
die Verpflihtung des Grumbdftüddeigenthümerd, nad bem 
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1. Oktober für bie Poſt Grunbfchulbbriefe außfertigen zu 
Iaffen, im Hypothekenbuch vermertt habe und baburd das 
etwaige Tiberfpruchsrecht ber noch bis zum 1. Oktober |päter 
—— Gläubiger abgeſchnitten ſei. Die Zulaͤſſigleit 
einer ſolchen Prozedur wurde von verſchiedenen Seiten in 
Frage geftellt. 


Bei der Abftimmung gelangte der Antrag mit 8 Stimmen | 


gegen 5 zur Mnmahme. 
$.8 


Zur 
bezweckt ben —5 ber Grundbuchsanlegung vor ber voll- | baf, weil 


ftändigen dertig ellung ber Grundfteuermutterrollen zu krmög · 
lichen... Es wurde nur beantragt: 


* * gr Se * ———— era Sc 
iher « bin een, unb in n e 
- ort Rechner in ⸗Nachweiſe⸗ zu ver- 
nbern. 


Diefe Abänderungen ftellen die Uebereinftimmung in der 

Faſſung ber verfchiebenen Gefegentmürfe ber, bie erfeere aber 

— namentlich dazu, einen Anſchluß an die gleich folgende 
eſtimmung des $. 9 zu gewinnen. 


§. 9. 


Der Paragraph ſelbſt gelangte unbeanſtandet zur An⸗ 
nahme, nur würde bie Aufnahme folgender zufählicher Be- 
flimmung beantragt: 


»Die Grunbfteuerbehörben haben die ihnen bekannt 
werdenden Eigenthumsperä gen, welche bis zu 
ber im $. 26 bezeichneten Bekanntmachung eintreten, 
bem Grundbuchamt unverzüglich mitzutheilen. 


Das Grundbuchamt hat die ihm als neue Eigen- 
thümer bezeichneten Perfonen bei den weiteren Der 
handlungen mit zugugiehen«. 

Zur Begründung de8 Antrage wurde angeführt, baf 
während ber Zeit ber Regulirung ber Grundbücher vielfache 
Beligveränderungen vorkommen und wegen ber Steuerver- 
hältniffe 5* den Grundſteuerbehörden bekannt werben 
würden. Es ſcheine, wenn nicht nothwendig, fo doch nützlich, 
dieſe Eigenthumsveränderungen, welche ſofort im Flurbuch 
nachgetragen würden, dem Grundbuchamt zur Berichtigung 
ber ihm ertheilten Abſchrift des Flurbuchs, ſowie zur Zu- 
ziehung ber neuen Eigenthüämer bei dem —— — ft, 
mitzutheilen. Dem Antrag wurde entgegengehalten, daß bei 
zwifchengeitlichen Eigenthumßveränberungen ber frühere Eigen- 
thümer ſchon aus eigenem ntereffe bem Grundbuchamte bie 
erforberlihe Mittbeilung machen, ober daß ſich aus gleichem 


Grunbe ber neue Eigenthümer bei dem Grundbucdamte melben - 


werde. Auf biefe Weiſe würde am ſich ſchon ohne biefe bie 
Grunbdfteuerbehörben beläftigenben Mittheilungen das Grund 
buchamt in bie Gage verfegt werben, mit dem neu eingetretenen 
Eigenthümer bie — fortzuſetzen. Außerdem könne ja 
das Grunbbuchamt den neuen Eigentümer anhalten, einen 
Extrakt auß der Grunbfteuermutterrolle beizubringen. 


Mit I gegen 4 Stimmen wurbe ber Antrag abgelehnt. 


Zu 
5 $.10 


wurde ber Antrag geftellt, ben Eingang babin zu faffen: 
»eder Eigenthumer eines Grunbitüds, beffen Eintra- 
gung in das Grundbuch, erfolgen foll«, 
damit bie —— des 6. 11 nicht bloß Bei ben im Flur⸗ 
buch al8 Eigenthiümer bezeichneten und beshalb vorzulabenden 
Derfonen Platz greife, ſondern auch bei denjenigen Perfonen, 
die in ber Smifhenzeit bis zur Regulirung bes Grundbuch⸗ 
blattes ober Artikels das Eigenthum an einem Grundftüd er- 
mworben haben. 


Diefer Antrag, mit bem fih auch der Herr R 
fommiffarius einverjtanden erklärte, gelangte mit, 
‚2 Stimmen zur Annahme. 


Außerdem gingen zu diefem Paragraphen folgende An- 
träge ein: 


erungs · 
gegen 


X 
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1) ben Eingang dahin zu faſſen: 


Der ald Eigenthümer Borgelabene ift unter Vor- 
legung ber von Amts wegen zu erforbernben Sn 
xoſſationsextrakte aus ben bei ben Olbenburgifi 
Sppotfefenäintern geführten Sypothefenbüdhern zu 
entnehmen und babei verpflichtet, u. f. w. 


2) bie Worte in Nr. 4 auf Verlangen u. f. w.« zu 
ſtreichen. 


Begründung des erſten An wurde bemerkt 
— von Amts —— 
g auf 

welche 


olge, dem Grundbuchamte auch bie 
— felbft alle die Notizen & 
14 
jum 1. &prif 1873 bie Bear: 
elegen 


g 
tigen R dbuchweſens werbe bod fat in 
—* u von rg en bie Serbei- 
affung diefer Extrafte aus den Olbenburgifchen Hypotheken 
ung gereiche ben 
—SA Derur- 


die Grundbuchreguli abge 
o willfährigen ldenburaifn 
\ Ing en en beläftigt werben 
Betracht für die 


8 . Der Ser ee 
—— ſprach ſich in gleichem Sinne gegen ben An— 
ag aus, 


Br Antrag 2 ift eime einfache Komfequenz bes erften 


Bet der Abftimmung twurbe ber erfte Antrag mit 7 gegen 
7 Stimmen abgelehnt, wodurch ſich ber zweite Antrag er- 
lebigte. 
Endlich wurbe beantragt: 
das lehte Alinen dahin zu fallen: 
»Aucd bat das Grumbbuchamt ben von bem —— 
thümer nicht angezeigten Berechtigten, deren Bor 
banbenfein ihm anrtlich bekannt i#, von ber nicht 
erfolgten Anzeige Ihrer Berechtigung Mittheilung 
zu maden«, 
Der Entwurf ſieht diefe Mittheilung als eine Berechti— 
gung des Grundbuhamts an, während der Vorfchlag Fi na 
erechtigung eine Verpflichtung machen will. 
Der Antrag wurde mit 11 Stimmen gegen 3 ange- 
nommen. 
Zu biefem —— wurden endlich noch folgende 
Redaktionsänderungen beantragt und ein g angenommen: 
— 2 ftatt »durch welchene zu ſetzen »vermöge 
en«j 
in Nr. 4 ftatt »bingliche Caften« zu fagen »bingliche 
Rechter. 
Mit diefen Aenderungen gelangte ber Paragraph zur An- 
nahme. A 


» gl 


wurde nur beantragt, das lehte Wort »einforbern« in »be- 
ſchaffen⸗ zu verändern. 


Der Antrag wurbe einftimmig angenommen. 


$. 12. 

Hier wurden bie nachſtehenden Rebaktionsverbefferungen 
in Vorſchlag gebracht und im Einverftändniß mit bem Herrn 
Regierungstommiffarius demnächſt einftimmig angenommen: 

1) ben Eingang wie folgt zu fallen: 

»Zur Eintragung bed BVorgelabenen als Eigen- 
thuͤmer genügt ed, wenn trej 
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2) Rr. 1 mit bem Wort »entweber« beginnen zu laffen; 


3) Nr. 1 in ber erften Seife ftatt »bei einem« »in einem«, 
ftatt »nothwendigen Verkaufe »gerichtlichen Zwangs 
verfahren«, zu feßen; 


4) in ber zweiten Zeile das Wort »daſſelbe⸗ zu ftreichen; 
5) Rr. 2 in ber erften Zeile ftatt »eined« »bes« zu ſetzen / 


6) zwifhen Nr. 1 und 2 bie Worte »wenn er« meg- 
Ile zu laſſen und das Wort »ober« Hinter 2 zu 
en; 


7) ba8 Wort »oder« zwiſchen Nr, 1 unb 2 Hinter 3 zu 
fegen; 


8) por in ber erften Zeile ftatt »an —— Fr 

\ e Berfiherungen von Deugen« agen »du 
deattlich — — a Zeugen⸗ 

9) ſtatt »Vorgänger⸗ in ber dritten Zeile »Rechtsvor- 
gängere zu ſehen / 


10) 10 mit Buchſtaben zu fchreiben; 


11) in ber legten Seife des Paragraphen das Wort unbe 
in »oder« zu verändern. 


Der 
$. 18 


gab ju folgenden Anträgen Anlaß: 


a) Die Friſt für das Verfahren bei Unlegung bed Grund- 
buche von ſechs auf drei Monate zu Befhränten, ein 
mal weil bei bem geringen Umfang des abegebiets 
bie nothwendigen Arbeiten wohl innerhalb dieſes für 
zeren Zeitraums beendigt werben könnten, ſodann aber, 
um bie mit ber ganzen Lmgeftaltung verbundene 
Verkehrs. und Krebitftörung in bem intereffe der Ber 
theiligten möglichſt zu befchränfen. Der Antrag fand 
inbeflen weber ben Beifall des Herm Regierungstom- 
miffartuß, noch ber M hl der Kommiffion, nicht 
allein, weil das in Wilhelmshaven neu einzurichtende 
Amtsgericht vorausfichtlich die ihm fonft noch obliegen- 
ben Geſchaͤfte kaum werbe bewältigen können, fondern 
auch, weil unzweifelhaft manche ber bei Einrichtung 
bes Grundbuchs intereffirten Perfonen ihren Wohnfig 
außerhalb des Tabegebieted haben, und für diefe die 

ift von brei Monaten zu kurz erfcheine. Der des⸗ 
* Antrag wurde mit 9 gegen 5 Stimmen ver 
worfen. 


b) Das Allegat in ber Klammer Seile 2 (88. 8 ff.) in 
($$. 9 6i8 12) zu prägifiren. Ser 
ec) Die legte Abtheilung des lekten Satzes als befonderen 
Sat dahin zu formuliten: 
⸗Sind entgegenftehende Ansprüche rechtzeiti 
meldet, fo fommt bie — ve $. 
Anwendung.« 


Beide Anträge beſchäftigen ſich nur mit der Redaktion, 
nicht mit einer Aenderung der materiellen Beſtimmungen. Der 
Antrag sub b. wurde einitimmig, ber Antrag sub c. mit 11 
gegen 4 Stimmen angenommen. 


Der 


ange 
9 zur 


$. 14 
würde in der Faſſung des Entwurfs aud) diejenigen Derfonen 
verpflichten, fich bei Den Grundbuchamte zu ir die von 
dem lehferen bereit bei der Negulirung zugezogen find. 
Unter gleichzeitiger Veränderung der Worte »Realredhte ober 
Realanfprädee in der vierten Seile in »binglihe Rechte« 
—— die folgende Redaktion des Paragraphen in Antrag ge 
acht: 


Die nicht bereits nach G$.9 und 10 vorgelabenen 
Derfonen, welde vermeinen, daf ihnen an einem 
Grundftüd das Eigenthum gaben owie ‚ biejenigen 
Derfonen, welche vermeinen, hnen an dem Grund · 
ftüd ein bie —— darüber einſchränkendes Recht, 
oder eine Hypothek, oder irgend welde andere, ber 
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57 an ar —. —— —— 
e re An i 
blauf "der im $, 18 Begei wu en lubren 


um U 

bei dem Grunbbuhamt anzumelden. Ueber bie An- 
meldung bat das Grundbuhamt bem Anmelbenben auf 
Verlangen eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


Der Herr Regierungstommiffariuß erklärte ſich mit biefer 


Saffung ‚ und wurbe ber Daragrapb in berjelben 
mit allen gegen eine Stimme angenommen. 
Bei dem 
$. 15 
murbe 


zunähft in Erwägung gezogen, daß bie in bem zweiten 
Alinea 2 Materie in a $. 23 wieder dr uk anti 
und meiter georbnet werbe, und daß es empfehlenswerth fei, 
das erſte Mlinea bes S. 15 als befonderen Paragraphen binzu- 
ftelen und fodann in einem neuen Para Taplen zweite 
Alinea bed $. 15 mit dem Inhalt bes wen zu verbinden. 
Der Herr iger rg ftimmte dem zu und murbe 
das erſtz Alinen bed $. 15 im unveränderter Faſſung als $. 15 
angenommen. 


Das zweite Ulinen bes G. 15 wurde bemmädft unter 
Beränberung bed Wortes > « in »bißherigen« als erſtes 
Alinen des neuen Paragraphen 15a. einftimmi nommen. 
Hieran fhließt fi) ber materielle Inhalt bes ber Bor- 
lage. In folgender veränderter Rebaktion: 


»Kommt eime Einigung unter ben Betheiligten 
über einen beftimmten einzutragenden Betrag nicht zu 
Irre fo erfolgt deffen Feſtſehung durch ben 334 
richter.« 


—— > ac | — —— Beſchluſſe der Kommifſion den 


Die Kommiſſion hielt indeſſen eine Ergänzung bes Dara- 
graphen in zwiefacher Richtung für wünſchenswerth. Einmal 
erhellt nicht, was bei bem Grundbud während des Prozeſſes 
zu gefchehen habe, namentlich nicht, ob in Betreff dieſer Hy- 
pothek irgend etwas einzutragen fei. Es wurde beöhalb bie 
Hinzufügung bes Sapes 


»Ingifchen iſt eine Vormerkung auf den hoͤchſten von 
dem SHppotbefengläubiger geforderten Betrag einzu« 
tragens, 


in Antrag gebracht. Eingewendet wurde gegen ben Vorſchlag, 
daß e8 bedenklich fei, bie ————— ber Höhe bed durch die 
Vormerkung zu fihernden Betrags lediglicd dem Ermeſſen bes 
Gläubigerd zu affen, weil bei einer unverbältmnißmäßigen 
Höhe ber Schuldner u Te kreditlos gemacht werden könne, 
ſowie ferner, daß diefe Art ber Normerfung von bem Suiten 
ber Hauptgefete abweihe. Dem wurde indeflen unter Zuftim- 
mung des Herrn Regierungsfommiffarius entgegengeftellt, daß 
man allgemein doch nicht von ber Vorausſetzung ausgehen 
dürfe, der Gläubiger werde zur Chifane des Grumbeigen- 
thuͤmers eine fein gg Intereſſe weit —— Summe 
eintragen laffen, baß ferner das ntereffe des Grunbeigen- 
thümers, nad Regulirung bes Grundbuch überhaupt ſicher 
über da8 Grunditüd verfügen zu können, ftärfer fei, als der 
—* durch eine zu —* Vormerkung zeitweilig erwachſende 

achtheil, und daß endlich, wenngleich die Hauptgeſetze dieſe 
Art von Vormerkung nicht beſonders hervorheben, dieſe Vor- 
merkung doch nicht gegen bad Syſtem ber Geſetze verſtoße. 
Bei der Abſtimmung wurde ber Antrag mit 14 gegen 1 Stimme 
angenommen. 


Die zweite ra ging aus en Empägung ber 
vor: Ein großer Theil der Generalhppotheken beitcht in den 
Kautionen, welche die Vormünder für ihre Miündel zu beitellen 
haben. Am zwedentfprechendften und einfachlten wird die 
Rebuzirung biefer Generalhypotheken auf bejtimmte Summen 
durch bus — Gericht erfolgen, ohne daß es 
nothwendig, ja ſelbſt wunſchenswerth ericheine, über bie Feſt⸗ 
eg ber 6 jener Summe noch einen Prozeß zwiſchen 
em das verhaftete Grundſtück beſitzenden Bormund und einem 
dem Kuranden beſonders zu beſtellenden Kurator zuzulaſſen. 
Es wurde deshalb beantragt, dem zweiten Alinea noch folgen« 
ben Zuſatz beizufügen: 
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- 


z——— 


»Die Summe einer vormundſchaftlichen Sicherheits 
! othek fett der Normundf ter feft mit Aus- 
luß des Rechtöweges.« 


Smar wurden Bebenten pagegen erhoben, von bem Safe; 
daß der Prozeßrichter die Höhe der DEE ER ellen babe, 
eine Ausnahme zu machen, fowie eine Materie gelegentlich zu 
berühren, deren Orbnung in ba8 Vormunbſcha Ted ehöre; 
allein nachdem MM ber Herr Regierungstommiffarius Ahr ben 
beantragten Zuſatz erflärt Hatte, weil ed win — ker 
ben Uebergang aus bem bisherigen Zuftand in ben durch bie 
neueren Geſehe erjtrebten Zuſtand moͤglichſt zu erleichtern, eb 
aud) gerechtfertigt erfcheine, biefe das Grundbuchweſen nicht 
minder als das Vormunbfchaftswefen berührende Materie an 
biefer Stelle zu orbnen, wurde ber Zufaß von ber Kommiſſion 
mit 10 geden 4 Stimmen und bemnädit ber ganze Paragraph 
15a. angenommen. 


Der 
$. 16 
wurde ohne Menderung angenommen. 
6.17. 


Diefer Paragraph gab wieder zu mehrfachen Erörterungen 
Anlaß. Zunähft wurde von einer Seite beantragt, bie 
Seilen wie folgt zu faflen: 


»Mer bie ihm —5* Anmeldung unterläßt, erleibet 
ben Redtönachtheil, daß er fein Recht gegen einen 
fpäteren Erwerber bes Grunbftüds nicht mehr geltend 
machen fann.« 


Diefer Vorſchlag beruhte auf ber Erwägung, daß bie in 
dem Entwurf an ben böfen Glauben gefnüpften Nachtheile 
feine Stüge in bem Gefeg über ben Eigenthumserwerb vom 
5. Mat 1872 fänden, bier vielmehr etwas Abmweichenbes feit- 
geftellt werde, dergeftalt, baß bie Eintragung als Eigenthümer 
nicht diefelbe Mi \ babe wie eine gleiche Eintragung nad) 
bem Hauptgefege. Die — Aufhebung der Anſprüche 
gegen das Grundſtück in Folge des Aufgebotsverfahrens ſei 
auch in ber Allerhöchſten Werorbnung vom 16. Juni 1820 
bei Einführung ber Preußifchen Sypothefengefege in bie ehe 
maligen Sädhftfchen Canbestheile ausgefprochen worden. 


Der Herr Regierungstommiffarius widerſprach dem Antrag, 
indem er bemerkte, daf die Berüdfichtigung bes quten Glaubens 
nad) Maßgabe des vorliegenden Entwurf mit dem Grund. 
prinzip des Gefehes über den Eigenthumberwerb, namentlich 
beffen F. 9 nicht im Miderfpruch ſtände. Er hob ‚ferner 
hervor, daß es zur Erleichterung bed Uebergange8 gerechtfertigt 
erfcheine, wenn bier nicht mit der Strenge wie in ber erwähnten 
Verordnung vom 16. Juni 1820 durchgegriffen würbe. Diefer 
br ſchloß ſich die überwiegende Majorität der Kom- 
miffion an, und wurde ber Untrag mit allen gegen 2 Stim- 
men abgelehnt. 


Von einer anderen Seite wurde der Antrag geftellt, vor 
ben Morten »im redlichen Glauben« die Worte: ; 


»gegen Entgelt und⸗ 


einzufügen, um eine vollftändige Uebereinftimmung mit ben 
Seimmunge im 6. 9 des Gefehes über den Eigenthums- 
erwerb herbeizuführen. Dem murde enige net, daß ber er 
wähnte }. 9 einen befonderen Fall berübre, ber für daß 
vorliegende Rechtsverhaͤltniß feine durchgreifende Unalogie 
— daß ferner aber auch thatſächlich die von dem Vor⸗ 
ſchlag betroffene unentgeltliche —— höchſt ſelten vor- 
kommen werde, weil bei dem Uebergang des Eigenthums in 
Erbfällen der Erbe in die Rechte und — des Erblaſſers 
eintreten müſſe. 


Der Antrag wurde mit 7 gegen 5 Stimmen abgelehnt. 
erner wurde in Antrag gebracht, den Schluß dahin 
zu faſſen: 
»und daß er fein eg gegenüber denjenigen, 
deren Rechte innerhalb der Ausfhlußfrift angemelbet 
und demnächſt aud) eingetragen find, verlierte, 


einmal, weil nad $. 10 nit nur der Gläubiger, ſondern 


Herrenhaus. Aktenftücd A" 46, 


auch der Eigenthümer des belafteten Grundftüds bie Anmel- 
dung wirffam vornehmen kann, fobann, weil body nur bie 
Anmeldungen Berüdfichtigung verbienen, auf Grund beren 
demnächſt aud eine Eintragung erfolgt ift, wobei es als 
felbftverftändlid erachtet wurde, daß bier unter Eintragung 
aud) die Vormerkung mit inbegriffen fei. 


Diefer Menberung ſchloß fich auch ber Herr Regierungs- 
fommiffarius an. Der Antrag wurbe einftimmig Pa nein. 


Endlich war noch ein Antrag geitellt, in der zweiten 
Zeile Hinter den Worten gegen einen Dritten« folgende 
Ergänzung folgen zu laffen: 

»iweldyer entweber im reblichen Glauben an bie Ridy- 
tigkeit bes Grundbuchs oder nad Ablauf ber Aus 
ſchlußfriſt und vor dem im G. 26 bezeichneten Zeit- 
punft von bemjenigen, beifen Eigenthum als zur 
Eintragung geeignet dargethan wurde ($. 12), Das 
Grunbjtüd erworben bat, u. f. w.« 


‚„ Diefer Vorſchlag beabfichtigt, für die Eigentfumsverhält- 
niffe (Abteilung 1) ein ähnliches Ausktunftsmittel zu fhaffen, 
wie ed im 8. 27 durch das Rekognitionsſyſtem für bie Sypo- 
thefentitel (Mbtheilung 3), die in ber Periode von bem An. 
frafttreten bes Geſehes 6iß zur Anlegung des Grunbbud)- 
blatte8 ober Artikels entftanden find, genäht worden fei. 


Der Herr Regierungstommiffarius widerſprach biefem 
Antrag, indem er bemerkte, daß, abgefehen davon, daß ber 
Fall felten vortommen werbe, das Gefek felbft doch in biefer 
Beriehun ausreichend fei, unb daß ein folder britter Er- 
werber fih an das Grunbbuhamt zu wenden habe, damit 
von dieſem ba8 Erforderliche veranlagt werde. 


Auch von anderer Seite wurde der Antrag bekämpft und 
bei der Abſtimmung mit 8 gegen 4 Stimmen abgelehnt. 

Demnaͤchſt erfolgte bie Annahme des ganzen Paragraphen 
in der veränderten Faſſung einftimmig. — as 


Su dem 
§. 18 
murbe — hinter 17 in der zweiten Zeile 
»mörtlich« 
einzufhalten, und in ber vorletzten Zeile das Wort 
»der Drovinz« 
zu ftreichen. 


Ferner wurde ber Antrag geitellt, am Schluß des Dara- 
graphen hinzuzuſetzen: 
»auch bat bie Bekanntmachung durch Aushang an 
Gerichtöftelle zu gefchehen.« 


Der Antragfteller ging davon aus, daß das Amtsblatt 
bod) wohl wenig gelefen werbe, ber im Gebiete des Allgemei- 
nen Landrechts aber überall vorgefcriebene Aushang an 
Gerichtäftelle aber gerabe bie Kraft babe, bie Gerichtseinge- 
—— beſonders zu verbinden. Dem wurde entgegengeftellt, 

5 ber Gerichtbaushang auch nicht häufig en werde, und 
daß er im Tabegebiet biäher nicht gebräuchlich fei. Der Un- 
trag wurde mit überwiegender Majorität abgelehnt, der Dara- 
graph aber angenommen, 


in bem 
$. 19 
wurde ber Drudfehler »Bon« in »Vor« berictigt. Nachdem 
man ſich ferner vergegenmwärtigt hatte, daß die Bedeutung 
biefer Beitimmung darin beruht, daß Anftände bei anderen 
ald ben beſonders bervorgehobenen beiden Punkten die An- 
legung des Blattes ober Artikels nicht aufhalten follen, ge- 
langte ber Paragraph zur Annahme. 


b 
ii $. 20 


wurden nur bie Rebaktionsänderungen beantragt: 
beidemal das Wort »früherene in »biäherigen« ⸗ umzu⸗ 
geftalten, in ber vorlegten Zeile das Wort 
wirkliche 


zu ftreichen. 
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Diefe Aenderungen wurden einftimmig angenommen. 


Dagegen wurde ein fernerer Antrag, in ben lekten beiben 
Seilen bie Worte: 
»auch« und ⸗»geweſen⸗ 
zu ftreichen, mit 8 gegen 5 Stimmen abgelehnt. 


m Uebrigen wurde ber Paragraph unbeanſtandet an- 
genommen. 
6 21. 


E8 wurde beantragt und einftimmig beichloffen, das legte 
Mort in Alinea 2 »zufteht« in »zuftand« zu verändern. Sier- 
mit wurbe der ganze Paragraph angenommen. 


An diefer Stelle wurde fernermweit angeregt, ob nicht ein 
Paragraph einzufcalten fei, inhaltlich en ben Inhabern 
alter Oldenburgiſcher Hypothekendokumente e8 erleichtert würde, 
in ben Befit neuer, ber Grundbucdorbnung entſprechender Do- 
fumente zu ug. n ber —— fehlt jede Andeutung 
darüber, ob Die Spott engläubiger die alten Dofumente ein- 
ureichen haben, ob ober was mit biefen Dokumenten von bem 
—* buchamt zu * ſei. Wenn man einmal zur Hebung 
des Realkredits im Allgemeinen ben Verkehr mit ben Shpo- 
thefenbofumenten erleichtern wolle, jo wurbe bemerkt, bann 
müffe bei der Umgeftaltung des Sppothefemwefens auch Bor- 
forge dafür getroffen werden, daß bie alten Hypothekendoku⸗ 
mente burch neue, dem Grundbuch wirklich entfprechende Do- 
kumente erieht würden. Diefer Gebanfe fanb bei ben Mit- 
gliedern der Kommiffion vielfah Anklang. Nur gingen über 
die näheren ——— en die Meinungen auseinander. Das 
Hauptgewicht bei der beabſichtigten Erleichterung beruht im 
Koſtenpunkt. Nach einer Meinung ſollte die Ausfertigung der 
neuen Sppothefenbriefe unbejchräntt koſtenfrei erfolgen, nad 
einer zweiten Meinung follte die Koftenfreiheit nur denjenigen 
Gläubigern zu Statten fommen, bie einen —* Intrag 
biß zur wirklichen Unlegung des Grunbbuchblattes oder Arti- 
kels geteilt hätten; nad einer dritten Meinung endlich follten 
alle die Gläubiger bie Koftenfreibeit genießen, welde vor Ab- 
lauf von ſechs Monaten, vom Tage biefer Anlegung an ge 
rechnet, ben Antrag gejtellt hätten. Gegen bie unbeichränfte 
Koitenfreiheit wurde bemerkt, dab, wenn man im Intereſſe der 
Ordnung bie Koftenfreiheit für die Ummanblungsprozedur be 
willige, man aud im Intereffe der Geſchäftsverwaltung ben 
Gläubigern eine angemeffene Friſt ftellen müffe, innerhalb 
beren fie diefe begünftigten Anträge einzubringen hätten. Diefe 
Ai fhon mit der Anlegung bes Grundbuchblattes ober Ar 
titel8 beenden zu laffen, ſchien andererſeits wieberum zu enge, 
weil dann gerade zu ber Seit, wo das Grundbuchamt mit der 
übrigen Regulirung befaßt und vorausſichtlich ſtark beſchaͤftigt 
fein werde, eine nicht unerhebliche Zahl ſolcher Anträge mit 
einer beträchtlichen Menge von Dokumenten einlaufen würde, 
ohne daß dad Grunbbuhamt in der Page wäre, biefe Anträge 
I" erledigen, weil die Unlegung des Grundbuchblattes oder 

rtifel8 eben die nothwendige Vorausfegung für bie — 
gung ber neuen Hypothekenbriefe erſt gewaͤhre. Eine ſechs- 
monatliche Friſt endlich ſcheine den Umfänden nad) geeignet, 
auf die Gläubiger, ohne fie felbit zu fehr zu beläftigen und 
fe ben Befig der Dokumente zu lange vermiffen zu laſſen, 
ahin wirken & faflen, daß fie von ber Vergünftigung ber 
Koftenfreiheit Gebrauch machten. 


Um nun biefe verfchiebenen Gedanken zum Musbrud zu 
bringen, wurbe in Vorfchlag gebracht, inter %. 21 einen neuen 
$. 21a. folgenbergeftalt einzufdalten : 


Den Hnpothelengläubigern fteht frei, unter Ein- 
reihung ber alten Hypothekenurkunden die Ausferti- 
ung eines Hypothelenbriefes in Gemäßheit $. 122 
* Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 zu bean ⸗ 
tragen. 


Dur Ausfertigung erfolgt koſtenfrei, wenn ber 
Antrag bis zur Anlegung des Grundbbuchblattes ober 
Artikeld geftellt if. 


Diefe Faſſung entfpricht ber zweiten Meinung. Die erfte 
Meinung würde zur Geltung gebracht, wenn in bem zweiten 
Alinea die Worte von »wenn« ab fortblieben. Um bie britte 
—— zu prägiſiren, wurde ber Antrag geſtellt, in dem 
zweiten Alinea ſtatt »bis zur Anlegung u. w.« zu ſetzen: 
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innerhalb ſechs Monaten von Anlegung des Grund. 
buchblatte8 oder Artilels ab geftellt iſt. 


Der Herr ei behielt fich eine befi- 
nitive Erklärung über die Anträge vor, weil e8 fi) um eine 
a bene bei der das Reffort des Herm Finanz 
minifters eiligt fei. 


Bei der Abftimmung wurde ber bie gänzliche Koftenfrei- 
heit bezweckende Antrag mit überwiegender Stimmenmehrheit 
verworfen, demnächſt aber ber Unterantrag unb mit biefem 
ber gange neue Daragraph mit überwiegender Stimmenmehr- 
heit angenommen. 


Zu dem 
3 $.22 


wurde nur bev Antrag geftellt, in ber letzten Zeile das Wort 
»bere in 

_»bon« 
umzuähbern. Diefer Antrag und der ganze Paragraph wur- 
den einftimmig angenommen. 


Der 
$. 23 


fällt nad) ben Ausführungen zu $. 15 bier fort. 


Der 
$. 24 


wurbe unter Aenderung des Wortes »falld« in ber vorlehten 
Zeile in »wenn« einftimmig angenommen, . 
Die 
65. 25 und 26 

wurden in ber Disfuffion verbunden. Nacd dem Entwurf jr 
die erfolgte Anlegung ber Grundbuchblätter oder Artikel vier- 
teljährlic dur das Amtsblatt bekannt gemacht werben, und 
mit dem zu. diefer Bekanntmachung für jedes einzelne Grund- 
früd die volle Anwendung ber Gefeke vom 5. Mai 1872 ein- 
treten. Bei dem geringen Umfange be8 Jadegebietes ſchien 
e8 einer fo umfangreichen und zeitraubenden Prozedur gar 
—* zu bedürfen, die je | ging vielmehr dahin, daß bie 
Uebergangszeit ben eng abzufürzen fei. Der Zweck wird er- 
reiht, wenn man bie volle ner ber Gefege vom 5. Mai 
1872 für jebe8 einzelne Grundftüd mit dem Tage eintreten 
läßt, an welchem für baffelbe das Grunbbuchblatt Fertiggeftellt 
ober ber Artikel angelegt iſt. Bebenkli kann bies um fo we- 
niger fein, als im Jadegebiet Notare nicht vorhanden find, 
das betheiligte Publikum alfo doch gendthigt ift, ſich bei allen 
einfchlagenden Operationen unmittelbar an das Grundbuchamt 
felbft zu wenden. 


Es wurde debhalb der Antrag geftellt, ben $. 26 wie 
folgt zu fallen: 

Sobald das Grundbuchblatt oder der Artikel an- 
elegt ift, kann bie Veräußerung oder Belaftung bes 
rundftüfs nur in ben formen erfolgen, welche das 

Gefeß über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 
und bie Grundbuhorbnung vom 5. Mai 1872 vor - 
ſchreiben. 

dagegen ben $. 55 gang in Fortfall zu bringen. 


In den Gefeßentwürfen, betreffend die Hohenzollernſchen 
Sande und den Bezirk bes Juſtizſenats zu Ehrenbreitftein, ift 
ein gleiche8 Verfahren in Vorſchlag gebradtt. 

Der Herr Regierungstommiffarius fand gegen den Bor- 
—* nichts zu erinnern, während von anderer Seite doch 
ie Bedeutung betont wurde, welche die öffentliche Bekamnt- 
—— ber regulirten Folien für das betheiligte Publi—- 
kum habe. 


Bei der Abſtimmung wurde ber obige Antrag mit 8 ge- 
gen 5 Stimmen angenommen, und fomit zugleid ber $. 25 
geftrichen. 
Su bem 
$. 27 
ar nunmehr nichts zu bemerken, und wurde derfelbe cin- 
ftimmig angenommen. 
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Der j 
F. 28 


pe mit ber. Maßgabe, daß in ben beiben erſten Zeilen bie 
rte: 


dem bie eingereichten Urkunden, begiehungsweife bas 
Atteſt — find «, ee p 


eichen und in ber vorletzten Zeile das Allegat 26 in 27 
J Se fei, einftimmige Annahme. 


\. 29 
wurde nur beantragt, in bem Alinca 2 das Eingangdroort 


·Fuͤr⸗ 

i tt der letzten Worte 
r ni y Koften  Stempelfecieit bengilligte, 
zu fe 


»find Foften- und ftempelfrei« 
und end in ber vorlekten Seile bes zweiten Mlinen bie 
orte: 


»in das neu anzulegenbe« 
durch 
»in dem neu anzulegenben« 
zu erſetzen. 
Mit biefer Maßgabe wurde der Paragraph einftimmig 
angenommen. 


Dem 
$. 30 


wurbe, ohne daß damit eine materielle Menberung verfnüpft 
ift, von der Kommiffion einftimmig folgende veränderte Faſ⸗ 
fung gegeben: 
Der Einreihung einer Abſchrift der von ben Notaren 
über — — in dem Grundbeſitz aufgenommenen 
Kontrakte an die Steuerbehörben bebarf es bezü — 
m im Grundbud) verzeichneten Grundjtüde von 
m: 26 bezeichneten Termine ab nicht mehr ($. 23 
— Notariatsorbnung vom 18. Sep⸗ 
er 1853. 


ür ben 
ö $. 31 


wurbe folgende Faſſung in Vorſchlag gebradt: 
»Diefes Geſetz tritt mit dem 1. April 1873 in Kraft.« 
und biefelbe einftimmig angenommen. 


Die —— wenbete ſich demnächſt zu der Prüfung 
ber in dem $ ih zufäglichen Beftimmungen zu 
dem Koftentarif. ft war entfpredend ben Be— 
—** bei dem Sata hfofemn zu ändern, als ftatt 
»im Jabegebiete« zu fehen i 


in bem Jabegebiete. 


Mit ben materiellen —— erklärte ſich die Kom⸗ 
miſſion überall einverſtanden. Nur bei 


$. 16 
wurbe folgende affungsänderung beantragt: 


R Bine auf die Verpflichtung ber Darteien zur 
agung ber Kojten, zur gahtung von Stojtenvor- 
üſſen in Anſehung bes on berfelben auf 

— bung, auf gänzlide o * theilweiſe Koften- 

befreiung, er. ——— re ichtlih ber Erledigung ber 
—— * den Anſatz, über verweigerte Stum- 
oder Nieberfchlagung ber Koften kommen bie 

—ã un Pe Anwendung, welche in Sachen ber 

——e— richtsbarkeit ar 


* dieſer Faſſung wurde ber F. 16 und ebenſo bie übri⸗ 
gen Paragraphen einſtimmig angenommen. 


Schließlich erfolgte in der Kommiſſion die einſtimmige 
Annahme des, wie vorſtehend ausgeführt, veränderten Gefel 
entwurfs und der zufäglicen Beftimmungen zu dem Koftentarif. 
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Die Kommiffion trägt bemgemäß darauf an: 


das Herrenhaus wolle befchließen: 


bem Gefegentwurf über das Grundbuchweſen im 
dem jabegebiet in ber lang wie fie auß ber 


en lung ber — — 
———— —* verfaffungsmäfige Su- 
ftimmung zu ertbeilen. 


Berlin, ben 3. Februar 1873, 
Die zehnte Kommilfion. 
von Plög, Vorſihzender. von Bernuth. . 
= — von —— 


rg. von ‚ 
Graf zur Sippe, B terftatter. Walmros. 34 
taf von S n. von Thaden. Wilckens. 


Anlage. 
Beichlüffe der Kommiſſion. 





Eutwurf eines Gefeßes, 
über 
das Grundbuchweſen in dem Yadegebiet. 





Wir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von 


Preußen x. 
t beiden Häufer bed Lanb⸗ 


verorbnen unter 3 ang ng Be 
er Unferer Monarchie für dad Jadegebiet, mas folgt: 


§. 1. 
Das Gefeß über den Eigenthumserwerb und bie binglic« 
a ber Grunbitäde, Bergwerke und felbftftändigen 
eiten vom 5. Mat 1872, mit Ausichluf der 
6. 98, ee Grunbbuhorbrung vom 5. Mai 1872, mit Aus 
* us 49, FE 133 bis 140 und 8. 4148, und dat 
Geſetz, betreffend bie Stempelabgaben von gewiffen, bei = 
Grundbuchamte anzubringenden Anträgen vom 5. Mai 1872 
werben mit nachfteb Beftimmungen in dem abe 
gebiet eingeführt. 
$. 2. 


Die in den eingeführten Gefeßen in Bezug genommener | | 
eſetzlichen Vorichriften, welche in Oftfrieslandb nicht gelten 
feiben außer Anwendung. 


$. 3. 
Unter ben Prozeßvorſchriften, welche nad) ben ler 


Gefegen Auwendun finden, find bie Vorjchriften des in Oſt 
Feiestan geltenden Tojeßrechts zu verftehen. 


Meber bad Gefuh auf —— einer Vormerkung 
ſowie über den Antrag auf Vermerk eines Wiberſpruchs in 
alle des $. 60 des Gefeßes über den Cigenthumßerwerb x 
vom 5. Mai 1872 ift von dem Prozeßrichter nach den Wor 
fpriften über bad Verfahren im NArreitprogeß zu entfcheiben 


Die Vorfhriften ber, Hannoverſchen bürgerlihen Brozef 
orbnung vom 8. Nevember 1850 über öffentlihe Cabunge 
—— in Verbindung mit den S 103 bis 111 ber Grunt 
uhordnung auf das Grundbuchweſen entfprechende Anwen 
bung. Ein ® ollfttedbares Erkenntniß ift von bem Grundbud 
amte einem rechtskräftigen gleichzuachten. 


Herrenhaus. Aktenftüd A" 46. 


$. 4. 
Das Amtsgericht bildet dad Grundbuhamt und das Ge- 
richt der belegenen Sache für bie in feinem Bezirke liegenden 
Grundſtücke. 


Die —— und die —— wird durch 


bie Vorſchriften geregelt, welche in Sachen ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geiten e 
$. 5. 
Zu den gemeinen Laften, welche ber Eintragung nicht be- 
ober Berfa ung 


dürfen, gehören namentlich alle nach Gefe 
auf dem Grumbftäüct Haftenden, aus dem Gemeinde, 
—— Provimgialverbande, ober aus ben Kirchen-, Pfarr unb 
Bene entfpringenben, ober an Kirchen, Pfarren unb 
en, oder am Kirchen, Dfarr- und Schulbebiente zu 
zn ober aus ber Verpflichtung zu öffentlichen F 
Waſſer⸗, Deich ⸗ und Uferbauten entſtandenen Abgaben um 
Lei ferner bie Beiträge, welche an Meliorationdge- 
noffenfhaften ober andere gemeinnübige, von ber Staatöbehörde 
genen te Inſtitute, namentlih an Vereine ent gemein- 
(de licher ebertragung ber durch Brand, Hagelſchlag oder 
fterben entftandenen Schäben zu entrichten find. 


$. 6. 


ed wird, daß fich > "erfot er Ö tier 
g Niemand, ber ein beffere brecht in Ans 
. Tree gemeldet habe. 


In! — ber Bekanntmachung, ber Friſt und bes — 
halts der en Ladung kommen die Vorſchriften 
bür Ben Br orbnung vom 8. November 1850 $. 500 

ag 2 zur Anwendung. 
8 7. 

Die Klage auf rüdftändige Zinſen von eingetragenen 
ober zur —— Se 27 dieſes Gefeged 
a befundenen —— Verjäßrt in vier Jahren. 

e Den beginnt mit dem 31. De eng besjenigen 
Jahres, in welchem die Zinfen fällig geworden find. 


$. 7a. 


Zn die Stelle bes 8. SD bes Dune den 
@igentbumserwerb n. f. w. vom 5. Mai 1978 tritt 
folgende Beftimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigentbü- 

und bed Gläubigerd in eine Grundfchuld ums 

gewandelt werben, wenn diejenigen in der zweiten 

aud dritten Abtheilung gleich: und nacheingetragenen 

Berechtigten eimwilligen, welche bis zu * im $. 26 

dieſes Gefeged bezeichneten Tage eingetragen ober 
vorgemerft find. 

$. 8. 


Sobald bie Grunbfteuervermeffungsarbeiten bis zum Nach⸗ 
meife der SL r und bes Srlächeninhalte® ber einzelnen 
Grundftüde gebiehen find, erhält das Grumbbuhamt Ablhrift 
des auf Grund biefer Nachwweiſe aufgeftellten Flurbuches. 


F. 9, 


Die im Flurbuch * chneten Eigenthümer der einzelnen 
—— werben von Amts wegen behufs Anlegung bes 
Grundbuches von dem —e vorgeladen. 


$. 10. 
Jeder Eigentbümer eines Grundftäds, deſſen 
et in dad Grundbuch erfolgen fol, ift ver- 
e 


’ 
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1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, 
2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das 
Eigentum auf ihn gen ift, 
3) bie darauf ſich beziehenden Urkunden oder anbere Be 
weisftüde vorzulegen, 
und 


4) alle auf dem Grunbftüde haftenden ne rate 
—— Eigenthumsvorbehalte, hg Seren 
H Bu anguzei — au erlangen des 
offa - traft auß ben 
— geführten 


rund 
bei ben Olbenburgifeen 
Hypothekenbuͤchern vorzul 
Das Grundbuchamt i 
benannten Berechtigten 
zeige zu machen. 


bat 
555 


—— Mitthei 


— dem vom Eigenthümer 
ttheilung von ber geſchehenen Un- 


das Grundbuchamt ben von bem Eigen- 
‚ beten Borhandenfein ı m 
erfolgten Anzeige ihrer 


—* der ni 
* ung zu machen. 


S. n. 


Das Grundbuchamt kann bie Befol 
862 9) und bie —— der —— 
t er erzwingen, in dem 


o er. Y F * fünf 
= Ingroſſationsextrakt 
auf Rofen Ss — —— — bite beichaffen. 


$. 12. 


Zur Eintragung des Vorgeladenen ald Eigen 
tbümer genügt ed, wenn er: 


3) entweder bad Grunbitüd in einem gerichtlichen 
Zwangdverfabhren eritanben oder vom Fiskus er- 
worben, ober bei einem anbermweitigen freihändigen Er- 
mwerbe nad voraudgegangenem Konvofationsverfahren 
ein Präflufivdefret erwirkt hat, 

©) oder feinen Eigenthumsbefig durch ein Zeugniß bes 
Gemeinbevorft befdeinigt, * 

3) oder durch Urkunden, durch eidesſtattlich abge: 
gebene Berfiherungen von Zeugen oder fon J 
glaubhaft * daß er allein ober unter Hinzur 
nung ber Beſitzgeit ſeiner Mechtövorgänger das 
Grunbftiz feit * — ununterbrochen im Eigen- 
tbumsbefik gehabt Hat. 


Die von ben Fe —— ober Beamten 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit ug eftellten Urkunden werben 
in Beziehung auf ben —* ieſes Paragraphen ben Ur⸗ 
kunden Preußiſcher Behörden ober Beamten gleihgeachtet. 

$. 18. 


Der Zeitpunkt, von Ts ab das Verfahren zur. Anlegung 


8 u unter Un- 


bes Grundbuchs beginnt 9 bis 49), wirb buch —— 
—— feige —— AN Sur bie Gefe eb- Sammlung be 

on gema g des Eigenthümers und ber 
ang ar —— —* nach Ablauf von ſechs Monaten 
= m —— — unfte an, Sind eutgegenftebende 
be rec g angemeldet, jo kommt die Be 


ee bed $. 19 zur Anwendu 


$. 14. 


Die nicht bereitd nach 48. und A® vorgeladenen 
Perfonen, welche vermeinen, baf ihnen an einem Grunb- 
ftüde das Eigenthum zuftche, fowie diejenigen Perſonen, 
welche vermeinen, baf ihnen an bem Grundftüd ein bie 
Verfügung darüber befchränfendes Recht, ober eine Hypothek, 
ober irgend welche andere ber Eintragung in ba8 Grundbuch 
—* —* diugliche Mechte zuſtehen, haben ihre Anſprüche 

teſtens bis zum Ablauf ber in $. 13 — Ausſchluß · 
iſt bei dem Grundbuchamt anzumelden. Ueber die Anmelbung 
t das Grundbuchamt dem Anmeldenden auf Verlangen eine 
eſcheinigung zu ertheilen. 


ug. 
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$. 15. 


Die Anmeldung muß eine bejtimmte Bezeichnung bes 
Grundftüdes und bei Eigentbumsvorbehalten und Hypotheken 
einen beftimmten Geldbetrag enthalten, für welden die Ein- 
tragung beanfprucht wird, 


$. 15a. 


in ben Fällen, in welchen nad) bem bisherigen Rechte 
"u en von Hypotheken auf unbeftimmte Summen 
+ ah batten, iſt gleichfalls eine beitimmte Summe als 
Fl * ae anzugeben, bis zu welchem bie Supothef 
aften foll. 


Kommt eine Einigung unter den Betbeiligten 
über einen bejtimmt einzutragenden Betrag nicht zu 
Stande, fo erfolgt deffen Feffegung durch den Pro: 
zeprichter. Inzwiſchen ift eine Vormerkung auf den 
böchften von dem Hypothekengläubiger geforderten 
Betrag einzutragen. Die Summe einer vormund⸗ 
fchaftlichen Sicherheitshypothek fekt der Vormund⸗ 
fchaftörichter fejt mit Ausſchluß des Nechtöweges. 


$. 16. 


Die Eintragung eines Rechts in bie bisherigen Sypothefen- 
bücher nr nicht von ber Verpflichtung zur Anmeldung. 
Dagegen find von diefer Verpflichtung diejenigen Berechtigten 
befreit, welche ber Eigenthümer in Gemäßbeit des $. 10 Nr. 4 
innerhalb der Ausfhlußfrift bem Grundbuchamt angezeigt hat. 


$. 17. 


Mer bie ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtbnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im reblihen Glauben an die Richtigkeit de8 Grunb- 
buch8 das Grundſtück erworben hat, nicht mehr geltend machen 
kann, und daß er fein Vorzugdrecht gegemüber denjenigen, 
deren Nechte innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet 
und demnächſt auch eingetragen find, verliert. 


$. 18. 


nierbalb ber im $. 13 beftimmten isn? 
Ausſchlußfriſt hat die Kron-Oberanwaltfchaft die 89. 13 bis 17 
wörtlich unter ausbrüdliher Bezeichnung des Tages, an 
welchem bie Friſt abläuft, zu drei Malen in angemeffenen 
Swifchenräumen durch da8 Amtsblatt und durch zwei Zeitungen, 
von benen eine im Großherzogthum Oldenburg erfcheint, be 
fannt zu machen. 


$. 19, 


Bor der rechtskräftigen Enticheidbung über ftreitige ange- 
meldete Eigenthumsanfprüce oder das Eigenthum befchränfende 
Nechte darf das Blatt für das Grundjtüd im Grunbbude 
nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in ben Artikel bes 
Eigenthümers aufgenommen werben. 


$. 20. 


Die Eintragung rechtzeitig angemeldeter binglicher Rechte, 
welche fchon vor dem Beginne ber Geltung des gegenwärtigen 
Geſetzes beſtanden hatten, erfolgt nad; ber in dem bisherigen 
Rechte —— Rangordnung, im Zweifel nach dem Alter 
ihrer Entſtehung, mit dem Vorrange vor allen nicht rechtzeitig 
angemeldeten und ben exit nach dem Inkrafttreten dieſes Ge- 
fees begründeten Anſprüchen. 


Rechte, welde nad; den bisherigen Gejeken pur Ein. 
tragung in das Hypothekenbuch geeignet waren, genießen je- 
doc; diefen Vorrang nur, wenn fie auch in dem Hypotheken⸗ 
buche eingetragen geweſen find, 


J. 21. 


Die Vorfchriften des —— Paragraphen finden 

auch auf die nach Artikel 86 bes Oldenburgiſchen Entihäbigungs- 

gefeges vom 14. Oktober 1849 und Artikel 37 des Ablölungs- 

gelehes vom 11. Februar 1851 begründeten Spezialhypothefen 
nwendung. 


Herrenhaus. Aktenftüd A" 46. 














Die nody nicht eingetragen geweſenen Entfhädigungs · und 
Ft en im ober — Zwecke der Entſchädigung oder 
Ablbſung vorgeſtreckten Darlehne werden dagegen nur mit 
demſelben Vorrechte eingetragen, welches den aufgehobenen 
Rechten ſelbſt zur Zeit — — Aufhebung zuſtand. 


Bei einer ſolchen Eintragung iſt zugleich bas — 
Recht im Grundbuch von Amts wegen koſtenfrei zu loͤſchen. 


$. 21a. 


Den Sypotbefengläubigern jtebt frei, unter Ein: 
reichung der alten Supotbefenurfunden die Ausfer: 
tigung von Söupotbefenbriefen in Gemäßbeit Des 
6. 138 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
u beantragen. Dieje Ausfertigung erfolgt koſten— 

i, wenn der Antrag innerhalb ſechs Monaten 
von Unlegung der Grundbuchblatted ober Artikels 
ab geftellt ift. 


. 22. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblattes ober Artikels 
ie für ein angemelbeted Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben, 


1) wenn bie —— er Rechtes glaubhaft gemacht 
it und entweber ber Eigenthümer ber Eintragung 
wiberfpricht ober die MRangorbnung bed Rechts be» 


ftritten ift; 
2) wenn von dem Eigenthümer bie ——— bes Grund · 
ſtücks beſtritten wird, dieſelbe a durch Urkunden 


oder eidesſtattliche Verſicherung von Zeugen glaubhaft 
gemacht worden iſt. 


$. 23 fällt fort. 
$. 24. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemelbeted Recht 
getilnt fei, ohne dies urkundlich nachiveifen zu können, fo ijt 
as Recht einzutragen, —— aber in der Spalte »Werän- 
berungen« die behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft ge- 
macht ift, vorzumerfen. 


$. 25 fällt fort. 


$. 26. 


Sobald das Grundbuchblatt oder der Artikel 
angelegt ift, kann bie Veräußerung ober ———— 
Grunditüdes nur in ben Formen erfolgen, welche das Geſetz 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1572 und die Grund- 
buchordnung vom 5. Mai 1872 vorjchreiben, 


$. 27. 


Mer vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes 
einen Titel zur Hypothek erworben, aber die Eintragung in 
das —— nicht erwirkt hat, oder wer zwiſchen dem 
angegebenen Zeitpunkt und ber erfolgten Anlegung des Grund⸗ 
buchblatts oder Artikeld einen Titel zur Hppothet erwirbt, 
bat denfelben zum Behufe der künftigen Eintragung bei bem 
Grundbuchamt anzumelden und dieſem feine Urkunden oder 
fonftigen Beweismittel zu übergeben. Findet das Grundbud)- 
amt feine Bedenken gegen bie Auläffigkeit der fünftigen Ein- 


tragung, oder werben en befeitigt, fo wird der Anfpruch - 


zur Eintragung notirt und ein Atteſt bierüber, der Negel nad) 
auf der Urkunde, welche dem Anfpruche zur Begründung ober 
zum Beweiſe dient, ausgefertigt. 

$. 28, 

Der Gläubiger erwirbt durch die Anmeldung und Be 
ſcheinigung das Recht, nad; dem Alter der Anmeldung in das 
künftige Grunddud) eingetragen zu werben, bis zur Anlegung 
beffelben aber wegen feiner Interimshypothek gleich einem 
wirklich eingetragenen Sypothefengläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtücke fuchen zu können, 


Auch mit den vor ber Geltung des gegenwärtigen Geſetzes 
in bie bisherigen Hypothekenbücher eingetragenen, aber nicht 


Herrenhaus, Altenſtũck A 47, 


sehtaeitig ee ee Bopothelen ( . 20) rangiren bie nad) 
Ma ee annten A brfhe —— nach der 
Zeit ud —— bei dem Gru 


$. 29, 
Die Koften für bie Bearbeitung der en 
werben nad dem ber Grunbbudorbnung vom 5. Mai 1872 
ten Tarif, FF. 1 bis 11, und ben beigefügten zufäß- 
lichen Beftimmungen erhoben. 
Die Verhandlungen, welche zur Eintragung ber bisher 


—— eitig angemeldeten Hypotheken⸗ und Be 
—— —— ulegenden Grundbuch erforderlich 


fin dab Solese und ftempelfrei. 


$. 30, 
Der Einreichung einer Abfchrift der von ben 
Notaren über Henderungen in dem G 4 aufs 


enommenen KRontrafte an bie Etenerbehörhen bes 
darf es bezüglich der im Grundbuch verzeichneten 


® de von dem im 8.26 bezeichneten Termine 
2 nicht mehr —— Notariatsorduung vom 
8. September 1853 $. ©8). 


$. 31. 


Diefed Gefeg tritt mit dem 1. April 16873 in 
Rraft. 


Urkundlich x. 


Zufägliche Beftimmungen 
zu dem Koftentarif für Grundbudfaden 
in dem Yadegebiet. 





$. 12 unveränbert. 
$. 13 unverändert. 
$. 14 unverändert. 
$. 15 unveränbert. 


§. 16. 


In Bei w- ni a Feige Bi Parteien zur 
Tragung ber Koften, zur Zahlung von —— in 
—* ung de8 Anſpru r berjelben auf Koftenftundun 9, & 
liebe oder theilweife Roftenbefreiun e ingleichen 

nat der Erledigung der Beſchw er den 
Anfag, über verweigerte Stundung oder — 
der Koften, kommen die Vorſchriften zu F x Anwendung, melde 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 17 unveränbert. 


al. ;. d. Verhandl. b. Hertenhauſes. 
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AM 47. 
Berichterftatter: 
von Goßler. 

Bericht 
der 
Zehnten Kommiſſion, 
über 


den Entwurf eines Geſehes über das Grundbuch- 
wefen und die Derpfändung von Heefchiffen in Neu- 
vorpommern und Rügen. (fr. 35 der Drucdfacen.) 





Die X. Kommiffion 5 Beſchlußfaſſung über 
bie A enden u: sei 2* im Jadegebſet, in 
ben Ho bengollernfchen * des Juſtizſenats 
zu gg — 9 reren Sitzungen, an wel- 

en ber Herr Geheime Ober -Juſtizrath Dr. Förſter als 

ommiffar ber ——— Staatsregi theilgenommen, 
der era bes vo ten Gefehen bourfd unterzogen und 
überreicht bem Hohen zn ben nad ben gefaßten Beichlüffen 
mehrfach abgeänderten und vervollftändigten Entwurf. 


Bon einer Generaldiskuffion wurde Abſtand — 
in Anerkennung ber in ben Motiven über das Bedurfniß und 
die Smechmäßigteit bes Geſetzentwurfs angeführten Grünbe. 


Die Ueberfhrift wurbe einftimmig und ber Eingang 


unb bie 
ſF. und 2 
leihen mit ben aus ber Anlage ſich — Faffungs- 
—— — *— 3 enge & * F Gefeh — 
x DaB et genere t 8 —— 
Dabei war a ber 132 IR ” — 


tigen und zu gedenken, ba * 
ber $. 49 der Grundbuchorbnung nicht auszuſchließen eeis 


den 
* $$.3,4,5 


wurde zwar ziemlich übereinftimmend bie Meinung ausgefprochen, 
daß die durch bad Geſetz vom 21. März 1868 herbeigeführte 
Einrichtung felbftitändiger, von den Gerichten — Grund · 
buchaͤmter ſich nicht bewährt habe und eine erg 
berfelben mit den Gerichten an fich wünfcdhenswerth fei. 


wurbe jeboch mit ben Motiven — ß es nicht * 
mäßig erſcheine, generell bie abgeſonderte Stellung ber jehigen 
Hypo oißefenämter zu ändern, fon dies der fünftigen all- 


gemeinen Gerihtsorganifation überlaffen werben müfe. Nur 
wo in folge ber —— einzuführenden form ber Auflaſſung 
wegen ber großen Ent ne ber Gericht3eingefeflenen bon den 
Sypothefenämtern umerträgliche Nachtbeile zu befürchten feien, 
müffe geholfen, auch —— wie ber Entwurf vorſchlage, 
den Vorſtehern der Grundbuchämter ber richterliche Eharakter 
—* ewaͤhrt werden. mn erſterer Hin —— t wurde unter Be- 
7 a zweier aus PR und gaft ——— 
Fi — angeführt, daß, rend in Berth ‚zwei Gerichts 
fommiffionen ihren Sig hätten, deren Bezirke mit den Städten 
Barth und Damgarten 80 Ortfchaften mit einer Bevölferung 
von über 26,000 Seelen, darunter bie großen Dörfer Zingft, 
Prerow, Born und Wied umfaßten, die Eingefeffenen zu den 
— ng en, wenn die Organifation nicht — 
würde, kunftig nad dem 3 bis 6 Meilen entfernt gg 
Grundbuhamt Stralfund mit einem Zeitaufwand von 2 bie 
3 Tagen, welcher für bie Inſeln bei der von Wind und Wetter 
u en Benutzung der Mafferftraße nicht einmal binveiche, 
reifen m — und dieſer Uebelſtand um fo mehr werde empfun- 


26 
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ben werben, ald der Grunbbefik in bem Bezirke ein aufer- 
ordentlich getbeilter fei. Aehn Gründe wurben für Mol 
gaſt, wo ebenfalls eine htstommiffion mit einem Bezirk 
von etwa 11,000 Eingefeffenen ihren Sit hat, unter Hinweis 
auf die Entfernung von beinahe I Meilen von dem jebigen 
Sppothefenamt in Greifswald — emacht. Es wurde 
hiernach folgender Antrag geſtellt, Hinter $, 5 einen neuen 
Paragraphen einzufchalten: 
G. 5a. 


»Die Gerichtsfommiffionen zu Barth unb Bolgeft 

werben zu Grundbuchämtern für ihre Bezirke beftellt. 
Der Juftigminifter iſt ermächtigt, auch andere Ge 

rihtsfommifjtonen als Grundbu er zu beftellen.« 


Der Herr Regierungstommiffar erflärte, daß feitens ber 
Juſtizverwaltung fein Einwand gegen Annahme des Antrages 
erhoben werde. Das erfte Alinea wurde hierauf mit allen 
gegen eine Stimme, baß legte mit m = RES 
—— indem bie Minorität Bebe A ums 

ebingte, von ben allgemeinen —— jedenfalls abweichende 
Befugniß dem Chef der Juſtizverwaltung zu gewähren. 


Daß die vorgedadhten Kommiffionen nicht zur Kategorie 
ber im x 5 des Entwurfs bezeichneten Grundbuchämter zu 
rechnen, fonbern geſchäftlich nad) den 8 22 bis 24 der Grund- 

behandeln feien, wurde war für unzweifelhaft 
heit halber aber mit 8 gegen 4 
foffen, in ba8 obige Amendement hinter »mwer- 
den« noch die Worte einzufchalten: 
snach ben Beitimmungen ber 66. 22 bis 24 der Grund- 
buchordnung vom 5. Dei 9 


Die SS. 3, 4 und 5 find einftimmig angenommen. 
Desgleichen 


buchordnung zu 


$.6 
mit ber bei $. 6 bes Gef für den Bezirk von Ehren, 
breitftein beſchloſſenen ————— * 
Zu 
3 57 


wurden 2 Amendements geftellt: 


a) eine neue Beſtimmung im Eingange ober als S. 7a. 
) dahin aufzunchmen: ß a — 


⸗Gegen bie hypothekariſche Klage find bie Ein- 
veben der ——* unb DE ie nicht 
zuläſſig, auch findet bie Berufung auf das 
Senatus consultum Macedonianum nicht flatt.« 


b) die Faſſung bed Paragraphen völlig fo, wie $. 7 
da Ge für bie An ie zu 
beſchließen. 


Zur ——* des erſteren wurde auf F. 31 des Ge 
fees vom 21. März 1868 und die Befürchtung pingewoiefen, 

mit Aufh dieſes Geſehes, welcheß jene Einreben aus- 
druͤcklich aukgeſchloſſen habe, die Zuläffigkeit derfelben nad) den 
Vorschriften bed in Neuporpommern und Nügen geltenben 
— Rechts wieder als ſtatuirt angeſehen werben könnte, 

on anderer Seite murbe bie Richtig eit dieſer Anſchauun 

beſtritten und bemerlt, daß das Benehcium divisionis bu 
$. 42 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb und bie Ein- 
tebe ber Vorausklage durch die zu b. vorgefchlagene Faſſung 
auch ausbrüdlic ausgefchloffen werde. 


Das Amendement zu a. wurde mit 9 gegen 4 Stimmen 
abgelehnt und der $.7 im der Faſſung bed Amendements zu b. 


mit 10 gegen 4 Stimmen angenommen. 
5.8 
forrefpondirt dem 2.0 des Geſetzes vom 21. März 1868 
und ift in ber veränderten Faſſung ber Anlage einfkim ig 
angenommen. 
Desgleichen 
$.9 
unverändert. 


Herrenhaus. Altenſtück AP 47. 





$. 10 
i einſtimmi luſſe hier in und 
— ri eg per re 

$$. 11, 12 und 13 


unter me auf bie 62 und 67 des Ge 
ee a Ye ve Ka de ee 


ar vom 21. März 1868 
—8 geringen —— 2 einſtimmig angenommen. 
Zu 
F. 14 


wurde beantragt, denſelben folgendermaßen zu fallen: 


a) »Dadht- und Mi äge über Grundſtücke ver- 
pflichten einen neuen Erwerber, wenn fie eingetragen 
find. Ihre Eintragung in ber zweiten Abtheilung 
erfolgt auf den übereinflimmenden Antrag der FKon- 
trabenten.« 


b) mit Einfhichung des Wortes »mer« und umter Um- 
fielung ber Worte dahin: 
Dritte die 


⸗Pacht und Miethe erhalten en 

eng dingliher Rechte nur —E Eintragung 

in der zweiten Abtheilung des Gruubbude.« 
Zur Rechtfertigung des eriten Antrags wurbe bemerft, 
drend in das gemeinrechtliche Syſtem eingreife, wenn 
dem lediglich perſoͤnlichen Rechte der Pacht und Miethe durch 
—* die Natur eines dinglichen Rechts gegebtu werden 
olle und daß es in Reproduktion der —— bes 9. 11 
t. 1 des Gefeges vom 21. März 1 genüge, wenn ber 
ter und Mietber durch Eintragung nur gegen einen neuen 
merber de8 Grunbftüds —58 werde. Hiergegen wurde 
erwibert, daß Pacht und Miethe, wenn —— ebenfo 
wie jebed andere im Grundbuch eingetragene Recht gegen —— 
Dritten geſchützt werden, mithin die Wirkung eines dinglichen 
Rechts erhalten müſſen und daß fich nicht abfehen (affe, wie 

daraus Verwirrungen und Nachtheile entſtehen könnten. 


Der Antrag zu b. bezweckt nur, den Sinn des Geſetzes 
noch beſtimmter hervortveten zu laffen, Der Herr Regierungs- 
Kommiffar hielt die Sinzufügung des Worte »nure nicht für 
gerechtfertigt und ber gemeinrechtlichen Auffaffung von Dadıt 
und Miethe nicht entfprechend. Nach Verwerfung des Amenbe- 
ment zu a. mit 6 gegen 5 Stimmen wurde ber $. 14 in ber 
Faffung zu b. mit großer Majorität angenommen. 


u $. 15 


wurde zubörberft Alinea 1 in der aus ber Anlage fich er- 
gebenden veränderten Faſſung einftimmig angenommen, fobann 
aber beantragt, ald Alinea 2 folgen zu laffen: 


a) »Bei verpadhteten Grundftüden gehören nicht zu dieſem 
—2* die ſtehenden, hängenden und hub 
rüchte.« 


b) wie bei $. 7 bes Geſehentwurfs für Ehrenbreitſtein: 


»Die dem Paͤchter zuwachſenden ober ihm gehörigen, 
auf dem Grundſtück noch vorhandenen chte 
haften nit den am Grunbftüd binglih Be 
tehhtigten.« 


Zur Motivirung bed Amenbements Fi a. bemerkte ber 
Untragfteller, daß verfchieden von den landrechtlichen Bor 
ſchrifte nach er Rechte der Pächter erſt durch Perzeption 
Eigenthümer rüchte werde und biefelben bis dahin bem 
Eigent ümer des Grundſtücks gehörten. Die Vorſchriften des 
Alinea 4, 5 und 6 bes $. 30 bes Gefehes vom 5. Mai 1872 
würben t für ein —— Gebiet die Wirkung 
haben, daß nicht bloß der Pachtzins, welcher nad) dem All. 
emeinen Landrecht an Stelle der dem Pächter. gehörigen 
Früchte trete, ſondern oleihaeitig auch die Saat bes ters 
ala Zubehör des Grundſtücks den eingetragenen Gläubigen 
baftete. Das Amenbement beabfichtige, bie beshalb nöthige 
Mopifitation zu treffen, 


Diefe — — fand jedoch keine Unterſtützung und 
wurde hiernaͤchſt der Antrag zu b., als der Abſicht dB Gefekes 











völlig entfprechend und biefelbe vollſtändig außbrüdend, mit 
allen gegen 1 Stimme angenommen. 


Zu S. 16 
wurde beantragt, hinter Alinea 2 folgen zu laffen: 


»a) Das beneficium competentiae fann gegen biefelben 
nur geltenb gemacht werben, foweit e8 auf Verwandt ⸗ 


ſchaft/ Verfchwägerung oder Schenkung beruht« 
unter Bezugnahme auf $. 31 des Gefehes vom 21. März 1868, 


»b) Merben bie Pag Gläubiger aus ben Grunbd- 

(nen der Sigenthümer and perfünig erpfütel I, 
en Ta b e 

in Betreff ber Verpflichtung zur Bewitiengeineb 

Naclaffes oder Indults ben michteingetragenen Bläu- 

bigern gleich · / 


um zu verhindern, daß aus der Beſtimmung bes $. 16 nicht 
ber entgegengefeßte negative Schluß gemacht werben könne. 


Beide Amendements wurden jebod) in ber Erwägung, daß 
Vorfhriften über das beneficium competentiae niet ala 
ji er gehörig amgefehen werben könnten, mit 12 gegen 

Stimmen abgelehnt und der Paragraph unverändert ange 
nommen, 


Unter Zuftimmung be8 Herrn —— —— er 
folgte ft bie ein e Annahme ber ald Amenbements 
eingebrachten 


$$. 16a. und 16b,, 


ie folche in ber iebergegeben find umb bes 
a 
21. Mär; 1868, bes (ale im Auſchluß an $. 7a, bes Gr- 
ſehentwurfs für das abegebiet. 


Zu $. 17 
"wurden folgende Anträge geftellt: 
a) mir bie Morte anzunehmen: 


»Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Bermögen 
ift fortan unzuläffig.« ’ * 


b) ben Paragraphen dahin zu faſſen: 


»Die Beftellumg eines Pfandrechts am gangen Ver 
mögen und an yorberungen  ift fortan unwirk⸗ 
fam. Un beweglichen Sachen kann mir ein Fauſt ⸗ 
pfand beftellt werben.“ 


e) folgende Faſſung, welche demnächſt aud für ben 
Gefkhentwurf für ben hr ginge —— zu 
Kaffel maßgebend fein würde, zu befchließen: 


»Die Beftellung einer Hypothel am ganzen Ber- 
mögen, ſowie bie Beitellung einer Hypothek an 
einer beweglichen Sache, einfchließlich der Forderungen, 
ift fortan unzuläffig.« 


für bie —— ber gemeinrechtlich zuläffigen ae 
lung einer Hypothek an beweglichen Sadyen wurde angeführt, 
daß davon in Neuborpommern ein fo ausgedehnter Gebrauch 
gemacht werde, daß deren Aufhebung, wenn auch theoretiſch 
vielleicht gerechtfertigt, vorläufig fehr Hörend auf den Perſonal · 
frebit wirken müſſe. Auch ſtehe die vertragamäßige Hypothek 
an Mobilien mit manden anderen Rechtsmaterien, namentlich 
mit dem allerdings veralteten, aber doch noch geltenden Kon. 
turörechte aus dem 17. Jahrhundert in fo engem Zufammen- 
bange, daß bie Aufhebung derfelben nicht ohne umfichtige Er- 
—— aller direkten und indirekten Folgen geſchehen dürfe. 
Endlich ſeien die Kommunalſtände darüber nicht gehört. Es 
wurde erwidert, insbeſondere auch vom Herrn Regierungsfom- 


miſſar, daß im Gegenſatze zu vorſtehender Anſchauung bie | 
Supothet an berveglichen Sadıen ala ein dem Verkehr nad) | 


theifiges Inſtitut anzufehen fei und allgemein angefehen werbe, 
fo daß ed unzweifelhaft erfcheine, in diefer Hinficht auch in Neu⸗ 
vorpommern bie Rechtseinheit mit allen eg Gebieten des 
Staats, in weichen das Gefeh vom 5. Mai 1872 Anwendung 


finde, herbeizuführen und ba wohlerworbene Rechte, inäbe- 
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fondere auch bie Bisher etwa erworbenen Borzugärechte im 

Konkurſe dadurch nicht alterirt mürben. Der Antrag wurde 
mit 11 gegen 2 Stimmen abgelehnt. 

Die Anträge zu b. und c. verfolgen benfelben Zweck, bie 

ber Hypothek an b idien Sachen gleich Hppotbef 

an Forderungen, wie foldhe in Laufmännifchen Kreifen wohl 


vorkfomme, künftig für unzuläffig zu erflären. Selbftverftänd- 
lich werde dadurch die Beftellung eines Fauſtpfandrechts an 
Forderungen nicht berührt. 


Das Amendement zu b. wurde mit allen gegen 1 Stimme 
abgelehnt, das zu c. dagegen im Einverftändniß mit bem Seren 
Negierungslommiffar mit 11 gegen 2 Stimmen angenommen. 


Zu 
wurde beantragt: 
a) den Paragraphen dahin abzuändern: 


Geſehliche oder auf Iegtwilligen Berfü- 
gungen berubenbe Sydotheken gewähren nur 
—— Anſpruch auf Eintragung einer beſtimmten 

umme.⸗ 


»Ergreift bie Hypothek das ganze Vermögen, fo 
braucht der Eigentümer die Eintragimg nur auf- 
einzelne, die Schuld genügend ſichernde Grundſtücke 
re bewilligen. Kommt eine Einigung ber Bethei- 
igten über ben Betrag ober fiber bie Spegial- 
hypothel nicht zu Stande, fo erfolgt bie Feitiegung 
durch den Projeßrichter. Inzwiſchen ift eine Bor- 
merkung auf dem hoͤchſten von dem Hypothelen ⸗ 
gläubiger geforderten Betrag und Pfandbereich ein- 
zutragen.⸗ 


b) hinter »gemähren« bie Worte einzuſchieben: »in Be⸗ 
ziehung auf Grundftüdee, 
c) ſtatt bes Alinca 2 ben 2, Abſatz aus © 15 bes Ge 
urfs für das Jabegebiet, wie ſolchen die An- 
lage wiebergiebt, folgen zu laffen. 


Für ben erften Antrag wurde angeführt, daß es im Ge- 
feßentwurf an einer Beftimmung über bie Eintragungsberechti- 
gung teftamentarifdy begründeter Hypotheken fehle, desgleichen 
an einer —— wie fie im Entwurf für den Ap 


$. 18 


r 
lationbgerichtsbezirk Kaſſel vorgeſchlagen ſei, welche e8 dem 
Be — — — 


Grundſtũ N 
ei, mit einem oder mehreren —— Sicher · 
tag über dieſen 


die — Verfügung — babe, 
’ 


erung, mithin dem Gläubiger durch —— feines 
Sppotbeenrechts auf biefelben ein irreparabler Schade zuge 
fügt werden fünne. Wenn eine Einigung nicht erfolge, bleibe 
eben nur übrig, daß der Schuldner bis zur Löfung Be 
Verbindlichkeit [4 die Eintragung auf allen dem Rechtäver- 
ar emäß verhafteten, Grundftüden nad ben Anträgen 
es — gefallen laſſe. Ob die für den Mppellations- 
ericht&bezirt zu Kaffel von dem Kommumallaudtage vorge 
* aͤhnliche Beſtimmung anzunehmen fei, ſtehe bier nicht 
n Drage, jebenfall® fei bort der Grund und Boden viel ge- 
Den als in Neuvorpommern und Rügen, und e8 genüge 
bier, daß für die vormumbichaftlide Kau le ie im 
Amendement zu c. vorgeſchlagene und beim Gefegentwurf für 
das Jabegebiet näher motivierte und befchloffene Feſtſetzung ge- 
troffen werde, 
26 * 
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Bei der Abſtimmung wurde das Amendement zu a. mit 
11 gegen 2 Stimmen abgelehnt, das zu b., meldjes bezweckt, 
bem Mißverftändniffe vorzubeugen, als ob durch bie in Rede 
ftehenbe — ben aus ben geſetzlichen Hypotheken im 
Uebrigen folgenden Rechten irgendwie —— werben folle, 
ingleichen Amenbement zu c. mit —* Majorität und 
damit ber $. 18 im Ganzen angenommen, 


” $. 19 


ift nur ber Drudfehler Nr. 67 ftatt G. 67 zu verbeffern ge 
weſen und wurbe berfelbe wie 


$. 20 


mit ber in ber Anlage bervorgehobenen Faſſungsaͤnderung ein- 
ffimmig angenommen. 


* s2ı 


wurbe für das Alinea 1 die im $. 6 des Gefehentwurfs für 
das Tabegebiet befchloffene Haffung, Alinea 2 und 3 unverän- 
bert angenommen, gegen Mlinen 4, welches lautet: 


»Teftamente, welche vor einem Notar und fieben Zeu- 
en errichtet ober folennifirt find, ftehen ben gericht 
hen Teſtamenten gleic).« 


aber das Bebenten erhoben, daß dergleichen notarielle Tefta- 
mente gemeinrechtlich nicht zu den Öffentlichen gerechnet wür ⸗ 
ben, biefelben daher beſſer ber Vorſchrift für Drivatteftamente 
im Wlinen 1 unterftellt blieben. Der Herr Regierungsfom- 
miffar erklärte ſich hiermit einverftanden und erfolgte einftim- 
mig bie Ablehnung diefer im Entwurfe vorgefchlagenen Be 
—— und demmaͤchſt die Annahme bes — * in 
er veränderten Faſſung. 


5.22 


wurde in der Faſſung, welche bei S 8 bes Geſetzentwurfs für 
die Hohenzollernſchen Sande befchloffen ift, angenommen. 


Desgleichen 28 | 
— ——— bes — $. 52 ſtatt d. 2 und $. 74 


unter Si ung ber in ber Anlage bervorgehobenen Worte: 
»ober bie ehr und »find« umb unter De fung ber ein 
gelammerten Worte: »Geſetz Samml. Seite 613,« 


u 
3 2% 
wurde Hinter »AUnterfchriften« in Parenthefe das Allegat: . 
»$. 33 der Grundbudjorbnung« 
hinzugefügt, um feinen Zweifel darüber zu laffen, daß e8 ber 
in be Grunbbudorbnung bor eföhriebenen Beglaubigun en 
nicht bebürfe, wenn den Vorfehriften bes 8. 25, welche ledigli 
bie Beftimmungen de8 $. 46 des Gefeges vom 21. März 1 
twiebergeben, genügt ift. 


* $. 26 


wurden folgende Anträge geftellt: 
a) in Seile 3 nach ber Parentheſe fortzufahren: 
und einigen y die ee nicht über bie 
Rangorbnung, jo kann diefelbe auf den Antrag 
bes genthümer nad) ben folgenden Vorſchriften 
($$. 27—34) erfolgen. 
b) für bie letzten 3 Zeilen bie in ber Unlage bervorge- 
obene Faſſungsänderung zu befchlichen. 


Dem erften Antrage wurde insbefonbere aud vom Herrn 
Regierungslommiffar wiberfprodyen, indem es felbftverftändlich 
fei und feiner bejonberen Beftimmung durch ba8 Gefeh ber 
dürfe, daß bie Beteiligten fi) über bie Nangorbnung einigen 


fönnten. Einer folden —— zu wiberfprechen, fei ber 
— nicht befugt. Der Antrag wurde mit 8 gegen 
5 Stimmen abgelehnt, m im Einverftändnig mit dem 
Herrn Regierungstommilfar die Faffungsänderung zu b. und 
ber $. 26 im Ganzen mit großer Majorität angenommen. 


u $. 27 
wurden 2 Amenbements eingebradt: 
a) ben $. 27 folgendermaßen zu formuliten: 


»Nach Gingang des —— des Eigenthümers 
bat der Grunbbuchrichter die ben agenen 
Unfprücden geſetzlich gebührende —— zu 
ermitteln und fann zu biefem Er alle erheblich 
heinenden Urkunden, welche fich im Befite ber 

rechtigten ober bed Eigenthümers befinden, von 
benfelben unter Anbroßung von Gelbitrafen bis zu 
fünfzig Thalern Einforbern.« 


b) dem F. 27 die in der Anlage enthaltene Faſſung zu 
geben. 


r ründung des Antrages zu a. wurde darauf bin- 
— die mu Kr t vorgefchriebene BE ber 


Urkunden, von benen viele erfahrungsmäßig oft entbehrlich) 
fein, wenn ber Grundbuchrichter fich bereits bie nöt eu 
Notizen in ben Akten gemacht habe, zur Beläftigung ber Gläu- 
biger und zum Nachtheil des Verkehrs und Kredits gereiche 
und e8 daher ber Beurtbeilung des Grundbuchrichters über- 
laffen werben müſſe, melde Urkunden er nad Benugung bes 
ihm vorliegenden Materiald noch für nöthig erachte. Dem 
wurbe — von on. Seite und — Dr ... ie · 
rungskommiſſar mit ber Erwägung entgegengetreten, ie 
Nothyen bes Grundbuchrichterd zur Feſtſtellung ber Rangorb- 
nung niemald genügen könnten, biefelbe mit Sicherheit viel · 
mehr nur durch unmittelbar vorhergehende ir der Ur- 
kunden felbft und bie darnach zu gewinnende Ueberzengung, 
daß inzwiſchen in ben Prioritätdverhältniffen nichts geändert 
fei, geprüft werben könne, Auch müffe nad $. 30 auf ben 
Urkunden ſelbſt demnächſt bie fejtgeftelltt Nangorbnung ver- 
merkt werben. 

—— übereinftimmenb anerfannt, daß es ſich bier 
nur um —— derjenigen Urkunden handeln könne, 
welche ben unter Vorbehalt ber Feſtſtellung ber 
Rangorbnung eingetragenen Gläubigern ertheilt feien und 

die zu b. beantragte präzifere Faſſung gerechtfertigt 

ft. Nah Ablehnung bed Antrags zu a. mit 11 gegen 

Stimmen wurde biernad mit gleicher Majorität ber Dara- 
graph in ber zu b. vorgefchlagenen Faſſung angenommen. 


* $. 28 
wurde nur die in ber Anlage bemerkte Falfungsänderung bor- 
geſchlagen und einftimmig mit derfelben ber Paragraph aboptirt. 


Zu 
$. 29 
wurde beantragt, im zweiten Mlinen zu feßen: 

a) ftatt »mit einer Friſt von vier Wochen⸗ 

»mit einer ben Umſtänden angemeffenen, imenig- 
ftend vierwöchentlichen Frifte, 

b) ftatt »burd) eine an diefem Orte oder in deffen Nähe 

erſcheinende Zeitung« 
»burch eine mit Mücdficht auf dieſen Ort auszu- 
wählende zweite Zeitunge 

c) ftatt »da8 Grundbuchamt · 

»ber Grundbuchrichter«. 

Das Amendement zu a. geht davon aus, daß eine Friſt 
bon 4 Wochen bei einem entfernten, inbbeſondere Überfeeihen 
Mohnorte des Gläubigers zu kurz und es daher gerechtfertigt 
I unter Fefthaltung des Minimi von 4 Wochen bie uldt- 
ung einer ben Umſtänden entfprechenden längeren Friſt bein Er- 





meffen bes Richter zu überlaffen. Unter Zuſtimmung des 
Herm Regierungstommtiffard wurde baffelbe einftimmig ange 
-nommmen. ⸗ 

Für da8 Amendement zu b. wurde angeführt, daß es 
unzweckmaͤßig und fehr toibielig fein würbe, namentlid) wenn 
der legtbefannte Wohnort de8 Gläubigers, wie oft vorfommen 
werbe, in einem anberen Welttheile belegen fei, bie Veröffent- 
lichung der Aufgebote in ben Zeitungen ſehr entfernter Städte 
in Europa oder gar außereuropäifchen Ländern unbedingt vor- 

ufchreiben und dab aud bier das vernünftige Ermeflen bes 
Kichters Platz greifen müffe. Andrerſeits wurde, aud vom 
Herm Regierungstommiffar, darauf hingewieſen, daß es be# 
Amendements nicht bebürfe, indem bie — am Schluß 
bes zweiten Alineas ber Vorlage ben nöthigen Spielraum ließe 
und nicht fo eng, wie ber Antragiteller interpretire, aufgefaßt 
werben dürfe. Die Annahme bed Amenbements erfolgte mit 
8 gegen 5 Stimmen und demnächſt bie einftimmige Annahme 
des Baragraphen mit ber zu c. gedachten Faffungsänderung. 


Zu 30 


desgleichen unter Scheidung ber beiden Säge durch einen Punkt, 

um bie verfchiebenen Operationen des Grundbuchrichters zu 

wmarliren und anzubeuten, daß bie Berichtigung des Grund- 

buchs unbebingt gefchehen müfle, wenn aud) bie zweite Ope · 

— wegen irgend eines Mangels nicht gleichzeitig geſchehen 
Önne. 


m $. 31 


wurde beantragt, in ber vorlehten Seile hinter ⸗Friſt« zu 


fegen 
»von wenigftens ſechs Wochen⸗. 


Der Antrag fand * feine Unterſtuͤtzung, weil dadurch 
in vielen Fällen der Streit hingezogen werden würde und 
meiſtens ſchon in dem vor dem Grimdbuchrichter zur Erklärung 
über bie Driorität ftattfindenden Termine alle zur 'Beurthei- 
fung berfelben dienenden und zur Anftellung der Klage nöthi- 
gen Unterlagen vorhanden fein würden. Antrag wur 
mit großer Majorität abgelehnt und der Paragraph einftim- 
mig angenommen. 


lei lat Widerſpruch bie Annahıne b 
Desgleichen a ch bie Annahme ber 


” $.3 


wurbe ge - - im Drud ausgelaffene Wort: 
»balleibe« 
Hinter »in Kraft tritte hinzugefügt und außerdem ba8 Amen- 


dement geftellt: 
h Alinea 1 Zeile 3 hinter »beantragt« ftatt mit ben 
Worten ber Vorlage fortzufahren: 
»find Leine Ktoften zu berechnen.« 


Es wurde dafür angeführt, daß das Verfahren aus ben 
in ben Motiven ©. 15 zu Nr. 6 felbft angeführten Gründen 
foftenfrei fein u und bie Eigenthümer unbilligermweife 
lediglich in Folge veränderten Gefeßgebung mit Stoften 
belaitet werden würben, welche bisher von ihnen nicht verlangt 
werden könnten. Der Herr gr age entgegnete, 
daß auß dem Gefeh vom 21. März 1 Neuvorpommern 
eine Koſtenfreiheit, wie dieſer Antrag wolle, nicht herzuleiten 
ſei und demſelben um fo mehr widerſprochen werben müſſe, 
als ber $. 11 des Tarifd ber ——— ber bier zur, 
Anwendung fommen folle, fhon ganz ungewöhnlid) niebrige 
Sätze enthalte, au ber Kommumnallandtag gegen die Beftim- 
mung des $. 34 nichts zu erinnern gefunden habe. 


Das Amendement wurde mit 10 gegen 3 Stimmen ab- 
gelehnt und der Paragraph mit ber oben gebachten Einfchal- 
tung angenommen, . 


Desgleichen ohne Widerſpruch: 
8. 36 


unter fall der Worte zu Rr. 4 Seile 3 
* »ber Regierung zu Stral unbe, 


Eexxenhaus. _ Altenftüd A_47. 


205 





fomwie 


$. 36, 


Die in biefen beiden Paragraphen vorgefhlagenen Be- 
flimmungen entfprechen den $$. 99, 100 umb u bed Gefehes 
vom 21. März 1868. 


Zu 
wurde beantragt: 
a) Zeile 1, da8 Wort »eingetragenen« zu flreichen, 


b) bei Alinea 2 die in der Anlage bervorgehobene Fuf- 
fungsänderung zu befchließen. : R 6 


Lesteres wurde einftimmig aboptirt. 


Das Amendement zu a. bezweckt, dem Prozeßrichter bie , 
Befugniß zu geben, bie Eintragung der Dispofitionsbeihrän- 
fung berbeisuführen, aud) in bem Sue, wenn ber Uebergang 
bes Eigenthums auf ben Provofaten durch Teftament ober 
nteftaterbfolge feitftehe, im Grundbud aber noch nicht ein- 
getragen fei. Der Herr nn. er wiberfprad und 
wies barauf Bin, daß ber Grundbuchrichter gegen einen im 
Grundbuche nicht eingetragenen Eigenthümer eine Dispofitionde 
beſchraͤnkung auch nic auf Antrag bed Prozeßrichters einzu 
tragen befugt ſei und daß ber —* des Amendements nur 
auf dem im $. 55 ber Grundbuchordnung vorgeſchriebenen 
Wege erreicht werben fönne. Daffelbe wurbe mit 11 gegen 
2 Stimmen abgelehnt und ber $. 5 angenommen. 


Hiernähft wurbe ber Antrag geftellt: 

die prozeffualifchen Vorfchriften, melde das Geſetz vom 

21. Mar Take in ben $ 131 bis 140 enthält und 

bie nah $. 42 ber Porlage auch Gefehestraft be- 

on follen, der Swedmäßigkeit, ge ſpeziell in den 
ebentwurf aufzunehmen und bie zu beſchließende 

Faſſung berfelben einſchließlich des dazu gehörigen $. 10 

ber Vorlage bier zu erörtern. 


Der Antrag fand im Einverftändniß mit dem Herrn Re- 
a allgemeine Zuftimmung und find in folge 
en bie 


$. 37 


$$. 37a., 37b., 37, 374, 37e. und 37T. 


als neue, dem Gefegentwurf einzufchaltende Paragraphen ein- 
ftimmig angenommen. : 


m Einzelnen ift dazu Folgendes zu bemerfen: 
zu $. 37a.: 


gemügt die Vorſchrift, unter welchen Bebin ungen 
unbedingte Mandatsprozeß ftattfindet «. 1 
bes Gefeßes vom 21. März 1868), Su benfelben 
fann aber nicht mehr bie im — 132 bes lehtge 
dachten Geſetzes Alinea 1 vorgeichriebene gehören, 
daß bie gi gegen auf ben Kläger 
lauten muß, weil nad) —853 des Geſetzes über 
Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 ber Ceſſionar 
zum Erwerb ber Hypothek ber eg nicht 

‚ wie foldyes das Gefeg vom 21. März 1368 
beftimmt hatte. 


Das Alinea 2 bes $. 132 deffelben enthält 
nicht hierher gehörige, daher hier entbehrliche Be- 
immungen aus bem materiellen Recht. Der 
. 133 ift hurch $. 44 des Gefeßes über den Eigen- 
thumserwerb und ber $. 134 durch $. 37 beffelben 
erfeht. Der F. 135 .. enthält Vorfchriften 
für die Exefution, welche lediglich ben allgemeinen 
efehlichen —— entnommen und daher 
Bier nicht zu wiederholen find; . 


au $. 37b.: 


wird der Inhalt ber F8. 136 und 137 des Geſetzes 
vom 21. März 1868 in verbefferter, ſchon ander 
weit von ber Kommiffien beichloffener Faſſung 
wiedergegeben; 
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zu $. 37e.: 


ift Die Beſtimmung be 6. 138 wörtlich aufge 

nommen mit ber alleiniger Aenderung, daß ftatt 

»Subbaftation« »Zwangsverfteigerung« gejagt ift; 
zu $. 37d.: 


bat ber 
Gefegentwurfd für ben Juftigfenat 
kin bereitd aboptirten Eh la 
funben ; 


zu $. 37e.: 
Der Paragraph 
vom 21. März. 1 
mieber: 


ba ftatt san ben Richt ben 
® ent ak gehe van ben Berfiigernge 
richter⸗ und 


b) baß ber Schluß bes $. 139: »undb erfolgt auf 
beifen Requifition bie Löſchung⸗ for en 
ift, weil $. 37d. bereitd das a Herder 
enthält und bie Requifition auf Loͤſchung der 
ausgefallenen forberungen von der ung 

ber Urkunden unabhängig tft; 


au $. 37£.: 


war aus ben bei 6. 37 bereit8 angeführten Grün- 
ben ber Antrag geftellt, im Mlinea 1 vor »Eigen- 
thümers« da8 Wort »eingetragenen« E ſtreichen, 

unter ringen. berjelben Gegengründe 
Per und nod; bemerkt, daß dies Alinea wört- 
lich aus F. 140 bes Gefeges vom 21. Mär; 1868 
entnommen fei. 


Alinea 2 enthält Alinca 2 dieſes G. 140, nur 
mit veränderter Faſſung. 


$. 10 ber Vorlage in ber bei $. 7 bes 
u Ebhrenbreit- 


ufnahme ge 


iebt den $. 139 bes Gefches 
mit folgenden Aenderungen 


Zu 


wurbe beantragt, 
benfelben in ber in ber Unlage enthaltenen Faſſung 


anzunehmen. 
Der Antrag bezwedt, in Beziehung Seeſchiffe Dfanb- 
und Sypothefenrechten, welde nad) dem m fttreten bes Ge 
etzes vom 21, März 1868 gegen bie in Alinea 1 allegirten 
orichriften des Allgemeinen Deutichen Sanbel buchs ein- 
eräumt find, ebenjo die Gültigkeit £ entziehen, wie ben 
Fünftig einzuräumenben, weil bied —* erſtere bereits durch $. 33 


jenes Geſetzes war. Im Einverſtändniß mit dem 
is nd pen nn Be der Antrag einftimmig an- 
genommen. 


$. 39 
wurden folgende Amendements geftellt: 


a) im Alinea 1 Hinter »Antrage jtatt ⸗des Korrefponbent- 
oder jeben Rheberd« zu fegen: 
»des Mhebers ober ber Rhederei«, 
indem nad) dem Allgemeinen Deutfchen Hanbeldgefeh- 
buch der Korrefponbent-Nheder zu ——— von 
Seeſchiffen nicht befugt ſei. Zwar fei die Vorlage aus 
N 157 des Gefeged vom 21. Märy 1868 wörtlid, 
bernommen, es fehle aber an jeder Rechtfertigung für 
biefe Abweichung von ber allgemein gültigen Vorſchrift | 
bes Handelsgeſehbuchs. 

Die —— des Amendementb, für welches ſich 
auch der Herr Regierungskommiſſar erklärte, erfolgte 
einſtimmig ; 

b) wurde beantragt, Alinea 2 dahin zu faſſen: | 
»Bei Seefeiffen, welche vor dem Inkrafttreten | 


bed Gefeßes vom 21. M 1868 erbaut find 
muß« 47 w., wie in ber Anlage. * | 


$. 38 





Es wurde zur er dee baf bie Borlage zwar 
ebenfalls wörtlich aus $. 157 des Geſetzes vom 21. März 1868 
entnommen fei, es aber nothwenbig erfcheine, bie Ediktal 

auf Seeſchiffe, welche vor dem Inkrafttreten beffelben erbaut 


Nachdem ber Herr —* ag 3 mit bem 
Amendentent einverftanden erklärt Hatte, eb —— 
deſſelben und demnaͤchſt bed ganzen ei 7 en, unter % 
laffung der Worte: »der Regierumg zu Str unbe im 5.4 
fage einſtimmig 

Qu 

R $. 40 


Sims be Gefeßent- 
wurfs für Ei befchloffenen Fa ** ber Yen- 
m 

Geſetze vom 21. 
gektt wiürbe: 

db Alinea 2 unier Berißtigum es Drudfehler $& 39 
um : 
ftatt $. 40 einftimmig rn 

$. 41 
i ben 20 be8 Gefehentwurfs für bie Hoßen- 
—* chen Bande $ foßten Beſchluſſe in Wegfall bg an 
Zu 


fcheiben bie Worte: 


sim ben 66. 131 bis 140 über ben Droge in Sypo- 
Kerns und« i 
in Berfolg ber zu 66. 37a. bis 37£, angenommenen Bufaf, 
paragraphen aus, im Uebrigen erfolgte bie Annahme bes $. 
unverändert. 


Zu 


$. 42 


$. 43 


wurbe einftimmig befchloffen, unter Ablehnung des Dara- 
apben das Geſetz fi den —— Wunſchen in der 
rovinz gemäß in Kraft treten zu laſſen, womit ſich auch ber 
Herr Regierungstommiffar einverftanden erklärte. 
Schließlich erfolgte die einftimmige Annahme. bes, mie 
vorftehend ansgeführt, veränderten Geſetzentwurfs und trägt 
bie Kommiffion demgemäß barauf an: 


Das Herrenhaus wolle befdließen : 


1) bem Gefehentwurf über das Grundbuchweſen und bie 
BVerpfänbung von Seeſchiffen in Neuvorpommern und 
Rügen in der Faffung, wie fie auß ber beiliegenden 
& ammenftellung ber Kommiffionsbefchlüffe erfichtlich 
it, die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen; 

2) die aus ben Städten Barth und Molgaft eingegan- 

enen Metitionen durch —— ber zu $. 5 vorge 
———— Beſtimmung für erledigt zu erachten. 


Berlin, ben 6. Februar 1873, 


Die X. Kommiſſion. 


Plötz ender). Bernutb, Elwa 
Engels. Fr — — —Se 


| - 

Dr. von Gofler (Berichterftatter). Graf zur Lippe. 

Malmros. eh Fre von — 
von Thaden. Wever. Wilckens. 
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„Weloge. 
Entwurf eines Geſetzes 


über 


das Grundbuchweſen und die Derpfändung von Ser- 
ſchiffen in Heunorpommern und Rügen. 





Dir Wilbelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen x. 
verorbnen unter Zuftimmung ber beiden Säufer des 
Landtags Unferer Monarchie für Neuvorpommern 
und Nügen, was folgt: 


1 
Das Gefek über den Eigentfumserwerb und bie dingliche 
Belaftung der Grunbftüde, Bergwerke und felbftftänbigen Ge 
seht vom 5. Mai 


1872, wit Yusf des 
%. 99; die Grundbuchorbnung vom 5. Mai 1872, mit Aus⸗ 
Febluß der $$. 73, 483 bis 140 und 1a und das Befek, 
betreffend die Stempelabgaben von gewiffen, bei dem 
Grundbuhamt anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 
1978 werben mit nachftebenden Beftimmungen in Neu- 


vorpommern und Nägen eingeführt. 


6. 2. 

Die in den eingeführten in enomyucnen 
gefeklicyen Borlhriften, a erwä Ben? Canbestheil 
nicht gelten, bleiben außer Wuwenbung. 

Unter den Prozeßvorſchriften, welche nach den 
eingeführten Gefegen Anwendung finden, find bie 
Borjehriften des in Meuvorpommern und Mügen 
geltenden Prozeßrechts zu verkchen, 


6.8, 


Die in ben Stäbten Bergen a. R., Greiföwalb, Grimmen 
und Stralfund beftehenben Syppothefenämter erhalten bie Be- 
zeichnung »Grun ümters, 

Die Vorfteher derfelben — Grundbuchrichter — werben 
von dem Juftizminifter angeftellt; fie find den Beftimmungen 
ber Geſetze über bie Dienf eben ber Richter vom 7. Mai 
1851 und vom 26. März 1856 unterworfen, 

Die Bu f reiber und Unterbeamten merben 
von Fi Präfidenten bes Appellationsgerichts zu Greifswald 
a ellt. 

ng u ber Verhinderung ber Grundbuchbeamten bat 

der Yräfident des Mppellationägerichtd zu Greifswald einen 

—— aus der Zahl ber Richter oder Gerichtsbeamten zu 
ellen. 


$. 4. 
Dem Grundbuchrichter werben in Beziehung auf ben 
Buchführer, die Schreiber und Unterbeamten bie Befugniffe 
eines Gerichtädireftors beigelegt. 


8. 5. 

Die Grundbuchäntter ſtehen unter ber gefchäftlichen Auf- 
ficht des Präfibenten bes Appellations eich u Greifswald. 

Beſchwerden über Verzögerungen im Gefchäftsbetrieb wer- 
den in leiter uam von dem Juftizminifter —— 

Beſchwerben über Verfügungen des Grundbuchrichters 
—e— — zu Greifswald, bei deſſen 

ewendet. 


6. Da. 


Die Gerichtskommiſſionen zn Barth und Wol—⸗ 
gaſt werden nach den Bejtissmungen ber 89. 22 bis 
=4 der Grundbuchorduung vom 5. Mai 189% zu 
Grundbuchämtern für ihre Bezirke beftellt. 


das 
—E 


ermächtigt, auch andere 


D ini 
en —— Grundbuchämter zu be 


® fommi 
— 


$. 6. 
ed bin * 2. ——— —— Er- 
eines entgegenfichenben 
he en inglichen Rechts, noch durch 


Bei der Beſtim bed $. 2 Nr. 5 dei Ge 


.| feged vom &, Juli 1845 über @inführung Fürzerer 
enden. 


BVerjährungäfriften behält es das 
89. 


Bew 


Die Beweisfraft von Schuldbefen ü 
2* ce aber einen Deautfäng De a —— 
uf einer Zeit ab, w Grund d 
kunde eine Hypothek eingetragen Ir U 


. :# 8 
orderungen Fönnen, auch wenn 
g abgetreten werden, 
$.9. 


Eine Wiedereinſetzung in ben vorigen Staub findet 

—— * bie Dit Grunde 
au dem Grum 

—2* ſoſtuck duch Eintragung erworben 


Eingetragene 
fie ſtreitig find, 


$. 80. 
Fällt bier fort. 


$. IL 


Die eheliche Gütergemeinfepaft , i der eingetra 
Eigent At, — fein. — 


lange ſchaft nicht eingetragen ift. 

Die Fortſetzung der Gütergemein ift nad) dem An- 
trage bes überlebenben Ehegatten Für Eiefen * de moment 
lich auzuführenden Kinder im Grundbuch zu vermerken. . 


$. 12, 


Bei fortgefeßter Gütergemeinfhaft ift der überlchende 
Ehemann bereitet ‚, das Grund zu veräußern ober zu be» 
laften. Die überlebende Ehefrau ann die nur unter Zu · 
Aehung ber großjährigen Kinder und ber den minderjährigen 

ndern zu beſtellenden Güterpfleger. 


§. 13. 
Vormünbder, Güterpfleger und, falls ihnen ber Inhalt 
des Teftaments nicht entgegenfteht, Teftamentsvollitreder be- 


bürfen, wenn fie zum Swede der Theilung Grunbftüde auf 
(offen, Gintengungen bewsilligen, oder cin 
Forderungen abtreten, feiner sberuormunbfeiaftlichen [672 


nehmigung. 
$. 14. 


Dadıt und Miethe erhalten Dritte die Wir⸗ 
tung binglicher Nechte nur durch @intragung in der 
zweiten Mbtheilung des Grundbuchs. 


$. 15. 
* 
Zu bem beweglichen Zubehör, welches nach den Be: 
gen 30 des Geſetzes über den Gigen- 
tbumserwerb zc. vom 5. Mai 1872 für bie Supothek ober 
Grundſchuld Haftet, wird bei ländlichen Grundftüden auch das 
Vich-, Feld- und Wirthicaftsinventar gerechnet. ; 


Die dem Pächter zumachfenden, oder ihm gehö⸗ 


rigen, auf dem Grundftüd noch vorhandenen Früchte 
haften nicht den am Grundftüd Dinglich Berechtigten. 
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$. 16. 


Eingetragene Gläubiger find nicht * ‚im Falle ber 
Unzulänglichkeit de8 Vermögens ober ber Zahlungsunfäbigkeit 
des Schuldners Nachlaß an Zinfen oder Kapital, oder Indult 
zu bewilligen. 


Aud in Betreff ber Berlaffenfchaft eines Schulbners fön- 
nen fie nicht durch einen Befchluß ber Mehrheit der Gläubiger 
dazu gezwungen werben. 


Zu der im $. 25 des Gefeged über den Eigen: 
thbumderwerb vom 5. Mai 1898 vorgefebenen Er 
böhung des Zinsfupes bis fünf vom Sundert für 
Kapitalien, welche zinslos oder mit Zinfen unter 
dem Zindfag von fünf vom Hundert ern 
find, bedarf es ber Zuftimmung der gleid» oder nach: 
ne eingetragenen Gläubiger nur dann, wenn 

Supothefen vor dem Inkrafttreten des Gefeges 
vom 21. 1888 entftanden unb vor dem 1, Juli 
1869 zur Eintragung angemeldet find, 


8. 16. 


An die Stelle des 8. SD des Gefeges über ben 
Eigenthbumderwerb vom 5. Mai 187% tritt folgende 
Beitimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag bed Eigen: 
thümers und des Gläubigerd in eine Gtundichuld 
umgewandelt werben, wenn diejenigen in der zweiten 
und dritten Abtheilung gleich: und nacheingetragenen 
Berechtigten einwilligen, welche vor dem Jnfraft 
treten bed Gefetked vom 21. März; 1868 entitandeu 
und vor dem 1. Juli 186® zur Eintragung ange 
meldet find. 


$. 17. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, fo- 
wie die Beftellung einer Hypothek am einer beweglichen Sache 
einfchließlich der Forderungen ift fortan unzuläffig. 


$. 18. 


Geſetzliche Hypotheken gewähren in Weziebung auf 
Grundftüde nur einen Anſpruch auf Eintragung einer Hy 
pothek mit beftimmter Summe. Kommt eine Cinigung 
unter den Betheiligten über einen beftimmt einzns 
tragenden Betrag nicht zu Stande, fo —— en 
Feitfegung durch den Prozeßrichter. — iſt 
te ae enter Bi 

u efo n ag ein Die 
— eg Kerssnbtheftien Sicherheitshypo⸗ 
thek ſetzt der Vormundſchaftörichter ſeſt mit Aus: 
fchinß des Nechtsweges. 


$. 19. 


Die durch Nr. 67 des Wifitationsrezeffed von 1707 zur 
Hofgerihtorbnung II. 12 6. 1 verorbnete Hypothek vom 
Tage bed erhobenen Rechtäflreits wird aufgehoben. 


$. 20. 


Wenn keine Zeit zur Rüdzahlung ober zur Aufkündigung, 

r Renten oder Zindzahlung eingetragen iſt, fo gilt der ge 

etliche Umfchlagstermin, der 24. Juni und, wenn biefer auf 
einen Sonntag trifft, der 25. uni jeden Jahres. 


Die Kündigung bes Kapitald fteht dann jebem Theile 
ſechs Monate vorher frei. Dies gilt auch bei unkündbar ein- 
getra: enen Rapitalien nad Ablauf, von dreißig Jahren ($. 91 

Befeges, betreffend die Ablöfung der Heallaften 
vom ®. März 1650). 


$. 21. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne eine öffentliche Urkunde errichtet find, Fönnen 
intragungen oder Löfchungen im Grunbbudye nur erfolgen, 
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— 


wenn entweder durch eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit ber 
er oder das Anerkenntniß der durch bag Geſetz 
fenen Erben nachgewieſen ift, oder eine Befcheinigun 
Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß ſich nach erfol 4* 
lichet Ladung Niemand, der ein beſſeres 
Anfpruch nimmt, gemeldet babe. 


Die Art der Bekanntmachung und bie Friſt der dffent- 
ne hat der Nachlaßrichter nady Cage des Falles zu 
ermeifen. 


Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teftament 


bes 
ter Öffent- 
recht in 


ober Erbvertrag, fo genügt Die Beibringung der Originalur- 
‚kunde ober u Ausfertigun - - 


berfelben, der Verhandlung 
en - erfolgte Eröffnung und bie Erklärung bes Erbſchafts- 
antritts, 


Bierter Sab: Teftamente fällt fort, 


5.2. 


Die Schabenerfahklage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
ea in brei Jahren, nachdem der Befchäbdigte von 

Dafein und dem Urheber des Schadens Kennt: 
niß erhalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkte ber Befchäbigung breißi hre 
verfloſſen, ſo kommt eb auf ben De hen 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 2. 


Die in ben ($. 52, 74, 99 ber Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 ben Lehnd- und fibeitommißbehörben über- 
tragenen Befugniffe werben von den Behörden, welde bie 
Aufſicht Über die Kuratel führen, und in deren Ermangelung 
von dem Appellationsgericht in Greifswald ausgeübt. 


$. 2. 


Verträge, buch welche Grundftüde zertheilt, von ginem 
ne ns abgezweigt, oder Grundftüde, welde Zu- 
behör eines anderen Grunbftid3 find, von dieſem abgetrennt 
merden follen, bebürfen zu ihrer, Gültigkeit feiner anderen 
Form, als bie Verträge, durch welche Grundftäde im Ganzen 
veräußert werben, 


' Die in ben s 4, 8 des Gefeßes vom 26. Mat 1866 
vorgefchriebene Proflamation fällt weg, wenn das Grundbuch⸗ 
—* ober der Artikel für das Hauptgrunbftüd angelegt 


$. 3. 


* Pi: rg — ($. 33 der Grund⸗ 
1) richterlihe Perfonen, welde ein amtlihe® Siegel 
führen; 
2) Notare; 
3) in ben Stäbten bie Bürgermeifter; 
4) auf dem Lande folhe zur Führung eines Amtsfiegels 


e öffentlidie Beamte, welde bamit von dem 
—— zu Greifswald beauftragt worden 


$. 26. 


Sind auf einem Grundftüd vor dem 1. Juli 1869 an- 
emeldete Anſprüche unter Vorbehalt ber gef ellung ihrer 
angordnung eingetragen worden ($. 153 des Gefeges vom 

21. März 1868), fo fann der Eigenthümer bie Feſtſtellung 
ber Rangorbnung diefer Anſprüche beantragen. Das 
Verfahren zur Feititellung der gg 1 richtet 
fih nach den folgenden Borfchriften (88. ©7 bis 34). 


$. 27. 


Das Grundbuhbamt fordert bie 
urfunden, welche den unter Borbebalt 
lung der Nangordnung eingetragenen Gläubigern 
ertheilt find, jowie andere für die Feitftellung der 


ypotbefen- 
el: 


* 


Hangorbuung erhebliche Urkunden, welche fib im 
Befig der Gläubiger oder des Eigentbümers befinden, 
von benjelben unter Androhung einer Geldftrafe bis 
fünfzig Thaler ein. 





$. 28. - 


Auf Grund der Urfunden und der fonftigen Er: 
mittelungen entwirft der Grundbuchrichter einen Dlan, in 
welchem er alle binglihen-Redte nad) ber ihnen zuftehenden 
Rangordnung aufnimmt und labet bie eg unter 
Miittbeilung bed Planes zur Erflärung über den: 
felben mit der Warnung vor, daß von den Ausbleibenben 
angenommen werben wird, fie genehmigten den Plan. 


Der Eigenthümer ift von bem Termin zu benachrichtigen. 
Sat er Hypotheken auf feinen Namen eintragen laffen ober 
an feinem Grunbftüd erworben, fo wirb er in Betreff ber 
felben al8 Gläubiger behandelt. 


$. 29, 


Gläubiger, beren Wohnort unbelannt ift, ober denen 
——— nicht zugeſtellt werden können, find zur Ein- 
teichung ber Urkunden und zum Erfcheinen in dem Termin 
öffentlich aufjuforbern. 


Die Aufforberun 
genteffenen, weni 


it mit einer den Umftänden ans 
8 vierwöchentlichen Frift durch 
das Amtsblatt und burd eine in bem Bezirk bed Appellations- 
ve it Greifswald erfcheinende Zeitung, welche der Grunds 
—A zu beſtimmen hat, ſowie, wenn der letzte bekannte 
Wohnort des Glaubigerz außerhalb Neuvorpommerns und 
Nügens geweſen iſt, durch eine mit Nückſicht anf dieſen 
O außzuwählene zweite Zeitung zu veröffentlichen. 


$. 30, 


Wird dem Plan nicht widerfprocdhen, fo wird bas Grund» 
budy nad —— deſſelben in ber Spalte »Beränderungen« 
berichtigt. feftgeftellte Mangordnung wird auf 
den Supothefenurfunden vermerkt. 


5.81. 


Gläubiger, melde Wiberfpruch erheben, werden auf ben 
Rechtsweg verwieſen. 

Ein von den übrigen Betheiligten nicht anerkannter Wiber- 
ſpruch gegen ben Plan gilt alb zurückgenommen, wenn ber 
MWiderfprehende nicht innerhalb einer von dem Grundbud)- 
tichter zu bejtimmenben Friſt nachmweift, daß er die Klage an- 
geftellt, habe. 

$. 32. 


Wird die Klage angeftellt, fo ift bie Berichtigung bes 
Grundbuchs erft nad) redytöfräftiger Entfcheibung zu bewirken. 


$. 33, 


Gläubiger, welche bem Dlan wiberfprechen, find auf Ber- 
langen. des Eigenthümerd ober eine® Gläubigers verpflichtet, 
gegen volltändige Befriebi * auch in Betreff der Koſten 
und ohne Sewäßrleiftung ibre ypothel abzutreten. 


$. 34. 


dir das Verfahren zur — der Rangordnung bei 
dem Grundbuchamt find, ſofern ber Eigenthümer innerhalb 
fün —*— von dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
baffelbe beantragt, bie in $. 11 des Tarif ber Grunbbu 
ordnung gedachten Koften nad) dem Werth bed Grundſtü 
anzufegen und von bem Eigenthümer zu erheben. 

Erfolgt der Antrag nah Ablauf der fünfjährigen Frift, 
fo werben biefe Koften —* Haͤlfte Bl — 


$. 35. 


Das in $. 103 der Grundbucdhordnung vom 5. Mai 1872 
—— Aufgebotsverfahren findet in folgender Weiſe 
att: 


Unl. . d. Verhandl. d. Herrenhauſes. 
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1) Das Aufgebot ift von bem Eigentümer des Grund 
ftüds bei dem Gericht, in befjen Bezirk. das Grund 
ftüd belegen ift, zu beantragen, 


2) Dem Untrage ift die Urkunde über die aufzubietende 
Doft in Abſchrift, oder der weſentliche Inhalt berfel- 
ben und alles dasjenige beizufügen, was zu ihrer 
vollftändigen Erfennbarkeit erforberlidy ift; ber 42 
thümer hat zugleich die Erflärung abzugeben, daß ihm 

ber eingetragene Gläubiger oder beffen Rechtönadhfolger 

ihrer Derfon ober ihrem Aufenthalt nad) unbekannt 

I und daß er fih um deren Ermittelung ohne Er- 

of bemüht babe; die ihm bekannten, aber nicht ii 

timirten erg find anzuzeigen, und das Er- 

bieten aur eiblichen ift 
auszubrüden. 


3) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate. Der Gläu- 
—— ober deſſen Rechtsnachfolger werden zu dem Ter- 

- mine unter der Warnung geladen, baß ber Musblei- 
benbe mit feinen Anfprüden auf die Poſt ausgefchlof- 
fen und biefelbe im Grundbuch gelöfcht werben würbe. 


4) Die Labung ift ben angezeigten, aber nicht legitimir- 
ten Rechtbnachfolgern zuguftellen und breimal im Amts- 
blatt unb einer von dem Gericht u bezeichnenden Sei- 
tung und durch Aushang an ber Gerichtsjtelle bekannt 
zu machen. 


5) Meldet ſich im Termin Niemand, ober wirb gegen bas 
Erlöfchen der Poſt Widerſpruch nicht erhoben, fo hat 
ber Eigenthümer eiblic zu befräftigen: 


daß er mweber vor, noch nach erlaffener Ladung 

von bem Aufenthaltsorte bes eingetragenen Gläu- 

biger8 und feiner ergab (außer ben von 

ihm angezeigten) Nachricht erhalten habe; 
alsdann ift das Ausfchlußerkenntniß zu erlaffen und 
in ber Gerichtsſitzung zu verkünden. 


6) Die Löfhung der Do erfolgt auf Untrag bes Eigen- 
ümerd auf Grund des mit bem Vermerk ber Ber- 
nbigung verfehenen Ausſchlußerkenntniſſes, ohne ba 

es einer Vorlegung ber Urkunde über die Poft un 
ber Quittung des Gläubigerd bebarf. 


Auf die perfönliche Verbindlichkeit Hat bie Ausfchlie- 

2 fung und Föfhung feinen Einfluß. 

8) Ein Widerfpruc gegen die Löſchung ift im Progef- 
ment durchzuführen; die Löſchung erfolgt, wenn ir 
Mi —* tstraͤftig zurückgewieſen worden iſt. 

$. 36. 


Das in $. 110 ber Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
rn Aufgebotsverfahren findet in folgender Weife 
att: 





efräftigung aller Angaben 


1) Das —— iſt Er ing von dem Eigenthü- 
mer bed Grunbftüds und dem. eingetragenen Gläubi- 
ger, welcher bie Urkunde verloren bat, audzubringen. 
2) für das Verfahren ift das Gericht zuftändig, in deſſen 
ezirk das belaftete Grunbftüd belegen ift. 
3) Zur Begründung bed auf Einleitung bed Verfahrens 
gerichteten Untrages liegt dem Gläubiger ob: 

a) eine Abichrift ber Urkunde beizubringen, ober doch 
ben wejentlihen Inhalt berfe und alles bas- 
—— anzugeben, was zu ihrer vollftändigen Er- 
ennbarfeit erforderlich Nr 

b) ben letzten Befiß, forwie den Verluft ber Urkunde 
glaubhaft zu maden; 

c) fid) zur eiblichen Beftärfung feiner Angaben zu 
erbieten. - 


4) Die Aufgebotsfrift ägt drei Monate, die Belannt- 
machung erfolgt I Nr. 4, j 
5) Die Aufforderung ift dahin zu richten, daß bie unbe- 
kannten Inhaber ber Te ſowie jeder unbekannte 
27 
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en bie SKraftlos- 
— an · 
erechtigten iſt 


Berechtigte feinen Widerſpruch ge 
erflärung berfelben innerhalb ber 
zumelbden babe, und dem unbekannten B 
als Rechtsnachtheil anzudrohen: 
daß er mit feinem Nechte ausgeſchloſſen und bie 
Urkunde für kraftlos erklärt werben würde. 


6) Meldet fih im Termine Niemand, fo bat der Gläu- 
biger ben in $. 110 der Grundbuchorbnung vorge- 
fchriebenen Eid zu leiften. 
nad Maßgabe der geftellten Verwarnung abgefaßt, in 
der Gerihtsfitung verkündet und, mit bem Attefte ber 
Verkündung verfehen, dem Gläubiger zugeftellt. 


S. 37. 


Wenn gegen ben eingetragenen Eigenthümer ein Verfah- 
ren eingeleitet wird, um ihn Ar blöbfinnig ober —— 
oder für einen Verſchwender zu erklaͤren, oder wenn über fein 
Vermögen Konkurß oder das Disfuffionsverfahren verfügt 
wird, ſo iſt auf Erfuchen des Prozeßrichters eine Verfügungd- 
befchränfung in bem Grundbuch zu vermerken. 


Bis zur Pöfchung eines folden Vermerks ift eine Ein: 
tragung auf Antrag des Eigenthümers nicht zuläffig. 


8. 37a. 


Wegen Supotbefen und Grundfchulden findet 
der unbedingte Mandatsprozeß (Berordnung vom 
21. Zuli 1849, erfter Abfchnitt) ftatt, wenn der 
Klage die über die Eintragung ertbeilte Urkunde 
und der Nachweis der Fälligkeit der Forderung bei« 
gefügt ift. 

8. 37h. 


Bei Einleitung der Zwangäverfteigerung bat der 
Verfteigerungdrichter dad Grundbuhnmt um Gin: 
tragung eined Vermerk: 

daß die FZwangäverfteigerung verfügt wor: 
den ift, 


zu erfuchen. 


Die Nechtöwirfung diefed Vermerks beftebt 
darin, daß fpätere Eintragungen dem Autragiteller 
und den bis dahin eingetragenen Gläubigern unnach 
tbeilig find. 


8.23% c. 


Die Forderungen der Gläubiger, welche vor 
dem verfaufenden Gläubiger eingetragen find, wer: 
den durch die Zwangdverfteigerung nicht berührt, fie 
bleiben unverändert jteben. Auf die für den Eigen 
tbümer eingetragenen Forderungen haben die bei der 
Swangäverfteigerung anusfallenden Gläubiger feinen 
Anfpruc. 


8. 374. 


Der Verfteigerungsrichter bat von Amts wegen 
bei dem Grundbuchamt die Eintragung ded Eigen: 
tbumsüberganged auf den Erfteher, die Löfchung des 
Vermerks (8. 37h.) und der nicht auf den Erfteber 
übergebenden dingliben Anfprüche, ſowie die Ein: 
tragung der rüdjtändigen Aanfgelder nachzufuchen. 


8. 37 e. 


Eingetragene nachftebende Gläubiger, deren For: 
derungen durch dad Manfgeld nicht erreicht worben, 
find fchuldig, die Urkunden über ihre Eintragung an 
den Berfteigerungsrichter abzuliefern. 


8. 397. 


Wird Konfurs über das Vermögen des einge: 
tragenen Gigentbümers 'erfAnnt, fo bedürfen die 
Gläubiger bebufs der Befriedigung aus dem Grund: 
ftüde wegen ihrer eingetragenen Forderungen Feiner 
Anmeldung oder befonderen Ladung. 


Auf Erſuchen des Konkursrichters ift durch Ein 
tragung eines Vermerks das Verfügungsrecht Dis 
eingetragenen Eigenthümers aufzuheben und die 
Zwangsverſteigerung zu veranlaſſen. 








z. 38. 
Für die Verpfändung von Seeſchiffen gelten die Vor— 


ir | iften d . 1, 2 und 3 des Artikels 59 bes Ei g. 
Alsdann wird das Urtheil | * * ‚2 un e8 Ar 5 nführung 


Ugemeinen Deutfhen Handelsgeſetzb vom 
4. Juni 1861. . H — 


Andere Pfand» und Sypothekenrechte, welche 
nach dem Jufrafttreten des Gefeged vom DI. Mär; 
1868 eingeräumt find oder künftig eingeräumt wer: 
den, haben mit Ausnahme der gefeglihen Pfant- 
rechte, welche in das ey rn ger nicht einzutragen 
find, in Beziebung auf Seefchiffe Feine Gültigkeit. 


Für Seeſchiffe erfolgt die Eintragung von Verpfändungen 
in das Schifföregifter auf den Antrag des Rheders oder 
der Mbeberei. 


Bei Seeſchiffen, welche vor dem Inkrafttreten 
bed Gejeted vom 21. März A668 erbaut find, mu 
der erften GCintragung eine öffentliche Ladung der 
zur Eintragung beredbtigten Realgläubiger = der 
Ausſchluß der Borzugärcchte derjenigen vorangeben, 
welche fich nicht gemeldet haben. 


ür das Verfahren find bie 88. 1 bis 4, Art. 58 des 
Einführungsgefeges zum Allgemeinen Dentihen Handelsgeſeh— 
buche vom 24. Jumi 1861 mit folgenden Zufägen maßgebend: 


Die Ladung erfolgt durch die erſte Abtheilung bes Kreis- 

ug Der Antrag ift erft nad Eintragung bes Schiffs in 
8 Regiſter zuläffig. 

Die Bekanntmachung der Ladung erfolgt durch dreimalige 
Einridung in dem Amtsblatt und durch zwei vom Gerichte 
zu bezeichnende Zeitungen, ſowie durch Aushang an der Ge 
richtsſtelle. 

Nach erfolgter Ausſchließung iſt behufs Eintragung der 
Realgläubiger in das Schiffsregiſter, wie bei Negulirung bes 
Grund und Hypothekenbuchs, durch das die Negijter führende 
Gericht zu verfahren. 
$. 40. 

Die Berbandlungen, welche zur Gintragung der 
bis 41. juli 186B angemeldeten Hypotheken⸗ und 
Negalrechte in dem nen anzulegenden Grundbuch er: 
forderlich find, find koſten⸗ und ftempelfrei. 

Ein Gleiches gilt von ben nach 8. 30 centitchenden 
Koften fire die öffentliche Yabung und Ausſchließung. 


g. 41. 
Fällt fort. 
g. 42. 
Die Vorfhriften des Gefches vom SI. März 166% 


in ben M 24 und 255, betreffend Lebergangsbeitim- 
mungen, jowie $. 158, bleiben in Kraft. 


Im Uebrigen wird dad Gefeß vom 21, März 1868 auf 
gehoben. 
8 43, 
Fallt fort. 


Urkundlich ıc. 
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48, 
Berichterftatter: 
Dr. Elwanger. 
— ———t — 
Bericht 
der 
Juſtiz⸗-Kommiſſion, 
über 


den Entwurf eines Gefepes, betreffend die Abände- 
rung des (. 235 des Allgemeinen Gerggefehes vom 
24. Yuni 1865. (fr. 20 der Druchſachen.) 





Die Juftiztommiffion hat in ihrer Sigung vom 28. Ja- 
nuar 183 5 welcher bie Herren Geheimer Sußigrati Her 
unb Geheimer Bergrath Freiherr von der Heyden-Rynf 
als Vertreter der Staatsregierung theilgenommen haben, ben 
vorgedachten Gefeßentwurf berathen. 


Sie beehrt ſich, ben nachſtehenden Bericht zu erftatten. 


Der Gefeentwurf bezweckt, die Gewerkſchaften, welche bei 
dem Inkrafttreten bed Allgemeinen Berggeſetzes fhon beſtan · 
den, denjenigen Beſtimmungen bes IV, Titels des Allgemeinen 
Berggefehes zu unterwerfen, welche von der Anwendung auf 
dieſe Gewerkihaften nad) $. 227 eit. ausgeſchloſſen wurden. 


Bei ben Älteren Bergwerken befinden ſich bie Gewerken 
im Condominium. Die ibeellen Untheile derfelben am Berg- 
werk (Kuxe) find immobile und fünnen mit Realverpflie- 
tungen im Hppothefenbud des Bergwerks belaftet werben. 


Nach dem Allgemeinen Landrecht wird das Bergwerk in 
128 Kuxe getheilt, jeder Kux ift, jedoch nicht unter ein Adhtel, 
beliebig theilbar. In Folge deffen Hat bei vielen Bergwerten 
eine ganz übermäßige Zerfplitterung ber alten Kuxe flattge- 
funden. Es kommen Brüche vor, welche im Nenner mehr wie 
30 Ziffern haben. 


Das Allgemeine” Berggefeh Heer; , burh die Vor 
——— in ben 89. 94 bis 98, 101, 103, 105, 106, 108, 

09 und 110 bes IV. Titels die große Serfplitterung ber 
Bergwerksantheile zu befeitinen und dadurch die volle wirth- 
fchaftlihe Ausnugung der Bergwerke zu erleichtern. 


Die in Rede ftehenden Vorfchriften beftimmen im Weſent ⸗ 


lichen . 

a daß die Gewerkſchaft eine juriſtiſche Perſon bilde, daß 
da8 Bergwerk — ieſer juriſtiſchen Perſon iſt, 
daß nur dieſe über deſſen pur Bali en, aljo 
Veräußerungen, Verpfändungen bed Bergwerks ıc. vor 
nehmen fan, haf die einzelnen Theile de8 Bergwerks 
(Kuze) auf 4 und durd) Statut auf 1 des Berg. 
werts ee und abzurunden, daß weitere Theilun- 
3 unzuläffig find und daß die Kuxe Mobiliarqualität 

en. 


Dem entforechend follen die Kuxe nicht im Hypo⸗ 
thekenbuch, fondern in bem bei ber Gewerkſchaft zu 
führenden Gewerkenbuch eingetragen und darüber Kur- 
fcheine erteilt werben. 


Diefe Vorfchriften Haben fich feit dem Inkrafttreten bes 
Berggeſehes in ber Praxis bewährt und «8 bat fid) bie Ei 
aufgedrängt, ob nad) den gemachten Erfahrungen es nicht für 
zo lkkoenbin, wenigſtens für zwedmäßig erachtet werben müſſe, 
aud bie alten Bergwerfe benfelben zu unterwerfen. 


Es handelt fich Hierbei um einen Ge enftand, der Schon 
vor dem Erfcheinen des Berggefeged vom 24. Juni 1865 viel- 





fach zur Erörterung und Erwägung gekommen ift. Es barf 
in dieſer SHinfiht Bezug genommen werben auf ben Bericht, 
melden bie Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes über den An- 
m. Abgeordneten von Beüghem unter dem 20. Januar 
1872 erftattet hat. (Mr. 190 ber Drudfachen des Abgeorb- 
netenhaufes II. Seffion 1871 bis 1872.) 


And) das Berggefeh vom 24. Juni 1865 beſchäftigt fich 
im $. 235 mit biefem Gegenftande. Der —* dieſes Para · 
raphen kann als Endergebniß ber bis dahin darüber ftattge- 
—*** Verhandlungen betrachtet werben. Es wird baber 
gerechtfertigt ſein, unmittelbar daran anzuknüpfen. 


Der $. 235 beftimmt: 


⸗Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens brei 
Viertheilen aller Kuxe gem Beſchluß kann, foweit 
nicht vertragsmäßige Verabredungen entgegenſtehen, 
ede bereits beſtehende Gewerlſchaft ſich denjenigen 
—— des IV. Titels, welche nach d. 227 auf 
bie beftehenben Bergwerfe feine Anwendung finden, 
unterwerfen unb —— die Kuxe auf die nach 
S. 101 — Eintheilung mit der Wirkung urüd- 
führen, daß bie neuen Kuxe die Eigenfchaft der beweg- 
lichen Sachen haben.« 


Sodann heißt e8 weiter: 


⸗Wenn auf gewerkſchaftlichen Antheilen Hypotheken 
haften, oder Privilegien des Rheiniſchen Rechts, ſo 
darf ein folder Befchluß nur dann ausgeführt wer- 
ben, wenn dieſe Gläubiger entweder vorher abgefun- 
ben find, ober in bie Ausführung ausbrüdlich einge- 
willigt haben.« 


Der Ueberführung der älteren Gewerkſchaften in bie 
orm ber Gewerkſchaften nad) neuem Recht auf Grund 'diefer 
—— ſind zwei Hauptſchwierigkeiten in den Weg 

ge 


1) die Anſprüche ber Gläubiger auf Grund ihres Hypo⸗ 
thelenrechtz an ben Kuxen reſp. Kuxtheilen, wenn 
weder bie Befriedigung noch die Eimwilligung derſelben 

in bie Umformung ber Gewerkſchaft zu erreichen war; 


2) ber Mangel an einer Beftimmung barüber, was ge- 
ſchehen fol, wenn bie Antheile der einzelnen Gewerfen 
an einem Bergwerk (Kuxe und Kuxantheile) nicht in 
die geſetzlich zuläffige Sat von „4; ober 14; bed Berg- 
werf8 zu bringen waren. In Diefem Fall müßten bie 
überfchiefenden Bruchtheile mehrerer Gewerken zu 
ganzen Kuxen vereinigt werden, an benen wieberum, 
wenn ſich die Betheiligten nicht einigen, mehreren Ge- 
werten Antbeile zuftänden. s 


In den beiden oben erwähnten fällen kann hiernad) die 
Umformirung ber Gewerkſchaft älteren Rechts in eine Gewerf- 
fchaft neueren Nechts nicht erfolgen. 


Der Hauptzweck der Vorlage ift, dieſe Sinberniffe, die ſich 
ber Umwandlung entgegentellen, zu befeitigen. 


au diefer allgemeinen Vorausſchickung auf die Vorlage 
felbft näher eingehend, wird Folgendes bemerkt: 


Die Kommiffion war einstimmig der Anficht, daß bier 
ein bringendes Bebürfnig vorliege, im Wege ber Gefehgebung 
vorzugehen. 

Es wurde darauf — „daß die große Serfplitte- 
* ber Kuxe, bie willkürliche Derfügung, melde jedem Ge- 

en hinſichts feiner Kuxe oder Kuxtbeile zuftche, Die Ber- 
waltung ungemein erſchwere und eine nahhaltige und mwirth- 
f&aftliche Ausnutzung verhindere. 


Die bis ins Unendliche nahe ber Kuxe fei in 
volfswirtbichaftlicher Beziehung nicht minder nachtheilig, als 
bie übermäßige reale Zerftüdelung des Grund und Bobens, 
die Koblenbergwerfe würden nicht vollftändig ausgenutzt, und 
ihre Schäte fümen weder dem Nationalreihthum noch ber 
Befriedigung dringender Lebensbebürfniffe ausreichend zu Gute. 


Bon ähnlichen Erwägungen ausgehend, hatte ber Herr 
Handelsminifter durch eine Verfügung vom 19, März 1870, 


27° 


unter Mittheilung eines Gefeßentwurfs, bie Oberbergämter 
aufgeforbert, nad; Anhörung ber betheiligten Kreife über ben 
bier in Rebe ftchenden Gegenftand zu berichten. 


Demnädft wurde diefe Angelegenheit von dem Abgeord- 
neten von Beughem aufgenommen. In einem Antrage vom 
29. Dezember 1871, ey ben Entwurf eines Seit über 
bie Abhnberung bes ©. 235 des Berggeſetzes vom 24, Juni 
1865, brachte er bdiefelbe an das Abgeordnetenhaus. 


Die Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes, weldyer der von 
er ntrag überwiefen worden war, legte dem 
Abgeordnetenhaufe einen umgearbeiteten Gefegentwurf vor. 
Diefer Entwurf, ber vom Abgeorbnetenhaufe fait einftimmig 
angenommen wurbe, bildet mit geringen Faſſungbänderungen 
ben vorliegenden Entwurf. 


In Anerkennung des unzmweifelhaften Bebürfniffes, im 
Mege ber Gefehgebung vorzugehen, beichloß bie Kommiffion, 
ohme vorherige Generalbistuffion in die Spezialberathung 
einzutreten. 


Gegen bie Ueberfchrift und gegen die Einleitung des Ent- 
wurfs fand bie Pe — nichts zu erinnern. 


Die Berathung des Artikels J. wurde bis zur Berathung 
des Artilels IL augeſetzt. 


$. 235. 
wurde mit folgenden Faffungsänderungen angenommen: 


a) in ber vierten Zeile des erften Ubfakes bie Worte »des 
Berggefehese zu flreichen, 


b) in ber eriten Zeile bed zweiten Abſatzes besgleichen 
ber Annahmes, 


ce) das Wort sausnahmsweife« in ber brittleften 
—* hinter »Arbeitene in der vorletzten Zeile zu 
chen. 


$. 5b. 


Es wurde befchloffen, diefen Paragraphen in ber Art in 
mehrere Paragraphen zu zerlegen, daß bie beiden erften Abfäte 
— —— 235 b., > Kor * —5 F 

einen beſonderen Paragrap alſo die c. 
a a en ’ 


Die beiden erften Abfäge ($. 235b.) wurden mit ber Ab- 
änderung angenommen, daß im zweiten Abſatz Seile 4 und 5 
bie Worte »derfelben einzureihenben« wegzulaffen find. 


5. Abfat. ($. 235.) 


Es war ber Antrag geftellt worden, biefen Abfa in In⸗ 
halt und Faſſung, wie folgt; zu geben: 


»Menn —A—6 Antheilen Hypotheken 
ober andere Realrechte haften, oder Privilegien 
bes Rheinischen Rechts, fo wirb ber weſentliche In— 
Kr bes Beichluffes, insbeſondere die Zahl der neuen 

et, durch das Oberbergamt ben aus bem Subo- 
thekenbuche oder aus ben Rheiniſchen Hypotheken ⸗ 
regiſtern erſichtlichen a a infofern beren 
ausbrüdliches Einverftändnig mit dem Beſchluſſe nicht 
an ge ift, unter Verweifung auf Ddiefen 
und bie beiden nahftehenden Paragraphen, 
befannt gemacht. 

In jedem ur erfolgt dieſe Belanntmachun 
durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezi 
das Bergwerk liegt.« 


Die nad) biefem Antrage zu bewirkenden Aenderungen 
find, foweit fie die Faſſung betreffen, von der Kommifjion 
unter Zuftimmung ber Herren Regierungs-Kommiffarien an- 
genommen worden. 5 


Die Worte, die in ber erften Zeile hinter »Hypothelen⸗ 
eingelhaltet find: »ober andere Realrechte⸗, berühren den ma- 
teriellen Inhalt des Gefeßes, indem die anderen Real. 
rechte den Privilegien des Rheinischen Rechts und den Hypo—- 
tbefen gleichgeftellt werben. 
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ie Frage, ob eine ſolche mater | 


— 


ſteht mit der Frag 
ge in Verbindung, 
en Abſatz über. 


rielle Menderung vorgenommen werben 
über den Inhalt des 4. Abſatzes ($. 
Die Beratbung ging daher zunädhit auf bie 


4. Abfat. ($. 235.) 


Es ift beantragt worden, biefen Abjat in Faffung un 
Inhalt, wie folgt, zu geben: j e mus 


Die Hupothefengläubiger und andere Real- 
berechtigte, fowie bie privilegirten Gläubiger Des 
Rheinischen Rechts Fönnen ihre Befriedigung vor der 
Verfallzeit verlangen, foweit dies die Natur de8 Un 
fpruches geftattet. 


Diefes Recht muß binnen drei Monaten nad 
Ablauf des Taged, an meldiem die Bekanntmachung 
ugeftellt, beziehungsweife das bie Bekanntmachung ent- ' 
ba tende Amtöbla 
gemacht und binnen bevfelben brei Monate muß dem 

berbergamte bie erfolgte Klageanftellung nachge; 
kr werben. Der eingeflagte Anfprud) 
mu ARRUEBEN be geriatlig weiter verfolgt 
werden. Die Nihtbeobahtung diefer Vor— 
fchriften zieht den Berluft des Rechts nad fi. 


Durch die Betimmungen bes 4, Abſatzes wird ben H 
thelengläubigern und den privilegirten Gläubigern des Rheini- 
ſchen Rechts ein Vorzug vor ben anderen Nealberechtigten ge 
geben. Sie find befugt, ihre Befriedigung vor ber Verfallzeit 
u — müffen aber dieſe Befugniß innerhalb der be 

immten breimonatlichen Friſt geltend machen. Wenn fie dies 
unterlaffen, oder wenn die Natur bes Anſpruchs es nicht ge- 
attet, bie Befriedigung vor ber Verfallzeit zu verlangen, 
öllen fie ihr Hypothekenrecht verlieren, aber ihre Rechte an 
em mobilifirten Kux behalten. 


Den anderen Nealberechtigten follen bloß ihre Rechte an 
bem mobilifirten Kux verbleiben. 


Es wurde bei ber Berathung zunächft die Frage aufge- 


worfen, ob die Supothefengläubiger und andere Realberechtigte 


für den Verluft ihrer Eintragung im Hypothekenbuch ander- 
weit genügend ſichergeſtellt — 6 


Von einer Seite wurde bie Frage verneint und Folgendes 
bemerft: 


Anlangend die Befriebigung vor ber Merfallzeit, welche 
bloß die Hypothefengläubiger verlangen fünnen, fo müffe bie 
felbe, wenn fie nicht gutwillig erfolge, innerhalb 3 Monaten 
eingeflagt und bis zur Exekution verfohgt werben. Abgeſehen 
von ber Schwierigfeit, die es nicht felten haben wird, inner- 
halb diefer Zeit die Legitimation für den Droge zu beichaffen, 
können bie Konjunkturen ber Bergwerle fo ungünftig fein, 
ba dem Gläubiger der Ausfall feiner Forderung in ficherer 
Ausficht ſteht, wenn er dad Bergwerk zur Subbaftation bringt, 
während berfelbe, wenn er rn igere Konjunfturen abwart 


en 
ale mit Sicherheit auf feine Befriedigung hätte rechnen 
en. 


Die anderweitige Sicherheit, welche nad Pöfhung ber 
eingetragenen Rechte gegeben werden foll, beſtehe darin, daß 
bie bisherigen NRealgläubiger ein Fauftpfandredht an dem neuen 
nunmehr mobilen Kux erhalten und diefes Fauſtpfandrecht ger 
fihert wird durch den Vermerk auf dem Kuxſchein. Diejes 
Fauſtpfandrecht fei jedoch iluforifch, wenn die Gewerfichaft 
das gange Bergwerk mit Schulden belafte und bei der Sub» 
baftation nur die eingetragenen Schulden gebedt werben. 


Hiergegen wurde unter Zuftimmung der Herren Regie 
rungslommiffare erwidert: . 


Es fei allerdings möglich), daf der eingetragene Gläubiger, 
um da8 Recht der Befriedigung vor der Verfallzeit geltend 
machen zu können, dad Bergwerk unter ungünftigen Verhält- 
niffen, wo ber Ausfall feiner Forderung wahrjcheinlich ift, 
zur Subhajtation bringen müſſe, es fei aber zu bedenken, daß 
auch nad) der j ipen —*—— wider ſeinen Willen unter 
ungünftigen Verhaͤltniſſen die ihm verhypothezirten Kuxe zur 
Eubbaftation kommen können, 3. B. wenn die Zubuße nicht 
gezahlt werde oder wenn andere Gläubiger die Subhaftation 


ausgegeben worben ift, geltend } 


' 
| 
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beantragen. Derjenige Gläubiger, ber Hypotheken auf Kuxe 
erworben babe, müffe wiffen, daß bie Fälle, in welchen unter 
—— Verhaͤltniſſen dieſe Kuxe auch wider feinen Willen 
ur Subhaſtation kommen können, nicht ſelten ſeien. Es 
önne daher in ber fraglichen Beſtimmung eine weſentliche 
Beeinträhtigung des Gläubigerd nicht gefunden werben. An- 
langend die anderweitige Eiderftellung durch Eintragung auf 
den Kugfchein, fo komme in Betradht, bafi man nad) den ge 
machten Erfahrungen auf rg Kuzfcheine leichter Geld befommıe, 
als gegen Hypotheken auf Kuxe. Das ——— Moment 
in dieſer Beziehung fei, das Bergwerk möglichſt ertragreich zu 
machen und der Gewerfichaft zu dieſem Zweck die Aufnahme 
der zur umfaffenden Verbefferung erforderlichen Gelbmittel zu 
erleihtern. Die Verſchuldung des ganzen Bergwerk für biefe 
Zwecke kaͤme auch benjenigen Gläubigen zu Gute, bie ein 
loßes Fauftpfandreht an mobilen Kugen Gätten. 


Zu allem dem trete bie giobe Wichtigkeit, welche bie 
Vorlage für die weitere Entwidelung. ber Bergwerksinbuftrie 
Habe, ferner ber Umftand, daß eine — Anzahl 
von Bergwerken vorhanden fei, bei welchen für eine ertrag- 
* Ausnutzung die Umwandlung ber älteren Gewerkſchaften 
in Gewerkſchaften neueren Rechts gr Bi daß fomohl 
bie Oberbergämter, mit Ausnahme des Oberbergamts in 
Breslau, ald fachkundige Derfonen aus bem Streife ber Be 
tbeiligten im Sinne ber Vorlage fih aus oder haben 
um em ebungen, wie bie n . 
d da fr Fehl N) ie d Sächhlche und Oefter 
reichifche, in dieſer ar fehr einfchneibenb w Werke fr 
angen feien, während bie Vorlage mit fchonender Hanb bie 
erhältniffe zu ordnen fuche. 


Die Kommiffion trat biefen Ausführungen bei und bielt 


auch im Intereſſe der Realgläubiger die vorgefchlagenen gefelj- 
lichen Beltimmungen für annchmbar. N : 


Hierauf wurde bie frage erörtert, ob gemügender Grund 
vorhanden fei, einen Unterſchied zwifchen Sypothefengläubigern, 
erg privilegirten Gläubigern bes Pheinitthen Rechts einer- 
eit8 und den übrigen —— andererſeits zu machen. 
In ber beantragten Abänderung 3. und 4. Abſatzes ift 
Davon ausgegangen, baf bie nicht ber Fall fei und e8 find 
die anderen Realberechtigten den Hypothekengläubigern gleich 
geftellt worben. 


Schon das allgemeine Berggeſetz macht in ben 88. 235 ff. 
dieſen Unterſchied. Der $. 355 macht bie Ausführbar- 
feit eines Beſchluſſes der Gewerken über die Ummanblung 
einer Ge daft Älteren Rechts in eine Gewerkſchaft neuern 
Rechts ohne Nüdficht auf die anderen Realberechtigten davon 
abhängig, daß bie Supothefengläubiger und bie privilegirten 
Gläubiger des Rheinischen Rechts vorher abgefunben find, ober 
in bie Ausführung ausbrüdlic eingewilligt haben. Es wurde 
hervorgehoben, daß bie Vorlage fih alfo in ber in Nede 
ftehenben Beziehung dem Berggeſetz anfchliefe und fein Grund 
vorliege, bier davon abzugeben und ben anderen Realbereh- 
tigten, benen ſchon jetzt kein Wiberfpruchsrecht gegen Die Um- 
wandlung zuftehe, größere Rechte einzuräumen, als fie zur 
Zeit haben. 


Hiergegen wurde folgendes bemerkt: Die rechtliche Natur 
der Eintragung im Hypothelenbuch fei in Bezug auf die For⸗ 
derung ber Sppothefengläubiger und ber anderen Realbered)- 
tigten 'biefelbe; es fei Daher auch fein Grund vorhanden, von 
vorn herein bie erfteren günftiger zu ftellen, als die Ichteren. 
Auch ben SHppotbefengläubigern fei in der Vorlage ba 
Recht, innerhalb ber beftimmten 3 Monate ihre Befriedigung 
vor ber Verfallzeit verlangen zu dürfen, nur eingeräumt, J 
weit dies die Natur ihres Anſpruchs geſtattet. Mit dieſer 
Beſchränkung könne den anderen Realberechtigten das Recht, 
ihre Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern, a 
eingeräumt werden, ohne daß dadurch ein Nachtheil für bie 
Umgeftaltung ber Gewerkſchaft entftche. 


Es fei eine folche Einräumung um fo mehr u wünfchen, 
als e8 ſich um bie Aufrechthaltung ber Gleichheit der recht. 
Lichen Natur der verfchiedenen Eintragungen handele, und bie 
Fälle, in welchen die anderen Realberechtigten ihre Befriebi- 

ung vor der Verfallzeit würden fordern fünmen, felten vor- 
Fommen dürften. Die Vorlage mache einen grunbfäglichen 
Unterſchied zwiſchen den eingetragenen Rechten ber Supothefen- 





— —— —— — — 





gläubiger und den eingetragenen Rechten ber anderen Real- 
läubiger. Nach derſelben würben aud) die Grundfchulden den 
Hopot eken nicht gleichſtehen. 


E38 wurde ber Antrag geftellt, die Abſätze 3 und 4 
($$. 235. und 2354.) in der veränderten Faffung und mit 
der Einſchaltung ber anderen Realberehtigten nad) ber 
Formulirung ©. 4 anzunehmen. 


Ein anderer Antrag ging babin, j 
dieſe Abfähe in ber veränderten Faffung, aber ohne 
die erg Me Fe der Realberechtigten, wie 
* nlage sub $$. 23560., 235d. ergiebt, anzu 
nehmen. 


Es wurde zur Rechtferti und beffelben noch bemerkt, daß 
bie Grundſchulden felbftverftändfich und ihrer inneren Natur 
nad in Bezug auf bie Eintragung und Löfhung im Hypo⸗ 
thefenbuch, ſoweit diefe hier in Betracht kommen, ben Hupo- 
theken gleichſtaͤnden. 


Der erſtere Antrag wurde mit 8 gegen 3 Stimmen ab- 
gelehnt, ber legtere einjtimmig angenommen. 


Diefem Beſchluß entfprechend, find die SS. 235e. und 
235d. ber Anlage gefaßt worden, jedoch mit % Maßgabe, 
daß bie Privilegien des Rheiniſchen Rechts, beziehungsweije 
bie privilegirten Gläubiger des Rheiniſchen Rechts vor Hypo» 
teten beziehentlich HSypothefengläubigern zu ftehen fommen. 


Abſatz 5 ($. Wie). 


Diefer Abfag wurde mit der Menderung angenommen, 
daß in ber zweiten Zeile ftatt »ber« gefegt wird »Deme umb 
ftatt ⸗Befugniß⸗, »Redte«, 


Abſatz 6 ($. 335£.) 
wurbe unverändert angenommen, 


$. 2350. (235g.) 


Gegen biefen eg der nun 6. 2358. wird, 
wurde nichts erinnert. Das Verfahren, welches derſelbe an- 
ordne, entipreche dem Recht und ber Billigfeit und es fei fo- 
ger zweifelhaft, ob diefes Verfahren nicht ſchon nad) jegiger 
age ber Gefeßgebung gerechtfertigt fei. 

Der Paragraph wurde mit ber aus ber Anlage erficht- 
lichen Umftelung der Worte einftimmig angenommen. 


Artikel II. 


Gegen biefen Artikel wurde erinnert, baf die Tragweite 
beffelben nicht zu überfehen fei, das analoge Verfahren beim 
Hr anberer Gefehe rechtfertige denfelben nicht ohne Weiteres. 
Es fei fehr wohl denkbar, dat auf ben ae $. 235 ver- 
iwiefen worden fei, ohne daß Die neuen mmungen biejer 
Vorlage geeignet wären, für diefe Verweifung ben %. 235 zu 
erjeßen. 

Es wurde daher beantragt, ben Artikel IT, zu ſtreichen 
und um baßjenige, was er ausbrüden foll, noch deutlicher 
bervortreten zu laffen, den Artikel I. in folgender Weife zu 
58 


en: 
die Ueberſchrift »Artikel J.« zu ſtreichen und ſtatt der 
Worte am Schluß 
»wie nachſtehend angegeben, abgeändert« 
zu Be 
»durch nachſtehenden Paragraphen erjeht.s 


Der Antrag wurde mit 6 gegen 5 Stimmen abgelehnt. 
Die Artikel I. und IL, wurden unverändert angenommen. 


Hierauf wurbe ber ganze Gefchentwurf mit den von der 
Kommiffion befchloffenen Faſſungsänderungen einftimmig an- 
genommen. 


Die Kommiffion ftellt den Antrag: 
bad Herrenhaus wolle befchließen: 


dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Side 
änderung des F. 135 des Allgemeinen Berggeſehes, 
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o wie berfelbe nach ber Anlage aus ben Be 
— der Kommiſſion hervorgegan en ift, an 
zunehmen, die verfaflungsmäßige Zuitimmung zu 
ertheilen. 


Berlin, den 5. Februar 1873, 
Die Juſtizkommiſſion. 


von Uhden (Norfigender). von Bernutb, Dr. —— 
Gerichterſtatter). won Fraukenberg⸗Ludwigsdorf. Dr. 
von Goßler. Dr. Heffter. von Kleiſt-Netzuw. 
Graf zur Lippe. almrod. von Plötz. Graf 

von Schwerin. 


Aulage. 


Entwurf eines Gefekes, 
betreffend 


die Abänderımg des $. 235 des Allgemeinen Berg- 
gefehes vom 24. Juni 1865. N 





Nach den Befchlüffen der Juſtizkommiſſion. 





Artikel l. 


P dem Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865 
wirb der $. 235, wie nachftehend angegeben, abgeändert: 


$. 2352, 


Durch einen von einer Mehrheit von wenigftend brei 
Viertheilen aller Kuxe gefaßten Beihluß kann, foweit nicht 
—— ee —— iR jebe bereits 5 
de Gem t njenigen mmungen 
—** Titels, welche nah 8. auf die beſtehenden 
Bergwerke feine Anwendung finden, unterwerfen und ins— 
befonbere bie Zahl ber Kure auf ein Hundert oder ein Taufend 
mit der Wirkung bejtimmen, daß die neuen Kuge die Eigen- 
fhaft der beweglichen Sadyen haben. 


Stehen ber, vorbezeichneten Eintheilung auferge- 
mwöhnliche Schwierigkeiten entgegen, fo fann mit Genehmi- 
ung des Minifterd für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar- 
Beiten andnahmöweife eine andere Zahl der Kuxe beftimmt 
werben. 
$. 235b. 


Der Beſchluß der Gewerlſchaft unterliegt der Beftätigung 
bes Oberbergamts. 


Das Protokoll über bie Gewerfen-VBerfammlung, in 
welcher der Beſchluß gefaßt wird, ift notariell oder gerichtlic) 
aufjmehmen und in Ausfertigung dem Oberbergamte einzu- 
reihen. Wo die Einrichtung des Hypothekenweſens e3 geriet, 
- die Sypothetenbehörde den Beſchluß auf Grund einer 

sfertigung des Vrotofolles im Hypothekenbuche zu 
vermerken und dem Oberbergamte eine beglaubigte Abfchrift 
des Vermerkes mitzutbeilen. Die Löfhung des Vermerkes er- 
folgt auf Antrag bes Oberbergamtes. 


$. 335e. 


Wenn auf gewerfichaftlichen Antheilen Brivilegien des 
Rheinischen Rechts oder Sypothefen haften, L wird 
der mweientliche Inhalt des Beſchluſſes, insbefondere die Zahl 
ber neuen Kure durch das Oberbergamt den aus dem 
Hypothekenbuche ober and den Rheiniſchen Supothefenregiftern 


‚| bergamt ben 


erfichtlihen Berechtigten, infofern deren ausbrüdliches Ein- 
verftändniß mit dem Beſchluſſe nicht beigebracht ift, unter 
Berweifung auf diefen und die beiden nachftebenden 
Paragraphen befannt gemacht. 


n jebem Falle erfolgt diefe Bekanntmachung burd) das 
Amtsblatt ber Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 


$. 2354. 


Die privilegirten —— des ng Rechts, fo: 
wie die Hypsthekengläubiger können ihre Befriedigung 
vor ber Verfallzeit verlangen, foweit dies bie Natur ihres 
Anſpruchs geſtattet. 


Dieſes NRecht muß binnen drei Monaten nad) Ab— 
lauf des Tages, an welchem die Bekanntmachung zugeftellt, 
beziehung&mweife das die Befanntmadhımg enthaltende Amts- 
blatt ausgegeben worben ift, durch gerichtliche Klage geltend 
85* und binnen derſelben drei Monate muß bem 

berbergamte bie erfolgte Stlageanftellung nachgewiefen 
werden. Der eingeflagte Auſpruch mu unausgefegt 
gerichtlich weiter verfolgt werden. Die Michtbeob: 
achtung diefer Vorſchriften zieht den Verluſt des 
Nechts nach fich. 


$. 235. 


Sind privilegirte Gläubiger des Rheinifhen Rechts oder 
graue eier nicht vorhanden, ober haben biefelben 
von dem ihnen beigelegten Mecht, ihre Befriedigung vor 
der Verfallzeit zu verlangen, feinen Gebraud) gemacht, ober 
find deren Rechte nach ben vorftehenden Beftimmungen oder 
im MWege ber gütlihen Eini ung erledigt, fo bat ba8 Ober- 

eſchluß zu beitätgen und bie erfolgte Beftäti- 
gung durch das Amtäblatt der ierung, in beren Bezirk 
8 Bergwerk liegt, befannt zu madıen. 


$. 2351. 


Drivilegirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts, fowie 
————— deren Privilegium oder Realrecht erſt 
nad dem Tage ber Ausgabe des die Bekanntmachung bes 
Beſchluſſes enthaltenden Amtsblattes, beziehungsweife nad 
ber Eintragung des Vermerkes über den Belchluß im Sopo- 
thefenbuche entitanden ift, find ben rechtlichen Folgen des Be- 
ſchluſſes ohne Weiteres unterworfen. 


$. 2358. 


Bleiben bei ber neuen Eintheilung überſchießende Kur- 
theile zurüd, jo erfolgt nad) we 
ganzen Kuzen auf Grund bes beftätigten 
wendige Subhaftation berfelben auf Antrag des Nepräfentanten 
ober Örubenvorftanbes durch den zuftändigen Richter, infofern 
nicht die an ben überfchiehenden Kuxtheilen betheiligten Gt— 
werfen über bie anderweitige Zuſammenlegung biefer Kur- 
theile ein Uebereintommen getroffen und ber Gewerfihaft vor 

elegt haben. Mit der Subhaſtation erlöfhen alle Privi— 
egien des Mbeinifchen Mechts, Mealrechte und Sr 
potheken, welde auf ben überſchießenden Kugtheilen haften. 


Die Koften der Subhaftation fallen ber Gewerffchaft 
zur Laſt. 


Art. I. 

Die in den bisherigen Gefegen geſchehene Sinweifung auf 
ben $. 235 des Allgemeinen Berggeſetzes bezieht ſich fortan 
a — Paragraphen in feiner vorftehend abgeänberten 

alt. 


Aufammenlegung zu | 
eichluffes bee noth ; 


—⸗— ⸗ —⸗ —sw —— —— 
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A 49. 


Berichterftatter: 


Nebelthan.- 
Beriht 


ber 
Zehnten Kommiffion, 
betreffend 


den Entwurf eines Sefepes über das Grundbuch— 
wefen im Bezirk des Appellationsgerichts zu Kaſſel 
mit Ausfchluß des Amtsgerichts von Vöhl. 
(fir. 33 der Drudifaden.) 





Mas über die Aufgabe und die Thätigkeit ber unter- 
eichneten Kommiffion im Allgemeinen vorauszufchiden wäre, 
iſt in dem Bericht derfelben, betreffend den Entwurf eines 
Geſetzes über das Grundbuchweſen in dem Jabegebiet (Nr 46 
der Drudfachen), bereitd angeführt. Die Berathung des Ge- 
ſetzentwurfs über das Grundbudwefen im Bezirk bes > 
pellationsgerichts zu Kaffel fand in den Sitzungen ber Kommif- 
fion, den 30. und 31. v. M. ftatt; 14 ihrer Mitglieder be 
tbeiligten ſich daran. 


Ohne auf eine felbitftändige Beurtheilung irgend zu ver- 
jihten, glaubte die Kommifjion doch im Ganzen ein erbeb- 
iches Gewicht darauf legen zu müffen, daß der Gefegentwurf 
dem Kommunallandtag zu Staffel dur Begutachtung vorlag 
und beffen einhellige Zuftimmung erlangt bat. Die Zahl der 
an dem Entwurf vorgenommenen Aenderungen ift baher ver- 
hältnigmäßig gering. Die meiften der von ber Kommiffion 
eftellten Anträge geben aus dem berechtigten Wunfche hervor, 
en inneren —— ſämmtlicher Vorlagen, welche das 
Grundbuchweſen für bie im Hauptgeſetz ausgenommenen 
Landestheile behandeln, auch äußerlich darzulegen und ſprach⸗ 
lid) bervortreten zu lajfen. Ein Eleinerer ber Anträge 
bezweckt eine wiünfchenswerthe Verdeutlichung; nur drei find 
von höherer Bedeutung. Sie liegen in den amenbirten 
(8. 9a, 21 und 40 vor. Der erfte biefer Vorſchläge aber 
ührt nur den im $. 9 des Entwurfs bereitS angeregten Ge- 

nfen weiter aus; der zweite beruht auf einem von dem 
Kommunallandtag felbft ausgefprochenen Wunfche; der britte 
allein wird an geeigneter Stelle beſonders zu begründen fein. 
€3 verdient übrigens bemerkt zu werben, daß fämmtliche 
Anträge, wenn nicht einftimmig, doch mit weit überwiegenber 
Mehrheit befchloffen wurden, und daß ber Herr Regierungs- 
fommiffarius ben meiften feine Zuftimmung ertheilte, feinem 
derfelben entſchieden widerfprochen hat. 


Der gegenwärtige Bericht folgt der Anordnung bed Ge 
—— — — 


Zur Ueberſchrift beſchloß man, ſtatt »im Bezirks zu 
ſehen »in dem Bezirk« und ſtatt »des Amtsgerichts⸗ zu ſagen 
»de8 Amtsgerichtsbezirks⸗. 


Die Einleitung änderte man in ähnlicher Weiſe, und 
durch Umftellung ber Sattheile fo, daß fie lauten wird: 
x. »verorbnen, unter und ber beiden Häufer des Yanb- 
tags Unſerer Monardie, für den * bes Appellations 
gerichts zu Kaſſel, mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von 
Vohl, was *folgt:« 


Bei der über den Geſetzentwurf eröffneten Diskuffion 
fand fi die Kommiffion mit dem Inhalte ber 86. 1, 2, 3, 
4, 5, 6, 7 und 8 völlig einverftanden. Die $$. 2’und 5 
wurden unverändert, bie übrigen mit eimigen, lediglich bie 
Faſſung betreffenden Abänderungen angenommen. So beſchloß 
man, zu = % , 
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g.1 


a) wie beim Entwurf für das Sjabegebiet, die Schluf- 
paragraphen ber Gefege über den Eigentbumserwerb 
und die Grundbuchordnung (melde den Zeitpunkt de8 
—— diefer Gefe e ai den ]. — =. 

eben) den von inführung ausgefchloffenen 
Daragraphen hinzuzufügen; : 


b) die Worte »vom 5. Mai 1872« aus Zeile 4 in Zeile 5 
binter da8 Wort »Anträgen« zu verfeßen ; 


-e) in Zeile 7 die Worte »unter nachftehenden Beftim- 
mungen« zu ftreiden, dagegen in Seile 6 vor ben 
Worten rin dem Bezirke einzufchalten »mit nadhitehen- 
ben Bejtimmungen«. 


Sodann (während 


unverändert blieb) zu 
§. 3 


a) Zeile 3 die Worte »ferner nicht⸗ zu ſtreichen, dagegen 
hinter »Gültigfeite einzufchalten >fortan en * 


b) Zeile 4 die Worte zvielmehr falls fie überhaupt« 
zu freien, dagegen nad) » — einzuſchalten 
»aber, wenn fies; 


e) aus Seile 6 bie Worte »vom 5. Mai 1872. in Seile 7 
binter »x.« einzufchieben. 


Zu 
= $.4 
befchloß man, ben Eingang wie folgt zu faffen: 


»Nach dem Inkrafttreten biefes Geſetzes getroffene 
Verabredungen, durch welche x.« en 


und ben Sat mit ben Morten »find ungültige zu ſchließen. 


8.5 
(unverändert). 


Im 6 


follen, ebenmäfiig wie Zeile. I, die Worte »Beſcheids⸗ und 
»Urtheilde ihre Stelle wechſeln. 


* 5.7 


wäre in der vorleizten Zeile ſtatt sams zu ſetzen »mit dem« 
(31. Dezember x.), endlich in 

$.8 
Zeile 2 vor »der Vorausklages einzufcalten »Einrebes. 


g.9 
ab gleich im erſten Abſatze zu Bedenken und Widerſpru 
Beranlaffung. n einer Berathung innerer Verlau 
bereit8 in dem Berichte über den Entwurf für Nenvorponmern 


bargelegt ift) wurde wiederholt betont, daß es fih nur um 
sei upotbefen handeln follte, nit um Hypotheken, 
welche 


urch Ichtwillige Derfügungen begründet feien; lettere 
dürften doch nicht auf gleiche Yinie mit eſetzlichen Hypo⸗ 
theken geftellt werben; was das Geſetz verlieben habe, fünne 
unbebenflic durch da8 Geſetz wieder beſchränkt oder aufgehoben 
werben ; mit —— welche in letztwilligen Verfügungen 
ihren Grund haben, ſei es jedoch weſentlich etwas Anderes; 
neue Beſtimmungen darüber ſchnitten tief in das Privatrecht 
ein. Nachdem ſich der Herr Regierungskommiſſarius mit 
dieſen Ausführungen einverſtanden erklärt hatte, wurde mit. 
großer Mehrheit beſchloſſen: 


in Seile I die Worte 
»ober durch letztwillige Verfügung begründete« 
zu ſtreichen. 








— — U ——— 





* 


Bei der Berathung war aber auch zur Sprache Gene 
daß es fi bier nur um geieslice Hypotheken in Beziehung 
auf Grundftäde handeln Zönne, und es murde, im Einver- 
ändniß mit dem Herrn Regierungstommilfarius, weiter be- 
chloſſen, dem erften Abſatz des 9 folgende Faſſung zu 


geben: 
»Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung 
auf Grundſtücke nur einen Anſpruch auf Eintragung 
einer Hypothek mit beftimmter Summe.« 


a Abſatz 2 wurbe nichts erinnert, berfelbe vielmehr 
unverändert angenommen. ' 


m F. 9 Abſatz 3 


war ber Antrag geftellt, einen befonberen Paragraphen zu bilden 
und demfelben folgende, bem $. 15a. bes Gefeßentwurfs für 
das Jadegebiet id anfchließende Faſſung zu geben: 


$. 9a. 


»Kommt eine Einigung über ben Betrag ober 
über das Spezialpfandb nicht zu Stande, in erfolgt 
die Feſtſetzung durch den Progehrichter. Inzwiſchen 


iſt eine Vormerkung auf ben hoͤ * vom Hypotheken· 
gläubiger geforderten Betrag und Pfandbereich einzu- 
tragen. 


Die Summe und das Spezialpfand einer vor- 
munbfchaftlichen Sicherheitshypothek ſetzt ber Bor 
—— mit Ausſchluß des Rechtswegeb. 
Die Feſt esund darf nicht auf eine höhere Summe 
erfolgen, al8 die Sicherung bes in felbitftändiger Der- 
waltung des Vormunds befindlichen end e8 er» 
orbert. Bei Auswahl ber —— 1 auf bie 

n Vormund am wenigften beläftigende W f zu ver · 
fahren und von einer —— gm Abftandb zu 
nehmen, wenn ber Vormund u interlegung von 
Mertbpabieren ober in fonftiger Weiſe ausreichende 
Sicherheit Teiftet, ober wenn ber Vater einen von ihm 
ernannten Borinunb von Kautionsleiftung entbunden hat. 


Die Eintragung, fowie die Loͤſchung folder vor- 
munbfcaftlicher Hypothelen erfolgt foftenfrei auf Ev 
fuchen des Bormundidaftsrichters. 


Diefe Beftimmungen finden auf die fonftigen 
Dr — (wie in der Vorlage bis zum Ende 


Die —— dieſes Antrags wies auf die de 
lichen BVerhältniffe in —— und ganz beſonders auf die 
ofe Zeriplitterung bes bortigen Gründeigenthums bin; bie 
öchft läftige Folge hiervon fei, ba ae ide Hypotheken 
öfters auf viele Hunderte zu einer Grundbefigung gehdrenber 
Katafternummern eingetragen werben müßten, während viel- 
Leicht ſchon eine geringe Er Wale volle Dedung bes ficher- 
| Intereſſes befchaffen würde. Zur Unterftügun 
ae 3 wurde von anderer Seite und mit Bezug au 
‚40 a. &. noch hervorgehoben, daß bie unzweifelhaft ſehr 
famen und vom Prinzip ber ——— des Pfandrechts 
ebotenen Beſtimmungen im Abſatz 1 und 2 des d. 9 ber 
Sur ührung ermangelten, wenn man nicht bem Richter, wie 
bie de ekung ber Summe, ar die Feſtſetzung des Speial- 
pfands in bie Hand lege. Herr Regierungstommiffarius 
erfannte an, daß in Kurheſſen allerdings eine gang außer 
ordentliche Serfplitterung des Grundeigenthums vorliege und 
Berüdfihtigung verdiene. Nach einer gr Debatte nahm 
die Kommilfion mit fehr großer Mehrheit da8 Amendement 
in ber obigen Geftalt unverändert an. 


$. 10 
erhielt, ohne daß damit an Sinn und Bebeutung ber Vorlage 
etwas geändert werben foll, bie zu bem Entwurf Ahr Schleswig. 
SHolftein befchloffene Faſſung: 

»Die Beftellung einer Hypothek am vo Ver · 
mögen ‚, fomwie bie ellung einer Soporh an be 
—— Sachen ein lieh ber Forderungen, ift 
fortan unzuläffig.« 
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g1 
murbe unverändert angenommen, 
| g. 12 

mit folgenden Aenderungen: 
a) Zeile 1 ftatt »foweit biefelben«, zu fagen »mwelde«, 


b) im Abſatz 2 ftatt »ber Nachlaßrichter⸗, zu ſetzen »das 

Salate chlaßrichter · zu feh 

e) ben Schluß des Abſatzes 1, mit Bezug auf $. 6 bes 
Entwurfs für das Sahegeblet Kb Heim Beide ber 
Kommiffion dazu gelieferte Begründung, wie folgt: 


»baß fi) nach erfolgter Öffentlicher Labung Nie 

mand, ber ein befferes Erbredt in Anſpruch 

nimmt, gemeldet habe.« 
$. 13 


murbe unverändert angenommen. 


Zu 
$. 14 


wurben bie Worte »in ben Zwangsverſteigerungsverfahren« 
auß ber Seile 2 in Seile 1 vor bie Worte Se nzulänglid- 
feit bes Erlöfede gefekt. 


$. 15 
Be zu Erinnerungen feine Veranlaſſung. Auch find e8 nur 


Ph Sänberungen, bie für bie folgenden vier Paragraphen 
€ 


lofjen wurben. 
$. 16 
Seile 2 ftatt sam Grunbftüde zu fagen »an dem«. 


$.17 
Seile 2 ftatt »fofern ſie⸗ »fofern bie leßtere«. 


$. 18 


abs 2 il 1 tt »& b 8 ns ’ 
Seiler2 Rott sw ——— — Beſchaͤdigung · / 


$. 19 
a) Abfak 4 Zeile 2 ftatt »welches in das nen« 
»fobalb e8«; er ’ an ſeter 


b) Abſatz 5 Seile 1 hinter »Grundbuchorbnun . 
(halten Rn 5. Mai 1872«; - u 


c) dafelbft Seile 2 bie Worte »bi8 zum Erlaß eines Ge- 
ches über« und »auf biefe« als —— zu ſtreichen, 
aan vor » Familienfibeifommiffe«  einzufchalten 

zaufe; 


d) bafeldft Zeile 3 daB Mort »Fideilommiffer mit »bie- 
felben« zu vertauſchen. 


$. 20 
wurde unveränbert angenommen. Bei 


$. 21 
aber kam zweierlei zur Sprade: 


a) Der Kommunallandtag zu Kaffel Hat beim Schluſſe 
feiner Berathung im vorigen Herbft ausbrüdlich erklärt, »baf 
er hinſichtlich bed Zeitpunkts des Inkrafttretens des *8 
von ber Vorausſetzung deſſen noch im Laufe des Jahres 1872 
erfolgenden Erlaſſes ausgehe, und anderenfalls eine Ab⸗ 
änderung ber einſchlagenden Beſtimmungen in ber Weiſe für 
_ eradhte: ba allenthalben im Geiche an bie Stelle des 

. Januar 1874 ein fpäterer, mindeſtens ein volle® Jahr nad 
—— des Erlaſſes des Geſetzes fallender Tag geſeht 
werber. 
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ſowohl im $. 21 als überall, wo bdiefer Normaltag 
im a rg ericheint, namentlich alfo aud im 
$. 52, ftatt des 1. Januar 1874, den 1. Juli 1874 
gu nennen. 


b) Der andere Punkt betrifft ben Ausbrud »Eintrage und 
Einträge Der Gleihförmigkeit wegen empfiehlt die Kom- 
ıiffion überall, und fo namentlich aud) im $. 21 Seile 2 
nd 4 ſtatt »Einträgee zu fehen »Eintragungen«, 


* 22 


$. 28. 


folge des Beichluffes zu $. 21 Lit. b. find in Abfah 2 
Zile d Seile 2, Ablag 4 Zeile 1, und unter Nr. 4 
Seile 2 bie Ausdrücke »Einträger und »Pfandeinträges in 
Eintragungen« und »Pfanbeintragungen« zu verwandeln. 


mn Mr. 1 wird Hinter »Gefehes über den Eigenthums- 
ewerb« »uom 5. Mai 1872« — ſein. 


In Nr. 4 Abſatz 2 Zeile 3 muß es nunmehr ftatt »$. 9« 


»$. Sa.« heißen. 


Sodann beſchloß die Kommifjion folgende Faffungsände- 
rungen: 


a) Abſatz 1 Seile 3 ftatt »zu überfchreiben« zu fagen 
sumgufchreiben« ; 


b) bafelbjt Zeile 4 das Wort »fonft« zwiſchen »obere unb 
»ba8 Grumdbuch« zu freichen; 


e) in Nr. 2 ftatt »eingetragenen Drittene zu ſetzen »Ein- 
getragenen«. 


d) Mit Beziehung auf $. 7 ber Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 erwähnen ſchon die derartigen 6%. 67, 

68, 69, 72 immer, wo vom »Grundbuchblatt« bie 

Rebe ift, auch ber zugehörigen »Artifele. So wird 

e8 benn auch in dem —— Geſetzentwurf ge 

ſchehen müſſen. Es beſchloß deshalb die Kommiſſion: 
ſowohl im $. 23 (Abſatz 2 Seile 1, Nr. 3 Zeile 5, 
Abſatz 3 lehte Zeile, Nr. 5 Seile 2), als in allen 
folgenden mungen des Entwurfd bie aus 
der Anlage dieſes Berichts erfichtlihen Einfchal- 
tungen vorzunehmen. 


Schließlich ſprach man fih einftimmig dahin aus, daß 
Nr. 5 des S, 23 zweifellos auf ben gefamimten Inhalt diefes 
Daragraphen fid) beziehe. 


$. 24° 
wurde ımverändert angenommen. 


$. 235 


Zeile 5 ift in Gemäßheit der Belchlüffe a. und b. zu $. 21 
hinſichtlich des Datums und des Ausdruckes »Einträger zu 
berichtigen. 


Fol ge muß es im Abfag 2 Nr. 2 ftatt »31. Dezember 
1873« »30. Juni 1874 beißen; auch ift in ber Seile vorher 
und Nr. 2 Zeile 1 hinter »Grunbbuchblattse »ober Artifeld«, 
fowie in der brittleßten Zeile hinter »Grundbuchblatt« »ober 
der Artikels einzufchalten. . 


Außerdem beſchloß bie Kommiffion folgende HFaffungs- 
änderungen: 
nl. 5 d. Verhaudl. d. Herrenhaufes. 
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a) Zeile 2 von oben das Wort »vorſtehenden⸗ als über⸗ 

üffig zu freien; 

b) Seile 5 ftatt »in dieſelben⸗ zu ſetzen »in benfelben«; 

e) in Nr. 1 bie letzte Zeile in bie Zeile 4 heraufzuziehen 
o daß es dann heißt: ·wüuͤrde Beantragen können, if 

echtigt, die Eintragung als Eigenthümer im Grund- 
buch zu beantragen, fotern ere x. — biernady aber 
den Satz hinter »feine Grundlage findete, mit einem 
Dunkt zu fchliefen; 

d) in Nr. 2 Seile 5 und 6 hinter »Eigenthumsverhält- 
niffe« ein Komma zu k ‚ die Worte ⸗des einzutra- 
Kun Grundftädd, deſſen⸗ zu freien, vor »Be- 
a 


7 


** ben Artikel »die« einzuſchalten, und Zeile 7 
Ir ort »beffelbene mit »des Grunbftüds« zu er- 
chen. 


Ferner zu 52 


a) Abſatz 1 Seile 5 zwiſchen »ſeiner⸗ und »Anfprüder 
das Wort >beäßalbigene ald müßig zu —* 

b) Ab ſtatt ⸗Grundbuchrichter⸗ zu fagen ⸗Grund⸗ 
uchamt« ; 


ec) Abfat 3 Zeile 1 ftatt »eined« eben »einer«, und 
Ka Rlacsantronte — ſet 


Uebrigens find im $. 26 Abſatz 1 und im 
$. 27 


eile 1 und 4 bas Datum und der Ausbrud »Einträges in 

mäßbeit der Beſchlüſſe zu $. 21 zu berichtigen. Gegen ben 
nbalt war fo wenig etwas zu erinnern, als bei ben folgen- 
en beiden Paragraphen. Nur rebaftionell wurde ber 
fchloffen, in ges 


a) Zeile 1 und 2 ſtatt »in bie dortigen Hypothelen 
bücher« zu fagen »in ben bortigen Hypotbefenbücdern« ; 


b) Seile 3 ftatt »bisher gültigen« zu ſetzen »biöherigen« ; 


ferner in 
$. 29 


a) Zeile 1 a. €, einzufchalten »unde; 


b) —* 3 bie Worte »folgenden Borfchriftene, ſowie die 
arenthefe vor »Gf« und Hinter »334 zu ftreichen. 


$. 30. 


» Mit ber Faſſung dieſes Daragraphen war die Kommiffion 
nicht einverftanden. ine Erörterung darüber liegt bereits im 
Bericht der Kommiffion zu $. 12 Entwurfs für das Jade: 
gebiet vor, und im genauen Anfchluß daran beſchloß man fol- 
gende anbermweite Faſſung: 


»Der Befiger eines ſolchen Grundftüds, welcher durch 
Urkunden, durch eine Befcheinigung des Ortsvorſtandes, 
durch eibesftattlich —— Verſicherungen von 
Zeugen oder ſonſt glau — daß er allein oder 
unter Hinzurechnung ber Beſitzzeit feiner Rechtsvor⸗ 
gänger das Grundfiid feit mindeſtens zehn Jahren 
unumterbrohen im Eigenthumsbefig gehabt babe, kann 
alle diejenigen, weldye ein er an dem Grunbitüde 
u haben vermeinen, öffentlich laden laſſen, unter ber 
Androhung bes Rechtsnadhtheils: , 

daß nad; Ablauf ber Friſt der Befiger als Eigen- 
Fler in dem Grundbud) eingetragen werben 
wird, und daß, wer bie ihm obliegende Anmeldung 
unterläßt, fein Recht gegen einen Dritten, mweldyer, 
im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grund» 
buch, das Grundftüd erworben hat, nicht mehr 
geltend machen kann, und baf er fein Vorzugsrecht 
— denjenigen, deren Rechte innerhalb der 
re angemeldet und demnächſt auch ein- 
getragen find, verliert. 
Die Fadungsfrift muß mindeftens ſechs Moden 
betragen.« 
28 
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$$. 31, 32 und 33 
wurden unverändert angenommen. 


$. 34 ‚ 
Seile 4 muß es ftatt »Januare »Julie beißen. 


ie I Zeile 1 befchloß die Kommiffion, ftatt »im Ge 
biete« zu jagen »in dem Gebiete«. 


Eine ausführliche Diskuffion veranlafte der Abfah 2 und 
ein dazu eingebradhtes Umendement. 


Nach Abſatz 1 follen bie in dem Gebiete des vormaligen 
Feten Helfen, auf Grund des Finanzminiſterlal⸗ 
Ausfchreibens vom 12. Mpril 1833, fowie der fpäteren An- 
weifungen über bie Vermeffungen, bis zum 1. Juli 1874 feft- 
geſtellten Flurkarten die VBermuthung begründen, da die darin 
verzeichneten Grenzen bem wirklichen Eigenthumsbeſtand ber 
Grundſtücke entfprechen. Abſatz 2 behält in feinem erften Theil 
ben Betheiligten bi8 zum 1, Januar 1877 die Befugniß vor, 
einen anderweiten Eigenthumsbeftand —— und Berich · 
tigung der — en im Wege der Klage gegen den nach 
ber Karte berechtigten Eigenthümer zu erwirfen, aud) zur Wa 
rung ber flagenb gemachten Unfprühe Vormerkung im Grund- 
buche zu beantragen. Der zmeite Theil aber enthält den Aus- 


rad, baf nad) Ablauf jener Friſt, alfo mit bem Ablaufe 
es Jahres 1876, bie Grenzen ber Grunbitüde, ſoweit nicht 
rechtzeitig erfolgte Anfechtungen im Grundbuche vorgemerkt 


find, lediglich nach ber Flurkärte und ber ihr zu Grunde lie 
genden Vermeſſung ſich beftimmen. Das Umenbement will 
nun nad) ben Worten »im Grundbuce vorgemerkt finde, alfo 
wifchen ber lebten und vorlegten Zeile ber Regierungsvorlage, 
folgenden Satz einfchieben: 


ze ri — — — —* kn *. er bem 
nkrafttreten bie es ſta te Errichtu 
Anes begrämbitriirh.e > 5 


Das Amenbement will fomit bei einer baulichen Ueber 
fchreitumg ber fartirten Grenze, ohne daß im Lauf ber Friſt 
eine Anfechtung erfolgte und eingetragen ift, bie Thatſache der 
Bebauung dem Antrage auf Vormerkung gleich achten. 


Bei der Berathung wurde von einer Seite auf Befeiti- 
gung des ganzen $. 34 angetragen und geltend gemacht, daß 
defien Beftimmungen ein neues Recht in Kurheſſen einführen. 
Es müffe für bedenklich erachtet werden, neue Partikulargeſetze 
für die neuen Drovinzen gr zumal ähnliche und gleiche 
Verbältniffe in -Bezug auf die große Serftüdelung des Grund 
und Bodens aud in anderen Provinzen vorkommen. Nicht 
minder bedenklich fei es audy, bei Gelegenheit bes Erlaffes eines 
a... über das Grundbuchweſen xc. einen neuen allgemeinen 
un 
be8 Herrn Re 


pr nn e vorfämen und noch nicht berüdfichtigt feien. 


bes erwähnten Amendements wurde ſo⸗ 
dann 7 A rt, daß baffelbe den gleichen Zweck, wie ber 
$. 94 felbit, * e. Durch die Beſtimmung bed Umende- 
ments werden ebenfalls Weiterungen und Streitigkeiten über 
das Eigenthum an Grundſtücken verhindert. Dem Antrage 


Zur Begrändun 
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ig hang — aufzuſtellen. Dem wurde 


wurde jedoch ſowohl von dem Seren Regierungskommiſſa 
als von mehreren Mitgliedern ber Kommiſſion widerſpro 
ed wurde darauf hingewieſen, daß ein Bedürfniß zu 

derartigen Beſtimmung nicht | fei, und ba 
nicht gerechtfertigt wäre, den Rechtsgrundſatz des geme 
Rechts in Beau auf das Bauen auf fremdem Grund 
Boben in fein Gegentheil zu verkehren. 

Das Amenbement fiel hiernach mit 12 gegen 2 Stim 
der ganze $. 12 aber wurde nebft den its ermäh:: 
Heinen Rebaktionsänderungen mit 13 Stimmen gegen 1 
genomnten, 

§. 35 


wurde mit folgenden Aenderungen genehmigt: 
a) Seile 1 ftatt »im Gebiete« »in bem Gebietes; 
b) Seile 5 flatt »Megierunge zur Ausfchliefung eim 
jeden Zweifels »Beyirfsregierung«; | 
e) Zeile 7 zur Klarftellung des Gefchäfttganges Tal 
» Steuerbehörbes we Brad rt ] 
Die Veränderung bed Datums in Seile 8 ift, wie bet 
fo im folgenden $. 36 Seile 1 felbftverftändlic. 
$. 36. 


In Seile 11 und 12 wurben bie Worte »bie Cage und⸗ 

als überflüffig geftrichen, im Uebrigen ber Paragraph m 
genommen. 3 
i. 


Es befchloß die Kommiffion, dem Eingang folgende Aafı 
fung zu geben: 


»Sofem auf Grund ber Verorbnungen vom 
13, Mai und 2, September 1867 eine F img oder 
eg re Qufammenlegung« x. (übrigens wie 
bie Vorlage). s. 38 


wurbe in folgender Faffung angenommen: 

»Eine Miebereinfehung gegen ben Ablauf ber in 
biefem Geſehze beftimmten ober nad) demfelben richter- 
lic) zu beftimmenden Friſten ift unftatthafte. 

$. 39 
beögleichen, mit ber einzigen Aenderung, daß man 
Seile 3 das Wort »befonderd« mit »wörtliche ver- 
taufchte. 
$. 40. 


.. find zumächft zwei Drudfehler zu berichtigen: Zeile 1 
mu 
att »aus der⸗ heißen »auß ben« (General-MWähr- 
chafts · und Hypotheken... . Büchern); 
Abfag 2 Seile 6 ftatt »Beftimmungs »Beftimmungen«. 


Sodann ift dafelbft Zeile 2 ftatt »Einträges zu fagen 
»Eintragungen«, und Zeile 3 von unten ftatt »Pfanbeinträge: 
zu ſetzen —— 

erner iſt daſelbſt Zeile 6 hinter ⸗Eigenthumberwerb x.: 
— »vom 5. Mai une ’ j 


Endlich Seile 5 dafelbft ftatt »Ubf.« zu fegen »Abſatz« 


Außerdem befhloß bie Kommiffion folgende FFaffungs- 
änberungen: 
a) Abſatz 2 Seile 3 ftatt ber Worte Misher für fie gül⸗ 
tige Rechte zu ſetzen »biäherige Nechte ; 
b) bafelbft Seile 7 ftatt »biefes Einführungsgefeese zu 
fagen »be8 gegemwärtigen Gefehes«. 
Der wichtigfte Punkt aber tft folgender. 


Mie ber Kommunallandtag F Kaſſel, ſo hat auch die 
unterzeichnete Kommiſſion in ber Beſtimmung des F. 16 einen 
Ausspruch ber Gerechtigkeit und eine wahre Verbefferung bes 





j 
ı 
\ 
| 
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egemmwärtig im Bezirk bed Appellationsgerichts zu Kaffel gel- 
rben t8 erfannt, Da ben Pächter das Verhältniß feines 
e pächters zu deſſen Hypothekenglaͤubigern in feiner Weiſe 

Ölten nah $. 16 die ihm zumachfenden ober ihm 





nebr haften, rend fie nach gemeinem Rechte ald Zubehör 
ve8 Grund und Bobend dem Necht des Hypothekenglaͤubigers 


5 
———— und * Jahreszahlungen, für bie Koſten 
unb —— 


Nach einer eingehenden Erörterung und nachdem ſich 
auch ber Regierungslommiffarius im bejahenden Sinne aus- 
geſprochen Hatte, beſchloß die Kommiffion: 

im Abſatz 2 des $. 40, Zeile 5 zwifchen »6$.« und 
»dle LS föhaften>>30,’3D ve 


In biefer Geftalt wurde $. 40 angenommen. 


g. 41. 


Zeile 2 zwifchen »Gläubigers« und »unter Beibehaltunge, 
desgleichen Zeile 3 —— ⸗Stellung⸗ und »zu ber rechtlichen 
Bedeutung iſt je ein Komma einzufchalten. 


Aus Zeile 3 find die Worte »vom 5. Mai 1872.4 nad) 
Zeile 4 Hinter »Eigenthumserwerb ıc.« zu verſetzen. 


Seile 6 ift hinter »Grumbbuchblattes« einzufchalten »ober 
Irtiteld«. 


In berfelben Zeile find die getrennten Worte »mit über- 
tragenen« zufammenzuziehen. 


Bei ber Berathung des Paragraphen wurde dreierlei 
—— Erſtens, ben, Schluß bes Abſatzes 1 wie folgt zu 
affen: 

»Eine derartige Ummanblung iſt im Grundbud, Spalte 
»Beränderungene einzutragen. Für bie Eintragung 
ift ber vierte Theil der Koften des Eintrags einer 
neuen Hypothek oder Grundſchulbd zu erheben.« 


Aweitens: in ber vorlegten Seile des Abſatzes 1 hinter den 
Morten zu erheben einzufchalten: 


»jeboch nicht unter 5 Silbergrofchen«. 


Dagegen wurde geltend gemacht, der allgemeine Koften- 
tarif enthalte fo mäßige Säge, daß feine Beranlaffung vor- 
liege, für Sefensafe noch weitergehende —— ein 
treten zu laſſen, vielmehr empfehle es ſich, aud) dort bei dem 
allgemeinen Tarif ftehen zu bleiben. Zu bem Enbe wurbe 
drittend beantragt, bei der Abftimmung über Abſatz 1 des 
J. 41 ben legten Sat zu trennen und einer befonderen Ab» 
fimmung zu unterwerfen. 


Als man bierzu fchritt, ergab fi, daß ſowohl das erite 
als das zweite Umendement und mit ihnen ber Schlußſatz des 
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Im Uebrigen wurde ber Abſatz 1 mit ben emwähnten 


Aenderungen, und ſodann Abſatz 2 und 3 unverändert ange- 
nommen. 2 


| Zeile 1 find die Worte »über ben Eigenthums- zc.« bem 
Datum voranzuftellen. 


$. 48, 


Zeile 3 von unten find inter ⸗Hypotheken⸗ Berbindungs- 
häfchen () —eã . — 


Zeile 1 ift flatt »find in« zu ſehen »find in deine, Mit 
biefen Veränderungen wurde $. 43 und 44, 


$. 45 
aber unverändert angenommen. 


$. 46 


— folgende, mit dem $. 3 des Entwurfs für das Jabe⸗ 
gebiet übereinftimmenbe Faſſung: 

»Unter ben Prozeßvorſchriften, welche nad) ben ein- 

eführten Geſetzen Anwendung finden, find bie Bor- 

chriften des in dem Bereich dieſes Gefeges geltenden 
rogeßrechts zu verftehen«, 


$. 47. 


Es iſt Abſatz 2 Zeile 3 da8 Datum von »Januare au 
»Aulie an ” J 


Daſelbſt zwifen »herrührene, und sifte das Mörtden 
»fo« einzufdalten. 


Abſatz 3 Seile 3 für »den Grundbuchrichtere »das 
— 3 et — 


Außerdem beſchloß die Kommiſſion, die Baffung bes Ab⸗ 
faßes 1 jo abzuändern, daß Zeile 2 das Wort »leidet« ge- 
ſtrichen und durch >»finbet entiprechendbe Anwendung« erfegt 
werde, monegen am Ende bes erften Abſatzes die Worte sent- 
ſprechende Unwenbung« wegfallen. 


65. 48 und 49 
wurden unverändert angenommen. 


$. 50, 


Die Kommiffion entſchied fid für folgende Faſſung, welche 
ber in den alten Drovinzen geltenden Geſetzgebung entfpricht, 
für die neuen Provinzen die erwünſchte Rechtseinheit herftellt 
und im $. 5 bes Entwurfs für das Tabegebiet bereitd vor- 


liegt: 

u »Zu den gemeinen Laſten ($. 49 Nr. 4) gehören na- 
mentlid alle nach Gefeg oder Verfaffung auf bem 
Grunbſtück Haftenden, aus dem Gemeinde, Sreiß- 
und Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen, 
Dfarr- und Schulverbande entfpringenden, oder an 
Kirhen, Pfarren und Schulen, oder an Sirchen-, 
Dfarr- und Schulbebiente zu entrichtenden, ober aus 
der Verpflichtung zu öffentlichen Mege-, Wafler-, 
Deich · und Uferbauten entftandenen Abgaben und Vei- 

* lungen; ferner bie Beiträge, welche an Meliorations 
enojfenfchaften ober andere gemeinnüßige, von ber 
Staat&bebörbe te nftitute, namentlih an 
Vereine behufs gemeinſchafllicher — — 
durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entſtandenen 
Schäden zu entrichten ſind.« 


§. 51 
wurde unverändert angenommen. Im 
$. 52 


erſten Abfates, in Folge eingetretener Stimmengleichheit von | muß es nad) bem zu $.21 Lit. a. gefaßten Befchluffe »1. Julie 


fieben gegen ficben, abgelehnt waren. 


ftatt »1. Januars heißen. 


28° 
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Auch beſchloß die Kommiffion, den letzten Sat bes Ub- 
ſatzes 1 zu ſtreichen und von den folgenden beiden Abfägen 
nur das Wort »Urkundlich ꝛc.« ſtehen zu laffen. \ 

Einftimmig ftellt die Kommiffion den Antrag: 

Das Herrenhaus wolle bejchließen: 


dem Geſetzentwurf über das Grundbuchweſen in 
bem Bezirk bes Appellationsgerichts pr Staffel, mit 
Ausschluß des Amtsbezirks von 8 in ber Faſ⸗ 
— wie ſie aus der beigefügten Zuſammenſtellung 
Kommiſſionsbeſchlüſſe erfichtiich ift, bie ver 
faffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


Berlin, am 6. fjebruar 1873, 
Die X. Kommiffion. 


von Plög ———— von Bernuth. Elwanger. 

Engels. Fleck. von Franfenberg : Ludwigsborf. 

von Goßler. Graf zur Lippe. Nebelthau (Berichteritatter). 
Graf von Schwerin. von Thaden. ever. 


Anlage. 


Befchlüffe der Kommiſſion. 





Entwurf eines Gefeßes, 
über das 


Grundbuchweſen in dem Bezirk des Appellations- 
gerichts zu Kaffel, mit Ausſchluß des Amtsgerichts- 
bejichs von Döhl. 





Wir Wilbelm, von Gotted Gnaben König von 
Preußen x 
berorbnen, unter Zuftimmung ber beiden Säufer bes Landtags 
Unferer Monardie, für den Bezirf bed Appellationd: 
ya zu KRaffel, mit Ausichluß des Amtsgerichts⸗ 
ezirks von Vöhl, was folgt: 


$.1. 


Das Gefek über den Eigentbumserwerb und bie dingliche 
Belaftung der Grundftäde, Bergwerke und felbftftändigen Ge- 
rechtigfeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausnahme bes $. 72, 
bie rer Bar 5. Mai 1872, mit Ausnahme ber 
fg. 20 bis 22, 49, 73, 133 bis 140 und 143, ſowie das 
Gefeß, betreffend die Stempelabgaben von gewiffen, bei bem 
Grundbuhamt anzubringenden Unträgen, vom 5. Mai 
418782, werben mit nadchenben eftimmungen in bem 
Bezirk des Appellationsgerichts zu Kaffel, mit Ausfhluß des 
Amtsgerichtd von Böhl, eingeführt. 


J.2. 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen 
geſetzlichen Vorſchriften, welche in dem erwähnten Bezirk nicht 
gelten, bleiben außer, Anwendung. 


$. 3. 


Verträge, welche die Veräußerung ober Belaftung von 
Grundſtücken, ober ber ihnen gleichgeachteten Rechte und Ge- 
rechtſame zum Gegenftande haben, bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
fortan nicht ber Anzeige bei dem Gericht der belegenen 
Sache und der Beftätigung des letzteren, begründen aber, 
wenn fie im fchriftliher Form geſchloſſen find, perſönliche 


Herrenhaus. Altenſtück A 49. _ 





Anfprüche, unbefchadet der Anwendung des $. 10 des Geſe 
über den Eigenthumserwerb x. vom 5. Mai 1872 
nicht Fehriftlic geichloffene Werträge. 


Verträge über Grunbdgerechtigkeiten, fowie — im a 
einer darauf gerichteten befonderen Abrede — Mieth- u 
Dadtverträge erhalten bingliche Wirkfamkeit nur burdy E 
tragung im Grundbud. 

5.4 | 


Nach dem Infrafttreten dieſes Gefches getroffene 
Verabredungen, durch welche zur Sicherung eined über Grund 
* abgeſchloſſenen unwirkſamen Vertrages eine Reubu 
eſtgeſtellt wird, find ungültig. | 


8.5. | 

m ———— und im —— Ver⸗ 
kaufsderfahren geit 8 Eigenthum durch ben rechtskräftigen 
Zufchlagsbefcheid, jedoh_ erit nad Zahlung ober Stundung 
des —— auf ben Erſteher Aber. | 


Die Eintragung des Eigenthumsüberganges, ſowie bie 
Löfhung ber durch das Verfahren aufgehobenen Hypotheken 
= REN erfolgt auf das Erſuchen bes Verfteigerungs- 


8 
S. 6. | 


Werden ftreitige Eigenthumsverhältniffe durch Urtbeil ! 
ober Vergleichsbeſcheid im Prozeßwege feitgeftellt ober wird | 
Eigentfum im gerichtlichen ER abren zuerkannt, fo 

olgt bie — im Grundbuch unter Vorlegung bes 
rechtäfräftigen Urtheils ober Beſcheides auf Antrag eines 
ber Betheiligten. 57 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzung 
eines entgegenftehenden Rechts, noch durch Verjährung auf- 
gehoben werden. 


Die Klage auf rüdjtändige Zinſen von eingetragenen 
Kapitalien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt 
mit dem 31. Dezember befjenigen Jahres, in welchem die 
Zinfen fällig geworben find. 


$. 8. 


Die Einrebe bes nicht gejablten Geldes (vergl. Kurbefl. 
Geſetz vom 20. Dezember 1840, 69. 3 unb 4), fowie bie 
Einrede ber Vorausklage ift gegen die bypothefarifche Klage 
unzuläffig. 59 


Geſehliche Hypothelen gewähren in Beziehung auf 
Grundftüde nur einen. Anſpruch auf Eintragung einer 
Snpotbef mit beftimmter Summe. 


Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, fo braucht 
der Eigenthümer bie Eintragung nur auf einzelne, die Schuld 
genügend fihernde Grundftüde zu bemilligen. 


8. Da. 


Kommt eine Cinigung über den Betrag oder 
über dad Spezialpfand nicht zu Stande, fo erfolgt 
die Feitiegung durch den Wrozefrichter. Inzwiſchen 
ift eine Bormerfung auf ben höchſten vom Hypothe⸗ 
tengläubiger geforderten Betrag und Pfandbereich 
einzutragen. 


Die Summe und das Spezialpfand einer vor: 
mundfchaftlichen Sicherheits-Bypothek fest der Bor: 
mundfchaftsrichter feſt mit Ausſchluß des Mechtö: 
wegs. Die Feftiegung darf nicht auf eine böbere 
Summe erfolgen, als die Sicherung des in felbftftändiger 
Verwaltung des Vormundes befindlichen Vermögens es erfor- 
dert. Ber Muswahl der Pfandobjekte ift auf die den RVor- 
mund am wenigften beläftigende Weife zu verfahren und von 
einer Eintragung ganz Abjtand zu nehmen, wenn ber Vor— 
mund durch Hinter egung von Wertbpapieren oder in fonftiger 
Meife ausreichende Sicherheit leiftet, oder wenn der Vater 
einen von ihm ernannten Vorinund von Stautionsfeiftung ent- 


— nn 








bunden bat. Die Eintragung fowie die Löfchung 
folder vormundfchaftlichen Hypotheken erfolgt koſten⸗ 
frei auf Erfuchen ded Bormundfchaftsrichters. Diefe 
Beltimmungen finden auf die fonftigen Bflegebefohlenen ihren 
Kuratoren —— fowie auf die minderjährigen Kinder 
dem zur Wiederverheirathung ſchreitenden Vater gegenüber 
entfprechende Anwendung. 





$. 10, ’ 


Die Beitellung einer Hypothek am gerien Vermögen, 
fowie die Beftellung einer Sypotbef an beweglichen 
en einfchließlich der Forderungen ift fortan un: 
zuläffig. 


$.11. 


Die bisher in gültiger Weiſe bewirkten vertragsmäßigen 
Verpfändungen eines ganzen Vermögens gewähren feinen An— 
ſpruch auf Eintragung im Grundbud, behalten jedoch, ebenſo 
wie alle nicht eingetragenen, auf Grund de8 Geſetzes ober 
legtwilliger Verordnung entitandenen oder noch entitehenden 
Pfandrechte, bezüglich der nach bisherigem Recht davon er- 
griffenen Grundftüde, bie Wirkung, daß fie im Konkurs. 
verfahren des Schuldners an dem nad; Befriedigung ber ein- 

etragenen Gläubiger verbleibenden Ueberfhuß bed Erlöfed ber 
Fonkureın ig verfauften Grunbftäde wie bisher geltend ge 
macht werben föhnen, 1 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
ültig ohne Öffentliche Urkunde errichtet find, können Ein- 
agungen ober Löfhungen im Grunbbud nur erfolgen, wenn 
entweder durch eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit der Privat- 
urfunde oder das Anerkenntniß bes durch das Geſetz berufenen 
Erben nachgewieſen ift, oder eine Befcheinigung des Nachlaß ⸗ 
erichts beigebracht wird, daß fih nad erfolgter öffentlicher 
Hadum Niemand, der ein beffered Erbrecht in Ans 
ſpruch nimmt, gemeldet habe. 


Die Art der Bekanntmachung und bie 
lichen Ladung hat das Nachlaßgericht nad) 
zu ermeffen. 3 


Die im gerichtlichen Suangsvollfertungsverfahren ver 
fügte Immiffion in Grundftüde begründet fortan nur einen 
Anfprud auf Eintragung einer Hypothek. 


Die Eintragung ift von bem Progebrichter bei dem Grund- 
buchamte ——— u 


In dem Gebiet des vormaligen Kurfürftenthums Heſſen 
werben in dem Ziwangöverfteigerungsverfabren bei Un⸗ 
aulänglicjkeit des Erlöfes neben bem Kapital und den laufenden 
Sinfen nur zweijährige Sinsrüdjtände — vom —* Faͤllig⸗ 
feitöta e vor der nfolvenzanzeige ober der Verkaufserfennung 
an rückwaͤrts gerechnet — beridtigt. 


$. 15. 


Das verpfändete Grunbftüd haftet auch für bie burd) 
Geltendmachung der Hypothek oder Grundfhuld im Konkurs 
erwachſenen Kojten. 

Die nad) $. 21 ber Verordnung vom 30. Auguſt 1867 
für die Feſtſtellung des Beſtandes und ber Rangorbnung einer 
Forderung im Konkurs ben Rechtsanwälten und Ktontrabiktoren 
augebilligten Gebühren werben für anzumelbende Hypothelen 
und Grunbfchulden, fofern bezüglich berfelben fein Streit ent- 
fteht, auf ein Viertel herabgeickt. 


$. 16, 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf 
dem Grundftüd noch vorhandenen Früchte haften nicht ben 
an dem Grundftüd dinglich Berechtigten. 


J. 17, 


Die hypothekariſche Klage erfordert nicht die Kündigung 
bei dem perjönlich verpflichteten Schuldner, fofern Die letztere 
dem Eigenthümer gegenüber erfolgt iſt. 


ber öffent. 
SR beB Ron 
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$. 18, 


... ‚Die Schabenerfaßklage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
ährt in drei Jahren, ara ber Beſchaͤdigte von dem Da- 
ein und dem Urheber des Schadens Kenntniß erhalten bat. 


Sind, feit dem Zeitpunkt der Befchädigung breifig 
Jahre verfloffen, fo kommt es auf den Zeitpunft ber erlangten 
enntniß nicht weiter an. 


$. 19. 


Die mit einem Richter befegten Amtsgerichte find bie 
Grunbbucdämter für die in ihrem Bezirk belegenen Grundftüde. 


Bei ben mit mehreren Richtern befegten Amtsgerichten 
bildet einer berfelben mit einem Buchführer und den erforber- 
lihen Schreibern und Unterbeamten das Grunbbudamt. 


Die Amtsgerichte find zuftändig für — der Ver⸗ 

traͤge, durch welche Grundſtücke veräußert oder belaſtet werben, 

> wenn bie Grunbftüde nicht im Bezirk des Aıntsgerichtes 
egen. 


Die Thätigfeit ber Gemeindebeamten im Hanauiſchen bei 
den Sypothetengefhäften hört für jedes Grumbftüd auf, fos 
— * das neu anzulegende Grundbuch übertragen 
worden iſt. 


Die —— der Ss. 52, 74 und 99 ber Grund» 
buchorbnung vom 5, Mai 1872 kommen auf Familien⸗ 
fibeifommiffe nur infoweit zur Anwendung, als dieſelben 
gejeglich oder ftiftungsmäßig einer Staatsbehörde bereits 
unterftellt find, ober durch Beſchluß ber Fideilommißbetheiligten 
bem WUppellationsgerichte zu Staffel als Fideilommißbehoͤrde 
unterftellt werden. 5.20 


Die in ben General-Mährfchafts- und Hypothekenbüchern 
enthaltene Darftellung ber ge des Grund» 
eigenthums bildet bie Grundlage bie neuen Grundbücher 
unter ben nachſtehenden Beftimmungen. 


$. 21. 


Mit dem 1. Juli 1874 erlangen Die in ben General. 
Mährfhaftt- und Hypothekenbüchern befindlichen Eintra 

gen, ſoweit ſie den letzten gt mg ang, ober 
Felt fie die im $. 12 bes Geſetzes über ben Cigentsums- 
erwerb 2. gedachten binglidyen Nechte betreffen, bie Bebeutung 
von Eintragungen, weldje nad) Mafgabe ber im 2 ein · 
eführten Geſetze bewirkt find, jedoch unbeſchadet Be- 
—— bes $. 34. 


* 


$. 2. 


Beichränkungen bed Verfügungsredhts des Eigenthümers, 
fowie ber Eintragung bebürfende bingliche Rechte und bie Sy- 
pothefen, welche - bi8 zum 1. Juli 1874 in die General. 
MWährfchafts- und Hypothekenbuͤcher eingetragen find, behalten 
zwar bem zu biefem Zeitpunkt eingetragenen Cigenthümer 
gegenüber ihre biäherige MWirkfamfeit, fönnen jedoch gegen 
benfelben eine nachträgliche —— im Grundbuch nur 
nad) a rg ber Beftimmungen dieſes Geſetzes erlangen und 
vermögen bei vorher eintretender Veräußerung bed Grundſtücks 
dem neuen Erwerber, fowie überhaupt den voreingetragenen 
dinglichen Rechten, Hypotheken und Grundſchulden gegenüber 
feine Wirkung zu äußern, 


Beſchränkungen und Belaftungen des Eigenthums, welche 
auf einem Stammgutd, Familienfideilommiß⸗, Lehns-, Leibe, 
Meier, Erbpadyt- oder fonftigen gutsherrlichen Verbande be» 
ruben, erlöfchen auch dem eingetragenen Eigenthümer qegem 
über und fönnen überhaupt, auch aus ber Perſon der Rechts» 
urbeber, nicht mehr geltend gemacht werben, wenn fe nicht 
bis zum 1. Zuli 1874 in den General-Währſchafts und 
Hypothekenbüchern eingetragen find, 


$. 233. 
Die Uebertragung eines Grunbftüds aus dem General» 


Währſchafts · und Hypothekenbuch in das neu anzulegende 
Grundbuch fol erfolgen, ſobald das Grundſtück auf einen 
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neuen Eigenthämer umzuſchreiben, ober eine neue Belaftu 
darauf einzutragen ift, ober ber Eigenthümer fie beantragt, 
ober das rum buchamt biefelbe zur Stlarftellung der Grund 
buchverhältmiffe dienlich erachtet. 


Dabei gelten für bie Anlegung des neuen Grundbud)- 
blattes oder Artifeld bie nachitehenden Vorſchriften: 


1) als Eigenthümer ift —— einzutragen, ber ent- 
mweber als folder im General Währſchafts und Hypo— 
thefenbuc) eingetragen fteht, oder die Umſchreibung 
des dort zu Guniten eines Dritten eingetragenen 
Eigenthumd auf feinen Namen nad) Maßgabe bes 
— über den Eigenthumserwerb vom 8. Mai 

1578 beantragen kann. 


2) Die Eintragung feht die Vorlegung eines mit bem 
General-Währfcaftd- und Hypothekenbuch Abereinftim- 
menden Auszug aus dem Steuerbuche, oder bie Ein- 
willigung bes darin als Befiger des Grundſtücks Ein- 
getragenen voraus, 


Bei neu vermeffenen Gemarkungen ift bie Nach 
weifung, daß bie im Steuerbuchbauszug nad) neuerer 
Kartennummer verzeichneten Grunbftüde mit dem im 
General-Wägrfehaftd- und Hypothelenbuch nad alter 
Bezeichnung eingetragenen übereinftimmen, Grund 
der bei ber Vermeſſung ftattgehabten — 
Ermittelungen von Amis wegen zu beſchaffen. 


Wenn eine ſolche Feſtſtellung unthunlid, ift, fo 
kann eine Eintra ar nad; vorgängigem Aufge- 
gebotöverfahren &. bis 33) erfolgen. 


3) Mit der Eintragung bes Eigenthums find fämmtliche 
im General-Währjchafts. und Hypothelenbuch unter 
dem Namen be legten Eigenthümerd noch eingetragene, 
das Grimbftäd betreffende dingliche Rechte, Hypo ⸗ 
thefen und ſonſtige Rechtsverhältniſſe auf bad neue 
Grundbuchblatt ober den neuen Artikel zu über 
tragen, jedoch mit Ausnahme ber gefeglid au gehobe · 
nen Grunblaften. 


Betreffs der zu Gunften ber Dflegebefohlenen fi 
borfindenben allgemeinen Dfandeintragungen ift deren 
vorherige Löſchung oder Belhränfung nad) Vorſchrift 
des $. Da. dieſes Geſetzes bei dem Vormunbidafts- 
richter von Amts wegen zu veranlaffen. 


Die übrigen allgemeinen Pfandeintragungen 
ind unbeſchadet des dem Eigenthiimer nach dem Schluß- 
abe des $. 40 zuftchenden Anſpruchs auf berem Ein 
chränkung zunädjt unverändert auf fämmtliche auf 
as neue Grunbbuchblatt oder den neuen Artikel 
zu überfchreibende Grundſtücke einzutragen. 


4) Bon der erfolgten Uebertragung eines Grundſtücks in 
das Grundbud) find fämmtliche nad) den vorhandenen 
Eintragungen Betheiligte in Kenntniß zu feen. 


5) Koften werben für die in Auſchluß an das General. 
MWährfchafts- und Hypothekenbuch ftattfindende Anle⸗ 
gung eines neuen Grumdbuchblattes oder Artikels 
nur foweit erhoben, als bamit —— Rerände- 
rungen in ben Eigenthums- ober ſonſtigen Rectöver- 
hältniffen eines Grundftüds eingetragen werden, bie 
als foldhe koſtenpflichtig find. 


g. 24. 


Die Vorfchriften der 6. 20 bis 23 gelten auch für bie 
durch Allerhöchiten Erlaf vom 8. Juli 1867 zu General- 
Mährfchafts- und Hypothekenbüchern erweiterten Baberifchen 
Sppothefenbücher, fowie für die General- und Quartierbücher 
der Sfabt Hanau. 


. 25. 


Someit in einzelnen vormals Kurheſſiſchen Geri töbezirken 
General-MWäbrfchafts und Hypothekenbücher nicht eingeführt find, 
kommen bie $$. 20 bis 23 im der Art zu entfpredhender An- 
wendung, daß ftatt jener bie bei den Orts und Amtögerichten 

führten Kontrakten- und Hypothekenbücher und die in den— 


felben bis zum 1. Juli 1874 bewirkten Eintragungen bie 
Grundlage der neu anzulegenden Grunbbäder unter nad 
ſtehenden weiteren Beftimmungen bilden: 


1) Wer im Steuerbudy ala Eigenthümer eines Grunb- 
üds eingetragen fteht, ober in dem Falle, baf ein 
ritter eingetragen ift, bie Umſchreibung beffen Eigen- 

thums auf feinen Namen nad Mafigabe ber in &. 1 
ion ig Geſehze würbe —— konnen, iſt bes 
rechtigt, die Eintragung als Eigenthümer im 
Grundbuch zu beantragen, ſofern er nachzuweiſen 
ven daß bie fteueramtliche Eintragung mit dem 
Anhalt ber bei den Orts ober Amtsgerichten über die 
—— eführten Bücher übereinftimmt 
oder fonft in geri then Verkaufs. oder Prozeßver- 
banblungen feine Grundlage findet. 


2) Mit bem —— Anlegung eines neuen Grund⸗ 
buchblattes oder Artikels iſt ein vom Ortsgericht und, 
wo ein ſolches nicht beſteht, vom Amtsgericht aufge 
ftellter, in allen fällen von bem legteren auf Grund 
ber bei ihm geführten Bücher zu prüfender umb zu 

verbollftändigenber Sypothefenfchein vo ulegen, welcher 

bie Eigentbumsverhältnifle, Die Belafune unb alle 

* dinglichen Beziehungen des Grundſtücks 

angiebt. 

Der Antragſteller und, ſo die Anle bes 
Grunbbuchblattes oder Arti buch — bem 
30. Juni 187% erfolgte freiwillige Derä ug ver- 
anlafit wird, ber Veräußerer bat bie Richtigkeit und 
Volftändigkeit biefes Hypothelenſcheins an Eibes Statt 
zu verſichern. 


3) Rach erfolgter Feſtſtellung ber Rechtsverhältniſſe des 
Grundftäds wird das Grundbuchblatt ober der Ar- 
titel nad Vorſchrift des $. 23 Nr. 3 bis 5 angelegt 
und gleichzeitig das Ortsgericht hiervon benahrichtigt, 
welches das Grundftüd in feinen Büchern abfchreibt. 


2% 


Wer bie in ben General-Mährfchafts- und Hupothefen- 
bücdern oder in ben fonftigen in $. 24 erwähnten gerichtlichen 
Büchern enthaltenen ———— ſoweit fie nach ben vor- 
fte enden Daragraphen bie Grundlage der neuen Grundbücher 
bilden, für unrichtig ober unvollftändig erachtet, bat deren 
eg ober eine entfprechende Vormerkung feiner Ans 
fprüde in den gedachten Büchern bis zum 1. Juli 1874 zu 
erwirfen, wibrigenfalls biefelben fpäter nur unter ben nad 
Mafgabe ber $%. 20 bis 25 eintretenden Rechtsnachtheilen 
geltend gemacht werben können. 

Solche Berichtigungen ber älteren Bücher, einſchließli 
ber barüber bei bem Grundbuchamt gepflogenen Ken, 
lungen find Eoftenfrei, 

Die Ya ge Mic: auf Berichtigun 
begründet ohne Weitered das Recht au 
merkung. 

$. 27. 


Dom 1. Juli 1874 an biürfen Eintragungen in bie 
General-MWährfchafts- und Hypothekenbücher oder in bie deren 
Stelle vertretenden älteren gerichtlichen Bücher nur noch ſoweit 
bewirkt werben, als fie Vormerfungen zur Wahrung geltend 
gemachter Rechte oder Loͤſchungen und Veränderungen älterer 
vor bem 1. Juli 1874 eingetragener Hypotheken — mit Aus- 
ſchluß jebod der im 5 borgefehenen Ummanblungen ber- 
felben — zum Gegenjtande haben. 


. $. 28. 


Soweit in den vormals Bayeriſchen Landestheilen ein 
Grundſtück in dem dortigen Sypothefenbüchern nicht einge 
—— ift, kann der Eigenthümer, wenn er fein Eigenthum 
nad bem biöberigen Recht durd) gerichtlichen ober notariellen 
Erwerbsalt nachweilt, auf Grund deſſen bie Eintragung im 
Grundbuch verlangen. s.20 


Wenn bezüglich eines Grundſtücks die Vorausfegungen 
ber 85. 23, 24, 25 und 28 nicht vorliegen, fo kann ein 


gerichteten Klage 
entjprechende Vor⸗ 
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Grunbbucblatt oder Artikel für daffelbe nur nah vor 
—— Aufgebot nad Maßgabe der SG. 30 bis 33 angelegt 
werben. 


$. 30. 


Der Befiger eines foldhen Grundftüds, welder durch 
Urkunden, durch cine Befcheinigung bes Ortsvorſtandes, durch 
eidesftattlich abgegebene Verfiherungen von Zeugen 
ober fonjt glaubhaft macht, daß er allein oder unter 
Sinzurechnung der Befigzeit feiner Rechtsvorgänger das 
Grunbftüd feit mindeftens Ag Jahren ununterbrochen 
ins Gigentbumdbefig gebabt bat, fann alle biejenigen, 
welche ein Recht an dem Grunbftüd zu haben vermeinen, 
öffentlich laden laffen, unter der Androhung des Nechtö: 
nachtheils: 


daß nach Ablauf der Friſt der Beſitzer als Eigen⸗ 
tbiümer in dem Grundbuch eingetragen werden 
wird, und daß, wer die ibm obliegende Ans» 
meldung unterläßt, fein Necht gegen einen 
Dritten, welcher, im redlichen Glauben an die 
Nichtigkeit ded Grundbuchs, dad Grundftüd 
erworben bat, nicht mehr geltend machen kann, 
uud daß er fein Vorzugsrecht ———— Den: 
jenigen, deren Nechte innerb der Aus⸗ 
ſchlußfriſt angemeldet und demnächft auch eins 
getragen find, verliert. 


Die Labungsfrift muß mindeftens ſechs Wochen betragen. 
g. 31. 


Iſt das Grundftid im Steuerbuch auf einen anderen 
Namen eingetragen, oder ergeben ſich ſonſt Anhaltspunkte für 
bie Ber u dritter Derfonen, fo find biefe von Amts 
wegen befon zu laden. 


8.32. 


Werden von keiner Seite Anſprüche auf das Grundſtück 
erhoben oder die ya gemachten von dem Antragiteller an- 
annt, fo erfolgt bie beantragte ——— des —— 
unter gleichzeitiger Eintragung der vom Antragſteller ſelbſt 
angemeldeten oder anerkannten dinglichen Nechte und Hypo» 


m $. 33. 


Werben Anfprüche Dritter geltend gemacht, b ift bie 
Anlegung be8 Grundbuchblattes oder Artikels, ſofern das 
Eigenthum bed Antragfteller8 beftritten ift, bis zur Erlebiaung 
Diele Streitpunftes außzufeßen, bei einem Etreit über ding 
lihe Rechte und Hypotheken aber eine Vormerkung ber ftrei- 
tigen Anſprüche zu bewirken. 


ür bie Eintragung allgemeiner Pfanbrechte kommen die 
Vorſchriften in $. 23 Ar. 3 zur Anwendung. 


$. 34. 


Die in dem Gebiete bed vormaligen Kurfüritentfums 
Heffen auf Grund bes Ausfchreibend bes Finanzminifteriums 
vom 12. April 1833 — Kurh. Gefehfammlung Seite 17 — 
fowie ber fpäteren Anweiſungen über bie Bermeffungen bis 
zum 1. Zuli 1874 feftgeftellten Flurkarten begründen die Ver- 
mutbhung, daß die barin verzeichneten Grenzen bem wirklichen 
Eigenthumsbeftand ber Grundftüde —— 


Bis zum 1. Januar 1877 bleibt den Betheiligten vorbe- 
halten, einen anderweitigen Eigenthumsbeſtand nachzuweiſen 
und Berichtigung der Kartengrenzen im Wege ber Klage gegen 
den nad) ber Karte berechtigten Eigenthämer zu ermwirfen, 
auch zur Wahrung ber klagend gemachten Antpräce Nor 
merfung im Grumdbud zu beantragen. Nad Ablauf biefer 
Friſt beſtimmen fi) die Grenzen ber Grunbjtüde, ſoweit nicht 
rechtzei 8 erfolgte Anfechtungen im Grundbuch vorgemerkt 
find, lediglich nad; der Flurkarte und ber ihr zu Grunbe lie 
genden Bermeflung. 


$. 35, 


Die vorftehenden Beitimmungen ($. 34) gelten auch für 
bie im Dem Gebiet des vormaligen Kurfürftentbums Heffen 
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auß ber Zeit vor bem Ausfchreiben des Finanzminiſteriums 
vom 12, April 1833 herrührenden älteren, ſowie für bie in 
den vormals Bayeriſchen Landestheilen bis feſtgeſtellten 
Flurkarten, ſofern fie von ber Bezirksregierung zur Beftim- 
mung ber Grundftüdsgrengen geeignet befunden werben, 


Das Appellationsgericht zu Kaffel bat fid) en Ge 
markungen, für welche foldye Feldkarten vorhanden find, von 
ber Bejirföregiernn bezeichnen zu laffen, und biefelben bis 
zum 1. Juli 1874 öffentlidy befannt zu machen. 


$. 36, 


Vom 1. Zuli 1874 an foll, ſobald eine neue fteueramt- 
liche Vermeffung für eine einzelne Gemarkung vollendet ift, 
dem Grundbuchamt hiervon unter Mittheilung einer Nacdhwei- 
— über die Bezeichnung, welche die neu kartirten Grund⸗ 

ide bisher in ben gerichtlichen Büchern führen, Kenntniß 
gegeben werben. Das Grundbuchamt beftimmt hierauf durch 
eine im ber Gemeinde und durch das Amtsblatt zu veröffent- 
lichende Verfügung eine Friſt von adıt bis zwölf Wochen, 
innerhalb. beren ben Betheiligten freiſteht, bie Ergebniffe 
ber Vermeffung bezüglich ber Grenzen und ber Bezeichnung 
ber neu fartirten Grundftüde in ben gerichtlichen Büchern im 
Wege ber Berichtigungsklage gegen ben nad) ber Karte bered- 
tigten Eigenthümer anzufechten, aud; Vormerkung ber geltend 
machten Anfprüce im Grundbuch zu verlangen. Nacd Ab» 
auf diefer Friſt beftimmen fid bie Grenzen der Grunbftüde, 


foweit nicht rechtzeiti — Anfechtungen durch Vormerkun 
im Grundbuch gewahrt find, lediglich nad) ber Flurkarte un 
ber ihr zu Grunde liegenden Vermeſſung. Jede ſolche Feſt · 


ſtellung einer neuen Flurkarte ift vom 
das Amtsblatt zu veröffentlichen. 


$. 37. 


Sofern auf Grund ber Berorbnumgen vom 13. Mat und 
vom 2. September 1867 eine Theilung ober wirthſchaftliche 
Zu — von Grundſtücken —— nben bat ober 
n ttfindet, bleibt ber von der General-stommifjion beitä- 


rundbuchamt buch 


tigte Museinanberfeßungsrezeh und bie ihm zu Grumbe lie 
— für bie Feſtſtellung ber Grundſtücksgrenzen maf- 
9 


$. 38. 


Eine Wiebereinfegung gegen ben Ablauf ber in Diefem 
Geſetze beftimmten oder nach demfelben richterlich zu be 
ftinnmenden Friſten it unftatthaft. 


$. 39. 


Die Vorfhriften der SS. 20 bis 26, 34 bis 38 und 47 
find durch Anfchlag und ortsübliche Bekanntmachung in ben 
Gemeinden, ſowie durch Abdrud im Amtsblatt wörtlich zu 
veröffentlichen. Die Veröffentlihung im Amtsblatt ift bis 
zum Ablauf ber in jenen Paragraphen beſtimmten Frift in 
—— „durch das Appellationsgericht zu Kaſſel feitzu- 
ſtellenden Smifchenräumen zu wiederholen. 


g. 40. 


Die in Gemäfiheit ber GG. 23, 24, 25 aus ben General- 
Währfchaftd: und Hypotheken · oder den fonftigen älteren ge 
rihtlihen Büchern, fowie im falle der 66.29 Hi8 33 in Folge 
Anmeldung innerhalb der Ausihlufftift in das Grundbuch 
übertragenen —— haben den Vorzug vor allen neu ein- 
getragenen Hypotheken und Grundfchulden. 


Sir die Rangorbnung folder älteren Hypothelen unter- 
einander, für ihre jonftigen rechtlichen Beziehungen PP. für 
die fie betreffenden Eintragungen und beren reghtli e Bedeu: 
tung bleibt das *8* Recht in Kraft. Es ſollen jedoch 
fortan auf fie, unbeſchadet ihrer rechtlichen Natur im Uebri- 

en, bie Vorfchriften der N) 30, 31, 41 bis 50, 52 Ab⸗ 
ab 1, 88. 58, 54, 56, Gl, 62, 65 bis 67 bes Gejehes über 
ben Eigenthumserwerb vom &. Mai 4898 ıc., ſowie bie 
Beltimmungen in ben S 12 bis 17 des gegenwärtigen 
Gefeged Unwendung finden, auch dem Eigenthümer das 
Recht zuftehen, die Einſchränkung allgemeiner Pfandein- 
tragungen auf eine beftimmte Summe und auf einzelne den 
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Anſpruch fihernde Grundftüde dem eingetragenen Pfandgläu- 


biger gegenüber zu beanfpruchen. 
§. 41. 


Eine ältere Hypothek kann durch Uebereinkunft des ein⸗ 
getragenen eg und des eingetragenen Gläubigers, 
unter Beibehaltung ihrer bisherigen Stellung, zu der recht. 
lichen Bebentung eined nad) dem Geſetz über den Eigenthums- 
erwerb x. vom 5. Mat 1872 begründeten Hypothekenrechts 
erhoben ober in eine Grundſchuld —— werden, ſofern 
der Beſtand und Rang ber. Hypothek von ben übrigen bei 
Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels mitübertra- 

enen Sppothefengläubigern anerkannt, oder gerichtlich gegen 
% feige ellt ift, ober benfelben der Vorrang vor der umzu- 
wanbelnden Hypothek eingeräumt wird. Cine derartige Lm- 
mwanblung ift im Grundbuch, Spalte »Beränderungen« einzu- 
tragen. R 


Die Eintragung wird durch Rüdgabe oder Straftloserklä- 
zung ber über die umzuwandelnde Sypothef aufgeftellten Dfanb- 
verfebreibung bedingt, fofern eine berartige Vorausfegung für 
deren Loͤſchung befteht. 


Der Gläubiger einer umgemanbelten Hypothek erhält 
einen neuen Hypothelen · oder Grundfchuldbrief. 


§. 42. 


Der $. 29 des Geſetzes über ben Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1898 findet auf bie nach Maßgabe beffelben er- 
richteten Hypotheken in ber Weife Anwendung, ba beren Um- 
wanblung in Grundfhulden nur ben Antrag bed Eigenthü- 
merb und Gläubigerd vorausfeht. 


$. 43, 


Die nad) Mafgabe der gen Ablöfungsgefehe — 
Geſetz vom 3. Juni 1832 $$. 15, 54 umb 55, Gefeh vom 
31. März 1835 8. 8, Gefeß vom 2. April 1835, Gefeß vom 
26. Auguſt 1848 66. 17 und 20, Verordnung vom 20. No- 
venber 1849, Gele vom 20. Juni 1850 — zur Ablöfun 
——— Grundzinfen, Sehnten, Dienſte, Triftabgaben un 
anderer Grumnblaften, fowie ber aufgehobenen Lehnd-, Meier 
und fonftigen — Verhaͤltniſſe und der an deren 
Stelle getretenen Ablöſungs- unb rang rin Aigen aus 
ber Landeskreditkaſſe erborgten Darlehne behalten, aud) ohne 
Eintragung in bie Grundbücder, ihre bisherigen gefeglichen 
Dfand- um ar ap an den chemals pflichtigen Grund» 
ftüden, follen jedoch, foweit fie in den General Währfchafts- 
und Sppothefen., ſowie fonftigen älteren gerichtlichen Büchern 
unter dem Titel de3 Eigenthümers der pflichtigen Grundftüde 
eingetragen find, aud in Die zweite Abtheilung des Grund- 
budy8 übertragen werben. 


$. 44. 


Ablöfungsdarlehne ber Landeskreditkaſſe find in dem 
Swangsveriteigerungs- und Konfursverfahren von ber An- 
befreit; fie gehen kraft des Gefeges auf den Erfteher 

er. . 


Auch bei freiwilligen Veräußerungen ber für biefelben 
verhafteten Grunbftüde wird, *fofern das Gegentheil nicht aus- 
drüdlich vereinbart it, angenommen, baß ber Erwerber 
ohne Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen 


$. 45. 


. e Gemarkung ober mehrere vormals 
e Ahr ein an bie Stelle abgelöfter Grund- 


Someit eine 
pflichtige Grundftü 


laften getretenes Ablöfungs- und Entihäbigungsfapital oder 


für ein zu deffen Abtragung erborgteg Darlchn *— 
haften, it der Eigenthümer jebes ber mitverhafteten Grund. 
ftüde —— gegen Abtragung des auf daſſelbe fallenden 
Antheils der Geſammtſchuld deſſen Freigabe aus dem Pfand⸗ 
verband zu beanſpruchen. 


Die ‚geftellung des Untheildverhältniffed des einzelnen 
Grundftüds erfolgt im Falle eintretenden Streites durch bie 
Generallommiffion, und foll dabei, fofern ſich für bie bis— 








erigen Zins. und Kapitalabtragungen herkömmlich ein_be- 
mmter Bertheilungsmaßftab gebildet hat, diefer, andernfalls 
aber bie Größe des auf die Grundftüde veranlagten Steuer- 
fapitald und hülfsweife das Exrmeffen ber Generalfommiffion 
maßgebend fein. 4 


Unter den Brojepvorfiriften, weldhe nach den 


eingeführten a nwendung finden, find die Bor: 
fchriften des im dem Bereich dieſes Geſetzes geltenden 
Vrojehrechtd zu verftehen. 

8. 47. 


Das in dem Kurheffiihen Gefepe vom 14. Juli 1853, 
»ba8 Hypothekenweſen ıc. betreffende, vorgefchriebene Verfahren 
findet entfprechende Anwendung auf alle nad Maßgabe 
ber Beftimmungen dieſes Gefeges zum Zwecke ber Berichtigun 
ber Einträge und des Inhalts ber General-Mährfchafts- 3 
jon m Öffentlichen Bücher, ſowie ber Flurkarten zu ftellen- 
en Anträge (65. 26, 34, 35, 36), auf bie Geltendmachung 
von Anfprühen auf Eintragungen und Befchräntungen von 
Hypotheten nad Maßgabe der 5. 9, 40, auf bas el- 
lungsverfahren des $. 41, fomie auf das Mufgebots en, 
wo ein ſolches in dieſem ober ben in-$. 1 eingeführten Geſetzen 
vorgeſchrieben iſt. 


Wenn ſich auf einem Grundſtücke Beſchränkungen und 
Belaftungen eingetragen finden, welche ein Lehn ;, Fideilommiß · 
Stammguts- ober ähnli er betreffen und aus ber 
Fi vor dem 1, Juli 187 ren, fo ift ber Eigen- 

ümer, ohne daß es bieferhalb einer weiteren Beſcheinigung 
bebarf, ebenfalls befugt, bas ——— gegen alle 
diejenigen, welche aus er Verbhäl Unfprüche zu haben 
dermeinen, unter bem Rechtsnachtheil der —— behufs 
Fr Feſtſtellung ober Vervollitändigung, beziehungsweije 
Löſchung bes Eintrags zu beantragen. 


Der *— auf Einleitung des Verfahrens, mit welchem, 
—— ein Öffentliches Aufgebot erfolgt, gleichzeitig die Kraft- 
08 einer verloren gegangenen Schuldurfunbe ver- 
bunden werben kann, gehört vor das Grunbbuchamt, unbe- 
ſchadet * der Beſtimmungen in $. 2 Nr. 1 des Geſetzes 
vom 15. März 1869, betreffend bas Tr ae im 
Geltungsbereie ber Verordnung vom 24. Juni 1867. 


$. 48. 


Der durch Nr. 24 der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
außer Anwendung erklärte $. 8 des Geſetzes vom 11. Mai 
1851 tritt auch für ben Geltungäbereidy ber erfteren in Wirk- 
ſamkeit. 

$. 49, 


Mit bevorzugtem Pfandrecht vor den eingetragenen bing- 
lich —— und Pfandgläubigern haften auf jedem Grund. 
ftüd, ohne des Eintrags im Grundbuch zu bebürfen: 


1) bie Koften ber Smangsverfteigerung ; 

2) bie Rüditände ber zur Erfüllung ber Deichpflicht er- 
forderlichen Beiträge der zwei letzten Jahre; 

3) bie Rüditände ber auf dem Grundftüd laftenden, an 
die Staatsfaffe zu zahlenden direkten Abgaben und 


bie an bie betreffende Kaffe zu entrichtenben Ablöfungs- 
renten aus ben zwei letzten Jahren; 


4) die NRüdftände ber auf dem Grunbitüde haftenden ge- 
meinen Laften aus den zwei legten Jahren. 
$. 50. 


Zu den gemeinen Laften ($. 49 Nr. 4) gehören na— 
mentlich alle nach Geſetz ober Verfaffung auf dem Grund- 
ftüd baftenden, aus dem Gemeinde, Kreid- und Provimial- 


verbande oder auß einem fonftigen Kommunalverbande » 


aus dem Kirchen, Pfarr und Schulverbande ent- 
——— oder an Kirchen, Pfarren und Schulen, ober an 

rchen und Sculbediente zu entrichtenden, ober aus ber 
Verpflihtung zu öffentlihen Wege, Waffer-, Deich: unb 
Uferbauten Ric Abgaben und Leiftungen; ferner bie 
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Beiträge, welde an einge ren er offenfhaften oder andere 

meinnüßige, von der Staatsbehörde genehmigte De 
Hitute, namentlid an Vereine . gemeinfchaftlicher Ueber- 
re en g der durd Brand, Dr ölag oder Biehfterben ent- 
ftandenen Schäden zu entrichten fi 


$. 51. 


er Konkurs find die an den Grundftüden, Bergwerken 
und Andi —* ng —— ober ſonſt 
dinglich gten, ſoweit fie eingetragen find, von dem 
———— Sanptiiquibationdtermin, fpwie von ben zum 
öffentlichen Verkauf des belafteten Grunbvermögens beftimmten 
Terminen rechtzeitig befonber8 zu benachrichtigen. 


$. 52. 


Die Betimmungen in ben $$. 9, 9a., 10., 11, 26, 34 
bis 39, 47 umb 51 biefes Gef treten mit beffen PVerfün- 





bung, alle übrigen am 1. Juli 1874 in Kraft. 

Urkundlich ze. 

M 50. 
Berichterſtatter: 
Graf zur Lippe. 

Bericht 
der 
Zehnten Kommiſſion, 
betreffend 


den Geſehentwurf über das Grundbuchweſen in dem 
gezirk des Zuſtizſenats zu Ehrenbreitftiem (fr. 31 
der, Druchſachen). 





Die mg on befchäftigte fi in drei Sitzungen unter 
Betheiligun ——— —— Ober · Juſtizrathz Dr. Förfter 
mit mr eßentwurf, betreffend das Grundbuchweſen in dem 
Bezirk bes — zu Ehrenbreitſtein wu berichtet hier⸗ 
über in Folgenden: 


Die in ben Bezirk des Juſtizſenats zu —— in 
Beziehung auf dab —————— recht und den Realkredit 
geltenden I orferiften murben wur: da8 Gefe zur Berbeffe- 
des Kontraften- und Hypothekenweſens im Bezirk des 
Sehens u zu —— vom 2. Februar 1864 (Geſetz⸗ 
das Geſetz/ Nr gi bie Ein ng 
der es * 8. Mai 1855 w. vom 
bruar 1864 (Gefeh”-Sammi. ©. 40), * — und * 
Feſtſtellung unterworfen. 


Bei der in dieſem Bezirk vorherrſchenden außerordentlichen 
Den von Grun und Boben ſah man im Jahre 
davon ab, ein vollftändiges Grundbud mit. dem 

Yadje des Eigenthümers für jebe einzelne Darzelle herzu- 
Bien, De ügte Hi —— le die hypothelariſche Ver · 
vfänbung Hr jebes —— ftüd zu fihern und klar zur 
Etlenntniß zu bri ern es fich darum, 
das Grundbuch fi feibh ae Sie * die erſte A —* Ab 
tbeilung neu anzulegen, während bie Betäubung gen der britten 
Abtheilimg aus den Kikherigm Hypotbefenbücern zu en ri 
d. Die Kommiffion verhehlte fi) die großen Schwierig. 
item nicht, mit denen die Ausführung des Geſetzes werde zu 
kimpfen haben, glaubte aber mit de Königl Staats 


Kal. j. d. Verhandl. d. Gerrenhaufes, 
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tegierung, daß diefelben nicht al8 unũüberwindliche zu bezeichnen 
eien, wenngleich inäbefondere ber gr m für bie 

etheiligten beträchtliche Verkehrs. und Krebitftörungen herbei. 
führen werbe. 


Bei der Spezialberathung wurde bie Ueberſchrift dahin: 
»Entwurf eined Gef über das Grundbuchweſen 
in dem Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitftein«. 

und die Einleitung dahin: 
‚Mir te von Gottes Gmaben König von 
Preußen verordnen unter Zuftimmung der 
beiben fee be Landtages Unferer Monarchie Le: 
*. — des Juftizfenats zu Ehrenbreitſtein, 
olgt«: 

in Gemäßeit ber in Rr. 46 — Druckſachen bereits enthal · 

tenen Erläuterungen geändert 


Der 
§.1 
wurde entſprechend der in Nr. 46 niedergelegten Motivirung 
auch hier in ber Faſſung geändert. Nur wurde unter ben 
von ber Grundbu ——— — Paragraphen 
aus 6. 2 ber $. 28 mit hierher übernommen 


6.2. 
u einer eingehenderen Diskuffion 
— taatsregierung 

ſichtigt, die dem Bezirk des zfenats eigenthämli , uralte 

tung ber Aa ri te gen —— und bie Be- 
aöctung Dr © uchfachen mten freiwilligen 

Gericht: eit auf bie Breite zu übertragen. Bis er 

—* ſich — Kompetenz ber a na - Ar 

fterial- on vom 5. Juni 1852 (IM 

ber Allgem a Verfügung vom 15. Dezember 1853 Der Mr 

Bl. 1854 ©. 5 und ber 9) Inſtruktion vom 18. Juni 1864 

C „M.Bl.S.167 en ber Hypotheken · und tontraft- 

ftand den in ein bes Bezirks vorhandenen for- 

mirten ge erichten zu. * — dieſer Kompetenz 

ltniſſe af en Ba bes 6. 19 bes —* bom 
ebruar 1864 nur Im Oleg 4 ber Geſetzgebun treten 

—— —— ef ni 6 

eng e BEE EDEN an Sypeite achen nicht 
erhalten werben 


wer könne, darüber war bie ge 
nicht im Zweifel. en gingen die Meinung = ba 
auseinander, ob ben 


öffengerichten nicht imenigften® bie 
Bearbeitung ber Hypothelenſachen fo lange belaffen werben 
* bis hr die er nen Grunbftüde das Grundbuchblatt 
der Artikel angelegt fei, und demnächſt erft mit Auf- 
—— de8 ganzen, dann ziemlich bedeutungslos gewordenen 
nſtituts vorzugehen fei, oder ob mit ber Aufhebung ber 
—— der Öffengerichte in Hypothekenſ en fofort 
mit dem Inkrafttreten des vorliegenden an efe ende be · 
—— ſei, weil die gleichzeitige ung u —— DR 
urd die Grundbucdämter neben ber eitung ber Hypo 
thefenfachen in ber zeitherigen Urt 9J allein mit gro en 
Schwierigkeiten, fondern aud; mit pofitiven Semmniffen für 
bie ganze Umleitung verfnüpft fein würde, im Uebrigen aber 
die mgeftaltung der Schöffengerichtsbarkeit einer beionberen 
Oefege ung überlaffen werden müßte, bei ber in Gemäßheit 
bes Gefebes vom 5. Juni 1823 (Gefeh-Sanml. ©. 129) 
vorab bie —— r bie ie ie @ mit ihrem 
zu hören fein. Denn —— Ära die Sache nicht 
ügend vorbereitet, jeßt bei Geleg der Grundbud)- 
— tung über bie fü Mc ergebenben Grenzen hinaus 
das ganze, dem betreffenden Landestheil fehr wertbe Fan 
verfehtoinben u —* Pia aber wurde noch bemerkt, 
daß bie Faſſun Alinea — der Interpretation 
führen könne, als = fg Notare im Bezirk des Juſtizſenats 
u Ehrenbreitftein in Zukunft Alte ber Teiwiligen Gerichts · 
arkelt nicht mehr aufnehmen bürften. 
Um ber zweiten Meinung Ausbrud zu verfchaffen, wurbe 
ber Antrag geftellt, dem $. 2 folgende Faffung zu geben: 
ae — 
ie e orſchri rundbuchordnung 
vom 5. ai 1872 über.« 
bie übrigen Beftimmungen bes F. 2 aber abzulehnen. 
29 


Di b 
Anlaß. a — 


Der Herr Regierungsfommiffarius ſprach ſich entfchieden 
gegen ben Antrag aus, unter befonderer Hervorhebung bes 
mftandes, daß nad) dem — der Grundbuchſachen auf 
die Gerichte das ganze Inſtitut der Schöffengerichte ein ziem- 
lih inhalt- und werthlofes werden würde, unb kaum mod) 
Derfonen zu finden fein miürden, welche das Schöffenamt zu 
übernehmen bereit wären. 

o bemerken bleibt, daß die Frage, in welchem Zeitpunkt 
bie Bearbeitung der Hypothekenſachen den Schöffengerichten 
gänzlih abgenommen werben folle, bei dem $. 43 nochmals 
zur Erörterung kam. 


Der oben geftellte Antrag wurde mit allen gegen eine 
Stimme angenommen. 


Die Ausſchlleßung bes $. 28 der ——— 
—— betreffend, iſt in ben 8. 
herübergenommen worden. i 


In dem 


bie 
mit 


$.3 
wurben bie Worte »de8 Grundftüds« in ber erften Seile als 


überflüffig geftrichen, der Paragraph felbft aber unbeanftandet 
angenommen. 


bem 
Zu x 84 
wurbe beantragt, in ber vorletzten Zeile den Worten: »den 
für rüdftändiges Kaufgeld bedungenen Hypotheken⸗ die Worte: 


sber rüdjtändigen Kaufgelber« 


zu ſubſtituiren. Mit diefer Faffungsänderung wurde ber Ya- 
ragraph einftimmig angenommen. 


$.5 
gab zu keinen Bemerkungen Anlaß. 
Der 
$.6 


wurde unter Streichung ber Worte: »in Betreff ber —* 
tragenen Zinſen⸗ angenommen. Die Streichung bat die Be 
deutung, daf ber —— vorgebeugt werden ſoll, als 
ob bie vierjährige Verjährungsfriſt in Betreff ber übrigen in 
Ne. 5 8. eig vom 6. Juli 1845 (Gefeß-Samml. 
©. 488) erwähnten NRüdftände, auch wenn Recht im 
Hypothelenbuch eingetragen worden, nicht mehr Platz griffe. 


Der 
$.7 
gab zu Bemerkungen feinen Anlaß. 
Der 
$.8 


wurde in ber Faffung bes Alinea 2 $. 7 des Gefeßentwurfs 
für bie So enzoflernfhen Lande einftimmig angenommen. Cine 
materielle Aenderung liegt nicht vor. 


Ebenfo wurde in 
$. 9 


mit der Faſſung des entfprechenben $. 8 
efeßentwurf bergefteflt. — 


die Uebereinſtimmun 
in dem erwaͤhnten 


Zu dem 


wurde beantragt: 


a) in der zweiten Seile hinter Grundbuch das Wort 
»auche einzufchalten, um die Gleichftellung dieſer Form 
der Quittungen und Loöſchungsbewilligungen mit ben 
übrigen gefehlich zuläffigen Formen für diefe Willens: 
erflärungen genauer hervorzuheben; 


fowie: 


b) in ber letzten Zeile das Wort »Pfarrers zu ftreichen 
und das Wort ⸗oder« vor Ortövorfteher zu ftellen. 


$. 10 


26 Herrenhaus. Mbtenftüd A 50. 


4 








Zur Motivirung des lehteren Antrags wurde angeführt, 
ba $. 11 de8 Geiehes vom 2, Februar 1864 biefe Beylan- 
bigungsbefugniß nur ben Bürgermeiftern und Schultheißen 
beilege, und fein Grund vorhanden zu fein fcheine, biefelbe auf 
bie M farrer auszubehnen und benfelben neue Funktionen als 
Staatöbeamten zu ertheilen. Auch in den Hohenzollernſchen 
Landen befchränfe ſich ber Gefegentwurf hier auf bie Bürgır- 
meifter und Ortsvorfteher, an melde fi) die betheiligten Ver— 
fonen mit ber größten Leichtigkeit wenden könnten. 


Der Herr Regierungstommiffarius fubmittirte; bie Kom- 
miffion nahm beide Anträge einftimmig und mit ihmen den 
Paragraphen am. 


Die Kommiffion beſchloß ferner, an dieſer Stelle einen 
Paragraphen folgenden Inhalts einzufcalten: 


$. 10a. 


rue e3 über ben Eigen- 
thumserwerb vom 5. Mai 1872 tritt folgende Beftimmung: 


Eine Dee fann auf Antrag bed Eigenthümers 
unb bes Gläubigers in eine Grundſchuld umgewandelt 
rn — — — — und en 
ung 9 und nadeingetragenen Berech 
einwilligen ‚ welche bis zu dem In ga biefes 1 
bezeichneten Tage eingetragen ober vorgemerkt find. 


Zur Rechtfertigung wird auf bie bezügliche Ausführung 
in Nr. 46 ber —— verwieſen. * 


Der 
gJ. 11 


Dee einzelne Beftimmungen der Allgemeinen Gericht8orbnung 
n bem Bezirk bed Juftigfenat zu Ehrenbreitftein ein, um eine 
fonft DE en Lüde auszufüllen. Gegen biefe Anorb- 
nung jelbft fand Aa ar zu erinnern, nur wurbe befchloffen, 
in ber britten Seile ben Anhangsparagraphen 382 felbft zu alle- 
—— dagegen das Wort »dazu« zu ſtreichen. Hiermit ge 
angte der Paragraph einftimmig zur Annahme. 


$.12 


wurde ohne materielle Aenderung in ber Faſſung bes $. 11 
bes Geſetzentwurfs für die Hohenzollernſchen Lande aboptirt. 


ben 
a $$. 13, 14, 15 


wurde eine Reihe, in Zuſammenhang mit einander ftehender 
Anträge geftellt: 


bie SG. 13 und 14 ihrem weſentlichen nhalte nach 
9 F an Ar dahin zu fr 


»Die in ben Grund» und Gebäubefteuerblichern be- 
zeichneten Eigenthümer ber einzelnen Grundſtücke 

n bon Amts w behufs Anlegung des 
Grundbuchs von dem Grundbuchamt vorgeladen ;« 


bie Strafandrohung des $. 14 aber an ben Schluß 
bes $. 15 zu fehen. j 
b) in bem $. 15 folgende Menberungen vorzunehmen: 


1) Nr. 1 feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu 
nennen; 


2) in Nr. 2 die Worte »von dem Vorbefigere zu 
ftreichen ; 


3) Nr. 3 zu faffen: »die fi darauf beziehenden Ur 
Funden ober andere Beweisftüde vorzulegen ; 


4) die Nr. 4 und 5 dahin zufammenzufaffen: „Alle 
auf dem Grumbditüd haftenden Beſchränkungen des 
—— Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Verlangen 
bes Grundbuchamts einen u © aus bem Grund 
und Gebäubdeftenerbuch mit der Befcheinigung vor 
zulegen, daß feit ber letzten Berichtigun elben 
eine Beſitzveraͤnderungen befannt geworden ſind⸗ 


Der 
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5) —— aber ben Satz folgen zu laſſen; ⸗dab 
Grundbuchamt kann bie Berolgung ber Yabun 
($. 13) und die Abgabe ber rung ($. 15 
unter Androhung von Gelditrafen bis zu funfzig 
Thalern erzwingen.« 


Der Here Regierungstommilfarius Hatte gegen biefe 
— —— nichts zu erinnern; fie wurden zu b. 4 
mit 8 gegen 5 Stimmen, im Uebrigen aber einftimmig an- 
genommen. 


a $. 16 


wurben folgende Rebaktionsveränderungen beantragt: 


a) ben Eingang bahin zu faflen: ⸗»Zur Eintragung be8 
Vorgeladenen als Eigenthümer genügt e8«, 


b) in Nr. 1 ftatt seiner Smangsverfteigerung« zu feßen 
seinem gerichtlichen Zwangsverfahren«, 


ec) im zweiten Abſatz die eingeflammerte Stelle zu 
ftreichen, 


d) in Nr. 2 das Wort »Dofumentee durch »Urkunden« 
zu erfeßen, 


e) in ber erften Zeile ferner ba8 Wort sund« in »ober« 
zu verwandeln, 


in ber zweiten Seile ba8 Wort »oder« zu ſtreichen 
und an beffen Stelle ein Komma zu fegen, 


g) hinter »glaubhaft macht · in ber vorlegten Zeile fort- 

ufahren, »daß er.allein ober unter Sinzurechnung ber 

efißzeit feiner Nechtsvorgänger das Grundſtück feit 

a — ununterbrochen in Eigenthumsbeſitz ge 

Der Antrag ad g. wurde mit 9 gegen 4 Stimmen, bie 

übrigen Anträge wurden einftimmig und mit ihnen ber ganze 
Daragraph angenommen. 


Su dem 
3 g.17 


wurde nunmehr ber Antrag geftellt, ihm zu ſtreichen. Zur 
Begründung beffelben wurde angeführt, daß ber $. 16 mit 
ben Aenderungen, namentlih in Nr. 2, die Materie, bie 
eorbnet werben folle, vollftändig erfchöpfe. Es feien folgende 
Säle vorgefehen: 


1) Der Befiger weiſt durch eine Befcheinigung der Orts- 
behörbe nad}, daß er das Grunditäd eigenthümlich be- 
figt, oder er weift den Erwerb des Grundftüds durch 
eine unverdächtige Urkunde nad. In beiden Fällen 
kann er ein Sufyebo —— und fo feine Ein- 
tragung in das Grundbuch herbeiführen. 

2) Der Befiger weiſt durch Urkunden, Atteite ober Zeu- 
gan nad, daß er felbft fich feit zehn Jahren in dem 

igenthuumäbefig des Grundſtücks befunden bat. Auf 
Grund dieſes Nachweiſes muß feine Eintragung ohne 
‚ Weiteres erfolgen. 

3) Der Beſitzer weiſt gleichergeftalt nad, daß er und feine 
Vorbefiker zufammen das Grundftüd feit zehn Jahren 
ununterbroden im Eigenthumäbefit gehabt Haben. 
Diefer Fall des $. 17 Nr. 2 wirb jet durch $. 16 
Nr. 2 mit erledigt. 


Die übrigen Feſtſetzungen bes $. 17 ergäben ſich aus ben 
allgemeinen Rechtsgrundfägen von * 5 daß jeßt nichts 
ac beſonders zu ordnen übrig bleibe. 


Die Kommiffion beſchloß biefer Ausführung gemäß auch 
mit 9 gegen 4 Stimmen, ben Paragraphen zu ftreichen. 


Su dem 
7 $. 18 


wurde in Anſchluß an die Beſchlüſſe us 16 und 17 bean- 
tragt: ftatt »in dem Falle bes 6. 17 Pr. Ie zu fagen: »unter 
ber Borausfehung bes $. 16 Nr. 2 und biefe Worte hinter 
»ift« in ber erjten Zeile zu ftellen. Diefer Antrag wurbe mit 
I gegen 4 Stimmen angenommen. 


„zweiten und britten Mbtheilung im 
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Ferner wurden folgende Zaffungsänderungen: 


a) in Seile 3 und 4 die Worte »notarielle und »geridt- 
liche bie Stellen taufhen zu laffen; 


b) in ber letzten und vorlegten Zeile die Worte von »obder« 
an in: »ober wenn gegen ben legten von bem erfteren 
ein Erfenntniß erwirkt wirb«, 


beantragt und von ber Kommiſſion widerſpruchslos ange, 
nommen. 


Dem 
$. 19 


wurbe von ber Kommiffion folgender Zufah gegeben: 
Iſt Letzteres gefchehen, fo kommt $. 41 zur Un- 
wenbung. 


Außerdem verändert fid) die Beziehung auf Sf. 16— 18 in 
65. 16 und 18, ba $. 17 geftri 2 it s 


Zu dem 
$. 20 


ging ber Antrag ein, bemfelben folgenden Inhalt zu geben: 


»Eigenthumsvorbehalte wegen rüdftänbiger Kaufgelber, 
welde vor dem Tage, an welchem diefes Geſetz in 
Kraft tritt, bedungen find, werben in bem Grunb- 
buchblatt oder Artikel als Hypothek eingetragen ober 
borgemerft,« . 


Der Vorſchlag will in Mn N ber Vorlage ben 
bisherigen Eigenthinnsvorbehalten die Kraft nehmen, daß auf 
Grund berfelben bei Nichtzahlung des Kaufpreifes das Grundb- 
ftüd von dem Erwerber jurüdgeforbert werben dürfe. Die 
theoretifchen Erörterungen, ob in einem berartigen falle eine 
Refolutiv- ober eine ——— für den Eigenthums- 
übergang anzunehmen fei, Eonnten nad; Unficht der Kommiffion 
ind yim füg — ſich beruhen bleiben. Da nach bem 

nkrafttreten des Geſetzes für Die Zukunft ber 6. 26 des Ge⸗ 
ehes Über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 biefe 

aterie erledigt, kann dieſer $. 20 überhaupt nur eine vor- 
übergehende Bebentung Gaben. Um fo weniger fen es ber 
Kommiffion angemeffen, in vertragsmäßige Rechte einzugreifen. 
Der Antrag wurbe mit 6 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 


Dagegen wurde ein fernerer Antrag: ftatt »der Der- 
kündung« 


»dem Inkrafttreten⸗ 


zu ſetzen, weil vorliegend die Verkündun 
treten nicht zu anmenfiele und man na 
des Geſetzes daſſelbe doch nicht füglich bis zum Tage ber Ver- 
fündung zurüdwirken laffen fönne, mit 8 gegen 4 Stimmen 
angenommen, und mit biefer Beränberung ber ganze Paragraph. 

Die folgenden 88. 21 bis 31 enthalten die ben beſonderen 
berg. und büttenrechtlichen Berbältniffen diefes Landestheils 
pi Mer — Beſtimmungen. Im Allgemeinen 
en diefelben nicht zu Bedenken Anlaß. Nur im Befonderen 
feibt Folgendes hervorzuheben: 


Der 


mit dem “infraft- 
bem Inkrafttreten 


$. 21 


felbft fand unbeanftandet Annahme, nur wurde in Betreff bes 
beigefü ten ren beichloffen: bei dem Titelblatt unter 
1. die Zahl 144 durch ... zu erfeßen, um ben etwa baraus 
entjtehenden Mißdeutungen, daß in der eriten Abtheilung mehr 
ald 144 Tage, eingetragen 20, ag eg ferner bei ber 
en Kolonnen »Betrage 
8 Wort »Mark« bem Zeichen »Thlr.« hinzuzufügen. 
u bem 
3 A 
wurben folgende, lebiglic) bie Rebaktion betreffende Aenderungen 
in Antrag gebradt: 
a) das erfte Wort »Eine zu ftreichen, \ 
b) in ber legten Zeile der Rr. 2 ftatt »aus ber Grund» 
fteuer-Mutterrolle« zu fagen sans bemfelben«, 
29* 





unb biefelben, fowie demnächſt ber ganze Paragraph ein 
ftimmig angenommen. 
n dem 
3 $. 23 

wurde nur die Rebaktionsänderung sam Tage der Verkün⸗ 
dung dieſes Be in »an dem Tage, an welchem biefeß 
Gefeh im Kraft tritte, und mit bderfelben der ganze Daragraph 
einjtimmig angenommen. 


Der 
$. 24 
fand unbeanftandet Annahme. 
Bei ben 
65. 25 und 26 


wurden lediglich * en faffungsänbderungen beſchloſſen, bie 
fi) aus der für — 15, 16 und 23 gewählten Faſſung 
von felbft als nothwendig ergeben. Die Zufammenitellung 
ber Kommiſſionsbeſchlüſſe weifen fie bes Näheren nad). 


u; 27 


wurden folgende Falfungsänberungen vorgeſchlagen und an- 
genommen: 

a) in ber erften Seile ftatt »der Verfündunge »dem In 
frafttretene zu ſetzen / 

b) in ber zweiten Seile ber Nr. 1 das Wort »barüber« 
zu ſtreichen / 

e) in ber erſten Seile der Nr. 2 ſtatt -Vorbeſiher⸗ 

»Recytsvorgänger« zu ſetzen und in ber britten Fi 
ftatt »ber ndunge »bem nkrafttretene ; 

d) in der Nr. 3. Seile 1 »($. 2)« in »(Rr. 2)e; »an 
Eides Statt zu vernehmende Zeugen · in »eibesftattlich ab» 
geoebene Verfiherungen von gene zu beränbern, 
n der britten Zeile das Wort »fonfte zu ftreichen, 
und ebenfo im ber legten unb vorlegten Zeile bie 
Morte ruhigen unbe. 

Der 

§. 28 
wurbe mit der redaktionellen Menberung von »DVerfiherungen 
an Eibesftatt« in »eibesftattliche Verſicherung⸗ einftimmig an- 
genommen. 
n bem 

J —E 
wurden in ber erſten Zeile die Worte »wenn⸗ und ⸗namentlich⸗ 
umgeftellt, »Vorbeſitzer⸗ durch »Erblaffere und »ber Verfün- 
dunge durch »dem Inkrafttreten« erſetzt. So gelangte ber 
Paragraph zur Annahme, 

Der 


$. 30 
wurbe unverändert angenommen. 
Ebenfo ber 
> $. 31. 
u dem 
3 $. 32 


wurbe folgende Faſſungsänderung in Vorſchlag gebracht: 


» Die nicht bereitd von bem Grundbuchamt vorgelabenen 


Verfonen, weldye vermeinen, daß ihnen an einem 
Grunbftüäd, Bergwerk oder einem a gr an 
einer Hütte ober einem — as Eigenthum 
zuſtehe, ſowie die Perſonen, welche vermeinen, daß 
ihnen an einem Grundſtück, Bergwerk oder Bergwerts- 
theil, an einer Hütte ober einem Hüttenantheil ein das 
Verfügungsrecht des Eigenthämers beſchränkendes Recht 
oder ein dingliches Recht mit Uusnahme der Hupo- 
thefen und Grundgerechtigkeiten zuftche, haben ſolches 


Beichlüffe an. Der 
fimmig angenommen. 


anzumelben.« 
Diefe Aenderung ſchließt ſich lediglich an früher gefaß te 


ragraph wurde in Diefer Faſſung ein- 


Der 
$. 33 


See mit ber Rebaktionsänberung in ber vorlegten und legten 
eile: 
»beren Rechte innerhalb ber Ausfhlußfrift angemeldet 
und bemnächft auch eingetragen find, verliert«. 

einftimmig angenommen. 

Qu dem 
murbe beantragt: 

a) in ber erften Zeile ftatt »tritt« zu feßen »getreten iit« ; 

3 ftatt »biee in ber weiten Seile 2 — ———— 

Der letzte Antrag ging aus der Erwägung hervor, daß 
im Begirt des Suttnd Eprenbreitftern fehr viele Pofni- 
blätter erfcheinen, daß es nicht nothwendig fei, Diefe Bekannt · 
madung in alle Cofalblätter aufnehmen u laffen, unb daß ber 
Tuftizfenat zu Ehrenbreititen gewiß die Blätter auswählen 


— bie den Lokalverhaͤltniſſen nach Hierzu am geeignetſten 
ind. 


Mit dieſen Wenberungen wurde ber 
Zuftimmung des Herm Regierungstommi 
angenommen. 


Das erfte Alinen bes 
$. 35 


wurde von ber Kommiffion in folgender Faffung ange 
nommen: 


$. 34 


— unter 
arius einſtimmig 


afttreten dieſes Geſetzes begründeten dinglichen Seen 
und Sppothefen vor.« 


Das zweite Alinea blieb unverändert. 


Der 
$. 36 


—— unbeanftandet jur Annahme. Der Vorbehalt ber 
egulivung bei ber Rangorbnung erſchien Gier nicht fo bebeut- 
fam, weil der Umfang der erft neu — inglichen 
Anſprüche vorausſichtlich kein großer fein wird, und häufig 
auf ein vielleicht beſchwerliches ahren über die Regulirung 
des Ranges von den Intereſſenten ſelbſt kein Gewicht gelegt 
werben bürfte _ 


Der 


wurde mit bem 


§. 37 
§. 38 
m einem Paragraphen zufammengefaßt und in folgender Re 
tion angenommen: 
Eine Vormerkung ift einzutragen, wenn 


1) bie angemeldeten Anfprücde glaubhaft gemacht 
he F Eigenthümer aber ber —— wiber- 
pricht / 

2) ber Eigenthümer bie Identität des belaſteten 
Grundſtücks beſtreitet, dieſelbe aber glaubhaft ge 
macht iſt. 

Der 
$. 39 
wurde entfpredyendb ben Bei ben anderen Vorlagen gefaßten 
Beſchlüſſen in folgender Faffung angenommen: 


»Behauptet der Eigentbümer, daß ein angemeldetes 


— — — 
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Recht getilgt fei, ohne dies urkundlich nachweiſen 
können, fo iſt daß Recht einzutragen, zugleich aber in 
ber Spalte »Beränderungen« die behauptete Tilgung, 
wenn fie glaubhaft gemacht ift, vorzumerfen. 


d 
— $. 40 


beſchloß die Kommiffion, die Worte gehörig angemelbet, 
nachgewieſen und⸗ zu ſtreichen, weil fie üb ——S 
und in der vierten Zeile ſtatt »die Hypot bücers »ba8 
Hypothekenbuch· zu ſehen. 
Der 
$. 41 


wurbe, wie aus der Zufammenftellung erfichtlich, in ber Faſſung 
des Gefthentwurfs für das Jabegebiet angenommen. 


u bem 
3 $. 42 


mwurbe beſchloſſen, in ber erften Seile das letzte »bie« zu 
ftreichen, ben Drudfehler »außergewöhnlicher in ⸗außergericht · 
liche« Ri verbeffern, und in ber vorlegten Zeile, entſprechend 
bem Beſchluß zu f. 10, ftatt »vom Pfarrer oder Ortsvor⸗ 
ſtande zu fagen »von bem Bürgermeifter oder Ortövorfteher,« 


u bem 
3 $. 43 


mwurbe ber Antrag geftellt, ihm folgende Faſſung zu geben: 


Sobald das Grundbuchblatt ober ber Artikel an- 
elegt ift, kann bie Veräußerung ober Belaftung bes 
rundftüds nur in ben formen erfolgen, welche bas 
Gejet über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 
und bie Grunbbuchorbnung vom 5. Mai 1872 vor 
ſchreiben. 


Bis zu dieſer Anlegung werben Eigenthum unb 
Hypotheken an einem Grumbftüd nad 8.2 bis 7 bes 
Geſetzes vom 2. Februar 1864, jedoch ohne Mitwirkung 
ber Schöffengeridhte, erworben. 


Das erfte Alinea entfpricht ber Faſſung bes 8. 26 in bem 
Gefeßentwurf für das Jadegeblet, das zweite Mlinea giebt ben 
Hauptgebanten bes 5. 43 Diefer Vorlage wieber und erſchien 
nothwenbig, weil mit bem —— bes vorliegenden Ge⸗ 
fees bie zeitherige Mitwirkung der Schöffengerichte bei Auf- 
nahme ber Verträge Über Immobilien und fiber beren Ber 
ſchuldung nicht mebt erforberlic fein foll. 


In ber Kommiffion wurde nun die Meinung lebhaft ver- 
treten, baf bie —— tsbarkeit in Hypothekenſachen für 
die einzelnen Grundſtuͤcke ſo lange aufrecht J lten ſei, bis 
für die letzteren das Grundbuchblatt oder rtitel wirklich 
angelegt fei. In der genauen Kenntniß der Schöffen von ben 
wegen der Zerfplitterung des Grund und Bobens ſchwer er- 
fennbaren unb verwickelten Eigenthumsverbältniffen und in 
bem Vertrauen zu den von den Schöffen ausgeftellten Atteften 
beruhe grö ti ber Realkredit in dem Candestheil. Diefer 

uſtand müßte fo lange aufrecht erhalten werben, als bis bas 
ertig geftellte Grundbuch bem Kredit wieber bie nöthige 
Grundlage gemähre.. Man glaubte, biefe geitmeifige Erhaltung 
ber Schöffengerichte durch Ablehnung zweiten Alinea er- 
reichen zu können. 


Von Seiten des Herrn Regierungstommiffarius wurde 
biefer reg widerfprochen und insbefondere darauf ver- 
wiefen, daß es wefentlich zur DVereinfahung und zur Befchleu- 
nigung der auf bie Herftellung bes neuen Grandbuchs erfor- 
berlichen Urbeiten gereichen würde, wenn fofort mit dem In⸗ 
frafttreten des Gefeges die Fortführung ber jet vorhandenen 
Hypothefenbücher aud da den Kreißgerichten übertragen würbe, 
wo fie bisher von den Schöffengerichten geführt wurben. 


Aud wurde bemerkt, daß die Ausitellung von Atteſten 
nad $. 18 des Geſetzes vom 2, Februar 1864 den Schöffen 
gerichten nicht allgemein durch den Uebergang ber Grunbbud)- 
führung auf bie Gerichte genommen würde. 


ferner aber wurbe hervorgehoben, daß ber beabfichtigte 
Zued‘ durch die Ablehnung des zweiten Alinea ſchwerlich er- 
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reicht werben bürfte, weil die Interpretation des $.2 in Ber- 
bin mit dem erften Mlinea diefes Paragraphen von ſelbſt 
ſchon auf führen müßte, daß nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes bie zeitherigen Schöffengerichte fortan mit dem ganzen 
Grundbuchweſen nichts mehr zu thun hätten. Die Bedeutung 
des Alinea 2 beruße ja nur darin, bie Zweifel zu befeitigen, 
bie darüber entitehen könnten, in welcher Urt und in melden 
—— von dem Inkrafttreten des a. an bi zur Un- 
egung des Grundbuchs ber Uebergang bes Eigenthums an 
mmobilien und deren Verfhulbung vollzogen werben jollten. 
urch Streihung des Alinen 2 werde vorausfichtlich nur eine 
Lücke —— und eine Rechtsunſicherheit rt wer⸗ 
ben, deren Völung nur barin gefunden werben könnte, baf die 
Gerichte den $. 2 und $. 43 fo interbretiven, als ob das 
Fe N al fei, was das zweite Alinea ausdrücklich vor- 
reibe. 


Die Majorität der Kommiffion konnte 4 indeſſen von 
der Richtigkeit dieſer Ausführungen nicht Überzeugen. Sie 
ing davon aus, daß mit ber Uebertragung ber Grundbuch 
Fr auf bie Sreißgerichte den Schöffen fofort die Befugniß, 
Belig- und Eigenthumsattefte aus zuftellen genommen werbe, 
daß Kollifionen zwiſchen den verſchledenen Buchführungen nicht 
p beſorgen rg und daß e8 ben Streißgerichten leichter wer · 
en werde, die neuen Grunbbücher anzulegen, wenn fie bie 
Bearbeitung ber laufenden Spothetenladen nicht fofort zu 
übernehmen hätten. 


Bei ber wieberholten eher, Ange das erfte Alinea 
einftimmig angenommen, das zweite Alinea mit 8 gegen 5 Stim- 
men aber abgelehnt. ß 


Der 


$. 44 
mwurbe einftimmig angenommen. 


Dagegen wurbe 
$. 45 


wie in bem Gefegentwurf für die Hohenzollernſchen Lande ge- 
ftrihen, und aus den bei demfelben Gefegentwurf entwidelten 
Gründen in 

$. 46 


der Tag, an welchem dies Gefek in Kraft treten fol, auf ben 
1. Oktober 1873 feftgefegt. 


Den ganzen Gefekentwurf in der fih aus ben Kom- 
miffionsbefchlüffen bei den einzelnen Paragraphen ergebenden 
Faſſung nahm ſchließlich die Kommiffien einftimmig an. 


Der Kommiffion waren zwei Detitionen, Nr. 142 und 144, 
die eine aus Sayn mit 108 Unterfchriften, die andere aus 
Bendorf mit 17 Unterfchriften zugegangen. Sie find gleich. 
lautend. Die Vetenten mwünfchen, daß das Herrenhaus bie 
Vorlage ablehne. Das Motiv zu dieſem Antrag bildet bie 
Aufhebung ber Schöffengerichte. 


Die Petenten fürdten, daß bie Einführung ber Grund- 
buchordnung bei dem —— Grundbeſitz zu einer großen 
Beläftigung des Publikums und zu einer uneörte Koften- 

ufung führen werben. Sie maden barauf aufmerkfam, 
baß man ſich andermärt8 gerade nad, einem Inſtitute, wie bie 
© —— ſehne, daß das Inſtitut in Vormundichafts- 
un ratelſachen fehr ſegenſreich wirke, daß ein fiskaliſches 
Intereſſe nicht vorliege, das Inſtitut aufzuheben, daß ſich, ent · 

egen den Behauptungen in den Motiven, immer geeignete 

—— zur J———— be8 Schöffenamtes finden, daß uͤber⸗ 
haupt zu einer ß weit gen Gefegesänderung ein Be- 
bürfniß nicht vorhanden fei. 


Diefe Petitionen find bei der Berathung ber 68. 2, 43 
von der Kommiffion in Betracht gezogen worden. Inſoweit 
die Aufhebung ded Schöffeninititut3 auf die Bearbeitung ber 
— befchränft worden iſt, gelangen die Wuͤnſche 
der Petenten — Geltung. Im Uebrigen aber konnten dieſe 
MWünfche bei der Natur der allgemeinen Mail vom 5. Mai 
1872 nicht berüdfichtigt werden. Die Kommiffion glaubt, dar 
I: die Petitionen nad ben bei bem Geſetzentwurfe felbit ge— 
aßten Befchlüffen erledigen. 
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Die Kommiffion trägt fhließlih darauf an: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 

I. bem —— über das Grundbuchweſen in 
dem Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein in 
der ung, wie fie aus ber beiliegenden gr 
menftellung der Kommiffionsbefchlüfle ei iſt, 

bie verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ilen / 
U. bie en Nr. 142 und 144 durch bie bei bem 
—— gefaßten Beichlüffe für erlebigt zu 


Berlin, ben 8, Februar 1873, 


Die zehnte Kommiſſion. 


von Plötz (Vorſitzender). von Bernuth. Elwanger. 

8. Fed. von Frankenberg : Ludwigäbdorf. 

von Gofler. Graf zur Lippe (Berichterftatter). Malmros. 

Graf zu Münfter. Graf von Schwerin. von Thaden. 
ever. Wilckens. 


Anlage. 
Befhlüffe der Kommiffion. 





Entwurf eines Geſetzes 
über 


das Erumdbuhmwefen in dem Gejirk des Iufli;- 
fenats zu Ehrenbreitftein. 





Wir Wilhelm, von Gotted Gnaben König von 
Preußen x. 
verorbnen unter Zuftimmung ber beiden Säufer des Landtags 
Unferer Monarchie, für den Bezirf des Juftizfenats zu 
Ehrenbreitjtein, was folgt: 


$. 1, 

Das Geſetz Über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergwerke und felbftftändigen Ge- 
zechtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß des 8. 78, 
die Grundbucherbnung vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß ber 
8. ©, 49, 73, 133 bis 140 und 8. 143, und bad Geſetz, 

etreffend die Stempelabgaben von gewiflen, bei dem Grun 
buchamt anzubringenden Anträgen vom 5. Mai 1678 
werden mit nachſtehenden Beftimmungen in bem Bezirk bes 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitftein eingeführt. 


8.2. 


Die Bearbeitung der Grundbuchfachen gebt auf 
die Kreiögerichte nach Vorfchrift der Grundbuchorb- 
nung vom 5. Mai 189% über. 


8.3. 


m Smangsverfteigerungsverfahren geht bas Eigenthum 
mit * — — 
über. 

Auf Erfuchen des Verfteigerungsrichter wird ein Ber- 
merk in bad Grundbuch eingetragen: 


daß bie Iwangsverfteigerung verfügt worben ift. 


Die Rechtswirkung biefed Vermerks beftcht barin, daß 
fpätere Eintragungen dem Antragſteller ber Swangdverfteige- 
Pe *. ben bis dahin eingetragenen Gläubigern unnady- 

ig find. 


$. 4. 


Der Verfteigerungsridhter hat von Amts wegen bei dem 
Grunbbuhamt bie Eintragung des Eigenthumsüber auf 
ben Erfteher, bie Löſchung des Vermerks ($. 3) und ber 
nidyt auf den Erfteher Übergebenben —— nfprüde, ſo⸗ 
wie bie Eintragung der rückſtändigen Kaufgelder nad)- 
zuſuchen. 
§. 5. 


Wo partikulũre eg nt ift auch das Mit- 
eigenthum ber lang an ben wäb ber Ehe errungenen 
Grundftäden auf ben alleinigen Antrag des Ehemannes ein- 
zutragen. 

§. 6. 


etragene dingliche Rechte koönnen weder 


Er 
— werten Be ER 


ge ee 1845 über Einfihrn kürzerer Ber 
vom 6. . 
jährungöfriften It e8 bad Bewenben. * 


$. 7. 


un Bi eh tr Un Für, 
rum v 
Grundftüd binglich Berechtigten. 5 a 


S. 8. 

Die Beweistraft von Schuldbefenntuiffen über 
ein Darlehn oder einen Brautſchatz bängt nicht von 
dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der Ur— 
kunde eine Hypothek eingetragen ift. 


$. 9. . 

Die benerfahklage en die Grunbbu mten ver- 
jährt in en N der —— von dem 
Dafein und dem Urheber des Schadens Renntuiß 
erhalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Befhädigung dreißig Jahre 
verfloffen, fo kommt es auf ben Seitpuntt ber erlangten 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 10. 


Wenn ber Schulbner im Befi ber Schuldurkunde ijt, 
bürfen Löſchungen im Grundbuch auch auf Grund einer jeben 
Quittung und Löſchungsbewilligung des Gläubigers erfolgen, 
deſſen ke burdy einen Bürgermeifter ober DOrtsvor- 
fteher unter Beidrüdung bed Amtsfiegeld beglaubigt ift. 


8. 10a. 


Un die Stelle des 8. SP des Gefeged über den 
Eigentbumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 tritt 
folgende Beltimmung: 

Eine HSypothek fann auf Antrag bes en⸗ 
thümers und des Gläubigers in eine Grundſchuld 
umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten 
und dritten Abtheilung gleich und nacheiugetragenen 
Berechtigten einwilligen, welche bis zu dem im $. 43 
dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen ober 
vorgemerkt find. 

$. 11. 


Hinſichtlich des Verfahrens bei bem öffentlichen Aufgebot 
poll in dem falle bed F. 103 der Grundbuchorbnung vom 
. Mai 1872 nad SS. 110 Bis 114 Tit. 51 Theil I. ber 
Allgemeinen Gerichtsordnung und des Anhangs 9. 383, in 
bem Falle des $. 105 im eriten Abſatz ber Grundbuchordnun 
nad} 88. 101, 102, 103b, bis 106 Tit. 51 Theil I. der All 
emeinen Gerichtsordnung und in bem falle bes $. 110 ber 

indbuchorbdnung nad) $$. 116 bis 118 Titel 51 Theil. L 





der Allgemeinen Gerichtsorbnung und des Anhangs 
unter Berüdjihtigung ber näheren Beftimmungen ber 
buchorbnung verfahren werben, 


rund: 


$. 12. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentlidye Urkunde errichtet find, fünnen Ein 
tragungen ober Löſchungen im Grundbuch nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine Öffentliche Urkunde die Echtheit der Pirivat- 
urfunde oder das Anerfenntniß des durch das Gefeß berufenen 
Erben nachgewieſen ift, oder eine Beſcheinigung des Nachlaß ⸗ 
—— beigebracht wird, daß ſich nach —* ter öffentlicher 
!Yabung Niemand, der ein befiered Erbrecht in An: 
fpruch nimmt, gemeldet habe. k 


Die Art der Bekanntmachung und die Friſt ber öffent 
lichen Ladung hat das Nachlaßgericht nad) Tage des alles 
zu ermeffen. 


$. 13, 


Die in den Grund: und Gebäubdeftenerbüchern 
bezeichneten Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke 
werden von Amts wegen behufs Anlegung des Grund: 
buchs von dem Grundbuhamt vorgeladen. 


$. 14 fällt fort. 


$. 15. 


Geber Eigenthümer eines Grunbftüds, deſſen Eintragung 
in bad Grund erfolgen foll, ift verpflichtet: 


1) feinen unmittelbaren Mechtövorgänger zu 
nennen, 


2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf * übergegangen ift, 


3) Die fich darauf beziebenden Urkunden ober andere 
Bemweisftüde vorzulegen, 


4) alle auf dem Grundjtüd baftenden Beichrän: 
tungen ded Eigenthums, Gigentbumdporbe: 
halte, dingliche Nechte und Sypotheken an: 
zuzeigen, auch auf Berlangen ded Grundbuch 
amts einen Auszug and dem Grund: unb 
Gebäudejtenerbuh mit der Befcheinigung vor: 
nlegen, daß feit ber legten Berichtigung des: 
elben Peine Befigveränderungen befaunt ge 
worden find. 


Das Grundbuchant kann die Befolgung der La: 
dung ($. 13) und die Abgabe der Erflärung ($. 15) 
unter Androhung von ditrafen bis zu funfzig 
Ihalern erzwingen. 


“16. 


Zur Eintragung des Borgeladenen ald Eigen: 
thämer genügt es: 


1) wenn berfelbe das Grundftüd in einem gerichtlichen 
Zwangdverfabren eritanden ober ein Ausſchluß- 
erfenntniß erwirkt hat. 

Jeder Befiger, welcher durch eine Befcheinigum 
ber Örtöbehörbe nachweiſt, daß er bas Grm Mer, 
eigenthümlich befigt, oder welcher ben Erwerb bes 
Grundſtücks durch eine unverbäcdhtige Urkunde befchei- 
nigt, 2 berechtigt, auf Erlaß des Aufgebots nad) 
Mafgabe des Artikels AV, Nr. 2, 3 und 6 bes Ge- 
feße8 vom 3. Februar 1864 anzutragen; 


2) wenn er burd Urkunden, Attefte der Schöffengerichte 
und ber Ortöbehörden, durch eidesftattlich abgegebene 
Verfiherungen von Zeugen oder fonit glaubhaft macht, 
daß er allein obne Sinzurechnung der Beſitz⸗ 
eit feiner Nechtsvorgänger dad Grundſtück 
Heit 10 Jahren ununterbrochen in; Eigenthums⸗ 
befig gehabt bat. . 
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8. 17 fällt fort. 


$. 18. 


Der in den Grund- und Gebäudeſteuerbüchern nicht ein- 
gen Befiker ift unter der Vorausfegung des $. 16 
r. © zur Eintragung in das Grundbuch berechtigt, wenn 
ber in ben Gebäube- und Grundſteuerbüchern verzeichnete Be- 
A erg ober —— ſeine a — 
er ‚ oder wenn gegen deu letzteren von dem eren 
ein Erfenntnip erwirft wird. 


5 


$. 19. 


Die Eintragung des nad) 88. 16 und 48 berechtigten 
Beſitzers als Eisentbimer ift nach Ablauf bes in $. 32 be- 
—— — ——————— — —— ind we 
amt entgegenftchenbe An e angemelbet b 
legtereö —A fo fommt 44 zur Anwendung . 


g. 20. 


Wer vor dem Jukrafttreten dieſes Geſetzes unter 
dem Vorbehalt des Eigenthums verlauft hat, behält das Recht, 
bei Nichtzahlung bes Kaufpreifes das Eigenthum de8 Grund. 
ftüds entweder mit Einwilligung des Käufers oder = Grund 
rechtskraͤftiger Verurtheilung beifelben in das Grundbuch für 
ſich eintragen zu laffen. 


. $. 21. 


Die Grundbücher für Bergwerke mit um lichen An · 
theilen Kuxen) werden nad Formular III, der Grundbud- 
orbnung vom 5. Mai 1872, die Grunbbücher für bie Hütten 
in ber Gr ft Saym-Altenkirchen nad; dem biefem Gefeh 
beigefügten Formular eingerichtet. . 


Bei der —— de8 verliehenen Bergwerkseigenthums 
mit unbeweglichen Antheilen und ber vorgedachten Hütten ⸗ 
ri find außerdem bie nachfolgenden Beflimmungen zu be 
adıten: 


$. 22. 


Jede Gewertihaft hat die Verpflichtung: 


1) ihr Bergwerkseigenthum (da8 generelle Eigenthum) 
unter Einreichung einer genauen Befchreibung beffelben 
nachzumeifen ; 


2) bie Grundftüde, welche als Pertinenzien ge dem Berg- 

gehören, nad) dem Grund und Gebäubefteuer- 

bud) zu bezeichnen und barüber einen Auszug aus 
demjelben vorzulegen ; 


3) bie Urkunden, woburd nad N 
den Eigentbumderwerb vom 5. 
mittelbare Erwerbung bed Ber seigenthums voll- 

r jogen wird, nebſt einem Atteft ded Ober⸗Bergamts, 

5 das Bergwerk oder einzelne Feldestheile deffelben 
bem Belichenen nach 89. 160 und 162 bes Berg- 
eſetzes vom 24. Juni 1865 nidt wiederum entzogen 
And, einzureichen. 


Diefelbe Verpflichtung Hat der Alleineigenthiimer eines 
— 


$. 23, 


In Ermangelung einer Verleihungsurkunde genügt zur 
Eintragung des generellen Eigenthums, infofern daſſelbe 
an dem one, an welchem dieſes Gefeg in Kraft 
tritt, bereit3 erworben war, ein Atteft bes Oberbergamts über 
bie rechtliche Exiftenz deffelben. 

Bei der Feſtſtellung des Eigentbums an dem Zubehör 
und ber darauf baftenden dinglichen Rechte und Hypotheken 
kommen bie $$. 15 bis 19, 34 bis 39 zur Anwendung. 


68 be Ge über 
Mai 18 a un. 


g 24. 


Bei ben rg Te Bergwerken mit unbeweglichen 
Antheilen (Kuren) findet die Eintragung derfelben, unter Berüd- 
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fihtigung bed $. 228 bes —— von 24. Juni 1865, 
nad derjenigen Eintheilung ftatt, nad welcher die Bergwerke 
bisher * Rückſicht auf die ſonſt geſehlich hergebrachte Anzahl 
der Kure rechtmäßig beſeſſen worden find. 


Daſſelbe gilt von ben Hüttenwerken ber Grafſchaft Sayn- 
Altenkirchen. 


$. 25. 


Geber Beſiher eine unbeweglichen Antheils (Kuges) an 
einem Bergwerk ober eines Hüttentags an den in $. 24 ge 
dachten Hütten ift verpflichtet: 


1) bie Größe feined Antheils anzuzeigen, 

2) feinen unmittelbaren Nechtsvorgäuger 
nennen, . 

3) den rund ‚anzugeben, vermbge deſſen das Eigen- 

) —— — iſt, 

4) die ſich darauf beziehenden Urkunden oder andere 
Beweisſtücke vorzulegen, 


5) alle auf demſelben haftenden Befchräntn 
Eigenihums, Eigentbumdvorbebalte, 
Rechte und Hypotheken anzuzeigen. 


en bed 
gliche 


g. 26. 


r Eintragung des ſich melbenben Beſitzerb eines Antheilb 
als Eigenthümers genügt eb: 


1) wenn derſelbe bie vor dem Inkrafttreten dieſes 
Gefeges erfolgte Au e in die Gewerkfchaft, ober 
aud nur bie Ausübung von Theilnefmungsrechten 
durch eidesftattlich abgegebene Berfiherungen 
von Zeugen, buch Seugnifl Öffentlicher Behörden 
oder buch beglaubigte unverbächtige Privat- 
urkunden glaubhaft macht, 


2) wenn berfelbe in gleicher Art —— macht, daß er 
vor dem Tage, an welchen dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, das Ei gr auß einem zur Erlangung 
beffelben an 5 g hidten, wenn aud in ber Form 
mangelhaften Titel erworben hat. 


Sollte der hierdurch geführte Nachweis mangelhaft 
fein, fo kann nad) richterlichem Ermeffen bie Eintragung 
bes Eigenthums gegen die von bem Befiger abgegebene 
Verfiherung an Eihes Statt, daß ihm fein gleich oder 
näher Berechtigter befannt fei, erfolgen; 


3) wenn berfelbe in dem bei dem vormaligen Berggerichte 
zu Kirhen geführten Berggegenbuch ober Sütfenbuch 
als Eigenthümer des angemeldeten Antheils bereits ein- 

etragen war, ober ben Nachweis ber, ein gefeßliches 
bfolgerecht begründenden Venwanbtichaft mit bem 
eingetragenen Eigenthümer führt. u 


$. 27. 


In Allen fällen, ber Befiger mag vor oder nad bem 
Inkrafttreten dieſes Gefehed erworben haben, foll berfelbe 
als Eigenthümer eingetragen werden: 


1) wenn berfelbe ba8 Bergwerk. oder Hütteneigenthum 
in einer oa: mr erung erſtanden, ober barüber 
ein Ausschluß mine nach Vorſchrift des $. 16 dieſes 
Geſetzes erwirkt hat; 

2) wenn derſelbe für ſich und ſeinen unmittelbaren 
Nechtsvorgänger einen, der Form und dem Inhalte 
— ültigen und zwar bei Erwerbungen nad) dem 
Ankrafttreten bes Gefehes vom 2. Februar 1 bei 
dem Richter ber belegenen Sache angemeldeten Titel 
nadhweift; 

3) wenn berfelbe zwar nur für fid) einen folden Titel 
(Hr. ©) beibringt, zugleich aber durch iheshattlic 
abgegebene Berficherungen von Zeugen, burd) 
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Atteſte öffentlicher Behörden, oder durch beglaubigte 
oder unverbädtige Privaturfunden Fer * 
daß er und bezlehungsweiſe fein Vorbeſiher ſich in 
den —— fünf Jahren in der —— Ausübung 
bes Eigenthumsrechts befunden haben. 


$. 28, 


Kann das Eigentum auf bie vorftehend bezeichnete Art 
S 14 a nicht nachgemiefen werben, ber ſich meldende Be- 
er ift aber: 


1) von ben minbeftend zur Hälfte an bem Werke 
betheiligten Gemwerfen, oder 


2) von bem Repräfentanten be8 Bergwerks ober bei 
Hütten von dem Hüttenfchulgen ala Mitgewerle an- 
erkannt, fo ſoll bie —— ür ihn er Du 
biefes Anerkenntniffes gegen bie ftattliche Ber: 

erung, daß ihm fein gleich ober beffer Berechtigter 
zu dem in Anfprud; genommenen Antheil bekannt fei, 
als Eigenthümer bewirkt werben. 


$. 29. 


Bei Anmeldung auf Grund be8 Erbrechts if, namentlich 
wenn der Erbl in das, bei dem Berggericht zu 
geführte Berggegenbuch ober Hüttenbud) eingetragen war, o 
aus Gewaͤhrſcheinen der Bergbehörbe ergiebt, oder auf die 
im $. 28 —— Weiſe als früherer Mitgewerke anerkannt 
wird, und Erbfall vor dem Inkr n biefes ni 

attgefunben hat, feine förmliche Erbbefcheinigung erforberlich, 
onbern e8 gendgt ber Nachweis der ein gefeglihes Erbfolge 
techt begründenden Verwanbtſchaft. 


$. 30. 


Widerſprüche gegen bie Eintra bes ſolchergeſtalt 
86. 26 bis 29) — Befikers * die Eintra ng 
elbit nicht hindern, ſondern begründen nur, infomweit fie 
efheinigt find, die Eintragung einer Vormerkung und unter- 
liegen demnächſt ber richterlichen Entſcheidung. 


g. au. 


Antheile an einem Bergwerk ober an einer in $. 24 be- 

eichneten Hütte, auf melde Niemand einen begründeten An- 

rud; macht, werben ben fämmtlichen Gewerken gleihmäßig 
zugeichrieben. 


$. 32. 


Die nicht bereitd von dem Grundbuchamt vor: 
geladenen Berfonen, welche vermeinen, daß ihnen an 
einem Gru , Bergwerf oder einem Bergwerk: 
tbeil, an einer Hütte oder einem Süttenantheil das 
—— zuſtehe, ſowie die Perſouen, welche ver: 
meinen, daß ihnen an einem Grundſtück, Bergwerk 
oder Bergwerfötheil, an einer Sütte oder einem 

üttenantbeil ein das Verfügungsrecht des Eigen: 
ümerd befchränfendes Necht oder ein dingliches 
Mecht mit Ausnahme der Sypotheken uud Grund: 
erechtigfeiten zuftebe, haben folches innerhalb eines 
abres von dem Tage an, an welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamt anzumelden. 


$. 33. 


and demnächft auch eingetragen find, verliert. 
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$. 34. 


Sobald biefeg Gefeg in Kraft getreten ift, find bie $S- 32, 
33 innerhalb der Ausſchlußfriſt von ſechs zu ſechs Wochen 
durch dad Amtsblatt umd einzelne im Bezirk bed Juſtizſenats 
zu Ehrenbreitjtein erfcheinende Lokalblätter wörtlich mit An- 


—— des Tages, an welchem bie Ausſchlußfriſt abläuft, durch 


en Juftizfenat zu veröffentlichen. 


$. 35. 


Alle vor dem Inkrafttreten dieſes Gefegeö ent: 
ftandenen und nach $. 33 gehörig angemeldeten, neu 
zinzutragenden dinglichen Hechte geben den erjt nach 
Dem Inkrafttreten diefed Geſetzes begründeten ding: 
Lichen Nechten und Gypotheken vor. 


Die Rangorbnung ber erjteren unter fid) und mit ben 
bereit3 früher auf Grund bed Geſetzes vom 2. Februar 1564 
eingetragenen Hypotheken richtet ſich nach ben zur Seit ihrer 
Entjtehung gültig gewefenen Geſetzen. 


$. 36. 


Wenn bie —— ber vorfchriftsmäßig angemeldeten 
bingliden Anſprüche durch öffentliche Urkunden oder Uner- 
fennung bed Befiger8 des belafteten Grundftüds —— 
iſt, fo erfolgt die Eintragung in das Grundbuch nach ber 
Zeitfolge ber Anmeldung mit dem ausbrüädlihen Vorbehalte 
der näheren Beitimmungen der Nangorbnung unter fid) und 
mit ben früher eingetragenen Hypotheken. 


$. 37. 

Eine Vormerkung ift einzutragen, wenn 

1) die angemeldeten Anfprüche glanbbaft gemacht 
find, der Eigentbümer aber der Gintragung 
widerfpricht; 

©) ber Gigentbümer die Identität des belafteten 
Grundftücks beftreitet, diefelbe aber glaubhaft 
gemacht ift. 


$. 38 fällt fort. 


$. 39. 


Bebhauptet der Eigentbümer, da ein angemel: 
deted Necht getilgt fei, ohne dies urkundlich nach» 
weifen zu können, fo ift das Recht einzutragen, zugleich 
aber in der Spalte »Beränderungen« Die behauptete Tilgung, 
wenn fie glaubhaft gemacht ift, vorzumerken. 


$. 40, 


Die vor dem 1. Januar 1853 entftandenen Dfanb- unb 
Hybothekenrechte, melde in Folge des Aufgebots nad $. 12 


u — — 


Anl. . d. Verhaudl. d. Herrenhauſes. 








des Geſetzes vom 2. Februar 1864 in das Hypothekenbuch 
eingetragen ſind, ſowie die nach dieſem Zeitpunkt entſtandenen 
und in das Sypothekenbuch eingetragenen Pfand» und 
Hypothefenrechte, werden von Amts wegen nad) der Zeitfolge 
ihrer Eintragung in das Grundbuch übertragen. 


Die Rangorbnung berfelben unter ſich richtet ſich nad) 
ben bisherigen Borfehrften. ‚ * 


$. 41. 


Von der rechtöfräftigen Entfcheidung über 
ftreitige angemeldete Eigentbumsanfprüche oder. das 
Eigentbum befchränfende Nechte darf das Blatt für 
dad Grundftäl im Grundbuch nicht angelegt oder 
das Grundftück nicht in den Artifel des Eigentbümers 
aufgenommen werden. 


$. 22. 


Bei allen bie Anlegung des Grundbuchs und bie Feft- 
ftellung ber Belaftung ber Grunditüde betreffenden Verband- 
lungen genügt bie ——— des Ehemannes, und e8 kann 
nad) deſſen Erklärung die Eintragung erfolgen, wenn auch 
ba8 Grund-, Bergwerls · oder Hütteneigenthum zum gemein- 
ſchaftlichen Vermögen der Frau gehört. 


Mollen Verwandte in auf ober abfteigender Linie, 
Schwiegereltern, Schmwiegerfinder und Gefchwilter einander 
vertreten, fo ift in dem vorgebadhten falle eine außergericht⸗ 
liche, nur von dem Bürgermeifter oder Ortsvorſteher 
beglaubigte Vollmacht bed Vertretenen hinreichend. 


$. 43. 

Sobald dad Grundbuhblatt ober ber Artikel 
angelegt ift, kann die Veräußerung ober Belaftung 
des Grundftüdsd nur in den Formen erfolgen, welche 
das Gefeg über den Eigentbunsderwerb vom 5. Mai 
1872 und die Grundbuhordnung vom 5. Mai 167% 
vorfchreiben. 


$. 44. 

Die behufs Anlegung des Grundbuch zur Ermittelung 
und —— des erworbenen —— der Hypotheken 
und dinglichen Rechte erforderlichen Verhandlungen find ſtempel · 
und koſtenfrei. 


z. 45 fällt fort. 


$. 46. 
Diefes Gefeh tritt mit dem 4. Oftober 18783 in 
Kraft. 


Urkundlich ꝛc. 
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Anlage A. 


Titelblatt. 


Die in der Grafichaft Sayn- Altenkirchen und dem Kreife Altenkirchen in dev Gemeinde 
Brachbach gelegene Brachbacher Hütte. 


I. Beichreibung des generellen Eigentbums. 


Zufolge der Saynfhen Hüttenordnung vom 21. April 1742 beſitzt die Hüttengewerkſchaft am gefehlich ver- 
liehener Hüttenbetriebgeit ....- Tage, den Tag zu 4 Stüd gerechnet. 


HE. Beftandtbeile und Zubebörftücde in der Gemeinde Brachbach. 






Nummer ber Flur und 
Darzelle. 





Flächeninhalt. 












Flurabtheilung. Nähere Bezeichnung. Abſchreibungen. 


A. 6, im Lettenkamp. Hüttenplaß nebft ben 
darauf ſtehenden 
Hütten » Gebäuden 
Nr. 20. 


— mul 
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III. Dauernde Laſten, Beſchränkungen des Eigenthums oder des Verfügungsrechts, gerichtlich 
verficherte Schulden und andere dingliche Laften der ganzen Hütte. 








u — 
| 
| 





—— — — 


— —— — — 
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* 
5 n 
3 


= | 
| ® 
i. 

2— 
3. — 
4. 2. 
8. 2 
6. | 3 
. | 3. 


Namen der Gemerfe. 


Landwirth Wigand 
Klaus zu Brachbach. 


Kaufmann Wilhelm 
Rehfus zu Kin 


Nr. 4, 5 


Bergmann Johannes 


Kreuhz zu Brachbach. 


Nr. 6,7. 


Kaufmann Peter Müller 
u Siegen. 


Nr. 6. 


Kaufmann Wilhelm 
Rehfus zu Kirchen. 


Kaufmann Deter Müller 
zu Eiegen. 


Rr. 4. 


Bergmann Johannes 
Kreug zu Brachbach. 


Anzahl ber 


Tage. 
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100 


50 


Erſte Abtbeilung. 
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Erwerbsgrund, Preis oder Werth. 


Dazu gehören: 


Mr. 


1, Ein —— 1. 
Flur. Nr. 10, 


. Ein er 
Flur I. Nr. 11, 


Le} 


1. Roblihonpen. 2. 
Flur I. Rr. 13, 


2, Ein * 
Flur I. Nr. 14 


3. Ein Steinpla 
Flur J. Nr. 8* 


Nr. 4,5 2, 


1. Ein Koblihoppen. 3. 
Flur I. Nr. 15. 


2. Ein ar 
Flur I 


Nr. 6,7. 


Ein Rohljihoppen. 4, 
Flur I. Nr. 13, 


J —— * b. 
Flur I. Nr. 14. 


2. Ein Steinpla 
Sur N : v2 


Ein Steinplat. 6, 
Flur I. Nr. 16. 


Ein —— T: 
Flur L Nr. 15. 


* gerichtlichen Kaufvertrags vom 
iſt ber Hüttenantheil vom 
Dorbefiper N.N. für 5000 Thlr. 
Er - ir Flur L 
Mr. 10 erworben. 
nn —— Flur I. Nr. 11 
ft durch notariellen Vertrag vom 
— von bem Landmann 
für 20 Thlr. erworben. 


Eingetragen am ........... 
F. N. 


Der Hüttenantheil iſt nebſt Kohl⸗ 
ſchoppen und Steinplatz durch 
richtli ————— ung 
den vaͤterlichen Rad) vom = 
erworben. 


Eingetragen am .... ........ 
F. N. 


Diefer Antheil nebft Kohlſchoppen 
und —— F durch Vertrag 
vom ⁊c. von für 2000 Thlr. 
übernommen, 


Eingetragen am ............ 
F. N, 


—— Antheil nebſt Kohlſchoppen 
ift durch Vertrag vom x. von 
bem Kaufmann Wilhelm Rebfus 
für 10,000 Thlr. angefauft. 

Eingetragen am ........... . 


F.N. 


Uebertragen von Nr. 2 al® Reft 
PER PER PER 


Diefer Steinplat ift burch notariellen 
Vertrag vom x. von dem sub 3 
eingetragenen Bergmann Johan- 
nes Kreutz angelauft. 


Eingetragen am .... ........ 
F. N. 


— von Nr. 3 als Reſt 


De ee ee 


nn — — — — 
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Zweite Abtbeilung. 





Dauernde Laften und Ein- Reränderungen. Cöfhungen. 
ſchränkungen bed Cigen- 
thums oder bes Ber: 


fügungsrechts. 


Fortlaufend 
Primorbial- 
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Dritte Abtbeilung. 

































Nummer Neränderungen. 
2 |, Betran. Hypothelen. Loöſchungen. 
a —— Betrag. i 
=1% “4 Eintranung. Loͤſchung. 
| Se. | Thlr | 
| = | Ma. Isar Br. Mart, |Ear.| Pi. Re. | 
I 
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Ä 51. 


Berichterftatter : 
Graf zur Lippe. 
Bericht 
br 
Zehnten Kommiffion, 
betreffend 


den Gefepentwurf über das &rundbuchwefen in den 
Hohenzollernfhen Landen (fir. 28 der Drudfaden). 





Die unterzeichnete Kommiffion —— den Geſetzentwurf 
über das Grundbuchweſen in den Hohenzollernſchen Landen in 
einer Sitzung unter —— des Herrn Geheimen Ober- 
Juſtizraths Dr. Förſter, als Vertreters der Königlichen Staats- 
regierung, ihrer Berathung. 


Der in den Hohenzollernſchen Landen in Betreff des 
Grundbuchweſens zur Zeit beſtehende Rechtszuſtand findet ſich 
in den Motiven ausführlich dargelegt. Es ergiebt ſich hieraus 
daß nad) —— bes Geſehes vom 24. April 1854 
(Gefeß-Samml. ©. 198) in Verbindung mit den in jenen Landes⸗ 
theilen beſonders geführten Beſitzſtandsnachweiſungen hier bie 
Einführung ber Gejeße vom 5. Mai 1872 befonderen Schwierig- 
feiten faum begegnen werbe. Auch theilte ber Herr —— 
kommiſſarius mit, daß ſowohl das Kreisgericht zu Hechingen 
als auch das —————— zu Arnsberg über ben vor- 
liegenden Gefehentwurf autachtlih gehört feien und ſich beide 
Behörden mit bdemfelben einveritanden erflärt haben. Die 
Kommiffion trat unter diefen Umftänden aldbald in die Spezial- 
berathung ein. 


' — und Einleitung gaben zu Bemerkungen keinen 
nlaß. 
§. 1, 


Dieſer Paragraph wurde mit denjenigen Aenderungen 
angenommen, welche bei $. 1 bde8 Geſetzentwurfs Nr. 22 in 
dem Bericht Nr. 46 näher motivirt find. Hier wurden nur die 
Morte »in die Hobenzollernfchen Landes in sin ben Hohen⸗ 
ollernfchen Landen« verändert, um eine —— — 

8 Wortes »ine mit dem Dativ in allen gleichzeitig vor- 
liegenden Gefeßentwürfen berzuftellen, wenn Hi gleich auch 
m Gründe für die Konftruftion mit dem Akkuſativ bei— 
ringen ließen, 


Der 
$. 2 
gab zu keinen befonderen Bemerkungen Anlaß. 


Bei dem 
$.3 


emacht, daß die Subhaftations- 
in den Hohenzollernſchen Landen 
nicht gelte und Bier einzelne, nicht einmal paragraphenmeife 
heraußgehobene —— elben in Kraft ISCH werben 
follten. Was nun eigentlich in biefer Materie Rechtens fei, 
würden die Eingefelfenen in ben Hohenzollernſchen Landen 

merlic erkennen können. Wenn nun gleid) —— die 

. 80 bis 91 ber Subhaftationsorbnung zur Anwendung 
en werben follten, fo ed ſich doc} die Kommiffion, 
aß felbft durch eine wörtliche Allegirung berfelben bie Sache 
nicht in Ordnung gebracht werben könne und zwar um fo 
weniger, ald biefe Paragraphen vielfah aud auf andere 
Beftimmungen ber Subbaftationsorbnung zurückverwieſen. 
Außerdem machte ber Herr Negierungstommiffarius darauf 
aufmerffam, daß biefe Beltimmungen weniger Parteirechte 
feftfegten, al8 vielmehr Vorſchriften Mir ben Richter enthielten, 


wurde barauf aufmerkſam 
orbnung vom 15, zu 186 





. herausfinden. 


‚einigermaßen, allein ohne dieſe — 
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wie er bei dem Be Fe zu verfahren babe. Der Richter 
werde aber ohne Schwierigkeiten aus der Subhaftations- 
ordnung bie für bie einzelnen Fälle nn Normen 

Weber das Kreisgericht in Hechingen, noch das 
Appellationsgeriht in Arnsberg babe gegen die Vorſchrift 
Bedenken geäußert. Die Kommiffion nahm bemnädft ben 


| Paragraphen einftimmig an. 


$. 4 
fand einftimmige Annahme. 


Zu 
$.5 
wurbe ber Antrag geftellt, Hinter dem Worte »bebürfen« 
»fortan« 
einzufchalten, um «8 —— 
ſtimmung feine rückwirkende Kraft e. Der Herr Regierungs- 
fommiffarius hatte gegen ben Zuſatz nichts zu erinnern. Die 
Kommiffion ftimmte dem Antrage bei, und nahm mit bem- 
felben den Paragraphen an. 


$. 6. 


Diefe Beitimmung erfcheint nad) ben Motiven vollſtändig 
—*2 Au bemerken war nur, daß in Zukunft bem 
Shpot kengläubiger die Mieth- und Pachtzinfen nad $. 30 
des Gefeked über ben Eigentbumserwerb verhaftet find, und 
er hierin einen Erfaß für die nun wegfallende Verhaftung der 
zuwachfenben Früchte finden wird, Der Paragraph fand 
einftimmig Annahme, 


Die Vorſchrift des 


u machen, daß biefe Be- 


. 4 


verändert zwar bie Klage aus bisher eingetragenen Hypotheken 
läßt fid) die Ordnung 
in 


in den biöherigen Verbältniffen nicht berftellen; aud) e i 
Beziehung auf den Bezirk des ultizfenats Ey Ehrenbreit- 
ftein dur das Gefeh vom 2. Yebruar 1864 in gleicher 
Art vorgegangen worden. Der Varagraph fand einftimmige 


Annahme. 


Zu 
$. 8 
fand ſich nichts zu erinnern. 
Ebenfowenig zu 


$. 9 
ber _. bie Grundfteuergefeßgebung in den Hohenzollernſchen 
Landen bedingt wird. 

$. 10. 


Das erfte Alinea dieſes Paragraphen bezweckt, eine in ben 
Hohenzollernſchen Landen beſtehende Erleichterung bei ber 
Beglaubigung von Löfhungsanträgen zu erhalten. Die Kom— 
million erklärte fi) damit einveritanden. Das zweite Alinea 
bezweckt gleichfalls eine Abweichung von der Grunbbuchordnung 
bahin zu Aaieen, ba es bei Cöfhun en ber Einreichung ber 
nad dem bisherigen Recht ausgefertigten Dokumente auch 
fernerhin nicht bedürfen folle. Die Faſſung des Entwurfs gab 
nur zu ber zn Unlaf, daß auch 9 bem im 8. 21 
al uch Termine bis zu dem im 8. 17 bezeichneten Zeit- 
punkte Dokumente nach den Vorſchriften des älteren Rechts 
ausgefertigt werden würden, unb e8 nicht geboten erſcheine, 
Sinti biefer Urkunden die Vorlegung zum Zweck ber 
Löſchung vorzufchreiben. 

Es murbe deshalb der Antrag geftellt, biefem Alinea 
folgende Faſſung zu geben: 

»Bei Löſchungen bedarf es ber Vorlegung der über 
bie — ig Urkunden nur dann, 
wenn biefe Urkunden nad den Vorfchriften der Grund- 
buchordnung vom 5. Mai 1872 audgefertigt find.« 

Der Herr Regierungstommilfarius hatte sogen diefe 
Präzifirung bed bem Entwurf zu Grunde —— ebanfens 
nichts zu erinnen. Die Kommiffion aboptirte diefe Faſſung 
und nahm mit berfelben ben ganzen Paragraphen an. 





al 


n bem 
3 $. 11 


und zwar in beffen erftem Alinea mwurben bie Worte »ein 
beffer — Erbe nicht gemeldet habe«, entſprechend den 
in Nr. 46 enthaltenen Ausfüßrungen, in:® 


»Niemand, ber ein befjeres Erbrecht in Anſpruch nimmt, 
gemelbet habe.« 


veränbert. 


Auch hielt e8 die Kommiffion nicht für bedenklich, dem 
freien Ermeſſen des Richters die Art der Bekanntmachung und 
bie Abmeſſung der Friſt lediglich zu überlaffen, wie dies in 
Alinea 2 geſchieht. 


Der Daragraph gelangte mit obiger Aenderung einftimmig 
zur Annahme. 


Der \ 
$. 12 


gelangte nad; Berichtigung de8 Drudfehlerd »Ingroffations- 
werf« in »Ingroffationsvermerk« zur unveränderten Annahme. 


Die Kommiffion befhloß ferner, entfpredend ben in 
Nr. 46 niebergelegten Ausführungen, an Mh Stelle einen 
neuen Paragraphen folgenden Snbnlts einzufchieben: 


§. 12a. 


»An bie Stelle bes $. 29 bes Gefeßes über ben 
Eigenthumserwerb u. f. m. vom 5. Mai 1872 tritt 
folgende Beftimmung: " . 


Eine Bye kann auf Antrag bes Eigenthämers 
und bes Gläubigerd in eine —— umge · 
wandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten 
und dritten Abtheilung gleich und nacheingetragenen 
Berechtigten einwilligen, welche bis zu dem in dem 
$. 17 dleſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen 
oder vorgemerkt find.« 


$. 13. 


In biefem Daragraphen wurbe nur bad Eingangswort 
„Aller als überflüffig geftrihen. m Uebrigen gelangte ber- 
felbe uhbeanftandet zur Annahme. 


n bem 
3 $. 14 
befchloß bie Kommiffion, die Worte »innerhalb der fechs- 
monat 


ichen Frifte ala ü erftäifig, zu ftreicdyen, weil da8 Wort 
»Anmelbunge nicht auf etwas Anberes, als bie Anmelbung 
innerhalb ber ſechsmonatlichen Friſt bed -vorhergehenden Pa- 
tagrapben bezogen werben könne. 

Außerbem wurben, entfprechenb ben in Nr. 46 motivirten 
Beihlüffen, bie Worte in der vorlegten und legten Seile ba- 
bin gefaßt: 

»deren Rechte innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet 
und bemnächit auch eingetragen find, verliert.« 


Mit biefen Uenberungen fand ber Paragraph einftimmige 
Annahme. 


Bei dem 
$. 15 


gab die Erwähnung einer auslänbifhen Zeitung Anlaß zu 
einer Diskuffion darüber, was jetzt unter einer außländifchen 
Zeitung zu verftehen fei. Die Kommiffion einigte fi unter 
Auftimmung be8 Seren Regierungstommiffarius dahin, das 

ort »ausländifcher durch außerhalb der Hohenzollernſchen 
Lande erfcheinende Deutfche« zu erfehen. 


Demnähft gelangte der Paragraph zur Annahme. 


6. 16. 
Die Kommiffion beſchloß, !in ber erften Zeile die Worte 
‚>jehömonatlihen Friſt ⸗ in »Ausfhlußfrifte zu verändern; in 
nl. ;. b. Berhandl, d, Gerrenhauſes. 
% 





ber britten Seile das Wort »find« zu een und in ber 
vierten Zeile de8 zweiten Alinea ben Drudfehler »fehenben« 
in »feßendes zu verbeflern. 


Von einer Seite wurde bei biefem Daragraphen noch 
hervorgehoben, daß es body zu beflagen bleibe, wenn bei Ein- 
führung ber Grundbuchordnung in den SHobenzollernfhen 
Landen nicht da8 Ziel eritrebt werde, num aud) ein einheitliches, 
alle bezüglichen Eintragungen enthaltendes Grundbuch herzu⸗ 
ftelen. Die Schwierigkeiten diefer Herſtellung follten bei dem 
erfplitterten Grundeigenthum nicht verfannt werben, jetzt aber 
liebe bie Ausführung binter dem von ber Gefekgebung auf- 
geftellten Ziele zurüd. 

Diefe Auffaffung wurde von mehreren Mitgliedern ber 
Kommiffion getheilt, man überzeugte fih aber, ba auf ' 


m Wege ber Amendirung allein die Sache nicht geordnet 
werben koͤnne. 


d 
m 17 


beſchloß bie Kommiffion, in der britten Zeile des erften Alinca 
bie Worte »die nad) $. 1 eingeführten Gefeße« durch 


»ba8 Gefeß über ben Eigenthumsermwerb vom 5. Mai 
1872 und bie Grunbbucdorbnung vom 5. Mai 1872« 


zu erfeßen. 


Mit dieſer Menderung wurde ber Paragraph am 
genommen. . 


In ber zweiten Seile bes 


$. 18 


murben bie Worte »ober Mrtifelde Hinter bem Worte 
»Grundbuchblattes«e eingefchaltet und damit der Paragraph 
angenommen. 


bem 
* §. 19 
fand ſich nichts zu bemerken. 
Dagegen beſchloß die Kommiſſion zu 
$. 20 


einftimmig, ben gangen —— in Wegfall zu bringen, 
weil e8, um den gerügten Fehler zu beſeitigen, entweber einer 
ben ganzen Geltungsbereid) der Grundbuchorbnung umfaffenden 
oder gar feiner gejeglichen Vorfchrift bebürfe. 


— J. 21 


wurde beantragt, das Geſetz * sam 1. Juli 1873«, ſondern 
erſt »mit dem 1. Dftober 1873« in Kraft treten zu laffen, 
und dies vorzugsweife mit ber Betrachtung motivirt, daß bie 
bei Einführung de8 Geſetzes am 1. Juli von Amts wegen vor- 
unehmenden Arbeiten wegen ber in ben Juli und Auguſt 
Tllenden Gerichtsferien alshald eine zweckwidrige Unterbrechung 
erleiden würden, auch das betheiligte Publikum weniger be- 
läſtigt werben mürbe, wenn bie Arbeiten erſt nach dem 
I. Oktober begonnen wuͤrden. 


Diefer Antrag, ſowie der fernere Antrag, ben letzten 
Satz des Daragraphen als überflüffig zu freien, fand un 
getheilte Billigung. 

Demnähft erfolgte bie einftimmige Annahme bes, mie 
vorftehenb außgeführt, veränderten Gelehentrourf dur bie 
Kommilffion. 


Die Kommiffion trägt darauf an: 


bad Herrenhaus wolle beſchließen: 


bem Gefekentwurf über das Grundbuchweſen in 
den Sohenzollernfhen Landen in ber Faſſung, wie 


31 
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fie aus ber beiliegenden Zufammenftellung der 
Kommiffionsbefchläffe erfichtlich ift, die verfaſſungk⸗ 
mäßige Zuftimmung zu eriheilen. 


Berlin, den 8, Februar 1873, 


Die X. Kommiffion. 


von Plötz (Morfitender). von Bernuth. Engels. 

Elwangtr. Fleck. von Frankenberg : Lubwigsdorf. 

von Goßler. Graf zur Lippe (Berichterftatter). Walmros, 

Graf zu Münfter. Graf von Schwerin. von Thaden. 
Wever. Wildens. 
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Anlage.“ 


Beichlüffe der Kommiſſion. 





Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Erundbuchwefen in den Hohenzollernſchen 
Kanden. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 
berordnen unter Zuftimmung ber beiden Säufer des Lanbd- 
8 Unſerer Monarchie für die Hohenzollernſchen Lande, was 
olgt: 
cz 


Das Gefe über den Eigenthumserwerb und bie dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergwerke und felbitftändigen Ge- 
techtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß bes $. 7%, 
bie Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, mit Ausfchluß der 
R 49, 73, 133 bis 140 und 443, und das Oefeß) betref- 

nd bie Stempelabgaben von gewiſſen, bei ben Grundbuchamt 
anzubringenden Unträgen vom 5. Mai 189% werben mit 
nachſtehenden Beltimmungen in den Sobenzollernfchen 
Landen eingeführt. 52 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug 
geſetzlichen Vorſchriften, welche in den Hohenzollern 
nicht gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 


Mo in der Grundbuchordnung auf Vorſchriften der Progeß- 
ordnung fiber das Nufgebotöverfahren verwiefen wird, 
fommen bie Vorfehriften ber Subhaftationsordnung vom 
15. März 1869 zur Anwendung. 


$. 4. 
. Eingetragene bingliche Rechte können weber durch Erfigung 
eined entgegenitehenden Rechts, noch durch Verjährung aufge 
hoben werden. F 
D. 


Verträge über unbewegliche Sachen bedürfen fortan zu 
ihrer Gültigkeit nicht der gerichtlichen Beftätigung. 


$. 6. 


Die dem Pächter zumachfenden ober ihm gehörigen, auf 
dem Grundjtüd noch vorhandenen Früchte baften nicht den am 
Grundſtück dinglich Berechtigten. 


enommenen 
chen Landen 
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67. | 


Der hypothetariſchen age fann die Einrese, daß 
nächft gegen ben perfönlicyen Schuldner geflagt wırben ın 
nicht entgegengefeßt werben. 


Die Beweiskraft von Schuldbelenntniffen übır ein T 
lehen ober einen Brautſchatz hängt nidt von bem Viblauf e 
Zeit ab, wenn auf Grund ber Urkunde eine Sppothel n | 


eingetragen ift. 
ngetragen. ift — | 


Die Schadenserfagklage gegen die Grundbuchl eamten m 
jährt in drei Jahren, nachdem ber Befhädigte von bem D 
in und bem Urheber des Schadens Kenntniß erkalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jah 
verfloffen, fo kommt es auf ben Zeitpunkt ber erlangten Kenn 
niß nicht weiter an. 59 


„ Statt des Grunbfteuer - Reinertragd und Gebäubeiteum 
Nuteengswerths ift der Steueranidylag (das Grund ober Ge 
Häubeitmertopita) in das Grunbbud) einzutragen. 


. $. 10. 


Bei ſchriftlichen, zu einer eöidung erforderlichen Anträge 
oder MWillenserkflärumgen genügt die Beglaubigung ber Unter 
fhriften durch einen Drtsvorfteher unter Beibrüdung be 
Amtsfiegels. 


’ Bei Löfchungen bedarf ed ber Vorlegung der 
über die Gintragung auögefertigten Urkunden nur 
dann, wenn diefe Urkunden nah den Vorſchriften 
der Grundbuchorduung vonm 5. Mai 199% anöge 
fertigt find. 

6.1, 


Aus Privatteftamenten ober aus \Erbverträgen, weldı 
gültig ohne öffentlihe Urkunden errichtet „find, können Eintr 
gungen ober — im Grundbuch nur —— wernn 
entweder durch eine Öffentliche Urkunde die Echtheit der Yrivar 
urkunde oder das Anerkenntniß des durch bad Gefeg berufen 
Erben nachgewiefen ift, oder eine Beſcheinigung des Nachlaß 

erichts beigebradht wird, daß fi nad er Ze Öffentlicer 
Fadım Niemand, der ein befieres Erbrecht in An 
fpruch nimmt, gemeldet babe. 


Die Art der Bekanntmachung und bie Fiſt der öffent 
lichen Ladung hat das Nachlaßgericht nad Cage 8 Falles zu 
ermelfen. 


6. 12, : 

Das in $. 130 der Grumbbuchordnung eingeräunte Redt 

fteht denjenigen Sppothefengläubigern zu, welche fich in Belt 

— — mit Ingroſſationsvermerk verſehenen Schuldurtude 
efinden. 


An die Stelle des 8. SP des Geſetzes über De 
Eigentbumserwerb n. f. w. vom 5. Mai 1892 trii 
folgende Beſtimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag deö Eigen 
thbümers und des Gläubigers in eine Grundfchufi 
umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiter 
und dritten Abtbeilung gleich: und nacheingetragenen 
Berechtigten einwilligen, welche bis zu dem im 8. 1% 
dieſes Gefeges bezeichneten Tage eingetragen vder 
vorgemerft find. 


$. 18. 


Diejenigen, welche vermeinen, daß ihmen dad Eigentbum 
an einem Grundftüd, bei weldem fie in den Befigtabellen der 
Grundakten als Befiger nicht eingetragen find, oder ein Recht 
zuftche, welches der Eintragung in ber zweiten Abtheilung des 
Grundbuchs bedarf, haben ihre Anfprücde innerhalb ſechs Mo- 
naten von dem Tage, wo diefes Geſetz im Kraft tritt, bei dem 
Grundbuhamt unter genauer Bezeichnung des Grundſtücks nad, 
dem Katafter anzumelden. 





$. 14. 


: Wer die ihm obliegendbe Anmeldung unterläßt, erleidet 

„en NRechtönachtbeil, daß er fein Necht gegen einen Dritten, 
velcher im redlihen Glauben an die Richtigkeit des Grund» 
nuchs das Grundſtück erworben hat, nicht geltend machen 
"ann, und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber benjenigen, 
deren Nechte innerhalb der Ausichlußfrift angemeldet 
aud demmächft auch eingetragen find, verliert. 


Eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen bie 
Ausſchlußfriſt findet nicht ftatt. 


$. 15. 


Sobald dieſes Gefeh in Kraft getreten ift, find die GG. 13 
und 14 innerhalb ber Ausichlußfrift von vier zu vier Wochen 
„wörtlich mit Angabe des Tages, an welchen diefelbe abläuft, 
dur; das Amtöblatt und eine anferbalb der Soben: 
—— 2ande erſcheinende Deutſche Zeitung von 

em Kreisgeriht zu Hechingen bekannt zu machen. 


$. 16. 


Wenn nad) Ablauf ber Ausſchlußfriſt Anſprüche auf 
das Eigentbum oder auf eine Beſchränkung des Eigenthums 
an eimem Grundftüd nicht angemeldet; oder die angemeldeten 
Anfpräche durch Anerkennung ober rehtskräftige er 
feftgeftellt worben find, ift ba8 Grundbuchblatt ober ber Artike 
von t8 wegen anzulegen. 

In der dritten Abtheilung des Grundbuchblattes ober 
„Artiteld bedarf es nicht der Aufnahme ber in ben biöherigen 
„ Unterpfands- (Hypothefen-) Büchern — Hypotheken, 
vielmehr genügt eine an den Anfang der dritten Abtheilung 
: zu fegende Verweifung auf das bisherige Unterpfands- (Hy- 

pothefen.) Buch in folgender Faſſung: 


„Vergleiche Band Seite des Unterpfandbuchs⸗. 
(Datum und Unterſchrift des Grundbuchamts.) 


$. 17. 

Sobald da8 Grundbuchblatt oder der Artikel angelegt iſt, 
kann die Veräußerung oder Belaftung des Grundftäds nur in 
ben Formen erfolgen, weldie das Gefeg über den Eigen: 
thumserwerb vom 5. Mai 167% und die Grundbuch- 
ordnung vom 5. Mad 1892 vorſchreiben. 


Bon diefem Zeitpunkt find neue Eintragungen in bie bis. 
herigen Unterpfanbs- —— Bücher und —*55 — 
unzuläffig. Die erſteren werben jedoch ſoweit fortgeführt, als 
es ſich um Veränderungen oder Löſchungen der in ihnen bis 
dahin eingetragenen Hypotheken handelt. 


$. 18. 


In den Stwothelen und Grundfchuldbriefen, welche nad) 
Anlegung des neuen Grundbuchblattes oder Artifels ertheilt 
werben, find aud) die dem $. 127 Nr. 4 der Grundbbuchord- 
nung vom 5. Mai 1872 entfprechenden Angaben aus ben Unter- 

’ pfande- (Häpothefen.) Büchern aufjunchmen. 


$. 19. 


Die Verhandlungen, welche zur Unlegung der neuen 
Grundbücher erforderlid, find, find koften- und ftempelftei. 


$. 20 fällt fort. 


$. 21. 
Diefes Gefeh tritt mit dem 4. Oktober 1873 in Kraft, 
Urkundlid) u. f. w. 
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Berichterftatter: 
Malmros, 


Bericht 


der 


zehnten Kommiffion, 
betreffend 


den Entwurf eines Gefepes über das Grundbuchweſen 
und die Derpfändung von Seefchiffen in der Provinz 
Scleswig-Holflein (Nr. 29 der Drudfaden). 





In den Motiven zu dem von ber unterzeichneten Kom- 
miffion unter Betheiligung des Herrn Geheimen Ober + Juitiz- 
raths Dr. Förster ald Vertreters der Königlichen Staatd- 
tegierung in drei Sitzungen berathenen Gefegentwurfe über 
da3 Grundbuchweſen und die Verpfändung von Seeſchiffen in 
ber Provinz Schleswig. Solftein find die Gründe näher bar- 
gelegt worden, melde die Reform des Immobiliarſachenrechts 
in Schleswig · Solftein dringend wünſchenswerth machen. Um 
Miederholungen zu vermeiden, bezieht bie Kommiffion ſich auf 
biefe Darftellung. 


Darüber herrſchte von vorm berein allfeitiges Einver- 
ſtändniß, daß die Reform nur durch Einführung des Gefehes 
über den Eigenthumserwerb und bie dingliche Belaftung ber 
Grundftüde vom 5. Mai 1872 und ber Grundbucherdnung 
vom 5. Mai 1872 in ber Provinz Schleswig + Holftein 
zu bewerfftelligen fe. Die Einführung fonnte ei bei 
der BVerfchiedenartigkeit de8 Nechtöjuftandes in den Provin-. 
zen, für welche jene Gefege erlaffen waren, und des Redjts- 
zuftandes in Schleswig- Holftein nicht ohne Weiteres erfolgen, 
und zwar um fo weniger, ald bie aus dieſer Verſchie— 
denartigkeit entjtchenden Schwierigkeiten noch wefentlich da- 
durch vermehrt werden, daß das im ben einzelnen Schle- 
wig · Holſteinſchen Diftrikten geltende, das Vrotofollations- 
weſen betreffende Necht wiederum ſehr verſchiedenartig geſtal⸗ 
tet iſt, daß die Schuld- und Pfandprotokolle, welchen die 
Prinzipien der Publizität und Spezialität unbekannt find, in 
zwei Klaffen, in Real- und Namenfolien zerfallen, und daß 
namentlich die legteren Über die Eigenthums+ und Nechtöver- 
bältniffe der Grundjtüde feine hinreichend ſichere Auskunft 
geben. Alle diefe Schwierigkeiten find in dem Gefegentwurfe 
glücklich überwunden. 


Gleichfalls kann die Kommiſſion fih mit den über bie 
Verpfändung von Seefhiffen getroffenen Beftimmungen burd)- 
weg einverftanden erklären. 


m Einzelnen pr fie ſich mit Beziehung auf ihre in 
ber Anlage dieſes Berichtes nieeemenocheiten Beſchlüſſe zu 
folgenden Bemerkungen veranlaft: 


Die Kommiffion bat e8 ſich angelegen fein laffen, ſämmt ⸗ 
liche ihre zur Berathung überwiefene ih möglichit 


gleichmäßig zu redigiren. Deshalb hat fie in ber Ueber- 
Bein de Worte 


»für die Provinz Schleswig-Hoktein « 
hinter das Wort 

»Monarchie⸗ 
eſetzt und im 
gefeh 41 


bie Ueberſchrift des Geſetzes über den Eigenthumserwerb voll- 
ftändig angegeben. Außerdem iſt inß I noch die Aenderung 
vorgenommen worben, baf ber & 72 bes Geſetzes über ben 


31° 


244 


ausdbrüdlih von ber Einführung in Schleswig-Holftein aus- 

enommen worden find. Dies fchien deshalb geboten, weil 
n jenen Paragraphen beftimmt ift, wann das Gefeß über 
ben Eigenthumserwerb und bie Grundbuhorbnung in_ ben 
Lanbestbeilen, für welche diefe Gefeße gegeben find, in Kraft 
treten follen, und überdies dieſer Seitpuntt, der 1. Oftober 
1872, längft verſtrichen ift. 


Eigenthumserwerb unb ber $. 143 ber Sg: Safein au 


$. 2 
wurde mit einer Aenderung in ber Faſſung des zweiten Sabes 
angenommen. 


$. 3. 
In dieſem Paragraphen wurde ftatt des Wortes 
»Betheiligten« 
das Wort 
»Eigenthümer« 


efeht. Die Kommiffion erwog, daß ber in dem britten Sat 
es J. 1 erwähnte Antrag nur von ben Eigenthümern aus- 
gehen könne. 


Die Kommiffion befchloß, das Alinea 2 und das Alinea 3 
mit einanber Fi einem einzigen Alinea zu vereinigen, weil 
beide Alinend dieſelbe —— und das dritte 
Alinea die in dem zweiten Mlinea getroffene Vorſchrift nur 
für einen beftimmten Fall mobifizirt. 


$. 4. 


dur F. 4 wurde in Uebereinftimmun 
wig · Holfteinfchen — —— der 
zweite Alinea dahin abzuänbern: 


»da8 Grundbuchamt erhält eine Kopie der auf Grund 
dieſer Nachweiſe aufgeftellten Flurbücher und ber be- 
züglichen Gemarkungsfarten« 


und zur Begründung biefed Antrages auf die von dem Schles- 
wig · Holſteinſchen Provinziallandtage angeführten Motive Be- 
zug genommen. Derfelbe erklärt, daß e8 den Amtsgerichten 
nur, wenn ihnen auc eine Kopie ber Gemarkungskarten ge- 
eben merbe, möglich fein werde, bie “bentität ber Grund- 
de und deren Eigenthümer, melde einerfeits in ben Flur⸗ 
büchern und andererſeits in ben Schulb- ————— 
verzeichnet ſeien, mit einiger Sicherheit za erkennen. Es laſſe 
fi) ſogar mit Gewißheit annehmen, dab wenn den Amtsge⸗ 
richten eine Kopie ber Karten nicht mitgetheilt würde, bie im 
. 6 bed Entwurfs vorgefchriebene fofortige Eintragung ber 
Figenthümer in dem neu anzulegenden Grunbbuche nur in 
verbältnigmäßig wenigen Fällen gefchehen werde, weil ein gr 
mwiffendafter, ſich feiner vollen DVerantwortlichkeit bemwußter 
Beamter bie nicht wagen würde, wenn er nidht bie volle 
Gewißheit babe, daß der in dem Flurbuche ald Eigenthümer 
Eingetragene unb ber als re im Schuld un ame 
protofolle en biefelbe Perſon fei. Hierbei fei noch 
befonder8 die Qualität der Perfonen zu beachten, welche bie 
—— ber Eigenthümer in ben Flurbüchern beſchafften 
und auf Grund welcher Unterlagen fie dies thaͤten. 


Der Antragfteller fügte zu dieſen von bem Schleswig. 
Holfteinifhen PWrovinziallandtag angeführten Gründen n 
binzu, daß auch der Hannoverſche Provinziallandtag einen 
ähnlichen Antrag geftellt habe. 


mit dem Schles⸗ 
ntrag geftellt, das 


Dem Amenbement wurde ſowohl von dem Herrn Regie 


rungstommiffair, als von mehreren Mitgliedern der Kommiſſion 
entgegengetreten. Es wurde hervorgehoben, daß bie Anferti- 
gung ber Kopien ber Karten und die Nachtragung ber Ver— 
nderungen auf benfelben, um fie bei der Gegenwart zu er- 
halten, einen erheblichen Aufwand an Zeit und Koften er- 
forderten, daß viele Amtsgerichte nicht die zur Aufbewahrun 
der Starten nöthigen ficheren Näumlichkeiten hätten und d 
nicht bloß auf Grund bes Flurbuchs, fondern auf Grund bed 
Flurbuchs und ber nah SG. 6 und folgenden anzuftellenden 
Ermittelungen bie Eintragung erfolge, fo daß eine ausreichende 
Sicherheit dafür gegeben fei, dab Unberedhtigte nicht als 
Eigenthümer im Grundbuch eingetragen werden würden. 
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Bei ber Abftimmung wurde das Amenbement mit 8 
gegen 6 Stimmen abgelehnt und ber $. 4 unverändert ange- 
nommen. 

$. 5. 


Die Kommiffion befchloß, die Worte 
unter Androhung einer Geldbuße bis funfzig Thaler = 
in dem $. 5 zu ftreichen, weil nicht bloß bie Vorladung, ſon- 
bern auch bie Erfüllung ber den Geladenen im $. 6 aufer- 
legten —— unter Androhung einer Geldbuße muß 
erzwungen werben können (vgl. $. 6a.). " 


Die Morte 
a en Tamis Bee laſſen, ba 
mb einge um es deutli toortreten zu laſſen e8 
nicht eine) Antrages bebarf. , — 


§. 6. 


Während im F. 6 Nr. 4 des Geſetzentwurfs ben Gela- 
benen unbedingt die Verpflichtung auferlegt ift, einen Auszug 
aus den Steuerbüdern vorzulegen, will die Kommiffion es 
dem Ermeffen des Grundbuhamtes anheimgegeben willen, ob 
baffelbe die Vorlegung eined Auszuges aus ben Steuerbüchern 
I erforderlich erachtet. Sierbei hat bie Kommiſſion ſich 
uch die Erwägung beftimmen laffen, daß die Serbeiihaffung 
eines Aubzuges aus ben Steuerbüdern mit manden Weite» 
rungen verbunden ift, welche füglich vermieden werben können, 
wenn das Grundbuchamt fid) en von ber Berechtigung des 
Geladenen, feine ur zu verlangen, überzeugt Bat. 
Deshalb find im $. 6 Nr. 4 des Gefehentwurfs in der von 
ber Kommiffion vorgenommenen gaffım die Worte 

, »auc auf Verlangen bes Grundbucdhamtes« 
hinzugefügt. 

Die beiden legten Mlineas in dem von ber Kommiffion 
rebigirten $. 6 lauten übereinftimmend mit ben beiden Ießten 
Alineas des $. 10 des Gefegentwurfs für das Jadegebiet. 


Die übrigen von ber Kommiffion vorgenommenen Men- 
derungen betreffen lediglich die Redaktion. 


— = ei 

»durch weldyen« 

in der Nr. 4 ift gejagt 
»bermöge beffen«. 


Die Nr. 2 und 5 find gufamnringejogen und den Worten 
auf ihrem Grundftüde 

find die Worte 
»auf dem Grunbftüd« 

fubftituirt. 


$. 6a. 


Aus den zum $. 5 angegebenen Grünben it der 8. 6a, 
eingefchaltet. > * ’ — 
$. 7. 


An die Stelle der Morte im Eingange bes $. 7 
»Wenn der auf Grund diefer Unterfuhung« 
find die Worte: 
»Wenn ber gemäß $. 6« 
gefeht worden. 


Bei vielen gejeglic nad Namen zu führenden Schuld 
und Pfandprotofollen iſt es in Gehraud gefommen, auf ben 
Folien der Grundbefiger die Grundſtücke, welde fie beſitzen, 
anzuführen. Auf diefe Weiſe find die Namenfolien Häufig in 
Realfolien umgewandelt. Es ift aber nicht bie Abſicht des 
Gefekentwurfs, biefen — in ber Praxis umge 
wanbelten Folien biefelbe Bebeutun beizulegen, wie benjenigen 
olien, welche geſetzlich nad Grundſtücken angelegt find 
vergl. $. 11 Abi. 2). Die Kommiffion bat daher unter Zu- 
immung bes Herrn Regierungstommiffaws vor ben Worten 
⸗»nach Grundftüdene« 
in ber zweiten Zeile daß Wort 
»gefeplich« 
eingefchaltet und da8 Mort 
»Öffentliched« 
als Überflüffig geftrichen. 
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$. 8. 


“Der Kommiffion ift es unbebdenklich erfchienen, demjenigen, 
welder im Steuerbuch als Eigenthämer aufgeführt ift und 
bas Grunbftüd vom Fiskus erworben hat, das Recht einzu- 
räumen, daß er feine Eintragung im Grunbbud verlangen 
kann, und bat beöhalb in ber Nr. 1 des von ihr redigirten 
$. 8 bie Worte 

ober vom Fiskus erworben« 
aufgenommen. 


Die übrigen Menderungen betreffen nur die Faſſung. 


Das Wort 
»bagegen« 
im Eingange bed Paragraphen ift weggelaffen, weil e8 an 
rg u fehlt und gleich barasf das Mort »jeboch« 
olgt. 
Statt der Worte 
»ift berechtigt — — — zu verlangen« 
in ber britten Seile iſt gejagt 
»fann — — — verlangen«. 


In der achten Seile fehlt ba8 Wort 
»befcheinigt«, 
daffelbe ift Hinzugefügt. 


san Eibesftatte 
in ber neunten Seile ift da8 Wort 
»eibesftattlich« 
fubftituirt. 
69. 


Die Faffung dieſes Paragraphen ift in mehrfacher Be- 
ziehung abgeändert. 


I) Statt ber Worte 
u »in S a 
n ber erften Zeile ift gela 

gi dem Steucbu«. 


2) Die Worte in ber zweiten Zeile 
»in das Grundbuchblatt« 
find abgeändert in - 
in dem Grunbbude. 


3) Die Worte in der dritten Zeile 
»in feinen Büderrt« 
find verändert in 
»in bem Steuerbude. 


4) Das Wort in der fünften Zeile 
»bazu« 


$. 10. 


Um die Bedeutung der in biefen — — getroffenen 
Beſtimmung deutlicher hervortreten zu laſſen, wurde be— 
ſchlo am Schluſſe des Paragraphen folgenden Satz hin 
uzufugen: 
* et Letzteres gefchehen,. fo kommt $. 14 zur An— 
wendung«. 
$. 11. 


Nach der Jaffung de8 Entwurf würden, wie Dies bereits 
zu bem N 14 bes Geſetzentwurfs für das —— bemerkt 
worden tft, auch diejenigen Perſonen ſich bei dem Grunbbud- 
amte zu melben haben, welche bereits ber gemäß F. 5 an fie 
ergangenen Ladung folge geleiftet und die ihnen nad $. 6 
obliegenben Verpflichtungen erfüllt haben. Um bies zu ver 
meiben, ift der Eingang bed $. 11 im mefentlicher Ueberein- 
ftimmung mit bem zum $. 14 des Gefeßentwurfs für das 
— von ber Kommiſſion gefaßten Beſchluſſe redigirt 
worden. 


Die Aenderungen in dem zweiten Alinea betreffen nur 
die Faſſung. 
Statt der Worte in der zweiten Zeile des zweiten Alinea 
⸗dingliche Laſten⸗ 


iſt geſagt 
ne , Bingliche Rechte«. 


Das Wort 

»Öffentlichen« 
gleihfalld in ber zweiten Zeile ift ald überfläffig geftriden, 
und endlich find die Schlußworte 

oder, wenn ber Eigenthümer u. f. m.« 
abgeändert in 

»ober von dem Eigenthümer gemäß dem $. 6 Nr. 4 

angezeigt find«. 


$. 12. 
Der Schluß dieſes Paragraphen ift dahin gefaßt: 


und baß er fein Vorzugsrecht gegenüber benjenigen, 
beren Rechte innerhalb der Ausichlußfrift angemeldet 
unb demnaͤchſt auch eingetragen find, verliert, 


weil, wie in bem Berichte ber Kommiffion zum $. 17 bes 
Gefeges für das Jadegebiet bemerkt worden 1 nicht nur ber 
Gläubiger, fonbern auch ber Eigenthümer die Anmeldung 
wirkſam vornehmen fan, und weil nur diejenigen Anmelbungen 
Berüdfihtigung verdienen, auf Grund beren demnächſt aud) 
die Eintragung erfolgt ift. 


$. 18. 


Es wurde der Antrag geftellt, ben Eingang biefes Para- 
graphen alfo zu faffen: 
»GSobalb das in ben $$.5 und 6 vorgefhriebene Ber- 
fahren bei u. ſ. wu“ „, 


und zur Motivirung angeführt: Die Bezugnahme auf ben 
$. 6 fei nothwendig, weil in biefem Paragraphen bie Ver ⸗ 
pflihtungen der Borgelabenen näher. angegeben fein. Da- 
gegen wurde bemerkt, die Bezugnahme auf die 6. 5 und 6 
enüge nicht. Much die fpäteren Paragraphen, namentlid ber 
} 8 beich, ftige fid) mit der frage, unter welchen Voraus- 
gungen bie —— im Grundbuch —— werben konne. 
Das Amendement wurde 

abgelehnt. 


ferner wurde beantragt, in ber zweiten Zeile ftatt der 
Worte 
»beenbigt ſind⸗ 


mit überwiegender Stimmenmehrheit 


zu ſetzen: 

»ihrer — * entgegengebens, 
Der Antragfteller hob hervor, daß bie Beftimmung, nad 
welcher bie ——— beendet fein müßten, bevor ber 
Herr N igminifter den Tag feftfehen könne, an welchem bie 
er upfrift beginnen folle, zu großen Unzuträglichkeiten führen 
würde, wenn bie Verhandlungen ſich bei einzelnen Umtsgerichten 
oder auch nur Grundftüden fehr in die Pänge ziehen follten. 
Dagegen würde, wenn ber geftellte Antrag angenommen werben 
follte, ein für die Berüdfichtigung ber konkreten Verhältniffe 
angemefjener Spielraum gewährt. 


Das Amendement wurde als 
und abgelehnt. 


Ein britted Amendement wurbe dahin gerichtet, dem Ein 
gange des Paragraphen folgende Faſſung zu geben: 


»Sobald die nad) ss 5 unb folgenden zu veranlaffenden 
Vernehmungen und Grmittelungen bei fämmtlichen 
Amtsgerichten im Herzogtum Schleswig oder bei 
fänmtlichen ey rg eined Kreisgerichtsbezirks 
im Herzogthum Holſtein ftattgefunden haben, beitimmt 
ber uf —— durch eine in der Geſetzſammlung zu 


zu unbeſtimmt angefochten 


veröffentlihende Verfügung den Tag, an weichem die 
—— Ausſchlußfriſt des $. 11 ei ben betreffenden 
Bezirk beginnen foll.«“ 


In dem en Scyleswig, ward angeführt, befäßen 
vielfach diefelben Perſonen Örunditüde in beiden Schleswig: 
chen Kreisgerichtsbezirken. Nun aber bezögen fich die auf 
em Namenfolium protofollirten Rechte gleihmäßig auf alle 
dem Inhaber des Foliums gehörenden Grundftüde. Es fei 
daher winfhenswerth, daß im Herzogthum —— wo 
durchweg geſetzlich Namenfolien vorhanden ſeien, um Weite 
rungen zu vermeiden, ber Anfang der Ausſchlußfriſt erſt feit- 
ge t werde, nachdem bie erforderlihen Vernehmungen und 
rmittelungen bei ſämmtlichen Amtsgerichten beider Kreiäge- 
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richte, des S Sqlawieſhen und bes — Kreisgerichts, 

ſtattgefunden hätten. Es komme noch hinzu, daß ber —* 

wi el iſche rg e8 fogar u 

erklärt babe, daß bie Verhand lungen I fämmtlichen Amte 
vn der ganzen Drovinz igt feien, ehe ber Anfang 
ii Auschlußfrif beftimmt werde. 


Von ben Gegnern des Amendements wurbe bemerkt: das 
Bedenken des Drovinziallandtage® werde dadurch wefentlid) 
abgefhwnäht, daß nach dem gegenwärtigen Gefeßentwurfe nicht; 
wie nad) dem u gern — ten Entwurfe, ſchon 
die Beendigung der Verhandlungen Di cin em Amtögerichte, 
fondern Die bigung der‘ Derandlungen bei Fi th 
Amtögerichten eines Kreisgerichts maßgebend fein ſolle. Auch 
e eine ſchleunige Verbefferung des Protokollationsweſens in 

m Herzogthum Schleswig befonders wünfchenswerth. 


Bei der Abjtimmung wurde dad Amendement mit I gegen 
4 Stimmen angenommen. 


In dem zweiten Alinca wurben bie Worte 
»für den Bezirke 
geltrichen und in den dritten Alinea wurde dad Wort 
»Drotofolle« 


»Protokollate⸗ 
abgeändert. 


in 


$. 134. 


Einſtimmig und mit Zuſtimmung des Herrn Regierungs- 
kommiſſars wurbe beſchloſſen, hinter $. 13 einen ragra- 
phen folgenden Inhalts einzufchalten: 


»Eine Wiedereinfegung in ben vorigen Stand gegen 
die Ausſchlußfriſt findet nicht ftatt.« 


$. 14. 


Die, vorgenommene Aenderung befteht hauptſächlich darin, 
daß die in biefem Paragraphen SEM Beftimmung durch 
Hinzufügung ber Worte 


»ober dad Grundſtück nicht in den Artikel des eig 
thümer3d aufgenommen« 


ergänzt if. Im Uebrigen betrifft die vorgenommene Aende- 
zung nur bie Faſſung. 
$. 15. 


Gleichfalls beziehen fich bie in dieſem ſezorar en vor · 
ommenen —— nur auf die Faſſung iefelben 
Peftehen barin, ba 


1) bie ne am Eingange 
»bie — Rechte ($. 11)«e 
m eandert fin m in — 
bedürfenden 


„die. Anmelbung nicht und 
die —— angemeldeten — — 
fungen«; 

2) ftatt der Worte in ber yeiten Zeile 
iR neue⸗ 

gefagt i 
»in dem«; 

3) in der dritten Seile das Wort 
»dinglichen« , 


4) in ber dritten und vierten Zeile die Worte 
»an Grunbftüdene, 


5) in ber fechöten Zeile die Worte 
»Bingliden« 
und 
sin ber ——— 


geſtrichen ſind. 
$. 15a, 


Zur Motivixung ber in biefem Va 
menen Aenderung bezieht die ee 
Berichte über den Gejekentwurf Sein et — 
von, ihr dert eingeſchobenen $. Art angeführten Gründe. 


raphen vorgenom · 
om fh auf die in * 


— 
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$. 16, 


ie Ueb dieſes ra Guss * 
S. ” ie et 6 * a —— autet irrthümlich 


In der erſten Zeile ſind hinter dem Worte 
»Grundbuchblattes· 
die Worte 
»oder Artikels⸗ 
eingeſchaltet, und das Wort »dingliches« iſt geſtrichen. 


§. 17, 


Die vorgenommene Aenderung bezweckt lediglich, bie Be- 
beutung ber in biefem „Berageande getroffenen Beltimmung 
Harer ortreten zu I 


$. 18, 


Die Worte »oder der Anmeldung nicht bebürfenben« find 
bingugefügt, weil fonft alle diejenigen auf eine unbeftimmte 
Summe lautenden protofollirten Hypotheken,“ weldye der An- 
meldung nicht bedürfen ($. 1 Abfak 2), in dem Grundbuch 
einzutragen wären. 


Die beiden legten Saͤtze Ser en, übereinftimmend mit 
ben beiden legten n bes des Gejeßentwurfs für 
das abegebiet , fon e derſel — ber Kommiſſion rebigirt 

ommiffion bezieht fich im diefer Hinficht auf bie in 


Item Bere zum $. 15a, jenes Gefegentwurfs angeführten 


Es wurde das Amendement geitellt, ben legten Satz des 
$. 18 dahin zu faffen: 


»Die Summe einer bereits beftellten oder noch 
zu beftellenden vormundſchaftlichen rg 
thek fegt der Vormundfchaftsrichter feft mit Ausſchluß 
des Rechtsweges.⸗ 


Zur Begründung des Amendements warb bemerkt: Wei 
der Beltimmung der Summe einer eg chart ad Sider- 
poll handle e8 fich nicht um —— Rechtsfragen, 
ondern um regelmäßig flar vorlie Ihatfahen. Die 
Summe ber zu beftellenden Sicherheitshypothek fei nad billigen 
Ermeflen feitzuftellen. Ein Rechtäftreit zwiſchen dem Vormunde 
und dem feinem Pupillen zu beftellenden curator ad hoc 
werde nicht felten mit erheblichen Koften verbunden fein und 
auf das Verhältniß des Vormundes zu feinem Pupillen nad) 
theilig einwirken. 


Es wurde entgegnet, - die —— Gründe nicht 
außreichten, um auch für ben fall, da ih um eine von 
dem Vormund zu beftellende Sicher hebt ot handle, den 
Rechtsweg auszufchließen und das Amendement mit 9 gegen 4 
Stimmen verworfen. 

$. 19, 

Waͤhrend die einzuführenben Gejege vom 5. Mai 1872 
wifchen Tilgung und Loͤſchung einer Hypothek fcharf unter- 
(hen, indem ſe unter T (gung ben 7 verftehen, dba das 

Recht, für welches die Sopäthet beftellt worden, aufgehoben 
ift, mit Löfhung einer Sppotbet aber den Fall bezeichnen, da 
die Hypothek im Grundbuch delirt ift, fo daß das Recht, für 
welches bie Hypothek beitellt worden, noch fortbeftehen kann, 
ſchließt fih der Gefegentwurf dem in ber Provinz Schletwig- 
Holſtein üblichen An: ebraudye an, mwonad Tilgung einer 
me foviel als Lö an einer Hypothek bebeuten kann. 


Um einem Miß * ändniffe vorzubeu et welches fih barans 
ergeben ——— der Gefehenhourf mit dem Worte »tilgen« 
einen andern Deaeilt verbinde, als bie durch den Gefeßentwurf 
— eſetze, wurde vorgeſchlagen, das Wort in der 
weiten 
ES, etilgtene 
— löſchten 

ge « 
aßzuänbern. 


Auf dieſen Vorſchlag ward —* grergen 
da ein Mißverſtändniß zu beſorgen ſei, wenn b e »bor 
der Linie gelöfchten« ftatt des in Sch —— üblichen 
Ausdruds »vor der Linie —— gebraucht würden. 

Die von der Kommiffion vorgenommene fraffung bes $. 19 
weicht nur unerheblich von der Faſſung bes Gefehentrourfes ab. 


j Bere 


— — —— — 


$. 20. 


Dieſer Paragraph wird mit der Aenderung angenom 
men, bab das Wort in der zweiten Zeile . 


»meue« 
— und hinter Thlr. in ber britten Seile eingeſchaltet 
wurbe 

(Mark u. f. w.) 


J. 21. 


Diefer Paragraph wurde mit der Ergänzung angenom- 
men, daß binter dem Worte in ber erſten Seile 
»Grundbuchblattes« 
die Worte 
Bi A »ober —— 
n wurden. 
vorn $. 22, 


wurbe unverändert angenommen. 


$. 23. 


Statt ber vierteljäbrlihen Bekanntmachung wurde 
eine monatliche beliebt. Es wurde dabei davon ausgegan- 
gu daß eine häufigere Bekanntmachung auf eine fchleunigere 

ebigung ber Sad von Einfluß fein könne. 

Da nicht überall Kreisblätter vorhanden fein dürften, er- 

chlen e8 angemeffen, ben Grundbuchrichter zu ermächtigen, bie 
efanntmadhung auc durch ein Lokalblatt zu veröffentlichen. 


Eine Bezeichnung der Grumbftüde bloß nad) ben Steuer- 
büchern wurde * nicht ausreichend erachtet. Es wurde daher 
oaet, daß auch die Beſitzer der Grundſtücke anzugeben 
eien. 


$. 24 und $. 3. 


Die Aenderungen, welche die Kommiffion mit dem $. 24 
und $.25 vorgenommen hat, betreffen lediglich Die Form. 


$. 26. 


Der Schleswig-Holfteinfche Provinziallandtag Hat dieſen 
Daragraphen zu ftreichen beantragt, weil ein jo enge 
volkswirthſchaftliches Prinzip, mie die freie Iheilbarkeit des 
Grundeigenthums fei, zu Veitet Durchführung ein befonderes 
die mamnigfadyen dadurch betroffenen —e— ordnendes 
* erfordere und nicht fo beiläufig, wie es bier geſchehe, 
zur Geltung gebracht werben fünne. Ein, Mitglied der Kom- 
miffion bat diefen Antrag lebhaft unterftüht. 


Der Herr Regierungstommiffar wies darauf bin, baf bie 
a Veräußerungsverträge bon einer obrigkeitlichen Ge- 
nehmigung abhängig zu machen, mit ber Auflaffungstheorie 
nach dem Gefeh vom 5. Mai 1872 unvereinbar fei, weil dem 
Grundbuhamte die Veräußerungsverträge nicht mehr vorgelegt 
werden müßten und die Prüfung ihrer Gültigkeit nicht mehr 
zu ihren amtlichen Obliegenheiten gehöre. 

Von mehreren Mitgliedern der Kommiljion wurde ber- 
vorgehoben, daß das Grunbeigentbum in allen übrigen Bro 
vinzen frei theilbar fei. Auch wurde geltend gemacht, daß die 
Theilung des Grundeigenthums nicht ſchlechthin verboten, fon- 
bern nur von ber Bewilligung ber zuftändigen Verwaltungsbe⸗ 
hörde abhängig fei, daß aber, fo biel bekannt, eine ſolche Be- 
willigung regelmäßig ertheilt werde. 

Nach beendigter Diskuflion wurde der $. 26 mit großer 
Majerität angenommen, doch wurde bie Aenderu liebt, 
daß fomohl hinter »Grunditüder als hinter »zertheilt« ein 
Komma zu feßen fei. 


§. 27.. 
Diefer Paragraph ward mit der Menderung angenommen; 
daß ſtatt 
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in der vierten Zeile das Wort 
» vier⸗· 

und daß ſtatt des Wortes 
»zame 

in ber vierten Seile die Worte 
»mit dem« 

zu feßen find, 
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$. 27a, 


Diefer Paragraph lautet ganz fo, wie ber $. 7a, des 
Gefehentwurfs für das myabegebiet + fo wie berfelbe von ber 
Kommilfion —— it. Die Kommiffion bezieht ſich auf 
bie in dem Berichte Nr. 44 über jenen Gejepentwu 
angeführten Gründe. 


$$. 28 und 28a, 


Zu der Tendenz ber einzuführenden Gefeße vom 5. Mat 
1872 würde e8 nicht paffen, wenn ber hypothekariſchen Klage 
die Einrede, daß zunächſt gegen ben perfönlichen Schulbner ae- 
Hagt werden müſſe, entgegengefeht werben fönnte oder die Ab- 
tretun —— erungen, auch wenn ſie ſtreitig ſind, 
nicht ſollte g geſchehen koͤnnen. Deshalb find das erſte 
Alinea des $. 28 und der $. 28a. hinzugefügt. 


Die in dem — Alinea bes $. 28 getroffene Aenderung 
betrifft nur die Redaktion, 


g. 20. 


zu F. 7a. 


Die Morte 
»bon dem im $. 25 bezeichneten Zeitpunfte ab« 
haben deshalb Hinzugefügt werden müffen, weil fonft innerhalb 
eines gewiſſen Zeitraumes es im Gebiete des Dänifchen Rechts 
nicht möglich fein würde, den Mieth- und Pachtrechten die 

Wirkung dinglicher Rechte zu verfchaffen. 


$. 30, 


Die Worte in ber erften Zeile 
»und durch lektwillige Verfügung begründetes 
ind mit Zuftimmung bes Bern Regierungstommtiffars aus 
en in bem Berichte der Kommiffion zum $. 9 bes Gefekent- 
wurfs für den Bezirk des Appellationsgerichts zu Kaffel ange 
führten Gründen geftrichen worden. 


Um dem Mißverftändniffe vorzubeugen, als ob bie ge» 
f a en Hypotheken an beweglidyen Sadyen und Forderungen 
aufgehoben werden follten, iſt das erfte Alinea, fo wie ge 
‚ abgeändert worben. 


ſche 

Es wurde ber Antrag geſtellt, folgende Beſtimmung als 
Alinea 2 in Uebereinſtimmung mit dem Alinea 2 des $. 9 des 
Gefehentwurfd für den Bezirk des Mppellationsgerichts zu 
Kaffel in den $. 30 aufzunehmen: 


»Ergreift die Hypothek das ganze Mermögen, fo 

braucht der Eigenthümer die rg ha auf ein- 

jelneı bie Schuld genügend fichernde Grundſtücke zu 
bewilligen.« 


Die beantragte Beſtimmung, wurde von dem Herrn Re- 
erging erwibert, fchmälere die Rechte des Gläu- 
iger8, welcher eine geſetzliche Hypothek an ſaͤmmtlichen Grund- 
f den feined Schuldners habe, Auch fei in Betracht zu ziehen, 
aß in der Provinz Scyleswig-Holftein bisher wicht eine fo 
große Theilung ded Grund und Bodens, wie in anderen Pro⸗ 
vinzen ftattgefunden habe. 


Hiergegen wurde bemerkt, daß, wenn aud das Recht bes 
Gläubigers infofern — werde, als demſelben bisher 
eine geſetzliche Hypothek an allen Grundſtücken feines Schuldners 
zugeitanden habe, diefe Schmälerung boch eine mehr feheinbare, 
als reelle fei, weil der Schuldner das gefegliche Pfandrecht des 
Gläubigerd durch Eintragungen babe bebeutungslos machen 
können und der Gläubiger gerade dadurch beſonders bevorzugt 
werde, daß er nad) dem Geſetzentwurfe die Eintragung jolle 
verlangen können. Ganz bejonders komme aber in Betracht, 
daß Die vorgeichlagene Beitimmung nur unter ber NVoraus- 
fetung zur Anwendung fommen ſolle, daß ber Gläubiger 
urdy Eintragung auf einzelne Grundſtücke völlig ſicher geftellt 


| werbe. 


| Der Antrag wurde mit 8 gegen 6 Stimmen ange 
‚ nommen. 

Der Gefegentwurf enthält feine ausbrüdliche Veftimmung 
barüber, ob e8 zuläffig fein fol, an forderungen eine Supo- 
| the zu beſtellen. Diefer Zweifel it durch Die dem Alinea 3 

von der Kommiffion gegebene Faſſung befeitigtz) und in: Ueber 
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einftimmung mit dem Altpreußifchen Rechte beftimmt worben, 
daß bie Beftellung einer Hypothek an beweglichen Sachen fortan 
unzuläffig ift. 


$. 30a. 


In der Drovinz Schleswig. Holftein werben regelmäßig 
die Schuldverfchreibungen unter Verpfändung des ganzen Ber- 
mögens ausgeſtellt. Ein Recht auf Eintragung erhält ber 
Gläubiger hierdurch nicht, er würde aber ein ſolches Recht be- 
fommen, wenn nicht in dem Geſetzentwurfe eine * Bes 
ftimmung getroffen mwiürbe, wie bies im $. 11 bes G * 
wurfs fir ben er bes Mppellationdgerichts zu Kaſſel ge 
unge ift. Nun aber liegt fein Grund vor, bem Gläubiger, 

em der Schuldner fein ganzed Vermögen verpfänbet hat, das 
ihm bisher nicht zuftehende Recht auf er am au ge 
mwähren, wie benn überhaupt ber $. 11 bes Geſetzentwurfs 
ür den Bezirk des AUppellationsgericht8 zu Kaffel nur bezweckt, 

8 beftehende Recht aufrecht zu erhalten, ohne dadurch mit 
ben Prinzipien ber einzuführenden Gefege in Widerſpruch zu 
treten. Die Kommiffion bat baher unter Zuftimmung bes 
Herrn an ag erg einftimmig befchloffen, ben mehr- 
erwähnten $. 11 al8 $. 30a. dem Gefekentwurfe einzufügen. 


$. 31. 


Das Alinea des Gefeßentwurfs, fo wie berfelbe von 
ber Kommifjion gefaßt worben, ftimmt wörtlich überein mit 
dem erften Alinea bed $. 15 des Gefekentwurfs für Neuvor- 
pommern und Rügen, & wie baffelbe von ber Kommiſſion be 
ſchloſſen worben it. wird auf bie hierzu in bem Berichte 
zum 6. 15 jenes Gefeßentwurfs angeführten Gründe Bezug 
genommen. i 
$. 32. 


Die in biefem Paragraphen vorgenommene Menberung 
welche barin befteht, daß bie Worte am Schluffe bes erften 


Alinea 
»baß ſich nad) erfolgter öffentlicher Labung ein beffer 
A Erbe nicht ng r 
in bie Morte 
»baß ſich nad; erfolgter Öffentlicher Labung Niemand 
ber eim befferes Erbrecht in Anſpruch — ge 
melbet habe«, 


verändert worben find, ift bereits im unſerem Berichte, be- 


treffend ben Gefeßentwurf für das Jadegebiet, Seite 6 näher 
motivirt worden. 


$. 33. 


Diefer Paragraph murbe mit ber Mobififation angenom- 
men, daß im Eingange die Worte 
»Auf bie vor dem Tage, an welchem biefes Geſetz in 
Kraft tritt · 


umgeſtaltet find in bie Worte: 
»Auf die vor bem im $. 25 bezeichneten e proto- 
follirten Sypothefen.« un 


Es wird Bezug genommen auf bie zum $. 29 gemachte 
Bemerkung. 


$. 34. 


Eine gleiche Abänderung, wie im $. 33 und aus bem+ 
felben Grunde ift im Eingange des $. 34 vorgenommen. 


Dem Eigenthümer des Grundſtücks verbleibt nicht, 
wie e8 im -zweiten Gabe heißt, das Recht, an Stelle einer 
geloͤſchten Hypothek eine Grundfhuld von gleihem Betrage 
eintragen zu laffen. Er befommt bies Recht vielmehr erft zu 
der Zeit, da ber Gefebentwurf in Kraft tritt. Daher find 
ben Worten: 

»bem Eigenthümer verbleibt vielmehr das Recht ⸗ 
die Worte: 

»ber Eigenthümer ift vielmehr berechtigt« 
jubftituirt worden. 
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$. 35 


wurde mit ber Aenderung angenommen, daß ftatt bed Wortes 
in ber erften Seile 


»dab ⸗ 
das Wort 
»bem« 
geſetzt wurde. 
$. 36 
wurde unverändert angenommen. 
$. 37, 


Es wurde beantragt: 


a) den Eingang fe. n fein: 
»Dem dinglid tigten geben bei ber Swangs- 
verfteigerung in ber nachſtehenden Reihenfolge vor«, 


b) in ber Rr. 2 ftatt 
»ber« 
zu ſetzen: 
»auß bene, 
e) in ber Rr. 5 keinen Abſatz zu machen. 


Mit dieſen von der Kommiffion gemachten Anträgen wurde, 
ber $. 37 angenommen. 


G. 38. 
Es mwurbe beantragt: 


a) Seile Age dem Morte 
* « 
das Wort 
»namentlich«, 
b) Seile 5 binter dem Worte 
» Kick 


e) Zeile 6 Hinter dem Worte 


Der Paragraph wurde mit ben beantragten Aenderungen 
angenommen. . 


F. 39 
wurde mit ber Aenderung angenommen, baf ftatt bes Wortes 
»ime ä 
bie Worte 
efeht — 
wurden. 
— $. 40, 


Die in dieſem au Sage vorgenommene Aenberung be- 
trifft nur bie Faſſung. Die von ber Kommiffion beſchloſſene 
Faſſung flimmt wörtlich überein mit bem F. 8 des Gefeh- 
entw für Hohenzollern. 


$. dl. 


Die vorgenommenen Aenderungen find anfdeinend nur 
Berichtigungen von Drudfehlern. 


$. 42. 


Die Kommiffion befchloß, den zweiten Sab bier zu 
ftreichen und benfelben mit dem $. 44 zu verbinden. 


$. 43, 


Sollen Seefchiffe, welde erbaut find, nahbem ber Ge— 
—— Geſetzeßkraft erhalten bat, verpfändet werben, fo 
raucht ber erjten Eintragung eine eg Ladung ber 
Realgläubiger nicht vorberzugehen, weil an ſolchen Schiffen 
überhau t nur —— ein Pfandrecht beſtellt werben 
kann. Deshalb iſt der Eingang des Paragraphen fo wie ge 
ſchehen gefaßt worben. 
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$. 4. 


Der $. 44 iſt mit dem zweiten Sabe des $. 42 zu 
fammengezogen. 


$. 45. 


In ber zweiten Seile find die Worte 
, »ober der Anmeldung nicht bebürfenben« 
eingejhoben, weil nad) bem L 11 Abſatz 2 e8 der Anmeldung 
nicht bedarf bei denjenigen Eigenthumsbeſchränkungen, dinglichen 
Rechten und Hypotheken, welche in gefeglih auf Grunbitüden 
angelegten Protofollbüdyern protofollirt finde. 


Es wurde beantragt, bie Schlufworte des erften Alinea 


und bie Beftimmung des $. 11 des Tarifs findet 
auf een Grunditäde feine Anwendung; * 
welche geſetzlich Realfolien bisher geführt worden finde, 


dahin abzuändern: 


»Die Beſtimmungen des F. 11 des Tarifs finden 
feine Anmwenbung.« 


 , Während ber Gefegentwurf die Koftenfreiheit nur für 
diejenigen Grunbjtüde —— für welche bisher geſetzlich 
Realfolien geführt worben finb, bat das Amendement ben 
Zweck, bie Koftenfreiheit auch den Eigenthämern ber Grunb- 
ſtücke zu gewähren, welche Namenfolien oder durch die Praxis 
aus Namenfolien in Realfolien umgewanbelte Folien haben. 


Der Herr a er Sfommiffar erklärte fi gegen ben 
eftellten Antrag. Derfelbe wies barauf bin, daß eigentliche 
Sypothekenbücher nur da beftänden, wo Realfolien angelegt 
feien. Dies habe bereitd dadurch Anerkennung gefunden, daf 
ber S. 11 von ber Kommiffion angenommen worben fei. Nach 
$. 11 Abfag 2 follten nämlic, nur die in geſetzlich nach Grund 
jtüden angelegten Protofollbüchern protofollirten Rechte ber 
Anmeldung nicht bedürfen. In ben Diftrikten, für welche 
Namenfolien beftänden, würde ebenfo verfahren, al8 wenn 
Hypothekenbücher gar nicht vorhanden feien. Es fei alfo ga 
in der Ordnung, wenn bie Unterfcheidbung zwifchen Real un 
Namenfolien auch bei der Koftenfrage feftgehalten werbe. Dazu 
fomme nod, daß ber Koftentarif Iehr mäßig fei und daß 
die von dem Staate bei Anlegung der Grundbücher aufzu- 
wendenden ee in den Diftriften, in welchen Namenfolien 
beftänden, viel bedeutender feien, ala in den Diftrikten, in 
welchen Realfolien geführt würden. 


Auf diefe Ausführung wurde erwibert: 


Der $. 11 de8 Koftentarifs febe voraus, daß überhaupt 
noch feine Sypothefenbücer angelegt feien, wie fid) dies aus 
dem Eingange jenes Daragrapben ergebe. In der Provinz 
u exiftirten aber für alle Diftrikte Hypotheken⸗ 
bücher. Ueberdies feien an vielen Orten die Derfonalfolien 
durch die Praxis in Realfolien umgewandelt. Aud) würde «8 
einen böchft ——— Eindruck auf die Bevölkerung machen, 
wenn ber eine Grundbeſiher für die Einrichtung des Grund- 
buch8 Koften und Stempel zablen müſſe, während andere 
Grundbeſiher, vielleicht feine nädften Nachbarn frei davon 
feien. Man würde eine folde Unterfcheidung in Betreff der 
Koftenfrage um fo weniger mit ber Gerechtigkeit vereinigen 
fönnen, als aud in bem neuen Grundbuche, nämlich in dem 
Grundbuchblatte und in dem Artikel ein ähnlicher Unterſchied 
fortbejtehe, wie zwiſchen ben Real- und Derfonalfolien. 


Das Amendement wurde mit 8 gegen 7 Stimmen an- 
genommen. 


$. 46. 
Der zweite Sat wurde als überflüffig geftrichen. 


Schlieglih nahm die Kommilfion den nad ihren Be- 
jchlüffen abzuändernden Gefeßentwurf einftimmig an. 


Die Kommiffion trägt daher darauf an: 
das Herrenhaus wolle befchließen : 


dem ei: mug über das Grundbuchwefen und 
die Verpfündung von Seefchiffen in ber Provinz 
Schleswig-Holftein in der Faſſung, wie fie aus ber 


Kal. . d. Verhandl, d. Herrenhaufes. 


u et 
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anliegenden Zufammenftellung ber Befchlüffe ber 
Kommiffion erfichtlih ift, die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertbeilen. 


Berlin, ben 8. Februar 1873, 


Die X. Kommiffion. 


von Plög (Morfigender)., von Bernutb. Eliwanger. 
Engels. led. von FranfenbergLudwigsdorf, von 
Goßler. Graf zur Lippe. Malmros (Berichteritatter). 
Grafvon Schwerin. von Thaden. Wever. Wildens. 


Beichlüffe 
ber 
Zehnten Kommiffion zu Nr. 29 der" Drudfadhen des 
Herrenhaufes. 





Entwurf eines Geſetzes 
über 


das Erundbuchwefen und die Derpfändung von See— 
ſchiffen in der Provinz SHcleswig-Holfein. 





Wir Wilbelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Dreußen x. 
verordnen unter Zuftimmung ber beiden Säuſer des 
Landtags Unferer Monarchie für die Provinz Schled: 
wig⸗HSolſtein, was folgt: . 


$..1. 


Das Gefek über den Eigentbumserwerb und die bingliche 
Belaftung der Grundſtücke, Bergwerfe und jelbititändigen 
Gerechtigfeiten vom 5. Mai 1872 mit Ausſchluß 
: 9%, die Grundbudorbnung vom 5. Mai 1872 mit Aus- 
chluß der SS. 49, 73, 133 bis 140 und 443, und bas 
Gefeh, betreffend die Stempelabgaben von — 
bei dem Grundbuchamt anzubringenden Anträgen 
vom 5. Mai 1878 werden mit nadhitehenden Beltimmun- 
gen in ber Provinz Schleswig-Holftein eingeführt. 


$.2. 


Die in ben eingeführten sig ci in Bezug genommenen 
efeglihen Vorſchriften, welde in der Provinz Schleswig ⸗Hol - 
Kein nicht gelten, bleiben außer Anwendung. Unter den 
Prozepvorfchriften, welche nach den eingeführten Ges: 
fegen Anwendung finden, find bie Vorfchriften des 
in Schleöwig-Solftein geltenden Prozeßrechts zu ver: 


fteben. 
F. 3. 


Die Amtsgerichte find die Grundbuhämter für bie in 
ihrem Bezirk gelegenen Grundftüde, 


Das Amtsgericht zu Kiel ift da8 Grundbuchamt für bie- 
jenigen Grunbftüde, — * bisher in ben landgerichtlichen und 
obergerichtlihen Hypothekenbüchern eingetragen gewefen find. 
Das Uppellationsgericht zu Kiel ift jedoch ermächtigt, auf An- 
trag ber Eigenthümer bie ee bes Grundbuchs über 
{u e Grundftüde dem Amtsgericht Bezirks, in weldem 
a8 Grundjtäd liegt, zu überweifen. 
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$. 4. 

Die Anlegung der Grundbücher erfolgt von Amts wegen, 
obald die Grundftener-Vermeffungsarbeiten bis zum Nachweis 
er Befiter und des Flächeninhalts der einzelnen Grundftüde 
abgefchloffen find. 


Das Grundbuchamt erhält eine Abfchrift des auf Grund 
biefes Nachweifes aufgeftellten Flurbuches. 


$. 5. 


Sobald das Grundbuchamt diefe Abfchrift erhalten bat, 
[abet es die als Eigenthümer oder im falle des getbeilten 
Eigenthumd die ald nutzbare Eigenthümer ber einzelnen Grund- 
ſtücke bezeichneten Verfonen behufs Anlegung des Grundbuchs 
von Amts wegen vor. 


$. 6. 


Die nad $. 5 Gelabenen find verpflichtet, dem Grund- 
buchamt 


1) ihre unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, 


2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das 
Eigenthum auf ſie übergegangen iſt, 


3) die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere Be— 
weisſtücke vorzulegen und 


4) alle auf dem Grundſtück haftenden Beſchränkungen 
des Eigenthums, Eigentbumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Berlangen 
des Grundbuchamtes einen Auszug aus den 
Steuerbücdhern (Steuer- oder Hebungsregiſter) 
mit der Beicheinigung vorzulegen, daß fpätere 
GEigentbumsdveränderungen nicht befannt ge 
worden find. 


Das Grundbuchamt, ift verpflichtet, dem 
vom Gigentbümer benannten Berechtigten 
en von der gefchebenen Unzeige zu 
machen. 


Auch bat dad Grundbuhamt den vom 
Eigentbümer nicht angezeigten Berechtigten, 
deren Borbandenfein ibm amtlich befannt ift, 
von der nicht erfolgten Anzeige ihrer Berech- 
tigung Mittheilung zu machen. 


Dad Grundbuhamt Fann die Befolgung der 
Ladung (8. 5) und die Erfüllung der den Geladenen 
im $. & auferlegten Berpflichtungen unter Androhung 
von Gelditrafen bis 50 Thaler erzwingen. 


$. 7. 

Menn der gemäß 8. © ermittelte Eigenthümer eine8 
Grundftüds zugleih durch ein gefeglich nad) Grundftüden 
angelegte8 Protokollbuch (Realfolien) als folder nachgewiefen 
ift, fo wird berfelbe ald Cigenthümer in dem Grundbüch ein- 
getragen. 

$. 8. 


Derjenige, bei dem die im $. 7 angegebenen Voraus. 
fegungen fehlen, welcher jebody im Steuerbuch (Steuer- ober 
Hebungsregifter) als Eigenthümer aufgeführt ift, kann feine 
Eintragung im Grundbuch verlangen, wenn er 


1) entweder das Grundftüd in einem gerichtlichen Zwangs- 
verfahren erftanden oder vom Fisfus erworben hat, 


2) oder feinen Eigenthumsbefig durch ein Zeugniß des 
Ortövorftandes befcbeinigt, * 


3) ober durch Urkunden, durch eidesſtattlich abge: 
gebene Verfiherungen von Zeugen oder fonft glaub» 
haft macht, daß er allein oder unter Hinzurechnun 
der Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundfti 
feit zehn Jahren ununterbrochen im Eigenthumsbefig 
gehabt hat. . 


8.9. 


Mer in dem Steuerbuch nicht als Eigenthümer ver- 
zeichnet ift, gilt unter ber Vorausfegung des %. 8 als beredy- 
tigt, in dem Grundbuch als Cigentbümer eingetragen zu 
werben, wenn ber in dem Steuerbuch Verzeichnete in einer 
öffentlichen ober öffentlich beglaubigten Urkunde feine Einwil- 
ligung ertheilt hat, oder zur Ertheilung derjelben rechtskräftig 
verurtbeilt worden ift. 


$. 10. 


Die —— des Eigenthümers kann jedoch in den 
pen der N und 9 erſt nah Ablauf eines Jahres von 
em im 8. 13 erwähnten Tage erfolgen, falls nicht entgegen- 
ftehende Anfprüde angemeldet worden find. Iſt legteres 
gefcheben, fo kommt $. 14 zur Anwendung. 


§. II. 


Die nicht bereits nach 88. 5 und & vorgeladenen 
Perfonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem 
Grundftüh das Eigenthum zuftebe, fowie Diejenigen 
Derfonen, weldje vermeinen, daß ihnen an dem Grunbftüd ein 
die Verfügung über daffelbe beichränfendes Recht, oder eine 
Snpotbef, oder irgend welche andere, der GCintragung 
in dem Grundbuch bedürfende dingliche Nechte zu: 
ſtehen, haben ihre Anſprüche innerhalb eines Jahres von dem 
Im S 13 erwähnten Tage bei dem Grundduchamte anzu- 
melden. 


Der Anmeldung bedarf es nicht bei denjenigen Eigen- 
tbumsbeichränfungen, dinglichen Rechten und Hypotheken, 
welche in geſetzlich nach Grundſtücken angelegten Protokoll- 
büchern (Realfolien) protokollirt oder von dem Eigen— 
thümer gemäß dem $. 6 Nr. 4 angezeigt find. 


$. 12. 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Mecht gegen einen Dritten, 
welcher im vedlichen Glauben an die Nichtigkeit des Grund. 
buchs das Grundſtück erworben bat, nicht mehr geltend machen 
fann, und daß er fein —— egenüber benjenigen, 
deren Nechte innerbalb der Ausjchlußfrift angemeldet 
und demnächft auch eingetragen find, verliert. 


$. 13, 


Sobald die nab $. 5 und folgenden zu ver 
anlaffienden Vernehmungen und Ermittelungen bei 
fämmtlichen Amtögerichten im Serzogtbum Schledöwig 
oder bei fjämmtlichen Amtögerichten eined reis: 
erichtöbezirfs im Serzogtbum SHolftein ftattgefunden 
aben, bejtimmt der Juftizminifter durch eine in der 
Gefesfammlung zu veröffentlichende Verfügung den 
Zag, an welchem die einjährige Ausfchlußfrift des $. LI für 
ben betreffenden Bezirf beginnen fol. 

8. 11 


Alsdann bat das Appellationsgericht zu Kiel bie 

und 12 innerhalb der Ausſchlußfriſt von ſechs zu ſechs Wochen 
durch dad Amtsblatt, das betreffende Kreisblatt und drei Sei- 
tungen, von benen mindeſtens zwei in ber Provinz erjcheinen, 
wörtlich mit Angabe des Tage, an weldyem die Ausjchlus- 
frift abläuft, befannt zu machen. 


In dieſer Belanntmachung müſſen diejenigen Bezirke 
nambaft gemadyt werben, in welchen bie im $. bſatz ? 
erwähnten Protokollate der Anmeldung nicht bedürfen. 


$. 13a. 


Eine Wiebereinfegung in ben vorigen Stand gegen bie 
Ausfhlußfrift findet nicht ftatt. 


$. 14. 


Von ber rechtskräftigen Entfcheibung über angemeldete | 
ftreitige Eigenthumsanfprüce oder das Eigenthum befchrän- 
ende Rechte darf das Blatt für das Grunditüt im Grund— 
buche nicht angelegt oder das Grundjtüd nicht in den 
Artikel des Eigenthümers aufgenommen werben. 
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$. 15. 
Die der Anmeldung nicht bedürfenden und bie 
rechtzeitig angemeldeten Eigentbumsbefchränfungen, 
dinglichen Rechte und Hypotheken werden mit der ihnen 
nad bem bisherigen Nechte zufommenden Nangordnung in 
dem Grundbuch eingetragen. Die vor Ablauf der Ausschluß. 
frift entitandenen und angemeldeten Rechte haben bei der Ein- 
tragung die Rangordnung vor den fpäter entitandenen ; jedoch 
geben die nach Ablauf der Ausfchlußfrift, aber vor Anlegung 
es Grundbuchblatts protofollirten Rechte denjenigen rechtzeitig 
angemeldeten Sppothefen vor, welche nidyt mit Drotofollations- 
beredhtigung ar find. 


8. ia. 


Den Sppotbefengläubigern ftebt frei, unter Ein: 
reichung der alten Shnpotbefenurfunden die Aus: 
arg von Snpothefenbriefen in Gemäßheit des 
8. 135% der Grundbuchordnung vom 5. Mai 187% 


zu beantragen. Diefe Ausfertigung erfolgt Fojten- 


frei, wenn der Antrag innerhalb ſechs Monaten | 


von Anlegung des Grundbuchblatted oder Artifels 
ab gejtellt ift. 
$. 16. 

Bei der Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels 
kann für ein angemeldetes Recht ($. 15) eine Vormerkung ein- 
getragen werben: 

1) wenn bie Entftehung diefed Rechts glaubhaft gemacht 


ift und entweber der Eigenthümer der Eintragung | 
widerfpricht oder die Eintragung des Rechts ber | 


ſtritten ift, 
2) wenn von dem Eigenthümer die Identität des Grund- 


ſtücks bejtritten wird, diefelbe aber dur; Urkunden ober | 


eidesſtattliche Verſicherungen von Zeugen glaubhaft 
gemacht worden ift. 


$. 17. 

Gigentbumsvorbebalte wegen rüdftändiger Kauf: 
gelder, welche vor dem Tage, an welchem diefes Ge: 
feg in Araft tritt, re find, werden in dem 
Grundbuchblatt oder Artikel ald Hypotheken ein: 
getragen oder vorgemerkt. 


$. 18. 


Die Eintragung oder Wormerkung einer angemeldeten | 


oder der Anmeldung nicht bedürfenden Hypöthel kann 
nur auf eine beftimmte Summe erfolgen. Kommt eine 


Einigung unter den Betheiligten über einen beftimmt | 


einzutragenden Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt 
deffen Feſtſetzung durch den Prozeprichter. Inzwiſchen 
ift eine Bormerfung auf den böchften von dem 
Sypothekengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 
Die Summe einer vormundfchaftlichen Sicherheitd- 
hypothek fett der VBormundfchaftörichter feit mit 
Ausſchluß ded Mechtöweges. 


$. 19. 


Der Eigentbümer bat über leere von ibm vorbe 
baltene Hypothekenſtellen und über die vor der Linie getilgten 
Hypothelen die Verfügung, wie über eine Hypothek des Eigen- 
thümers nad) Maßgabe bed Geſetzes Über den Eigen: 
thbumserwerb vom 5. Mai 167%. 


$. 20, 


Die Uebertragung der vorbehaltenen Stellen und ber 
vor ber Linie getilgten Hypotheken in das Grundbuch geſchieht 
mit ber formel: 


Nr. — — — Thlr. (Mearf u, ſ. w.) mit..... von 
Hundert verzinslich ftehen zur Verfügung des Eigen- 
thümers. 

6. 21. 


Wenn ber Eigenthümer gleich bei Anlegung des Grund- 
buchblatte® oder Artikels beantragt, die leeren Stellen oder 











$. 22. 


! Behauptet der Eigentbümer, daß ein angemeldete Recht 
getilgt fei, ohne dies urkundlich nachweiſen zu können, fo ift 
das Recht einzutragen, zugleich aber in der Spalte »Ver— 
änbderungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
ift, vorzumerfen. ee 

8. wu), ° 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern 
und Artikeln ift monatlich durch das Amtsblatt und 
das Sireiöblatt oder ein von dem Grundbuchrichter 
zu bejtimmendes 2ofalblatt mit der Bezeichnung 
der Grundftüde nach den Steuerbüchern und der 
Befiger durch das Grundbuchamt befannt zu machen. 


$. 24. 


—— Amtsgerichte, welchen bisher die Einſchreibung 
(Protofollirung) des Eigenthums und der Belaſtungen 
ber Grundſtücke obgelegen bat, haben die betreffenden Bücher 
noch zehn Tage nad) dem Erſcheinen des Amtsblattes ($. 23) 
fortzuführen, demnächſt biefelben zu fchließen und aufzube- 
wahren, oder an das zuftändige Grundbucdamt zur Auf 
bewahrung abzugeben. 


$. 25. 

Mit dem eilften Tage nach dem Erfcheinen des 
Amtöblattes (8. ©3) kann die Veräußerung oder Be 
laftung ber betreffenden Grundftüce nur in den formen 
erfolgen, welche das Geſetz tiber den Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1872 und bie Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
vorſchreiben. 

$. 26. 


Verträge, durch weldye im Eigentbum von Privatperfonen 
ehende Grundſtücke, im Ganzen oder zertbeilt, veräußert oder 
belaftet werden, bedürfen nicht der vorgängigen Erlaubniß oder 
Beftätigung durch Verwaltungsbehörben. 


$. 27. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzun 
eines entgegenftehenden Rechtes, noch durdy Verjährung * 
gehoben werden. 


| Die Klage auf rüdjtändige Sinfen von eingetragenen 
Kapitalien verjährt in vier Jahren. Die SER beginnt 
ı mit dem 31. Dezember bdesjenigen Jahres, in welchem bie 
| Sinfen fällig geworden find. 


8. 27a. 


An die Stelle des 8, 29 des Geſetzes über den 
Eigentbumsderwerb vom 5. Mai 19978 tritt folgende 
| Betimmung: 

Eine Hypothek fann anf Antrag des Eigen: 
| tbümerd und des Gläubigerd in eine Grundſchuld 
‚ umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten 
und dritten Abtheilung gleich- und nacheingetragenen 
Berechtigten einwilligen, welche bis zu dem im 8. 25 
Diefed Gefeges bezeichneten Tage eingetragen oder 
vorgemerkt find. 





$. 28. 


Der bupotbefarifchen Klage kann die Einrebe, 
dafs zunächit gegen den perfünlichen Schuldner ge: 
klagt werden müfje, nicht entgegengefegt werden. 

Die Beweisfraft von Schuldbefenntniffen über 
ein Darlehn oder einen Brautichag bängt nicht von 
dem Ablauf einer Zeit ab, wenn anf Grund der Ur— 
funde eine Sypothek eingetragen iſt. 


8. 28a. 


Eingetragene Forderungen fünnen, auc wenn 
fie ftreitig find, gültig abgetreten werden. 
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$. 29. 


m Gebiete des Däniſchen Rechts können von dem im 
8. 25 bezeichneten Zeitpunft ab Micth- und Pachtrechte 
bie Wirkung dinglicher Rechte nur durch die an bie Stelle ber 
Dinglefung tretende Eintragung erhalten. 








$. 30, 


Gefegliche Hypotheken gewähren in Beziehung 
auf Grundftüde nur einen Auſpruch auf Eintragung 
einer Hypothek mit beftimmter Summe. 


Ergreift die Hypothek dad ganze Vermögen, fo 
braucht der Gigentbümer die Eintragung nur auf 
einzelne, die Schuld genügend fichernde Grundftüde 
zu bewilligen. 


Die Beitellung einer Gypothek am eye Ber: 
mögen, fowie die Beftellung einer Hypothek an einer 
beweglichen Sache, einfchlieplich der Forderungen, ift 
fortan unzuläffig. 


8. 31a. 


Die bisher in gültiger Weiſe bewirften vertragd: 
mäßigen Berpfändungen eined ganzen VBermögend 
ewäbren feinen Anfpruh auf Gintragung im 
rundbuch, behalten jedoch, ebenfo wie alle nicht 
—— enen, auf Grund des Geſetzes oder legt: 
twilliger Berordnung entftandenen oder noch entſtehen⸗ 
den Pfandrechte, bezüglich der nach bisherigem Mecht 
davon ergriffenen Grundftüde, die —— daß ſie 
im Konkursverfahren des Schuldners an dem nach 
Befriedigung der eingetragenen Gläubiger verbleis 
benden Weberjchuß des Erlöfes der konkursmäßig 
verfauften Grundftüde wie biöher geltend gemacht 
werben fünnen. 


8.31. 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nach den 
Beitimmungen bed $. 30 bed Gefeged über den 
Eigentbumserwerb vom 5. Mai 1678 für die SH: 
pothek oder Grundfchuld haftet, wird bei ländlichen 
Grundftüden auch das Vieh-, Feld: und Wirthſchafts⸗ 
inventar gerechnet. 


Die dem Dächter zuwachſenden oder ihm gehörigen , auf 


dem Grumbftüde noch vorhandenen Früchte haften nicht ben 


am Grundftüd binglic Berechtigten. 


$. 32, 


Aus Privatteftamenten oder auß Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen oder Löſchungen nur erfolgen, wenn entweder durch 
eine Öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturfunde ober 
bad Anerkenntniß bes durch das Geſetz berufenen Erben nad). 
gewiefen ift, oder eine Befchheinigung bed Nachlaßgerichts bei- 
—— wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher La— 

ung Niemand, der ein beffered Erbrecht in Anfpruch 
nimmt, gemeldet bat. 


Die Art der Belanntmahung und die Friſt ber öffent- 
—— bat das Nachlaßgericht nach Cage des Falles zu 
ermeſſen. 


$. 33. 


die vor dem im $. © bezeichneten Tage 
protofollirten Hypotheken findet die — vom 12. Fe⸗ 
bruar 1828 (Chronolog. Samml. 1828 S. 26) in Betreff 
der Zuläffigkeit der fpäteren Erhöhung be8_ eingetragenen 
Zinsfußes bis Fünf vom Hundert aud) ferner Anwendung. 


Auf 


$. 34. 
Hypotheken, welche bis zu dem im 8. © bezeich- 
neten Tage mit fefter Rangorbnung protofollirt find, können 


nicht in bie Stelle der vorſtehend gr Hypotheken ein- 
ireten. Der Eigenthümer des Grundftäds ift vielmehr bered)- 
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tigt, an Stelle der —— Hypothek eine neue Hypothet 
oder eine Grundſchulb von gleichem Betrage für ſich oder 
anbere Derfonen eintragen zu laſſen. 


$. 35. 


Die in dem Grundbuch, eingetragenen Grunbftüde, Berg- 
werke und felbitftändigen Gerechtigfeiten dienen im Konkurſe 
über das Vermögen bed eingetragenen Eigenthümers Kr abae- 
fonderten Befriedigung ber dinglich Berechtigten. Dieſelben 
haben nicht nötbig, ihre Anfprüce anzumelden. 


$. 36. 


Bei der gerichtlichen Swangsverfteigerung Fönnen mit der 
—— des Kapitals nur ameiläbrige Sinsrüdftänbe, 
zurüdgerechnet vom leßtverfloffenen —** termin vor der 
Konkurberoͤffnung oder vor dem früheren Tage ber verfügten 
Smwangsverfteigerung, geforbert werben. 


$. 37. 


Den dinglich Berechtigten geben bei der Zwangt- 
verfteigerung in ber nachſtehenden Reihenfolge vor: 


1) bie Koften der Zwangsverſteigerung ; 


2) die Rüdftände ber zur Erfüllung der Deichpflicht er- 
forberlidyen Beiträge aus ben zwei legten Jahren; 


3) die Rüditände ber auf bem Grundftüd laftenden, an 
bie Staatskaſſe zu zahlenden direlten Abgaben und Die 
an die Rentenbank ober an den Domainenfisfus zu 
— Ablöfungsrenten aus ben zwei letzten 

abren; 


4) die Rüdftände der auf dem Grundſtück haftenden ge 
meinen Laſten aus ben zwei letzten Jahren; 


5) bie Rüdjtände an he Koftgeld und anderen Dienft- 
einnahmen ber MWirthichafts. und FForftbeamten und 
bes Gefindes, fofern diefe Perfonen zur Bewirtbichaf- 
tung ober Verwaltung des zur Landwirthſchaft be- 
ftimmten Grundftüds und der damit verbundenen 
Rechte, oder zum Betriebe eines ländlichen Nebenge- 
werbes auf dem Grundftüd gehalten werben, ſowie Die 
Anfprüce der Schmiede und Rademacher, fomweit fie 
für das Grundftüd Arbeiten geleiftet haben, aus dem 
legten Jahre; 


6) die Forderungen für Saatkorn aus bem letzten Jahre. 


$. 38. 


Gemeine Laften ($. 37 Nr. 4) find namentlich alle nad) 
Geſetz ober gerfaffung auf dem Grundſtück baftende, aus dem 
Gemeinde, Kreid- und Provinzialverband, oder aus dem Kir- 
hen, Pfarr · und Sculverband, oder aus einem fonftigen 
Kommunalverband, oder einem ritterfchaftlihen Verband ent- 
gg ober an Kirchen, Dfarren und Schulen, ober an 

irchen / Pfarre und Schulbebiente zu entrichtenden, oder aus 
ber Verpflihtung zu Öffentlihen Wege, Wafler, Deich und 
Uferbauten entjtandenen Abgaben und Leiftungen, ferner bie 
Beiträge, welche an Meliorationsgenoflenfhhaften ober andere 
emeinnügige vom Staate beftätigte Inftitute, namentlid an 
ereine behufs gemeinjchaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
Fe oder Viehiterben entitandenen Schäden zu entric- 
en find. 


6. 39, 

Der Eintragung in dem Grundbuch bedürfen nicht bie 
in ben 6$. 37 und 38 erwähnten abfolut bevorzugten An- 
ſprüche. 

$. 40. 

Die Schabenderfagllage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 

jährt in drei Jahren, nachdem der Bejchädigte von dem 


Dafein und dem Urheber des Schadens Kenutnig 
erhalten bat. 





Sind feit dem Zeitpunkt der Beichädigung dreißig Jahre 
verfloffen, jo kommt e8 auf ben Zeitpunkt ber erlangten 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 1. 


ür bie Verpfändung von Seefhiffen gelten, abgefehen 
von ben gefeklihen Pfandrechten, melde in dem Eins: 
tegifter nicht einzutragen find, fortan die Vorfchriften der 
F 1, 2, 3 bes Artikels 59 bes ne pad rag um Ull- 
gemeinen Deutſchen Sanbelögefegbud) vom 24. Juni 1861. 


$. 42. 


Die —— ber Berpfändung in dem Schiffsregifter 
erfolgt auf den Antrag bes Rheders ober ber Rhederei. 


$. 48. 


Bei Seeſchiffen, welche vor dem Inkrafttreten 
Diefed Geſetzes erbant find, muß der eriten ——— 
eine oͤffentliche Ladung ber zur Eintragung berechtigten Real- 
gläubiger und der Ausfehluß der Vorzugsrechte derjenigen vor- 
angehen, welche fich nicht gemeldet haben. 

Für das Sr elten die Vorfchriften bes 
Artikels 58 1 bis 4 des Silhrung ejehes * Allge⸗ 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861. 


$. 44. 


Sobald eine — in dem Schiffsregiſter erfolgt 
iſt, wird ber auf Grund ber Inſtruktion bes ‚juftigminifter) 
vom 31, Auguſt 1867 Th. I. ©. 16 in Kolonne 10 bes 
EertififatS eingetragene Vermerk gelöiht. Alsdann kann das 
Schiff nur durch Eintragung im Schiffsregifter verpfändet 
werden, sa 


ben Sofen Bleiben infomeit außer Snap —— 
en Ko eiben inſoweit außer Anſatz, als ſolche bei der 

ünftige Delirung ent- 
eö 8. 11 bes 


$. 46. 


Diefes Gefeh tritt mit bem 1. Oktober in Kraft. 
Urfunblid u. f. w. 








Mr 53. 
Beri atter: 
Heer. 
Bericht 
der 


Jufizfommiffion 
über ben 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufhebung 
verfchiedener Geſeze und Derordnungen der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt (Nr. 36 der Druckſachen). 





Der mit Allerhöchfter Ermächtigung vom 6. Januar c. 
ben beiden Häufern de8 Landtages zur verfaflungsmäßigen 
Befchlußnahme vorgelegte Gefegentwurf, betreffend die Auf- 
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bebung verfchiebener in Br Verordnungen ber ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt . 36 ber Drudiadien de8 Herren- 
—— wurde von ber unterzeichneten Kommiſſion, unter Be- 
theiligung des Herrn Geheimen Ober-Regierungsratis Woh- 
lers, als Stellvertreterd ber Königlichen Staatsregierung, 
in ber Sigung vom 5. Februar c. beratben. 


‚ Die Bebürfnißfrage wurde, in wefentlicher Ueberein- 
flimmung mit den Motiven ber Regierungsvorlage, bejaht, 
indem nicht verfannt wurbe, daß bie —28 Behörden zu 
Frankfurt a, M. in der örtlichen Verwaltung vielfach dadurch 
Ay werben müßten, baf Angelegenheiten, deren Regelung 

er Kommunal» und örtlichen Dolizeibehörbe zu überlaffen ift, 
von ben früheren Behörden, melde gleichzeitig Staats. und 
Kommunalbehörben waren, durch Geſehe firirt Hand. 


Die —— bes Geſetzes wurde genehmigt und zum 
Eingang deſſelben nur die Abänderungen beſchloſſen, dab es 
ſtatt »mit Zuftimmung«, unter Zuftimmung und ſtatt ber 
Monarchie, Unferer Monarchie heißen folle. 


Zu $. 1 murbe zumächft bemerkt, daß es nicht angemeffen 
erfeheine, ben Zeitpunkt des Außerkrafttretens eines Gefehes 
von dem Erlaß einer ftatutarifchen Anordnung durch Orts- 
behörben abhängig Pr machen und beshalb vorgeichlagen, einen 
beftimmten Zeitpunft, etwa in Uebereinftimmung mit $. 4, 
den 1. Mai 1873, ald ben Tag feftzufegen, mit welchem bie 
betreffenden Gefehe außer Kraft treten follten. Auf den Wiber- 
[prud) des Herrn Regierungstommiffard, der hervorhob, daß 

t Zeitpunkt, bis zu weldem bie — vorher zu er⸗ 
laſſenden ſtatutatiſchen Anordnungen fertig und genehmigt 
ſein würden, ſich nicht mit Sicherheit vorher beſtimmen 
laſſe, wurde von dem obigen Vorſchlage Abſtand genommen. 


Es wurde ſodann in Frage geſtellt, ob es beabſichtigt und 
nothwendig ſei, durch eine gemeinſchaftliche ftatutarifche An- 
ordnung die verſchiedenen im $. 1 aufgeführten Geſetze gleich- 
zeitig aufjubeben. 


Diefe Geage wurde von einer Seite entfchieben bejaht und 
— ß c8 mit Kun auf ben Inhalt ber aufzu- 
" enben Gefege nicht wohl beabfichtigt fein könne, biefelben 
ucceffive aufzuheben, inbem namentlih da8 sub Nr. 1 auf- 
geführte Geſetz vom 3. ale 1833 die generell für fümmt- 
iche —— maßgebenden Vorſchriften enthalte und das 
eine oder andere Geſetz ng © füglich für ſich allein —8 
könne. Zur Beſeitigung des dieſerhalb angeregten Zweifels 
wurde das Amendement — vor den Worten »ſtatutariſche 
Anorbnunge in Seile 11 des G. 1 das Wort »einer einzu- 
rüden und von »wirb« in Seile 10 bis »geregelt« in Zeile 12 
das Gefeh wie folgt zu fallen: 


»wird durch eine ftatutarijhe Unordnung ($. 3 des 
Gemeinde-Berfaffungsgefeged vom 25. Mai 1867, Gefeh- 
ſamml. S. 401) geregelt.« 


Bon dem Herrn Regierungstommiffar wurbe beantragt, 
e8 bier bei ber Faſſung ber Regierungsvorlage zu belaffen und 
nicht beſonders hervorzuheben, daß nothwendig nur durch eine 
und biefelbe ftatutariihe Anordnung die betreffenden — 
außer Kraft geſetzt werden könnten, indem namentlich die auf- 
ubebenben Gefege vom 15. März 1861, betreffend die Taub- 
ummen-Erziehungsanftalt und die Stiftungs- und Berwaltungs- 
ordnung der Anftalt für Irre und Epileptifche vom 22. Sep- 
—— 863, eine gewiſſe Selbſtſtändigkeit in Anſpruch nehmen 

nnten. 


Don der Kommiffion wurde hierauf das geftellte Umende- 
ment abgelehnt und es bei ber Faſſung bed Regierungs- 
entwurfs belaffen. 


Gegen den ferneren Sak biefes Entwurfd, von den 
Morten: »Mit dem Erlaße bis zum Schluß wurde bemerkt, 
daß nicht der Erlaf ber ftatutarifchen eg fondern 
nur beren Berdffentlihung maßgebend fein könne, daß ferner 
bie Faffung etwas ſchleppend fei und die beabfichtigte weſentliche 
Ausnahme von den aufjuhebenden en Vorschriften 
nicht genug bervorhebe. Es wurde daher folgende Faſſung 
beantragt: 


Mit dem Tage ber Beröffentlihung diefer ftatutarifchen 
Anorbnung treten folgende Gefepe und Verordnungen 
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1) das Geſetz vom 11. Februar 1845 u. ſ. w. bis 
inkl. Nr. 5 der Regierungsvorlage. 


Mit diefem Antrage war die Kommiffion im Allgemeinen 
einverftanden. Es wurde jebod zum Eingange beffelben geltend 
gemacht, daß es geftattet fein müſſe, in den neuen ftatutarifchen 
Anordnungen einen fpäteren Zeitpunkt zu beitimmen, mit 
welchen. diefelben in —— treten ſollten. Bis zu dieſem 
Zeitpunkt müßten die bisherigen Geſetze in Wirkſamkeit bleiben. 
Es fünne daher nicht lediglich auf den Tag der Veröffentlichung 
—* Anordnungen, ſondern vielmehr nur auf den Eintritt 
hrer Gültigkeit ankommen. Es wurde daher vorgeſchlagen, 
im Eingange obigen Antrages zu ſagen: 


»Mit dem Eintritt der Gültigkeit dieſer ſtatutariſchen 
Anordnunge. 


Mit diefer Aenderung, welder ber Herr Negierungd- 
fommiffarius zuftimmte, wurde der obige Antrag am- 
genommen. 


Zu $ 2 wurde beichloffen, daß ber zweite Satz in 
leicher Weiſe, wie bei $. I, dabin lauten müfle: Mit dem 
Eintritt ber Gültigkeit diefer ftatutarifchen Anordnung u. f. w. 


Gegen die ferneren 8. 3—5 fand die Kommiffion nichts 
zu erinnern. Zwei Drudfehler in den Citaten $. 1 Rr. 5 
und $. 3 Nr. 4 wurden berichtigt und ſchließlich ber Gefeh- 
entwurf mit ben vorftehend erwähnten Wenderungen ein- 
en angenommen. Die Kommiljion trägt demgemäß 
arauf an: 


dad Herrenhaus wolle befchließen: 


dem Gefekentwurf, betreffend die Aufhebung ver- 
hiedener Gefege und Verordnungen dev ehemaligen 
eien Stadt Frankfurt, in der aus der beiliegenden 
———— er Kommiſſionsbeſchlüſſe ſich er- 
gebenden Faſſung Die verfaſſungs mäßige Zuſtimmung 
zu ertheilen. | 


Berlin, den 8. Februar 1873, 


Die Juftiztommiffion. 


von Ubden (DNorfigender), von Bernuth. Elwanger. 
von Franfenberg:Ludwigsdorf. von Gofler. Graf 
zur Lippe. Malmros. von Plög. Grafvon Schwerin. | 

Wever (Berichteritatter). 








Anlage. | 


I} 


Beichlüffe dev Kommiſſion. 





Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


| 
| 
| 
die Aufhebung verfchiedener Geſetze und Verordnungen | 
der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
gern x. ki 
verorbnen, unter Zuftimmung beider Häufer des Pandtages 
Unferer Monarchie, was folgt: ' 


$.1. 


Die Verwaltung folgender zu Frankfurt a. M. beftehenden 
Stiftungen: 


be8 allgemeinen Almofenkaftens, 

bes Hoſpitals zum heiligen Geift, 

des Maifenbaufes, 

des Katharinen- und Weißfrauenkloſters, 
des Verforgungsbanfes, 

6) des Rochus -Hofpitalg, 

R ber Taubftummen- Erziehungs -Anftalt, 
8) der Anftalt für Irre und Epileptifche, 


wird gemäß $. 3 des Gemeinbeverfaflungsgefeßes vom 25. März 
1867 (Gefeß-Samml. ©. 401) durch jtatutarifche Anordnung, 
welche durch das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen 
ift, geregelt. Mit dem Cintritt der Bea diejer 

atutarifchen Anordnung treten folgende Gefege und 

erordnungen infoweit außer Araft, ald fie nicht 
Beitimmungen enthalten, welde die Zwede und 
Nechte der betreffenden Stiftungen, fowie das Mecht 
auf die Tbeilnabme an den Nugungen berfelben zum 
Gegenftande haben: 


1) das Gefcg vom 3. Dezember 1833, betreffend das 
Armen und Stiftungswefen nebit Anlagen, die Ber- 
waltungsordnungen der Stiftungen enthaltend (Gefet- 
und Statuten-Sammlung Band V. ©. 117 ff.); 


2) das Gefeh vom 31. Oktober 1844, betreffend das 
Rochushoſpital, nebſt PVerwaltungsordnung dieſes 
Hoſpitals und der zu letzterer gehörigen Bekannt- 
machung der Stadtkanzlei vom 28. März 1865 (a. a. O. 
Band VIII. ©. 54 und Band XVI. ©. 245); 


3) das Gefeh vom 12. Auguft 1856, betreffend die Ab- 
änderung einer das ———— betreffenden Be- 
immung der allgemeinen Etiftungsorbnung nebit 
er dazu erlaffenen Verordnung von demfelben Tage 

(a. a. D. Band XI. ©. 218 F 


4) das Geſetz vom 15. März 1861, betreffend die Taub- 
Be STK (a. a. D. Band XV. 
S. i 


Den 


5) bie Stiftungs- und Verwaltungsordnung der Anftalt 
für Irre und Epileptifche vom 22. September 1863 
(a. a. D. Band XVI. S. 48). 


Die Verwaltung des ftädtifchen Pfandhauſes zu Seantfurt 
a. M. wird durch ftatutarische Anordnung ($. 3 des Gemeinde 
verfaffungsgefeges vom 25. März 1867), melde durch das 
Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen ift, geregelt. 
Mit dem Gintritt der Gültigkeit dieſer ftatutariichen 
Anordnung tritt das Gefeg der ehemaligen freien Stadt SFrant- 
urt vom 19, April 1864, betreffend die Organifation des 

fandhaufes Geſetz und Statuten-Sammlung Band XVL 
©. 147), mit Ausnahme jedoch der G$. 18, 21, 22 dies 
Gefeges, außer Kraft. 


4.3. | 


Folgende Geſetze der, ehemaligen freien Stadt Frankfurt) 
5 ſoweit fie noch in Kraft ſtehen, hiermit aufgehoben, 
nämlich: 


1) die Verordnung vom 23. Dezember 1817 über bi 
Anzeige unehelicher — (Gefeß- un 
Statuten-Sammlung Band II. ©. 30); 


2) das Gefeh vom 4. November 1851, —*5* die Er 
richtung der Feuerwehr (a. a. O. Band XI. ©. 135) 


3) das Gefeß vom 19. Dezember 1854, betreffend ki 
Abänderung der 6. 8 umb 13 bed Gefehes vo 
4. November 1851 über Errichtung ber Feuerweh 
(a. a. ©. Band XI. ©. 57); 


4) das Gefeh vom 10. Dezember 1855, betreffend de 
Er RER R (a. a. O. Band XI 










$. 4. 
Mit dem 1. Mai 1873 treten folgende Geſetze und Ver— 


ordnungen ber ehemaligen freien Stabt frankfurt, foweit fie 
nod in Kraft ftchen, außer Geltung, naͤmlich: 


1) das Geſetz vom 11. Februar 1845, betreffend die An- 
lage von Steinbrüden, fowie von. Sand-, Kied- und 
Cehmgruben (Gefeß- und Statuten Sammlung Band 
VIII. ©. 88); 


2) das benfelben Gegenftand betreffende Geſetz vom 
8, Juni 1847 (a. a. ©. Band VII. ©. 195); 


3) das Geſetz vom 6. März 1855, betreffend die Wajen- 
meifterei (a. a. ©. Band XU. ©. 83); 


4) das Gefet vom 19. Mai 1863, über die Bereitung und 
Verarbeitung von Schiefpulver und Ähnlichen leicht 
entzündlichen und explodirenden Stoffen, fowie den 
Handel mit benfelben (a. a. DO. Band XV. ©. 17); 


5) die Bekanntmachung vom 27. Januar 1865, betreffend 
die Inftruftion des Ausrufers und Ausrufſchreibers 
u. ſ. w. (a. a. D. Band XVI. ©. 219 ff.). 


$. 5. 
8. 11, 15, 24, 25, 27, 28, 29 ber Gefinbe- 
ordnung ber — freien Stadt Frankfurt vom 5. Mär 
1822 GEeſetz- und Statüten-Sammlung Band II. ©. 4) 
werben, foweit fie noch in Kraft ftehen, hiermit aufgehoben. 


Desgleihen treten mit dem 1. Mai 1873 die $$ 12, 23, 
26 ber nämlichen Gefindeordnung außer Geltung. 


An die Stelle der $$. 27, 28 der Gefindeorbnung tritt 
folgende Beftimmung: 


Streitigkeiten zwilchen ber Dienitherrichaft und dem 
Gefinde, weldye die Erfüllung gegenfeiki er Verbind- 
lichfeiten während des lan Dienftes, die Annahme 
oder den Antritt, das Behalten oder Bleiben, den Ab- 
zug ober bie Entlaffung bes —— endlich die Er- 
Er lung eines Abſchiedszeugniſſes von Seiten ber 

ienftberrfchaft zum Begenftande haben, entfcheidet die 
Dolizeibehörde und feht ihre Entſcheidung fofort in 
Vollzug. Mit Ausnahme der Streitigkeiten über bie 
Beft affendeit bes ———— findet zwar gegen 
die Entſcheidung der Polizeibehörde die enge auf 


Die 


ben Rechtswe ep bis zur Beendigung befjelben 
behält e8 jedoch bei ben polizeilichen Anorbnungen fein 
Bewenden. 

54. 


VBierundzwanzigiter Bericht 
ber 
Staatöfhuldenfommiffion 
über bie 


Verwaltung des Staatsfchuldenwefens im Jahre‘ 1871. 
(Gefep vom 24. Februar 1850, Gefegfammlung Seite 57.) 





Seit Erftattung bed 23. Berichts vom 7. Dezember 1871 
bat in dem Berfonale der Staatsſchuldenkommiſſion dadurch 
eine Aenderung ftattgefunden, daß an Stelle des Wirklichen 
Geheimen Raths von Lecog, deffen Amtszeit abgelaufen war, 
ber Ober-Bürgermeifter Haſſelbach zum Mitgliede derfelben 


Serrenfaus. Atenfüd M 54. __ 


ee EEE 


— —— 255 


gerählt ift; die aus demſelben Grunde ausgeſchiedenen Mit- 
Be Staatäminifter a. D. Graf zur Fippe und Wirk: 
iche Geheime Rath von Bonin an wiedergewählt, und ber 
Geheime Ober-zinanzrath a. D. Wildens, welder in Folge 
bes Erlöfchens feines Mandats aus dem SHerrenhaufe ausge 
ſchieden war, it nach feiner aus Allerhöchſtem Vertrauen 
erfolgten Wiedereinberufung in baffelbe als Mitglied der Kom- 
miffion wieber beftätigt. 


Bei der Königlichen Hauptverwaltung der Staatsfchulden 
find in Stelle des Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsraths 
und Direktors im Reichskanzler-Amte Eck und des zum Prä- 
identen ber Finanzdirektion in Hannover ernannt gewefenen, 
jebigen Wirklichen Geheimen ——— und Direktors 
im Finanzminiſterium Meinecke, die Geheimen Finanzräthe 
en ng und Roetger zu Mitgliedern des Kollegiums ernannt 
worben. 


Abſchnitt T. 


Berufsthätigkeit der Staatöfchuldenfommiffion 
im Jahre 187%. 


Die der Kommiffion obliegende Kontrole über die Gefchäfte 
ber Hauptverwaltung ber Staatsfchulden ift aud im Jahre 
1872 in ben geießlidyen formen durch Einficht der Eingangs. 

ournale und Akten, zweimalige Abhaltung außerorbentlicher 

evifionen ber Staatsigulben: ilgungsfaffe und der Kontrole 
ber Staatspapiere und durch Iheilnahme an den zur Nieder 
legung ber zur Konfolidation eingegangenen Schuldverfchrei- 
bungen und ber durch die Tilgungsfonds — Staats 
ſchuldendokumente, ſowie zur Vernichtung ſolcher Dokumente 
und Kaſſenanweiſungen angeſetzten Termine ausgeübt worden. 


Die außerordentlihen Kaffenrevifionen haben am 2. Mai 
und 18. November d. I. ftattgefunden, und es fand ſich babei 
das Kaſſenweſen in ftrenger Ordnung. 


An Schuldverichreibungen, welche zum Umtaufche gegen 
fonfolidirte Anleihe eingegangen und an Vorſchrift des Ge- 
feßes vom 19. Dezember 1869 (Gef.-S. S. 1197) außer Kours 
gefegt find, wurben fernermweit 

119,601 Stüd über 31,579,865 Thlr. 
von der Kommiffion und ber Hauptverwaltung ber Staats- 
ſchulden in gemeinſchaftlichen Verfhluß genommen. 


Die im Jahre 1871 durch bie Tilgungsfonds eingelöften 
50,311 Stüd Staatsfhuldendofumente über 15,594,567 Thlr. 
21 Sar. 3 Df. find am 6. November d. J. niedergelegt. 


Vernichtet find im Laufe des Jahres 1872 


1) an präffubirten Kaffenanmweifungen von 1835 und Dar 
lehenskaſſenſcheinen von 1848, für welche nad) dem 
Gefege vom 15. April 1857 (Gef.-S. ©. 304) noch 
nachträglicd Erfah gewährt wird 

316 Stüd über 597 Thlr. und bezw. 

147 » » 2ll » 


2) an —— von 1851, welche nad) dem Ge- 
feße vom 7. Mai 1856 (Gef.S. ©. 334) gegen Kaffen- 
anmeifungen von 1856 und 1861 umgetaufcht werden, 

1330 Stück über 3054 Ihlr., 


3) an eingelöiten beſchädigten Kaffenamveifungen 
von 1556 168,062 Stüd über 808,062 Fe. und 
» 1861 747938 » » 74798 » 


4) an Kurheſſiſchen Kaffenfcheinen und Noten der Naflaui- 
fchen Landesbank, für melde nach $ 7 bes Geſetzes 
vom 29, Februar 1868 (Gef.-S. ©. 169) Kaffenan- 
weifungen ausgegeben werben, 

264 Stüd über ............ 674 Thlr. und bezw. 
2100 » » 105,000 Fl. ober 60,000 >» 


5) von ben im dem Jahren 1868, 1869 und 1870 durch 
die Tilgungsfonds eingelöften Staatsfchuldendofumen- 


ten Diet 244.4: 94,176,191 Thlr. 9 Sgr. I Pf. 
am 29. Juni, 6. 
Juli und 6. No 
venber d. I... +-- 93,821,243 ⸗ 9» 9. 


Die übrigen 3544 Thlr. — gt — Ylır 
beftehend in Sannöverfchen und Scyleswig-Holfteinfchen 


— 
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Stamm-Obligationen, find behufs dreißigjähriger Auf- 
bewahrung in dem Trefor ber Hauptverwaltung ber 
era unter Mitverfchluß der Kommiſſion 
verblieben. 


Abſchnitt II. 


Ergebniffe der Staatöfchuldenverwaltung im 
Jahre 1871. 


Die Königlihe Hauptverwaltung der Staatsfhulben hat 
für das Jahr 1871 die gewöhnliche Ueberfiht von ber Ver- 
waltung des Staatsfhuldenmwefens mitgetheilt, und es Ir 
ber Kommiffion auch diesmal genügend, dieſe Ueberficht hierbei 
zu überreichen und daran diejenigen Bemerkungen zu fnüpfen 
welche erforberlich find, um den Sufemmenbang berfelben mit 
der Darftellung im Abſchnitt U. des 23. Berichts und bie 
u der vorgefommenen Operationen anſchaulich zu 
machen. 


1. Betrag ber Staatsfhuld zu Anfang bes 
Jahres 1871. 


A. Die verzinslihde Schuld am 1. Januar 1871 
ift in ber Ueberficht unter 1., übereinftimmend mit Abfchnitt IL 


Thlr, Sgr. Pf. 
Mr. 5 bes 23. Bericht? mit ........ 412,098,316 28 4 
B. bie unveirzinslide Schulb 
under IL mitt 18,250,000 — — 
zufammen mit..... 348, 
aufgeführt. 


2. Einnahmen der Staatsfhulden-Tilgungstkaffe. 


Die Zufammenftellung ber zur rg der Ausgaben 
ber arg ng erkkinn. für da8 Jahr 1871 3 ge 
weſenen Mittel, im — e von 26,564,130 den 
16 Sgr. 6 Bf, findet fi im Abfhnitt VI. ber Ueberficht. 


3. Ausgaben. 
A. Verzinfung. 


Der Betrag, welcher an laufenden und rüdjtänbigen 
Zinfen im Jahre 1871 zu zahlen war, ift in ber Ueberficht 
Ihr. Sgt. Pf. 

WEL BEL — 19,507,617 12 11 
berechnet; davon ſind ............... 16,911,476 — 10 
gezahlt, und . ................... 2,596,141 12 I 


rüdftändig geblieben. 
B. Tilgung. 


Die im Jahre 1871 ausgeführten Tilgungsoperationen 
und beren Ergebniffe find in ber Ueberficht unter I. Nr. 2 und 3 


nachgenieen Getilgt find danad) überhaupt 5,884,841 Ihr. 
gr. 








Von ben weiteren Veränderungen ber Staatsfhulb wird 


unter Nr. 5 bie Rebe fein. 


€. Die laufenden Ausgaben für bie unverzinslide 
Schuld 


find unter II. der Ueberſicht angegeben. 


Eine Tilgung ber unverzinslihen Schuld findet bekanntlich 
nicht ftatt, 2 o ift — IL. B. —5 e Betrag von 
18,250,000 Thlm. auch Ende 1871 verblieben. 

Bon ben Kaffenanweifungen von 1835 und ben Darlehns- 
——— von 1848 waren nach dem 23. Bericht Ende 
1870 n 271,088 Thlr. 


oh. 
808 
Ir. 


rückſtaͤndig davon find in 1871 
eingegangen, alfo nod) 
einaulöfen. j 


.ornnse rennen ne Y 


D. GSonftige Ausgaben. 


1) Die Rente für bie chemals accifepflichtigen Städte der 
Kur und Neumark als Entfhädigung für die früher 
aus ihren Kommumal-Accifefonds zum Beften bes 
Kur- und Neumärkifchen Kriegsſchuldenweſens ent- 
nommenen Beträge, 


2) die Beiträge zur Verzinfung und Tilgung der Renten- 
briefe nad) $. 62 des Gelehes vom 2, März 1850 
(Gefeßfammi. S. 112). 


find unter Nr. III. und 
3) die Verwaltungskoſten 
unter Nr. V. ber Ueberficht nachgewiefen. 
Unter bem Titel 
4) Ertraorbinaria 
— Nr. IV. der Ueberfiht — find 27 Thlr. Agio von 


ben * Bag le und Tilgung ber leswig · 
Holſteinſchen Schulden erforderlich geweſenen Speci 
muͤnzen und 


3 Thlr. Konvertirungsprämie für 300 Thlr. Anleihe 
von 1850, welche vertragsmäßig ber Preußiſchen Bank 
zuſtehen, verausgabt. 


E. Die Zuſammenſtellung der Ausgaben 


— mie die Einnahme Nr. 2 — im Gefammtbetrage von 
26,564,130 Ihlen. 16 Ser. 6 Pf., ift unter Nr, VI. ber 
Ueberfiht enthalten, und dort auch 


4 Abſchluß und Beitand 
nachgewieſen. la R 


5. Betrag ber Staatsfhulb Ende 1871. 
Die verzindlihe Schuld belief ſich Ende 1870 nad; Nr. 1A. dieſes Bericht? auf 412,098,316 Thlr. 28 Sgr. 4 Vi. 


Davon find in 1871 abgegangen: 


3) burch Tugung 6,884,741 Thlr. 7 Ser. — Vf. 
2) bei ben —— Anleihen durch 
a ae aut Ueberfiht Nr. 3. 5752240 » — r — ⸗ 
3) durch Abfegung des Refervequantums 

für Hanndverſche Schulden -......- 6399 » 29 » ]1» 


zufammen 11,643,481 Thlr. 6 Sgr. 11 Pf. 


Dagegen find zugetreten: 


N bei ber £onfolidirten Anleihe 
2) bei den Schapanmeifungen 


“son... 


“nn... 


y. 


12,305,550 Thlr. — Sar. — Vf. 
ren h gr. — Pf 


» — * 


zuſammen 15,502,350 Thlr. — Sgr. — Pf. 


Es ſind alſo überhaupt zugetreten 


und die verzinsliche Schuld betrug demnach Ende 1871 


De u Eu 


. nn nn nee“ 






„nn...“ 


DIE unverzinsliche nach Nr. 3 0. -............................. 
die geſammte Staatsſchuld alſo .......... — ED——————— 
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Eine —— des Betrages der einzelnen Schulbentitel am Anfange und Ende des Jahres 1871 enthält bie 


Ueberficht unter Abfchnitt 


Bon der eben nachgewiefenen Schuldenfumme von 434,207,185 Ihlen. 21 Sgr. 5 Pf. find jedoch diejenigen [- 
bentitel abzurechnen, welche den Staat nicht belaften, zubörberft. nämlid) Fr — ee ie 
ſenbahnen ii Erg Anleihen, melde ihrem ganzen Betrage nad) aus 


jr Bau und zur Betriebseinrihtung von Ei- 


en Ueberfhäffen ber Staatseiſenbahnen verzinft 






und bezw. getilgt werben: 
J) De Anleihe von 1852 ..onncauonnoosunnnnnnonnnenunnnsn nr en 00 8,378,500 Thle. — Sur. — Df. 
2) » » 9 ZUR OPT PENTERDERFETETTETETROITTERTEPEFFETTIR 2/542,200 en — br — ir 
3) ber Reft bes nicht für die Militairverwaltung verwendeten Theil ber 
Anleihe von 1854, nad) dem Verhältniffe von 15,000,000 Thlen. zu 
6,320,000 Thlen been oen TEE ET EEE EEE ET 2,284,100 * — > — 2 
9dAalehheſſſ ‚182 » —- ı — >» 
5) >» » De we Penn 3101400 » — » — - 
— RRTER IE anna en anedeenen 7457,20» — » — » 
» Unleibe van 1862 ...ensnnneanoasennennonunnnensennnnunnee 290620 » — ⸗ — 
» » ee |. PR DEE ROHR 6,797 600 > — » — > 
9) >» » w > BBOR IN een ana een eh 8.659600 » — » — » 
10) von ber Anleihe von 1868 B. bie 1. —— nach dem Verhältniß 
von 29,396,000 TIhlen. zu 29,000,000 Thlen. ............ 741330» — ı —ı 
11) von der fonfolidirten Anleihe von 1870 die konfolidirten Beträge der 
oben genannten Anleihen, und zwar ber Aprozentigen zu %, m ber 
Anleihen von 1854 und 1868 B. nad) ben oben angegebenen BVerhält- 
TÜDER an eca sans san en nen nn er enanaeenee 68,224,300 » — — 2 
12) die Schulden ber Nieberfchlefiih-Märkifchen Eifenbahn ............. 16.111862 » 5 » — » 
13) beögl. ber Münfter-Hammer-Eifenbabn .. . 22.222200 20H onen nenn 1266400 » — » — ⸗ 
Die Eiſenbahnſchulden ber neuen Canbestheile: 
14) die Sannöverfchen ....2-s-0renneennanennnenennn 15,034540 >» — ⸗ — -⸗ 
15) bie Kurheſſiſchen ....................... — 1489760 2 —— ⸗ 
9 16,28640  » — » 1 
177. «ac aunn anerkennen 3,437,942 » 25 » 9» 
zufammen 187,571,945 Thle. 10 Sgr. 10 Pf. 
Da ferner von ber durch das Gefek vom 7. Mai 1856 —5 ©. 334) ge 
nehmigten Anleihe von urfprünglic) 16,598, Thlren. und Enbe 1870, einschließlich der 
davon gegen Eonfolidirte Anleihe umgetaufchten Beträge, noch von... 14,286,200 Ihlen. be 
dem Staate nur bie nung EEE 5 
obliegt, während die Verzinſung bed Ueberreftes und die allmälige Til- 
gung der ganzen Schuld aus dem von der Dreußifchen Bank nach dem 
ertrage vom 28. Januar 1856 (Gef.-S. ©. 336) zu leiftenden Bei- 
trage beitritten wird, fo find von dem obigen Betrage dieſer Anleihe 9,2620 » — ı — > 
abzurechnen. 
Werben biefe Schulbbeträge von zufammen .......... .4 196,858,145 Thlr. 10 Ser. 10 Pf. 
beren Verzinfung und Tilgung ben Staat nicht belaftet, von ber Gefammtjchulb von... 434,207,185 » 21» 5» 
abgefeht, fo verbleißhen.. 55 1,349, ’ 
un 


war 219,099,040 Thlr. 10 Sgr. 7 Df. verzinsliche 
Find 18.250.000 » — — 


6. Allgemeine Bemerkungen. 


Die Notizen über die Niederlegung ber a ver- 
zinslichen Dokumente und über die Ausreihung der ben Er- 
werbern von Domainengrundftüden und ben Reluenten von 
gr ger u ertheilenden Quittungen finden fi un- 
ter Nr. VII. und VIII. der Ueberfidht. 


Fr enthält am Scyluffe einen Nachweis über bie durch 
das Gefeß vom 18. Dezember 1871 (Geſ.“S. S. 593) ange- 
orbnete Tilgung der ——— en Anleihe von 1859 und 
die im Jahre 1872 erfolgte Einlöfung berfelben. 


Abſchnitt III. 


Prüfung der Nechnungen über das Staatöfchulben- 
weſen. 


Die Rechnungen über das Staatsſchuldenweſen für das 
* 1871 find von ber Königlichen Ober-Redinungstammer 
ür richtig oder beridytigt angenommen unb ber Kommiffion 
mitgetbeilt. 

Ein vollftändiges Verzeichniß dev Rechnungen ift wie frü- 
ber diefem — beigefügt und darin bemerkt, bis p wel · 
chem Jahre die —— Rechnungen bereits dechargirt find, 
und welche berfelben jet zur Decharge vorgelegt werden. 

Anl. j. b. Verhandl. b, Herrenhaufes. 


— » umverzinslihe Schuld. 


Es werben hierbei überreicht: 
A. Die a ber Staatsfhulben- 


gungskaſſe. 


I. über den Hauptfonds, 
Il. über die Tilgungsfonds: 
1. ber Staatsſchuldſcheine, 


. » Kurmärlifchen Schulbverfhreibungen, 


2 

3. » Neumärkiſchen * 

4. » provinziellen Schulden, 

5. » WUnleihe von .......» 1548, 
6. » » BP ........ 1850, 
1.» » Posaune 1852, 
a 1853, 
9, * » Poor ne« 1854, 
10. » Prämien-Anleihe von 1855, 
11. » Anleihe von ......- 1855 A., 
12. » » J 1856, 
13. > » "ER 1857, 
14. » 1. Anleihe von ..... 1859, 
15. » 2. » — 1859, 
16. » Anleihe von ....... 1862, 
J en 1864, 
8.5» » 1867 A., 
a ae 1867 C., 
20. » » n. as 1868 A., 
| Me TEE: See 


» * » 1868 B., 
. bie Redinung über bie Einlöfung der Schaf 


anmweifungen, 
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III. über den Depofitalfonds nebit Effektenrechnung, 
IV. » » Betrieböfonde >» 5 
V. » bie Berwaltungstoften. 


B. Die Rechnungen der Eifenbabn-Sauptfaffen 
über Verzinfung und Tilgung der Schulden: 


1. ber Niederfchlefiich-Märkifchen und 
2, » Münfter-Hammer Eifenbahn. 


C. Die Rehnungen der Sauptkaffe der neuen 
Yanbestbeile: 


a. ber Bezirkähauptkaffe in Hannover: 
, über die Verzinfung ber Hannöverſchen Schulden, 


»  » Tilgung der Landesſchulden, 
»» “ »Eiſenbahnſchulden, 
4.» >» ” älterer Schulden; 


b. ber Regierungs-Hauptkaffe in Kaffel: 
1. über bie Verzinfung der Kurheſſiſchen 
2. >» » Tilgung » » 
Schulden, 
3. über die Tilgung der Anleihe von 1845; 
e. der Regierungshauptkaffe in Wiesbaden über DVerzin- 
fung und Tilgung: 


1. der Nafjauifchen, 
2. » Homburgifchen Schulden; 
d. ber ne in Frankfurt a, M.: 
über Berzinfung und Tilgung der Frankfurter Schulden ; 
eo ©. ber Regierungs-Hauptfaffe in —— 
über Verzinſung und Tilgung der Schleswig-Holftein- 
ſchen Schulden, 


ſämmtlich für das Jahr 1871. 


Schulden, 
allgemeinen 
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D. Die Redinungen ber Kontrole ber Staatöpapiere 
a. das Dofumententablean, 


b, Die Rechnung über die Ausgabe von Schatzanweiſungen 
—*X Ya 171. N) chatzanweiſung 


c. die Rechnungen über die Verbriefung und Ausgabe 
neuer Zinsfoupong: 


1. der Anleihe von — 
* » * 
„2> » 1859, 

» E » 1867 A. 

für die Jahre 1868 bis 1871, 

. ber Anleihe von 1852, 

» 1.» » 1859 

für die Jahre 1859 bis 1871, 

. ber Samburgifejen Schulden für die Jahre 1870 
11 dir 

. der Sannöverfchen Schulden, Abtheilung C., 

. >» Naffauifchen 
für das Jahr 1871. 


Die von der Kommilfion bewirkte Prüfung biefer Rech— 
nungen, weldye ſich auch diesmal auf die vorangegangene Ne- 
vifion durch die oberfte Nechnungsbehörde ftügen mußte, bat 
feinen Anlaß zu Erinnerungen gegeben, 


Die Kommiffion trägt deshalb darauf an, 


ber Königlichen Hauptverwaltung der Staatsfhulden 
Di = oben bezeichneten Rechnungen Dedarge zu 
ertheilen. 


Berlin, den 31. Dezember 1872, 
Staatsfhuldentommiffion. 


von Bonin, von Sennig. eo. ur Lippe. von Bo: 
delſchwingh. Saflelbach. ildends. Stünzner. 


Se = ne map 


— 
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Verzeichnif 


ber 


Rechnungen über das Staatsfhuldenwefen. 








Auf Grund Mit dem 
3 bie Mb 24. Bericht 
j erichts fin werden bor- 
Aufzuftellen finb: dechargirt die | gelegt die 
Redinungen | Rechnungen 
für 


für 





A. Bon der Staatöfchuldentilgungsfaffe. 


I. Die Hauptfondsrehnung .2......................... Sat 1849— 1870|} 
II. Die Rechnungen über die Tilgungsfonds: 
N ber —— * PRTRER 
Kurmärkiſchen Schuldver ann 
J — 
4 » —5**— en e PET TURETEFFLTT 
9) » Anleihe von 1548 ........................... dee Kia nen are - ” 
ge eg — } 1851 —1870 
7) * » 1 EN —— 1852 —1870 
8 >» » > re ee ae Fe 1553 — 1870 
9) » » Be U a ee Tea ee 1854 —1°70 
10) » Brämienanleibe von — aaa aan san refse ne ; 
il) » Anleihe von 1888 1856 -1870 1871 
12) » JJ ERAHEN SEN N —— 
13) » » BG 1862 — 1870 
14) » |. » >» -1859 „::-,.; 1863 — 1870 
15) » 2. » u 13) 1862 -—1870 
= » * aan 8. 1 EEE EETERNEEDDEETUTE 1866 —1870 
7) » * BR ae ae ae Dam ana 38 am 
BES. 20 > abi ODE Beer | 1863 —1870 
19) » „ BE nen ea een 1867 —1870 
20) » » a 1. 102005 RR 1868— 1870 
2) » » 9: ID Brass area ea 1869 u. 1870 
22) die Rechnung über die Einlöfung ber Schapanweifungen ORTEN — 1868— 1870 
II. Die Depofitalfondsrehnung nebft Effeltenrechnung —— 
IV. » Betriebsfondsrechnung a ren 1849 —1870 
V. Verwaltungskoſtenrechnung ..................... 
B. Bon den Eiſenbahn-Hauptkaſſen 
die Rechnungen über Verzinfung und Tilgung der Schulden ........... .....4. 1852 —1870 | 1871 
1) ber Niederfchlefiih-Märkifhen Eiſenbahn............................8 1855 — 1870 
©. Bon der Bezirfs:Sauptfaffe in Sannover 
die Rechnungen: 
*æ über die Verzinſung der Sanndverfhen Schulden ... .. ... ......... J 
2 » Tilgung Der Sannöverfhen Pandesfchulden. .. . ....... 1871 
3) ⸗ » Eiſenbahnſchulden ... .. . ... .......... 1868 -1870 
4 » > ⸗ » Obligationen Lit. D. .......erescerne. 2 
>» > » älterer Hannöverfcher Landes: und Kammerſchulden ......- 1871 


33 * 


E 
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ne Grund Mit dem 
e8 1.—23, 24. Bericht 


f : Bericie find | werben vor- 
Aufzukellen find: bechargirt bie „geleut bie 
a — 





D. Bon der Regierungs-HSauptkaſſe in Kaſſel 


die — 


über die Verzinſung dev Kurheſſiſchen Schulden . ...42 
über die Tilgung der Kurbeffiihen allgemeinen Schulden ................ 1868 —1870 1871 
3 » Anleihe von 1845 ...... .... 


E. -Bon ber Negierungd: Hauptkaffe in Wiesbaden 


die Rechnungen über bie Sehe und Tilgung ber Naffauifchen und ber Heffen- 
Semburgifigen Schuubennn 1868 -1870 1871 


F. Bon der NRegierungs-Hauptkaſſe in Schleöwig 
bie Rechnung über die Verzinfung und Tilgung ber Schleswig-Solfteinfhen Schulden ... | 18693—1870 1871 


©. Bon der Kreiskaſſe in Franffurt a. M. 
die Rechnung über Berzinfung und Tilgung der Frankfurter Schulden... .........- 1869 u. 1870 1871 


H. Bon der Aontrole der Staatöpapiere 


a. alljährlid: 2 das Dokumententableau................. .................... 1849 -1870 1871 
die Rechnung Über die Schafanweifungen .............. 1867 —1870 
b. alle 4 Jabır- bie Redynungen über Verbriefung, Umfehreibung und die Ausgabe 
neuer Zindfoupond: ‚ 
B\ ber a gen EDLER TERN Ar NIE RUSIRER 1846 — 1869 — 
2) » Kurmärkiſchen Sanlineincchhungen 1845 — 1868 — 
9) ⸗RNeumnteciſcheen nenesHansn rennen nee 1849 — 1868 — 
4) ⸗ Anleihe von 1848 ........................... RIEF 1848—1867| 1868—1871 
5) * » 1. EEE ARTE EIER 1850—1867| 1868—1871 
6) » 5 "le BERNER RE REEL NER REC UHREN 1852 —1868]| 1869 —1871 
» ” 3 I8DB Koran en — ET RP 1853 —1870 — 
8) > 5 EL TEST TEURER 1854 — 1867| 1868—1871 
9) » Vrämienanleihe von 1855 ...............................1 1855 — 1864 — 
10) » Üünleihe von 1855 A....................... — 1856 —1868 — 
11) > PER 12: SR IE ER REISE IPRFIERHERDCAFRAEN UNE HERE 1856 — 1869 — 
12) » 5 | RETRO ER TERALTEH RESTE RAR 1857 —1870 _ 
13) > erften Anleihe von 1859.. ... .................. 1859 —1868] 1869 —1871 
14) » ameiten » ———— 1859 - 18671 1868 —1871 
IB) = 1862 4869 — 
16) » B N Een 1864 — 1869 — 
17) » 5 RER 1 10 PR RR RE —— 1867 1868— 1871 
18) » » #804 Gicsascassnsssnneneesei ER RI RE ER 1867 —1870 — 
19) » * BT 1867 u. 1868 — 
20) » » » er ee an en ee een 1868 — 
3 — 1868 — 
22) » Chen ber Niederichlefiih-Märkifchen Eifenbahn..............- 1852 —1870 — 
23) » » Münfter-Hammer Eifenbahn ..................... 1855 —1869 — 
24) > Sannöverföen er RN EINEN PIE EBERLE — — 
a. ——— — — e555 1868 u. 1869 — 
> — PU PN AERSESERHRSEREEREETT 1870 _ 
c EEE EEE TOO TOTER EEE — 1871 
25) >» Kurheffifcien [1 RE ERS FREENET — _ 
26) » Naflauischen — SP RRNE RENTE PART EEE: 1869 u. 1870 1871 
27) * SHellen-Somburgifchen Squden — — 1870 u.1871 
2 » an — REDREORCEEUSEORUTERE — — 
»Schleswig · Holſteinſchen ⸗ ............*.44 — — 
c. pri nad Bedürfniß: 
bie ge über die unverzinslihe Schuld ... ........... — TERTT 1843 —1870 _ 
2 »Dokumentenpapierrechnung > onnun neuen unsern nennen 1851 —1869 — 
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Jahr 1871 betrug am 1. Januar 1871: 


I. 


A. 


sammen 


4. Sächfifche Rammer- Rreittffenfeine 
N rung für unbelannte An⸗ 


—— — eh le + Mär- 
— Ichlefifch - 


Veberficht 


der 


Königlichen Hauptverwaltung der Staatsfchulden über die Verwaltung 
des Staatsihuldenwefens im Jahre 1871. 





Nach der Ueberfiht vom 25. November v. 


Die verzindliche Staatsſchuld. 


ber alten Landestheile und bes 
Gefammtjtaates feit 1866. 


i —— — —————— 61 Dt c— 
. Unleihe von 1848 ................ 
» Tue: 1.2). WESER RR EEE 
» a |: 7 — 8 3'3827800 _1- 
» en |...) SP 2,544,0001—|— 
> Fat |: 7. VROCARRCEU RR 5,710,6001—— 
. Brämienanleihe von 1855 .......... 
.Anleihe von 1855 A. ............. 
» ” 1 eeireiseneinen 
» » 1857 N TINTE 
» 
2.» } Daggtı 1:1): NINE IR RR 
» 2 IRB anne 
» D. een une: 
» ag |. 12. VRR EEE 
D u |. 12 0 EEE 
- w: AED een 9,839,400—— 
» » »= A ee er 14,505,400 — 
> 1122 ER 
e Konfolibirte Anleihe von 1870..... 
ER 
. Kurmärkifche Shah (Gtantsanifeil) 
. Neumärkifche 


> Steuer 


en Eifenbahn 


442* 


rn nn... netten 


a u a u 


SummeA, ber alten Candestheilex. |349,375,460111| 7 





J. und der Hauptfondsrehnung der Staatsfchuldentilgungstaffe für das 














Betrag. 


Tolr. fa. df. 
Uebertrag 349,375,460111] 7 


B. ber neuen Landestheile. 
l. Sannover. 


.„.... 


a. Schuiden ber General. Steuerfaffe .. 2,952,34828] 7 
b. » Generallafle .......... 1,470, 34957 _ 
c. Eifenbaßnfchulden EIER 15/658,6101— 
d. Refervequantum für unbekannte An- 


1 ERITREA 


639 











Summe 1 | 20,087,701]25| 6 


2. Kurbeffen. 




























a. Allgemeine Schulden ............... 37,350 

b. Eifenbabnfculden ................. 15,007 6001—— 
Summe 2 | 15,044,950 

3. Naffau. 

a. Allgemeine Staatsfhulden .......... 762,438] 2/10 

b. Eifenbabnfhulden ................ 16,372,57111210 

c. Domanialfhulden ................. 2,426,704/22110 
Summe 3 | 19,561,714| 89 6 

4. Heſſen-Homburg. 
— Schulden .................. 81,142 25 9 
.Frankfurt a. M. 

a. — Schulden............... 4119 28521 4 

b. Eiſenbahnſchulden ................. 3504,742 25 8 
Summe 41 7,624,028117)— 

6. Schleswig-Solitein. 
Allgemeine Schulden .................. 323,319 —i— 






überhaupt 


412,098,316128] 4 
Der Etat für 1870 enthält dagegen 


—D— 5 


14,988,880 | l 


alfo mehr 
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Derfelbe enthält nämlich 


mehr: 
9 die im Jahre 1870 gegen die Annahme bei Aufftellung des Etats für 1871 mehr getilgten a olcefne 
' 9, r. 


Kurmãrkiſche Schuldverſchreibungen ...... ...............4 
Schleswig ⸗Holſteinſche Schulden. .............................4 


2) die im Jahre 1870 nach Aufſtellung des Etats durch Konſolidation abgegangenen 
Beträge — Anleihen von 
P] 


ER RT — DOLPREITTOTTITONT 200 Thlr 

. } 1.53 VPE PERETTETTT UT asenssen. 3700» 
TRETEN — 1,600 > 
PFERD RER BRIAN 38,500 » 
32 BEE IE TE SETLNTET 10400  » 

Di TR — 13300 
ER ETERTTLRIUT 2 » 
TORE ae ee 13,900 . » 
1:77 7 ER RERRRRDR 66 13,500  » 
18070... 0 eneosaee 49,125» 
186YD......s00ss 0000 nnsn nn nn ene 19,200 = 
1177,71 39475 > 





3) an fonfolidirter Anleihe. ......... ELTETERTFTRTET ERROR ———— PETER 
einichließlih 1,000,000 Thlr. von den nad dem Gefehe vom 10. März 1870 
(Gefeb-Samml. S. 250) in Stelle der von der Anleihe von 1868B. noch nicht 
realifirten 20 Millionen Thaler in Eonfolidirter Anleihe auszugebenden 
20,000,000 Thaler. 

9 die nach Aufſtellung des Etats eingelöften Schatzanweiſungen über .........- 

5) den bei den Hannöverfchen Schulden vom Refervequantum abgefegten....... 

zufammen 
Dagegen weniger 

die baaren Kautionen, welche bereits im Jahre 1866 behufs Rüdzahlung vom Etat ab- 
a EEE RR ERS FEED EREERROUERDERERUTTERERSE TEN 
überhaupt alfo mehr, wie oben 
Von der am 1. Januar 1871 vorhanden gewejenen Schuld von...........-. 
find im Laufe des Jahres 1871 folgende Beträge, welche unter dem Abfchnitte »Ver- 
gleihung der Staatsſchuld am Anfang und Ende bes Jahres 1871« einzeln werden nad). 

gewiefen werben, 


abgegangen: 
2 durch Tilgung ..22 5,872,841 Thlr. 7 Sgr. — Df., 
2) durch Konſoudation bei den betreffenden 
Älteren Anleihen ..................... 5,752,2a0. — r — 
R durch Nüdzahlung von Kautionen ...... 200 2 — ⸗ — 
4) durdy Abfegung des Nefervequantums für 
unbekannte Hannöverſche Schulden ....... 039» 29 » 1 >» 


zufammen 11,643,451 Thlr. 6 gr. 11 Df. 
Dagegen find zugetreten: 


1) an Schatamveifungen . 3,196,800 Thlr. 
2) an konfolidirter Anleihe 12,305550  » 


zufammen 15,5023550 » — » — » 
Ueberhaupt find alſo zugetreten acccccc 
Die verzinsliche Schuld betrug demnach Ende 1871 .... .. 
1. Berzinfung. 
Von dem im Etat für 1871 ausgeworfenen Zinfenbetrage von ... ........ 


und den nach dev vorigen Ueberficht verbliebenen Zinfenrüdjtänden aus 1870 und früher 
— an a an a a a an a ae War a ea EEE 


zufammen von 
find folgende Beträge, welche theils von getilgten, theils von fonfolidirten Kapitalien 
erfpart und dem Tilgungsfonds, bezw. als Zinfen der fonfolidirten Anleihe zugetreten oder 
für die —— Staatsfonds erſpart find, abgegangen: 


bei den Staatsſchuldſcheinen ...........*. 26,551 Thlr. 22 Sgr. 3Pf. 
» ber Anleihe * 188 ——— Ne 8,0625 * 2 on { M 
» >» » EIN ann 30 ⸗— — 
* * * 1862... — 326 — »— 2 
.» » Bien | 1:1: GREEN 226 + — —— 
⸗ — 8705» 7 » 6» 
.s >» » »- /IBBBA, 02.02 de 4544 » 2 » 6» 
’ » » TR 1 237 ee 19,532 » 7 »6» 
» » r = 6,862» ln — * 
» » » BIBDD: 11,107» 15 vm— * 
»22. > Be 1: 13,06 2 — — .» 
» 2,» 2. 1008 een 134 mo — » — » 
nd »2» BY: BRRerE 15,813» — — 2 


Seite 115,574 Thir. 2 Sgr. — Pf. 


966 
59,830 Ahr. 


208,100 Thle, 


2» — Sur. 1 Vi, 


25, 700 DB m > 


14,358,539 Thlr. — Sgr. 1 
4 12,098,31 6 * 28 * 4 


3858865 » 3 » 1» 
415,957,185 Ihle. 21 Sr. 5 U 


17,562,044  » 5 273 


271025 » 23 » 1» 
20,272,529 Ihle. 28 Sgr. 8 Tr 


20,272,329 Thlr. 28 Sgr.8 U. 
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Uebertra 115,874 Thlr. 2 Sar. — Vf. 20,272,329 Thlr. 28 . 8 Vf. 
ee > a N En RE SO 
bei der 2. Anleihe von 1867C..... 1205 » — » 4» 
bei ber 2. See von 1867D..... 36402 » 2 >» 6 >» 
bei der 2. Anleihe von 1868B..... 29354 » 5»+ 9» 
bei der fonfolidirten Anleihe erfparte 

Zinfen von ber General-Staatd- 
kaffe überwiefenen, aber noch nicht 
veräußerten Werfchreibungen ... 202,760 23 3» 
bei der Kurmärkiſchen Schuld ..... 2» 15 > 2» 
bei ben Schabanweifungen .....:.. 354,16 » — ⸗ — >» 
bei den Schleswig-Holiteinfchen Schul R 
ee ee een 32 » 2 » 2 » 
s zufammen 765,939 > l » 2; 
Sen verbliebeneeeeeee ERUERLTERLDEOPOLTER 900, rt. 2 Sgr. 6 
find dagegen zugetreten: 
bei den Sautionen .... ..44 424 Thlr. — Sgr. — Pf. 
bei den Hannöverſchen Schulden ... 799 - 38» 5 >» 
ge von ‚getilgten Kapitalien 
bis zum Zahlungstage, ben 
2, Januar 1872, weldye in 1871 
autreten, weil erſt der Etat für 
1872 die Zinfen für den gedad)- 
ten Termin enthält, 
bei den Kurbeffiihen Schulden ....- 2» 7» — ⸗ 
Mehrbedarf an Goldagio. 
zufammen 1,26 » 15» 5 >» 
Das wirflihe Zinſen Soll betrug demnad für das Jahr 1871 .. 19,507,617 Ihe. 12 Ser. 11 Pf. 
Hiervon find gezahlt rüdjtändig geblieben 
1. von den Staatsfchuldfcheinen ... 2,102,683 Thlr. 12 Ser. 9 Df. 165,126 Ihle. 23 Sgr. — Pf. 
2. » ber Anleihe von 1848... 54,329 » 5 >» 6» 6,595 >» — * 
3.» » “ » 1850... 361,064 » — 1 — > 33,906 » — — ⸗ 
4,» » » » 18552... BA » — ⸗ — ⸗ 35302 — ⸗ — >» 
5,» nm E) » 1853... 100,76 » — » — » 14636 » — + — * 
6.» >» » » 1854. 247423 » 1 » — * 38071 » 2 » 6» 
7. » »Bräm.-Anl.» 1855... 36953 ⸗ — 1 — ⸗* 1826 » 1» — » 
8. »  » Anleibe » 1855A.. 128483» — » — ⸗ 18,634 » 5» — » 
9,» >» » » 1856... 410629 » 1 >» — » 166,07 » 7» 6r> 
10, » >» » » 1857. 14870 » 2 » 6 > 19651 » 15» — + 
II. » * * * 1859 ... 1 ‚42 * 15 » — 2 678,933 > 22 * 6 » 
12. »  »2ten» » 1859... 348,602 >» 7» 6» 2729 ».2 » 6» 
13, >» » » * 1862 . 118,004 * — vn — 16,040 > — — >» 
4.» » >» » 1864... 320258 » 7» 6» 4193 — 1 — 5 
15. >» > » » 1867A.. 329458 » 3 ⸗ — ⸗ 58,205 >» ver er 
16, » » » » 1867C.. 266,054 » 23 » 8» 202,844  » 6» 6» 
17. » >» » » 1861D.. 45217 » 7» 6» 4894 » 2 » 6» 
18. » > » » 1]868A.. 73581 »r — ⸗ — * 112468 » — » — ⸗ 
19, » » » » 1868B.. 508250 » 4» 9» 8123 » 6 >» — » 
20. » »fonf.» » 1870... 5079,90 » 7» — » 454,506» 9. 
21. » ben Kautionen .......... 140» — »r — ⸗ 140.» — — 2 
22, » der Kurmärkiſchen Schuld 
Staatdantheil) ......:.--- 36379 » 24 » 2» — — — * 
23. » der Neumärfifchen Schuld . 
Staatsantheil) ».++..-.+-- 6,78» 6» 5 > — a — 
24. » ben Sädhfiichen Schulden .. 16,696 » 1 » — >» 2,179 » 5 » — » 
25, » ben Schulden ber Nieder 
fchlefifch-Märkifchen Eifenbabn 658,527 7 — — ⸗ — er — 
26. » ben Schulden ber Muͤnſter⸗ 
Hammer Bahn .........+- 203». — 1 — 2 _ _ —- ⸗ — ⸗ 
27. » Schatzanweiſungen .....:.- 11384 » — 1 — ⸗ = an Ma nen 
28. » den — Schulden 80394 » 9» 6» 137,466 » 231 » 8» 
29. » den Kurheſſiſchen Schulden 356,656 » 1» — * 62;: » 3» 9» 
30. » ben Naſſauiſchen Schulden 805Ml » 6 » 2 > — » — 2 — ⸗ 
31. » ben Selen ⸗ Homburgiſchen 
Schulben.5 40597 » 4» 3 — »— — 2 
32. » ben Frankfurter Schulden... 206,772 =» 12 » 9 703» — ⸗ — - 
33. » ben Schleswig ⸗-Holſteinſchen 
Schulden — — ‚402 * 13 >» 1 1 » 4,265 » 17 » 2 » 


zufammen 16,911, 
iebt das Soll von 


— — 


19,507,6 







17 The. 12° 


Sar. II P 


” 


g 
Die Beträge unter Nr. 22 und 23 find an die für Staat und Provinz gemeinſchaftlichen Verzinfungs- und Tilgungs- 
fonds und die unter Nr. 25, 26, 28 bis 33 an die betreffenden Hauptlaffen zur weiteren Verrechnung * 


2%. Tilgung. 
Die nachftehende Zufammenftellung enthält bie für das Jahr 1871 vorhanden gewefenen Tilgungsmittel für die ein- 
zelnen Schuldengattungen, die davon verwendeten Beträge und die getilgten Schulbfapitalien: e 
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Extra- 
Tilgungs- Zins. Präffubirte | Beſtand — 
ie Säulbentitel Prozent, Erfpamif. Sinfen. aus 1870, laut 
& Bemerkung. 
= 
ei Thflr. Sar Pf. Sar. Ser. Pf.| Thlr. Sgr.Pf.| Ihr. SgrPf. Z et 
Staatsſchulbſcheine -.... 2.2... +. 660,137115| 6] 4,0091 6 $ 100 — 
Anleihe von 1848... .-....-..».-- 5,474) 5 E 
”  lSSU.. een — — 
„ a 1 ze -- 
5 > Men — -r 
» ER La — Ta 
Prämienanleihe von 1855 ....... — wi 
Unleihe von 1855 A........ aa — Ei 
> vd: en & 
> ur — — 
» * 1859 MIRTErITeeeee 151,137 15 — Ei 
2.3 Lu 1.3) ER 100,201115 _ BE 
DA 13,652 — E = 
en Mein 30,683| 7 — E 
EN HUREN 54,112 16 _ E 
en u en — 
> ee I —_ — — 
» >, — em — 
a te — — — 
Konſolidirte Anleihe von 1870.... — ——— — 
ae aaa — — — 
Kurmärkiſche Schuld: 
Antheil des Staats .......... 33,367 — — — — E 
Antheil ber Brovinz........... 60,000 — _ — _ E 
gemeinſchaftlich ............... — *— 133263 — - 
Neumärkiſche Schuld: { 
Antheil des Staats .........+. 6,2001 — | u Bis — 12 
Antheil der Provinz........... 17,000, — 6,6651 — — — 
gemeinſchaftlich ... — — — >. 7j— — — 
Vormals Sächſiſche Schulden: 
Kammer · Kreditkaſſenſcheine ..... 588 | — En — Fe en = 
Steuer Krebitlaffenfcheine . ..... 193,200, — = A = 4 
Refervequantum für unbekannte pro: | 
vinzielle Schulden. ..........-. - — — | — — BEN li 
| 
1 





Digitizedik 





Verwendet 
find 


Summe. 





Thlr. 





Ear.Pf. 
2,337,526 15 


Ihlr. Thlr. 


15 337 450 








26 












— 8) 380,111 
447,935| 6| 1| 447,973 
379,660128| 6| 379,681 
105,74717| 9| 105,726 3 
318,654| 9) 2] 318,590 3 
456,000 | 456,000 — 


157,797 7| | 157,719 _ 


| 








































von 


22| 6| 518,200 
439,200) 
9) 122,300. 
9 332,500. _ 
400,000 —| - 
164,600. — 




















Tilgung 


Ear.Mf. 


197,35427—| 197,300 —|_| 187 300 
118850118—| 118721111) 3] 123,900. — 
456,753 ——| 456,700] 456,700 - 
284,314119| 3 284,10 7 

61,750, 6 3] 61,72315._ 

201,114 7) 6 en 3 

354,249] 7) 6| 354,146 





66,603) 7| 8 





-T 4 


506,33428| 2] 555,650 
56,34118 9 


50038123 — 


56,348112) 7 





= -- 





— — 
















| 
— 


Mithin 


beim Tilgungsfonds 


Beitand, 


Thlr, Sar.Pf.| Thlr. Sar. Pi. 









462410 
612310 











Bemerkungen. 


Vorſchuß. 





Sul. aordinait der Betrag eines berjährten 
Staatsfhuldfheins über 100 Thlr. 


Su 2. Privatrente, Ablöfungskapitalien. 





Zu 7. Planmäßige Beträge. 










Su 17, Die Tilgung hat erft von 1872 ab be- 
gonnen. 








Zu 20, Eine Tilgung findet event. mur ftatt, 
wenn der Staatshaushaltsetat einen Ueber 
E jhußergiebt. (Gefeh vom 19. Dezember 1869.) 


Fu 21. Die Rachahlung erfolgt durd bie 
General: Staatökaffe, 






Zu 24. Planmäßige Beträge. 


Zu 25. Wird nicht getilgt. 


er 
Digitized by Google 
34 n 


Tilgungs- Sins: Präflubirte 


Schuldentitel. prozent. erſparniß. Zinſen. 


Thlr. Sar. Di] Thor. Sgr.Pf.| Täler. Sar. Pf. 


Schulden ber Niederſchleſiſch / Mär- 
kiſchen Eifenbahn: 

a. Stamm ⸗Aktien ............. 

b. Prioritäts -Aktien .......... 

c. Prioritäts · Obligationen Serie 

L mb 

d. Desgl, Serie III. ..... ae 


e. Dedgl. Serie IV...........- 


Schulden ber Münfter - Sammer 
Eifenbahn: 
a. Stamm · Aktien ............ 
b. Drioritäts · Obligationen..... 


Schatzanweiſungen .............. 


Hannöverſche Schulden: 


a. vLandesſchulden — ———— 
b. Eiſenbahnſchulden .......... 


5216) 6 
73818 — 


Kurheſſiſche Schulden: 
a. allgeutiee 
b. Eifenbahnfhulden .........- 


Naſſauiſche Schulden: 
a. allgemeine ................ 
b. Eiſenbahnſchulden .......... 


Heſſen ⸗Homburgiſche Schulden: 
allgemeine ................... 


Frankfurter Schulden: 
a. allgemeine. ................ 
b. Eiſenbahnſchulden ...,.... +. 


Schleswig · Holiteinfhe Schulden: 
allgemeine ................... 
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Extra 
Beſtand ordinair 
aus 1870. laut 
Bemerkung. 


Thlr, Sgt. Pf] Thlr. Sgr. Pi. 


94618 7] — 
33919] 1] — 





192911 — 
ST — 















Em 


Ihlr. Sar. Di. 


Summe. 













| 
110,300 — 
47,612 15 


51,150 — 





12,000 —— 


23,900 — 
2,082 — — 


426,193. —| 9 
628,842 25) 1 


21,050 — — 
276,700 — 








116,685 21 5 
104,171112 9 





57111210 


67,965 17 N 
66,8 ı 
} 


10,83922| 6 





Verwendet 


ſind 


Thlr, 


110,300 — 
47,612115 





51,150 — 


12,000 — 


| 


23,900 us 
2,1001 — 


425,402.19 


629,056. 21 
f 
! 


21,050, — 

276,700 — 
| 

| 


116,685 121 5 
104,171.12, 


Sar. df 





5711210 


67,914] 8 5 


66,800. — 


10,830122 








Zur 
Tilgung 


von 





Thlr, 















110,300 — — 
47,612 15 — 
s1,150.— _ 


| I 





12,000 — — 


23,00—— 
2,100— 








u 


26) 8 
| 


419,948 
624,070 


| 
— — 
120,000 _ 





116,685]21| 4 
104471112] 9 


571 1210 


67914 8 5 


6, — 


_ 





Mitbin 
beim Tilgungsfonds 


Vorſchuß. 


Sar. Pf] Thle. Sgr. Pf) Thlr. Sar. Bi, 






















Bemerkungen. 














— ——| Su 26d. Die Tilgung beginnt erit, wenn 
ſammtliche Stammaftien getilgt find. 


| 


geworfen, jondern die eingelöften Schaganwei- 
ungen durch neue erſetzt. 


Zu 29. In dem gezahlten Betrage ſind die 
Stüdzinjen bis zum Zahlungstage mitbegriffen. 


18 


213 25 


— Zu 28. Tilgungsmittel find im Etat nicht aus- 


11 





Zu 30b. Vlanmäßige Beträge für die Prämien 
anleihe von 1845. 


Su 31. Vertragsmäßige Beträge. 





Desgleichen, 


34* Digitized by Google 
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| Searendaun 


3. Vergleichung der —* am Anfange und 
am Ende bes Jahres 1871, 


Die nachſtehende Ueberficht weit die Veränderungen nad, 
melche die bei dem Beginne des Jahres 1871 vorhanden gr 
weſene verzinsliche Schuld im Laufe beifelben theils durch 

fortgefegte Konfolidation einzelner Anleihen, theild durch Til- 
gung oder Abfehung erlitten hat. 


Dabei ift zu rag daß die in der Zufammenftellung 

N Nr. 2 als getilgt auf führten Schuldverſchreibungen ber 
ak en von 1848 bis 1854; 1855 A. bis 1857; 2ten von 1859 
* 6 des Geſetzes vom 19. De- 
onfolidation eingegangenen Schuld- 








B. nad) Vorſchrift "des 
ner 1869 aus den zur K 





Abgang 





Sculdbetrag 


Schuldentitel. Anfang 1871. 


Tilgung- 





Nummer. 





ibir. 





Tblr. far. vf. far. 
























































































26] Referbequantum für unbe- 
kannte Anfprüche 
Schulden der Niederichle- 
66 Märkiſchen Eifen- 


467,860 11|,7 












RR. 16,332,025 — 221,06215 
28] Schulden ber — 1 | 
Hammer Eifenbabn .. 1,292,411) — — 26,000 — 
4 Schakanmmweifungen ...... 7,860,000 u " 
| 4,332,38515,— 





| 1008 — 625115 — 


Summe der Schulden * 


alten Lanbestheile .. .. |349,375,460|1 \E 7 












Schulden der alten 
Landestheile. 
Staatsſchuldſcheine . .... 61,328, 400 2,757, 300 — 
AAuleihe von 1848 ...... 1299, 340 - = 
» a 1880... 9,235, 1001 — — 
Sr =. BO 8,382,800.— 
en 5 DS. 2,544,000,— BR 
5 v IBBR 5,110,61 —33 — 
Vrämienanleihe von 1855] 11, 060, O0 —, 400,000 — 
Anleihe BAR 1855 A.. 2, ‚952,700, —— = — 
1880. 25% 8.441,00, — — 197,300 — 
» R ENGE na 3,3560 — Ze 
D 4: ABI er 27,088,2.0 — 456,700 — 
2.» » 1859 7954 600) —— = = 
» = 1882..:4.5% 2,907,00—.— = = 
, »: 1803 „ran 7363,700 ⸗— — — 
* » 1867A 7,827,300 — — 
—6670 666375 — — 
» 1867D u,839, 100 —— = Br 
b » 18684... 14,505,400,— — — we 
N 1868B..... | 11,915,850.— Er 
20 Stonfolidirte Anleihe von | 
EEE U 112,190,800 — — — 
vu..2......» 5 12,000 — 
Kurmärkiſche Schuld: 
Staatsantheil ....... l ‚039,123 — — 57,706. — 
3] Neumärkiiche Schuld: 
Stantsantheil ....... 1939499 —— | „ 10,529 
Sächſiſche Kammer⸗Kredit⸗ 
kaffenicheine.......... 588 — 588— 
Sächſiſche Steuer Kredit: | 
kaſſenſcheine ........+ 596,450 — — 193,200 — 














Altenftüd A 54. ER 

verfiherungen biefer Anti entnommen, und bie zur Til- 

gung ber Anleihe von 1856 erforberlid geweſenen baaren 
eträge nad 


R beffelben Geſetzes durch Veräußerungen eines 
entfprechenden Betra er von Verfchreibungen ber fonfolibirten 
ae: aufgebracht find. 

edarf zur Tilgung ber Anleihe von 1856 fann nur 
ſoweit u ben zur Ko nfolt irung eingegangenen Sculdver- 
—— entnommen werden, als letztere von einer Ver— 
loofung der Anleihe betroffen werben, da die Tilgung berjelben 
nad) $. 10 des Gefeged vom 7, Mai 1856 in der Art erfolgt, 
dab die dazu erforderlihen Schuldverſchreibungen, foweit jie 
nicht von ber er Ban geliefert werden, öffentlich aus- 
gelooft werben müffen. 






in 1871 burd 





Schuldbetrag 
Ende 1871. 






— Zugang. 
Konfoli« zugang 
dation, 






Abfetung. 
















pi. Thlr, Thlr. far. Pf. Ihle. far. Pf. Ihlr. far. pf. 










































































— 233,790) — 

=> 3,600) — 

— 43001 — 

— 1,8001 — 

— 2394001 — 2], 
Eier — 10,660,000 

— 169,900) — 2,782,800 

— 645,700| — 7,598,900)— 

— 254,600| — 

— 497,400) — 

— 1,7000 — 

— 566,100) — 

—| 545,600) — 

— 338,775 

—11,179,800) — 

—1,019,775]| — 10,896,075 — 

— — — 124,496,350 - 
— — > — Bl, 711 

— — — — _— 183.420 — 





403,250 —— 


| 


a 1 


16,111,862115.— 


‘ 


1,266,400| —|— 
11,056,8001 —I— 
u 


15.502,35 — — | | 


| | 


—135 1, J 793, 184 26 7 


3196,8300 — 


— ‚752,240 m 


















igitized by 


Herrenhaus. Aktenftüd AF 54. 269 















Abgang in 1871 durd 





Schuldbetrag 
Sculdentitel. Anfang 1871. 


Schuldbetrag 
Ende 1871. 









Qugang. 





Konſoli⸗ 


Tilgung. dation. 


Abfegung. 














| Nummer. 














































Thlr. far pi. Ahlt. farpf.| The. Thlr. far. pf. Thlr.  far.pf. Ihr. ſar.pf. 
| | | | 
Uebertrag wu A - HH — — 1-1 3,417,72415.—1854,793,18 ink 7 
| | 
301 Sannöverfche Schul- | | | 
den. | | | 
a. Allgemeine ......... REN 7 419,04826| 8 = _ — — — 4,002,raalaslıı 
b. Eifenbahnfchulden ....| 15,658,6 0 ur — -— I Z 4 1580-- 
c. Refervequantum ..... 6, 399 201 1 — —— 6,3999 11 Fan et ui 
20,087,70125 6) 1,044,01826 | °— | 6392011] — ER 19,037,282128 11 
| | ! 
31] Rurbeffifche Schulden. | | | | | | 
a. Allgemeine .........- 37,350 — 21,050] — u — — 16; U 
b. Eifenbahnfchulden . . . | 15,007,600 — — 120,000 —| — _ I — Hi 14,887,600 —I— 
15,0 14,850 141,050 F — — — — a Be 14,903,900— 
32] Naſſauiſche Schulden. ; | | 
a. Allgemeine .........- 3,189,14235| 8] 116,685211 44 — — —— — — 3,072,457| 4| 4 
b. Eiſenbahnſchulden . . .. 16/3725711210 104171119 — — I — == —|—| 16,268,400/—| 1 
19,561,714 8| 6| 220,857 19,340,857| 4 5 
| ] 
\ 








33] Seffen : Somburgifche 
Schulden. 


Allgemeine ............ 81,142235 9 














34) Frankfurter Schulden. 


a. Allgemeine ........-- 4,119,285.21) 3 




















67914 85 4,051,371112110 
b. ——— 3,604 742 259 GR — 3,437,942.25| 9 
7,624,02817—] 134,714 3 59 — = —— — — 7489314) 8] 7 
35| Schleswig » Golſte in⸗ | | | | | | 
ſche Schulden. | I} 
| ! | 
Allgemeine .. mer. +0 +.» 323,319 — — — — — F = = En 312075 —— 
| 1,552 2.455122 | — | 630929 11 | | 
I — | — 4 5A7zalis— 
Summe der verzind | | ur | 
lichen Schuld ...... 112008,31628 — — — 3568868 23 11415,957,18521| 5 
| | 
| I 





Von den durch Verloofung getilgten Schuldverfchreibungen, deren Beträge vom Etat abgeſeht ſind, waren Ende 1871 
folgende noch nicht zur Einlöſung eingegangen: 





1) von den Schulden ber alten ——— a ee een 543,145 Thlr. — ey. _ Pr. 
2) von den Sanndverfchen Schulden .P............. SPHFEENTSTHTT TEN ———— 421,30 8 » 10 — 
3 u ben Kurheſſiſchen Gaiden — RE EHE HNEESTDEHTURER 155,40 » — » — > 
A eher... 5,742 Ahle. 36 Sgr. 3 Pf. 
aus 1870 und früher. ...........4 55,7 r. Sgr. 

— —— —— 130471 >» 12 — 18624 » 9. —» 
er von ben Hamburgiſchen — ——— 342 ⸗25⸗8 
6 B-DORRERERE 5 rear 107638 » 16 » 1» 

zufammen..... 1,414,129 Thle. „1 Sar., ‚7, Df. 
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Die baaren Mittel zur Einlöfung diefer Schulden beruben für Nr. 1 mit ——— von 117,850 Thlrn., welche ſich 
bei der Hauptkaſſe der Niederfchlefifh- Märkifhen Eiſenbahn zur Einlöfung von Aktien ꝛc. dieſer Bahn befinden, und für Nr. 2, 
3, 4a., 5 und 6 beim Depofitalfonds der Staatsfhulden- Tilgungstaffe, für 4b. dagegen, foweit die Dokumente nicht inzwi— 
ſchen eingegangen, bei dem Sandlungshaufe M. AU. von Rot fhilb & Söhne in Frankfurt a. M., mit weldem bie 
betreffende Abrechnung vertragsmäßig immer erft ein Jahr fpäter ftattfinbet. ‘ 


I. Die unverzinsliche Schuld. 
Bon ben nad) der vorigen Ueberficht vorhanden geweſenen MER TTengen von 





185 1856 1861 

im Betrage von.....4 95,807 Thlr. 10,487,664 Thlr. 7,666,529 Thlr. 
find im Sasre 1871 im Beifein von Kommiffarien ber Staatsfdulben- 
RR PSERTREEER TORTE TEL TETTEPRTTLTET TIERE ‚054 » 789,734  » 634,266 > 
verbrannt worben und Blleben ................................. 92,753 Thlr.  9,697,930 Ihlr. 7,032,263 Thlr. 
Neu anbgefertigt ſind α* — 780,000  » 644 
und die vernichteten 3,054 Thlr. von 1851 durch. ............... _ » mm » 3,054 >» 
von 1861 erfeßt worden. 

Ende 1871 waren demnach auögefertigt ...................... 92,753 Thlr, 10,477,930 Thle. 7,679,317 Thlr. 


überhaupt die im Etat enthaltene Summe von..... 18,250,000 Thlrn. 


Von dieſem Betrage wurden Ende 1871 168,304 Thlr. zum Umtauſch von rigen —— —— 
eſ.S aſſenanweiſungen 


ber Naſſauiſchen Landesbank, für welche nach $. 7 des Geſetzes vom 29. Februar 1868 (Gef.-S. ©. 1 
auf Höhe von 2,407,653 Thlen. ausgegeben werben, und von welchen * Betrag noch rückſtändig war, aufbewahrt. 
An Kaflenanweifungen von 1 und Darlehnskaffenfcjeinen von 1548 waren nad) der vorigen Ueberficht 271,088 Thlr. 


rückſtändig; bavon finb in 1871 eingegangen -oooonounnnnnnnunnnunnnnnunnnnnnnnnonannuneonen nun nen 808 
mithin Ende 1871 noch In Umlauf geblieben ....-oonsousssnunnunnnunnunnnnnnnnennnnennnnnenu nn ann ne 270,280 Thlr. 


An Koften der unverzinslihen Schuld find im Jahre 1871 gezahlt worden: 
1) Erſatz für falfche Kaffenanmweifungen und für die, einigen vormals Naffauifchen Unterthanen durch bie Annahme 
von Nahbildungen ber ihnen noch nidyt befannten Preußischen Kaffenanmweifungen 


> PEN RS EERERTEREEUSPEREEEERERSTEITT DETEKTEI 507 Thle. 8 Sgr. 5 Di. 
3 für Papier zu neuen Saffenanmweifungen als Erfa für bie eingelöften befhädigten 1836 >» — » — >» 
3) für ben Drud —— ER —— 17953 » 12 
4) für Ausfertigung der Erſatzſtücke .. ..... ..... 493 » 1» — > 


zufammen..... 20,789 Thlr. 19 Sgr. 7 Dr. 


II. Renten. 


1) Die Renten zu Gunften ber chemals —— en Städte der Kur- und Neumark für die früher aus ihren 
Kommumal-Accifefonds entnommenen Vorſchüſſe find mit den für die fünfte Tilgungsperiode von 1863 bis 1872 etats- 


mäßigen Beträgen von 
8104 Thlen. 6 Sgr. 2 Pf. an den Kurmärkifchen und 
3606 » 11 » 10 » >» » Neumärkifchen 
Kriegsſchuldenfonds gezahlt worden. 
2) Die zur a! und Tilgung ber von ben Rentenbanfen ausgegebenen Rentenbriefe nach $. 62 des Gefekes vom 
2. März 1850 (ef. € ©. 112) zu entrichtendben Renten find mit fünf a von ben zur Staatsfhulben -Tilgungstafie 
gefloffenen —— — an die —— *— beziehungsweife Rentenbank⸗Kaſſen gezahlt, und zwar 
am 1. April 1871 von 8,372,557 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf. mit 209,313 Thlr. 28 Sgr. 1 I 
» 1. Oftbr. » » 8376539 » 3 » 3» » 20943 » 14 » 9» 
zufammen mit..... 418,727 Thlr. 12 Ser. 10 Pf. 


IV. GErxtraordinaria. 


Unter diefem Titel ift das gan ben tarifmäßigen Betrag mehr zu ar ewejene Agio von ben zur Tilgung ber 
re erg Schulden erforderlich gerwefenen : Speziesmünzen mit Thlen. und bie gg ya von 
300 Thlen. Anleihe von 1850, weldye vertraggmäßig der Preußifchen Bank und der Seehandlung zufteht, mit 3 Thlrn. ver- 


ausgabt worden. 
V. Berwaltungsöfoften. 


In Wink Tht 1871 once MB anna nenne nennen nn 112,925 Thle. — Ser. — Vf. 
Dazu die nad) ber vorigen Ueberſicht rüdjtändig gebliebenen ..................44 364» 19 - 5 >» 
find zufammen..... 113,289 Thlr. 19 Sor. 5 Dr. 
Rn ———— 127,974 — 
alſo mehr..... 14,685 Thlr. 6 Sgr. 9 Di. 
und zwar: 
1) an Diäten, Stüdlöhnen, Remumnerationen ⁊c. .........4 5,229 Ihle. 15 Sgr. APf, 


in folge der zur Bewältigung der bei der Staatsfhuldenverwaltung im Jahre 1871 
vorgefommenen zahlreichen Arbeiten nothwendig gewordenen Berhäftigung ber 
Beamten außer den Dienftftunden, 
2) an ſächlichen und vermiſchten Ausgaben ...... ........... .. ... 3,6944 » 4 5 
durch die Vorbereitungen zur Ausführun des Konfolidirungsgeichäfts, für welches 
in Betreff der 44 progentigen Anleihen duch das Geſetz vom 20. Dezember 1871 
(Gef.-S. ©. 609) der Schlußtermin auf den 15. Januar 1872 angefeht war, 


3) an nicht zu veranfchlagen gewefenem Porto ............ ..... ......... 5689 » 4 » 3> 
4) durch die nicht worherzufehen gewefene Herftellung eines Wafferheizungsteffels. . . - . 9» —- » 95 

zufammen..... 14,685 Thlr. 24 Sgr. 9 Tr. 
Dagegen weniger bei ben Befolbungen .P....... ........ _ » 83 » — » 


Dleibt mehr, wie oben .. ................. 14,685 Thlr. 6ESgr HA BF: 
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NER ER 80,824 Thlr. 12 Sgr. — Pf. 
2) » anderen perfönlichen Ausgaben „.euuessssnusssuessusnnne en 9,029 TA 
3) » fächlichen und vermifchten Ausgaben ................................. 31394 » 14 » 5» 
#13: Deria —— 5689 » 24 sr 3> 
5) für Unterhaltung des Dienſtgebäudes ...................................... 1,086 » 0 » 2> 
E — ———— — — —— — — — — 

zuſammen.. 127,974 Thlr. 26 Sgr. 2 Pf. 


VI Zur Beftreitung der Ausgaben der Staatsfchuldenverwaltung für dad Jahr 1874, 
welde im Etat auf 27,152,600 Thlr. veranfdlagt waren, find in der Hauptfonds -Rechnung ber Staatsfhulden-Tilgungskaffe 
in Einnahme nachgewieſen: 


1) un Dumalnen unb Forſtgefshenn 10,561,999 Thlr. 11 Sar. 1 
nach Abzug der bem Kron+Fibeilommißfonds gebührtenden ................. 2,573,098 * 20 * — Di. 


— — —— — — — 
7,988,900 Thlr. 21 . 19. 
2) an Domainen« und DerRuerinßerungögelbenn, nad Abzug davon zurüderftat- — * Ser Pf 


IIIEE "TOD. SIE: nern euegaanaurene 89,911 » 19 » 9, 
5) Beitrag Der Preußiſchen One nase een 62190 =» — » — » 
4) Zuſchuß aus der General-Staatölaffe .......... .............. 1705444 » — » 5 
5) Drivatrente- Ablöfungskapital ................. ........... 544 » 5» 3» 
U) zur DEcHNTung ber anieneee 140 » — ⸗ — 

ufammen..... 26,564,130 Thlr. 16 Sar. 6 Wr. 

Damit find folgende Ausgaben geleiftet: i N — * 
A RE 16,911,476 Thlr. — Sgr. 10 Pf. 
2) Rilgung. on nun LE Mi 
3 Koften x mwerziublichen 1. EEE 20789 » 19 » 7» 
4) Renten 430438 » — » 10» 
TE VETLTETIITEREPELEETLETTPEFEL ONE TREBROTERTN 0» — ı — - 
— EIER SERIE RIRPESEFORHREEERARR 12644 » 8 » 2» 
— — ——— —— — — — 

zufammen..... 26,564,130 Thlr. 16 Sgr. 6 Df. 


Hiernach balancirt die Ausgabe mit der vorftehend nachgewiefenen Einnahme, weil die Staatsfchulden - Tilaunaska 
auf ihre Etatkompetenz nur fo viel bei ber Gemeral-Staatskaffe erhebt, als zur Beitreitung der —436 erforberlich ft. fe 


Die nad der Hauptfonbs-Redhnung verbliebenen Einnahmerefte im Betrage von 2,628,726 Thlen. 12 Ser. I Pf 
ftimmen mit den Audgabereften. 


Außer den in ber Ueberficht unter »2, Tilgung« eig Beftänden find Ende 1871 bei Nebenfonbs ber Staats. 
fchulden-Tilgungstaffe noch folgende, mit zur Verwendung bei ber Tilgung beftimmte verblieben: 


1) bei dem Kur- und dem Neumärkifhen Kriegsſchuldenfonds 38,530 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf. und 17,463 Thlr. 29 Sar. 
8 Pf., weil bei biefen fonds außer den zuc Dedung ber Ausgaberefte erforderlichen Beträgen ſtets eine zwei- 
— Rate des Jahresbeitrages ber Provinzen zur Verzinſung und Tilgung ihrer Schulden vorhanden 
ein muß; 7 

2) bei dem Depofitalfonds, Depofitum für den Tilgungsfonds_ ber Münfter- Hammer Eifenbahn- Stammaltien, die 
ihrer Geringfügigkeit wegen erft nad) dem Zutritt des Ueberfchuffes der gedachten Bahn für 1871 am 2, Januar 
1873 mitzuverwendenden Mittel von 4 Thlen. — Sgr. 11 Pf. baar und 2000 Thlrn. Effekten. 


VII. Nachweis des Verbleibend der eingelöften Staatsfchuldendofumente. 


Nach der vorigen Ueberficht befanden fih in dem Trefor ber Hauptverwaltung der Staatsfhulden unter Mitverichluf 
ber Staatsfhuldenfommiffion die in den Jahren 1868, 1869 und 1870 eingelöften Staatsfchuldendofumente im Betrage 
a ee 38,366,393 Thlr. 6 Spar. 8 or 

22.006350 » 4 » 10 » 
und 33,803,417 » 383 » 3» 


zufammen..... 94,176,191 Thlr, 9 Spr. 9 Pf. 


Davon a nachdem inzwiſchen die Rechnungen für die gedachten drei Jahre von 
den beiden Häufern des Landtages deihargirt worden, am 29. Juni, 6, Juli und 6. No- 


vember db. &: ne a ee A EEE RES RTER TR 93,821,243 » 9 9 * 
im Beiſein von Kommiſſarien der Staatsſchuldenkommiſſion und der Hauptverwaltung 
ber Staatöfhulden verbrannt, die übrigen .....suesenensrnnnnnnnennunnnnnnnnnnnnnn 354,948 Thlr. — Sgr. — Vf. 


aber, beftehend in Hannbverſchen und Schleswig Holſteinſchen Stammobligationen, behufs breißigjäßriger Aufbewahrung im 
Treſor belafien. 

Die im Jahre 1871 eingelöften Staatsfchuldendofumente im Betrage von 15,594,567 Thlen. 21 Sar. 3 Df. find 
nach Vorfchrift bes Geſetzes vom 24. Februar 1850 (Gef.-S. ©. 57) am 6. November d. J. niedergelegt und werben, mit 
Ausnahme der darunter begriffenen 126,534 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. Stammobligationen, nad) Dedrargirung ber Rechnungen 
für 1871 vernichtet werben, 


VIII. Die Befcheinigung der Quittungen über Domainen: und Forjtveränferungsgelder. 


Die den Erwerbern von Domainen- und Forſtgrundſtücken und den Reluenten von Domainengefällen nad) Artikel vn. 
ber Verordnung vom 17. Januar 1820 zur Berichtigung ihrer Befigtitel erforderlichen Quittungsbefcheinigungen über die 
bis zum- Schluffe des Jahres 1571 eingezablten Kauf- und Ablöfungsgelder find den betreffenden Regierungen behufs ber 
Aushandigung an bie Betheiligten vollffändig überwiejen. 
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Die im Jahre 1871 eingezahlten Domainen- und Forftveräußerungs+-xc. Gelder beliefen fih nah Nr. VI. 2, auf 


De ee ee ee er ee Be er er er er u er re er a Er Eu u 


Unter biefer Summe finb 


De ee er 


Pa ee ee Ze Se Eee er 


892,697 Thlr. 19 Sgr. 2 Df., 
591,892 » 0 » 8 ». 


300,805 Thlr. 8 Sor. 6 Pf. 


De er ee ee u 


275139 » 2 


>» — > 


Amortifationsquoten begriffen, über melde erſt am Schluſſe ber jebesmaligen Amortifations- 


periobe ee erteilt werben; bie übrigen ......... 


betreffen Kaufgelder für Mobilien und ähnliche 


25,666 Ihlr. 6 ©gı. 6 Di. 


Dee ee ee ee a u er ee 


nzahlungen, welche der Beſcheinigung nicht bebürfen. 


IX. Die Mechnungen 


a) der Staatsfhulben- Tilgungsfaffe, 
b) ber Sontrole ber Staatöpapiere, 


e) der Sauptlaffen ber Nieberichlefifh-Märkifhen und der Weſtphäliſchen Eifenbahn über deren Verzinfungs- und 


Tilgungsfonds, 
d) ber Bezirks -Hauptlaffe in Sannover 
e) ber —— in Kaſſel, 
f) ber Regierungs- Sauptkafje in Wiesbaden, 
B ber Kreisfaffe in Frankfurt a. M. unb 
1 


‚am 
ber Regierungs-Hauptlaffe in Schleswig über bie Verzinfung und Tilgung ber Schulden ber neuen Canbestheile 
für das Jahr 1871 find ſämmtlich bereit der Königl. Ober -Rechnungskammer vorgelegt und bis auf einzelne auch ſchon von 


berfelben al8 richtig angenommen. 


Mit Rüdficht darauf, daß durch das Gefek vom 18. Dezember 1871 (Gef.-S. ©. 593) die Tilgun 


ber fünfprojen- 


tigen Anleihe von 1859 angeordnet ift, wird bier erwähnt, daß biefe Tilgung in folgender Weife im Jahre 1872 bewirkt 


ber am 2. Januar 1872 nod) vorhandene Betrag ber Anleihe von 26,632,000 Then. ift burd) Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 1871 zum 1. Juli 1872 zur baaren Auszahlung gekündigt worden. 


worben ift: 


Auf Grund ber durch ben & 4 des gedachten Geſetzes bem Herrn Finanzminifter ertbeilten —— 
a er unter Gewährun ’ 8 
eshalb erlaffenen Belanntmahungen nachſtehende Beträge eingelöft: 


ſchon eine frühere Einlöfung von 
ab ftattgefunden, und e8 find in folge ber 


bat jedoch 


von Agio und Stüdzinfen vom anuar 1872 


a) im 1. DOuartal 1871 zum Nennwerthe mit Zinfen bis zum Einlöfungdtage ................. 213,650 Thlr. 
b) im Mpril zu dem Iren Babe von 1015 WER zucs00su00ann0n0usn HH nennen 4,203,550 >» 
c) vom 1. bis 25. Ma bo. 102 Do Lore ren 1,774,250 * 
d) vom 26. Mat bis 12. Juini be. 1023 ................. .................. 1360,000 ⸗ 
e) vom 13. DIS 21. “ums wie unter .. nn enun seen nenn 45,050 » 
f) vom 22. uni ab gegen Zahlung bed Nennwerthes, wobei ben Gläubigern der am 1. Juli 
fällige Koupon belafjen ift, biß zum 31. Oktober d. J. ............. ... 17,324,500 » 
A zufammen..... 24,911,000 Thlr. 
Bon dem oben angegebenen Betrage ber Anleihe von ..............6* 26,632,000 » 


waren alfo am 1. d. M. nod) 


— 


1,721,000 hir. 


rüdftändig, an deren Einlöfung die Befiter dur Belanntmadhung vom 11. Oktober d. J. erinnert find. 


Berlin, den 8. November 1872, 


Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


von Wedell. Löwe, Hering . 


Nötger. 
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Berichterftatter: ° 
Graf zu Münfter. 


Bericht 
ber 
Zehnten Kommiffion 
über 


den Entwurf eines Gefehes über das &rundbud- 
wefen mit Ausſchluß des Iadegebiets (fr. 42 der 
Drucfacen). 


Die X, Kommiffion bat in zwei Situngen ben Entwurf 
eined Geſetzes über die Einführung des Grundbuchweſens in 
der Provinz Hannover einer — Prüfung unterzogen, 


und empfiehlt denſelben mit ben in nachfolgenden Anträgen 
enthaltenen Veränderungen, die meift rein redaftioneller Natur 
find, der Unnahme des Hohen Haufes. 


Es nahmen an ben Berathungen, als Regierungstom- 
miffarien, die Herren Geheimer Ober- Juftigratö Dr. Hörfter 
und Geheimer Ober-Juftizratö Droop Theil. 


Die Kommiffion ift von ber Anfiht ausgegangen, bafi, 
nachdem biefer Gefegentwurf ben Provinzialftänden von Han- 
nober vorgelegen, dieſe benfelben einer gründlichen Prüfung 
und Begutachtung unterzogen haben, und die Königliche Staats: 
regierung den durch Die Ausbildung des Mechte® und ber 
wirthfchaftlihen Verhältniffe der Provinz begründeten Wün⸗ 
[hen und Anträgen der Provinzialftände in dieſem Gefehent- 
wurf volle ———— habe zu Theil werden laſſen, es 
wünſchenswerth ſei, daß derſelbe in möglichſt unveraͤnderter 
Saffung von beiden Häufern des Pandtaged angenommen 
werbe. 


Die geftellten Unträge bezweden daher nur, da, wo es 
ohne dem Sinn und dem praktiſchen Zwede dieſes Geſetzes zu 
mwiberfprechen, gefchehen konnte, eine Sprache und rebattionelle 
Form zu mäblen, welche mit den Geſetzen, die das Grundbuch⸗ 
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wefen in Heffen-Kaffel, Ehrenbreitftein, ben Hohenzollernſchen 
Landen und dem Gebiete der Jade einführen, möglihft im 
Einklange fteht. 


Eine Generaldisfuffion fand nicht ftatt und wurbe gleich 
in bie Spezialbisfuffion eingetreten. 


Sum Eingange wurbe einftimmig befchloffen, die Worte: 


»für die Provinz Hannover mit Ausfchluß des abe 
gebietd« 


hinter Monarchie einzufchalten. 
Zu $. 1. wurde ebenfalls einftimmig beſchloſſen, 
a) in ber 2ten Zeile anftatt: 
»u. f. w.« 
zu en 
»Bergwerle und felbftftändige Geredhtigkeiten« ; 


b) in der 3ten Seile die Worte sam 5. Mai 1872« in 
die Ate Zeile hinter Anträge zu rüden; 


ce) im 2ten Alinea Hinter Provinz »8. 72 des Gefehes 
über Eigentfumserwerb« bie $$. 133 bis 141 und 143 
einzufchieben. 


Zu g2 


wurde einftimmig befchloffen, in ber 2ten Zeile anftatt »fom- 
men nicht zur« zu jagen »bleiben außer«. 


* $.3 


besgleichen im Alinea 2 anftatt »103—111e zu fagen »103 
Fr 1114, außerdem das 2te und 3te Alinea in F Alinea 


uſammenzuziehen. 
af vo 88. 4 und 5 


wurben pure angenommen. 
Es wurbe beantragt, binter $. 5 einen neuen $. 5a. ein- 





ufchalten, durch den bie Ausnahmeftellung, welche den Kirch- | Sefti bes Gefehes in Wid lche bi 
Ipielsgericten im Lande Hadeln, durch bie Hanndverſche Re- | kei Grunbludies — jur ge et 9 
ſtets erhalten war, | fangen. 


gierung und die Hannöverſchen Stänbe, 
auch ferner erhalten bleiben folle. 





Es wurde zur Begründung dieſes Antrages — | 


daß der Brovinziallandtag zu Hannover ber zur en Re 
ierung eine Vorftellung des Landes Hadeln, welche dahin geht, 
a 


»bie Kirchfpieldgerichte des Landes Habeln zu Grunb- 


ab — worden, gen 
und murbe dabei beſonders —32— daß da W 


budämtern gemacht, und ihnen dadurch daß Hypo⸗ 


thekenweſen, welches ſie jetzt verwalten, auch ferner be⸗ 
laſſen werde⸗, 


überfandt habe, mit der Bitte, dieſelbe zu berückſichtigen, falls 
die Stände des Landes Habeln bie nad) dem Silo bes 
$. 29 ber Grundbudhorbnung dem Staate obliegende Erfaß- 
pflit übernehmen. Es wurde zur Begründung biefer Em- 
pfehlung vom Provinziallandtage angeführt, dab die Kirch⸗ 
fpielögerichte im Lande Hadeln ihre befondere Berfaffung — 
langer zeit behalten hätten, daß fie bisher bie Führung ber 
Hppothefenbüher mit großem Intereſſe ſtets beforgten und 
bob Nachtheile dabei nicht hervorgetreten feien. Es feien diefe 
Kirchfpielsgerichte auch burd) die Hannöverſche Gerichtsverfaſſung 
aufr —— fo daß ihnen jedenfalls auch für die Zu- 
—— einige Zweige der freiwilligen Gerichtsbarkeit verbleiben 
werden. 


Das Mitglied, welches dieſes anführte, hielt ſich für ver- 
pflichtet, den Anſichten des Provinziallandtages gemäß, auch 
der Kommiſſion des Herrenhauſes zu empfehlen, in dieſem 
Falle eine Ausnahme zu Gunſten des Landes Hadeln im Geſetz 
zu geſtatten, und ſtellte folgenden Antrag: 


8. 5a. 


»Im Lande Hadeln mit Ausnahme der Stadt 
Otterndorf bildet anftatt bes —— Otterndorf 
jedes Kirchſpielsgericht ein Grundbuchamt. Die im 
N 29 der Grundbudorbnung erwähnte event. Erfah- 


Anl. z d. Verhandl. d. Herrenhaufes, 


pflicht liegt, infomweit e8 um Berfehen ber Kirchfpiels- 
beamten ſich handelt, nicht dem Staate, ſondern ben 
Ständen des Landes Habeln ob.« 


Untragfteller bemerkte, er wiffe fehr Be daß bie Juftiz- 
behörden in Hannover von je her den Kirchſpielsgerichten des 
Landes Sabeln nicht gr geftimmt — eien, es ſei 
oͤfters, und namentlich bei Einführung der neuen Hannbver⸗ 
fhen Gerihtöverfaffung, Verſuch gemacht, fie zu befeitigen, 
ihren —— zu befchränfen, bie Hannöverſche Regie 
tung und bie ers ng Bun aber bie Schilderung 
der Unzuträglichkeiten für übertrieben gehalten, und haben 
geglaubt, daß es ſich empfehle, die Gelbftverwaltung da zu 
erhalten, wo fie bejtehe, und nad) ber Anficht ber Betheiligten 
nadjtheilige Folgen nicht hervorgebracht habe, vielmehr bie 
Einwohner mit Viebe an allen ji tutionen und Einrichtungen 
Dingen. Er fei der Meinung, e8 dem fonferativen Geifte 
bes ei entfprechen müſſe, ſchonend und nicht nivel- 
lirend vorzugehen, und er glaube, —9 die von ihm beantragte 
Ausnahme in ben Rahmen des vorliegenden Geſetzes paſſe. 
Die Bedenken, bie wegen ber Haftpflicht entſtehen könnten, 
feien dadurch befeitigt, Daß bie Stände des Pandes Habeln ſich 
bereit erklärt hätten, die nad $. 29 der Grundbuchordnung 
dem Staate obliegenbe —— für die hier in Rede 
ſtehende Hypothekenbuchführung zu übernehmen. Seitens ber 
Herren Regierungslommiffarien wurbe dem Antrage wiber- 
ſprochen. 

Es wurde ein Bericht des betreffenden Kronanwaltes aus 
dem Jahre 1862 mitgetheilt, in bem über die Kirchfpieldge- 
richte und namentlich über deren Hypothekenbuchführung Klage 
geführt wurde. 


Es feien biefe Gerichte gebildet auß bäuerlichen Grund- 
befigern und einem Sirchfpieläfchreiber, ohne alle juriftifche 
Bildung, und wären beshalb viele Unzuträglichkeiten entitanden. 


Die Herren Regierungsfommiffarien waren, geftügt auf 
biefen und andere Berichte, ber Anſicht, daf die N rung ber 
Grunbbücer folden —— wie bie Dep gerichte e& 
feien, nicht überlaffen werden fönne, und ftebe das mit ben 
hrun 
ch gebildeten Richter en 


Was bie von dem Untragfteller in Ausficht geftellte Saft- 
pfliht der Stände des Landes Habelu betreffe, fo fei es rich⸗ 
air daß bie Stände des Landes Habeln zur Uebernahme ber- 
felben fi ſchon bereit erklärt hätten, «8 vw aber zweifelhaft, 
ob die Form, in ber biefe Erklärung üge, 
ort 
»Stände« im Lande Habeln eine eigenthümliche, mehr geogra- 
phifche Bebeutung babe. Das Land zerfalle in drei Theile 
und jeber biefer Theile bilde einen Stand. In welcher Weiſe 
von diefen Ständen ein Beſchluß gefaßt fein müffe, um gültig 
zu fein, wiffe man bier nicht, Die Herren Regierungstom- 
miffarien beantragen, ben —— ulehnen. ehrere Mit. 
glieder der Kommiffion ergriffen da8 Wort und erklärten, daß, 
obgleic fie im Allgemeinen nicht abgeneigt feien, althergebrachte 
Inftitutionen zu erhalten, wo eb, ohne bie jetzt herzuſtellende 
als nothwendig eradytete Rechtseinheit zu beeinträchtigen, ge 
fchehen könne, in biefem Falle zu einer Ausnahme zu Gun- 
— des Landes Hadeln ihre Zuſtimmung nicht geben könnten, 

der ganze Schwerpunkt des Grundbuchmwefend im Grunb- 
buche und der Zuverläffigfeit des daffelbe führenden Grundbud)- 
richters liege, und eine aus juriſtiſch nicht gebildeten Männern 
bhervorgegangene Körperfchaft, wie bie Kirchſpiele des Landes 
SHabeln es feien, die nothwendige Garantie nicht biete. 


Der Antrag wurbe mit allen gegen eine Stimme abgelehnt. 
u 
3 F. 6 


wurde einſtimmig beſchloſſen, in der erſten Zeile hinter 
»Grundbbudblatte einzuſchalten »oder Artikels«. 


$.7 


beögleichen ba8 Wort »fogenanntee zu ftreichen. 
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Der 
$.8 
gab Anlaß zu einer längeren Diskuffion. 


Ein Mitglied bemerkte, daß ber $. 8 bei den Provinzial. 
ftänden in Hannover m ſehr eingehenben und längeren Ber- 
bandlungen und Diskuffionen geführt Habe, deren Nefultat 
die jekige Faſſung des G. 8 geweſen, ſich daher die unveränderte 
malte flelben empfehle. 


Der Herr Regierungsftommiffar, welcher bei den Verhanb- 
lungen in Hannover anmefend geweſen und wefentlic dazu 
beigetragen habe, bie —5 die bei allen denen, welche die 
Hanndverfchen Verhältniffe kennen, für ſehr ſchwierig gehalten 
wurde, berbeiquführen, wiffe, welche Weiterungen durch Unord- 
nung biefes Werogropgen entftehen müßten, und würde — 
ben eben ausgeſprochenen Wunſch theilen. Die Schwierigkeit 
wurzele darin, daß das Prinzip, welches dem Gefege über Eigen 
thumßerwerb zu Grunde liege, die Auflaffungstheorie, unver- 
einbar fei mit gewiffen in Hannover beftehenden Vorfchriften 
in Betreff der Bauergüter. Man könne, wenn man die Auf- 
laffungstbeorie anwende, unmöglich verlangen, daß dem 
Grundbuhamte 3. B. die Höfekontrakte vorgelegt würden. 
Diefe bebürfen in einigen Gegenden ber Provinz Hannover 
ber Beftätigung ber Obrigkeit, wolle man nun dem Grund» 
buchamte bie Verpflichtung auferlegen, zu prüfen, ob eine ſolche 
erfolgt fei, fo müßte ihm dazu das Material vorgelegt werben 
und gerathe man mit ber Theorie, welche das Geſetz über ben 
Eigenthumserwerb in Betreff bes run — 
in unausgleichbare Widerſprüche. Es ſei ſchon lange erkannt 
worden, daß der Zuſtand des bäuerlichen Rechtes in Hannover 
ein äußerſt verwickelter, unhellbarer geworden, es ſchweben 
ſchon lange Verhandlungen, um durch die Geſetzgebung Abhülfe 
u ſchaffen. Da dieſe zu einem Reſultat noch nicht geführt 
aben, und erſt jetzt burd ben Provinziallandtag der VBerfud) 
gemacht worden, der Regierung Vorſchläge zu unterbreiten, 
nad) denen, fomeit es mit der meuen Gefeßgebung vereinbar 
erfcheint, eine Untbeilbarkeit der Bauergüter, die in vielen Ge 
genden von ben —— ſelbſt lebhaft gewuͤnſcht wird, 
erhalten bleiben könne, haͤtte die Beſorgniß nahe gelegen, daß 
durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes der ſpäteren Gefeh- 
gebung präjudizirt werde. Auf der anderen Seite ſei aber 
nicht verkannt, daß eg ie Beſchraͤnkungen der Dispofitiond- 
befugniß, melde biefed Geſetz aufhebt, umbaltbar und dem 
Drinzip der neuen se ae Be Den feien. Die 
Drovinzialftände hoffen, daß es möglidy fein werbe, ir, ein 
Gefe, welches ein Sinteftat-Anerbenrecht für den bäuerlichen 
Grundbefig berftellt, einen Zuftand zu ſchaffen, der die Un- 
theilbarfeit der Bauergüter, da, wo e8. die Betheiligten für 
nothwendig und wünfchenswerth erachten, erhelle, F mit 
ben Beftimmungen dieſes Geſetzes in Widerſpruch zu gerathen. 


Der Herr Regierungskommiſſar beſtätigte daß, mas 
hierüber geſagt, im Allgemeinen, und empfahl dringend bie 
Annahme des $. 8 in ber vorgelegten Faſſung. 


Von einigen Seiten wurden Bebenfen darüber laut, daß 
bem 1. Abfage des $. 8 rückwirkende Kraft beigelegt fei, und 
wurbe ber Antrag geftellt, am Scyluffe des erjten Alinea ftatt 
»fernerhin nicht« zu fegen »nur noch bis zum 1. Oftober-1874«. 


Es wurde dagegen bemerkt, daß ber Brovinzial-Pandbtag 
geglaubt habe, daß in dieſem Fall es wünfchenswerth und 
unbedenklich fei, die fraglihe Beitimmung mit rückwirkender 
Kraft zu treffen, weil die dadurch aufgehobenen Redtönormen 
auf Gründen bes öffentlichen Intereffee berubten, und wenn 
anerkannt werde, dat biefed für die Zukunft wegfällt, über- 
haupt fein Grund vorliege, fie in Anmendung zu bringen. 


Nachdem der Herr Regierungstommiffar ſich gegen den 
Antrag ausgefproden, wurde berjelbe mit 11 gegen 4 Stim- 
men abgelehnt. 


Es wurde dann ber Antrag geftellt, am Ende bes cerften | 


Alinea ftatt »fernerhine »fortan« zu feßen und fand biefer 
Antrag allfeitige Zuftimmung. 


Ein fernerer Antrag, im erjten Mlinca die Worte »fo- 
weit fie von dem fonft geltenden Rechte abweidhen,« 
zu ftreichen, wurde mit 9 gegen 5 Stimmen abgelehnt und 
wurde bann der $. 8 einftimmig angenommen. 
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Zu 





§8. 9 und 23 


wurde beantragt, an Stelle dieſer beiden zu ſtreichenden Da- 
tagraphen das 2. Alinea des G. 3 des Jadegeſetzes zum 
2. Alinea des Paragraphen 3 des jetziges Sannöberigen Ge 
ſetzes hinzuzufügen und dies einftimmig genehmigt. 


$. 10 


wurde einftimmig befchloffen, in ber zweiten Zeile das Wort 
»binglien« zu reichen. 

§. 11 
wurbe einftimmig in folgender Faſſung angenommen: 


»Die Beweisfraft von Schulbbelenntniffen über ein 
—— ober einen Brautſchatz hängt nicht von dem 
Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der Urkunde 
eine Hypothek eingetragen ift.« 


$. 12 
murbe unverändert angenommen. 


$. 13 


wurde nur ber Zufaß einftimmig beliebt, in ber 4. Zeile Hin. 
ter »oder an⸗ einzufchalten: ’ ö 


»Kichen, Pfarren und Schulen, oder an«. 


$. 14 


wurde einſtimmig bejchloffen, in ber zweiten Seile bie Worte 
sim Grundbud) « 44 ftreihen, und am Scluffe des eriten 
be anjtatt dev Worte: »ein beſſer berechtigter Erbe nicht« 
zu fagen: 


»Niemanbd, ber ein befferes Erbredit in Anfprud) nimmt⸗. 


$. 15. 


Es wurben Bedenken —— ob es zwedmäßig ſei, ben 
pi sy die Aufficht über die Fideilommiſſe zu übertra- 
gen, da es fid) oft um verwidelte Nechtsverbältniffe Handle 
und deshalb in ben alten Provinzen die Appellationsgerichte 
bie Fideikommißbehörden wären. — wurde bemerft, 
daß in Oſtfriesland bisher gar keine amt * Beaufſichtigung 
der Fideikommiſſe ſtattgefunden habe und daß I dort: über- 
haupt nur in fehr geringer Anzahl vorhanden feien. 


Der $. 15 wurbe mit der Abänderung angenommen, baf 
die lehte Zeile im J. Abſatz zu fallen 
»Gericht der belegenen Sadje« ($. 4). 


$. 16 
wurbe angenommen. 

$. 17 
beögleichen. 

$. 18 
beögleichen. 

$. 19 


wurde angenommen mit ber Abänderung, daß ba8 Wort 
»dingliche⸗ in der zweiten Zeile zu ftreichen. 


$. 20 
wurde angenommen in ber ben bereit8 berathenen Geſetzen 
entiprechenden Faſſung, wonach derfelbe lautet: 


»Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm ge Jörigen 
auf dem Grundftäd noch vorhandenen Früchte baften 
nicht den am Grundftüd dinglich Berechtigten«. 


§. 21 
wurde angenommen. 





beögleichen. 
$. 23 

ift erledigt durch $. 3 und fällt fort. 
$. 24. 


Es wurde beantragt, die Worte ber 2. und 3, Zeile zu 
ftreichen und bafür folgende zu fegen: 
nachdem ber Befchädigte von dem Dafein und bem 
Urheber des Schadens Kenntniß erhalten hat. 


Mit der beantragten Abänderung wurde ber Paragraph 
angenommen. 

Es wurde befchloffen, au8 den Gründen, die e8 für noth- 
wendig erfcheinen ließen, im * für das ne ebiet ben 
$. 7a. einzufchalten, bier einen $. 24a. in dieſes Gefeh auf 
zunehmen. 

$. 24a. (abdegebiet-Gefek $. 7a.) 

An bie Stelle bed $. 29 des * 8 über ben Eigen- 
thumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872 tritt folgende Be- 

mmung: 

m u Eine Hypothek fann auf Antrag de8 Eigenthümers 
und des Gläubiger8 in eine Grundſchuld umgemwanbelt 
werben, wenn —— in der zweiten und dritten 
Abtheilung gleich und nacheingetragenen Berechtigten 
einwilligen, welche bis zu dem im $. 47 dieſes Ge 
ſetzes bezeichneten Tage eingetragen ober vorgemerkt ® ». 

4 


$. 25 
wurde angenommen. 
$. 26. 
Es wurde beantragt, hinter ⸗»Nachweiſe⸗ hinzuzufügen: 
» Hi und«, 
und ftatt »Vermeſſungen⸗ zu feßen: 
»Nachweiſe «. 


Mit ber beſchloſſenen Abänderung wurde der Paragraph 
angenommen. 


428 
wurde mit ber Abänderung angenommen, daß ſtatt »50« zu 
fegen »Fünfzige. 
R §. 28 
wurde mit folgenden Abänderungen, entfprechend bem $. 10 
bes Tabegefees, angenommen: 
a) ftatt »durch weldhen« zu ſetzen: 
»vermöge beflen« ; 
b) bei Nr. 3 ftatt »unb anbere« zu feßen: 
»oder anbere«j 
ec) bei Nr. 4 ftatt »feinem« zu feßen: 
»dem« unb ftatt Laften —X 


d) im letzten Abſatz ſtatt »ift das Grundbuchamt beredy 
tigt« zu ſagen »hat daß Grundbuchamt⸗. 


Mit den beſchloſſenen Veränderungen wurde der Paragraph 
angenommen. 


§. 29 
wurben folgende Veränderungen beantragt: 
a) den Eingang zu faflen: 


»Zur Eintragung des Vorgeladenen als Eigenthü- 
mer genügt ed, wenn ers, 


fodann fortzufahren: 


1) entweber ber Eigenthüämer nad bißherigem Recht 
erworben bat 
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Die Nr. 2 zu faffen: 


b) oder feinen Eigenthumsbefig durch ein Zeugniß des 
Gemeindevorftandes — v ae 


Nr. 3 
an Eidesftatte zu fehen: 
»eibesftattlich« j 
und flatt »Vorgängere »Redtsvorgängere, 


Mit biefen Abänberungen wurbe der Paragraph ange 
nommen. 


$. 30 
wurde entfprechendb ber Faſſung des Geſetzes für Schleswig. 
Solftein ($. 9) angenommen: 


»Wer in dem Steuerbuch nicht als Eigentümer ver- 
zeichnet ift, gilt unter der Dorausfegung bes $. 29 
als bereditigt, in bem Grundbuche als & entbümer 
eingetragen zu werben, wenn ber in dem Steuerbud) 
Verzeichnete in einer Öffentlichen ober öffentlich beglau- 
bigten Urkunde feine Einwilligung ertheilt hat, ober 
— — derſelben — verurtheilt wor- 
en ift.« 


$. 31 


wurbe angenommen mit der Aenderung, daß ftatt »Falls« 
pet wird »falld« und entfprechend dem Schleswig-Holfteini- 
hen Gefeh am Schluß hinzugeſetzt wird: 


iſt letzteres geſchehen, ſo kommt die Beftimmung bes 
$. 39 zur Anwendung.e ‘ . 
$. 32, 
Es wurde beantragt, ben Eingang zu faffen: 


»die nicht bereit8 nad) $$. 28 und 29 vorgelabenen 
Derfonen, welche meinen⸗ fortzufahren wie $. 14 bes 
abegefeges; nur zu allegiren ftatt »F. 13« »6. 35«. 


$. 33 
wird gebedt durch ben $. 32 und foll in Fortfall kommen. 


$. 34 
wirb mit ber Menderung angenommen, baß am Enbe ftatt der 
Worte: »die ihre Rechtes bis »verlierte zu ſetzen: 


»beren Rechte innerhalb der Ausfhlußfrift angemeldet 
und demnähft aud) eingetragen find.« 


$. 35. 


Es wurde beantragt, ben Anfang dahin zu faffen: 


»Sobalb bie nad) den 99. 27, 23 zu veranlafienden 
Vernehmungen und Ermittelungen für einen Oberge- 
richtsbezirk ftattgefunden haben, bejtimmte, 


ferner bie Worte: »der Provinz und für ben Bezirke zu 
ftreichen. 


Mit den beantragten Abänderungen wurde ber Paragraph 
angenommen. . 
$. 36. 
Derfelbe wurde mit folgenden Abänderungen angenom- 
men. Im erften Abſatz ftatt »in das Grundbude zu fegen: 
»in dem Grunbbud).« 


m britten Abfat Seile 1 das Wort »fie« zu freichen 
und I 3 ftatt -hat« zu fehen »find.« r 


$. 37 


wurde mit der Abänderung angenommen, baf in ber 4. Seile 
das Mort ⸗»Flur oder Grundbuch⸗ in > lurbuch ober Hypo · 
thekenbuch⸗ zu berichtigen; daß ferner im Abſatz I, Seile 1 
ftatt »auf Grund der« zu ſetzen »über bie« und in ber ten 
Zeile »barüber« zu ftreichen. 
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$. 38 
wurbe angenommen. 


$. 39 


wurbe angenommen mit ber Ergänzung, daß in ‚der legten 
Seile Hinter »Artikele einzufchieben »ded Eigenthümers«. 


$. 40 
wurde angenommen, 


$. 41 
wurde angenommen mit ber Berichtigung in Rr. I »mwenn« 
ftatt »Wenn«. 

$. 42 
wurbe in ber Faſſung bes $. 17 des Schleswig Holfteinifchen 
Gefege8 angenommen und lautet danach wie folgt: 


»Eigenthumsvorbehalte wegen ag rare Kaufgelder, 
welche vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, bebungen find, werben in dem Grundbuchblatt 
ober Artikel ald Hypotheken eingetragen ober vorgemerft. 


$. 43 
wurbe mit folgender veränderter Saffung in Abſatz 2 ange 
nommen: »fommt eine Einigung unter den Betheiligten über 
einen beftimmten einzutragenden Betrag nicht zu Stande, fo 
erfolgt deffen Feſtſetzung durch ben Progebrichtere. 
nzwifchen ift eine Vormerkung auf den böchften von 


dem Hppothefengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 
$. 44 

wurde angenommen. 
$. 45 

beögleichen, 
$. 46 


wurde in folgender Faflung angenommen: 


»Die erfolgte her von Grundbbuchblättern ober 
Artikeln ift monatlich durch das Amtsblatt mit ber 
ie gung ber Grundftüde nad) ben Steuerbüdern 
— Beſitzer durch das Grundbuchamt befannt zu 
machen.⸗ 


$. 47 


mwurbe angenommen mit nachftehender Abänderung nad) bem 
Vorbilde des $. 25 Gefeh für Jabegebiet: 


»Mit dem eilften Tage nach dem Erfcheinen bed AUmts- 
blatte8 ($. 46) kann die Veräußerung oder Belaftung 
ber betreffenden Grundftüde nur« u. f. w. wie im Text. 


$. 48 
wurde mit folgenden Aenderungen angenommen: 


a) den Eingang zu faffen: 
»bi8 zu dem im $.47 bezeichneten Tage werben«; 


b) in ber legten Zeile des Abſahes 1 ftatt »biefed« zu ſetzen: 
en) — 


e) in Abſatz 3 ſtatt -Falls« zu ſetzen: 
»falld«; 


d) im lebten Abſatz Zeile 2 ftatt »ba zu fchreiben: - 
⸗»Fuͤnf⸗. 


$. 49. 
Es wurden folgende Anträge geftellt: 
a) im Eingange ftatt »25« zu fehen: 
»26« i 


b) — — a zu feßen Rechter, ftatt »6e zu 


c) in ber vorletzten Zeile von Nr. 2 »haben« zu ftreichen 
und hinzuzuſetzen: 
»und demnächft auch eingetragen find«; 


d) in Nr. 3 ftatt »in das Grundbuch« zu fegen »in bem 
Grundbud« und ftatt »oder vorgemerft« zu ſetzen: 
oder gemäß F. 41 vorgemerfte; 


e) in Ar. 4 ftatt »behalten« zu fehen: 
»erbalten« und fortzufahren: 
»bie Wirkung, welde Hinzuzufommen fein würbde« 
(ze. wie im Text); 


f) in Nr. 6 ftatt »dieſes« zu feßen: 
»des gegenmärtigen« , ſtatt »hier« zu feßen: 
in dem Bezirk der Altſtadt von Hannover 
Anwendung«. 


Der $. 49 wurde mit dieſen Abaͤnderungen angenommen 


$. 50 
wurbe angenommen. 


u J 
8 $. 51 
wurbe von einem Mitgliede der Kommiffion bemerkt, daß es 
wünſchenswerth fei, bat von Amts wegen bie bisherigen Sypo- 
thefenbücherblätter auf das Katafter zurüdgeführt werben, 
und e8 von ber Erflärung des Herm Regierungsfommiffars 
abhängen werde, ob ber Antrag, eine folde Bertimmung in 
ba3 Gefeh aufzunehmen, geftellt werde. 


I > Der Herr Regierungstommiffar giebt anheim, von einem 
— Antrage abzufehen und verſichert, daß in ber In⸗ 

ftion dem ausgefprodenen Wunſche Rechnung getragen 
werben folle, 


Ein Antrag wurde darauf nicht geitellt. 


$. 52 
wurbe angenommen. 

$. 53 
begleichen. 

$. 54 


wurde mit ber Fraffungsänderung angenommen, daß ftatt 
»nod) feine Sypothefenbücher bisher« zu ſetzen: 
»Hypothekenbücher biäher nicht.« 


$. 55 
wurde angenommen. 
$. 56 
wurde in folgender Faflung angenommen: 


»Die Verhandlungen, welche zur Eintragung der bis- 
ber erworbenen, rechtzeitig angemeldeten Shvotßeten 
und Realrechte in dem neu anzulegenden Grundbuch 
erforderlich find, find foften- und ftempelfrei.« 


$. 57 


wurde mit ber Abänderung angenommen, daß in der vorlegten 
Zeile gefagt wird: 


»treten mit bem elften ur nach⸗, und baf in ber 
vorlegten Seile Binter ($. 47) eingefejaltet wird »für 
bie betreffenden Grunbdftüde«. 

$. 58 


mwurbe mit der Menberung angenommen, daß ftatt »ame zu 
ſetzen »mit bem«, 


Der Gefeentwurf wurbe einjtimmig angenommen. 


Zum Koftentarife wurde beantragt, im $. 5 Hinter 
Loſchung einzufchieben »und«. 


Den 8. 15 (mie $. 16 de8 Gefeßentwurfs für das Jade 
gebiet) zu faffen: 
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In Beziehung auf die Verpflichtung der Parteien 
zur Tragung der Koſten, zur Zahlung von Kojten- 
vorihüffen, in Anfehung des Anſpruchs derſelben auf 
Koftenftundung, auf gänzlihe ober theilmweife 
BER SSBL [CE URN, ingleihen hinſichtlich ber 
Erledigung ber Beſchwerden über den Anſatz, 
über verweigerte Stundung oder Nieberfchlagung ber 
Koften, kommen bie Vorſchriften zur Anmendung, 
welche in Sachen ber freiwilligen Gerichtöbarkeit gelten. 


Die Kommiffion nahm ben Gefekentwurf, fomwie ben 
—— in der vorliegenden Faſſung einſtimmig an und 
eantragt: 


Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem Geſetzentwurf über das Grundbuchweſen für 
bie Provinz Hannover, mit Ausfhluß bed Jabe- 
gebietes, bie verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu 
ertheilen. 


Berlin, ben 8. Februar 1873. 


Die X. Kommiifion. 


on Plötz (Vorſitzender). von Bernuth. Engels. 
led, von Frankenberg⸗Ludwigsdorf. von Goßler. 


Sraf zur Lippe Malmeod. Graf zu Meünfter 
Berichterftatter). Graf von Schwerin. von Thaden. 
Wever. Wildens, 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Grundbuchweſen in der Provinz; Gannoper, 
mit Ausfchluß des Jadegebietes. 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Dreußen x. 
erorbnen, unter Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtags 
Inferer Monardjie, für die Provinz Sannover, mit 
Ausſchluß des Jadegebiets, was folgt: 


$.1. 


Das Gefeh über den —— und die dingliche 
Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändi— 
jen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872, bie —— 
rbnung vom 5. Mai 1872 und das Geſetz, betreffend bie 
Stempelabgaben von gewiffen, bei dem Grundbudhamte anzu- 
tingenden Anträgen, vom 5. Mai 1878, werben in ber 
Grovinzg Hannover eingeführt. 


Bon biefer —— bleiben für die gemeinrechtlichen 
Bezirke und das Eichsfeld die 99. 49, 73 der Grundbuchord⸗ 
ung für die ganze Drovinz 8, 78 des Gefegeö über den 
Eigenthumserwerb, bie S%. 133 bis 141, 443 unb ber 
toftentarif ber Grundbuchordnung ausgefchloffen. 


82 
Die in den eingeführten Geſetzen in Bezu 
jeglichen Vorſchriften, welche in der Provinz 
zelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 

Unter den Progekvorfchriften, welche nad) den eingeführ- 
em Gefegen Anwendung finden, find bie Vorfchriften des in 
er Provinz Hannover geltenden Proßzeßrechts zu verftehen. 

Die Vorſchriften ber bürgerlichen Prozeßordnung vom 8. 
Rovember 1850 über öffentliche Ladungen finden in Verbin 


genommenen 
annover nicht 


— 
—————— 
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dung mit den 68. 103 Bis 111 der Grundbuchordnung auf 
das Grundbuchwefen entſprechende Anwendung. Ein — 
bares Erkenntniß iſt von dem Grundbuchamt einem redts- 
fräftigen gleich zu achten. 

Ueber dad Gefuh auf Gintragung einer Bor: 
merfung, fowie über den Antrag auf Vermerk eines 
MWiderfpruchs im Falle des 8. EO des Gefeges über 
ben Eigenthumserwerb zc. vom 5. Mai 1878 ift 
von dem Prozefrichter nach den Vorfchriften über 
dad Verfahren im Arreſtprozeß zu entjcheiden. 


$. 4. 


Unter bem Gericht ber belegenen Sache ift das Amts- 
gericht zu verftchen. 
$. 5. 


An die Stelle bes $. 20 Abſatz 1, der 66. 22, 23, 24 
ber Grundbuchordnung treten folgende Beitimmungen: 


Das Grundbuchweſen gehört zur Zuftändigkeit ber 
Amtsgerichte. 


Jedes Amtsgericht bildet ein Grundbuchamt. 


Die Dienftauffiht und die Befchwerbeführung wird 
durch bie Vorfchriften geregelt, welche in Sachen ber frei- 
willigen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 6. 


Auf dem Titel des Grundbuchblatt8 oder Artikels ift 
bei ländlichen Grundftüden auch das Amt anzugeben. 


An Stelle des Landraths ift nad $. 57 der Grundbud)- 
orbnung bie Benachrichtigung an ben Kreishauptmann zu 
richten. 

$. 7. 


zu Falle des getheilten Eigenthums ift unter bem Ei. 
— mer und dem Eigenthum ber Untereigenthümer und das 
ntereigenthum zu verjtehen. 


$. 8. 


Die beftehenden Rechtönormen, nad) welhen die Theilung 
eined Bauerhofes, die Veräußerung einzelner Theile beffelben, 
bie —— eined Bauerhofes mit anderen Grundſtücken, 
imgleihen bie Rechtsnormen, nad) weldyen die Veräußerung 
ober Theilung von Bürgergütern (aud) getheilten Laiſchafts- 
—— in der Stadt Osnabrüch) verboten oder an bie 

enehmigung einer Regiminal- ober Gerichtsbehörbe gebunden 
find, werben, foweit fie von dem fonft —— Rechte ab» 
weichen, aufgehoben und kann auf Grund derſelben eine frü- 
ber ftattgehabte Veräußerung oder Uebertragung fortan nicht 
angefochten werben. 


Außerbem werben bie für bie fogenannten Höfekontralte 
(Sofübertragungs-, Ehe, Abfindungs-, Altentheild-, Interims- 
wirtbfhafts-Rontrakte u. f. mw.) beftehenden befonderen Rechts- 
normen, nad weldyen biefelben zu ihrer Gültigkeit ber Mit- 
wirfung oder Genehmigung einer Behörde oder der öffentlichen 
Beurkundung bedürfen, aufgehoben, insbefondere tritt das 
Geſetz vom 17. Juni 1857, die Zuftändigfeit der Berwaltungs- 
—— hinſichtlich der fog. Hofekontrakte betreffend, außer 

raft. 


$. 10. 


Eingetragene dingliche Rechte können weber durch Erfitung 
eines entgegenftchenden Rechts, noch durch Verjährung aufge 
hoben werben. 

Die Klage auf rüdjtändige — eingetragener Stapita- 
lien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem 31. —— besjenigen Jahres, in welchem die Zinſen 
fällig geworden find. 

$. 11. 


Die Beweistraft von Schuldbefenntniffen über ein 
Darlehn oder einen Brautjchag hängt nicht von dem 
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Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der Urkunde 
eine Hypothek eingetragen ift. 


$. 12. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, 
ſowie im Lande Habeln die Beitellung einer Hypothek an be- 
weglichen Sachen, iſt fortan unzuläffig. 

Die Bewilligung ber Eintragung einer Hypothek ober 
Grundſchuld gilt, wenn die Eintragung erfolgt ift, als eine 
——— im Sinne des $. 5 des Geſetzes vom 14. De⸗ 
zember 1864. 


$. 13 


Der Eintragung bedürfen nicht die gemeinen Laſten. Zu 
denſelben — namentlich alle nach Geſetz oder Verfaſſung 
auf dem Grundſtück haftenden, aus dem Gemeinde, Streid- 
oder Drovinzialverbande, oder aus dem Kirchen, Pfarr- und 
Sculverbande entfpringenden, ober an Kirchen, Pfarren 
und Schulen oder an Kirchen, Pfarr- und Sculbebiente 
u entrichtenden, ober aus ber Verpflichtung zu Öffentlichen 

ger, Waffer-, Deid- und Uferbauten entjtandenen Abgaben 
und Leiftungen; ferner die Beträge, welche an Meliorations- 
genoffenfijarten ober andere —— e, von ber Staats. 

hörde genehmigte Inftitute, namen Mi an Vereine behufs 
gemeinfchaftlicher Uebertragung der durch Brand, Hagelſchlag 
ober Viehfterben entftandenen Schäden zu entrichten find. 


$. 14. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen oder Löſchungen nur erfolgen, wenn entweder durch 
eine öffentliche Urkunde bie Echtheit her Privaturfunde ober 
das Anerfenntnif des durch das Geſetz berufenen Erben nad)- 
ewieſen ift, oder eine Beſcheinigung bed Amtsgerichts, welchem 
er Erblaffer zulegt für feine Perſon unterworfen war, bei- 
ebradht wird, daß fi nach erfolgter öffentlicher Ladun 

iemand, der ein beſſeres Erbrebt in Anfpru 
nimmt, gemeldet habe. 


In Betreff der Bekanntmachung, ber Frift und bed n- 
halts ber öffentlichen Cabung kommen die Vorfchriften ber 
bürgerlihen Prozeßordnung vom 8. November 1850, $. 500 
bias 2 zur Anwendung. 

$. 15. 


An dem Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts mer- 
ben bie in der Grundbudordnung erwähnten Obliegenheiten 
der — — — von dem Gericht der belegenen Sache 
6. 4) wahrgenommen. 


In dem Geltungsbereich des gemeinen Rechts werben bie 

8 52, 74, 99 der Grundbuchordnung, ſoweit ſie ſich auf 
—— — beziehen, durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: A 

Die Eintragung ber familienfideifommiß- oder 
Stammgutseigenfchaft erfolgt auf den Antrag bes Ei- 
genthümers oder eines Nachfolgeberechtigten, fobald 
derfelbe nachweiſt, daß jene Eigenfchaft entftanden  ift. 

Familienfideikommiß oder Stammgutsnachfolger find 
als Eigenthümer ein utragen, wenn fie ihr Nachfolge⸗ 
recht durch eine Erbbeſcheinigung bes zuftändigen Nid)- 
ters nachmweifen. 

Die Löſchung der Familienfideikommiß oder Stamm- 
qutseigenfchaft aD auf ben Antrag bed Eigenthü- 
mers, fobald derſelbe nachweiſt, daß jene Eigenfchaft 
erloſchen iſt. 

Die Eintragung und. Löſchung kann bei Erbitamm- 
en nad) Bremiſchem Ritterreht auch auf Antrag 

es Praſidiums ber Bremiſchen Ritterfchaft ($. 7 bes 
revidirten Ritterrecht3 vom 19. April 1847) erfolgen. 


$. 16. 


Im Falle des $. 66 der Grundbuchordnung fommen bie 
Vorfcriften der Verordnung vom 28. Eeptember 1867 $. 11 
und des Geſetzes vom 3. April 1869 zur Anwendung. 
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§. ı7. 


Ablöfungs- und Allodifitationskapitalien und Die zu 
— ber Ablöfung ober er rege vorgeftredten Darlebn 
ofern fie in Gemäßheit des Geſetzes vom 16. September 18: 
in bie dritte Abtheilung des Grundbuchblattes ober Artike 
eingetragen werben, —— daſſelbe Vorrecht vor ander: 
Forderungen, welches dem abgelöften Rechte ſelbſt zuſtand. 


Daſſelbe gilt von den Ablöfungs- und Allodififation: 
tenten, wenn fie in das Grundbuch eingetragen werben. 


$. 18. 


In Betreff ber Eintragung und Ehihung der Domainer 
amortiſations und MRentenbanfrenten unb be8 biefen Mentr 
—— pa bleibt e8 bei ben Vorfchriften de 

en 8. September 1867 und des Geſetzes vor 
3. April 1869. 


$. 19. 


Bei einer in Gemaͤßheit ber ss 17, 18 erfolgenben Ein 
tragung ift zugleich ba8 abgelöfte Recht im Grundbuch vm 
Amts wegen foftenfrei zu loͤſchen. 


$. 20. 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen 
auf dem Grundftäd nod vorhandenen Früchte haften nic 
den am Grunbftüd dinglich Berechtigten. 


$. 21. 


Das einer in ber Provinz Hannover beftehenden, von 
Staate ——— Kreditanſtalt verpfändete Grundſtück haf 
tet für die ftatutenmäßigen Beiträge und ſonſtigen Leiſtunge— 
— — Schulbners, auch inſoweit dieſelben nicht Kapitaldabten 
ind. 


$. 2. 


Das der Landeskrebitanftalt und den ritterfchaftliche 
Krebitanftalten der Provinz Sannover zuftehende Recht, di 
Ertheilung des Qufchlags bei ber Smangsverfteigerung der 
ihnen zur Hypothek gefeßten Grunbftüde zu verweigern, wirt 
aufrecht erhalten. 


$. 24. 


Die Scabenerfagklage gegen bie Grundbuchbeamten ver: 
jährt in brei Jahren, nachdem der Beichädigte von dem 
Dajein und dem Urheber des Schadens Kenutrif 
erhalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkt ber Befhädigung breißig Jahn 
verfloffen, fo kommt es auf ben Zeitpunkt ber erlangte 
Kenntniß nicht weiter an. 


8. 244. 


An die Stelle des 8. 20 des Gefeges über ten 
Eigentbumsderwerb u. f. w. vom 5. Mai 189% triti 
folgende Beitimmung: 

Eine Hypothek fann auf Antrag des Eigı 
ümerd und des Gläubigerd in eine Grundſchi 
umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweit 
und dritten Abtbeilung gleich: und nacheingetragenn 
Berechtigten einwilligen, welche bis iu dem im $. 19 
dieſes Gefeged bezeichneten Tage eingetragen oter 

vorgemerkt find, 


$ 23. 


Für die Gebietstheile des gemeinen Rechts, mit Yusnab ne 
der Altitabt Hannover, und für das Eichäfeld werden Gru & 
bücher nad Vorfchrift der Grundbuchorbnung vom 5. Val 
1572 von Amts wegen umter Beachtung ber nacolgen 
Vorſchriften (65. 2644) angelegt. 


$. 26. 


Die Grundbuhämter erhalten, fobald bie Grumditen.® 
vermeflungsarbeiten bis zum Nachweiſe der, Befiger; un 


Herrenhaus. 


8 Flächeninhalts der einzelnen Grundftüde abgeichloffen find, 
Tal des auf Grund dieſer Machweife aufgeftellten 
zͤurbuchs. 


$. 27. 


Sobald dem Grundbuchamt die Abfchrift des Flurbuchs 
ugeftellt worden ift, merden die Eigenthümer ber einzelnen 
Srunbftüde behufs Anlegung des Grundbudy8 unter Androhung 
:iner Gelbbuße bis fünhjig Thaler vorgeladen. 


$. 238. 


Der als Eigenthümer Vorgelabene ift verpflichtet, dem 
Srundbbuchamte 


1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 


2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das 
Eigenthum auf ihn übergangen ift; 


3) die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere 
Beweisftüde vorzulegen, und 


4) alle auf dem Grunbftüd baftenden Beſchränkungen 
des Eigenthums, Eigenthumsvorbehalte, dingliche 
Nechte und Hypotheken anzuzeigen. 


Das Grundbuchamt ift verpflichtet, dem vom Eigenthümer 
—— Berechtigten Mittheilung von der geſchehenen Anzeige 
zu machen. 


Auch hat das Grundbuchamt den vom Eigenthümer 
nicht angezeigten Berechtigten, deren Vorhandenſein ihm amt- 
lich bekannt ift, von ber nicht erfolgten Anzeige ihrer Be- 
rechtigung Mittheilung zu machen. 


5.2. 


Zur Eintragung ded Borgeladenen als Eigen: 
thümer genügt ed, wenn er 


1) entweder nachmeift, daß er nad biöherigem Rechte 
I Eigentfum erworben bat, — 


2) oder feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeug: 
niß des Gemeindevorjtandes befcheinigt, 


3) oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene 
Verſicherungen von Zeugen oder fonft glaubhaft macht, 
daß er allein ober unter Sinzurehnung ber Befihzeit 
feiner Mechtövorgänger das Grundſtück feit zehn 
Jahren ununterbrochen in Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


$. 30. 


Mer in dem Stenerbuch nicht als Eigenthümer ver- 
— ift, gilt unter der Vorausſetzung des F. 29 ala 
erechtigt, in dem Grundbuche als Eigenthümer eingetragen 
zu werden, wenn ber in dem Steuerbuch Verzeichnete in 
einer — oder öffentlich er Urkunde feine 
Einwilligung ertheilt hat, oder zur Ertheilung berfelben 
rechtskräftig verurtheilt worben ift, 


$. 31. 


Die —— bes Eigenthümers und ber angezeigten 
Belaftungen erfolgt nad) Ablauf der im $. 32 —— Bier 
Friſt, falls nicht entgegenftehende Anfprüce innerhalb dieſer 
eilt angemeldet worden find. Iſt legteres gefcheben, fo 

ommt die Beftimmung ded $. 39 zur Anwendung. 


$. 32, 


Die nicht bereitö nach 88. 28 und BP vorge 
ladenen Perfonen, welche vermeinen, daß ihnen an 
einem Grundjtüde das Eigenthum zuftehe, fowie 
diejenigen Perfonen, welche vermeinen, daß ihnen 
an dem Grundſtück ein die Verfügung darüber bes 
ichränfendes Hecht, oder eine Hypothek, oder irgend 
welche anbere der Cintragung in dem Grundbuch 
bedürfende dingliche Mechte zufteben, baben ihre An: 
fprüche fpäteftend bis zum Ablauf der in $. 35 be 
zeichneten Ausſchlußfriſt bei dem Grundbuchamt an: 
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zumelden. Weber die Aumeldung bat das Grundbuch? 
anıt dem Aumeldenden auf Berlangen eine Befcheinis 
gung zu ertbeilen. 


$. 34, 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er ſein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
das Grundſtück erworben hat, nicht geltend machen kann und 
daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Nechte 
innerhalb der Ausfchlußfrift angemeldet und demnächft 
auch eingetragen find, verliert. 


$. 35. 


Sobald die nach den 88. 27, ©S zu veranlaffenden 
Vernebmungen und Ermittelungen für einen Ober 
gerichtäbezirt ftattgefunden haben, bejtimmt der uftiz- 
minifter durch eine in ber Gefehfammlung zu veröffentlidyende 
Verfü ag ben Tag, an welchem bie in $. 32 vorgefchriebene 
Friſt Ahr en betreffenden Obergerichtsbezirk beginnen foll. 


Die Kron-Oberanwaltichaft hat fobann bie SS. 32 bis 35 
Abfak 1 innerhalb der Ausfchlußfrift von vier zu vier Wochen 
durch daB Amtsblatt und durd) zwei Zeitungen, von benen 
mindeftens eine in ber Provinz ericheint, wörtlid mit Angabe 

‚ an welchem die Ausfhlußfrift abläuft, bekannt zu 
ma 


$. 36. 


Die Landeskreditanftalt zu Hannover ift verpflichtet, be- 

ER Eintragung in dem Grundbuch innerhalb der Ausschluß. 

ift ($. 32) diejenigen Schulbfapitalien anzumelden, weldye fie 
ansgelichen bat. 


Die Anmeldung muß auf Grund der Schuldurfunde ent- 
halten: ben Namen des Darlehnsempfängers, bie Bezeichnung 
und Gröfenangabe bed Grunbbefiges, bie Höhe des Schuld» 
fapitald, das Datum der Schuldurkunde und womöglich bie 
zn die Hypothek in dem Hypothekenbuch eingetragen 
worden ift. 


Bei denjenigen Kapitalien, welche auf Grund bes $. 2 
Nr. 1 ber Statuten vom 18. Juni 1842 und $. 1 ber Ber- 
orbnung vom 26, —* 1844 ausgeliehen find, genügt bie 
Vorlegung des urfprüngliden Kontrakts, ſowie ber neueften 
Hebungsrolle. 


$. 37. 


Die Grundbudhämter haben über die Anmeldung ber 
Lanbeskreditanftalt zu Hannover die jehigen Eigenthümer der 
ihr verbafteten Grundftüde zu vernehmen, und unter Beifü- 
gung eines Auszuges aus dem fHlur- oder Hypothekenbuch, 
in weldem außer dem Namen des zeitigen Eigenthümers und 
der Hausnummer die Bezeihnung, die Größe und das Steuer- 
fapital feines jebigen Grundbefiges —— find, das Ver⸗ 
nehmungsprotokoll ber Landeskreditanſtalt mitzutheilen. 


Die letztere hat binnen einer zweimonatlichen, nöthigen- 
fal8 zu erjtredenden aeift dem Grunbbuchamt anzuzeigen, in 
Betreff weldyer Schuldfapitalien fie die bisherigen Verhand- 
lungen für genügend oder weitere Ermittelungen für erfor- 


berlich erachtet. 


Sie ift berechtigt, bie weiteren Ermittelungen bei dem 
Grundbudyamt zu beantragen, fowie die Vorlegung im Belit 
der Umtögerichte befindlidher Akten zu beanspruchen. 


Ergiebt das Ermittelungsverfabren, daß das ber Landes- 
Erebitantalt verpfändete Objeft nicht oder nur mit unverhält- 
nifmäßigen Schwierigkeiten nachzuweiſen ift, fo ift bie Anftalt 
befugt, dem Schuldner das Kapital ganz oder theilweiſe zur 
NRüdzahlung zu kündigen. 


$. 38. 


Die bei der Anlegung des Grundbuch für bie Landes- 
freditanftalt zu Hannover erfolgten Eintragungen find ber- 
felben von dem Grundbuchamt bekannt zu machen. Die Be 
kanntmachung kann verzeichnißweife für den ganzen Bezirk des 
Grundbuchamts oder für Ortſchaften gefchehen und muß ent- 
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balten: den Namen des Eigenthümers, bie Bezeichnung und 
Größenangabe des Grunbditüds, ben Eintragungsvermert und 
bie der Hypothek ber Lanbdesfreditanftalt im Range vorgefeß- 
ten Anfprüde Dritter. 


$. 39. 


Vor ber career Entfcheidung über ftreitige ange 
meldete Eigentbumsanfprüdje ober dad Eigenthum befchränfende 
Rechte darf das Blatt für das Grundftüd im Grundbuch) nit 
angelegt oder das Grundftüd nidt in ben Artikel des Eis 
genthümers aufgenommen werben. 


$. 40. 


Die dinglichen Rechte werben mit ber ibnen nad bem 
bisherigen Rechte zukommenden Rangorbnung eingetragen. 


$. 41. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels kann 
für ein angemeldeted Recht eine Vormerkung eingetragen werben: 


1) wenn bie —— dieſes Rechts glaubhaft gemacht 
iſt, und entweder der Eigenthümer der Eintragung 
widerſpricht, oder bie Rangordnung des Rechts be- 
ſtritten ift; 

2) wenn von dem Eigenthümer bie Identität des Grund⸗ 
ſtücks beſtritten wird, dieſelbe aber durch Urkunden 
ober eidesſtattliche Verſicherungen von Zeugen glaub- 
haft gemadyt worben ift. . 


$. 42. 


Eigenthumsvorbehalte wegen rüdftändiger Kaufgel⸗ 
der, welche vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt, bedungen find, werden in bem Grund: 
buchblatte oder Artikel ald Hypotheken eingetragen 
oder vorgemerkt. 


$. 48. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten 
Hypothek kann nur auf eine beftimmte Summe erfolgen. 


Kommt eine Ginigung unter ben Betbeiligten 
über einen beftimmten einzutragenden Betrag nicht 
zu Stande, fo erfolgt deſſen Feſtſetzung durch ben 
Prozeßrichter. Inzwiſchen ift eine VBormerfung auf 
ben böchften von dem Hypothekengläubiger gefor: 
derten Betrag einzutragen. 


J. 4. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht 
getilgt fei, ohme dies urkundlich nachweifen zu können, fo ift 
das Recht einzutragen, augled aber in ber Spalte »Berän- 
berungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
ift, vorzumerfen, 


$. 45. 


In dem eu ge bes Gefehes über bas Pfandrecht 
vom 14. Dezember 1864 find Hypotheken und Eigenthums ⸗ 
vorbehalte nur dann einzutragen oder vorzumerfen, wenn fie 
zu ben bisherigen Hypothelenbüchern eingetragen oder vorge. 
merkt find. 


$. 46. 


Die erfolgte Anlegung von Grundbudblättern oder Ar- 
tifeln ift monatlich durch das Amtöblatt mit der Bezeich- 
nung ber Grunbdftüde nad ben Steuerbüchern und der 
Beliger durch das Grundbuchamt befannt zu maden. 


$. 47. 


Mit dem eilften Tage nach dem Erfcheinen des 
Amtöblattes ($. 46) kann die Veräußerung oder Belaftung 
der betreffenden Grundftüde nur in den ormen erfolgen, 
welche das Gefeg über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 
1872 und bie Grundbuhorbnung vom 5. Mai 1872 vor- 
fchreiben. 


$. 48. 


Bis zu dem im 8. 47 bezeichneten Tage werben d 
bißherigen Hypothekenbuͤcher von ben — jedo 
unter — ber Vorſchriften ber SS. 23, 24 des Geſetz 
über ben Eigenthumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 ur 
bes $. 12 des gegenwärtigen Gejehes fortgeführt. 


Zu diefem Iwed find bie Hypothekenbücher der Kicchipiel 
— des Landes Hadeln an das Grundbuchamt Otterndo 
abzugeben. 


Diejenigen, welche in ber Zeit vom ge der im 6. 3 
vorgefchriebenen Friſt bis zu dem im $. 47 beitimmten Tar 
das Eigenthum oder ein in dem Grunbbud einzutragende 
dingliches Recht erworben haben, müffen baffelbe, falls d 
Anmeldung nicht bereits früher erfolgt ift, bei Vermeibun 
bes im $. 34 vorgefchriebenen Redytönachtheils binnen vierzeh 
Tagen nad) dem im $. 47 beftimmten Tage anmelden. 


Die Eintragung ber Verpfändungen ber Seeſchiffe um 
ber Flußſchiffe von minbeftens fünf Lat Tragfähigkeit erfolg 
nah Maßgabe des ©. . 3, 8. 11 des Gefeked von 
14. Dezember 1864 in deſſen Geltungsbereich auch ferner in 
ben bisherigen Hypothekenbüchern. 


$. 9. 


Er ben Bezirk ber Altftabt von Hannover gelten ftat 
der 88. ©@ bis 48 folgende Vorſchriften: 


1) die Spezialhypothefenbüdher werden als Grund 
bücher weiter geführt; 


2) bereit8 beftehende, aber nicht eingetragene Eigen 
thumsbefhränkungen und dingliche Mechte jint 
von ben Berechtigten innerhalb ſechs Monate vor 
dem Tage, wo biefed Geſetz in Kraft tritt, bei dem 
Grundbudamte anzumelden; 


die Aufforderung zu dieſer Anmeldung ift inner 
halb ber Ausfchlußfrift von der Kronanmaltichaf 
des Obergerichts a Hannover in entfprechender An 
wendung des $. 35 biefes Gefeges öffentlich befann 
zu machen; 


wer bie Anmelbung unterläßt, erleidet ben Rechts 
nachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten 
weldyer im redlihen Glauben an bie Richtigkeit bes 
Grundbuchs das Grundftüd erworben hat, nic! 
geltend machen kann, und fein Borzu Es gegen 
über denjenigen, deren Rechte innerhalb der Aus. 
fhlußfrift angemeldet und demmächft auch eim: 
getragen find, verliert; 


3) die angemelbeten Rechte werben, je nachdem fie von 
bem Eigenthümer anerfannt werden ober nicht, in 
dem Grundbuch eingetragen ober gemäß des 
F. 441 vorgemerkt; 


4) die eingetragenen oder vorgemerften Rechte erhal: 
ten bie Feen welde ihnen zugefommen 
fein würde, falls fie ſchon zur Seit ihrer Ent- 
ftehung eingetragen oder vorgemerkt wären; 


5) die bis zum Ablauf ber Ausſchlußfriſt eingetragenen 
oder vorgemerften Hypotheken und Gigenthums- 
vorbehalte gelten als Hypotheken im Sinne bes 
a über ben igenthumserwerb x. vom 
5. Mai 1872; 

6) die Borfchrift des K 44 bed gegenwärtigen 
Gefeges findet aud) im dem Bezirk der Altjtadt 
von Sannover Anwendung. 


$. 50. 


Bei Anlegung der Grundbuchblätter für die bereits befte- 
enden verliehenen Bergwerke finden bie 6%. 26 bis 48 ent: 
rechende Anwendung. 


Un die Stelle der Abfchrift ber Grund und Gebäube 
ftenerbücher treten babei bie von dem Ober-Bergamt zu lie 
fernden Berzeichniffe der Bergwerke und ihrer Beliger. 
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Auf diejenigen Bergmwerke, welche nach dem Tage, an 
welchem dieſes Gefeh in Kraft tritt, verliehen werben, find 
das — über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und 
die Grundbuchorbnung vom 5. Mai 1872 fofort anzumwenben. 


8. 51. 


In denjenigen Gebietstheilen ber Provinz, in benen bereits 
Hypothekenbücher nad) Vorfchrift der Hypothekenordnung vom 
20. Dezember 1783 angelegt find, erfolgt ihre —— 
auf den Inhalt der Grund- und Gebäubefteuerbücher, fobal 
— Grundbuhämter die Abſchriften der Flurbücher erhalten 

aben. 


$. 52. 
8 en DOftfriesland und dem SHarlinger Lande bleiben in 
aft: 


1) in Betreff derjenigen Poſten, deren Erneuerung wäh. 
rend ber Seit ber Franzbſiſchen re a 
unterblieben ift, die Beftimmung bes $. 18 ber Ber- 
ordnung wegen Serftellung bed Hypothekenweſens in 
Oftfrieslandb vom 29. September 1817; 


2) das Geſetz vom 29, Dftober 1848, die Berichtigung 
bes Befigtiteld von Grundſtücken durch Ebiktallabun- 
gen betreffend, für diejenigen Fälle, in melden das 

igenthum des Grundſtücks vor dem Zeitpunkt, wo 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 in Kraft 
tritt, ohne Eintragung erworben ift. 


$. 53. 


Die Vorfchrift des SG. 1 Abfab 2 bes Gefehed vom 
26. Mai 1845, das Hypothekenweſen in ber Niebergraffchaft 
Lingen ıc. betreffend, wird aufgehoben. 


$. 54. 


Sind für einen beftimmten Ort ober für einzelne Grund- 
ftüde in Oftfriesland und dem Harlinger Lande, * in der 
Niedergrafſchaft Lingen und den ehemals Münſterſchen Ort- 
ſchaften Sypotbefenbücher bisher nicht —— worden, 
fo fommen bie für biefe Canbestheile bisher gültig geweſenen 
Borfchriften mit der Maßgabe zur Anwendung, daß bie neuen 
Grundbücer nad der in der Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 angeordneten Form und Einrichtung anzulegen find. 


$. 55. 


Die a. für die Bearbeitung der Grundbuchſachen 
werben nad; bem beigefügten Tarif erhoben. 


$. 56. 
Die Verhandlungen, melde zur Eintragung ber bisher 
ertvorbenen, rechtzeitig angemeldeten Hypotheken- unb 


Realrechte in dem neu anzulegenden Grundbuch erforderlich 
find, find Foften: und ftempelfrei, 


$. 57. 


Das aa, vom 16, Dezember 1843, betreffend bie in 
einigen Prov nen bes Königreichd wegen Anmeldung, Ein 
tragung oder Beftätigung von Kontraften beftehenden Bor- 
fchriften, bie Gefege vom 9. November 1858 unb vom 
17. September 1862 (Hannoverfche br gr ©. 365), 
fowie $. 23 der Notariatsorbnung vom 18. September 1853 
treten mit bem eilften Tage nach der re über 
die Anlegung bed Grundbuchblatts oder Artikels ($. 47) für 
die betreffenden Grundftüde außer Kraft. 


$. 58, 
Diefes Gefeg tritt mit dem 1. Oftober 1873 in Kraft. 
Urkundlich x. 


Anl, z. d. Verhandl. d. Serrenhauſes. 





Koſtentarif. 


Erſter Abſchnitt. 


Für die Bearbeitung der Grundbuchſachen in der Provinz 
Hannover, mit Ausſchluß bes Jadegebiets, werben folgende 
Koſten erhoben: 

g. 1. 


A, 1) Fur die Entgegennahme ber Auflaffungserflärung und 
t bie Eintragung bes Eigenthümers, bie get 
eantragte Eintragung bes Erwerbögrundes und bed 

Erwerböpreifes, der Schägung bed Werthes nach einer 

Öffentlihen Tage und bei Gebäuden ber Feuer ⸗ 

verfiherungsfumme, einfchließlih ber babei vorfom- 

menden Nebengeichäfte: . 


von je 25 Thlen. .......... 4 Sar., 
b) von dem Mehrbetrage biß 1000 Thlr. 
von je 100 Thlin ..... ........ 7 


4 >» 
ce) von dem Mehrbetrage von je500 Thlen. 7% >» 


2) für bie nachträgliche Eintragung des Miteigentfums 
eines —* atten an den von dem andern Ehegatten in 
bie eheliche Gütergemeinſchaft eingebrachten Grunb- 
ſtücken und für die dabei bewirkte Uebertragung der 
Liegenſchaften ber Ehefrau auf ben Artikel des Ehe 
mannes, für die Eintragung des Miteigentbums ber 
Kinder, im Falle mit ihnen nad) dem Tobe des einen 
Ehegatten von bem überlebenden bie ——— 
fortgeſetzt wird, oder des Miteigenthums der geſetzlichen 
Erben folder Kinder; ingleichen für bie Umſchreibung 
der Grundſtücke, welche einem gefchiebenen Ebegatten 
bei ber eg nern wegen bed gütergemein- 
ra Vermögens überwielen worden find, auf 
en Namen beffelben: die Hälfte ber vorſtehenden 
Se jebody nicht unter 5 Sgr. und nicht über 

r. 


3) Die Koſten unter 1 und 2 werben nad) dem Werthe 
eines jeden Grunbftüds, beziehungsweife nad) ber 
Summe ber er mebrerer Grunbftüde berechnet, 
für welde ein befondered Grundbuchblatt befteht 
($$. 1, 5 und 13 der Grundbuchordnung). 

Es kommen jedoch die Beftimmungen unter Nr. 4 
ur Anwendung, wenn gemäß ber Vorfchriften in 
$. 1 und 13 ber Grundbudorbnung für mehrere 
auf verfchiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grund» 
ftüde ein gemeinſchaftliches Blatt oder gemäß 88. 15 
und 16 a.a. DO. ein Artikel angelegt werben fann, 
vorausgefeßt, daß eine erfolglofe Aufforderung, bie 
Vereinigung zu beantragen, an ben Eigenthümer noch 
nicht gerichtet ift. 


4) Bei der Führung des Grundbuchs nad) ben Arfikeln 
($. 15 ber Gründbuchordnung) werden bie Koſten 
Pr. I und 2 nad) der Summe ber Werte derjenigen 
Grundftüde beredjnet, weldhe auf Grund einer Auf 
laffung auf ein und benjelben Artikel des Erwerbers 
eingetragen werben, gleichviel ob bie mit dieſer Ein- 
tragung in Verbindung ftehende Abfchreibung bei 
einem oder mehreren Artikeln ftattfindet. 


5) Im Fall des F. 59 ber Grundbuchordnung find bie 
Ääbe unter A, Nr. 1 zu erheben. 
& 2. 


B. xt jede endgültige Eintragung in ber 2. ober 
. Abtheilung und alle dabei vorkommenden Neben- 


geichäfte: 
a) von dem Betrage bis 200 Thlr, 
von je 25 Thlien. .2 4 or. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. _ 
von je 100 Ihlen. ....2*4 5» 
ce) vondem Mebrbetragevon je500 Thlım. 74 > 
36 
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$. 3, bezw. Grundbuchartikels: die Hälfte des Sages zu B., 
C.1) Air die Eintragung von —— aller Art, — J icht unter 3 Ggr. und nit Aber 1 ahlr 
ormerfungen und Verfügungsbefchräntungen: bie ” 
Hälfte der Sätze des $. 2 (B), jedoch nicht unter Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu 
5 Sgr. einer Grundſchuld und für jede ee eines 
Die gemäß $. 5 afap 4 der Grundbuchordnung —— ein Viertheil der Sätze zu B., jedoch nicht 
bewiefte Schlieöung einch für Subehörftüce beftehenden unter 3 Ser. 
befonderen Grundbuchblattes erfolgt koftenfrei. $. 7. 


2) Für bie in Antrag gebrachte — %6 von Ver- | G, 1) Für jede einzelne Benachrichtigung eines dinglich Be 


merken, welche unter feine ber vorſtehend ($$. 1, 2,3 rechtigten von einer erfolgten Cigentbumsveränderung: 
Nr. 1) getroffenen Beftimmungen fallen, aud nicht 5 Sgr., wenn der Werth des Dinglichen Rechts und 
bie bloße —— des Titels eines Grund⸗ auch der des Grundſtüicks ben Betrag von 50 Thlrn. 
buchblatts, — Sweife Der zur näheren —— überſteigt. 
eines Grundſtücks dienenden, in die Abtheilung 1. —— 
Spalte 1 bis 7 des Grundbuchartikels gehörigen An- Die bei der Eintragung des Eigenthümers ftatt- 
aben bezweden, infonderheit für die Einſchreibung ber ug Benachrichtigung bed bisherigen Eigenthümers 
merke, welche durd) die ofne Veränderung bes r Grundftenerbebörde, und bie im Falle von Ab- 
Eigenthümers ftattfindende Theilung von Grunditüden zweigungen an Behörden i xichtenden Benadridti 
veranlafit werben, für bie Eintragung des Schägungs gungen, ingleihen die gemäß 88. 121, 122, 123 der 
werthes der fFeuerverficherungsfumme und für bie Ein- rundhuchordnung ergebenden Benachrichtigungen unter- 


—— des Ermerhögrunbet ober bes Erwerbäpreifes, liegen feinem befonderen Koſtenſatze. 
e 


oweit in 6. 1 ®r. 1 bezeichnete Vorausſetzun 2 
Mt ut BR Se ar Ehe u Ba Jod MOL | 0 San Sin a Sr 
unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. theiligten ohne Uebergabe einer für bie Grundatten 

beitimmten Abfchrift zurüdgefordert werden, fo find 


Hz tr jeden Bogen ber auf Anordnung des Grundbud- 
$. 4 für jeden Bogen der auf Anordnung des Grund 
D. 1) Wenn die Eintragung berfelben Poſt in ber 2. oder richters zu fertigenden Abfchrift 5 Sar. zu entrichten. 
3. Abtheilung bei mehreren auf verfchiebenen Grund- Die — der von den Betheiligten überreich— 
buchblättern oder Artikeln verzeichneten Grundſtücken ten Abſchriften erfolgt koſtenfrei. 
gleichzeitig oder nachträglich, oder bei mehreren, auf 
ein und bemfelben Grundbuchblatt oder Artifel ver 8. 8. 


ten Grunditüd träglich beantragt i 
er Sg — de a gie H. 1) bei den voritehend 88. 1 bis 7 bezeichneten 


wird für jede folgende E ; 
Eäte B. ober C. (88.2 und 3) erhoben, jebody nicht Gejchäften der Werth bes Objekts nicht mehr als 
unter 5 Sar.. und nicht über 3 Thlr. Dabei ift, 5 Thlr., fo find im Ganzen nur 5 Sgr. Koften in 
wenn der Merth der Grunbftüde, auf welde bie Anſatz zu bringen. 


einzutragenden Poſt, nur jener als Maßſtab für den ntragungen oder Lölhungen im Grundbuche als 


weitere Eintragung erfolgt, geringer Hi als der der 2) gie Aufnahme von mündlichen Anträgen, welche den 
Koftenanfag anzunehmen. . Grundlage dienen ($. 32 ber Grunbbucorbnung), oder 


Im Falle die Eintragung derfelben Poſt bei r bie aerichtliche Bealaubi r An ind 
— teren, . —— — —* — ———————— 
zeichneten Grun en gleichzeitig beantragt worden i ; 
ift, kommt bie — ru Nr. 2° getroffene bei einem Be Gegenftandes bis zu Zr Zbl 
Beſtimmung zur Anwendung, wenn die im $. 1 Nr. 3 kg IE M * ERBE 81000 hir 4 San. 
Ablag 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorhanden find. Et 200 Shlene“ bis Thlr. 24 Sgr 

2) Wird bei mehreren auf einem Grunbbuchblatt ober von dem Mebrbetrage bis 20,000 Thlr. 
Artikel verzeichneten Grunditüden die Eintragung ber- von je 1000 SEHE .. ............. 24 Sar., 
felben Poſt gleichzeitig —— fo find die Ein- und bei Werthen über 20,000 Thlr. zuſätzlich noch 
tragungsfoften dafür nur einmal zu fordern. 1 Thlr. 
$.5 Diefe Gebühr haben auch die Notare für die be- 
— ondere Aufnahme oder Beglaubigung von Anträgen 
E. Für jede er. und alle dabei vorfommenden er bezeichneten Art zu beziehen, jedoch mit der Maß 
. ——— die Hälfte der für bie Eintragung zu gebe, dab die Letzteren mindeftens 15 Sgr. in Anfas 
F8. 2 und 3 beftimmten Sätze. ringen können. 

Die Grundſätze des G. 4 finden aud) bei Lö— 3) Der Werth ber Grundſtücke ift infoweit, ala berjelbe 
fhungen und bei der Entlaſſung einzelner Grundftüde bei ber Berechnung ber vorſtehenden Koftenfäge in Be 
aus der Mithaft Anwendung. trat Fommt, nad) ben Anordnungen zu men, 

welche in ben Gefegen über die Erhebung der Stemvel 
8. 6. abgabe in Beziehung auf die MWerthöbeitimmung ent 


halten find. In ben Fällen, wo die von den In— 


F. 1) für bie Extbeilung bes Sppotheten- oder Grundfchuld- terefjenten gemachte Werthsangabe für unzulänglic 


riefs, für die Ausfertigung einer beglaubigten Ab— 538 = 4 
chrift des vollftändi en Grundbudjblattes ober Artikels: — rind Bu —— —— = Sean 
weibrittheil ber Shhe zu B., jedoch nicht unter dh x rung a —— 
Sr. und nicht über 3 Thle fabe der Gerichtskoſten maßgebend. Bei Eintragung 

gr. einer nachträglich bewilligten Erhöhung des Sinsfußes 

2) Für die Erneuerung eines Grundſchulbbriefs und die erfolgt die Berechnung der Koften nah dem Fünf 
dabei vorfommenden Nebengefchäfte, ingleichen für die fachen der danach eintretenden Erhöhung des vom 
ld riefs an Stelle der Schuldner zu entricdhtenden jährlichen Sinfenbetrages. 


—— eines Grund 

aͤlteren Vorſchriften ertheilten ** 
Dokumente oder eines Hypothekenbriefs: die Hälfte §. 9. 
ber Sätze ad F. Nr. 1, jedoch nicht unter 3 Sgr. 


nad ben 


ME ä J. Die vorftehenden Beftimmungen finden auch Anwendung 
3) gür die Ausfertigung einer beglaubigten —— de auf die bei ber Führung des Berggegenbudyes vor- 
itel3 und der erften Abtheilung bes Grundbbuchblatts, kommenden Gefchäfte. Dabei wird * ber Koſten— 


— — en u 
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[eb A. Nr. 1 
ie anderweite 
die Konfolidation mehrerer Zehen, weldye bis dahin 
verfchiedenen Eigenthümern (Gewerkichaften) angehörten, 
veranlaft wirb. 


$ 1) nur zur Hälfte erhoben, wenn 
intragung eines Eigenthümers burd) 


$. 10, 


Die Zurückführung bereits angelegter Grundbuchblätter 
| die Grund» und Gebäubefteuerbücher erfolgt koften- 
ii baffelbe gilt von denjenigen Gejchäften, melde 
urch ben Uebergang eines Grundbuchblattes in ben 
Bezirk eined andern Grundbuchamts gemäß $. 27 ber 
Grumdbuchordnung veranlaßt werden. 


Ei 


Menn für einen eimzelnen Ort überhaupt oder für 
einzelne Grundftüde nody feine Bücher angelegt find, 
fo werben für bie erſte Anlegung eines jeden Grund- 
buchblattes oder Artikeld und für das ganze Be N 
welches bei dem Grundbuchamt zu diefem Zwecke jtatt- 
findet, nad) ber Summe ber Wertbe ber auf bem 
—— oder Artikel verzeichneten Grundſtücke 
erhoben: , 


1) bei Objekten bis 25 Ihle. ..-.erss0 0.4 0000: 
2) bei Objekten über 25 Thlr. bis 200 Thlr..... 10 » 
3) bei Objekten über 200 Thlr. bis 1000 Thlr... 15» 
4) bei Objekten über 1000 F bis 5000 Thle.. 1Thlr. 
5) bei Objekten über 5000 Thlx. bis 20,000 Thle. 2 > 

6) bei Objekten über 20,000 Thlr. ............ 4 » 


L. 


— 


5 Sgr. 


Zweiter Abſchnitt. 


§. 12. 


Die Berechnung der Koſten nach den Sätzen des Tarifs 
erfolgt dergeſtalt, daß die vollen Sätze, welche für Beträge 
von 25, 100, 500 Thalern u. ſ. w. beſtimmt find, auch für 
die nur angefangenen Beträge entrichtet werben. 


Die Erhebung der Koften erfolgt in Thalern und Sil- 
bergrofchen. Ueberſchießende Pfennige werben, wenn fie unter 
einem halben Silbergrofchen —— nicht in Rechnung ge 
ftellt, betragen fie einen halben Silbergrofchen und mehr, fo 
wird ein voller Silbergrofchen erhoben. 


$. 18. 


Neben ben nach diefem Tarif zu erhebenben le 
find weder Schreibgebühren, noch Gebühren oder Porto für 
die Zuftellungen oder Behändigungen, noch Gebühren für ein- 
fache auf Antra e ergebende Befcheibe, die wegen Ba 
vorläufiger Anftände ergebenden Zwifchenverfügungen und für 
die Abhaltung von Terminen in Grundbuchſachen zu entrichten. 


Ebenſo werben für bie Aufforderung des Eigenthümers, 
feinen Namen bei einem Grunditüde a u laffen, und 
für die Feſtſetzung der dabei auf ben Fall ber Nichtbefolgung 
angebrohten Geldftrafe feine Gebühren entrichtet. Für bie 
nad) erfolglofer Feſtſetzung der Gelditrafe eintretende Swangs- 
vollſtreckung 
Nechtsſtreitigkeiten vom 8. November 1850 enthaltenen 
mungen. 


Es werben ferner nad) — 5* ber bisherigen Bejtim- 
mungen befonbers erhoben: die Gebühren für die Aufnahme 
ober Beglaubigung von Urkunden über Rechtsgeſchäfte, für 
Vefcheide auf unbegründete Gefuche oder Beſchwerden, für ver- 
eitelte Termine und für etwa vorkommende —— 
ferner die bei Abhaltung von Lokalterminen erwachſenden Diä- 
ten und Reifekoiten der Beamten, ingleihhen die den Sadver- 
ftändigen in fällen ihrer Zuziehung zu gewährenden Ver- 
gütigungen. 


gelten die in ber Gebührentage für bürgerliche 
eitim- 


$. 14. 


Bei den Gefchäften, für welche bie vorftehenden Tarifſätze 
zur Erhebung kommen, wird eine Stempelabgabe nur infoweit 
entrichtet, als biefelbe unter den in dem Gefege vom 5. Mai 


1872 bezeichneten Borausfegungen auf den Auflaffungserflä- 
rungen, beziehungsweife auf den den Einfchreibungen beim 
Grundbude zum Grunde liegenden Anträgen rubt, ober nad) 
ber Allerhöchſten Verordnung vom 19, juli 1867 von ben 
Urkunden über — echtsgeſchäfte zu entrichten iſt, 
welche zu ſolchen Erklärungen oder Anträgen Veranlaſſung 
eben. Alle ſonſtigen Geſuchs-, Vrotokoll- und ae hai ung8- 
* bleiben außer Anſatz. Durch die vorſtehenden Tarif-⸗ 
äbe S 1, 11) werben zugleich die in Hypothekenſachen auf 
Grund der in Kraft gebliebenen Beftimmungen des Stempel- 
gejedes vom 30. Januar 1859 zu erhebenden Stempelabgaben 
edeckt. (5. 1, 2 de8 Gefehes vom 24. Februar 1869, Öefep- 
ammlung ©. 366.) 


$. 15. 


In Beziehung auf die Verpflichtung der Par: ' 
teien zur Zragung der Koften, zur Zahlung von 
KRoftenvorichüflen, in Anfebung des Anfpruchd der- 
felben auf Koftenftundung, auf aänzliche oder tbeil- 
weife Koſtenbefreiung, ingleichen binfichtlich der 
Erledigung der Befchwerden über den Anfag, über 
verweigerte Stundung vder Niederjchlagung ber 
Koften, fommen die VBorfchriften zur Anwendung, 
—— in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten. 


$. 16. 


Inſoweit nady den vorftehenden Beftimmungen Schreib- 
und Yuftellungsgebühren von ben Betheiligten nicht zu ent- 
richten find, werden den auf den Bezug foldyer Gebühren an- 
—— Beamten aus der Staatskaſſe ohne Rückſicht auf 
en Eingang des Koftenpaufhquantums vergütigt: 


I) an Schreibgebühren: 


für jeben Bogen 24 Sgr. 
Dabei werben 96 Seilen Schrift, bie Seile gr 
12 Sylben gerechnet, einem Bogen Schreibwerk 
gleichgeachtet und nur angefangene Bogen, inglei- 
a. Schriftjtüde von geringerem Umfange, als 
einem Bogen, wie volle Bogen vergütigt. 


ür die Vornahme von Behändigungen o 
eligen 


Dieſe Gebühr wird um 2 Sgr. erhbht, wenn die 


Zuſtellung an die Partei außerhalb des Orte, wo 
“ Grundbuhamt feinen Sit bat, bewirkt werben 
muß. 


2) der Zu 
24 Sgr. 


⁊ 
— 


— ⸗ 


M 56. 


* 


Auf die Tagebordnung einer der nächſten Plenarſitzungen 
wird geſetzt werden: 


I; ö 
Mündliher Bericht der Petitionstommiffion über: 


1) die Vetitionen (P. J. Nr. 88, 92, 96, 106, 110 bis 
113, 126, 127, 131 und 136) von Bürgermeiftern und 
Gemeinbebeamten der Städte Kauernik, Natel, Juſter 
burg, Sorau, Wehlau, Drieſen, Sangerhauſen, Yands- 
berg a. W., Saarbrücken, und von Landbürgermeiſtern 
ber Kreife Aachen, Bonn, Trier, Ahrweiler und Wir- 
fit, welche 

allgemeine gefegliche Regelung der Anftellungs- 

Ad Gehalte erhättniffe * Gemeindebeamten, 
reſp. 

Aufbeſſerung ihrer Gehälter durch angemeſſene Be- 

zablung ihrer Geſchäfte für die Staatsverwaltung 

aus der Staatskaſſe x.« 


beantragen. 
36* 
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Berichterſtatter: Herr von Voß. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


»bie vorerwähnten Petitionen von Bürgermeiſtern 
und Gemeindebeamten ber Königlichen Staatd- 
regierung zur Berüdfichtigung zu übermweifen.« 


2) bie Betition (P. J. Rr.93) des Herbergsbefigerd Simon 
zu Erfurt, mit ben Anträgen: 

a) zu veranlaffen, daß ihm durch die Brand ⸗ Verſiche⸗ 
rungsgefellichaft Deutfchland in Leipzig für ihm 
ugefügte Unbill und verurfachten Schaden ent 
——— Entſchädigung gewährt werde; 

b) daß ber in Rebe ftehenben Verficherungsgefellichaft 
bie Befugniß zum Konzeffionsbetriebe in dem Preu- 
hiſchen Staate entzogen werde. 


Berihterftatter: Herr Graf von der Schulen- 
burg-Angern. 


Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
über die Detition bes ꝛc. Simon zur Taged- 
ordnung überzugeben. 
3) die Petition (P. J. Nr. 123) des M. 8. Heyſe zu 
Buczkowo bei Chodziefen, 
um Miederherftellung ber Ehre feines verftorbenen 
Baterd, der ben früheren Wuchergefegen zum Opfer 
gefallen ift.« 
Beriterftatter: Serr Dr. Baumſtark. 
Antrag ber Kommiffion. 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


»über bie Petition Nr. 123 bes x. Heyfe zur 
Tagesordnung überzugehen.« 


4) die Vetition (P. J. Nr. 130) bes — ri an 
Heydenreich und bed es at8 und ber Stabtver- 
orbneten zu Heringen und Kelbra, welche 


unter Bezugnahme auf die im G. 181 ber Kreis. 
ordnung in un geftellten Gefeße bie fofortige 
Einführung der Kreißordnung auch für die im 
ſtandesherrlichen Befig der Grafen zu Stolberg- 
Stolberg und Stolberg-Rosla befindliden 
Aemter Kelbra und SHeringen, fowie bie Stäbte 
Kelbra und SHeringen 


beantragen. 


Berichterſtatter: Herr Graf von ber Schulen- 
burg-Angern. 


Antrag ber Kommiffion: 
ba8 Herrenhaus wolle befchließen: 


vorerwähnte Petition des Seydenreich und 
Genoffen ber Königlichen Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme zu überweifen. 


5) die Vetition (P. I. Nr. 124) des Ausfchuffes der Rhei⸗ 
— fe Dehfälitgen Gefüngnifgefent — x Rbei 


»um Gewährung der Mittel zur Bewerfitelligung 
der Gefangenentransporte mittelft Zellenwagen, 
befonbers in ber Stabt Düffeldorf.« 


Berihterftatter: Herr Graf von ber Schulen. 
burg-Angern. 


Antrag ber Kommiffion: 
bad Herrenhaus wolle beſchließen: 


bie Petition Nr. 124 ber Königlichen Staats. 
regierung zur Berüdfihtigung zu überweifen. : 





— — — = nd 





6) die Petition (P. J. Nr. 51) des Paftord Duiftorp 
und Genoffen mit ben Anträgen: 
a) ba8 Herrenhaus wolle zwedentfpredende geſetzliche 
Beftimmungen veranlaffen, daß Buchhändler, Ber- 
—— von Zeitungen ꝛc., welche unſittliche Yubli- 
kationen verbreiten, für immer ihrer Konzeſſion 
verluſtig geben; 


b) der Königlichen Staatsregierung bie Erwartung 
außzufpreden, bat Staatsanwaltfchaft und Sitten- 
polizei nach diefer Seite bin fortan zur größten 
Strenge und Wachſamkeit verpflichtet und ange 
wiefen und jeber läffige Beamte zur Rechenfchaft 
gezogen werbe. 


Berichterftatter: Herr Graf von ber Schulen— 
burg-Angern: 


Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


» In Anbetracht, daß das Petitum ad 1 ber 
Preußiſchen Gefehgebung nicht unterliegt und 
die beſtehenden Shrafgefeke ausreichen, den ge- 
rügten Uebelftänben 5 fteuern; in Bezug auf 
dad Detitum ad 2 aber das Vertrauen gebegt 
werben kann, daß bie Hohe Staatsregierung 
fortfahren werbe, das Geſetz betreffs der Ber- 
ec unzüchtiger Abbildungen, Darftellungen 


und Schriften mit aller Strenge zu banbhaben«, 


über die Petition des x. Quiftorp unb Genoffen 
zur Tagesordnung überzugehen. 
II. 
Petition, melde auf Grund bes G. 20 ber Gefchäfts- 


ordnung als zur Erörterung im Plenum nicht geeignet, zur 
Einfiht im Buͤreau des Herrenhauſes niedergelegt i 


P. J. Nr. 9 von W. Stahl in Brandenburg 
»unverftändlich«. 


Berlin, den 12. Februar 1873. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 





MA 57. 


Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen x. 
Nachdem bei ben jüngften parlamentarifchen Verhandlungen 


bie bei Ertheilung von Eifenbabntonzeffionen zur An- 
wendung gebrachten Berwaltungdgrundfäße ange 
griffen und 
bie Mißſtände gerügt worben Kan welche fich Bei 
—— ertheilter Konzeſſionen herausgeſtellt 
en / 


haben Wir beſchloſſen, eine SpezialUnterſuchungskommiſſion 
einzuſetzen, um nach Ma abe an durch Fan & 
gewonnenen Refultate überjehen zu fünnen, 


tmittelungen 


1) ob und inwieweit die einjchlägigen Orjebe und bie 
—— Verwaltungsnormen die Erfü vr der bei 
rtheilung von Ei —— beabſichtigten 
Zwecke zu ſichern und das Publitum gegen Täuſchungen 
und Beeinträhtigungen zu ſchützen geeignet find, 


2) welde Aenberungen in ber Gefeßgebung und Per- 
en ug rderlich find, um vorhandenen Uebel- 
fänden und Mißbraäuchen thunlichft abzubelfen. 
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Es ift Unfer Wille, daß die Ermittelung ber bezüglichen 
Thatfahen mit ber größten Sorgfalt gefchehe und bie Be- 
a ber Derhrätniffe und Perſonen ernſt und un- 
parteilich fei. 


Die genannte Spezialtommiffion wird unter dem Bor- 
fige des Präfidenten der Seehandlung Günther aus zwei 
von Uns zu ernennenben ——— pci Verwaltungsbeamten 
zu beftehen haben, und laben Wir bie beiden Häuſer bed Land- 
ages Unferer Monarchie ein, auch ihrerſeits je zwei Mitglieder 
u erwählen, um an ben Arbeiten der unverzüglid, einzufegenden 
ommiffion Iheil zu nehmen. Wir behalten Uns vor, ber 
Landeövertretung feiner Zeit die bezüglihen Kommiffions- 
berichte zugeben zu laffen. 


Gegeben Berlin, ben 14. Februar 1873. 


gez. Wilhelm. 


98 von Roon. Fürſt Bismard. Graf Reit 
raf Eulenburg. Dr. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
von Kamele Graf Königsmard, 


Mit dem Original gleichlautenb. 
(L. S.) Graf von Noon. 


Vorſtehende Allerhöchſte —— welche mir durch An- 
ſchreiben des Herrn Präſidenten des Königlichen Staats- 
miniſteriums vom heutigen Tage zuge angen tft, bringe ich 
hierdurch zur Kenntniß ber Mitglieder des Herrenhaufes. 


Berlin, den 14. Februar 1873. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


AR 58. 


Auf die Tagesordnung einer ber nächſten Plenarfigungen 
wird gejegt werben: 


I. 


Schlußberatbung über ben Gefehentwurf, betreffend 
die Verpflihtung zum Halten der Gejeh-Sammlung 
und der Amtsblätter, Nr. 38 der Drudjaden. 


Referent: Herr Graf von Arnim-Boypenburg. 
Untrag des Referenten: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


den Gefegentwurf in Nr. 38 der Drudfadhen 
in ber vom — —— in der Sitzung 
vom 24. Januar c. beſchloſſenen Faſſung an- 
zunehmen. 

I. 


Schlußberatbung über ben Gefekentwurf, betreffend 
bie Yöfung von Jagdſcheinen in den Hohenzollernſchen 
Landen, Rr. 39 der Drudfaden. 


Referent: Herr von ber Marwitz. 
Antrag des Referenten: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


den vorangeführten Gefeßentwurf in Ueber 
— — mit ben Beſchlüſſen des Ub- 





georbnetenhaufes ebenfalls unverändert anzu- 
nehmen. 


II. 
Mündlicher Bericht der Budgetkommiſſion über: 
1) —— einiger Elementarlehrer in Lübben (P. J. 5), 
welche 


a) ein nach dem Dienſtalter ſteigendes Gehalt, 


b) Gleichſtellung im Gehalt mit ben Subalternbeamten 
beim Gericht und den Berwaltungsbehörben, 


ce) Gewährleiftung ber eig wege nad) denfelben 
Grunbdfägen, welche bei den Staatöbeamten maß- 
gebend find; 


reſp. 


wenn kein definitives u zu Stande kommen 
follte, ein Nothdotations ⸗Geſetz 


beantragen. 
Berichterftatter: Herr Dr. Engelbarbt. 
Antrag ber Kommiffion: 

das Herrenhaus wolle befchließen: 


über bie vorftehende Petition, fomweit fie ben 
Erlaf eines Notbbotationd-Gefeges beantragt, 
ur BUBEN EEOREE —— eben; dieſelbe 
aber, ſoweit fie auf bie gefe ice Regelung ber 
Gehalts- und Penfionsverhälmiffe ber Ele 
mentarlehrer gerichtet ift, der Königliden 
Staatsregierung als Material für die 
weitere Gefeßgebung zu überweifen. 


2) die Petition ber Neumärkifhen Kommunalſtände 
(P. J. 80.) mit dem Antrage: 


»bei der Königlichen Staatsregierung zu erwirfen, 
daß ber Reftbetrag ber Neumärtifchen Kriegsſchuld 
aus ben jeht von — zu leiſtenden Kriegs- 
ontributionen gebedt werde. 


Berichterftatter: Herr Graf Dorf von Wartenburg. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
in Anbetracht, daß die Petition burd) recht- 
liche Gründe nicht unterftüßt ift, und daß «8 
der Billigkeit nicht entſprechend erſcheint, bem 
Kommunalverbande ber Neumark eine befonbere 
Berüdfihtigung zu Theil werden zu laffen, 
über biefelbe zur Tagesordnung überzu- 
geben. 


3) die Petition ber Magiftrate zu Ratibor (P. J. 35) 
und Frankfurt a. ©. a J. 9 


um ſchleunige Durchführung bes Ober-Regulirungs- 
werkes und Gewährung ber dazu nöthigen Mittel. 


Berichterſtatter: Herr Graf Dorkvon Wartenburg. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in der Vorausſetzung, daß die Staatsregierung, 
ſobald die Finanzverhaältniſſe des Staates es 
—— die Regulirung der Oder oberhalb 

reslau ebenfo energiſch förbern werde, wie 
jetzt unterhalb Breslau geſchieht, und daß 
inzwiſchen jedenfalls dafür gelorgt werbe, daß 
ber Zuſtand ber oberen Ober ſich nicht ver- 
ſchlimmere, 


über die beiden Petitionen der er 
zu Ratibor und Frankfurt a. O. zur 
Tagesordnung überzugeben, 


4) die Detition ber evangelifchen Geiftlichen des Regierungs- 

bezirks Staffel (P. J. 6), weldye beantragen: 
das Herrenhaus wolle in Ser Berädfichtigun 
des vorhandenen bitteren Notbitandes, welder au 
einer großen Zahl ber Geiftlichen hegtı bie zur 
entfprechenden Erhöhung der Dfarrgehalte erforder- 
lichen Mittel aus den Staatsfonds hochgeneigteſt 
bewilligen. 


Berichterſtatter: Herr von Rabe. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


bie Vetition ber Königlichen eher. 
zur Erwägung zu überweijen, in welcher Weiſe 
im ganzen Umfange ber Monarchie eine Auf 








befferung des Dienjteinfommens gering botirter | per 


Geiftlicher herbeigeführt werden könne. 


5) die Petition des Superintendenten der Oblauer Dibgele 
Dfarrer Anders zu Rofenberg und Genoffen (P. J. 107), 
mit dem Antrage: 

bas Herrenhaus wolle die nothwendige Verbefferung 
der Äußeren Page ber evangelifchen Geiftlichen 
herbeiführen. 


Beridterftatter: Herr von Raabe. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
die Vetition Nr. 107 durch den zur Petition 
ber evangelifchen Geiftlichen in dem Regierungs- 


bezirk Kaffel gefaßten Beſchluß für erledigt 
zu erklären. 


IV, 


Meündlicher Bericht der Auftiztommiffion über bie 
Petition (J. Nr. 143) der Amtmänner Neubauß 
I Afcheberg und Fiſcher zu Nordkirchen, Kreis 
übingbaufen, 

welche Verwahrung einlegen gegen ben durch 
Reftript ber — = Müniter d. d. 16. Juli 
1872 über fie verfh ten Austritt aus dem katholiſchen 
Verein und gegen Verfügung des Herrn Minifters 
de8 Innern d. d. 7. September 1872 auf Grund 
ihrer Befchwerbe. 

Berichterftatter: Dr. Heffter. 

Antrag ber Kommiffion: 
bad Herrenhaus wolle befchließen: 


über vorerwähnte Petition zur Tagesordnung 
überzugeben. 


Detition, welche auf Grund bes ©. 20 der Gefhäftsorbnung 
ald zur — im Plenum nicht geeignet, zur 
Einficht im Büreau bes Herrenhaufes niedergelegt ift: 

ition (J. Nr. 41) des Nittmeifter von Dutt- 
ammer — welcher unter Geltendmachung 
ſeiner angeblichen Anſprüche an die Lehngüter der 
—— von Puttkammer ſich über das gegen ihn 
eobachtete Verfahren beſchwert. 


Berlin, den 16. Februar 1873. 


Der Präſident des Herrenhauſes. 
Otto Graf zu Stolberg. 
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M 59. 
Berichterftatter: 
Graf zur Lippe. 
Bericht 
ber 
Matrifeltommiffion. 


” 





Seit Erftattung bes letzten Matrikelberichts vom 25. Ofto- 
1872 haben nachftehende Veränderungen im Perfonal- 
bejtanbe des Herrenhauſes ftattgefunben. 


1. 
Aus dem Herrenhaufe find gefchieben: 
a) in folge Ablebens: 


I) am 5. Dezember 1872, Cafimir, Fürſt zu 
Bentbeim-Tedlenburg, ie geb. ben 
3. März 1795, berufen als ehemals reihsunmittel- 
barer Standesherr und ern der Herrſchaft Rheda 
und Grafſchaft SHohen-Limburg * .2 4d2 
ber Verordnung vom 12. Oftober 1 mit erb- 
lichem Rechte; eingetreten ben 30. November 1855; 


2) am 11. Dezember 1872, Dr. franz von Dües— 
berg, Staatsminifter und Ober-Präfident a. D. 
fatholifch, geb. den 11. Januar 1793, berufen burch 
—— Erlaß vom 27. November 1854 aus 
beſonderem Allerhochſten Vertrauen unter gleichzei- 
— Beſtellung zum Kronſyndikus, eingetreten den 

November 1854; 


. 3) am 31. Dezember 1872. Otto, Graf von Key- 
ferling-Neuftabt, Kammerberr und Sclof- 
——— von Königsberg, evangeliſch, geb. den 

. Dezember 1818, berufen durch Allerhöchſte 
Ordre vom 29. September 1860 auß befonderem 
Allerböhften Vertrauen; eingetreten ben 14. Ta- 
nuar 1861; 


4) am 2. Januar d. I. Boguslam Fürft Rabzi- 
will, Eatholifch, geb. ben 3. Januar 1809, ins 
Herrenhaus berufen wegen feines Autheils an ber 
Grafihaft Przygodice mit erblidem Recht durch 
$. 2 ad 3 der Verorbnung vom 12. Oftober 1854; 
eingetreten den 30, November 1854; 


5) am 3. Februar d. J. Ferdinand, Fürſt zu 
Solm&-Braunfels, evangelifch, geb. den 14. De- 
zember 1797, berufen als ehemals reichsunmit- 


telbarer Standesherr und Befiker der Aemter 
Braumfeld und Greifenftein ug .2 ad 2 ber 
Verordnung vom 12, Oftober 1 mit erblichem 


Rechte: nicht eingetreten. 


Das Ableben ber vorangeführten früheren Mitglieder des 
Herrenhaufes ift durch Anzeigen und Notorietät fonftatirt. 
Die Matrikeltommiffion bat demnad deren Löſchung in ber 
Matrifel verfügt und giebt bem Haufe davon Kenntniß. 


b) in folge Verluftes derjenigen Eigenfhaft, in 
welder bie Wräfentation erfolgt war: ö 


6) Peter Kühen, Hauptmann a, D., SHandelsge- 
richtepräfident und Beigeordneter der Stadt Trier, 
fatholifch, geb. ben 30. Januar 1808, berufen durch 
Allerhöhften Erlaß vom 30. Oktober 1865 in Folge 
Präfentation ber Stadt Trier; eingetreten ben 
15. Januar 1866, in BVeranlaffung ber Nieber- 
legung feines ftäbtifhen Amtes in Trier. 


er Verordnung vom 12, Oktober 1854 wegen Bi 
Erften Kammer Pla greift, wonach das Recht der Mitglieb- 
haft der Erjten Kammer beziehentlich des Herrenhauſes bei 





Die Kommilfion hat in Betreff des ad 6 angeführten 
itherigen Mitgliedes anerkannt, daß bie —— 8 
ung der 


jenigen Mitgliedern, welche in Gemäßheit der 9. 4—6 prä- 
irt werben, mit dem Verluſte derjenigen Eigenſchaft erlifcht, 


n welcher die Präfentation erfolgt ift. Die Kommiffion trägt 
demnach darguf an: 


das Herrenhaus wolle befchließen: 


ben Sit des vormaligen —— von Trier, 
Hauptmanns a. D. und Handeldgerichtäpräfidenten 
Deter Küchen für erledigt zu erklären und ben 
Herın Minifter bes Innern zu erfuchen, eine 
anderweite Dräfentationswahl für die Stadt Trier 
zu veranlaffen. 


II. 


Neu berufen ind Herrenhaus auf Lebenszeit find: 
a) in folge Dräfentation: 


Seitens bes Grafen-Berbanbes ber Provinz 
Sadjen excl. der Altmarf: 


1) Ernft Friedrich Werner, Graf von der 
Schulenburg-Beetendorf, Schaubireftor bes 
Drömlings, Landarmendirektor der Altmark, Kreis- 
beputirter, Nittmeilter und Esfabronführer im 1. 

Mufgebot der Landwehr, evangelifch, geb. den 1. April 

1829 zu Beebendorf, wohnhaft zu Beekendorf, Kreis 

—— landtagefahiges Beſitzthum: Lebn- und 

Pi fommiß-Rittergut Elofterrode, durch Allerhöch- 

en Erlaß vom 23. Oftober 1872 (in Stelle bes 
am 17. Juni 1872 verftorbenen Wirkl. Geb. Raths, 

Kammerherrn Grafen von Zed-Burfersroba); 

eingetreten ben 30. Oftober 1872, 


Seitens bed Verbandes des alten und bes 
befeitigten Grundbefites in dem Canb- 
ſchaftsbezirke »Fürftentgämer Schweibnit 
und Jauer«e: 


2) Ubo, Graf zu Stolberg-Wernigerode, Ritt 
meifter a la Suite ber Armee, evangelifd, geb. 
den 4. März 1840 zu Berlin, wohnhaft zu Krep- 
pelhof bei Yandeshut in Schlefien, — es 
ag Majorat Kreppelhof; durch ——— 
ſten Erlaß vom 18. Dezember 1872 (an Stelle des 
unter dem 8. Auguſt 1372 verftorbenen Wirklichen 
Geheimen Naths, Grafen Eberhard zu Stol- 
berg-Wernigerode); noch nicht eingetreten. 


Seitens ber Stadt Königsberg: 


3) Friedrih Wilhelm von Facius, Stadtrath 
beim Magiftrats-Kollegium in Königsberg in Dreu- 
fen, evangelifch, geb. den 24. März 1806 zu Höchſt 
a. M., wohnhaft zu Königäberg in Preußen, durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 26. Oktober 1872 (in 
Stelle des am 8. Juli 1864 verftorbenen Ober- 
- ermeifterd, Geheimen Regierungsratbs Sper- 

ng). 


Seitens der Stadt Memel: 


4) Friedrich Milbelm Richter, Stadtrath in 
Memel, ebangeliſch, geb. den 12. April 1816 zu 
Tilfit, wohnhaft zu Memel, durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 6. November 1872 (in Stelle des am 
1. Januar 1865 ausgeſchiedenen Stadtraths Al⸗ 
bert Richter); eingetreten den 5. Dezember 1872, 


Seitens ber Stadt Berlin: 


5) Arthur Hobrecht, Ober-Bürgermeifter in Berlin, 
evangelifch, geb. den 14. Auguſt 1824 zu Kobier- 
un bei Danzig, wohnhaft zu Berlin, durch Aller- 
öchiten Erlaf vom 6. November 1872 (in Stelle 
des im Juli deffelben Jahres ausgeſchiedenen frü- 
heren Stadtraths, Geheimen Ober-inangratb a. D. 
MWildens); eingetreten den 12, November 1872. 
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b) Aus befonderem Allerhöchſten Vert rauen durch 


Allerhöchſten Erlaß vom 30. November 1872: 


6) Hermann Ludwig von Balan, Wirklicher 
Gebeimer Rath, Kaiferlidier Gefandter am König» 
lich Belgifchen un mit Wahrnehmung ber Ge- 
—* des Staatsſekretairs im Auswärtigen Amte 
nterimiftifch beauftragt, evangeliſch, geb. den 7. 
März 1812 in Berlin, wohnhaft in Brüffel, 3. 2. 
in Berlin ; eingetreten den 5. Dezember 1872, 


7) Dr. jur. Seinrih Morit Albert von Bar- 
beleben, Oberpräfident der Rbeinprovinz, evan- 
elifch, geb. den 17. November 1814 m Zerbſt im 
erzogthum Anhalt, wohnhaft in Koblenz; einge 
treten den 5. Dezember 1872. 


8) Johann Dhilipp Carl Theodor von Beth— 
mann-SHollweg, Ritter — evangelifch, 
geb. den 29. Dezember 1821 zu Berlin, wohnhaft 
zu Runowo bei enger: Kreis Flatow; einge 
treten ben 5. Dezember 1872, 


9) HL, Rudolph Bitter, Wirkliher Geheimer 
ber-inanzrath und Unter-Staatäfekretair im Mi- 
nifterium des Innern, evangeliſch, geb. ben 8. Okto— 
ber 1811 zu Schwedt in der Uckermark, wohnhaft 

zu Berlin; eingetreten den 5. Dezember 1872, 


10) Sermann Friedrich Alerander von Dechend, 
Präſident des Königlich Preußifchen Hauptbanf- 
Direftoriums, evangelifch, geb. den 2. April 1814 
pe Marienwerder, wohnhaft in Berlin; eingetreten 
en 5. Dezember 1872, 


11) Friedrich Ehriftopb von Eihmann, König. 
ich ar ifcher aufßerorbentliher Gefandter un 
bevollmädhtigter Minifter am Königlich Sächſiſchen 
Hofe, evangelifch, geb. den 30, März 1826 zu Ber- 
lin, wohnhaft zu Dresden (Domizil Berlin) ; ein 
getreten ben 5. Dezember 1872, 

12) Eduard Fleck, General-Aubiteur der Armee (mit 

. General-Majorö-Rang), a geb, ben 5. Sep⸗ 
tember 1304 zu Pförten in der Niederlaufig, wohn 
haft zu Berlin; eingetreten den 5. Dezember 1872, 


13) Heinrich Friedberg, —— Präfident der 
Juſtiz⸗ Prũfun stommilkon , irklidyer Geheimer 
ber⸗Juſtizrath, evangelifch, geb. den 27. Januar 
1813 zu M. Friedland in Weſtpreußen, wohnhaft 

zu Berlin; eingetreten ben 5. Dezember 1872, 

14) Daul Ehriftian Henrici, WVijepräfident des 
DOber-Appellationsgerichtd in Berlin, evangelifch, 
geb, den 18. April 1816 zu Auguftenburg, wohn- 
haft zu Berlin; eingetreten am 5. Dezember 1872, 

15) Carl Eberhard Herwarth von Bittenfeld, 
General-feldmarfchall von der Armee, evangelifch, 
eb. den 4. September 1796 zu Gr. MWertber bei 

ordhaufen am Harz, wohnbaft zu Bonn; einge 
treten den 5. Dezember 1872, 

16) Hermann Olze Ludwig von SHolleben, 
Dr. phil., General ber Infanterie, Präſes der 
OberMilitair-Eraminationstommiffion, evangelifch, 
geb. den 5. März 1804 zu Gary in Dommern, 
— zu Berlin, eingetreten den 5. Dezem— 
ber 1872, 

17) Anton Iwan Freiherr von Magnus, Leg. 
Rath, auerordentlicher Gefandter und bevollmäd) 
tigter Minijter am Königlich Württembergifchen 
Hofe, evangelifch, geb. den 14. Februar 1521, wohn 
haft zu Stuttgart (Domizil Berlin); eingetreten 
den 7. Dezember 1872. 

18) — 7* Wilhelm von Neumann, Pegations- 

ath und Nittergutsbefiger, evangelifch , geb. den 
22. Auguſt 1823 zu Gerbſtedt, wohnhaft zu Gerb⸗ 
ftebt; eingetreten den 5. Dezember 1872. 

19) Erasmus Robert, Freiherr von Patow, 
Staatsminifter a. D., evangeliich, geb. den 10. Sep- 
tember 1804 zu Mallenchen im Kreiſe Kalan, wohn 
haft zu Berlin und Sinnig im Kreiſe Kalau; ein- 
getreten den 5. Dezember 1872, 


20) Eduard von Peuder, Dr. phil., General ber 
Infanterie 3. D. und Chef des Schleſiſchen Feld⸗ 
artillerie-Regiments Nr. 6, evangeliſch, geb. ben 


19. Januar 1791 zu en Da lefien, 
— art zu Berlin; eingetreten 5. Dezem« 
er 1872, 


21) Alexander Max von Philipsborn, Wirk 
licher Geheimer Rath, Direktor im Auswärtigen Umt, 
evangelifch, geb. den 4. Oktober 1815 zu Schwedt 
a. D., wohnhaft zu Berlin; eingetreten ben 5. De 
zember 1872, 


22) Casper Hermann vom Rath, Rittergutäbe- 
figer, evangelifch, geb. den 9. Auguſt 1818 zu El- 
berfeld, wo ** zu Lauersfort, Kreis Mörd; ein⸗ 
getreten ben 5. Dezember 1872, 


23) Paul Leopold Shuhmann, Wirklicher Gehei- 
mer Ober-Finanzratb, General-Direftor der direkten 
Steuern, evangeliſch, geb. ben 27. Januar 1815 
zu Grünberg in Schlefin, wohnhaft zu Berlin; 
eingetreten den 5. Dezember 1872, 

24) Earl Friedridh von Steinmet, General-Felb- 
marfchall von ber Armee, evangelifch, geb. den 
27. Dezember 1796 zu Eifenady, wohnhaft zu Gör- 
liß; eingetreten den 5. Dezember 1872. 

25) Heinrich Wilhelm Ernft Stephan, General 
Doftdirektor des Deutfchen Reiches, evangelifch, geb. 
den 7. Januar 1831 zu Stolp in Pommern, ohne 
haft zu Berlin; eingetreten ben 5. Dezember 1872, 


26) Albrecht von ee General-Lieutenant, Chef 

ber Mdmiralität und Staatsminifter, evangelifd, 

eb. ben 20, April 1818 zu Eoblenz, wohnhaft zu 
erlin; eingetreten ben 5. Dezember 1872, 


27) ——— —— — Sulzer, Dr. jur, Wirt 
licher Geheimer Rath, evangeliſch, geb. 31, Juli 
1801 zu Magbeburg, — zu Berlin; einge 
treten ben 5. Dezember 1872, 

28) Georg Carl Wever, Wirklicher Geheimer Ober- 
Juftigcath, Beneral-Staatsanmwalt, evangelifch, geb. 
den 26. Mai 1807 zu Schwelm in ber See ft 
Mark, wohnhaft zu Berlin; eingetreten ben 5. De 
zember 1872, 


29) William Barſtow Güntber, Mirkliher Ge 
heimer Ober-sinangrath und Seehandlungs-PBräft- 
dent, evangelifch, geb. den 8. März 1815 zu Lon- 
don, wohnhaft zu Berlin; eingetreten ben 5, De 
zember 1872, 


Die Kommiffion bat nah Drüfung der betreffenden 
Schriftftüde über die Bräfentationswahlen und die Berufungen 
zu Erinnerungen feine Veranlaffung gefunden; fie trägt bem- 
nad) darauf an: 


das Herrenhaus wolle beſchließen: 


die tegitimation der sub 1—29 aufgeführ- 
ten Mitglieder als geführt zu erklären. 


II. 


- 

Der Beigeordnete zu Barmen, Kommiffionsrath Engels 
und ber Beigeordnete zu Elberfeld, Sucher find nad) blauf 
ihrer Wahlperioden — fernere ſechs Jahre, vom 4. Dezem- 
ber 1872 bis ebendahin 1878 bez. vom 26. Februar 1873 bis 
ebendahin 1879, von Neuem zu Beigeordneten in ben genann- 
ten Städten gewählt; die Wahlen haben die Allerhöchſte Be- 
ftätigung erhalten. 


Eine Ueberficht der Wahlperiodben der auf Präfentation 
— rg berufenen Mitglieder ift dieſem Berichte, wie fonft, 
eigefüg 


IV. 
‚de das Herrenhaus find gegenwärtig Berechtigungen 
au 


ig und Stimme, bie Königlihen Prinzen ungerednet, 
vorhanden: 











A. mit Erblichkeit: 


a) nad) $. 2 ad 1 ber Königlichen Verordnung vom 
12, —8 1854 in Betreff bes gt ichen 
Haufes Hohenzollern . . ! 


b) nad) 8. 2 ad y betreffend die Häup · 
ter ber vormaligen Deutſchen reichs⸗ 
ſtändiſchen Häufer RE 


e) nad) $. 2 ad 3, betreffend bie Fürſten, 
Grafen und Herren der Herrenkurie 
des Vereinigten Landtages 


d) nad) $. 2, Schlußſatz, durch befondere 
Königliche Verleihung - . - ._. 16, 
Summa A. . 2... 8. 


20, 


56, 


B. auf Lebenszeit: 
a) auf Grund von Präfentationen: 





11 DER SEE; 0000 ae 
2) ber Provinzialverbände der Grafen 8, 
3) der familienverbände . . . . 11, 
4 u ag = 5 und bed an 
efeitigten Grun ee: .... 
3 ber —— — a; 
6) der Städte _ > ia a anni Me 
. Summa B. a. . 161, 


b) für bie zeitigen Inhaber der großen 
Yandesäntter im Königreich Preußen 4, 


ec) aus beſonderem Allerhochſtem Ber- 
DRUM . 0 4 20 re 
davon 16 unter gleichzeitiger Be 
ftellung zu Kronfynbicis. 
Summa b. und ec. „ „ R. 
Summa B. 
überhaupt Berechtigungen 
Don diefen ruhen zur Zeit: 
A. von ben erblichen Berechtigungen und zwar: 


1) ber Häupter ber vormaligen Deutfchen 
reihsftändifhen Häufer. . . . . 


2) ber Fürſten, Grafen und Herren ber 
Herrenkurie des Vereinigten andtages 21, 
3) durch befonbere Königliche Verleihung 2, 
Summa A. . 29. 
B. von Berechtigungen auf Präfentation: 


1) en der Verbände bes alten und 
e8 befeftigten Grundbefiges . . . 6, 
2) feitend ber Univerfitäten wegen Ku- 
RER. 5.50% 


251, 


! 


3) feitens der Städte 


4) feitens ber großen Landesämter 


wegen Kumulation . . . . f 


39, 


Es find mithin wirkliche Mitglieder vorhanden 305. 
Davon find bisher ind Haus nicht eingetreten . 5. 


Es find mithin eingetreten 
Berlin, den 17, Februar 1873. 





. 300. 


Die Matrifelfommiffion. 


Dtto Graf zu Stolberg. von Mröcher. 
Graf von Brühl. Graf — Lippe. 
Wilckens. 
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Wahl - Perioden 


der 


auf Präfentation von Städten berufenen Mitglieder. 


| Stabt. | Name. | Amt. | 


Anlage. 





1 | Königsberg i. Dr. bon Facius Stabtrath 6. Januar 1869 6. Januar 1875. 

2 | Danzig von Winter Ober-Bürgermeifter 1. Januar 1863 1. Januar 1875. 

3 | Elbing Selke DOber-Bürgermeifter | 22. Januar 1869 22. Januar 1881, 

4 | Ihom Lambeck. Stadtrath 23. März 1870 23. März 1876, 

5 | Memel W. Richter Stadtrath 31. Dezember 1870 | 31, Dezember 1876. 
6 | Berlin Hobrecht Dber-Bürgermeifter | 16. Mai 1872 16, Mai 1884. 

7 | Potsdam Beyer Ober-Bürgermeifter | 23. September In 22, September 1875, 
8 | Brandenburg Hausmann Stabtrath 15. März Lu 14. März 1876. 

9 I Frankfurt a. O. von Kemniß Ober-Bürgermeifter | 21. Februar 1871 21. Februar 1883, 
10 | Stettin Theune Stabtrath 1. Juli 1875 1. Juli 1878. 

11 | Stralfund Denbarb Bürgermeifter hat fein Amt auf Lebenszeit. 

12 | Greifswald Dr. Teßmann Bürgermeifter bat fein Amt auf Lebenszeit. 

13 | Magdeburg Saffelbad Ober-Bürgermeifter | 28. November 3 27. November 1875. 
141 Halle a. S. von Voß Ober» Bürgermeiſter I, Oftober 1868 1, Oftober 1880, 
15 | Erfurt Breslau Ober Bürgermeifter 11. Auguſt 1871 11. Auguſt 1883. 
16 | Nordhauſen Riemann Ober-Bürgermeifter | 7. September 1868 7. September 1880. 
17 | Muͤhlhauſen Dr. Engelhart Ober-Bürgermeifter | 30. Juni 1555 29. Juni 1881. 

18 | Halberftabt Beder Erfter Bürgermeifter | 12. April 1868 12. April 1880. 


19 | Breslau ber biäherige Vertreter ift am 1. Mai 1872 aus dem Amte und dem Herrenbaufe gefchieden; 
eine neue Berufung hat noch nicht ftattgefunben. 

20 | Görlig Gobbin DOber-Bürgermeifter | 25. September 1871 | 25. September 1883, 

21 | Glogau Berndt Bürgermeifter und 2. Januar 5 2. Januar 1875. 


Syndikus 
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Umt, 


Erſter Bürgermeifter 
Stabtrath 


Ober-Bürgermeifter 
Bürgermeifter 
Bürgermeifter 


Beigeordneter Bürger- 
meifter 


Beigeordneter Bürger- 
meiſter 


Beigeordneter 
desgl. 
Ober Bürgermeifter 


Ober-Bürgermeifter 
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25. April 1871 
1. Oftober 1868 


25. September ne 


1, Juli 1871 
22. Juli 1871 


5. April 1675 

24, Oftober 1871 
4. Dezember En 
21, Februar m 
1. Februar 1872 


19, Degember —8 


26. April 1883. 
1. Oftober 1874. 


25. September 1880. 


1. Juli 1883. 
22. Juli 1883. 


5. April 1878, 


. 24. Oftober 1877. 


4. Dezember 1878. 
21. Februar 1879. 
1, Februar 1884. 


19. Dezember 1874. 


ber bisherige Vertreter ift am 1. Januar 1873 aus feinem ftädtifchen Amte gejchieben. 
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Nr. Stabt Name 

22 | Pofen Kohleis 

23 | Bromberg Beleites 

24 | Münfter Dffenberg 

25 | Dortmund Dr. Beder 

26 | Minden Brüning 

27 I Köln Meviffen, 

28 | Uadıen Freiherr von Geyr- 
Schweppenburg 

29 | Barmen Engels 

30 I Elberfeld Diebe 

31 | Krefelb Roo8 

32 | Düffeldorf Hammer 

33 | Trier 

34 | Koblenz Mayer 

35 | Bonn Kaufmann 

36 | Frankfurt a. M. Dr. Mumm 

37 | Kaffel Nebelthau 

38 | Hannover Raſch 

39 | Altona von Thaben 

40 | Flensburg Toosbuy 


Beigeorbneter 
Ober- Bürgermeifter 


Ober-Bürgermeifter 
Ober -Bürgermeifter 
Stadt. Direktor 
Ober + Bürgermeifter 
Bürgermeifter 


17. Februar 1871 


10. Mai Yaa 


27. Februar 1868 
28. Juli 1866 


17. Februar 1877. 
10. Mai 1875, 


26. Februar 1880. 
27, Juli 1886. 


bat fein Amt auf Lebenszeit. 
bat fein Amt auf Lebenszeit. 
bat fein Amt auf Lebenszeit. 
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A 60. 


Berlin, ben 14. Februar 1873. 
Das Haus ber Abgeordneten 


at in feiner heutigen 
Situng bei ber Berathung des von der Königlichen Staats- 


Berlin, ben 14. Februar 1873. 


Em. Erlaucht beehre 


id) mid), anliegend ei [ 
Ausfertigung gen, ch mid), anliegend eine beglaubigte 


der Königlichen Staatsregierung auf 


regierung auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom | Grund der ölllerhöchſten Ermächtigung vom 25. Januar d I 
13. November 1872 dem Landtage vorgelegten Seen afe ben beiden Häuſern bes Landtages a igen 
bericht& über bie weitere Ausführen bes ße etzes vom 19, De- en urifngemäßigen 


ember 1869, betreffend die Konfolidation Preußiſcher Staats- 


Inleiben, bejchloffen: 


zu erklären, daß bie im $. 8 des Gefeßes vom 19. De- 

mber 1869 über die Konfolidbation Dreußifcher Staats- 
vorgefchriebene 
ovember 


e 

Anleihen (Geſetz /Samml. S. 1197) 
Rechenſchaft durch den Bericht vom 13. 
1872 geführt iſt. 


Em. Erlaudyt beehre ich mich hiervon mit dem Unbeim- 
ftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenft 


MittHeilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
ben Präfidenten bed Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 





M 61. 


Berlin, ben 14. Februar 1873, 


Das Haus ber Abgeordneten . in feiner beutigen 
Sitzung bei der Beratung bed von ber aa Staats. 
regierung auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 
13, November 1872 dem Landtage ———— Rechenſchafts · 
berichts über die Ausführung der SS. 3 und 4 des Geſetzes 
vom 18, Dezember 1871, betreffend bie Aufhebung bed Staatd- 
ſchatzes, und über die Ausführung des Geſetzes vom 15. Fe— 
bruar 1872, betreffend die Verwendung ber der Staatskaſſe 
im Jahre 1872 auf ol und Steuerkrebite zufließenden ein- 
maligen Einnahmen, befchloffen: 


zu erklären, daß bie in $. 7 bed Geſetzes vom 18. De- 
ember 1871 (Gejeh- Sammlung ©. — betreffend 
ie Aufhebung bes Staatsfchakes, und in d. 4 bes 
Gefeßed vom 15. Februar 1872 (Gefeß- Sammlung 
©. 157), betreffend die Verwendung der der Staatd- 
ul: im Jahre 1872 aus SZoll- und Steuerkrebiten 
j ießenden einmaligen Einnahmen, vorgefchriebene 
echenſchaft durch den Bericht vom 13. November 
1872 geführt ift. 


Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon mit dem Anheim- 
ftellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenft 
Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Bräfidenten des Herrenbaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaucht. 





Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefehes, 
betreffend die Theilung des Kreiſes Sternberg, 


in ber Faſſung, wie derſelbe von dem Hauſe der Abgeorbneten 
- —* — en Si — worden ift, mit dem 

nheimſtellen igen weiteren Beranlaffın . 
gebenft zu Aberfenben : * — = 


Der Präfident des Haufe der Abgeorbneten. 


von Fordenbed. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg - Wernigerobe 
Erlaudt, 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
die Theilung des Sternberger Greifes. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen ıc, " 
verordnen, mit Zuftimmung der beiden Häuſer des Landtages 
Unferer Monardjie, was folgt: 
Einziger Daragrapb. 


Aus dem Kreife Sternberg im Regierungsbezirke Frank: 
furt werben die beiden Sreife: 


Meft-Sternberger Kreis und 
Oft-Sternberger Kreis 


gebildet, deren Abgrenzung bie Anlage ergiebt. 
Urkundlich u, f. mw. 


Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S.) v. Fordenbed. 


Drtfchaftsverzeichnif 


des 
Weft- Sternberger und des Oft-Hternberger Kreiſes. 


— — 


ö— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 
ö— — —— — — — — — 


Der Weft-Sternberger Kreis beſteht aus den Ortſchaften: 
Aurith —— und Domaine), Balkow, Balkow⸗Grimnitz, 
er Gemeinde» und Gutöbezirk), Bergen (Gemeinde und 
Gutsbezirk), Bieberteic (Gemeinde und Gutäbezirk), Bijchofs- 
fee (Gemeinde und Domaine), Bottſchow (Gemeinde und 
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Gutsbezirk), Buchholz (Gemeinde und Gutsbezirk), Clauswalde 
Gemeinde und Gutsbezirt), Cunersdorf (Gemeinde · und Guts- 
bezixk), Eunig, Döbbernig (Gemeinde und Gutsbezirk), er, 
(Gemeinde und Domaine), Frauendorf (Gemeinde- und Gutd- 
bezirk), Friedrichswille (Gemeinde und Gutöbezirf), Groß 
Gandern (Gemeinde- unb Gutsbezivk), Stlein-Gandern (Ge 
meinde- und Gutöbezirf), Goerbitic (Gemeinde: und Gutäbezirf), 
Amtsvorwerk Görik, Gohlig, Gracden (Gemeinde und Guts- 
bezirk), —— Grunow b. D., Hildesheim (Gemeinde- und 
Gutsbezirk), Klein-Kirfhbaum (Gemeinde- und Gutsbezirk), 
Kloppit, Kohlow (Gemeinde und Gutsbezirk), Kreefem, Laeſſig/ 
Laubomw, Leichholz (Gemeinde und Gutsbezirk), Leiffow, Lie 

—— und —— Groß · Lũbbichow/ Klein · Lübbichow 

datſchdorf (Gemeinde und Gutsbezirk), Melſchnitz, Neuendo 
(Gemeinde und Domaine), Neuendorfer Etabliſſement, Oetſcher, 
Pinnow (Gemeinde- und — VPolenzig, Radach (Ge- 
meinbe- und Gutsbezirk), Groß Rade, Stlein-Rade, Rampitz 
(Gemeinde, Domaine und Koͤniglicher Borfbagieh), Reichen- 
walde (Gemeinde- und Ontsbejrt), Reipzig, Reppen (König 
licher Forſtbezirk), Saepzig, Sandow (Gemeinde- und Gutds 
bezirt), Schmagorei (Gemeinde und Gutsbezirk), Schmwetig, 
Seefeld, Spublow, — Storkow, Tornow —— 
und Gutsbezirk), Trettin, ce Mildenhagen (Gemeinde 
und Gutöbezixk), Zerbow (Gemeinde und Gutsbezirk), Ziebingen 
ir ge und Gutsbezirk), Zohlow (Gemeinde: und Guts- 
—— , Zweinert und ben Städten Droſſen, Göritz und 
eppen. 


Der Dft-Sternberger Kreis ei die Ortfchaften: 
Albrechtäbrud, Altona, Anapolis, Arendsdorf (Gemeinde und 
Gutsbezirk), Baudachſswerder, Beatenwalde, Beaulieu, Breeſen, 
Breiſach, Brentenhofsfleiß, Burſchen (Gemeinde- und Guts- 
bezirt), Ceylon, Charlstown, Eoritten, Corfica (Gemeinde und 
Gutöbezirk), Dammbufch, Neu-Dresden, Erneftinenberg, Florida, 
Freiberg, Friedrich der Große, Gartom und Forſthaus Gartom, 
Glauſchdorf, Gleißen (Gemeinde- unb —— Grabow 
(Gemeinde · und Gutsbezirk), Grochow (Gemeinde und Guts⸗ 
bezirk), Grundhof, Grunow bei Lagow, Gronow bei Stod, 
Hammer; Sampibe, Havannab, Heinersborf, Herzogswalbe 
(Gemeinde- und Gutsbezirt), Jamaika mit Mießenwerder, 
St. Johannes, Kemnath (Gemeinde und Gutöbezirk), Groß- 
Kirſchbaum (Gemeinde- und Gutsbezirk), Koeltſchen, Königs 
walde (Gutsbezirk), Krieſcht (Gemeinde und Domaine), Lagow 
(Guts- und Königlicher Forftbezirk), —— Langenfeld, 
Langenpfuhl, Cimmrig (Gemeinde und Königlicher Forftbezirk), 
Neu⸗Limmritz, Lindow (Gemeinbe- unb Gutäbez —3 uiſa 
(Gemeinde und Gutsbezirk), Malkendorf, Malſow (Gemeinde 
und Gutsbezirk), Malta und Quebeck, Mannheim, Maryland 
(Gemeinde und Domaine), Mauskow, Meeckow, Neuborf * 
meinde · und Gutsbezirk), Neuwalde (Gemeinde · und Gutäbezirf), 
Oegnitz, Oſterwalde (Gemeinde- und Gutsbezirk), Oſtrow, 
Petersdorf, Penſylvanien, Bhbiladelpbia, Priebrow, Rauden 
(Gemeinde und Gutäbezirk), Reichen, Reipenftein, Fisc. Rehnen, 
Saratoga, Savannah, Schartowsthal, gg Scher⸗ 
meiſel (Gemeinde mb a „Schleeſtädt, Schönow 
(Gemeinde und Gutsbezirk), Schönwalde (Gemeinde unb 
Fa Schwarzfel, Seeren, Selchow (Gemeinde und 
Gutsbezirk), Sonnenburg (Domaine), Sophienmwalde (Gemeinbe- 
und Gutsbezirk), Spiegelberg (Gemeinde- und Gutäbezirk), 
Stod, Streitwalde, Stubbenhagen, Stuttgart, Sumatra, 
Qauerzig, Tempel, Teufeldvorwerk, Trebow, Ulrika, Walboms- 
tränf, Wallwitz (Gemeinde- und Gutsbezirt), Wandern Sei 
meinde und Gutöbezirk), Wafferhof, Weiberwerber, Wilhelms- 
thal, Worfelde (Gemeindbe- und Gutsbezirk), Newyork, Vorks- 
town, Zelle und die Städte Königswalde, Lagow, Sonnenburg, 
Sternberg und Zielenzig. 


A 63. 


Berlin, ben 14. Februar 1873, 


Em. Erlaucht beehre ich mich, anliegend ein beglaubigtes 
Exemplar des von ber Königlichen Staatsregierung auf Grund 
ber Allerhöchften Ermächtigung vom 17. November v. J. den 





beiden Häufern bes Landtages zur verfaflungsmäßigen Be- 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Geſetzes, 


betreffend bie Kautionen ber Staatsbeamten, 


in ber Faſſung, wie berfelbe von dem Haufe ber Mbgeorbneten 
in ber heutigen Sitzung angenommen worden ift, mit dem 
Unheimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz er- 
gebenft zu überfenden. 


Der Präfident ded Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Präfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Aautionen der Staatsbeamten. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monardyie, was folgt: 


$.1. 


Beamte, welchen bie Verwaltung einer dem Staate ge- 
börigen Kaffe ober eined dem Staate gehörigen Magazins, 
oder bie Annahme, die Aufbewahrung ober der Transport 
von dem Stante gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern 
oder geldwerthen Gegenftänden obliegt, haben dem Staate für 
ihr Dienftverhältnig Kaution zu leilten. 


Daffelbe gilt von foldhen Beamten, welden vermöge ihres 
Amtes anderweitig die Annahme, die Aufbewahrung oder der 
Transport frember Gelber ober geldiverther Gegenftände obliegt. 


§. 2. 

Sofern nad bisherigem Nechte gewiſſe Klaffen von 
Staatsbeamten nod) aus andern, als ben im F. 1 bezeichneten 
Gründen zur Stellung einer Amtskaution verpflichtet find, 
können bielefben auch , Ban dazu herangezogen werben. 


$. 3. 


Die Klafien ber zur Kautionsleiftung zu verpflichtenten 
Beamten und bie nad) Maßgabe ber verfchiedenen Dienft- 
ftelungen zu vegelnde Höhe ber von ihnen zu a rien Amts 
fautionen werben durch Königliche Verordnung beſtimmt. 


wi 


Die Amtskaution iſt burd den kautionspflichtigen Be 
amten zu beftellen. Die Beftellung berfelben durch eine andere 
Derfon ift zuläffig, fofern dem Staate an ber Kaution die 
Be Rechte gefichert werben, welche ihm am einer durch den 

eamten felbjt geftellten Kaution zugeftanden haben witrben. 


6.5. 

Die Amtsfautionen find durch Verpfändung von auf den 
Inhaber Tautenden Obligationen über Schulden des Staates 
oder des Deutfchen Reiches nach deren Neunwerthe zu Teiften. 

Die Verpfändung erfolgt durch Uebergabe zum Fauſtpfande. 


$. 6. 


Die Kautionen find bei denjenigen Kaffen, welche zur) 
Aufbewahrung berfelben von den Verwaltungschefs im Ein 


| 
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verftändniß mit dem Finanzminiſter werben beftimmt werben, 
niederzulegen, Die —— der Werthpapiere erfolgt 
einſchließlich des dazu gehörigen Talons, beziehungsweife des 
jenigen Zinsſcheins, an beffen Inhaber die neue Zinsſchein⸗ 
Serie ausgereiht wird. Die fauftpfandlien Rechte an ben 
niebergelegten Wertbpapieren find mit voller redjtlicher Wir- 
tung erworben, fobald der Empfangsfcein über die Nieder 
legung ertheilt ift. 


Die Zinsfcheine für einen vier Jahre nicht überfteigenden 
Seitraum werden bem Kautionäbefteller belaffen, beziehungs- 


weife nad Ablauf dieſes Zeitraums oder nad) Ausreichung 


neuer Zinsſcheine verabfolgt. Die Einziehung der neuen Zins- 
ſcheine erfolgt durch die Kaffe. Cehtere hat nicht bie Der- 
pftichtung ‚ die Aueloofung ber niebergelegten Wertbpapiere zu 
überwachen. 


g. 7. 


Die Beftellung der Amtskaution ift vor ber Einführung 
bes Beamten in daB fautionspflidytige Amt zu bewirken. 


In welchen Fällen die vorgefeßte Dienftbehörde ermächtigt 
it, den Beamten bie nadträgliche, durch Anfammlung von 
Gehaltsabzügen zu bewirkende Beſchaffung ber Kaution aus- 
nahımömeite zu geftatten und in welder Art dann die An- 
fammlung zu erfolgen bat, wird im Wege ber Verordnung 
($. 3) beitimmt. 


$. 8. 


Im Wege der Verordnung ($. 3) wird bie Höhe ber 
Kaution auch für den Fall beftimmt, daß ein Beamter gleid)- 
eitig mehrere kautionspflichtige Memter verwaltet. Soweit 
—— die Beftellung einer Amtiskaution und deren Vertheilung 
auf die einzelnen Aemter zu erfolgen bat, baftet die ganze 
Kaution für jedes einzelne Amt aushülfsweife. 


$. 9. 


Die für ben fall ber Vereinigung mehrerer fautiond- 
pflichtigen Aemter in einer 
—* auch in dem Falle anwendbar, wenn ein kautionspflichtiger 

eamter gleichzeitig ein kautionspflichtiges Amt im Dienfte 


bes Deutfhen Reiches verwaltet. 


$. 10. 


Die Amtskaution haftet für alle von dem fautions- | 
zu vertretenden | 


pflihtigen Beamten aus feiner Amtsführun 
Schäden und Mängel an Kapital und Zinfen, fowie an 
richtlihen und außergerichtlichen Koften ber Ermittelung 
Schadens. 


de 
eb 


— 


Steht eine ber nach $. 10 aus ber Kaution zu deckenden 
eig zur Exefution, fo ift bie dem — da 
eamten vorgefeßte Dienftbehörde ohme Weiteres berechtigt, 
die verpfändeten Werthpapiere bis auf Höhe ber Forderung 
an einer innerhalb des Deutſchen Neiches belegenen, von ihr 
u beftimmenben Börfe außergerichtlid verkaufen zu laffen. 
er Kautionsbefteller ift in ſolchem Falle zur Ausantwortung 
ber ihm belaffenen noch nicht fälligen Zinsſcheine ($. 6) ver- 
pflichtet. ft diefe Nusantwortung von ihm nicht zu erlangen, 
p fann er zur Erlegung be8 Geldwerths der von ihm zurüd- 
ehaltenen 6 in dem bie Beitreibung Öffentlicher 
—— vorgeſchriebenen Verfahren zwangsweiſe angehalten 
werden. 


Der Staat iſt nicht verpflichtet, im 
die verpfändeten Werthpapiere in die 
liefern. 


alle des Konturfes 
Konkursmaffe einzu- 


$. 12. 


Nach Beendigung bes kautionspflichtigen Dienftverhält- 
niffes wird, fobalb amtlich ref eftellt ift, dab aus demſelben 
Vertretungen nicht mehr zu leiften find, bie Kaution gegen 
Aushändigung des quittirten Empfangsfdeins oder, im falle 
des Merluftes beffelben, bed gerichtlichen AUmortifations- Doku- 
mentes zurüdgegeben. 


erfon maßgebenden Vorfchriften | 


Von ber Beibringung des gerichtlichen Amortifations- 
Dokumentd kann nad dem Ermeflen ber bem kautionspflich⸗ 
tigen Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde abgefehen werben. 


$. 13. 


Die dem Staate —— Amtbkautionen ſolcher Beam- 
ten, welche nad, Inhalt der im $. 3 erwähnten Verordnung 
zur Kautionsleiftung entweder überhaupt nicht, oder nur bis 
zu einer geringeren Höhe verpflichtet find, werden zurüdge- 
| — beziehungsweiſe auf ben in ber Verordnung beftimmten 

etrag ermäßigt. 


$. 14. 


Deamte, welche zur Zeit des Erlaffes ber im $. 3 er 
wähnten Verordnung in einem Dienftverbältniffe Reben, für 
weldyes nad) ben bie dahin geltenden Vorfchriften e8 ber Kau- 
tionsleiftung entweder überhaupt nicht, oder nur in einer ge- 
tingeren Höhe, ober in einer andern als ber in biefem Gefeße 
vorgefchriebenen Art bedurfte, können, fo lange fie in berfel- 
ben dienſtlichen Stellung ohne Gehaltserhöhung verbleiben, 
wider ihren Willen nicht dazu angehalten werden, nad) Maß- 
—X der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der Verordnung 
$. 3) eine Kaution ju ſtellen oder die geſtellte Kaution zu 
erhöhen, bezichungsweife —* durch eine den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes ——— aution zu erſetzen. 


Inwieweit ein folder Beamter bei eintretender Gehalts- 
erhöhung verpflichtet ift, den Mehrbetrag bed Gehalts ganz - 
oder zum Theil zur ie, Bi Kaution zu verwenden, 
wird im Wege ber Verordnung beftimmt. 





$. 15. 


Bis zu einer gemäß ben 6$. 3, 7, 8 erfolgenden Abän- 
derung im Wege ber Verordnung behält e8 bezüglich der durch 
diefelbe zu regelnden Verhältniffe bei den bisherigen Vorfchrif- 
ten fein Bewenden, jedoch fönnen Rautionserhöhungen, — 
in a von Gehaltserhöhungen nothwendig geworben find, 
na —— von dem Reſſortchef in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſter zu treffender Beftimmung dur Anfammlung 
| angemeffener Gehaltsabzüge beichafft werben. 


$. 16, 


Die Beftimmungen in ben 866. 52 bis 58 der Notariats- 
Ordnung für da8 vormalige Königreich Hannover vom 18, Sep- 
tember 1853 (Sannoverfche Geſetzſamml. 1853 I, S. 345) wer- 
ben aufgehoben. 


Die Rüdgabe der von ben dortigen Notaren geftellten 
Kautionen erfolgt nad Maßgabe ber Vorfchrift im zweiten 
Abfage des $. 58 bes angezogenen Gefehes. 


Urkundlich x. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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2 64. 
Berichterftatter: 
Präſ. Malmros. 
Bericht 
ber 
Agrars (Achten) Kommiffion 
über den 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 

und Ergänzung des Hannöverſchen &efehes vom 

8. November 1856 über die Aufhebung von Weide- 
rechten. 


Der von ben Hannöverſchen Brovinziallandtage in allen 
wefentlihen Beziehungen befürmwortete, bereits von dem Abge- 
orbnetenhaufe in unveränderter Faſſung angenommene und von 
ber unterzeichneten Kommiffion unter Betheilignng ber Herren 
Geheimer Ober Frinanzratd Schartom und Geheimer Ober: 
Regierungsratö Marcard in zwei Sitzungen berathene Ge 
feentwurf, betreffend bie Abänderung und Ergänzung bes 
Hanndverſchen Geſetzes vom 8. November 1856 über bie Auf 
u von MWeiderechten, bezwedt, wie fchon bie Ueberfchrift 

es Gefebentwurf6 ergiebt, dad Hannbverſche Geſetz vom 

8. November 1856 theils Abzuändern, theild zu ergänzen. Es 
wirb daher erforderlich fein, die einfchlagenden Beltimmungen 
dieſes Gefeßes näher anzugeben. Daſſelbe geftattet im $. 2: 


»Zu bem Antrage auf Aufhebung der MWeiderechte 
ift ſowohl der Eigenthümer des verpflichteten Grund- 
üds, als der Weideberechtigte befugts. 


dem Eigenthümer des verbflichteten Grundftüds und gleichfalls 
dem Meideberechtigten, auf Ablbſung des Weiderechts zu pro 
doziren. Nur in einer Beziehung ift das Provofationsrecht 
des Erjteren beſchränkt. Wenn nämlid; die demjelben Weibe- 
rechte unterworfenen Grundſtücke in einem folhen Zuſammen ⸗ 
bange liegen, daß die Aufhebung des Weiderechts auf einem 
Theile derjelben ben Berechtigten benachtbeiligen würde, — 
kann die Aufhebung des Weiderechts nicht * einem Theile, 
fondern nur auf ber Gefammtheit der weidepflichtigen Grund- 
arg erfolgen, und Died aud) nur unter ber —— — 

ß eine paſſende Entſchädigung an Grund und Boden für den 
Berechtigten ermittelt werden kann. Iſt dies nicht thunlich, 
fo kann bie Aufhebung des Weiderechts nur in Verbindung 
mit ber Verkoppelung erfolgen. 


F. 4 bes Hanndverfchen Gefehes vom 8. November 1856: 


»Liegt ein weidepflichtiges Grundftüd mit anderen | 


demſelben Weiderechte unterworfenen Grundftüden in 
einem folhen Zufammenhange, daß bie Aufhebung der 
Behütung jenes Grundftüds die Behütung der übrigen 
weidepflichtigen Grundftüde oder der eigenen Grund- 
ftüde des Meideberechtigten verhindern oder erſchweren, 


oder aus ber ſtückweiſen Abfindung der Weide für bie | 


bisherige Bewirthſchaftung der berechtigten Grunbbe- 
fitungen ein erheblicher Nachtheil erwachſen würde, jo 
ndet die Aufhebung bed Weiderechts außer dem 
Falle einer Verfoppelung nur ftatt, wenn die ie 
ung für alle — — Grundſtücke geſchieht. 


Kann in dieſem Falle die Entſchädigung dem 
Weideberechtigten in Grund und Boden nicht ohne 
gleichzeitige Verkoppelung der befraglichen Fläche 
gene en werben, fo findet in ber Feldmärk, in weldyer 
er MWeibeberechtigte feine Berechtigung in Verbindung 
mit einem zu — landwirthſchaftlichen Haus- 
halte zu benutzen befugt iſt, die MWeideabfindung nur 


* 
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3 — mit einer gleichzeitigen Verkoppelung 
att⸗. 


A — en die Pr A — MR go ar = 
e er zu leiftenben igung ($. o foll na 
S. 14 Mbfah 3: — 


»Uebrigens geilen! bie Entfchäbigung in ber Regel 

burch einen bem Berechtigten zum privativen Eigen- 

— abzutretenden Theil des weidepflichtigen Grunb- 
— 


bie Entſchaͤdigung regelmäßig in einem Theile bed weidepflich · 
tigen Grunbitüds ——— Von dieſer Regel wirb für 
ben Fall, daß 


1) die Weide ohne gleichzeitige Gemeinheitstheilung oder 
Verkoppelung aufgehoben wird, 


2) die Entihädigung durch Abtretung eines Theils des 
weidepflichtigen Grund und Bodens zwedmäßig nicht 
geſchehen kann und 


3) eine Einigung ber Betheiligten über eine Entſchädigung 
in nicht weidepflichtigem Grund und Boden nicht zu 
erreichen ift, 


bie Uusnahme gemacht, daß die Entihäbigung durch Zahlung 
eines Kapitals jtattfinden fann. Die Größe des als Abfın- 
bung zu zahlenden Kapitals wird auf bie Weife ermittelt, daß 
uvörberft feitgeftellt void, welche Entſchädigung in Grund und 
oden zu geben gewefen wäre, wenn nicht dev Musnahmefall, 
baf bie Entſchädigung durch Zahlung eines Kapitals gefcheben 

| kann, vorläge, und daß alsdann ber — dieſer Bodenfläche 
geſchaͤtzt wird. Die fo ermittelte Summe bildet die dem Be— 


rechtigten zu leiftende Entſchädigung. 


Die angeführten Beftimmungen find enthalten im $. 15 
— Hannöverſchen Geſetzes vom 8. November 1856, welcher 
autet: 
»Findet die Aufhebung der Weide ohne greicꝛenig 
Gemeinheitötheilung oder Verkoppelung ſtatt, fo tritt 
aubnahmsweiſe Entſchaͤdigung durch Kapitaljahlung ein, 
wenn die Entſchädigung der Weideberechtigten ei 
Abtreten eines Theils des weibepflichtigen Grund und 
Bodens nad) dem Ermeflen ber Theilungsbehörben auf 
Grund der Gutachten von Sadyverftändigen zweckmäßig 
nicht gefchehen kann, auch ein Guüteverſuch, die Ent- 
fhädigung in nicht weidepflichtigem Grund und Boben 
zu gewähren, zum Ziele nicht geführt hat. 


In diefem Falle ift zwar die Entfhädigung zu- 
| nächſt in Grund und Boden nad) ben Grundjägen Des 
8. 8 zu ermitteln, dann aber ber Kapitalwerth diefer 
läche in Ermangelung gütliher Berftändigung durch 
3 ſoweit noch erforderlich, zu beftimmen und 
biefer Betrag dem zu Entſchädigenden zu leiften. 
| 
| 


Die Abfhätung nad) Kapitalwerth ift unter Be 
rüdfihtigung der örtlichen Kaufpreife und Berhältniffe 
auf denjenigen Werth zu richten, welchen der Gegen- 
ftand bei Verkäufen zu haben pflegt.« 


Es liegt Mar vor, dab die bervorgehobenen Beitimmun- 
' gen bes Geſetzes vom 8. November 1856 nur zu geeiguet find, 

die Erreihung ber dem Gefehe zum Grunde liegenden, auf bie 
| Befreiung des Grund und Bodens von, bem Meiderechte ge 


richteten Abſicht wefentlic zu behindern. 


Dies gilt zunächſt von der im G. 4 des Geſetzes entbal- 
‚ tenen Beſchränkung des Provofationsrechtes. Diefelbe hat 
| .. Grund darin, daß von dem Berechtigten ber Nadıtheil 
abgewendet werden foll, weldier ihm daraus erwachſen könnte, 
dab das Weiderecht nur auf einem Theile der feinem Weide— 
rechte unterworfenen Grundſtücke abgelöft wird. Allein der 
Berechtigte bedarf eines ſolchen Schutzes nicht, weil e8 ihm 
unbenommen ift, feinerfeits auf Mblöfung des Weiderechtes 
auf fämmtlihen ihm weidepflichtigen Grundftüden zu pro» 
voziren. 


Ganz beſonders wird bie Ablöſung dadurch erſchwert, daß 
von der Regel, wonach die Abfindung in einem Theile des 
weidepflichtigen Grundſtückes beſtehen ſoll (F. 14), nur für den 








Fall eine Ausnahme gemacht wird, daß eine Ablöfung bean- 
tragt wird, obne dab gleichzeitig eine —— ber Gemein⸗ 
eit oder eine — —— ber Feldmark ſtattfindet ($. 15). 
ft in biefem Falle die Abfindung in nicht weidepflichtigem 
Lande oder in Kapital zuläffig, fo ift nicht füglich abzufehen, 
warum eine gleiche Abfindung nicht auch in andern Fällen 
ftatthaft fein Tot, weshalb namentlich in dem Falle bes 8. 4 
die Abloſung bis zu dem durchaus ungewiffen, von ber Mb- 
löſung völlig unabhängigen Seitpunft der Verfoppelung bin- 
audgefhoben wird. 


Endlih müſſen die im $. 15 Abſatz 2 für die Feſtſtel⸗ 
lung ber Abfindung in Kapital vorgefchriebenen Ermittelun- 
gen zu einer nublofen und foftfpieligen DBerweitläufigung bes 
BDerfahrens führen. 


Die Kommiffion ift daher einftimmig ber Anficht, daß 
das Bebürfniß nad) einer Abänderung und Ergänzung des 
Gefeged vom 8. November 1856 vorhanden ift. 


Mas bie Form bed zur Befriedigung dieſes Bebürfniffes 
ausgearbeiteten Geſetzentwurfes anlangt, fo find freilid von 
mehreren Mitgliedern der Kommiffion gegen bie Faſſung ein- 
zelner Daragraphen Bedenken erhoben, diefen Bedenken ift aber 
nicht ein fo erhebliche Gewicht beigelegt worden, daß ein An- 
trag auf Abänderung geftellt worden wäre. 


Mit dem Inhalte bes — ſowohl mit dem 
zum Grunde gelegten Prinzipe, dab nämlich die Entſchädigung 
in der Megel durch Abtretung von verhältnigmäßigen Iheilen 
des belajteten Grundſtücks oder burd) anderes dazu geeignetes 
Land, wenn ſolches von dem BVerpflichteten angeboten wirb 
und nur ausnahmäweife durch eine Rente oder durch Kapital 
erfolgen foll, als auch mit der Art, wie dies Drinzip in den 
einzelnen Daragrapben durchgeführt worden, ift Die Kommiffion 
einverftanden. Nur von einem Mitgliede ber Kommiffion ift 
bie in bem lebten Cake bed G. 8 des Gefekentwurfs 
" »Berabredungen, welche biefer Vorfchrift (mämlich bem 
Verbote, fid) über einen höheren Ablöfungsfag, als 
ben 25 fachen Betrag ber Jahresrente zu vereinigen) zu⸗ 
wiberlaufen, haben bie Wirkung, bob ber Berechtigte 
daraus nur den 25fachen Betrag ber Jahresrente zu 
fordern befugt ift.« 


enthaltene Beltimmung ala eg angefochten und bie 
Streichung des bervorgehobenen Satzes beantragt. Zur Mo- 
tivirung dieſes Antrages wurde angeführt, daß die Dispofi- 
tionsfreiheit der Betheiligten durch Die in dem Schlußfage des 
&. 8 getroffene Beftimmung ohne Grund beſchränkt werde, 
daß die fragliche Beftimmung leicht umgangen werben könne 
und daß ber Sannöverfche — —* ſich gleichfalls 
gegen die eine neue ber Betheiligten über ben Ablö— 
ungszufag befchränfende Vorſchrift erklärt Habe. 


Dagegen wurbe — gemacht, daß fo eine ganz gleiche 
Beftimmung in dem Gefege vom 2, März 1850, betreffend die 
Ergänzung und Abänderung der Gemeinheitstheifungsorbnung 
vom 7. Juni 1821 und einiger anderen über Gemeinheitstheilun- 
gen —— Geſetze finde, daß dieſelbe in der Praxis zu 
feinen Umuträglichteiten geführt habe und führen werde, fo- 
wie baß es ſich nicht empfehlen bürfte, nur fir bie Provinz 
Hannover eine abweichende Beftimmung zu treffen. 


Der geitellte Antrag wurde mit 10 Stimmen gegen zwei 
abgelehnt. 


Da bie Bebeutung bed im Si; 15 erwähnten Stattneh- 
migfeitderfenntniffes nicht allen Mitgliedern des Hohen Hau- 
ſes befannt fein bürfte, fo fieht die Kommiffion fi zu fol- 
gender Aufklärung veranlaßt. 


Nach der Hanndverfchen Gefehgebung geht dem Ablöfungs- 
verfahren ein Verfahren voraus, welches den Zweck bat, zu 
ermitteln, ob die beantragte Abldfung rechtlich zuläffig, lan- 
Bespoligeilidh nicht verboten unb wirthfäaftlich yuedmhig, if. 
Ergeben ſich in biefer Beziehung feine Bedenken, jo wird bieß 
in einem Erfenntniffe, dem Stattnehmigfeitserkenntniffe, aus- 

efprochen. Sobald dies Erkenntniß rechtskräftig geworben ift, 
ann das eigentliche Ablöfungsverfahren beginnen. 


Schlieflih nahm die Kommiffion den Gefeßentwurf ein- 
ftimmig an. Die Kommiffion trägt daher darauf an: 
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— 


das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem Entwurfe eines Geſetzes, betreffend bie Ab- 
aͤnderung und Ergänzung des Hannöverfchen Ge- 
feße8 vom 8. November 1856 über Aufhebung 
von Weiderechten, bie verfaffungsmäßige Zuftim- 
mung zu ertheilen. 


Berlin, ben 18. Februar 1873. 


Die Agrar (Achte) Kommiffion. 


Friedr. Graf zu Sols⸗Baruth (Borfigender). von Arnim: 
Kröchlendorff. von Brand. Graf von Brühl. Graf 
von Arafiow, Malmros (Berichterftatter), Graf von 
Maltzan. Graf von Nittberg. Graf von der Schulen: 
burg. Graf von Schwerin. fjreiherr von Steinäder. 


M 65. 


Auf die Tagesordnung einer der nächſten Plenar— 
ſitzungen wird geſetzt werben: 


I 


Schlußberathung über die durch die Allerhöchſte Bot- 
fhaft vom 14. d. Mts. an das Herrenhaus ergangene 
—— zur Wahl zweier Mitglieder für die En 
* pezial-Unterfuchungstommiffion, cf. Nr. 72 

er Druckſachen. 


Referent: Herr Hobredht; Korreferent: Herr frei. 
herr von Tettau. 


Antrag ber Referenten: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


ber vorgebadyten Einlabung Folge zu geben 
und die Wahl zweier Mitglieder vorzunehmen. 


UI. 


Mündliher Bericht ber Agrartommiffion über ben 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abftellung ber 
auf Forften haftenden Berechtigungen und bie Thei- 
lung gemeinfhaftliher Forſten Hr die Provinz Han- 
nover, Drudfahen Nr. 43, 


Berichterftatter: Herr Schuhmann. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchliefen, 


dem oben er Gefehentwurfe, wie 
berfelbe aus Beichlüffen des Haufes ber 
Abgeordneten Hervorgegangen ift, mit ber 
Mafgabe die Zuftimmung zu ertbeilen, daß im 
$. 11 am Schluffe des dritten Abſatzes bin- 
zugefügt wird: 


re da ds dies * von 
olchen Berechtigungen zum Bezuge 
Für pe üde ber 
Gemeinden ober 
Genofjenfhaften, welche bis zum 
1. Januar 1872 von ben Mitgliedern 
unmittelbar und obne Auen 
kunft ber Gemeinden ober Genoffen- 
fhaften ausgeübt worden ſind. 


von Bauholz 
Mitglieder von 
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II. 
Mündlicher Bericht ber Finanzkommiſſion 


1) über den Gefegentwurf, betreffend bie Ermäßigung 
der Mefabgabe in Frankfurt a, O., Nr. 32 der 
Drudfachen. 


Berichterftatter : Herr von Le Eoa. 
Antrag der Kommilfion: 


das Herrenhaus wolle befchließen : 
dem Gefeßentwurfe, betreffend die Er- 
mäßigung der Mefabgabe in Frankfurt 
a. D., unverändert die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


2) über die Petition des Magiftrats der Stabt Burg 
(P. I. Nr. 115), mit den Anträgen : 


a) daß den Gemeinden die ihnen durch $. 15 
bed Gefehes vom 1. Mai 1851 aufte ende 
Hebegebühr von 4 pEt. dem jegigen Bedürf- 
niffe entipredhend auf 8 pCt. erhöht und 
benfelben auc die Örtliche Erhebung ber 
Einfommenfteuer gegen ben Bezug ber gefeß- 
Bon Gebühren ($. 35 1. ce.) übertragen 
werde; 


b) daß auch die für die Veranlagung und Er- 
ebung der Gewerbeſteuer bisher gewährte 
— von 4 pCt. angemeſſen erhöht 

un 


e) daß für die ben Gemeinden durch das Geſetz 
vom 8. Februar 1867 übertragene Erhebung 
der Grundfteuer im gleicher Meife wie für 
die Gebäudejteuer eine Entfchäbigung ge- 
währt werbe. 


Berichterftatter: Herr Theune. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


die Petition des Magiftratd zu Burg in 
Bezug der Unträge a. und b. ber Ktönig- 
lihen Staatsregierung zur Erwägung zu 
überweifen, dagegen über ben legten Antrag 
e. zur Tagesorbnung überzugeben. 


3) über die Petition de8 Oberbürgermeifters de Niß 
y Trier und Genoffen (P. J. Nr, 132), mit bem 
ntrage: 


da8 Maximum der nad $. 15 des Geſetzes 
vom 1. Mai 1851 auf 4 pCt. ber Klaffen- 
fteuer bewilligten Gebühren für die Veranla- 
gung und Erhebung auf 6 pEt. zu erhöhen. 


Berichterftatter: Herr Theune. 
Antrag der Kommiſſion: 
dad Herrenhaus wolle beſchließen: 


bie Petition des Oberbürgermeijter8 de 
Niß re. der Königlichen Staatsregierung 
zur Erwägung zu überweifen. 


4) über die Petition des Müllers Carl Ellerm er 
u SHeringen in ber Provinz Heſſen (P. J. Nr. 
20), welcher beantragt: 


daß eine beffere Vertheilung der Gewerbe, und 
Klaffenfteuer, und eine Abänderung der Gefinde- 
orbnung herbeigeführt werde. 


Berichterftatter: Herr Theune, 
Antrag der Kommiffion : 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


über die vorftchende Petition des Müllers 
Ellermeyer zur Tagesordnung überzugeben, 


5) über die Petition von Schmibt und Genoſſen 
in Wolgaft (P. J. Nr. 137), weldhe beantragen: 


das Herrenhaus wolle der vom Abgeorbneten- 
gen: beantragten Aufhebung der Fotterie nicht 
iftimmen. 


Berichterftatter: Herr von Tettau. 
Untrag der Kommiffion : 
das Herrenhaus wolle befchlichen: 
in —— daß für das Herrenhaus gegen- 
mwärtig feine an vorliegt, über die 
Beibehaltung oder dad Eingehen Staats- 
lotterie einen Beſchluß zu faffen, über bie 
Petition Nr. 137 zur Tagesordnung über- 
zugeben. 
6) über die Vetition des Vorſtandes bed landwirtb- 
ſchaftlichen Centralvereins in Pofen (P. J. Nr. 64), 
welcher 
die Abänderung einiger Beltimmungen bes 
Geſetzes, betreffend die Beiteuerung ded Grund- 
befiges 

beantragt. 


Berichterftatter: Herr von Below, 
Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


in Erwägung der Unzuläffigkeit, bei Gelegen- 
beit eined Wetitionsantrages das gefammte 
Steuerfyften des Staates in frage zu ftellen, 
über die vorerwähnte Petition des landwirtb- 
ſchaftlichen Eentralvereind in Pofen zur Tages: 
orbnung überzugehen. 


über bie Vetition bes ftäbtifchen Kollegiums zu 
2 Grabow a. D. (P. J. Nr. 27), weldyes B ’ 


die Aufhebung bes Pe Abfages im $. 8 
bed Gefeged vom 11. Juli 1822, betreffend 
bie Kommunalbefteuerung xX. 


beantragt. 
Berichterftatter: Herr Haffelbad. 
Antrag ber Kommiffion:, 

dad Herrenhaus wolle befchließen: 


die Petition Nr. 27 der Königlihen Staats. 
regierung zur ———— bei der zu ev 
wartenden Reviſion der Kommunaljteuer- 
Geſetzgebung zu überweifen. 


8) über die Petition bes Age Beder und Ge 
En zu Frankerau (P. J. Nr. 52) mit bem 
Antrage: 


das Serrenhaut wolle die Gewährung der 
Mittel zur Vollendung ihrer Kirch- und Narr 
gebäude geneigteft befünmworten. 


Referent: Herr von Rabe. 
Antrag ber Kommiffion: | 
bad Herrenhaus wolle befchließen : ] 


über vorftehende Petition Nr. 52 zur Taget-! 
ordnung überzugehen. 


Berlin, den 18, Februar 1873. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 





I 66. 


Mbänderungs: Anträge 


zu bem 


Entwurf eines Gefehes über das Grundbuchweſen 

in der Provinz; Hannover, mit Ausfchluß des IYade- 

gebiets, nad) den Befchlüffen der X. Kommiffion des 
Herrenhaufes. (Mr. 42 der Druckſachen.) 





1) Im $. 27 die Worte »unter Androhung einer Geld- 
buße bis fünfzig Ihaler« zu freichen und ald neuen 
Daragraphen aufzunehmen : 


$. 28a, 
»Das Grundbuhamt kann bie Befolgung ber La- 
bung ($. 27) und bie Erfüllung ber ben Gelabe- 
nen im 6. 28 auferlegten Berpfihtun en unter 
Androhung von Geldftrafen bis fünfzig Thaler 
erzwingen.« 


2) Im $. 32 ftatt ber Worte: 
»fpäteftens bi8 zum Ablauf ber in $. 35 bezeich- 
neten Ausfchlußfrifte 
zu ſetzen: 
innerhalb eines Jahres nad) bem im $. 35 er- 
wähnten Tage.« 
3) Den $. 33 ber Regierungsvorlage: 


»Von ber —— zur ag find bie 
jenigen De frei, mweldye ber € ge 
in Gemäßbeit bes F. 28 Nr. 4 vor WUblauf ber 
Ausſchlußfriſt bed F. 32 dem Grundbuchamt 
angemeldet hat.« 


wieder herzuftellen. 


4) Nach $. 40 einzufchalten: 
$. 40a. 


»Den —— — ſteht frei, unter Ein⸗ 
reichung der alten Hypothelenurkunden die Aus- 
ertigung von Sppothefenbriefen in Gemäßheit bed 
F. 122 der Grundbudorbnung vom 5. Mai 1872 
u beantragen. Diefe Ausfertigung ug 12 koſten⸗ 
Hei, wenn ber Antrag innerhalb ſechs Monaten 
von Anlegung bed Grundbuchblattesß oder Artikels 
ab geftellt ift.« 


5) Im $. 57 Seile 4 bie eingellammerten Worte: 
(»Sannoverfche Gefeßfammlung ©. 365«) 


zu ftreichen. 
Berlin, ben 18. Februar 1873. 


Graf zu Münfter. 





Anl, 3. d. Verhandl. d. Serrenhaufes. 
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A 67. 


Mbänderungs:Unträge 


zu bem 


Berichte der Zehnten Kommiffion, Ar. 47 der Druck- 
fachen, über den Entwurf eines Geſehes über das 
&rumdbuchwefen und Die Derpfändung von Heefhiffen 
in Neuvorpommern und Rügen. (Mr. 35 der Druck- 


ſachen.) 


I. 
Denbard. Das Herrenhaus wolle befchließen: 


bem $. 14 ber Kommiffionsvorfchläge folgende Faſſung 
zu geben: 

Date und Miether, beren Recht in ber 

Il. Abtheilung eingetragen ift, können von einem 

geier Erwerber bed Grundftüds bie Erfüllung 

eb gefchloffenen Vertrages bis zum WUblauf ber 

vollen Vertragszeit beanfpruchen, fofern ber neue 

Erwerber nit in Smangdverfteigerung gekauft, 

bie von einem früher eingetragenen Gläubiger aus: 


gebradht war. 
Denbard. Dr. Baumftarl, Werner. a = von 
Tettau. von MWebell. Graf von Brühl. Graf von 


Sclieffen. Baron von Senfft. Udo Graf zu Stolberg. 
Graf von Balleftrem. 


II. 
Graf von Kraffow. Das Herrenhaus wolle befchließen: 
im $. 15 den Abſatz 1 zu ftreichen. 
Graf von Kraffom. von Webell. Denbarb. Dr. Baum- 
ark. Freiherr von Tettau. Ubo Graf zu a. 


traf von Schlieffen. von Below. Baron von Senff 


Graf von Brühl. Graf von Balleftrem. 


Ill. 
Denbard. Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in bem $. 16 a. bie brei lebten Seilen, von ben Bor- 
ten: »nur dann« ab zu flreichen und hinter »Gläu- 
biger« zu fegen: »nichta. 


— Dr. Baumſtark. Baron von Senfft. Graf 


von Kraffom. le Tettau. .. PEN. 
Graf von Brühl. Ubo Graf zu Stolberg. Graf von 
. Balleftrem. 
IV. 


Dr. Dernburg. Das Herrenhaus wolle befchließen: 
ftatt des 6. 16a. zu feßen: 


An Stelle bes $. 25 des Gefehes über ben 
Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 bleibt nr 
gende Beltimmung in Kraft: Sind Kapitalien 
unter dem Zinsfuß zu fünf vom Hundert einge 
tragen worben, fo fteht dem Schuldner frei, einen 
erhöhten Sinsfuh bis zu fünf Drogent mit dem 
Vorzug ber bereits — enen Sinfen —— 
zu laſſen, ohne daß es der lau ber gleich 
ober nachftehenden Gläubiger bedarf. 


Dr. Dernburg. 
38 
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V. 
Graf von Kraffow. Das Herrenhaus wolle befchließen: 
dem $. 17 folgende Faſſung zu geben: 
Vertragsmäßige Hypotheken am ganzen Ber- 
mögen, welche feit bem Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 21. März 1868 beftellt find oder fortan be- 
ftellt werben, gewähren feinen Anfprud auf Ein- 
tragung auf Grundftüde. 


Graf von Kraffow. von Webell. Wever. Denharb. 

Dr. Baumſtark. Freiherr von Tettau. Udo Graf zu 

Stolberg. Graf von Schlieffen. Graf von Brühl. 
Baron von Senfft. Graf von Balleftrem. 


VI 
Graf von Kraſſow. Das Herrenhaus wolle befchließen: 
dem $. 19 Nachftehendes als Abſatz 2 hinzuzufügen: 
Durch Erfenntniffe oder Fir gt aus wel- 
hen dad Zwangsverfahren ftattfin et, erlangt ber 
Gläubiger für Kapital, Sinfen und Koften mit 
Einfhluß der Koften ber Eintragung eine geſetzliche 
Sri an den Grundftüden des Schuldners, — 
Die Eintragung ift auf beöfallfiges Erſuchen bes 
Prozeßrichters zu bewirken. 
Graf von Kraffow. Freiherr Von Tettau. von Webell. 
von Below, Grafvon Schlieffen. Baron von Sen If 
Denbard. Wever. Dr. Baumftark. Graf von Brühl. 
Udo Graf zu Stolberg. Graf von Balleftrem. 








A 68. 
Entwurf eines Gefeßes, 


über 


das Grundbuchwefen in dem Bezich des Yuftrfenats 
zu Ehrenbreitftein. 


(Nah den Beichlüffen des Herrenhaufes.) 





Mir Wilhelm, von Gottes Gnaben König bon 


Dreußen ir. 
beider Häufer bed Landtages 


verorbnen, unter Zuftimmun 
Unferer Monarchie, für den Bezirk des Juftizienats zu Ehren- 
§. 1 


breitftein, was folgt: 

Das Gefeh über ben ga und bie dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergwerke und felbftitändigen Ge- 
—— vom 5, Mai 1872, mit Ausſchluß des $. 72, bie 
Grundbudhorbnung vom 5. Mai 1872 mit Ausflug ber 
ss 28, 49, 73, 133 bis 140 und 6. 143, und das Gefeh, 

etreffend die Stempelabgaben von gewiffen, bei dem Grun 
buchamt anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werden 
mit nachftehenden Beftimmungen in dem Bezirk des Tuftig- 
ſenats zu Ehrenbreitftein eingeführt. 


g.2 


Die Bearbeitung ber Grundbuchfachen gebt auf bie Kreis. | 


(or nad Vorſchrift der Grundbuchordnung vom 5. Mai 
872 über. 


$. 3. 

m Iwangsverfteigerungsverfahren geht daB Eigentbum 
a der Verkündung es Sufehlagebefcheites auf den Er- 
eher über. 

Auf Erfuhen des DVerfteigerungsrichters wird ein Ber- 
merk in das Grundbud eingetragen: 

daß bie — — var worden ift. 

Die — ——— dieſes Vermerks beſteht darin, daß 
ſpãtere Eintragungen de 
hi; und ben bis dahin eingetragenen Gläubigern unnad)- 
theilig find. 


$. 4. 

Der Verfteigerungsrihter Hat von Amts wegen bei dem 
Grundbuchamt die Eintragung bes Eigenthumsüberganges auf 
ben Erfteher, die Loſchung bed Vermerks ($. 3) ei der nicht 
auf ben Erfteher —— dinglichen Anſprüche, ſowie die 
Eintragung ber rückſtaͤndigen Kaufgelber nachzuſuchen. 

$. 5. 

Wo partifuläre Gütergemeinfhaft gilt, ift aud das Mit- 

eigenthum ber Ehefrau an den während ber Ehe errungenen 


Grundftüden auf den alleinigen Antrag des Ehemannes ein- 
zutragen. X 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Er- 
ſitzung eines entgegenſtehenden Rechts, noch durch gr 
aufgehoben werden. Bei ber Beitimmung bed $.2 Nr. 5 bes 
Gefehe vom 6. Juli 1845 über Einführung fürzerer Ber- 
jährungsfriften behält es das Bewenden. 

F. 7. 
Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf 


dem Grundſtück noch vorhandenen Früchte haften nicht den 
am Grundſtück dinglich Berechtigten. 
§. 8. 

Die Beweiskraft von Schulbbekenntniſſen über ein Dar— 
lehn oder einen Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer 
Zeit ab, wenn auf Grund ber Urkunde eine Hypothek einge- 
tragen iſt. 

$. 9. 

Die Schabenderfagllage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Da- 
Fein und bem Urheber des Schadens Kenntnif erhalten hat. 

Sind je dem Zeitpunkt der Beſchädigung ——— 
verfloſſen, ſo kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. —F 


Wenn der Schuldner im Beſitz ber Schuldurkunde ift, 


‚ bürfen Löſchungen im Grundbud auch auf Grund einer jeden 


Quittung und Löſchungsbewilligung des Gläubigerd erfolgen, 
beffen Unterfchrift dur einen Bürgermeifter oder Ortsvor- 
fteher unter Beidrüdung des Amtöfiegeld beglaubigt ift. 


S. 11. 
An die Stelle des $. 29 bes Gefehes über ben Eigen- 


thumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 tritt folgende Be— 


flimmung: 
Eine Hypothek kann auf —— des Eigenthümers und 
d umgewandelt werben, 


des Gläubigerd in eine Grundſchu 
dritten Abteilung gleidı- 


wenn biejenigen in ber > un 
und nadeingetragenen Berechtigten einwilligen, weldye bis zu 


bem im $. 42 dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen 





m Antragfteller ber Smwangsverfteige- | 


ober vorgemerkt find. :. 


SHinfihtli des Verfahrens bei bem öffentlichen Mufgebut 

oll in ;dem Falle bed F 103 ber Grundbuchordnung vom 

. Mai 1873 nach $$. 110 Bis 114 Titel 51 Theil I. dir 

Allgemeinen Gerihtsordnung und bed Anhangs G. 383, in 

bem fralle des 8. 105 im eriten J ber Grundbuchordnung 

| nad) nd 102, 103 b. bis 106 Litel 51 Theil 1. der All 

| — Gerichtsordnung und in dem Falle des $ 110 da 

Grundbuchordnun —9— \$. 116 bis 118 Titel 51 Theil I. dur 

| Allgemeinen Gericdytsordnung und des Anhangs $. 384 unter 

| Berüdfihtigung der näheren Beftimmungen ber Grunbbud) 
ordnung verfahten werben. 

$. 13, 

Aus Privat» Teftamenten oder aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintri- 
gungen oder ag 7 im Grundbuch nur erfolgen, wenn 
entweder durch eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit der Pri- 
vaturfunde oder das Anerkenntniß bes durch das Geſetz berir | 
fenen Erben nachgewiefen ift, ober eine ir rung WE) 
Nachlaßgerichts beigebradjt wird, daß ſich nad) erfolgter öffen!- 
licher Ladung Niemand, ber ein befferes Erbrecht in Anforu 6 
ı nimmt, gemeldet habe. 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffen!- 
| Auer Ladung hat das Nachlaßgericht nad) Lage des Falles zu 
ermelfen. 
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$. 14. 

Die in den Grund- und Gehäubefteuerbüchern bezeichneten 
Eigenthümer ber einzelnen Grunbftüde werden von Amts wegen 
Beufs Anlegung bed Grundbuhs von dem Grundbuchamt 
vorgelaben. 

$. 15. 

Jeder —— eines Grundſtücks, deſſen Eintragung 
in das Grundbuch erfolgen ſoll, iſt verpflichtet: 

2 feinen unmittelbaren Redytövorgänger zu nennen, 

2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf ihn übergegangen ift, 

3) bie ſich darauf beziehenden Urkunden oder andere Be- 
weißftüde vorzulegen, 

4) alle auf dem Gründſtück haftenden Beſchränkungen bes 
—— Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Verlangen bes 
Grundbuhamts einen usgun aus dem Grund- und 
Gebaäudeſteuerbuch mit ber efheinigung porzulegen, 
daß feit der letzten Berichtigung beffelben feine Befik- 
veränderungen befannt geworben find. 


$. 16. 
Das Grundbuchamt kann die Befolgung ber Pabung ($. 14) 
und bie Abgabe ber Erklärung ($. 15) unter Androhung von 
Geldftrafen bis zu fünfzig Ihalern erzwingen. 


$. 17. 
A var Eintragung de8 Vorgeladenen als Eigenthümer ge 
nügt e8: 

1) wenn berfelbe dad Grundftüd in einem gerichtlichen 
Smangsverfahren erftanden ober ein Ausfchluß-Erfennt- 
niß erwirkt bat. 

Jeder Belfiger, welcher durch eine —— der 
Ortsbehörde nachweiſt, daß er das Grundſtück eigen- 
thümlich beſitzt, oder welcher den Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks durch eine unverdächtige Urkunde —— iſt 
berechtigt, a) Erlaß bes Aufaebote nad; Maßgabe bes 
Artifeld KV. Nr. 2, 3 und 6 bes Gefehes vom 
3. Februar 1864 anzutragen; 
wenn er burch Urkunden, Attefte ber Öffengerichte 
und ber DOrtöbehörben, durch eibesftattlid) abgegebene 
DVerficherungen von Zeugen oder fonft glaubhaft macht, 
baf er allein oder mit Hinzurechnung ber Befißzeit feiner 
Rechtövorgänger das Grunbftüd Bir 10 Jahren un- 
unterbrochen im Eigenthumsbefik gehabt hat. 


§. 18. 

Der in ben Grunb- unb Gebäubefteuerbüchern nicht ein 
getragene Befiger ift unter ber Vorausfegung bed G. 17 Nr. 2 
ur Eintragung in das Grundbuch berechtigt, wenn ber in ben 

ebäube- und Grundfteuerbücdern —— Beſitzer gericht. 
lich oder notariell ſeine —— hierzu ertheilt, ober wenn 
gegen ben leßteren von dem erfteren ein Erkenntniß erwirkt 
wird. 


2 


= 


$. 19, 

Die Eintragung des nad) GG. 17 und 18 berechtigten Be- 
hers als Eigenthümers ift nad Ablauf bed in F. 32 be- 
mmten Zeitpuntts zu bewirken, wenn nicht bei bem Grund- 

budamt ——— Anſprüche angemeldet find. ft letz⸗ 
tered gefchehen, jo fommt |. 40 zur Anwendung. 


$. 20. 


Wer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes unter dem 
Vorbehalt de8 Eigenthums verkauft hat, behält das Recht, bei 
Nichtzahlung bed Kaufpreifed das an be Grunbitüds 
entweder mit Eimwilligung des Käufers oder auf Grund 
rechtskraͤftiger Verurtheilung beffelben in das Grundbuch für 
ſich eintragen zu laffen. a 


Die Grundbücher für Bergmwerfe mit unbeweglichen An- 
theilen (Rugen) werben nad Formular III. der Grundbud)- 
ordnung vom 5. Mai 1872. die Grundbücher für bie Hütten 
in der Grafihaft Sayn-Altenfirhen nad bem biefem Geſetz 
beigefügten Formular eingerichtet. 

Bei ber Eintragung des verliehenen Bergwerkseigenthums 
mit unbeweglichen Antheilen und ber vorgebadhten Huttenwerke 
find auferbem bie nachfolgenden Beftimmungen zu beachten: 


29 








$. 22. 
- Gewerkſchuft hat die Verpflichtung: 
) ihr Bergwerkeigenthum (das generelle Eigenthum) unter 
Einreichung einer genauen Beſchreibung deffelben nach 


—— 

2) die Grundſtücke, welche als Pertinenzien zu dem Berg- 
werk gehören, nad) dem Grund und udeſteuerbuch 
zu bezeichnen und darüber einen Auszug aus demſelben 
vorzu gen, 

3) bie Urkunden, woburd; nad $. 68 bes Gefehes über 
ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 bie unmittel- 
bare Erwerbung des Bergwerkseigenthums vollzogen 
wird, nebft einem Wtteft des Oberbergamts, daß das 
Bergwerk oder einzelne Felbestheile deifelben dem Be- 
liehenen nad) SS. 60 und 162 des Berggefehes vom 
— 1865 nicht wiederum entzogen find, einzu⸗ 
reichen. 

Diefelbe Verpflichtung bat der Alleineigenthümer eines 

Bergwerfs. en 


$ 
In Ermangelung einer Verleihungsurkunde genügt zur 
Eintragung des generellen Turm, infofern Saffelbe an 
dem Tage, an welchem dieſes Geſeh in Kraft tritt, bereits er- 
worben war, ein Atteft de Oberbergamts über bie rechtliche 


Eriftenz deſſelben. 
Bei ber Sertftelung des —— an dem Zubehör 
und der darauf haftenden dinglichen Rechte und Hypotheken 


fommen bie 88. 15 bis 19, 34 bis 38 zur Anwendung. 


$. 24. 

Bei ben gewerkſchaftlichen Bergwerken mit unbeweglichen 
Antheilen (Ruzen) findet bie Eintragung berfelben, unter Be- 
rüdfihtigung des 6. 228 des Berggejeged vom 24. Juni 1865, 
nad) derjenigen —— ftatt, nad) welcher bie er 
—— ohne Rückſicht auf die ſonſt geſetzlich hergebrach 
zahl der Kuxe rechtmäßig beſeſſen worden find. 

Daffelbe gilt von den SHüttenwerfen ber Grafſchaft Sayn- 
Altenkirchen. 


$. 25. 
Jeber Befiker eines unbeweglichen ig (Kuxes) an 

einem Bergwerk oder eines Hüttentags an den in $. 24 ge 

dachten Hütten ift verpflichtet: 

2 die Größe feines —— anzuzeigen, 


e An- 


2) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen 

3) den ag ge anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf ihn übergegangen ift, 

4) die ſich darauf beziehenden Urkunden oder andere Be- 
weisftüde vorzulegen, 

5) alle auf bemfelben haftenden —— des Eigen- 
thums, Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hy⸗ 
pothelen anzuzeigen. 


Zur Eintragung des ſich meldenden Beſitzers eined Un- 
theils als — genügt e8: 

1) wenn derſelbe die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erfolgte Aufnahme in bie Gewerkſchaft, oder auch nur 
bie Ausübung von Theilnehmungsrechten burd) eibes- 

ftattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen, durch 
Zeugniffe eg Behörben ober durch beglaubigte 
oder unverbächtigte Privaturfunden glau haft macht, 
2) wenn berfelbe in gleicher Art glaubhaft madt, daß er 
vor dem Tage, an welchem biefes Geſetz in Kraft tritt, 
da8 Eigentum aus einem — Erlangung deſſelben an 
[a — 2 wenn auch in ber Form mangelhaften 
itel erworben hat. 

Sollte der hierdurch geführte Nachweis mangel- 
haft fein, fo kann nach richterlichem Ermeffen bie Ein- 
fragung bes Eigenthums gegen die von dem Befiger 
abgegebene derung an Eibesftatt, daß ihm fein 
gleich ober Br ee: befannt fei, erfolgen; 

3) wenn berfelbe in dem bei dem vormaligen Berggerichte 
zu Kirchen geführten Berggegenbuh oder Hütkenbuch 
als Eigenthuͤmer de8 angemeldeten Antheils bereits 
eingetragen war, oder ben Nachweis ber, ein geſetz⸗ 
Liches Erbfolgerecht begründenden Verwanbtfcaft mit 
dem eingetragenen Eigenthümer führt. 


. 27. 
In allen Fällen, ber Befiher mag bor oder nad) dem 
38*® 


— 








mi dieſes Geſetzes erworben haben, fol berfelbe als 
igenthümer eingetragen werben: 
1) wenn derielbe das Bergwerks · ober Hütteneigenthum 
in einer Zwangsverſteigerung erſtanden, oder darüber 
ein Musfolußesfenntnib nah Vorſchrift des G. 16 
biefes ver es erwirkt hat; 

2) wenn berjelbe für fi) und feinen unmittelbaren Rechts- 

vorgänger einen, ber Form und dem Inhalte nad) 
ültigen und zwar bei Erwerbungen nad) bem In— 
afttreten bed Gefeßes vom 2, Februar 1864 bei 
bem —— der belegenen Sache angemeldeten Titel 
nachweiſt ; 

3) —* derſelbe zwar nur für ſich einen ſolchen Titel 

(Mr. 2) beibringt, zugleich aber durch eidesſtattlich ab⸗ 
egebene Verſicherungen von Zeugen, durch Atteſte 
— — —— Behörden, oder durch beglaubigte oder un. 
verbächtige Privaturfunden glaubhaft macht, daß er 
und beziehungsweife fein erg ſich in ben letzten 
fünf Jabren in der ungeitörten Ausübung bed Eigen- 
thumsrechts befunden haben. 
$. 28, 

Kann das Eigenthum auf bie vorftehend bezeichnete Art 
($$. 26, 2 nicht nachgewieſen werben, ber ſich meldende Be- 
iher iſt aber: 
" 1) von ben mindeftens zur Hälfte an dem Werke bethei- 

ligten Gewerken, ober 

2) von bem Repräfentanten des Bergmwerfs ober bei Hüt- 

ten von dem Hüttenſchulzen ala Mitgewerke anerkannt, 

fo foll die Eintragung für ihn auf Grund dieſes An- 

erfenntnifjes gegen die eidesſtattliche Verfiherung, daß 

ihm fein glei ober beffer Berechtigter zu dem in An- 

ſpruch genommenen Antheil bekannt fei, als Eigen- 

thümer bewirkt werben. 
$. 29. 

Bei Anmeldung auf Grund des Erbrechts ift, namentlich 
wenn ber Erblaffer in das, bei beim Berggericht zu Kirchen 
geführte Berggegenbuc oder Huttenbuch eingetragen war, oder 
aus Gewährh einen der Bergbehörde ſich ergiebt, oder auf bie 
im $. 28 bezeichnete Weife ala früherer Mitgewerke anerfannt | 
wird, und der Erbfall vor dem Inkrafttreten dieſes Gefehes | 
ftattgefunden hat, keine förmliche Erbbefcheinigung erforderlich, | 
fondern es genügt ber Nachweis ber ein gefegliches Erbfolge 
recht begründenden Verwandtſchaft. 

30. 

Widerſprüche gegen di Eintragung bes folchergeftalt 
( . 26 bis 29) berechtigten Befigers können bie Eintragung 
elbft nicht bindern, fondern begründen nur, infomweit fie be- 
Icheinigt find, die Eintragung einer Vormerkung und unter- 
liegen demnächſt ber richterlichen Entfcheibung. | 

31 


Antheile an einem Bergwerk oder an einer in G. 24 be- 
eichneten Hütte, auf welde Niemand einen begründeten An- 
— macht, werden den ſämmtlichen Gewerken gleichmäßig 
zugeſchrieben. 


$. 32. 

Die nicht bereit von dem Grundbuchamt vorgelabenen 
Derfonen, weldye vermeinen, daß ihnen an einem Grunbftüd, 
Bergwerk ober einem Fi ri an einer Hütte oder 
einem Hüttenantheil das Eigenthum zuftehe, ſowie die Per- 
fonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem Grundftüd, Berg- 
werk ober Bergwerkstheil, an einer Hütte oder einem Hütten- 
antheil ein dad Verfügungsrecht des Eigenthümers beichrän- 
kendes Recht oder ein Dingliches Recht mit Ausnahme ber 
Hypotheken und Grundgeredhtigkeiten zuftehe, haben ſolches in- 
nerhalb eines Jahres von dem Tage an, an welchem biefes | 
Gefeh in Kraft tritt, bei bem Grundbuhamt anzumelden. 

§. 33. 

Mer bie ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet | 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
weldyer im reblidien Glauben an bie Richtigkeit des Grund- 
buchs bad Grundftüd erworben bat, nicht geltend machen 
kann, und baß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, beren 
Rechte innerhalb ber Austclußfeift angemelbet und demnächſt 
aud eingetragen find, verliert. 


. 34, 
Sobald biefes Gast in Kraft getreten iſt, find die SS. 32, 
33 innerhalb ber Austchlußfrift von ſechs zu ſechs Wochen 





abe bed Tages, an weldem bie Ausſchlußfriſt abläuft, durch 
I Juſtizſenat zu veröffentlichen. ; 
$. 35. 

Alle vor dem Inkrafttreten dieſes Gefeßes entftandenen 
unb nad) $; 32 angemeldeten, neu einzutragenben 
dinglichen Rechte gehen den erjt nad; dem Inkrafttreten dieſes 
Gefehes —— dinglichen Rechten und Hypotheken vor. 

Die Rangordnung der erſteren unter ſich und mit den 
bereits früher auf Grund des Geſetzes vom 2. Februar 1864 
eingetragenen Hypothelen richtet ſich nad) den zur Zeit ihrer 
Entitebung gültig gewefenen Gefegen. 

36 


Wenn die Richtigkeit der vorfchriftsmäßig angemeldeten 
dinglichen Anſprüche durch öffentliche Urkunden oder Aner- 
fennung des Beſitzers des belafteten Grunbftüds nachgewieſen 
iſt, ſo erfolgt die Eintragung in das Grundbuch nach der 
Zeitfolge der Anmeldung mit dem ausdrücklichen Vorbehalte 
der J— Beſtimmungen der Rangordnung unter ſich und 
mit den früher eingetragenen Hypotheken. 

$. 37, 

Eine Vormerkung ift einzutragen, wenn 

1) die angemelbeten Anſprüche glaubhaft gemacht find, 

ber Eigenthämer aber der Eintragung wiberfpricht; 

2) ber Eigenthümer die Identität bes belafteten Grunb- 

ſtücks beftveitet, diefelbe aber glaubhaft gemacht ift. 


§. 38. 

Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemelbete® Recht 
etilgt fei, obme dies ürkundlich nachweiſen zu können, fo ift 
a8 Mecht einzutragen, zugleich aber in der Spalte »Ver— 

änderungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft ge- 
macht ift, vorzumerfen. s. 39 


Die vor dem 1. Januar 1853 entftandenen Pfand- und 
Hypothekenrechte, melde in Solge des Aufgebots nad) G. 12 
des Geſetzes vom 2, Februar 1864 in das Hypothekenbuch 
eingetragen find, fowie bie nad) dieſem Zeitpunkt entitandenen 
und in das Hypothekenbuch eingetragenen Dfand- und Hypo—⸗ 
thefentechte, werden von Amts wegen nad) ber Zeitfolge ihrer 
Eintragung in da8 Grundbud übertragen. 

Die Rangorbnung berfelben unter fich richtet ſich nad 
ben bisherigen Borfchriften. 


Vor der rechtöfräftigen ——— über ſtreitige an- 
emeldete Eigenthumsanſprüche oder das Eigenthum be— 
chränkende Rechte darf das Blatt für das Grundſtück im 
Grundbuch nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den 
Artikel des Eigenthümers aufgenommen werden. 

$. 41. - 

Bei allen die Anlegung des Grundbuchs und bie Feſt— 
ftellung der Belaftung der Grundftüde betreffenden Verhand- 
lungen genügt die Vernehmung des Ehemannes, und es kann 
nad) beffen —— die Eintragung erfolgen, wenn auch 
das Grund, Bergwerks ober Hütten-Cigenthum zum gemein- 
fchaftlihen Vermögen ber Eheleute oder zum eingebrachten 
Vermögen ber Frau Age 

Wollen Berwandte in auf» oder abfteigender Linie, 
Schwiegereltern, Schwiegerkinder und Gefchwifter einander 
vertreten, fo ift in dem vorgedachten Falle eine außergericht- 
liche, nur von dem Bürgermeifter oder Ortövorfteher beglau- 
bigte Vollmacht des BVertretenen hinreichend. 

. 42. 

Sobald daB Grundbuchblatt oder der Artikel an —* 
iſt, kann die Veräußerung oder Belaſtung des — 8 
nur in den formen erfolgen, welche ba8 Geſetz über ben 
—————— vom 5. Mai 1872 und bie Grunbbud- 
ordnung vom 5. Mai 1872 vorfdreiben. 


. 43. 

Die behufs Anlegung Ts Grundbuchs zur Ermittelung 
und Eintragung des bisher enworbenen Eigenthums, der Sy- 
pothefen und dinglicen Rechte Erforderlihen Verhandlungen 
find ftempel- und foftenfrei. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oftober 1873 in Kraft. 
Urkundlich x. on 
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Anlage A. 


Titelblatt. 


Die in der Grafichaft Sahn-Altenkirchen und dem Kreife Altenkirchen in dev Gemeinde 
Brachbach gelegene Brachbacher Hütte. 


I. Befchreibung des generellen @igentbums. 


Zufolge der Saynfhen SHüttenordnung vom 21. April 1742 befigt die Hüttengewerkſchaft an geſehlich ver- 
liehener Hüttenbetriebäzeit ....- Tage, den Tag zu 4 Stüd geredjnet. 


II. Beitandtbeile und Zubebörftäcke in der Gemeinde Brachbach. 






















Nummer ber Flur und 
Darzelle. 











Flächeninhalt. 


Ar. | Du,» Met. 


Abfchreibungen. 


Flurabtheilung. Nähere Bezeichnung. 






Heltar. | 


Hüttenplak nebſt ben 
darauf ſtehenden 
Hütten · Gebäuden 
Nr. 20. 





im Lettenkamp. 
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III. Dauernde Laften, Befchränfungen bed Eigenthums oder des Verfügungsrechts, gerichtlid 
verficherte Schulden und andere dingliche Laften der ganzen Sütte. 
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Erſte Abtbeilung. 










Unzahl ber 






Ermwerbögrund, Preis oder Werth. 






Namen ber Gewerke. Dazu gehören: 








Tage. | Stüd. 











1. — Landwirth Wigand 30 2 1. Ein a 1. * gerichtlichen Kaufvertrags vom 
Klaus zu Brachbach. Flur IL. Rr. 10. = ffter N. N fie ei an 
2. Ein Steinplak. neh = Rot _ 3 
pen Flur L 
Flur I. Rr. N Mr. 10 erworb al ppen #5 
Der Steinplag Flur I. Nr. 11 
ift durch notariellen Vertrag vom 
x. von dem Candmann N. N. 
für 20 Thlr. erworben. 
Eingetragen am ............ 
F. N. 
2. — Kaufmann Wilhelm 100 — 11. —— 2. Der Hüttenantheil iſt nebſt Kohl⸗ 
Rehfus zu Kirchen. Flur I. Rr. 13, ſchoppen und Steinplag durch ge ge 
nd — 2, Ein * ger een Nanlı gunB ü 
r. en väterlichen Na vom ı. 
i Slut I. Ar. 14. erworben. 
gi FH ua i Eingetragen am ........... 
nm F. N. 
Nr. 4, 5 
3. — — — 13 2 11. Ein —— 3. Dieſer Antheil nebſt Kohlſchoppen 
Kreuhz zu Brachbach. Flur I. Nr. 15. und —— F durch Vertrag 
— 2. Ein Steinpla bom x. bon für 2000 Thlr. 
Nr. 6, 7. 2 Fiur I. Nr. I , übernommen. 
— Eingetragen am ..... ....... 
Nr. 6, T. F. N. 
4. 2, Kaufmann Peter Müller 50 — JEin Koblfhoppen. 4, Diefer Antheil nebft Kohlſchoppen 
zu Siegen. Flur I. Nr. 13. iſt duch Vertrag vom x. von 
dem Kaufmann Wilhelm Rehfus 
für 10,000 Thlr. angefauft. 
Eingetragen am ............ 
F.-N. 
5. 2 Kaufmann Wilhelm 50 — 11. Koblfhoppen. 5. Uebertragen von Nr. 2 als Reft 
Rehfus zu Kirchen. Flur I. Nr. 14, 
2. Ein Steinplatz. F. N. 
Flur J. Nr. 20. 
6. 3. Kaufmann Peter Müller) — — JEin rn 6, DieferSteinplat ift durch notariellen 
zu Siegen. Flur I. Nr. 16, Vertrag vom 2c. von dem sub 3 
eingetragenen Bergmann Johan- 
Nr. 4, ned Kreuß angefauft. 
Eingetragen am ............ 
F. N. 
7 3. | Bergmann Johannes 13 2 IEin —* 7. ner von Nr. 3 als Reit 
Kreuß zu Brachbach. Flur L Nx. Iß. Ak .............. 
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Dauernde Laften und Ein- 
fhränfungen des Eigen 
thums ober be8 Ber- 

fügungsredhts. 






zit, | Sar. | pf. 
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‚ Dritte Abtheilung. 




















Nummer Veränderungen. 

z33 Betrag. Hypothelen. Loͤſchungen. 
—— — — Eintragung. odſchung. 

5 | £ | re Ser; Pi. Thlr. | Sgr.! Pf. 

— ET ne. | 
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N 69. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 
das Grundbuchweſen in den Hohenzollernfchen Landen. 


(Nach den Befchlüffen bes Serrenhaufes.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 

verordnen, unter ——— ber beiden Häuſer bes Lanb- 

tags Unferer Monarchie, für die Hobenzollernfchen Lande was 


folgt: 
§. 1. 


Das Gefeh über den Eigenthumserwerb und bie bingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergmwerfe und felbititändigen Ge- 
rechtigleiten vom 5, Mai 1872, mit Ausfchluß des $. 72, die 
Grundbudorbnung vom 5. Mai 1872, mit Ausschluß der SS. 49, 
73, 133 bis 140 und 143, und das Gefeh, betreffend bie Stem- 
pe — von gewiſſen, bei dem Grunbbuchamt anzubringen- 
den Anträgen, vom 5. Mai 1872 werden mit ee en 
Beitimmungen in den Hohenzollernſchen Landen eingefü 


$. 2. 
Die in den eingeführten Gefegen in Bezug genommenen 
geieölichen Vorſchriften, welche in den Hohenzolleruſchen Lan- 
en nicht gelten, bleiben außer Unmwenbung. 


68, 


Mo in der Grundbuchordnung Fa Vorſchriften ber Pro⸗ 
—— über bad — ———— ten verwieſen wird, 
ommen die WVorfchriften der Subhaftationd-Orbn m 

die Vorfchrift Subhaftationd-Orbnung vo 
15. März 1869 zur Anwendung. 


S. 4. 

Eingetragene dingliche Rechte können weber durch Erfigun 
eines enlarocnfılenhen Rechts, noch durch Beriäkrung auf- 
gehoben werben. 

$. 5. 


Verträge über unbeweglihe Sachen bedürfen fortan zu 
ihrer Gültigkeit nicht der gerichtlichen Betätigung. 


$. 6. 
Die dem Pächter zuwachſenden ober ihm gehörigen, auf 
bem rsfid noch vorhandenen Früchte haften ih den 
am Grundſtück binglid Berechtigten. 


$. 7. 
Der hypothekariſchen Klage fann bie Einrede, daß zu- 
nächſt gegen ben perjönlichen Schuldner geklagt werden müſſe, 
nicht entgegengefeht werben. 


Die Beweisfraft von Schulbbefenntniffen über ein Dar- 
lehn ober einen Brautſchatz Hingt nicht von dem Ablauf einer 
Zeit ab, wenn auf Grund der Urkunde eine ‚Hypothek einge- 
tragen ift. 

$. 8. 


Die Schabenserfagklage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem der Beihädigte von dem Da- 
Tein und dem Urheber des Schadens Kenntniß erhalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre 
verfloffen, fo kommt es auf ben Zeitpunkt ber erlangten 
Kenntniß nicht weiter an. 


tt. 
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Nutzungswerths ift der Steueran 
Bänke - 


$. 9. 


Statt bes Grundffeuer-Reinertrags und Gebäubdefteuer- 
) ſchlag (das Grund- oder Ge⸗ 
ſteuerkapital) in das Grundbuch einzutragen. 


$. 10. 


"Bet fhriftlichen, zu einer Cöfhung erforderlihen Anträ- 
gen oder Willenderflärungen genügt bie Beglaubigun ber 
Unterſchriften durch einen Ortsvorfteher unter Beibrüdung 
des Amtsſiegels. 


Bei Löfchungen bedarf e8 ber Borlegung ber über bie 
Eintragung ausgefertigten Urkunden nur dann, wenn dieſe 
Urkunden nad ben Vorfchriften der Grundbuchorbnung vom 
5. Mai 1872 ausgefertigt find. 


J. u. 


Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen ober Föfhungen im Grundbuh nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit ber Vri- 
vaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz be 
rufenen Erben nachgewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des 
Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß ſich nach erfolgter Öffent: 
licher Ladung Niemand, der ein befferes Erbrecht in Anſpruch 
nimmt, gemeldet habe. 


‚, Die Urt ber Belanntmahung und die Friſt ber öffent- 
lichen Ladung bat das Nachlaßgericht nad Cage des Falles 
zu ermeffen. 


$. 12. 


Das in $. 130 der Grundbuchordnung eingeräumte Recht 
fteht denjenigen Sypothelengläubigern zu, welche fih im Beſit 
— mit —— —— verſehenen Schuldurkunde 

nbden. 


$. 18. 


An die Stelle des F. 29 bes Gefehes über ben Eigen- 
thumserwerb u. f. w. vom 5, Mai 1872 tritt folgende & 
ftimmung: 


Eine Hypothek fann auf Antrag des Eigenthümers und 
des Gläubigers in eine Grundſchuld umgewandelt werben, 
wenn Diejenigen in ber zweiten und britten Abtheilung gleich 
und nadyeingetragenen Berechtigten einmilligen, weldye bis zu 
dem im $. 18 biefes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen 
oder vorgemerkt find. 


$. 14. 


Diejenigen, welche vermeinen, daß ihnen das Eigenthum 
an einem ae Bil bei welchem fie in den Befigtabellen ber 
Grundakten als er nicht eingetragen find, ober ein Recht 
zuftehe, weldyes der Eintragung in ber zweiten Abtheilung des 
Grundbuchs bedarf, haben ihre Hnfırüde innerhalb ſechs Mo- 
naten von dem Tage, wo dieſes Gefek in Kraft tritt, bei dem 
Grundbuhamt unter genauer Bezeichnung bed Grumbftüds 
nad) dem Katafter anzumelden. 


$. 15. 


Mer bie ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, dab er fein Recht gegen einen Dritten, | 
welcher im reblidhen Glauben an bie Richtigkeit des Grund 
buchs das Grundſtück erworben bat, nicht geltend machen 
kann, und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, de 
ren Rechte innerhalb der Ausihlußfrift angemeldet und dem: 
nächſt auch eingetragen find, verliert. 


Eine Wicbereinfeßung in ben vorigen Stand gegen bie | 
Ausſchlußfriſt findet nicht ftatt. 1 
$. 16. 


Sobald diejes Gejch in Kraft getreten ift, find die 6$. 14 
und 15 innerhalb der Ausfchlußfrift von vier zu vier Moden 
wörtli mit Angabe des Taged, an welchem diefelbe abläuft, 
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durch das Amtblatt und eine außerhalb der Hohenzollernſchen 
Lande erfcheinende Deutfche Zeitung von bem Kreißgericht zu 
Hechingen befannt zu machen. 


6. 17. 


Menn nad) Ablauf der Ausfchlußfrift Anſprüche auf das 
Eigenthum ober auf L Beichränkung des Eigenthums an 
einem Grundftüd nicht angemeldet, oder bie angemeldeten An- 
Br e durch —— oder rechtskräftige Rene 
eftgeitellt worben find, ift da8 Grundbuchblatt oder ber Artike 
von Amts wegen anzulegen. 


In ber britten Abtheilung des Grundbuchblattes ober 
Artikels bedarf e8 nicht der Aufnahme ber in ben bisherigen 
Unterpfands- (Hypotheken ·) Büchern eingetragenen Hypotheken, 
vielmehr genügt eine an ben Anfang ber britten Abtheilung 
zu ſetzende Verweifung auf das bisherige Unterpfands- (Hy. 
pothefen-) Bud) in folgender Faſſung: 


»Bergleihhe Band ..... Seite ..... bes Unterpfanbbuchs«. 
(Datum und Unterfchrift des Grundbuchamts.) 


$. 18. 


Sobald bad Grundbuchblatt ober der Artikel angelegt it 
fann die Veräußerung oder Belaftung des Grunbftüds nur in 
den Formen erfolgen, welde da8 Ge % über den Eigenthums- 
erwerb vom 5. Mai 1872 und bie Grundbuchorbnung vom 
5. Mai 1872 vorfchreiben. 


Bon diefem Seitpunft find neue Eintragungen in bie biß- 
herigen Unterpfands- (Sppothefen-) — 5— und Fön Sage 
unzuläffig. Die eriteren werben jebod) foweit fortgeführt, als 
e8 fih um Veränderungen oder Löſchungen ber in ihnen bis 
dahin eingetragenen Hypotheken hanbelt. 


$. 19. 


In den Hypotheken- und Grumdfchuldbriefen, welche nad 
Anlegung des neuen Grundbuchblattes ober Artikels ertheilt wer- 
den, find aud) bie dem 4 127 Nr. 4 der Grunbbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 entiprecdhenden Angaben aus ben Unter 
pfands · Gypothelken ·) Büchern aufzunehmen. 

§. 20, 
Die Verhandlungen, welche zur Anlegung ber neuen 
Grunbbücher erforderlich find, find foften- und ftempelfrei. 
§. 21. 
Dieſes Gefeh tritt mit bem 1. Oktober 1873 in Kraft. 
Urkundlich u. f. m. 


M 70. 


Auf die Tagesordnung einer ber nädhften Plenar- 
figungen wird gefeßt werden: 


1) Mündlicher Bericht ber Kommiffion für Handel 
und Gewerbe-Angelegenheiten über die Ueberficht 
über die Verwaltung der —— Bergwerfe, 
Hütten und Salinen im Preußifhen Staate im 
Jahre 1871. Drudfachen Nr. 23. 


Berichterftatter: Serr Dr. Telltampf. 
Antrag ber Kommiffion : 
ba8 Herrenhaus wolle befchließen : 


u erklären, daß die vorgenannte Ueber- 
icht zu materiellen Erinnerungen feine 
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DVeranlaffung gebe, vielmehr bie günfti- 
en Refultate der Bergverwaltung volle 
nerfennung. verbienen. 


2) Schlußberatbung über ben Gefehentwurf, be- 
treffend die Theilung des Kreifes Sternberg. 
Nr. 62. der Drückſachen. 


Referent: Herr Graf von Arnim-Bongen- 
burg. 


Antrag bes Referenten: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


ben vorbezeichneten Gefegentwurf unver- 
ändert ———— ie 7 


Berlin, ben 19. Februar 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes, 
Dtto Graf zu Stolberg. 








5 Tl. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Grundbuchweſen in dem Jadegebiet. 





(Nach den Befchlüffen des Herrenhauſes.) 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ır. 
verordnen, unter Zuftimmung ber beiben Häuſer des Landtags 
Unferer Monardjie, für das Tabegebiet was folgt: 


g.1. 


Das Gefek über ben — — und die dingliche 
Belaſtung der Grunbftüde, Bergwerke und —* igen Ge⸗ 
rechtigkeiten vom 5, Mai 1872, mit Ausſchluß bes 6. 72, 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, mit Ausfchluß der 
68. 49, 73, 133 bis 140 und $. 143, und das Gefeh, be 
treffend die Stempelabgaben von gemwifjen, bei dem Grund- 
budamte anzubringenbden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werben 
mit nachſtehenden Beftimmungen in bem Jadegebiet eingeführt. 


$. 2, 
Die in den eingeführten Gefegen in — 
n 


eſetzlichen Vorfchriften, melde in Oftfriesla 
leiben außer Anwendung. 
$. 3. 


Unter den Prozeßvorſchriften, welche nad) den eingeführten 
—— Anwendung finden, find die Vorſchriften des in Oft. 
friesland geltenden Gprogefregts zu verftehen. 


Ueber bas Geſuch un Eintragung einer Bormerkung, 
forie über den Antrag auf Vermerk eines Miderfpruhs im 
Falle des 8. 60 des Gefeßes fiber ben Eigenthumserwerb x. 
vom 5. Mai 1872 ift von dem Prozeßrichter nach den Vor- 
fhriften über das Verfahren im Arreſtprozeß zu enticheiden. 


Die Vorfchriften ber —— — bürgerlichen Prozeß⸗ 
ordnung vom 3. November 1850 über öffentliche Ladungen 
finden in Verbindung mit den 66. 103 bis 111 ber Grund» 


39* 


genommenen 
nicht gelten, 
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buchordnung auf das Grundbuchwefen entfprechenbe ——— 
Ein vollftredbares Erkenntniß iſt von dem Grundbuchamte 
einem rechtskräftigen gleich zu achten. 


$. 4. 


Das Amtögericht bildet dad Grundbuhamt und das Ge- 
richt ber belegenen Sade für die in feinem Bezirke liegenden 
Grundftüde. 


Die Dienftauffiht und die Befchwerbeführung wirb burd) 
bie —*— geregelt, welche in Sachen ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 5. 


u ben gemeinen Laſten, welche ber gering nicht 
bedürfen, gehören namentlich alle nad; Gefeß oder edloffung 
auf bem Örundftäd baftenden, aus dem Gemeinde, Kreis 
ober Vrovinzialverbande, oder aus bem Kirchen, Dfarr- und 
Schulverbande entfpringenden, oder an Kirchen, Pfarren und 
Schulen, ober an Kirchen, Dfarr- und Schulbebiente zu ent- 
richtenden, oder aus der Verpflichtung zu Öffentlichen Wege, 
MWaffer-, Deidy- und Uferbauten entitandenen Abgaben und 
Feiftungen; ferner die Beiträge, welche an Meliorationdgenoffen- 
[haften ober andere gemeinnüßige, von ber Staatäbehörbe 
enehmigte Inftitute, namentlih an Vereine behufs gemein- 
Katie Uebertragung ber durch Brand, Hagelfchlag oder 
Viehfterben entftandenen Schäden zu entrichten find. 


$. 6. 


Aus Privatteftamenten oder aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen ober Loͤſchungen mur erfolgen, wenn entweder durch 
eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit der Privaturfunde ober 
das Anerkenntniß bed durch das Geſetz berufenen Erben nad). 
gewieſen iſt, ober eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts bei 
*— wirb , dab fih mad erfolgter öffentlicher Ladung 

iemand, ber ein beſſeres Erbrecht in Anfprud nimmt, ge 
melbet babe. 


In Betreff ber Bekanntmachung, ber Friſt und bes n- 
lts der öffentlihen Ladung kommen bie ———— er 
ürgerlihen Prozeßordnung vom 8. November 1850 $. 500 
Abfah 2 zur Anwendung. 


& 7. 


Die Klage auf erg Sen von eingetragenen 
ober zur Eintragung gemäß $. iefes sn geeignet be- 
fundenen Rapitalien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit bem 31. Dezember besjenigen Jahres, in welchem 
bie Zinfen fällig geworben find. 


$. 8. 


An die Stelle bed G. 29 des Geſetzes über ben Eigen- 
tbumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 tritt folgende 
Beltimmung: 


Eine Hypothek kann auf re | bes Eigenthümers unb 
bes — in eine Grundfchuld umgewandelt werben, 
wenn diejenigen in ber zweiten und dritten Mbtheilung gleich 
und nadeingetragenen Berechtigten eimmilligen, welche bi8 zu 
bem im $. 27 bieſes Gefeged bezeichneten Tage eingetragen 
ober vorgemerkt find. 


8.9. 


Sobald die Grundfteuer -Vermeffungsarbeiten bis zum 
Nachweiſe der Befiker und bes Flaächeninhalts ber einzelnen 
Grundftüde gebiehen find, erhält das Grundbuhamt Abſchrift 
des auf Grund biefer Nachweiſe aufgeftellten Flurbuches. 


$. 10. 


Die im Flurbuch bezeichneten Eigenthümer ber einzelnen 
Grunbjtüde werben von Amts wegen behufs Anlegung bes 
Grundbuchtß von dem Grundbuchamt vorgelaben. 


—— 
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$. 11. 


Jeder Eigenthümer eined Grundftüds, beffen Eintragung 
in das Grundbuch erfolgen fol, ift verpflichtet: 


1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, 


2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum —* übergegangen ift, . ei⸗ 


3) bie darauf ſich beziehenden Urkunden ober andere Be- 
weißftüde vorzulegen 


und 


4) alle auf bem Grunbftüd haftenden Beſchränkungen bes 
—— Eigenthums · Vorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Verlangen bes 
Grundbuhamts einen jngroffationdertraft auß ben 
bei ben Oldenburgiſchen Hypothekenämtern geführten 
Sppothefenbücdern vorzulegen. 


Das Grundbuchamt ift verpflichtet, bem vom Eigenthümer 
benannten Berechtigten Mittheilung von ber geſchehenen An- 
zeige zu machen. ” 

Aud bat das Grundbuhamt ben von dem Eigenthümer 
nicht angezeigten Berechtigten, deren Vorhandenſein ihm amt- 
lich befannt ift, von der nicht erfolgten Anzeige ihrer Bered- 
tigung Mittheilung zu machen. 


$. 12. 


Das Grundbuhamt kann die Befolgung ber Ladung 
($. 10) und bie Abgabe ber — & 11) unter An- 
en von Geldftrafen bis 50 Thaler erzwingen, in dem 
falle des G. 11 Nr. 4 aber au den ngroffations-Extraft 
auf Koften bed fäumigen Eigenthümers direkt befchaffen. 


$. 13. 


Zur Eintragung des Borgeladenen ald Eigenthümer ge 
nügt e8, wenn er 


1) entweder das Grundftüd in einem gerichtlichen Zwangs · 
—— erſtanden ober vom Fiskus erworben, oder 
bei einem anderweitigen freihänbigen Erwerbe nad) 
borausgegangenem Konvolationsverfahren ein Präflu- 
fivbefret erwirkt bat, 


2) oder feinen Eigenthumsbefig durch ein Zeugniß bes 
Gemeindevorftandes befcheinigt, 
abgegebene 
fi 


3) ober durch Urkunden, durch eibesftattlich 
Verfiherungen von Zeugen oder fonft glaubhaft 
macht, daß er allein ober unter —— der 
Beſitzzeit feiner sera ug das Grundftäd feit 
er — ununterbrochen im Eigenthumsbeſitz ge 

t bat. 


Die von Oldenburgifchen Behörden oder Beamten inner 
halb ihrer Zuftändigfeit — Urkunden werden in Be— 
iehung auf den Gegenſtand dieſes Paragraphen den Urkunden 
—*c** Behörben oder Beamten gleich geachtet. 


$. 14. 


Der Zeitpunkt, von wo ab das Verfahren zur Anlegung 
des Grundbuchs beginnt ($$. 10 bis 13), wird durch den 
Juſtizminiſter refgefest und durch bie rg Tagan 
gemacht. Die Eintragung des Eigenthümerd und der ange- 
zeigten Belaftungen erfolgt nad Ablauf von ſechs Monaten 
von dem fi —— Zeitpunkte an. Sind entgegenſtehende 
Anſprüche rechtzeitig angemeldet, fo kommt bie Beſtimmung 
des $. 21 zur Anwendung. 


$. 15. 


Die nicht bereits nach GG. 10 und 11 vorgelabenen Der- 
fonen, welche vermeinen, baß ihnen an einem Grunbftüde bas 
Ei —* zuſtehe, ſowie diejenigen Perſonen, welche vermeinen, 
ihnen an dem Grundftüde ein die Verfügung darüber 
beichränfenbes Mecht, ober eine Hypothek, oder irgend welche 
andere der Eintragung in das Grundbuch bebürfende bingliche 
Rechte zuftehen, haben ihre Anſprüche ſpäteſtens bis zum Ab- 


Herrenhaus, 


auf ber in $. 14 bezeichneten Ausfchlußfrift bei bem Grund» 
uchamt anzumelden. Ueber die Anmeldung bat das Grund- 
— Anmeldenden auf Verlangen eine Beſcheinigung 
u ertheilen. . 


g. 16. : 


Die Anmeldung muß eine bejtimmte —** bes 
Srundftüdes und bei Eigenthumsvorbehalten und Hypotheken 
inen beftimmten Geldbetrag enthalten, für melden bie Ein- 
ragung beanſprucht wird. 


$. 17. 


In den Fällen, in welchen nad bem bisherigen Rechte 
Jngroffationen von Hypotheken auf unbeftimmte Summen 
tattgefunden hatten, ift gleichfalls eine beftimmte Summe 
* hf Betrag anzugeben, bis zu welchem bie Hypothek 
yaften M 


Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über einen 
Kg einzutragenden Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt 
veffen Feſtſetzung duch ben Prozeßrichter. Inzwiſchen ift eine 
Bormerkung auf ben höchſten von dem Sypothefengläubiger 
jeforderten Betrag einzutragen. Die Summe einer vormun 
chaftlichen — ypothek ſetzt der Vormundſchaftsrichter 
eſt mit Ausfchluß des Rechtsweges. 


$. 18. 


Die ig eined Rechts in die bißherigen Sypothefen- 
yücher befreit nicht von ber Verpflichtung zur Anmeldung. 
Dagegen find von diefer Verpflihtung diejenigen Berechtigten 
yefreit, welche der Eigenthümer in Gemäßbeit bes $. 11 
Nr. 4 innerhalb der Ausſchlußfriſt dem Grundbuhamt an- 
jezeigt bat. 

$. 19. 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
sen Nechtönachtbeil, day er fein Mecht gegen einen Dritten, 
veldher im reblihen Glauben an die Richtigkeit de8 Grund. 
zuchs bad Grundftüd erworben hat, nicht mehr geltend machen 
‘ann, und baf er fein sag t —— benjenigen, 
yeren Rechte innerhalb ber Ausſt (uehen angemeldet und 
yemnächft auch eingetragen find, verliert. 

$. 20. 


nnerhalb ber im $. 14 beftimmten ſechſsmonatlichen Aus- 
chlußfriſt hat bie Kronoberanwaltichaft die 99. 14—19 mwört- 
ih unter ausdrücklicher Bezeichnung des Tages, am weldem 
sie Friſt abläuft, au drei Malen in angemeffenen Zwifchen- 
äumen durch bad Amtsblatt und durch zwei Zeitungen, von 
enen eine im Großherzogthum Oldenburg erfcheint, befannt 
u madıen. sa 


Bor ber rechtäkräftigen Entſcheidung über Bars ange» 
neldete Eigenthumsanfprüde oder das Eigenthum befcdrän- 
ende Nechte darf das Blatt für das Grundſtück im Grund» 
sache nicht angelegt oder das Grundftäd nicht in ben Artikel 
es Eigenthümerd aufgenommen werben. 


$. 2. 


Die Eintragung rechtzeitig angemeldeter dinglicher Rechte, 
velche ſchon vor bem Beginne ber Geltung des gegenwärtigen 
heſetzes beitanden hatten, erfolgt nad) ber in dem biöherigen 
Rechte begründeten Rangorbnung, im Zweifel nach bem Alter 
hrer Entftehung, mit dem Vorrange vor allen nicht rechtzeitig 
ıngemelbeten und ben erjt nad) bem Inkrafttreten biefes Ge 
etzes begründeten Ansprüchen. 

Nechte, welche nad) ben biöherigen Geſetzen zur Eintragung 
n das Hypothekenbuch geeignet waren, genießen jeboch dieſen 
Borrang nur, wenn fie auch in bem Hypothekenbuche einge 
ragen gewefen find. 


$. 238. 


Die Vorfchriften bes vorhergehenden Paragraphen finden 
uch auf die nad Artikel 86 des Oldenburgifchen Enticdädi- 
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thumserwerb vom 5. 


\ fonftigen 
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pungögefe e8 vom 14. Oktober 1849 und Artikel 37 bes Ub- 
Öfungsgeleged vom 11. Februar 1851 begründeten Spezial. 
—* en Anwendung. 


Die noch nicht eingetragen geweſenen Entſchaͤdigungs · und 
Ablöfungskapitalien oder zum Zwecke der Entihädigung ober 
Ablöfung vorgeftredten Darlehne werben dagegen nur mit 
bemfelben Vorrechte ein u welches ben aufgehobenen 
Rechten felbit zur Zeit ihre ufhebung zuftand. 


Bei einer folden Eintragung ift 
Recht im Grundbud von Amts mege 


$. 24. 


Den Hypothefengläubigern fteht frei, unter Einreichung 
ber alten Sypothefenurfunden die gern von Hypotheken · 
briefen in Semäßheit des $. 122 ber Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 zu beantragen. Diefe Ausfertigung erfolgt 
foftenfrei, wenn ber Antrag innerhalb ſechs Monaten von An- 
legung des Grundbuchblattes oder Artikels ab gejtellt ift. 


$. 25. 


Bei der Anlegung des Grundbudjblattes oder Artikels 
kann für ein angemelbetes Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben, 

1) wenn bie —— dieſes Rechtes glaubhaft gemacht 
iſt und entweder der Eigenthümer der Eintragung 
widerſpricht oder die Rangordnung des Rechts be 
ſtritten iſt, 

2) wenn von dem Eigenthümer bie Identität des Grund⸗ 
ſtücks beſtritten wird, dieſelbe aber durch Urkunden ober 
eidesſtattliche Verſicherung von Zeugen glaubhaft ge- 
macht worben it. 


$. 26. 


Behauptet ber Eigenthümer, baß ein angemelbetes Recht 
getiigt fei, ohne dies urkundlid) nachweifen zu können, fo ift 
das Recht einzutragen, zugleich aber in der Spalte »Verände⸗ 
rungen« die behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
ift, vorzumerken. 


ugleich das aufaehob 
s Hafen zu I —— 


$. 27. 


Sobald das Grundbuchblatt ober der Artikel angelegt ift, 
kann die Veräußerung ober Belaftung des Grundftüdes nur 
in den formen erfolgen, welche das Gefeg über den Eigen- 
Mai 1872 und bie Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 vorfchreiben. 


$. 28, 


Mer vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes 
einen Titel zur Hypothek erworben, aber bie Eintra —— 
das Sypoth enbuc) nicht erwirkt hat, oder wer —“ 
angegebenen Zeitpunkt und ber erfolgten Anlegung des Grund⸗ 
— oder Artikels einen Titel zur Hypothek erwirbt, 
bat benfelben zum Behufe der künftigen Eintragung bei dem 
Grundbuhamt anzumelden unb biefem feine Urkunden ober 

eweißmittel zu übergeben. — das Grundbuch · 
amt feine’ Bebenken gegen bie Zulaͤſſigkeit ber künftigen Ein- 
tragung, oder werben dieſelben befeitigt, fo wird der Anſpruch 
zur Eintragung notirt und ein Atteft hierüber, der Regel nad) 
auf ber Urkunde, welche dem Anſpruche zur Begründung oder 
zum Beweife dient, außgefertigt. 


$. 29. 


Der Gläubiger erwirbt burdy bie —— und Beſchei · 
nigung das Necht, nach dem Alter der Anme * in das 
fünftige Grundbuch eingetragen zu werben, bis zur Anlegung 
befjelben aber wegen feiner eng leich einem 
wirklich eingetragenen Hppothefengläubiger Befriedigung aus 
dem Grunbitüde fuchen zu können. 

Auch mit den vor der Geltung des gegenwärtigen Gefehes 
in bie bisherigen Hypothekenbücher eingetragenen, aber nicht 
rechtzeitig angemeldeten Hypotheken $ 22) rangiren bie nad) 
Maßgabe des $. 28 anerkannten Anſprüche lediglich nach ber 
Zeit ihrer Anmeldung bei dem Grundbuchamt. 





$. 30. 


Die Koften für die Bearbeitung ber Grundbuchſachen 
werben nad) bem ber Grumbbuchorbnung vom 5. Mai 1872 
beigefügten Tarif, 99. I—11, und ben beigefügten zufäglichen 
Beltimmungen erhoben. 


Die Verhandlungen, weldye zur Eintragung ber biöher er- 
worbenen, rechtzeitig angemeldeten Hypotheken ⸗· und Realcechte 
in bem neu anzulegendben Grundbud erforderlich find, find 
foften- und ftempelfrei, 

$. 31. 
Dieſes Gefek tritt mit dem 1. April 1973 in Kraft. 


Urkundlich x. 


Zufäßliche Beftimmungen 


zu dem 


Roften-Tarif für Erundbuchfachen im Yade- Gebiete. 





$. 12. 


M. Bei bem Retognitionsverfahten, $$. 28 und 29 bes 
Gefehes, wird ber Koftenfat des 8. 6 (F. 1) bereits für bie 
Ertheilung des Atteftes über die erfolgte Anmeldung und Ein. 
tragungs — des Titels zur Hypothek erhoben, jedoch mit 
dem Vorbehalt der Anrechnung auf bie Koſten für den Hypo- 
thefenbrief, welcher demnächſt an die Stelle bes Atteftes tritt. 


$. 13. 


ber Koften nad) den Sätzen bed Tarifs 
erfolgt bergeftalt 5 Die vollen Süße, melde für Beträge 
von 25, 100, 500 Thlen. u. f. w. beftimmt find, aud) für bie 
nur angefangenen Beträge entrichtet werben. 


Die ee ber Koften erfolgt in Thalern und Silber- 
grofchen. Ueberſchießende Dfennige werben, wenn fie unter 
einem halben Silbergrofchen betragen, nicht in Rechnung ge- 
ftellt, betragen fie einen —— Silbergroſchen und mehr, fo 
wird ein voller Silbergroſchen erhoben. 


Die —— 
a 


$. 14. 


Neben ben nad) biefem Tarif zu erhebenben lee 
nd weder Screibgebühren noch Gebühren ober Dorto für 
ie Quftellungen oder Behändigungen, nod Gebühren für ein- 

fache auf Anfrage ergebende Beſcheide für bie wegen Befeiti- 

gung vorläufiger Anſtände ergebenden Smwifchenverfügungen 
und für bie Abhaltungen von Terminen in Grundbuchſachen 
zu entrichten. 


Ebenfo werden für die Aufforderung bes Eigenthümers, | 


—* Namen bei einem Grundſtücke eintragen zu laſſen, und 
ür die Feſtſetzung der dabei auf den Fall der Nichtbefolgung 
— Geldſtrafe keine Gebühren entrichtet. Für die 
nach erfolgloſer Feſtſetzung ber Geldſtrafe eintretende Swangs- 
vollſtrecung gelten die in ber Gebührentage für u 
Nechtöftreitigkeiten vom 8. November 1850 enthaltenen Beftim- 
mungen. 


Es werden ferner nad) Maßgabe ber bisherigen Beftim- 
mungen befonbers erhoben: die Gebühren für die Aufnahme 
oder Beglaubigung von Urkunden über Nedytsgefihäfte, für 
Beicheide auf unbegründete Gefuche oder Beſchwerden, für ver- 
eitelte Termine und für etwa vorkommende Kalkulaturgefchäfte, 
ferner bie, bei Abhaltung von Lokalterminen erwächſenden 
Diäten und Neifeloften ber Beamten, ingleichen bie den Sad)- 
verftändigen in Fällen ihrer Zugiehung zu gewährenden Ber- 
gütigungen. 
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$. 15. 


Bei den Gefhäften, für melde die vorftehenden Tariffäz 
zur Erhebung kommen, wirb eine Stempelabgabe nur infomwet 
entrichtet, als biefelbe unter den in dem Ge e vom 5. Mai 
1872 bezeichneten Dorausfegungen auf ben ————— 
rungen em. auf den den Einfchreibungen beim Grunbbud: 
I Grunde liegenden Anträgen ruht, ober nad ber Aller 

Öchften Verordnung vom 19. Juli 1867 von ben Urkunden 

über biejenigen Rechtsgeſchäfte zu entrichten ift, welche zu 
folden Erklärungen oder Anträgen Veranlaffung geben. Alt 
fonftigen Geſuchs⸗, Protofol- und Ausfertigungs - Stempel 
bleiben außer Anſatz. 

























$. 16, 


In Beziehung auf die BVerpflichtun 
Tragung ber Koften, zur Sara von Koftenvorfchäffen , in 
Anfehung des Anſpruchs derſelben auf Koftenftundung, anf 
gänzliche ober theilweife Koftenbefreiung, — — 

en 


ber Parteien zur 


er —— er Beſchwerden über nfaß, über ver 
weigerte Stundung oder Nieberfchlagung ber Koften, kommen 
bie Vorfchriften 


Pr Anwendung, welche in Sachen der frei 
arfeit gelten. 


$. 17. 


nfoweit nad) den vorftehenden Beitimmungen Schreib: 

und Zuftellungsgebühren von den Betheiligten en zu ent. 

richten find, werden den auf den Bezug folder Gebühren au 

—— Beamten aus der Staatskaſſe ohne Rückſicht auf 
n Eingang bed Koſten ⸗Pauſchquantums vergütigt: 


1) an Schreibgebühren: 
für jeden Bogen 2% Sur. 
babei werben 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Silben ar 
rechnet, einem Bogen Echreibwerk glei geachtet und nur an- 
efangene Bogen, ingleichen Schriftitäde von — Um 
ange als einen Bogen, wie volle Bogen vergütigt; 
2) für die Vornahme von Behändigungen oder Zuftel 
lungen 2% Eyı 
e Gebühr wird um 2 Sgr. erhöht, wenn die Zuftel 


lung an die Partei außerhalb des Orts, wo ba8 Grundbus 
amt feinen Sig hat, bewirkt werben muß. 


willigen Gerichts 


nur Tree 


run en 


A 72. 


Auf die Tagesordnung der nächſten Vlenarfigung wirt 
gefeßt werben: 


I. 


Mündliher Bericht ber X. Kommifftion über tus 
Grundbuchweſen im Bezirk des Mppellationsgerict: 
zu Kaffel, mit Ausſchluß des Amtsgerichts zu Wöhl 
ef, Nr. 33 und Nr, 49 der Druckſaͤchen. 


Berichterftatter Ser Malmros. 
| Anträge ber Kommiffion: 
| bas Herrenhaus wolle befchließen: 
1) in $. 9 1 Seile 1 Hinter den Worten »in 
Beziehung auf Grundſtücke« a 


| »und deren Zubehör, ſowdit folde: 
nad 6. 30 des Geſehes über den Eigen 
thbumserwerb vom 5. Mai 2872 unt! 
nad $. 16 des gegenwärtigen Gefege: 
den eingetragenen Gläubigern after | 
nur %. 





r 





2) zwifchen $. 9a. und $. 10 einen neuen Paragraphen 
zu inferiren: s. 9b 


Das gefehlide Pfandrecht bes Ver— 
miethbers an den eingebradten Saden 
des Miethers bleibt unberührt. 


3) dem $. 16 als erften Abfag voranzuftellen: 
$. 16, 


Abfa 1. Zu dem bewegliden Zubehör 
welches * den Beltimmun = bes SH deB 
Gefeßed über ben Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1872 für die Hypothek oder Grunb- | 








— — 





ſchuld haftet, wird bei ländlichen Grundſtücken 
auch das Bieh-, Feld- und Wirthſchaftsinventar 
gerechnet. | 


IL, 


Mündlicher Bericht ber X. Kommiffion über ben Ge- 
feßentwurf, betreffend das Grundbuchweſen und bie 
Verpfändung von Seeſchiffen in der Provinz Schles- 
wig · Holſtein, cf. Nr. 29 und 52 ber Drudfacen. 


Berichterftatter: Herr Malmros. 
Anträge der Kommiffion : 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


1) Im $. 30 1, im en. 1 Seile 1 Hinter ben Wor- 
ten: sin Beziehung auf Grundftüder einzufchieben: 
und beren Zubehör, aus foldjes 
nad $.30 bes Gefeßes über ben Eigen- 
tbumderwerb vom 5. Mai 18972 unb 
nad $. 31 des gegenwärtigen Geſetzes 
u eingetragenen Gläubigern haftet, 

u. |. w.« 


2) Nach dem zweiten Abſatz einen neuen Abſatz ein- 
aufchieben: 
»Das gefehlihe Pfandrecht bed Vermi 
an ben eingebrachten Sachen bed Miethers 
bleibt unberührt.« 


3) Aus dem iesigen britten Abſatz des $. 30 einen | 
befonderen $. 30a. zu maden, unb ben jeßigen | 
$. 30a. als $. 30b. zu bezeichnen. 





IL. 


Münbliher Bericht der X. Kommiffion über ben Ge— 
feßentwurf, betreffend das Grunbbuchwefen und bie 
Verpfändung von Seefhiffen in Neuvorpommern und 
Rügen. cf. Nr. 35, Nr. 47 und Rr. 67 ber Drud- 


fachen. 
Berichterftatter: Herr Malmros. 
Anträge ber Kommiffion: 

das Herrenhaus wolle beſchließen: 


1) ben Antrag Graf v. Kraſſow, Druckſache Nr. 67 
ad II, abzulehnen. 
2) a. ben Eingang des $. 18 folgendermaßen zu 
faffen: 
Gefepli 


4 


Hypothelen gewähren in hy page 
auf Grundftäde und beren Zubehör, fo 
weit folhes nah $. 30 des Geſetzes 
über den Eigentbumserwerb vom 5. Mai 
1872 und nad $. 15 des gegenwärtigen 
Geſetzes den eingetragenen Gläubi- 
ger baftet, nur u. f. w. wie nad) ber | 
ommiffionsvorlage; | 


b. dem $. 18 folgenden zweiten Abſatz beizufügen: | 


In Beziehung auf das bewegliche Vermögen | 
giebt die gefegliche Hypothek nur ein Vorrecht 





BRECHEN... | 
im Konkurſe. Das gefeßliche Pfandrecht des 
Vermietherd an ben —— an bed 
Mietherd bleibt unberührt. 


3) hinter $. 18 folgenden neuen Paragraphen anzu- 
nehmen: 
§. 18a. 
Gefeplidhe und vertragsmäßige Hypotheken 
melde bei dem. Sntraftieten Biefes — 
an dem be 


weglichen Zubehör eines Grund⸗ 
ftüds ($. 18) beſtehen, müffen bis zum 1. Juli 


1874 eingetragen werden, wibrigenfals” fie 
Dritten gegenüber keine Wirkung Bob. 


4) ben Antrag Dr. Dernburg, Drudfahe Nr. 67 
ad IV, HN nachſtehendem Sufak ald zweiten Ab⸗ 
faß anzunehmen: 


In derſelben Weife find zinslos eingetragene 
Fupitaile zu — — 


5) ben Antrag Graf von Kraſſow, Drudſache 
Rr. 67 ad V., abzulehnen. j ’ 


6) den Antrag Graf von Kraffow, Drudjade 
Nr. 67 ad VI, mit ber Maßgabe anzunehmen, 
ba in ar 4 Hinter den Worten »des Schuld- 
nerd« inferirt werde: 


nad Maßgabe bes $. 18 dieſes Gefehes, 
und in ber Zeile 5 da8 Wort »besfallfiges« fortfalle. 
Berlin, den 20. Februar 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes, 
Dtto Graf zu Stolberg. 





Ar 73. 


Entwurf eines Gefeßes, 
über 


das Grundbuchweſen in der Provin; Hannover, mit 
Ausfchluß des Jadegebiets. 





(Nah den Befchlüffen bes Herrenbaufes.) 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Dreußen ⁊c. 
derorbnen, unter Zuftimmung der beiden Häufer des —— 
Unſerer Monardjie, für die Provinz Hannover, mit Ausihluß 
bed Jadegebiets, was folgt: 


$. 1. 

Das Gefeg Über ben — ——— und die dingliche 
Belaftung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Ge- 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, die Grundbucherbnung vom 
5. Mai 1872 und das Gefeh, betreffend bie Stempelabgaben 


von gewiffen, bei dem Grundbuchamte —— An- 


trägen, vom 5. Mai 1872 werden in der Provinz; Hannover 
eingeführt. 

Bon dieſer Einführung bleiben für bie ug 
Bezirke und das Eichsfeld bie 88. 49, 73 der Grundbud- 
ordnung, für die ganze Provinz %. 72 des Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb, die 98. 133 bis 141, 143 und ber Koften- 
tarif der Grundbuchorbnung ausgeſchloſſen. 
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$. 2. 

Die in ben eingeführten —* in Bezug genommenen 

geſetzlichen Vorſchriften, welche in ber Provinz Hannover nicht 


gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 


Unter ben Prozeßvorſchriften, welche nad) ben eingeführten 
Gefehen Anwendung finden, find die Vorfchriften bes in der 
Provinz Hannover geltenden Prozeßrechts zu verftchen. 


Die — ber bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850 über öffentliche Ladungen finden in Ber- 
bindung mit ben 6$. 103 bis I11 ber Grundbuchordnung auf 
das Grundbuchweſen entfprechende Anwendung. Ein vollitred- 
bares Erkenntniß ift von dem Grundbuchamt einem redhtsfräf- 
tigen gleich zu achten. 


Ueber das Geſuch auf —— einer Vormerkung, 
ſowie über ben Antrag auf Vermerk eines Widerſpruches im 
Falle bes $. 60 des Gefehed über ben — ——— x. 
vom 5. Mai 1872 iſt von dem Prozeßrichter nach ben Bor- 
fchriften über das Verfahren im Arreſtprozeß zu entfcheiden. 


S. 4. | 
Unter bem Gericht der belegenen Sache ift das Amts- | 
gericht zu verftehen. 36 


An die Stelle bes $. 20 Abſatz 1, ber 68. 22, 23, 24 ber 
Grundbudorbnung treten folgende Beftimmungen: 


Das Grundbuchmweien gehört zur Zuſtändigkeit 
ber Amtsgerichte. 
ebed Amtsgericht bildet ein Grundbucamt. 
e Dienftauffiht und die Beſchwerdeführung 
wirb durch bie Bo * geregelt, welche in Sachen 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten. 


Auf dem Titel des Grundbuchblattes ober Artikels iſt bei 
ländlichen Grundftüden auch da8 Amt anzugeben. 


An Stelle des Landraths ift nad G. 57 ber Grundbuch⸗ 
— die Benachrichtigung an ben Kreishauptmann zu 
richten. 


$. 7. 


Im falle des getheilten Eigenthums ift unter bem 
thümer und dem Eigentum ber Untereigenthämer unb das 
Untereigentfum zu verftehen. 


58. 


Die beftehenden Rechtsnormen, nad) welchen bie Theilung 
eine8 Bauerhofes, bie Veräußerung einzelner Theile beffelben, 
bie —— eines Bauerhofes mit anderen Grunbitüden, 
imgleichen die Rechtsnormen, nad; welchen die Veräußerung 
oder Theilung von rg er (auch getheilten Laifchafts- 
—— in ber Stadt Osnabrück) verboten ober an bie 

nehmigung einer Regiminal- ober Gerichtäbehörbe gebunden 
find, werben, foweit fie von dem fonft geltenden Rechte ab- 
weichen, aufgehoben, und fann auf Grund berfelben eine früher 
ftattgehabte Veräußerung ober Uebertragung fortan nicht an- 
gefoditen werben. 


Außerdem werben bie für bie fog. Höfekontrakte (Hofüber- | 
tragungs · , Ehe», ‚, Altentheils-, 2 eig 3 


— — — — — — — — — — — — — 


ſchafts⸗Kontrakte u. f. w.) beftehenden beſonderen Rechts- 

normen, nad welchen diefelben zu ihrer Gültigkeit dev Mit- 

wirkung ober Genehmigung einer Behörde ober der öffentlichen 

Beurkundung bedürfen, aufgehoben, insbefonbere tritt bas | 

Gefeh vom 17. Juni 1857, die Zuftändigfeit ber Berwaltungs- | 

— hinſichtlich der fog. Hoͤfekontrakte betreffend, außer 
aft. 


$. 9. 


Eingetragene dingliche Rechte können weber durch Erfigung | 
eines entgegenftehenden Rechts, noch durch Verjährung Bu | 
gehoben werben. 
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Die Klage auf rüdftändige zen eingetragener Kapitalien 
gr 5 in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit bem 
31. Dezember besjenigen Jahres, in welchem die Sinfen fällig 
geworben find. 


$. 10. 


Die Beweistraft von Schulbbefenntniffen über ein Dar- 
lehn ober einen —— hängt nicht von dem Ablauf einer 
Zeit ln wenn auf Grund ber Urkunde eine Hypothek einge 
tragen ift. 


J. 11. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Bermögen, fo- 
wie im Lande Habeln die Beftellung einer Hypothek an be 
weglichen Sadıen, ift fortan unzuläffig. 


Die Bewilligung der Eintragung einer Hypothek ober 
Grundſchuld gilt, wenn bie — erfolgt iſt, als eine 
weint im Sinne des $. 5 des Gefehed vom 14. De- 
zember 1864. 


$. 12. 


Der Eintragung bebü nicht bie gemeinen Laften. Qu 
benfelben gehören namentlich alle nad u! oder Berfaffung 
auf dem Grundſtück Haftenden, auß dem Gemeinde, Kreis. 
oder Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen, Dfarr- und 
Schulverbande —— oder an Kirchen, Pfarren und 
Schulen, oder an Kirchen-, Pfarr- und Schulbediente zu ent- 
ridhtenden, oder aus der Verpflichtung zu öffentlichen Wege, 
MWaffer, Deich und Uferbauten entitandenen Abgaben und 
Leiftungen; ferner die Beträge, welche an Meliorationsgenoffen- 
[haften oder andere gemeinnüßige, von ber Staatsbehörbe ac 
—5* Inſtitute, namentlich an Vereine behufs — 1* 
licher —— der durch Brand, Hagelſchlag oder Vieh— 
ſterben entſtandenen Echäben zu entrichten find. 


$. 13. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, melde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, fönnen Eintra- 
gungen ober Löſchungen nur eg wenn entweder durch 
eine Öffentliche Urkunde bie Echtheit ber Privat-Urfunde ober 
bas Anerfenntniß des durch das Gefeß berufenen Erben nad 

ewieſen ift, ober eine ung de8 Amtögerichts, welchem 
er Erblaffer zulegt für feine Derfon unterworfen war, bei- 
gebracht wird, daß ſich nad) erfolgter öffentlicher Ladung Nie- 
be ber ein befjeres Erbrecht in Anſpruch nimmt, gemel- 
e e. 


In Betreff der Bekanntmachung, ber Friſt und des In— 
rain der Öffentlichen Ladung fommen bie Vorſchriften ber 
ürgerlicien Prozeßorbnung vom 8. November 1850 8. 
Abfak 2 zur Anwendung. 


§. 1a. 


In dem Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts wer- 
ben die in ber Grundbudhorbnung erwähnten Obliegenbeiten 
ber Fribeilommißbehörbe von dem Gericht ber belegenen Sache 
($. 4) wahrgenommen. 


n dem Geltungäberei 
$. 52, 74, 99 ber Grunbbudhorbnung, 
milienfibeifommiffe beziehen, durch Br 


erfegt: 

Die Eintragung ber Urgeseh iso ober 
—— hart erfolgt auf ben Antrag bei 
Eigenthuͤmers oder eines Nachfolgeberehhtigten, beů 
berfelbe nachweiſt, daß jene Eigenſchaft entſtanden iſt. 


Familienfideikommiß oder Stammgutsnachfolger 
* als Eigenthümer einzutragen, wenn fie Mi Nach⸗ 
olgerecht durch eine Erbbeſcheinigung des zuſtändigen 
Richters nachweiſen. 

Die Löſchung ber Familienfideikommiß- 
ner wann er erfolgt auf ben —— 
Eigenthuͤmers, ſobald derſelbe nachweiſt, daß jene Ei 
ſchaft erloſchen iſt. 


des gemeinen Rechtb werben bie 
foweit fie fih auf 
gende Beftimmungen 


oder 
des 


gen. 





Die Eintra ung und Pöfhung kann bei Erb- 
ftammgütern ie remifchem Ritterrecht auch auf 
Antrag bes Dräfidbiums der Bremifchen Ritterfchaft 
($. 7 des revidirten Ritterredht8 vom 19. April 1847) 
erfolgen. 

$. 15. 


an Falle des 8. 66 der Grundbuhorbnung fommen bie 
Vorfriften der Verordnung vom 28, September 1867 $. 11 
und des Gefehed vom 3. April 1869 zur Anwendung. 


g. 16. 


Ablöſungs · und Allobififationskapitalien und die zum 
Zweck der Ablöfung ober Allodififation vorgeftredten Dar- 
Ichne, fofern fie in Gemäßheit des Gefetes vom 16. Septem- 
ber 1844 in die dritte Mbtheilung des Grundbucblattes oder 
Artikels eingetragen werden, genießen daſſelbe Vorrecht vor 
a Forderungen, weldyes dem abgelöften Rechte ſelbſt 
zuftand. 


Daffelbe gilt von den Ablöfungss und Allodififationsren- 
ten, wenn fie in das Grundbuch eingetragen werben. 


$. 17. 

In Betreff der Eintragung und Löſchung der Domainen- 
amortifationg- und Rentenbankrenten und bes diefen Nenten 
—— Vorzugsrechts bleibt es bei den Vorſchriften der 

erordnung vom 28. September 1867 und des Geſetzes vom 
3. April 1869. er f 


Bei einer in Gemäfiheit der 65. 16, 17 erfolgenden Ein- 
tragung ift zugleich das abgelöfte Net im Grundbud von 
Amts wegen foftenfrei zu tölchen. 


$. 19. 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf 
bem Grundftüd noch vorhandenen Früchte haften nicht den am 
Grundftüd dinglid Berechtigten. 


$. 20. 


Das einer in der Provinz Hannover beftehenden, vom 
Stante genehmigten Kreditanftalt verpfändete Grundftäd haftet 
für bie ftatutenmäßigen Beiträge und fonftigen Leiſtungen 
des Schuldnere, auch infoweit diefelben nit Kapitalsab- 
trag find. 2 


Das ber Landeskreditanſtalt und den ritterfchaftlihen Kre- 
ditanftalten der Provinz Hannover zuftchende Recht, die Er- 
theilung des Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung ber ihnen 
zur Hypothek gefegten Grunditüde zu verweigern, wird auf- 
recht erhalten. 2 


Die Schabenerfagflage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem ber Beichädigte von dem Da- 
Tein und dem Urheber des Schadens Kenntniß erhalten hat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre 
verfloffen, jo kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. 


$. 23, 


An die Stelle des F. 29 des Geſetzes über ben Eigen 
thumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 tritt folgende Be- 
ftimmung: 

Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers 
und bes Gläubigers in eine Grundſchuld ungemwandelt werden, 
wenn diejenigen in ber zweiten und dritten Abtheilung gleich 
und nadeingetragenen Berechtigten einwilligen, welche bis zu 
dem im $. 48 bieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen 
oder vorgemerkt find. un 


Für die Gebietötheile des gemeinen Rechts, mit Ausnahme 
Ititadt Hannover, und für das Eichsfeld werden Grund 


Unl. z. d. Verhandl. d. Herrenhauſes. 


ber 
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bücher nad) Vorſchrift der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
von Amts wegen unter Beachtung der nachfolgenden Borfarif- 
ten ($$. 25—45) angelegt. 


$. 25. 


Die Grundbuhämter erhalten, fobald die Grundfteuer- 
Vermeflungsarbeiten bis zum Nachweiſe der Befiger und bes 
läheninhalts der einzelnen Grundſtücke *. loſſen ſind, 
a bes auf Grund biefer Nachweiſe aufgeftellten Flur⸗ 
uchs. 


$. 26, 


Sobald dem Grundbuhamt die Abſchrift des Flurbuchs 
zugeftellt worden ift, werden die Eigenthümer der einzelnen 
Grundftüde behufs Anlegung des Grundbuchs vorgeladen. 


$. 27. 


Der ald Eigenthümer Vorgeladene ift verpflichtet, dem 
Grundbuchamte 


1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 


2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf Ibn übergegangen ift; n — 


3) die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere Be— 
weisſtücke vorzulegen, und 


4) alle auf dem Grundftüd baftenden Befchräntungen bes 
Eigenthums, Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen. 


Das Grundbuchamt ift verpflichtet, bem vom Eigenthümer 
benannten Berechtigten Mittheilung von ber gefchehenen An 
jeige zu machen. 


Auch Hat das Grundbudhamt den vom Eigenthümer nicht 
angejeinien Berechtigten, deren Vorhandenſein ihm amtlich ber 
kannt iſt, von ber nicht erfolgten Anzeige ihrer Berechtigung 


Mittheilung zu maden. 
$. 28, 


Das Grundbuchamt kann die Befolgung ber Labung 
($. 26) und bie Erfüllung der den Gelatenen im $. 27 aufer- 
legten Verpflichtungen unter Androhung von Geldftrafen bis 
funfzig Thaler erzwingen. 


$. 29. 


Zur Eintragung des Vorgelabenen als Eigenthämer ge 
nügt e&, wenn er 


1) entweber nachweiſt, daß er nad) bisherigem Rechte das 
Eigenthum erworben hat, — 


2) oder feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des 
Gemeindevorſtandes — — 


3) oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Der- 
—— von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, 
ab er allein oder unter Hinzurechnung ber Beſitzeit 
feiner eg das Grundftüd feit zehn Jahren 
ununterbrochen in Cigenthumsbefig gehabt hat. 


$. 30. 


Wer in dem Steuerbuc nicht al8 Eigenthümer verzeichnet 
ift, gilt unter dev Vorausfegung des $. 29 als beredhtigt, in 
dem Grundbuch ald Eigenthümer eingetragen zu werden, wenn 
ber in dem Steuerbuch Verzeichnete in einer Öffentlichen oder 
öffentlich benlaubigten Urkunde feine Einwilligung ertbeilt hat, 
— * Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt wor- 

en ift. 


$. 31. 


Die Eintragung des Eigenthümers und der angezeigten 
Belaftungen erfolgt nach Ablauf der im $. 32 vorgefchriebenen 
Friſt, falls nicht entgegenſtehende Anfprüche innerhalb diefer 
Friſt angemeldet worden find. Iſt Letzteres gefchehen, fo kommt 
die Beftimmung des $. 39 zur Anmendung. 

40 
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$. 32. 


Die nicht bereits nach GG. 27 und 29 vorgeladenen Per- 
fonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem Grundftüde das 
Eigenthum zuftehe, ſowie ——— Derfonen, welche vermeinen, 
daß ihnen an dem Grundſtuͤck ein die Verfügung darüber be 
—— Recht, oder eine Hypothek, oder irgend welche an- 

ere ber Eintragung in dem Grundbud, bebürfende bingliche 
Rechte zuftchen, — ihre Anſprüche innerhalb eines Jahres 
nach dem in $. 35 erwähnten Tage bei dem Grundbudhamt 
anzumelden. Ueber die Anmeldung bat das Grundbudamt 
dem Unmeldenden auf Verlangen eine Befcheinigung zu er- 


teilen. 
§. 33. 


Bon ber Verpflichtung zur Anmeldung find re 
Berechtigten frei, melde ber Eigenthümer in Gemäßbeit des 
$. 27 Sr. 4 vor Ablauf der Ausfchlußfritt des F. 32 dem 
Grundbuchamt angemeldet hat. 


— — — 


$. 34. 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
weldyer im redlichen Glauben an bie Richtigkeit des Grund- 
buchs das Grundjtüd erworben bat, nicht geltend machen fann, 
und dab er fein tn Her egenüber denjenigen, beren 
Rechte innerhalb der — angemeldet und demnächſt 
auch eingetragen find, verliert. ° — 


$. 35. 
Sobald bie nad ben $$. 26, 27 m veranlaffenden Ver · 
nehmungen und Ermittelungen für einen Obergerichtsbezirk 
ſtattgefunden haben, beitimmt ber Juſtizminiſter durch eine in 
der Gefeßfammlung zu veröffentlicyende Verfügung den Tag, 
an welchem die in $. 32 vorgefchriebene Friſt für ben betreh 
fenden Obergerichtöbezirt beginnen foll. 


Die Kron-Oberanwaltichaft hat fodann Die 98. 32 bis 
35 Abſatz 1 innerhalb der Ausſchlußfriſt von vier zu vier 
Moden durd) das Amtsblatt und durch zwei Zeitungen, von 
denen mindeſtens eine in ber ra u wörtlidy mit 
Angabe des Tages, an welchem die Ausfchlußfrift abläuft, be- 
fannt zu mad)en. 


$. 36, 


Die Landeskreditanftalt zu Hannover ift verpflichtet, be- 
hufs Eintragung in dem Grundbuch innerhalb der Ausſchluß— 
frift ($. 32) diejenigen Schulbfapitalien anzumelden, weldye fie 
ausgelichen hat, 


Die Anmeldung muß auf Grund der Schuldurkunde ent- 
halten: den Ngmen bes Darlehnsempfängers, die Bezeichnung 
und Größenangabe des Grumbbefites, die Höhe des Echuld- 
fapitald, das Datum der Schuldurfunde und womöglich bie 
er die Hypothek in dem Hypothekenbuch eingetragen 
worden ijt. 


Bei denjenigen Kapitalien, welde auf Grund bes $. 2 
Nr. 1 der Statuten vom 18. Juni 1842 und 8. 1 ber Ber- 
orbnung vom 26. Auguft.1844 ausgeliehen find, genügt die 
BVorlegung des urfprünglichen Kontrafts, ſowie der neueiten 
Hebungsrolle. 


$. 37. 


Die Grundbuhämter haben über die Anmeldung der 
Landes-Freditanftalt zu Hannover die jegigen Eigenthümer der 
ihr verhafteten Grundftüde zu vernehmen, und unter Beifügung 
eined Auszuges aus dem Flur oder Hypothekenbuch, in wel 
dem außer dem Namen des zeitigen Eigenthümers und ber 
Hausnummer die Bezeichnung, die Größe und das GSteuer- 
fapital feines jegigen Grundbefiges an — find, das Ver- 
nehmungsprotofoll ber Sandes-rebitanftalt mitzutbeilen, 


Die Letztere bat binnen einer zweimonatlichen, nötbigen- 
er u erftredenden Friſt, dem Grundbuhamt anzuzeigen, in 
etreff welcher Schulbkapitalien fie die bisherigen Verhand— 
* für genügend oder weitere Ermittelungen für erforderlich 
erachtet. 
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Sie iſt berechtigt, die weiteren Ermittelungen bei dem 
Grundbuchamt zu beantragen, ſowie die Vorlegung im Befit 
ber Amtsgerichte befindlicher Alten zu beanſpruchen. 


Ergiebt das Ermittelungsverfahten, daß das ber Landes— 
Kreditanſtalt verpfändete Objekt nicht oder nur mit unverbält- 
u rg Schwierigkeiten nachzuweiſen ift, fo ift die Anftalt 
befugt, dem Schuldner das Kapital ganz oder theilmeife zur 
NRüdzahlung zu kündigen. 


$. 38 


Die bei der Anlegung des Grundbuchs für die Yandes- 
Kreditanftalt zu Hannover erfolgten Eintragungen find ber- 
felben von dem Grundbuchamt bekannt zu madhen. Die Be 
kanntmachung kann verzeichnißweife für den ganzen Bezirk des 
Grundbuchamts oder für Ortſchaften gefchehen und muß ent- 
balten: den Namen des ir ggf die Bezeichnung und 
Größenangabe des Grundftüds, ben — ————— und 
die der Hypothek der Landes ⸗Kreditanſtalt im Range vorgeſetzten 
Anfprüde Dritter. 


$. 39. 


Bor der rechtäfräftigen Entfcheidung über ing angt- 
meldete Eigentbumsanfprüde oder bas Eigenthum bejchrän 
fende Rechte darf das Blatt für das Grundftüd im Grundbuch 
nicht angelegt oder bad Grundftäd nicht in den Artikel bes 
Eigenthümerd aufgenommen werben. 


$. 40, 


Die dinglichen Rechte werben mit der ihnen nad) dem biß- 
berigen Rechte zukommenden Rangordnung eingetragen. 


$. 41. 


Den Hppothekengläubigern fteht frei, unter Einreichung 
der alten Hypothekenurkunden die Ausfertigung von Hypo— 
thetenbriefen in Gemäßheit des $. 122 der Grundbuhordnung 
vom 5. Mai 1872 zu beantragen. 


$. 42. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels 
ar für ein angemelbetes Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben: 


1) wenn bie I Rechts glaubhaft gemacht 
ift, und entweder Eigenthümer der Eintragung 
Pa oder die Rangordnung bed Rechts beitrit- 
en ift; 


2) wenn von bem Eigenthümer die Identität des Grund- 
ſtücks beftritten wird, biefelbe aber durd Urkunden oder 
eibesftattliche Verficherungen von Zeugen glaubhaft ar- 
macht worden ift. 


$. 48. 


Eigenthumsvorbehalte wegen rüdftändiger Kaufgelder, 
welche vor dem Tage, an weldyem biefes Geſetz in Kraft tritt, 
bedungen find, werden in dem Grundbudblatte oder Artikel 
als Hypotheken eingetragen oder vorgemerft. 


$. 44. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten Hy— 
pothek fann nur auf eine beftimmte Summe erfolgen. 


Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über einen 
beftimmten einzutragenden Betrag nicht zu Stande, fo erfolat 
deſſen Freitfegung durch den Prozeßrichter. Inzwiſchen ift eine 


Vormerkung auf den hödjften von dem Hppothefengläubiger 


geforderten Betrag einzutragen. 


$. 45. 


ge: der Eigenthümer, daß ein angemeldete Recht 
etilgt ſei, ohne Died urkundlich nachweiſen zu können, fo it 
a8 Recht einzutragen, ugleich aber in der Spalte »Merän- 
berungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
ift, vorzumerken. 
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$. 46. 


In dem —— des Geſetzes über das Pfandrecht 
vom 14. Dezember 1864 find Hypotheken und Eigenthums 
borbehalte nur dann einzutragen ober vorzumerfen, wenn fie 
in den bisherigen Hypothekenbüchern eingetragen ober vorge- 
merft find. Nr 

M I 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern oder Arti- 
feln ift monatlich durdy dad Amtsblatt mit der Bezeichnun 
der Grunbftüde nad) den Steuerbüchern und ber Befißer * 
das Grundbuchamt bekannt zu machen. 


$. 48, 


Mit dem elften Tage nad) dem Erfcheinen des Amtsblat- 
tes ($. 47) kann bie Veräußerung ober Belaftung ber betref- 
fenden Grundftüde nur in den Formen erfolgen, welche das 
Gefek über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und bie 
Grundbudorbnung vom 5. Mai 1872 vorfchreiben. 


$. 49. 


Bis zu dem im 6. 48 bezeichneten Tage werben bie bis— 
berigen Hppothefenbüder von den Grundbuchämtern, jebod) 
unter Beadhtung der Vorfchriften der SS. 23, 24 des Geſetzes 
über den Eigenthbumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872 und 
des F. 11 des gegenwärtigen Gefehe fortgeführt. 


Zu diefem Zweck find die Hypothekenbücher der Ktirchfbiels- 
gerichte des Landes Hadeln an das Grundbuhamt Otterndorf 
abzugeben. 


Diejenigen, welche in ber Zeit vom Beginn der im 6. 32 
vorgefchriebenen Friſt bis zu dem im $. 48 beftimmten Tage 
daB Eigenthum oder ein in dem Grundbuch einzutragendes 
—— Recht erworben haben, müſſen daſſelbe, falls die An- 
meldung nicht bereit8 früher erfolgt ift, bei Vermeidung bed 
im 6. 34 vorgefchriebenen Rechtönadhtheild binnen 14 Tagen 
nad; bem im %. 48 beftimmten Tage anmelden. 


Die Eintragung der Verpfändung der Seefchiffe und ber 
Flußſchiffe von mindeftens fünf Laft Tragfähigkeit FE nad) 
Maßgabe bes 8.2 Nr. 3, 8. 11 des Gefetes vom 14. Dejem- 
ber 1864 in deſſen Geltungsbereich auch ferner in den biähe- 
tigen Hypothekenbüchern. 


$. 50. 


g ben Bezirk der ba we von Hannover gelten ftatt 
der 6%. 25 bis 47 folgende Vorfchriften: 


1) die Spezialhypothekenbücher werben als Grundbücher 
weiter geführt; 


2) bereit8 beitehende, aber nicht eingetragene Eigenthums- 
beſchränkungen und dingliche Rechte ſind von ben Be 
rechtigten innerhalb ſechs Monat von dem Tage, wo 
dieſes Gefeg in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamte 
anzumelden; 


die Aufforderung zu dieſer Anmeldung ift inner- 
> ber Ausfchlußftift von der Kronanwaltſchaft des 
bergerichtd zu Hannover in entſprechender Anwen⸗ 
—* bes F. 35 dieſes Geſetzes öffentlich bekannt zu 
madyen; 


mer die Anmeldung unterläßt, erleibet ben Rechts⸗ 
nachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, wel- 
cher im redlichen Glauben an bie Richtigkeit bes 
Grundbuhs das Grundftüd erworben hat, nicht gel- 
tend machen kann, und fein Vorzugsrecht gegenüber 
—— deren Rechte innerhalb der Aust ußfrift 
— det und demnächſt auch eingetragen find, ver- 

ert; 


3) bie angemeldeten Rechte werben, je nachdem fie von 
dem ——— anerkannt werden oder nicht, in dem 
un uch eingetragen oder gemäß bes $. 42 vorge 
merkt; 


4) die eingetragenen ober vorgemerkten Rechte erhalten 
die Wirkung, welche ihnen zugefommen fein würde, 





falls fie fchon zur Zeit ihrer Entitehung eingetragen 
oder vorgemerkt wären; 


5) bie bis zum Ablauf ber Ausſchlußfriſt eingetragenen 
oder vorgemerkten Sypothefen und Eigenthumsvorbe- 
halte gelten ala Hypotheken im Sinne bes Geſehes 
über den Eigenthumserwerb x. vom 5. Mai 1872; 


6) bie Vorfchrift des 8. 45 bes enwärtigen Geſetzes 
findet aud) in dem Bezirk der Alchabt ii —— 
Anwendung. 


§. 51. 


Bei Anlegung der Grundbuchblätter für bie bereits be— 
ftehenden verliehenen Bergwerke finden bie $$. 25 bis 47 ent- 
Iprechende Anwendung. 


An die Stelle der Abfchrift der Grund und Gebäube- 
—— treten dabei die von dem Oberbergamt zu lie- 
ernden Verzeichniſſe der Bergwerke und ihrer Beſitzer. 


Auf diejenigen Bergwerke, welche nad dem Tage, an 
welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, verliehen werden, find 
Das er über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 187% 
— rundbuchordnung vom 5. Mai 1872 ſofort anzu 
wenben. 


$. 52. 


In denjenigen Gebietötheilen der Provinz, in denen be 
reits Hypothekenbücher nad) Vorschrift der Sppothefenorbnun 
vom 20. Dezember 1783 angelegt find, erfolgt ihre Zurüd- 

hrung auf den Inhalt der Grund und Gebäubdefteuerbüdyer, 
obald die Grundbuchämter die Abfchriften der Flurbücher er- 
halten haben. . 


$. 53. 
In Oftfriesland und dem Sarlinger ande bleiben in 
Kraft: 


1) in Betreff derjenigen Poften, beren Erneuerung wäh- 
rend ber Zeit ber Franzoͤſiſchen Fremdherrſchaft unter- 
blieben ift, die Beftimmung bes F. 18 ber Verordnung 
wegen SHerftellung des Hypothekenweſens in Oftfried- 

land vom 29. September 1817; 


2) das Gefeß vom 29, Oktober 1848, bie Berichtigung 
des Befißtiteld von Grundftüden durch Ebdiktalladun- 
gen betreffend, F diejenigen Fälle, in welchen das 

igenthum des Grundſtücks vor dem — wo 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 in Kraft 
tritt, ohne Eintragung erworben ift. 


$. 54. 


Die Vorfchrift bes G. 1 Abſatz 2 bed Gefehes vom 26. Mai 
1845, das Hypothekenweſen in ber Niedergraffchaft Pingen x. 
betreffend, wird aufgehoben. 


$. 55. 


Sind für einen beftimmten Ort ober für einzelne Grunb- 
ftüde in Oftfriesland und dem Harlinger Lande, ſowie in ber 
Niebergrafichaft Lingen und ben ehemals Münfterfchen Ort- 
ſchaften Sypothefenbücher bisher nicht angelegt worden, fo 
kommen die für biefe Landestheile bisher gültig —— 
Vorſchriften mit der u = Anwendung, bab die neuen 
Grundbücher nach der in ber Grundbudyorbnung vom 5. Mai 
1872 angeordneten Form und Einrichtung anzulegen find. 


$. 56. 


Die 4* für die Bearbeitung der Grundbuchſachen 
werden nach dem beigefügten Tarif erhoben. 


$. 57. 


Die Verhandlungen, welche zur Eintragung ber bisher 
erworbenen, rechtzeitig angemeldeten Sypothefen- und Real- 
rechte in dem neu anzulegenden Grundbuch erforderlich find, 
find foften- und ftempelfrei. 
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$. 58. 

Das Gefeh vom 16. Dezember 1843, betreffend die in 
einigen Provinzen des Königreichs wegen Anmeldung, Eintra- 
ung oder Bejtätigung von Kontrakten betehenden Vorſchrif- 
en, bie Gefeße vom Y. November 1858 und vom 17. Sep- 
tember 1562, fowie $. 23 der Notariatsordnung vom 18, Sep- 
tember 1853 treten mit dem eilften Tage nad der Bekannt- 


madung über die Anlegung des Grundbuchblatts oder Arti- 
kels ($. 48) für die betreffenden Grundjtüde außer Kraft. 


$. 59. 
Diefed Gefeh tritt mit bem 1. Oktober 1873 in Kraft. 
Urkundlid x. 


Erfter Abſchnitt. 


Für die Bearbeitung ber Grundbuchſachen in der Drovinz 
Hannover, mit Ausſchluß des Jadegebiets, werden folgende 
Koften erhoben: \ 

$. 1. 


ür die Entgegennahme ber Auflaffungserklärung und 


A.1) 
. für die Eintragung des Eigenthümers, die gleichzeitig 


beantragte Eintragung des Erwerbsgrundes und des‘) 


Ermwerbäpreifes, der Schaätzung des Werthes nady einer 
Öffentlihen Taxe und bei Gebäuden ber Feuer 
verfiherungsfumme, einfchlichlih der dabei vorlom⸗ 
menden Nebengejdyäfte: 


a) von dem PBetrage bis 200 Thlr. 
von je 25 Thlen. 

b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. 
N .............. %» 

ce) von dem Mehrbetrage von je 600 Ihlrn. 74 » 


2) Für die nachträgliche Eintragung de8 Miteigenthums 
eined Ehegatten an ben von dem andern Ehegatten in 
bie ehelihe Gütergemeinfchaft eingebrachten Grund- 
ftüden und für die dabei bewirkte — der 
Liegenſchaften ber Ehefrau auf den Artikel des Ehe 
manned, für die Eintragung des Miteigenthumd der 
Kinder, im Falle mit ihnen nad dem Tode des einen 
Ehegatten von dem überlebenden bie Gütergemeinſchaft 
ortgefegt wird, oder des Miteigenthums der gefeßlichen 

ben folder Kinder; ingleichen für die Umjchreibung 

ber Grunditüde, melde einem geſchiedenen Ehegatten 

bei der Auseinanderſetzung megen bed gütergemein- 

gli Vermögens überwiefen worden find, auf 

en Namen deffelben: die Hälfte der vorftchenden 

— jedoch nicht unter 5 Egr. und nicht über 
It. 


De ee u u 


3) Die Koften unter 1 und 2 werden nad dem Werthe 

eined jeden Grundftäds, beziehungsweife nad ber | 

umme ber * mehrerer Grundſtücke berechnet, 

ür welche ein befondered Grundbuchblatt beſteht 
$$. 1, 5 und 13 der Grundbuchordnung). 


Es kommen jedoch die Beftimmungen unter Nr. 4 | 
ur Anwendung, wenn gemäß ber Vorfchriften in 
$ I und 13 ber Grundbucdhorbnung fir mehrere 
auf verfchiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grund» 
ftüde ein gemeinfchaftliches Blatt oder gemäß GG. 15 
und 16 a.a. ©. ein Artikel angelegt werden kann, 
vorausgeſetzt, daß eine erfolglofe Aufforderung, bie 
Vereinigung zu beantragen, an den Eigenthümer nod) 
nicht gerichtet ift. 


4) Bei der Führung de3 Grundbuds nah ben Artikeln 
($. 15 ber Grundbuchordnung) werden die Koften 
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Nr. 1 und 2 nah der Summe ber Werthe derjenigen 
Grundftüde berechnet, weldhe auf Grund einer Auf- 
laffung auf ein und benfelben Artikel des Erwerbers 
eingetragen werben, gleichviel ob bie mit diefer Ein- 
tragung in Verbindung ſtehende Abſchreibung bei 
einem oder mehreren Artikeln ftattfindet. 


5) Im fall des $. 59 der Grundbudordnung find bie 
be unter A. Nr. 1 zu erbeben. 


$. 2. 
B. dpi jebe endgültige Eintragung in der 2. oder 
. Mbtheilung und alle dabei vortommenden Neben- 
geichäfte: 
a) von dem Betrage bis 200 Thlr. 
von je 25 Ihttn. 4 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. 
von je 100 Thl 
e) vondem Mebrbetragevon je500 Thlrn. 


$. 3. 


C. 1) Kür die Eintragung von —— aller Art, 
Vormerkungen und Verfügungäbefhräntungen: Die 
Pate ber Sätze des $. 2 (B.), jedoch nit unter 
» AT. 


Die gemäß $. 5 Abſatz 4 der Grundbuchorbnung 
bewirkte Schließung eines für Zubehörftüde beftehenden 
befonderen Grundbuchblattes erfolgt koftenfrei. 


2) Für die in Antrag gebradjte Eintragung von Wer: 
merken, welche unter feine der vorftehend ss 1, 2,3 
Nr. 1) getroffenen Beftimmungen fallen, auch nicht 
bie bloße re bes Titels eines Grund- 
buchblatt3, bezichungsweife der zur näheren —— 
eines Grundſtücks dienenden, in die Abtheilung 1. 
Spalte I bis 7 des Grundbuchartikels achörigen An- 

aben bezweden, inſonderheit für die Einichreibung ber 
ermerke, melde durch bie ohne Veränderung bes 
Eigenthümers ftattfindende Iheilung von Grundſtücken 
veranloßt werden, für die Eintragung bes ya 
werthes ber heuerverficherungsfumme und für die Ein- 
ſchreibung des Erwerbgrundes oder des Erwerböpreifes, 
foweit bie in * 1 Mr. 1 bezeichnete Vorausſetzung 
nicht zuteifft: die Hälfte der Säbe p B., jedoch nicht 
unter 5 Egr. und nicht über 3 Thlr. 


.4 


Wenn die Eintragung derſelben Poſt in der 2. oder 
3. Abtheilung bei mehreren auf verſchiedenen Grund⸗ 
bucpblättern ober Artikeln verzeichneten Grundftüden 
gleichzeitig oder nachträglich, oder bei mehreren, auf 
ein und demſelben Grundbuchblatt oder Artikel ver 
zeichneten Grunditüden nadträglid beantragt ift, fo 
wird für u folgende Eintragung bie Hälfte ber 
Sätze B. oder C. ($$.2 und 3) erhoben, jebod nicht 
unter 5 * und nicht über 3 Thlr. Dabei iſt, 
wenn der Werth der Grundſtücke, auf welche die 
weitere Eintragung erfolgt, geringer iſt, als der der 
einzutragenden Poſt, nur jener als Maßſtab für den 
Koſtenanſatz anzunehmen. 

Im Falle die Eintragung derſelben Poſt bei 
mehreren, auf verſchiedenen Grundbuchblättern ver: 
zeichneten Grundftüden gleichzeitig beantragt worden 
ift, kommt die nachſtehend unter Nr. 2 getroffene 
Beſtimmung zur Anwendung, wenn bie im $. I Nr. 3 
Abſatz 2 bezeichneten Vorausfegungen vorhanden find. 


2) Wird bei mehreren auf einem Grunbbudblatt oder 
Urtifel verzeichneten Grundftüden die Eintragung der 
felben Post gleichzeitig eg fo find die Ein 
tragungsfoften dafür nur einmal zu fordern. 


5.5. 
Für jede Löſchung und alle dabei vorfommenden - 


Nebengeſchäfte: die Hälfte der für die Eintragung zu 
6. 2 und 3 beftimmten Süße; 
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D. 1) 


seen 


F. 1) 








Die Grundfäbe des 9. 4 finden aud bei Lö- 
fhungen und bei der Entlaffung einzelner Grundftüde 
aus der Mithaft Anwendung. 


S. 6. 


Bir die Ertbeilung des Supotbefen- oder Grundſchuld⸗ 
rief, für bie —— einer beglaubigten Ab- 
fchrift des volltändigen Grundduchblattes oder Artikels: 
weibrittheil der Säge zu B., jebody nicht unter 
5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 


2) Für die Erneuerung eines Grundfchuldbriefs und die 


3) 


dabei vorfommenden. Nebengefhäfte, ingleichen für bie 
gen eines Grundfäulbbriefs an Stelle ber 
nach den älteren Vorſchriften ertheilten Sppothefen- 
Dokumente oder eined Hypothekenbriefs: die Hälfte 
ber Säße ad F. Nr. 1, jedody nicht unter 3 Sgr. 


gür bie Ausfertigung einer beglaubigten Abfchrift des 
itels und der eriten er, bes Grundbuchblatts, 

bezw. Grundbuchartikels: die Hälfte des Sabes zu B., 

. nicht unter 3 Sgr. und nicht über 1 Thlr. 
5 Sgr. 


Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu 
einer Grundſchuld umd für jebe Erneuerung eines 
folhen: ein Viertheil ber Säbe zu B., jedoch nicht 
unter 3 Ser. - 


7. 


G. 1) für jebe einzelne Benachrichtigung eines dinglich Be- 


2) 


HA. 1) er bei den vorftchend 


2) 


rechtigten von einer erfolgten — 
5 Sgr., wenn der Werth des dinglichen Rechts und 
auch der bed Grundſtücks den Betrag von 50 Thlrn. 
überfteigt. 


Die bei der Eintragung bes Eigenthümers ftatt- 
nbende Benachrichtigung des bisherigen Eigenthümers 
er Grunbjteuerbehörde, und bie im Falle von Ab- 
zweigungen an Behörden zu richtenden Benadridhti- 
gungen, ingleichen bie emäh F 121, 122, 123 ber 

rundbuchordnung ergebenden Benahrichtigungen unter- 
liegen feinem befonderen Koſtenſatze. 


Wenn Urkunden, beren Vorlegung zur Erwirkung 
von Einfchreibungen nothiwendig war, von ben Be- 
theiligten ohne Uebergabe einer für die Grundakten 
beitimmten Abfchrift zurüdgeforbert werben, fo find 
für jeden Bogen der auf Anordnung des Grundbud)- 
richters zu fertigenden Abſchrift 5 Sur. zu entrichten. 
Die Beglaubigung der von den Betheiligten überreich- 
ten Abſchriften erfolgt foftenfrei. 


$. 8. 


F. 1 bis 7 bezeichneten 
Geſchäften der Werth des Objekts nicht mehr als 
5 Thlr., fo find im Ganzen nur 5 Ser. Koften in 
Anja zu bringen. 


Für Aufnahme von mündlichen —— welche den 
Eintra ungen oder Löſchungen im Grundbuche als 
Grundlage dienen SR r ee rg nr ober 


für bie gerichtliche Beglaubigung folder Anträge find 
zu erheben: 
bei einem Werthe des Gegenftandes bis zu 200 Thlr. 
von je 50 Thlen. . . ........ 24 Spr., 
von dem Mebrbetrage bis 1000 Thlr. 
von je 200 Thlem, -...--uorus000.+ 24 Ser. 
von dem Mebrbetrage bis 20,000 Thlr. 
von je 1000 Thlen............ 24 Sgr., 


und bei Wertben über 20,000 Thlr. zuſätzlich no 
1 Thlr. 


Diefe Gebühr haben aud) die Notare für die be 
eye Aufnahme oder Beglaubigung von Anträgen 
bezeichneten Art zu beziehen, jedoch mit ber Maß- 


gabe, aß die Letzteren mindeftens 15 Sgr. in Anſatz | 


ringen können. 


von 25, 
bie nur angefangenen Beträge entrichtet werden. 


» Die Erhebung der Koften erfolgt in Ihalern und Sil— 
bergrofchen. Ueberfchießende Pfennige werben, wenn fie unter 
einem halben Silbergroſchen betragen, nicht in Rechnung ge- 
ftellt, betragen fie einen halben Silbergrofhen und mehr, jo 
wird ein voller Silbergroſchen erhoben. 


Neben ben nad) diefem Tarif zu erbebenden leer 
find weder Echreibgebühren, noch Gebühren oder Porto 

\ die Zuftellungen oder Behändigungen, nod) Gebühren für ein— 

fache auf Anfrage ergebende Beſcheide, die wegen Befeitigung 
vorläufiger Anftände ergebenden — — und für 

die Abhaltung von Terminen in 
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3) Der Werth der Grundftüde ift infomweit, ald berfelbe 


bei der Berechnung ber vorſtehenden Koftenfäge in Be 
tracht kommt, nad) den Anordnungen’ zu beredinen, 
weldye in ben Gejegen über die Erhebung ber Etempel- 
m in Beziehung auf die Werthäbeftimmung ent- 
halten find. In den fällen, wo bie von ben In— 
tereffenten gemachte MWerthsangabe für unzulänglich 
erachtet wird, ift die behufs Berechnung der Stempel- 
abgabe getroffene an epefeftiehung aud bei dem An- 
fage der Gerichtsfoften maßgebend. Bei Eintragung 
einer — bewilligten Erhöhung des Zinsfußes 
erfolgt die Berechnung ber Koſten nad dem Fünf 
fachen der danach eintretenden Erhöhung bed vom 
Schuldner zu entrichtenden jährlichen Zinfenbetraget. 


$.9. 


Die vorftchenden Beltimmungen finden aud; Anwenbung 
auf die bei der Führung des Berggegenbuches vor- 
kommenden Gefhäfte. Dabei wird A ber Koften- 
job A. Nr. 1 ($. I) nur zur Sälfte erhoben, wenn 
ie andenweite Eintragung eines Eigenthümers durch 
die Konfolidation mehrerer Zehen, weldye bis dahin 
verfchiedenen Eigenthiümern (Gewerkſchaften) angehörten, 
veranlaßt wird, 


$. 10, 


Die Zurüdführung bereits angelegter Grundbuchblätter 
| die Grund» und Gebäubefteuerbüdyer erfolgt koſten⸗ 
pet baffelbe gilt von tenjenigen Geſchäften, welche 
urch den Uebergang eines Grundbucdblattes in ben 
Bezirk eines andern Grundbuchamts gemäß $. 27 ber 
Grundbuchorbnung veranlaßt werben. 


§. 11. 


Menn für einen einzelnen Ort überhaupt oder für 
einzelne Grunditüde noch feine Bücher angelegt find, 
fo werden für bie erfte Anlegung eines jeden Grund» 
buchblatte8 oder Artifeld und für das ganze Verfahren, 
welches bei dem Grundbuchamt zu in Zwecke ſtatt · 
findet, nach der Summe der Werthe der auf dem 
—— oder Artikel verzeichneten Grundſtücke 
erhoben: 


1) bei Objekten bis 25 Thlr. ....... 5 Sgr. 
2) bei Objekten über 25 Thlr. bis 

10 » 
3) bei Objekten über 200 Thlr. bis 

1 3 RE REEDERETIE 


Pa u ee re 


weiter Abfchnitt. 
$. 12. 


Die Berehnung der Koften nad) den —* des Tarifs 


dergeſtalt, daß die vollen Süße, mel 
180, 500 


Pr Beträge 
Thalern u. ſ. w. beitimmt find, 


auch für 


$. 18. 


ür 


rundbuchſachen zu entrichten; 
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Ebenſo werben für bie Aufforderung des Eigenthümers, 
feinen Namen bei einem Grunbftüde ae u laffen, und 
für bie Sefehung ber babei auf den Fall ichtbefolgung 
angedrohten Gelditrafe feine Gebühren entrichtet. Für bie 
nach erfolglofer Feitfegung ber Gelditrafe eintretenbe De 
vollftrefung gelten die in ber Gebührentage für bürgerliche 
Rechtsftreitigkeiten vom 8. November 1850 enthaltenen Beftim- 
mungen. 


Es werben ferner nad) Maßgabe der bisherigen Beitim- 
mungen befonderd erhoben: die Gebühren für die Aufnahme 
oder Beglaubigung von Urkunden über Rechtsgeſchäfte, für 
Beſcheide auf —— Geſuche oder Beſchwerden, für ver- 
eitelte Termine und für etwa vorfommende Ge A 
ferner bie bei Abhaltung von Lokalterminen erwachſenden Diä- 
ten und Reifekoften der Beamten, ingleichen die den Sacver- 
ftändigen in Fällen ihrer Zuziehung zu gewährenden Ber- 
gütigungen. 

$. 14. 


Bei den Gefchäften, für melde die vorftehenden Tariffäge 
zur Erhebung kommen, wird eine Stempelabgabe nur inſoweit 
entrichtet, als biefelbe unter den in dem Gefeke vom 5. Mai 
1872 bezeichneten Vorausſetzungen auf den WAuflaffungserklä- 
rungen, beziehungsweife auf den ben Einfchreibungen beim 
Grundbuche zum Grunde liegenden Unträgen ruht, oder nad) 
ber Allerhöciten Verordnung vom 19. Juli 1867 von ben 
Urkunden über diejenigen Nechtögefchäfte zu entrichten ift, 
welche zu folden Erklärungen oder Anträgen Veranlaffung 
eben. Alle fonitigen Geſuchs-, Vrotofoll- und ——— 
—* bleiben außer Anſatz. Durch die vorſtehenden Tarif— 
ätze sy 1—11) werben zugleid) die in Hypothekenſachen auf 
Grund der in Kraft gebliebenen Beftimmungen des Stempel- 
gefeße8 vom 30. Januar 1859 zu erhebenden Stempelabgaben 
edekt. (8. 1, 2 des Gefehes vom 24. Februar 1869, Gefep- 
—— ©. 366.) 
$. 15. . 


In Beziehung auf die Verpflichtung der Parteien zur 
Traqung der Koften, zur Zahlung von Koftenvorfchäffen, in 
Anfehung des Anſpruchs derjelben auf Koftenftundung, auf 
gänzlidye oder theilmeife Koftenbefreiung, ingleichen binfichtlich 
der Erledigung der Beſchwerden über ben Sul, über ver- 
weigerte Etundung oder Niederfchlagung der Koften, kommen 
die Worfchriften zur Amvendung, melde in Sachen ber frei. 
willigen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 16. 


Inſoweit nach ben vorftehenden Beftimmungen Schreib- 
und Zuftellungsgebühren von den Betheiligten nicht zu ent- 
richten find, werden ben auf ben Bezug folder Gebühren an- 

—— Beamten aus ber Staatskaſſe ohne Rückſicht auf 
en Eingang des Koftenpaufhquantums vergütigt: 


l) an Schreibgebühren: 
für jeden Bogen ....................... 24 Ser, 


babei werben 96 geilen Schrift, bie Seile zu 
12 Sylben gerechnet, einem Bogen Schreibwerk 
—— und nur angefangene Bogen, inglei- 
hen hriftftüde von geringerem Umfange, als 
einem Bogen, wie volle Bogen vergütigt. 


2) Für die Vornahme von Behändigungen oder Zu- 
BÜHRDER »oonnonunonnanneonnannu nn ones 24 Sgr. 


Diefe Gebühr wird um 2 Sgr. erhöht, wenn bie 
Zuftellung an die Partei außerhalb des Ortes, wo 
a Grumdbuchamt feinen Si hat, bewirkt werben 
muß. 
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Em. Erlaucht beehre ich mich, hierneben die mir ertbeilt: 
Allerhöchfte Ermächtigung, vom unten 
wähnten Entwurf eines Gefehes, 


betreffend bie Aufhebung der Exterritorialität ber 
Sen zu Rai . es 
nebit Motiven zur gefälligen weiteren Veranlaffung mit bem 
ganz ergebenften Bemerken zu überjenden, daß die Staats. 
tegierung auf eine moͤglichſt befcyleunigte Erledigung der Vor— 
lage Gewicht legt. 


Berlin, ben 20. Februar 1873. 


Der Juſtizminiſter. 
Leonhardt. 


An 
den Präſidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg ⸗Wernigerode, 
Erlaucht. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
ertheilen Unferem —— die Ermächtigung, ben an- 
liegenden Entwurf eines etzes, betreffend die Aufhebung 
der Exterritorialität der Garniſon in Mainz, ben beiden Häu- 
fern des Landtages Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 18. Februar 1873, 


Wilhelm, 
Leonhardt. 
Allerhoͤchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Aufhebung der Erterritorialität der &arnifon zu 
Main;. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
VPreußen x. 
verordnen unter —— der beiden Häuſer des Landtages 
Unferer Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel, 


Die —— ber Ordre vom 19. Juli 1834 (Geſetz 
Sammlung Seite 132) und bes Artikels VIII. Abſatz 1 des 
—— vom 26. April 1851 (Geſetz /Sammlung Seite 181) 
treten, inſoweit ſich dieſelben auf die zur a in Main; 
gehörigen oder ihr zugerechneten Derfonen beziehen, mit dem 
. April 1873 außer Kraft. Die genannten Verfonen ftehen 
fortan, foweit nicht der Militairgerichtsftand eintritt, unter 
der Gerichtäbarkeit der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichte. 


Die Bearbeitung der in dem bisherigen —— 
eingeleiteten, am 1. April 1873 anhängigen Vormmdfcaften 


aa 


verbleibt dem Kreißgerichte zu Mefel. Sie kann jedbod von 
demfelben den Gerichten des Mohnorts ber Bevormundeten 
üiberlaffen werben. 


Beglaubigt: 


Der Juftizminifter. 
2eonbardt, 


Motive 
zu dem 
&efepentwurf, betreffend die Aufhebung der Erter- 
ritorialität der Garnifon zu Mainz. 





Die Allerhöchſte Ordre vom 19. Juli 1834 (Gefeß-Samml. 
©. 132) beftimmt: 


Auf Ihren gemeinfhaftlihen Bericht vom 30. Juni 
über den Gerichtöftand der zu den Garnifonen in den 
beiden Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg gehd- 
rigen bdieffeitigen Militairperfonen und Beamten und 
ihrer Angehörigen, ſowie über bie auf deren Nechts- 
——— zur Anwendung kommenden Geſetze, 
[ehe Ich, mit Beitätigung der ſich hierauf bezichenden 
erfügungen des Militair » ————— vom 
26, Juni und 25. September 1816, Folgendes feſt: 


1) Die zu den Garnifonen ber Bunbesfeftungen Mainz 
und Luxemburg gehörigen bieffeitigen Militairper- 
fonen und Beamten, die fich daſelbſt mit Meiner 
Erlaubnik aufbaltenden, auf Smaktivitätsgehalt 
oder Denfion ftchenden Offiziere, Vebtere, fo lange 
fie in Kriminal- oder njurienfachen den Militair- 
zen behalten, beren Ehefrauen, Stinder, 

ngehörigen, welche als zu ihrem Hausſtande ge 
hörig zu betrachten, und Dienſtboten mit ihren 
Ehefrauen und Kindern, inſofern dieſe Angehörigen 
und Dienftboten Preußiſche Unterthanen find, end- 
lid) die Wittwen und gefchiedenen Ehefrauen, fo 
lange fich Diefelben nach dem Tode ihrer Ehegatten 
oder nach rechtöfräftig erfolgter Scheidung zum 
Awede der Regulirung ihrer Angelegenheiten und 
bis dieſe —— it, aͤls worüber im Zweifel bie 
Gouvernementögerichte pn entfcheiden haben, in den 
Yundesfeftungen aufhalten; ftehen in allen ihren 
civilrechtlichen Verhältniffen unter der Gerichtäbar- 
feit Meiner dortigen Gouvernementögerichte, welchen 
in allen Angelegenheiten der ftreitigen und frei- 
willigen Gerichts arfeit die Jurisdiktion übertragen | 
worden ift, und welche fidy hierbei lediglich nad) | 
den Vorfchriften de8 Allgemeinen Landrechts und | 
der Allgemeinen —— und ben bazu | 
ergangenen fpäteren geſetzlichen Beftimmungen zu | 
achten haben. Ebenfo wird in allen Angelegen- 
beiten, wo es auf Unterfuhung und Beltrafung | 
anfommt, von den Gouvernementägerichten nicht 
nur die Unterfuchung geführt, fondern auch nach | 
ben $. 19 der Kriminalordnung und der Verord- 
nung vom 11, März 1818 in allen Fällen, in | 
welchen die Strafe nur 50 Thlr, oder vierwöchent- 
liches —— beträgt, gegen diejenigen Indivi« | 
duen, welche nicht ſchon nach allgemeinen gefeglichen 
Beltimmungen in Unterfuhungsfachen der Militair- 
gerichtsbarfeit unterworfen find, erfannt. N 


2) Das Oberlandesgeridht in Samm wird fortfahren, | 
in denen bierdurch den Gouvernementägerichten de» 
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legirten Sachen bie Aufjicht über die Gouverne— 
mentsgerichte zu führen, und in den Drozeffen, 
worin diefelben erkannt haben, fofern es die Gefetze 
überhaupt verftatten, in zweiter Inſtanz zu erkennen. 


Es iſt berechtigt, wenn der Aubiteur des Gou— 
dvernementögerichtd bei einer gerichtlichen Angele⸗ 
genheit perſönlich beteiligt ift, oder vefufirt wird, 
und wenn es fid) von einem Gehaltsabzugsverfah- 
ten, bei dem mehrere Gläubiger fonkurriren, han- 
beit, dieſe Sachen an ſich zu ziehen und barin, 
fowie in dem am Schluſſe der vorigen Varagra- 
phen gedachten Falle in eriter Fa felbft zu 
erkennen. Bon diefen Erkenntniſſen ir Julanz 
ift der Inftanzenzug berfelbe, wie von allen 
Erfenntniffen erfter Inſtanz des gedachten Ober- 
landesgericht8. 


3) Bei Aufnahme der gerichtlichen Erklärungen und 


Verträge foll in Mainz ber bei,der —— der 
Beſatzung — Auditeur und in Luxemburg 
ber Aktuar den Auditeur des Gouvernementsge⸗- 
richts in Verhinderungsfällen vertreten, bei Tefta- 
mentsaufnahme aber follen im Notbfalle die SG. 194 
und 200 bes Tit. XI. Ih. 1 ded Allgemeinen 
Landrechts zur Anwendung kommen. 


Diefe Vorfchrift findet auch auf frühere Hand- 
lungen Amwendung; es follen diefelben gültig fein, 
wenn deren Aufnahme durch die hier genannten 
Derfonen und unter Beobadytung der-in den be- 
zogenen Gefeßitellen extheilten Anweiſung erfolgt 
ift. — $. 17 der Einleitung zum Allgemeinen Lan 
recht. Die Verhandlungen find übrigens nad er- 
folgter Aufnahme an das Oberlandesgericht zu 
Hamm zu jenden, um dem Befunde nach die wei⸗ 
tere geſetzliche Verfügung zu treffen. 


4) Es wird nachgegeben, daß die im erſten Paragraphen 


5 


— 


genannten Perſonen mit den Einwohnern gedachter 
Städte und fremden Unterthanen, ſoweit es gül- 
tigerweiſe geſchehen kann, mündlich unter Trivat- 
unterſchrift, oder vor einem dortigen Notar Ver- 
träge abſchließen können, und wird in dieſen Fällen 
die Gültigkeit derſelben, hinſichtlich 7 Form, in 
Gemäßheit des $. 111 Tit. V. Th. I. des Allge- 
meinen Landrechts aud von ben bieffeitigen Ge— 
richten nach den dortigen Landesgeſetzen beurtheilt. 


Die Einwirkung der Gouvernementögerichte auf 
die Nachlaßregulirungen und auf das Vormund- 
ſchaftsweſen beſchränkt fid) auf die zur —— 
lung, nventarifation und etwaigen Verſilberung 
des Nachlaffes und zum Beſten der Bflegebefohlenen 
nothwendigen erften Einleitungen, worauf die Akten 
dem yigg en zu Hamm —— find, 
um fie an das Gericht abzugeben, welches nad) den 
. fompetent ift, den Nachlaß zu reguliren 
und die obervormundſchaftliche Aufjicht zu führen, 
oder, wenn fein foldes vorhanden ift, dieſe Ge 
ſchäfte felbft zu übernehmen. 


6) Das Oberlandesgericht zu Hamm und die Gouver- 


nementögerichte verwalten bie Justiz nach den Vor- 
fhriften der allgemeinen Preußiſchen yo 
mit Berüdjichtigung der Perfonal- und Realitatute 
nach 68. 23 und 32 der Einleitung zum Allge 
meinen Landrecht. Mit der zu 4 gedachten Aus- 
nahme binfichtlih der Form der Verträge mit 
Fremden erkennen fie hinſichtlich ihrer Auslegung 
und rechtlichen Folgen nach den Grundfägen bes 
Preußischen Rechts, wenn dieſe Verträge aud) mit 
fremden nah den Formen ausländiicher Gefete 
ejchloffen worden, und die aus den, nad ben 
Drenfi chen ober fremden Formen während ihres 
Aufenthalts in den Bundesfeitungen von den im 
erften Paragraphen —— VPerſonen geſchloſ⸗ 
ſenen Verträgen erworbenen Rechte und übernom- 
menen Verpflichtungen erleiden durch die fpäter 
erfolgte Verfegung derfelben, oder durch ihren frei» 
willigen Umzug in das Preußiſche Staatsgebiet 
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feine Veränderungen, follten auch die Allgemeinen 
Preußiſchen Gefege an dem Orte, wo fie ihr neues 
Domizil nehmen, noch nicht eingeführt fein. 


Diefe Beitimmungen find durch das zu ber ee: 
vom 2. Januar 1849 ergangene Zuſatzgeſetz vom 26. Ap 
1851 (Gefeg-Samml. S. 181) modifizirt worden, indem daſ⸗ 
felbe im Artikel VII. Abſatz 1 verordnet: 


»Die durch die Orbre vom 19. Juli 1834 (Gefeh- 
Samml. ©. 132) den Gouvernementägerichten zu Mainz 
und Pugemburg und dem Oberlandesgerichte zu Hamm 
beigelegte Gerichtsbarkeit in Civilſachen, ſowie diejenige 
in Straffadyen gegen Perſonen, welche nicht ben Mi- 
litairgerichtöftand haben, gehen auf das Kreisgericht 
u Weſel über. In Beziehung auf diefe Angelegen- 
Bi find die Gamifon»-Aubditeure zu Mainz und 
Lugemburg als Kommiffarien des Kreisgerichts zu 
Mefel mit ber in diefem Paragraphen den Einzelrich- 
tern beigelegten Zuftändigfeit zu betradhten.« 


Die Fortdauer des durch diefe Vorfchriften begründeten 
befonderen Gerichtäftandes der zur Preußiſchen Garnifon in 
Mainz gehörigen Militaivperfonen und Beamten und anderer 
u biefen in Beziehung ftehenden Derfonen fteht mit der durch 
ie Gründung ded Deutfchen Reichs eingetretenen Umgeſtaltung 
nicht im Einklange, Der anliegende Entwurf bezwedt daher 
diefe Ausnahmeltellung aufzuheben und die genannten Per- 
fonen, foweit nicht der Militairgerichtsftand eintritt, unter bie 
Gerichtöbarkeit der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichte zu ftellen. 


Der vorliegende Gefepartifel bringt diefen Gedanken zum 
Ausdrud und jtellt es zugleid durch feine Faſſung außer 
Smeifel, daß aud) diejenigen Worfchriften ber Ordre vom 
19. Juni 1834 außer Kraft treten, welche das auf die Gar- 
nifon zu Mainz anwendbare materielle Recht beſtimmen. 


Die in dem zweiten Abjage enthaltene Uebergangsbeftim- 
mung ift durd) den Umftand veranlaft, daß bei dem Garnifons- 
Auditeur zu Mainz in feiner Eigenihaft als Kommiflarius 
des Kreiögerichts zu Weſel zur Zeit 15 Vormundſchaftsſachen 
anhängig find. 

Da ein Theil der bevormundeten Derfonen fich auferhalb 
Mainz befindet, fo kann nicht mit Sicherheit darauf gerechnet 
und es aud nicht ald zweckmäßig erachtet werden, daß bie 
Weiterführung diefer Sachen ohne Unterfchied von den Hef- 
ſiſchen Gerichten übernommen werde. 


Es erſcheint deshalb, um MWeiterungen zu vermeiden, an 
gemeflen, diefe Angelegenheiten dem Kreisgericht in Wefel zu 
belaffen und es demfelben vorzubehalten, fid) mit den Gerichten 
de8 zeitigen Wohnorts der Bevormundeten wegen Uebernahme 
ber einzelnen Sachen zu einigen. . 


3 75. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Erundbuchwefen und die Derpfändung von Hee- 
ſchiffen in Neuvorpommern und Rügen. 





(Nah den Beſchlüſſen des Herrenhaufes.) 





Mir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen x. 

verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häufer bes Land— 

Unferer Monarchie, für Neuvorpommern und Rügen 
was folgt: . 


— — — — 





gl. 


Das ——— ben Eigenthumserwerb und bie dinglich 
Belaſtung der —— ergiwerfe und felbitftändigen Ge 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausfchluß des $. 72; bi 
Grunbbuchorbnung, vom 5, Mai 1872, mit Ausfhluß de 
88. 73, 133 bis 140 und 143, und das Gefeß, betreffend bi: 
Stempelabgaben von gewiffen, bei bem Grundbuhamt anzu: 
bringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werden mit nad 
—— Beſtimmungen in Neuvorpommern und Rügen ein— 


rt. 
$.2. 


Die in den eingeführten . in Bezug genommenen 
gefeglichen Vorschriften, welche in dem erwähnten Panbestheil 
nicht gelten, bleiben außer Anwendung. 


Unter den Drozefvorfchriften, welche nad) ben eingeführten 
Gefegen Anwendung finden, find die Vorfchriften des in Neu- 
borpommern und Rügen geltenden Prozeßrechts zu verftehen. 


$. 3. 


Die in den Städten Bergen a. R., Greifswald, Grimmen 
und Stralfund beitehenden Hypothelenämter erhalten die Be 
zeichnung »Grundbuchämter«. 


Die Vorsteher berfelben — Grundbucdricdyter — werden 
von dem Juftizminifter angeftellt; fie find den Beftimmungen 
ber Geſetze über die Dienftvergehen der Richter vom 7. Mai 
1851 und vom 26. März 1856 unterworfen. 


Die Buchführer, Schreiber und Unterbeamten werben 
von Ara des Appellationsgerichts zu Greifämwalt 
angefte 


In Fällen der Verhinderung der Grundbuchbeamten bat 
der Präfident des Appellationsgerichts zu Greifewald einen 
Vertreter aus ber Zahl der Richter oder Gerichtsbeamten zu 
beftellen. 4 


Dem Grundbuchrichter werben in Beziehung auf ben 
Buchführer, die Schreiber und Unterbeamten bie Befugnifie 
eines Gerichtsdireftors beigelegt. 


8.5. 


Die Grumdbuhämter jtehen unter der gefchäftliden Auf- 
fiht des Präfidenten des Appellationsgerichts zu Greifswalt. 


Befchwerben über Verzögerungen im Gefchäftsbetrieb wer: 
ben in letzter Inftanz von dem Juftizminifter entſchieden. 


Beſchwerden über Verfügungen des Grundbuchrichter® geben 
an das Appellationsgericht zu Greifswald, bei deffen Enticei- 
bung e8 bewenbet. 

$. 6. 


Die Gerichtäfommiffionen zu Barth und MWolgaft werben 
nad) den Beftimmungen der 6%. 22 bis 24 ber Grundbud- 
ordnung vom 5. Mai 1872 zu Grundbuhämtern für ibre 
Bezirke beftellt. 


Der Juftigminifter ift ermächtigt, aud andere Geridts- 
fommiffionen als Grundbucdämter Ri beftellen. u 


$. 7. 
Eingetragene dinglihe Rechte können weder durch Erſitzung 
eines entgegenftehenden dinglichen Rechts, noch durch Verjäb- 
rung aufgehoben werben. 


Bei ber Beftimmung des $. 2 Nr. 5 bes Geſetzes vom 
6. Juli 1845 über Einführung kürzerer BVBerjährungsfriften 
behält e8 das Bewenben. 


$. 8. 


Der hypothekariſchen Klage kann bie Einrede, = 
gegen ben perfönlichen Schuldner geflagt werben mi 
entgegengefeßt werben. 


Die Beweiskraft von Schuldbefenntniffen über ein Dir 
lehn oder einen Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer 


unãchſt 
e/ nicht 
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3eit ab, wenn auf Grund der Urkunde eine Hypothek einge- 
ragen ift 59 


 , Eingetragene forderungen können, aud wenn fie ftreitig 
ind, gültig abgetreten werben. 


$. 10, 


Eine —— in den vorigen Stand findet gegen 
Dritte, die im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grund⸗ 
uchs Rechte an dem Grundſtück durch Eintragung erworben 
aben, nicht ſtatt. un 


Die eheliche Gütergemeinfchaft, in weldyer ber eingetragene 
figenthümer lebt, beſchränkt fein Verfügungsreht nicht, fo 
ange die Gütergemeinfchaft nicht eingetragen ift. 


Die Fortſetzung ber Gütergemeinfhaft ift nad; dem PUn- 
vage bes überlebenden Ehegatten für dieſen und die nament- 
ich anzuführenden Kinder im Grundbuch, zu vermerken. 


$. 12. 


Bei fortgefepter Gütergemeinfchaft ift ber überlebende 
Ehemann berechtigt, das Grundftüd zu veräußern ober zu be- 
aften. Die diberlebende Ehefrau kann dies nur unter Zu- 
iehung ber großjäbrigen Kinder und der ben minderjährigen 
tindern zu beitellenden Güterpfleger. 


$. 13. 


Vormünder, Güterpfleger und, falls ihnen ber Inhalt bes 
Leftaments nicht —— Teſtamentsvollſtrecker bebürfen, 
venn fie zum Zwecke der Theilung Grundſtücke auflaſſen, Ein 
ragungen bewilligen, ober eingetragene Forderungen abtreten, 
einer obervormunbfchaftlichen — —— 


$. 14. 


Pächter und Miether, deren Recht eingetragen ift, können 
son einem fpäteren Erwerber des Grundſtücks die Erfüllung 
es gefchloffenen Vertrages bis zum Ablauf der vollen Der- 
ragszeit beanfpruden, fofern der neue ber nicht in 
Zwangsverſteigerung gefauft, bie von einem früher eingetra- 
jenen Gläubiger ausgebradyt war. 


$. 15. 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nad) den Beftim- 
nungen bes $. 30 bes Geſehes über ben ——— x. 
om 5. Mai 1872 für die Hypothek oder Grundſchuld Haftet, 
oird bei ländlichen Grunbftäden aud das Vich-, Feld- und 


Birtbfhafts-Inventar gerechnet. 


Die dem Pächter zuwachſenden, oder ihm gehörigen, auf 
em Grundftäd nod vorhandenen Früchte haften nicht ben am 
zrundſtück dinglich Beredhtigten. 


$. 16. 


Eingetragene Gläubiger find nicht —* im Falle der 
lnzulänglichkeit des Vermögens oder der Zahlungsunfähigkeit 
es Schuldners Nachlaß an Zinfen ober Kapital, oder Indult 
u bewilligen. 


Auch in Betreff ber Verlaffenfchaft eines Schuldners Fön- 
ven fie nicht durch einen Beſchluß ber Mehrheit der Gläubiger 
azu gezwungen werden. 


$. 17. 


An Stelle des $. 25 des Gefeges über ben Eigenthums- 
nwerb vom 5. Mai 1872 bleibt folgende Beltimmung in 
taft: Sind Kapitalien unter dem Sinsfuß zu fünf vom 
Sumbert eingetragen worden, fo fteht bem Schuldner frei, einen 
rhöhten Zinsfuß bis zu fünf Prozent mit dem Vorzug der 
ereits eingetragenen Zinſen eintragen zu laſſen, ohne daß es 
ser — ber gleich. oder nachſtehenden Gläubiger 
eba 


F derſelben Weiſe ſind zinslos eingetragene Kapitalien 
u behandeln. 


Aul. z db, Verhaudl. b. Herrenhauſes. 
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$. 18, 


Un die Stelle des $. 29 bes Gefehes über den Eigen- 
tbumserwerb vom 5. Mai 1872 tritt folgende Beftimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und 
des Gläubigers in eine Grunbfhuld umgewandelt werben, 
wenn diejenigen in ber zweiten und britten Mbtheilung gleich- 
unb nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welde vor 
bem In — des Geſetzes vom 21. Mär 1868 ent- 
ftanden und vor bem 1. Juli 1869 zur Eintragung ange- 
meldet find. d1 

. 19. 


. Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, fo- 
wie bie Beftellung einer Hypothek an einer beweglichen Sache 
einfchließlicy der Forderungen ift fortan unzuläffig. 


$. 20. 


Gefeglihe Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grund» 
ftüde und deren Zubehör, foweit ſolches nad) $. 30 des Geſetzes 
tiber den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und nad) ©. 15 
des gegenwärtigen Geſetzes ben eingetragenen Gläubigern 
haftet, nur einen Anſpruch auf Eintra ung einer Shpothet 
mit beftimmter Summe. Kommt eine Einigung unter ben 
Betheiligten über einen beftimmt einzutragenden Betrag nicht 
zu Stande, fo erfolgt beffen Feſtſezung durch ben Prozeß 
richter. Inzwiſchen it eine Bormerfung auf den höchſten von 
bem Hypothekengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 
Die Summe einer vormundichaftlichen Sicherheits - Hypothek 
feßt sn Vormundfchaftsrichter feit mit Ausſchluß bed Rechts. 
weges. 


n Beziehung auf das bewegliche Vermd giebt bie 
efehlicdhe Hypothek nur ein Vorrecht im Ronkurke, Das gefeh« 
iche Pfandrecht des Vermiethers an ben eingebradhten Sachen 

bed Miethers bleibt unberührt. 


$. 21. 


Gefehliche und vertragsmäßige Hypotheken, welche bei bem 
— dieſes Geſetzes an dem beweglichen or eined 
rundftüds ($. 20) beitehen, müffen bis zum I. Juli 1874 
eingetragen werben, widrigenfalld fie Dritten gegenüber feine 
Wirkung haben. 2 


Die durch Nr. 67 bes Vifitationdrezeffes von 1707 zur 
Hofgerichtsorbnung II. 12 $. 1 verorbnete Hypothek vom Tage 
bes erhobenen Rechtsſtreits wird aufgehoben. 


Durch Erkenntniffe oder Vergleihe, aus melden das 
Swangsverfahren ftattfindet, erlangt ber Gläubiger für Kapi- 
tal, Sinfen und Koften mit Einfluß der Koſten ber Eintra- 
gung eine gie liche Hypothek an den Grunbdftüden bes Schuld- 
ners nad Maßgabe bes $. 20 biefes Geſetzes. Die Eintra- 
gung ift auf Erſuchen des Prozeßrichters zu bewirken. 


$. 23. 


Wenn keine Zeit zur Ruͤchzahlung oder zur Aufkündigung, 
ur Nenten- oder Zindzahlung eingetragen ift, fo gilt der ge 
Feptiche Umfchlagstermin, ber 24. Juni und, wenn biefer auf 
einen Sonntag trifft, ber 25. Juni jeden Jahres, 


Die Kündigung des Kapitals fteht bann ee Theile 
feh8 Monate vorher frei. Dies gilt aud) bei unfündbar ein- 
etragenen Kapitalien nach Ablauf von ig ein ($. 91 
Des eſetzes, betreffend bie Mblöfung der Reallaften vom 
2. März 1850). 

$. 24. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
ültig ohne eine Öffentliche Urkunde errichtet find, können Ein- 
—* oder Loſchungen im Grundbuche nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit ber Privat- 
urfunde ober das Anerfenntniß ber durch das Geſetz berufenen 
Erben nachgewieſen ift, ober eine Beicheinigung des Nachlaß⸗ 
erichts beigebracht wird, daß fid nad) — ter Öffentlicher 
abung Niemand, ber ein beflered Erbrecht in Anſpruch nimmt, 

gemeldet habe. 

4l 
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Die Art der Bekanntmachung und bie Frift der öffent 
ut Ladung hat der Nadlafrichter nad) Cage des Falles zu 
ermeffen. 


Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teftament 
ober Erbvertrag, fo genügt bie Beibringung ber Original- 
urfunde oder einer Musfertigung derfelben, der Verhandlung 
über die erfolgte Eröffnung umd bie Erklärung des Erbicafts- 
antritts, a: 

. 25, 


Die Schadenerſatzklage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem der Befchädigte von dem Dafein 
und dem Urheber des Schadens Kenntniß erhalten hat. 


Sind feit dem Zeitpumkte der Befhäbigung dreißig Jahre 
verfloffen, fo kommt es auf den Zeitpunkt ber erlangten 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 26. 


Die in den $$. 52, 74, 99 der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 den Lehns- und Fideikommißbehörden über- 
tragenen Befugniffe werden von ben Behörden, welche bie Auf- 
jet über die Kuratel führen, und in deren Ermangelung von 
em Mppellationsgericht in Greifswald ausgeübt. 


$. 27, 


Verträge, durch welche Grundftüde zertheilt, von einem 
Grunbftüäde Theile abgezweigt, oder Grundftüde, melde Zu- 
behör eined anderen Grundftüäds find, von biefem abgetrennt 
werben Ay ‚, bedürfen zu ihrer Gültigkeit feiner anderen 
Form, als die Verträge, durch welche Grundftüde im Ganzen 
veräußert werben. 


Die in den $- 4, 8 bes Gefehes vom 26. Mai 1866 
vorgefchriebene Vroklamation fällt weg, wenn das Grunbbud)- 
blatt oder der Artikel für dad Hauptgrundſtück angelegt find. 


$. 28. 


Zur Beglaubigung von Unterfehriften ($. 33 der Grund- 
buchorbnung) find Kefsat: 


1) richterliche Verfonen, melde ein amtliches Siegel 

führen; 

2) Notare; 

3) in den Städten die Bürgermeifter; 

4) auf dem Lande folche zur Führung eines Amtsſiegels 
befugte öffentlihe Beamte, melde bamit von dem 
ee zu Greifswald beauftragt wor 
en find. 


$. 29, 


Sind auf einem Grundftüd vor bem 1. Juli 1869 an- 
emeldete Anſprüche unter Vorbehalt ber Feſtſtellung ihrer 
— eingetragen worben ($. 153 bes Geſetzes vom 

21. März 1868), fo kann der Eigenthümer bie Feſtſtellung 
ber Rangordnung diefer Anfprüche beantragen. Das Verfahren 
ur der Rangordnung richtet ſich nach ben folgen 
en Vorfchriften (65. 30 bis 37). 


$. 30. 


Das Grundbuhamt fordert bie Hypothekenurkunden, 
welche ben unter Vorbehalt ber Freftitellung der Rangordnung 
eingetragenen Gläubigern ertheilt find, ſowie andere, für bie 
Sefftelung ber Rangorbnung erheblichen Urkunden, welche ſich 
im Befit ber Gläubiger oder bed Eigenthümers befinden, 
von benfelben unter Androhung einer Geldftrafe bis fünfzig 
Thaler ein. 

$. 31. 


Auf Grund der Urkunden und ber fonftigen Ermittelungen 
entwirft der Grundbuchrichter einen Plan, in welchem er alle | 
dinglichen Rechte nad) ber —* zuſtehenden Rangordnung auf- 
nimmt und ladet die Gläubiger unter Mittheilung des Planes 
zur —— über denſelben mit der Warnung vor, daß 
von den Ausbleibenden angenommen werben wird, fie gench- 
migten den Dlan, 





Der Eigenthümer ift von bem Termin zu benachrichtigen. 
Hat er Hypotheken auf feinen Namen eintragen laffen oder 
an feinem Grundftüd erworben, fo wirb er in Betreff ber- 
felben als Gläubiger behanbelt. 


$. 32. 


Gläubiger, deren Wohnort unbefannt ift, oder denen Ver⸗ 

flgungen nicht zugeftellt werben können, find zur Einreihung 

t Urkunden und zum Erfcheinen in bem Termin öffentlich 
aufzuforbern. 


Die Aufforderung ift mit einer ben Umftänden ange- 
meffenen, wenigftens viermwöchentlichen gif durch das Amts. 
blatt und durch eine in dem Bezirk des —n erichts zu 
Greifswald erfcheinende Zeitung, welche der Grunbbuchrichter 
I beftimmen bat, fowie, wenn ber lebte befannte Wohnort 
es Gläubiger außerhalb Neuvorpommerns und Rügens ge- 
weien ift, durch eine mit Nüdfiht auf biefen Ort ausju- 
wählenbe zweite Zeitung zu veröffentlichen. 


$. 33, 


MWird dem Dlan nicht wiberfprodhen, fo wird bas Grunt- 
huch nach Maßgabe beffelben in ber Spalte »Weränderungen« 
berichtigt. Die feftgeitellte Rangorbnung wirb auf ben Hypo⸗ 
thefenurfunden vermerkt. 


$. 34. 


Gläubiger, welche Widerſpruch erheben, werben auf ben 
Rechtsweg verwiefen. 

Ein von ben übrigen Betheiligten nicht anerkannter Wider: 
fprud) gegen den Dlan gilt als zurüdgenommen, wenn der 
Miderfprechende nicht innerhalb einer von dem Grundbud) 
richter zu beftimmenden Friſt nachweiſt, daß er bie Klage an- 
geitellt habe. —FE 

. 35, 


Wird die Klage angeftellt, fo ift die Berichtigung bes 
Grundbuchs erft nach rechtäfräftiger Entfcheibung zu bewirken 


$. 36. 


Gläubiger, melde dem Plan widerfprechen, find auf Ver: 
langen bes —— oder eines uns verpflichtet, 
gegen volftändige Befriedigung auch in Betreff ber Koften 
und ohne Gewährleiftung ibre Eypothef abzutreten.  " 


$. 37. 


für dad Verfahren zur 
bei dem Grundbuchamt find, 
halb fünf 


I ellung ber Rangorbnung 
ofern der Eigenthümer inner: 

zebren von ben Tage, mo 2 Geſetz in Kraft 
tritt, daſſelbe beantragt, bie in F. 11 bes Tarifs der Grund 
buchorbnung gedachten Koften nad dem Werth des Grunt- 
ftüds anzufegen und von dem Eigenthümer zu erheben. 


Erfolgt der Antrag nad) Ablauf der fünfjährigen Frrift, 
fo werben diefe Koften * bie Hälfte erhöht. —— 


$. 38. 


Das in $. 103 ber Grundbucdorbnung vom 5. Mai 
1872 vorgefchriebene Aufgebotsverfahren findet in folgender 
Meife ftatt: 


1) Das Aufgebot ift von dem Eigenthümer des Grunt- 
ſtücks bei dem Gericht, in beffen Bezirk das Grunt- 
jtüd belegen ift, zu beantragen. 

2) Dem Antrage ift die Urkunde über bie aufzubietend: 
Doft in AN rift, oder ber weſentliche Inhalt der: 
felben und alles dasjenige beizufügen, was zu ihrer 
vollftändigen Erfennbarfeit erforderlich ift; der Eigen 
thümer bat zugleich die Erfläruug —— daß ihm 
ber eingetragene Gläubiger oder deſſen Rechtsnachfolger 
ihrer Derfon oder ihrem Aufenthalt nad unbekannt feien 
und baf er ſich um deren Ermittelung ohne Erfolg 
bemüht habe; die ihm bekannten, aber nicht legitimir- 
ten —— ſind anzu gen, und das Erbieten 
RR Behräftigung aller Angaben ift auszu 
rüden. 
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3) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate. Der Gläu- 
biger oder befien Rechtönachfolger werben zu bem 
Termine unter der —— geladen, daß ber Auß- 
bleibende mit ur Anfprüden auf die Poſt ausge 
feloffen und diefelbe im Grundbuch gelöfcht werben 
würde. 


4) Die Ladung ift den angezeigten, aber nicht legitimir- 
ten Rechtönachfolgern zuzuftellen und dreimal im Amts- 
blatt und einer von dem Gericht zu bezeichnenden 
Zeitung und durch Aushang an ber Gerichtäftelle be- 
kannt zu maden. 


5) Meldet fi im Termin Niemand, ober wird gegen 
das Erlöfhen der Poſt Widerſpruch nicht erhoben, 
fo bat der Eigenthümer eiblid zu befräftigen: 


daß er weber vor, noch nad erlaffener Ladung 
von dem Aufenthaltdorte ded eingetragenen Gläu- 
bigers und feiner Rechtsnachfolger (ke ben von 
ihm angezeigten) Nachricht erhalten habe; 


alddann tft das Ausſchlußerkenntniß zu erlaffen und 
in der Gerichtsfigung zu verkünden. 


6) Die Lölhung ber ge erfolgt auf Antrag des Eigen- 
thümers auf Grund des mit bem Vermerk der Ver- 
———— Ausſchlußerlenntniſſes, ohne daß 
es einer orlegung der Urkunde über die Poſt und 
ber Quittung des Gläubigers bedarf. 


7) Auf die perfönliche Verbindlichkeit hat die Ausſchließung 
und Eöfhung feinen Einfluß. 


8) Ein Widerforud gegen die Löſchung iſt im Prozeß. 
* durchzuführen; die Loſchung erfolgt, wenn ber 
MWiderfpruc rechtskräftig zurüdgemwiefen worden ift. 


$. 39. 


Das in $. 110 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
er Aufgebotsverfahren findet in folgender Weife 
att: - 


1) Das Aufgebot ift gemeinfhaftlih von dem Eigen- 
thümer des Grundftüds und dem eingetragenen Gläu- 
biger, weldyer die Urkunde verloren bat, auszubringen. 


ür das Verfahren ift das Gericht zuftändig, in deffen 
ezirk das belaftete Grundftüd belegen ift. 


3) Zur Begründung des auf Einleitung de8 Verfahrens 
gerichteten Antrages liegt dem Gläubiger ob: 


a) eine Abfchrift ber Urkunde beizubringen, ober 
doch den mefentlihen Inhalt berfelben und 
alles dasjenige anzugeben, was zu ihrer voll- 
ftändigen Erkennbarkeit erforderlich ift; 


b) ben —* Beſitz, ſowie den Verluſt ber Ur— 
kunde glaubhaft zu madıen; 


e) ſich zur eiblihen Beftärkung feiner Ungaben zu 
erbieten. 


4) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate, bie Belannt- 
machung erfolgt nad $. 38 Nr. 4. 


5) Die Aufforderung ift dahin zu richten, daß bie unbe- 
kannten Inhaber der Urkunde, ſowie jeber unbekannte 
Berechtigte feinen Widerſpruch gegen bie Kraftlos- 
erflärumg berfelben innerhalb ber —— an · 
zumelden habe, und dem unbekannten Berechtigten iſt 
als Rechtsnachtheil anzudrohen: 


daß er mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen und die 
Urkunde für kraftlos erklärt werben würde. 


6) Meldet ſich im Termine Niemand, fo bat ber Gläubi- 
er den in $. 110 ber Grundbuchordnung vorgefchrie- 
enen Eid zu leiften. Alsdann wird das Urtheil nad) 

Maßgabe ber geftellten Verwarnung abgefaßt, in ber 
Gerihtsfigung verkündet und, mit bem Atteſte ber 
Verfündung verfehen, dem Gläubiger zugeftellt. 


2) 


$. 40. 


Wenn gegen ben eingetragenen — ein Ver⸗ 
fahren eingeleitet wird, um ihn für blödfinnig ober wahn- 
finnig_ oder für einen Verfchwenber zu erklären, oder wenn 
über fein Vermögen Konkurs oder das — —* 
verfügt wird, fo iſt auf Erſuchen bes Brozefrichters eine Ver— 
fügungsbefchräntung in dem Grundbuch zu vermerken. 


Bis zur —— eines ſolchen Vermerks ift eine Ein- 
tragung auf Antrag ded Eigenthümers nicht zuläffig. 


$. 41. 


Wegen Hypotheken und Grundſchulden findet der unbe- 
dingte Mandatsprozeß (Verordn. vom 21. Juli 1849, Erfter 
Abſchnitt) ftatt, wenn der Klage die über bie Eintragung er- 
tbeilte Urkunde und ber Nachweis ber Fälligkeit ber Forderung 
beigefügt if. g.42 


der Zwangsverſteigerung bat ber Ver— 
8 Grundbuchamt * —— eines 


A Bei — 
eigerungsrichter 
Vermerks: 


daß die Zwangsverſteigerung verfügt worden iſt, 
zu erſuchen. 


Die Rechtswirkung dieſes Vermerks beſteht darin, daß 
ſpaͤtere Eintragungen dem Antragſteller und den bis dahin 
eingetragenen Gläubigern unnachtheilig find. 


$. 43. 


Die Forderungen der Gläubiger, welche vor dem ver- 
faufenben Gläubiger eingetragen find, werben durch die Zwangs⸗ 
verfteigerung nicht berührt, fie bleiben unverändert ftehen. 
Auf die für den Eigenthümer eingetragenen Forderungen —— 
die bei ber Zwangsverfteigerung ausfallenden Gläubiger feinen 
Anſpruch. * 


Der a geraden hat von Amts megen bei dem 
Grundbuhamt die Eintragung bed ai rg gr auf 
ben Erfteher, die Löſchung des Vermerks ($. 42) und ber nicht 
auf den Erfteher übergehenben bin La Anfprüche, ſowie bie 

| Eintragung der rüdftändigen Kaufgelder nachzuſuchen. 


$. 85. 


Eingetragene nachſtehende Gläubiger, deren Forderungen 
durch das u nicht erreicht worben, find ſchuldig, bie 
Urkunden über ihre Eintragung an ben Berfteigerungsrichter 
abzuliefern. sa 


Mird Konkurs über bad Vermögen be3 eingetragenen 
Eigenthümers ertannt, fo bedürfen bie Gläubiger behufs ber 
Befriedigung aus bem Grundſtücke wegen ihrer eingetragenen 
Forderungen keiner Anmeldung oder befonderen Ladung. 


Auf Erſuchen des Konkursricters iſt durch Eintragung 
eined Vermerls dad Verfügungsreht ded eingetragenen Eigen 
thümerd aufzuheben und die Zwangsverſteigerung zu ver- 
anlaffen. a 

. +. 


Für bie Verpfändung von Seeſchiffen gelten bie Vor- 
(ärifem ber R 1, 2 und bed Artikels I des Einführungs- 


eſetzes ar gemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbu 
4, Junt 1861 
Andere Dfand- und Hypothekenrechte, welche nad dem 
nerafttreten des Geſetzes vom 21. März 1868 eingeräumt 
ind ober künftig eingeräumt werben, haben mit Ausnahme 
er gefeglichen Dfandrechte, welche in das Schiffsregiſter nicht 
einzutragen find, in Beziehung auf Seefchiffe keine Gültigkeit. 


$. 48. 


ür Seefchiffe erfolgt die Eintragung von Berpfändungen 
iu — auf den Antrag bed Rheders ober der 
erei. 


vom 


41* 


Bar e ® 





Bei Seeſchiffen, welde vor bem ge bes Gefehes 
vom 21. März 1868 erbaut find, muß ber erften —— 
eine Öffentliche Ladung ber zur Eintragung berechtigten Real- 
gläubiger und ber Ausſchluß ber — derjenigen 
vorangehen, welche ſich nicht gemeldet haben. 

ür das Verfahren find bie 8$. 1 biß 4, Artikel 58 bes 
Einfü ungegefeheb zum Allgemeinen Deutfhen Hanbelögefek- 
buche vom 24. Juni 1861 mit folgenden Zufägen maßgebend: 

Die Ladung erfolgt durch bie erfte Abtheilung des Kreib- 

erichtd. Der Antrag ift erit nad Eintragung des Schiffs 
h das Regifter zuläflig. 
Die Bekanntmachung der Ladung erfolgt durch breimalige 


Einrüdung in dem Amtsblatte und durch zwei vom Gerichte 
zu bezeichnende Zeitungen, ſowie durch Aushang an ber Gerichts. 
ftelle. 


Nach erfolgter Ausſchließung ift behufs Eintragung der 
Realgläubiger in das Sciffsregiter, wie bei Regulirung des 
Srund- und Hypothekenbuchs, durch das bie Regiſter führende 
Gericht zu verfahren. 


$. 49. 


Die Verhandlungen, welhe zur Eintragung ber bi8 
1. Juli 1869 angemeldeten Hypotheken und Realrechte in 


bem neu — Grundbuch erforderlich find, find koften- 


und ftempelfrei. 
Ein Gleiches gilt von ben nad) $. 48 entftehenben Koften 
für die öffentliche Ladung und Ausſchließung. 
$. 50. 


Die Vorfchriften des Gefehes vom 21. März 1868 in ben 
$. 141 und 155, betreffend Uebergangsbeftimmungen, fowie 
N 158 bleiben in Kraft. 


Im Uebrigen wirb das Gefek vom 21. März 1868 auf- 
gehoben. 


Urkunblid x. 


A 76. 


Entwurf eines Gefeßes 
fiber 


das Grundbuchweſen in dem Sezirk des Appellations- 
gerichts zu Kaffel mit Ausſchluß des Amtsgeridts- 
bejirks von Döhl. 





(Nah den Belchlüffen des Herrenhaufes.) 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen ır. 
verordnen, unter Zuftimmung ber beiben Häuſer be8 Land⸗ 
tag8 Unferer Monardyie, für ben Bezirk bed Appellationsge- 
richte zu Kaffel mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von 
Vöhl, was folgt: 
§. I. 


Das Geſehz über ben Eigenthumserwerb und bie —— 
Belaſtung ber Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen 
Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausnahme des $. 72, 
bie rg arg, vom 5. Mai 1872, mit Ausnahme ber 
68. 20 bis 22, 49, 73, 133 bis 140 und 143, fowie das 
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Gefeh, betreffend bie Stempelabgaben von gewiffen, bei bem 
Grundbuhamt anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872, 
werben mit nahen Beftimmungen in dem Bezirk des 
Appellationsgericht8 zu Staffel, mit Auskhluß bes Umtögerichts- 
bezirks von Böhl, eingeführt. 


$. 2. 


Die in ben eingeführten Gefeßen in Bezug 
gefehlichen Vorſchriften, welche in dem erwähnten 
gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 


Verträge, welche bie Veräußerung ober Belaftung von 
Grunbdftüden, ober der ihnen gleichgen teten Rechte und Ge- 
rechtfame zum Gegenftande haben, bebürfen zu ihrer Gültig- 
feit fortan nicht ber Anzeige bei dem Gericht ber belegenen 
Sadye und ber Beltätigung bed lehteren, begründen aber, 
wenn fie in fchriftlicher * geſchloſſen ſind, —* An- 
ſprüche, unbeſchadet Anwendung bes G. 10 des Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb x. vom 5. Mai 1872 auf nicht 
ſchriftlich geichloffene Verträge. 


Verträge über Grundgerechtigkeiten, fomwie — im Falle 
einer barauf gerichteten befonderen Abrede — Mieth- und 
Pachtvertraͤge erhalten dinglihe Wirkfamkeit nur durch Ein- 
tragung im Grundbud). 

$. 4. 


Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes getroffene Verab⸗ 
redungen, durch welche zur Sicherung eines über Grundſtücke 
abgefehlo enen unwirkſamen Vertrages eine Reubuße fejtge- 
ftelt wird, find ungültig. 


$. 5. 


m image eigerungd- und im —— Ver⸗ 
kaufsverfahren geht das Eigenthum durch den rechts —* 
—— jedoch erſt nach Zahlung oder Stundung des 
Aufchlagspreifes, auf den Erſteher über. 


Die Eintragung be8 Eigenthumsüberganges, ſowie bie 
Löfhung ber durch da8 Verfahren aufgehobenen Hypotheken 
und a ner erfolgt auf das Erfuchen des Verfteigerungs- 
gerichts. 


enommenen 
zirk nicht 


$. 6. 


Werben ftreitige Eigenthumsverhältniffe durch Urteil 
ober Vergleichsbeſcheid im Drogefmege feftgeftellt ober wird 
Eigenthum im gerichtlichen Theilungsvberfahren — ſo 
erfolgt die Eintragung im Grundbuch unter Vorlegung bes 
rechtöfräftigen Urtheils ober Beſcheides auf Antrag eines ber 
Beteiligten. 


$. 7. 


Eingetragene dingliche Rechte können weber durch Erfitung 
eine8 entgegenftehenben Rechts, noch durch Verjährung aufge 
hoben werben. 


Die Klage auf rüdftändige Sinfen von eingetragenen 
KRapitalien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt 
mit dem 31. Dezember besjenigen Jahres, in welchem bie 
Zinſen fälig geworden find. 


$. 8, 


Die Eintebe des nicht gezahlten Geldes (vergl. Kurheſſ. 
Sefeh vom 20. Dezember 1840, 65. 3 und 4), fowie die Ein- 
ae Vorausklage ift gegen bie hypothekariſche Klage um- 
zuläffig. 


$. 9. 


Geſetzliche Kr ewähren in Beziehung auf Grund⸗ 
üde und deren Zubehör, ſoweit folched nah $. 30 des Gr 
etzes über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und nad) 
. 18 be8 gegenwärtigen Geſetzes ben eingetragenen Gläubi- 
gern haftet, nur einen Anſpruch auf Eintragung einer Hypothel 
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Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, k braucht 
der Eigenthümer bie Eintragung nur auf einzelne, die Schuld 
genügend ſichernde Grundftüde zu bewilligen. 


$. 10. 


Das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers an ben ein- 
gebrachten Sachen des Miethers bleibt unberührt. 


gl. 


Kommt eine Einigung über den Betrag ober über das 
Spezialpfand nicht zu Stande, fo erfolgt die Feſtſetzung durch 
den Prozeßrichter. zagwifchen ift eine Bormerkung auf ben 
Ed vom Sppothelengläubiger geforderten Betrag und 

fandbereich einzutragen. 


Die Summe und das Speialpfand einer vormunbidaft- 
lichen Sicherheits ⸗Hypothek feht der Vormundſchaftsrichter 
feſt mit Ausſchluß des Rechtswegs. Die Feſtſetzung darf nicht 
auf eine höhere Summe erfolgen, als die Sicherung des in 
felbftftändiger — — Vormundes befindlichen Ver— 
mögens es erfordert. i Auswahl der Pfandobjekte iſt 
auf die den Vormund am wenigſten —— Weiſe zu ver⸗ 
fahren und von einer Eintragung ganz Abſtand zu nehmen, 
wenn ber Vormund durd Hinterlegung von MWerthpapieren 
oder im fonftiger Weiſe ausreichende Sicherheit leiftet, ober 
wenn ber Bater einen von ihm ernannten Bormund von Kau- 
tionsleiftung entbunden bat. Die Eintragung, fowie bie 
Loſchung folder vormundſchaftlichen Hypotheken erfolgt koften- 
frei auf Erfuchen des Vormunbfchaftsrichters. Diefe Beltim- 
mungen finden auf bie fonftigen Pflegebefohlenen ihren Kura- 
toren gegenüber, fowie auf die minderjährigen Kinder dem 
zur Wiederverheirathung fchreitenden Vater gegenüber ent- 
prechende Anwendung. 


$. 12. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, fo- 
wie bie Beſtellung einer Hypothek an beweglichen Sachen 
einfchließlich der Forderungen ift fortan unzuläffig. 


$. 18. 


Die bisher in gültiger Weife bewirkten vertragsmäßigen 
Verpfändungen eined ganzen Vermögens gewähren feinen AÄn⸗ 
ſpruch auf Eintragung im Grundbuch, behalten jebodh, ebenfo 
wie alle nicht eingetragenen, auf Grund bed Gefehes ober 
legtiwilliger Verordnung entitandenen oder noch entitehenben 
Dfandrechte, bezliglich ber — bisherigem Recht davon er- 

ffenen Grundſtücke, bie Wirkung, bob fie im Ronkursver- 
abren des Schulbnerd an bem nad) —— ber einge 
tragenen Gläubiger verbleibenden Ueberfhuß des Erlöfes der 
tonfursmäßig verkauften Grundftüde wie bisher geltend ge 
macht werben können. 


$. 14. 


Aus Privatteftamenten oder aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne —7*8 Urkunde errichtet find, können Eintra- 
gungen ober Pre im Grundbuch nur_erfolgen, wenn 
entweder durch eime öffentliche Urkunde die Echtheit der Dri- 
vaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Gefeh be 
rufenen Erben nachgewieſen ift, ober eine —— bed 
Nahlaßgericht8 beigebracht wird, daß ſich nach erfolgter dffent- 
licher Labung Niemand, ber ein befleres Erbrecht in Anfprud) 
nimmt, gemeldet habe. R 


Die Art ber Belanntmahung und bie Friſt der öffent 
lihen Ladung hat das Nadjlafgericht nad) Lage des Falles 
zu ermeffen. 

$. 15. 


Die im geridhtlihen Smangsvollftrefungsverfahren ver- 
fügte Immiffion in Grunbiäde begründet fortan nur einen 
Anfpruh auf Eintragung einer Hypothek. 


Die Eintragung ift von dem Progeßrichter bei dem Grunb- 
buchamte nachzufuchen. 


$. 16. 


In dem Gebiet des vormaligen Kurfürftentgums SHeffen 
werben in bem Smangsverfteigerungsverfahren bei Unzuläng- 
lichkeit des Erlöfes neben bem Kapital und ben laufenden 
Binfen nur zweijährige Zinsrüdftände — vom letzten Fällig 
eitätage vor ber Inſolvenzanzeige oder ber Verkaufsertennung 
an rüdwärts gerechnet — berichtigt. 


§. 17. 
Das verpfändete Grundſtück haftet auch für die durch 


Geltendmachung der Hypothek oder Grundſchuld im Konkurs 
erwachſenen Koſten. 


Die nad) $. 21 der Verordnung vom 30. Auguſt 1867 
für bie Feſtſtellung des Beftandes und ber Rangordnung einer 
Forderung im Konkurs den Rechtsanwälten und Kontrabif- 
toren — Gebühren werben für anzumeldende Hypo ⸗ 
theken · und Grundſchulden, ſofern bezüglich derſelben fein 
Streit entſteht, auf ein Viertel herabgeſetzt. 


$. 18. 


Zu dem beweglichen Zubehör, meldyes nach den Beitim- 
mungen bes N 30 bes Geſetzes über ben Eigenthumserwerb 
vom 5. Mai 1872 für bie Hypothek oder Grundfhulb haftet, 
wird bei ländlichen Grundftüden auch das Bich-, Feld ⸗ und 
Wirthſchaftsinventar gerechnet. 


Die dem Pächter zumachfenden oder ihm gehörigen, auf 
dem Grunditüd noch vorhandenen Früchte haften nicht den an 
dem Grundftäd dinglich Berechtigten. 


$. 19. 


Die hypothekariſche Klage erfordert nicht die Kündigung 
bei dem perjönlich verpflichteten Schuldner, fofern die lehtere 
bem Eigenthümer gegenüber erfolgt ift. 


$. 20. 


Die benerfaßklage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem ber Befchädigte von dem Da- 
fein und bem Urheber des Schadens Kenntniß erhalten hat. 


Sind * dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig jahre 
verfloffen, jo kommt e8 auf den Zeitpunkt der erlangten Kennt · 
niß nicht weiter an. 


$. 21. 


Die mit einem Richter befeßten Amtsgerichte find bie 
—— für bie in ihrem Bezirk belegenen Grund⸗ 
e. 


Bei den mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgerichten 
bildet einer derſelben mit einem Buchführer und den erforber- 
lichen Schreibern und Unterbeamten da8* Grunbbudyamt. 


Die Amtsgerichte find ‚age für Aufnahme ber Ver- 
träge, durch welche Grunbftüde ‚veräußert oder belaftet wer- 
ben, auch wenn bie Grundſtücke nicht im Bezirk des Amtsge 
richts liegen. 


Die Thätigkeit der Gemeindebeamten im Sanauifchen bei 
ben Hypothekengeſchäften —— für jedes Grundſtück auf, ſo⸗ 
— in da8 neu anzulegende Grundbuch übertragen wor- 

en if. 


Die Beftimmungen ber $$. 52, 74 und 99 ber Grund. 
buchordbnung vom 5. Mai 1872 kommen auf Familienfi dei⸗ 
alle nur — zur Anwendung, als dieſelben geſetzlich 
ober ſtiftungßmäßig einer Staatsbehörde bereits unterſtellt 
find, oder durch Beſchluß der Fideilommißbetheiligten dem Ap⸗ 
pellationsgerichte zu Kaſſel als Fideilommißbehörde unterſtellt 
werben. 

$. 22. 


Die in den Generalwährſchafts und Hypothekenbüchern 
enthaltene Darftellung ber Redytöverhältniffe des Grundeigen- 
thums bildet die Grundlage für die neuen Grundbücher unter 
ben nachftehenden Beitimmungen. 
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$. 23. 


Mit dem 1. Juli 1874 erlangen bie in ben —— 
ſchafts und Hypothelenbüchern hefindlichen Eintragungen, ſo⸗ 
weit fie den legten Eigenthumsübergang oder ſoweit fie die im 
S: 12 des Gefeßes über den Eigenthumserwerb x. gedachten 
inglihen Rechte betreffen, bie Bedeutung von eg mr 
weldye nach Maßgabe der im $. 1 eingefähchen Gefehe bewirkt 
find, jedoch unbefchadet der Beftimmungen des $. 36, 


$. 24. 


Beichränkungen bes gg ri des Eigenthümers, 
ſowie der Eintragung bedürfende dingliche Rechte und bie Hy- 
pothefen, welche nicht bis zum 1. Juli 1874 in bie General- 
waͤhrſchafts und Hypothelenbücher eingetragen find, behalten 
zwar bem zu biejem — —— Eigenthuͤmer 
egenüber ihre bisherige Wirkſamkeit, können jedoch gegen den⸗ 
—* eine nachtraͤgliche Eintragung im Grundbuch nur nad) 
Maßgabe ber Beitimmungen dieles Gefehes erlangen und ver- 
mögen bei vorher eintretender Veräußerung des Grundſtücks 
bem neuen Erwerber, fowie überhaupt den voreingetragenen 
dinglihen Rechten, Hypotheken und Grundſchulden gegenüber 
feine Wirkung zu äußern. 


Beſchränkungen und Belaftungen des Eigenthums, welche 
auf einem Stammauts-, — beifommiße, Lehns- , Leihe · / 
Meier-, Erbpadjt- oder ſonſtigen gutbherrlichen Verbande be— 
ruhen, erlöſchen auch dem eingetragenen Eigenthümer —— 
und können überhaupt, auch aus ber Perſon ber Rechtsur⸗ 
heber, nicht mehr geltend gemacht werben, wenn fie nicht bis 
um 1. Juli 1874 in den Generalmährfhafts- und Sppothefen- 
üchern eingetragen find. 


$. 3. 


Die Uebertragung eines Grundjtüds aus dem General- 
währſchafts und Hypothekenbuch in das neu anzulegende 
Grundbuch fol erfolgen, fobald das Grundftüd auf einen 
neuen Eigenthümer umzuſchreiben, ober eine neue Belaftung 
darauf einzutragen ift, oder ber Eigenthümer fie beantragt, 
ober das Grundbuchamt biefelbe zur Klarjtellung der Grund- 
buchverhältniffe dienlich erachtet. 


Dabei _ für die Anlegung bes neuen Grundbuchblat- 
tes ober Artikels die nachſtehenden Vorſchriften: 


1) Als Eigenthümer ift derjenige einzutragen, der entweber 
ala folder im Generotwährfhatte. und Hypotheken⸗ 
buch eingetragen fteht, oder die Umfchreibung bes bort 
zu Guniten eines Dritten ge genthums 
auf feinen Namen nach Maßgabe bes Gefehes über ben 
Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 beantragen kann. 


2) Die Eintragung feßt bie —— eines mit dem Ge⸗ 
neralwährjcafts- und Hypothekenbuch übereinftimmen- 
ben 5** aus dem Steuerbuche, oder die Einwilli- 
gung bes darin ala Befiger des Grundſtücks Eingetra- 
genen voraus, 


Bei neu vermelfenen Gemarkungen ift die Nad)- 
weifung, daß bie im Steuerbuchsauszug nad) neuerer 
Kartennummer verzeichneten Grunbitude mit bem im 
Generalmährfchafts- und sen nad alter 
Bezeidmung eingetragenen übereinftimmen, auf Grund 

bei Bermeflung ftattgehabten jteueramtlichen 
Ermittelungen von Amts wegen zu befdaffen. 


Wenn eine ſolche Feititellung unthunlich ift 
fann eine Eintragung nur nad) vorgängigem Aufgebo 
verfahren ($$. 31 bis 35) erfolgen. 


3) Mit der mean bes Eigenthums 


fo 
tö- 


im Generalwährichafts- und 
Namen bes letzten Eigenthümers noch eingetragenen, 
das Grunbftüd betreffenden dinglichen Rechte, Hypo- 
thefen und fonftigen Rechtöverhältniffe auf das neue 
Grundbuchblatt oder den neuen Artikel zu übertragen, 
82 mit Ausnahme ber geſetzlich aufgehobenen Grund⸗ 
aſten. 


Betreffs der zu Gunſten der Pflegebefohlenen ſich 
vorfindenden allgemeinen Pfandeintragungen iſt deren 


ypothekenbuch unter dem 


— — —— — — — — — — — — — 


nd ſämmtliche 


vorherige Löſchung oder Beſchränkung nach Vorſchrift 
des 8. I1 dieſes Geſetzes bei dem Vormundſchaftsrichter 
von Amts wegen zu veranlaſſen. 


Die übrigen ng ea Pfanbeintragungen find 
ie bed dem Eigenthümer nad bem Schlußſatze 
des &. 42 auftehenben ee auf deren Einfchrän- 
fung zunächſt unverändert auf fümmtliche auf das neue 
Grundbuchblatt oder ben neuen Artikel zu überfchrei- 
bende Grunbftüde einzutragen. 


4) Von ber erfolgten er eined Grunbftüds in 
da8 Grundbuch find fämmtliche nach ben vorhandenen 
Eintragungen Betheiligte in Kenntniß zu ſetzen. 


5) Koften werben für bie, in Anfchluß an dad General- 
wãhrſchafts · und —— ſtattfindende Anlegung 
eines neuen Grundbuchblattes oder Artikels nur foweit 
erhoben, als damit gleidyzeiti Veränderungen in ben 
Eigenthums- oder fonftigen —— eines 
Grundſtücks eingetragen werden, bie al8 ſolche koiten- 
pflichtig find. 


$. 26. 


Die Vorſchriften der $$. 22 bis 25 Di aud für die 
durch Allerhöchſten Erlaß vom 8. Juli 1867 zu Generalwähr- 
ſchafts- und Hypothekenbüchern erweiterten Baperifchen 5 
thekenbũcher, ſowie für die General- und Quartierbücher der 


Stabt Hanau. 
S. 27. 


Soweit in einzelnen vormals Kurheſſiſchen Gerichtsbezirken 
Generalwährichafts- und Hypothekenbücher nicht eingeführt find, 
fommen bie $$. 22 bis 25 in ber Art zu entiprechender An— 
wendung, daß ftatt jener bie bei ben Orts- und Umtögerichten 

eführten Kontrakten- und Hypothekenbücher und die in den— 
elben bis zum 1. Juli 1874 bewirkten Eintragungen bie 
Grundlage ber neu anzulegenden Grundbücher unter nadftehen- 
ben weiteren Beftimmungen bilden: 


1) Wer im Steuerbud) als Eigenthümer eines Grund- 
ſtücks eingetragen fteht, oder in dem Falle, baf ein 
Dritter eingetragen ift, die Umfchreibung deſſen Eigen- 
thums auf feinen Namen nad) Maßgabe ber im $. 1 
eingeführten Gefege würbe beantragen fönnen, ift be- 
rechtigt, die Eintragung als Eigenthümer im Grunb- 
buch zu beantragen, fofern er — vermag, 
daß die fteueramtliche Eintragung mit dem Inhalt ber 
bei ben Orts- oder Amtögerichten über die Eigenthums- 
übergänge geführten Bücher übereinftimmt oder fonft 
in gerichtlichen Verfaufs- oder Prozefverhandlungen 
feine Grundlage findet. 


Mit dem Antrag auf Anlegung eines neuen Grund- 
buchblattes oder Artikels ift ein vom Ortögericht und, 
wo ein foldes nicht beiteht, vom Amtsgericht auf- 
geftellter, in allen Fällen von dem leßteren auf Grund 
er bei ihm geführten Bücher zu prüfender und zu 
vervollitändigender Hypothekenſchein vorzulegen, welcher 
die Eigenthumäverhältniffe, die Belaftung und alle 
fon — dinglichen Beziehungen des Grunbſtücks an- 
giebt. 

Der Antragſteller und, ſofern die Anlegung des 
Grundbuchblattes oder Artikels durch eine nach dem 
30. zu 1874 erfolgte De Veräußerung ver⸗ 
anlaßt wird, ber Veräußerer bat bie Richtigkeit und 
Vollftändigkeit dieſes Hypothekenſcheins an Cidesftatt 
. zu verfichern. 


3) Nach erfolgter Feſtſtellung der Rechtsverhältniffe des 
Grundſtücks ni das Grundbbuchblatt ober ber Artikel 
nad Vorſchrift des $. 25 Nr. 3 bis 5 angelegt und 
feichzeitig das Ortögericht hiervon benachrichti t, wel. 
En 8 Grundſtück in feinen Büchern abfchreibt. 


2) 


$. 28. 
Wer die in den Generalwährſchafts - und Sopothefen: 


büchern oder in den fonftigen in $. 26 erwähnten gerichtlichen 
Büdern enthaltenen Eintragungen, foweit fie u ben vor- 


ftehenben Paragraphen die Grundlage der neuen Grundbüder 
bilden, für unrichtig oder unvollftändig erachtet, hat deren Be- 
richtigung oder eine entſprechende Vormerkung feiner Anſprüche 
in den gebacdhten Büchern bis zum 1. Juli 1874 zu erwirken, 
wibdrigenfalls bdiefelben fpäter nur unter ben nah Maßgabe 
der 6%. 22 bis 27 eintretenden Rechtönachtheilen geltend ge- 
macht werben fönnen. 


Eoldye ea wur ber älteren Bücher, einfchließlich 
ber barüber bei dem Grundbuchamt gepflogenen Verhandlungen 
find koſtenfrei. 


Die Erhebun 
begründet ohne 
merfung. 





einer auf Berichtigung gerichteten Klage 
eiteres bad Mecht Er rer Bor. 


§. 29. 


Vom 1. Juli 1874 an bürfen Eintragungen in bie Ge 
neralwahrſchafts · und gen ober in die beren Stelle 
vertretenden älteren gerichtlichen Bücher nur noch ſoweit be- 
wirft werben, als fie Vormerkungen F Wahrung geltend 
gemachter Rechte oder Löſchungen und Veränderungen älterer 
vor dem 1. Juli 1874 eingetragener Hypotheken — mit Aus- 
fhluß jedoch ber im $. 43 vorgefehenen Ummanblungen ber- 
felben — zum Gegenitanbe haben. 


$. 30. 


Someit in ben vormald Bayerifchen Landestheilen ein 
Grundftäd in den dortigen Hypothekenbüchern nicht, eingetra- 
gen ift, kann der Eigenthümer, wenn er fein Eigentfum nad) 
dem bisherigen Recht durch gerichtlichen ober notariellen Er- 
werbsaft nachweiſt, auf Grund deflen bie Eintragung im Grund- 
buch verlangen. 


$. 31. 


Wenn bezüglich eines Grundſtücks bie ———— 
ber 88. 25, 26, 27 und 30 nicht vorliegen, fo kann ein Grund⸗ 
buchblatt oder Artikel für daſſelbe nur nad vorherigem Auf- 
gebot nad) Mafigabe ber GG. 32 bis 35 angelegt werben. 


$. 32. 


Der. Befiger eines ſolchen Grundftüds, welcher durch Ur- 
funden, durch eine Befcheinigung des Ortövorftandes, durch 
eibesftattlich abgegebene Verfiherungen von Zeugen ober fonft 
laubhaft macht, daß er allein ober unter Hinzurechnung ber 
Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück feit mindeftens 
icehn Sahren ununterbroden im Eigenthumsbefig gehabt hat, 
fann alle diejenigen, welche ein Recht an dem Grunbdftüd zu 
haben vermeinen, Öffentlich laden laffen, unter der Androhung 
des Rechtsnachtheils: 


daß nach Ablauf ber Friſt der Befiker als Eigenthümer 
in dem Grundbuch eingetragen werden wirb, und daß, 
wer bie ihm —— e Anmeldung unterläßt, — 
Recht gegen einen Dritten, welcher, im redlichen Glau- 
ben an die Richtigkeit des Grundbuchs, das Grundftüd | 
erworben bat, nicht mehr geltend machen kann, und | 
baf er fein Vor — gegenüber denjenigen, deren 
Rechte innerhal r Ausfehlußfrift angemeldet und 
demnachſt auch eingetragen find, verliert. 


Die Ladungsfrift muß mindeftens ſechs Wochen betragen. 


$. 33. 


fit das Grundſtück im Steuerbud auf einen andern Na- 

men eingetragen ober ergeben ſich — Anhaltspunkte für bie 

‘ Berechtigung dritter Derjonen, fo find diefe von Amts wegen 
beſonders zu laben. 


$. 34. 


Merben von feiner Seite Anſprüche auf das Grundftüd 

\ hoben ober bie göyt gemachten von dem Antragfteller an- 

\tannt, fo erfolgt die beantragte —— des Sr 

unter gleichzeitiger Eintragung der vom Untragfteller felbft 

ingemeldeten ober anerkannten dinglihen Rechte und Sypo- 
ihefen. 
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$. 35. 


Werben Anſprüche Dritter geltend gemacht, fo ift die An- 
legung bes Grundbuchblattes oder Artikels, fofern das Eigen- 
thum bes Antragftellers beftritten ift, bis zur Erledi ung biefes 
Streitpunftes —— bei einem Streit über bingliche Rechte 
und — aber eine Vormerkung ber ftreitigen Anſprüche 
zu bewirfen, 


ür die Eintragung allgemeiner Dfandrechte fommen bie 
Vorſchriften in $. > rt. 3 zur Fee 


$. 36. 


Die in dem Gebiete des vormaligen Kurfürftentfums 
Heffen auf Grund bes Ausfchreibens bes Finanzminiſteriums 
vom 12, April 1833 — Kurheſſiſche Geſetzſammlung Seite 17 — 
fowie ber fpäteren Anweifungen über die Vermeflungen bis 
zum 1, Juli 1874 feſtgeſtellten Flurkarten begründen die Ver- 
mutbung, baß bie darin verzeichneten Grenzen dem wirklichen 
Eigenthumsbeftand der Grundftüde — 


Bis zum 1. Januar 1877 bleibt den Betheiligten vor- 
behalten, einen anberweitigen Eigenthumsbeitand nachzuweiſen 
und Berichtigung der Kartengrenzgen im Wege ber Klage gegen 
ben nad) ber Karte berechtigten Eigenthlimer au eriwirfen, auch 
zur Wahrung ber klagend gemachten Anſpruͤche Vormerkung 
im Grundbuche zu beantragen. Nach Ablauf dieſer Friſt be 
flimmen fid) die Grenzen ber Grunbdftäde, foweit nicht recht. 
zeitig erfolgte Anfechtungen im Grundbud; vorgemerkt find, 
lebiglid nad) der Flurkartte und der ihr zu Grunde liegenden 
Vermeffung. 


$. 37. 


Die vorjtehenden Beitimmungen g 36) gelten auch für 
die in dem Gebiet des vormaligen Kurfürftentfums Heſſen aus 
ber Zeit vor dem Ausfchreiben des FFinanzminifteriums vom 
12. April 1833 herrührenden älteren, fowie für bie in ben 
vormals Bayeriſchen Yanbestheilen bisher feftgeftellten Flur⸗ 
farten, fofern fie von ber Bezirkäregierung zur Beftimmung 
ber Grundftüdsgrenzen geeignet befunden werben. 


Das Appellationsgericht zu Kaffel Hat fich diejenigen Ge- 
markungen, für welche foldye Feldlarten vorhanden find, von 
der Bezirköre —* bezeichnen zu laſſen, und dieſelben bis 
zum 1. Juli 1874 Öffentlich bekannt zu machen. 


$. 38. 


Dom 1. Juli 1874 an foll, fobald eine neue fteueramt- 
liche Vermelfung für eine einzelne Gemarkung vollendet ift, 
dem Grundbuchamt hiervon unter Mittheilung einer Nachwei- 
hung über bie Bezeichnung, welche die neu fartirten Grund- 
ftüde bisher in dem gerichtlichen Büchern führen, —— ge 
geben werden. Das Grundbuchamt beftimmt hierauf durch 
eine in ber Gemeinde und durch das Amtsblatt zu veröffent- 
lichende Derfügung eine Friſt von acht bis zwölf Wochen, in- 
nerhalb deren es den Betheiligten freifteht, bie —— der 
——— bezüglich der Grenzen und der Bezeichnung ber 
neu fartirten Grundſtücke in ben gerichtlichen Büchern im Wege 
ber Berichtigungsflage gegen den nad) der Starte berechtigten 
Eigenthümer anzufechten, auch Bormerkung ber geltend mad 
ten Anſprüche im Grundbuch zu verlangen. Nad Ablauf 
biefer Friſt beftimmen fich die Grenzen ber Grundftüde, foweit 
nicht rechtzeitig erfolgte Unfechtungen durch Vormerkung im 
Grundbuch gewahrt find, — nach der Flurkarte und der 
ihr zu Grunde liegenden Verme * ede ſolche Feſtſtellung 
einer neuen Flurkarte ift vom Grunbbuchamt durch das Amts- 
blatt zu veröffentlichen. 


F. 39, 


Sofern auf Grund ber Verordnungen vom 13. Mai und 
vom 2. September 1867 eine Theilung ober wirthſchaftliche 
Bee ng von Grundftüden ftattgefunden hat oder noch 

attfindet, bleibt dev von ber Generallommiffion betätigte 
Auseinanderfegun ach und die ihm zu Grunde liegende 
Karte für bie Selifte ung der Grunbſtücksgrenzen maßgebend. 
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$. 40. 


Eine Wiebereinfegung gegen ben Ablauf ber in biefem 
Geſetze beftimmten oder .. bemfelben richterlich zu beitim- 
menden Friften ift unftatthaft. 


$. 41. 


Die Vorfchriften der GG. 22 bis 28, 36 bis 40 und 49 
find durch Anfchlag und ortsübliche Bekanntmachung in den 
Gemeinden, ſowie durch Abdruck im Amtsblatt mörtlid) u 
veröffentlihen. Die Veröffentlihung im Amtsblatt ift_b 
zum Ablauf ber in jenen Paragraphen beftimmten Frift in 
angemeffenen, durch bas Appellationsgericht zu Kaffel feſtzu⸗ 
ftellenden Swifchenräumen zu wiederholen. 


$. 42. 


Die in Gemäßhelt ber SS. 25, 26, 27 aus dem General 
währfchafts- und Hypotheken · oder ben fonftigen Älteren pe 
richtlichen Büchern, fowie im falle der $$. 31 bis 35 in Folge 
Anmeldung innerhalb der Ausfchlußfriit in das Grundbuch 
übertragenen —— haben den Vorzug vor allen neu ein- 
getragenen Hypotheken und Grundſchulden. 


ür bie Rangordnung folder älteren Hypotheken unter 
einander, für ihre fonftigen rechtlichen Beziehungen, fowie für 
die fie erg ragen Eintragungen und deren rechtliche Bedeu⸗ 
tung bleibt das biäherige Recht im Kraft. Es follen jedoch 
fortan auf fer unbeſchadet ihrer rechtlichen Natur im Uebrigen, 
die Vorfchriften der $$. 30, 31, 41 bis 50, 52 Abfag 1, 
NY 53, 54, 56, 6l, 62, 65 bis 67 des Gefeßes über ben 
igenthumserwerb vom 5. Mai 1872 ꝛc., fowie die Beitim- 
mungen in ben 6%. 14 bis 19 des gegenwärtigen Gefches An- 
wendung finden, auch dem Eigenthümer das Recht zuftchen, 
die Einfchränfung allgemeiner Dfandeintragungen auf eine be 
ftimmte Summe und auf einzelne ben Anſpruch ſichernde 
Grundſtücke dem eingetragenen Pfandgläubiger gegenüber zu 
beanfpruchen. 


$. 43, 


Eine ältere Hypothek kann durch Uebereinkunft des einge 
tragenen Eigenthümers und bed eingetragenen Gläubigers, 
unter Beibehaltung ihrer bisherigen Stellung, zu ber rechtlichen 
Bebeutung eines nad) dem Geſetz über ben Eigenthumsermwerb ıc. 
vom 5. Mai 1872 begründeten Hypothekenrechts erhoben ober 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, fofern ber Beſtand 
und Rang ber Hypothek von ben übrigen bei Anlegung bes 
Grundbucblattes oder Artikel mitübertragenen Hypotheken 
gläubigern anerkannt, oder gerichtlich gegen fie feſtgeſtellt ift, 
oder denfelben der Vorrang vor der umzuwandelnden Hypo ⸗ 
thek eingeräumt wird. Eine berartige Umwandlung ift im 
Grundbudy, Spalte »Veränderungen« einzutragen. 


Die Eintragung wird durch Rückgabe oder Kraftloser- 
klärung der über die umzuwandelnde Hypothek aufgeftellten 
Dfanbverfchreibung bedingt, fofern eine berartige Vorausſetzung 
für deren Löſchung befteht. 


Der Gläubiger einer umgemwandelten Hypothek erhält 
einen neuen Hypotheken oder Grundſchuldbrief. 


$. 44. 


Der 5: 29 bes Geſetzes über ben Eigenthumserwerb 
vom 5. Mai 1872 findet auf die nad Mafigabe beffelben 
errichteten Hypotheken in ber Weife Anwendung, daß beren 
Umwandlung in Grundfchulden nur ben Antrag bes Eigen- 
thümerd und Gläubigerd vorausſetzt. 


$. 45. 
Die na gr ber Kurheſſiſchen Ablöfungsgefege — 


Gefeß vom 3. Juni 1832 65. 15, 54 und 55, Gefeh vom 
31. März 1835 6. 8, Gefeh vom 2. April 1835, Gefeß vom 
26. Auguſt 1848 68. 17 und 20, Verordnung vom 20. No- 


vember 1849, Gefeg vom 20. Juni 1850 — zur Ablöfung 
aufgehobener Grundzinfen, Zehnten, Dienfte, Triftabgaben 
und anderer Grunblaften , fowie ber aufgehobenen Lehns-, 
Meier- und fonftigen — Verhaltniſſe und der an 
beren Stelle getretenen Ablöfungs- und Entſchädigungskapitalien 


aus ber Landeskreditkaſſe erborgten Darlehne, behalten, aud 
ohne Eintragung in die Grundbbücher, ihre bisherigen gefet- 
lihen Dfand- und > rechte an ben ehemals pflichtigen 
Grundftüden, follen je =. foweit fie in ben Generalmähr: 
fchafts- und Hypotheken, fowie fonftigen älteren gerichtlichen 
Büchern unter dem Titel des Eigenthämers ber pflichtigen 
Grundftüde eingetragen find, auch in bie zweite Abtheilung 
des Grundbuch übertragen werben. 


$. 46. 


Ablöfungsbarlehne ber Landeskrebitkaffe find in dem 
Zwangsverſteigerungs und Konkurdverfahren von ber An- 
—— befreit; fie geben kraft des Geſetzes auf ben Er- 

eher über. 


Auch bei freiwilligen VBeräußerungen ber für biefelben 
verhafteten Grundftäde wird, fofern das Gegentheil nicht aus- 
brüdlid vereinbart ift, angenommen, baf ber Erwerber bie- 
felben ohne Anrechnung auf ben Kaufpreis übernommen babe. 


$. 47. 


Soweit eine ganze Gemarkung ober mehrere vormals 
pflichtige Grundftäde für ein an bie Stelle abgelöfter Grund- 
laften getretenes Ablöfungs- und Entfchädigungsfapital oder 
für ein zu beffen Abtragung erborgte® Darlehn ungetheilt 
baften, ih ber Eigenthämer jedes ber mitverhafteten rund. 
ftüde berechtigt, gegen Abtragung des auf daſſelbe fallenden 
Antheild der Gefammtfchuld deffen Freigabe aus dem Dfand- 
verband zu beanfpruchen. 


Die Freititellung des Antheilsverhältniffes des einzelnen 
Grundftüds erfolgt im Falle eintretenden Streite® durch bie 
Generaltommiffion, und foll dabei, fofern ſich für die bishe- 
tigen Zind- und Kapitalabtragungen herfömmlich ein beftimm- 
ter Vertheilungsmaßftab gebildet hat, diefer, andernfalld aber 
bie Größe des auf die Grundſtücke veranlagten Steuerkapitals 
—— me das Ermelfen ber Generallommiffion maßge 

end fein. 


$. 48, 


Unter ben Prozeßvorſchriften, welche nad) den eingeführten 
Gefegen Anwendung finden, find bie er des in bem 
Bereich dieſes Gefehes geltenden Prozeßrechts zu verftehen. 


$. 49. 
Das in dem Kurheſſiſchen Gefege vom 14. Juli 1853 
»ba3 Hypothekenweſen ac. betreffend« vorgefchriebene Verfahren 


pas entfprechende Anwendung auf alle nad Maßgabe ber 
eftimmungen dieſes Gefeged zum Zwecke ber Berichtigun 
ber Einträge und bed zum ber Generalwährfchafts. un 
ai en Öffentlichen Bücher, ſowie ber Flurkarten zu ftellen- 

—* (68. 28, 36, 37, 38), auf bie Geltenbmachung 
bon UAnfprüchen auf Eintragungen und Beſchräukungen von 
Hypotheken nad) Maßgabe ber $%. 9, 42, auf das Freftftellungs- 
verfahren bes G. 43, ſowie auf dad Mufgebotsverfahren, wo 
ein ſolches in biefem oder den in $. 1 eingeführten Geſetzen 
vorgefchrieben ift. 


Wenn fih auf einem Grundftüde Fr und 
Belaftungen eingetragen finden, weldye ein Lehn-, Fibdeilommiß-, 
Stammguts- oder ähnliches Verhältnig betreffen und aus ber 
Zeit vor dem 1. Jult 1874 —— ſo iſt der Eigenthümer 
ohne daß es dieſerhalb einer weiteren Beſcheinigun darf, 
ebenfalls befugt, daB Wufgebotsverfahren gegen alle bieje- 
nigen, welche auß jenen Berbältniffen Anfprüche zu haben ver- 
meinen, unter dem Rechtsnachtheil der Ausſchließung behufs 
Fr Beitftellung, oder Vervollftändigung, beziehungsmweife 
Löihung bed Eintrags zu beantragen. 


Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens, mit welchem, 
foweit ein öffentliches Aufgebot erfolgt, gleichzeitig die Kraft- 
loserflärung einer verloren gegangenen Schuldurkunde ver- 
bunden werden kann, gehört vor dad Grundbuhamt, unbe- 
ſchadet jedoch der Beftimmungen in $. 2 Nr. 1 de8 Geſetzes 
vom 15. Maͤrz 1869, betreffend das Civilprozeßverfahren im 
Geltungsbereich der Verordnung vom 24. Juni 1867. 








Herrenhaus. Aktenftüd A 77. 





$. 50. 


Der durch Nr. 24 der Verorbnung vom 30, Tb 1867 
außer Anmwendung erklärte > 8 des Geſetzes vom 11. Mai 1851 
tritt auch für den Geltungsbereich ber erjteren in Wirkfamleit. 


$. 51. 


Mit bevorzugtem Dfandreht vor ben —— ding · 
lich Berechtigten und Pfandgläubigern haften auf jedem Grund» 
ftüd, ohne des Eintrags im Grundbuch zu bebürfen: 


1) die Koften ber Smangsverfteigerung ; 

2) die Rüdftände ber zur Erfüllung ber Deichpflicht er- 
forberlicyen Beiträge ber zwei leßten Jahre; 

3) die NRüditände der auf dem Grundſtück laftenden, an 
bie Staatöfaffe zu zahlenden direkten Abgaben und bie 
an bie betreffende Kaffe zu entrichtenden Ablöfungs- 
renten aus ben zwei lehten Jahren; 

4) die Rüditände der auf dem Grundſtücke haftenden ge- 
meinen Laſten aus ben zwei legten Jahren. 


$. 32. 


ben gemeinen Paften ($. 51 Nr. 4) gehören nament- 
lidy alle nady Geſetz oder Verfaſſung auf dem Grunditüd haf- 
tenden, aus dem Gemeinde, Kreis- und Drovinzialverbande 
oder aus einem fonftigepr Rommunalverbande oder aus dem 
Kirchen», Dfarr- und Schulverbande entipringenden, oder an 
Kirchen, Pfarr Schulen, oder an Kirdyen- und Edyul- 
bediente zu entrichtenddil, oder aus ber Verpflichtung zu öffent- 
lichen Wege», Waffe, Deih- und Uferbauten entftandenen 
Abgaben und Leitungen; ferner die Beiträge, welde an Me 
fiorationsgenoffen[haftit" oder andere gemeinnüßige, von ber 
Staatöbehörde genehmigte nftitute, namentlih an Bereine 
behufs gemeinſchaftlicher Uebertragung der durd Brand, 
Feialao ober Viehſterben entſtandenen Schaden zu entrichten 
ind, 

6. 53, 


m Konkurs find die an ben Grundftüden, Bergwerfen 
und felbititändigen Gerechtigkeiten hypothekariſch oder fonft 
dinglich Berechtigten, foweit fie eingetragen find, von dem an- 
beraumten Haupt-Fiquidationstermin, fowie von den zum öffent- 
lichen Verkauf des belajteten Grunbvermögens beftimmten Ter- 
minen rechtzeitig befonders zu. benachrichtigen. 

$. 54. 


Die Beftimmun en in ben SS. 9, 11, 13, 28, 36 bis 4l, 
49 und 53 biefeß Geſthes treten mit beffen Verkündigung, 
alle übrigen am 1. Juli 1874 in Kraft. 


Urkundlich x. 


A 77. 


Entwurf eines Geſetzes 
über 


das Erundbuchwefen und die Derpfändung von Her- 
fhiffen in der Provinz; Scleswig-Holfein. 









(Nach den Beſchlüſſen bes Herrenhaufes.) 





Dir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
trordnen, unter Zuftimmung der beiden Häuſer bes Lanb- 
fe Monarchie, für die Provinz Schleswig · Holſtein 
Fa3 folgt: 
Anl. . d. Verhandl. d. Serrenhauſes 
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J. I. 

Das Geſetz über den Eigenthumsermerb und die dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergmwerfe und felbftftändigen Ge 
rechtigfeiten vom 5. Mai 1872 mit Ausichluß des G. 72, bie 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 mit Ausfchluß der 65. 49, 
73, 133 bis 140 und 143, und das Gefeß, . betreffend bie 
Stempelabgaben von gewiffen, bei dem Grundbuhamt anzu- 
bringenden Anträgen vom 5. Mai 1572 werden mit nad) 


ftehenden Beltimmungen in ber Provinz Schleswig + Holftein 
eingeführt. 





§. 2. 


Die in den eingeführten Gefegen in Bezug genommenen 
efeglichen Vorfchriften, welche in der Provinz Schleswig-Hol- 
ein nicht gelten, bleiben außer Anwendung. Unter ben Dro- 

————— welche * den eingeführten Geſetzen Unmen- 
ung finden, find bie Vorjchriften bes in Schleswig » Holftein 
geltenden Prozeßrechts zu veritehen. 


$. 3. 
Die Amtsgerichte find die Grundbuchämter für bie in 
ihrem Bezirk gelegenen Grunditüde. 


Das —— zu Kiel ift das Grundbuchamt für die 
jenigen Grunbjtüde, welche bisher in ben landgerichtliden und 
obergerichtlihen Hypothekenbüchern eingetragen gewefen find. 
Das Nppellationsgericht zu Kiel ift jedoch ermächtigt, auf An- 
trag der Eigenthämer die Führung des Grundbuchs über ſolche 
Grundſtücke dem Amtsgericht des Bezirks, in welchem das 
Grundſtück liegt, zu uberweiſen. 


J. 4. 


Die Anlegung der Grundbücer erfolgt von Amts wegen, 
fobald die Grundfteuervermeflungsarbeiten bis zum Nachweis 
ber Befiter und des Flächeninhalts ber einzelnen Grundftüde 
abgefchloffen find. 


Das Grundbuhamt erhält eine Abfchrift des auf Grund 
diefes Nachweiſes aufgeftellten Flurbuches. 


$.5. 

Sobald das Grundbuchamt dieſe Abfchrift erhalten bat, 
ladet e8 bie ala Eigenthümer ober im Falle des getheilten 
Eigenthums bie ald nugbare Eigenthümer der einzelnen Grund- 
ftüce bezeichneten Perfonen behufs Anlegung des Grundbuchs 
von Amts wegen vor. 


$. 6. 
Die nah $. 5 Gelabenen find verpflichtet, dem Grunb- 
buchamt 


1) ihre unmittelbaren Nechtsvorgänger zu nennen, 


2) ben Rechtögrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf fie übergegangen ift, 


3) die barauf ſich beziehenden Urkunden ober andere Be 
weisftüde vorzulegen, und 


4) alle auf dem Grundftäd baftenden Beſchränkungen des 
—— Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Verlangen des 

aus den Steuerbüchern 

mit der Beſcheinigung 


(Steuer- oder Hebungsregiſter 
umdveränberungen nicht 


vorzulegen, daß fpätere Eigent 
befannt geworben find. 


Das Grundbuchamt ift verpflichtet, dem vom Eigen- 
thümer benannten Berechtigten Mittheilung von ber ge- 
ſchehenen Anzeige zu machen. 


Auch hat das Grundbuhamt den vom Eigenthümer- 
nicht ang eigten Berechtigten, deren Vorhandenſein 
ibm amtlidy befannt ift, von ber nicht erfolgten Anzeige 
ihrer Berechtigung Mittheilung zu machen. 


42 


Grundbuchamtes einen au) 


‘ 


$. 7. * 


e Befolgung ber Ladung | 


($. 5) und bie Erfüllung ber ben Geladenen im $ 6 aufer- 
"-aten Verpflichtungen unter Androhung von Gelditrafen bis 
Afzig Thaler erzwingen. 


$. 8. 


Wenn der gemäß $. 6 ermittelte Eigenthümer eines Grund- 
ſtücks leich durch ein eiehlich nad) —— Te 
Protokoubuch (Realfolien) als folder nachgewieſen ift, jo wird 
derfelbe als Eigenthümer in dem Grundbuch eingetragen. 


$.9. 


Derjenige, bei dem bie im $. 7 ——— Vorausſetzun⸗ 
gen fehlen, welcher jedoch im Steuerbuch (Steuer oder Hebungs- 
regiſter) ald Eigenthümer aufgeführt ift, kann feine Eintragung 
im Grundbucd verlangen, wenn er 


DD entweder das Grundftüd in einem geridhtlihen Iwangs- 
verfahren erftanden ober vom Fiskus erworben hat, 


2) oder feinen Eigenthumsbefig durch ein Zeugniß des 
Ortövorftandes beſcheinigt, 


3) oder durch Urkunden, durch eidesitattlich abgegebene Ver- 
fiherungen von Zeugen oder bi glaubhaft macht, daß 
er allein oder unter Hinzurechnung ber Befitzeit feiner 
Redtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn Jahren un- 
unterbrochen im Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


$. 10. 


Der in dem Steuerbud) nicht ald Eigenthümer verzeichnet 
ift, gilt unter der Vorausfegung bes G. 9 als berechtigt, in 
dem Grundbuch ale ——— eingetragen zu werden, 
wenn der in dem Steuerbuch Verzeichnete in einer öffentlichen 
oder öffentlich beglaubigten Urkunde feine Einwilligung heit 
hat, oder zur Ertbeilung berfelben rechtskräftig verurtheilt 
worden iſt. un 


Die Eintragung des Eigenthümers kann jedoch in den 
Fallen der S und 10 erſt —* rg | eined Jahres von 
dem im $. 14 erwähnten Tage erfolgen, falls nicht entgegen. 

ehende Anfprüche angemeldet worden find. Iſt letzteres ge- 
eben, jo kommt $. 16 zur Anwendung. 


g. 12, 


Die nicht bereits nad $. 5 und $. 6 vorgelabenen Der- 
fonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem Grundftüd das 
Eigenthum zuftehe, fowie diejenigen ka ag ‚ welche ver- 
memen, daß ihnen an dem Grundſtück ein die Verfügung über 
daffelbe befchränkendes Recht, oder eine Hypothek, oder irgend 
welche andere, der Eintragung in dem Grundbuch bebürfende 
Sale Rechte zuftehen, haben ihre Anſprüche innerhalb eines 


ze res von dem im 6. 14 erwähnten Tage bei dem Grund- 
uchamte anzumelden. 

Der Anmeldung bedarf es wicht bei denjenigen Eigen- 
thumsbeſchränkungen; — Rechten und 8 potheken, 
welche in geſetzlich nah Grundſtücken angelegten Drototoll 


büchern (Realfolien) protofollirt oder von dem Eigenthümer 
gemäß dem $. 6 Nr. 4 angezeigt find. 


$. 13. 


Mer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet | 


ben Rechtsnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im reblichen Glauben an die Richtigkeit des Grund- 
buchs das Grunditüd erworben bat, nidyt mehr geltend machen 
fan, und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, 
deren Rechte innerhalb ber Wusthlußfrt angemeldet und 
demnächſt auch eingetragen find, verliert. 


§. 14. 


Sobald die nad $. 5 und folgenden zu veranlaffenden 
Vernehmungen und Ermittelungen bei ſämmtlichen Amts— 
gerihten im Serzogthum Schleswig oder bei fämmtlichen 


Serrenhaus. Altenſtück „77, 


9 





| Fer eines Kreißgerichtöbezirfs im Herzogthum Sofftein 
Pie unden haben, beftimmt der Juftigminifter durch eine in 
er Geſetzſanmlung zu veröffentlicende Ve ügung ben Tag, 
an am Ve die einjährige Ausfchlußfrift des $. 12 für ben 
| betreffenden Bezirk beginnen fol. 


| Alsdann hat das Appellationsgericht zu Stiel die 8 12 

und 13 innerhalb der Ausſchlußfriſt von ſechs zu ſechs Wochen 
durch das Amtsblatt, das betreffende Kreisblatt und drei 

Zeitungen, von denen mindeſtens zwei in der Provinz er- 
jcheinen, wörtlid mit Angabe des Tages, an melden bie 
Ausfhlußfrift abläuft, befannt zu machen. 


In diefer Bekanntmachung müllen diejenigen Bezirke 
| nambaft gemacht werben, in welchen bie in $. 12 Abſatz 2 
erwähnten Protofollate der Anmeldung nicht bedürfen. 


$. 15. 


| Eine Miedereinfegung in den vorigen Stand gegen bie 
Ausfhlußfrift findet nicht ftatt. 


I 
| 
| 
| 
| $. 16, 
| Nor der vechtöfräftigen —— 


über angemeldete 
| —— Eigenthumsanſprüche ober das 


igenthum beſchrän⸗ 
kende Rechte darf das Blatt für dad Grundſtück im Grund 
buche nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Artikel 
' des Eigenthümers aufgenommen werden, 

| 


| $. 17. 


Die der Anmeldung nicht bedürfenden und die rechtzeitig 
‚ angemeldeten Eigenthumsbefchräntungen, dinglichen Rechte un 
SHhypotheken werden mit ber ihnen nach dem bisherigen Rechte 
aufommenden Rangordnung in dem Grundbuch eingetragen. 
Die vor Ablauf der Ausichlußfrift entftandenen und ange 
| meldeten Redyte haben bei ber Eintragung bie Rangordnun 
| vor den fpäter emtitandenen; jedoch gehen die nach Mblau 
| der Ausfchlußfrift oder vor Anlegung des Grundbuchblattes 
| protofollirten Mechte denjenigen vechtzeitig angemeldeten Hy— 
potbefen vor, welde nicht mit Wrotofollationsberehtigung 
verſehen find. 8 


| 

Den ——— ſteht frei, unter Einreichung 
der alten Hypothekenurkunden die Ausfertigung von Hypo— 
| 

I 

ij 





thefenbriefen in Gemäßbeit des $. 122 der Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 zu beantragen. Diefe Ausfertigung erfolat 
foftenfrei, wenn der Antrag innerhalb ſechs Monaten von 
Anfegung des Grundbuchblattes oder Artikeld ab geitellt ift. 


$. 19. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblattes ober Artikels 
fann für ein angemeldetes Recht ($. 17) eine Bormerkung 
eingetragen werben, 


I) wenn die Entftchung dieſes Rechts glaubhaft gemacht 
ift und entweder der Eigenthümer ber Eintragung 
wiberfpriht oder die Eintragung des Rechts be- 
ftritten ift, 


2) wenn von bem Eigenthümer die Identität des Grund 
ftüds beftritten wird, bdiefelbe aber duch Urkunden 
ober eidesſtattliche Verfiherungen von Zeugen glaub- 
haft gemacht worden it. 


$. 20. 


Eigenthumsvorbehalte wegen rüdjtändiger Kaufgelder, 
welde vor dem Tage, an welchem dieſes Gefeg in Kraft tritt, 
bedungen find, werden in bem Grundbuchblatt oder Artikel 
als Hypotheken eingetragen oder vorgemerft. 


$. 21. 


Die Eintragung ober Vormerkung einer angemeldeten 
oder der Anmeldung nidyt bedürfenden Hypothek fanıı nur 
auf eine beitimmte Summe erfolgen. Kommt eine Einigung 
unter den Betbeiligten über einen bejtimmt einzutragenden 
Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt deflen Feſtfehung durd 





ii  * ET Er 





— — 
den Prozeßrichter. — iſt eine Vormerkung auf den 
höchſten * dem Hypothekenglaͤubiger geforderten Betrag ein 


utragen.” Die Summe einer vormundſchaftlichen Sicherheits- 
ypothel ſetzt a“ Bormundſchaftsrichter feit mit Ausſchluß 


des Rechtsweg 
$. 22. 


Der Eigenthämer hat über leere von ihm vorbehaltene 

Sppothetenfteflen unb über die vor ber Linie er — 8— 

igen · 

thümers nad) erh bes Geſetzes über den Eigenthums- 
Ma 


tbefen bie Verfügung, wie über eine Hypothek 


erwerb vom 5 


$. 3. 


Die Uebertragung ber vorbehaltenen Stellen und der vor 
der Linie getilgten Hypotheken in das Grundbuch — mit 


der Formel: 


Nr. — — — Thlr. (Mark u. ſ. w.) mit ... von Hundert 


verzinslich ftehen zur Verfügung bes Eigenthämere. 


$. 2. 


Wenn ber Eigenthümer gleich bei Unlegung des Grund» 
buchblattes oder Artikels beantragt, die leeren Stellen ober 
die vor der Linie getilgten Boften als Hypotheken oder Grund- 

an Namen einzutragen, fo erfolgt dieſe 


buchfchulden auf 
Eintragung ftempel- und foftenfrei. 


$. 25. 


Behauptet der —— daß ein angemeldetes Recht 
— ſei, ohne dies — 8 nachweiſen zu _fönnen, fo iſt 
€ 


8 Recht einzutragen, zug aber in der Spalte 


derungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 


ift, vorzumerfen. 
$. 26. 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern und Ar 
tifeln iſt monatlich durd das Amtsblatt und das Kreisblatt 
oder ein von dem Grundbuchrichter zu beftimmenbes Yofalblatt 
mit der Bezeichnung der Grumdftüde nach ben Steuerbüdern 


und der Befiger durch das Grundbuchamt bekannt zu 


27. 


Diejenigen Amtögerichte, welchen bisher bie Einfehreibung 
(Grotofollirung) des Eigenthums und der Belaftungen der 
Grunditüde obgelegen hat, haben die betreffenden Bücher nod) 
zehn Tage nady dem Erfcheinen des Umtäblattes ß 26) fort 
zuführen, demnächſt diefelben zu fchließen und aufzubewahren, 


»Merän« 


machen. 
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$. 31. 


An die Stelle bes J. 29 des Gefehes über ben Eigen- 
thumserwerb vom 5 gr; 1872 tritt folgende Beftimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und 
des Gläubigers in eine Grunbfehulb — werben, 
wenn diejenigen in ber 2 weiten und dritten Abtheilung gleich- 
und nadeingetragenen Berechtigten einwilligen, welche bis zu 
dem im $. 23 Diefes, Gefeges bezeichneten Tage eingetragen 
oder vorgemerkt find, 


$. 32. 


Der hypothelariſchen Klage kann die Einrede, daß zunächſt 
gegen ben perfönlichen Schuldner geklagt werben müffe, nicht 
entgegengefeßt werben. 


Die Beweisfraft von Schuldbefenntniffen über ein Darlchn 
ober einen Brautſchatz hängt nicht von bem Ablauf einer Zeit 
ab, wenn auf Grund ber Urkunde eine Hypothek eingetragen ift. 


$. 33. ° 
—— Forderungen können, auch wenn ſie ſtreitig 


ſind, gültig abgetreten werden. 


$. 34. 


In Gebiet des Däniſchen Rechts können von dem im 

$ 28 bezeichneten Zeitpunkt ab Mieth. und Pachtrechte die 

irkung dinglicher Rechte nur durch bie an bie Stelle ber 
Dinglefung tretende Eintragung erhalten. 


§. 35. 

Gefegliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grund- 
ftüde und deren Zubehör, — as a g 30, > Ser 
fees über den Eigenifumberwerb vom 5. Mai 1872 und nad) 

. 38 des gegenwärtigen Gefeges ben eingetragenen Gläubigern 


aftet, nur einen Anſpruch auf Eintragung. einer Hypothet 
mit beitimmter Summe, 


Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, fo braucht 
der Eigenthümer die Eintra ung nur auf einzelne, bie Schuld 
genügend ficyernde Grunbftüde zu bewilligen. 


Das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers an den ein- 
| gebrachten Sadyen des Miethers bleibt unberührt. 





$. 36, 
) Die Beftelung einer Hypothek am ganzen Vermögen, fo- 





sder an. vae zuftänbige Grundbucamt zur Aufbewahrung ‚ wie bie Beftellung einer Hypothek an einer ME a Sache, 


abzugeben. 
$. 38. 
Mit dem eilften Tage nad dem Erfcheinen bes 


blatted® ($. 2) kann bie Veräußerum oder Belaftung der R 
hend: —XR nur in den — erfolgen —* | Derr gear eined ganzen Vermögens gewähren 
dad Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 | * auf 


und die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 vorſchr 
$. 29. 


Verträge, durch welche im Eigentbum von Privatperfonen | 
fehende Grunditüde, im Ganzen oder zertbeilt, veräußert oder 


belaftet werden, bedürfen oe ber vorgängigen Er 
oder Beitätigung durch Verwaltungsbehörden. 


$. 30. 


Amts · 


eiben. 


laubniß 


Eingetragene dingliche Nechte können weder durch Erſi itung 
eines entgegentchenden Mechtes, noch durch Verjährung au 


aboben werden. 


Die Klage auf rüditändige Zinfen von eingetragenen 


Kapitalien verjahrt in vier Jahren. Die Derjähtung 
' mit dem 31. Dezember bedjenigen Jahre, in weld) 


Zuſen fällig geworden find, 


beginnt 
em die 


einfchließlid) der Forderungen, ift fortan unzuläf 


$. 37. 


| Die bisher in gültiger Weile bewirkten ing näßi — 


nen 
intragung im Grundbuch), behalten ! un 
o wie alle nicht —8— ‚ auf Grund des Pas er 
ee, 6 Verordnung entftandenen ober nod) ——— 
Fk —5 r nad) bisherigem Recht davon er- 
riffenen Grunditüde, die Wirkung, bab fie = Konkursver- 
bes des Schuldner an dem nad) Befriedigung ber einge 
Fa Gläubiger verbleibenden Ueberſchuß löſes der 
nkursmäßig verkauften Grundſtücke wie bisher geltend ge- 
—* werben fönnen. 


$. 38. 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nad) den Beftim- 
mungen bes S: 30 bes Geſetzes über ben Eigenthumserwerb 
vom 5. Mai 1872 für die Hypothek oder Grundfchuld haftet, 
wird bei ländlichen Grundftüden aud das Vieh⸗, Feld⸗ und 


Wirthſchaftsinventar gerechnet. 


Die dem Pächter —— oder ihm gehörigen, auf 
bem Grunditüde nody vorhandenen Früchte haften nicht ben 
am Grundſtück dinglich Berechtigten. 


42° 


- 


2 _ 








$. 39. 


Aus Drivatteftamenten oder aus Erbverträgen, melde 
mültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, können Ein- 
tragungen oder Löſchungen nur erfolgen, wenn entweder durch 
eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturkunde oder 
das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nad) 
gewiefen ijt, ober eine Be heinigung des Nachlaßgerichts bei- 
ebracht wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung 
Niemand, ber ein beſſeres Erbrecht in Anſpruch nimmt, ge 
meldet bat. 


Die Art der Bekanntmachung und bie Bei ber öÖffent- 
lichen Ladung bat das Nadlafgericht nad) Lage bes Falles zu 
ermelfen. 

$. 40, 


Auf die vor dem im $. 28 bezeichneten Tage protokollirten 
Hypotheken findet die Verordnung vom 12. Februar 1828 
(Ehronolog. Samml. 1823 ©. 26) in Betreff der Zuläffigkeit 
der fpäteren Erhöhung des eingetragenen Sinsfußes bis Fünf 
vom Hundert aud) ferner Anwendung. 


. 41. 


Hypotheken, weldye bis zu dem im N 28 bezeichneten Tage 
mit fefter Rangordnung protofollirt find, können nicht in die 
Stelle der vorjtehend gelöſchten Hypotheken eintreten. Der 
Eigenthümer des Grundſtücks iſt vielmehr beredhtigt, an Stelle 
der vr Hypothek eine neue Hypothek ober eine Grund- 
fhuld von gleidem Betrage für fi oder andere Perfonen 
eintragen zu laffen. 


$. 12. 


Die in dem Grundbuch, eingetragenen Grundjtüde, Berg- 

werfe und felbititändigen Gerechtigkeiten dienen im Kontur 

über dad Vermögen des eingetragenen Eigenthümers zur ab- 
efonderten Befriedigung der dinglid Berechtigten. Diefelben 
ben nicht nöthig, ihre Anſprüche anzumelden. 


$. 43. 


Bei ber gerichtlichen Swangsverfteigerung können mit ber 
Rangordnung des Kapitald nur zweijährige Sinsrüdftände, 
qui gerechnet vom leßtverfloffenen —— vor der 

onkurseröffnung oder vor dem früheren Tage ber verfügten 
Swangdverfteigerung, gefordert werden. 


$. 44. 


Den — Berechtigten geben bei ber Smwangdver- 
fteigerung in der nachſtehenden Reihenfolge vor: 


1) die Koften der Swangsverfteigerung; 
2) die Rüdjtinde ber zur Erfüllung der Deichbflicht 
erforderlichen Beiträge aus ben zwei legten Jahren; 
3) die Rüdftände der auf dem Grundftüd laftenden, an 
die Staatskaſſe zu zahlenden direkten Abgaben und bie 
an die Nentenbant oder an den Domainenfisfus zu 
entrichtenden Ablöfungsrenten aus den zwei letzten 
Jahren; 

4) die Nüdjtände der auf dem Grundſtück haftenden ge 
meinen Laften aus ben zwei lehten Jahren; 


5) bie Rüditände an ee Koftgeld und anderen Dienft- 
einnahmen der Wirthfchafls- und FForjtbeamten und 
bes Gefindes, fofern diefe Derfonen zur Bewirthſchaf- 
tung oder Verwaltung des zur Landwirthſchaft be 
—— Grundftüds und der damit verbundenen 

echte, ober zum Betriebe eines ländlichen Neben- 
— auf dem Grundſtück gehalten werden, ſowie 
ie Anſprüche der Schmiede und Rademacher, ſoweit fie 
für das Grundftüd Urbeiten geleiftet haben, aus dem 
lehten Jahre; 

6) die Forderungen für Saatlorn aus dem legten Jahre, 


$. 45. 
Gemeine Laſten ($. 44 Nr. 4) find namentlich alle nad) 


Geſetz oder Verfaffung auf dem Grundftüd haftende, aus dem 
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Gemeinde-, Kreis- und Vrovinzialverband ober aus dem Kirchen-, 
Pfarr» und Schulverband, oder aus einem fonftigen Kom- 
munalverbanb, oder einem ritterfhaftlichen Verband entfpringen- 
ben, ober an Kirchen, Pfarren und Schulen, oder an Skirchen-, 
Pfarr· und Schulbediente u entrichtenden, ober aus der Ver- 
pfüchtung au Öffentlichen Wege», Waffer-, Deih- und Ufer- 
auten entitanbenen Abgaben und Leiftungen, ferner die Bei- 
träge, welde an Meliorationsgenoffen'caften oder andere 
gemeinnäbige, vom Staate beftätigte Inſtitute, namentlich an 
Vereine behufs gemeinſchaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
degges oder Viehſterben entſtandenen Schäden zu entrich- 
en find. 


$. 46. 


Der Eintragung in dem Grundbuch bedürfen nicht die 
n . $$. 44 und 45 erwähnten abfolut bevorzugten An- 
ruche. 


8S.. 


Die Schabenserfagklage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem der Beichädigte von dem Dafein 
und dem Urheber des Schadens Kenntni erhalten hat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung breifig Jahre 
verfloffen, fo fommt e8 auf ben Seitpunkt ber er * 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 48. 


ür bie Verpfändung von Seeſchiffen gelten, abgeſehen 
von ben geſetzlichen Pfandrechten, welche m dem 866 
regiſter nicht einzutragen find, fortan die Vorſchriften der 
$$. 1, 2, 3 des Artikels 59 des Einführungsgefeßes zum AI. 
gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861. 


$. 49. 


Die Eintragung ber Verpfändung in dem Schiffsrenifter 
erfolgt auf ben Antrag bes Rheders oder der Pal u. 


$. 50, 


Bei Seefchiffen, melde vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes erbaut find, muß ber erften Eintragung eine öffent. 
lie Ladung ber zur Eintragung berechtigten Realgläubiger 
und ber Ausſchluß ber — derjenigen vorangehen, 
welche ſich nicht gemeldet haben. 


Für das Aufgebotsverfahren gelten bie Vorſchriften des 
Artikels 58 8 I bis 4 des Einführungsgefeged zum Allge- 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni I861. 


$. 51. 5 


Sobald eine oa are: in dem Sciffsregifter erfolgt 
ift, wird der auf Grund ber Inftruftion des ——— 
vom 31. Auguſt 1867 Th. II. $. 16 in Kolonne 10 des 
Certifikats eingetragene Vermerk gelöfht. Alsdann kann das 
Schiff nur dürch Eintragung im Sciffsregifter verpfänbet 
werben. —P 


Die Verhandlungen, welche zur Feſtſtellung der innerhalb 
der Ausſchlußfriſt angemeldeten oder der Anmeldung nicht be— 
dürfenden Rechte an Grundſtücken und Schiffen SS; 50) erfol- 
gen find ftempel- und foftenfrei. Die nad $. 5 des Koſten⸗ 
arif3 der Grundbuchordnung vom 1. Mai 1872 zu entrichten: 
ben Koften bleiben infoweit außer zn ‚ al8 ſolche bei ber 
Eintragung bed Rechts zugleich für die fünftige Delirung ent- 
richtet worden find. Die Beitimmungen bes F. 11 des Tarifa 
finden feine Anwendung. 


$. 53. 
Diefes Gefe tritt mit bem 1. Oktober 1873 in Kraft. 
Urkundlich u. f. w. 


Herrenhaus. 


“AM 78, 


Auf die Tagedorbnung einer der nächſten Dlenarfitungen 
wird gefeßt — De 


J. 


Mündlicher Bericht der Finanzkommiſion über den 
Rechenſchaftsbericht über die meitere Ausführung des 
Gefehed vom 19. Dezember 1869, betreffend die Kon- 
folidation Preußifcher Staatsanleihen. cf. Nr. 60 ber 
Drudjaden. 


Berichteritatter: Herr Graf von Malgan. 
Antrag der Kommiffion: 


Das Herrenhaus wolle beichließen, zu erklären, 
bag bie im $. 8 des Geſetzes vom 19. De 
ember 1869 über bie Stonfolidation Preu- 
ischer Staatsanleihen (Gefeg-Sammlun 
©. 1197) vorgefchriebene Rechenfchaft dur: 
den Bericht vom 13. November 1872 ge- 
führt ift. 


I. 


Mündliher Bericht ber ——— über den 
Rechenſchaftsbericht über die Ausführung ber 88. 3 
und 4 des Gefehes vom 18. Dezember 1871, betreffend 
bie Aufhebung des Staatsſchatzes, und über die Aus- 
kan. bes * vom 15. Februar 1872, betreffend 

ie Verwendung der der Staatäfaffe im Jahre 1872 
auf Zol- und Steuerkredite zufließenden einmaligen 
Einnahmen. ef. Nr. 61 der Druckſachen. 


Berichterftatter: Herr Graf von Malgan. 
Antrag der Kommiffion: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


daß die im $. 7 des Geſetzes vom 18, De 
ember 1871 (Gefeß-Sammlung ©. 593), 
etreffend die Aufhebung des Staatsfchages, 
und die im $. 4 bes Geſetzes vom 15. 
ebruar 1872 (Gefeß-Sammlung ©. 157), 

treffend die Verwendung der der Staatd- 
faffe im Jahre 1872 aus Zoll und Steuer- 
frediten zufließenden einmaligen Einnah- 
men, vorgejchriebene Rechenſchaft durch den 
Bericht vom 13. November 1872 geführt ift. 


II. 


Mündliher Bericht der Finanzkommiſſion über ben 
Gefegentwurf, betreffend die Kautionen ber Staats. 
beamten, Nr. 63 ber Drudfachen. 


Berichterftatter: Herr von Rabe. 
Antrag der Kommiffion: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


ben vorbezeichneten Gefehentwurf in Ueber- 
einftimmung mit ben Befchlüffen bes Ab- 
geordnetenhaufes anzunehmen. 


Berlin, ben 22. fjebruar 1873. 


Der Präfident de3 Herrenhaufes, 
Dtto Graf zu Stolberg. 





Altenftüd AM" 78, 79 und 80. 


A 79. 


Auf die Tagesordnung einer der nächſten Sitzungen wirb 
gefeht 9 chſten Sitzung 


Schlußberathung über den Geſetzentwurf, betreffend 
Aufhebung der ——5 — der lan zu 
Mainz. Nr. 70 der Drudfaden. 


Referent: Herr Fleck. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


1) die Ueberfchrift des Gefehentwurfs dahin 
abzuäntern: 

Entwurf eined Geſetzes, betreffend 

die Aufhebung ber Exterritorialität 

der dieſſeitigen Garnifon in Mainz 

und ber ihr zugerechneten Perfonen. 


2) In dem, ben Gefeßentwurf bildenden 

inzigen Artikel, Abſatz 1, Zeile 3, vor 

dem Worte »Garnifone dad Mort 
»bieffeitigen« einzufchalten. 


3) In dieſer Faſſung den Gefeßentwurf 
anzunehmen, 


Berlin, ben 24. Februar 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg, 





A 80. 


Berlin, ben 22. Februar 1373. 


Em, Erlaucht beehre ich mich anliegendb eine beglaubigte 
eh u bes von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 13. Dezember 
v. J. ben beiden Häufern bed Landtages zur verfalfungs- 
mäßigen Beichlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Geſetzes, 


betreffend die Aufhebung beziehungsweife Ermäßigung 
gewiſſer Stempelabgaben, 
in ber Faffung, im welcher derfelbe von dem Haufe ber Ab- 
geordneten in feiner heutigen Sitzung angenommen worden ift, 


mit dem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Veranlaffung 
ganz ergebenft zu überjenben. 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
von Forckenbeck. 


An - 
ben Dräfidenten bes Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
. Erlaudt. 





334 — 
Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Aufhebung, bejiehungsweife Ermäßigung gewiffer 
Stempelabgaben. 


Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Prenßen x. 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für 
den Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der Sohenzollern- 
ſchen Lande, was folgt: i 


$. 1. 
Vom 1. Mai 1873 ab werden ermäßigt die Stempel- 
abgaben: . 


1) von Eheverträgen, von Erbfolgeverträgen und von 
Teftamenten auf 15 Sgr., 


2) von Kautionsinftrumenten, wenn der Werth ber fidher- 
geftellten Rechte beträgt: 


50 bis 200 Thlr. auf 5 Sar., 
über 200 bis 400 Thlr. auf 10 Sur. 


$. 2. 
Von demfelben Seitpunfte ab werben aufgehoben bie 
Stempelabgaben von: 

1) Gefuchen (Befchwerbefchriften, Bittſchriften, Eingaben, 
Vorftellungen); 

2) Beſcheiden auf Geſuche, Anfragen und Anträge in Pri— 
vatangelegenheiten, fie mögen in Form gined Untwort- 
fchreibens, einer ae „Dekretsabſchrift oder eines 
an bie zurückgehende ie rift felbit gefeßten Defrets 
erlaffen werben; 

3) Brotofollen mit Ausnahme dev Auftiond-, Notariatd-, 
Nekognitiond» und berjenigen Protokolle, welche bie 
Stelle einer nad) anderweiter Beftimmung der Stem- 
peltarife fteuerpflichtigen Verhandlung vertreten; 

4) Requifitionen; 

5) Dedargen; 

6) Beglaubigungen nah $. 33 ber Grundbuchorbnung 
vom 5. Mai 1872; 

7) Quittungen, u. den in $.8 Nr. 2 des Geſetzes vom 
5. Mai 1872, Stempelabgaben betreffend, gedachten 
Löfhungsanträgen; 

5) Abſchieden (Dienftentlaffungen); 

9) Urlaubsertbeilungen; 

10) Kundfchaften, ... von Zünften und Gewerbstorpo- 
rationen den Gefellen und Gehülfen ertheilt werben ; 

11) Lehrbriefen; 
12) Geburtd-, Tauf-, Aufgebot-, Ehe, Tran, Todten- und 
Beerdigungsicheinen. 


. spiel jedoch bie unter 1 bis 4 bezeichneten Gegen- 
nbe: 


a) in der Provinz Sannover bei gerichtlichen Behörden 
in anderen als Juftizverwaltungsfaden vorkommen, ober 
der Verfteuerung nad) ben Befimmungen des Stempel. 
geietee vom 30. Januar 1859 unterliegen (Gefeß vom 

4. Februar 1869, Geſetz Sammlung S. 366), 


« b) im Bezirk des Appellationsgerichtes zu Köln bei gericht- 
lichen Behörden in anderen als Juftizvenvaltungsfachen 
vorkommen; 


bewenbet es binfichtlid der Verfteuerung bderfelben bei ben bis— 
herigen Vorfchriften. 


Herrenhaus. Aktenftüd 
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$. 3. 


In der Stadt Frankfurt a. M. finden die vorſtehend im 
unter Nr. 1 bis 5 und 8 bis 10 enthaltenen Beftim- 
mungen feine Anwendung. 





$. 4. 
Der fsinanzminifter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 


Beglaubigt: 


Der Präjident des Hauſes ber Abgeordneten: 
(L. S) von Fordenbed. 


A 81. 


Berlin, den 22. Februar 1873. 


‚ Das Haus ber Abgeordneten hat in feiner heutigen 
Situng den von ber Königlichen Staatsregierung auf Grund 
ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 13. November v. J. den 
beiden Häufern de8 Landtages zur verfaffungsmäßigen Beſchluß. 
nahme vorgelegten 


Redienfchaftsbericht über die Verwendung bes zur Ge: 
währung von Beihülfen an Angehörige der Referve 
und Landwehr duch das Reichsgeſetz vom 22, Juni 
1871 bereit geftellten Fonds, fowie den Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die ben Angehörigen der Reſerve 
und Landwehr geleifteten Beihülfen, 


zur Berathung gezogen und befchloffen: 
1) zu dem Rechenſchaftsbericht: 


»den Nachweis der Verwendung ber in Rebe ftchenden 
Summe von 2,494,492 Ihlen. für geführt zu er 
adıten«; 
2) zu dem Gefehentwurf die Annahme in der Faſſun 
welche die angefchloffene Ausfertigung —— ſſung⸗ 


Em. Erlcucht beehre ich mich hiervon mit dem Anbeim- 
ftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz ergebenft Mit: 
theilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
den Vräfidenten bed Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Dtto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefetzes, 
betreffend 


die den Angehörigen der Keſerbe und Landwehr 
geleiteten Beihülfen. 


Mir Wilhelm, 
Dreußen ır. 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer bed Landtages ber 
Monarchie, was folgt: 
g. 1. 


Die Forderungsrechte, welche der Staat in Ausführung 
des MReichägefeges vom 22, Juni 1871 (Reichsgeſetzblatt Seite 
271) Angehörigen der Referve und Landwehr gegenüber durch 
die Gewährung von Beihülfen in Form von Darlehnen er- 
worben Bat, geben kraft biefes Gefeßes auf die ** Kreiſe 
beziehungsweiſe kreiseximirten Städte und die Hobenzollern- 
Ya Lande in dem Umfange über, in weldiem die Darlehne 
innerhalb dieſer Verbände bewilligt worden find. 


Daffelbe gilt hinfichtlic der Forderungsrechte, welche der 
Staat dadurch erwirbt, daß weitere Darlehne an Angehörige 
der Referve und Landwehr aus dem durch Zuſchüſſe aus der 
Staatsfaffe bis auf den Gefammtbetrag von 2,577,810 Thlen. 
zu ergänzenden Beihülfefonds gewährt werben. 


von Gottes Gnaden König von 


$.2. 


Die Fonds, welche durch die Nüdzahlung der im $. 1 be 
zeichneten Darlehne gebildet werben, find zur Verwendung für 
gemeinnüßige Zwede im Intereſſe der betreffenden Kreife be- 
ehunggwoelle Landestheile beftimmt. 


$. 3. 


Die Verwaltung des für die Hohenzollernſchen Lande zu 
bildenden Fonds wird bis zur Einführung einer kommunalen 
Vertretung in denfelben durch Königliche 


Urfundlich ıc- 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(1. 8.) von Fordenbed. 





A" 82. 


Berlin, den 22. Februar 1873. 


Ew. Erlaucht beehre ich mich anliegend eine beglaubigte 
Ausfertigung bed von der Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Ällerhöchſten Ermächtigung vom 26, Oftober 1872 
den beiden Häufern des Landtages zur verfaflungsmäßigen Be- 
ihlußnahme vorgelegten Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend die Dotation der Drovinzialverbände, 


in der Faſſung, in welcher derjelbe von dem Haufe der Abge- 
erdmeten in feiner heutigen Sigung angenommen worden tft, 


EB 
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mit den Anbeimftellen der gefälligen weiteren Veranlaſſung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
ben Dräfidenten bes Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Dotation der Provinzial- und Krcisverbände. 


— 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen x. , 
—— mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was 
olgt: 
8. J. 


Aus den Einnahmen des Staatshaushalts wirb 


1) gr Ausftattung der Brovinzialverbände von Preußen, 
randenburg, aaa ‚ Bofen, Schlefien, Sadıfen, 
Scyleswig-Holftein, Weſtphalen und ber 
ſowie des Stabtkreifes ; 
| zollernfchen Yande und 
| * zur Selbſtverwaltung, 


die Summe von jährlich zwei Millionen Thalern, 
und 
| 


| 2) zur fofortigen und unmittelbaren Gewährung von 
onds für die Durchführung ber Kreisordnung, ins- 
befondere zur Beitreitung der Koften bes Kreisaus— 
| ſchuſſes und der Amtsverwaltung in den Provinzen 
| Vreußen, een Pommern , Scylefien und 
Sachſen, fowie zur Ausitattung ber at Provinzen 


heinprovinz, 
ranffurt a. M., ber Hohen- 
es Tabegebietes mit Fonds 





| und Yandestheile mit gleichartigen Fonds für die Durd)- 
führung der zu erlaffenden ähnlichen Gefetze: 


die Summe von jährlid einer Million Ihalern 
vom 1. Jannar 1873 ab zur Verfügung geftellt. 


| F. 2. 

Die Vertheilung der im $. 1 beftimmten Summen unter 

‚ bie ebendafelbit genannten fommunalen Berbände und Pandes- 

‚ theile erfolgt zur einen Hälfte nach dem Maßſtabe des Flächen ⸗ 

‚ Inhalts, zur andern Hälfte nad) dem Maßſtabe der durch die 

| Zählung vom 1. Dezember 1871 feftgeftellten Zahl der Eivil- 
bevölferung- 


$. 3. 
| 
Diejenigen Fonds, welche nad $. 1 Nr. 2 4 ber 





| Drovinzen Vreußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und 
Sachſen entfallen, werden nach demfelben Maßſtabe ($. 2) auf 
| die einzelnen Yandfreife diefer Provinzen vertheilt und benfel- 
\ ben zur Durchführung der Kreisordnung, insbefondere für die 
‚ Koften bes Kreisausichuffes und der Amtsverwaltung ($. 1 

Nr. 2) vom 1. Januar 1873 ab dauernd überwielen. In 
— Weiſe und nach gleichem Maßſtabe wird der Gefammt- 





nung vom 13. Dezember 1872 zu den Koſten der Amtöver- 
waltung zu leiten bat, ben gedachten Landkreiſen überwiefen, 

| fobald und infoweit die in &. 70 a. a. DO. bezeichneten Auf 
wenbungen für den Fiskus erfpart werden, 
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Außerdem werden vom 1. Januar 1873 ab bis zu dem 
Tage, an welchem bie Provinzialordnung in Kraft tritt, aus 
ben Antbeilen ber Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Schlefien und Sachſen an ber Dotation von 2 Millionen 
Thalern ($. 1 Nr. 1) jährlih 480,000 Thaler entnommen 
und ben einzelnen Landkreifen diefer Provinzen nad dem Map- 
ftabe des 6. 2 für die Zwecke der Kreisorbnung ($. 1 Nr. 2) 
vorläufig überwiefen. 


Ein Anſpruch auf dauernde Belaffung ber vorläufig über- 
wiefenen Summe fteht ben Kreifen nidyt zu. Die fpätere Ver- 
wendung berfelben erfolgt nad) näherer Vorfchrift der Pro- 
vinzialorbnung. 


J. 5. 


Soweit fiber bie im $. 1 bezeichneten Summen nicht be- 
reits durch die Vorfchriften der 46. 2, 3 und 4 Verfügung 
getroffen ift, erfolgt die Beftimmung über die Verwendung 
und die Ueberweifung durch befondere Geſetze. 


Bis zum Erlaffe derfelben find die Tahreöbeträge ber zur 
ee eftellten Summen, foweit diefelben jeweilig nod) 
nicht ihre mmungsmäige Verwendung gefunden haben, zu 
einem für Rechnung ber betbeiligten Verbände zu verwalten. 
ben und zinöbar zu belegenben fonds zu vereinnahmen. 


Eine Nahweifung über bie Beltände des Fonds ift dem 
Landtage alljährlich) vorzulegen. 
$. 6. 


Die Ueberweifung weiterer Summen, aus dem Staats- 
baushalts-Etat, unter Uebertragung der entfprechenden Ausgabe. 
verpflichtungen, bleibt vorbehalten. 

$. 7. 


Der Minifter des Innern und ber SFinanzminifter find 
mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. e 


Urkunblid u. f. w. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 





MM 83. 


Berlin, ben 24. Februar 1873. 


Ew. Erlaucht beehre ich mid) anliegend eine beglaubigte 
Ausfertigung ded von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Ällerhöchſten Ermächtigung vom 11. Januar er. 
ben beiden Häufern des Landtages zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eined Gefehes, 


betreffend bie Theilung des Kreiſes Beuthen, 


in ber Faſſung, in welcher bderfelbe von dem Haufe ber Ab- 
geordneten in feiner heutigen Sitzung angenommen worben ift, 
mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


Un 
den Dräfibenten des Herrenhauſes, 
Heren Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Some — — — 





Euntwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Theilung des Kreiſes Beuthen. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Un- 
ferer Monardjie, was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Aus dem Kreife Beuthen im Regierungsbezirk 
Oppeln werben bie vier Kreife Tarnowig, Beutben, 
Zabrze und Ktattowig gebildet, deren Abgrenzung die 
Anlage ergiebt. 


Urkundlich x. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


Drtfchafts: Berzeichnif 
ber 


KAreife Tarnowih, Beuthen, Zabrje und Kattowih. 





1) Der Kreis Tarnowig befteht aus den Ortſchaften: 


Jendryſſek, Truſchütz, Boruſchowitz, Biebiella, Brini, 
Klein⸗Zyglin, Groß-Syglin, Georgenberg, Groß-Bniv- 
wis, Piaſetzna, Rybna, Friedrichshütte, Oppatowig, 
Alt-Tarnowis, Miedar mit Kopania, Groß⸗Willkowiß, 
Lariſchhof, Broslawitz, Kemoczowitz, it 
Ptakowitz, Alt ⸗Nepten, Neu-Repten, Stollarzowitz, 
Friedrichswille, Trockenberg, Rudy ·Piekar, Bobrow⸗ 
nik, Friebrichsgrube, Nierada, Wieſchowa, Kunary, 
Glinitz, Marienau, Philippédorf, Grzibowitz, Mir 
kultſchütz, Naclo, Laffowig, Sowitz, Radzionkau, Kozlo- 
wagora, Orzech, Alt-Czechlau, Neu-Czechlau, Neuded 
und der Stadt Tarnowitz. 


2) Der Kreis Beuthen umfaßt die Ortſchaften: 


Deutſch Piekar, Brzezowitz, Roßberg, Guretzko, Rofitt- 
nitz, Miechowitz, Bobrek, Schomberg, Orzegow, Ober- 
Lagiewnik, Mittel⸗-Lagiewnik, Groß- Dombrowfa, Ka— 
min, Hospitalgrund, Nieder- Haydud, Ober -Hayduck, 
Braga Chropaczow und bie Städte Kö— 
—— und Beuthen mit Schwarzwald und Dom— 
rowa. 


3) Der Kreis Zabrze enthält die Ortſchaften: 
Ruda, Biskupitz, Zaborze, Klein-Zabrze, Ult-Zabrze, 
Dorotheendorf, Mathesdorf, Sosnitza, Mafofchau, 


Bielſchowitz, Kunzendorf, Paulsdorf, Groß-Paniow, 
Klein-Paniow, Chudow, Bujakow. 


4) Der Kreis Kattowitz beſteht aus den Ortſchaften: 


Przelaika, Baingow, Siemianowitz, Maczeykowitz, 
Michalkowitz, Bittkow, Ignatzdorf (Sopenlohepütte) 


._— 


—— Domb, Jofepbeberf Beberödorf, Halemba, 
Klodnitz, Neudorf, ntonienhütte + Bykowina, Kochlo⸗ 
witz Rabofhau, Brynow, Gut&bezirk ——— 
lenze, Bogutſchuͤtz, Klein Dombrowka, Rosdzin, op · 
pinig, Janom (Schloß Myslowitz), Brzenskowißtz, 
Brzezinka und ben Städten Myslowig und Kattowih. 


M 84, 


Berlin, den 1. März 1873, 


Das Haus ber Abgeordneten bat in feiner Situng vom 
4. Februar er., und wiederholt in feiner Eikung vom heutigen 
Tage ben von ber XIV. Kommiffion deffelben vorgefhlagenen 
Entwurf eines Gefehes, 


betreffend die Abänderung ber Artikel 15 und 18 ber 
Verfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850, 
angenommen. 


Em. Erlaudt beehre ich mic daher, diefen Entwurf in 
einer beglaubigten Ausfertigung mit dem Unbeimftellen ber 
gefälligen weiteren Veranlaſſung ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Bräfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Bräfidenten bed Herrenhauſes, 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Abänderung der Artikel 15 und 18 der Der- 
faffungs - Urkunde vom 31. Januar 1850. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen .ıc. 
verordnen, unter Zuftimmung beiber Häufer des Landtages 
Unferer Monardjie, waß folgt: 


Einziger Artikel, 


Die Artikel 15 und 18 ber Berfaffungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850 find aufgehoben. 


An die Stelle berfelben treten folgende Beftimmungen: 


Artikel 15. 


Die ag und die römifch-fatholifche Kirche, ſowie 
jede andere — ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten ſelbſtſtaͤndig, bleibt aber den Staatsgeſetzen 
—* ber geſetzlich geordneten Aufſicht des Staates unter 
worfen. 


Mit der gleichen ey bleibt jebe Religiondgefell- 
fhaft im ah und Genuß der für ihre Kultus-, Unterridyts- 
= —* lthaͤtigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen 
und Fonds. 


Anl. 3. b. Verhandl. d. Herrenhauſes. 
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Artikel 18, 


Das Ernennungs-, Borfclags, Wabl- und Beftätigungs- 
Recht bei Befekung kirchlicher Stellen ift, foweit ed bem 
Staat zufteht und nicht auf dem Watronat oder befonberen 
Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 


Auf Anftellung von Geiftlihen beim Militair und an 
———— Anſtalten findet dieſe Beſtimmung feine Anwen ⸗ 
ung. 


m ai regelt das Geſetz bie Befugniffe de8 Staa- 
tes hinſichtlich Vorbildbung, Anftellung und Entlaffung der 
Geiftlihen und Religionsbiener und ftellt die Grenzen ber 
firhlihen Disziplinargewalt feft. 


Urkundlich sc. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L.S) von Fordenbed. 


A 85. 


Berlin, ben 28, Februar 1873. 


Das Haus ber Abgeorbneten ar in feiner heutigen 
Situng beſchloſſen, dem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchten Ermächtigung vom 16. Februar d. J. 
Fin eg Häufern des Landtage8 vorgelegten Entwurf eines 
eie e8, 
ra bie außerorbentlide Tilgung von Staats- 
ſchulden, 
unverändert die verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucht beehre id) mich hiervon, unter Beifügun 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mi 
bem Anheimſtellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
ben Präfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Dito zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefekes, 
betreffenb 
die außerordentliche Tilgung von Staatsfchulden. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen x. 
verorbnen, mit Zuftimmung ber beiden Häuſer des Landtages 
ber Monardjie, was folgt: 
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§. 1. —— 5* ich —* * ng ee 

gar einer beglaubigten Ausfertigung bed ge en Entwurfs, mi 
. — —— A ae Val a — dem — der gefelligen —* Veranlaffung ganz 
neten 44progentigen Stnatsanleifen: ergebenft Mittfeilung zu mechen. 





1) der fünf Staatsanleihen, welche aufgenommen find Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
a) — In Erlaß vom 25. April 1843 (Geſetzſamml. von Fordenbed. 
©. 7 . 


b) nad dem Gefeg vom 20. Mai und bem Erlaf An 
7 i 1854 [. ©. 313 und | den Präfidenten des Herrenhaufes 
ru er * Serrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerode, 


Erlaudt. 
ce) nach dem Gefeh vom 21. Mai und dem Erlaß ch 
vom 22. Oktober 1855 (Geſehſamml. S. 310 und — — 
684), 


d) a ben Gefeh vom 7. Mai 1856 (Gefehfammt. 


. 402) und dem Erlaf vom 23. März 1857 _ 
GGefſetzſamml. S. 753), Entwurf eines Geſetzes, 
e) nad) den Geſetzen vom 10. Mai 1858 (Geſetzſamml. 
3 ai vom 2, Juli 1859 (Beh famml. betreffend 
©. 365) und bem Erlaß vom 21. Auguſt 1859 die Ausführung der |reisordnung vom 


(Geſetzſamml. S. 419), 


13. Dejember 1872. 
2) - — Naſſauiſchen Staatsanleihe vom 17. Juni 
6 





zu verwenden. 


$. 2. en ee von Gottes Gnaden König von 
, — f teußen ar. 
Zu weldem Zeitpunkte die einzelnen Anltihen durch die | „erorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, was 


Hauptverwaltung der Staatsſchulden aufzufündigen find, be- 
ftimmt ber —— Derfelbe wird zugleich ermächtigt, 
auch ſchon vor dem Ablauf der Kündigungsfriften auf Obli- 
ationen, welche zur Einlöfung präfentirt werben, die verſ tie: 
—* Kapitalbeträge nebſt den bis zum Tage der Einlöſung 


folgt: 
Einziger Paragraph. 


Die den Berwaltungsgeridhten in den 889. 110, 111 und 
113 ber Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 übertragenen 
Befugniffe werden für bie erften nad Mafigabe jenes Geſetzes 
p vollziehenden Wahlen der Kreistags-Abgeorbneten bis zum 

. Januar 1874 von ben Deputationen für das Seimath- 
wefen ($$. 40 und 41 des Geſetzes, betreffend die Ausführung 
bes Bundesgeſetzes über ben u Ag nn bom 
8. März 1871, Gefeß - Sammlung ©. 130 f) innerhalb ber 
in ihren Sprengeln gehbrigen Regierungäbezirke in bem durch 

ie 66. 190 ff. ber Kreisorbnung — Verfahren 
wahrgenommen. 


Urkundlich ꝛc. 


aufgelaufenen Zinſen durch die Hauptverwaltung ber Staats- 
fhulden auszahlen, ſowie auch den Rückkauf zu angemeffenen 
Kurfen ftattfinden zu laffen. 


8.3. 


) 

| 

| 
Ueber die Ausführung dieſes Geſetzes ift dem Landtage 
bei feinem nächſten Zufammentritt Rechenſchaft abzulegen. 
| 


Urkundlid unter Unferer er ua Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben .......... den ben 1873. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(I.S.) von Fordenbed, 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


M 87. 
N 86. 


Berlin, den 1. März 1873, 


— 


Berlin, den 28. Februar 1873. 









Em. Erlaucht beehre ich mich, anliegend eine beglaubigte 
Ausfertigung des von ber Königlihen Staatsregierung auf 
Grund der Allerhöchſten Ermädtigung vom 13, November 
v. a ben beiden Häuſern des Landtages zur verfaffungs: 
mäßigen Beichlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefeies, 


betreffend die Erbichaftäfteuer, 


in der Faſſung, in weldyer berfelbe von dem Haufe der Ub-, 
geordneten in feiner heutigen Sigung angenommen worben if, 


Das Haus ber Abgeordneten hat in feiner heutigen 
Sitzung befchloffen, dem von ber Königlichen Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchſten Ermächtigung vom 15. fyebruar er. 
8 beiden Häuſern desß Landtages vorgelegten Entwurf eines 

14 ehed, 
betreffend bie Ausführung ber Kreisorbnung bom 
13. Dezember 1872, 


unverändert die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


— — — — — 





mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung 
ganz ergebenft zu überjenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
den Präfibenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Erbſchaftsſteuer. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, 
für den Umfang der Monarchie mit Einſchluß des Jade— 
—2 A aaa mit Ausichluß der Hohenzollernſchen Yante, 
was folgt: 


Gegenftand ter Erbichaftöftener. 
$. 1. 

Der Erbichaftsfteuer find nad, Vorſchrift dieſes Gefeges 
und des anliegenden, von Uns vollaogenen Tarife untermor- 
fen, ohne Unterfchied, ob der Anfa Inländern ober Auslän- 
dern zufommt: 

I) Erbſchaften, Bermächtniffe und Schenkungen von Todes 


wegen (mit Einfhluß der vemuneratorifcden und ber 
mit einer Auflage belafteten Schenkungen); 


2) Lehns · und Fribeifommißanfälle; 

3) bie Anfälle von Hebungen aus Familienftiftungen, welche 
in Folge Todesfalles * ben vermöge She ro 
ee gefeglicher Succeffionsorbnung Berufenen über- 
gehen. 


Fideilommiß · und Kamilienftiftungen. 


§. 2. 

In Betreff ber von Fideikommiß und von kamilienftif- 
tungen zu entrichtenden Werthftempelabgabe bewendet es bei 
den beftehenben Vorfchriften mit folgenden Maßgaben: 

1) bie Ermittelung des ftempelpflichtigen Werthes erfolgt 
nad) den Beit — in den x 12 bis 19 biefes 
Geſetzes, jedody ohne Abzug der Schulden; 

2) bei Fibeifommiß- und Hzamilienftiftungen von Todes 
wegen ift ber Werthftempel binnen —* Monaten nach 
bem Todesfall beizubringen und kommen wegen ber 
Verhaftung für die Entrichtung deſſelben bie Beftim- 
mungen ber $$. 27 und 28 dieſes Geſetzes zur An- 
wendung. 


\. 3. 
uls — — im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
alle von Todes wegen ober unter Lebenden getroffenen Un- 
orbnungen anqufehen, kraft deren gewiffe Bermögensgegenitände 
der Familien für immer ober für mehr ald zwei Generationen 
erhalten bleiben follen. — 


Schenkungen unter Lebenden. 


§. 4. 


Schenkungen unter Lebenden, — inöbefondere aud bie 
vmuneratorifhen und die mit einer Auflage befafteten Schen- 


— — 
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fungen, — unterliegen, wenn eine fchriftliche Beurkundung 
berfelben jtattfindet, einer Wertbitempelabgabe von dem Ber 
trage der Schenkung. 

Der erforderliche Werthſtempel beftimmt ſich nad ben 
Vorſchriften des anliegenden Tarifes und ber 868. 9 bis 19 
biefed Gefeges, indem an Stelle der Verhältnifje des Erblaffers, 
beziehungsweife bes Erwerbers des Anfalles, die Verhältniffe 
er ers, beziehungsweife des Befchenkten berüdfichtigt 
werben. 

Im Uebrigen finden auf die Werthftempelabgabe von 
Schyenfungen die Beftimmungen wegen bed Urkundenſtempels 
Anwendung. 

Erbfcaftsftenerpflichtige Mafle. 
$. 5. 

Die Erbfdaftöfteuer wird von dem Betrage entrichtet, um 
welchen diejenigen, denen ber Anfall zufommt, durch denfelben 
reicher werden. 

Es find daher ber ftenerpflichtigen Maffe alle zu berfelben 
geheri e ausſtehende Korderungen, auch bie, welche ber Erwer ⸗ 

er felbit zur Maffe fehulbet, oder bie ihm erft mit dem Anfall 
erlaffen werben, hinzuzurechnen. 

Dagegen kommen von ber fteuerpflichtigen Maſſe in Abzug 
alle Schulden und Laſten, welde mit und wegen berjelben 
übernommen werben. Hierzu werben bei Exrbfchaften auch ge- 
rechnet die Koften der lebten Krankheit und des Benräb- 
niffes des Erblafferd, die gerichtlichen und aufergerichtlichen 
Koften der Nachlaßregulirung und ber im ntereffe ber Maffe 

eführten Progeile, nicht aber ber Betrag ber Erbicafts- 
Heuer ſelbſt und nicht die Koften ber zwifchen ben Erbinterefien- 
ten in deren befonderem Intereſſe geführten Prozeffe. 


QJumenbungen zur Vergeltung übernemmener Leiftungen. 
$. 6. 
Inſoweit eine Zuwendung zur Vergeltung für Peiftungen 
beftimmt ift, meldye mit dem Anrall übernommen werden * 


welche im Geldwerth zu veranſchlagen ſind, kommt der Werth 
dieſer Leiſtungen von der Zuwendung in Abzug. 


Stiftungen. 
6.7 

Vermögen, welches zur Begründung einer angeorbneten 
ober einem Erben, Vermächtnißnehmer u. f. w. aufgetragenen 
Stiftung — mit Ausschluß der Frideifommiß- und der Fa— 
—— — ($. 2) — gewidmet iſt, wird hinſichtlich ber 
Verſteuerung ebenſo behandelt, als ob daſſelbe der ſchon be— 
gründeten Stiftung angefallen wäre, —— der ander⸗ 
weiten Feſtſtellung und Nachforderung oder attung der 
Steuer, falls bie Stiftung nicht, oder nicht in der angeord- 
neten Weife zur Ausführung gelangt. Für die eintretenden 
ze nachzuerhebenden Steuerbeträge kann Eicdyerheitsbeftel- 
ung gefordert werben. 


Aumenbungen zu milben ıc. Zwecken. 


$. 8. 


Sind ohne Begründung einer Stiftung Zuwendungen zu 
milden, gemeinnügigen ober Öffentlichen eden angeordnet 
oder einem Erben, Vermädtnißnehmer u. f. mw. Leiſtungen zu 
gleichen Zwecken aufgetragen, fo werben biefelben — 
er Verſteuerung ebenfo behandelt, als ob zu demſelben Zwecke 
eine Stiftung im Betrage der Zuwendung beziehungsmweile Lei- 
ftung angeordnet wäre, 

Die auf folde Zuwendungen entfallende Steuer ift von 
den mit ber Zuwendung Belafteten zu entrichten und kann 
wenn bieferhalb feine andere Anorbnung getroffen ift, auf 
bie — “ beziehungsweiſe Leiſtung — angerechnet 
werben. 


Im Auslande befindliches Vermögen. 


$. 9. 


Grundftüde und Grundgerechtigkeiten, welche u. 
Landes liegen, gehören nicht zur fteuerpflichtigen Maſſe. An- 
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beres im Muslaube befindliched Bermögen eines Erblaffers, 
welcher bei feinem Ableben Inländer war, unterliegt ber Ber- 
fteuerung, fall8 davon im Auslande feine, ober eine geringere 
Erbfchaftäfteuer, ald nach Vorſchrift dieſes Geſetzes, zu ent 
richten ift. Im letzteren Te findet die Anrechnung der im 
Auslande erweislich gezahlten Erbicaftsfteuer auf die bieffei- 
tige Steuer ftatt. 


Im Inlande befinblidyes Vermögen. 
$. 10. 


Don dem Anfall inländifcher Grunditüde, Grundgerech⸗ 
tigfeiten oder deren Nutzungen ift bie Erbſchaftsſteuer zu er- 
heben ohne Unterſchied, ob der Erblaffer gg oder Aus- 


länder war, und ob berfelbe feinen Wohnſih im Inlande hatte | 


ober nicht. 


Anderes im Inlande befinbliches Vermögen eines Erblaffers, 
welcher bei feinem Ableben Ausländer war, unterliegt ber 
Verfteuerung nicht, wenn in bem Staate, wohin daffelbe ver- 
abfolgt werben foll, die gleiche Ruͤcſſicht hinſichtlich des Nach— 
laffes dieffeitiger Angehöriger beobachtet wird. 


Vertheilung ber Schulden und Laften. 


$. 11. 


Schulden und Laften, welde nur auf einem nah 6%. 9 
und 10 fteuerfreien oder fteuerpflichtigen Theile ber Maſſe 
haften, kommen bei Berechnung der Steuer nur bei bemjeni- 
gen Theile in Abzug, auf welden fie haften. 


Schulden und Paften, welche ſowohl auf dem fteuerfreien, 
ala auf dem fteuerpflichtigen Theile der Maffe haften, kommen 
von leßterem nur nady dem Verhältniß dieſes Theiles zur ge 
fammten Maffe in Abzug. 


Hypothekariſche Schulden, für melde der Eigenthümer 


zugleich) perfönlicy haftet, gelten ala zunächſt das Grunbitüd 
belaftend, und kommen nur rüfichtfich be8 durch das Grund⸗ 
ſtück nicht gebeten Betrages bei ber übrigen Maffe in An— 


rechnung. 
Ermittelung bed Werthes ber Maſſe 
6. 12, 


Die Ermittelung bed Betrages ber Maffe it ohne Nüd- 
fiht auf die für andere Zwecke vorgefchriebenen Abſchätzungs- 
a auf den gemeinen Werth zur Zeit des Anfalles zu 

ten. 


$. 18. 


Bei immerwährenden Nuhungen und Leiftungen wird fi) 
das Zwanzigfache ihres einjährigen Betrages, bei Nutzungen 
und Veiftungen von unbeftimmter Dauer, fofern nicht die Vor- 
—— in den 66. 14 und 15 Anwendung finden, ober an 

erweite bie längite Dauer begrenzende Umjtände nacdhgewiefen 
werben, das Zwölf und ein halbfache bes einjährigen Betra- 
ges als Kapitalwertd angenommen. 


$. 14. 
Der Werth von Leibrenten, Nießbrauchsrechten auf Le 


benszeit und anberen auf bie Lebenszeit des Berechtigten, oder | 


einer anderen Derfon befchränkten Nutzungen oder Yeiliungen 
beftimmt ſich nach dem zur Zeit des Anfalles erreichten Ve 
benäalter der Perſon, bei beren Tode bie Fa oder Leiſtung 
erliſcht, und wird bei einem Lebensalter derfelben 


von 15 Jahren oder weniger auf das 16 fache, 


über 15 >» bis zu 25 Jahren » » 15 » 
23 >» » dB rs » 14» 
» 35 » » »45 >» ss» 124» 
».45 » » 65 ı » + 10» 
„» 55 » „ab » nn» Tr 
» 65 = » 75 » ” ” 5» 
DD »r » +80 » » » 5 >» 
» 80 r „10 — f) - ” 2 » 


bes Werths der einjährigen Nutzung beziehungsweife Leiftung 
angenommen. 








J 


Iſt jedoch die Nutzung ober Leiſtung ſchon innerhalb eines 
ae nad dem Anfalle erlofhen, fo wird_ber Werth ber- 
elben nur nach Maßgabe ihrer wirklichen Dauer beftimmt, 
und das Zuvielgezahlte erftattet. 


$. 15. 
Iſt die Dauer der Nubungen oder Leitungen von ber 


Lebenszeit mehrerer Perfonen bergeftalt abhängig, daß beim 


Tode der zuerſt verfterbenden die Nutzung ober Leiſtung er- 
liſcht, iſt für die nach F. 14 vorzunehmende Werthermit- 
telung das Pebensalter der älteſten Perſon maßgebend. Wenn 
die Nitzung oder Leiſtung bis zum Tode ber lehtverſterbenden 
Perſon foridauert, erfolgt die Berechnung nad) dem Lebens 
alter ber jüngften Perfon. 


$. 16. 


Bei auf beftimmte F eingeſchränkten Nutzungen oder 
Leiſtungen iſt ber Stapitalwerth ber geſammten en be- 
—— Leiſtungen für den Zeitpunkt des Anfalls unter 

ugrundelegung eines fünfprozentigen Zinsfußes nach ber als 
Anlage beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch bie 
Dauer ber — oder Leiſtung noch außerdem durch die 
Lebenszeit einer oder mehrerer Perſonen bedingt, fo darf ber 
nach $$. 14 und 15 zu berechnende Kapitalwerth nicht über- 
Schritten werben. s 

18, 


‚, Nußungen eines Kapitals find zu 5 vom SHunbert jähr- 
lich zu —— ſoweit nicht eine, die anderweite Ver⸗ 
fügung über das Kapital ausſchließende Beſchränkung auf einen 
geringeren Prozentſatz nachgewieſen wird. 


$. 18. 


Den Werth aller anderen Gegenftände anzugeben, liegt 
den Steuerpflichtigen beziehun Smeile den im $. 35 bezeichneten 
Verpflichteten ob. Wer ber Verpflichtung zur Angabe bes 
Werthes auf ergangene Aufforderung ber Steuerbehörbe nicht 
634 bat die durch amtliche Ermittelung deſſelben ent. 
ehenden und mit der Steuer einzuziehenden Koften zu tragen- 


$. 19. 


Trägt bie —— Bedenken, die Werthangabe 
($. 15) als richtig anzunehmen, und findet eine Einigung Bier 
über mit den Steuerpflichtigen nicht Hat ‚ To ift die Steuer- 
behörde befugt, felbftitändig ben Werth zu ermitteln und da- 
nad) die Steuer zu erheben. Die Koften ber Werthsermit- 
telung fallen dem Steuerpflichtigen zur Paft, wenn ber 
ermittelte Werth den von dem GSteuerpflichtigen angegebenen 
Werth um mehr ala 10 pCt. überfteigt. Die etwa gezahlten 
Koften werden erftattet, wenn im Verwaltungswege oder im 


Rechtswege % —9 die Ermäßigung des Werthes auf einen 
nicht zum Kojtenerfaß verpflichtenden Betrag erfolgt. 
Bebingter Erwerb, 
$. 20. 


‚ ‚Vermögen, deffen Erwerb von dem Eintritt einer auf 
ſchiebenden Bedingung langt, unterliegt ber Beftenerung 
erſt bei dem Eintritt ber Bedingung. Die Steuerbehörde 
kann jedoch Sicherjtellung der alddann zu entrichtenden Steuer 
fordern. Unter einer auflöfenden Bedingung erworbenes Ver- 


' mögen — mit Ausnahme ber Dr me von unbeftimmter 


ı Dauer, welche ledi 


lid) nach ben Beltimmungen in den $$: 13 


‚ bis 16 zu behandeln find — ift wie unbedingt erworbenes zu 
verſteuern. Beim Eintritt der Betingung wird aber bie ge- 


bite Steuer bis auf den ber wirt 
prechenden Betrag erftattet. 


Bedingte Belaftung. 
sa. * 


Den Merth ber fteuerpflidhtigen Maffe vermindernbde 
Laften und Leitungen werben, foweit fie vom Eintritt einer 
auffciebenden Bedingung abhängen, nicht berüdfichtigt. Beim 
Eintritt der Bedingung it das Zuvielgezahlte von der Steuer- 
behörde zu erftatten. 


ichen Bereiherung ent- 
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„Laften, deren fortbauer von einer auflöfenden Bedingung Menn ein überlebender Ehegatte kraft elterlichen Nieh- 
abhängt — mit Ausnahme ber Peiltungen von unbeftimmter | brauch ober mit den Kindern fortgefehter Gütergemeinſchaft 
Dauer, beren abzuziehender Werth nad den Beftimmungen in | im Befik des Ehevermögens bleibt, fo findet eine Verfteuerun 
den SS. 13 bis 16 ſich berechnet — werden wie unbebingte in | bed während der Dauer biefes Verhältniffes durch ben To 
Abzug gebraht. Beim Eintritt der Bedingung ift derjenige | eine Kindes an beffen Gefchmwifter ober deren Defjenbenten 
Steuerbetrag nachzuerheben, welcher mehr zu entrichten geweſen gelangenden Anfall nicht jtatt. 
fein würbe, wenn ber Zeitpunft des Eintritt8 ber Bedingung 


bei Beredinung ber Steuer bekannt geweſen wäre. Die Berechnung ber Steuer. 
Steuerbehörde kann Sicherftellung dieſes Anſpruches fordern. | $. 26. 
$. 22. | Die Erbfchaftsfteuer wirb nad) bem ganzen Antheile jebes 


\ einzelnen Erwerbers eines Anfalles für diefen befonders be- 

Die in ben 88. 20 und 21 enthaltenen Beitimmungen rechnet. Haben eig ya in einer gemeinfchaftlichen letzt ⸗ 
find gleihmäßig auch auf die von einem Ereigniß, welches nur | willigen Verfügung Verwandte des einen ober beider ch . 
hinſichtlich bes ng feines Eintritte8® ungewiß ift, ab- | atten zu Erben eingefegt oder mit Zuwendungen bedacht, und 
bängigen Erwerbungen, Laften und Leiſtungen anzuwenden. leibt pe von weldem ber beiden Ehegatten ber 


Anfall erfolgt ift, fo wird angenommen, daß der Anfall von 

Unfichere frorberungen. bem, dem I rei rei am nächſten verwandten Ehegatten 
; ' erfolgt fei, foweit der Nachlaß des legteren reiht. Kann ber 

$. 23. Betrag des Nachlaſſes des zuerſt verftorbenen Ehegatten nicht 


Unfichere Forderungen und andere zur fofortigen Merth- | ermittelt werden, fo iſt berfelbe behufs Berechnung ber 
ermittelung nicht geeignete Gegenftände kommen mit einem | —— erh des beim Tobe des Ichtlebenden Gatten 
muthmaßlichen Merthe in Rehmung, den der Steuerpflichtige vorhandenen Vermögens anzunehmen. Bleibt jebod nur in 
in Vorſchlag bringt. Findet feine Einigung ftatt, fo fann Betreff einzelner Dermögendgegenftände zweifelhaft, Dr welchem 
die Steuerbehörde von dem angegebenen Werthe die Steuer | Vahlaß fie gehören, fo wird angenommen, daß biejelben zum 
einziehen und die Berichtigung des Werthanfages, ſowie bie Rachlaß jedes Ehegatten zur Hälfte gehören. 

entiprechende Nachforderung oder Erftattung ber Steuer bis Haftung für bie Steuer 

zum Ausgange derjenigen Verhandlungen vorbehalten, von 8 ex i 

$. 27. 


welchen die Bezahlung ber Forderung beziehungsweiſe bie 
Die Erbfhaftsfteuer betrifft den Erwerber bes fteuer- 


MWerthsermittelung abhängt. 
Sind bei Berechnung ber Steuer ungewiffe ober nody un- | pflicdhtigen Anfalles. Für diefelbe haftet die ganze fteuerpflid- 
tige Maffe ($. 5), auß welcher aud auf Erforbern für bie 


befannte Anfprüde an die Maffe außer Berädfihtigung ge 
blieben, fo wird, wenn dieſelben fpäter zur Verwirkli ung ge —— a, oe Anfälle Sicherheit beftellt werben muß 
. 20 un . 


langen, das Zuvielgezahlte von der Steuerbehörde zurüder- 
Erben und Miterben find bi auf Höhe des aus ber 


ftattet. 

Erbihaft Empfangenen für bie von allen den Nachlaß be- 
—— zu entrichtende Erbſchaftsſteuer ſolidariſch 
verpflichtet. 


Hinſichtlich der in dieſem Geſetze den Etben und Miterben 
aufgelegten Verpflichtungen werden Erwerber eines Univerfal- 
vermãchtniſſes oder eines Vermächtniſſes unter einem Univerfal- 
titel den Erben und Miterben gleichgeachtet. 


§. 28, 


Gefegliche Vertreter und Bevollmächtigte ber Erbinter- 
effenten, Teitamentsexefutoren und Nadlakverwalter, ſowie 
die Verwalter von framilienjtiftungen, dürfen die Erbſchaft— 
einzelne Erbtheile, Vermächtniſſe oder Schenfungen, beziehungs- 
weife die Hebungen aus ber Familienſtiftung, nur nad Be- 
rihtigung oder Sicerftellung der darauf treffinben Erbſchafts, 
ſteuer ausantworten und bleiben im entgegengeſetzten Falle 
für die Steuer verhaftet. 


Betrag der Pehns- und Fideilommißanfälle. 
$. 24. 


Cehne- und Fideilommißanfälle, fie mögen in Gütern ober 
Kapitalien beftehen, fowie Anfälle aus Familienſtiftungen 
werden nad) Maßgabe bes ae der einjährigen Nugung 
und bes Lebensalterd des Erwerbenden nad Vorſchrift des 
%. 14 verfteuert. 


Erwerb ber Eubftang ohne die Nupung. 
$. 2. 


Iſt einem Erben, Vermächtnißnehmer u. ſ. w. Vermögen 
angefallen, beflen Nutung einem Dritten zuftebt, fo wird 
dafjelbe um den nad Vorfchrift der GG. 13 und ff. beredineten 
Werth der Nutzung geringer angefchlagen, wenn ber Erwerber 
der Subftanz die Verftenerung bei dem Anfall bewirkt. Wirb 
bie Aus ber Derfteuerung, ber Subſtanz bis zur Verei-_| 


———————————— — — — — 





nigung der Nutzung mit der Subſtanz beantragt, ſo findet Verwaltung der Steuer. 

der vorftehend angeordnete Abzug nicht ftatt. Vielmehr er- ' 

folgt alsdann die Beſteuerung nad) Maßgabe der bei Beendi- $. 29. 

gung der Nußniehung bed Dritten obwaltenden Verhältniffe, Die Verwaltung des Erbſchaftsſteuerweſens wird unter 


und wenn inzwifdhen eine weitere Vererbung der Subftang | geitung des SFinangminiiterg von den Vrovinzialteuerbehörden 
eingetreten fein follte, ohne Entrihtung einer Steuer für die Far Ir — — —— Idu! —— —— 
dazwiſchen liegenden Anfälle dergeitalt, als ob ber im Die | per ihnen von dem Finanminiſter amuweifenden Gefchäfts- 
Nugung eintretende Erwerber der Subftanz das Eigenthum | gesirke die Feftftellung und Einziehung der zu erhebenden Erb⸗ 
unmittelbar von dem urjprüngliden Erblaffer erworben hätte, fhaft8-Steuerbeträge umd die Aufficht über die Beobachtung 
Bei Ausſetzung der Verftenerung ift die Steuer auf Verlangen | der Vorihriften biefes Gefebes obliegt. Diefelben erhalten 
der Steuerbehörbe aus der Maſſe auf Koften ded Erwerber | nad Vorſchrift ber betreffenden Minifterien von denjenigen, 
der Subſtanz ſicherzuſtellen. welchen die Führung der Todtenliſten obliegt (Pfarrern, 


Bei fideikommiſſariſchen Subftitutionen wird ber Fiduziar | Bürgermeiftern u. f. w.), periodifdhe Auszüge aus letzteren 
als Rießbraucher und vr Ideitommiſſar als — nad Maßgabe der für dieſen Zweck anzuordnenden Formulare, 
des — rg fer behandelt. Iſt jedoch das ——— von ben Gerichten beglaubigte Abſchriften der eröff- 

ne 


Fideikommiß auf dasjenige beichränft, was beim Tode des Fi— n legtwilligen Verfügungen und der Todeserklärungen. 
duiard noch vorhanden Fein werde (quidquid supererit), fo i 

haben fowohl der Fiduziar von dem vollen Betrage ded An- | Anmeldung bed Anfalles. 

falle, als der Fideilommiſſar von dem vollen Betrage des $. 30. 


an ihm herausgegebenen Vermögens, nad) ihrem Berwandt- 
en zum Erblaffer die Erbſchaftsſteuer zu ent- | 
raten. 


| 


Geber, dem ein fteuerpflichtiger Anfall ($. 1) zufommt, 
ift verpflichtet, benfelben binnen brei Monaten, nachdem er 
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davon Kenntniß erlangt hat, dem zuftändigen Erbſchaftk- 
Steueramte ſchriftlich anzumelben, ohne Unterfchied, ob bie 














ift die vorermähnte Verpflichtung und bie Verpflihtung zur 
Anmeldung ($$. 30 ff.) von beren gefehlichen Vertretern zu 


Erwerbung bes Anfalles bereits ftattgefunden hat oder nicht. | erfüllen. 


erpflichtete in außereuropäiſchen Fändern oder Ges 
Ham fo werben bie vorftehende und bie im 


Jit_ber 


wäffern abweſend, 


&. 33 beitinmmte zweimonatliche Friſt auf ſechs Monate ver | 


längert. 


Es wird vermuthet, daß foäteftens am 30. Tage nad) bem 
Eintritt des Anfalles der zur Anmeldung Verpflichtete, wenn 
er in Europa ſich aufhält, Kenntniß von dem Anfalle erlangt 
bat, vorbehaltlidy des der Steuerbehörbe obliegenden Beweiſes 
eines früheren und des dem Steuerpflidtigen obliegenden Be— 
meifes eines fpäteren Zeitpunftes. 


$. 31. 


Theilnehmer an einer Erbfchaft, ſowie die zu Hebungen 
aus einer Familienſtiftung Berufenen werben von ber Anı 
melbungspflicht ($. 30) befreit, wenn die ihnen zukommenden 
Anfälle von einer der im $. 28 bezeichneten Derfonen oder 
einem Mitberechtigten rechtzeitig angemeldet werben. 


$. 32.) 


Der Empfang der Anmeldung ift von dem Erbfdafts- 
Steneramt auf Verlangen auf einem vorzulegenden Duplikate 
koſten und ftempelfrei zu beiceinigen. 


Vergeihnig und Deklaration, 
$. 33. 


Innerhalb einer ferneren Zumal geil nad Ab- 
lauf der Anmeldungsfriſt ($. 30) muß dem zuf änbigen Erb- 
ſchaftsſteueramte ein vollſtaͤndiges und richtiges, zugleich die 
erforderlichen Werthangaben enthaltended Verzeichniß (Inven- 
tarium) über die gefammte fteuerpflichtige Malle und alle ber- 
felben zuzurechnende oder davon in Abzug zu bringende Ge- 
enftände vorgelegt werben. Siermit iſt eine ſchriftliche De- 
Maration ber bie Deftfebung der Erbſchaftsſteuer bedingenden 
Verhältniffe zu verbinden und einzureichen. 


Eine Verlängerung der Friſt ift auf Antrag zu bewilligen, 
jofern bejondere rüinde es erforderlih machen, und muß ind- 
ejondere gewährt werben, wenn ber Berufene den Anfall 
noch nicht erworben hat und dies anzeigt. 


Hinſichtlich der Einrichtung des Verzeichniſſes und ber 
Deklaration find die nad Bebürfnif von dem Finanzminiſter 
zu erlaffenden näheren Vorfchriften zu beobachten. 


$. 34. 


Bei Erbſchaften, an denen fein fteuerpflichtiger Erbe 
Theil nimmt, fondern bei benen nur fteuerpflichtige Vermächt⸗ 
niffe, Schenkungen u. f. w. vorfommen, kann das BVerzeichniß 
und bie Deklaration ($. 33) auf bie fteuerpflichtigen Anfälle 
ber betreffenden Gegenftänbe und Berbältniffe beſchraͤnkt werben 


$. 35. 


Die Verpflihtung zur WVorlegung des Verzeichniffes und 
ber Deflaration liegt ob: 


1) bei Erbfchaften in Bezug auf alle ben Nachlaß be- 
treffenden Peso Unfälle — wenn ein Tefta- 
mentsvollzieher oder Nachlaßverwalter vorhanden ift, 
diefem, fonft den Erben, ohne Unterſchied, ob fie felbit 
von den ihnen zukommenden Anfällen Erbſchaftsſteuer 
au entrichten Haben oder nicht. Andere Theilnehmer 
(Bermäctnißnehmer u. f. w.) find in Betreff des ihnen 
zufommenden Unfalles zur tie we bes Verzeichniffes 
und ber Deklaration nur auf aufge bes Erb. 
fhafts-Steueramtd innerhalb der ihnen befannt zu 
madhenden Friſt verpflichtet; 


2) bei ben im &; 1 unter 2 und 3 bezeichneten Anfällen 
— jedem Steuerpflichtigen binfihtlih des ibm zu— 
fommenden Anfalles. 


Für Bevormundete, unter Kuratel oder väterlidier Ge- 
walt ftehende oder juriftifche Derfonen und für Konkursmaſſen 


Fernere Ermittelungen. 
$. 36. 


Das Erbfhafts-Steueramt hat die Richtigkeit und Voll— 
ftänbigfeit ber —— eg und Deklarationen zu 
prüfen und bie Verpflichteten ($. 35) zur Erledigung der 
ihnen befannt gemachten Erinnerungen innerhalb der zu be 
—5— Sri anzubalten. Jeder, bem ein der Erbichafte- 

euer unterworfener Unfall ($. 1) zufommt, ift zur Ertbei- 
lung ber von dem Erbfchafts-Steueramt erforderten Auskunft 
über die auf den Unfall bezüglichen thatſächlichen ne 
fomweit fie auf bie Beftfegung er Steuer für den an ibn felbit 
oder an andere Theilncehmer an der Erbſchaft u. f. w. gelan- 
genden Anfall von Einfluß fein können, verpflichtet. _ 


Auf Verlangen müffen dem Erbihafts-Steueranıte die 
den Anfall betreffenden Urkunden zur Einficht vorgelegt werden, 
insbefondere legtwillige Verfügungen, Erwerbödofumente und 
die Beweismittel über bie von der Maffe abzuziehenden 
Schulden und andere Anſprüche, auf Grund deren Abzüge 
von ber Maffe gemacht, oder Theile berfelben ausgeſchieden 
werben follen. 


Wird in den vorgebachten Fällen den Aufforderungen 
des Erbfchafts-Steueramtes nicht genügt, fo kann baffelbe die 
Säumigen durch Feſtſetzung und Einziehung von Orbnungs- 
ftrafen bis zu dem Betrage von Swanzig Shalern zur Be 
folgung feiner Anordnungen anhalten, aud) das zur Erledi— 
gung derjelben Nöthige auf Koften der Säumigen befchaffen. 

Eidesftattliche Verfiherungen. 
§. 37. 

Das engere ift berechtigt, denjenigen, welchen 
ein nad) $. I ber Erbfchaftsftener untermorfener Anfall zu: 
fommt, eine Verfiherung an Eidesftatt über die Nichtigkeit 
und Vollftändigfeit des vorgelegten Verzeichniffes und der De- 
klaration ober einzelner Theile derfelben ($$. 33 und 34) und 
ber erforderten ferneren Angaben ($. 36) abzunehmen. Die 
eibesftattliche Verſicherung it nad) näherer —— des 
Erbichafts-Steueramtes vor ihm ſelbſt oder der deshalb reaui- 
rirten Behörde fchriftlih oder mündlich abzugeben. 


Averfional-Verfteuerung. 
$. 38, 

Der Finanzminifter ift ermächtigt, ausnahmsweiſe von 
ber Vorlegung bed Verzeichniffes $ 33) auf SAUNE der 
Steuerpflichtigen gen oder zum Theil abzufehen und ein 
Averfionalqguantum für die Erbſchaftsſteuer anzunehmen; auch 
die Averfionalverfteuerung folder Anfälle, deren Verſteuerung 
fonft noch ausgefegt bleiben müßte, zu geitatten. 


Feſtſtellung der Steuer. 
$. 39. 


Iſt die Erbſchaftsſteuer berechnet, fo ertbeilt das Erb— 
fchaftd-Steueramt eine foften- und ftempelfreie Beicheinigung, 
welche den Betrag ber fteuerpflichtigen Maffe, die einzelnen 
Anfälle, das Verwandtichaftsverhältniß, die Beträge der von 
ben einzelnen Steuerpflichtigen zu entrichtenden Steuer angiebt 
und zugleich die —— zur Entrichtung ber Steuer ent- 
hält. Die Verzögerung der Uuseinanderfegung der Erben 
darf die Entrichtung ber Steuer nicht aufhalten, foweit der 
Nachlaß zu deren Zahlung liquid iſt. 


Auläffigfeit des Rechtsweges. 
$. 40. 


Die —— in den $$. 11 bis 14 des Geſetzes, 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 
1861 6G.“S. ©. 241), und im Artikel V. der Verordnung 
bom 16. September 1867 (G.S. ©. 1515) finden auch auf 
die nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu entrichtende Erbſchafts— 
fteuer Anwendung. Eines Vorbehalte bei Zahlung der 


— 


— ⸗ 
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Erbihaftäfteuer ($. 12 des Gefehed vom 24. Mai 1861) be- 
darf es nicht. 


Inſoweit die gänzliche oder theilweiſe Erſtattung ber er- 
legten Steuer wegen eines nach deren Feſtſetzung eingetretenen 
Ereigniſſes verlangt werben kann, iſt die Klage bei Verluſt 
des Klagerechts binnen Jahresfriſt nad dem Eintritt des Er- 
eigniffes anzubringen. 


Strafbeftimmungen, 
$. dl. 


Mer bie ee Verpflichtung zur — eined 
fteuerpflichtigen Anfalles, ober zur Vorlegung des Verzeichniffes 
und der Deklaration ($. 33) innerhalb der vorgefchriebenen, 
gg ar auf Antrag verlängerten Frift nicht erfüllt, 
bat die durch die amtlichen Ermittelungen entftehenben Koſten 
zu tragen, die in folge feiner Säumigkeit etwa ausfallenden 
Steuerbeträge zu erfegen und verfällt außerdem in eine bem 
doppelten berg ber Erbichaftäfteuer von dem betreffenden 
Anfalle gleiche Gelditrafe, wenn aber der Betrag der Erb- 
fhaftäftener nicht ermittelt werden kann, in eine Gelbftrafe 
bis zu Eintaufend Thalern. 


ft jedoch nad) den obmwaltenden Umjtänden anzunehmen, 
oder kann ber Angefchuldigte nachweiſen, daß die rechtzeitige 
Erfüllung ber Verpflichtung nicht in ber Abſicht, die Erbidyafts- 
jteuer zu hinterziehen, unterlaffen fei, fo tritt jtatt ber vor- 
gedachten Gelbitrafe nur eine Ordnungsſtrafe biß zu 50 
Ihalern ein. 


Diefe Ordnungsitrafe fann ohne —— e Einleitung 
eines Strafverfahrens von dem zuſtändigen Er Fhaft8-Steuen 
amte bis auf Höhe von 20 Thlrn. dur —— die Ent 
ſcheidungsgründe enthaltenden Beſcheid feitgefet werden, gegen 
welchen dem Angeſchuldigten ber Rekurs oder die Berufung 
auf den MRechtöweg wie gegen ein Strafrefolut der Steuer- 
behörben ($. 44) zuftehen. Die Einziehung der Steuer erfolgt 
unabhängig von der Beftrafung. 


§. 42, 


Die Beftimmungen des $. 41 finden gleihmäßig An- 
wendung auf denjenigen, welcher wiſſentlich zu einem jteuer- 
pflichtigen Anfalle Bücher Gegenftände, zu beren Angabe er 
verpflichtet ift, vehmeit, oder über die Thatfachen, welche 
die Steuerpflichtigkeit, die Höhe des Steuerfages ober des 
Steuerbetrags beftimmen, wiſſentlich unrichtige Angaben macht. 


Eine — findet jedoch nicht ſtatt, wenn der 
Pflichtige auf erforderte eidesſtattliche Verſicherung feine An— 
aben berichtigt. Auch fällt die hier vorgeſchriebene Beftra- 
Fass hinweg, wenn die Täufdung mittelft Urkundenfälfhung 
oder eibeöjtattliher DVerfiherung unternommen ift unb megen 
diefer Vergehen Beftrafung eintritt. 


$. 43. 


Mer ber ——— zur 
Verſicherung auf wiederholte Au 
der zu beſtimmenden Fri 
Iirafe von Fünfundzwanzig bis 


Abgabe der Een 
fforberung ($. 37) innerhalb 
nicht genügt, wird mit einer Gelb- 
intaufend Thalern beitraft. 


$. 44. 


Die Umwandlung ber in ben $%. 4l, 42 und 43 be, 
ſtimmten Gelbftrafen, zu beren Ban ber Verurtheilte un. 
vermögend ift, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ftatt. Auch 
darf zur Beitreibung von ——— ohne — des 
Verurtheilten, inſofern dieſer ein Inländer iſt, kein Grund- 
tüd ſubhaſtirt werden. 


$. 45. 


* Betreff des adminiſtrativen und gerichtlichen Straf- 
verfahrens kommen — vorbehaltlich der Beitimmung im britten 
Abſatze des F. 41 — biefelben Vorfchriften zur Anwendung, 
nad) welchen ſich das Verfahren wegen Sollvergehen beftimm 


m— — — — — — — — — „/- — —— — — — — —— — 





Koften. 
$. 46, 
Die Verhandlungen in Erbfchaftsitener - Angelegenheiten 
— mit Ausnahme —2 in Strafpro en ati 
beren es bei den beftchenden Vorſchriften — — — ſind 
foften- und are 
Die Steuerpflichtigen und die in den $$. 35 und 36 
bezeichneten ſonſtigen DVerpflichteten find zur Tragung des 
durch die Verhandlungen mit ihnen erwachfenden Portos 
verbunden. 
Verjährung. 


§. 47. 


Die Erbfchaftsfteuer — mit Ausnahme ber bereits jur 
Hebung geftellten Steuerbeträge — verjährt in zehn Jahren 
nad Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ber fteuerpflichtige 
Anfall erworben, oder, wenn ſchon amtliche, auf bie Ermit- 
telung der Steuer gerichtete Handlungen vorgenommen find, 
nad Ablauf bes Kalenderjahres, in welchem die letzte bevartige 
Handlung vorgenommen ift. 

Zur Hebung geftellte Steuerbeträge verjähren in vier 
re nad) Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welches der 
eöte Tag der Zahlungs- ober Stundungsfrift fällt, beziehungs- 
weife in welchen bie legte auf die Beitreibung des R eftandes 
gerichtete amtliche Handlung vorgenommen iR. 

Die Verjährung fiher geftellter Steuerforderung fann 
nicht vor Ablauf desjenigen Jahres, in welchein bie Siperbeit 
erlofchen ift, beginnen. 

Die Strafverfolgung von ande egen bie 
Vorschriften dieſes Geſetzes verjährt in drei Jahren, die Voll: 
ftredung ber rechtskräftig dieferhalb erfannten Strafen ver- 
lährt in fünf Jahren. 


Uebergangsbeftimmungen, 
$. 48. 


Diefes ag 3 tritt mit dem 1. Januar 1874 in Kraft. 
Hinſichtlich der Beitenerung der vor dem bezeichneten Tage 
vollzogenen Urkunden über die in ben 99. 2 ımd 3 gebadhten 
Gegenſtände, beziehungsweife der vor dem bezeichneten Tage 
eingetretenen, der Erbjdaftsfteuer unterworfenen Anfälle, 
fommen noch bie biöherigen Befege zur Anwendung. Der 
Nnanzminiſter ift jebod) ermächtigt, auch für die letzterwähnten 
Fälle die Feſtſtellung und Einziehung der Steuer den im %. 29 
edachten Behörden zu übertragen und in Betreff des Ber- 
ahrens die erforderliche Anordnung zu erlaffen. 

Die in dem anliegenden Tarife vorgefchriebene Befreiung 
ber Ehegatten findet ſchon auf alle nad) dem heutigen Tage 
eintretenden Anfälle, beziehungsweife auf die nad) dem heutigen 
Tage beurfundeten Schenkungen an Ehegatten Anwenbung. 


$. 99. 


Die bisherigen Vorfchriften über den rer 
und die Erbichaftdabgabe, insbeſondere bie 989. 9, 16, 17, 18 
und 25 be Gefehes wegen ber Stempelftener vom 7. März 
1822 und die Vofitionen: »Donationen, Erbfdaften, Fidei⸗ 
fommiß-Anfälle, Legate, Lehnsanfälle, Schenkungen, Ber- 
mädjtniffes des Stempeltarifes von demſelben ge, bie 
Kabinetöordre vom 1. Dezember 1822 (Geſetz Sammlung für 
1823 ©. 1), die Kabinetsordre vom 27. April 1824 (8.8. 
©. 85), dad Gefeh vom 7. Juli 1833, u bes Erbicafts- 
—— von Lehns- und FFibeilommiß-Anfällen (8.5. ©. 82), 
ie Verordnung vom 16. September 1837 (G..©. ©. 145) 
und die Verordnung, betreffend die ge ber Erbicdafts- 
abgabe vom 5. Juli 186 er &. 1120), werben vor- 
Seat ber Anwendung auf frühere Fälle vom 1. Januar 
1874 ab außer Kraft gelebt. 

Der Finangminifter ift mit ber Ausführung dieſes Ge- 
ſetzes beauftragt. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


344 








Tarif, 
nad) 


welchem die Erbfchaftsfteuer zu erheben ift. 


1) 
2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


7) 





Allgemeine Vorſchriften. 
Die Steuer beträgt mindeſtens 5 Sgr. und ſteigt von 
5 zu 5 Sur. 


Bei Beftimung des Steuerfaßes kann nicht auf ein 
Rerhältniß — — werden, welches durch 
richterliches Erkenniniß oder Vertrag ſchon vor dem 


Eintritt des Anfalles zu beftchen —— bat, na ⸗ 


mentlich werden Anfälle, die nach erfolgter Trennung 
einer Ehe ober nach aufgehobener Einkindfchaft ein- 
treten, lediglich nach demjenigen Steuerfage verjteuert, 
welcher ohne Rüdficht aut das aufgehobene Verhältniß 
anwendbar ift. 


Der Steuerſatz von Lehns und Fibeifonmmiß-Anfällen, 
ingleihen von SHebungen aus jFamilien- Stiftungen 
($. 1 Rr. 2 und 3 bes Gefeges) wird nad) dem Ver— 
wanbtichaftsverhältniß zwifhen dem legten Inhaber 
des Lehns;- oder Fideikommiſſes, —— der 
Hebungen aus der Familien⸗Stiftung und Steuer ⸗ 
pflichtigen beſtimmt. 


Zu ben Detzzendenten einer Frau werben auch un- 
ehelihe Kinder berfelben und beren Deszenbenten 
gerechnet. 


Bor ber Ehe geborene unehelihe Kinder einer Frau 
werden — außer im per ber Legitimation durch nad 
folgende Ehe — zu ben Stiefkindern bed Ehemannes 
berjelben gerechnet. 


Den legitimirten Kindern eines Mannes werben bie, 
jenigen außer ber Ehe erzeugten Kinder gleich geachtet, 
ide erweißlich gegen Eenfelben die Rechte chelicher 
Kinder in anderer Art als durch nachfolgende Ehe 
erworben haben. 


Eheliche und unehelihe Kinder berfelben Mutter, in- 
gleicyen ehelihe und legitimirte Kinder deffelben Vaters 
werben ald halbbürtige Geſchwiſter angefehen. 


Der Anfall wird verfteuert: 


A. 


mit Einem vom Hundert bed Betraged, wenn er ge 
langt an Perfonen, welche dem SHausftande bes Erb. 
laffer8 angehört und in bemfelben in einem Dienft- 
verhältniß geftanden haben, fofern der Anfall in Den- 
Ka, Renten ober anderen auf bie Lebenszeit ber 

edachten befchränkten Nutzungen beitcht, bie ihmen 
mit Nüdfiht auf dem Erblaſſer geleiftete Dienfte zu- 
gewendet werben; 


. mit Smei vom Hundert des Betrageß, wenn er ge 


langt an: 


a) aboptirte ober in Folge ber Einkindfchaft zur Erb- 


fchaft berufene Kinder und deren Dedzenbenten; 


b) voll- ober halbbürtige Gefchwifter und beren Des- 
zenbenten; 


. mit Bier vom Hundert des Betrages, wenn er ge 


langt an: 


a) vorftehend nicht benannte Verwandte bis ein- 
fchließlich zum ſechſten Grabe ber Verwanbtichaft; 


b) Stieftinder und deren Deszendenten und Stiefeltern; 
c) Schwiegerfinder und Schwiegereltern; 


d) natürliche, aber von dem Erzeuger erweiblich an- 
erfannte Kinder; 
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e) außerdem find mit Vier vom Sunbert bed Betrages 
zu verfteuern alle Anfälle und Zuwendungen, welche 
ausſchließlich zu wohlthätigen, gemeinnügigen oder 
Unterrichtöjweden beftimmt find, infofern ſolche 
nicht einzelne —— oder beſtimmte Perſonen 
betreffen und die wirkliche Verwendung zu dem 
beſtimmten Zwecke geſichert ift; 


D. mit Acht vom Hundert des Betrages: 
in allen anderen Fällen. 


Befreiungen. 
Von der Erbchaftäfteuer befreit ift: 


1) jeber Anfall, welder den Betrag von 50 Ihlrn, nicht 
erreicht, mit Ausnahme bes Falles, daß lediglich in 
olge des Abzugs bed Werthes ber einem Dritten zu- 
ehenden Nußung ($. 25 bed Gefeges) ber Mertb 
er Subſtanz fid) unter den Betrag von 50 Thlrn. 
vermindert; 


2) jeder Anfall, welder gelangt an: 
a) Aszendenten; 


b) Deszendenten, fofern biefelben aus gültigen Ehen 
abftammen oder legitimirt find. Auch unehelicdhe 
Kinder haben von dem Nachlaffe ihrer Mutter 
oder deren Adzendenten feine Erbfchaftsfteuer zu 
entrichten ; 


ec) Ehegatten; 


d) Verfonen, weldye dem Hausſtande des Exblaffers 
angehört und in bemfelben in einem Dienft- 
verhältniß geftanden haben, ſofern ber Anfall den 
Betrag von 300 Then. nicht überfteigt. Bei 
einem höheren Betrage ift die von dem ganzen 
Betrage zu berechnende Steuer nur foweit zu ent- 
richten, als Diefelbe aus dem die Summe von 
300 Thlen. überfteigenden Betrage entnommen 
werben kann; 


e) ben Fiskus und alle öffentlichen WUnftalten und 
Kaflen, welde für Rechnung des Staates ver- 
waltet werden oder biefen gleichgeftellt find; 


f) Ortd- oder Landarmen-Verbände zur Verwendung 
für Hülfsbebirftige; 


g) Öffentlihe Armen, Kranken, Arbeits, Straf- und 
Befferungsanftalten; ferner Waifenhäufer, vom 
Staate genehmigte Hofpitäler und andere Ver— 
forgungsanftalten oder andere milde Stiftungen, 
welhe vom Staate ald foldye ausdrüdlicd ober 
durch Verleihung der Rechte juriftifher Derfonen 
anerkannt find; 


h) öffentlihe Schulen und Univerfitäten; öffentliche 
Sammlungen für Kunft oder Wilfenfchaft ; 


i) Kirchen und andere Religionsgefelfchaften, denen 
bie Rechte juriftifcher Perjonen zuftehen; 


k) infomeit noch außerbem nad) ben beitehenden Be- 
immungen fubjeftive Befreiungen vom —— 
empel, beziehungsweiſe von der Erbſchaftsabgabe 
eſtehen, welche nach den Landesgeſetzen nur gegen 

Entſchädigung aufgehoben werden können, oder 
auf befonderem landesherrlich verlicehenen Pri- 
vilegium beruhen, finden biefelben gleichmäßig aud 
auf bie fernerhin zu entrichtende Erbſchaftsſteuer 
Anwendung. 


Beglaunbigt: 


Der Präfident bed Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 
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Tabelle 


über 


den gegenwärtigen Werth einer gewiſſen Rente oder Nutzung auf eine beftimmte Anzahl 
von Jahren, behufs Feſtſetzung der davon zu entrichtenden Erbſchaftsſteuer. 


Hal, j. d. Verbandl. d, Gerrenbaufes, 44 


en 
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MM 88. 


Berlin, ben 1. März 1873. 


Ew. Erlaudyt beehre ich mid) anliegendb eine beglaubigte 
Ausfertigung des von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Allerhöchften Ermächtigung vom 15. Januar c. 
ben beiden Häufern des Landtäges zur verfaflungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefeßes, 


betreffend bie Verfaffung der AUmtsverbände und des | 
Candes- Kommunalverbandes in den Hobengollernfchen 
Panben, 

in der Faffung, in welcher derfelbe von dem Haufe ber Ab- 

georbneten in Teiner heutigen Sigung angenommen worben iſt, 

mit dem Anbeimftellen der gefälligen weiteren Veranlaſſung 

ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
: von Fordenbed. 





1 
l 
| 
An 
den Dräfidenten bed Herrenhaufes, | 
Herrn Grafen Otto zu a a  aade 
Erlaudt. 





Entwurf. 
SHohenzollernfche Amts und Landesordnung. 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von 
Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beiber Häufer bed Landtages, 
was folgt: 


Erfter Titel. 
Bon den Amtöverbänden. 


Erfter Abſchnitt. 


Bon den Grundlagen der Berfafiung ber Amts— 
verbänbe. 


— 


Jeder ber vier Oberamtsbezirke Sigmaringen, Gammer- 
tingen, Hechingen und Haigerloch bildet nad näherer Bor- 
ſchrift dieſes Gefeges einen mit den Rechten einer Korporation 
ausgeftatteten Kommunalverband zur Selbftverwaltung feiner 
Angelegenheiten. . 


Veränderung der Grenzen ber Oberamtsbezirke und Bilbung neuer Ober 
amtöbezirfe, 
$. 2. 

Die Veränderung ber Grenzen ber Oberamtöbezirfe, bie 
Bildung neuer, ſowie bie — mehrerer Ober- 
amtsbezirke erfolgt durch Geſetz. 

Die in Folge einer derartigen Veränderun 
Auseinanderſetzung zwiſchen den betheiligten 
iſt im Verwaltungswege zu bewirken. 

Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, —— der 
endgültigen Entſcheidung bed Verwaltungsgerichts ($. 89). 

Privatrechtliche Verhältniffe werden durch dergleichen Ber- 
änderungen nicht berührt. 





erforderliche 
mtsverbänden 
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abgefonberter Gemarkungen, Hofgüter und Fabrikorte 
zugleich Grenzen von Oberamtsbezirken find, ziehen bi 


nicht angefeffenen fervisberechtigten Milita 
—* andes, alle diejenigen, welche innerhalb bes Amtsbezirks 
einen 





Veränderungen. folder Grenzen von Gemeindebezirken ober 
welche 
e Ber- 
nderung ber lehteren ohne Meiteres nad) fi. 


Eine jede Veränderung ber Grenzen ber Oberamtsbezirke 


ift durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


Angehörige bed Amtsnerbanbes. 


$. 3. 


Angehörige des Amtsverbandes —* mit Ausnahme ber 
r 


perfonen des aktiven 
bnfig haben. 


Rechte der Amtsangehörigen. 
S. 4. 
Die Amtsangehörigen find bereditigt: 


1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung 
ded Amtsverbandes nad näherer Borfehrift dieſes Gefeßes, 


2) gu Mitbenugung ber öffentlichen Einrichtungen und 
nftalten de8 Amtsverbandes. 


Pflihten ber Umtsangehörigen : 


a. Verpflichtung zur Annahme von umnbefolbeten Aemtern. (Gründe ber Ab- 
lehnung. folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung.) 


§. 5. 
Jeder wählbare AUmtsangehörige ($. 18) ift verpflichtet, 


ein unbefoldbete8 Amt in der Verwaltung ober Vertretung des 
Amtsverbandes zu übernehmen. 


Zur er ober zur früheren Niederlegung eines 
ſolchen Amtes berechtigen : 


1) anhaltende Krankheit, 


2) Gefchäfte, die eine Häufige oder lange dauernde Abroe- 
fenheit vom Wohnorte mit fid) bringen, 


3) das Alter von ſechszig Jahren, 
4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes, 


5) fonftige befonbere Verhältniffe, welde nad bem Er- 
meffen ber Amtsverfammlung eine gültige Entfdyulbi- 
gung begründen. 


Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, fo kann 
das Amt nad Ablauf von drei Jahren niedergelegt werben. 


Mer ein unbefoldetes Amt in ber Berwaltung oder Ber- 
tretung des Amtsverbandes während ber —— re 
— igen Amtsdauer verſehen hat, kann die Uebernahme 
eſſelben oder eines gleichartigen Amtes für die nächſten drei 
Jahre ablehnen. 


Wer fi ohne einen ber vorbezeichneten Entfchuldigungs- 
— weigert, ein unbeſoldetes Amt in ber Verwaltung oder 
rtretung bed Amtsverbandes zu übernehmen, oder das über- 
nommene Amt während ber vorgefchriebenen regelmäßigen 
Amtsdauer zu verfehen, fowie berjenige, welcher fie ber Ver 
waltung folder Aemter ungeachtet der vorhergegangenen Auf- 
forderung feitens des Amtsausſchuſſes thatſächlich entzieht, 
kann für einen Seitraum von brei bis ſechs Jahren ber Aus: 
übung feines Rechtes auf Theilnahme an ber Vertretung und 
Verwaltung de8 Amtsverbandes für verluftig erklärt und für 
benfelben Seitraum um ein Achtel bis ein Viertel ftärfer, ala 
die Übrigen Amtsangehörigen zu ben Amtsabgaben berange- 
zogen werben. 


Die Entſcheidung erfolgt, fofern bie Amtsverfammlung 
ben Ablehnenden für nicht entfchuldigt erflärt, durch den Amts- 
ausfhuß mit Vorbehalt der Berufung an das Verwaltungs: 

eriht. In dem Verfahren nimmt ein von der Amtäver- | 
—— gewählter Kommiſſarius die Obliegenheiten des 
Klägers wahr. 


Serrenhaus. 





b. Beitragspflidht zu ben Amtsabgaben, 


$. 6. 


Die Amtsangehörigen find verpflichtet, zur Befriedigung 
der Bebürfniffe ded Amtsverbandes Abgalyn auf — 
infofern die Amtsverſammlung nicht beſchließt, dieſe Bebürf 
niſſe aus dem Vermögen des Amtsverbandes oder aus ſonſtigen 
Einnahmen zu beſtreiten. 

Die gleiche Verpflichtung liegt den im Amtsbezirke zu 
einer direkten Staatsſteuer veranlagten Forenſen, en 
Derfonen, Aktiengefellihaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien ob. 


BVertbeilung und Aufbringung ber Umtsabgaben. 
A : 

Die Vertheilung ber Amtsabgaben hat nad dem Ber 
hältniffe der von ben Mer en und ben im $. 6 ge 
nannten Forenſen, juriftifchen hi wolle x. EI entrichtenden 
direften Staatäftenern und zwar durch Zufchläge zu benfelben 
zu erfolgen. 

Die Kapital- und die Dienftertragsiteuer find hierbei mit 
ber Hälfte besjenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem 
die Grund-, die Gebäube-, die Gefäll- und die Gewerbefteuer 
belaftet werden. Ausgeſchloſſen von ber Seranziehung bleibt 
die Steuer für ben Gewerbebetrieb im Umberziehen und bie 
Hundeſteuer. 


$. 8. 


Unter Anmendung biefe® BVertheilungsmaßftabes ($. 7) 
wird das Amtsabgaben-Soll für die einzelnen Gemeinden 
und abgefonderten Gemarkungen, Hofgüter und Fabrikorte, 
im Ganzen berechnet und benfelben zur Untervertheilung auf 
bie einzelnen Steuerpflichtigen nad) demfelben Mapftabe, zur 
Einziehung fowie zur Mbführung im Ganzen an bie Arptöfaffe 
überwiefen. 


Mehr oder Minberbelaftung eingelner Theile ber Amtebezirke, 
J.9. 


Sofern es ſich um ſolche Einrichtungen für die Amts- 
verbände handelt, weldye in befonders berporragendem oder in 
befonders geringem Mabe einzelnen Theilen ber Amtäbezirke 
u Gute kommen, kann die Amtöverfammlung beſchließen, 
ür die Amtsangehörigen biefer Theile der Amtäbezirfe eine 
nad Quoten zu bemefjende Mehr oder Minberbelaitung ein- 
treten zu laffen. Diefe —— kann nach Maßgabe 
ber Beſchlüſſe der Amtsverſammlung durch Naturalleiſtungen 
erſetzt werden. 


Beſchwerben wegen Veranlagung ber Amtsabgaben, 
$. 10. 


Beſchwerden der Gemeinden und einzelner Amtsangehöri- 
gen wegen ihrer reg oder Veranlagung zu ben 
Amtsabgaben unterliegen, mit Vorbehalt des Rechtsweges in 
den gefeglich zuläffigen Fällen, der endgültigen Entſcheidung 
bed Verwaltungsgerichtd; jedoch find Beſchwerden wegen Ueber- 
bü:dbung zuvor bei dem Amtsausſchuſſe zur nodimaligen Prü- 
fung und Entfheidbung anzubringen. 


Umtsftatuten und Reglements, 
g. n. 


Jeder Amtsverband iſt befugt: 


1) zum Erlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen 
über ſolche Angelegenheiten des Amtsverbandes, bin- 
ichtlich deren das gegenwärtige Geſetz Verſchieben⸗ 
eiten geſtattet (GG. 17 und 23), ober das Geſetz 
auf ftatutarifche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche 
Angelegenheiten des Amtsverbandes, deren Gegenftand 
nicht durch Geſetz geregelt iſt, 


2) zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrich- 
tungen des Amtsverbandes. 
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weiter Abfchnitt. 


Bon der Vertretung und Berwaltung der Amts: 
verbänbe. 


Erfter Unter-Abfchnitt. 
Bon der Zufammenfegung der Amtöverfammlung. 


Zahl der Mitglieber der Amtsverſammlung. 
$. 12. 


Die Amtsverfammlung befteht in denjenigen Oberamts- 
bezirken, weldye unter Ausſchluß der im aktiven Militairdienfte 
ftehenden Perſonen 15,000 oder weniger Einwohner haben, 
aus 15 en. In den Oberamtöbezirten mit mehr 
als 15,000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 0 
Einwohnern je ein Vertreter hinzu. 


‚. Außerdem ift Mitglied ber Amtsverfammlungen ſämmt · 
licher vier Oberamtöbezirfe ber FFürft RS Sobenzollen als 
Befiger des Fürſtlich Hohenzollernſchen Domanialgutes. 


Vertretung bes Fürſten. 
$. 13. 


‚ „Der Fürft zu Hohenzollern fann ſich durch ein großjäh- 

riges Mitglied feiner Familie oder durch einen feiner in ben 
Hohenzollernſchen Landen angeftellten Beamten, welcher bie 
im $. 18 vorgeichriebene Eigenfchaft für die Wäplbarkeit zum 
Abgeordneten befigt, vertreten laffen. 


Vertheilung der Mbg:orbneten und Bildung von Wahlbezirlen. 


§. 14. 

Die Zahl der Abgeordneten zur Amtöverfammlung $ 12 

1) wird auf die einzelnen Gemeinden bed Öber- 

amtöbezirts nach ber Einwohnerzahl vertheilt. Someit hier- 

bei Fer eine einzelne Gemeinde nicht ein Abgeorbneter entfällt, 

werden zwei oder mehrere benachbarte Gemeinden behufs ber 
Mahl eines Abgeordneten zu Wahlbezirken vereinigt. 


Abfa 


$. 15. 


Die Vertheilung der Abgeorbneten und die Bildung ber 
Fi ig erfolgt auf den Vorſchlag des Amtsausſchuſſes 
durch die Amtsverfammlung und ift durch das Amtsblatt zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Binnen einer Frift von vier Moden nad) Ausgabe des 
betreffenden Blattes ift dagegen bie Beſchwerde an das Ber- 
waltungsgericht zuläffig. 


$. 16, 


Die nad) ben Vorfcriften des F. 14 erfolgte Verthei- 
lung der Abgeordneten und Bildung ber ——— bleibt 
das erſte Mal für drei vo fodann für einen Zeitraum 
von je zwölf Jahren ma — Nach deſſen Ablauf findet 
eine Revifion durch ben Amtsausfhuß ſiait, und wird ber 
Beſchluß der Amtöverfammlung über bie etwa nothmenbigen 
Abänderungen eingeholt. 


Wahl ber Abgeordneten und ber Bahlmänner. 
$. 17. 


Bid zum Erlaß einer neuen Gemeinbeorbnung für bie 
—— Lande erfolgt die Wahl der Abgeordneten 
in denjenigen Gemeinden, en für ſich einen oder mehrere 
un zu wählen haben, durch bie Verfammlung der 
wahlberedjtigten Einwohner ber betreffenden Gemeinden ($. 18) 
unter Leitung bes Bürgermeifters (Stadtſchultheiß, Vogt). 

In denjenigen Gemeinben, weldye mit einer oder mehreren 
anderen Gemeinden des Amtsbezirks zu einem Wahlbezirk ver- 
einigt find, wählen bie wahlberechtigten Einwohner jeder Ge- 
meinbe auf je fünfzig Einwohner einen Mahlmann aus ihrer 
Mitte. Durd) ftatutarifche Anordnung der Amtsverfammlung 
fann jene Zahl erhöht werben. 
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Hat eine Gemeinde mehr als zehn Wahlmänner zu wäh- 
Ien, fo wird fie gemäß der Vorſchrift des $. 15 im zwei ober 
mehrere ber Seelenzapl nad möglihft gleiche Wahlbezirke 
erlegt. 
e ie —— des Wahlbezirks treten am dem von 
dem Antsausichuffe zu beſtimmenden Wahlorte unter Leitung 
bes Oberamtmannd oder in beffen Auftrage ded Bürgermeifters 
Goa) einer im Wahlkreiſe belegenen Gemeinde zur Wahl des 
bgeordneten zufammen. Die vorläufige Entſcheidung über 
die Gültigkeit der Wahlmännermwahlen fteht der Berfammlung 
ber Wahlmänner zu. 


Mählbarleit zum Abgeorbneten. 
$. 18. 


_ Zeitpunfte ift wahlbe · 


Bis zu dem im $. 17 
bgeorbneten jeder Amtsangehd- 


rechtigt ſowie wählbar zum 
ige ($. 3), welcher 


a) Angehöriger des Deutſchen Reiches und jelbftftändig. it. 
Als felbftftändig wird derjenige angefehen, welder 
das 21. Lebensjahr vollendet hat, ſofern ihm das 
Recht, über fein Vermögen zu verfügen und bafjelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliches Erfenntniß ent- 
zogen ift; 
b) fi im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet; 
e) feit Anfaug des 
abres feine Mrmenunterftügung aus öffentlichen 
itteln empfangen und 


d) während deſſelben Zeitraumes eine direkte Staatsſteuer 
verloren, fobald 


entrichtet bat. 
Das aktive wie paffive Wahlrecht gebt 

X a bi8 dahin dazu 
8 rubt während der Dauer 


eins der vorjtehenden Erforberniffe bei 
Berechtigten nicht mehr zutrifft. 

eines Konkurfes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen 
Unterfuhung, wenn biefelbe wegen Verbrechen oder wegen 
folder Vergehen, melde den Verluft der bürgerlichen Chren- 


rechte nad) ſich ziehen müflen oder können, eingeleitet, oder 
wenn bie gerichtliche Haft verfügt ift. 


$. 19. 


Behufs Vollziehung der . ber Abgeordneten, be- 
siehungeineife Wahlmänner ($. 17) wird von dem Bürger- 
meifter einer jeden Gemeinde eine Lifte der wahlberedhtigten 
Einwohner derjelben aufgeftellt. 

Die Waͤhlerliſte ift acht Tage lang auf dem NRatbhaufe 
oder in der Wohnung des Bürgermeifterd zur Einficht offen 
p legen, und daß ſolches geſchehen, auf ortsübliche Weiſe 

ekannt zu machen. 

Mährend diefer Zeit kann jeder er ag gegen bie 
Nichtigkeit der Liſte bei dem Gemeinderathe Ser trath, Orts 

ericht) Einwendungen erheben. Leber diefe Einwendungen 
dr der Gemeinderath innerhalb adt Tagen zu entjcheiden. 
Gegen die Entſcheidung des Gemeinderaths fteht binnen wei 
teren acht Tagen bie 


$. 20. 


Die wahlberechtigten Bewohner abgefonderter Gemar- 
kungen, Hofgüter und Fabrikorte, für welche fein Stabbalter, 
beziehungsweife Volizeiverwalter beftellt ift, werben zum Zwecke 
der at mit berjenigen Gemeinde vereinigt und in bie 
Mählerlijte derfelben mit aufgenommen, deren Bürgermeijter 
die polizeiliche Aufficht über die Gemarkung übertragen ift. 
Abgefonderte Gemarkungen, Hofgüter und Fabrikorte, für 
welche ein Stabhalter, beziehungsweiſe Dolizeiverwalter beftellt 
ift, werben ben Gemeinden gleich behandelt. Ueber Einmwen- 
—— gegen die Wählerliſte entſcheidet in erſter Inſtanz an 
Stelle des Gemeinderaths das Oberamt. 


Volziehung ber Wahlen. 
$. 21. 


Die Vollgiehung ber Wahlen der Abgeorbneten, bezichungs- 
weife der Wahlmänner erfolgt nad) näherer Vorſchrift des 
biefem Geſetze beigefügten Wahl-Reglements, 


der Wahl vorausgegangenen Kalender: | 


rufung an das VBerwaltungsgericht zu. | 


— — — 
— 








Dauer der Wahlperiode ber Mbgeorbneten. 
$. 22, 


Die Abgeordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. 

Jede Wahl „verliert ihre Wirkung mit bem gänzliden | 
oder zeitweien Aufhören ber Bedingung ber Wählbarkeit. i 

Alle drei Jahre fcheibet die Hälfte ber Mbgeorbneten aus | 
und wird durch neue erſetzt. it bie Zahl ber Abgeorbneten | 
nicht durch zwei theilbar, jo ſcheidet daB erfte Mal die nächſt 
gehen Zahl aus. Die das erite Mal Ausjcheidenden werden 
urd das Loos beftimmt, welches ber Oberamtmann in ber 
Amtsverfammlung zu ziehen bat. 


Die Ausicheibenden können wieder gewählt werben: 





| 
| 
| Ergänzungs- und Erfahwahlen ber Ubgeorbneten. 
$. 23. 
Die Wahlen zur regelmäßigen Er ängung ber Amtöver- 
a finden alle brei Jahre im Monat November ftatt, 


ofern nicht durch ftatutarifche Anordnung ber Amtöverfamm- 
lung ein anderer Termin beftimmt wirb. 


Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von benfelben Ge- 
meinden und Wablbezirken vorgenommen, von benen ber Aus- 
| feheidende gewählt war. 


| Wo die Mahl von Wahlmännern burdy biefes Gefeß vor- 
ı gefchrieben iſt ($. 17 * 2), erfolgt dieſelbe aufs Neue 
| vor jeder Mahl. Nur bei den Erſatzwahlen fungiren die frü— 

beren Wahlmänner; an Stelle der inzwifchen durch Tod, Weg- 
| iehen aus dem Wahlbezirke oder auf fonftige Weije ausge 
| Ühiebenen find neue zu wählen. 


Der Erfagmann bleibt nur bis zum Ende berjenigen 
ſechs Jahre in Thätigkeit, für welche ber Ausgefchiedene ge- 
wählt jpar. 

| 


| Entfcheibung über bie Bältigleit ber Wahlen ber Ubgeorbneten. 


1 


| $. 2. 


| Die ———— von dem Amtbsausſchuſſe zu 
| prüfen und der Amtsverlammlung vorzulegen. Die Umts- 
verfammlung fann in der erften Sigung, nachdem die Wahl- 
protofolle eingegangen find, bie hl beanftanden. Die 
Entſcheidung Aber eine beanitandete Wahl erfolgt dur das 
Verwaltungsgericht. 


Die Namen ber Gewäblten find durch das Amtsblatt 
befannt zu madjen. R 


Zweiter Unter- Abſchnitt. 


Bon den Verſammlungen und Geſchäften der Amtöver- 
fammlung. 


Geſchäfte ber Amtöverfammlung : 
a. Im Allgemeinen. 


$. 25. 


Die Amtsverfammlung ift berufen, ben Amtsverband zu 
vertreten, über bie Angelegenheiten deffelben nad näherer 
| Vorfchrift dieſes Gefeßes, fowie über diejenigen Gegenftände 
zu berathen und zu beichließen, welde ihm zu dieſem Behufe 
— Geſetz oder Königliche Verordnung ($. 27) überwieſen 
werben. 


b. Im Befonberen. 
$. 26. 
nsbefondere ift die Amtsverfammlung befugt: 


I) nad; Mafigabe bes $. 11 ftatutarifche und veglemen- 
tariſche Anordnungen zu treffen; 


2) zu beitimmen, in welcher Weiſe Staatspräftationen, 
welche durch die Oberamtsbezirte aufzubringen find, 
und deren Mufbringungsweife nicht fchon durch das 
Geſetz vorgefchrieben ift, vertheilt werben follen ; 
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3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im 
Intereſſe des Amtsverbandes zu beſchließen und zu 
dieſem Behufe, 

über das dem Amtsverbande gehörige Grund-, be 
ziehungsweife Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen 
aufzunehmen und bie Amtsangehörigen nad) Mag. ausſchuſſe verlangt wird. 

gabe ber $$. 7 und 8 mit Amisabgaben zu belaften; Bon einer jeden anzuberaumenden Amtsverfammlung hat 

4) Mehr. oder Minderbelaftungen einzelner Theile der | ber Oberamtmann ber — un unter Einfendung einer 
Amisbezirke nad) Maßgabe des $. 9 zu befchließen; Abſchrift des Einladungsichreibens Anzeige zu machen. 


5) den Amtshaushalts-Etat feftzuftellen und hinſichtlich 
ber abreßrehnung Decharge zu ertbeilen ($$. 37 | 
und 30); 


6) die Grunbfäge feitzuitellen, nad) welchen die Verwal 
| 








Der Oberamtmann ift verpflichtet, jährlich wenigftens zwei 
Amtöverfammlungen anzuberaumen, außerdem aber ift er 
hierzu berechtigt, fo oft e8 bie Geſchäfte erfordern. Die Zu- 
fammenberufung der Amtsverfammlung muß ig fobalb 
biefelbe von einem Drittel der Mitglieder oder von dem Amts- 


Ubfaffung befonberer Propofitionen für die Umtöverfammlung und Zuftellung 
derſelben an bie Mitglieder. 


$. 29. 


Sol von der Amtsverfammlung über Mebr- oder Minder- 
gr einzelner Theile de8 Amtsbezirls in Gemäßbeit bes 
. 9 oder über foldye Gegenftände Beſchluß gefaßt werben, 
welche Ausgaben nothwendig madyen, bie nicht ſchon auf einer 
gefeglichen Verpflichtung bes Amtsverbandes beruhen, fo ift ein 
ausführlicher Vorſchlag zu dem Befchluffe, weldyer über 


a) den Zweck beifelben, 
b) die Art ber Ausführung, 


tung des dem Amtöverbande gehörigen Grund und 
Kapitalvermögend, fowie der Amtseinrichtungen und 
Anftalten zu erfolgen bat; 


7) bie Einrichtung von Aemtern des Amtsverbandes zu 
beichließen, die Zahl und Befoldung ber Beamten zu 
beitimmen; 


8) die Wahlen zum Amtsautfchuffe ($. 40) und zu dem 
durch das Geſetz er u * — * 
verwaltung angeordneten Kommiſſionen zu vollziehen —— 
ſowie ur Ps, Kommiffionen und Kommiffare für e) die Summe der zu verwendenden Koften, 

Swede me ne n Be d) bie Aufbringungsweife " 

— hi: en — — Wahl: | das Nöthige enthält, von dem Amtsausſchuſſe auszuarbeiten 

teglements; und jedem Mitgliebe mindeftens 14 Tage vor Abhaltung ber 
! Amtsverfammlung ſchriftlich zuguftellen. Die Friſt darf bis zu 

9) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihr | drei Tagen abgekürzt werden, wenn einem Nothſtande vorge 

zu eig Behufe von den Staatsbehörben überwiefen | beugt oder abgeholfen werben foll. 

werden ; . 


10) bie durch Geſetz ihr übertragenen fonftigen Geichäfte 


Deffentlichleit ber Sitzungen ber Umteverfammlungen. 
wahrzunehmen. 


$. 30. 


Die Sigungen der Umtsverfammlung find öffentlich. Für 

— einzelne Gegenftände kann durch einen in geheimer ipung zu 

\. 27, fen Beſchluß der Verfammlung bie Deffentlichkeit ausge 
Die Verfügung über die ben Oberamtsbezirken ſchon ſchloſſen werben. 

gegenwärtig gehörigen Fonds, ſowie über die Jagdidreingebühren 

($. 2 des Gefeßes, betreffend die Löſung von Jagdſcheinen in 

den Hohenzollernſchen Landen), fteht fortan den Umtsverfamm- 


Verfügung über beſondere Fonds. 





Beſchlußfaͤhigleit der Umtsverfammlung. 
$. 31, 





lungen zu. | 
Ueber die Verwaltung und Verwendung ber für bie ge Die Amtsverfammlung kann nur befchließen, wenn mehr 
maligen Oberamtsbezirke Sigmaringen, Wald und Oftrady, fo | ald bie Hälfte der Mitglieder anmefend ift. Eine Musnahme 


wie für den Dberamtöbezirt Haigerloch beftehenden Armen- 
fonds beftimmt eine nad Anhörung der betreffenden Ober- 
Beate energy und ber Aıntsverfammlungen zu er- 
laffende Königliche Verordnung. 


hiervon findet ftatt, wenn die Mitglieder zum zweiten Male 
zur Verhandlung über denſelben Gegenftand berufen, dennoch 
nicht in befchlußfähiger Anzahl erſchienen find. 

| Bei der zweiten Zufammenberufung muß auf biefe Be- 
ftimmung ausdrüdlich hingewieſen werben. 


Berufung ber Umteverfammlung unb Peitung ber Verhandlungen in 


berielben, 
z = Ausſchluß von ben — or — wegen perfönlicdhen 
Der Oberamtmann beruft die Amtsverfammlung, führt | $. 32. 


in berfelben den Vorſitz, leitet die Verhandlungen und band- 
babt die Orbnung in 2 Verfammlung. it der Oberamt- An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen bes 


h er | jeni ilnehmen, deſſen n- 
mann verhindert, fo geht der Vorſih auf feinen Stellvertreter | Amtsverhandes darf, derjenige micht theil / 
über; ift biefes ber Eüeramistetrihe, fo führt micht diefer, tereſſe mit bem bes Amtsverbandes in Widerſpruch fteht. 
fondern ber hierzu von ber Regierung zu beftimmende Ober- 
amtmann eined benachbarten Bezirfd den Vorſitz. ) 


Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Friſt bis zu | 
drei ne abgekürzt werben darf, muß die Einladung fämmt- 
lihen Mitgliedern ber eg ern | minbeftend acht Tage 
vorher zugeitellt werden. In dem Einladungsfcreiben find die | Stimm 
zu verhandelnden Gegenftände anzugeben. Gegenftände, melde 
darin nicht aufgenommen find, können zwar zur Berathung 





$. 33. 


| Die Mitglieder des Umtsausfchuffes, welche nicht Mit- 

' glieder der Amtsverfammlung find, werden zu den Amtöver- 

———— eingeladen und haben in Benlelben berathende 
e. 


elangen, die Faſſung eines bindenden Beſchluſſes über diefelben 
tf jedoch exit in ber nächften Amtsverſammlung erfolgen. 


Anträge von kung „rein auf Berathung einzelner Gegen 
ftände find bei dem Oberamtmann anzubringen und in bie 
Einladung zur nächſten Amtsverfammlung aufzunehmen, info- 
fern fie vor Erlaß der Einladbungsfchreiben eingehen. 


Taffung ber Beichlüffe ber Umtsverfammlung nad abfoluter und Zwei ⸗ 
Drittel Stimmenmehrheit. 


$. 34. 


Die Beichlüffe der Amtsverfammlung werben nad Mehr- 
heit ber Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleihheit gilt der 
Antrag als abgelehnt. 


Herrenhaus. 
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u einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung 
der Amtsangehörigen ohne eine geſehzliche —— ober 
eine Veräußerung von Grund- ober Kapitalvermögen des Amts- 
verbandes bewirkt werben foll, ift jebodh eine Stimmenmehr- 
beit von mindeften® zwei Drittel der Abſtimmenden erforberlid). 


Abfaſſung und Veröffentlihung ber Protololle ber Amtsverfjammlung. 


$. 35. ) 


Ueber die Beichlüffe der Amtsverfammlung ift eine be 
ondere Verhandlung aufzunehmen, in welder die Namen ber 
bei anmwefend gewefenen Mitglieder aufgeführt werben müffen. 
Diefe Verhandlung wird von dem BVorfigenden und von we⸗ 
nigitens drei Mitgliedern vollzogen, welche zu dieſem Behufe 
von ber Verfammlung vor dem Beginne ber Verhandlung zu 
beftimmen und in legterer aufzuführen find. | 


Ueber die Wahl eines Brotofollführerd und bie Formen 
ber Verhandlung beftimmt im Uebrigen bie von ber Ami 
verfammlung zu beſchließende Gefchäftsordnung. 


Der Inhalt der Beſchlüſſe der Amtsverfammlung ift, 
fofern diefelbe nicht in einem einzelnen Falle etwas Anderes 
befchließt, in einer von ihr zu beftimmenden Weiſe zur öffent: ' 
lichen Kenntniß zu bringen. N 

) 

Ubfaffung von Petitionen und Eingaben ber Amtöverfammlung. H 

$. 36. 


Petitionen und Eingaben, weldye Namens ber Amtsver- 
ammlung in Bezug auf bie ihrer Beſchlußnahme unterliegen- 
en Angelegenheiten ($$. 25—27) überreicht werden follen, 
müffen in der Amtsverfammlung felbft beraten und volljo- 
gen werben; daß dies geſchehen, ift in bergleichen Eingaben 
ausdrädlich zu bemerken. 





Dritter Unter · Abſchnitt. | 
Bon dem Amtshaushalte. 


Uufftelung und Feſtſtellung tes Amtshandhaltsetats. 
$. 37. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, melde Ir im 
Voraus beftimmen laffen, entwirft der Amtsausfhuß jährlich 
einen Haushaltsetat, welder von der Umtsverfammlung felt- 
A und demnächſt in derfelben Weife, wie die Belchlüffe 

er Amtöverfammlung veröffentlicht wird. 


Bei Vorlage des Haushaltsetats hat ber DEE 
der Amtöverfammlung über die Verwaltung und ben Stan 
der Amtstommunal-Angelegenbeiten Bericht zu erftatten. 


Eine Abſchrift bed Etatd und des Verwaltungsberichts 
wird nad erfolgter Feſtſtellung des Eriteren fofort der Bezirks: 
regierung überreicht. Ausgaben , welche aufer dem Etat ge 
feiftet werden follen, bedürfen der Genehmigung der Umts- 
berfammlung. 








Revifion ber Amtslaſſe. 
$. 38, 


Die Amtskaſſe muß an einem beftimmten Tage in jebem 
Monate regelmäßig und mindeitens ein Mal im Jahre außer 
ordentlich revidirt werden. Die Mevifionen werden von dem 
Vorfigenden des Amtsausſchuſſes vorgenommen. 


Bei den außerordentlihen Nevifionen ift ein von bem | 
Ben zu beitimmendes Mitglied deffelben binzuzu- 
ziehen. i 


$. 39. 


Die Jahresrehnung ift von dem Nenbanten ber Amts- 
faffe vor dem 1. Mai des folgenden Jahres zu legen und dem 
Amtsausfchuffe einzureihen. Diefer hat die Rechnung zu re 
vidiren und ſolche mit feinen Erinnerungen und Bemerkungen 
ber Amtsverfammlung zur Prüfung, Feſtſtellung und Ent- 
laftung vorzulegen und demnächſt einen Rechnungsauszug zu 


veröffentlichen. Die Amtsverfammlung ift befand, biefe Drü- 


fung durch eine hiermit zu beauftragende Kommilfion bewirken 
m affen. Eine Abfchrift bes Feſtſtellungsbeſchluſſes ift fofort 
r Bezirföregierung einzureichen. 


Vierter Unter-Abfchnitt. 


Don dem Amtsausfchuffe, feiner Zufammenfekung und 
feinen Gefchäften. 


Stellung bed Umtsausfhuffes im Allgemeinen. 
$. 40. 


Zum Zweck ber Verwaltung ber —— des 
Amtsverbandes und der Wahrnehmung von Geſchaäften der 
allgemeinen Landesverwaltung wird ein Amtsausſchuß beftellt. 


Zufammenfegung beffelben. 
$. al. 


, Der Amtsausihuß beiteht aus dem Oberamtmann und 
vier Mitgliedern, welche von ber Amtöverfammlung aus der 
Zahl der Amtsangehörigen gewählt werben. Für die Mähl- 
barkeit gelten die im $. 18 gegebenen Beitimmungen. 


Amtsbauer und Vereibigung ber Ausfhußmitglieder. 
$. 42. 


‚, Die Wahl der Ausfhußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre 

mit der Maßgabe, daß bei Ablauf ber Mahlperiode die Mit- 

—— im Ausſchuſſe bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
uert. 


Alle drei Nr fcheiden zwei Mitglieder aus, Die das 
erite Mal Ausicheidenden werden burd) das Loos beftimmt. 
Die Ausgefchiedenen können wieder gewählt werben. 


‚Die Ausfhußmitglieder werben durch den Vorfigenden 
bereidigt. Sie können dur Beſchluß des Verwaltungsgerichts 
ihrer Stellung enthoben werden. 


Gejchäfte bes Amtsausſchuſſes. 
6. 48, 
Der Amtsausſchuß bat: 


1) bie Beichlüffe der Amtsverfammlung vorzubereiten und 
auszuführen, foweit damit nicht befonbere Kommiffio- 
nen, Kommiffarien oder Beamte durch Gefeß ober 
Beſchluß der Amtsverfammlung beauftragt werben; 


2) die Angelegenheiten des _Amtsverbandes nach Mafgabe 
ber Geſetze und ber Beichlüffe der Antsverfammlung, 
fowie in Gemäßheit des von biefer feftzuftellenden 
Haushaltsetats zu verwalten ; 


3) die Beamten des Amtsverbandes zu ernennen, und 
beren Geſchäftsführung zu leiten und zu beaufjidytigen. 
Hinfichtlich der Befegung der Beamtenftellen mit Mir 
litairinvaliden gelten die für die Städte erlaffenen 
Vorſchriften. 


4) fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, 
welche ihm zu dieſem Behufe von den Staatsbehörten 
überwiefen werben ; | 





ür j 
eeoheihtertien Entſcheidung und häbı 
mittelung von Streitigkeiten zwifchen 


ımenverbände 
nad) Maßgabe der 8. 60—62 jenes Gefehes zu übe 
nehmen; 


6) die ihm noch weiterhin gefeplich zu übertragenden Ge 
ſchäfte ber allgemeinen Yandesverwaltung zu führen. 
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Der Oberamtmann ald Vorfigende: bed Amtsausfchuffes. 
$. 44. 


Der Oberamtmann leitet und beauffichtigt ben Geichäfts- 
gang bes Ausſchuſſes und forgt für bie prompte Erledigung 
der Gefchäfte. 


Der Oberamtmann beruft den Amtsausfhuß und führt 
in demfelben ben Vorfig mit vollem Stimmrechte. Iſt ber 
Oberamtmann verhindert, fo gebt ber Vorfig auf feinen Stell- 
vertreter über. 


Iſt diefes ber Oberamtäfekretair, fo führt nicht biefer, 
fondern der hierzu von ber Regierung zu beitimmende Dber- 
amtmann eines benachbarten Bezirks den Vorſitz. 


Verwaltung ber laufenden Geſchäfte bed Amtsausſchuſſes durch ben Vor ⸗ 
figenden beffelben. 


$. 45. 


Der DOberamtmann führt die laufenden Geſchäfte ber 
dem Ausfchuffe übertragenen Verwaltung. Er bereitet die Be 
ſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und trägt die Ausführung 
derfelben Sorge. Er kann bie felbjtitändige Bearbeitung ein- 
zelner Ungelegenheiten einem Mitgliede des Ausſchuſſes über- 
fragen. 


Er vertritt den Amtsausſchuß nad Außen, verhandelt 
Namens befjelben mit Behörden und Brivatperfonen, führt 
den Schriftwechfel und zeichnet alle Schriftitüde Namens bes 
Ausichuffes. 


Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Amtsverband 
gegen Dritte verpflichten ſollen, ingleichen Vollmachten müſſen 
unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes ber Amtöver- 
fammlung, beziehungsmweife des Amtbausſchuſſes, von bem 
Oberamtmann und zwei Mitgliedern des Amtsausfchuffes, be- 
ziehungsweife ber mit ber Angelegenheit betrauten Amtskom ⸗ 
miffion unterfchrieben und mit bem Siegel bes Oberamtmanns 
verſehen fein. 


Gefhäftsordnung bes Amtsaudſchufſes. 
$. 46. 


Die Amweſenheit breier re mit Einfluß bes 
Ka nen genügt für bie Beichlußfähigkeit bes Amtsaus- 
uſſes. 


Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt 
eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, fo nimmt das 
dem Lebensalter nad jüngfte gewählte Mitglied an ber Ub- 
fimmung feinen Anteil. 


Bei Berathungen über ſolche Gegenftände, welche dab 
Drivatintereffe eine Mitgliedes oder deſſen Verwandten und 
Verihmwägerten in auf oder abfteigenber Linie ober biß zum 
dritten Grabe ber Seitenlinie berühren, muß baffelbe fich ber 
Theilnahme an ber Berathung und Abftimmung enthalten, 
Im Uebrigen regelt ber Ausfhuß feinen Gefhäftsgang durch 
eine don ihm zu entwerfenbe, durch Beſchluß der Aıntöver- 
fammlung feftzuftellende Gefchäftsorbnung. 


Dienſtliche Verbältniffe der Beamten bes Amtsverbandes. 
g. 47. 


Die Beamten bes Amtsöverbandes haben bie Rechte und 
Üflichten mittelbarer Staatsbeamten. 


Sie werben von bem Oberamtmann vereidigt und in ihre 
Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Gefhäftsanmweifung von 
dem Amtsausfchuffe. 


Sinſichtlich der Dienftvergehen der Beamten de Amts- 
verbandes finden bie Vorfchriften des Gefeges vom 21. Juli 
| 1852 (Gefegfamml. S. 465) mit ber Maßgabe Anwendung, daß 


1) an bie Stelle ber Bezirksregierung der Amtsausſchuß, 
an bie Stelle des Präfibenten ber Bezirkäregierung 
ber Oberamtmann, an bie Stelle des vorgefegten Mi- 
nifter8 ber Vorfigende des Derwaltungsgerihts und an 
die Stelle des Staatsminifteriums das Verwaltungs 
gericht tritt, 

Anl. p d. Verhandl. d. Herrenhaufes, 


—r 


2) ba8 — —— mit Rückſicht auf den Ausfall der Vor⸗ 
unterfudhung nur durch Befchluß des Amtsausfchuffes 
eingeftellt werden kann, 


3) das Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen ift, 


4) die Verhandlung vor dem Berwaltungsgericht in münd- 
lichem Verfahren ftattfindet, 
5) ein Vertreter ber Stantsanwaltfchaft für die Berufungs- 


inftanz von dem Vorfigenden des Verwaltungsgerichts 
ernannt wird, 


6) Beſchwerden über Disziplinarverfügungen bes Ober- 
amtmannd ber Entſcheidung des Verwaltungsgerichts 
unterliegen. 


Fünfter Unter-Abfchnitt. 
Bon den Amtstommiffionen. 


$. 48. 


Für bie unmittelbare a Beauffihtigung 
einzelner Amtsinftitute, fowie für die Wahrnehmung einzelner 
Amtsangelegenheiten, kann die Amtöverfammlung nah Be- 
an befondere Kommiffionen oder Kommiffare auß ber 
Zahl der Amtsangehörigen beitellen, welche ihre Geſchäfte unter 
ber Leitung des Oberamtmanns beforgen. , 


Der Oberamtmann ift befugt, ben Berathungen 
ber Amtsfommiffionen beizumohnen und babei ben Vorfig mit 
vollem Stimmrechte zu übernehmen. 


Zweiter Titel. 


Bon dem’ Landes» Kommunalverbande der Hoben- 
zollernfchen Lande, 


Erfter Abfchnitt. 


Bon den Grundlagen ber Berfaffung des Landes: 
KRommunalverbandes, 


$. 49. 


Die Hobenzollernfhen Lande bilden nad) näherer Vorſchrift 
dieſes Gefeges einen mit den Rechten einer Korporation aus- 
ze. anbes-Kommunalverband zur Selbftvermaltung ihrer 

ngelegenheiten. 


Landesangehörige. 
$. 50. 


Die eig per ber einzelnen Amtsverbände find zugleich 
Angehörige Landes - Komımunalverbanbes. 


Rechte und Pflichten ber Panbesangehörigen. 
$. 51. 


SHinfihtlid; der Berechtigung der Landesangehörigen zur 
Theilnahme an ber Verwaltung und Vertretung, ſowie rn 
Mitbenugung der öffentlichen Einrichtungen und Unftalten des 
Landes-Kommunalverbandes, hinſichtlich der ng zur 
Uebernahme unb ber Gründe für die Ablehnung unbefoldeter 
Memter in der Verwaltung und Vertretung des Landes-Kom- 
munalverbandes, fowie binfichtlid der Verpflichtung, zur Be- 
friedigung ber Bebürfniffe des Landes -Kommunalverbandes 
Abgaben aufzubringen, finden bie —— ber 66. 4, 5 
und 6 mit folgenden Mafgaben entiprechende Anwendung: 


1) an bie Stelle der Amtsverfammlung tritt ber Kom- 
munallandtag, an die Stelle des Amtsausſchuſſes ber 
Landesausfhuß, an die Stelle eines Kommiſſarius der 
Amtsverfammlung ein Kommiffarius des Kommunal- 
landtages / 


2) ſtatt einer Erhbhung der Amtsabgaben kann eine 
45 
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Erhöhung ber Landes + Ktommunalabgaben befchloffen 
werben; 


3) bie Entfcheidung über die nicht entfchuldigte Ablehnung 
eines unbefoldeten Candes+Kommunalamtes erfolgt in 
eriter und legter Inftanz durch da8 Berwaltungsgericht. 


Vertbeilung und Aufbringung ber Canbes-Kommunalabgaben. 
6. 52. 

Die Landed-Kommunalabgaben werben mit Einfluß ber 
zur Erfüllung der Verpflichtungen des Land» Armenverbandes 
aufzubringenden Koften ($. 29 des Geſetzes vom 8. März 
1871 — Gefeh-Sammt. S. 130 ff.) auf die einzelnen Amts- 
verbände nach dem im $. 7 vorgefchriebenen Maßſtabe vertheilt 
und innerhalb der legteren wie die Amtsabgaben aufgebradit. 


Befchwerben wegen Verteilung ber Landes -Kommunalabgaben. 
$. 53. 


Beſchwerden ber Amtöverbände wegen ber Bertheilung ber 
Landed-Kommunalabgaben find zunächſt bei dem Candesaus- 
ſchuſſe zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung anzubringen. 
a letere ftcht die Berufung an das Verwaltungsgericht 
offen. 


Statuten und Reglements für ben Dandes- Kommunalverbanb, 
§. 54. 


SHinfihtlich der von dem Kommunallandtag für den Pandes- 
Kommunalverband zu beſchließenden Statuten und Reglements 
gelten bie Vorfchriiten des $. 11. 


Zweiter Abjchnitt. 
Bon der Bertretung und Berwaltung des Landes— 
Kommunalverbandes. 


Erfter Unter- Abfchnitt. 
Bon der Zufammenfehung des Hommunallandtages. 


Zahl der Mitglieder bes Kommunallanbtages. 


$. 55. 
Die ——— des Landeſs⸗Kommunalverbandes (der 
ſtommunallandtag) beſteht aus: 
1) bem Zicke zu Hohenzollern, als Befiger bes Fürft- 
fih Hohenzollernſchen Domanialgutes; 


2) dem fürften von —— als Beſitzer der Herr⸗ 

ſchaften Jungnau und Trochtelfingen, ſowie dem Fürſten 
von Thurn und Taxis, als Beſitzer ber Herrſchaft 
Oſtrach mit zuſammen einer Stimme; 


3) je einem Abgeorbneten der Städte Sigmaringen und 
Hedyingen; 


4) zwölf Abgeordneten der übrigen Städte und Land» 
emeinden der Hohenzollernſchen Lande, von benen 
jeder der vier Ober-AUmtöbezirke je drei Abgeordnete 
zu entjenden bat. 


Bertretung ber Aürften. 


$. 56. 


Die im $. 55 zu 1 umb 2 genannten Fürſten können fich 
nah Maßgabe ber Beftimmungen des 6. 13 vertreten laffen 


Mahl ber Abgeordneten ber Städte Sigmaringen und Hechingen. 
$. 57. 


Bis zum Erlaß einer neuen Gemeindeordnung werben bie 
Abgeordneten der Städte Sigmaringen und Hechingen nad | 
Mafgabe bes $. 17 Abſatz 1 und de $. 21 gewählt. 
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Wahl der Ubgeorbneten ber übrigen Gemeinden. 
$. 58. 


Die Wahl ber Abgeordneten der übrigen Gemeinden eines 
jeden Ober-Amtöbezirks erfolgt durch die Amtsverfammlung, 
mit Ausschluß des Fürſten zu Hohenzollern und ber Vertreter 
der Städte Sigmaringen und Hechingen, nad) Maßgabe ber 
Vorfchrift des 21. 


Wählbarkeit, Dauer ber Wahlperiobe u. f. w. ber Mitglieder bed Kommunal · 
landtages. 


$. 59. 


Hinſichtlich der Wählbarkeit zum Mitgliede des Kommu- 
nallandtages, binfichtlic der Dauer der Wahlperiode der Ab- 
eordneten, binfichtlich ber Ergänzungs- und Erfakwahlen, bin- 
ehrlich der Entfcheidung über die Gültigkeit der Wahlen finden 
die Norfchriften der $$. 18, 22, 23 und 24 mit der Maßgabe 
entfprechende Anwendung, daß 
1) an die Stelle des Oberamtmannes ber Vorſitzende bes 
Kommumallandtages, an die Stelle der Amtsverſamm - 
lung der Kommumnallandtag, an die Stelle des Amts- 
ausfchuffes der Yandesansihuß und an die Stelle des 
Amtsangehörigen der Candesangehörige tritt und 
2) die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kom- 
munallandtanes alle brei Jahre im Monat Dezember 
ftattfinden, fofern nidyt durd) ftatutarifche Anordnun 
—— — ein anderer Termin beſtimm 
wirb. 


weiter Unter- Abſchnitt. 


Bon deu Verfammlungen und G:rfchäften des KRommunals 
laudtages. 


Geſchaͤfte des Kommunallandtages. 
a. Im Allgemeintu. 


$. 60. 


Der Kommunallandtag iſt berufen, über die Einführung, 
Abänderung oder Aufhebung von Gefegen, welde bie Hoben- 
zollernfhen Lande ausfchliektich betreffen, fein Gutachten ab- 
zugeben und über die Angelegenheiten des Yandes-Kommunal- 
verbandes nach näherer Vorfchrift dieſes * ſowie über 
diejenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche 
ihm zu dieſem Behufe durch Geſetz oder Königliche Verordnung 
($. 61 Rr. 7 und 9) überwieſen werben, 


b) Im Befonderen. 
$. 61. 
Insbefondere ift der Kommunallandtag befugt: 


1) nad) Maßgabe des $. 54 ftatutarifche und reglementa- 
riſche Anordnungen zu treffen; 


2) zu beitimmen, im welder Weiſe Stantöpräftationen, 
welche durch den Landes -Kommunalverband aufzubrin- 
er find, und deren Aufbringungsweiſe nicht ſchon 
Pre das Gefeh vorgefchrieben ift, vertheilt werben 
ollen; 


3) Ausgaben zur Erfüllung einer — 2* 
Intereſſe des Landes · Kommunalverbandes zu 
und zu dieſem Behufe 


über das dem Landes-Kommunalverbande gehörige 
Grund, bezw. Stapitalvermögen zu verfügen, Un- 
leihen aufzunehmen und die Amtöverbände mit 
Beiträgen zu belaften ($. 52); e 


4) über die Einrichtung des Rechnungs: und Kaffenweiens 
u beſchließen, den Haushaltsetat feitzuftellen und bin- 
htlih der Jahresrechnung Decharge zu ertheilen. 

Der Haushaltsetat, ſowie ein Auszug aus der Jahres- 
rechnung find zur öffentlihen Kenntniß zu bringen; 


5) die Grundſätze feitzuftellen, nad weldyen die Verwal- 
tung bed dem Landesd+-Kommunalverbande gehörigen 


ober im 


efchließen 
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Grund- und Kapitalvermögens, ſowie der Einrichtungen 
und Anftalten des Verbandes zu erfolgen hat; 


6) bie —— von Aemtern des Panbdes- Kommunal- 
verbandes zu be 
Beamten zu beftimmen; 


7) bie Angelegenheiten be8 Landarmenverbandes bed Me 
ierungsbezirks Sigmaringen nad Mafgabe ber auf 
rund ber 66. 23 und 71 des Gefeßes vom 8. März 

1871 Geſetz · Samml. S. 130 ff.) zu erlaffenden Kö- 
niglichen Verordnung zu verwalten; 


8) das Intereffe der Verſicherten bei ber Feuer - Verſiche⸗ 
rungdgefellichaft für die Hohenzollernſchen «ande nad) 
$. 1 des Gefeßes vom 14. Mai 1855 (Geſetz Samml. 
©. 301) zu vertreten; 


9) bei der Verwaltung und Beauffihtigung ber Spar- 
und Leihlaffe für die Hobenzollernfchen Lande und bes 
Hürft Karl» Landesfpital® zu Sigmaringen nad nähe- 
rer Vorfchrift ber zu erlaffenben Königlichen Verord⸗ 
nungen mitzuwirken; 


die Wahlen der Mitglieder des Landesausſchuſſes und 
ber nicht vom Könige zu ermennenden Mitglieder be& 
Vermaltungsgerichts ($. YL dieſes Geſetzes und SS. 41 
unb 71 bes Geſetzes vom 8. März 1871) zu vollziehen, 
fowie befondere Kommiffionen und Kommilfare für 
Zwecke der Yantes-Kommunalverwaltung zu beitellen. 


Für die Vollziehung biefer Wahlen gelten tie Bor- 
fhriften der 66. 3—Y des biefem Gefege beigefügten 
MWahlreglements; 

Bitten und Befchwerbden, welche die Hohenzollernfchen 

Lande oder einzelne Theile derfelben betreffen, an bie 

Staatdregierung zu richten; 

Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, bie 

ihm zu biefem Behufe von den Staatsbehörden über- 

wiefen werden; 

13) die durch Geſetz ihm übertragenen fonftigen Geſchäfte 
wahrzunehmen. 


10) 


11) 


12) 


Berufung bes Kommımallandtages, 
$. 2. 


Der Kommunallandbtag wird, fo oft e8 das Bebürfniß 
erforbert, durch den König berufen. 


Die Labung ber Mitglieder, bie Eröffnung, ſowie ber 
Schluß bed Kommunallandtages erfolgt durch ben Vräfidenten 
der Megierung zu Sigmaringen als Königlihen Kommiffarius 
ober ben für ihn in biefer Eigenſchaft ernannten Stellvertreter. 


Stellung bes Königlichen Kommiſſarius gegenüber dem Kommumalanbtage, 
$. 63. 


Der Königliche Kommiffarius ift die Mittelöperfon bei 
allen Verhandlungen dev Staatsbehörden mit dem Kommunal- 
landtage; an ihn bat fi) der Kommunallandtag wegen jeder 
Auskunft oder wegen ber Materialien, deren er für feine Ge 
ihäfte bedarf, zu wenden. Der Kommiſſarius theilt dem Kom- 
munallandtage die Vorlagen ber Staatsregierung mit und 
empfängt die von ihm abzugebenden Erklärungen und Gutachten. 


Der Königlihe Kommiffariuß, fowie die zu feiner Ver- 
tretung oder Unterftügung abgeorbneten Staatsbeamten find 
befugt, den Situngen des Kommunallandtages —— 
und müſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehoͤrt werden. 


Wahl des Vorſitzenden des Kommunallandtages und bes Stellvertreters 
deſſelben. 


$. 64. 


Unter bem —— bes an Jahren, Älteften Mitgliedes, 
welchem bie beiden jüngften Mitglieder als Schriftführer und 
Stinmmzähler zur Seite fteben, wählt ber Stommunallandtag 
nad den Borjchriften ber 89. 3—8 des dieſem Geſetze beige 
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fügten Wahlreglements einen Vorfigenden und einen Stellver- 
treter auf die Dauer ber Wahlperiebe ; 


Die Wahl des Vorfigenden und beffen Stellvertreters 


ſchließen, die Zahl und Befoldung ber | bebarf der Betätigung des Königs. 


Gefhäftsorbnung bes Kommunallandtages. 
$. 65. 


Der Borfigende bat die Verhandlungen zu leiten und bie 
Ordnung in der Verfammlung aufrecht zu erhalten. . 


m Uebrigen regelt der Kommunallandtag feinen Ge 
fhäftsgang durch eine Gefchäftsordnung. f 


Deſſentlichleit ber Sihungen des Rommunallandtages. 
$. 66, 


Sinfihtlic der Deffentlichkeit der Sigungen be8 Kommur- 
nallandtages gelten bie Vorſchriften bes F. 30, 


Beſchlußſaͤhigleit bes Kommunallandtages, Faſſung ber Befchlüffe nach abſo ⸗ 
Iuter und Smweibrittel. Stimmenmehrheit. 


$. 67. 


Der Kommunallandtag kann nur befchließen, wenn mehr 
als die Hälfte feiner Mitglieder anweſend ift. 


In Bezug auf die Faſſung ber Befchlüffe des Kommunal. 
landtages nad) abſoluter und Smeibrittel- Stimmenmehrheit 
finden die Vorjchriften des $. 34 entfprechende Anwendung. 


$. 68. 


Die Beftimmung bes $. 32 ang Ausſchluſſes der Mit- 
glieber der Amtsverfammlung von den Berathungen ber [ch 
teren wegen perfönlichen Intereſſes findet auf bie Mitglieder 
be8 Kommunallandtages gleihmäßige Anwendung. 


Dritter Unter-Abfchnitt, 


Don dem Landesausfchuffe, feiner Zufammenfehung und 
feinen Gefchäften. 


Stellung bed Landesausſchuſſes im Allgemeinen, 
$. 69. 


Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten bes 
Landes ⸗ Kommunalverbandes wird ein Landedausſchuß beitellt. 


Zuſammenſehung bed Panbesausfchuffes. 
$. 70. 


Der Landesausfhuß beiteht ans dem Vorſitzenden bes 
Kommunallandtaged und in beffen Behinderung dem Stell- 
vertreter beffelben, fowie aus vier Mitgliedern, von benen eines 
durch bie drei Fürſten, bezichungsweife deren Bevollmächtigte, 
die drei anderen durch die — Mitglieder des Kommunal- 
landtages aus ihrer Mitte gewählt werben. 

Für das Ausfhußmitglied ber Fürſten ift ein Stellver- 
treter, für bie drei übrigen Mitglieder aber find zwei Stell- 
vertreter zu wählen, welche Letztere für ben Fall der Behin- 
derung eines Mitgliedes nach der durch Die erhaltene Stim- 
menzahl und bei Stimmengleihheit durch das Loos zu bejtim- 
menden Reihenfolge eintreten. 


Umtsbauer unb Vereibigung ber Mitglieder des Banbesausfhuffes. 
$. 71, 

Die Wahl der Mitglieder des Landesausfhuffes und beren 
Stellvertreter erfolgt auf ſechs Jahre mit ber Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedfchaft im Ausſchuſſe bis zur 
Mahl bed Nachfolgers fortdauert. Die legtere Beftimmung 
findet auch auf ben Borfigenden unb befien Stellvertreter An- 
wendung. 
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Alle drei Jahre fcheiben zwei Mitglieder und abwechſelnd 
wei und ein Stellvertreter aus. Die das erſte Mal Ausſchei- 
enben werben burd) das Loos beitimmt. Die Ausgefchiedenen 
können wieder gewählt werben. 


Der Vorfigende und die ee des Ausſchuſſes, ſowie 
beren Stellvertreter werben durch den Königlichen Kommiſſarius 
vereidigt. 


Geſchaͤfte bed Landesausſchuſſes. 
§. 72. 
Der Landesausſchuß hat: 


1) bie Beſchlüſſe des Kommunallandtages vorzubereiten 
und auszuführen, ſoweit damit nicht beſondere Kom- 
miffionen, Kommiffarien oder Beamte durch Geſetz oder 
Beſchluß des Kommunallandtages beauftragt werben; 
insbeiondere nad näherer Anordnung des Lebteren 
ben Haushaltsetat aufzuftellen und die Jahresrechnung 
zu vevibiren; 


2) die Ungelegenbeiten des Landes -Kommunalverbandes 
nad) Maßgabe der Gefee, der zu erlaffenden König. 
lichen Verordnungen und der von dem Kommunalland- 
tage zu beſchließenden Neglements, fowie in Gemäßbeit 
ic von biefem feftzuftellenden Haushaltsetats zu ver- 
walten. 


Inwieweit im Uebrigen der Ausschuß bie Ver 
waltung felbititändig zu führen oder die Beſchlußfaſſung 
des ng zu erwirken bat, wird, foweit 
bie für die einzelnen Verwaltungszweige zu erlaffenden 
Königlichen Verordnungen und Reglements darüber 
feine Beftimmun treffen, buch Beſchluß des Kom⸗ 
munallandtages feitgefeht; 


3) über die Ergebniffe der Verwaltung dem Kommunal. 
landtage Jahresberichte zu erftatten; 


4) die Beamten des Landes-Kommunalverbandes zu er- 
nennen und beren Gefchäftsführung zu leiten und zu 
beaufſichtigen. 


Hinſichtlich der Beſetzung der Beamtenſtellen mit 
Militairinvaliben gelten die für die Städte erlaſſenen 
Vorfchriften; 


5) fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, 
welche ihm zu biefem Behufe von den Staatsbehörben 
überiwiefen werben. 


Der Dorfigende bes Landesausfchuffes. 
$. 73, 
Der Vorfigende des Kommunallandtages und im Behin- 
derungsfalle der Stellvertreter deffelben leitet und beauffichtigt 


ben häftsgang des Landesausfhuffes und forgt für bie 
prompte Erledigung ber Gefchäfte. 


Er beruft den Ausihuß und führt in demſelben ben Vorfik 
mit vollem Stimmredte. 


Verwaltung ber laufenden Gefchäfte des Candesausfhuffes burd ben Vor ⸗ 
figenden beffelben. 


$. 74. 


Der Vorfigende des Kommunallandtages führt die laufenden 
Geichäfte der dem Landesausfhuffe übertragenen Verwaltung. 
Er bereitet die Befchlüffe ded Ausſchuſſes vor und trägt für 
die Ausführung berfelben Sorge. Er kann bie felb ftandige 
Bearbeitung einzelner Angelegenheiten einem Mitgliebe bes 
Ausſchuſſes übertragen. 


Er vertritt den Ausfhuß nach Außen, verhandelt Namens 
beffelben mit Behörden und —— führt den Schrift⸗ 
wechjel und zeichnet alle Schriftftüde Namens des Ausfchuffes. 


Urkunden über Rechtögefchäfte, welche ben Landes-Kom- 
munalverband gegen Dritte verpflichten follen, ingleichen Voll- 
machten müſſen, unter Anführung des betreffenden Befchluffes 
bes Kommunallandtages , beziehungsweife Landesausfchufjes 





Mitgliedern des Lanbedaus. 
der mit ber Angelegenheit betrauten 
— und mit dem Siegel bes 
ein. 


von dem Vorfigenden und zwei 
ſchuſſes bezichungsweife 
Landestommiffion 
Letzteren verſehen 


Geſchaͤftsordnung des Landesausfchuffes, 
$. 75. 


Die Anwefenbeit dreier Mitglieder mit Einfluß des Vor- 
figenben genügt für die Beſchlußfaͤhigkeit des Landesausſchuſſes. 
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt 
eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, fo nimmt das 
dem Lebensalter nad) jüngite gewählte Mitglied an der Ab— 
ftimmung feinen Theil. 

Die Beftimmun im dritten Abſatz des $. 46 über ben 
Ausfhluß der Mitglieder des Amtsausfchuffes von den Be 
rathungen des leßteren wegen perfönlichen Intereffes findet 
auf bie Mitglieder des Landesausſchuffes gleihmäßige An⸗ 
wendung. 

Im Uebrigen regelt der Ausſchuß feinen Geſchäftsgan 
durch eine von ihm zu entwerfende, durch —S * 
munallandtages feſtzuſtellende Gefchäftsorbnung. 


Stellung des Königlichen Kommiſſarius gegenüber dem Laudesausſchuſſe. 
$. 76. 


Der Königliche Kommiffarius ift befugt, von dem Landes: 
ausfhuffe über alle Gegenftände der Landes» Kommunalver- 
waltung Auskunft zu erfordern und an ben Berathungen des 
Landesausfchuffes entweder felbit oder durch einen zu feiner 
Vertretung abzuorbnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 


Dienftliche Verhältniffe der Beamten bes Pündes-SIommunalverbandes. 
$. 77. 
Die Landes -Kommunalbeamten haben die Rechte und 
Pflichten mittelbarer Staatsbeamten. 


Sie werben von bem Vorfigenden be8 Kommunallandtages 
vereibigt und in ihre Memter eingeführt. Sie erhalten ihre 
Gefhäftsanweifung von dem Landesausfchuffe. 


Hinſichtlich der Dienftvergehen ber Landes - Kommunal- 
beamten finden die Borfchriften des Gefehes vom 21. Juli 
1852 (Geſetzſamml. ©. 465) mit der Maßgabe Anwendung, daß 


1) an die Stelle der Bezirksregierung der Fandesausfchuß, 
an bie Stelle des Dräfibenten ber Bezirköregierung 
ber Vorfigende des Kommunallandtages, an die Stelle 
bes vorgeſetzten Minifterd ber Vorfitende des Verwal- 
tungsgerichts und an die Stelle des Staatsminifteriums 
das Verwaltungsgericht tritt; 


2) das ——— mit Rückſicht auf den Ausfall der Bor- 
unterfuchung nur durch Befchluß des Kandesausfchuffes 
eingeftellt werben fann; 


3) dad Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen ift; 


4) bie Verhandlung vor dem VBerwaltungsgerichte in münd- 
lihem Verfahren ftattfindet ; 


5) ein Vertreter der Staatsanwaltichaft für bie Berufungs- 
Inſtanz von dem Vorfigenden des Berwaltungsgerichts 
ernannt wird; 


6) auch ber * des Kommunallandtages Geld- 
bußen bis zu zehn Thalern zu verfügen befugt ift; 


7) Beihwerden über Disziplinarverfügungen des Vor— 
—— des Kommunallandtages der Entſcheidung des 
erwaltungsgerichts unterliegen. 


Vierter Unter-Abfchnitt. 
Bon den Landestommiffionen. 
$. 78. 


Kür die ummittelbare Verwaltung und Beaufjihtigung 
einzelner Anftalten, fowie für die Wahrnehmung einzelner An- 
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gelegen iten bed Canbes-Kommunalverbandes können befonbere 
ommijfionen ober Kommiffare beitellt werben. 


Die Einfegung, die Begrenzung der Zuftändigfeit und bie 
Art und Weife der Zufammenfegung bderfelben hängt von dem 
Beichluffe de Kommunallandtages ab. Die Wahl der Mit- 
glieder ſteht dem Landesausſchuſſe zu, Sofern fich der Kommu- 
nallandtag diefelbe für einzelne Kommiffionen oder Kommiffare 
nicht felbt vorbehält. Die Kommiffionen oder Kommiffare 
empfangen von bem Landesausſchuſſe ihre Geſchäftbanweiſung 
und führen ihre Gefchäfte unter der Aufſicht des Landesaus- 
ſchuſſes und unter der Leitung des Vorfigenden bed Kommu- 
nallanbdtages. 


Stellung des Königlihen Kommiffarius gegenüber ben Landeslommiſſionen. 
$. 79. 


Der Königlihe Kommiffarius ift befugt, an ben Be- 
rathungen ber Landeskommiſſionen entweder jelbit oder durch 
einen zu feiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten theil- 
zunehmen. 


Dritter Zitel. 


Bon der Oberauffiht über die Amts- und Landes, 
Kommunalverwaltung. 


Genehmigung von Beſchlüſſen der Aıntöverfammlungen unb bes Kommunal 
landtages in ftatutarifhen und finanziellen Angelegenheiten. 


§. 80. 


Beſchlüſſe der Amtsverſammlungen und des Kommunal- 
landtages, welche folgende —— betreffen: 


I) ſtatutariſche Anordnungen nad Maßgabe des 8. 11 
beziehungsweiſe $. 54, 


2) Mehr- ober Minderbelaftungen einzelner Theile de 
Amtöbezirtd in Gemäßheit bes $- 9, 


3) Veräußerungen vom Grundvermögen des Amts-, be 
en — Landes ⸗· Kommunalverbandes, 


4) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Amts-, bezie- 
bungsweife Landed-Kommunalverband mit einem neuen 
Sculdenbeitande belaftet wird, fowie Uebernahme von 
Bürgihaften auf den Amts-, beziehungsweiſe Landes- 
Kommunalverband, 


5) eine Belaftung der Amts, beziehungsweife Lanbesan- 
ehörigen durch Abgaben über 50 rogent bes Ge 
re ne ber direlten Staatsfteuern, 


6) eine neue Belaftung ber Amts, beziehungsweife Lan- 
desangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, infofern 
bie aufjulegenden Leiltungen über die nädjiten fünf 
Jahre hinaus fortdauern follen, 


bedürfen in den fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, 
in den fällen zu 2, 3 und 4 der Beltätigung bes Minifters 


des Innern, in den fällen zu 5 und 6 der Bejtätigung ber 
Minifter des Innern und der Finanzen. 
Auffichtöbehörben. 
$. 81. 


Soweit nit durch die Vorfchriften dieſes Gefehes ein 
Anderes ausdrädlich beſtimmt ift, wird die Aufficht bed Staates 
über die Amts-Kommunalangelegenheiten von der Bezirköregie- 
ng” in ber höheren Inftanz von dem Minifter des Innern, 
die Aufjiht über die Landes + Kommumalangelegenheiten von 
dem Minifter des Innern geübt. 


$. 9. 


| Beſchlüſſe, melde die Befugniffe der Amtsverfammlung, 
‚des Amtsausfchuffes und der Amtsfommiffionen überjchreiten 
oder bie Geſetze verlegen, bat der Oberamtmann zu beanjtan- 
den, und behufs Enticheidung über deren Ausführung an bie 
| Bezirksregierung einzureichen. 





‚ „Wird der Befchluß einer Amtstommifjion beanftanbet, fo 
2 die Angelegenheit zunächft an ben Umtsausfhuß zur weiteren 
eſchlußnahme zu bringen. 


$. 83. 


Beichlüffe, welche bie — bes Kommunallanbtages, 
des Landesausſchuſſes und der Candestommiffionen überfchrei- 
ten oder bie Geſetze ee bat ber ——— Kommiſſarius 
zu beanſtanden und behufs Entſcheidung uͤber deren Ausfüh— 
rung dem Miniſter des Innern einzureichen. 


Die Beſtimmung des zweiten Abſatzes des F. 82 findet 


auf die zu beanſtandenden Beſchlüſſe der Landeskommiſſionen 
gleichmäßige Anwendung. 


Auflöfung ber Umtsverfammlungen und bed Kommunallanbtages. 
$. 84. 
Auf den Antrag des Staatdminifteriums kann fomohl 
eine Umtöverfammlung, mie ber Kommunallandtag durch 


Königliche Verordnung aufgelöft werden. Es find ſodann 
Neuwahlen anzuordnen, welche binnen ſechs Monaten, vom 


Tage der Auflöfung an, erfolgen müſſen. Im falle der 
Aufsfun einer Amtöverfammlung, beziehungsweife Kom- 
munallandtags, bleiben die von denfelben gewählten Mitglieder 


des Amts, beziehungsweife Candesausfchuffes und der Amts-, 
beziehungsweife Fandestommiffionen fo lange in Wirkfamteit, 
bis Die meugebildete Vertretung die erforderlichen Neuwahlen 
vollzogen bat. 


Swangsweife Etatifirung gefeliher Leiſtungen burch bie Auffichtabehörden. 
$. 85. 


Menn eine Amtsverfammlung, beziefungsweife ber Kom- 
munallandtag, e8 unterläßt oder verweigert, bie bem Amts- 
beziehungsweiſe Lanbes-Kommunalverbande geſetzlich obliegenden 
Leiſtungen auf ben Haushaltsetat zu bringen, fo läßt bie 
Bezirköregierung, ger ru ber Minijter bes Innern, 
unter Anführung ber Gründe, bie Eintragung in ben Etat 
von Amts wegen bewirken oder ftellt dieſe Ausgaben außer 
orbentlich feit. 


Dierter Titel. 


Allgemeine Uebergangd- und Ausführungsbeitim- 
mungen. 


$. 86. 


Für Die erfte nach Maßgabe diefes Geſetzes vorzunehmende 
Vertheilung der Abgeordneten zur rg bie 
Bildung der Wahlbezirte und die Vollziehung ber Wahlen 
ber Abgeordneten find die dem Amtsausichufle, beziehungsweife 
der Amtöverfammlung übertragenen Befugniffe von dem Ober 
amtmann, die Befugniffe des Verwaltungägerichtd von der 
Deputation für das Heimathweſen wahrzunehmen. ngleichen 
liegt für dieſe eriten Wahlen dem Oberamtmann die Prüfung 
ber Protokolle über die Wahlen ber Abgeordneten zur Umts- 
verfammlung an Stelle de3 Amtsausſchüſſes ob. 


Die Prüfung der Protokolle über die Wahlen der Ab: 
eorbneten zum Kommumallandtage erfolgt an Stelle des 
FandeBausfchuffes burdy den Königlichen Kommifjarius. 


Die Entſcheidung über beanftandete Mahlen der Abge 
orbneten zu den Amtsverfammlungen und zum Kommunal 
landtage liegt an Stelle des Verwaltungsgerichts der Depu- 
tation für das Heimathweſen ob. 


$. 87. 


Die gewählten Mitglieder der Amtsverfammlung, bes 
Amtsausfchuffes und der Amtskommiſſionen, fowie bed Kom- 
munallandtages, bed Landesausfchuffes und der Landeskom⸗ 
miffionen erhalten eine ihren baaren Auslagen entfprechende 
Entjhädigung. Ueber bie Höhe berfelben beſchließt die Amts- 
verfammlung, beziehungsmweife der Kommunallandtag. 
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$. 88. 


Die Frift zur Einlegung von Beichwerben ober Berufungen 
in Amis · und Candes-Kommunalangelegenheiten beträgt 21 Tage, 
Ken ie für einzelne Fälle eine andere Friſt gefeglich be⸗ 

immt ift. 


Die Frift beginnt mit der Zuftellung ber Entfcheidung. 


$. 89. 


Kür ben in arg Sigmaringen wirb ein Ber- 
waltungsgericht gebildet, welchem gleichzeitig die von der Sohen- 
zollernſchen Deputation für das Heimathweſen ($$. 40, 41 
u. f. mw. des Geſetzes, betreffend Die — — des Bunbes · 
eſetzes über ben Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871, 
— S. 130) auszuübenden Befugniſſe übertragen 
werden. 


$. 90. 


Für die Sufammenfegung und bie Beſchlußfaſſung bes 
Verwaltungsgerichts, forie Ahr das Merfahren vor bem- 
felben gelten die Vorfchriften ber Kreisordnung für die Dro- 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Sclefien 
und Sadıfen vom 13. Dezember 1872 (Geſetz Samml. ©. 661). 


$. 91. 


Die Borfchriften der Verordnung für die Sobengollernfchen 
Lande zur —— ber Geſetze über die Kriegsleiſtungen 
und die Unterftügung hülfsbebürftiger familien der zum Dienite 
einberufenen Mannfchaften der Melerve, Landwehr und Erfah- 
referve vom 17, Auguft 1870 (Gefeß-Samml. S. 541) wer- 
ben dahin abgeändert, daß 


1) an bie Stelle ber Verſammlung ber Ortsvorſteher 
bie Amtöverfammlung tritt, 


2) die von dem Oberamtsbezirke (Amtsverbande) aufzu- 
bringenben Gelbmittel und Yeiftungen auf bie einzelnen 
Gemeinden nad dem im 6. 7 dieſes Gefehed vorge 
ſchriebenen Maßſtabe vertheilt werden, 


3) die Obliegenheiten ber Vrovinzialvertretung und bes 
durch biefelbe zu mählenden Ausfchuffes von bem 
Kommunallandtage und dem Lanbesausfhuffe wahr- 
genommen werben. 


$. 9. 


Ale dem gegenwärtigen ar zuwiderlaufenden Be- 
ftimmungen, in&bejondere ber $. 31 der Fürſtlich Hobenzollern- 
Sigmaringenfchen Verordnung, betreffend die Dienftinftruktion 
für die Jufig und Verwaltungsämter vom 15 Mai 1835 
(Sammlung Gefeße und Verordnungen F das Fürſten⸗ 
thum Hohenzollern · Sigmaringen, Band 1V., Seite 287) 
werden aufgehoben. 
$. 9. 


Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung bes 
egenmwärtigen Gefeged beauftragt und erläßt die hierzu er- 
Kerken Anordnungen und Inſtruktionen. 


Urkundlich ac, 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeorbneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


Herrenhaus. Aftenftüd AM 88. 


Wahl: Neglement. 





g. 1. 

Acht Tage vor ber Wahl werben bie Wähler zu ben 
Wahlen mittelft fchriftlicher Einladung oder durch ortsübliche 
Bekanntmachung berufen. Die Einladung und Befanntmadyung 
muß das Lofal, den Tag und bie Stunde der Wahl genau 
beftimmen. s2 


Der MWahlvorftand befteht aus dem Oberamtmann, be 
ziehungsweife Bürgermeifter (Stadtſchultheiß, Voigt) oder einem 
von ihnen ernannten Wahlvorfteher und aus zwei von ber 
Wählerverfammlung zu wählenden Beifitern. Der Wahlvor- 
ftand beftimmt den Protofollführer und die Stimmzähler. 


§. 3. 
Die Wahlen erfolgen durch abgeftempelte, bei ber Ber- 
handlung zu vertheilende Stimmzettel. 


$. 4. 
Jede Wahl erfolgt in einer befonderen Wahlhandlung. 


$. 5. 

In ber Wahlverſammlung bürfen meber Diskuffionen ftatt- 
finden, noch Beſchlüſſe gefaßt werben. 

Der Brotofollführer ruft die Wähler, wie fie in ber 
Mählerlifte verzeichnet find, auf; jeder Aufgerufene wirft feinen 
Stimmzettel in die Wahlurne, 

Die während des Wahlaktes erfcheinenden Wähler können 
an ber nicht gefchloffenen Wahl theilnehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, fo erllärt ber 
Mahlvorftand die Wahl für geichloffen; der Wahlvoriteher 
nimmt bie Stimmzettel einzeln aus ber Wahlurne, verlieft bie 
darauf verzeichneten Namen und ein Stimmzähler zählt bie- 
jelben laut. S6 


Ungeftempelte, unbefchriebene, ſowie folhe Stimmzettel, 
auf welchen ber Name eines nicht Wahlfähigen ſich gefhrieben 
findet, find —— 

Alle ungültigen Stimmzettel werben als nicht abgegeben 
betrachtet. Ueber die Gültigkeit entfcheidet — der Wahl · 
vorſtand. Die Stimmzettel find aufzubewahren und diejenigen, 
über deren Gültigkeit es einer Beſchlußfaſſung des Wahlvor- 
ftandes beburft bat, mit dem Protokoll dem Oberamtmann, 
beziehungsmeife dem Amts. oder Landedausfchuffe einzufenden. 


§. 7. 
Als gewählt ift derjenige zu betrachten, welcher die ab- 
a heit (mehr als die Hälfte der Stimmen) | 
r fid) bat. | 
Ergiebt ſich Feine abjolute Stimmenmehrheit, fo kommen 
diejenigen zwei Derfonen, welche die meiften Stimmen für fi 
haben, auf die engere Wahl. Haben mehr al8 zwei Derfonen 
die meiften und gleidyviel Stimmen erhalten, fo entfceibet das | 
durch die Hand des MWahlvorftehers zu ziehende Loos barüber, ) 
wer auf die engere Wahl zu bringen ift; in 45 Weiſe er⸗ 
folgt die Entſcheidung, wenn auch bie engere Wahl feine Stim- | 
menmehrheit ergiebt. 


1 

$. 8. N 

Die MWahlprotofolle find vom Wahlvorftande, dem Bro- 
tofollführer und ben Stimmzählern zu unterzeichnen. 


$. 9. 

Mablen, welche durch bie Amtöverfammlungen oder ben 
Kommunallandtag zu vollziehen find, können, mit Ausnahme 
der Wahl des BVorfigenden des Kommungllandtaged und feines 
Stellvertreters ($. 64), aud durch Akklamation ftattfinden, fo- 
fern Niemand Widerſpruch erhebt. . 







| Herrenhaus. 


— — —— —— —— — — 


Inhalt. 





Erſter Titel. 
Bon den Amtsverbänden. 


Erfter Abſchnitt. Bon den Grundlagen ber Verfaſſung ber Amts- 
verbnde.. gg. 1-11. 


Zweiter Ubfhnitt. Von ber Vertretung und Ber 
waltung ber Amtsverbänbe. 


Erfter Unter-Abfchnitt. Bon der Zufam- 


menfegung ber Amtsverſammlung. .......... gg. 12—24, 
Zweiter Unter-Abfhnitt, Don den Ber 

fammlungen und Geſchäften der Umtöver- 

fammlung...sosnonenununenneonnunnrnienen. 65. 25—386, 
Dritter Unter-Abfhnitt. Von dem Amts. 

hanhalte $$. 37—39, 
Vierter Unter-Abſchnitt. Von dem Pen 

ausſchuſſe, feiner Zufammenjegung und feinen 

Shiſttieeeee . 8. 40- 47. 
Fünfter Unter-UAbſchnitt. Von den Amis 

kouimiſſionen........ $. 48, 


Qmeiter Titel. 


Bon dem Landes: Kommunalverbande der Hohen⸗ 
zjollernfchen Lande. 


Erſter Abſchnitt. Bon den Grundlagen ber Verfaffung bed Lanbet- 
tommunalverbandes..................:.....ꝛ ... 88. 49-54, 


Zweiter Abſchnitt. Don ber Vertretung und Ver— 
waltung bed Landes-Kommunalverbanbes, 


Erfter Unter-Ubfchnitt. Don ber Zufam- 
menfegung de8 Kommunallandtages ........ 


weiter Unter Abſchnitt. Don ben Ber- 
fammlungen und Gejhäften des Rommunal- 
landtageß sesesnonsennennunnseunnnnen nenn 


Dritterlinter-Abfhnitt. Don dem Lanbes- 
Ausſchuſſe, feiner Zuſammenſehung und feinen 
Gelhäften...uesussssnnunenonnsnnununnsenn. 


Bierter Unter-Abfhnitt. Don ben Landek 
fommiffionen ....... geserssnontaneensnee . 


$$. 55-59, 


$5. 60-68. 


$$. 69-77. 


$$. 78-79. 


Dritter Titel. 


Bon der Dberanfficht über die Amts: und 
Landes: Aommunalverw altung .........: 


Vierter Titel. 


Allgemeine, Webergangsd: und Ausfüh— 


runugs⸗Beſtimmun gen. 88. 86-93, 


Altenſtück AP B89 und 90. 


359 





A 59. 


Auf die Tagesordnung einer der nächſten Dlenarfikungen 
wird gefeht werden: 


I. 


Schlufberathung über den Gefegentwurf, betreffend 
die Aufhebung — *— Ermäßigung gewiſſer 
Stempelabgaben. Cfr. Nr. 80 der Druckſachen. 


Referent: Herr Graf von Rittberg. 
Antrag bed Referenten: 
dad Herrenhaus wolle befchliefen: 


den vorbezeichneten Gefegentwurf in Ueber 
einftimmung mit den Befchlüffen des Ub- 
georbnetenhaufes anzunehmen. 


I, 

Schlußberathung über den Geſchentwurf, betreffend 
die Theilung des Kreiſes Beuthen. ir. 83 der Drud- 
fachen. 

Referent: Herr Graf York von Wartenburg. 
Antrag bed Neferenten: 


bad Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem Gefeßentwurf in Nr. 83 unverändert 

in der vom Haufe ber Abgeorbneten be 

—— Faſſung die Zuſtimmung zu er- 
eilen. 


Berlin, ben 3. März 1873. 


Der Vräfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 





Jk' 90. 
Berlin, den 5. März 1873, 


Em. Erlaucht beehre ih mich bierneben eine —— 
Ausfertigung des von dem Hauſe der Abgeorbneten in feiner 
heutigen Sigung beichloffenen Entwurfs eines Gefehes, 


—*9 bie Feſtſtellung des Staatshaushalts -Etats 
für 1873, 


nebſt Anlagen: 


dem Haupt · Etat, 
ben Spezial- Etatd von folgenden Verwaltungen ıc., 


und zwar: 


Domänen - Verwaltung, 

Forſt Verwaltung, 

Nente des Kronfideitommißfonds, 

Erlös aus Ablöfungen von Domänengefällen ıc., 
Verwaltung ber direkten Steuern, 
Verwaltung ber indireften Steuern, 
Lotterie» Verwaltung, 

—— Inſtitut, 

Dreufifche Bant, 

Münz- Verwaltung, 

Staatsdruckerei, 

Dorzellan: Manufaktur, 

Berg, Hütten und Salinen · Verwaltung / 
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Eifenbahn- Verwaltun 

Gefehfammlungs · Debits-Comtoir, 
uſchuß zur Rente bed Kronfibeitommißfonds, 
taatsſchulden Verwaltung, 

Herrenbauß, 

Haus ber en 

Birreau de Staatd-Minifteriums, 

Staatsarchive, 

General» Orbens- Kommiffion, 

Geheimes Eivil-Kabinet, 

Dber -Rechnungskammer, 

Ober Eraminationd- Kommilfion, 

Disziplinachof, 

a zur Entfcheidung ber Kompetenz 

onflikte 

Ausgaben für Awede der Landesvermeſſung, 

Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 

Allgemeine Finanz · Verwaltung, 

Verwaltung für Handel, Gewerbe und Baumefen, 
uftiz- Verwaltung, 
em bes Innern, 

Minifterium für die landwirthſchaftlichen Ange 
legenheiten, 

Geftüt- Verwaltung, 

Minifterium der geiftlichen, Unterrichts und Me- 
bizinal» Angelegenheiten, 


mit bem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Veranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
von Fordenbed, 
Un 
ben Dräfibenten bes Serrenhaufes, 


Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe 
. . I lan 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
die Seftftellung des Staatshaushalts- Etats für 1873, 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtages 
ber Monarchie, was folgt: 


55 


Der biefem Gefehe als Anlage beigefügte Staatshaushalts- 
Etat für das Jahr 1873 wirb ee beigefäg . 


Aktenftüd AS 90. 








in Einnahme: 

auf 210,043,467 Thlr. und 
in Ausgabe: 

auf 210,043,467 Thlr., 
nämlich: 


auf 186,593,237 Ihlr. an fortdauernden und 
auf 23,450,230 Thlr. an einmaligen und außer 
orbentlihen Ausgaben, 


It. 
feftgeftellt 52 


Im Jahre 1873 können nad) Anordnung bes — 
niſters —— hanweiſungen bi8 auf Höhe von 
10,000,000 Thalern, welche vor dem 1. Oktober 1874 verfallen 
müffen, wiederholt ausgegeben werben, 


Die auf Grund des Gefehes vom 17, März 1872 (Gefeh- 
Samml. — ausgegebenen Schatzanweiſungen find bei ein. 
tretender Fälligkeit einzulöfen. 


$. 3. 

Die im Jahre 1873 eingehenden Rüdzablungen auf bie 
nad ben Gefegen vom 23. u: 1867 Ge Sam! 
©. 1929) und vom 3. März 1868 (Gefeg-Samml. S. 174) 
ur Abhülfe des Notbftandes in Oftpreußen gewährten Dar- 
ehne find zur theilweifen Einlöfung der Schakanweifungen zu 
verwenden. 

m Uebrigen finden auf die nad) . 2 dieſes Geſetzes aus ⸗ 
zugebenden Schatzanweifungen die Beltimmungen u .4 
und 6 des Gefehes vom 28. September 1866 (Gefeh- Sammt. 
©. 607) Anwendung. 

$. 4. 


Die bis zur gefehlichen Freitftellung des Staatshaushalts- 
Etats ($. 1) u ber Sn beffelben geleifteten 4 
gaben werben hiermit nachträglich genehmigt. 

$. 5. 


Der Finanzminifter ift mit ber Ausführung biefes Gefeges 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchri 
und beigedrudtem Königlichen Infiegeh . — 


Gegeben u. ſ. w. 


Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 


Herrenhaus. Aktenftüd AR 90, 361 
Te Wi 


Stantshaushalts-Etat 


das Jahr 1873. 


Anl, . bd. Verhaubl. d. Sertenhaufes. 
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P\ Betrag 
Ra-|_. - für ” 
piter, | Titel Einnahme. — 
Ihr. 
I. Finanz: Minifterium. 
1. Domainen. 
1. | Grundierrlihe Hebungen und Hebungen von veräußerten Domainen-Objekten ..........» 1,509,871 
2. | Domainen- Amortifations-Renten .......- BETRETEN ORTE ETETFRTERT 1,978,763 
3. | Ertrag von Domainen ⸗Vorwerken.3** 3,672,130 
4—6. | Ertrag von andern Domainen-Grundftäden, Mühlen, Fiſchereien, Mineralbrunnen und Babe- 
intlalten..ua42: 222.000 nase 2,173,189 
7. | Aus ber Nutzung beB Bernfteinregalß ......--=--o-s00rennneonnnnnenennensunnesennn 62,253 
8. I Sinfen von Uktivkapitalien...--..-.suonsononuennnennunnnuneennensenen ernten nun nee 21,036 
9. I sheftungsrevenüen ..<uunseruneonerenannenenunnnnene 32,038 
10. | Sonftige vermifchte Einnahmen ......... ........ ..... 25,820 
Summa Kap. 1 ..... 9,475,100 
2. Forſten 
1. I Be Soh —-240* 12,850,000 
2. | Für Nebennutzungen ........................ ee 1,090,000 
8. | Uns ber Jahgßg — — ea —— 101,735 
d—t0.1 Bon Neber beirlebz⸗Anſtaldenn.... 365,910 
11. | BVerfchiedene andere Einnahmen .................. —— 125,995 
12-13.] Bon den Forſt ⸗ Akademien zu Neuftabt-Eberöwalde und Münden .............. 6,360 
Summa Kap. 2 ..... 14,540,000 
Dazu Summa Kap. 1 ..... 9,475,100 
Summa Kap. 1 und 2..... 24,015,100 
Davon geht ab: 
Die dem Kron-Fideikommiß ⸗Fonds durch daB Gefeh vom Ei abe 1820 auf bie Einfünfte 
der Domainen und Forſten angerwiefene Rente von 2,500,000 Thlrn., einschließlich 
Te PR PESRAA EEE BAR PESEREERREERPERTHONESSD 2,573,099 
Bleiben..... 21,442,001 
3. Erlös aus Ablöfungen von Domainengefällen und aus dem Verkaufe von 
Domalnen- und Forſtgrundſtücken .P.. ................................. 830,000 
Summa Kap. 3 für fid. 
4, Direkte Steuern. 
0: > MERLETEERERERITEITETTET 13,055,000 
2. 1 Gebäubeftetel 4222000 #H — ————— 4,867,000 
3. | Klaſſifizirte Einlommenfteuer ... ..... . .......... ———— 7,000,000 
A ee ne nee nee ei 13,264,000 
b.. E werbeleet -nnncen anna nenn aa a da aha an aa a dann ne 5,402,000 
0. 5 RE En ae ee nee 2,343,000 
7. | Direkte Steuern in den Hohenzollernſchen Landen .......... ..... 79,617 
5. Fortſchreibungkgeboͤhren nn asnnsteann nannte 24,850 
9. I Strafbetraͤge und ſonſtige Einnahmen ....... ... ................................. 20,533 
Summa Kap. 4 ..... 46,056,000 
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Einnahme 


Indirekte Steuern. 


A. Reichsfteuern. 





Eingangs und Ausgangsabgaben ... un... .cuneennencenene RER 19,577,900 Thlr. 
Davon find an die Meichötaffe abzuführen ..........P.pPp:;:::::: 17,759,900 = 
Bleiben ..... 
Rterrreeeeee 10,475,380 Thlr. 
Davon geben ab: * 
3 onifikationen ........... .... 1,171,790 TIhlr. 
b) Ablieferung an die Reichskaſſe ... .. . ... 8884570  » 


= 10,056,360  » 


Bleiben ..... 


RE TTPRUETRTESTETTSTERRERETL PREISER 6,058,260 Thlr. 
Davon find an die Reichölaffe abzuführen .................... 6,021,89)  » 
Bleiben ..... 
Ahaſtteeeeee 120,020 Thlr. 
Davon geben ab: 
n onifikationen .......... 370 Thlr. 
b) Ablieferung an bie Reichskaſſe .......... 101,650  » 
=. 102,020 » 
Bleiben ..... 
Branntweinjteuer * Uebergangsabgabe von Branntwein ... .. ...... 12,840,910 Thlr. 
Davon gehen ab 
8 hnifitationen DER 2,537,800 Thlr. 
b) Ablieferung an die Reichskaſſe ........»-. 8,376,970 > 
= 10,914,770 » 
Bleiben ..... 
Braufteuer und DEREN Von Bir ns 2,876,640 Thlr. 
Davon geben ab 
a) Bonifi talionen ................. rt 19,480 Thlr. 
b) Mblieferung an die Reichskaſſe ......... 2,425,660 » 
= 2,445,140 r 
Bleiben ....- 
Summa A. ..... 
B. Für alleinige Preußifhe Rehnung. 
MABHBsier une heee FEN ER ——— 
VGHOHÄREREN ann Hana ana en na ann ana ae een 
SUMNEREER nenne near see ORTE EFT 
Antheil an dev Deutfchen Wechfelftempelfteuer «u -- ers nsnunnsennneennnnnnn een nun ne 
Sanſegteee EEE 
Brücken;Fähr-und Hafengelder, Strom- und Kanalgefälle ...............6* 
Niederlage, Krahn und Waagegeld ................. aeeeneasneeeseenere 
ROREHASRNE ——— 
Hppothefen- und Gerichtsſchreibereigebühren im Bezirke des Appellationsgerichts zu Köln.. 
Mirthichaftdabgaben in den Hohenzollernſchen Landen.......-rzunsnennnnenenen ernennen 
Strafgelder aus Zoll- und Steuerprogeffen 66 
Berfchiebene Einnahmen... . 
Summa B. .. ... 
Summa Rap. 5 ....- 
46* 
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1,818,000 


419,020 


36,370 


18,000 


1,926, 140 


431,500 








17,345,970 
21,995,000 
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6, Dötterle einen anne een nennen 1,340,300 





7. Seechandlungs⸗Inſtitut ............... ........ 2,500,000 











8. Preußiſche Bank. 
1. I Gewinnantheil de8 Staats ..................... 1,313,?52 
2. | Sinfen von dem Einfchußkapitale de8 Staateß ..... .......224 66,738 
3. Zuſchuß zur Verzinfung und Tilgung ber Staatsanleihe vom Jahre 1856 ....- zur... .. 621,910 
Summa Kap. 8..... 2,002,000 
9. Münzen. 
1. | Ertrag der Ausprägung von Münzen und Mebaillen .......unsunuenununnnnenennnenn. 328,160 
2. | Sonflige vermifhte Einnahmen ..............................* 15,840 
Summa Rap. 9 ..... 344,000 
10, Staatsdruckerei. 
1. Ar Drudfachen und andere in das Druckereifach einfchlagende Arbeiten. ....... ........ 326,000 
2. 168 von Fabritabgängen, Miethe für Dienftwohnungen ac. ... ..... ..2**2 2,700 
Summa Rap. 10...... 328,700 
11. Allgemeine Finanzverwaltung. 
1. | Sinseinnahmen der Sauptbepofitenkaffe zu Kaffel und der Depofitenkaffe zu Köln........ 19,000 
2—9. | Beiträge der Mitglieder und fonftige ftatutenmäßige Einnahmen gefcjloffener Wittwen- und 
Maifen-Verpflegungsanftalten ou-. «mussen enneconnenannnn nenn REEL 204,640 
10. | Sinfen und Dividenden von den aus dem Extrage ber Eifenbahnabgabe angefauften Aktien 256,377 
11. | Einnahmen bes vormaligen Staatsfhabe® :....4.-4-Hrenenneennnnnennsunnnennenenn 5,250,000 
12, infen von Staat -Ativfapitaliem .. .............................. 380,000 
13. 188 für die ben Tilgungsfonds der Staatsfhulden zu übermweifenden Echuldverfchreibungen 4,178,000 
33 


15. Sexrenloſe 1 — 38,600 
16. | Beiträge zu ben Kaffen-Verwaltungskoften ................. 34,635 
17. | Bertraggmäßige Ent —— von fremden Regierungen... ............. 7,953 
18. | Einnahmen der General-Ordenstommiffion ......... nun nn nenn 1,680 
19. — der Ober-Examinationskommiſſion für die Prüfung zu höheren Berwaltungs- a6 
11:00 BIPRPPERTTERTEREPEITETERUEETTIENTEITTERTITTELTEETPLTEREFIURTTERRERRRT 
20. —— für Wohnungen in Dienſtgebäuden und Entſchädigung für Brennmaterial (in * 
— ———— 5,700 
21. | Rüdzahlungen und gi auf bie in folge des Gefehes vom 29. Januar 1871 (Geſet j 
Samml. S. 86) den Kreisverbänden im Re ierungsbezixt Trier gewährten Darlehne. .. 67,200 
22. | Rüdzjahlungen auf früher in den Sopengolfernthen Landen gewährte Vorſchüſſe ».....-- - 200 
23. | Einnahmen für den Deutfchen Reichs und Preußifhen Staatsanzeiger ...........4 65,700 
24. ur zufällige Einnahmen und zur Ausgleihung der Schlußfummen des Etaatshaus- . 
nn BEE EU TREE ——— 2,775 
25. | ueberfchun der Verwaltung bed Jahres 871 ouussassucuucunuusnunnennnnnnnmnnnnnnn 9,273,920 
26. | Aus dem Schleswig. Holfteinifhen Strafanftalts-Nenbaufonds.....uunsennneneennnnenne 217,000 
27. | Aus bem MWiederverkaufe des entbehrlichen Theiles eines für das Gymnafium zu Tilfit an- 
zufaufenden Grundftüdß .....unnnrsnennnenen onen — ——— — 


Summa Kap. 11 ..... 20,169,650 
Summa J. ..... 117,007,651 





36;. 1 Selbe EuD IERERDDTENNE Sana ee aaa nern er are era een 33,600 
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Ra- . 
iter.) Titel. Einnahme für 
pitel. h 1873. 
Thlr, 
f 
| 
1. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
12, Verwaltung für Sanbel, Gewerbe und Baumefen. 
1-15. a 453,969 
Summa Rap. 12 für fid. 
18. Dorzellanmanufattur. 
1. | Aus dem Verkauf ber —— e 156,000 
2. | Erld8 aus dem Verkauf unbrauchbarer Utenfilien, fowie an Wohnungsmiethen u. dergl. .. 2,000 
Summa Kap. 13 ..... 158,000 
14. Verwaltung für Berg-, Hütten- und Salinenwefen. 
Bergwertfe. 
a 4ß 19,971,872 
2. Defonomifche Nuſgen TEE RLTATITET ET ERRTEOETEERLPETEETFUTSEORLTNOE 337,808 
Hüttenwerte. 
ae. RETTET 6,665,745 
4. I Oelsnomiihe Rußungen. 37,213 
Saljwerfe. 
ME... BOEERRETULERTRTTERTE REES PREETTEITTETTERTTORTLTELTULTLR 1,643,232 
6. 5 Oebementiike Rußeungen 31,428 
Andere Einnahmen. 
T. erg gen und Steuern und Gefälle auf Grund befonderer Geſetze und Verträge 1,000,194 
8. | Gebühren und Sporken --.-.osensernennosonennuununnannannnnnunsenunneanann en 19,178 
9. | Ueberichäffe der mit fremden Staaten gemeinſchaftlich betriebenen Berg- und Hüttenwerke 179,212 
10. | Außerordentlicdye Einnahmen burd den Berlauf von Produkten, Materialien und nventa- 
rienbeftänden bei denjenigen Werfen, deren Betrieb für Staatsredhnung eingeftellt wird 30,000 
11. | GSonfige Einnahen — 34,443 
12. | Einnahmen bei ben bergtechnifchen Lehranftalten ....... ... son. 8,223 
Eumma Kap. 14 ..... 29,958,548 
Berwaltung der Eifenbabn: Angelegenbeiten. 
15. Niederfhlefifh-Märtifhe Eifenbabn. 
1 Derfomenverlet oonusouossunuonesnsnnenunonnon nen nn Sn nn En aan nr 
2 ERROR REERTERTOTOETEPUUNOERT TORTE een een 
9-6, Berfihiebene Einnahmen -..0-2se0000onerunununneresnnnsnnnstesn nenn nennen 7 
Summa Kap. 15 ..... 9,750,000 
16, Berbindbungsbahn zwiſchen den Bahnhöfen zu Berlin. 
I 0. RER 40,000 
Guieweclehrt... âô ô6 6 324,000 
3. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftiden, fowie fonftige Einnahmen ..... 1,000 
— Summa Rap. 16 ..... 365,000 
17, Oftbahn. 
1, | Derfonmverleht......oenao =... s0o0sonoonnnnan era man nenn n nun n ana nenn nenn une 3,476,800 
2: | Gührwmerliht: 040000 ae 6,415,100 
3—6.| Verſchiebdene Eimahmen .......-«-0rsenenonnnnnonenuunnnnnennnnnnnnennennennnenne 408,100 
Summa Kap. 17 ..... 10,300,000 
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18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


26, 


[» 
a" pub 


Weſtphäliſche Eifenbahn. 
TE a a a ee 
Guͤterverkehr ................* FAT SE ER SE ET 
Verfchiedene Einnahmen44 DEE I PL 


Summa Kap. 18 ..... 


Saarbrüder Eifenbahn. 


Derfonenverleht .........- TEL SUWERTTEERRLTE EETT PER RE aa 
Güterverkehr. . ............ — ee ee — VD———— 
Verſchiedene Einnahmen .... ...... —— 


Hannoverſche Eiſenbahnen. 


MIERIONERDETEEBT nannte ee a a ee a ae — 
Güterverkehr. ..... +. 
Verſchiedene kinnahmen BRETTEN TE — 


Summa Kap. 20 ..... 


Bebra-Hanauer Eifenbabn. 


NE RATE EEE RENTBETLTERE ER TE TREE ONE ERDE. 
—S „o<cnasuneanunnanssunnenuaren ET ———— 
Berfgiehene enahmen u000n en as nenne rennen nenne —— 


Summa Kap. 21 


Naſſauiſche Eiſenbahn. 


—— 5 —————— aaa 
Güterverkehr ... ....... A EEE TETERTUERTT 
Verſc leben Enahmeeennn4 


..... 


Main-MWefer Eifenbabn. 
nt FE TRRECTFURSPRRFFEVEREETEOTTRTETTRENTERTFUTTENTLETE LESEN 
Güterverkehr 
Verſchiedene Einnahmen ............. .... .................... 


De ee ee ee ee ee er er ee ee er ee re ae ee ae er er 22 


0... 


Main Nedar Eiſenbahn. 
Anthel bem eägggegeee 


Summa Kap. 24 für ſich. 


Hrankfurt-Offenbader Eifenbabn. 


Perſonenverkehr....... 
Suervecfche — ——— 
Verſchiedene Einnahmen ..... .........4 — 
Summa Kap. 25 ..... 

Wilhelmshaven-Oldenburger Eiſenbahn. 
Antheil an der Brutto-Einnahme ... ....* — EDE —— 


Summa Kap. 26 für ſich. 








2,760,000 


3,317,500 
6,947,000 
735,500 


11,000,000 





549,500 
756,200 
54,300 


1,360,000 





867,500 
1,174,000 
158,500 


2,200,000 





948,000 
1,537,000 
115,000 


2,500,000 





118,497 











a 









27, 


32, 


>» 


Pmapn 


= 


N2mnPp lm 


Einnahme. 






Privat-Eifenbahnen, bei welchen der Staat betheiligt ift. 


Dberichleiiehe. Eiienbaln :4044.:- 2.24 v0 0020ER RR RER 798,874 

San Pinbener Eifenbabn.. .: 22.0000 un na ee ea nn a ah 1,037 ,365 

Stargard-Dofener Eiſenbahn .............................. 83,920 

Bergiip Rörtiihe Eiienbaben -.......0sn0ss0suenennnnunennensonnnnenenunee .... 100,000 
——— 

Summa Kap. 27 ..... 2,020,159 

Gonkige uahzräfeee 4,950 

Summa Kap. 23 für fid). 
Summa Kap. 15 bi8 28 ..... 46,265,106 
Summa Il. ..... 76,835,623 


mu. Staats-Minifterium. 


Gefetfammlungs-Debits-Eomtoir in Berlin. 
Von dem Debit der Gefehfammlung -...::zz--nrr0nnunnnn onen nn 00 — —— 41,750 
Summa Kap. 29 für ſich. 


Summa II. ..... 41,750 


IV. Juftiz Minifterium. 
Gerichtöfoften, einfchließlich der von ben Gerichten zu verrechnendben Stempel und baaren 


Aublaägenn EP EREELSTELETTETERSTILLERLTELLTTTDELEITTOLTTERERT 12,813,110 
Einnahmen, welche als Emolumente der Beamten zur Verwendung kommen .. .......... 661,971 
— Zus ensneraeenen a anenneeenen en euere 332,190 
Un AuriWblitienb-Belträgen auc-sonnssosuunnsesaunnsnennunnean nannte 5,206 
Antheil an dem Arbeitöverbienft ber gerichtlihen Gefangenen ... .. ........ 119,670 
Miethen für Dienftwohnungen und andere in Gerichtögebäuben vermiethete Räumlichkeiten, 

imd ſonſtige verſchiedene Einnahmen ......... ........ 49,553 
IRhß ſſſ. 23,300 

Summa IV. ..... 14,005,000 


V. Minifterium des Innern, 





Verwaltung de8 Innern ... ...... ........... ..... | 31,216 
Vollzever ltung nununnneuenenuonnennnnnen nn nn 90,646 
Verwaltung der Straf-, Befferungs- und Gefangenenanftalten. ....surnuennnnnnnnnnnnns 709,823 
Verwaltung der Regierungsamtsblätter und ber damit verbundenen Öffentlichen YUnzeiger . 99,994 

Summa V. ..... 931,679 


VI. Minifterium für Die landwirtbfchaftlichen 


Angelegenheiten. 
Landwirtbfhaftlide Verwaltung. 
Koften und andere Einnahmen bei ben Auseinanberfegungs-Behörben ....... 566,503 
Beiträge fremder Regierungen zu den Ausgaben der Auseinanderfegungs-Behörten ...... 3,500 
Einnahmen bei den landwirthſchaftlichen Cehtanftalten a ae an As ae 36,127 
Einnahmen aus ben Thierarzueiſchulen <->. nor ennreresen sonen suun urn nnunn anne 27,320 
Einnahmen bei den Meliorations-Rüdelnnahmefond® ............ 60,000 
Einnahmen bei der Deicy- ac. Verwaltung. » sun rnssnnnnsnennenonnnnenenn en n nun nn 732 
Sonſtige Einnahmen . 618 
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Einnahme. 





Geftüt-Berwaltung. 











> EI EETERPORETELUSERTTTENTTTUE IT EN TERTTRETTENTETTELITEE TEN 169,560 
G—10.] Landgeſtte........... 186,620 
II.Eentealverwaltaaunngnggg eure en nennen 4,500 
Summa ap. 33..... 360,680 
Summa V]...... 1,055,480 
VII. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal: 
Angelegenheiten. 

34. a In 0: 14,178 
J ——— 2,493 
KXISDeffemlicer Unerricht ans kam a ne era ee Re 100,336 
4. 1 RuEint mb Unterebit GEmmEINfRER „unse nnans en nsuran nn near 14,096 
ME. 0 ENTER TTENETERTTTTETETERTEL 31,694 
(5 EA na ee ea een 3,487 

Summa VII...... 166,284 
Dazu Summa VI. Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ...... 1,055,480 
’ V. Miniſterium des Innern ................................. 931,679 
" IV; WERNER: vente 14,005,000 
’ UL Staats ⸗Miniſterium .................................... 41,750 
» I. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten..... 76,835,623 
, I, Raanz⸗Niniſteinnnnnnn 117,007,651 
Summa der Einnahme... .. 210,043,467 
“ 
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Ausgabe. 


Dauernde Ausgaben. 


A. Betriebs, Erhebungs. und Verwaltungstoften und 
Laſten der einzelnen Einnahmezweige. 


I. Finanz: Minifterium. 
Domainen, 


Befoldungen 
Andere perfönliche Musgaben 


0.| Dienftaufwands- Entihäbigum 


2, Betriebskoften für abminiftrirte Grun 


Koften der Ortspolizei-Berwaltun 
Koften der geiftlichen und Schul Berwaltung 
ahlungen an Armen» Anftalten und milde Stiftungen 
u Almoſen und Unterftüägungen 
infen von Paffivkapitalien, Paffivrenten, fonftige Abgaben und Paften. 
Zu ur il der D bäube, ſowi Wege, Brüd 
ur Unterhaltung der Domainengebäube, fowie zu e⸗ en⸗ 
Ufer- und Waſſerbauten 2 ; : ' 
gu Vermeffungen und Bonitirungen 
often in gg an ad ringe und Prozeffen 
ftüde, Bäber und Mineralbrunnen 
Ausgaben ber Feſtungs -Revenüen · Kaſſen 
Vermiſchte Ausgaben 





Forſten. 
Koſten der Verwaltung und des Betriebes. 


EEE TUNER TUST PEARL TR 
Andere perſonliche Ausgaben anna nina anna aan 


‚| Dienftaufmwands- und Mieths - Entſchädigungen ..........* 


Für Werbung und Transport von Forſtprodukten .... 
Sur Unterhaltung unb zum Neubau ber Frorftdienftgebäube, ſowie zur 
Beihaffung noch fehlender Forſtdienſtgebäude für Oberförfter und 
Forfiſchühbeamteeee 


‚| Zur Unterhaltung und zum Neubau der Öffentihen Wege, ſowie zu 


Materbunzien Tu ben Fecthfhenn — 
Zu Forjtkulturen, zum Bau und zur Unterhaltung ber Solzabfuhrmwege 
und zu Forftvermeffungen und Betriebörequlivungen. ... .......... 
Jagb-Verwaltungskoften. u. ---ernennnenennnennene nennen nennen 
Betriebskoften ber Nebenbetriebs-Anftalten .................. 
Zur Bezeichnung und Berichtigung ber Grenzen, zu Separationen, Re- 
gulirungen und Vrogeßkoften ........-sensunencnnnnnnennnnnnnnn 
Solzverfaufd- und Verpachtungbkoſten, Botenlöhne und fonftige Pleine 
ußgaben ber Cokalverwaltung. --++-----HrHnH nennen euere nnnnn 
I Bermifchte AUubgaben.....-uo-nnonunonnnnnnennenrenoneenennnenn nen 
Summa Kap. 2...... 

Zu forftwiffenfhaftligden und Lehrzwecken. 
a c ö 
Andere perfönlihe Ausgaben ...................... 
Sachliche Augahenô⸗îÿ- 


Anl. z. b. Verhanbl. d. Herrenhauſes. 


Betrag 


für 
1873. 


Ahle, 





1,939,403 
"600,000 
426,345 
2,000,000 
582,000 
250,000 
850,000 
18,550 
265,191 
62,835 


54,000 
253,276 


7,301,600 
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Darunter 


künftig 
megfallend. 


Thlr. 


255,693 
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Darunter 
Ka- : 
* Ausgabe. —* 
pitel. wegfallend. 
Thlr, 
4, Allgemeine Ausgaben. 
1. I Rommmal und Reallaſten -.---:-..-.=0uss0s0s0000snuesunssonenen 100,400 
2. J Ablöjungsrenten und zeitweife Vergütungen an Stelle von Natural-Ab- 
[1 7 VOR 70,000 — 
3. | Zu einmaligen Unterſtützungen für penſionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unterftügungen für Wittwen und Waifen von Beamten ber Forft- 
vermalimggg ·⸗— 50,000 — 
Summa Kap. 4..... 220,400 — 
Summa Kap. 2 bis 4..... 7,562,000 255,693 
5. Direkte Steuern. 
1-5. I Belolbumgen .... ...... 404000000000 RE EEE ORUTEUERE 773,486 10,625 
6-10.| Andere perfönlihe Ausgaben ............. snnenensennnnanen nennen 190,842 6,053 
11-16.] Sonftige Koften der Veranlagung und Erhebung ... .. ..... ..... 1,088,885 — 
17-23. Sächliche und vermiſchte Uußgaben.-..--orornnoononnsunnseneunneenne 297,737 — 
Summa Kap. 5..... 2,351,000 16,678 
Indirekte Steuern. 
6. Gentral-Stempelverwaltung. 
1. I Befolbungen.-<uu20004000un00n 00H 7,930 _ 
3. 1 Säle Aukgadenn... ναανναα 19,000 — 
Summa Kap. 6 ..... 26,930 — 
7 Provinzial-Steuerverwaltung. 
U: TEN RE PETRSETERUEFTTETE TERN 410,484 1,634 
4—6, | Andere perſonliche Ausgaben .............. 32,200 — 
7 8. ] Sãchliche Ausgaben .... .................................... 66,150 _ 
Summa Kap. 7 ..... 498,834 1,634 
8. Zoll» und Steuererbebung und Kontrole. 
1-6, I Befelbungen ....-.na00ascnnonoauraononsauses sans nun nun 4,981,659 34,709 
7—8, | Andere perfönlihe Ausgaben ...... ..... ............ 88,775 — 
9—11.] Sächlihe Außgaben ... ................................... 703,760 — 
Summa Kap. 8..... 5,774,224 34,709 
9. Allgemeine Ausgaben. 


1. | Su außerordentlien Remunerationen und Unterftägungen für bie Zoll- 
und Steuerbeamten, mit Ausfchluß ber Beamten bei den Provinzial 
denaltngfgeenn 173,000 — 
2. | Zu einmaligen Unterſtützungen für penſionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unterftägungen für Witten und Waifen von Beamten ber Ver- 





waltung ber indireften Steuern ....... ........ 128,120 2,700 
Dispofitiondfonds zu unvorhergefehenen Kleinen Ausgaben für die Pro- 
vinzial-Steuerbehörben ©. .«<-ocsnesnnunnonnnennunnnnnnnnnnnenee 800 — 
4. a Unterhaltung der Dienftgebäude. .. .......... 140,000 — 
5. r Anſchaffung / Unterhaltung und Ausrüftung ber Sollkreuzer- und 
SE HEEPERURUE 11,650 — 
80. Vermiſchte Augaben..ννααα 129,942 100 
Summa Kap. 9 ..... 583,512 2,800 
Summa Rap. 6 6i8 9..... 6,883,500 39,143 


— ⸗— 


— — — —— TI I TI — TI —— — — Te 






Ka⸗ 
pitel. 


10, 


11. 


12, 


13. 


14. 


15, 


Titel. 


1. 
2—10, 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 






Ausgabe. “für 





Thlr. 

Cotterie. 
Seſebangen 15,100 — 
Andere perſönliche Außggaben ........... ....................... 1,538 — 
Saͤchliche Ausgaben .............................................. 8,237 — 
Summa Kap. 10..... 24,875 — 


Seehandlungs-Inſtitut. 


Die Verwaltungskoſten im Betrage von 68,800 Thlrn. werden auß ben 
Einnahmen des Inftituts beftritten. 


Münzen. 
Beſo lbungen 35,257 — 
Andere perſönliche Ausgaben ........... ....... ................ 1,840 — 
Sächliche Verwaltungs ⸗AÄusgaben ............... 6,953 — 
— EEEETPRRTURETENTTERDEREBTRRIETT 171,030 — 
Zur Unterhaltung der Gebäude, ſowie zur Beſtreitung der Abgaben und 
— Iä — 4,420 — 
Zur Verſtärkung des Betriebbkapitals der Münzſtätten zu Berlin und 
uns DE I æß 58,700 — 
Summa Kap. 12..... 278,200 — 
Staatsdruckerei. 
Beſolbungen. 7,650 400 
Sonftige Ausgaben ber Verwaltung und bed Betriebes .............. 207,050 — 
Summa Kap. 13 ..... 214,700 400 
Summa I. ..... 19,451,025 393,434 


U. Minifterium für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten. 


Dorzellan-MRanufaktur. 





Befolbungen ................. 15,200 _ 
Andere perfönliche Ausgaben »...--HrHrHrnenenenenn nun nen en en nen 900 — 
Saͤchliche Aubgaben ...............24*224*... 131,900 — 

Summa Kap. 14..... 148,000 — 


Verwaltung für Berg⸗, Hütten: und Salinenweſen. 


Betriebskoſten. 
Bergwerke. 
Beſoldungen ...........................*... 178,530 2,750 
Andere perfönliche Ausgaben ............22*2*6* 22,180 — 
Sächliche Verwaltungs ⸗Ausgaben..................2.*4* 56,946 — 
Betriebslöhne und Betriebsunkoſten ............4***2 9,394,650 — 
Betriebsmaterialien und Utenſilien ...... ......22222* 2,228,599 — 
Debitokboſten..—** 420,262 — 
gu laufenden Unterhaltung ber Gebäude, Wege und Betriebs-Anlagen . 345,301 — 
Zu Neubauten und Hauptreparaturen .....2*4 1,517,228 — 
Abgaben, Grundentfchädigungen und Landerwerb 238 BER 340,331 — 
Zufhüffe zu Knappſchaftotaſſen und Ausgaben auf Grund des Haftpflicht- 
Gefegeß vom 7. Juni 1871 ..........2***224* 300,796 — 
Summa Rap. 15..... 14,805,423 2,750 


47° 






16. Hüttenwerfe. 
DU N ee a a RER 61,650 
2— 3. | Andere perſonliche Ausgaben ................ 7,525 
4—5. | Südliche Verwaltungs- Ausgaben. ......2usnsunenonnnnennen nun nn 9,716 
6. | Betriebslöhne und Betriebsunkoften ...............* 554,504 
7. | Betriebdmaterialien und Utenfilien ........... .. ...4 5,360,857 
0 REES EOERTEETEEPLTTELTTERE 28,436 
9. * laufenden Unterhaltung der Gebäude, Wege und Betriebsanlagen .. 84,401 
10. u Neubauten und Hauptreparaturen .. ..... P.. ........ 88,100 
11, Sa Grundentichädigungen und Landerwerb. ..... .... . 18,697 
12. | Zuichüffe zu Snappfdaftätaffen und Ausgaben auf Grund des Haftpflicht. 
Geſehes vom 7. Juni 1 1 2 20,118 
Summa Kap. 16..... 6,243,004 
17, Salzwerke. 
— ————— 43,444 
2—3.| Andere perfönlihe Ausgaben ...................................... 6,640 
4—5. Sãchliche Berwaltungs-Ausgaben ............. 64 6,792 
6. | Betriebslöhne und Betrieböumkoften ..................... 434,513 
7, | Betriebsmaterialien und Utenfilien ..................... 353,588 
U A 2 ne ee ae ee 112,230 
9. | Zur laufenden Unterhaltung ber Gebäude, Wege und Betriebsanlagen .. 84,405 
10. | Zu Neubauten und Hauptreparaturen .......P................. nenne 56,600 
11. | Abgaben, Grundentfhädiqungen und Canderwerb. ................44 40,305 
12, Zufchüfe zu Snappicaftöfaffen und Ausgaben auf Grund bes Haftpflicht. 
Geſetzes vom 7. Inni 1871 ....... ......................... 19,213 
Summa Kap. 17..... 1,155,730 
Verwaltungskoſten. 
—18. Minifterial-Abtheilung für das Bergweſen. 
BT AO nannten snuanenneanann 39,300 
5—6. | Undere perfönlihe Ausgaben. .....--sunsonseuesnnnnnonnnnnnnnnneen 6,600 
7—9, | Sädlide Berwaltungs-Ausgaben .........-. * 9,315 
Summa Rap. 18..... 55,215 
19. DOber-Bergämter. 
1 LEER FUNTTERRTTPOTTEEE TREE NÄRDEETTERT ROT 218,925 
6—7. | Andere perfönliche Ausgaben............. ................... 68,700 
8—10.]| Sãchliche Verwaltungs ⸗Ausgaben............... 85,213 
Summa Kap. 19..... 372,838 
20. Bergtehnifhe Lehranftalten. : 
5. U EEE area E 26,350 
2—4. | Undere perfönlihe Ausgaben. .....:ersssennnenenenneneenenene nenn 15,590 
6—8, 1 Eöchlidhe Aubgaben... nen nn nun ee 19,445 
92 10.1 Sonſtige Ausgaben.......................................... 4,605 
Summa Kap. 20..... 65,9% 
21. Sonftige Verwaltungs. und Betrieb8-Ausgaben. 
1. | Qu Denfionen und Unterſtützungen für Sinterbliebene von Beamten x. . 12,685 
2. ur Förderung der Ausbildung von Beamten und Arbeitern.......... 7,643 
3, Zufchuß zu Knappſchaftskaſſen der eingeſtellten und veräußerten Staats 
veettt EWR 12,725 
4—10.] Außerordentliche Betriebe, Bau- und Verwaltungs + Ausgaben, fowie 
Koften ber Zeitfchrift für das Berg-, Hütten und Salinenwefen...... 125,000 
Summa Kap. 21..... 158,053 
Summa Rap. 15 bis 21..... 22,856,253 
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Berwaltung der Eifenbabn:Angelegenbeiten. 























22. Niederfhlefifh-Märkifhe Eifenbahn. 
SeſelbgÄgeeee OPER OEDELUEEPEOTERTET TEE 1,252,755 980 
5—7. | Unbere perfönliche Ausgaben .................. ........... 802,190 220 
8—9. | Sählihe Verwaltungskoſten................................ nennen 482,840 — 

10, iger | und Erneuerung der Bahn-Anlagen ... ................. 1,285,000 _ 
11-12.] Koſten des Bahn⸗Tranbports. .............. ...................... 1,711,900 — 
13-16,] Sonſtige vermiſchte Ausgaben .................................... 629,315 _ 

Summa Kap. 22..... 6,164,000 1,200 

23. BEEEFTARGESSIHEREN zwifhen ben Bahnhöfen zu 

erlin. 
he ERNST SFERN BETT 56,190 — 
5—7.1 Andere perfönlihe Ausgaben ..... .... ....... 31,316 — 
8—9. | Sädjlicye Verwaltungskoſten. ............ 15,095 — 

10. ee 0 Erneuerung der Bahn-Anlagen ................... 44,500 _ 

11, JKoſten bes Bahn⸗Transports ............. ...................... 106,000 — 
12-13.] Sonftige vermiſchte Ausgaben ....... .................... 4,899 — 

Summa Kap. 23..... 258,000 — 

24. Oſtbahn. 

I—. JPBeſoldungen .... ..... ............. 1,304,451 570 
5—7. | Andere perfönliche Ausgaben......... EEE RERET TH 663,200 250 
8—9, | Sächliche Verwaltungsloften......rrcsseeneneonsonenennnonnnnu nen 380,432 — 

10. rg und Erneuerung der Bahn-Anlagen ... ................ 1,157,000 — 
11-12,] Koften des Bahn ˖Transports . ....... ...... ....... nennen 2,079,000 — 
13-16.] Sonſtige vermiſchte Ausgaben ................ 307,917 — 

Summa Kap. 24..... 5,892,000 820 

25. Weftphälifche Eifenbahn. 
—Beſobungteee 498,904 340 
5—T. ı Andere perſoͤnliche Ausgaben ................................... 292,400 — 
8—9. | Sächliche Verwaltungskoften. .......... ... 146,000 — 

10. | Unterhaltung und Erneuerung ber Bahn ⸗Anlagen ................... 740,000 — 
11-12.] Koften des BahnTransports .............. ...................... 837,000 — 
13—16.] Sonſtige vermiſchte Ausgaben ........... ......................... 291,696 — 

Summa Kap. 25..... 2,806,000 340 

26, Saarbrüder Eiſenbahn. 

1 4Beſolbaugeeeee sera os nennen nun N 337,993 — 
5—7.1] Andere perſonliche Ausgaben ................ arena nen 169,950 — 
8—9. | Sächliche Verwaltungskoften. .............. 92,450 — 

10, } Unterhaltung und Erneuerung ber Bahn ˖ Anlagen ..................44 343,800 — 
11—12.| Koften des Bahn ⸗Transports ............. .... ............ 565,200 — 
13—16.] Sonftige vermiſchte Ausgaben ............ ..... 185,607 _ 

Summa Kap. 26..... 1,745,000 _ 

27. Hannoverſche Eifenbabnen. 

1 Beſelbungen 1,315,353 7,380 
5—7. | Unbere perfönliche Ausgaben .............. .. 847,500 116 
8—9,. | Sächliche Verwaltungskoſten . . ... ................. 330,400 4l 

10, erregen | und Erneuerung ber Bahn ⸗Anlagen .... ............... 1,508,000 — 
11-12.] Koften bes —— a ee a 2,162,800 _ 
13—16.] Sonftige vermiſchte Ausgaben ............. ............. 1,2411,947 — 

Summa Kap. 27..... 7,455,000 7,537 
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28. Bebra-Hanauer Eifenbabn. 
a ESEL 253,236 _ 
5—7. | Andere perfönliche Ausgaben .................... 139,900 _ 
8—9. | Sächliche Verwaltungskoſten...................... — — 

10. | Unterhaltung und Erneuerung ber Bahn-Anlagen ... ............. 249,400 — 
11—12.] Koften des Bahn Transports. ....... ....... ...................... 234,900 — 
13-16.] Sonſtige vermiſchte Ausgaben .. ....... ... 193,564 — 

Summa Kap. 28..... 1,151,000 _ 
29. Naffauifhe Eiſenbahn. . 
IE ME. ERRREREEUEPERTTEERT® 400,670 1,600 
5—7, | Andere perfönlihe Ausgaben ......................... 130,500 — 
8—9. | Sächliche Verwaltungskoften. . .. .........3 NEE ER 90,500 200 

10. | Unterhaltung und Erneuerung ber Bahn ⸗Anlagen ... ....... ......... 344,800 — 
11-12.] Koften des Bahn⸗Transports. ............... ...................... 310 — 
13—16.] Sonftige vermiſchte Ausgaben .... . .. ....8 ee dena 81,455 

17. | Zur Verzinfung und Amortifation ber Prioritäts- Anleihen ber Taunus. 

Eifenbahn DEE ze u Du Ze De Be ee ee er u Se u Be Ze rer 28,675 SER 
Summa Kap. 29..... 1,386,600 1,800 
30. Main-Wefer-Eifenbahn. 
14.1 BOREBAEM „nun nina nennen nen nenne ren nennen 355,737 8,583 
5—7. | Andere perfönlihe Ausgaben ............. ............ 196,000 — 
8-9.1 Sãchliche Verwaltungskoſten................................ 106,800 771 

10. | Unterhaltung und Erneuerung der Bahn-Anlagen .................... 318,000 — 
11-12.1 Koſten des Bahn⸗Tranbporiß........... ............. 589,700 — 
13216.1 Sonſtige vermiſchte Ausgaben ......... ..... 145,763 — 

Summa der Betriebskoften..... 1,712,000 9,354 

17. | Großherzoglic Heffifcher Antheil an dem Betriebs-Ueberfchuffe.........- 286,200 — 

Summa Kap. 30..... 1,998,200 9,354 
31. Main-Nedar-Eifenbahn. 
Befoldungszulagen der von ber vormals freien Stadt Frankfurt ange 
Dean eo se ie — 2,186 — 
Summa Kap. 31 für fid. , 
32, Frankfurt-Offenbacher Eifenbabn. 
DA TO ana aaa eurer nee 16,474 — 
5—7. | Anbere perſoͤnliche Ausgaben .......... ........................ — 
8-9, | Sählihe Verwaltungskoſten ............................ — 

10. | Unterhaltung und Erneuerung der Bahn ˖ Anlagen .................... — 

11-12,] Koften des Bahn-Transports............ .. ...... — 
132 15.1 Sonſtige vermiſchte Ausgaben .. ................. .................. — 
Summa Kap. 32..... — 
33. —— ———— bei welchen der Staat bethei— 
igt iſt. 

1. U EURE EUenbahn — 

2. | Köln-Mindener Eiſenbahn.......... ......... ................... 38,515 — 

3. | Stargart-Dofener Eiſenbahn .......... ......4 83,920 — 
4—11.] Zinszuſchüſſe für Privat-Eifenbahnen, für welche bie Zinsgarantie un- 

mittelbar auf die Staatölaffe übernommen iſt ... ... ...P.......... 1,240,100 — 
Summa Kap. 33..... 1,391,881 — 
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34, Eentralverwaltung und Eifenbahbn-Kommiffariate. 
1. I Befolbungen .....<.0s000sosn0onenunnnnnnnneons — »»— — 
2—6. | Andere perſönliche Ausgaben ........... .. .. 
7—9.1 Sächliche und vermifchte Ausgaben. ...** 
10. | Koften der Vorarbeiten zu neuen Eiſenbahnen ..... .3*6 
11. | Zu Kommunikations Anlagen, welche dem Köln-Mindener Eifenbahn- 
Unternehmen Verkehr bringen .................. 
Summe Kap. 34..... 
Außerdem in bem Etat ber Staatsfdhulben-Berwaltung zur Derfafıng 
und Zonen, der Eifenbahnfchulden reſp. . . . .. ..... 8,755,955 Thlr. 
und 3,183,179 Thle., zuſammen ................. 11,939,134 Thlr. 
Summa Rap. 22 bis 34 ............. ....6 42,386,949 Thlr. 
Summa II...... 
IH. Staots:Minifterinnt. 
35. Gefegfammlungs-Debits-Komtoir. 
1. JBefolbungen*- 
2—3. | Andere perfönlihe Außgaben ..................44 
4. 1 Sädlihe Ausgaben ... ........................ areas 
Summa ap. 35..... 
Summa III..... 
Dazu: » —J 
* Lies 
Summa A, Betrieb x. Uusgaben..... 
ie B. Dotationen. 
36, Zuſchuß zur Rente des Kronfideikommißfonds ...cursersuren. 
Summa Kap. 36 für fid. 
Deffentlide Schuflb. 
37. Berzinfung. 
1—8. | Schulden der alten Candestheile und bed Gefammtitaats feit 1866...... 
9—14.] Schulden der neuen Landestheile ................4 
Summa Kap. 37 einſchließlich 8,755,955 Thlr. für Eifenbahnfhulben . 
38, Tilgung. 
1—5. | Schulden der alten Landestheile und des Gefammtitaats feit 1866...... 
6—11.] Schulden der neuen Landeötheile ....ununeneneensenernnensennennnnnn 
Summa Kap. 38 einſchließlich 3,183,179 Thlr. für Eifenbahnfhulben. . 
39, Koften ber unverzinslihen Schulb. .. ..... ..4 
Summa Kap. 39 für ſich. 
40. eee 


Summa Kap. 40 für ſich. 





30,447,815 





53,452,068 





48,370 


48,370 
53,452,068 
19,451,025 


72,951,463 





1,500,000 





14,455,524 
2,138,518 


16,594,042 





6,820,014 


1,833,366 
8,653,380 


11,000 





428,261 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


I 8 


21,051 
30,455 











“30,455 
393,434 


423,889 
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41.| Verwaltungskoſten. 
14. Befoldung TREE ELTERN ER UTEET 100,160 
5—6. | Andere berfönlicie Ungaben..-unsorsonnunnausuenonnnnnense nun 5,700 
7—8. 1 Sächliche Ausgaben ..................... 36,257 
Summa Kap. 4l...... 142,117 
Summa Kap. 37 bis 41 einfchließlid; 11,939,134 
Thaler für Eifenbahnfhulden..... 25,828,800 
Beide Häufer bes Landtages. 

42. Herrenhaus. 

. SEN EÄEREIRGENR = 20 a a a a anna nee 8,200 
2—3. | Anbere perfönlihe Ausgaben .............. .............. 12,160 
N 9. ET RDENE LT POLELEULTLNE 23,540 

Summa Kap. 42..... 43,900 

43. Haus ber Abgeordneten. | 

ISeſbngcenn νν 13,650 
2—3. | Andere berfönfiche ibgaben 17,670 
4—7,| Sächliche Ausgaben ................. 232,580 
Summa Kap. 43..... 263,900 

Summa Kap. 42 und 43..... 307,800 

Summa B. Dotationen..... 27 ,636,900 


C. Staatd-Berwaltungs-Ausgaben. 
I. Stants:Minifterium. 














44. Büreau bes Staatd-Minifteriums. P 
IH 1 Dlbuen <eisesune nen een rn rn 51,550 4,700 
5—7, | Andere perfönliche Ausgaben ........... ......... 1,950 — 
8—10.| Für den Deutſchen Reichs und Preußiſchen Staats-Anzeiger 67,700 — 
11215.1 Sächliche und vermiſchte Ausgaben..... .. .......... 35,200 — 
Summa Kap. 44...... 156,400 4,700 
45. Staat8-Ardive. 
1—4. ei manga JJ 40,820 — 
5—6. | Andere perſonliche Ausgaben .................. 3,100 — 
7—10.] Säãchliche und vermiſchte Ausgaben .............. 8,564 — 
Summa Kap. 45..... 52,484 _ 
46. General-Orbend-Kommiffion. 
1-2, 5 Belolbungen »oaruaossenssnuunsnannenenaenu nennen een 11,700 — 
324. | Andere perſhnliche Auſsgaben .........................4 1,300 — 
5—7, | Sächliche und vermiſchte Ausgaben........ .... ... 66,611 38,411 
Summa Kap.-46..... 79,611 38,411 
47, Beheimes Eivil-Kabinet. 
1. Beſolbungen.... 20,900 — 
4. Andere perſönliche Ausgaben .................................... 200 — 
5—7. | Saͤchliche Ausgaben .........- — IT LDPETERUEERSOTIEE ITS 6,100 — 
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Thlr, 
48, Dber-Rehnungs-Kammer. 
Seſelhungeeee FLUEVELTEROLSELLTER 130,200 
4—6. | Andere — Unbgaben. 5,300 — 
TB, I Saͤchliche Ausgaben.................................... 6,980 — 
Summa Kap. 48..... 142,480 — 
49. JOber-Examinations Kommiſſion zur Prüfung für bie 
höheren Verwaltungs-Aemter .. ... 970 — 
Summa Rap. 49 für ſich. 
50, DIETBURSEBST: 1:2: nannte a are enunnnn 1,240 — 
Summa Rap. 50 für fid. 
dl. Gerichtshof zur Entfheidung ber Kompetenz-Konflikte — 2,400 _ 





Summa Kap. 51 für fid. 


Für Zwede der Landeövermeflung. 








52, Bürecau des Eentral-Direltoriumsß der VBermeffungen 
im Preußiſchen Staate. 
I N = - >: > > VERPTTLTENTTRTERTCETTELOET TORTEN 3,700 _ 
2—4, | Unbere perfönliche Unbgaben.. ......-rassnnonenennonensnennnnnnnnen 1,530 — 
5 eeeeeeee rTERRTE 770 — 
Summa Kap. 52..... 6,000 — 
53, Büreau ber Landes-Triangulation. 
1Sſehunggeee engere 9,450 — 
. | Unbere perfönlihe Ausgaben.... 8,532 — 
—— TERPEHRESOEELETNTESETETERLNG 60,544 — 
Summa Rap. 53..... 78,826 _ 
Summa Kap. 52 und 53..... 84,826 _ 
Summa 1...... 547611 43,111 


U. Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 


54. Minifterium. 
1. | Uperfional-Entichädigung an das Deutfche Reich für die Beforgung fpeziell 
Preußifcher Angelegenheiten........................ .... 30,000 — 
Summa Kap. 54 für ſich. 
55. Geſandtſchaften. 
1. DO entre 88,700 — 
2. | Unbere verfünlkhe Rgabii 500 — 
3—6, | Sächliche und vermiſchte Ausgaben ..............4 16,400 — 
Summa Kap. 55..... 105,600 — 
Summa I...... 135,600 — 


Anl. ;. b. Verhaubl. d. Gerrenhaufet. 48 


56. 


57. 


58, 


61. 


62, 


. Sächliche und vermifchte Ausgaben 
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Ausgabe. 


II. Allgemeine Finanzverwaltung. 


Minifterium. 


a1: WORPTRRRRELTRFTETLEFITELETETTETESFERRPOPLTOPORPERERT 
Andere perfönlie Ausgaben ......o.sosssuensnnnnonannenennnnnnene 


Summa Kap. 56..... 


Ober-Dräfibien unb —— — einſchließlich der 
Finanz-Direktion nebſt BezirksHauptkaſſen in ber 
Drovinz Hannover. 


Andere perſonliche Ausgaben.............................. 
Sacche cgaben24 
J Senige Uubennàα 

Summa Kap. 57..... 
Rentenbanten. 

a 
. | Andere perfönliche Ausgaben ....................... 

Saͤchliche und vermifchte Ausgaben. .......... ......4 

Summa Kap. 58...... 
Depofitenlaffen zu Kaffel und Köln. 

—— EI 
ndere perſönliche — ä————— 
Sächliche rer ÄRA EEE 
Summa Kap. 59..... 

Wittwen- und Waifenverpflegungs-Anftalten. 
— zur allgemeinen eg rg in Berlin ....... 
eg Sufhuß für die Provinz Schleswig-Holftein zur all- 
emeinen Wittwenkaffe in Kopenhagen. ...«-s-.--ssesnennenennen- 

Denfionen und Verwaltungskoſten der gefchloffenen Wittwen- und Waifen- 

verpflegungs-Anftalten in ben Provinzen Hannover und Heſſen ⸗Naſſau 
Summa Kap. 60..... 

Beiträge zu ben Ausgaben bes Deutſchen Reiches. 
Natrkalarbeltennnggg 
Averſum für Zolle und ing sehr ber vom Sollgebiete be 
Deutfhen Reiches ausgefchloffenen Lanbestheile.....-nser sense rer.- 
Summa Rap. 61... 
a Se Renten, Abfindungen, Zufhüffe und 

bergleiden. 

Apanagen*- 

Renten und —*2 an Fürſten und Standebherren für ab- 

getretene Rechte und Befigungen ......... 

An die Tilgungskaffe zu eichterung ber Ablöfung ber Reallaften in 

ben Grafichaften Mittgenftein-Berleburg und MWittgenftein-Wittgenftein 

ſchuß zur Umortifation der außgegebenen ulbverfchreibungen, 
omie an Erle zur Ablöfung der Domainen- Amortifationsrenten 
aus ben Kreifen Hetligenftabt, Mühlhaufen und Worbiß ........... 

Entfhädigung für Aufhebung der Sund- und Beltzölle ............... 


Betrag 
für 
1873, 


Thlr, 


325,700 
23,075 
33,560 


382,335 


1,860,257 
701,910 
412,300 

59,100 


3,033,567 
43,495 
63,040 
42,705 

149,240 





774,750 
81,000 
392,225 
1,247,975 


11,101,989 
149,920 
11,251,909 





419,620 
186,388 


13,964 
243,462 


863,434 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Thlr. 














419,620 
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Ausgabe. 




















Uebertrag..... 863,434 677,046 
5. | An das Militair-Waifenhaus in Potsdam ........... 129,860 = 
6. | Sonftige Renten und Entfchädigungen für aufgehobene Zölle und andere 
erechtigungen. . ..... 136,259 11,266 
7. | An ben provinzialftändifchen Verband der Provinz Hannover .........» 500,000 — 
8, | An den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezirls Wiesbaden 142,000 — 
9. ] Sur Gewährung von Provinzialfonds an die mit ſolchen für Zwecke 
der GSelbftverwaltung noch auszuftattenden Provinzen, einfchließlich ber 
Mittel zur Durchführung der Kreißordnung. .. ... 3,000,000 — 
10. | Zuſchuß zu den Verwaltungsausgaben ber Fürſtenthümer Walbdeck und 
A 58,665 — 
11. I Zuſ .; zur Tilgung ber ftändifchen Schulden der Nieberlaufiß .......- 2,881 2,881 
12. uf up zur Verzinfung und Abtragung der Schulden ber Stifte Merfe- 
ä— 6,7 6,700 
13. Sufcuß zur Verzinfung und Tilgung der Kriegsſchuld der Stadt Königs- 
A FREOEPLSTERTTERSPRTTTTTTERTEELLERTETTETELERTERT 5,000 5,000 
14. | Zur Verzinfung und Tilgung ber öffentlichen Schuld ber Hohenzollernſchen 
Landdd 15,554 15,554 
15. | Sur Amortifation der Stammaftien Littr. B. ber Berlin-Samburger 
5117 WE PIE ER EEE EEE EEE 368,877 — 
Summa Kap. 62..... 5,229,230 718,447 
63. Wartegelder, Penfionen und Unterftügungen. 
1. | Wartegelber für Civilbeamte ........................... 162,419 "162,419 
2. | Venfionen.für Eivilbeamte (Eivilbeamten-Venfionsfonde) .............. 3,550,000 _ 
3. I Penfiond-Ausfterbefonds ................. .......... 519,000 519,000 
4. zu Unterftügungen für bedürftige penfionirte Stloftergeiftliche ........-- 1,000 1,000 
5. arenz ⸗ Unterſtuͤhungen ....... ............ 34,000 34,000 
6. | Zu einmaligen Unterftügungen für penfionirte Beamte und zu Penfionen 
und Un nee für Wittwen und Waifen von Beamten .....-. 51,700 — 
A ——— 100,000 — 
8. | Zu einmaligen Unterftügungen für Perſonen, welche, ohne bie Eigenſchaft 
von Beamten zu haben, im Staatödienft befchäftigt werben, oder be 
fhäftigt gewefen find, fowie für Sinterbliebene foldyer Derfonen..... 2,000 — 
Summa Kap. 63..... 4,420,119 716,419 
64, Allgemeine Fonds. 
1. | Dispofitionsfonds zu Gnadenbewilligungen aller Urt ...... .......... 500,000 — 
2. ur — von Paſſivrenten und anderen Verpflichtungen.......... 50,000 — 
3. orto und ſonſtige Frachtgebühren für dienftlihe Sendungen .......... 450,000 — 
4. | Zur rar des Dienſteinkommens berjenigen in den Provinzen 
Schleswig-Holftein, Hannover und Heffen- ng vorhandenen Beam- 
ten, welche bei ber Umgejtaltung ber Behörden bisponibel geblieben 
find und im Staatsbient auferetatsmäßig beichäftigt werben ......- 16,000 16,000 
5. J Zu Wohnungsgeldzuſchüſſen für die Staatsbeamten .................. 4,430,000 — 
6. — m Ausgaben (Hauptertraordinarium) ................. 400,000 _ 
Summa Kap. 64 ..... 5,846,000 16,000 
Summa II. ..... 31,566,005 2,108,286 
IV, Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bau: 
weſen Des Minifteriums für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten. 
65. Minifterium. 
ID, I Befallungen „ossuunnseoronueanenransoneanneunnaesassaenee une 262,950 — 
10-12.| Undere perſonliche Ausgaben ..................................... 36,970 _ 
13-15.] Sächlihe Ausgaben ........................................... 22,000 — 


Summa Kap. 65 ..... 321,920 — 


45° 






en an PR De 


70, 


1-5. 
6-7. 


8-10. 
11-13. 
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Ausgabe. 


Bauverwaltung. 
Befoldungen ber Bezirks. und Diftriktsbeamten vu... -ersennnnennenee 598,859 
Befoldungen ber Lokal und Unterbeamten ................... 303,789 
Unbere perſonliche Ausgaben ....-<oesu-nnurosonneonnennunnenuenes 16,711 
Qu Dienftaufwands-Entihädigungen ꝛc. der Baubeamten .......... 361,174 
| Sur Unterhaltung ber undauffirten Wege, der MWafferwerfe, Brüden, 

Fähren, forwie der Dienftgebäube .......................... — 2,162,327 
Zu Stromrequlirungen und Hafenbauten ............ 800,000 
Koften der Ruhrſchifffahrts und Rubrhafenverwaltung ... ..........44 165,310 
Zu Neu- und Umbauten der Etaats-EChauffen und zu Prämien für 

Thauſſee Neubauten . 2,000,000 
Zuſchuß zur Bau-Mittwenkaffe in Kaffel ... .. .. ............*..4 1,640 


literarifchen Sweden im Fache ber Baukunft und Bauwiſſenſchaft, zu 
Reifeltipendien für Baumeifter und zu Prämien für Preisaufgaben 














dee henen 14,000 
Summa Kap. 66 ..... 6,423,810 
Bau-Nkabemie. 

en 5 I 21,180 

Undere perfönliche Ausgaben voran. -..-.-20saonnnnonennnnenuenunnne 18,150 

Sädlide und vermifchte Ausgaben ................. 9,670 

Summa Kap. 67 ..... 49,000 
Unterhaltung ber Staats-Ehauffeen. 
—— ber Chauſſeeaufſeher und Wärter ......... 408,758 
Zur Ge prung von Wohnungsentfhädigungen x. an die Beamten unter 
77, — 37,887 
Koften der materiellen Unterhaltung .... .. 3,598,870 
Zu den Koften der Vermeflung und Veranſchlagung von Chauffeen, ſowie 
zu Prämien für ba8 Auffinden neuer Stein. und Kiesgruben....... 7,850 
Zu Denfionen ber Chauffeeauffeher und Wärter ..............4 29,350 
Au Belohnungen und Unterftügungen der Ehauffeeauffeher, Wärter und 
001 EEE SE 43,590 
Au Unterftüßungen an Hinterbliebene der Chauffeeauffeher und Wärter . 1,200 
Umzugs. und Verſetzungbkoſten ...--surssnennnnsonnnnenennnnnennnnn 6,000 
Summa Kap. 68 ..... 4,133,505 
Handels- und Gewerbevermwaltung. 

Belolbungen --=-suu00s0000n snnnuesnonsesenunanen ann aa aaeee 105,504 
“| Andere perfönliche Ausgaben .................... 40,198 
MORE REDEN nun eunn naar een en anearenune 36,134 

Summa Kap. 69 ..... 181,836 


Techniſche Febranftalten der Handels- und Gewerbevermwal- 
tung und fonftige — und gemeinnüßige 
wede. 





Beſeldemgen 110,515 
Andere perfönliche Ausgaben ...................................... 32,965 
Sädlihe und vermifchte Ausgaben ....--srenssnnennnnnenenn nn nenne 35,951 
a ET TER 181,076 

Summa Kap. 70 ..... 360,507 


Darunter 
künftig 


wegfallend. 


Thlr. 









67,727 








| u EEE * 
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Betrag Darunter 
Ka⸗ 
A Titel Ausgabe. Lei kanftig 
1873. wegfallend. 
Iblt. Thlr. 
rl. Bauverwaltung und Verwaltung für Handel unb Gewerbe 
gemeinfam. 
1. | Stellvertretungs-, Verfegungs- und Umzugskoſten .*4 20,700 _ 
2. I Su Aue ne für venjionirte Beamte und zu Penfionen und Unter- 
ftätungen für Wittwen und Waifen von Beamten der Hanbdeld+, Ge 
werbe- und Bauverwaltung mit Ausfchluß der Chauffeauffeher und 
a ERERERE ELTERN 17,703 703 
Summa Kap. TI ..... 38,403 703 
Summa IV. ..... 11,508,981 89,846 
V. Suftiz:Minifterium. 
72. Minifterium. 

RL > PIERRE ERPPOTETPEREESETFERFTTTTETLELTTLETTTR 122,600 _ 

6—7. | Unbere perfönlihe Außgaben ......-sresssnenennenennernnnnenannen 15,500 — 

BD, Sachliche Auſsgabenn ůâû 2⸗- 10,400 — 

10. | Zur Unterhaltung ber Dienſtgebäude a. .......*4 3,000 er 
Summa Kap. 72 ..... 151,500 = 

73. Ober-Tribunal und Ober-Appellationsgeridt. 
126.BSeſolbungen..... 275,800 — 

7—8. | Andere perſoͤnliche Ausgaben ........................... 8,830 — 
0 Gächlihe eennnnnn— 10,000 — 

Summa Kap. 73 ..... 294,630 — 
74. Jufiz-Prüfungstommiffion. 
1-2, I Derfönlie Ausgaben ...-.........-son0ononnnusnonnnnnnnnnnnnnene 4,690 300 
Summa Kap. 74 für fid. 
75. Gerichte zweiter Inftanz in ben Landestheilen, in denen bie 
Verordnungen vom 2, N aunar 1849 und vom 26, Juni 1867 
Gefehestraft haben. 

1-9, I Befslbungen „uuunnonsunanunuansunennunnonunannunnnganene ⸗⸗⸗ 1,080,263 18,173 
10—16.| UAnbere perfönlihe Ausgaben ..... ..... 143,845 — 
17-19.] Sachliche Angaben α — 74,060 — 

Summa Kap. 75 ..... 1,298,168 18,173 
76, Uppellationsgeridt in Eelle und Obergeridhte des dortigen 
Departements. 

.1 Beſolbugen. 315,044 4,974 
5—7. | Undere perfönlihe Ausgaben ....... ....... 35,090 — 
8--10.5 Sãchliche Ausgaben .................................. 20,288 _ 

Summa Kap. 76 ..... 70,422 4,974 
1, Appellationsgeridht in Frankfurt a. M. 

1-8, | Befolbungen ...2s000u000s0n00 000 500 0H0n00 0 SE Hu nano nenne 23,057 172 
3—4. | Andere perfönlice Außsgaben ......... 830 — 
6—6. 1 Saͤchliche Ausgaben ......................................... 1,483 — 








Summa Kap. 77 ..... 25,420 172 
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Ausgabe. 


























Thlr. 
78, Appellationsgerihtshof in Köln und Rheinifche Landgerichte. 
a eee 336,750 100 
5—8. | Andere verjönli Autgzahenn 20,730 — 
16,590 — 
Summa Kap. 78 ..... 374,070 100 
79. Gerichte erjter Inftanz in den Landestheilen, in denen die 
Verordnungen vom 2. Januar 1849 und 26, Juni 1867 
Geſetzeskraft haben. 
=. UI: 2 san ernennen 8,555,267 72,677 
14—24.| Andere perfönlihe Ausgaben ................. 2,367 ,884 17,259 
er EEE RETEFFEITPORCHERFORTERPRFERE 1,167,885 — 
Summa Kap. 79 ..... 12,091,036 89,936 
80. Amtsgerichte im Departement des Appellationsgericht8 zu Celle. 
LA TEEN. sea nenne 701,216 2,506 
5-9. | Andere perfönliche Außgaben .....srecnunousnnnonnunnnnnnennnnnnee : 22,100 — 
10- 12.1 Saͤchliche Ausgaben ........................................ 50,630 — 
Summa Kap. 80 ..... 773,946 2,506 
81. Stadtgeridt und ar a erfter Inftanz 
n Srantfurt urt a. 
— 65,454 257 
4—6. | Anbere p einig Ausgaben ....... EIER OETTPRERPE 6,920 — 
TB. I Ehdlihe Anbnnnnnnn 6,896 — 
Summa Kap. 81 ..... 79,270 257 
82. Friedens. und Hanbelsgerihte bed Departements Köln. 
IB. 1 Befpibuungen „eüonsannnsaonnunnnearnnse rennen near 291,350 300 
3. | Andere per dus e Ausgaben ouno-oronnnnnnnnnnonnnnunnnnunnnnnen 1,100 — 
46. | Sädliche EEE EESEORTEETTTN 14,815 — 
Summa Kap. 82 ..... 307,265 300 
83, Kriminaltoften, 
1. | Verpflegungd-, Transport- und Bekleibun —— ER TUSEEITBORTETT 782,210 — 
2. | Zur Inſtandhaltung Gefängniß-Utenfilien onen. -sunnsunenennn00 56,105 — 
3. J Sonftige Auslagen in Unterſuchungsſachen ................64 787,310 — 
Summa Kap. 83 ..... 1,625,625 = 
84. Baare Auslagen und andere Ausgaben in Parteifaden..... 950,068 = 
Summa Kap. 84 für fid. 
85. Porto und Auslagen für PERIBARSEEN und Boftbeftellun- ; 
GER IE DREErl IS anne rehene 850,420 — 
Summa Kap. 85 für ſich. 
86. Sonſtige Ausgaben. 
1. | Umzugs und Reiſekoſten verſetzter Beamten........ .......... 21,800 _ 
2. Unterftügungen für aktive Beamte bei ben Gerichtsbehörben......... 10,500 — 
3. einmaligen Unterſtützungen für NEE Beamte und zu Denfionen 
und Unterftügungen für MWittwen und Waiſen von Beamten....... 32,900 — 
4 au außerorbentlihen Ausgaben für bie Juſtizverwaltung . ............. 2,500 — 
5. u Rechnungs · Vergütungen ............. ...................... 3,000 — 
Summa Kap. 86..... 70,700 — | 









Daruuter 
künftig 
mwegfallend. 








Unterhaltung ber Juſtizgebäude. . . . . . . . . . ... 



































58. JuſtizOffizianten Wittwenkaſſe ... ...................... 23,300 — 
Summa Kap. 88 für ſich. 
Summa V...... 19,459,530 116,718 
VI Minifterism des Innern. 
9, Miniſterium. 
I—b. | Befolbungen ...2«u2000s0n0n0unnousnnanusunsansennunnonann sun snnne 123,550 3,000 
7. | Uinbere yerkönliche Unßgnbenn..ouusuounnsrunennennsnnnesnennunssune 22,800 es 
8—10.] Sählide Ausgaben..................... ..... snnonnunonunnennnnen 11,300 — 
Summa Kap. 89..... 157,650 3,000 
20. Statiſtiſches Büreau. 
13. Befolbungen ............. 23,050 1 
4—5. | Andere perfönliche Ausgaben ....-«muresenennenneneenennnnenennene 4,100 ze 
6—9. | Sächliche Ausgaben .....-srnenonenenonnnunuesnernennsnnnnnnennne 11,200 — 
Summa Kap. 90..... 38,350 1,000 
9. Meteorologifhes Inftitut. 
1. I Belolbungen .o<ucuonuunnonnuansonunnnnnnnnnnnnnn ano ren rnnnn nen 2,300 — 
2. | Andere p .. Ausgaben -.uocuuusonnnosensonnuunsnenununnnne 5,000 Pre 
2. Saãchliche Ausgaben 1,700 — 
Summa Kap. 91..... 9,000 — 
92. Deputationen für das Heimathweſen. 
1. —F Remunerirung der —— — 5,429 — 
2. Remunerirung der Stellvertreter der Mitglieder, ſowie zu ſächlichen 
und ſonſtigen Außgaben ...... ........ ..... — ———— 2,714 — 
Summa Kap. 92..... 8,143 = 
93, Amtsblatts-Bermwaltung. 
J. F Remunerirung ber Beamten. .................. .......... 7,145 _ 
2, ben 1. DEE URTETERELLTET 100,625 — 
Summa Rap. 93..... 107,770 — 

4. Landbroſteien. 
1-4.Beſolbungen..... Bunt 88,790 9,980 
5-7. | Andere perfönlie Uusgaben. x... 22,400 = 
8-9, | Saͤchliche Undgaben.ooncecuncnoonnonnnunsenassnenenennnunenn een 23,305 — 

10-11.| Sonſtige Aubgaben................................. 1,950 — 
Summa Rap. 94..... 136,445 9,980 

%, Landrätblihe Behörden und Aemter. 

IA. JPBeſolbungen........................... 1,431,287 43,971 
5—8, | Undere perfänliche Ausgaben... ..eunsrensnnnnenennenenensnnen en nen 124,855 68,375 
910.5 Saͤchliche Aubgaben............ 563,187 

Summa Kap. 9....- 2,119,329 113,026 
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97. 


98. 


9. 


100. 


101, 


102. 


mn PpSDm 


1-2, 
3-5. 
6—11. 


em» zu - 


* 


Ausgabe. 


LokalPolizeiverwaltung in Berlin. 


Bele bngenn anna nennen 
Andere perfönlihe Ausgaben. ......«srrseronennnnnnunennennnnnnnne 


N ee en NEBEN REES EA 


Summa Rap. %..... 


Lofal-Polizeiverwaltung in ben Provinzen. 


MR... REEEEPETER 
5.| Andere perjönliche Ausgaben 
JSächliche Ausgaben 
‚| Sonftige Ausgaben 


....n..n..n.n—n.n. nn nee 


Pe ee ee ee er Be ee ee EEE Er Er rer 


Be ee ee Er er er 


Summa Rap. 97..... 
Dolizei-Diftriftstommiffarien in der Provinz Pofen. 
a DET EPEE ED OLOR EU SOR REFEREROFET ELDER 
Andere perfönliche Unbgaben -.-.---sesuennousensonsonnennnununnen 
Sonſtige Ausgaben ......................... 
Summa Kap. 98..... 
Landgendarmerie. 

E17 
0 EEE 
Summa Kap. 9..... 

Allgemeine Ausgaben im ntereffe der Polizei. 
Au geheimen Ausgaben im Intereffe ber Polizei .................. 
ür das Gentral Bolieiblatt — — 
u allgemeinen polizeilihen Iweden ........ ....226 


Zur Remunerirung temporärer Hülfsarbeiter, zur vorübergehenden Berftär- 
fung ber Dolizeiträfte und zu fonftigen Ausgaben im ntereffe der Polizei 
Zu außerorbentlihen Remunerationen, Gratififationen und Unterjtügungen 


Summa Rap. 100..... 

Straf, Befferungsd- und Gefangenen-Anftalten. 
a 2 VRR REF ß 
Andere perfönlihe Ausgaben -.-.---rsorenennnnnnnnennenennr nenne 
7 REN TERTEERETITTETELTTETRERETTERRE 
Summa Rap. 101..... 


Kür Wohlthätigkeitszwecke. 
Zur Unterftügung bülfsbebürftiger ehemaliger Krieger aus ben ren 
1806 bis — * 
Zu Almoſen und —— im Allgemeinen. . ....... ... 
Thauffee · Polizei - Strafgelder + Unterſtühungsfonds für hülfsbedürftige 
Mittwen und Maifen von Polizeibeamten 
Qur Verpflegung verarmter ehemaliger Militairperfonen und deren familien 
Feſtſtehende Zuſchüſſe für Armen- und MWohlthätigkeits-Anftalten 
Su Denfionen und Unterftüägungen für Beamten + Wittwen und Waifen, 
refp. zu Unterftügungen für penfionirte Beamte aus dem Reffort des 
Alnifleriumẽ des Innern 
Zu Penſionen und Unterſtützungen für Wittwen und verwaiſte Töchter 
im Allgemeinen (Stifts-Denfionsfonds) ................ ........ 
Zur Unterjtügung ehemaliger Beamten und beren Hinterbliebenen aus 
bem Reffort der Verwaltung des Innern in der Provinz Hannover. 


Summa Kap. 102,.... 


ee ee ee ee ee er er ee ee Er 


Dee u Be a a u re 





1,052,935 
56,794 
69,543 


1,179,262 


514,194 
53,845 
26,181 
17,540 


611,760 


94,400 
1,250 
37,260 


132,910 


1,315,190 
333,501 
272,866 


1921,557 


40,000 
2,893 
92,883 
40,000 
5,000 
180,776 


681,576 
126,805 
1,65 1,011 


367,630 
37,978 


693 
3,519 
125,509 











2,459,392 





Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Thlr. 

















312 





















Darunter 


fünftig 
wegfallend. 


















103. Allgemeine Ausgaben au verſchiedenen Bebürfniffen ber 
Verwaltung des Innern. 
1; Br ſtehende Ausgaben zu verſchiedenen Zweden ....3**** 32,459 15,436 
2. onds Fin Prämien, einfchließlih derjenigen für Scüßengilden und _ 
Schüpenkönige, und zu ſonſtigen Ausgaben ............. 15,286 _ 
3. | Zu unvorhergefehenen Ausgaben ....... ....... ... . 8,500 — 
Summa Kap. 103..... 56,245 15,436 
Summa VI..,.... 9,766,396 177,346 
VII. Minifterium für die landwirtbichaftlichen 
Angelegenheiten. 
Landwirtbfhaftlide Verwaltung. 
104, Minifterium. 
HE: | 1 PENTREETETLELETTEUSTREEF ET ECOPUSERTTERITTLELTRTTE 68,100 — 
6—7. | Andere perfönliche Ausgaben ............ .................... 7,600 — 
8- 10.1 Sãchliche Ausgaben ...................................... 20,400 — 
Summa Kap. 104..... 96,100 — 
105. Reviſions-Kollegium für Landes-Kulturſachen. 
18. | Befolbungen ......-2eoasusoosonusonnaonsunnnununnsannanenuenenab 29,800 — 
4—6. | Andere perfönlihe Ausgaben....... .........4 4,670 — 
1ſ esasennessueonsannssnunnnnnnen una en nn 2,240 — 
Summa Kap. 105..... 36,710 — 
106. Auseinanderſetzungs-Behörden. 
I—5, Beſolbungen2 293,959 7,491 
6—8. | Andere perfönlihe Ausgaben.......--Hrrnnenneeneerennnnen een nenne 78,675 — 
9—12.1 Säaͤchliche Ausgaben. ................................. 569,521 113 
18-14] Senflige Ausgaben.. 7,250 _ 
Summa Kap. 106..... 949,405 7,604 
107. Landwirthſchaftliche Lehranftalten und fonftige wiffenfhaft- 
lihe und Lehrzwecke. 
12Beſolbungen TER TLETN 61,406 1,250 
9—12,| Unbdere perſonliche Ausgaben ............... ...... 23,' 56 — 
18—15.1 Sächliche Uubgaben. »<2ceonesesunenennenanneruensonnnannnsnnnnsen 42,246 — 
162 18.1 Sonſtige Ausgaben............... ...................... 97,104 — 
Summa Kap. 107..... 224,712 1,250 
108, Thierarzneifhulen und Beterinärwefen. 
A. Thierarzneifchulen. 
12,1 Belalbungen --.ornsooconnsucnosssaunsunnonnunsonsnnnenusuen nen 21,450 — 
3—5. | Undere perfönlihe Ausgaben. ..... ....8. 2,450 — 
6—8, | Saͤchliche Ausgaben. ... a RE ee 25,646 — 
9. J Souſtige Aubaben.. 814 — 
Seite ..... 50,360 _ 


Unl. z. b. Verhandl. b. Herrenhauſes. 49 
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Darunter 
























































Ka _, künftig 
pitel. Titel Aausga be. wegfallend. 
Thlr, 
Uebertrag ..... 50,360 — 
B. Veterinaͤrweſen. 
10. Saſelungen —E * 89,232 3,504 
11. J Sonftige Ausgaben............... desgaps 12,729 3,979 
C. Allgemeine Ausgaben. 
12—13.] Remunerationen, Unterjtügungen und Denfionen ... .. ... .... i 2,132 — 
Summa Kap. 108..... 155,053 7,483 
109. | 1—3. | Förderung der Pferdezucht .....-nnnnnenennnennnnnnnnnnnnnnnnnnn nen 64,604 114 
Summa Kap. 109 für fid. 
110. Förderung ber Fiſcherei. 
1. Beſolbungen ⸗* 3,300 — 
2—3, | Andere perſoͤnliche Ausgaben ............ ......4 590 -- 
4. | Sächliche Ausgaben ......... ..... .........4 — EEE TEN 1,000 — 
5. I Sonſtige Ausgaben ...................... 3,110 — 
Summa Kap. 110..... 8,000 _ 
111. Candes-Meliorationen, Moor-, Deich-, Ufer- und 
Dünenwefen. 
12BSeſoldungen.. 19,045 — 
3—4, | Undere perſoönliche Ausgaben ........... ......... 6,448 — 
5. 1 Sachlich⸗ REDEN ns en area ae 6,931 — 
6-8, 1 Sonſtige Aubnnnnnnnnn 290,918 — 
Summa Kap. 111..... 323,342 — 
112. Allgemeine Ausgaben. 
1. | Dispoſitionsfonds zur Unterſtützung ber landwirthſchaftlichen Vereine und 
zur Förderung ber Lanbedkultur......-uunnrennnnnenusunnnnnenns 74,718 — 
2. | Su einmaligen Unterſtützungen für penſionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unterftügungen für Wittwen und Waifen von Beamten ber land- 
wirtbfchaftlihen Verwaltung ......................8 8,000 _ 
Summa Kap. 112..... 82,718 — 
Summa Kap. 104 bis 112..... 1,940,644 16,451 
113. Geftütverwaltung. 
Befoldbungen. 
— —— 6 32,230 — 
— ⏑ ee erh 32,370 1,410 
Summa Tit. 1 bis 14...., 64,600 1,410 
Andere perfönlice Ausgaben. 
15-107 Do ann een et 40,053 — 
5 14 er real — 90,523 2,615 
Summa Tit. 15 bis 19..... , 130,576 2,615 
Sächliche Ausgaben. 
20 26Sarytatßäiieeeeee RR 206,746 _ 
Be 1) 262,439 = 
Summa Tit. 20 bis 31..... 469,185 — 
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e Betrag Darunter 
a : 
pitef.) Titel Ausgabe. 1% fig 
- 1873, wegfallend 
Thlr. Thlr. | 
Sonftige Ausgaben. 
a Pe PREETTESTTTOEEESSTEITTESORFORTN 621 — 
ao8. aeſttee 1,407 _ 
Summa Tit. 32 und 33..... 2,028 — 
Summa Tit. 1 bis 33..... 666,389 4,025 
Koften ber Eentralverwaltung und fonftige Ausgaben. 
34-36.| Derfönliche Jfee 9,260 — 
87—38,] Säcliche ugaeen..ůâ⸗â ô ann en na 22,500 — 
39 42. Sonſtige Ausggaben ....................................... ... 157,241 
Summa Tit. 34 bis 42..... 189,001 — 
Summa Kap. 113..... 855,390 4,025 
Summa VII...... 2,796,034 20,476 
VIII. Minifterium Der geiftlichen, Unterrichts: 
und Medizinal: Angelegenheiten. 
114. Minifterium. r 
1—5, | Befelbenigen - +. -nassnanasensannnesennsannn anernne 160,500 — 
7—9. j Andere perſonliche Ausgaben ............. ..................... 14,910 _ 
BO-IAT SEE UuBaobek nnnnunenensnsnanerranannn unsern ehren ae 16,710 — 
Summa Kap. 114..... 192,120 — 
115. Evangeliſcher Ober-Kirchenrath. 
— 0:7 Ve RE 24,700 _ 
3—4. | Undere perfönliche Ausgaben ............... ......4 2,014 — 
BT. Saͤchſiche Ausgaben............... 2,600 — 
Summa Kap. 115..... 29,314 — 
116. Evangeliſche Konſiſtorien. 
F 199,325 11,939 
13—14.| Andere perfönlihe Ausgaben ..................................... 11,207 _ 
15- 18. Sachliche Audgaben .......................... 32,871 _ 
Summa Kap. 116..... 243,403 11,939 
117. Evangelifhe Geiftlihe und Kirchen. 
1—2, | Befolbungen und Zuſchuͤſſe ............................... 398,904 10,646 
Summa Kap. 117 für fid. 
118. | 1—13.] Bistbümer und bie zu benfelben gebörenben nftitute.....- 408,960 438 
Summa Kap. 118 für ſich. 
119. Katbolifhe Konfiftorien. 
A. >... > RRRRRTLTTERTLEPTPERPERTRERTEROTTTRTELTFTITTSTERE EN 9,209 _ 
2—3. | Andere perfönliche Ausgaben .......................... 100 — 
4—6. a NETTE 850 
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Ka- 
ee Ausgabe. fünftig 
pitel. wegfallend 
Thlr. 
120. Katholifhe Geiftlihe und Kirchen. 
1. I Befoldungen und Zuſchüſſe . .... ..... 449,677 6,094 
Summa Kap. 120 für fid. 
121. Provinzial-Shul-Kollegien. 
1—4. 1 Belslbungen - ...-.- 0... umososecsaonnsunssuansnenensanuunnnanece 78,260 330 
3—4. | Andere perfönlihe Ausgaben .. .urssueenensnnonsnnnnnnnen anne 4,366 _ 
5—6. | Sächlihe Ausgaben... ..2.-uusnenonnnonunenuunnennunnunnnennanee 16,720 _ 
Summa Kap. 121..... 99,346 330 
122, MWiffenfhaftlide Drüfungstommiffionen .. . . . . . . . . .......6 12,750 — 
Summa Kap. 122 für ſich. 
123. Univerfitäten. 
1—10.] Zufhüffe für die Univerfitäten, die Akademie in Münfter und da8 Lyceum⸗ 
Hoflanum zu Braumergg 1,135,632 50,195 
11. | Zur Verbefferung der Befoldungen ber Lehrer an fämmtlichen AUniverfi- 
täten, an ber Akademie zu Münfter und an dem Lyceum-Hofianum A 
zu Braunsberg, fowie pr Heranziehung ausgezeichneter Dozenten... 105,150 — 
12. | Sur Berufung von Nachfoigern für unerwartet außer Thätigkeit tretende 
Unkverſalslehreerr 4,000 — 
13. | Zu Stipendien und Unterſtützungen für würdige und bedürftige Studirende 17,310 — 
Summa Kap. 123..... 1,262,092 50,195 
124, Gymnafien und Realfdulen. 
1. | Zufchäffe für verfchiebene Anftalten und Fonds ....... .. 917,612 27,436 
2. | Zur Erfüllung des NormaletatS bei den Gymnafien und Realſchulen 
erfter Ordnung und zu Befoldungsverbefferungen für die technifchen, 
Hülfs- und Elementarlehrer an dieſen Anftalten, ſowie für die Diri- 
genten und Lehrer an allen übrigen höheren Unterrichtsanftalten..... 320,000 — 
3. J Sonftige Ausgaben für das höhere Ünterrichtsweſen.................. 8,000 a 
Summa Kap. 124..... 1,245,612 27,436 
125. Elementar-Unterrihtömwefen. 
1-3. | Schullefrer-Seminarien und Seminar-Bräparandenwefen .... .......... 656,784 120,891 
BER Elementarſchulen ....................! ..... ...P.. ............ 2,997,041 22,000 
9, zur Ausbildung von Turnlehrern ............... 2, — 
10. ubftummen- und Blinden-Anftalten ..... ... ...........4 16,683 1,500 
11. | Waifenhäufer und andere Wohlthätigkeits Anſtalten ..............44 75,688 — 
Summa Kap. 125..... 3,758,356 144,391 
126, Kunft und Wiffenfhaft. 
1. | Sufchuß für die Akademie der Künfte und bie damit verbundene Kunft- 
ſchule und Hochſchule für Mufit......-.urnuunenuenennnnennen nen 63,680 — 
2—5.| Zufhüffe für die Kunſt / Alademien in Königsberg i. Pr., Düſſeldorf, 
Ne RR 37,702 — 
6. J Zuſchuß für die Kunft-Mufeen in Berlin .P...................... 182,895 — 
J Sul uß für die Akademie der Wiffenfchaften in Berlin ... .. . ......... 24,828 2,000 
8. zu uß für bie Kane Bibliothek in Berlin .................... 48,970 — 
9—14.] Sonftige Kunſt · und wiſſenſchaftliche Zwecke ..... .. ... ...... 184,549 4,500 
Summa Kap. 126..... 542,624 6,500 
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127, Kultus unb Unterridt gemeinfam. 
1. | Befoldungen für Schulräthe und geiftlihe Räthe ... . ...* 102,393 1,000 
2. | Zur Unterhaltung ber Kirchen-, Harı- ‚ Küfterei und Schulgebäude, fv- 
weit we auf einer —— Verpflichtung des Staates beruht 511,035 — 
3. | Zur Verbeſſerung der äußeren Lage ber Geiſtli aller Belenntnifle und — 
33 fusoaben für Sultuß: und Anterrichtönuede anne. 150,807 988 
Summa Kap. 127..... 990,139 1,288 
128. Medizinalmwefen. 
1—2, | Befolbungen .....2..2...0n00nnunonunuannnuncnennenonuenunnnnunne 319,942 24,149 
8, | Unbere perſönliche Ausgaben ...norsssnure0ns00nnn sn en nennen 4,720 1,400 
4. | Sählihe Ausgaben.3** 580 — 
5. | Zur Remunerirung ber Mitglieder und Beamten der Kommiſſionen für 
die Staatsprüfungen ber Aerzte, Wunbärzte, Apothefer und Phyſiker, 
fowie zu Untenpäkun RER — 
6-10.| Unterrichtd-, Heil- und Woblthätigkeits-Anftalten. ... ........4 4,515 
11—16.| Sonftige Ausgaben für mebizinalpolizeilihe Zwecke ...-unsurnrnnrnnner 30,348 
Summa Kap. 128..... 60,412 
129, Allgemeiner Dispofitionsfonbs zu unvorhergeſehenen Auß- 
Summa VII. Minifterium ber geiftlihen x. Angelegenheiten. .:... 10,225,017 319,669 
Dazu >» VI, Minifterium für die lanbwirtbfchaftlichen Angelegen- 
hetennn 2,796,034 20,476 
» VI. Minifterium des Innern ................... en 9,766,396 177,346 
» V. Juſtiz Miniſterium ........ ............ 19,459,530 116,718 
B IV. Minifterium für Handel X. .. ... ........ ....4 11,508,981 89,846 
5 III. Allgemeine Finanzverwaltung .....+.r«srnnenn00 0. 31,566,005 2,108,286 
" 11. Minifterium ber auswärtigen Ungelegendeiten......- 135,600 — 
l. Staatd-Minifterium .................. 547,611 43,111 
Summa C. Etaats-Berwaltungs-Ausgaben..... 86,005,174 2,875,452 
Dam » DB. Dotalleneeeennn 27,636,600 4,500 
» A. Betriebs ac. Ausgaben ...................... 72,95 1,463 423,889 
Summa ber dauernden Ausgaben. .... 186,593,237 


Allgemeine Bemerkung. Bei ſämmtlichen Baufonds fünnen die am 
fuffe bes Jahres verbleibenden Beftände zur Verwendung in ben 
folgenden Jahren refervirt werben. 
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Ausgabe. 


Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


I. Herrenhaus. 
Zur —— von Reparatur und Umbauten auf dem Grundſtücke des Herrenhauſes, 

















fowie zur anberweiten Einrichtung und Reftaurirung bed Sigungsfaaled............. 109,550 
Summa 1. für fid. 
u. Staats:Minifterium. 
Staatd-Ardive. 
Zur Ueberführung des Geheimen Staatd-Ardjivs und ded Geheimen Minifterial-Archivs in 
das zur Aufnahme biefer Inſtitute beftimmte m. Haus« zur Einrichtung berfelben : 
in ben neuen Räumen und zur Bervollftändigung der Aetengeftelle .......srrsnrrr +: 15,000 
Zur Erbauung eines befonderen Gebäudes für das Staats ⸗Archiv zu Düffeldorf, erfte Rate 20,000 
Summa Kap. 2..... 35,000 
für Zwede ber Landesvermeffung. 
Zur Einleitung der beſchleunigteren und vervolltommneten to er ifchen Aufnahme und 
beren Vervielfältigung, Zufhuß zu dem betreffenden Theile des Dispofitionsfonds bes 
VERSENDEN aaa naar rennen en near enden 14,600 
Summa Kap. 3 für fid. 
Summa 1...... 49,600 
IN. Finanz: Minifterium. 
Domainenvperwaltung. 
Zur Erftattung von zur Staatskaſſe eingezogenen Beiträgen zur Unterhaltung des Kur- 
Eabliſſements zu Wiletbabhen .. 32,168 
Antheil des Fiskus an ben Koften der in Nusfict genommenen Entwäflerung von Seen 
und Brüdern im Gebiete des Dimmern-luffes in den Streifen Orteldburg und Röffel, 
6 30,000 
Zur Ausführung von Anlagen im Ihiergarten bei Berlin, welche in Folge der Veräußerung . 
und Zufchättung ber Strede des alten Schafgrabens von ber Morighof- bis zur Hihig- 
en ARTETLTTRETESTEEREUTTUT — 15,000 
Zur Errichtung eined neuen Babehaufes zu Weilbah im Regierungsbezirke Wiesbaden... . 31,000 
ur Anlegung einer Trinkhalle in Ems oo ose0uussunnennnonenunne sonne en asen 53,000 
ur Ausführung eines Bernftein-Tiefbaues in der Provinz Preußen ............ 75,000 
Summa Kap. 4..... 236,168 
Korftverwaltung. 
Zur Ablöſung von Forſtſervituten .................... 300,000 
Sum Ankauf von Grundftüden und zur Entlaftung der Domainen und Forſten ......... 175,000 
Drämien zu Chauffeebauten im Intereffe der Forſtherwaltung... 50,000 
ee EEE 75,000 
r Beihaffung fehlender FFörfter-Dienftwohnungen .. .... 200,000 
u Bauten bei ber Forſtakademie Neuftabt-Eberäwalbe, erfte Rate........- ——— 50,000 
Sur Umwandlung des Zauchebruchs in Stauwieſen .......... .... 15,820 
Summa Rap. 5..... 865,820 
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Verwaltung der direkten Steuern. 


Zur Ausführung der anderweiten Regelung der Grundſteuer in ben Provinzen Schleswig- 
Solftein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, fowie in dem Kreife Meifenheim...u-u....... 500,000 


Summa Kap. 6 für fid). 





—X 


Verwaltung der indirekten Steuern. 
Zum Neubau eines Dienſtgebäudes für das Haupt-Steueramt zu Neuſtadt ⸗Eberswalde. . . ]* 19,450 


Summa Kap. 7 für fid. 








8. Allgemeine Finanzverwaltung. 
l. r Beftreitung der durch Einziehung von Münzen entftehenden Koften ......uecsunern. 75,000 
2. r a ie einer Dienftwohnung für ben Regierungspräfidenten zu Arnsberg -..... 11,000 
3. ur aufßerorbentlihen Tilgung von Staatsſchulden . .............. P....... 7,760,000 
Summa Rap. 8..... 7,846,000 
— is — 
Summa II...... 9,467,438 


IV. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
% 


Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauwefen. 
1—15. Ei Land und Maffer-Neubauten und zu Öffentlichen Arbeiten ... ..................... 3,500,000 


Re 





16. um Neubau eines gemeinfcaftlichen Amtögebäubdes zu Koblenz für die beiden friebens- 
gerichte, das Konfiftorium, das Provinzial-Schul- und Mebizinal- Kollegium, fowie für 
ie Kataſterverwaltung x., zweite Rüle-ooosuuuoouannannnusonnusenonueneununnne. 40,000 
17. | Zuſchuß I den von ber Stadt Altona auszuführenden Quaibauten, und zwar von bem 
bewilligten Geſammtzuſchuſſe von 350,000 Ihlen. die zweite Rate ................. 150,000 
18. uſchuß zum Ehanffee-Reubaufınbb .....<.sesseuusonsanssncnnnenenuuunenennenneen» 600,000 
19, r Zahlung von Entfhädigungen für die Aufhebung gewerblicher Berechtigungen in ben 
müen eeeeeeeeeee 100,000 
20. | Sur Beftreitung der Koften der Weltausftellung in Wien, foweit fie auf die Preußiſche 
Staatskaſſe zu übernehmen ſind ---oeusesuononssennnennenonnunnnnu un nnnnun nenne 60,000 
21. | Sum Bau eines Gewerbemufeums, erfte Rate ... .. . ....... 150,000 
Summa Kap. 9..... 4,600,000 
10, Verwaltung für Berg-, Hütten, und Salinenwefen. 
1, ur Ausführung von Bohrverſuchen .....-oosuonennonnsonnennassnnunuunansensnese 70,000 
2. Bauprämien für — und Hüttenleute, welche in ber Naͤhe der Saarbrücker Stein- 
fohlengruben, der Oberfchlefifchen Steinkohlen » Bergwerfe Königsgrube und Königin- 
EIER und der Eifengießerei bei Gleiwig ſich Wohnhäufer Hr eigene Rechnung 75,000 
En RE EEE PER TOOHBRINF 75 
3. | Sur Gewährung unverzinslicher Darlehne an folde Berg- und Hüttenleute, welche ſich 
Mohnhäufer für eigene Rechnung bauen ....... 150,000 
4. | Zur Erbauung von Arbeiterwo — für fiskaliſche Rechnung bei den Salzwerken zu 
Staßfurt und zu Schönebed, ſowie bei den Saarbrüder Bergwerken ............... 54,000 
5. gu Vollendung des Steinfalzfhachts bei Segeberg, lebte Rate... .... . .. 76,000 
6. | Zur Vollendung eined Salzwerks bei Inowraclaw, letzte Rate .......3 160,000 
7. | Zur Vollendung der im Bau begriffenen Cofomotivbahn von bem fiskaliſchen Steinkohlen- 
bergwerk von ber Heydt nad) dem Saarhafen bei Saarbrüden, legte Rate .......... 100,000 
8. | Zur Vollendung des Dienf —— für das Ober-Bergamt in Dortmund, letzte Rate ... 61,000 
9. | Subvention zum Bau ber St. Gotthard-Eifenbahn, zweite Rate ....2** 30,000 
10. | Sur Dedung bes als unbeibringlich anzufehenden Theils eines Defekts bei der Ober» Berg- 
f ERDE EREEITODET VERERT SE EFBEURTERGRT ER 127,842 
11. 


Zur Herftellung eines Gebäudes für die Bergafademie in Berlin, bie geotogifche Landes· 
anftalt und das Mufeum für Berg, Hütten und Salinenweſen auf fiskaliſchem Terti- ; 
Due eleeeeeee 120,000 


Summa Kap. 10..... 1,023,842 
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e 
24 air = tions · Fonds zu unvorhergefehenen außerorbentlihen Ausgaben für die Staats-Eifen- 
N a ne re a a a ch ae a Be RER ee 
Summa Rap. 11..... 
Summa IV...... 
V. Zuftiz: Minifterium. ° 
12. | 1—19,] Zum Bau von. Gerichts. und Gefängnißgebäuben .. ..... .... 
Summa V, für ſich. 
VI. Minifterium Des Innern. 

13. 1. Minifterium ....: ++ PETER RER — 
2. Statiſtiſches Büreau ............* a Ri ee aaa 
8, | Berwaltung des Innen ->..-suorenensnonnnnnsennenan nenn eshn nun 
a 7 EEE ET ORTEUEUEESTURTRELETETSUEETLTETTEOTTETTER 
5. Landgendarmerie ........-- ee a ee ee er 

6—10. Strafanftalts-Beriwaltung — ERONTRERROR ETF ENETTSRET WERE RPTIERET 
Summa VI...... 
vo Minifterium für die landwirtbfchaftlichen 
Angelegenbeiten. 
14, Landwirthſchaftliche Verwaltung. 
1. Zum Neubau eines Pferbeitalles unb einer MWagenremife mit Kornboden und Keller für 
das Verfuchsfeld der ftaats- und landwirthſchaftlichen Alademie in Eldena.........:. 
2. Zur Förderung der Obftfultur, mit Einfluß ber Ausgaben für die Einrichtung de pomo- 
logifchen und Weinbau-nftituts zu Geifenbeim . ...-.-2220s0nsn sonne nenn nennen 
3. Zur Beftreitung_ der Koften der Vertretung des Aderbaues und der landwirthſchaftlichen 
industrie auf ber Wiener —— ſin Jehte BEREIT SVERTET TEE 
4. * verſchiedenen Bauten und baulichen Einrichtungen bei der Thierarzneiſchule in Sannover 
5. a a PETE ER ETESTETETEITEPERTRTERTIETETEITERTTETTURR 
6. ger Anlegung eines Fiſcherei ⸗Zufluchtshafens an ber Greifswalder Die, zweite Rate.... 
7, gtraordinairer Zufhuß zu Kap. 111 Tit. 8 bes orbentlichen Etats, unter den nämlichen 
— ⏑ LEERE TIER TIEFER ST EPERT RT PROREPERERP PORN 
8, Zur Förderung der Wald» und Wiefenkulturen in der Eifel .P............... 





3,461,665 





9,085,507 


696,900 








450,000 
10,000 





537,0% 
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Uebertrag ....- 537,090 

9, | Zu Kultuwranlagen in ben gebirgigen Theilen der Negierungsbezirte Trier, Koblenz und 
Wiesbaden, mit Ausfchluß der Eifel und bes Weſterwaldes ........... ............ 5,000 
10. | Zur Förderung ber Waldkultur in den gebirgigen TIheilen des Regierungsbezirks Arnsberg - 500 
11, | Für das Dünenwefen in den Provinzen Dreußen und Pommern.................... 15,000 

12. | Zuſchuß zu den Koften ber Herftellung von Steinbeidyen an den exponirten Stellen ber Inſel 
lan eeeeeeeeee 18,666 
Summa Kap. 14..... 576,256 

15, Geltütverwaltung. 

1. Behufs BVerftärkung des Fonds zum Ankauf von Pferden und zu ben Koften größerer 
EEE ECHT ONE EITERLERTIE NT 115,000 

2. | Zum Neubau eines Dferbeitalles auf dem zum Hauptgeftüt Trafehnen gehörigen Vorwerke 
ROTEN 24.4 ale un nr Kane ee a ae ee nee TE ae 11,500 

3. | Zur SHerkellung eines Paddocks auf dem zum Sauptgeftüt Gradik gehörigen Vorwerke 
DEE as san nee anne EEE ae nee 2,700 
4, Behufs Translokation des Schleswig. Holfteinifchen Landgeſtüts zu Ploen nad Traventhal 40,000 
5. Behufs Errichtung eines Landgeftüts für die Provinz Pommern,. erſte Rate ..........». 80,000 

6. | Behufs SHerftellung von Stall- und MWohnungsräumen bei bem Landgeftät-Marftalle zu 
ee REDE PRRTUEUUETERPERCESPURENECPUERTT 15,000 

7. Behufs Herſtellung von Stall- und Wohnungsräumen bei dem Landgeftit-Marftalle zu 
Gubwallen, erke Rate «ussusssorsurennounennnnunonnnennan onen n nen nun eu nen 20,000 
Summa Kap. 15..... 284,200 
Summa VII...... 860,456 

16. VIII. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und 
Medizinal:Angelegenbeiten. 

l. I Yur Beftreitung von Synodalkoſten ......-.:-2uus0nesnennennennnnnennens en rennen 25,000 
j Zur Fortfeßung des Dombaues in Köln. . ... ...........4 50,000 

3. Zur Inftandfegung der an bie Latholische Kirchengemeinde in Meſchede abzutretenden 
Rentamtsgebäude und Miethsentſchädigung für den zweiten Kaplan bafelbft.........- 806 
4-9. | Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bebürfniffen ber Univerfität in Königsberg ... 61,570 
10-14.] Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bebürfniffen der Univerfität in Berlin........ 27,000 
15-18] Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bedürfniffen der Univerfität in Breslau ...... 31,222 
19-26.) Zum Bau von Gebäuben und zu anderen Bebürfniffen ber Univerfität in Halle......... 142,400 
27-32.| Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bebürfniffen ber Univerfität in Kiele......... 306,525 
33-36.) Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bebürfniffen ber Univerfität in Marburg ..... 42,445 
37-45.] Zum Bau von Gebäuden und zu anderen Bebürfniffen ber Univerfität in Bonn .......- 262,210 
46-57.) Zum Bau von Gymmafialgebäuden und zu anderen Gymnaſialzwecken. . ................ 236,834 
58-89.] Zum Bau von Seminargebäuden und zu anderen Seminarzweden. .... ......* 755,856 
90. | Beitrag zur baulichen Unterhaltung des Martinsftifts in Erfurt .......... 3,255 
91-101.) Für Kunft und wiffenfchaftlihe Imwede und zur Errichtung von Denkmälern ...........» 461,156 
Seite ..... 2,406,279 

Anl. 4 d. Verhandl, d, Herreuhauſes. 50 
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102. | Zur Regulirung ber Kirchen und Schulverhältniffe im Tabegebiet .................4 
103. — — von Reparaturen in dem Hintergebäude ber Hebammen Lehranſtalt zu 


nenne ee 


104. | Außerorbentliher Sufhuß zur Vermehrung ber Sammlungen ber Kunftmufeen in Berlin. 
Summa VII. Minifterium ber geiftlichen ꝛc. Uingelegenbeiten..... 


Dazu » VII. Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
— RAR EEERTETS 

VL Miniſterium des Innern ....................... 
V. Juſti Niniſterium 

IV. Miniſterium für Handel X.. .. .................. 
III. Finanz Miniſterium .... ............. 
I. Staats ⸗Miniſterium........................... 
I DB: nahe 


Summa ber einmaligen und außerorbentlihen Ausgaben..... 


“EEE 


Abſchluß. 


Es betragen: 
D IT FORTE REN TURTETERTETTOLETTTZERLTN 
2) die dauernden Ausgaben ........ ..... .......... 186,593,237 Thlr. 
3) bie einmaligen und außerorbentlihen Ausgaben ........ .....  23,450,230 >» 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S) von Fordenbed. 


2,406,279 


10,000 


350 
200,000 


2,616,629 





860,456 
564,150 
696,900 
9,085,507 
9,467,438 
49,600 
109,550 


23,450,230 


210,043,467 


210,043,467 
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Spesial-Etats 


das Jahr 1873. 
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Etat der Domainenverwaltung 
fir das Jahr 1873. 







Darunter 


künftig 
wegfallenb. 





Einnahme 





1. | 1. | Grundberrlihe Hebungen und SHebungen von veräußerten Domainen- 
i objekten, ald: Erb, Grund- und eg rei m Kanon, Einnahmen 


für Naturalpräftationen, Zinfen von bäuerlichen Inventarien - (Hof- 


wehr-) Geldern und unbeftänbige Gefälle. .............4 1,509,871 — 
2. | Domainen-Amortifationsrenten ................ ....... 1,978,763 — 
3. | Ertrag von Domalnenvorwerlen 3,672,130 — 
4, | Ertrag von anderen Domainengrundſtücken, Mühlen und Fiſchereien .... 1,632,813 — 
5. | Ertrag von Mineralbrunnen und Badeanſtalten, naͤmlich der Bäder Ems, 
Scylangenbad, Langenſchwalbach, Weilbah, Nenndorf, Salzſchlirf, 
Hofgeismar, NRehburg, Limmer und Norderney, ſowie der Mineral- 
brunnen zu Nieberfelterd, Fachingen, Ems, Langenſchwalbach, Meil- 
bad) und Geilnau .....2sHHr 0er 0 nr: EN 535,076 — 
6. | Ertrag des Thiergartens bei Berlin. . . .. .......... 5,300 — 
7. | Aus der Nutzung des Bernſteinregals ............... ee 62,253 — 
8 I Dinfen von Allliotapitallen.. 21,036 
9. | Feftungsrevenden, aus ben Erträgen ber Nutzungen von ben Feſtungs - 
ebn beſeee 32,038 — 
10. | Sonftige vermiſchte Einnahmen und zur Abrundung ber Einnahmen in 
1. VAN RATE EELTRERERT N 25,820 — 
a ——— —⏑ä⏑⏑— — —— —— —— — 
Summa ber Einnahme ..... 9,475,100 
Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 


Befoldungen. 


1: 1. | 239 Domainenrent- und —— mit 500 Thlr, bis 1100 Thlr. 
(in Berlin bis 1300 Thlr.), im Durchſchnitt 800 Thlr.; außerdem 
1903 Thlr. perfönlihe Zulagen zum Erſatz für frühere ar 
—— 193,103 Thlr. 

Davon werden als Beſoldungstheile 

für die Verwaltung von Forſtkaſſen 
bei der Forſtverwaltung nadıge- 
wieſen eaernen 37,360 Thlr. 
und aus Sozietätsfonds gededt.. . 400 > 


Bleiben v.... 155,843 1,903 


2, 1 161 Domainenrent- und Poligeiamtödiener bis 350 Thlr., im Durchſchnitt 
70 3 1 RE ET ERTETETTERUDELFEITP IE THOR 41,860 — 
3 Kammerkonſulenten mit 1550 Thlr. bis 1750 Thle., im Durchſchnitt 
1666% Thle.; 1 Wiefentechniter mit 1200 Thlr.; 1 Kommiſſar für 
die Regulirung des Moorweſens mit 1095 hlr.; 4 Kammerlom- 
miffaire mit 300 Thlr. und 400 * im Durchſchnitt 350 Thlr.; 
3 Ober⸗Fiſchmeiſter mit 900 Thlr. bis 1100 Thle., im Durchſchnitt 
1000 Thlr.; 4 Abminiftratoren mit 800 Thlr. und 900 Thlr., im 
Durchſchnitt 850 Thlr.; 1 Unterverwalter mit 400 Thlr. ; 16 Beamte 
bei ber er Babe: und Mineralbrunnen-Berwaltung 
mit 300 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 753 Thlr. 6 Sgr. 


Seite ..... 197,203 1,903 
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Darunter 


künftig 
wegfallend. 











Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


1. 5 Df.; 33 Unterbeamte bei biefer Verwaltung mit 108 Thlr. bie 
550 Thlr., im Durchſchnitt 316 Thlr. 24 Car. 2 Df.; 4 Beamte 
ber Berliner Thiergarten- und Mühlenverwaltung mit 700 Thlr. bis 
900 Thlr., im Dürchſchnitt 775 Ihle.; 18 Unterbeamte berfelben 
Verwaltung mit 150 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 293 Thlr. 
1 Sgr. 8 Df.; 2 Hofgärtner mit 415% Thlr. bis 650 Thlr., im 

—— * Thlr.; 2 Schloßwarte a 240 Thle.; 1 Kontroleur 

mit 600 Thlr.; 1 Teichmeifter mit 591 Thlr. 13 Sgr. 7 Pf.; Fiſch⸗ 

meifter bis 350 Thlr., im Durchſchnitt 240 Thle.; 8 Fiſchkieper mit 

200 Thlr. bis 350 Thle., im Durdfchnitt 275 Ihle.; 5 Hülfskieper 

mit 180 Thie biß 240 Ahle, im Durhicmitt 210 Thlr.; 24 Wie 

fenmeifter, Dammmeifter, Fehnmeiſter, Moorvoigte und Pritzſtabel mit 

150 Thlr. bis 450 Thlr., im Durchſchnitt 2985 Thlr. 28 Garten, 

Miefen, Weide, Fiſcherei - Kanal, Echleufen-, Magazin, Robrlei- 

tungs-, Moorauffeher und MWärter ıc. mit 374 Thlr. bis 340 Thlr,, 

im Durdfchnitt 180 Thlr. 1 Sgr. 11 Df., 2 Stadmeifter a 60 Ihlr.. 

(Außerdem beziehen 58 von diefen Beamten freie Dienftwohnung, 
freie Nugung von Grumdftüden und fonftige Emolumente im 
Jahreöwerthe von 2907 Thlr.) 


Summa Tit. 1 bis 3 ..... 


7,416 


9,319 


Andere perfünliche Ausgaben. 


4. | Koften für die Erhebung ber Domainengefälle, al8: Tantieme an Steuer- 
erheber, Steuerkaffenrendanten, Gemeinbebeamte u. f. w. für die Ein- 
iehung von Domainen-Amortifationsrenten und anderweiten Gefällen, 
Konten ber Kornbodenverwaltung u. ſ. W. zennssnnnonnnnnnnnnn nn 

—— als: Entſchädigungen an Gutsbeſitzer und Beamte für 
die Uebernahme ber Volizeiverwaltung in einzelnen Domainenort- 
dyaften ober Eleineren Domainen-Poligeibezirken, Koften für die Beauf- 
tigung von Domainengrundftüden, Etabliffements und Bauwerken sc, 

6. | Zu außerordentlichen Nemunerationen und Unterftükungen für Domainen-, 
Ment- und BDolizeibeamte, Amtsdiener und fonftige Beamte ber Do- 
EURE RORR BRETT PDETEETTEETTSSELE 

Zu einmaligen Unterftägungen für penfionirte Beamte und zu Penfionen 
und Unterftügungen für Wittwen und Maifen von Beamten . der 
RT J E RE een 

(Finaige — e können in das naͤchſtfolgende Jahr übertragen 
werben. 


en 


8,000 








Summa Tit. 4 bis 7... 147,364 


Dienftaufwandd:Entfhädigungen. 


An Domainen-Rent- und Polizei-Beamte ....... 98,599 

Un Rent und Polizei-Amtsdiener und fonftige Beamte der Domainen- 
verwaltungg 12,161 

10. | Un Domainenpäcdhter, welche mit ber Umts- und Kaffenverwaltung be- 

auftragt find, auf Grund fontraftlicher Verpflichtung ......... .... 5,641 


Summa Tit. 8 bis 10..... 116,401 


om 








Sonftige Koften und Laften der Berwaltung. 


11. J Roften ber Ortöpoligel-Berwaltung - - us ssssonunennennnnnnennenenene 21,245 
12, | Koften der geiftlihen und Schulverwaltung... ...... 105,446 
13. 1 Zahlungen an Armenanftalten und milde Stiftungen ....... .......... 37,579 
14, u Almofen und Unterftügungen . .. ......... 27,007 
15. I Sinfen von Baffivfapitalien, Paſſivrenten und fonftige Abgaben und 
u EEE TERE NN REN — 
d 


16. I Se Remiſſionen.................. or ennenen none nern TR TEE 
Seite ..... 367,319 
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Darunter 


fünftig 
wegfallend. 


Thlr, 














Uebertrag ..... 367,319 57,955 
1. | 17. | Zur Unterhaltung der Domainengebäube, fowie zu Wege, Brüden-, 
Ufer- und Wafferbauten, welche dem Domainenfistus obliegen......- 700,000 _ 
18, | Zu Vermeffungen und Bonitirungen ..........* 12,703 — 
19. | Koſten in Auseinanderfegungs-Angelegenheiten und Prozeſſen........... 38 — 
20. beten für den Thiergarten bei Berlin ........ ....... 22,183 — 
21. | Betriebstoften für andere adminiſtrirte Grundſtücke .. .. .. ... ... 114,863 — 
22. | Betriebskoften für die im Kapitel 1 Titel 5 der Einnahme aufgeführten 
Bäder und Mineralbrunnen ........................... ....... 297,425 — 
23. | Ausgaben ber Feſtungs ⸗Revenüenkaſſen ...- ... ....*6 2,183 — 
24. 1 Vermiiſchte Ausgaben............P.................... 54,474 30 
Summa Tit. I1 bis 24..... 1,609,179 57,985 
Summa A. Dauernde Ausgaben..... 2,136,750 81,520 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


4, 1. | Sur Erftattung von zur Staatskaſſe eingezogenen Beiträgen zur Unter- 
ae: bes Kur-Etabliffements zu Wiesbaden ................. 32,168 

2. | Antheil des Fiskus an den Koften der in Ausficht genommenen Entwäffe- 

rung von Seen und Brüchen im Gebiete des Dimmernfluffes in ben 
Kreifen Ortelöburg und Röffel, erfte Rate ........ ....... ........ 30,000 
3. | Zur Ausführung von Anlagen im Thiergarten bei Berlin, welde in 
Solge ber Veräußerung und Zuſchüttung ber Strede bes alten Sr 
en 





grabens von ber Morighof- bis zur Hikig-Brüde nothwendig wer 15,000 _ 

4. | Zur Errichtung eines neuen Babehaufes zu ilbach im Negierungsbegirke 
0 TRTERPET STELL ERRELERPSFTRRTTRETRE ERDE DE 31,000 — 
5. = ynleaung einer Trinkhalle in Ems ............................ 53,000 — 
6. ur Ausführung eines Bernftein-Tiefbaues in ber Drovinz Preußen. ... 75,000 — 
Summa B. Einmalige und außerorbentlihe Ausgaben..... 236,168 — 
Dazu: » A. Dauernde Ausgaben. ................ - 2,136,750 — 
Summa ber Ausgabe..... 2,372,918 — 

Abſchluß. 

Die Einnahmen betragen ................ ......................... 9,475,100 — 
Die dauernden Ausgaben betragen ........ ........ nennen nun nun 2,136,750 — 
Mithin Ueberſchuß..... 7,338,350 — 
Hiervon ab: an extraordinairen Bebürfniffen..... 236,168 — 
Bleibt Ueberſchuß . . ... 7,102,182 — 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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Etat der Sorfiverwaltung 
für das Jahr 1873. 


Einnahme. 


Dan TORRRSNEER area 
Ben Brennholz ⸗Ricberlagen 
Dem Sagenttihlen Detcicnhdhdhdeeeαα 
Von größeren Baumſchulen. .............. 
Vom Thiergarten Bel Elbe naar en anne BREIT DUNTT 5 
Berfihiebene andere Einnahmen ...-.=04000050un0n0200nuenannn rue nen nan eg ne 
Von ber Forſtakademie zu Neuftabt-Eberöwalbe . .....zHrrorunnonnenunnnnen nenne 
Bon ber Forſtakabemie zu Mänben ......-<asonraooseunnaonnonnunnuunsunnunee 


.uone“ 


..... 


...0+ 


..,0.. 


....+ 


er... 


..... 


.o..+ 


.oe.* 






Thlr, 





12,850,000 


1,090,000 
101,735 
94,846 
12,349 
18,453 
55,443 
175,599 
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Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Thlr. 






Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 


2. KRoften der Berwaltung und des Betriebes. 


Befoldungen. 


1. 128 Oberforftmeifter mit 1400 —* bis 2000 Thlr., im Tr 
1700 Thle.; zu Dirigentenzulagen für diefelben 6300 Thlr. (böd- 
ftens 300 Thlr. für jeden); 102 Forſtmeiſter, darunter 7 fünfti 
wegfallend, mit 1200 The. bis 2000 Thlr., im Durdfchnit 


1.1 1 EEE FEED ETERDERRTERTERTEOPERENT 217,100 11,200 
2. 1681 Oberförfter, darunter 6 künftig wegfallend, mit 600 Thle. bis 
1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Thlr. ...... .............4 578,850 5,100 


Außerdem freie Dienftwohnung und Feuerungsmaterial, oder Geld» 
bergütung dafür. 

Der Werth beider Emolumente zufammen wird mit 150 Thlr. 
als penfionsfähiges Dienfteinfommen berechnet. 


3. 13291 Förſter, darunter 3 künftig wegfallend, mit 230 Thlr. bis 360 Thlr., 
im Durchſchnitt 320 Thlr.; außerdem 21,630 Thlr. zu Revierföriter- 
und Hegemeifter- Zulagen in Höhe von 20 Thlr. bis 150 Thlr.; 363 
MWaldwärter, inkl. 1 künftig wegfallend, zufammen mit 48,068 Thlr., 
davon 243 voll befoldet mit 120 Thlr. bis 220 Thlr. und 120 neben- 
amtlich beichäftigt gegen 12 Thlr. bis 108 Ihle. .. ....4 1,127,131 5,723 
Außerdem erhalten die Förfter freie Dienftwohnung und freuerungs- 
material oder Geldvergütung bafür. 
Der Werth beider Emolumente zufammen wird mit 50 Thlr. als 
penfionsfähiges Dienfteintommen berechnet. 
Die MWaldwärter erhalten freied Feuerungdmaterial, oder Geldver- 
gütung bafür und freie Dienftwohnung, wo ſolche vorhanden. 
4. 13 verwaltende Beamte bei den Nebenbetriebs-Anftalten mit 500 Thlr. bis 
1000 Thlr., im Durchſchnitt 750 Ihle.; 34 Torf, Miefen-, Flöß⸗ ıc. 
Meifter mit 2650 Thlr. bis 360 Thlr., im Durchſchnitt 310 Thlr., 
und 24 Torf, Wielen- ıc. Märter, zufammen mit 3532 Ihlr., davon 
18 voll befoldet mit 120 Ihlr. bis 220 Thlr. und 6 nebenamtlich 5 
befhäftigt mit 12 Thlr. 6i8 108 Thlr. . . . .... seeenen nun 16,322 — 
| Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und fFeuerungsmaterial, 
ober Geldvergätung bafür: die verwaltenden Beamten zum 
penfionsfähigen Werthe von 1000 Thlr., die Meifter wie die 
Förſter, bie Wärter wie die Waldwärter. 








Summa Tit. 1 bis 4.... 1,939,403 22,023 
2. Andere perfönlihe Ausgaben. 

5. [Sur Nemunerirung von Hilfsarbeiten bei den Regierungen and ber 
Hinanz-Direktion zu Hannover .. ..................... —— 24,000 — 
6. I Zur Remunerirung von Forft-Hülfsauffehern bis 250 Thlr. für jeden .. 25,000 — 

— koͤnnen zur Verwendung für dad nächte Jahr reſervirt 

werben. 

7. J Roften der Gelberhebung und Auszahlung, Tantiemen und Averfa, 

(Duchfchnittlih 1,55 pEt. der Brutto-Einnahme) .. ... ............ 225,000 u 


8. | Su außerordentlidien Nemunerationen und Unterftüßungen für Forſt 
beamte, Forſtkaſſenbeamte, Egekutoren, Beamte bei den Nebenbetricbs- 
Anftalten und jonftige Derfonen (nicht Beamte), welche für diefe An- 
ftalten nüßliche Dienfte leiften.......2csssnnneeccasennn nennen nen 56,000 — 
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Darunter 





Ka 
pitef,| Titel. Ausgabe. künftig 
" wegfallenb. 
Ihr. 








Dienftaufwanbs- unb Miethsentfhädigungen. 
Fuhrkoſten · Averſa und Dienftaufwands -Entfhädigungen für Ober-Forft- 
meifter und frorftmeifter bis zu 650 Thlr. für jeden. ............ 
Fuhrkoſten, Büreaukoſten und Dienftaufwands-Entfhäbigungen für Ober- 
förfter bid zu 600 Thlr. für jedemeuosenaeeenne. Br 
Zur Haltung eines Dienftpferbes ober Annahme von Foritihugbülfe für 
Förfter bis zu 60 Thlr. für jeden On RER 
Fuhrkoſten⸗ Averſa und Dienftaufwands-Entichädigungen für Beamte bei 
ben Nebenbetrieb3-Anftalten bi8 zu 300 Ihlr. für jeden. ........... 
Zu Miethsentfhädigungen wegen fehlender eg rang für Ober- 
förfter bis zu 300 Thlr., für Förſter, Torf, Wiefen-, Flöß ⸗ ac. Meifter 
ER RE 


Summa Tit. 9 bis 13..... 


Materielle Verwaltungs- und Betriebsfoften. 


Für Werbung und Transport von Forſtprodukten.................... 
Zur Unterhaltung und zum Neubau ber Forftdienftgebäube, fowie zur 
Beſchaffung noch fehlender Forſtdienſtgebäude für Oberförfter und 
TEICHE nn an aan naar ea na aaa Far ern 
Zur Unterhaltung und zum Neubau ber öffentlichen Wege in ben Forften 
Su Wafferbauten in ben Forſten .................... 
Zu Forftlulturen und Berbefferungen, zum Bau und zur Unterhaltung 
ber Holzabfuhrmwege und zu Forftvermeffungen und Betriebsreguli- 

—— —— 
Beſtände können zur Verwendung für bie folgenden Jahre refer- 

virt werben. 

Jagdverwaltunghtoſten 


Betriebskoſten für Torfgräbereien .... .......... EOS SET ———— 


Betriebsloften für Wiefenanlagen ......... ......... 
Betriebskoften für Brennholz Niederlagen... unnssnonnsnonunnnnnnen nn 
Betriebkoften ber Sägemühlen ................................8 
Betriebökoften für größere Baumſchulen ... ..........4 
Für ben Tiergarten bei Cleve..... 
Bei dem Thiergarten zu Cleve darf bie Ausgabe bie Einnahme 
nidyt überfchreiten. Der am Schluß eines Jahres verbliebene 
Ueberſchuß darf nur in ben nächſtfolgenden beiden Jahren noch 

verwendet werden. 
Zur Bereihnung und Berichtigung der Grenzen, zu Separationen, Re 
gulirungen und Drozeßkoften .....uessusneenennnnnennnnnnnnenene 
Holzverkaufs - und Verpachtungskoſten, Botenlöhne und fonftige Eleine 
Ausgaben ber Pokalverwaltung. ........................... 
Orudlollen ...s.+oa0n0nsonansuonusenonaonasnensonsnssnneruenunne 
Zu zeitweifer Verftärkung des Forſtſchutzes, Stellvertretungs- und LUm- 
zugäfoften, Diäten und Reiſekoſten. .......................... 
Infektentilgungs-, Vorfluthkoften, Unterftügungen an Waldarbeiter und 
andere vermijchte Außgaben. .orooseonenouonennnnnonennnnnnnenes 


Eumma Tit. 14 bis 31..... 
Summa Kap. 2..... 


Anl. 3. db. DVerbandl, b. Herrenbaufes. 


76,100 * 
309,150 = 
4,400 * 
3,035 — 


33,670 33,670 





426,345 33,670 


2,000,000 — 


582,000 200,000 
239,000 re 
11,000 — 


850,000 * 


18,500 — 
31,825 — 
8,483 _ 
4,506 — 
53,837 — 
160,613 — 
2,440 en 
3,487 2 


62,835 = 


54,000 _ 
20,000 — — 


130,000 a2 
103,276 en 





4,335,852 200,000 








7,301,600 255,693 


51 
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Ausgabe. 


Betrag Darunter 


für künftig 
1873. megfallend. 


Thlr. Thlr. 





3. 
2 
3. 
4. 
5. 
4. 
J 
2. 
3. 


Zu forſtwiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken. 
Beſoldungen. 


Bei der Forſtakademie zu Neuſtadt⸗Eberbwalde: 

1 Direftor mit 2300 TIhlr., 4 Brofefforen und 1 Forſtmeiſter für das 
Verſuchsweſen mit 1100 Thlr. bis 2000 Thlri, im Durchſchnitt 
1550 Thlr., ein Chemiker für das Merfuchömefen mit 800 Al 
1 Sefretair mit 500 Thlr., 1 Sausmeifter und Pedell mit 300 Thlr., 
1 forfttechnifcher Pehrer mit 200 Thlr. neben feinem Dienfteintommen 
als —— a a ea a an garen ee 

Bei der Forftakademie zu Münden: 

1 Direktor mit 2300 Thlr., 4 Profeſſoren mit 1100 Thlr. bis 2000 
Thaler, im Durdyfchnitt mit 1550 Thlr,, 1 akademiſcher Gärtner mit 
600 Thlr., 1 Hausmeister und Pedell mit 300 Thlr., 1 forfttech- 
nifcher Lehrer mit 200 Thlr. neben feinem Dienfteinfommen als 
I A RER 


Summa Tit. 1 und 2..... 

Bemerkung. Die Gehälter der I Beamten mit 1100 Thlr. bis 2000 

Thaler Ab für beide Alademien nad) der Anciennetät diefer Beamten 
rer 

Die Hausmeiſter und Pedelle erhalten freie Wohnung und freies 
Fenerungsmaterial. 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Hülfslehrern und Affiitenten; zu Nemunerationen 
für Veiftungen bei dem forftlihen Verſuchsweſen ................ 
Zu außerordentlichen Nemunerationen und Unterftügßungen an Beamte bei 
den Forftalademien ....uccessesunseneeennsneonnnn es r nn 


Sächliche Ausgaben. 

Für Unterhaltung dev Gebäude und Mobilien, der Lehrmittel und Samm- 
lungen, zu Amtsunkoften » Vergütungen, Umzugskoſten, Diäten und 
Reitekoften, zur Heizung und Erleuchtung der Cehrräume, zu ben 
fpeziellen Bedürfniffen der foritlichen Verfuchsftationen und fonjtigen 
Yermeiicehen BINBGOBEsenocnennnsunnansnnsennnsnnennenannsnnen 

Beftände können zur Verwendung für die folgenden Jahre refer- 
virt werden. 


Summa Kap. 3..... 


Allgemeine Ausgaben, 


Kommunal» und Reallaften ....................... — 
ag Tri und zeitweife Vergütungen an Stelle von Natural 
J 

Zu einmaligen Unterftügungen für penſionirte Beamte und zu Penſionen 
und AUnterftügungen für Wittwen und Waifen von Beamten ber 
ee NE EEROITERETETTORLERSEORERN 
Beltände Lönnen zur Verwendung für dad nächſte Jahr vefervirt 


werben. 
Summa Kap. 4..... 
Hierzu > Be: Per 
» » 2 arHee 
Summa A. Dauernde Ausgaben..... 


11,850 — 








13,750 ee 





40,000 — 


100,400 — 
70,000 — 


50,000 * 








220,400 Eu 
7,301,600 255,693 


7,562,000 255,693 
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Ausgabe. 


wegfallen. 


Thlr, 














5. B. Einmalige und auferordentlibe Ausgaben. 
I; * Ablöfung von Forſtſervituten .. ....... ... 300,000 — 
2. um Ankauf von Srundftüden und zur Entlaftung der Domainen und 
OU ae aa aa en ae ae ne ae ee ae 175,000 — 
3. | Prämien zu Chauſſeen, deren Anlage von dem weſentlichſten Intereſſe für 
bie Forſtverwaltung ift, die aber ohne Sinzutritt der legteren durch 
Bewilligung von Prämien nicht zur Ausführung kommen würben . 50,000 _ 
4; 0 5 TEOERIDRÄENEET een nee denen 75,000 _ 
5. | Zur Beichaffung fehlender Förfter-Dienftwohnungen .................. 200,000 _ 
6. | Su Bauten bei der Forſtakademie Neuftabt-Eberäwalbe, erfte Rate... ... 50,000 — 
7. | Zur Umwandlung des in der Oberförfterei Schöneiche, Regierungsbezirk 
Breslau, belegenen, circa 1000 Morgen großen Zauchebrüchs in Stau ö 
VOTEN: nee anna ame een neh ae ee 15,820 — 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben..... 865,820 — 
Abſchluß. 
Die Einnahmen betragen ..... ................ 14,540,000 — 
Die dauernden Ausgaben betragen. . . . . . . ... ................ 7,562,000 _ 
Mithin Ueberfchuß....- 6,978,000 — 
Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben .............. 865,820 — 
Bleibt Ueberihuß..--- 6,112,180 — 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L.S.) von Forckenbeck. 


wer 
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Kopitel 1 und ® der Einnahme. 
Davon gebt ab: 


Die dem Kronfibeilommißfonds durch das Gefeh vom 17. Januar 1820 auf bie Einkünfte ber Domainen und Forſten 
angewiefene Reute von 2,500,000 Thlr., einfchließlich 548,240 Ihle. Gold ........... 2,573,099 Thlr. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


Einnahme. 


Kapitel 3. Erlös aus Ablöfungen von Domainen + Gefällen und aus bem Verkaufe von Domainen- und Forſtgrund⸗ 
NR EEE 830,000 Thlr. 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L 8.) von Forckenbeck. 
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Etat der Verwaltung der dirckten Steuern 
für da8 Jahr 1873. 






Einnahme. 







—— (einſchließlich 13,086 Thlr. Beiſchlag zu ben Juſtizkoſten in ber Rbein- 
JJJ.. SERIE SI OR REERGUEE 
2. —— (einſchließlich 6260 Thlr. Beiſchlag zu ben Juſtizkoſten in ber Rhein- 

propini]... 
3. | Klaſſifizirte Einkommenſteuer (einſchließlich 9032 Thlr. Beiſchlag zu den Jußigtoften 

in der Rheinprovinz und 14,616 Thlr. Beitrag der außerhalb der Zollgrenze liegen- 
ben Gebietstheile zu den an die Reichskaſſe abzuführenden Averſen für Zölle und 
YET RE UEETETTETTETTREUTTELTTERDTTEETERTITEIE 


13,055,000 
4,867,000 


7,000,000 


13,264,000 
6. — — (einſchließlich 22,492 Thlr. Beiſchlag zu den Juſtizkoſten in ber Rhein 
nr ER TE —— 
6. Eiſenbahnabgabe .............. 
7. Direfte Steuern in den Hohenzollernſchen Landen, als: Grund, Gefäl- und 
Gebäubefteuer, Gewerbefteuer, Kapitalienjteuer, Dienftertragsfteuer, Sundstagen und 
außerorbentliche Einnahmen ..-.oorsnssnnnnunusunuonsunnunensenannsenannsenrne 
8. Fortfchreibungdgebühren ........-.uus0een0. RREPUDTETERETEFRRRETTFERERTTTRTEN 
9, | Strafbeträge und fonftige Einnahmen ......uzcssenorenunnnnernnnnennnn nen 


5,402,000 
2,343,000 


79,617 
24,850 
20,533 


46,056,000 


Ausgabe. 


5. A. Dauernde Ausgaben. 


Befoldungen. 


1. Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin: 

1 Rendant mit 1500 Thlr., 1 Kafjirer mit 1200 Thlr., 20 Regierungs-Sefretaire mit 

700 Thlr. bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Ihlr., 10 Cefretariatd-Affiftenten 

mit 600 Thlr. bis 650 Ihle., im eg 625 Ihlr., 14 Steuererheber mit je 

650 Thlr. im Durchſchnitt (höchſtens 800 Thlr.), 13 Kanzleidiener mit 320 Thlr. 

Bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 300 Thlr. „uuuu0ruonenon sur Una nn nern 

(Der Dirigent und bie beiden Mitglieder der Behörde beziehen ihr Gehalt aus dem 

Fonds zur Befoldung ber Regierungs-Mitglieder.) 


2. | Berwaltung bes Grund- und Gebäubefteuer-Katafters: 
33 Katafter- Anfbettoren mit 1200 Thlr. bis 1600 Ihle., im Durdfchnitt 1400 Ihlr., 
477 SKatafter-Rontroleure und 32 Katafter-Sefretaire, zufammen 509 Beamte mit 
700 Thlr. bis 1000 Thlr., Katafter-Sefretaire bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 
850 Thle., —— 950 Thlr., 5 Ober-Boniteure in ber Provinz Hannover 
mit je 300 Thlr. (künftig wegfallend), 19 Landmeſſer im Regierungsbezirte Kaffel 
mit 200 Thlr. bi8 250 Thlr., im Durchſchnitt 225 Thlr. (künftig wegfallend), und 
5 Bezirks · Geometer in den Hohenzollernfchen Landen mit höchſtens 314% Thlr., im 
Durqſchnitt V Ihl........ Eh Een 


43,730 


489,196 
532,926 
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— —— — — — — — — — 









Ausgabe. 





Uebertrag ..... 532,926 


3. | Kreisfaffen-Verwaltung. j 

Bei der Kreiskaffe in Frankfurt a. M.: 1 Rendant mit 1400 Thlr. und einer Lo- 
falzulage von 200 Thlr., 1 Kaffirer mit 1100 Ihlr., 1 Kontroleur mit 1000 Thlr., 
2 Buchhalter mit 800 Thlr. bis 900 Thlr., im Durchſchnitt 850 Thlr, 3 Steuer- 
erheber mit je 700 Thlr. im Durchſchnitt (höchſtens 800 Thlr.), 1 Kaffendiener mit 
350 Thlr. und einer Cofalzulage von 50 Thle.; bei den übrigen Kreisfaffen: 
232 Kreis-Steuereinnehmer mit 800 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1000 Thlr., 
wovon jebod bier nur 204,165 Thlr. im Ganzen zur Verrechnung kommen, ba das 
Uebrige aus dem Fonds der Verwaltung ber indirekten Steuern, ——— der 
Domainen» und Sorftuerwaltung gededt wird; außerdem 200 Ihlr. (künftig weg. 
fallend) perſönliche Sulage zum Erfage früherer Dienftbezüge; I Kreisfaffen.Kontro- 
leure und Aififtenten mit 50 Thlr. bi8 850 Thlr., im Ganzen 2475 Ihlr., 8 Steuer- 
Einnehmer mit 20 Thlr. bis 150 Thlr., im Ganzen 670 Thlr. ... ... ............ 215,410 


4. | Zur Ergänzung des penfionsberedhtigten Dienfteinfommens der Steuer- 
Empfänger (f. die Bemerkung Hinter Titel 15) bis auf höchſtens 1200 Thlr. 
für edenn e 20,500 


5. | Zu perfönliden Aulagen für 4 det eal8 Steuer-Empfänger fungirenbe 
Schleswig-Holſteinſche, Naffauifhe und Heffen-Somburgifhe Beamte 
ala Erfaß Ahr frühere Dienftbezüge (künftig wegfallend) ..... ........... 4,650 


Summa Tit. 1618 5 ..... 773,486 


Andere perfünliche Ausgaben, 
6. | Sur Remunerirung ber Büreau- und Kanzlei-Hülfsarbeiter .. . . . . . . . ... 62,150 


Zur Gewährung von Zuſchüſſen zu den Exekutionsgebühren der Steuer— 
ee im Betrage von höchſtens 300 Thlr. für jeden (theilweife künftig weg- 
a 


-1 
. 





TIRRENISANBESEERFE A SER SSSRREIEN ASCHE BORN PR 98,177 
8. | Zu Entfhäbdigungen für ehemalige DOrtserheber im NRegierungsbezirke 
Kaffel wegen bes Verluftes ihres früheren Dienjteinfommens (ünktig wegfallend) .. 2,508 
9. | Zu auferordentliden Nemunerationen und Unterftüßungen für Beamte .. 15,557 
10. | Zu einmaligen Unterftüßungen für penfionirte Beamte und zu Venfionen 
und Unteritügungen für Wittwen und Waifen von Beamten ... . . ..... 12,500 
(Etwaige Bejtände diejes Fonds fünnen in das folgende Jahr übertragen werben.) : 
Summa Tit. 6 bi8 10 ..... 190,892 
Spnjtige Koſten der Veranlagung und Erhebung. 
11. J Für die Elementar-Erbebung der Grundſteuer .... ........4 167,227 
12. | Für die Veranlagung und Erhebung der Gebäudeſteuer .. . . . . . . . . . ......4 126,673 
13. | Für die Veranlagung und Erhebung der Haffifizirten Einfommeniteuer... 92,194 
14. | Für die Veranlagung und Erhebung der Klaffenfteuer .. . .. . . . ... 530,360 
15. —F die Veranlagung und Erhebung ber Gewerbeſteuer ... ... .... 169,636 
Aus dem Fonds Tit. LI—15 beziehen die Steuer-Empfänger in Schleswig-Solftein, Han ⸗ 


nover, Meftfalen, Heſſen Naſſau und ber Zend — ig 684 Beamte — 
Tantiemen, welche bei der Grundfteuer höchſtens 3 bis 5 p&t., bei der Gebäubdeftener 
höchſtens 3 pEt., bei der Haffifizirten Einfommenfteuer höchitens 2 p&t., bei ber Klaffenfteuer 
hoͤchſtens 3 pCt. und bei der Gewerbefteuer höchftens 3 pCt. des Steueraufkommens betragen. 
Von dem Gefammtbetrage der Tantieme gilt 5 als Dienftaufwands -Entihädigung; 
bie übrigen 3% bilden das penfionsberechtigte Dienfteinfommen der Steuer- Empfän er 
mit ber Mafgabe, daß daffelbe mit Einfluß dev Zuſchüſſe aus Titel 4 und aus der 
Erhebung von anderen Staats-Einnahmen bei den feit dem. 1. März 1870 neu ange- 
ellten oder in andere Stellen verfegten Steuer-Empfängern höchſtens mit dem Betrage 
es Maximalgehalts der Kreis-Steuereinnehmer (jegt 1200 Thlr.) bei der Denfionirung 
zur Anrechnung kommt.) 


16. | Für bie Beranlagung und Erhebung ber bireften Steuern in ben Hoben- 
solleenichen Canben.rurccnunnnacnaunaenenaanannnar nennen anne 2,795 
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Ausgabe. 











Thlr. 
Sädliche und vermifchte Ausgaben. 

17. | Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Druckſachen, Feuerung, Be- 
leuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Heften ber Alten 3) »-urrursennennennennnnnnne 22,524 

18. | Zu WUmtskoften-Averfen für bie Katafter-Kontroleure und Bezirks— 
IE 31 215 BEE 143,386 
19. | Zu Amtsfoften-Averfen für die Kreis Steuereinnehmer . . . . . . . . . . . ....... 81,730 
20. | Su Diäten und Fuhrkoften, Verfehungs- und Vertretungstoften ..:....... 14,670 
21. I Sur Erfiattung von Überhobenen Steuern ... ........ 20,390 
22, I Sur Unterhaltung ber Dienfigebäube........-.sonnnennannunenenuonnonnenunen 1,825 
28.1 Be vermiſchten Ausgaben .......................................... — 13,212 
Summa Tit. 17 bis 3 ..... 297,737 
Summa der dauernden Ausgaben ..... 2,351,000 

6, B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 

1, J Zur Ausführung ber anderweiten Regelung der Grundfteuer in den Provinzen Schleswig. 

Holftein, Hannover und Heffen-Naffau, ſowie in dem Kreiſe Meifenbeim neuen... .. 500,000 
Abſchluß. 

Die Einmalme beträgt ......-.---orscsunsonannonsunsnonsenonsonnennennenonunnnense 46,056,000 
Die dauernden Ausgaben betragen PIERRE OPFRRBEURFERRELTPRRERERT 2,351,000 
Mithin ift Ueberihuß ..... 43,705,000 
Die einmaligen und auferordentlihen Ausgaben betragen ....- 500,000 
Bleiben ..... 43,205,000 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufe der Abgeordneten. 
(L. 5) von Fordenbed. 
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Etat der Verwaltung der indirekten Steuern 
für das Jahr 1873. 






yiter | Titel Einnahme. 









5. A. Neichsfteuern. 
1. | Ein und Ausgangsabgaben .. .......*...* 19,577,900 
Davon find an die Reichskaſſe abzuführen .......... ...... 17,759,900 
bleiben..... _ 1,818,000 
2, I übenmmüerllemer.-:.020>:00u00000n 0000000000000 EEE 10,475,380 
Davon geben ab: 
a) Bonififationen......: 1,171,790 Tölr. 
b) Ablieferung an die Reichbkaſſe ............ 8,884,570 » 
= 10,056,360 
bleiben..... — 419,020 
: ISerreeeee TORTE 6,058,260 
Davon find an die Reichskaſſe abzuführen .............. 6,021,890 
bleiben... .. _ 36,370 
4, TRbARBNEUEE 1 an an na nenne 12,020 
Davon geben ab: 
3 vuiſikalieonenn 370 Thlr. 
b) Ablieferung an bie Reichskaſſe ............. 101,650 > 
° — 102,020 
bleiben. ...- — 18,000 
5. | Branntweinftener und Uebergangsabgabe von Branntwein ............ 12,840,910 
Davon gehen ab: 
8 Bonifikationen.......................... 2,537,800 Thlr. 
b) Ablieferung an bie Reichskaſſe ............ 8,376,970 ⸗ 
bleiben... .. — 1,926,140 
6. | Brauſteuer und Uebergangsabgabe von Bier. ..............44 2,876,640 
Davon gehen ab: 
a) Boniftatlionen.... 19,480 Thlr. 
b) Ablieferung an die Reichskaſſe .-........+- 2,425,660 » 
— 2,445,140 
bleiben..... _ 431,500 


(Außer ber Brauſteuer kommen 31,430 Thlr. Braufteuerzufhlag zur Tilgung ber 
Provinzial-Kriegsfhulden der Kurmark durdlaufend zur — 


Summa A. ..... 4,649,030 








= 












Einnahme. 


B. Einnahmen für alleinige Prenfifche Nechnung. 








7. | Mablfteuer (einfchließlih 2470 Thlr. Beifchlag zu ben Juftizkoften in der Nheinprovinz) .. 1,750,000 
8. | Schlachtſteuer (einfchließlih 320 Thlr. Beifhlag zu den Juftizkoften in ber Rheinprovinz) 2,526,400 
B. 1 Shempelllenek use ea siegen anna naar 10,000,000 
10. | Untheil an ber Deutfchen MWechlelftempelfteuer ........-sunserennnonnonnnnnunnun nn nen 265,240 
RO 21 0.0. > ERETERTETETEOEITERTELTE 1,525,880 

Bari “den Gräben der Stontsipafern, fonie an ride dus dm Beten 

pflanzungen.) 

12. | Brüden-, Fähr und Hafengelder, Strom- und Kanalgefälle ... .. ...... 600,000. 
13. | Nieberlager, Krahn- und Waagegelb ................. 46,350 
14. I Rontrolgebäße für Galg.--oun0ssounonuousnaunannsnnennesnonaunnnnnerane nennen 26,000 
15. | Sypotheten- und Gerichtsfchreiberei- Gebühren im Bezirke des Uppellationsgerichtd zu Köln 234,100 
16. | Wirthſchaftsabgaben in den Hobenzollernfchen Landen ........... .. 9,900 
17. | Strafgelber aus Zol- und Steuerprozeffen ...................... er 65,180 
ne Br 17 ee 173,000 
19. | Miete für Gebäude und Dienſtwohnungen................... 54,000 

20. | Sporteln, Strafen und Stempel bei den Berwaltungsbehörben in den Hohenzollernſchen 
KEN TER TES THTETTERTRTEL TOTER ER VOR 3,000 
ee —— 
Summa B. ..... 17,345,970° 
Ueberbaupt Einnahme ..... 21,995,000 


Enl. 4 d. Berhandl, d. Herrenhaufes. 52 
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Herrenhaus. 


Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 


Gentral-:Stempelverwaltung. 
Befoldungen. 


Beamte des Haupt-Stempelmagazind: 1 Dirigent und Nendant mit 
1600 Thlr.; 5 Buchhalter und Neviforen mit 700 Ihr. bis 1400 
Thlr., im Durchſchnitt 1050 Thlr.; 3 Magazindiener mit 320 Thlr. 
bis 400 Thlr., im Ducchfchnitt 360 Thlr. ... .............. 


Sächliche Ausgaben. 
Zur Anfhaffung des Stempelmaterials, zur Unterhaltung dev Mafchinen 
und an Berfendungskoften ............ PPonasnepsenssn Henn runs 


Provinzial: Steuerverwaltung. 


Befoldungen. 


11 Provinzial» Steuerdireftoren mit je 3500 Thle.; 70 Ober-Regierungs- 
und Regierumgsväthe mit 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im Durd- 
fchnitt 1700 Thle.; außerdem 1300 Ihle, perfönliche Zulagen als 
Erfag für frühere Dienftbezüge, und für 13 Ober-Regierungsrätbe je 
300 Thle. Zulage für die Vertretung des Divektors; ferner 300 Ihlt. 
Beitrag zur Befoldung des General-nfpektors des Thüringiſchen Soll. 
und Sanbelsvereins zu Erfurt bei der abgefonderten Verwaltung in 
ben Kreifen Erfurt, leufingen und Siegenrüd 
Büreauvorfteher mit je 1400 Ihlr.; 7 Kaltulatoren in Berlin mit 
700 Thlr. bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Thlr.; 145 Bürcau⸗ 
vorſteher, Sekretaire, Kalkulatoren und Regiftratoren mit 700 Thlr. 
bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 950 Ihle. ; außerdem 329 Thlr. per- 
fönliche Zulage als Erfag für frühere Dienftbezüge; 80 Affiftenten mit 
600 Thlr. bis 650 ale, im Durchſchnitt 625 Thle.; 33 Kanzliften 


De u 


1 


— 


Summa Tit. 1 bi 3..... 


Andere perfönlihe Ausgaben. 

Zur Beitreitung der Cofalzulage für den Dirigenten der Erbſchaftsſtempel ⸗ 
Verwaltung in Berlin 200 Thlr.; des Beitrages zu ben perfönlichen 
Ausgaben für bie General-nfpektion des <häringifgen Zoll · und Han · 
belävereing J Erfurt bei der abgeſonderten Verwaltung in den Kreiſen 
Erfurt, Schleuſingen und Ziegenrück 1850 Thlr. und der Remuneration 
von 50 Thlr. für die Vertretung des General-Infpektors .........- 

Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern. . . . . . . .. — ED —— 

Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für die Sub- 
altern und Unterbeamten der Provinzial: Steuerverwaltungen. ...... 


Summa Tit, 4 bis 6 


Sächliche Ausgaben. 
Zu DIESER eeeeeeee ö 
Su Biüreaubebärfniffen (Schreib- und Packmaterialien, — Beleuch⸗ 
ie 


2* 


tung, Reinigung, Bibliothek, Heften der Akten 20.) einfchließfich des 
Beitrages zu den biesfälligen Koften der General-Fnivektionen des Thü- 
ringiſchen Zoll. und Sandelsvereins bei der abgefonderten Verwaltung 


in den Kreifen Erfurt, Schleufingen und Ziegentück ............... 
Summa Tit. 7 68 8 ..... 
Summa Kap. 7 ..... 


Aktenftüd 90. 


Betrag 
für 
1873, 


Thlt. 


7,930 


19,000 
26,930 


163,000 


232,929 


14,555 


410,484 





Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Thlr. 


1,300 


1: 


2. 
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Ausgabe. 


Zoll: und Stenererbebung und Aontrole, 
Befoldungen. 


135 Ober-Soll- und Ober-Stenerinfpektoren mit 1100 Thlr. bis 1700 Thlr,, 


in Berlin bis 1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thlr.j außerdem 
4503 Thlr. perſönliche Zulagen als Erſatz für frühere Dienftbezüge; 
137 Saupt-Zoll- und Haupt Steneramtd-Renbanten mit 900 x l 
bis 1400 Thlr., im Durdyichnitt 1150 Thle.; außerdem 1215 Ihr. 
erfönliche Zulagen wie vorber; 15 Vadhofsvorfteher und Oberrevi- 
Iren mit 1000 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1100 Thle.; 
37 Saupt- Soll» und Haupt-Steueramtsfontroleure mit 750 Thlr, 
bis 1000 Thlr., in Berlin bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 875 Ihe. 
570 Ober-Grenz und Ober-Steuerkontroleure mit 700 Thlr. bis 
1000 Thlr., in Berlin bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihlr.; 
außerdem 1656 Thlx. perfönlihe Zulagen wie vorher; 754 Haupt 
Zoll- und ee oe in mit 500 Thlr. bis 800 Thlr., 
in größeren Städten bi8 MO Ihfr., im Durchfchnitt 650 Thlr. ; außer 
dem 1017 Thlr. perſönliche Iulagen wie vorher; 1 Saupt- Steuer 
amtsafjiitent mit 100 Thkr.; 1 rege in der Provinz 
Schleswig-Holitein mit 1400 Thlr. und 200 Thlr. perſönlicher Zulage 
wie vorher, 1 —— deſſelben mit 600 Thlr.; 33 Aſſiſtenten 
uf — und Wachtſchiffen mit höchſtens 600 Thlr., im Durd- 
ER a RER 6 


1 Stempelamtd-Rendant in Frankfurt a. M. mit 1000 Thlr.; 849 Ein- 


nehmer bei Nebenzollämtern I. Stlaffe, Salziteuer- und Unterfteuerämtern 
mit höchſtens 900 Thlr., im Durchſchnitt 600 Thlr.; außerdem 
15,39 Shtr. perfönliche Zulagen ald Erſatz für frühere Dienft güge j 
120 —— bei Nebenzollämtern II. Klaſſe mit höchſtens 600 Thlr., 
im Durchſchnitt 475 Ihle.; außerdem 311 Thle. perſönliche Zulagen 
wie vor; 159 Aſſiſtenten bei Nebenzoll» und Unterjtenerämtern mit 
höchſtens 600 Thlr./ im Durchfchnitt 475 Ihle.; außerdem 2477 Ihlr. 
perföntiche Aulagen wie vor; 3 Affiitenten bei Salzitenerämtern mit 
höchſtens 475 Thlr., im Durchſchnitt 450 TIhle.; 172 Soll: und Steuer: 
empfänger mit höchſtens 400 Thlr., im Durchſchnitt 335 Ihle.; außer 
dem 1268 Thle. perſönliche Iulagen wie vor; 24) Ihorkontroleure 
mit höchſtens 500 Thlr., im Durchſchnitt 410 Thlr. ; außerdem 111 Thlr, 
perfönlihe Sulagen wie vor ...on«-ruuensuneonnenenenannnre nen 
3 Grenz« und Steueraufjeber mit 300 Thlr. bis 450 Thlr, im 
Durchſchnitt 375 Ihlr.; außerdem 3880 Thlr. perſönliche Zulagen als 
Eh für en Dienftbezgüge und 2125 Ihlr. rünftig wegfallende 
Befoldungstheile in Folge der Einziehung von Stellen; 3 Anfagebeamte 
mit höchſtens 400 Thlri, im Durchſchnitt 360 Thle.; 77 Thoͤrwärter 
mit höchſtens 350 Thir. im Durchſchnitt 230 Thlr.; 480 Amtsdiener, 
Gewichtsſetzer, Bootsknechte ꝛc. mit höchſtens 325 Thlr., im Durchfchnitt 
280 Thlr. außerdem 556 Thlr. perſönliche Zulagen wie Peter ; 
23 Schiffer auf Wadıt- und Kreuzerſchiffen mit höchſtens 400 Ihlr., 
im Durdfchnitt 335 Ihle.; 110 Matrofen desgleichen mit höchſtens 
536 Thlre., im Durchſchuitt 280 Thlr. ...... ....... 


840 Chauſſeegelderheber mit höchſtens 350 Thlr./ im Durchſchnitt 130 Thlr. 
65 Erheber der ſonſtigen Kommunikationsabgaben mit höchſtens 600 Thlr., 


in Desitanlit 210 he — 


21 Hypothekenbewahrer in der Rheinprovinz mit 900 Thlr. bis 1800 Thlr., 


DE Durchſchnitt 1060 TIERE nen een 
Summa Tit. 1518 6 ...... 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


Zur Nemunerirung des Hülfsperfonald und der Hafengendarmen und zu 


temporären Funktionszulagen für die Steuerauffeher in den Rüben 
Feeeee ——— 


Zu Tantiemen und Gebühren der Hypothekenbewahrer, Gerichtsſchreiber 


und Gerichtäkoftenerheber in der Rheinprovinz, ſowie für Mitwirkung 
bei Erhebung und Kontrolirung der indireften Steuern ......... 


Summa Tit. 7 und 8..... 


! 
| 
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1,503,391 


823,542 


2,503,556 
109,200 


13,650 
23,350 
4,981,689 


24,153 


64,622 
88,775 





Darunter 
künftig 


wegfallend. 


bir. 


8,591 


19,557 


6,561 
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Darunter 
fünftig 
wegfallend. 






Ka- 
pitel. 


Ausgabe. 


Ihlr. 






Sädlihe Ausgaben. 


9. I Zur Beitreitung der Vferdegelder- und Reifeloftenaverfa .............. 341,510 
Die Pferdegelber betragen pro Pferd im Durchſchnitt: für die Ober 
— 250 Thlr., für die Ober-Konteoleure 230 Ihlr., für bie 
uffeher 175 Thlr. (in Berlin bis 205 Thlr.). 
10. | Zu Diäten, Fuhr- und Sciffsbegleitungsfoften und zu Uebernachtungs- 2 
eldern der Bezirts- Ober -Steuerkontrolenre ......4 107,500 
11. | Su Büreaubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Feuerung, Beleud)- 
tung, Reinigung, Heften ber Akten, Büreau-ltenfilien, Büreaumiethe ıc.) 








und zu Büreanfoftenaverfen »...---unrsensenenrenneensrnen nenne 254,750 — 
Summa Tit. 9 bis 11..... 703,760 — 
Summa Kap. 8. . ... 5,774,224 34,709 
9, Allgemeine Ausgaben, 
1. | Su auferorbentlihen Remunerationen und Unterftägungen für bie Zoll 
und Steuerbeamten, mit Ausſchluß der Beamten bei den Provinzial. 
2 EN ERETELENERTTTETERURTERTERTN 173,000 — 
2. | Su einmaligen Unterſtützungen für penfionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unterftägungen für MWittwen und Waifen von Beamten ber Ber 
waltung der indirekten Steuern, einschließlich 5420 Thlr. Zinfen von 
den dem Steuerbeamten-Wittwen- und Waiſenfonds — Kapitalien 128,120 2,700 
(Etwaige Beſtände biefes Fonds können in das folgende Jahr über- 
tragen werden.) . 
3. | Dispofitionsfonds zu unvorhergefehenen feinen Ausgaben für die Pro— 
vinzial · Steuerbehorben..... ........................... 800 — 
4. | Zur Unterhaltung der Dienſtgebäude .. .... ..4* — 140,000 _ 
5. J Sur Anfhaffung, Unterhaltung und Ausräftung der Zollkreuzer- und 
1 ſßff een 11,650 _ 
6. I Zu Umgugstoften und Miethsentfchädigungen bei Verfegungen ......... 46,548 — 
nn 2 2,620 = 
8. | Zur Beldaffung von Formularen, Inftruftionen, Waarenverzeichniffen, 
Tarifen, Rechnungstafeln, Tabellen, literarifchen Hülfsmitteln zum 
amtlichen Gebraud), für Dlombagegeräthe, Kunftichlöffer zum Verſchluß J. 
der Eifenbabmwagen und Lagerräume, für Siegel, Stempel und andere 
extraorbinaire Ausgaben, einſchließlich 100 Thlr. für hilfsbebürftige 
Anhaber des eifernen Kreuzes von 1813/14 in mahl- und fhlachtfteuer- 
yilatisen BIEDEER „ses casanuunnanaa sans erennnnn en en aneneen 79,224 100 
9. I Zur Bewaffnung und Ausrüftung der Grenz» und Steuerauffeher und 
zur Unterbrüdung bed Schleichhanbele BIRNEN EEE — 1,550 — 
Summa Kap. 9 ..... 583,512 2,800 
Dazu: » wis 5,774,224 34,709 
r u ee 498,834 1,634 
⸗ —I ——— 26,930 — 
Summa A. Dauernde Ausgaben ..... 6,883,500 39,143 
Abſchlunß. 
Die Einnahme beträgt ....................8 arena 21,995,000 — 
Die dauernden Ausgaben betragen ..... ... .. .* 6,883,500 — 


Mithin bleibt Ueberfhuß | 15,111,500 


B. Einmalige und außerordentlihe Ausgaben. 


7. 1. | Zum Neubau eines Dienſtgebäudes für das Haupt ˖Steueramt zu Neuftadt- 
ONE <a erenaane ee a ee 19,450 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(1. S.) von Fordenbed, 
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Etat der Lotterieverwaltung 
für das Jahr 1873. 


Ka- 2 für 
pitel. Einnahme. 2 
Thlr. 
6. Aus dem Lotteriejpiel, und — aus dem Abſatz ber Looſe, von ben Frei- ober 
Erfahloofen, aus dem Verkauf verlaffener Looſe und abgelehnter Freilooſe und an nicht 


abgehobenen Gewinnen, fowie fonftige Einnahmen (ir Druckſachen, welche den Lot« 
terie-Einnehmern kauflich überlaffen werben, an Wohnungsmiethe und für feuerungs- 
Re EURER 1,340,300 


Summa ber Einnahme für fid 





10. Ausgabe. 


Befoldungen. 


1 Direktor mit 2000 Thle.; 1 Direktor und Buchhalterei-Vorftcher mit 1800 Thlr.; 
1 Renbant mit 1700 Thle.; 1 Kontroleur mit 1400 Ihlr.; 2 Buchhalter, 3 Korre- 
ſpondenz · Sekretaire und 1 Regiftrator mit 800 Thlr. bis 1400 Thlr. im Durchſchnitt 
1100 ar ; 4 Kanzlei und Kaffendiener mit 350 Thlr. bis 450 Thlr., im Durch— 
a In re 1 © > EHER ——— 15,100 


(Ein Diener hat Dienfiwohnung gegen eine Vergütigung von 10 Prozent des Gehalts und 
erhält Fenerungsmaterial gegen eine Entichädigung von 15 Thlr.) 


Summa Tit. 1 j 15,100 


Andere perfönliche Ausgaben. 
Fixirte Remunerationen bed Vorgeſetzten und des AJuftitiarius ber Direktion je 300 Thlr.; 











Diäten der Sag lb ‚ der Protokollführer und der Maifenfnaben .... 1,338 
Su außerorbentlidien Remunerationen und Unterftügungen für die Cottericheamten 200 
Summa Tit. 2 und 3 1,538 
Sächliche Ausgaben. 

Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Bibliothek, Utenfilien, Heizung, 
Erleudtung, Drud- und Buchbinderkoſten 2.) und zu fonftigen derartigen Ausgaben 8,237 
Eumma ber Ausgabe 24,875 
Die Einnahme beträgt 1,340,300 
Mithin ift Ueberfhuß 1,315,425 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 
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Etat des Sechandlungs - Inftituts 
für das Jahr 1873. 






Darunter 
künftig 
wegfallenb. 






Ka. 


pitel. Einna h me. 


Thle. 


T. Einnahme ..n-ousonuonsesnnuneunener nennen se seen nennen are. 2,500,000 — 





Summa ber Einnahme für ſich. 


11. Ausgabe. 
Beſoldungen. 
1. | 1 Präſident und 2 Direktionsmitglieder mit 5000 Thlr., 3300 Thlr. 
70 27 EEE HERRN RE. 11,200 = 


(Außerdem bat der Präſident Dienftwohnung gegen eine Vergüti- 
gung von 10 p&t. nes Gehalts.) — 


2. [1 Rendant mit 2200 Ihlr.; 1 Buchhaltereivorſteher mit 2000 Thle.; 
1 Kontroleur mit 1800 Thle.; 1 Kaſſirer, 5 Buchhalter und 4 expe⸗ 
birende Sefretaire und Kalkulatoren mit 1000 Thlr. bis 1800 Thlr., 
im Durchſchnitt 1400 Thlr.; 1 SKangleivorfteher mit 1400 Thlr.; 
1 Regiftraturaffiftent und 5 Kaffen- und Kanzleifefretaire mit 600 Thlr. I 
bis 1100 Thlr,, im Durchſchnitt 850 Thlr. ..................4. 26,500 — 


De Fe aa ber Kaffirer 100 Ihlr. Manquementsgelber aus 
Tit. 7. 


3. 17 Kaſſen- und Kanzleidiener mit 400 Thlr. bis 500 Thlr., im Durch⸗ 
ſchnitt 450 Thlriz 1 Vortier mit 400 Thlr. .......... .......... 3,550 — 
(Außerdem bezieht 1 Kanzleidiener für das Heften der Alten eine 
jährlihe Nemuneration von 60 Thlr. aus Tit, 7. Ein 
Kaffendiener und der Dortier haben Dienftwohnungen gegen 
eine Dergütigung von 10 pEt. ihres Gehalts und gegen einen 
entiprechenden Beitrag zum Schornfteinfegergelbe er Por⸗ 
tier erhält auch Tg ak gegen eine jährliche Ent- 
fhädigung von 10 Thlr.) 


Summa Tit. 1 bis 3..... 41,250 — 


Andere perſönliche Ausgaben. 


4. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern ................. 2,000 — 
5. | Su außerorbentlichen Remunerationen und Unterftügungen für SKaffen-, 
Büreau⸗, Kanzlei- und Unterbeamte ......................... 3,000 — 
6. | Penfionen für Beamte und Hinterbliebene von ſolchen, ſowie Erziehungs⸗ 
gelber für Kinder verftorbener Beamten u... 2044. .- — 45074 4,5075 
—— 





Summa Tit. 4 bis 6..... 9,507% 4,507% 
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Darunter 
fünftig 
wegfallend. 






Ka 
pitel. 


Ausgabe. 


Thlr. 





Sächliche Ausgaben. 





7. | Su Büreaubebürfniffen (Schreibmaterialien, Geldbeutel, Wachs - und Pack⸗ 
leinwand, Drudfachen, Bibliothek, Heizung, Erleuchtung, Wafferver- 
brauch, Utenfilien, Manquementdentfchäbigung des Kaflırerd, Heften 
ber Akten, zu Gelbtransporten und anderen- berartigen Bedürfniſſen), 
pi Diäten und Fubrkoften, fowie zur Beftreitung der Kommunal-Ein- 
12 A EEERBERTERRURULELTELTETETELTERT 16,042% — 
8. | Zur Unterhaltung des Dienſtgebäudes .................4 2,000 — 
Summa Tit. 7 und 8..... 18,042} — 
Summa der. Ausgabe..... 68,800 4,5073 


(Die Verwaltungsfoften im Betrage von 68,800 Thlr. werben 
aus den Einnahmen des Inftituts beftritten.) 


Beglaubigt: 


Der Vräfident des Haufes dev Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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Einnahme der Preufiichen Bank. Kap. 8. 


31 1- D8 BIORBERSIEFERTEFSRRTTTERTE RR 1,313,352 Thlr. 
ie TREE 66,738 » 
EEE TOTERTTETTTITELT 621,910 » 

Summa fap. 8 ........ 2,002,000 Thlr. 


Beglaubigt: 


Der PBräfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


Etat der Alünzverwaltung 
für dad Jahr 1873. 






Einnahme. 


9. 1. | Ertrag ber Ausprägung von Münzen und Medaillen ......-sounnnsuunnsnnn sen erene | 328,160. — — 
2. | Sonftige vermifchte Einnahmen. (Aus den Münzkrägen, für Probemetalle, Brobir- und 
nen, für Rupfervitriol, unbraudbar gewordene Geräthe und Metallftfide, 


© 
für Arbeiten in den mechanifchen Werkitätten, Miethe für Dienftwohnungen, Beiträge F 
zu den Koſten der Reinigung des Münztanals in Berlin und dergleichen) „ou... +...» 15,840. — — 


Summa ber Einnahme ..... | 344,000. — — 





Ausgabe. 


Befoldungen. 
12, 1. I 1 Direktor mit 2900 Ihlr.; 4 Münzmeiſter, von welchen 2 zugleich al8 Vorfteher fungiren, 


— RER EIER EEE HEPEREERTEOERERERRDENTARTEN 35,257. 4. 
(Der Münzwarbein in frankfurt a. M. bezieht außer ber Befolbung von 457 Thlr. 4 Ser. 

3 Df. die tarifmäßigen Wiege- und Probirgebühren für Drivate und Kat freie Dienft- 

wohnung. Nach dem Abgange des gegenwärtigen Inhabers biefer Stelle wird bie 

Befoldung derfelben anberweit requlirt. Die m. 3 Müngmwarbeine, ber Direktor, 

die 4 Miüngmeifter, 1 Werkſtättenvorſteher, der Rendant, ſowie der Buchhalter und 

Kontroleur haben Dienftwohnung gegen eine Vergütigung von 10 pEt. des Gehalts.) 


Summa Tit, 1 für fi. 
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Einnahme. 


Andere perfönliche Ausgaben. 





2. | Zur Remumnerirung von Komtoirgebülfen und Dienern ........ ....... 1,140. — — 
3. Au außerordentlien MRemunerationen und Unterftügungen für Beamte, Komtoirgehülfen 

Und DIEWEL- Senn nee a ne ae be a a a ne ee ea 700. — — 

| Eumma Tit. 2 und 3 ..... 1,840. — — 


Sählihe VBerwaltungsausgaben. 


4. | Zu Büreaubebürfniffen (Schreib-, Zeichnen» und Padmaterialien, Drud: und Buchbinder⸗ 
koſten, Seaung, Erleuchtung, Utenfilien, Reinigung der Gefhäftszimmer x. zur Ber 
mebrung der Bibliothek, des Münzkabinets und Archivs und zu fonftigen derartigen 





TR RESTERTRLUTTERTEO ENT 6,952. 25. 9 
Summa Tit. 4 ..... 6,952. 25. 9 
Betrieböfoften. 
5. | Arbeitslöhne, einschließlich 500 Thlr. Wartegelder, 1100 Thlr. Invalidengelder und 330 Thlr. 
9 

Arzt und Mebi en ar onen een ee een ee 96,000, — — 
6. —* Unterſtützung bebürftiger Münzarbeiter und deren Wittwen .......22* 600. — — 

7. ur Beſchaffung und Unterhaltung ber Maſchinen, Betriebsmaterialien und nventarien- 
ftüde, Werkzeuge zc., zu fonftigen derartigen Bebürfniffen und für Lohnfuhren ..... .. 74,430. — — 
Summa Tit. 5 bis 7 ..... 171,030. — — 

Sonftige Auögaben. 
8. | Zur Unterhaltung der Gebäube, forwie zur Beſtreitung der Abgaben und Laſten berfelben . 4,420, — — 
9. 


Zur es des Betrieböfapitald der eh ine u Berlin und frankfurt a. M. bis 
auf Höhe von reſp. 1,000,000 Thlr. und 100,000 Thlr., der von der Einnahme nad) 
Abzug der Ausgabe verbleibende Ueberihuß der Münztätte zu frankfurt a. M. mit 
38,700 Thlr. und von dem Ueberfchuffe der Miünzftätte zu Berlin 20,000 Thlr., zufammen 58,700..— — 








Summa Tit. 8 und 9 ..... 3.120. — — 

Dau: >» 5 MT. 171,030. — — 
» REN 6,952. 25. 9 

. » 2 wbd3..... 180. — — 

» ee 35,257. 4. 3 

Summa ber Ausgabe ..... 278,200. — — 

Die Einnahme beträgt ..... 344,000. — — 
Mithin ift Ueberſchuß ..... 65,800. — — 


(Bei den Münzftätten zu Berlin und Hannover reſp. 38,000 Thlr. und 27,800 Thlr.) 


Beglaubigt: 


Der Bräfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S,) von fFordenbed. 


‘ 


Anl. . d. Verhandl. d. Serrenbaufes, 53 
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Etat der Staatsdruckerei 
fir dag Jahr 1873. 






Einnahme 





10, 1, ür Drudfaden und andere in das Drudereifach einſchlagende Arbeiten ........-- ** 326,000 
2. [ö8 von Fabrifabgängen, Miethe für Dienitwohnungen, Beiträge zu den Koiten für die 
Erleuchtung, die Heizung und den Wafferkonfum in den Dienitgebäuden und fonitige 

veruilichte Ummnahmnen ae een ee 2,700 

Summa der Einnahme ..... 328,700 


Ausgabe, 


13, Befoldungen. 


1. | 1 Direktor mit 2000 Thlr.j 1 Kalkulator und Expedient mit 750 Ihle.; 1 Nendant mit 
1100 Thlr.; 1 Materialienverwalter mit 950 Ihle.; 1 Sekretair und Kaffentontroleur 
mit 850 Thlr.; 1 Betricbd+-nivetor mit 1600 Thlr.; 1 Oberdruder (fünftig weg- 
fallenb) mit 400 Thlr. nenn nn. 7,650 

(Außerdem bat der Direktor Dienftwohnung gegen eine Miethe von 10 pEt. feines 

hr Dienfteinfommeng, fowie Heizung, eisen Sag Mafferkonfum gegen alljähr- 

lic) befonders feitzuftellende Vergütigungen. Der Oberbdruder 9— außer dem 

Ausſterbegehalt einen Beſoldungszuſchuß von jährlich 170 Thlr., welcher ber 
Penſionsberechtigung nicht unterliegt, aus dem Fonds Tit. 5.) 


Summa Tit. 1 für fid. 
Sonftige Betriebs: und Verwaltungsausgaben. 


2. 1 Zur Remumerivung eined Stellvertreters des Direktors in Fällen der Abweſenheit oder 

fonftigen Behinderung beffelben ................................ EEE RER PRNE 500 
3. | Remumeration der beitändigen Werkleute. ..ussunsansnnnenennnennnnnn nennen nenn 13,400 
4. | Zu Unterftügungen der Beamten und beitändigen Werkleute, fowie zu extraordinairen Re 

munerationen für außergewöhnliche Dienftleiftungen .. . ............ REITER 800 
5. | Löhne des vorübergehend beicyäftigten Arbeiterperfonald ......... .... 73,400 


niftrationdaußgaben ..... 2* . 10,650 
8. | Zur Unterhaltung der Dienftgebäude, zur Beſchaffung und Unterhaltung dev Maſchinen, 


b 
Zu Tit. 8. Etwaige Erſparniſſe diefes Fonds bleiben zur Verwendung in dem 





Platten 2c., der Merkjeuge, Gerätbe und nventarienjtüde allen Art ............... 6,300 

10. | Zur Beſchaffung ſämmtlicher Materialien für Betriebs und Abminijtrationszwede ...... 92,000 
Summa Tit. 2 bi8 10 ..... 207,050 

Summa der Ausgabe ..... 214,700 

Die Einnahme beträgt +. +». 328,700 

Mithin ift Ueberfhuß ..... 114,000 


Beglaubigt: 


Ter Praͤſident de3 Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 





= pe ee > 0 — 
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Etat der Königlichen Porzellan - Manufaktur 
für da8 Jahr 1873, 





pitel. Titel. Einnahme für 


13. 1. | Aus dem Berkaufe der Sabrilate „au -nreceeereneeeeennn en nun nern ann nn euere en 156,000 
2. | Erlös aus dem Verkaufe umbraudbarer Utenfilien, ſowie an Wohnungsmiethen und bergl. 2,000 





Summa der Einnahme ..... 158,000 


Ausgabe 


Befoldungen. 
14. 1. | 1 Direktor mit 2900 Thlr.j 1 Hauptrendant mit 1300 Thlr.; 1 Buchhalter und Kon- 


Silk GOD EBEE: rinnen eesehrerinen 15,200 
(Der Direktor, der Chemiker, der Delonomie-nfpeftor und der Magazinverwalter 
—— TRUE gegen eine Miethe von 7% Prozent des Dienftein- 
ommens. 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
2. | Zu außerordentlihen Remumnerationen und Unterftügungen ............. 900 


Sädliche Ausgaben. 
3. | Zu Büreaubedürfniffen, zu den Koften des Betriebes, einfchließlih der Arbeitslöhne, und 


N RE —— 85,000 
4. | Für Materialien und — — — 38,000 
5. | Sur Unterhaltung ber Gebäube, ber Werkftätten und ber Maſchinen, zu Reallaften und 

fuͤr die Verſicherung gegen Feuerbgefahr .* 6,600 


(Erfparniffe diefes Titeld werden auf das nächſte ze übertragen.) 
6. | Zu Belohnungen für Verſuche behufs Verbefferung ber Fabrikation, zu Prämien für neue 
—— zu Gratifikationen und zur Gewährung eines Beitrags zur Arbeiter · Ver⸗ 








ſorgunghlaſſſfſfſfe nennen nenn n nen nn n ernennen dehnen ne 2,300 
Summa Tit. 3 68 6 ..... 131,900 

Summa der Ausgabe ..... 148,000 

Die Einnahme beträgt ..... 158,000 

Mithin iſt Ueberihuß ..... 10,000 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


53° 
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Etat der Berg, Hütten- und Halinen- Verwaltung 
fir das Jahr 1873. 







Betrag für 1873 





Ka 
pitel. 







Einnahme. 














im Ganzen. 
Thlr. 


im Einzelnen. 
Thlr. 





14, Bergwerfe; 


und zwar: Bleizeche Friedrichsgrube bei Tarnowig, Steinfohlenberg- 
werke Königsgrube und Königin» Yonifegrube, Sauptichläffelitellen zu 
Zabrze, im oberen und im unteren Stollentheil, Kalkſteinbruch zu 
Rübersdorf, Steinkohlenbergwerke bei Wettin und bei Yöbejün, Braun 
foblenbergwerfe bei Altemwebdingen , bei Eggeräborf, bei Löderburg, 
bei Langenbogen, bei Dürrenberg und bei Voigtſtedt, Steinfohlen- 
bergwerfe bei Ibbenbüren und zu Borgloh und Oeſede, Bergwerks—- 
Direktion zu Saarbrüden, Steinfoblenberawerte Kronprinz- Friedrid) 
Wilhelm + Geislantern, Gerhard Prinz Wilhelm, von der Heydt, Dutt- 
weiler - Tägerfreude, Sulzbach. Altenwald, Friedrichsthal -Quierſchied, 
Rebden-Merchivriler, König Wellesweiler und Seinig, Bergfaktorei 
Kohlwaage, Hafenamt zu Saarbrüden, Berg-Infpektionen zu Leilburg 
und zu Dillenburg, Phosphoritgewinnung im en ezirk TBicd- 
baben, iO zu Clausthal, Sellerfeld, Yautenthal, Sil- 
bernanl und Andreaäberg, Berafaktorei zu Sellerfeld; Steinkohlen- 
bergwerfe am Deifter und am Oſterwald; Gypsbrüde bei Lüneburg 
und bei Segeberg; Braunkohlenbergwerke am Habichtswalde und am 
Meiner, ſowie die Thon« und Waſcherdegruben bei Großalmerode. 


RR, > PN 


2. | Oekonomifcdye Nugungen an Pächten, Miethen und Erlös aus verkauften 
em und Anventarien, einſchließlich Stollengefälle, und fonftige 
— PER EEE LERTETELTPLERESTTRE 


19,971,872 — 


337,808 _ 
u N 20,309,680 





Hüttenwerke; 


und zwar: Silber- und Bleihütte Friedrichshütte, *— bei 
Gleiwitz, Malapan'er Hüttenwerke, Eiſenhüttenwerk zu Wondolleck, 
Eiſengießerei au Berlin, die Silberhütten bei Clausthal, Altenau, 
Lautenthal und Andreadberg, die Eifenhütten Rothehütte, bei Lerd- 
bad) und Sollingerhütte, das Kupfer- und Kobaltwerk bei Riechelsdorf 
und das Eiſenwerk bei Bieber. 


EEE EEE TUUTTETHERTTEITETTTITTETESTETT 


4, | Defonomifce — an Pächten, Miethen und Erlös aus verkauften 
Materialien und Inventarien, und ſonſtige Einnahmen ............ 


ws 


6,665,745 Br 


37,213 


— 


Summa bei ben Hüttenwerken ..... 6,702,958 
S&aljwerfe; 
und zwar: Saline zu Schönebed, Salzwerk zu Staßfurt, Salinen p 
Dürrenberg und zu Artern, Salzwerk bei Erfurt, Saline zu Neufalz- 
werk, Salzwert zu Stetten und Saline zu Sooben. 
EEE 


6. Oekonomiſche Nutzungen an Pächten, Miethen und Erlös aus verkauften 
Materialien und ebenen: und fonftige Einnahmen ............ 


1,643,232 
31,428 = 
_ 1,674,660 





Summa bei ben Salzwerfen ..... 














Betrag für 1873 





sitef.) Titel Einnahme 
im Einzelnen. im Ganzen. 
Ihfr. Thlr. 
Andere Einnahmen. 
7. | Ber ————— und Steuern und Gefälle auf Grund beſonderer Ge— 
etze und Verträge............... ........... RE ARE — 1,000,194 
8. 1 Gebühren und Sporteln ............................... — 19,178 


ee 


Ueberſchüſſe der mit Braunſchweig ga betriebenen Berg. und 
Hüttenwerfe am Unterbarz (% der Ueberſchüſſe) und des mit Yippe- 
Schaumburg gemeinfchaftlic betriebenen Obernkirchener Steinkohlen- 
bergbaues {bie Hälfte der Ueberfchäffe) ........................ — 179,212 


10, | Außerordentliche Einnahmen durch den Verkauf von Produkten, Ma- 
terialien- und nventarienbeftänden bei denjenigen Werken, deren Be- 
trieb für Staatöre[hnung eingeftellt wird .. .. .. ....6 — 30,000 
(Es wird beabfichtigt, folgende Staatäwerfe zu veräußern: einige 
von ben im —— Herzogthum Naſſau befindlichen Eifen- 
ftein- und Braunkohlengruben, die Hüttenwerke zu Malapane 
und zu Sollingerbütte, bie Eifengießerei zu Berlin und das 
Kupfer und Kobaltwerk bei Ricchelsdorf.) 


11. | Sonftige Einnahmen, wie ökonomiſche Nukungen von ben Dienftgebäuden 
und ben dazu gehörenden Yänbereien, für verkaufte nventarienftüde 
und bdergl., einſchließlich 30,000 Thlr. Erlös aus dem Verkauf bes 
alten Dienitgebäudes des Ober-Bergamts zu Dortmund ......... — 34,443 
12 


Einnahme bei den bergtechniſchen Lehranſtalten, nämlich: 
a) bei der geologiſchen Landebanſtalt und ber Bergakademie zu 











A EL OR TDEECE 2,420 — 
b) bei der Bergakademie und der Bergſchule zu Clausthal ..... 5,803 — 
e) bei ber Bergſchule zu Saarbrücken .......... en _ — 
_ 8,223 
Summa andere Einnahmen ..... — 1,271,250 
Hierzu: Summa bei ben Bergwerken ....... = 20,309,680 
» » » ‚SHlttenwerken ..... — 6,702,958 
» » » Galzwerken .....-- — 1,674,660 
Summa aller Einnahmen ..... — 29,958,548 


422 





Kal, 
pitel, Titel. 


15. 


1. 


6. 


esp®@Nn 
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Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 


Berrieböfoften. 


Bergwerke. 
(efr. Kapitel 14 der Einnahme: Bergwerke.) 
Befoldungen. 

Beamte ber VBergwerksbirektion zu Saarbrüden: 1 Borfigender ber 
Direktion mit 2200 Thlr., 4 Mitglieder ber Direktion mit 1200 bis 
1800 Thlr., im aa 1500 Thle.; 3 Bau · und Maſchinen · 
inſpektoren mit P00—1200 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Thlr.; 
1 Rendant mit 1500 Thle.; 17 Sefretaire und —— mit 600 
bis 1100 Thir., im Duichſchnitt 850 Thlr.; 9 Aſſiſtenten mit 450 
bis 650 Thlr., im Durch ar 550 Thlr.; 3 Boten mit 270—350 
Thlr., im Durchſchnitt 310 Thlr. Beamte bei den Werken: 16 Diref- 
toren 1. Klaſſe mit 1200-1800 Thlr., im Durchſchnitt 1500 Thlr. ; 
10 besgl. 2. Mlaffe mit 1100-1200 "Xhfe., im Durdhfepnitt 1150 
Thlr,; 3 desgl. 3. Klaffe mit 1000-1100 Thlr., im For ra 
1050 Thle.; 6 Infpektoren mit 900—1000 Thlr., im D nitt 
950 Thlr,; 4 Bau- und Mafchineninfpeftoren mit 900—1200 Thlr., 
im Durchſchnitt 1050 Ihle.; desgl. Bau- und Mafdhinenmeiter mit 
70— 0 Thlr., im —— hir 800 Thlr.; 40 Faktoren mit 850 
bis 900 Thle., im Durchſchnitt 875 Thlr. ; 59 Schichtmeijter und 
Sefretaire mit 00800 Thlr., im Durchſchnitt 700 Thlr. ; 41 Affiftenten 
mit 400 bis 550 Thlr., im Durchſchnitt 475 Thlr. ............... 


Summa Tit. 1 für ſich. 

(E83 —— die 4 Mitglieder ber Bergwerfsbirektion jr Saar- 

brüden mit ben 16 Werkäbireftoren 1. Klaffe, und die 3 Bau- 

und Mafchineninfpektoren bafelbft mit ben Bau- und Mafchinen- 
infpeftoren bei ben Werfen.) 


Andere perfönlide Ausgaben. 
Kopialien- und Zeichnengebühren, ſowie nicht penfionsfähige Funktionszu- 
lagen für Kaſſenrendanten „.esoansunnun suonannsenorsonunnnunne 
Zu außerorbentlihen Remmerationen und Unterftügungen ber Beamten, 
fowie zu Gratififationen für techniſche Beamte. .............. 


Eumma Tit. 2 und 3..... 


Sädhlihe Berwaltungsausgaben. 


Diäten und en einschließlich Pferdegelder ....... 
Bireaubebürfniffe (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Feuerung, 
Beleuchtung, Utenſilien 2.) und zur Unterhaltung der Sammlungen . 


Summa Tit, 4 und 5...... 


Betriebslöhne der MWerkö-Unterbeamten und Arbeiter, Drämien, Remune- 
rationen und Unterftäßungen für biefelben, Reiſe und Umzugskoſten 
wi heranzu iehende Arbeiter, Ausgaben für Markiceiderarbeiten, Kojten 

er op ftöfefte und fonjtige Bewilligungen an Werks-Unterbeamte 
und Arbeiter im Intereſſe des Betriebd ........................ 

Betriebsmaterialien und Utenfilien ......... .. .... 

Sbühteeeennnn 

Zur laufenden Unterhaltung ber Gebäude, Wege- und Betriebsanlagen. . 

Zu Neubauten und Kauptreparaturen an Gebäuden und Wegen, forie 
zur Neuberjtellung und zu Hauptveränderungen an Betriebsanlagen, 
und zwar: bei der Bleizeche Ariedrihsgrube bei Tarnowig, den Stein- 
kohlen » Bergwerfen Königsgrube und Königin · Couife-Grube; bei dem 
Kalkteinbruc zu Rüdersdorf, dem Steinfohlen-Bergwert bei Wettin, 
ben Braunkohlen · Bergwerken bei Eggersborf und Föberburg; bei den 
Steinkohlen-Bergwerken bei Jbbenbüren und zu Borgloh und Defebe; 
bei ben Steinfohlengruben Kronprinz FFriebrich- Wilhelm + Geislautern, 





173,530 








9,394,650 
2,228,599 
420,262 
345,901 





fünftig 
megfallenb 


Thlr. 


2,750 





1444 













Darunter 








Ka⸗ + 
pitel Ausgabe ünftig 
wegfallend 
Thlr. 
Gerhard + Vrinz- Wilhelm, von ber Heydt, Duttweiler - Jägeröfreude, 
Sulzbady- Altenwald, Friedrichsthal -Quierſchied, Reden-Merchweiler, 
Konig · Wellesweiler und Heinitz, dem Hafenamt zu Saarbrücken, den 
Berginſpektionen zu Weilburg und Dillenburg und der Phosphorit⸗ 
gewinnung im Regierungsbezirt Wiesbaden; bei ben Berginivektionen 
zu Clausthal, Selerfeld und Lautenthal, den Steinkohlen» Bergwerken 
am Deiter und am Ofterwald, dem Gypsbruch bei Lüneburg, fowie 
dem Braunfohlen-Bergwerle am Meiöner ............ 1,517,228 — 
11. | Abgaben, Grundentſchädigungen und Landerwerb ...........4 340,331 — 
12. Zuſchüſſe zu Knappf atstfen und Ausgaben auf Grund des Haftpflicht- 
Geſetzes vom 7. Juni tl essen ana Tnunanan anna 300,796 — 
Summa Kap. 15..... 14,805,423 2,750 
16. Süttenwerfe. 
(efr. Kapitel 14 der Einnahme: Hüttenwerfe.) 
Befoldungen. 
1. | 3 Direktoren 1. Klaffe mit 1200—1800 Thlr., im Durchſchnitt 1500 
Thlr.; 5 Direktoren 2. Klaffe mit 1100—1200 Thlr., im Durchſchnitt 
1150 Thlr.; 6 Direftoren 3. Klaffe mit 1000-1100 Thlr., im 
Durchſchnitt 1050 Ihlr.; 7 Inſpektoren mit 900—1000 Thlr., im 
Durchſchnitt 950 Thlr.; 1 Ban und Mafchineninfpeftor mit 900 bis 
1200 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Ihle.; 1 Baur und Mafchinen- 
meifter mit 700-900 Thlr., im Durchſchnitt 800 Thlr.; 24 Faktoren 
mit 850—900 Thlr., im Durchfchnitt 875 Thlr.; 15 Schichtmeiſter 
und Eefretaire mit 600-800 Thlr., im Durchſchnitt 700 Thir., 
8 Affiitenten mit 400-550 Ihlr., im Durchſchnitt 475 Thlr. . . . . .. 61,650 700 
Summa Tit. 1 für fid. 
Andere perfönlihe Ausgaben. 
2. | Kopialien- und Seidhnengebühren, ſowie nicht penfionsfähige Funktionszu— 
fagen für Kaffentenbanten und RAU 4,325 — 
3. | Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen der Beamten, 
fomwie zu Gratifitationen für techniſche Beamte . ....... .....1 3,200 — 
Summa Tit. 2 und 3..... 7,525 _ 
Sächliche VBerwaltungsausgaben. 
4.1 Dläten und Fuhrkoſten ................ san een ara 3,510 
5. Büreaubedirfniffe (Screib- und Padmaterialien, Drudfachen, Feuerung, 
Beleuchtung, Utenfilien sc.) und zur Unterhaltung der Sammlungen 6,206 — 
Summa Tit. 4 und 5...... 9,716 — 
6. | Betriebslöhne der Werksunterbeamten und Arbeiter, Prämien, Remune— 
rationen und —— für dieſelben, Reiſe und Umzugskoſten 
für heranzuziehende Arbeiter, Ausgaben für Markſcheidearbeiten, Koſten 
der Knappſchaftsfeſte und — an Werksunterbeamte 
und Arbeiter im Intereſſe des Betriebes .............. „554,504 — 
7. | Betriebsmaterialien und Utenſilien .... ............ PETE IP EHON FOR 5,369,857 — 
ä————— 28,436 — 
9, | Sur laufenden Unterhaltung der Gebäude, Wege und Betriebsanlagen 84,401 — 
10. | Zu Neubauten und Hauptreparaturen an Gebäuden und Wegen, ſowie 
zur Neuberitellung und zu Sauptverändberungen an Betriebsanlagen, 
und zwar: bei der Silber- unb Bleihütte Friedrichshütte, der Eiſen⸗ 
gieherei bei Gleiwig, ber Silberhütte zu Altenau, und den Eifenhütten — 
zu Rothehütte, bei Lerbach und zu Sollingerhütte ................ 88,100 — 
11. | Abgaben, Grundentſchädigungen und Canderwerb ..........- PREFELERT 18,697 — 
12, — zu Senappfaftätaffen und Ausgaben auf Grund des Haftpflicht» 
gefeßes vom 7. Juni 1871 ..................4 —& 20,118 — 
Summa Kap. 16...... 6,243,004 700 





























Darunter 

künftig 

u abe. 

A 38 wegfallend 

Thlr, 

17. . Salzwerke 
(cfr. Kapitel 14 der Einnahme: Salzwerke). 
Befoldungen. 


1, | 2 Direktoren 1. Klaffe mit 1200-1800 Thlr., im Durchſchnitt 1500 
Thle.; 3 Direktoren 2. Klaſſe mit 1100—1200 Ihlr., im Durd)- 
ſchnitt 1150 Ihe; 3 Direktoren 3. Klaffe mit 1000—1100 Thlr., 
im Durchſchnitt 1050 TIhlr.; 3 Infpektoren mit M00—1000 Thfr., 
im Durchſchnitt 950 There; 1 w und Majcineninfpeftor mit 
900—1200 Thfr., im Durchſchnitt 1050 Thlr.; 1 Bau- und Mafdhi- 
nenmeifter mit 700—900 Thfr., im Durchſchnitt 800 Thlr.; 17 Fak⸗ 
toren mit S50—900 Thlr.,; im ee 875 Bra 14 Schidt- 
meifter und Sekretaire mit 600— 800 Thlr., im Durchſchnitt 700 Thlr.; 
7 Affiitenten mit 400-550 Thlr., im Durchſchnitt 475 Thle......- 43,444 1 


Summa Tit. 1 für fi. 





Andere perfönlihe Ausgaben. 
2. | Kopialien- und Zeichnengebühren, fowie nicht penfionsfähige Funktionszu- 





lagen für Aſſcürenhante...... 2,240 

3. | Zu außerorbentlichen Remunerationen und Unterftügungen für Beamte, 
fowie zu Gratififationen für technische Beamte... .usnuonsennnrnns- 2,400 — 
Summa Tit. 2 und 3 ..... 4,640 — 

Sächliche Berwaltungbausgaben. 

OR. m, RUOTERTUTETT TER 2,358 — 

5. | Büreaubedürfniſſe (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Feuerung, 
Beleuchtung, Utenfilien ꝛc.) und zur Unterhaltung der Sammlungen . 4,434 
Summa Tit. 4 und 5..... 6,792 — 


I 5* iehende Arbeiter, Ausgaben für Markſcheidearbeiten, Koſten 
er 


nappſcha * und a Fan an Werksunterbeamte 
und Arbeiter im pntereffe de BetriebB ....:-ununnunsununenenenn 434,513 — 
7. | Betriebsmaterialien und Utenſilien ................. 353,588 — 
——çcL ner ers 112,230 — 
9. | Zur laufenden pas nee ber Gebäude, Wege und Betriebsanlagen .. 84,405 — 
—10. u Neubauten und Hauptreparaturen an Gebaͤuden und Wegen, ſowie 
zur Neuherſtellung und zu SHauptveränderungen an Betriebbanlagen 
und zwar: bei ber Saline zu Schönebed, dem Salzwerk ji Staßfurt, 
ber Saline zu Dürrenberg, dem Salzwerk bei Erfurt und ber Saline 
zu Renlalguerl euesussnonsenunuuunennunnnnsnennennenn unse une 56,600 — 
11. J Abgaben, Grundentihädigungen und Landerwerbe ...22* 40,305 — 
12, | Zuſchüſſe zu Knappſchaftskaſſen und Ausgaben auf Grund bes Saftpflicht- 
geſches uam 7. Yanl IBFL nunenanenanasennnansa ausm anne 19,213 _ 
Summa Kap. 17 ..... 1,155,730 


(Die Befoldungen ber unter Tit. 1 Kap. 15, 16 unb 17 aufge- 
—— Beamten übertragen * gegenſeitig je innerhalb der 
jetreffenden Kategorie. Ebenſo übertragen fi die bei den 
Kap. 15, 16 und 17 zu Remunerationen und Unterftügungen 
der Beamten, fowie zu Gratififationen für techniſche Beamte 
ausgebrachten Fonds im Gefammtbetrage von 12,500 Thlen.) 
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Darunter 


künftig 
wegfallend. 





Ausgabe. 


lr. 


Vermwaltungätoften. 


18. Minifterialabtheilung für dad Bergwefen. 


Befoldbungen. 


1. | 1 Direftor mit 5000 Thle. und 4 vortragende Räthe mit 2500-3300 
Thlr., im Durchſchnitt 2900 Thlr., außerdem 1 Ober-Berg- und Bau- 








⏑ 18,300 — 
2. ] I Expedienten, Kalkulatoren und Regiftratoren mit 1000 bis 1800 Thlr., 
im Fe ei 1400 Thfr., 1 Kaffenbeamter mit 1800 Thlr....... 14,400 1,800 
3. 11 —— pektor mit 1400 Thlr. und 4 Kanzleiſekretaire mit 600 bis 
1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihle. ................ 4,800 — 
4. | 4 Kanzleidiener mit 490 500 Thlr, im Durchſchnitt 450 Thlr. ...... 1,800 — 
Summa Tit. 1 bis 4..... 39,300 1,800 
Anbere perfönlihe Ausgaben. 
5. a Remunerirung von Hüulfsarbeitern ......... .......... 5,700 — 
6. außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen der Beamten 900 — 
Summa Tit. 5 und 6..... 6,600 = 


Sädlihe Verwaltungsausgaben. 
7. | Diäten unb DH —— a 4,000 — 
8. | Büreaubedürfniſſe (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Feuerung, 
Beleuchtung, Utenſilien x.), Unterhaltung ber Riß und Bücherſamm⸗ 











4,695 — 
9. | Zur Unterhaltung des Dienſtgebäudes, Abgaben und Miethen ........- 620 _ 
Summa Tit. 7 bi8 9..... 9,315 _ 
Eumma Kap. 18 ...... 55,215 1,800 
19. Ober: Bergämter, 
Befoldbungen. 


1. 1 5 DOber- Bergamtsbireftoren mit je 3500 Thlr.; 25 Ober-Bergräthe mit 
1400— 2000 Thlr., im Durchſchnitt 1700 Thlr., und 2 —— 
richter mit 950—1250 Thlr., im Durchſchnitt 1100 Ihle. ......... 63,200 1,000 


dem zu Buntliontzulonen gr —— 1000 Thlr.; 19 Büreau- 








afjiftenten mit 600—650 —— im Durchſchnitt 625 Thlr. ........ 50,975 100 
3, 119 —— mit 550—750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr.j außerdem 
unftionszulage für 5 Sanzleivorfteher je 100 Ihlr. .. ..2ruen0 0. 12,850 
4 5 Ranzleidiener mit 320400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. ..... 5,400 — 
5. 110 Ober -⸗ Bergamtsmarkſcheider mit MO—1200 Thlr., im Durchſchnitt 
1050 Thlr.; 66 Bergrevierbeamte mit 800—1500 Thlr., im Durd- 
a LEO 86,500 100 
Summa Tit, 1618 5 ..... 218,925 1,200 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
6. | Sur Remunerirung von Hülfsarbeitern, einſchließlich 600 Thlr. de Remu- 





nerationen für bie bei ber Berg ⸗Hypothekenkommiſſion in Dortmund 
angeftellten beiden Richter, forwie zu Seichnengebühren ..... ....... 62,200 1,500 
7. J Zu außerordentliden Remunerationen und Unterjtügungen ber Beamten 6,500 — 
Summa Tit. 6 und 7 ..... 68,700 1,500 
«nl. 4 d. Verhaudl. d. Herrenhauſes. 54 
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Betrag Darunter 
Ka- für künftig 
“ i ‚. Abe f. 
pitel,| Titel Ausgab 1873. wegfallend. 
Ihr. Thlr. 
Sächliche Vermaltungsausgaben. 
BI OD u ER es nn aaa 37,210 _ 
9. Bitreaubebürfniffe (Schreib- und Padmaterialien, Drudfachen, Feuerung / 
Beleuchtung, Utenſilien, Miethe 2c.), Unterhaltung ber Rif-, Mineralien 5 
7 41,857 _ 
10, | Zur Unterhaltung der Gebäude, Abgaben und Miethen .............. . 6,146 — 
Summa Tit. 8 bis 10 ..... 85,213 — 
Summa Kap. 19 ..... 372,838 2,350 
20, Bergtechnifche Lehranftalten. 
x Befoldungen. 
a) Geologiſche Fandesanftalt und Bergakademie zu Berlin: 
1 Direktor mit 2000 TIhlr.; 6 Lehrer und zwar: I mit 1800 Ihlr., 
1 mit 1650 Thlr., 2 mit je 1500 Thlr., 1 mit 1150 Thlr. und 
1 mit 1050 Thle., 5 ftänbige Geologen mit je 1500 Thlr. 
b) Bergafademie und Bergfchule zu Clausthal: 
1 Direkter mit 1200 Ihlr.; 3 Lehrer und zwar: 1 mit 1100 Thlr. 
und 2 je mit 80 Thlr. 
e) Bergſchule zu Saarbrüden: 
1 Direktor mit 1000 Thle.; 4 Lehrer und zwar: 1 mit 900 Thlr. 
und 3 je mit 700 Thlr. 
Sufammen ..... 26,350 — 
(Die Beſoldungsfonds für die Bergakademien zu Berlin und Claus- 
thal übertragen ſich nad) den Kategorien ber Lehrer gegenfeitig.) 
Summa Tit. 1 für fid). 
Andere perfönlihe Ausgaben. 
2. | Antheile der Docenten der Bergakademie zu Berlin an ben Kollegiengeldern 950 — 
3. F Remunerirung von Hülfslehrern und Aſſiſtenten . . . . . a 9,840 — 
4. Unterſtützungen und Prämien für die Schüler, ſowie zu Unterſtützungen 
für das Dienftperfonal....... NETTE — 4,800 — 
Summa Tit. 2 bis 4..... 15,590 _ 
Sächliche Ausgaben. R 
5. | Diäten und Reifekoften ber bei ber —— Landesunterſuchung be⸗ 
fi ipten Geologen und der bie Erfurfionen ind Mevier leitenden Yehrer 8,950 — 
6. | Zur Beſchaffung der Sammlungen, Lehrmittel und Apparate ......... 5,180 — 
7. [rät Unterhaltung der Gebäude und ber Mobilien .........2* , 1,935 — 
8. Koften der Beaufſichtigung, Heizung, Beleuchtung a. der Gebäude, fowie 
Zu baſter ß 3,380 — 
Summa Tit. 5 bis 8 ..... 19,445 — 
Sonſtige Ausgaben. 
9. | Für bie lithographiſche Ausführung der geologiſchen Karten, ſowie an 
Adminiftrationd- und Verwaltungskoften. . * ne $, ...... 4,245 — 
10. | Unvorhergeſehene Ausgaben ......................... 3660 — 
Summa Tit. 9 und 10 ..... 4,605 — 
Summa Kap. 20 ..... 65,990 — 


Bei den Titeln 4, 6 und 9 können etwaige Erſparniſſe in das 
nächte Jahr übertragen werben. 
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Betrag Darunter 
ei Ausgabe. für ‚Künftig 
. wegfallend. 


Ihr. 


21. Sonftige Verwaltungs und Betriebs-Ausgaben. 


1. | Zu einmaligen Unterftügungen für penfionirte Beamte und zu Denfionen 

und Unterftügungen für Wittwen und Waiſen von Beamten, und zu 

Unterftähungen Ni invalide Arbeiter, emeritirte Knappfchafts- und 

m. nftitutöbenmte, ſowie für SHinterbliebene derſelben ......... 12,685 1,785 

(Etwaige Erfvarniffe bei diefem Titel können in das folgende Jahr 
übertragen werben.) 

2. J Unterftügungen und Unterrichtäfoften für Zöglinge, melde zu Beamten, 

Unterbeamten und Arbeitern berangebildet werden, ſowie Unterftätung 

von Fortbildungsfchulen und Leſevereinen für die Arbeiter... ........ 7,643 — 
3. I Sufhuß zu Knappſchaftskaſſen der eingeſtellten und veräußerten Staats 

werfe, ſowie Vergutung (bis zur Hoͤhe von 1000 Thlrn.) für Kirchen 

und milde Stiftungen zu Halle a.d. S. für Revenüenausfälle ...... 12,725 — 
4. | Zu unvorhergeſehenen Bauausgaben bei ſolchen Staatswerken, für melde 

unter Titel 10 der Kapitel 15, 16 und 17 befondere Fonds zu Neu- 

bauten und Sauptreparaturen an Gebäuden und Wegen, ſowie zur 

Neuberitellung und zu Hauptveränderungen an Betriebdanlagen nicht 

außgebuncht ſind.. . 14,000 — 
5. | Betriebs. und gen mer bei der Auflöfung veräußerter ober 

eingeftellter Staatöwerke, ſowie Wartegelder. Unterſtützungen und 


Verfehungskoften für die Arbeiter folder Werke ........ ....4 8,000 en 
6. | Zur Ablöfung von Reallaften bei den Staatöwerken ................. 9,000 — 
7. | Roften ber Zeitſchrift für das Berg, Hütten- und Salinenweſen und fon- 

ftiger bergwiſſenſchaftlicher Publikationen ......... 7,000 — 
8. J Remunerirung von Hülfsarbeitern und Stellvertretern von Beamten bei z 

ben einzelnen Staatswerken und im Revierdienſt .....--:--srr02 0.» 13,000 — 
9. JReiſe und Umzugskoſten, ſowie Miethsentſchädigungen verſetzter Beamten 4,000 — 


10. | Zu Inſtruktionsreiſen der Beamten, Unterſuchungen reſp. Verſuchen, Red) 














tungBinterelfe ...<2«...-0nonnsonnernnannunennnnen er ernennen nn 70,000 _ 
Summa Kap. 21 ..... 158,053 1,785 
Summa ber dauernden Ausgaben ..... 22,850,253 9,404 
10. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
1. | Zur Ausführung von Bohrverſuchen .............4 70,000 — 


2. | Zu Bauprämien für Berg- und Hüttenleute, welche in ber Nähe ber 
Saarbrüder Steinlohlengruben, der Oberſchleſiſchen Steinkohlen - Berg- 
werke Hu rube und Königin-ouifegrube und der Eiſengießerei bei 





Gleiwig fi obnbhäufer für eigene Rechnung bauen ... .......... 75,000 — 
3, | Sur Gewährung unverzinslicher Darlehne an ſolche Berg- und Hütten- 
leute, welche ſich Wohnhäufer für eigene Rechnung bauen .......... 150,000 — 
4. | Zur Erbauung von Arbeiter-Wohnhäuſern für fiskaliſche Arge Abe 
ben Salzwerken zu Staßfurt und zu Schönebed, fowie bei den Saar- 
brüder Bergwerken ........ 54,000 — 
5. [ Sur Vollendung des Steinſalz ⸗Schachts bei Segeberg, letzte Nate des 
Gefammtkoftenbebarfs von 260,000 Thlen.. ...... ... .P.. 76,000 — 
Zur Vollendung eines Salzwerks bei Inowraclaw, legte Rate der {6 
nad) fpezielleren Ermittelungen auf 260,000 Thlr. belaufenden Ge- 
fammiloflen.csenonununennennnensensnnonnnepuenunnnsnnnennnnen 160,000 — 
Seite ..... 585,000 — 
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Darunter 
fünftig 
wegfallend. 






Ka- 


pitel Ausgabe. 


Thlr. 
Uebertrag ....- 585,000 
7. | Zur Vollendung der im Bau begriffenen Lokomotivbahn von bem fißfa- 


liſchen Steinkohlenbergwerk von der Heydt nad) dem Saarhafen bei 
Saarbrüden, legte Nate bes anfchlagsmäßig zu 150,000 Thlr. ermit- 


telten Koſtenbetragß ao.«.«.-onnonnonununnunnnnnuonsnonn nenne: 100,000 — 
8 | Sur Vollendung des im Bau begriffenen neuen Dienſtgebäudes für bas 

Ober-Bergamt in Dortmund, lehte Nate bes erforderlichen Koftenbetrags 61,000 — 
9, JSubvention zum Bau der St. Gotthard Eifenbahn, zweite Rate bes auf 

die Bergverwaltung fallenden Theils ber Pauſchſumme von 400,000 Thlrn. 30,000 — 
10. | Zur Deckung des als unbeibringlich anzuſehenden Theils eines Defekts bei 

ber Ober · Bergamtskaſſe in Breslau. .. 127,842 — 











120,000 _ 
Summa ber einmaligen und auferorbentlidhen Ausgaben ..... 1,023,842 — 
Abſchluß. 
ne betsssßgßggßgsggg 29,958,548 
Die dauernde Ausgabe beträgt ..... . .......... 22,856,253 
Es verbleiben daher ...... 7,102,295 
Hiervon bie einmaligen und auferorbentlichen Ausgaben ..... 1,023,842 
Bleibt Ueberfhuß ..... 6,078,453 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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Etat der Eifenbahn-Derwaltung 
für das Jahr 1873, 






Einnahme. 





A. Staatseifenbahnen. 


15. Niederfchlefifh-Märkifhe Eifenbabn. 
2:0. 5: ) VEREINE ICE EEIESRERFETTERFONURTTOTE 2,046,000. — — 
10 2n PUR ET RE — 7,043,000. — — 
VE RRFEEURTOREUELERRTEEUETSLBETENTUELEUTERTIRT 9,000. — — 
E07 TORE PEUELPEESTETEEEUTENEEDLIRLET EL TRSLTEZTRTTT 390,000. — — 
5. | Mietben, Pächte und öfonomifche Nutzungen aus fisfalifchen Gebäuden und Grunbdftüden . 45,827.23 — 
6. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 216,172, 7 — 
Summa Kap. 15..... 9,750,000. — — 
16, Berbindungseifenbahn zwifhen ben Bahnhöfen zu Berlin. 
a Or ELTERN ERIRREEREREOTELRETETETERTET 40,000, — — 
2. DAUER ee ae ea re ae ee 324,000. — — 
3. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, ſowie fonftige Einnahmen ..... 1,000. — — 
Summa Kap. 16 ...... 365,000. — — 
17. Oſtbahn. 
—— — ————— 3,476,800. — — 
2. üterverfehr esse * 6,415,100. ee 
3. | Telegraphengebühren ...... EEE EHRT 9,70. — — 
0: DEEEETLORTTEETTERSLERETTTELTSTTRTELLITETTZERTITITERE 250,000. — — 
5. | Miethen, Pächte und bkonomiſche Nußungen aus fisfalifchen Gebäuden und Grunbdftüden . 59,706. 6 10 
6. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienſtücken, ſowie fonftige Einnahmen ..... 88,693.23 2 
Summa Rap. 17..... 10,300,000. — — 
18. MWeftfälifhe Eifenbahn. 
1: U DER tn ara een 709,000. — — 
1 ER EL VIERTE ER EROELTLUFETEREL TER TFRREN 2,680,000. — — 
3, Ein ge RER ERROR EEE TI TER PIERRE 3,400. — — 
N 170,000. — — 
5. | Miethen, Pächte und bkonomiſche Nutzungen aus fiskaliſchen Gebäuden und Grundftüden . 42,785. — — 
6. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 40,815. — — 
Summa Kap. 18..... 3,646,000. — — 
19. Saarbrüder Eifenbahn. 
1: nn FÜR 386,000. — — 
2. Gätroertehe a ee 2,051,800. — — 
B. I Zelugroiengeblizet uuenooenassonasnonnanennnunnnnenn nassen en senen nennen 2,100. — — 
1 EHE TELT TEUER LEBEN THULETELESTERTTERPRTRSITERTELSETT 235,300, — — 
5. | Miethen, Paͤchte und —— Nuthzungen aus fiskaliſchen Gebäuden und Grundftüden . 7,139, — — 
6. | Erlös aus verlauften Materialien und nventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 76,761.— — 
Summa Kap. 19..... 2,760,000. — — 
20. Hannoverſche Eifenbahnen. 
3. J Derfonenverleßt .....++-.-0200s000s0nnononannnnnnusnnnnr une nenn sn nen nennen 3,317,500, — — 
Se SRSTERFPERCPERERG 6,947,000. — — 
A REEL IUEERSERE 12,300. — — 
4,1 Wagenmileihee..28 TELLEITEFRIERELLERFRIRRTRTEREE 600,000, — — 
5. | Miethen, Pächte und ökonomiſche Nutzungen aus fiskalifhen Gebäuden und Grunbftüden . 41,770, — — 
6. | Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, ſowie fonftige Einnahmen ..... 81,430. — — 
Summa Rap. 20 ..... 11,000,000. — — 





21. 


23. 


24. 


26, 


mbar 


snpPwB- 


neun“ - 


— 
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Bebra-Hanauer Eifenbahn. 


Peſenenertehhe e 666 
Guͤterverkehr ............... ENT ERERLET IN aa ee nee ——— 
Telegraphengebühren ............44 nennen 
Tl —— 
Miethen, Pächte und ökonomiſche Nubungen aus fistalifhen Gebäuden und Grundftäden / 
Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 
Summa Kap. 21..... 
Naffanifhe Eifenbabn. 

TEN Ta a0: 6 
Sewechcehteee 
Telegraphengebühren — 
NETTE REETETLETEFETERLTELTERTTLIETERTEERERTERTEETTETETTTTLTETTETTETT 
Miethen, Pächte und dkonomiſche Nutzungen aus fisfalifhen Gebäuden und Grunbftüden . 
Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 
Summa Stap. 22..... 

Main-MWefer-Bahn. 
Verfonenverkehr...... RER TNGE 
nn. ; RE ———— — ———— 
rapheebihren BE EN 
A DE 
Miethen, Vächte und öfonomifche Nugungen aus fisfalifchen Gebäuden und Grundftüden . 
Erlös aus verkauften Materialien und Inventarienftüden, fowie fonftige Einnahmen ..... 
Summa Kap. 23 ..... 

Main-Nedar-Babn. 
Antheil an dem Reinertrage »....... +: ELTTEPPLETOFETE 


FrankfurtOffenbacher Eiſenbahn. 


——— — ——————— 

—— — — 
Dielen, Pächte und dtonomifche N Rufungen aus Aetaifen Gebäuden und Grunbftüden . 
Erlö8 aus verkauften Materialien Anventarienftüden, ſowie fonftige Einnahmen ..... 


Summa Kap. 25... 
Wilhelmsbaven-DOldenburger Eifenbabn. 


Antheil an der Brutto-Einnabme ..................... 
Summa Kap. 26 für ſich. 
Hierzu Summa Kap. = — 
* * *24 
3 ENT 
» » 3 22 “re. * 
* * — 21 u...+ 
» ” — 
* » 19.. 
. v 2.19.40 
» » » 17 ..... 
» ” » 16..... 
f) » ea | 
Summa A. Staatdelfenbahnen ..... 





549,500. — — 
756,200. — — 





34,118.17 2 
36,581. 12 10 


2,200,000. — — 


948,000. — — 
1,537,000. — — 
4, — 
57/000. — — 
34,699.21 6 
19,300. 8 6 


2,600,000. — — 





118,497. — — 
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B. Privateifenbahnen, bei welchen der Staat betheiligt ift. 


Oberfhlefifhe Eifenbabn. 
a) Extradividende (b. i. der dem Staate ereregrig Ay dritte Theil des Rein. 
ertraged über 5 Drozent des Anlagefapitald) für das Betriebsjahr 1872 
687,142 Ihlr. — Sur. 
b) Dividende für das Betriebsjahr 1872 a 10% Prozent von 
dem Staatsantheile an den Stammaftien, Littr. B. ber 


Oberfchlefifchen Eifenbahn mit ........- 343,000 Thlr. 
und von ben bis ult. 1871 amortifirten 
dergleichen Aktien im Betrage von ..... 467,300 


jufammen von ..... 810,300 Thlr. = 82390 » 15 >» 
e) Zinfen a 34 — pro 1873 von dem 
vorſtehend unter b. gedachten Staatsan- 
RKF.. nennen 343,000 » 
und von ben bis ult. 1872 amortifirten 495,600 > 


dergleichen Aktien. 
zufammen von ..... 838,600 Täler. = 29,351 Thlr. — Sur. 


Summa Tit. 1 für fid. 


* 
— 





Köln;Mindener Eiſenbahn. 
a) Extradividende (d. i. ber dem Staate ftatutgemäß zuſtehende dritte Theil des Rein- 
ertrages über 5 Prozent bed Anlagelapitald für das Betriebsjahr ar 1,937 SH 
. 7 rt. 
b) von dem feiten® des Staates ernannten Mitgliebe ber Direktion der En 
Köln-Mindener Eifenbahngefellichaft abzuliefernde Tanticme ...... 15428 >» 


Summa Tit. 2 für fid. 





Stargard-Pofener Eifenbahn. 

Zinfen a 4% Prozent pro 1873 von dem Staatsantheile an dem Stammaftienkapital der 
Stargarb- Dofener u A —— 714,300 Thle. 
unb von ben bis ult. 1872 amortifirten ..............* 1,150,600 
Stammaktien bdiefer Bahn. 





jufammen von ».... 1,864,900 Täler. 
Summa Tit. 3 für fid. 


Bergiſch-Märkiſche Eifenbahn. 

Der vierte Theil desjenigen Ueberfhuffes, welcher zur —— einer Dividende von 
mehr als 6% Prozent auf die Stammaktien ber Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn dispo- 
MO. DIEBE Wan ea nenn nn nenn wesen aeg 

Summa Tit. 4 für fid). 


Summa B. Privateifenbahnen, bei welchen ber Staat betheiligt ift ..... 


C. Sonftige Einnahmen, 


Rekognition von der Schleswigfcen Eifenbahngefelfhaft..uunsnennennenenenneenen- 
Zur Beitreitung ber Koſten bed Aufſichtsrechts über die in Preußen belegenen Streden ber 


Braunſchwelgiſchen Eifenbahnen »- «ru... Hennnenenennennenennennnnen nun nn 


Summa C. ..... 
Dazu: » B...... 


Summa ber Einnahmen ..... 





798,873. 15 — 


1,037,365. — — 


83,920. 15 — 


100,000. — — 





2,020,159. — — 


3,750, ——— 
1,200, — EEE 


4,950. nn 
2,020,159. — — 
44,239,997.— — 


46,265,106, Pa: BEE 
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Ausgabe 


Dauernde Ausgaben. 


A. Staats⸗Eiſenbahnen. 
Niederfchlefiich-Märkifche Eifenbahn. 


Beioldungen. 


Direktion unb höhere tehnifhe Beamte. 


1 Vorfigender der Direktion mit 3100 Thlr.; 5 ——— der Direltion 
von 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., durchſchnittlich 700 Thlr.; 1 Ober 
Betriebs -Infpektor mit 1700 Ihlr., 7 —— und Betriebö- 

fpeftoren von 1200 Thlr. biß 1600 Thlr., burchſchnittlich 1400 

Ir.; 5 Eifenbaßn-Baumeiiter von 800 Thlr. bis 1000 Thlr., durch · 
ſchnitilich MO Thlr.; 1 ‚Selegrapben - Jufpeftor mit 1200 Thle.; 1 
Dber- Mafchinenmeifter mit 1 Thle., 5 Mafchinenmeifter von 800 
Thlr. bis 1400 Thle., durchſchnittlich 1100 Thlr.; 1 Ober-Güter- 
verwalter mit 1700 Thlr. 





Zufammen ..... 

(Die Gehälter der unter Tit. 1 we rien Beamten bei ſaͤmmt · 

lichen Staatsbahnen übertragen gegenfeitig je innerhalb 
ber betreffenden Kategorie.) 


Hauptkaffen- und Büreau-Derfonal x. j 
1 Sauptlaffen-Renbant mit 1800 Thlr., künftig 1500 Thle.; 8 Bud. 
halter, 1 Kaſſirer ber Hauptkaſſe unb 70 Eifenbahn + Sekretaire von 
600 Thlr. bis 1100 Thlr., in Berlin bis 1150 —* —— 
850 Thlr. 9 Kaſſen · Aſfiſtenten und 58 Betriebs- Sefretaire von 45 
Thlr. bis 700 Thle., in Berlin bis 725 Thlr., durchſchnittlich 576 
Kr 1 Betriebs-Kontroleur und 5 ——— von 750 Thlr. 
bis 1200 Thlr., in Berlin bis 1250 Ihlr., ——— 975 Thlr. ; 
2 Birreau-Affiftenten, — fallend, mit je 340 Ihlr.; 9 Kanz 
fiiten unb 6 Zeichner von : 0 A bis 650 Thlr, rchſchnittlich 
500 Thlr.; 1 Billetdrucker mit 350 Thlr. 7 Büreaubiener, 6 Kaffen- 
310 Eh 26 Portierd von 270 Thlr. bis 350 Thlr., durchſchnittlich 
fe 


Zuſammen ..... 133,945 Thlr. 


Darauf werben eritattet von ben betreffenden An- 
fchlußbahnen für den Mitgebraud; der Bahnhöfe zu 
Frankfurt, Liegnik, Görlik und Liebau ...........- 400 » 


Bleiben ..... 
(Der Hauptlaffen-Renbant erhält außer ber Befoldung freie Dienft- 


wohnung unb freies Heizungs» und Erleuchtungsmaterial. 
Diefe Emolumente fallen einftig fort. , 


Die höheren Befolbungsfähe für Berlin werben fortan nicht 
bewilligt.) 





Stationd-, Streden- und Telegrapben-Derfonal. 


16 Stationdvorfteher 1. Klaffe von 650 Thlr. bis 1000 Thlr., durchſchnitt⸗ 
lih 825 Thlr.; 34 Stationdvorfteher 2, Klaffe von 550 Thlr. bi8 
650 Thle., durchſchnittlich 600 Thlr.; 2 Stationd-Auffeher und 210 
Stations-Affittenten von 450 Thlr, bis 550 Thlr.,durchſchnittlich 
500 Thlr., 635 Meichenfteller von 270 Thlr. bis 350 Thlr., buch 
ſchnittlich 310 er 60 Bahnmeifter von 450 Täler. bis 650 Thlr., 
durchſchnittlich 660 Thlr.; 1121 Bahnmwärter und 2 SKrabmmwärter 
von 220 Thlr. bis 250 Thlr., durchſchnittlich 236 Thlr.; 1 Affiftent 


133,545 





171,145 


Daruuter 
künftig 
wegfallend. 























— 
Bee MR EN — 4133 
. Betrag Darunter 
pitel, Ausgabe. — — 
Alx. Tor. 
Uebertrag ..... 171,145 980 


bes Telegraphen · Inſpektors und 3 Telegraphen-Auffeher von 475 Thlr. 
bis 625 Thlr., durdyfchnittlich 550 The. ; 72 Telegraphiften von 350 
Thlr. bis 450 Thlr., durchſchnittlich 400 Täler; 30 Nachtwächter und 
1 Magazinwächter je 200 Thlr. 

Zufammen ..... 670,555 Thlr. 

Davon werben erjtattet von ben betreffenden Bahnen 

t ben Mitgebrauch bes Frankfurter, Liegnitzer, Gör- 

iger und Liebauer Bahnhofes und ber Breslauer Ver- 


I RER EEE HT 17,400 » 
Bleiben ..... 653,155 — 
4. Perſonal bes Expeditions- Fahr-, Werkſtätten; und 
Magazindienſtes. 


16 Stationsfaffen-Rendanten und Einnehmer, ſowie 51 Güter-Expebienten 
von 500 Thle. bis 850 Thlr., ausnahmsweiſe bis 900 Thlr., durdy- 
Anittlih 675 Thlr.; 12 ——* von 350 Thlr, bis 550 

—— durchſchnittlich 450 Thlr.; 70 Lade ⸗ und Bodenmeiſter von 330 
Thlr. bis 440 Thlr., burchfchnittlic 385 Thlr.; 220 Lofomotivführer 
von 400 Thlr. bis 550 Thlr., durchſchnittlich 475 Thlr.; 220 Seiger 
von 270 Thlr. bis 400 Thle., durchſchnittlich 335 Thlr.; 49 Zug: 

ter von 350 Thlr. bis 400 Thle., durchfchnittlih 375 Thle. ; 
ckmeiſter von 330 Thlr. bis 350 Thlr. durchſchnittlich 340 Thlr. ; 
Schaffner von 260 Thlr. bis 330 Thlr., ausnahmsweiſe bis 350 
ET burchichnittlich 295 Thlr. ; 130 Bremfer und Schmierer von 230 
Thlr. bis 330 Thlr., durchſchnittlich 280 Thlr., 4 MWerkftätten -Vor- 
eher und 13 Merkmeifter von 650 Thlr. bis 800 Thlr,, in Berlin 
8 825 Ihlr., durchſchnittlich 726 Thlr.; 1 Werkjtätten-Auffeher und 

6 MWagenmeifter von 320 Thlr. bis 400 Thlr.; durchſchnittlich 360 

Thlr.; 1 Materialienvermwalter 1. Klaffe mit 775 Thlr. 4 Materialiens 

verwalter 2. Klaſſe von 450 Thlr. bis 650 Thle., in Berlin bis 675 

30 a 550 Thlr.; 1 Koblenbahnhofs » Aufſeher mit 

* 


Zufammen ..... 435,930 Ihlr. 
Davon werben erftattet wie bei Tit. 2...... — 2200 » 


Bleiben ..... 433,730 |» — 


(Außerdem erhaͤlt ber Werkitätten-Aufjeher eine —* wegfallenbe 
Miethsentichäbigung von jährlich 60 Thlr. aus Tit. 5. 
Die höheren Befoldungsfäte Ir Berlin werben fortan nicht be 











willigt.) 
Summa Tit, 1 5i8 4...... 1,258,030 980 
Hiervon ab der von der Berliner Berbinbungtbaßn zu zahlende 
Beitrag zu den Befoldungen der Beamten bei der allgemeinen Ber- 
waltung pro rata ber Bahnlängen ....-aseseenerennennnnenenen 5,275 — 
Bleibt Summa Tit. 1 bis 4 ..... 1,252,755 980 


Andere perfünliche Ausgaben. 


5. | Stellvertretungstoften, für Arbeitshülfe in den Büreaus, zur Nemuneri- 
rung von MWeichenftellern und Bahnwärtern für Bedienung des elek. 
tromagnetifchen Telegraphen und für Beforgung de8 Billetverfaufs 
auf den Stationen, zur Löhnung ber Hülfsbeamten (Bahnwärter, 
——— Bremfer, Schmierer und Heizer) und Arbeiter, Honorar 
ber Bahnärjte . vers nensersnreennnn en a She 716,886 — 
6. I Koften für ärztliche Unterſuchung und Behandlung der im Dienſte ver- 
—— Beamten und Arbeiter, reſp. zur Unterſtützung derſelben 
und deren Hinterbliebenen, Prämien für Erſparniſſe an Koals und 
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T. 


8. 


en, Meilen und * 
9. Su Bilreaubedfirfni en (Schreib- und Dadmaterialien, Bibliothek, Drud- 


10, 


Darunter 


fünfttg 
wegfallend. 


Del und für Entdeckung von Schienen- und Achshrücen, künftig weg- 
fallende Heizungs. und Erleuchtungs-Deputate und Miethsen ſchaͤdi· 


ee ee ee 2222 





Summa Tit. 5 bis 7 ..... 

Davon ab ber von ber Berliner en mer zu zahlende 
Beitrag zu den Musgaben ber allgemeinen Verwaltung pro rata ber 
Bahnlüngen ..-vsousnronnenonnonunnenun ern nun nun nun 





220 


Sächliche Berwaltungsfoften. 


Diäten, Reife und Verfegungsfoften Anmiethen von Dienftwohnun. 
’ Die Sad — De 


ſachen 2c.), für sung Erleuchtung und Reinigung der Dienftlofale, 
für Erleuchtung der Bahn, der Bahnhöfe, —26 ie Büro %.ı 
ur Unterhaltung und Ergänzung ber Inventarlen, für Diewftbeklei- 
ungen, anguement#-Entihäbigangen und zur Haltung von Wädhter- 


Duden . sen nn nn sst nn unennnnnnannn 


Summa Tit. 8 md 9..... 


Davon ab ber von ber Berliner Verbindungsbahn zu zahlende Bei- 
trag zu ben Koften ber allgemeinen Verwaltung pro rata der Bahn. 











Angel -2us0on0 nenn nun —R —EXE—— —E——— — 
Bleibt Summa Tit. 8 und 9..... — 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlagen — — 
Summa für fid. 
Koften ded Bahntransports. 
—* — AA————— 600,300 — 
Unterhaltung unb Erneuerung des Lokomotiv- und Wagenparks........ 1,111,600 — 
Summa Tit. 11 und I2..... 1,711,900 — 
Sonſtige vermiſchte Ausgaben. 
Miethe für fremde Wagen auf ber Bahn und Tranßportentſchädigung an 
andere ahnverwalbungen —— — —— 536,000 — 
— ur Beamten, Penſtons · und Un ungskafſe ... 9,415 Thlr. 
on ab Erſtattung von ber Berliner Verbindungsbahn... 406 » 
Beiben kununu ne 9,009 REN 
Steuern, Rommunalabgaben und öffentliche Laſten .......4 38,000 — 
Schadenvergütigungen aller Art, —— von Fubr- und Fracht 
gelbern, Gerichtsfoften, Stempelgebühren und umvorhergefehene Aus. 
daben ————— 46,640 Thlr. 
Davon ab Erſtattung von der Berliner Verbindungsbahn... 334 » 
Bleiben...... — 46,306 — 
Summa Tit. 13 bis 16 .....:... 629,315 — 
Hierzu: Summa Tit. 1 bis 4.......... 1,252,755 980 
» v» BES 7. 802,190 220 
» » 8mb9...... a 482,840 — 
Beten 1,285,000 _ 
ii und 12....... 1,711,900 — 





Summa Kap. 22......... 6,164,000 1,200 






122. 


10. 


11, 
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Ausgabe. 


Berbindungs» Eifenbahn zwifchen den Bahnhöfen zu Berlin. 


Befoldungen. 


An die Nieberichlefiih- Märkiiche Eiſenbahn Beitrag zu den Befolbungen 
der Beamten bei ber allgemeinen Verwaltung pro rata ber Bahn 


Zt. 1..... 1,190 Thlr. 


..... 4, ” 


= 
Stations-, Streden- und Telegrapben-Perfonal. 


6 Stationsvorfteher zweiter Klaffe von 550 Thlr. bis 650 Thlr., durch⸗ 
—— 600 Thlr.; 9 Stationg-Affiftenten von 450 Thlr. bis 550 Ihlr., 
urchſchnittlich 500 Thlr.; 39 Brüdenwärter und Weichenfteller von 
270 Thlr. bis 350 Ber durchſchnittlich 310 Thlr.; 2 Bahnmeifter 
von 450 Thlr. bis 650 Thlr., durchſchnittlich 550 Thle.; Bahn- 
wärter von 220 Thlr. bis 550 Thlr., durchſchnittlich 235 Thle.; 
13 Telegraphiften von 350 Thlr. bi8 450 Ahle, durdhfehnittlic 
400 Thlr.; 6 Nachtwaächter mit je 200 Thlr. 


12 Cofomotivführer von 400 Thlr. bis 550 Thlr., durchſchnittlich u 
Ti 

5 QJugfüßrer von 350 bis 400 Thlr., durchſchnittlich 375 L; 
10 5 N Sy —X au i 


eifter zu 340 Thlr.; 8 Schaffner von i i8 330 Ihlr., 
ausnahmsweiſe bi8 350 Thlr., durchſchnittlich 295 Thlr. 

Zuſammen ..... 

Summa Tit. 1 bis 4 ..... 


Andere perfönliche Ausgaben, 


Stellvertretungstoften, für —*5*— zur Rennunerirung von Weichen ⸗ 
ſtellern und Wärtern für Bedienung bed elektromagnetiſchen Tele 
graphen, Tagelöhne für Zugbegleiter ........ REP TER HERNE 

Koften für Ärztliche Unterfudung und Behandlung ber im Dienfte verun- 

lüdten Beamten und Arbeiter, refp. zur Unterjtügung berjelben und 
eren Hinterbliebenen, an bie Nieberfchlefifch - Märkiiche Eifenbahn 

‚ Beitrag zu ben Koften ber allgemeinen Verwaltung pro rata ber 
Bahnlogen 
Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen ... ......... 


Summa Tit. 5. bis 7 ..... 


Sächliche Verwaltungsökoſten. 


Diäten, Reife und Verſetzungskoſten, fixirte Aequivalente für wegfallende 
Meilengelder ıc. ber unter Tit. 4 aufgeführten Beamten bed Fahr 
dienftes, ſowie an die Niederſchleſiſch Märkifche Eifenbabn Beitrag zu 
ben Koſten der allgemeinen Verwaltung pro rata ber Bahnlängen . . 

Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Dadmaterialien, Blbliothek, Drud- 
fachen 1c.), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung ber Dienitlofale, 
für Erleuchtung ber Bahn, der Bahnhöfe, optilcden Telegrapben x, 
ur Unterhaltung und Ergänzung der nventarien, für Dienftbeflei- 

ungen, ge zur Haltung von Wächter 
dur en 2, am bie Niederfchlefifch. Märkifche Eifenbahn Beitrag zu ben 
often der allgemeinen Verwaltung pro rata der Bahnlängen....-. 


Summa Tit. 8. und 9 ..... 
Unterhaltung und Erneuerung der Babmanlagen ..............4 


Summa Tit. 10. für ſich. 
Koften des Bahntransportd ...........6 —E 


Summa Tit. 11. für ſich. 

















5,275 an 


36,620 x 


14,296 
56,190 


26,970 


2,591 
1,755 


31,316 


6,870 
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Sonftige vermifchte Ausgaben. 
Steuern, Kommunalabgaben und öffentlihe Laften .... .....5 TE 
Scabenvergütigungen aller Art, ——— von Fuhr · und Fracht · 
eldern, Gerichtskoſten, Stempelgebühren an bie Niederſchleſiſch - Mär- 
ifche Eifenbahn, Beiträge zu den Koften ber allgemeinen Verwaltung 
pro rata ber Bahnlängen, und unvorhergefehene Ausgaben ........ 


Summa Titel 12 u. 13.. 


hierzu: I—: 
* 5—7. 
> > 8u.9 
* BE | A 
» a 1 SPEFRRNEDE 
Summa Rap. 23. ..;... 
Oſtbahn. 
Beſoldungen. 


Direktion und höhere techniſche Beamte. 


1 Vorſihender ber Direktion mit 3100 Thlr.; 8 Mitglieder ber Direktion 
von 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., durchſchnittlich 1700 Thlr.; 1 Ober 
Betriebsinfpettor mit 1700 Thlre.; 16 Eifenbabnbau- und Betriebs- 
—— don 1200 Thlr. bis 1600 33 durchſchnittlich 1400 Thlr. 
— 
900 Thlr.; 1 Telegrapheninſpektor von 900 Thlr. bis 1 Thlr., 
durchfchnittlic 1050 Ihle.; 1 Ober-Mafchinenmeifter mit 1700 Thlr.; 
11 Mafchinenmeifter von 800 Thlr. bis 1400 Thlr., durchſchnittlich 
1100 Thlr.; 1 Ober-Güterverwalter zu 1500 Thlr. 


Zuſammen #... 
Saupttaffen- und Büreauperfonal,. \ 


1 ——e— und 108 e 1500 Thle.; 8 Buchhalter, 1 Kaſſirer ber 
Hauptkaffe und 105 von —F bis 1100 Thlr., 
in Berlin bis 1150 Thlr., durchſchnittlich 850 Thlr.; 7 Babnkontro» 
leure von 750 Thlr. bis 1200 Thlr., in Berlin bis 1250 Thlr., 
durchſchnittlich 975 Thlr. ; 135 Betriebsſekretaire und 1 Kaſſenaſſiſtent 
von 450 Thlr. bis 700 Ihle., in Berlin 725 Thlr., durchſchnittlich 
575 Thlr.; 24 Kanzliften und 20 Seichner von 350 Thlr. bis 
650 Thlr., durdhichnittlich 500 Thlr.; 5 Büreaudiener, 2 Kaſſendiener 
und 32 Portiers von 270 Thlr. bis 350 Thlr.durchſchnittlich 
310 Thlr.; 2 Büreaubiener, künftig wegfallend, a 285 Thlr. 


Zufammen ... 218,085 Thlr. 
Davon werben erftattet von ber Stargarb- Pofener 
und Tilfit- Infterburger Eifenbahn für ben Mitgebraud) 
ber Bahnhöfe in Kreuz und Inſterburg .........5 2831 > 
Bleiben ....» 
(Die lt) oengpfäte für Berlin werden fortan nicht ber 
willigt. 


Stationd-, Streden- und Telegrapbenperfonal, 


Stationsvorfteher 1. Klaſſe von 650 a bis 1000 Thle., durch⸗ 
——— 825 Ihle.; 42 Stationsvorſteher 2. Klaſſe von 550 Thlr. 
i8 650 Thlr., durchſchnittlich 600 Thlr.; 20 Stationdauffeher und 
142 —— — von 450 Thlr. bis 550 Thlr., durchſchnittlich 
500 Thle.; 46 Wagenmeifter von 320 Thlr. bis 400 Ihlr., durch 
chnittlich 360 we 395 Meichenfteller von 270 Ihlr. bis 350 Ihlr., 
urchſchnittlich 310 Thle.; 106 Bahnmeiſter von 450 Thlr. bis 
650 Ihlr., durchſchnittlich 550 Thlr. ; 936 —— von 2% Ir, 
bis 250 Thlr., durchſchnittlich 235 Ihlr.; 5 Krahnmeiſter bis 350 Thlr., 
durchſchnittlich 310 Ihle.; 1 Oberbrüdenmeifter a 675 Thlr.; 9 Te 
legraphenauffeher von 475 Thlr. bis 625 Thlr., durchſchnittlich 


27 


— 


..... 








63,600 


217,804 
































u 


> » 





Ausgabe 


Uebertrag 


550 Thlr.; 82 Telegrapbiften von 350 Thlr. bis 450 Ihlr., burdh- 
ſchnittlich 400 Ihlr,; 1a Nachtwächter je 200 Thlr. 
Sufammen ... 611,920 Thlr. 
Davon werben erjtattet von der Stargard» Dofener , 
der Berlin - Stettiner und ber Tilfit - nfterburger 
Eifenbahn für ben Mitgebrauch der Bahnhöfe, refp. in 
Kreuz, Danzig und nfterburg, zufammen.......... 2,550 » 


Bleiben ..... 


Derfonal bes Erpebitiond-, Habhr-, Werkftätten- und 
Magazindienfteb. 


17 Stations-Kaffenrenbanten und Einnehmer, fowie 72 Güterexpebienten 
don 500 Thlr. bis 850 Thlr., ausnahmsweife bis 900 Thlr., durch⸗ 
nittlic 675 Ihlr.; 9 Gepäderpedienten von 350 Thlr. bis 550 Thle., 
—* 450 Thlr.; 67 Bobenmeiſter von 330 Thlr. bis 440 Ihlr., 
durchichnittlich 385. Thle.; 169 Lokomotivführer von 400 Thlr. bis 
550 Thlr., bucchfchnittlich 475 Thlr.; 27 Mafchinenheizer und 209 Lo⸗ 
tematiße ec von 270 Thlr. bis 400 Thlr., burdfenittlih 335 Thlr.; 
53 Qu F von 350 Thlr. bis 400 Thlr., durchſchnittlich 375 Thlr.; 
46 Dadmeifter von 330 Ihr. bis 350 Thlr., durchſchnittlich 340 Ihlr, ; 
162 Schaffner von 260 Thlr. bis 330 Thlr., ausnahmsweiſe bis 
350 Ihlr., ducchichnittlih 295 Thlr.; 150 Bremfer und Schmierer 
von 230 Thlr. bis 330 Ihlr., durchſchnittlich 280 Thle.; 5 Werk- 
ger und 29 Werkmeiſter von 650 Thlr. bis 800 Thlr., 
Berlin bis 525 Thlr., durchfchnittlich 725 Ihlr.; 10 Materialien- 
verwalter 1. Klaſſe von 650 er bis 900 Thlr., durchſchnittlich 
775 Ihle.; 15 Materialienverwalter 2. Klaffe von 450 Thir. bie 
650 Thlr. in Berlin bis 675 Thlr., durchſchnittlich 550 Thlr. 


Zuſammen ....- 415,210 Thlr. 
Davon werben erjtattet wie bei Tit. 2. ............ 1,533 » 
Bleiben .... 


(Die höheren Beſoldungsſätze für Berlin werben fortan nicht 
bewilligt.) 
Summa Tit. 1. bis 4 ..... 


Anbere perfönliche Ausgaben. 


Stelvertretungstoften, für Arbeitöhülfe in den Büreaus, zur Nemuneri- 
rung von Meichenitellern und Babnwärtern für Bedienung bes eleftro- 
magnetifhen Telegrapben und für Beforgung bes Billetverfaufs auf 
den Stationen, zur Cöhnung ber Hülfsbeamten (Bahnwärter, Weichen- 
pen: er Schmierer und Heizer) und Arbeiter, und Sonorar 

er EI EEEPRTOERTERTERUTESTRTERHFTTFRTTEITT 

Koften für bie Fratliche Unterfuchung und Behandlung ber im Dienfte ver- 
unglüdten Beamten und Arbeiter reſp. zur eg berjelben 
und deren Sinferbliebenen, Prämien für —— oaks und 
Del, für Entdeckung von Scyienen- und Achs 


609,370 


413,677 





1,304,451 


556,576 








570 





250 























0 Darunter 
Ra- künftig 
Titel. usgabe. 
pitel.| Lite A g wegfaflenb. 
Thlr. 
Uebertrag . .... — 
für Erleuchtung der Bahn, ber Bahnhöfe, optiſchen Tel x. 
ur Unterhaltung und rad ung ber an Fa 
ungen, Man — zur Haltung von Wächterhun · j 
ben und zur Beitreitung der Koften für bie einzurichtenden Eifenbahn- 
Usmmlfllonen -annsunsaonsannusnunuunasaunnn una Donnuanannae 233,732 — 
Summa Tit. 8 und 9 ..... 380,432 — 
10, Unterhaltung und Erneuerung ber Babnanlagen...... 1,157,000 — 
Summa Tit. 10 far ſich. 
Koften des Babhutrandports, 
11. | Raten ber Züge.. 807,720 — 
12. | Unterhaltung und Erneuerung des Colomotiv» und Wagenparks ....... 1,271,280 — 
Summa Tit. 11. mb 12 ..... 2,079,000 — 
Spnftige vermifchte Ansgaben. 
13. | Miethe für fremde Wagen auf ber Bahn und Transportentfhäbigun 
an anbere Bahunensaltungen TITTEN ” * 187,400 — 
14. | Zufcüffe zur Beamtenpenſions und zur Arbeiterkranken ⸗ und Unter ⸗ 
7 —— 23,200 _ 
15. | Steuern, Kommunalabgaben und öffentliche Laften..zuunnnunnenaennn. 54,400 _ 
16 — 2 ungen aller Art, Ruͤchahlungen von Fuhr- und Brachtgeb 
bern, erichte often, Stempelgebühren, Koften für Mitbenugung 
Bahnhofes Frankfurt a. O., umb unvorhergefehene Ausgaben ....... 42,917 | — 
Summa Tit. 18 * — — — 
ierzu: * ” 8 4 ..... r 7 
>» MT... 6 250 
» , 8m 9..... 380,482 — 
un. FOREN 1,157,000 — 
* ⸗I11 und 12 ..... 2,079,000 er; 
Summa Rap. 24 ..... 5,892,000 820 
26, Weitfälifche Eiſenbahn. 
Befoldungen. 
1. Direktion und höhere tehnifche Beamte. 
1 Borfigender ber Direktion mit 3100 Ihle. ; 3 Mitglieder der Direktion : 


von 1400 Thlr. bis 2000 Thfr., a 1700 Thle.; 1 Ober H 
Betriebsinfpeftor mit 1700 Täler; 5 Eifenbahnbau- und Betriebs- 
npeftoren von 1200 bis 1600 Thlr., burdichnittlih 1400 Thlr. ; 
3 Eifenbabnbaumeifter von 800 Thlr. bis 1000 Thlr. , durchſchnittlich 
900 Thlr.; 1 Telegrapben-Infpektor zu 1100 Thlr.; 1 Ober-Mafchinen- 
meifter zu 1700 Thlr.; 2 Mafchinenmeifter von 300 Thlr. bis 1400 
ak ‚ ducchfchnittlich 1100 Thlr.; 1 Ober-Güterverwalter zu 1600 


Zufammen ..... 26,200 — 


2, Hauptlaffen- und Bürean-Perfonal. 


1 Hauptkaſſen «-Renbant p 1500 Ihle.; 5 Buchhalter, 1 —— der 
Hauptkaſſe und 34 Eiſenbahn - Sekretalre von 600 Thlr. bis 1100 
Thlr. durchſchnittlich 850 Thle.; 3 Bahnkontroleure von 750 Thlr. 
bis 1200 Thlr.durchſchnittlich 975 Thle.;_29 Betriebs + Sefretaire 
und 2 Kaffen-Affiitenten von 450 Thlr. bis 700 Thlr., durchſchnittlich 


Seite ..... 26,200 I 


wAWTTO- 
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Ausgabe. 


57 fr.; 6 Sanzliften und 6 zeichner von 350 Thlr. bis 650 
It., —— 500 Thlr.; 2 Billetbruder und 4 Magazinauf- 
feher von Ir. bis 400 r., durchſchnittlich 340 Thlr.; 4 B 
reaubiener, 1 Kaffenbiener unb 12 PVortiers von 270 Thlr. bis 350 
Thlr., durchſchnitilich 310 Thlr. 
Zuſammen ..... 69,560 Thlr. 
Davon ab: Nůuͤckerſtattungen von ber —5— 
tiſchen, Hannoverſchen und Sollänbiichen hn für 
Mitbenugung ber Bahnhöfe in Soeſt, Rheine und 
—S 465 » 


Stationd-, Streden- und Telegraphen-Perfonal. 


Stationdvorfteher 1. Klaffe von 650 bis 1000 Thlr., durchſchnittlich 
825 Thlr.; 14 Stationsborſteher 2, Klaſſe von 550 Thlr. bis 650 
Thlr., durchſchnittlich 600 There. ; 51 gg en Jr reſp. Stationd- 
Affiftenten von 450 Thlr. bis 550 Thlr.; durchſchnittlich 500 Thlr. 
154 Meichenftellee und Brüdenmwärter von 270 bis 350 Ihlr,, 
durchſchnittlich 310 Ihle.; 29 Bahnmeifter von 450 bis 650 Thlr,, 
burchichnittlih 550 The; 400 Bahnwärter von 220 Thlr, bis 250 
Thlr., durchſchnittlich 235 Ihle.; 1 Telegrapben-Muffeher zu 550 —* 


20 —5* von 350 Thir. bis 450 Thlr., durchſchnittlich 


11 


Thlr.; Nachtwaͤchter je 200 Thlr. 


Sufammen ....- 217,515 Thlr, 


—— 370» 


Bleiben ..... 


Perfonal des Expebitiond., Habhr-, Werkftätten- und 
Magazinbienftes. 

Stationstaffen - Rendbanten und Einnehmer unb 16 Güteregpebienten 

von 600 Thlr. bis 850 Thlr., ausnabmsmeife bis WO Thlr., bu 

ſchnittlich 675 Ihlr.; 5 Gepäd-Expebienten von 350 Thlr. bis 5 
Lu —*—— 450 Thlr.; 25 Pabe- und Bodenmeiſter von 330 
Ir. bis 440 Ihlr., burdfchmittlih 385 Ihle.; 3 Güter- Faktor, 
künftig wegfallend, 3 340 Ihlr.; 92 Lokomotivführer von 400 Thlr. 
bis 550 Ahle, — 475 Ihlr.; 92 Heizer und 7 Mafdyinen- 
märter von 270 Thlr. bis 400 Thlr., dirchſchnittlich 385 Thle.; 46 
—I von 350 Thle. bis 400 Thlr., durchſchnittlich 375 Thfr.; 
admeifter von 330 Thlr. bis 350 Thlr., durchſchnittlich 340 Thlr. ; 
29 Schaffner von 260 Thlr. bis 330 Ihlr., ausnahmsweife bis 35 
Thlr., duürchſchnittlich 205 Thlr.; 118 Bremfer von 230 Thlr. bie 
330 Ihlr., durchfehnittli Se, 2 Merkftättenvorfteher und 11 
Merkmeifter von 650 Thlr. bie Thlr., durchſchnittlich 725 Ihlr.; 
12 Magen- und Rangirmeifter von 320 Thlr. bis 400 Thlr., durch⸗ 
(Anittih 360 Air. ; 3 Materilienermalte 1; Rifie von 650 Thlr. 
8 900 * durchſchnittlich 775 Thle; 2 Materialienverwalter 

„ 


2. Klaffe von 450 Thlr, Bis 650 Thlr., durchſchnittlich 550 Thlr. 
ufammen ....- 193,180 Thlr. 
Davon werben erftattet wie bei Tit. J........... 1,716 » 
Bleiben ....- 


Andere perfönliche Ausgaben. 


‘5. | Stellvertretungsfoften, für Arb Ife in ben Büreaus, zur Remuneri- 


rung von Weichenſtellern und mwärtern fir gen bes elel- 
tromagnetifhen Telegraphen und für Beforgung des Billetverfaufs 





fär fünftig 
1873 wegfallend 
Thlr. Thlr 
26,200 _ 
69,095 — 
212,145 — 
191,464 340 
498,904 340 


440 
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26. 


10, 


11, 
12, 


14, 
15. 





Del, und für Entbefung von Schienen. und Achsbrüchen .......... 
Zu außerorbentlihen Remunerationen und Unterftühungen .......... .. 


Summa Tit. 5 68 7 ..... 


Sächliche Berwaltungstoften. 


Diäten, Reife und of en Anmiethen von Dienftwohnun- 
gr Meilen und Nachtgelder ber Beamten bes Fahrbienited ....... 
Zu Büreaubebürfniffen (Schreib und Padmaterialien, Bibliothek, Drud- 
achen x.), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung ber Dienitlofale, 
ür Erleuditung der Bahn, der Bahnhöfe, optiichen Telegraphen ıc., 
zur Unterhaltung und Eradmung ber Inventarien, Miethe.für Lokale 
zur Enveiterung des Central-Büreaus, für Dienftbefeibungen , Man 
quements-Entfhäbigungen und zur Haltung von Wächterhunden x. . 


Summa Tit. 8 und I ..... 
Unterhaltung und Erneuerung ber Bahnanlagen. ..... 
Summa Tit. 9 für fid. 


Koften ded Bahntransports. 
ne  PPRREREPRTRERTELTRURTERTLERTERTETTELLTERLTERTTFR 
Unterhaltung und Erneuerung bes Lokomotiv und Wagenparks ..... .. 


Summa Tit. 11 und 12 ..... 


Spnftige vermifchte Ausgaben. 


Schabenvergätigungen aller Art, Rüdzahlungen von Fuhr- und Fracht · 

ie ür — — des Lippe 
ebergangs bei Hamm, Rente für Mitbenutzung ber Kir rer en 
in Soljminden, Beiträge zu ben gemeinfchaftlicyen Adminiſtrationskoſten 
ber Eijenbahn-Verbände, und ungorhergefehene Ausgaben .......... 


Summa Tit, 13 bis 16 ..... 
Hierzu: Summa Tit. 1 bis 4 ..... 
» » 5687 ..... 


* 
u | RE 
> 


Summa Kap. 25 ..... 


Saarbrücker Eifenbabn. 


Befoldungen. 
Direktion und höhere tehnifche Beamte. 
1 Vorfigender ber Direktion mit 3100 Thlr., 4 Mitglieder der Direktion 
von 1400 Thlr. bis 2000 Thle., durchſ endet 1700 Thlr., 1 Ober- 


Betriebs nfpetor mit 1700 Thle.; 3 Eifenbahnbau- und Betriebs. 
Infpektoren von 1200 Thlr. bis 1600 Thle., durchſchnittlich 1400 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 






Ausgabe. 


Thlr. 





‚Thlr.; 3 Eifenbalm-Baumeifter von 800 Thlr, bis 1000 Thlr., durch⸗ 
ſchnitilich MO Thlr.; 1 —— pektor zu 1050 Thlr.; 1 


Obet · Mafchinenmeifter zu 1700 Thlr,; 2 Mafdyinenmeifter von 800 
Thlr. bis 1400 Thlr., durchſchnittlich 1100 Thlr.; 1 Ober-Güterver- 
[welter zu 1600 Thle. snanonnnenasnennnnsnn nenn nun onen en ann 5,050 — 


2. Hauptfaffen- und Büreau-Perfonal. 


1 Hauptfaffen-Nendant zu 1500 Thlr.; 5 Buchhalter und 1 Kaffirer der 
Hauptlaffe und 39 Cilenbahn-Selretaire von 600 Thlr. bis 1100 Ihlr., 
— 850 Thlr.; 4 Kaſſen ⸗Aſſiſtenten und 47 Betriebs - Selre ⸗ 
‚taire von 450 Thfe. bis 700 TIhlr., durchſchnittlich 575 Ihle.; 3 Bahn- 
Kontroleure von 750 Thlr. bi8 1200 Thlr. durchſchnittlich 975 Ihlr.; 
8 Kanzliften und 6 Zeichner von 350 Thlr. bis 650 Thlr., durch⸗ 
ſchnittlich 500 TIhle.; 1 Billetbruder und 2 Magazinauffeher von 280 
Thlr. bis 400 Thlr., durchfchnittlih 340 Thle.; 3 Büreaubdiener, 1 
Kaffendiener, 9 Vortierd und 1 Kohlenmeſſer von 270 Thlr. bis 350 
Thlr., durchſchnittlich 310 Thlr. j 

Zufammen ..... 84,360 Thlr. 


Davon ab 55 Prozent der Befolbung für 2 Portiers 
auf bem ** Neunkirchen, welche von der Rhein- 


Nahe und Pfalzbahn erftattet werden .. ..... ... ...4 34l > 
ß Bleiben ..... 84,019 _ 
$. Stations-, Streden- und Telegraphen-Perfonal. 


7 Stationdvorfteher 1. Klaffe von 650 Thlr. bis 1000 Thlr., durd)- 
fchnittlih 825 Ihle.; 17 Stationsvorfteher 2. Klaffe von 550 Thlr. 
bis 650 Ihle., durchſchnittlich 600 Ihle.; 4 Stationsauffeher und 58 
Stationdafliftenten von 450 in bis 550 Thle, durchſchnittlich 500 : 

ft.; 160 Weichenfteller von 270 Thlr. bis 350 * durchſchnitt · 
lich 310 Thlx 14 Bahnmeiſter von 450 Thlr. bis 650 Thlr., durch ⸗ 
ſchnittlich 550 Thlr.; 147 —— von 220 Thlr. bis 250 Thlr. 
durchſchnittlich 236 Thlr.; 1 Telegrapbem-Auffeher zu 550 Thlr.; 2% 
Telegraphiiten von 350 Thlr. bis d50 Ihlr., durchſchnittlich 400 Thlr.; 
11 Nachtwächter a 200 Thlr.; ferner: Ortszulage von 10 Brozent 
des Gehalts für die Weichenfteller, Bahnwärter, Nachtwächter und 
den Stations-BVorfteher in Luxemburg. 

Zufammen ..... 158,288 Thlr. 
z Davon geben ab 55 Prozent der Befoldungen und 
Ortszulagen für die Beamten in Neunfirdien, daB Ge- 
balt und die Ortszulage eines Weichenftellers für Redy- 
nung des Hüttenwerks in Burbach, fowie das halbe 
Gehalt und Ortözulage eines Weichenftellerd für Red 


nung des Dillinger Hüttenwerks ..........* 7076 » 
Bleiben ..... 151,212 — 
4. Perſonal des Expedition», Ba Werkftätten- und 
Magazinbienftes, 


6 Stationd-Kaffen Rmbanten und Einnehmer und 32 Güter- und Kohlen. 
Erpedienten von 500 Thlr. bis 850 Thlr., ausnahmsweiſe bis 900 Thlr., 
durchſchnittlich 675 Ihlr.; 2 Gepäd-Exrpedienten von 350 Thlr. bis 
550 Thlr., durchfchnittlich 450 Ihlr.; 24 Bodenmeifter von 330 Thlr. 
bis 440 Thlr., en 385 Thlr.; 84 Pofomotivführer von 
400 Thlr. bis 550 Ihlr., durchſchnittlich 475 Ihlr.; 84 Heizer und 
10 Dampfmafchinemvärter von 270 Thlr. bis 400 Thtr,, durchſchnitt · 
lid 335 Ihlr.; 39 Zugführer von 350 —* bis 400 Thlr,, durch ⸗ 
ſchnittlich 375 Ihlr.; 15 Packmeiſter von 330 Thlr. bis 350 Er 
durchſchnittlich 340 Ihlr. ; 51 Schaffner von 260 Thlr. bis 330 Thlr,, 
ausnabmöweije bis 350 Thlr., durchſchnittlich 295 Thlr.; 58 Bremfer 
und Schmiert von 330 Thlr. bis 330 Thlr., durchſchnittlich 280 Thle. ; 
6 MWerkitätten-Vorfteher und Werkmeiſter von 650 Thlr. bis 800 Thlr., 
—— 725 Thlx. 12 ————— von 320 Thlr. bis 400 Ale, 
bu nittlih 360 Thlr.; 2 Materialien « Verwalter 1. Klaffe von 


Seite ..... 260,281 — 
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Betrag Darunter 
a⸗ für künftig 
Titel 
pitel. 1873, wegf allend. 





Thlr. Thfr. 






650 Thlr. bis MO Thlr., durchſchnittlich 7765 Thlr., zufammen nad) 
———— ber Ortszulage von 10 Prozent des Gehalts für bie 
u 


Beamten in Yugemburg, fowie des Beitrags von 45 Prozent zur Be 
—— bes von ber Pfalzbahn geſtellten Wagenmeiſters in Neun 
icchen mit überhaupt 9-0 hie. — — ——— 169390 Thlr. 
Davon werben erftattet 55 Prozent der Befol- 
dungen für die Beamten in Neunkirchen ............ 4681 — 
Bleiben ..... 164,709 Se 
Summa Tit. 16i8 4 ..... 424,990 — 


Nach $. 1 des Vertrages vom 18. Juni 1856, betreffend bie Ueber⸗ 
acer Betriebes ber Rhein Rabe- Bahn an den Staat, bat ber 
Betriebsfonds ber legteren zu den Ausgaben der allgemeinen Verwal- 
tung nach der Meilenzahl ratirlich beizutragen; e8 find mithin, ba bie 
Saarbrüder Eifenbahn 23,111 Meilen anzunehmen und die Rheim— 
Nahe ⸗Bahn 16,199 Meilen lang ift, ppr. aus dem Betriebs- 
fonds der Nhein-Nahe-Bahn zu deden. Demnach find von ben Beſol⸗ 
dungen der der allgemeinen Verwaltung angebörigen Beamten sub 


Tit. 1 und 2 abzuſehen ..................... EEE 36,997 = 
Bleiben Summa Tit. 1 bis 4..... 387,993 = 


Andere perjönliche Ausgaben. 


Stellvertretungstoften, für nn in den Büreaus, zur Loͤhnung 
ber Hülfsbeamten (Bahnmwärter, Meichenfteller, Bremfer, Schmierer, 
Heizer) und Arbeiter, und Honorar der Bahnärzte . .. .. .. . ..4 148,760 

6. | Koften für die Ärztliche Unterfuhung und Behandlung der im Dienſte 

verunglüdten Beamten und Arbeiter vefp. wu — derſelben 

und deren Hinterbliebenen, Prämien für Erſparniſſe an Koals und 

Del und für Entbedung von Schienen und Achsbrüchen x., Koiten 

für den Rangirdienft auf Station Forbach und für die Ueberwachun 

und den Betrieb auf Station Saargemind, für das Begleitperfona 
ber Kohlen, Verfonen- und Güterzüge auf der Grenzitrede Reun- 
firchen-Berbach und für — e Benutzung der Lokomotiven, ſowie 

Vergütungen an die Beamten des Telegraphendienſtes aus dem Privat 


.or 








Depeſchen · Verlehr ...................................... 18,606 — 

7. | Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen ........... 9700 — 
Summa Tit. 5 bis 7 ..... 177,066 — 

8. | Davon ab der Beitrag der NheinNahe-Eifenbahn wie bei Tit. 1 bis 4.. 7,116 — 
Bleiben Summa Tit. 5 bis 7 ..... 169,950 = 


Sächliche Berwaltungsfoften. 


9, | Diäten, Reife und Berfe —— Der Anmiethen von Dienitwohnun- 
gen, Meilen und Nachtgelder der Beamten bes Fahrdienftes ... ..... 50,850 
10. | Zu Büreaubebürfniffen reib-, Dadmaterialien, Bibliothek, Drud- 

ſachen x.), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung ber Dienftlofale, 

für Erleuchtung ber a ‚ der Bahnhöfe, optiichen ——— en ꝛc. 

ur Unterhaltung und Ergänzung der Inventarien, für Dienitbeflei- 

ungen, Manquements⸗Entſchaͤdigungen und zur Haltumg von Wäch— 

terhunden X. ............ 46,329 


Summa Tit. 8 mb 9..... z 97,179 
Siervon ab, wie bei Tit. 1 biß 4, ber Beitrag ber Rhein-Nahe- 
Eifenbahn im Betrage von 5 zu ben Koſten ber allgemeinen Ver- 
waltung »sunsoonouenunnnssunnsnuneee RL ETELT IT ET ars 4,729 


Bleiben Summa Tit. 8 und 9 ..... 92,450 


















Ka- 
pitel. 


11. 
12. 


13, 
14, 


15. 
16. 





Ausgabe. 


Unterhaltung und Erneuerung ber Bahn-Anlagen ..... 
Summa Tit. 10 für fid. 


KRoften ded Bahntrausports. 
Mr WPRORPEIPREFFOFTPERTOTETTETPTEITTTERTTFLELEPTORR 
Unterhaltung und Erneuerung des Cofomotiv- und Wagenparks. ....... 


Summa Tit. 11 und 12..... 


Sonftige vermifchte Ausgaben. 


Miethe für fremde Wagen auf der Bahn und Transport - Entfhäbigung 
an andere Bahnverwaltungen ...........................2..5. 
Sufhüffe zur Beamten Penfions- und Arbeiter + Stranken- und Unter. 
ftügungslaffe .....2.--creneennennenn — TEEETPORUERTERER 
Steuern, Rommunalabgaben und Öffentliche Laften ....2 
Schabenvergütigungen aller Art, Rüdzahlungen von Fuhr- und Fracht. 
geldern, Gerichtäfoften, Stempelgebühren, Entſchädigung an die Ver- 
waltung ber eg el bie Ueberlaffung bes Betriebes auf 
ber Grenzſtrecke Forbach für Verzinfung der Koften, für ben Ausbau 
der Grenzitrede bis —— und bie —— er gemeinfchaft- 
usga 


lichen Station Saargemünd, und unvorhergefehene ı ERBFRER 
6 Summa Tit. .- B 2 —— 

ierzu: Bo 4..... 

» bis 7... 

» » Bund 9..... 

» De) | 1 FRE 

» »11 und 12 ..... 


Summa Rap. 26..... 


Hannoverfche Eifenbahn. 
Befoldungen. 


Direktion und höhere tehnifhe Beamte. 


1 BVorfigender der Direktion mit 3100 Ihle.; 8 Mitglieder der Direktion 
von 1400 Thlr. bis 2000 TIhle., durdfchmittlic 1700 Thlr.; 1 Ober 
Betriebs+ Infpektor zu 1700 Ihle.; 12 Eifenbahnbau- und Betriebs- 
nfpektoren von 1200 Ihlr. bis 1600 Thlr., durdyichnittlich 1400 Thlr. 
(einfehtichlic 2 u fallende Stellen mit 2800 Thlr.); 13 Eifen- 

b-Baumeifter mit 300 Le. bis 1000 Ihlr., durchſchnittlich 900 Thlr.; 
1 Tele —— zu 1200 Ihle.; 1 Ober⸗Maſchinenmeiſter zu 
1700 Fe. j afchinenmeifter von 800 Thlr. bis 1400 Thlr,, 
durchſchnittlich 1100 Thlr.; 1 Ober-Güterverwalter zu 1700 Thlr. . 


Zufammen..... 


Hauptkaffen- und Büreau-Perfonal. 


1 Hauptfaffen-Rendant zu 1500 Thlr.; 7 * lter und 1 Kaſſirer 
ber Hauptkaſſe, 86 Eiſenbahn⸗Sekretaire von 600 Thlr. bis 1100 Thlr., 
durchſchnittlich 880 Ihle.; 12 Bahn» und Betriebs » Kontroleure von 
750 Thlr. bis 1200 Thtr., durchſchuittlich 975 The; 1 Kaffen- 
Affiitent und 75 Betriebs - Sefretaire von 450 Thlr. bis 700 Thlr., 
burchfchnittlid 575 Thle.; 2 Vorftcher ber vormaligen Materialien- 
und Magazin-tommiffionen, künftig wegfallend, zufammen 2250 Thlr. ; 
1 Ingenieur ber vormaligen Magazin-stommiffion, künftig wegfallend, 
mit Thlr.; 21 Kanzliften und 12 Zeichner von 350 Uhr. bis 
650 Ihle,, ea 500 Thlr.; 2 Billetdruder und 9 agezin- 
Auffeher von 280 Thlr. bis 400 Thlr., —— 340 Thlr.; 
1 Debell ber Direktion a 440 Thlr.; 7 Büreaudiener, 2 Kaffendiener 
und 39 Vortiers von 270 Thlr. bis 350 —— durchſchnittlich 310 Thlr. 
nad Hinzurechnung ber Hälfte der Befoldungen für die von ber Weſt 









129,682 
435,518 


565,200 





107,800 


5,109. 9. 7 


16,100 





59,200 









Darunter 
fünftig 
wegfallend. 





2,800 





2,800 


————— ——— — — — 
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Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


fäliſchen reſp. Magbeburg-Leipziger Eifenbahn-Verwaltung angeftellten 
gemeinfchaftlichen Beamten, nämlich: für 1 Magazin-Auffeher a340 Thlr. 
und 1 PVortier a 310 Thlr. in Rheine, und für 1 Portier 310 Thlr. 
in Ahrenshauſen. 


Zuſammen ..... 175,690 Thlr. 
Davon ab: Das von ber rg re er 
Eifenbahn + Verwaltung zu erjtattende Gehalt für 
2 Vortiers in Nordhauſen mit zuſammen. .. ....... 620» 


Bleiben ....- 


Stationd-, Streden- und Telegrapben-Perfonal. 


37 Stationsvorfteher 1. Klaſſe (darunter 1 Schiffs-Kapitain) von 650 Thlr. 


bis 1000 Thlr. — 825 Thle.; 36 Stalions - Vorſteher 
2. Stlaffe von 550 Thlr. bis 650 Thlr., burchfchmitich 600 Tole. 
229 Stationd-Auffeher nnd Affiitenten (darunter ] Steuermann) von 
450 Thlr. bis 550 Thlr., durchſchnittlich 500 Thlr.; 455 Meichen- 
fteller und Brüdenmwärter von 270 Thlr. bis 350 Thlr., durchſchnitt 
lid, 310 Thlr.; 82 Bahnmeifter von 450 Thlr. bis 650 Ihlr., durch⸗ 
—— 550 Thlr.; 731 Bahnwärter von 220 Thlr. bis 250 Ihr, 
urchfchnittlich 235 Ihlr., 8 Tel a alle von 475 Thlr. bi8 
625 Thlr., durchſchnittlich 550 TIhlr.; 87 Telegraphiften von 350 Ihlr. 
bis 450 Ihlr., durchfchnittlich 400 TIhle.; 57 actwächter je 200 Thlr. 
nad) Hinzurechnung der Hälfte der Befoldungen für die von der MWeft- 
fälifchen rvefp. Magdeburg Veipziger Eifenbahn-Verwaltung angeftellten 
gemeinfchaftlihen Beamten, nämlid: für 2 Stationsvorfteher I. Klaffe 
und 2 Stations- Aififtenten in Ahrenshauſen und Rheine von reſp. 
825 Thlr. und 500 Thlr., fowie für eier a 400 Ihlr. 
und 2 Nachtwächter a 200 Ihlr. in Rheine und 1 Nachtwächter zu 
200 Thlr. in Ahrenähaufen. 


Zufammen ..... 576,985 Thlr. 


Davon gehen ab: Erftattungen von den red)ts- 
elbiſchen Eifenbahnen und der. Magdeburg » Veipziger 
Eifenbahn die Hälfte dev Befoldungen für 1 Steuer 
mann & 250 Thlr. und 1 Schiffs - Kapitain an ber 
Sobnftorfer Fähre a 412 Ihlr., das ganze Gehalt 
für 1] Stations-Borfteher 1. Klaſſe in Nordbaufen von 
825 Thlr., für 3 Stations + Vorftcher 2. Klaffe & 
600 Thlr. in Walkenried, Ellrich und Niederfahöwer- 
fen, für 4 Stations-Nffiftenten a 500 Ihlr. in Wal- 
kenried, Ellxich, Niederſachswerfen und Norbhaufen, 
für 11 Weichenſteller & 310 Thlr., 2 Bahnmeifter 
a 550 Thlr. und 20 Bahnmwärter a 235 Thlr. auf 
ber Strede Nürei -Nordhaufen, fowie für 1 Telegra- 
phiften a 400 TIhlr. und 1 Nachtwächter a 200 Thlr. 
in Nordhauſen ....................... — 15097 » 


Bleiben ..... 


Derfonal bed Expeditiond-, —3*— Werkſtätten und 
Magazindienſtes. 


22 Stations- Kaſſenrendanten, —— und 51 Güter-Expedienten von 


500 Thlr. bis 850 Ihlr., ausnahmsweiſe bis 900 Ihlr,, durchfchnitt- 
ih 675 J ;. 10 Gepäd-Expedienten von 350 Thlr. bis 550 Ihle,, 
durchichnittlic 450 Thlr.; 78 Lader und Bodenmeiſter von 330 Thlr. 
bis 440 Thlr., durchſchnittlich 385 Thlr.; 273 Lokomotivführer von 
400 Thlr. bis 550 Thlr. durchſchnittlich 475 Ihle.; 273 Tofomotiv- 

iger und 31 Wärter ber ftehenden Dampfmaſchinen von 270 Thlr. 
i8 400 Thlr. durchichnittlih 335 Thlr.; 70 Sugführer von 350 Thlr. 
bis 400 Thlr., durchicnittlih 375 Ihle; 105 Vadmeifter von 
330 Thlr. bi8 350 Thlr., durchfchnittlich 340 Ihlr.; 224 Schaffner 
von 260 Thlr. bi8 330 Thlr., ausnahmsweiſe bis 350 Thlr., durch⸗ 


Betrag 
für 


175,070 


561,888 





796,158 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Thlr, 
2,800 


2,980 


5,780 
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Ausgabe 


Uebertrag ..... 


gr 295 Ihlr.; 110 Bremer und mierer von 230 Thlr, bis 
330 Thlr., durchſchnittlich 280 Thlr.; 2 Mafchinen-ngenieure, fünftig 
u end, mit 600 Thlr. und 1000 Thlr,, 25 Merkitätten-Vorfteher 
und Merfmeifter von 650 Thlr. bi8 800 Thlr., — nittli 
725 Ihle.; 47 Wagenmeiſter von 320 bis 400 Thlr., durchſchnittli 
360 Thle.; 6 Materialienverwalter 1. Klaſſe von 650 Thlr. bie 
Thlr. durchſchnittlich 775 Thlr.; 5 Materialienverwalter 2. Klaſſe von 
450 Thlr. bis 650 Ihlr., burdyfchnittlih 550 Thlr., nad Hinzured)- 
nung ber Hälfte der Befoldungen für die von ber Weſtfäliſchen reſp. 
Magteburg · Ceipziger Cifenbabnverwaltung angeftellten gemeinfchaft- 
lihen Beamten, nämlid: für 2 Stations-Ktaffenrendanten a 675 Thlr. 
und 2 Gepäd.+Expedienten a 450 Thle. in Ahrenshauſen und Rheine 
und für 1 Maſchinenwärter & 335 Ihlr. und 1 Wagenmeifter zu 
360 Thlr. in Rheine. 


Zuſammen ».... 519,670 Thlr. 
Davon gehen ab: 


er von ben rechtselbifchen Eifenbahnen für 
— aſchiniſten an der Hohnſtorfer Fähre $ der Beol * 
ung ........ . nennen ernennen nenne nenne » 


Summa Tit. 1 6i8 4..... 


Undere perfünliche Ausgaben, 


Stellvertretungsfoften, für Arbeitebülfe in den Büreaus, zur Nemune- 
rg von Meichenftellern zc., für Beforgung bes Billetverfaufs auf 
den Stationen, zur Löhnung der Hülfsbeamten (Bahnwärter, Weichen- 
fteller, Bremfer, Schmierer, Heizer) und Urbeiter, und Honorar ber 


.... ** 


Sächliche Verwaltungskoſten. 
Diäten, Reife- und Verſetzungskoſten, zum Anmiethen von Dienftwoh- 
nungen, Meilen» und Nachtgelder der Beamten bes rbienftes..... 
Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Darmaterialien, Bibliothef, Drud- 
achen), für Heizung, —— und Reinigung der Dienſtlokale, 
ür Erleuchtung der Bahn, der Bahnhöfe, opfiſchen Telegraphen ꝛc. 
put Unterhaltung und Ergänzung ber nventarien, für Dienjtbeflei- 
— Manquements + Entf: — zur Haltung von Wäͤchter 
unden und zur Beftreitung der Koſten für bie einzurichtenden Eifen- 
b-Kommiffionen . . . . ......... gene nen 


Summa Tit. 8 und 9..... 
Unterbaltung und Erneuerung ber Babnanlagen. 
Summa Tit. 10 für fi. 


Kojten ded Bahntransports. 


Koften ber BÜgE -- „vaonrunonneusuneonnnannnnnnuer en 
Unterhaltung und Erneuerung des Lokomotiv und Wagenparld........ 


Summa Tit, II und 12..... 




















= 446 
Darunter 
künftig 
mwegfallend 
Zhlr. 
5,780 
519,195 1,600 
1,315,353 7,380 
720,456 _ 
92,444 116 
34,600 — 
847,500 116 
€ 
209,300 4l 
380,400 41 
1,508,000 
— — nn 
824,500 * 
1 338,300 — 
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Daruuter 


künftig 
megfallend. 















16. — — aller Art, Rüdzahlungen von Fuhr- und Fracht 
elbern, Gerichtäfoften, Stembelgebühren, Beiträge zu ben gemeinschaft: 
ichen Abminiftrationskoften der Eifenbahnverbände, Betriebsausgaben 
aller Urt bezüglich ber vertragsmäßig unter Abminiftration ber Braun- 

ſchweigiſchen Verwaltung befindlichen Goslar-Vienenburger Bahn, Her- 

lungen von Betriebtauffünften an andere Eigenthümer von 


ausza 
Bahn eden, und unvorbergefehene Ausgaben ...................4 


. | Steuern, Kommunalabgaben md öffentliche daften.......... 3 
f 

| Summa Tit. 13 bis 16..... 
| 8 4 


Hierzu: 1 bi 


“ 


u... 


» 
” 
a | ET 
» 


Bebra-Hanauer Eifenbabn. 


Befoldungen. 
1. Direktion unb höhere tehnifhe Beamte. 


1 Borfigenber der Direktion mit 3100 Thlr.; 3 Mitglieder ber Direktion 
von 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., durchſchnittlich 1700 Thlr.; 3 Eifen- 
bahnbau · und —— oren von 1200 —* bis 1600 Thlr,, 
dur —5* 1400 Thlr.; 3 Eifenbahn-Baumeifter von 800 Thlr. 

big Thlr., durchſchnittlich alle 1 ee pe 

zu 1050 Thle.; 1 Mafchinenmeifter zu 1100 Thlr.; 1 Ober-Büterver- 
walter zu 1400 Thlr. 


2, Hauptlaffen- und Büreau-Verfonal. 


1 Hauptkaffen-Renbant zu 1450 Thlr.; 2 Buchhalter, 1 Kaſſirer ber 
Hauptkaſſe und 22 Siena n-Sefretaire von 600 Thlr. bis 1100 Thlr. 
bucchfchnittlih 850 Thlr.; 2 Bahn und Betriebö-Ktontroleure von 50 
Thlr. bis 1200 Ihlr., durchſchnittlich 975 Thlr.; Kaſſen · Affiftent 
und 18 Betriebs-Sefretaire von 450 Thlr. bis 700 Thle., durdyfchnitt- 
lich 575 Ihlr.; 4 Kanzliften und 2 Seichner von 350 Ihlr. bis 650 
<Thlr., burdfchnittlid 500 Thlr. 1 Bürenubiener, 1 Kaffendiener und 
7 Portiers von 270 Thlr. bi8 350 Thlr., durchſchnittlich 310 Ihle. ; 
ferner Beitrag zur Befoldung eines Portiers in Gemünden mit ber 
Hälfte von 155 Thlr. 

Zufammen..... 41,520 Thlr. 
Darauf erftattet Die a Eifenbahn zu der 
Selnhaufen und fulda % 


er ee ee re u ee 


Bleiben..... 


3, Stationd-, Streden- und Telegraphen-Derfonal. 


4 Station-Borfteher 1. Klaffe von 650 Thlr. bis 1000 Thlr., dur ug 
lih 825 Thlr.; 13 Stations-BVorfteher 2. Klaffe von 550 Thlr. bis 
650 Thlr.durchſchnittlich 600 Thlr.j 6 Stations-Auffeher und 33 
Stations-Affiftenten von 450 Ihlr. big 550 Thlr., durchichnittlich 500 
Thlr.; 81 Meichenfteller von 270 Thlr. bis 350 Thlr., burchfchnittlich 
310 Thle ; 18 Bahnmeifter von 450 Thlr. bis 650 Thlr., burd- 
föpnittlid 550 Ihfr.; 200 Bahnwärter von 220 Thlr. bie 250 Thlr, 


— — 
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Ausgabe 


durchſchnittlich 235 Thle.; 1 Telegraphen-Auffeher zu 550 Thlr * 
Telegraphiſten von 350 Thlr. bis 450 Thlr., durchſchnittlich 
18 Nachtwächter und 1 Magazinwächter a 200 Thlr.; ad 
ber Hälfte zu ben Befoldungen für bie Bayerifcher Seite — 35* 
eng en Beamten in Gemünden nämlih für 1 Stations- 
orſteher a 825 Thlr. und 2 Stations- Ai ftenten à 500 Thlr. 


zu men..... 122,272 hlr. 
—— erſtattet die ee, ſche 5 * 
für 1 Stations · Vo Kla fle, 


— SFere 2278 * 
Bleiben..... 


Derfonal des Expebitiond-, Fahr-, Werkftätten- und 
Maga indien 8 


2 Einnehmer und 7 Güter-Erpedienten von 500 Thlr. bis 850 Thlr., 


außnabmsiweife bis 900 Thlr., durchſchnittlich 675 Ihle.; 10 Lade 
und Bodenmeifter von 330 Thlr. bis 440 Thlr., ge we 
Thlr.; 32 Cofomotivführer von 400 Thlr. bis 550 Thlr ei! 
lid) 475 ae 32 Seiger von 250 Thlr. bis 400 T —— As: nitt 
lih 335 Thlr.; 12 Sugführer von 350 Thlr. bis 4 Aral durch · 
—— 375 Ihlr.; 10 Pagmeiſter von 330 Thlr. bis 350 Thir, 
rchſchnittlich 340 Ihle.; 40 Schaffner von 260 Thlr. bis 330 Thlr., 
ausnahmsweiſe bis 350 Tplr. durchſchnittlich 295 Thlr.; 30 Bremſer 
und Schmierer von 230 Thlr. bis 330 Thlr., durchjdmittlic 280 Ihlr. ; 
1 Werkitätten- Borfteher und 6 Werfmeifter von 650 Thlr. bis 800 
Thlr., durchfchnittlich 725 Thle.; 5 —— von 320 Thlr, bis 
400 Thlr., ia we 360 Thlr.; 1 Materialien-Berwalter 1. Klaffe 
% 825 Thlr.; 2 Materialien-Verwalter 2. Klaffe von 450 Thlr. bis 
50 Thlr., durdichnittlicd 550 Thlr. 2 Materialien Aufſeher von 
280 hr. Bis 400 Thlr., burhfehuitilid, 340 Thlr.; ferner Beitrag 
ber Hälfte zu den Befoldungen für die Bayeriſcher Seits an eftellten 
— Beamten in Gemünden, nämlich: für 1 Stations- 
innehmer a 675 Thle., 1 Güter-Expedienten ů 675 Thlr. und 1 Ge- 
päd-Expedienten a 450 Thlr. — —— 675 und 225 Thlr. 
— 74,325 Thlr, 
Davon erftattet die Oberheffihe Eifenbaön K 
der Befoldung für 1 Stations-Einnehmer in Fulda 
und 1 Güter-Expedienten und 1 Cabemeifter in 
Gelnhaufen, die Seffiiche Nordbahn & der Befoldung 
für 1 Materialien-Berwalter 2. Ktlaffe unb 1 Pabe- 
meifter in Bebra, fo daß überhaupt in Abzug 
JJJJJ 1,046 » 


Bleiben..... 
Summa Tit. I bis 4..... 
Andere perfönliche Ausgaben. 


Stellvertretungsfoften für Arbeitshülfe in den Büreaus, zur Remumerirung 


von Bahnmärtern für Beforgung des Billetverfaufs auf den Stationen, 
ur Pöhnung der Hülfsbeamten Bahnwärter, Meichenfteller, Bremfer, 
chmierer und SHeizer) und Arbeiter, und Sonorar ber Babnärzte .. 


Koften für die Ärztliche Unterfuhung und Behandlung der im, Dienfte 


verunglüdten Beamten und Arbeiter, 4 ur —— derſelben 
und deren Hinterbliebenen, Prämien arniſſe —* und 
Del und für Entbeckung von Schienen und Achsbrüchen, Vergütigungen 
=. —* eamten des — aus dem — 


Pe er ee —e—22* 





119,994 





Darunter 
künftig 
wegfallend 


Thlr. 























16. | Schabenvergütigungen aller Art, Rüdzahlungen von Fuhr- und Fracht⸗ 
elbern Gericheätoften f Stenipelgebiten, Beitrag zu ben Stoften bes 
entralabrechnungs-Büreaus für die bireften Bertehte, Pachtſchilling 

—F bie auf Bayeriſchem Gebiete belegene Strecke ber Elm-Gemündener 
hn, und unvorhergefehene Ausgaben .........* 
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Betrag 
Ka- für 
piter,) Titel Ausgabe. on 
Tlr. 
Sächliche Verwaltungskoſten. 
8. | Diäten, Reife und —— zum Anmiethen von Dienſtwohnungen, 
Meilen und Nachtgelder der Beamten des Fahrdienſtes ........... 33,850 
9. | Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Bibliothek, Drud- 
ſachen x.), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung ber Dienftlofale, 
für Erleuchtung ber abn ‚ der — —* Telegraphen ꝛc. 
zur Unterhaltung und Ergängun nventarien, Miethe für ge 
meinfchaftlihe und angepachtete Dienitgebäude, für Dienftbekleidungen, 
| Manquements-Entfhädigungen und zur Haltung von Wächterhunden x. 46,150 
| Summa Tit. 8 und ®..... 80,000 
10. Unterhaltung unb Erneuerung der Babhnanlagen . . . . . . . .. 249,400 
Summa Tit. 10 für fid. 
Koſten ded Bahntransports. 
BE ISneceee 123,160 
12. | Unterhaltung * Erneuerung des Lokomotiv und Wagenparks. ...... 111,740 
i Summa Tit. 11 und 12..... 234,900 
Sonftige vermifchte Ausgaben, 
13. | Miethe für fremde Wagen auf der Bahn und Transportentfhädigung an 
anbere Rbukerinnltungen - .---unausnnuuuonnounsnuscarunnanans 55,000 
14, | Zufchüffe aut eamten-Denfiond- und zur Arbeiter-Kranten- und Unter 
TORUNOBEOTTE 24-2. anesace 3,260 
15, | Steuern, Kommunalabgaben und öffentlihe Laſten . ....322 300 
Summa Tit. 13 bie 16..... 
Hierzu: Summa Tit. - bis - — 
» 8 und 9..... 
» ae \ | er 
D » 11 mb 12..... 


29. Nafanifche Eifenbahn. 
Befoldungen. 


1, Direktion und höhere tehnifhe Beamte. 


1 Vorfitenber ber Direktion mit 3100 Ihlr.; 2 en: ber Direktion 
von 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., durchſchnittlich 700 Thle.; 4 Eiſen⸗ 
bahnbau · und Betriebs+ Infpeftoren von 1200 Thlr. bis 1600 Thlr., 
Fe —— 1400 Thlr. ; 3 Eiſenbahn · Baumeiſter von 800 Thlr. 

Ir; durchſchnittlich 900 Thle.; 1 Tele Een « Infpeftor 

* 1050. Thlr.; 1 — tafchinenmeifter zu 1700 2 Maſchinen⸗ 

meiter von 800 bis 1400 Thle., E urhfeöniteid 1100 Tl. ; 
er-Gütervertva * zu 1500 Thle. 


Qufammen..... 
9, Hauptkaſſen- und Büreau-Perfonal. 


1 Sauptfaffen-Rendant v 1400 Thle.; 2 gay er unb 20 Cifenbe — 
Sefretaire von 600 Thlr. bis 100 Thlr., Prag 
4 Kaffen- Affiftenten us 32 Betriebs. Sefretaire von re öl Bid 





Darunter 
künftig 
wegfallenb. 


Thlr. 







Ka- 


_ Herrenhaus. Altenſtück AM 90. 


Ausgabe 






Betrag 


für 
1873, 


Tblr. 





Darunter 
künftig 
wegfallend. 





10 


F ſchnittlich 575 Thlr. 2 Bahn-Kontroleure von 750 Thlr. bis 

ble., burdhfchnittlich 975 Thlr.; 6 Kanzliften und 1 Zeichner 
= 350 Thlr. bis 650 Thlr., durchſchnittlich 500 Thle.; 1 Billet- 
bruder und 3 Magazin-Auffeher von Thlr. bis 400 Thlr., burd- 
ſchnittlich 340 —* 5 Büreaudiener reſp. Kaſſendiener und 45 Portiers 
von 270 Thlr. bis 350 Thlr, durchſchnittlich 310 Thlr. 


Zuſammen..... 


Stations-, Streden: und Telegrapbenperfonal. 


Stationsvorfteher a Klaffe von 650 Thlr. bis 1000 Thlr., durch— 
ſchnittlich 825 Thlr.; 27 Stationsvorfteher 2. Klaffe von 550 Thlr. 
bis 650 <hle, —— 600 Thlr.; 57 Stationsaufſeher und 
Stationsaftitenten von 450 Thle. bis 550 Thlr., duchfi nun 
500 Thle.; 160 Weichenſteller von 270 Thlr. bis 350 Thlr., durd)- 
id 24 —— Hafenmeiſter von 450 Thlr. bis 
Ken Lbte, burhfnittl 550 Thlz. 7 Vorarbeiter, künfti pen, 
a 228 Thlr. 17 Sgr. 1% Df.; 274 Bahnwärter von 220 Thlr. b 

250 Thlr., durchfa nittlis 235 Thlr.; 3 ne enaufſeher = 
475 Thlr. bis 625 Ihlr., durchſchnittlich 550 Ihe; 13 Telegraphiften 


von 350 Thlr. bis 450 Thle., durchſchnittlich 400 Thlr. 


13 


Zuſammen ..... 


Perſonal des Expeditions Kabr-, Werkſtätten- und 
Magazindienftes. 


Stationökaffenrendanten und Einnehmer und 16 Gütererpedienten von 
500 ER — 850 Thlr., ausnahmsweife bis 900 Thlr., durchſchnitt⸗ 
lih 675 ; 5 Gepä ————— von 350 Thlr. bis 550 Thlr. 
—— 450 Thlr.; 20 Bobenmeifter von 330 Thlr. bis 440 Ihlr., 
burchichnittlih 385 Thle.; 55 tofomotivfü rer don 40 Thlr. bis 
550 I durchſchnittlich 475 a! 55 Heiger von 270 Thlr. bis 
400 Thlr., durchſchnittlich 335 Thlr. ; v4 ug hrer von 350 Ihlr, 
bis 400 Thlr. burchfchnittlich 375 Thlr.; 25 eifter von 330 Thlr. 
bis 350 Ihlr., durchſchnittlich 340 Ihlr. ; 32 Schaffner von 260 Ihlr. 
bis 330 Thlr./ ausnahmsweiſe bis 350 Ihlr., durchſchnittlich 295 Thlr.; 
42 Bremer und Schmierer von 230 TIhlr. bis 330 Ihlr., ducchichnitt- 
lid) 280 Ihlr.; 8 Werfmeifter von 650 Ihlr. bie 800 Thle., durd)- 
ſchnittlich 725 Th. ; 10 a re von 320 Thlr. tag 400 Thlr., 
durchſchnittlich 360 Thlr.; Materialienverwalter 1. Stlaffe von 
650 Ihlr. * 900 Ära ‚ bur — 775 Thlr.; 2 Materialien- 
verwalter 2. Klaffe von 450 Thlr. bis 650 Thlr., durchſchnittlich 
550 Thle. ; 36 .. — a 500 Thlr.; 4 Steuerleute a 385 Thlr. ; 
6 Matrofen & Thlr. Mafeiniften a 400 Ihlr.; 5 Heizer a 
280 Thlr.; 2 Srajettauffuher a 440 Thlr. 


Qufammen ....- 134,190 Thlr. 
Davon erftattet die R —— bie Hälfte 
ber ——— — I Scifföfapitain, 2 Steuerleute, 
3 Matrofen, afchiniften und 2 Heizer .....+.+-- 1,520 ⸗ 
Bleiben ..... 


Sunma Tit. 1 bi8 4..... 





Andere perjönliche Ausgaben. 


5. —— — für Arbeitshülfe in den Büreaus, zur Remuneri- 


rung von Weichenſtellern und Bahnmärtern, für Bebienung be elektro- 
magnetifhen Telegraphen und für —*— bes Billetverfaufs auf 
den Stationen, zur Föhnung der Hülfsbeamten (Bahnmwärter, Weichen 
—85 —— Schmierer, Heizer) und Arbeiter F Honorar ber 

abnärzte ...... Karren es ee Geenınaumenne nennen * 


Seite ..... 


Hal, b. Verhandl, d. Gerrenhaufes. 


a. 


21,250 


63,110 


183,640 


132,670 





400,670 


Thlr. 








Herrenhaus. Atenftüd 2 90. 














Darunter 
‚ künftig 
wegfallend. 





Ausgabe. 























Uebertrag ..... 113,600. — — — — 
6. J Koſten für ärztliche Unterſuchung und Behandlung ber im Dienſte ver- 
—— Beamten und Arbeiter, reſp. zur Unter bung berfelben 
und beren Sinterbliebenen, Prämien für Erfparniffe an Koaks und 
Del und für Entdeckung von Schienen und Achsbrüchen ........... 6,900. — — — — — 
7. 1 Su außerorbentlihen Nemunerationen und Unterſtützungen -.........»- 10,000. — —]| ,— — 
Summa Tit. 5 bi8 7 ..... 130,500. — — — —— 
Sächliche Verwaltungskoſten. 
8. | Diäten, Reiſe ⸗ und —— zum Anmiethen von Dienftwohnungen, 
Meilen. und Nachtgelder ber Beamten bed Fahrdienſtes, fowie Fahrten. 
elder für das Trajeltperſonal......... ............. nn nee 40,600. — — = —— 
9. JZu Biireaubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Bibliothek, Drud- 
ſachen x.), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung der Dienftlofale, 
für Erleudytung ber n, ber Bahnhöfe, optifhen Telegrapben ıc., 
zur Unterhaltung und —* ber Inventarien, für Dienftbefei- 
dungen, — — adigungen, für Bewachung ber Bahnhöfe 
und zur Haltung von Wächterhunden X. ................. 49,900. — — 200, — — 
Summa Tit. 8 und 9 ..... 90,500. — — 200. — — 
10. | Unterhaltung unb Erneuerung ber Bahn-Anlagen......... 344,800. — — = —— 
Summa Tit. 10 für ſich. 
Koften ded Bahntransports. 
666 111,150. — — — —— 
12. | Unterhaltung und Erneuerung bed Lokomotiv · und Wagenparks . ....... 198,850. — — —* — — 
en ⏑⏑ 
Summa Tit. 11 und 12..... 310,000. —] — — 
Sonſtige vermiſchte Ausgaben. 
13. | Miethe für fremde Wagen auf ber Bahn und Transportentſchädigung an 
| anbere Babaverwalbungen AR ER ER OREREEENOHON ELCH 53,000, — — _— —— 
14. | Zuſchüſſe für die Beamtenpenfions- und Arbeiter-Stranfen- und Unterftägungs- 
fafle, fowie zu Venfionen für Beamte, für Wittwen und Kinder ver 
orbener Beamten der Taunusbahn und zu Gmabengehalten reſp. Zu- 
dußpenfionen an ii Angeftellte dieſet Bahn .............. 15,111, 24 10 — —— 
2 — —— a * — —— Laſten m — ae i — 8,000, — — — _—— 
. | Schyabenvergütungen aller ? Rüdzahlungen von Fuhr- und Frrachtgel- 
bern, Grrichtötoften f Stempegebüßten, Koſten IE ben Betrieb ber 
Gasanftalt auf bem Bahnhofe Eaftell und unvorhergeiehene Ausgaben 5,343. 5 2 — —— 
Summa Tit. 13 bis 16 ..... 81,455. — — — —— 
17. | Zur Verzinfung und Amortiſation ber Prioritäts Anleihen 
Der ERROR HEITEMBBER. ernennen anne enenenn 28,675. — — _ — — 
Summa Tit. 17 für ſich. 
Hierzu: Summa Tit. 1 bis 4 ...... 400,670. — —| 1,600. — 
» »5 bis 7 ...... 130,500. — — — —— 
» 8wmb9 ...... 90,500, — — 200.— — 
* BEIDE Wan 344,800. — — — — — 
» 11 w Biss 310,000. — — — — — 
» 136816 ...... 15. — — 
Summa Kap. 29 ...... 1,386,600, — — 1,800. — — 


Ka · 
pitel. Litel 
30. 
1; 
2. 


Herrenhaus. Altenftüd A" 90. 





1 Borfigender der Direktion mit 3100 Thlr.; 3 Mitglieber der Direktion 


1 Hauptkaſſenrendant zu 1500 TIhlr.; 3 Buchhalter, 1 Kaffirer der Haupt- 


Ausgabe. 


Main» Wefer: Bahn. 
Beioldungen. 
Direktion unb höhere tehnifhe Beamte. 


von 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., durchſchnittlich 1700 Thlr.; 
1 — ———— mit 1700 Thfr.; 3 Eiſenbahnbau · und Betriebs- 
— von 1200 Thlr. bis 1600 Thlr., durchſchnittlich 1400 The. ; 
2 Eifenbahnbaumeifter von 800 Thle. bis 1000 Thlr., durchſchnittlich 
WO Thlr.; 1 Telegraphen nfpektor zu 1050 Thle,; 1 Ober-Mafdhi- 
nenmeilter IS 1700 Thlr.; I Mafchinenmeifter mit 1314 Thlr, 8 Sur. 
7 Di 1 Ober Güterverwalter zu 1500 Thlr.; ferner Beitrag zur 
Beloldung für einen von der Heflifchen Norbbahn angeftellten gemein- 
ſchaftlichen Maſchinenmeiſter mit % des Durchſchnittsgehaltes. 


Zufammen ..... 22014. 8. 7. 


Davon erftattet die Heffifche Norbbahn % bes 
Durchſchnittsgehalts für 1 Betriebs - Infpektor und 
" ber Befoldung des Ober-Mafchinenmeifters mit 
Fee RETTET 276 ER 


Hauptkaffen- und Büreauperfonal, 


taſſe und Al ger ge von 600 Thlr. bis 1100 Thlr., 
durchſchnittlich 850 Thlr. ; 2 Kaffenaffiitenten und 18 Betriebs-Sekretaire 
von 450 Thlr. bis 700 Thlr., durchſchnittlich 575 TIhle.; 2 zur 
Kontroleure von 750 * bis 1200 Thlr., durchſchnittlich 975 Thle,; 
6 Kanzliften und 6 Zeichner von 350 Thlr. bis 650 Thlr., durch⸗ 
ſchnittlich 500 Thle.; 1 Billetdruder und 3_ Magayinauffeher von 
280 Ihlr. bis 400 Thlr., durchſchnittlich 340 Ihlr.; 2 Bürenubdiener, 
2 Raflendiener unb 28 Vortierd von 270 Ihlr. bis 350 Thlr., durd)- 
ſchnittlich 310 Thlr. ; ferner Beitrag ber Hälfte zu den Befoldungen 
für die von ber Hefjischen Norbbahn angeftellten gemeinſchaftlichen Be- 
amten, nämlid für 2 Eifenbabn -Sefretaire a 850 Ihlr. und 1 Be 
triebs · Sekretair a 575 Thlr. 


Zufammen ..... 71,900. 10. 8 


Hiervon werben von ber Heſſiſchen Norbbahn er- 
ftattet: bie Hälfte bes —— — ür 2 Eifen- 
Infekretaire, 4 Betrieböfekretaire, 1 Magazinauf- 
feher und 9 Dortiers, fowie % be83 Durchſchnittsge⸗ 
baltes für 1 Betrieböfekretair, überhanpt.......... 3,708. 22. 6 


Bleiben ..... 
Stationd-, Streden- und Telegrapbenperfonal. 


12 Stationsvorfteher 1. Klaſſe von 650 Thlr. big 1000 Thlr., burd- 


ſchnittlich 825 Ihlr.; 13 Stationsvorfteher 2, Klaffe von 550 Thlr. 
bis 650 Thle,, — 600 Thlr.; 81 —— — von 
450 Thlr. bis 550 Thlr,, a 500 Thlr.; 107 Weichen 
Be von 270 Thlr, bis 350 Thlr., durchſchnittlich 310 It.; 
1 Bahnmeifter von 450 Thlr. bis 650 Thlr., durchichnittlich 550 Thlr. ; 
231 Bahmwärter von 220 Thlr. bis 250 Thlr., durchſchnittlich 235 Thler. ; 
1 zu De zu 550 Thlr.; 21 Telegrapbiften von 350 Thlr. 
bis 45 Ir. , burchſchnittlich 400 Thlr. 


Zufammen ..... 168,603, 17. 2 


Hierauf eritattet bie Heſſiſche Nordbahn die 
Hälfte des Durchſchnittsgehalts ber gemeinschaftlich 
beſchaͤftigten Beamten mit überhaupt. .........-- 14,712. 15. — 


Bleiben ..... 


Seite ..... 









Betrag 


für 
1873. 


Ihr. Sar. Pf. 


21,239. 8 7 


68,191.18 2 


243,321.28 11 


67° 


153,891. 2 2 


— 


Darunter 


künftig 
wegfallend. 


The. 


Sur. Pf. 


214. 87 


632.25 8 


5448.17 2 


mm e eÚ — — — 
6,295.21 5 


— 


— — 





452 u 0 Herrenhaus. Aktenftüd 1° 90. 








———— 







Darunter 
Ka| .. fünftig 
| Titel, Ausgabe. 
pitet,| Lite g iwegfallend. 


Thle, Sar. U. 





Uebertrag - +... 243,321.28 11 6295.21 5 


4. Verfonal des Expebditiong, Kabr-, Werkftätten- und 
Magazindienitet. 


5 rg rer NRendanten, Einnebmer und 13 Güteregpedienten von 
500 Thlr. bis 850 Thlr., ausnahmsweiſe bis 900 Thlr., durchſchnitt · 

Lich 675 Thlr.; 4 Sepäde, pedienten von 350 Thlr. bis 550 Thlr,, 

1 hnittiih 450 Ile; Yabe- und Bodenmeifter von 330 Thlr. 
bis 440 —JJ — 385 Thlr. ke —— 1* von 


— von: 30 a bis 350 Ihr. ‚? ur 340 I; 1 L 7 — 
er Ver⸗ 


von 230 Sale bis 330 Thlr., —— 280 7. —*— 7 Werk⸗ 
u er von 650 The. bis 800 Thle., durchſchnittlich 725 Thlr. 
da enmeifter von 320 Thlr. er 400 Thft. f) Burchfehnittlic 
360 Iv.; 1 Materialienverwalter 1. Kaffe zu 825 Ihle.; 3 Ma 
Fe a re 2. Stlaffe von 450 Thfr. bis 150 She, durchſchnitt · 
lich 550 Thle.; ferner die Hälfte der Beſoldungen für die von ber 
Beiden Norbbahn un eftellten —— beſchäftigten Beamten, 
nämlidy für 1 Mertmeit er und | Materialienverwalter 2. Klaſſe. 


Zuſammen ..... 115,139. 19, 4 
Hiervon werben erftattet wie bei Tit. 2725. — — 
Bleiben ..... 112,414.19 4 2,287. 4 4 


Summa Tit. 1 bis 4 ..... 355,736.18 3 8,582.25 9 


Andere perfünliche Ausgaben. 


5. | Stellvertretungstoften, für Urbeitshülfe in den Büreaus, zur Löhnung 
der Hülfäbenmten (Bahnwärter, Weichenfteller, ——— Schmierer, 
Heizer) und Arbeiter, und Honorar der Bahnärzte.... ........... 178,500. — — — — — 
6. | Koften für ärztliche Unterfuhung und Behandlung —* im Dienſte verun⸗ 
glüdten Beamten und Arbeiter reſp. zur Unterſtützung derſelben und 
deren Hinterbliebenen, Vrämien für Erfpamiffe an Koals und Del 
und für Entdefung von Schienen und Achsbrüchen, fowie Vergüti- 
gungen an Beamte bes ——— aus dem Drivat- Depefchen: 





Sächliche Verwaltungsfoften. 


Diäten, Reife» und Verfehungsfoften, zum Anmiethen von — 
nungen, Meilen und Nachtgelder dev Beamten des Fahrdienſtes. 43,400. — — — _— 
Su Büreaubedürfniffen (Schreib- und Packmaterialien, Bioliothel, Dr 
eo für Heizung, Erleuchtung und Reinigung ber a lotale, 
ür Erleuchtung * an Bahubb 
Unterhaltung und Ergänzung ber nventarien, für Dienfthefleidungen, j 
Manquements + Entfchadigungen «u -.«-4ssn sonen nenenenen nenn 63,400. — — 770.22 5 


Summa Tit. 8 und 9 ..... 106,800. — — 170.22 3 


on 


fe, optiſchen Telegrapben ıc., zur 





10, Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlagen ...... 318,000. — — — —— 





Summa Tit. 10 für fi. 


Koften des Bahntransports. 
13;. F-Rofleit Der. Sine o.n 20m wenns en emn nen En  neneahee 133,700. — — — —— 
12. | Unterhaltung und Erneuerung des Lolomotiv- und Wagenparks........ 456,000. — — — —— 





Summa Tit. 11 und 12 ..... 589,700. — — — — 


Ka: 
pitel. 


13. 
14, 


15, 
16, 


17, 


31. 


Titel. 





Hertenhaus. Aktenftüd A 90. 








Ausgabe 





Sonſtige vermifchte Ausgaben. 


Miethe für fremde Wagen auf ber Bahn und Transportentfchädigung 
an andere Bahnverwaltungen .........3... 
Sufhuß zu der Beamten Penfions- und Arbeiter-Kranfen- und Unter— 
ſtũhungskaſſe ......... ... ....... 
Steuern, Kommunalabgaben und öffentliche Laſten ....224 
Schadenvergütigungen aller Art, Rückzahlungen von uhr und Fracht- 
eldern, Gerichtsfoiten, Stempelgebübren, Beitrag zu den Kojten ber 


Verbände, und unvorbergefebene Ausgaben. .... ......42 
Summa Tit. 13 bis 16 ..... 

Hierzu » „1658 4 ..... 

s E) 5 ae ee 

“ » Swb 9..... 

> 10 

» » 11 mb 12 ..... 

Summa der Betriebskoften ..... 

Großherzoglich Heſſiſcher Antheil an dem Betriebsüberfchufle ....-.....- 
Summa Rab. 30 ..... 


Main Nedar Eijenbabn. 


Befoldungszulagen der von der Stadt frankfurt a, M. angeftellten 
Beamten 


Er u er re PL u I u u ee ee er Ze Er u ze 


Summa Kap. 31 für fid. 


Frankfurt» Offenbacher Eifenbabn. 


Befoldungen. 
Direktion und höhere tehnifche Beamte. 
1 Mitglied Nemuneration 260 Fl.j 1 Bahn-Infpektor 1750 Fl. 


zufammen «.... 2010 Fl. 


Hauptfafjen- und Bürcan-Perfonal. 
1 Eifenbahn- Sekretair 1225 A. ; 1 Kanzliit 700 Fl. 
jufammen ..... 1925 A. 


Stations-, Streden- und Telegrapben-Derfonal. 

1 ons Urn 1. Klaffe 1225 l.; 1 Station + Aufjeher 875 At.’ 
4 Stationd- Affiitenten, durchſchnittlich 875 Fl; 2 Portiers, durd- 
ſchnittlich 5425 Sl; 5 Weichenfteller 1 a 625 51, 1a 600 5L,_ 2 
a 525 Fl. und I a 425 Fl. 6 Bahnwärter 3 8 520 A, 1a 450 AL, 
1a 437, Fl. und 1 a 420 A; 3 Ablöswärter je 420 AL. 

aufammen ..... 13,512 St. 
Derfonal des Expeditions+, Fahr, Werkftätten und 
Magazinbienftes. 

1 Einnehmer 720 Al; 1 Güter-Expedient 13124 Fl.; 1 Bodenmeijter 
612% Fl. 2 Lolomotivführer 1a 855 Hl, la 835 Fl. 3 Heijer, 
burchichmittlich 586% Fl.j 2 Wagenwärter 1a 625 Fl. 1a 525 SL; 
6 Schaffner, durchfchnittlich 516% Fl.; 1 Werkmeifter 1050 SH. 

zufammen «u... 11,381$ #l. 


Summa Tit. 1 bi 4..... 


Betrag 
für 
1873. 


Tr. Sar. Di. 


100,000, — — 


16,490. — — 
800. — — 


28,473.11 9 


145,763. 11 9 


355,736.18 3 
196,000. — — 
106,800. — — 
318,000. — — 
589,700. — — 





1,712,000. — — 


286,200. — — 


1,998,200. — — 


2185.21 5 


1,148.17 2 


1,100, — 


7,721.12 10 


6,503.17 2 


16,473.17 2 





Darumter 
fünftig 
wegfallend. 


The, Sgr. Pf. 





8582.25 9 
770.22 3 


9,353. 18 — 


9,353. 18 — 


_ Herrenhaus. altenſtick A 90. _ 





ö— mm — — — — — — — — — ——— 





Betrag Darunter 
Kar 
8 Titel, Ausgabe für künftig 
* 1873. wegfallend. 


Ile. Sur. Pf. Thlr, Sgr. Di. 


Andere perfünliche Ausgaben. 
5, | Stellvertretungsfoften, Be Arbeitshilfe in den Büreaus, zur Cöhnung 
ei 


ber Hülfsbeamten (Weichenjteller, Bremfer) und Arbeiter. ur... ....- 6,780. — — _— 

6, 2 Entdefung von Schienen» und Adsbrüden .. neuen snennenunees 20, — — _— —— 
7 u außerorbentlichen Remunerationen und Unterftühungen „.........+- 400. — — — —— 
Summa Tit. 5 bis 7 ..... 7,200, — — rn — 


Sächliche Berwaltungstoften. 


8, iäten, Reife» und Verfekungstoften, zum Anmiethen von Dienjtwohnun- 

en, Meilen» und Nacıtgelder ber Beamten bes frahrbienftes ....... 934, — — — —— 
9. J Zu Büreaubedürfniſſen (Schreib und Packmaterialien, Bibliothek, Drud- 

ſachen), für Heizung, Erleuchtung und Reinigung der Dienſtlokale und 

Bahnhöfe, zur Unterhaltung und Ergänzung der Inventarien und zu 


Dienfllleidungen. ....ssessnensnonuenunnnenennnnunnnn nn nun 3,446. — — — —— 
Summa Tit. 8 und 9..... 4,380. — — — — 
10, | Unterbaltung und Erneuerung ber Bahn-Anlagen ........ * 4,986. — — — —— 





Summa Tit. 10 für ſich. 


Koften ded Bahntrausports. 
11. I Koſten ber Züge .. 4,029. — — — _—— 
12. | Unterhaltung und Erneuerung des Cokomotiv- und Wagenparfs ....... 13,000, — — — —— 


Summa Tit. 11 und 12..... 17,029. — — — 





Sonſtige vermiſchte Ausgaben. 


13. | Miethe für fremde Wagen auf der Bahn und Transport - Entſchädigung 

an andere Bahnverwaltungen - .--«.«nnsneneenenneeenn een ern 800. — — — —— 
14. | Steuern, Kommunalabgaben und öffentliche Laſten . 2 176. — — — —— 
15. | Schaden. Vergütigungen aller Art, Rückzahlungen von Fuhr - und Fracht 

gelbern, Gerichtskoſten, Stempelgebuͤhren und unvorhergeſehene Aus- 














— ——A——— 255.12 10 — —— 
Summa Tit. 13 bis 15 ..... 1,231. 12 10 — —— 

Hierzu: » 14.... 16473. 17 2 — —— 
u Var Bu, APFReR 7,200. — — — —— 

a 8 und O ..... 4380. J — — 
—A——— 4,986. — — — — 

» Ul und 12 ..... 17,000 —J — — 

Summa Kap. 32 ..... 51,300. — — — — 

Hierzu » » 31 ..... 2,185.21 5 — —— 
Wii 1,998,200. — — 9,353.18 — 

» 2 FPrRR 1,386,600. — — 1,800. — — 

» » 28 22... | 1,151,000. — — - —— 

» —— 7,455,000. — — 158. —— 

» > 26... 1,745,000. — — — —— 

22 2,806,000. — — 340, — — 

. »24..... 5,892,000. — — 820. — — 

a DD onen 258,000. — — — — 

» 22 2.... | 6,164,000. - — 1,200. — — 

Summa A. Staats-Eifenbahnen ..... 28,909,285.21 5 21,050. 18 — 


__ Herrenhaus. Aftenftük A 90. — 48 



















Betrag Darunter 
FKa- " 
pitel Ausgabe für tanftig 
1873, wegfallend. 






Thlr. 





Sar. Pf. 





Thlr. 





Sar. Pf. 


33. B. PBrivat:Eifenbabhnen, bei welchen der Staat 
betheiligt ift. 


Oberſchleſiſche Eifenbahn. 


1. | Sur ftatutenmäßigen Umortifation ber Stamm + Uftien Litt. B. ber Ober- 
ſchleſiſchen Eifenbahen. -2....=.-on00n0nnunsnnununuonuunnsnnun cn 


Summa Tit, 1 für fid. 


Köln: Mindener Eifenbahn 


2. | Zur Amortifation des —— Anlagekapitals der feſten Rheinbrücke 
zwiſchen Deutz und JJJ— 


Summa Tit. 2 für ſich. 


Stargard» Bofener Eifenbahn. 
3. | Sur Amortifation ber Stammaltien .....-. 


Summa Tit. 3 für ſich. 


Ziuszuſchüſſe für Privat-GEiſenbahnen, für welche die Zins— 
garantie unmittelbar auf die Staatskaſſe übernommen iſt. 





4. | Für bie Hinterpommerfche Eifenbahn. »..... PETER STEUER 139,900. — — — — 
5.1 >» Vorpommerfhe Eifenbahn -.. 2.4: ... 24000r Henne nenne — —— 
6.8» » Eifenbahn von Ehrenbreitſtein bis Oberlabnflein.............- — —— 
7. >» » GotbaPeinefelber Ciſenbahn .......................... — — 
8.⸗Kböslin ⸗Danziger Eiſenbahn ................................ — —— 
. J > Eifenbahn von Trier nach Call .P.................... — —— 
10,| » » 5 von Halle über Mühlhauſen nah Kaſſel .........- — — 
11.] » » Eifenbahn von Gera nach Eichicht ........................ — —— 
(Die Tit. 4 bis inkl. 11 übertragen ſich.) 
Summa Tit. 4 bis 11 ..... — —— 
Summa B. Privat - Eifenbahnen, bei welchen ber Staat be— 
theiligt iſt ... . — —— 
34. ©. Eentral: Verwaltung und Eifenbahn: 
Kommifjariate. 
Beioldungen. 


1.12 599* der Eifenbahn- Kommiffariate in Berlin und Koblenz mit je 
Thlr. und 2 Eifenbabn + Rommiffarien in Erfurt und Altona 
mit * 3100 Thlr. und 2200 Thlr.; 2 Eifenbahn + Kommiffarien in 
Bromberg und Hannover mit je 400 Thlr. Remuneration; 3 tedj- 
niſche Kommiflarien, von welden 2 zu Berlin und 1 zu Koblenz 
mit 1400 Thlr. bis 2000 Thfr., im Durchſchnitt 1700 Thlr.; 1 vom 
Staate ernanmtes Mitglied ber "Biveftion ber Köln-Mindener Eife le 
Gefellfchaft mit 2200 Thlr.; 6 Sefretaive mit 600 Thlr. bis 1100 Ihlr., 
in Berlin bis 1150 Thlr., im Durchſchnitt 850 Thlr., und 2 Büreau- 
biener mit 270 Thlr. bis 350 Thlr., im Durchſchnitt 310 Thlr, 


Sufammen +...» 





. 
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10. 


11. 


Ausgabe. 


Andere perfönliche Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Stellvertreter und Hülfsarbeitern für bie Eifen- 
babn-Abtheilung im Minijterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und Ahr bie &tenban, Sommer, fowie zur Nemune 
Sue bes mit Verwaltung der Büreaufaffe der vorbemerkten Abthei- 
lung betrauten Beamten ......... 2⸗ 

Zu Remunerationen für Beamte des Eifenbahn-Kommiffariatd zu Berlin 
aus Anlaß der dem legtern übertragenen Beauffihtigung ber in Preu- 


en belegenen Streden ber errang ne Eiſenbahnen 222442.» 
Für das vom Staate beftellte Mitglied ber töln-Mindener Eifenbabngefell- 


haft und bie demſelben beigegebenen Beamten .......2 
Zu außerorbentliden Nemunerationen und Unterftigungen Be Subaltern- 
und Unterbenmte der Gentral-Eifenbahn-Verwaltung und der Beamten 
bes Eifenbahn-Kommiffariat8 .....sunsnnseneennuneennuenenn nenne 
Zu Unterftügungen für penfionirte Beamte ber Eifenbabn-Bermwaltung und 
zu Venfionen und Unterftügungen für Wittwen und Waifen von 
Beamten biefer Verwaltung. «sonen runnusensnnnenn nennen nn ee u. 


Summa Tit. 2 bis 6 ..... 


Südliche und vermifchte Ausgaben. 


Diäten, Reife und Verſetzungbkoſten 333—2* 
Zu Bilrenubebitrfniffen (Schreib- und Packmaterialien, Bibliothek, Feue⸗ 
rung, Beleuchtung, Utenfilien x.) für bie Eifenbahn-Abtheilung des 
Miniiteriums, forwie für Dienftaufwand, Dienftlofale und Büreau- 
bedürfniffe der Eifenbahn-Kommiffariate » 222000020. SELLEITEIE * 
Zur Herſtellung von Druckſachen und Kartenwerken, ſtatiſtiſcher Rachrich · 
ten, für Inſertionskoſten, Steuern und unvorhergeſehene Ausgaben. . 


Summa Tit. 7 bis 9 ...... 


Koften der Vorarbeiten zu neuen Eifenbahnen ........ ...... .......4 
Summa Tit. 10 für ſich. 


Su Kommunifations-Anlagen, welde dem Köln-Mindener Eifenbahn-Unter- 
nehmen Berkehr bringen --2.= 22-2200 0n0r sure nen ensure 


Hierzu Summa Tit. 10 ........... 
» » » T6b89..... 
* * * 2 > 6 ..... 
” » » Lissaosanass 


Summa C. Gentral-Berwaltung und Eifenbahn-Kommiffariate. 


Da: » DB. Wrivat-Eifenbahnen, bei welchen ber ei bethei- 
igt iſt .... 


A. Staats · Eiſenbahnen. ........ ......... ———— 


Summa ber dauernden Ausgaben ....- 















Darunter 
künftig 
wegfallend. 





Thlr, 





Ser. Di. 


Ba: — 


1000 | — — 
140. | — — 


a > a, 
350.—- | — — 
2910.—— — — 


Ewa — — 


20, ee 


300.-— | — — 
040.—-— .— —— 





50,000. — — — —— 





11u828. — — 


s000 J — — 
zon0oo — — 
20100 ·J — — 
3820. :-— — 


w—— :—- -- 


1,391,881.15 BE 


. 128,909,285.21 5| 21,050. 18 — 








30,447,815. 6 5] .21,050. 18 — 











D. Einmalige und auferordentliche Ausgaben. 


Für die Niederſchleſiſch-Märkiſche Eifenbabn, 


1. | Zur Ueberführung der Straße Nr. 11, Abtheilung XIV. des —— der Stadt 
⸗ — über die Geleiſe des dortigen Bahnhofs ber Nieberfchlefiih-Märkifchen Eiſenbahn, 
aa ER Re ER EEE REP EREEIEN 

2. | Zur Enweiterung und Ausräftung des Verwaltungsgebäubes der Direktion, ſowie zur Her- 
ftellung von Beamtenwohnungen in Berlin, Breslau, Frankfurt, Sommerfeld, jFürften- 

berg, Neuzelle, Reichenbach, Mois, Penzig, Nikolausdorf, Reibnik, Janowitz, ſowie 

wiſchen Erkner und Fürſtenwalde, Briefen und Frankfurt, Koblfurt und Seide- Gert: 

orf, Rabiſchau und Dittersbach, Ruhbank und Fiebau ......ucsesnueneeneeneee nn 


3. | Zur Anlage einer zweiten Wafferftation auf Bahnhof Frankfurt, fowie zur Erweiterung 

ber Wafferleitung auf Bahnhof Berlin.......... ........................... 
4. | Zur Erweiterung ded Bahnhofs Liegniß.....-..---uursunnsnennennnensnensennnnnenn 
5. 


Zur Dorn der Unterführung der Strafe beim Glashaufe auf Bahnhof Breslau, fo- 

wie zur Ueberführung der Striegauer Chauffee auf dem Nangirbabnhofe Mochbern ... 

6. | Zur SHerftellung eines Stationsgebäubes und eines Güterfchuppend in Altwafler, Reit..... 
7.] Sur Emveiterung und Reuanlage von Geleifen für die Werfftätte in Berlin, fowie zur Er- 
weiterung ber MWerkitätten in Frankfurt und Yauban und zum Bau einer neuen Repa- 
ratur-Werkftätte auf Bahnhof Breblau ............................ 

8. | Zur Serftellung von Rangirgeleifen und Erweiterung von Geleisanlagen ............... 


Summa Tit. 1 bi8 8 für die Niederfchlefiih-Märtifhe Eifenbahn..... 


Für die Oftbahn. 


9. j Zur Ueberführung ber Straße Nr. 11, Abteilung XIV. des Bebauungsplans der Stabt 
Berlin, über die Geleife des ——— Li BEE LERTERERECTERTESTOHTFET 
10. | Zur Anlage von Betriebswerkftätten und zur Erweiterung der vorhandenen Werkſtattsan ⸗ 
lagen zu Königsberg und Bromberg 788,000 Thlr., erfte Rate .. . .......4 


Summa Tit. 9 und 10 für die Oftbabn..... 

Für die Saarbrüder Eifenbabn. 
11. | Für den Bau von Beamten-Wohngebäuben und zur Erweiterung von Bahnhöfen ....... 
Summa Tit. 11 für fid). 


Für die Hannoverſchen Eifenbabnen. 


12. | für den Umbau bes Perfonen-Bahnhofes in Sannover, der Bahnhöfe in Uelzen, Harburg, 
Münden, Osnabrüd und ber Halteftelle Bomwenben, Je jur Erweiterung ber Sta- 
tionen Lehrte, —— Nienburg, Verden, Kaſſel, Hildesheim, Sebaldsbrück 


und Haſte, ſowie ber Halteſtellen Rethen, Wülfel, Oder und Bardowiek ............. 
13. | Sur Erbauung eines —— Hauptgebäudes auf Station Kreienſen. ............ — 
14. | Für Vervoükommnung der Signal-Orbmung.........- — SIESOHEPERSE REDEN 
Summa Tit. 12 bis 14 für die Hannoverfchen Eifenbabnen ..... 

. Für die Bebra-Hanauer Eifenbabn. 
15. | Sur Serftellung k eined befinitiven Empfangsgebäubes mit Derronhalle auf den Bahn- 
höfen Elm und Fulda ....* 
—16. Zur Erbauung von Benmten-Wohngebäuben - Bahnhof Elm ..zurrenenunnesonnernen 
17. | Sur Erbauung einer Wagen-Reparatur-Werkftätte, fowie zur Erweiterung des Colomotiv- 
ſchuppens auf Bahnhof Fulda...... Bosnssnanansanonsannennanane PELTETTITPRTITR 
Summa Tit. 15 bis 17 für die Bebra-Hanauer Eifenbahn ..... 

Für die Naſſauiſche Eiſenbahn. 


18. | Sur Anlage einer neuen Berladeftelle für Erze am Solmsbach bei Burgfolms .......-- . 
j Summa Tit. 18 für fid. 


Sal. j. d. Derhandt. d. Gerrmhaufet, 58 





108,200. — — 


280,000. — — 


31,900. — — 
50,000. — — 


85,400. — — 
28,000. — — 


240,500. — — 
121,700. — — 


945,700, — — 


32,300. — — 


200,000. — — 
232,300. — — 





642,800. — — 





644,240, — 
62,500. — — 
10,000. — — 


716,740, — — 


60,000. — — 
16,000. — — 


46,576, — — 


122,576. — — 


51,000. — — 





19. 
20. 
21. 
22. 
23, 
24. 











——— 





Ausgabe. 


Für die Main⸗Weſer⸗Bahn. 


Zur Erbauung eines Direftionsgebäubes in Kaffel, — zur Erba u von Dienſt · Wohn · 
gebäuden in Kaſſel, Bockenheim und Marburg, ſowie zu Weichenſteller und Bahnwär⸗ 
derohnungen ôνν 


Summa Tit. 19 für ſich. 

Für die MWilhelmshaven-Dldenburger Eifenbahn. 
Zu Ergänzunge- und Erweiterungdbauten....-nunensensennnnonnennnhrennnnennnnnnen 
Summa Tit. 20 für fid. 


Ben —— und zur Einrichtung eines Dienſtgebaͤudes für das Eiſenbahn ⸗Konmiſſariat 
—— ee and ae naar ea Akne ee 


Summa at 21 für ſich. 


Subvention zum Bau der St. Gottharb-Bahn, zweite Rate bed auf bie Eifenbahnvermal- 
tung fallenden Theils der Paufhfumme von 400,000 A nun —— 


Summa Tit. 22 für ſich. 


Subvention zu dem von Oldenburg aubzuführenden Bau einer Eifenbahn von Neue Schanze 

1 RECHT RRTERTEETENT ET USER ORG 

Summa Tit. 23 für fid. 

Dispo ug b8 zu umvorhergefehenen außerorbentlihen Ausgaben für bie Staats. Eifen- 
—— er b beffen Fa jebe8 4 na Sam Qi Final · Abſchluſſe des — 

der — — Rechenſchaft zu geben iſt................ 

Summa Tit. 24 für ſich. 

Hierzu: >» WB erıııc 


4222 


* 
* 
—* 
® 
7 Due: |: ——— 
> 
> 
>» 
> 
* 


“UT TEE 


Summa ber einmaligen und außerorbentlichen Ausgaben ..... 
Hierzu: » » bauernben Außgaben.....2....... — —— 
Summa aller Ausgaben ..... 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L.S) von Forckenbeck. 


112000: 





81,649. — — 





40,000. — — 





15,000. — — 





351,000. — — 





3,461,665. — — 
30,447,815. 6 5 


33,09,480. 6 5 
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Etat für das Gefehfammlungs- Debits- Comtoir in Berlin 
für das Jahr 1873. 








Einnahme 





Bon dem Debit der Geſetzſammlung ........... ..... ———— 41,760 
Summa ber Einnahme für ſich. 


Ausgabe. 


35. Befoldungen. 


3.11 Beten und Vorfteher im Nebenamt mit 200 Thlr.; 1 BONN ARSCH mit 1400 Thlr.; 
eaubeamte mit 700 Thlr. bis 1100 —* im ug er Thle.; 2 ber 

gen, mi mit E 660 Thlr.; 4 Unterbeamte mit 300 Thlr. bis 450 Thlr., im Durd)- 

1 BE Be 


Summa Tit. 1 für ſich. 
Andere perfünliche Ausgaben. 
2. | Für Mebattion, Korrektur und Leberfegen ber Gefehfammlung und für Anfertigung ber 


Sachregifter und Ueberſichten, ſowie zu Stellvertretungskoſten .............424 
3. | Qu außerordentlichen Unterftägungen für 8 Beamte ...... n REST SEEN ARE 


Sächliche Ausgaben. 


4. F das Papier und den Druck der Geſetzſammlung, für Beſchaffung —— —*— 
des Neichögefchblattes,. welche als ze der Gejehfammlung an bie —— 
ntereffenten derſelben umentgeltlih zu verabfolgen find, und zu 
b · * —— Druckſachen, Feuerung, Beleuchtung, Jim 
7773, VE RNERTEREDEOTUTOTETT 


Summa Tit. 4 für fid. 


Relapitulation. 


Summa ber Ausgabe ....... 
Die Einnahme beträgt .....-- 


Mithin Zuſchuß ....... 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L.S) von Fordenbed. 


58* 
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Ausgabe. 
Kap. 36. Zufhuß zur Mente bes Kronfideikommißfonds ................4 Ereennssensenenneneneennennn 1,500,000 Thlr. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


Etat der Staatsfchulden-Verwaltung 
für das Jahr 1873. 





Einnahme, 





Zur Dedung der Ausgaben diefes Etats find durch gefegliche Verordnungen folgende Einnahmen beftimmt : 


1) ber gefammte Reinertrag an Domainen-- und orft:Revenüen ber alten Landestheile der Monardjie, mit Aus- 
ſchluß derer, weldye nad Art. 59 der Verfallungs-Uxkunde dem Kronfideikommißfonds zufließen, nad $. VL. 
Mr. 1 der Verordnung vom 17. Januar 1820 Vefehfammi. ©. 9); 


2) ber gefammte Erlös aus den veräußerten Domainen- und Forſtgrundſtücken, Renten, Dienften, Gerechtſamen 
u. ſ. w. nad $. VII. Mr. 2 derſelben Verordnung, joweit deſſen Summe, welche beim Rechnungsſchluſſe näber 
nachzumeifen ift, den nach gegenwärtigen Etat zur Kapitalstilgung erforderlichen Bedarf nicht Üherfteigt, wo · 
gegen das Mehreingekommene in der Rechnung des folgenden —8 ju vereinnahmen bleibt; 


3) aus den Betriebs - Ueberſchüſſen ber Staats - Eifenbabnen die zur —— und Tilgung der zu Eiſenbahn⸗ 
zwecken verwendeten Anleihen und der Eiſenbahnſchulben erforderlichen Mittel; 


4) der von ber Preußiſchen Bank nach %. 5 bes durch Geſetz vom 7. Mai 1856 (Geſetzſamml. S. Be ge: 
nehmigten Vertrages zwiichen dem Finangminifterium und der Preußifchen Bank vom 28. Januar 1856 zur 
Belang und Tilgung der Anleibe von 1856 zu zahlende Beitrag von 621,910 Thlr. 


Sämmtliche unter 1 bis 4 bezeichnete Einnahmen werden gemäß $. 8 des Geſetzes vom 24. Februar 1850 ——— 

S. 57) durch Vermittelung ber General- Staatstaffe zur Staatsſchulden⸗ Tilgungsfaffe *8335 und, ſofern ſie zur ng 

uf g ig Ausgabefumme dieſes Etats nicht binreichen, durch den dann erforderlichen Zuſchuß aus der General-Staats- 
affe ergänzt. 


Außerbem find 


5) zur Tilgung ber freiwilligen Anleihe von 1848 diejenigen Rente Ablöfungs-Kapitalien zu verwenden, welde | 
von anderen ald Domainen-Präftantiarien durch Baarzahlung bes ey achen Betrages ber Rente entrichtet, | 
von ben Berechtigten aber nicht angenommen find SS: und 62 bes Rentenbant-Gefeges vom 2. März 1850] 
—— ©. 2 ‚.$. 1 deö Gefeßes vom 7. Mai 1551 (Gefehfamml. ©. 237) und 88. 14 und 15 ve 

efehed nom 28. Mai 1860 (Geſetzſamml. ©. 221)]. | 









nn »prem 


38, 


ran“ 


40. 
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Ausgabe. 


VBerzinfung. 
Schulden der alten Bandeötbeile und des Gefammtitantö feit 1868. 


Biyregmiine Ginateiäulbigeine 
4fprogentige Toniollöirte Anleihe sus ausnonacndutenenasanansunennn nun 
Verſchiedene nicht konſolidirte 44. und Aprogentige Anleihen .--..--..--uus-uneenennnene 
Zur Verzinfung der nad) Maßgabe ber Gefege vom 25. März und 3. Mai 1872 (Gefehfammil. 

©. 288 und 420) —— Unleſhebeträge..... nenn nenn 
Drämien-Anleihe von I8ßsßßssss 
Kurmärkifhe und Neumärfifche Kriegsſchuld und Sächſiſche Steuer-Krebit-Kaffenfdeine .. . .- 


Aktien und Obligationen ber Niederichlefiih-Märkifchen und der Münfter- Hammer Eifenbahn. 
a NE PRIRARTESEROEERTPERTERBIOHETORT TR 


Summa Tit. 1 bi8 8 ...... 
einschließlich 6,980,175 Ihlr. 22 Ser. 6 Pf. für Eiſenbahnſchulden. 

Schulden der neuen Landestheile. 
Vormals Schleswig.Holfteinfche Schulden. ..-..«-usunesnonnnanannennennenu nennen nen 
Dormals Hannoverſche Schulden ..............4 —— —— 
Vormals Kurheſſiſche Schulden.................4 REITEN oo... 
Bormals 2636 Schulden .......» ET EEE BORN ELSE RN 
Vormals Helfen-Sombur —— — ——— — 
Vormals Frankfurter — BR EUR 66— ST 


Summa Tit. 9 bis 14 ..... 
einfchließlich 1,775,779 Thlr. 6 Ser. 6 Df. für Eiſenbahnſchulden. 
Summa Kap. 37. Berzinfung ..... 
Su Rap. 37 einschließlich 8,755,954 Thlr. 29 Sar. für Eiſenbahnſchulben. 
u Kap. 31 


Die durdy die Tilgung im Laufe des Jahres 1873 entitehenden Zinserfparniffe bei 
denjenigen Schulden, beren Zinserfparniffe durch Tilgung nach gefeglichen Be— 
flimmungen mit zur Tilgung zu verwenden find, wachſen ben betreffenden Til 
gungsfonds unter Kap. zu. 


Tilaung. 

Schulden der alten Landestheile und des Gefammtitants feit 1966. 
Fiprozentige Staatsſchuldſcheine .....-“-rrnnnennnennnsnnnnnunnunnnnnnnnunnennnnnnen 
Verfchiedene nicht fonfolibirte 44 und Aprozentige Anleihen .... ......... 
Delnien-Unleibe von 1868....nsunesnnsnunnenenesusnennensasuunssnnenunen ananne: 
Kurmärkifche und Neumärkiſche Kriegsfchuld und Sächſiſche Steuer-Krebit-Raffenicheine. . . . - 
Aktien und Obligationen der Niederſchleſiſch Märkiſchen und der Münfter-Sammer Eijenbahn 
Eumma Tit. 16bi8 5..... 
einfchliefilich 2,052,427 Ihlr. 8 Sar. 5 Df. für Eiſenbahnſchulden. 

Schulden der neuen Landestheile. 

Vormals Scleswig-Holfteinfhe Schulden -.......-4s40n0enesnsenenn onen nennen nen 
Vormals Hannoversche Schulden .....sHeessnnensenennnennenne nennen nenn nennen 
Bormals Kurheſſiſche Schulden. ......-unnnsesensenenenennnannnnnersnenensnennnnenn 
Vormals Naſſauiſche Schulden -.....urHrcnensennennnannun nern essen ern nn er 
Vormals Heffen-Homburgifche Schulden «....«rr rs sonassnennnenenenner nennen nn nenn 
Bormals Sprankfurter Schulden ......-2rersrennennansnnnnun nennen nenn enter n en 
Summa Tit. 6 bis 11..... 
einſchließlich 1,130,752 Thlr. 5 Sgr. 1 Pf. für Eifenbabnfchulden. 
Summa Kap. 38 Tilgung ..... 








einſchließlich 3,183,179.Thlr. 13 Sr. 6 Pf. für Eifenbaßnfehuiden. 


Koften der unverzinslichen Schuld. 
Sur Deren ber Verfertiger und Berbreiter falſcher Kaffenanweifungen, zur Erfaglei- 
eh 


ftung für legtere in dazu geeigneten fällen und zu den Koften der AUn- unb Audferti- 
gung der für beſchädigte Kaffenanmweifungen zu gewährenden Erfagftüde.............- 
Summa Kap. 39 für"fih ..... 

Nenten. 


An die Tilgungsfonds der Kur und Neumärkiichen Kriegsſchulden Erſatz für Vorſchüſſe aus 
ben Kommunal »Wccifefonds ber Kur und Neumärkiichen Stäbte, fowie an bie Rmten- 
banten 5 Prozent von ben nad) Nr. 5 ber Einnahme —— Privat · Rente · Ub- 
ae en behufs Berzin ung und Tilgung ber Dagegen on Renten- 
briefe mit 44 Prozent nad ben (6. 59 bis 62 be Gefehes vom 2. März 1850 ...... 


Sumina Kap. 40 für ſich ..... 







1,942,724. — — 
7,362,679. 15 — 
3,065,716. 6— 


—— — 7 t 
14,455,524. 4 8 





11,928. 18 — 
717,009.25 6 
895,874. 15 — 
775,734.27 8 

4,000. — — 
233,970. 4 3 


2,138,518.— . 


16,594,042. 5 1. 


1,673,264. — — 
4,178,278.18 9 
490,200. — — 
236,607, — — 
241,664, — — 


6,820,013. 18 9 





31 800. — — 
1,115,648. 18 —- 
272,700. — — 


8,653,379. 15 4 


11,000. — — 


428,261. 97 
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ö——— — —⸗ 5 nn 











Ausgabe. 





41. Berwaltungdfoften. 


Beſoldungen. 


1. [1 Direktor ber ———— ber Staatsſchulden mit 4500 Thlr. 
1 Ries mit 2900 Thlr.; I Mitglied im Nebenamt mit 500 Thlr.; 
1 Mltgieb ohne Behall. urn non onunonensanonensednsenehnnnne 


(Der Direftor bat außerbem Dienftwohnun ——* eine u 
von 10 ng feines Gehalts und Antbei 
heizung im Dienftgebäube gegen einen jährlich, Fefsufteflen 
en wirklichen Koften entſprechenden Beitrag.) 


2. | Subalternbeamte und ben 1 Renbant der Staatsſchulden · Ti 

—* und 1 Dirigent Kontrole der ——— iere mit je 2200 Thlr. ; 

ber. Buchhalt er mit je 1800 Thlr. ; ebene Sefretaire, Kal · 
hats, ifo Hund Jule J Kr B — und 6 KRaffı 
rer mit 1000 Thlr. blr., im Durchſchnitt 1400 Se 
1 Stanzleivorfteher * 48 Ihle.; 1 Kanzleifekretair, 8 Ke 558 
taire und 23 Sefretaite in ben verſchiedenen Bürenus mit bir. 
bis 1100 Thlr., im — 


3. | Unterbeamte und zwar: ellan mit 550 Thle.; 11 Kan * unb 
Kaffendiener mit 400 ah i8 500 Thlr., im Durchſchnitt —— 
2 Portiers ker je 400 Thlr. und 3 Hausbdiener mit je 350 Thlr.. 


(Der **8 hat außerdem Dienſtwohnung gegen eine Diehe 
von 10 Drogent feines Gehalts und ng gegen einen 
Kine | feitzuftellenden , ben wirklichen Er entfprechenben 


4. ag er und zwar: 2 Sektetaire mit 700 Thlr. bis 1200 Ye. f 
urchſchnitt mit VO TÄlr.; 2 rg mit 600 

bis 650 Thlr., im Durchſchnitt 625 Thlr.; 1 fift mit 550 * 

bis 750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr.; 1 Kaſſirer und 2 Buch⸗ 

alter mit 700 —* bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 950 Ihle.; 

Kaffenaffiftent mit 600 Thlr. und 1 Bote mit 360 Ihlr......--- 


Summa ber Befolbungen Tit. 1. bi8 4 ..... 


Andere perfönlide Ausgaben. 


5. | Sur —— von Hulfsarbeitern im Subaltern-, Kanzlei und Unter- 
— — fan Ser Thlr. für das mit ber Bearbeitu 

—— (ER en-Homburgifchen und Frankfurter Sul 

behäfigte Ir ieb ber Regierung in Wiesbaden .........%... 


6. I Su —— Rem unerationen und Uyterftüßungen für Subaltern- 
Kanzlei» und Unterbeamte : : 


VE ne 


Sächliche Ausgaben. 


7. 1 u —— side und Dadmaterialien, ggg y Bir 


SHeizum tieuchtung, U 
En, at 2) By 
bon —323 beim intauf von Goldmünzen zur Berzinfung 











Darunter | 
künftig _ 
wegfallend. 
Ihle. 
7,900. — — 
77,300, - — 100 
7,350. ——— — 
7810. —— — 
100,160, — — 100 
4,200. — — — 
1,500, — — — 
5,700. ⸗ — 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 
hlr. 
a . 31,357. — — — 
8. J Zur Unterhaltung des Dienſtgebäudes in Berlin ................8 4,900, — — 4,400 
Summa Tit. 7. und 8 ..... 36,257. — — 4,400 
Summa Kap. 41. BVerwaltungstoften ....- 142,117. — — 4,500 
Deju⸗ Summa Rap. 37. Verzinſung .... 16,594,042, 5 1 — 
einſchlleßlich 8,755,954 — 29 Sgr. für Eiſenbahnſchulben. 
mma Rap. 38. Tilgung ..... 8,653,379. 15 4 == 
En lih 8,183,179 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf. für Eilenbahn 
Summa Kap. 39, Koften ber unverzinslihen Schuld ....- 11,000, — — — 
| Summa Kap. 40, Renten ..... 428,261. 9 7 == 
Summa ber —— ah . 125,828,800, — — 4,500 


inftiehich 11,939,134 Thlr. 12 Sor. 6 Mf. für Eifenba 


hen Hauptverwaltung ber Staatsfhulden übertragene Verwaltung 
Reichsfhulden 1700 Thlr. —— et, wovon 
300 Thlr. zur Remunerirung u biefer Behörde, 
1200 Thlr. zur — — der 


Au find in dem Reichs ⸗Haushaltsetat für 1873 für bie ber —— 


ubaltern · und Unter 
beamten und 


200 —— e ſaͤchlichen Ausgaben 
verwendet w 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbed. 


unb zilgung Kurheffifher und Hannoverſcher Schulden, Saudver- 


464 Etcrcxenhaus Uftenftüd A990. 


⸗ — — — — ——————————— —— 











Etat für das Herrenhaus 
für das Jahr 1873. 





pitel Ausgabe. 





42. A. Dauernde Ausgaben. 


Befioldungen. 


1, 1 Büreaubireftor mit 2200 Thlr.; 2 Regiftratoren, von welchen einer die Büreaufaffe un- 
entgeltlic) zu verwalten hat, mit 1800 Thlr. und 1400 Thlr.; ein Vorfteher des fterio- 
geapbifchen Büreaus mit I50 Thlr.; 1 Botenmeifter und 1 Kaftellan mit je 550 Thlr.; 

Portier mit 400 Ihlr.; 1 Hausdiener mit 350 Thlr. .. . .... ...... 


(Der Büreaudireftor und bie 4 Unterbeamten haben außerdem Dienftwohnung 
gegen eine Vergätigung von 10 Drozent bed Gehalts und erhalten Feuerungs⸗ 
material gegen eine ——— reſp. 48 Ihle. und je 12 t.) 

Die Anftellung aller Beamten und Diätarien des Herrenhauſes ſteht Nräfi- 
denten zu; im der Zeit zwiſchen zwei Seffionen übt dieſes Recht dev Präfibent 
der vorigen Seffion aus. 


Summa Tit. 1 ..... 


Andere perfünliche Ausgaben, 


2. Zur Remunerirung ber Stenograpben und Stenographenfchreiber, ſowie der Hülfsarbeiter 
für den Büreau- und Botendienft ............... ..................... 
3. Zu außerorbdentlihen Memunerationen und Unterſtüthzungen ......... 


Sädliche Audgaben, 


4. | Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Vadmaterialien, Druckſachen, Bucdbinderarbeiten, 
Bibliothek, Heizungs und Erleudhtungsmaterialien, Heften der Akten x.), zur Unter 
haltung und Ergänzung des Mobiliar und der Utenfilien; zur Beftreitung ber Kom- 
munalabgaben und Beiträge für Berfiherung des Mobiliard gegen Feuersgefahr, für 
Bewachung, Reinigung und Heizung der Lofalien, fowie für Vieferung des Waſſerbe⸗ 
barfe burg bie Baſerleitimng 

5. Be Unterhaltung des Gebäudes und bes Gartens .....- ——— 

u unvorhergeſehenen Ausgaben ..............*4 PETE TSERETTRETESERT 


Summa Tit. 4 bi8 6 ..... 
Dazu: . » 2 unb3 ..... 


> Ze 


1. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


Zur Ausführung von Reparatur- und Umbauten auf dem Grundftüde des Herrenhauſes, 
fowie zur anderweiten Einrichtung unb Reftaurirung des Sigungsfaaled ...........- 


Summa fämmtliher Ausgaben ..... 


Beglaubigt: 


Der Präfident ded Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 





» 
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Etat für das Haus der Abgeordneten 
für dad Jahr 1373. 


Betrag 
ner | St Ausgabe. — 
Ihr. 
43, Beioldungen. 


— 


1 Büreaudirektor mit 2200 Ihlr.; 3 Regiſtratoren, von welchen einer bie Büreaukaſſe 
umentgeltlih zu verwalten bat, und ein Bibliothefar, zufammen 4 Beamte mit 
1000 Thlr. bis 1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thlr.; 4 Beamte bes ftenographi- 
ſchen Büreaus mit 700 Thlr., 900 Thir., 1100 33 und 1400 Thlr.; 1 Kaftellan 
und Botenmeifter mit 550 Ihlr.; 2 Portierd mit je 400 Thlr., 1 Mafchinenmeifter, 
Heizer und Hausdiener mit 400 Thlr...oosoensoseoonsenenoenornennndonunnenennn 13,650 


(Außerbem Gaben ber Büreaudireftor, ber Kaftellan und Botenmeifter, 1 Portier 
und der Maſchinenmeiſter Dienftwohnung gegen eine Vergütigung von 10 Pro- 
ent bed Gehalts. er Kaftellan und ber Mafchinenmeifter erhalten auch 
Eenerungemateriot gegen eine Entfchädigung von refp. 12 Thlr. und 10 Thlr. 
Dem zweiten Vortier wird N bie Verp —— während ber ſihungsfreien 
Zeit bie Reinigung ber Dröf almohnung unentgeltlich zu bewirken, freie Wo 
nung und freies Feuerungsmaterial gewährt. Der Nadjfolger bat für biefe 
er bie requlatiomäßige refp. befonbers feitzuftellende Vergütigung zu 
zablen. 

Die Anftellung aller Beamten und Diätarien des Hauſes ber Abgeordneten 
pebt dem Präfibenten zu; in ber Zeit zwifchen zwei Seffionen übt diefes Recht 
er Dräfibent der vorigen Seffion aus. 


Summa Tit. 1 ..... 13,650 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


2. | Sur Remumerirung von Stenograpben, eines Journaliſten im Stenographenbireau und 
von Stenograpbenfchreibern, der Sülfsarbeiter für den Büreau-, Kanzlei- und Boten- 





dienst und eines Hausnachtwächters zurssssnueeeennsennnnennnennen nennen nennen 16,470 
3. | Su auferordentlihen NRemunerationen und Unterftügungen .........................4 1,200 
Summa Tit. 2. mb 3 ..... 17,670 
Sächliche Ausgaben. 
4. | Su Diäten und Fuhrkoſten für die Abgeordneten .................. 150,000 


oder ſonſtiger Fahrgelegenheit 1 Thlr., auf der Eifenbahn oder dem Dampf- 


(An Diäten werben in Tag 3 Ihe. und an Fuhrkoſten pro Meile mit der Doit 
ſchiff 10 Sgr. und pro Zu- und Abgang 20 Sgr. Nebenkoften gewährt.) 


N 
* 
* 
ba 
* 
= 
& 
2. 
= 
&g 

= 
8 
5 
23 
3 
ER 
E 

je) 
E 
= 
3 
& 

@ 
= 
Er 
= 
5 
7 
3 

= 
a 
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Bibliothek, Heizungs- und Erleuchtungs- Materialien, Heften der Alten el ge 
iliar 


ſicherung des Mobiliars ae gg er ‚, für Bewahung, Reinigung und Heizung 
ie ——— 








er Lokalien, ſowie sr erung bes Wafferbebarfs durch die Wafferleitung 50,000 

6 Zur Unterhaltung ber Gebäude .................. FIT 2,000 

7 Au unvorbergefehenen Ausgaben............................ — 580 
Summa Tit. 4 bis 7 ..... 232 

Dau: > » 268 3..... 17,670 

r » Iroosooseese 13,650 

Summa ber Ausgabe ....» 263,900 


Beglanbigt: 


Der Bräfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
Anl. y. b. Verhandl. d. Herrenhaufes. 59 


— 
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Etat für das Bürcan des Staatsminiſteriums 
für das Jahr 1873, 








Ka- , 
pitet.| Titel Einnahme. 


Von dem Debit für dem Deutfchen Neichs- und Preußiſchen Staatsanzeiger, einſchließli 
eines Zuſchuſſes aus der Deutſchen Reichshaupttaſſe FE ee ſchlielich 


(Diefe Einnahme wird im Stantshaushalts- Etat unter den Einnahmen dev allge- 
meinen Finanz · Berwaltung Kapitel 11 nachgewieſen.) 





— —— 
— — — u a — 
* 
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Darunter 


fünftig 
wegfallend, 








Ihr. 





44. Beioldungen. 


1. | Der Präfident des Staats -Minifteriumd ........» 12,000 — 
(Außerdem freie Dienſtwohnung.) 


2. | 4 vortragende Räthe, und zivar einer mit 6000 Thlr., zwei mit 2500 
Ihlr. bis 3300 Thle,, Durchſchnitt 2900 THlr., einer (künfti 
wegfallend) mit 2400 Thle.; 1 Sülfsarbeiter (künftig wegfallend) mi 
ET 15,50) Yu) 


(Außerdem bat ber erite — Rath Dienſtwohnung gegen 
eine Vergütigung von 10 p&t. ſeines Gehalts.) 


3. | 8 Expebienten und Regiftratoren mit 1000 Thlr. bis 1800 Er im 
urchſchnitt 1400 Thlr.; 1 Stanzlei-Vorfteher mit 1400 Thlr. und 
5 Kanzlei» Sefretaire mit 600 Thlr. bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 
850 Thlr.; 1 Direltor und 1 Kanzlei -Sefretair des literariichen Bü- 
reaus mit refp. 1400 Thlr. und 950 Thlr.; 1 Rendant und Redak ⸗ 
teur ded Staats Anzeigerd mit 1400 Ihle. .....22 20,600 — 
(Außerdem hat ber erſte Expedient (Büreau- Vorſteher) Dienft- 
wohnung gegen eine Vergütigung von 10 pCt. feines Gehalts.) 


4. 16 Kanzleidiener mit 400 Thle. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Thlr. ; 
1 Portier mit 400 Ihle. und 1 Hausbiener mit 350 Thlr. ........ 3,450 — 


(Außerdem haben 3 Kanzleidiener, der Portier und der Hausdiener 
Dienſtwohnung gegen eine Vergütigung von 10 pCt. ihres Ge⸗ 
haltes. Die beiden letzteren Beamten erhalten auch Feuerungs ⸗ 
material aus den Vorraͤthen der Behörde, wofür fie reſp. 15 Thlr. 
und 12 Thlr. zu zahlen haben.) 


Summa Tit. 1 bis 4 ..... 51,550 4,700 


Andere perfönliche Ausgaben. 
5. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitemm. ............ 800 _ 


6. | Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftüßungen für Zubaltern., 
Kanzlei und Unterbeamte....... Snoneesnansessnnsenesn er nunten 650 — 


7. I Zu einmaligen Unterſtühungen für penfionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unteritügungen für Wittwen und Waifen von Beamten ......- 500 — 
Zu Tit. 7. Etwaige Erſparniſſe dieſes Fonds bleiben zur Ver 
wendung in dem folgenden Jahre disponibel.) 


Summa Tit. 5 6i8 7 ..... 1,950 — 





Für den Deutſchen Reichs und Preußiſchen Staatsanzeiger. 
8. | Un fixirten Remunerationen und Honoraren für Artikel, Depefchen und 


ſonſtige Bellungen. --..=<n00nanndsonunasnnennnee — — 11,360 — 
9. I Für Sah, Druck und Papier........................ 50,690 — 
10. | Für außerordentliche und fonftige ſächliche Ausgaben ...............4 5,650 — 


(Vorbehalten bleiben die vertragkmäßigen Verhältniſſe, welche ben 
Antheil des Reiches an den Einnahmen und Ausgaben des 
Neichd- und Staatsanzeigers feftftellen.) 


Zumma Tit. 8 bis 10..... 67,700 — 





— nn —— 
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Darunter 













= Titel, Ausgabe — 
Thlt. 
Sächliche und vermiſchte Ausgaben. 
11. | Su Bäüreaubedürfniſſen (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Bi 
bliothef, Heizung, Erleuchtung, Utenfilien, Heften ber Akten 2c.) . .... 2,500 _ 
12. | Zu Diäten und Reifekoften....ussnsnsnansnnnunnennennn nun en nenn 200 — 
13. J Sur Unterhaltung des Dienſtgebäudes, einſchließlich der Abgaben und 
—äAA——— 1,000 — 
14. | Zu Unterſtützungen für Hülfsbedürftige ... 500 _ 
15. | Diepofitionsfonds für allgemeine politische Zwecke ....... 31,000 — 
Summa Tit. 11 bis 15 ..... 35,200 — 
Dau >» 8 10 ..... 67,700 — 
u De Be 1,950 _ 
» - u ——— 51,550 4,700 
Summa der Ausgabe ....- 156,400 4,700 


Beglaubigt: 


(L. 8.) von Fordenbed, 


Der Präfident de3 Haufes der Abgeordneten. 
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Etats 


aus dem Reſſort des Staatsminifteriums 


für das Jahr 1873, 
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Etat der Staatsardive 
für da8 Jahr 1873. 








Betrag 
A Ausgabe. für 
pitel, ; 1873, 
| Thlr. 
1. A. Dauernde Ausgaben. 
Befoldungen. 
1. | Der Direktor ber Staatbarchive .................... ea REEL ie ' 1,000 
(Diefe Stelle wirb als Nebenamt verwaltet.) 
2. | 3 Archivare bes Geheimen Staatsardhivs mit 1500 bi8 2000 Thlr., im Durchſchnitt 1750 
Thlr.; 1 Vorfteher und 2 Ardivare bes Geheimen Minifterialardjivs mit 1000 bis 
1800 Thlr., im —— 1400 Thlr.; 16 Archivare in den Provinzen mit 900 bis 
1900 Tale im Dubai 60 IRRE. sanieren anna anna 26,250 
(Außerdem haben bie Archivare zu Marburg und Idſtein Dienftwohnungen gegen 
5 pCt. —2* .) 
3. I 13 Ardhivfetretaire mit 600 bir. bis 800 Thlr., im Durchſchnitt 700 Thlr.; 1 Kanzlei» 
Sekretair in Berlin mit 850 Ihle. 2 Kanzleifetretaire in Idſtein und leswig mit 
550 Thlr. bie 750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr,; 1 Regierungs + Sefvetariatäbe- - 
amter in Sigmaringen mit 120 Thlr. NEO ELEENETLTETEIETTTET SE 11,370 
4. | 2 Archivdiener in Berlin mit 400 Thlr. bis 500 Thlr., im Durdfchnitt 450 35 ; 3 Ar 
chivdiener in bftein und Marburg mit 320 Thle. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 
Thlr.; 1 Brunnenmeifter zu Marburg mit 220 Thly....... 2,200 
(Außerdem haben die Archivfekretaire zu Marburg und Schleswig, fowie bie Diener 
zu Idſtein und Marburg und ber Brunnenmeiiter —* Dienſtwohnungen 
gegen A nor Gehaltsab * Lore. —* a erhal ge . 
en nun en pet. Gehaltsabzug und erhält erungsmateria 
gegen eine Entfendigung von jährlid 15 hr) 
Summe Tit. 1—4..... 40,820 
Andere perfönlihe Ausgaben. 
5. F Remunerirung von Hülfsarbeitern .......................... 2,700 
6. u außerordentlihen Remunerationen und Unterftügungen .. .............4 400 
Summa Tit. 5 und 6..... 3,100 
Sächliche und vermifchte Ausgaben. 
7. | Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Dadmaterialien, Drudfahen, Bibliothek, Heizung, \ 
Erleuchtung, Utenfilien, Heften ber Akten a0.)....:uunsunnenenennusennnunerun nn 3,980 
8. | Zu Diäten und Reifekoften, forwie zu Transport und Umzugskoſten .. ................. 600 
(Titel 6 und 7 übertragen ſich gegenſeitig.) 
9. | Zur Ermwerbung von Arhivalien, zu ardivaliihen Bublikationen, zur förderung folder > 
Berd enttidhungen und zu fonftigen arhivaliichen Zwecken ... . . .. .. .... 800 
Bm ae biefes Sonde leiden zur Verwendung in dem folgenden Jahre 
sponibel, 
10. | Zur Unterhaltung der Dienftgebäube und Dienftlofale, zur Beſtreitung ber auf erfteren 
ruhenden Laften und Abgaben, einfchließlih 6854 Ihlr. Kaufgelder-Verzinfungsrente des 
Stantsardivgebäubes zu Schledwig.....»» 3,184 
Summa Tit, 7—10..... s,564 
Dazu ⸗ ⸗5.u. 6..... 3,100 
3 * l— .noie 40,80 
Summa A...... 52,454 
2 B. Einmalige und außerordentlihe Ausgaben. 


l. | Qur Ueberführung des Geheimen EStaatsardivs und des Geheimen Minifterialardhivs in 
das zur Aufnahme biefer Inſtitute beitimmte »Hohe Hauss, zur Einrichtung derfelben 


in ben neuen Räumen und zur Bervollftändigung der Aktengeſtelle .......4* 

2. | Zur Erbauung eines befonberen Gebäudes fir da3 Staatsardiv zu Düffeldorf erfte Rate 
Summa B..... 

Dazu » ——— 


Summa der Ausgaben..... 
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Etat der General- Ordenskommiffion 


pto 1873. 
(Kap. 46 der Aufgabe des Staatshanshalts- Etats.) 


Darunter 
künftig 


Titel, Einnahme. 
nr wegfallenb, 





Ihlr, 


Für zurückgekommene alte Ordenbinſignien ............ — ———— 1,680 — 
(Dieſe Einnahme wird im Staatshaushalts . Etat unter ben Ein- € 
nahmen der allgemeinen Finanzverwaltung Kap. 11 it. 18 
nachgewieſen.) 


Summa ber Eimahme für ſich. 


Ausgabe. 


Beſolbungen. 


(Der Vorſitzende und die Mitglieder der General -Ordenskom⸗ 
miffion beziehen als ſolche fein Gehalt.) 

1. 13 Expebienten, von welchen zwei zugleich als Kaffenbeanıte fungiven, mit 
000 Thlr. bis 1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Täler. ; le . 
toren mit 1000 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1100 Thlr.; 
1 Kanzleivorftcher mit 1200 Thlr.; 3 Kanzleifetretaire mit 500 Thlr. 
bis 900 Ihlr., im Durchſchnitt 700 Thle. .................. — 10,800 = 

2.12 cc mit 400 Thlr. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 

r. 

(Ein Diener bat außerdem —— gegen eine Vergütigung 
von 10 Prozent ſeines Gehalts un hält jeuerungsmate- 
rial gegen eine Entſchädigung von 15 Thlr.) 


Summa Tit. 1 und 2..7.. 11,700 — 


Andere perſönliche Ausgaben. 


3. gut Remunericung von Hülfsarbeitern . ...................... —— 1,000 = 
n außerordentlihen Remunerationen und Unterftüßungen für Subal- 
tern», Kanzleir unb Unterbeamte .......... ...... ........ 300 — 


Summa Tit. 3 und 4..... 1,300 — 





Miethe für das Geſchäftslolal....... ......CI. . 4,200 — 
6. | Sur Anſchaffung und Unterhaltung der Ordenbinſignien ...........4. 24,000 = 
7. | Ehrenfold für g 


9 
* 
8 
S 5 
s 
A 
* 
* 
5 
3 


Re 384114 384114 
Summa Tit. 5—7..... 66,614 38,41% 


Summa der Ausgabe..... 79,611% 38,411% 
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Etat für das Geheime Livilkabinet 


für da8 Jahr 1873. 
(Kap. 47 der Ausgabe des Staatshaushalts-Etats.) 








Ausgabe. 


Befoldungen. 





1 1 N een TEE Era 5,000 
(Außerdem Dienfhwohnung gegen eine Bergütigung von 10 p&t. feines Gehalts.) 
2. 1 Büreauporfteher mit 1800 Thlr.; 2 Sefretaire mit 1400 Thlr. und 1800 Thlr.; 6 Re 
giftratoren und Journaliften mit 1000 Thlr. bis 1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thlr. 
und 1 Regifttaturaffiftent mit 800 Thlr. ............. 14,200 
3. 2 Kanzleibiener mit 400 Thlr. bis 500 Thlr., im —— 450 Thlr., und 2 Portiers 
(1 RE 3 1 ARE — 1,700 
Summa Tit. 1-3 ..... 20,900 


Andere perfönliche Ausgaben. 


4. | Su außerorbentlichen Remunerationen und Unterftügungen für Subaltern-, Kanzlei- und 
in. 0 ı PONRPRRREPEPRFPRTOPPREREPFFETLORTLLUTELTETTLEOTTERETTELLLTELLTTTE 200 


Summa Tit. 4 für fi. 





Sädliche Ausgaben. 
5. Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Drudjachen, Bibliothek, Reinigung, 


Heizung, Erleuchtung, Utenfilien, Heften der Alten X.). .......... 1,300 

6. Zu Diäten und Fuhrkoſten ...... ....... — ——— 3,800 

7. Zur Unterhaltung der Dienftgebäube und des Gartens, einfchliehlic ber öffentlichen Laften 1,000 
Summa U. 5-7 ..... nn ———— 





Summa ber Ausgabe ..... 27,200 
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Etat der Ober -Rednungskammer 
für das Jahr 1873, 
(Kap. 48 ber Ausgabe des Staatshaushalts Etats.) 


Ausgabe. 























Thlr, 
i Befoldungen, 
1. | Der Ehefpräfident mit 7000 Thle.; 2 Direktoren mit je 3800 * und 10 vortragende 
Mäthe mit 2500 Thlr. bis 3100 Thlr, im Durchſchnitt 2800 Thlr. ............... 42,600 
| Außerdem bat ber Chefpräfibent freie Dienitwohnung.) 
| Zu ber Beſoldung bes Chefpräfidenten werben aus Reichsfonds erflattet ............... 2,333% 
Bleiben ..... 40,266% 
2. | 55 Expebienten, Reviforen und Kalkulatoren mit 900 Thlr. bis 1700 Thlr., im Durd- 
| nitt 1300 Thle.; 6 Regiftratoren mit 900 Ihlr. bis 1500 Thlr., im Durchſchnitt 
| Thle.; 1 Rarzleivorlteher mit 1400 Thlr. und 6 Kanzleifekretaire mit 600 Thlr. 
bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihle., zufammen ...... ....... 35,200 Thlr, 
Zu der Befoldung des SKtanzleivorfteherd werden aus Reichsfonds erftattet. 466% » 
Bleiben ..... 84,733% 
| 3. 1 Kaftellan mit 550 Thle.; 8 Sanzleidiener mit 400 Thlr. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 
450 Thlr. und 3 Hausdiener mit je 350 Thlr. ... .... ... ........... nenn 5,200 
(Außerdem haben 5 Beamte Dienftwohnung gegen eine Vergütigung von 7% pCt. 
ihres Gehalts. Auch erhalten der Kaftellan, 3 Kanzleidiener und 1 Hausdiener 
Feuerungsmaterial, Erfterer gegen 18 Thlr., die drei Andern gegen je 15 Thlr. 
und der Lehtere gegen 10 Thlr. Entfhädigung.) 
Summa Tit. 168 3..... 130,200 
Andere perfönliche Ausgaben. 
| 4. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern, einschließlich 200 Thlr. Funktionszulage für einen 
| in Berlin ftationirten Revifor ......4 — 2,400 
5. | Zu auferordentlihien Nemunerationen und zu Unterftügungen für Subaltern., Kanzlei- und 
En. 1 PO I RE RE NEE ERESHEEREHBUDORWENERFURSOHSTUREN 2,000 
6. | Fu einmaligen Unterftügungen für penſionirte Beamte und zu Venfionen und Unter 
| ftügungen für Witwen und Waifen von Beamten ....ucnerenenenenenenennnnnenen 900 
| (Zu Tit. 6. Etwaige Erſparniſſe diefes Fonds bleiben zur Verwendung in dem 
t folgenden Jahre disponibel.) 
| Summa Tit. 4 68 6 ..... 5,300 
| Sächliche Ausgaben. 
—J u Büreaubedürfniſſen (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Bibliothek, Heizun 
3 Erleuchtung, Utenfilien, Heften ber Alten ac.) ...+.- RR — Ft e : 4,740 
8, u Diäten, Führ⸗ und Berſengeleſten nenne 1,200 
| 9 ur Unterhaltung der Dienjtgebäude, ſowie zur Beftreitung ber Abgaben und Laften der- 
| 2 PO EREEPEOEER TIER DEETCTEREUCRERUOTETEOTEEET EEE OENNE 1,040 
| Summa Tit. 7 bis 9... 6,980 
| Dazu  .» » 4 » 6..... 5,300 
| » ur Dane Ser SPAR 130,200 
| 5 Summa ber Ausgabe ..... 142,480 
| Außerdem find für den mit ber Ober-Rechnungsfammer vereinigten Rechnungshof bes 
| Deutſchen Reichs in den Neichshaushalts-Etat für 1873 außgeicht: 
N Tit. 1 618 3 zu Befoldungen ............. 88,200 Thlr. 
N » 4» 6 zu anderen perfönlichen Ausgaben ....... 3,230 > 
| » 7 » ju ſachlichen Ausgaben................. 5,170 >» 
| 96,600 Thlr. 
! und zu einmaligen außerorbentlidhen Ausgaben für Nevifion der Kriegs- 
| koiten- Rechnungen von 1870--1871 .. ........... — ———— 20,000 Thlr. 
nl. j. d. Verhandl. d. Hertenhauſth. 60 


li iu 
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Etat 


der Ober » Eraminationsfommiffton zur Prüfung für die höheren Verwaltungsimter, des 
Disziplinarbofes und des Gerichtöhofes zur Entfcheidung der Kompetenzkonflikte 
für das Jahr 1873. 






Einnahme 


29. Ober - Eraminationd-Kommilfion zur Prüfung für die böberen | 
Verwaltungsämnter ’ 


Einnahme. 


An Examinations-Gebühren (20 Thlr, von jedem Kandidaten, ber die Prüfung beftcht) .. | 400 


(Diefe Einnahme wirb im Staatshaushalts-Etat unter den Einnafmen ber allge- 
meinen fjinanz-Berwaltung Kap. 11 Tit. 19 nadhgewiefen.) 


Ausgabe. 


Zur Remunerirung der 4 Saale ber Eraminationd-Kommiffion mit je 200 Thlr. und 
eines Büreaubenmten mit 100 Ihle., fowie zu Meinen Ausgaben und an Remuneration 
für die Kanzleidiener- Geſchaͤfte 70 Thlr., nme RE ER PRFEE REED 970 


50, ’ Disziplinarhbof. 
Ausgabe, 


Zur Nemunerirung eines Hülfsarbeiters mit er 730 Thlr. und der erforber- 
lihen Subalternbeamten 300 Thlr,, zu Kopialien 130 Thlr. und zu Schreibmaterialien 
80 THlr., IUfamimIEN ce nun nan nenn nor na anan ana rennen seen 1,240 


51, Gerihtöhof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. 


Ausgabe. 


Zur Remunerirung von 10 Mitgliedern des Gerichtshofes mit je 200 Thlr. und eines 

Subalternbeamten, welcher bie Tournal-, Regiftratur-, Expebitions- und Kanzleige 

k äfte wahrzunehmen und bie Bürenubebirfnife an Schreibmaterialien x. zu liefern bat, 
Thlr., ſowie zur Beftreitung der Koften für Botendienfte, 100 Thlr., aufammen .. 2,40 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


— — 
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Etat von den Ausgaben für Zwecke der Candesvermeſſung 
für das Jahr 1873. 










Ausgabe. 


- 


A. Dauernde Ausgaben. 


52, Bürean ded Gentral: Direftoriumd der Bermeffungen im Preußiſchen 
Staate, 
Beſoldungen. 


1. Fi Vorſtand des Büreaus mit 1900 Thlr. Stabsoffizier ⸗Gehalt, 372 Thlr. Servis und 


Thlr. für zwei leichte Rationen, zufammen mit 2500 TIhlr.; 1Regiſtrator mit 
800 Er Eu 1 Mruaieibiamee mit —— — — 3,700 


Summa Tit. 1 für fid. 





Andere perfönlihe Ausgaben. 





2, Gemäß F. 11 des Organifations-Statuts des Central» Direftorii zur Mitwirkung miffen- 
fhaftlicher, vom Direktorium ernannter Perfönlichkeiten . .. .. . 1,000 
(Etwaige Erfparniffe bleiben zuc Verwendung im folgenden Jahre bisponibel.) 
3, Zur Remunerirung eines Hülfsfchreibers....«-«-unnssurnnornnnnerenenunne nennen nen 460 
4. Su außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen .. .. ......* 70 
Summa Titel 2 bi8 4 ..... 1,530 


Sächliche Musgaben. 
5. Zu Bürenubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Drudfachen, Bibliothek, SHei- 





zung, Erleuchtung, Utenfilien, Miethe und Reinigung des Büreau-Fofald) ........... 770 
Summa Kap. 52 ..... 6,000 
53, Büreau der Landed : Triangulation, 
Befoldungen. 


ı 8 Trigonometer mit durchſchnittlich 850 Thlr., 1 — — und Redinungsführer mit 
1000 Ihlr., 2 Sekretaire mit je 600 Ihlr. und 1 Kanzleidiener mit 450 —* SER 9,450 


Summa Tit, 1 für fid. 
Andere perfönlihe Ausgaben. 





2, | Zur Remunerirung von Oberfeuerwerfern und wiffenfchaftlihen SHülfsarbeitern im Redak⸗ 
tionsbüreau, eines Hausbdienerd und eines Portiers ............... . 7,582 
3. | Zur Annahme vorübergebender Rechnen -Aushülfe .. . ... 600 
(Etwaige Erfparniffe bleiben zur Verwendung im folgenden Jahre bisponibel.) 
4, I Im außerorbentlichen Remunerationen und Unterftügungen ... . . . . 350 
Summa Tit. 2 bi8 &..... 8,532 


Sächliche Ausgaben. 


5. Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Vadmaterialien, Druck der Vermeffungs-Reful- 
tate, Lithographie der Tableaus, Miethe, Heizung, Licht und Reinigung, für die Ver- 
waltung des Haufes und ber nftrumente er nee 6,300 
(Etwaige Erfparniffe bleiben zue Verwendung im folgenden Jahre disponibel.) 





Seite ..... 6,300 



















Ausgabe. 


Uebertrag 


6. | Su ‚zagegelbern und Zulagen für den Ehef und die Dirigenten ber Triangulation, ſowie 
fir Die fommandirten Öffiziere, Oberfeuerwerker, Trigomometer I. . . ... .........4 
7. | Zur Löhnung der Inſtrumententräger, Leuchter, Boten X.. .. .... 
8 1 Qu sei e unb Tranßportfoflen -...suueaunaonsauanuuansnannansnn VENEN 
9. | Zur Ergänzung und Reparatur dev Jnventarienftüde, Inftrumente, Wagen und Utenfilien 
0. | zür den Stgnalban Intl, Steine... ern n ernennen 
Titel 6 bis 10 übertragen ſich gegenfeitig.) 
11. J Boden» Erwerbs. und Aufmellungskoften. .--.-ucuseusnsuneseneeunnunennenen nenn nen 
(Etwaige Erfparniffe bleiben zur Verwendung im folgenden Jahre biöponibel.) 
Summa LTitel 
Dazu » » 


) » 1 


5 
5 bis ll..... 
2 

8 Bcıc 


ren 


Summa Kap. 53 
Dau » 52 


..... 


Summa A. ..... 


3. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
1. | Zur Einleitung ber befchleunigteren vervollfommneten topographifchen Aufnahme und deren 


—— 


Dazu » 


„ur. 0% 


Summa ber Ausgaben 


..r.+ 


Beglaubigt: 


Der Brüfident des Haufes dev Abgeordneten. 
(L. 5.) von Fordenbed, 


6,300 


12,954 
5,230 
14,220 
1,800 
16,000 


4,340 





60,844 
8,532 
9,450 


78,826 
6,000 


84,826 
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Etat für das Alinifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
für das Jahr 1873, 








54, Minifterium. 
1. Averſional · Entſchädigung an das Deutſche Neid für die Beforgung fpeziell Preußiſcher An- 
gelegenheiten. ....uuunneennennnnnnennennnnnnnennen nennen nennen nennen 30,000 
Summa Kap. 54 für fid. 
55. Gefandtichaften. 
Befoldungen. 


1. | 8 Geſandte reſp. Minijterrefidenten mit 15,000 Ihlr. in München, je 10,000 Thle. in 
Karlsrube, Dresden, Hamburg und Stuttgart, je 8000 Thlr. in Darmitadt und Ol- 
benburg umb 6000 yo in Weimar; 1 Militairbevollmächtigter in Münden mit 
2000 Thlr. Zulage; 3 Legationsfefretaire mit je 1700 Thlr. in Dresden und Münden 
und 1600 Thlr. in Stuttgart; 4 um anzliften mit 1500 Thlr. in Samburg, 
1200 Thlr. in Münden und je 1000 Thlr. in Karlarube und Darmftadt........... 88,700 

(Das perfönliche penfiondberechtigende Gehalt beträgt für die Gefandten in Karls— 
ruhe, Dresden, Hamburg, Münden, Oldenburg und Stuttgart F 6000 Thlr., 
für bie Minifterrefidenten in Darmftadt und Weimar je 3000 Thlr., für die Pe 

—— je 800 Thlr. und fir die Legationslkanzliſten 600 Thlr. bis 

200 Thlr,, im Durchſchnitt 900 The.) 


Summa Tit. I für fi. 


€ Andere perfönlihe Ausgaben. 
2. I Zu auferorbentlichen NRemumerationen und Unterftügungen für geſandtſchaftliche Kanzlei- 
ö aaa a ee 500 
Summa Tit. 2 für fi. 


Sädlihe und vermifchte Ausgaben. 


3. Zu Büreaubebürfniffen (Schreib: und Vadmaterialien, Utenfilien, Zeitungen, Gefegblätter 
und Drudjcriften), Vorto für die dienftlihe Korrefpondenz, Telegrapbengebühren, für 
a und Botenlohn, einichließlid 1500 Thlr. Büreaukoſten- Entſchä⸗ 





digung ben Generalkonſul in Hamburg ...... ........ .... 4,400 
4. gu Diäten und Aubrkoften der gefandtichaftlihen Beamten -.........-sennsnnnns nenn 3,200 
5. ur Unterhaltung ber Amtslofalien, forte der Mobiliar-Inventarienftäde und zu Miethen wo 
6. Dermifchte Ausgaben, und zwar: zu Unterftügungen für hülfsbebürftige. Preußen behufs 


der Rückkehr in bie Heimath, zu Remunerationen für extraordinaire Hülfsarbeiter und 
Unterbeamte, zu Einrichtimgsgeldern neu ernannter oder verfegter Gefandten und Mi- 








nifterrefidenten, fowie zu fonftigen unvorhergefehenen Ausgaben ... .....2* 7,900 
Summa Tit. 3 bi8 6 ..... 16,400 

Dazu Tit. 2..... 500 

* —1 ..... 88,700 

f Summa Kap. 55 ..... 105,600 

Dau » H..... 30,000 

Summa ber Ausgabe ..... 135,600 


Beglaubigt: 


Der Praͤſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L.S) von Fordenbed. 
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Etat der allgemeinen Sinanzverwaltung 
fir dad Jahr 1873. 









Betrag 


für 
1873, 





Einnahme 


Zhlr. Sgt.Pf 











11. Allgemeine Finanzverwaltung. 
Depoſitenkaſſen. 
1. J Sinseinnahmen ber Haupt ⸗Depoſitenkaſſe zu Kaſſel und ber Depoſitenkaſſe zu Köln ...... 19,000, — — 
Summa Tit. 1 für fid. 
Wittwen: und Waifen-Berpflegungsanftalten. 
2, | Beiträge ber Mitglieder und fonftige ftatutenmäßige Einnahmen ber Hof- und Eivildiener- 
VButwentaſſe Gamover 133,240, — — 
3, | Dergleichen der MWittiwen- und Waifenanftalt für die vormals a Eivilbeamten 
ber 5 Stangllaffen zu Ralfl „20.000 - 00000 nonnnenenunsnnnnennuunenennnennuunene 13,850. — — 
4 Dergleichen der Kaffe der Eivil-MWittiwen- und Maifen-Gefellfchaft zu Kaffel -..........., 34,650, — — 
5 ag en der MWittwen- und Waifenfaffe für die ehemals Naffauif 5 höheren Eivil- — 
adenn ⸗2 —— 
6. | Dergleichen der Wittwen- und Maifen-VBerforgungsanftalt für die ehemals Naſſauiſchen nie : 
deren Givilbeamten ....-2es2ns0ssunonun nn onen nennen nee ernennen nenn nennen 6,780, — — 
7. | Dergleichen der Wittwen- und Waiſenkaſſe ehemals sr rag Unteroffigiere ..u.22..4.. ‘ 1,130, — — 
8, Dergleichen ber Wittwen- und Waifen-Berforgungsanftalt ehemals Sanbaräflic Heſſiſcher u 
eamdenôü IL .—— 
9 Dergleichen ber vosmaligen Denfionsanftalt für Wittwen und Waifen von Staatsbienern ; 
EEE ODEEREETE REES, 5,030. — — 
Summa Tit. 2 bi8 9..... 204,640. — — 
Berfcbiedene Einnahmen, 
| 10. Sinfen und Dividenden von ben aus dem Ertrage ber Eifenbahn- Abgabe angekauften 
—— een en nenn dene ee een ee er een en ee 256,377. 11 6 
11. J Einnahmen des vormaligen Staatsſchatzes .. .................4 — ———— 5,250,000, — — 
12. a von Staats · Aktivlapitalien. ........... ... ..... ernennen nennen nn nne 380,000. — — 
13. rlös für die dem Tilgungsfonds der Staatefchulden zu überweifenden Saulbieriäre 
hungen24.. 4178,000. — — 
14. | Geld» und Orbnungäftrafen ....nuenseensnnnnannue nennen en sense ernennen nenn nn 33,600, — — 
15.: I Serrenioie NECHIHaTbEN anna naar nennen anne nee ee * 38,600. — — 
16. | Beiträge zu den Kaffen-Verwaltungsloften ....u.--uesenenneenenenenenenen een nennen 34,635. — — 
17. | Bertragsmäßige Entfchädigungen von fremden Regierungen....... ... 7,952. 26 — 
18, J Einnahmen der General ⸗Ordenſskommiſſion. ...... ........ 1,680. — — 
19. | Einnahmen der Ober-Eraminations-Kommiffion für die Prüfung zu höheren Verwaltungs- Pr 
an RN TE ERTL PETER TREE .—— 
20, Beth r Mohnungen in Dienftgebäuden und Entfhädigung für Brennmaterial (in — 
ren i te 
21. —E — und Zinfen auf die in Folge des Geſetzes vom 29. Januar 1871 GGeſetz 
Samml. S. 86) den Kreisverbänden im Regierungsbezirk Trier gewährten Darlehne | + 67,200. —— 
22. | Rüdzahlungen auf früher in ben Hohenzollernſchen Landen gewährte Vorfchüffe, welche zur 
Tilgung der Landebſchulden mit verwendet werben „.uuunsunnenensusnnnnnnnenennes 200. — — 
23. | Einnahmen für den —— Reichs und Preußiſchen Staatsanzeiger: 
a) am Debltbgelbern. 2. Thlr. 
an Inſertionsgebühren.................... 44,000 » 
auferorbentlihe Einnahme . „2.22 nscunenunnnensnnnn nennen 200» 
d) Zuſchuß aus der Deutſchen Reichs ⸗Hauptkaſſe ............ 1000 ⸗ 
= 65,700, — — 
24. I Anbere aufällige Einnahmen und zur Ausgleihung der Schlußfummen des Staatshaus- j 
———— ade ‘129, 774. 85 
25. | Ueberfchuß der Verwaltung des Jahres 187 1................ — 9,273, 920. 14 | 


Summa Tit. 10 bis 25..... 19,716,740. — — 





— 
Serrenhaus. Aktenftüd Aß 90 
Ka- . 
pitel, Einnahme 
Außerordentliche Einnahmen. 

26. | Aus dem Schleswig-Holiteinfhen Strafanftalts-Neubauffonds + ......24@s@nsesnnenn 00 
27. | Aus dem Wiederverfaufe des entbehrlichen Iheils eines für das Gymnafium zu Tilfit an- 
zulaufenben rbſßßßß 
Summa Titel 26 und 27..... 
Dazu » 10 bis 3..... 
Em Weis 
» » EEE 
Summa ber Einnahme ..... 


Thlr. Ser. Pf, 


19,716,740, — — 
204,640. — — 
19,000. — — 


20,169,650. — — 





56. 


=. 





Serrenhans..-Mtenftäd: Ar. 90. 


Ausgabrinnenf£ 
A. Dauernde Ausgaben. 
Minifterium. 
Befoldungen. 
De: Miniher::s 0350: er ee een 
= (Außerdem freie Dienftwohnung.) 
5 Direftoren mit je 5000 TIhlr.; 30 vortragende Räthe und 1 General. 


Inſpektor des Katafters mit 2500 Thlr. bis 3300 Thlr., im Durd- 

{chnitt 2900 Thlr.; 1 vortragender Nath im Nebenamte mit 500 

Thaler; 1 bautedmijcher Sülfsarbeiter mit 1200 Ihle, .. .. 4* 

(5 Beamte haben Dienftwohnungen gegen eine Miethe von 10 pEt. 
ihres Dienfteinfommens.) 

2 Borfteher des Eentral-Bürcaus und des Rorfteinrichtungs-Bürenus mit je 
18:0 Ihle.; 1 Mendant der Generalitaatsfaffe mit 2700 Ihlr. (ein- 
fchliehlich 200 Thlr. —— I Ober-Buchhalter und 2 Kaffiver 
derfelben mit 2000 Thlr., 2000 Thlr. und 1600 Ihlr. ; 106 Expedienten, 
Kalkulatoren, Negiftratoren, Journaliſten, Buchhalter und Beamte 
des Forſteinrichtungs · Bureaus mit 1000 The. bis 1500 Thlr,, im 
Durdyfchnitt 1400 Thle.; 1 Expedient mit 1800 Thlr. (einſchließlich 
400 Thlr. künftig weafallend); I Ktafireraffiitent Der Generalſtaatskaſſe 
mit 1200 Thlr...... EEE 

(l Beamter bat Dienitwohnung gegen eine Micthe von 10 pEt. 
feines Dienfteinfommtens.) 

1 Kanzleidireftor mit 1400 Thlr.; 23 Kanzlei und Kaſſen ⸗Sekretaire mit 
600 Thle. bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 8550 Thlr. ..-.4.4++: >> 

I Votenmeifter mit 550 Thlr.; 25 Kanzlei und Staffendiener mit 400 
Thlr. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Ihle.; 3 Hausdiener mit 
BAU IR. 

(9 Beamte haben Dienftwohnungen gegen cine Mietbe von 10 pEr. 
ihres Dieniteinfommend. Der Botenmeifter und 1 Die 
ner find berechtigt, das Feuerungsmaterial zu ihrem einenen 
Bedarf gegen cine Entfhädigung von refp. 30 Thlr. amd 20 
Thaler aus den Vorrätben des Minifteriums zu entnehmen.) 


Summa Tit. 1 68 5..... 


Andere perfönlide A usgaben. 


Zur Nemunerivung von Hülfsarbeitern, einfcliehlih 200 Thlr. für den 
nit der Wahrnehmung der Gefchäfte bes Vorftchers der Sauptbuchhal- 
terei, beauftragten 

Zu außerordentlichen Nemunerationen und Unterſtützungen für Subal- 
J— 


Summa Tit 6 und 7..... 


Sächliche und vermiſchte Ausgaben. 


Zu Büreaubedürfniſſen (Schreib · und Packmateriglien, Druckſachen, Freue 
rung, Beleuchtung, Bibliothel, Utenſilien, Heften dev Akten xc.) .. 
Au Diäten, Fuhr ⸗ und Verſetzungskoſten .2322* 
Su Belohnungen behufs Entdedung von Münzverbrechen und zu ſonſti— 
gen, diefem Zwecke dienenden Ausgaben 2* 
Zur Unterhaltung bes Ein vn und des Bartens, ſowie der Im 
ventarienftücde in der Dienſtwohnung bes Miniſters ...........3.4 


Summa Tit, 8 bis 11..... 
Summa Kap. 56..... 


Dberpräfidien und Wegierungen, einfchlieplich der Finanz: 
Direftion, nebft Bezirfs:SHauptfafen in der Provinz; Hannover. 
Befoldungen. 


11 Oberpräfienten mit je 7000 Thlr.; 18 Regierungspräfidenten mit 
je 3500 Ihle.; 1 Präfident der Finanzdirektion mit 3500 Thle. ; 


Thlr. Sar. Pf. 


12,000. — 


116,600, — — 


163,300. — — 


20,950. — 


12,850, — — 


325,700, — 


18,575. Ser wg! 


4,500, ww 





23,075, |— 


26,500, m 
4,000, 7 


500, — — 
2560. — 
33,560. — — 
392,335, — — 

















600, SE | 


‘ 1000 





le 


y 
u 
. 


— — —— Te — 


Herrenhaus. Aktenftüd AP 90. 481 








” Darunter 
a+ 
fü 
pitel nftig 
wegfallend. 
le. Sor. Pf. 
1 ri one Spräfident in Stralfund mit 2800 Thlr.; 10 Regie 
rung&-Bigepräfibenten mit je 3100 Thlr.; 340 Ober-Regierungsrä 
und ee mit 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im Duxd- 
Initt 1700 Thlr. außerdem 7753 Thlr. —** Zulagen als 
Erſatz für frühere Dienftbe ge zu Zulagen für bie Ober-Regierungs- 
räthe als Vertreter ber Dr fibenten und ald Abtheilungsdirigenten ‘ 
28,800 Thlr., n atzug von 5000 Thlr. Beſoldungen inkl. 300 Thir. 
—5— ür die auf dem Etat des Minifteriums des Innern 
ſtehenden 3 Mäthe bei dem Voligeipräfibtum im Beriin2 792,253, — — 7,753, — — 
Tit. I überträgt fi 
Etats bes 
Bat! —— * er⸗ 
en ethſentſchädigun 
von je I Ih deentſchatiguns 
che Zulage 
600 Thir.; auferbem 14 
tair in Siginaringen) 837,101. 12 11 71. 12 11 


von — 
3. [194 Stanzliften mit 550 Thie big 750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr. ; 


Suagen ald Erfah für frühere Dienftbegüge ......2u2unenneneenn- 129,050. — — 100. — 
4. | 277 Rafmbi fat für frühere Dienftbez 


ee, Zienftbezüge VEREINTEN TENNESSEE RE 101,852. 5 4 2.54 „ 


— — — — — — 
Summa Tit. 1 bis 4..... 1,860,256. 18 3 8,556. 18 3 


Andere perfönliche Ausgaben. 


5. Zur Remunerirung und Unterftügung ber außeretatsmäßigen Mitglieber 
—— ber Regierungen und ber — in Hannover, 
owie ber Sülfsarbeiter bei bem Ober -Präf ium in Hannover und 
bei der Direktion für die Verwaltung ber direkten Steuern in Berlin 221450. — — 95,800. — — 
Diefer Fonds überträgt fich mit dem geichortigen Fonds fiir Die 
— Kap. 94 Tit. 5 des Etats für das Miniſterium 
e8 Innern, 
(Die Diätenfäge für die außeretatSmäßigen Negierungsmitglieber 
betragen 700 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 950 
Thaler jährlich.) 





Seite ..... 221,450. —] 95,800. — — 


ul. 4 d. Berhandl. d. Herreuhauſes. Gl 


2 ” S—erreuhaus. Metenftüd A" 90. 












Ausgabe. 






Uebertrag ..... 221,450.— —| 95,800. — — 


6. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern im Büreau-, Kaffen-, Kanzlei- 
und Unterbeamienbleufl.....uenuolansnoasonanannsenanuunnnnense 427,460. —] 47,429. — — 
(Die Diätenfäge für die Bilrcanı, Kaffen» und SKanzleibiätarien 
—5 im Maximum 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Thlr. 
rli 
7. | Su außeroxdentlichen Remunerationen und Unterftügungen für Büreau—-, - 
Kaffen, Kanzlei und Unterbeamte ............33 20. 1-0 
8 | Su —— Zugr für Verwaltungs-Beamte Deutſcher Abkunft in 
— ofen, welche die Volnifche Sprache erlernen, reſp. u : 
(eben mundlich und ſchriftlich mächtig find......»- — 1,000. —| | — — 


— e —ñ — 
Summa Tit. 5 bis 8..... 701,910. — —| 143,229. — — 





Sächliche Ausgaben. 


9. | Zu Büreaubebürfnifien ——— Druckſachen, Feucrung/ Ber 
leuchtung, Bibliothek, Heften ber Akten ac. Ir fowie zur Gewährung ber ] 
normalmäßigen Miethsentfhädigung für einen Regierungspräfidenten 199,700. —] ., — — 





10. | Zu Diäten, Zuhr- und Berfegungskoften -...42=44- 444er 0seeneeernn 2120, — — 
— t —⸗ñ —⸗ 
Summa Tit. 9 und 10..... 412,300 — — — 
Sonſtige Ausgaben. 

11. | Dispofitionsfonds der Oberpräſibenten........ .......... 12,000. — — — — 

12. | Dispoſitionsfonds der Regierungspräſidenten und des — der 
Finanzdirektion in Hannover zunenereneneenunensenneenenennnn nen 10,000. — — — — 
13. u Prozeß - und anderen gerichtlichen Kofi: naar PR 6,100, — — — — 
14. | Su unvorhergeſehenen und vermiſchten Ausgaben ........... 31,000, — — = nn 
Summa Tit. 11 bis 1..... Bu. —— 
Summa Kap. 57..... 3,033,566.18 3 ‚151,785, 18 5 

58. Nentenbanfen. 


Befoldbungen. 


1. 17 Provinzial» Rentmeifter mit 1400 Thlr. bis - an im Durd)- 
ſchnitt 1500 Ihle.; 7 Nendanten mit je, 1200 ; 16 Buchhalter, 
Kontroleure und Eefretaire I. Klaffe mit 700 i I bis 1200 Thlr,, 
im Durchſchnitt 950 Thlr.; 11 Sefretaire II. Klaſſe mit 600 Shlr. 
bis 650 Thlr., im Durchſchnitt 625 Thle.; 7 Kaffen har unb — 
mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Ihle........ i 43,495. — — 


Summa Tit. 1 für fid. 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


2. | Fixirte Remunerationen von 200 Thlr. bis 300 Thlr. für 7 Dirigenten 
und 7 Juflitiarien ... 3,350. — — 
3, — — von Sülfsarbeitern im Subaltern- und Unterbeamten- 11,730 
Du ae er ee er er er ee ee ee er u ee ee ee ee er rt — 1 — — 
4. — der Kreißfaffen-Nendanten und Ortserheber für bie Einzie- 
ung der Nenten und Ablöfungsfapitalien .. .eeuuenseenncecene 41,960. — — 
5. | Zu auferordentlihen Remmerationen und Unterftägungen für bie Sub» 


altern» und Unterbeamten bei ben Rentenbanken, forwie für bie in 
Angelegenheiten der Nentenbanfen beichäftigten Kreiskaffen-Nendanten 
reſp. Steuereinnehmer und Kontroleure, Lokalerheber und Exekutoren 6,000. — — 


Summa Tit. 2 bis 5..... 63,040, — —] 








— — — —— | 


Serrenhaus. Altenſtück A 90. — 






























Darunter 


Ausgabe. * kunftig 
1873. wegfallend. 


Ihlr. Epr. Pf. 


KETTE ET TE TER 


7. | Zu Diäten und Fuhrkoſten der Beamten bei den Nentenbanfen........-. 
8. | Fur Tilgung der Schuldverfchreibungen der Paderbornſchen und Eich 
feldfhen Tilgungskaſſe ($. 6 reſp. 7 ber Meglements für die beiden 
Tilgungskaffen vom 8. Auguſt 1836 — Geſetzſamml. S. 236 — und 
vom 9. April 1345 — Geſetzſamml. ©. 410) refp. 20,350 Thlr. und 
11,459 Thle. 4 Sar. 6 WE. ourcusonnoansuonnenseenenuesuennenn 


Summa Tit. 6 biß 8..... 
Summa Kap. 58..... 


Depofitentaffen zu Kaflel und Köln, 
Befoldungen. 


1. [1 Rendant mit 1000 a 1 Kontroleur mit 800 Thlr,, 1 Mevifor und 
Affiftent mit 600 Thlr f 


ee ee 


Summa Tit. 1 für fi. 


Andere perſönliche Ausgaben. 


2. | Zur Remunerirung ber nebenamtlich oder aushülfsweiſe fungirenden Beam- 
ten und zur Entſchaͤdigung der Gerichtöbepofitare im ehemaligen Kur- 
fürftentbum SHeffen für entzogene Depofitalgebühren ............... 

3. | Zu außerorbentlichen Remunerationen und Unterftäßungen für Subaltern- 
und Unterbeante sono snonoonennoononunnunnnun nun nn onann nn 0nn 


Sählihe Ausgaben. 


4. Yu Büreaubedürfniffen (Schreibmaterialien, Gelbverpadungs- und Trand- 
portfoften, Drud- und Buchbinderkoſten, Bibliothek, Heizung, Erleuc- 


tung, Utenfilien, Heften ber Akten a.) „messer enonnnnnenneenn nenne 
5. | Yu Diäten und Fuhrkoſten...... ... ... 
Summa Tit, 4 und 5 ...... 
Summa Kap. 59 22... 

6. Wittwen: und Waifen: Berpflegungsanftalten, 
1. J Zuſchuß zur allgemeinen Wittwen-Berpflegungsanftalt in Berlin.......- 
2. Dertragsmäßiger Zuſchuß für die Provinz Efleswig- Holftein zur allge 


meinen Wittwenkaffe in Kopenhagen. . ....... .5 


Sof, und Eipilbiener-Wittwen-Kaffe zu Hannover. 


3. | Denfionen und Reſtitutionen ............... EN NEFREORGER 
a ———— 
(Darunter an fisirten Remunerationen 600 Thlr. für ben Diveftor 
und 600 Thlr. für ben Kaffirer; an Befoldungen 600 Thlr. 
bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 900 Thlr. für 6 Büreau- 
und Kaffenbeamte und 375 Thlr. für 1 Boten; zu aufer- 
ordentlichen Nemunerationen und Unterftügungen für Büreaı, 
Kaffen- und Unterbeamte 250 Thlr.) 


Summa Tit. 3 und 4 ..... 





263,735. — — 
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Betrag Darunter 
für künftig 
1873. wegfallend. 


Thr, Ear. M. Tälr. Car. Di, 





Wittwen- und Waifenanitalt für die vormals Kurheſſiſchen 
Civilbeamten der 8 Rangflaffen zu Kaffel, 


5. | Denfionen und Neſtitutionen ...................................... 40,000, — — 40,000. — — 
6. | Verwaltungskoften ...-nsnrn +. 1,400. — — 1,400, — — 
(Darunter: an firirten Nemmerationen je 100 Thlr. für 3 Diref- 
tionsmitglieber, 200 Thlr. für 1 Sekretair, 300 Thlr. für 
1 Kaffiver, 100 Thlr. für 1 Kontroleur und 101 Thlr. für 
1 Aufmärter.) 
Summa Tit. 5 und 6 ..... 41,400.—.—] 41,400. — — 
60. Kaffe der Eivil-Wittwen- und Waifengefellfchaft zu Staffel, 
7. | Denfionen und Reftitutionen ...................................... 54,550. —| 54550.— — 
©. | Berwaltungbloßßen -... 4 n0on00un0H04s0n 1 0000 nun En SR RR n een 1,820. — — 1,320. — — 


(Darumter: an figivten Memumerationen je 100 Thlr. für 2 Kom- 
miffionsmitglieder, 200 Thlr. für 1 Sefretair und Kontro- 
leur, 100 Thlr. für 1 Kanzliften und 96 Thlr. für 1 Diener; 

——— des Rechnungsführers 1} pEt. von der Ein- 

nahme an Beiträgen der Mitglieder; zu außerorbentlichen Re 

inunerationen und Unterftüägungen für Bireau- und Unter- 
beamte 50 Thlr.) 








Summa Tit. 7 und 8..... 55,870, — — 55,870. — — 


Mittwen- und Waifenkaffe für die ehemals Naſſauiſchen 
höheren Eivilbeamten. 


9. I Penfionen und Neſtitutionen ....es0snnnnncnnononuensuonsnunenunnen 4,240, — — 4,240. — — 


MWittwen- und Waifen-VBerforgungsanftalt für bie ehemals 
Naffauifchen niederen Eivilbeamten, 


10. J Venfionen und Reftitutionen ..... PPFFFFFFLEPFLET — seen 16,140 — — 15,140. — — 


Mittwen- und a aa ee Naffauifcher Unter- 
: offiziere. 
11. I Denfionen und Reflitutionen .................... 1510. — — 1510 — — 


MWittwen- und Waifen-Berfor re rel chemals Land— 
gräflich Seffifher Beamten. 


12, | Venfionen und Reftitutionen.....-- 6,700, — — 6,700. — — 


Vormalige Penſionbanſtalt für Wittwen und Waifen von 
Staatsdienern in Frankfurt a. M. 











13. J Penfionen und Reftitutionen ..................... 3,630. — — 3,680. — — 
Summa Kap. 00 ..... 1,247,975.— —| 473,225. — — 
61. Beiträge zu den Ausgaben des Deutſchen Weiches. 
J fßeße 11,101,989. — — — —— 
2. | Averſum für Zölle und Verbrauchsſteuern der vom Zollgebiete des Deut- 
fchen Reiches außgefchloffenen Landestheile ... .... ............... 149,920. - — — —— 
Summa Kap. 61 ..... 11,251,909. — — — — 
62. Apanagen, Nenten⸗Abfindungen, Zuſchüſſe und dergleichen. 
1. | Apanagen .... .24 419,619. 26 10] 419,619. 26 10 
2. | Renten und ——— — en an Fürſten und Stanbeöherren für abge 
tretene Rechte und Bel ungen ...2.5. 186,388. 2 2 — -— 


3. | An bie Tilgungsfaffe zur Erleichterung ber Ablöfung ber Reallaften in 
ben Grafihaften Wittgenftein + Berleburg und Wittgenftein + Wittgen- 
ftein Zuſchuß zur Amortifation der ausgegebenen Schuldverfchreibun- 
en, fowie an Zufhuß zur Ablöfung der Domainen - Amortifations- 
Renten aus ben Kreifen Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbis .... 13,963.20 4 13,063.20 4 | 










—r —— —— 


Seite ..... 619,971.19 4] 4335683 172 
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64. 


— — — — — — — — — — — 
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Ausgabe. 


Uebertrag ..... 
Entſchaͤdigung für Aufhebung der Sund- und Beltzölle ..............4 
An das Milittair-Waifenbaus in Potsdam ................ 


Sonftige Renten und Entjhädigungen für aufgehobene Zöle und andere 
a Ve N HR TERN 


An ben kommunalſtändiſchen Verband des a —— 
olchen für Zwecke ber 


Do BE Ze Bu u a ee u a ee ee Er ee er 


„un.“ 


De Bu u De u Be u u er ee Ze Ze er er ee er er ee er rer 


Zur: Amortifation der Stammaktien Litt. B. der Berlin. Samburger 
0 2 7 VE BEREITEN 


Summa Kap. 62 


“r...r 


Wartegelber, Wenfionen und Unterftügungen. 


Martegelder für Eivilbeamte ....... TERROR 
Denfionen für Civilbeamte (Eivilbenmten-Penfionsfonds) .............- 
Denfions-Außfterbefond® ................. ..... ......... 


(Nene Bewilligungen aus dieſem Fonds dürfen nur auf Grund 
beftehender Rechtstitel erfolgen. j 
Zu Unterftügungen für bedürftige, penfionirte Kloftergeiftliche.......... 
Karenz Unterfigungeit. -- -s-onensnennniensennonsennnunsue nenne nee 
Zu einmaligen Unterftügungen für penfionirte Beamte und zu Penfionen 
und Unterftüßungen für Wittwen und Maifen von Beamten ....... 
m eſtaͤnde fünnen in das nächftfolgende Jahr übertragen 
werben. 
Gnaben-Venfionsfonds (für ſämmtliche Verwaltungen beftimmt) ........ 
Zu einmaligen — für Perſonen, — ohne die Eigenſchaft 
von Beamten zu haben, im Staatädienfte beſchaͤftigt werden, oder be⸗ 
fchäftigt geweſen find, ſowie für Sinterblicbene folder Derfonen..... 
Summa Kap. 63 ..... 


Allgemeine Fonds. 


Dis poſitionsfonds zu Gnadenbemwilligungen aller Art 
Abloſung von Baflivrenten und anderen Verpflichtungen ............ 
Porto und fonftige Frachtgebühren für dienſtliche Sendungen 
Qur —— des Dienſteinkommens derjenigen in den Provinzen 
Schlebwig⸗Holſtein, Hannover und HeffenNaffau vorhandenen Beamten, 
welche bei der Umgeſtaltung der Behörden disponibel geblieben find 
und im Staatsdienite außeretatsmäßig ae t werden 
Bemerkung. Aus diefen Fonds bürfen Gehaltszulagen nur in 
ben Grenzen ber Normalgehaltsfäge für die entiprechenden 
Kategorien bewilligt, ey allende Beträge können zu weiteren 

Sulagen innerhalb diefer Grenzen verwendet werben. 

Zu Wohnungsgeldzuſchüſſen für die Staatsbeamten 

nborhergefehene Ausgaben (Haupt ⸗Extraordinarium) ........... BEE 


Summa Rap. 64 


run rer 


nu... 0Hr+ 


rennen 
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Thlr. 


Sar. Df. 


619,971.19 4 


243,462. — — 
129,860. — — 


136,259. 3 1 


500,000. — — 
142,000, —— 


368877. 11 6 
5,220,229.23 6 


162419. 12 — 
3,550,000. — — 
519,000, Fra 


2,000. — — 
1,120,119.12 — 


500,000, — — 
50,000. — — 
450,000. — — 


16,000, — — 


4,430,000, en 
400,000. — — 


5,846, MO, a 


4,420,119. 12 — 
5,229,229.23 6 
11,251,909. — — 
1,247,975. — — 
5,630. — — 
149,210. — — 
3,033,566.18 83 
392,8: 


— — 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Ahle, Bar. Pf. 


433,583. 17 2 
243,462. — — 


— — 


11,266. 2 8 


— — — 


2,880.11 — 
6,700. — 
5,000, — — 
15,554. 8 7 


718,446. 9 5 


162,419.12 — 


716,419. 12 — 


16,000. — — 


1000 — 
716419.12 — 
718,446. 9 5 
47328. — — 
31,809. 4 6 
151,785.18 3 
600 


31,566,004.23 | 2,108,285.14 2 
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Ausgabe. 





B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


8. 1. I Zur Beſtreitung der durch Einziehung von Münzen entſtehenden Koſten ............444 75,000. — — 
2, Zur Beihaffung einer Dienftwohnung für den Regierung - Präfidenten zu Arnsberg .... 11,000, — — 
8, Zur außerorbentlihen Tilgung folder 4 —— Staatsſchulden, auf melde fi das 
Geſeh vom 19, zes AH ‚ betreffend bie Konfolibation Preußtfcher Staatsanleihen 
(Gefey- Barum. ©. 1197) ....... 7,760,000, — — 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben ..... 7,846,000. — — 


(Das Betriebskapital ber General-Stantstaffe beträgt 10,110,000 Täler.) 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Ubgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 





_ Herrenhaus. ttenftüd 90. 487 


ö— — — —— —— — 





Etat der Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauweſen 


des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
für das Jahr 1873. 






Einnahme. 





Tr. 
12. 1. | Miethen und Vächte von fiskaliſchen Grundſtücken, Dienftwohnungen, Gras, Baum, Weibe- 
und fonftige Nußungen von ——28 Grundſtücken, inkl. Schornſteinfegergeld, mit 
Ausnahme der im Titel 2 aufgeführten Nutzungen .............4 66,014 
2. | Erlös für Chauffeeabraum und Grabenerde, fowie für Abfallholz und dergleichen ........ 52,883 
3. | Gebühren für Drüfung von Baumeiftern und Bauführern ........... 1,470 
4. | Gebühren für die Drüfung von Feldmeſſern ... ...........4 430 
5. | Einnahmen der Bauakademie zu Berlin .......... ............. 29,000 
6. | Einnahmen aus der Nuhrſchifffahrts und Rubrhafenverwaltung ....... .....42 166,990 
7. | Beiträge zur Unterhaltung der Yand- und Wafferftraßen, Kanäle, Brüden, Wafferleitungen, 
zur Befoldung der Baubeamten, für Benugung von Dampfbugfirböten, von Löld- und 
—————— in den Sechäfen, Erlös für alte Baumaterialien und Geräthe, und 
fonfige Ennahmen.4 67,834 
8 | Einnahmen dev Geiwerbe-Afademie in Berlin... . .... ....2*4 11,201 
9. » » polytechnifchen Schule in Hannover „u. ....... J.... ITS ORRERT 7,350 
10, » » Gewerbeſchule zu Soffel ....................... 1,515 
11. » » Bangewerkefchule zu Nienburg .................4 1,505 
12, » >» Navigationsihulen zu Memel, Pillau, Danzig, Grabow, Barth, Stralfund, 
‚ Altona, Flensburg, Apenrade, Grünendeich, Leer, Dapenburg, Emden und Timmel und 
ber befondern Vorichulen in Swinemünde, Stepenig, Stolpmünde, Vrerom, Zingft und 
Atichaubertebtticuanceserssseesann 17,606 
13. | An Eichungsgebühren von den Eihungsämtern ...........22* 28,000 
14. | Gebühren -für Mufterung von Schiffemannfdaften und Einnahmen von Heringebrafanftalten 1,259 
15. | Beiträge zur Tilgung der für aufgebobene gewerbliche Berechtigungen vorichußweile ge 
währten Entidibigumgsapitalien . J FE ——— ee ee 912 
Summa ber Einnahme ..... 453,109 


pitel. 
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Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 


Minifterium. 
Befoldbungen. 
Der Minifter ...oencseeeeneeeenenenn nenn ———— TER ERRTNETET 
Außerdem freie Wohnung. 


1 Unter- Staatsfebretait .....---uu0senneonsnenrunenrnesen ernennen 


Minifterial» Abtheilungen IL, II. und IV, einſchließlich bes 
Gentralbürcaus und ber tehnifhen Baudeputation. 


3 Direktoren mit & 5000 Thle., und 31 vortragende Näthe mit 
2500 Thlr. bis 3300 TIhlr., im Durchſchnitt 2900 Thlr. .......... 
63 Expedienten, Kalkulatoren, Reviforen und Regiftratoren, einſchließlich 
des Beamten für die Kartenfammlung, mit 1000 Thlr. bis 1800 Thlr., 
in . Dundichnitt 1400. —— 
1 Kanzleidiveftor mit 1400 35 und 24 Kanzleiſekretaire mit 600 Thlt. 
bis 1100 Thlr., im —F mitt 5 
1 Botenmeifter mit 550 Thlri, 24 Kanzleidiener mit 400 Thlr. bis 
500 Thlr., im Durdfchnitt 450 Ihlr.; 1 Portier mit 400 Thlr. und 
1 Haußdiener mit 350 It.. 


Tehnifdhes Büreau ber Eifenbahn-Abtheilung. 


I Regierungd- und Baurath mit 1800 Thlr., 1 Eifenbahn , Bau · und 
Betriebdinfpeftor mit 1700 Thlr,, 2 Baubeamte mit 1200 Thlr. und 
—Se— 1 Zeichner (rangirt mit ben Kanzleiſekretairen) mit 

—————— 


Techniker ber Bauabtheilung für Zeichen- und Kalkulatur— 
arbeiten. 


4 Beanite mit 1000 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1100 Thlr.. 
Tehnifhe Deputation für Gewerbe, 


Pe ee ee ee ee a Er Er er re 


Andere perfönlide Ausgaben. 


Zur Remunerirung von SHülfsarbeitern, zu Sopialien, Gebühren für 
Ueberfegungen, für ftatiftifche Zufammenftellungen, für Hülfs-Eramina- 
— 

Zu außerordentlichen Remunerationen und Unt.rftügungen für Subaltern- 
und 

Gebühren für die Prüfung von Baumeiftern und Bauführern (nad) Tit. 3 
bee Einnahme) ..22cen0<ouronenennennnernnn nn unse ns nn nenn 


Sächliche Ausgaben. 


Zu Büreaubedürfniffen (Schreib, Zeichen und Dadmaterialien, Drud- 
fachen, Vergütungen für das Heften ber Akten, Feuerung, Beleuchtung, 
Bibliothek u. f. . TER ER PRALGUIDEN 

Zu Diäten, Reife un erh rang ERERT 

(Die ſächlichen Ausgaben für das Centralbüreau werden auf die 
einzelnen Minifterial-Abtheilungen — 

Zur —— ber Dienftgebäube Wilhelmsſtraße Nr. 79 und 80, bes 
Inventars in der Dienftwohnung bed Minifterd und des Pflanzen-Stonfer- 
vatoriums im Gebäude Wilhelmsſtraße Mr. 79................... 


Summa Tit. 13—15 ..... 


Summa Rap. 65...... 





12,000 
5,000 


104,900 


88,200 
21,800 


12,100 


6,850 


4,400 


7,700 
262,950 











Darunter 
fünftig 
wegfallenb. 
Al. 
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Darunter 


künftig 
wegfallend. 






Ausgabe. 


Thlr. 





Bauverwaltung. 


Befoldungen der Bezirks und Diftriltsbeamten. 


56 Regierungs- und Baurätbe mit 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im Durch⸗ 

ſchnitt 1700 Thlr., außerdem, künftig wegfallend, 3758 Thlr. perfön- 

liche Zulagen zum Erfah für frühere Dienftbezüge; 21 Ober» Bau 

infpeltoren, einehlieflich des Rheinfchifffahrte - An peltors in Eoblenz, 

—— Fe Thlr. * ur Oo im ee — fi 

en, künftig mwegfallend, 890 Thlr. perfönlidye Zulagen zum Erfag für 8 

frühere Sienierhge EL Tr IE TEL ERL PEN PETFVURLTERTL 127,148 4,648 
201 Bauinfpeftoren mit 900 bis 1200 Thlr, im Durchſchnitt 1050 Thlr., 

außerdem, tünftig wegfallend, 3570 Thlr. perfönliche Zulagen zum 

Erfag für frühere Dienftbezüge; 268 Kreisbaumeifter, Landbaumeiſter ıc. 

mit 00 bis 900 Thlr., im Durchſchnitt 800 Thlr. ; außerdem, künftig 

wegfallend, 10,338 Thlr. perfönliche ri zum Erfag für frühere 

Dienftbezüge; 2 Baubeamte in Meifenheim und Kaffel mit 443 Thlr. 

und 700 Thlr. (Die Stelle des letzteren künftig wegfallend.):...... 440,501 14,608 
8 Baubeamte in proviforifhen Stellen in der Provinz Hannover mit 

600 Thlr. bis 1100 Thle,, zufammen 7200 Thlr. und außerdem 

2350 Thlr. perfönliche Zulagen zum Erfah für frühere Dienftbezüge; 

8 Wegebaurstondufteure in gleichen Stellen 3 mit 400 Thlr., I mit 

500 Thlr. und 4 mit 600 Thlr.; 3 überzäblige Beamte in ber Dro- 

vinz Hannover mit 200 Thlr., 1000 Thlr. und 1200 Thlr., außer 

dem 560 Thlr. perfönliche Zulagen zum Erſatz für frühere Dienft- 

bezüge; 6 Baufommiffare im Re —— Kaſſel, davon 2 mit 

650 Thlr., 4 mit 700 Thlr.; 7 Bau-Meceffiften im gg irl 

Wiesbaden, davon 2 mit 600 Thlr., 2 mit 650 Thlr., 3 mit 700 Thlr.; 

3 übergäblige Beamte im Megierungäbezirt Kaffel, davon 2 mit 

1000 tr, 

mit 400 Ihlr. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Thlr. ......... 31,210 31,210 


Summa Tit. 1 6bi8 3. ..... 598,859 50,466 


Befoldungen der Lokal- und Unterbeamten der Bauvermwal- 
tung mit Ausſchluß der Chauffee-Auffeber ac. 


Hafenbau-Auffihts-, Ballaft- x. Beamte in den ln 
6 Magazinverwalter, Hafenbaufchreiber x. mit 450 bis 550 Thle., im 
Durch nitt 500 Ihle.; 1 Materialienfchreiber mit 475 Thlr. ; 5 Hafen. 

bau-Auffeher mit 350 bis 450 Thlr., im Durchſchnitt 400 Thlr. und 

5 Ballajtmeifter ıc. mit 130 bis 355 Ihlr., im Ganzen 1400 Thlr. 

Dünenbeamte: 1 Dünen Plantagen » Infpektor mit_ 650 Thlr., 

3 Dimen · Bauauffeher mit 450, 440 und 300 Thlr., 10 Dünenmwärter 

mit 250 big 300 Thlr., im Durchſchnitt 275 Thlr. YVendtfeuer- 

Aufſichtsbeamte: 3 Aufſeher auf den Leuchtfeuerichiffen in Schles- 

wig mit 480 bis 600 Thlr., im Ganzen 1650 Thlr., 49 Leuchtfeuer⸗ 

Auficher und MWärter mit 270 bis 350 Thlr, im Durchſchnitt 

310 Thlr.; außerdem, —— fallend, 1228 Ihlr. perſönliche Zu- 

lagen zum Erſah für a ienftbezüge. Baggerbeamte: 3 Ober 

Mafchinenmeifter und Baggerungs » nfpektoren mit je 775 Thlr., 

15 Mafchinen- und Baggermeifter auf Dempfbongern mit 600 bis 

720 Thlr., im Durdfdmitt 660 Thlr. ; auferdem, ug we —— 

30 Thlr. perſonliche Zulage zum Erfag für frühere ient eüge; 

1 Baggermeifter mit 550 Thlr., 39 Maſchinenmeiſter und is. 

führer x. mit 450 bis 550 Thfr., im Durdyfchnitt 550 Thle.; außer 

dem, künftig wegfallend, 176 Thlr. perfönliche Zulage wie vor; 

17 Mafchini en x. mit 380 bis 450 Thlr., im 7 dynitt 415 Thlr., 

39 Steuerleute 1. auf Bangerfahrzeugen mit 270 bis 350 Thlr., im 

Durchſchnitt 310 Er ; 34 Feuerwärter mit 260 bis 300 ale’ im 

Durchſchnitt 280 Ihlr.; außerdem, künftig —* 104 Thlr. per- 

fönlicdhe Zulage wie vor; 6 Baggergefellen mit 225 bis 275 Ihfr., im 

Durchſchnitt 250 Thlr. und 4 Baggerauffeher mit 150 bis 170 Thlr., 

im Durdfchnitt 160 Thlr. Beamte bei ftehenden Dampf: 

mafhinen und auf dem Dampflootfen-Schooner Delpbin: 

1 Mafdhinenmeifter beim Oberländifhen Kanal mit 775 Thlr.; 

4 Mafchinenführer dafelbft mit 320 bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 


Kal. 4 d. Derfanbl, b, Hertenhauſes. 6 
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j i i 
‚360 Thle.; 4 Mafchinemwärter dafelbit mit 270 bis 350 Ihlr., im | 
Durchſchnitt 310 The; 1 Mafhinenmeifter bei der Dampfmaſchine R 
‚im Cuftgarten zu; Berlin mit 550 Thlr,; 3 Mafchinenmeifter auf dem 
Dampflootſen⸗Echooner Delphin mit 335 &hfr., 500 Thlr. und 550 Thlr. 
Materialienayffeher und Depotverwalter: 2 Materialien, 
ſchreiber mit 500: und 525 Iplr.; 5 Bauanffeher und Depotverwalter 
mit 425 bis 475. Thlr., im Durchſchnitt 450 Thlr.; 2 Banauffeher 
mit 350 und 400 Thlr.; 1 Materialienauffeher mit 330 Thlr.; 
180 Strom-, ftripp- und Bubhnenmeifter, Wafferbau-Auf- 
eher x. mit 800 bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 350 Thlr.; 
7 Krabnenmeifter mit 270 bis 350 Ihlr., im Durchſchnitt 
. 310 Thlr. ; außerdem, künftig wegfallend, 40 Thlr. perfönliche Zulage 
‚wie vor. Wehr und S — er, —————— eber 
"und Scleufenwärter: 3 Wehr, und Schleufenmeifter mit 350 i 
bis 420 Ihr, im Durchſchnitt 385 Thle.; 189 Schleufenmeifter mit ; 
300 bis 350 Thle., im Durchſchnitt 325 Thlr.; anferdeni, künftig 
} megfallend, 804 Thlr. perfönlihe Zulage wie vor; 1 Schleufenmeifter 
mit 300 Thlr. und 2 Schleufenmeifter mit je mit 275 Thlr.; 
15 Scleufenwärtergehülfen mit 225 bis 275 Thlr., im Durch⸗ 
ſchnitt 250 Thli. Kanal-Auffihtsbeamte: 1 Kanalinfpektor 
mit 650 IThlr.; I Kanal-Oberauffcher mit 450 Thlr.; 17 KRanalauf- 
ſeher mit 350 bis 450 Thlr., im Durchſchnitt 400 Thlr., und 19 Kanal- 
auffeher mit 300 bis 350 he im Durdyfchnitt 325 Thlr. Bufd- 
wärter, MWaarben- und flanzun 8-Muffeber x.: 1 Safen- 
gr eg mit 300 Thlr.; 1 arbauffeher mit 300 Thle,, 
0 Bubhnen- und Dflanzungsauffeher mit 250 bis 300 Thlr., im 
Durchſchnitt 275°Thlr.; 38 Bufdrmärter, Krahn- und Pflanzungsauf- 
feher mit 125 bis 175 Thlr., im Durchſchnitt 150 Ihlr.; 33 Stad- 
meifter in der Provinz; Sannover mit 48 bis 7 Thfr., im i 
Durchſchnitt 60 Thlr. Brunnen und Wafferleitungsbeamte: 
1 Brummenmeifter mit 300 Thlr. und 2 Brunnenwärter mit je 250 
Thlr. aiffern bei den Dampffähren, Trajektanftalten 


und Schiffbräden: 4 Beamte bei der Dampffähre zu Harbur 

mit 380 bis 450 Thle,, im Durchſchnitt 415 Ihlr.; 2 Heiger au 

berfelben frähre mit 260 bis 300 Thlr., im Durchſchnitt 230 Thlr.; 
1 Brüdenmeifter mit 612 Ihlr., darunter, 59 fallend, 62 Thlr. 
' perfönliche Zulage; 2° VBrürenmeifter mit je 550 Thlr.; 3 Brüden- 

meifter mit je HN Thlr.; 4 Fähraufſeher und 1 Ober » Steuermann 
ı mit je 330 Thlr.; 9 Steuerleute und Brüdenmatrofen mit 225 
bis 275 Ihle., iin Durchſchnitt 250 Thlr.; 45 Auffeher und Wärter 
an den Nheinjchiffbrüden mit 270 bis 350 Thlr., im Durdyjchnitt 
310 Thlr.; 9 Straßen und Wegeauffeher, davon 8 mit 250 
bis 300 Thlr., im Durdfdmitt 275 Thlr, und 1 mit 225 Thlr.; 
63 Brüdenauffeher, Wärter und Aufzieher, davon 25 mit 
260 bis 300 Thlr., im Durchſchnitt 250 Thlr., und 38 mit höchſtens 
275 Thlr,, im ‚Ganzen 7890 Thlr. Schlofauffihtsbeamte: 
2 Scyloßverwalter mit je 500 Thlr. und 2 Schlofauffeher mit 330 
and 270 EE: 2a sainar nee ran dan ana ee nee 303,789 2,444 


| Summa Tit. 4 für fi. 





| 
Andere perfönliche Ausgaben. 


5. Zu Lokalzulagen x. ‚für 1 Ober + Bauinfbeftor in Berlin mit 200 Thfr., 
ı 17 Biete bafelbft mit je 150 Thlr. und 5 Land» zc. Bau 


) 
7. | Gebfibren für die Prüfung von jFeldineffern (nad Tit. 4 der Einnahme) 430 — 
Summa Tit. 5 bis 7 ..... 16,711 — 





Herrenhaus. Aktenftüd A 9 0. 491 








Darunter 
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Ausgabe — 





Thlr. 


Sächliche Musgaben. 
8. 1 Su — erst ni ap Wen und Schreib. und Seichen- 


materialienvergütungen) , Gewährung von Arbeitshülfe für bie 
Baubeamten unter Kapite 66 Titel I, fowie zur ——— mecha · 
niſcher —— jur Unterhaltung und Ergfingung, I nventa- 
rienftüde ber Baubeamtenftellen, zu Diäten- un — Tag age 
kan — Titel 2 a 3 bei Reifen — 210 . an 
rößerer Entfernung vom Wohnorte, zu Ent gungen für ben n A 
Bergen ber Nachtſchleuſengelder ꝛc. .... i KRITERIEN 361,174 13,177 
Bei Erlebigung ber vier an Regierungs- und Bauratbitellen 
tommen be brei Stellen un Iv.; bei ber lebten 150 Thlr. * 
in Wegfall, und bei Erledigung ber dreizehn Bauacceffiften- 
und Bautommiffarftellen ber Fesinz Seifen. Naffau werben 
jebesmal 60 Thlr. vom Etat abgeſetzt 
9. | Zur Untechltn der — ——— * ſonſtiger Staatsge · 
baude, ſowie der dazu gehörigen Gärten... 3233* 77055 _ 
10. | Sur Unterhaltung ber En ae m Seeufer, Dünen, Wethen, Baafen, . 
Peuchtfeuer, Seetonnen u. ſ. W. ........ ... en rennen nen nn 557,980 — 
11. | Sur Unterhaltung ber Einneihäfen und Gewäffer, ſowie ber Maffer- 
ͤnnnnn 885,243 — 
12. | Zur Unterhaltung ber Kanäle und ber dazu gehörigen baulichen Anlagen 157,470 _ 
13. | Sur Unterhaltung ber Mege und Brüden, ſowie bes Steinpflafterd in 
Berlin, auf Grund rehtlicher Verpflichtungen des Staates ......... 433,644 ER 
14. I Zuſchüſſe an Kommunalverbände und Gntebeiitte zur Unterhaltung ber 
ERTL — 50,935 
15. gu Etromregulirungen und Hafenbauten ..... ...... .............. 800,000 
16. | Koften — — er = —* fenverwaltung 2444 165,310 


2 2,000,000 — 
1,640 1,640 


Souftige Ausgaben. 


ı 
19. | Zu literarifchen Zwecken im Jade der Baukunſt und Bauwiſſenſchaft, 
insbeſondere für die Herausgabe der Zeitfchrift für Baumefen, Beför- 
derun "2 ber Herausgabe von Kartenwerfen, Beihülfen zu Stubienreifen 
von Bautechnikern / insbeſondere von Reifeftipendien für je 4 bei ber 
Prüfung mit Auszeihnung beftandene Bauführer und Baumeifter und 
zu Prämien für Preisaufgaben bes Architektenvereins in Berlin . 14,000 _ 
(Die Beftände dieſes Fonds konnen in bas folgende Jahr über: 
tragen werben.) 
67 





Summa Tit. 8 bi8 19; .... 5,504,451 14,817 





Summa Kap. 66 ...... 6,423,810 67,727 
Bauakademie in Berlin. 


Befoldungen. 


1. ] 1 Direktor mit 2000 Thlr. und außerdem 1400 Thlr. Unterrichtshonorar, 
12 Lehrer mit je 1200 Thlr. im Durchfchnitt, 1 Rendant und Sekte 
tair mit 1400 Thlr., 1 Bibliothefar und Kaſſenkontroleur mit 900 
Thlr., 3 Unterbeamte mit 320 bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. 21,180 — 


Summa Tit. 1 für fid. 


Anbere an Ausgaben. 
2. | Sur Remumerirung von Hülfslehrern und Hülfsbeamten und zu Hono—- 








raren und Tantieme-En F igungen für Lehren ..... ............ 17,150 _ 
3. | Zur Unterftäßung von Stubirenden der Akabemie ............ 1,000 — 
(Beitände dieſes Fonds können in das nächſte Jahr übertragen 
werben.) 
e Summa Tit. 2 bit 3 ..... 18,150 — 


62* 
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Saͤchliche und vermiſchte Ausgaben. 


Zu Amtsbebürfniffen und vehrmitteln .. 
: (Beftände diefes Fonds Fünmen in das nächſte Jahr übertragen. 


werden.) 
Zur Unterhaltung bes Gebäudes, zu Laſten und Abgaben. ...........- 
Zur — von Preismedaillen und Büchern als Prämien für Stu⸗ 
birende, zu Unterſtützungen an Subaltern- und Unterbeamte der Bau- 
Fe Beihilfen zu Inſtruktionsreiſen ber Lehrer und zu ſonſtigen 
FIT — 


Summa Tit. 4 bis 6..... 
Summa Kap. 67 ..... 


Unterhaltung der Staatöchauffeen. 


Befoldungen: 1260 Chauffeeauficher mit 252 bis 312 Thlr. (in Berlin 
bis 336 2), im Durchſchnitt 276 Thlr.; außerdem 2835 Thlr. 
erfönliche Zulagen zum a, für frühere Dienftbezüge; für 1 mit 

elgien gemeinſchaftlich zu befoldenden Auffcher 135 Thlr.; 11 Strafen- 
auffeher in den Hohenzollernſchen Landen mit 240 bis 297 Thlr,, im 
Ganzen 2954 Ihle.; femer 129 Chauſſeewaͤrter in Schleswig-Holftein 
mit 85 bis 167 Thle., im Ganzen 18,013 Thlr., 16 im —— 
bezirt Wiesbaden mit 200 bis 247 Ihle., im Ganzen 3578 Thlr,; 
229 Wörter in den anderen Yandestheilen mit 144 Dis 168 Ihlr., im 
Ran: BEABO IE: sans scnnasaansnenananunas nun eenneren 
Zur Gewährung ee en an 905 the mit 
höchftens 45 Thlr. (in Berlin 84 Thle.), im Durchſchnitt 30 Thlr., im 
anzen 26,541 Thlr. und an 132 Chauffeewärter mit 12 Thlr. bie 
30 Thlr., im Ganzen 3315 IThlr.; ferner von Kleidergeldern an 185 
MWärter mit 8 Thle. bis 12 Thlr. 8 Spr. I Df., im Gangen 1510 Thle., 
und von Beförderungs+, Zehrungs und Vertretungsfoften an die 
Beamten unter Kapitel 68 Titel I im Ganzen 6521 Thlr.......... 
Koften der materiellen Unterhaltung: zus csensnsnenenennenenn en senen 
Zu den Koften der Bermeffung und Veranichlagung von Ehauffeen, ſowie 
zu Prämien fir das Auffinden neuer Stein und Kiesgruben....... 
(Die Titel 3 und 4 übertragen fd) gegenfeitig. Ettenige Beſtände 
berjelben dienen zur Verſtärkung der nächſtjährigen Etatsfonts.) 

Zu Penfionen ber Ehauffeeauffeher und ET An — 


Summa Titel 1 bi8 5 ..... 


Su Belohnungen und Unterftügungen ber Chauffecauffcher, Wärter und 
Arbeiter, die Erträge aus der Grasnugung in den Chauffergräben und 
auf den Böſchungen, fowie aus den Weidenpflanzungen «euere r 200: 

(Bei diefem Fonds kommt nicht mehr zur Verwendung, als wirf- 
lic) aufgefommen ift. Bis 10 Prozent hiervon können zur 
Verſtärkung Des —* Kapitel 66 Titel 6 verwendet werden, 
Beftände können im naͤchſten Jahre zur Verwendung gelangen.) 

Zu Unterftügungen an Hinterbliebene der Chauffeeauffeher und Wärter, 
die Untheile an den Gelditrafen für nen 
und an —— von Staats · Chauſſeeaufſehern und Wärtern 

Umzugs und Verſeßungskoſten an die Beamten unter Kapitel 68 Titel 1 


Eumma Kapitel 68 ..... 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Befoldungen. 


Schifffahrts- und Hafenpolizeibeamte in ——— Memel, Pillau, Har- 
burg, Geefteminde, Brunshauſen, Lingen, Emden, Leer, Tönning, Hu 
fum, Friedrichsſtadt, Holtenau, Glüdftadt, Oſterholz, Danzig 1 Schiff⸗ 
fahrts+ Inspektor mit 1000 Thlr., I Direktor einer Scifffahrtstom- 
milfion mit 600 Ihlr., 1 Strand nfpeftor mit 550 Thlr., 2 Diri- 
genten von Hafenpolizeifommiffionen mit 200 und 300 Thlr. (Neben 














408,758 ui 


37,887 _ 
3,598,870 — 


7,850 — 
29,350 — 


4,082,715 — 


43,590 — 
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Ausgabe. 


wegfallend. 
Thlr. 





ämter), 11 SHafenmeifter mit höchſtens 1000 Thle., im Ganzen 64874 
Thlr., 4 Hafenpolizeiſekretaire, davon I mit 600 Thlr., 3 mit 450 Tplr, 
biß 650 Thlr., im Durchſchnitt 550 TIhfr., 7 Hafendiener und Volizei- 
fergeanten mit 270 Ihlr. bis 355 Ihlr., im Ganzen 2044 Thlr., 10 
Safenauffeher mit höchſtens 500 Ihlr., im Ganzen 2992 Thlr., rund 
2. | Eootjenperfonal in Memel, Pillau, Königsberg, Neufahrwaffer, Emine 
münbde, Ihieffow, Thuning, Eolbergermände, Stolpmünde, Nügenwal- 
dermünde. 6 Lootjenfommandeure mit 850 Thlr. bis 1100 Thlr., im 
——— Thlr., 1 Gehülfe des Lootſenkommandeurb in Königsberg 
mit Thlr. Remuneration, 1 Yootjen- Aeltermann mit 520 Thlr., 
1 Schreiber bes Lootſenkommandeurs in Smwinemünbe mit 400 Thlr, 
Nemuneration, 21 Ober-Yootjen mit 450 Thlr. bis 550 Thlr,, im Gans 
zen 10,545 Thlr., 135 Lootſen mit 140 Thlr. bis 440 Thlr., im Gan- 
je rn 4 1 RE NAC DER RT TETE TOTER TER TOR 
3. 1IFabriken-Inſpektoren in Berlin, Arnsberg, Düffeldborf und Aachen. 
4 jrabrik» nfpektoren, davon 1 mit 1500 Thlr. und 3 mit 1000 Thlr. 
bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1100 Tot ——— 
4. | Ceggebeamte in ber Provinz Haunover. 2Legge- Juſpektoren mit 400 
und 650 Thlr., 34 —— mit 180 bis 360 Thlr.im Ganzen 
9270 Thlr., und 26 Gehülfen refp. Diener mit 100 bis 200 Thlr., im 
Bann BIBO Thl* 


Summa Titel. 1 bis 4 ..... 





16,424 — 


4,800 u 


13,680 13,680 
105,504 13,680 








Andere perfönlihe Ausgaben. 


Zur Remunerirung bes Verfonals bei den Königlichen Eichungsämtern in 
Königsberg, Stettin, Dofen, Breslau, Berlin, Magdeburg, Kiel, San- 
nover, Dortmund, Kaſſel und Köln... ....ccemesseenenenenenene nn 

6. | Zur Nemunerirung des nicht feit angeitellten Berfonals bei den Leggen 

in ber Provinz Hannover 2222 22e0eerereneuntersenen nennen en ne 

7, | Zu Remunerationen für nebenamtlicdhe er en von SHafenmeilterge- 

fhäften, zu Löhnen für Safenauffeber, Achter und Boten zur Re 
munerirung bed Lootſenperſonals für Verholungen, zu Entfhädigungen 
und Unter ungen beifelben für durch Ermäßigung dev Tarife er 
littene Einnahme Ausfälle, Yöhne für Kootfenruderer und Bootäleute, 
Gebühren des Perſonals Bei den Wradanftalten ................. 

Zur Nemmmerirung der Gewerbegerichts -Sekvetaire in Machen, Krefeld, 
Glabba Ind Kölner 

Remuneration des Kommiſſars bei der Yandesbank in Homburg v. d. 9.- 

Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftühungen - . . . . . . ... 


Summa Titel 5 bis 10..... 


Sächliche Ausgaben. 

11. } Su Büreautojten, Diäten, Reiſekoſten, zu den Koſten ber Rheinſchifffahrts- 

Eentrallommiffion X. . .. . ces ..... ernennen — Ye werden 

12. | Su ben Befleidungsfoften für das Yootienperfonal, zu Entfhäbigungen für 
‚daB Halten von Hülfsperfonal, zu Prämien für bie Bebienungsmani- 
fhaften bei Strandungen , jur Unterhaltung und Bedienung der Ret- 
— zur Unterhaltung der dazu gebörigen Inventarienftüde, 
zu den Koften des Muſterungsweſens, Schulbeiträge, Zuſchuß für das 
ENBIODTBWEÄTEN = een areas een 

13. | Zu den Koften der Eichungsämter ...+444HeHH HH Henne nennen 


Summa Titel 11 bis 13 ...... 
Summa Kap. 69 ..... 


70. Techniſche Lehranſtalten der Bandels- und Gewerbeverwal⸗ 
tung und ſonſtige wiſſenſchaftliche und gemeinnützige Zwecke. 
| Befolbungen. 
Bei der Gewerbe-Nfademie zu Berlin: 


' 1. [1 Direftor mit 2000 Ihlr. und außerdem 1200 Thlr. Unterrichtshonorar, 
N 14 Vehrer mit je 1300 Thlr. im Durchſchnitt, 1 Rendaut und Selre 


il 
. 


10,800 100 
1,087 I 

2 228 

2,771 y71 


40,198 2,91 








12016 | 4,750 


— 
se 5%, 


7,518 == 
16,000 _ 
36,134 4,750 

181,836 21,341 
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2 — und 7 Ktaffen- und Laboratoriendiener mit 320 Thlr. bis 
400 Thlr., im Durchſchnitt 360. Thlr. ..... ........ REN 26,940 — 


2, Bei der polytehnifhen Schule zu Sannover: 
1 Direktor mit 2500 Thlr., 21 Lehrer mit je 1175 Thle. im Durd- 
‚Schnitt, für einen Lehrer auferbem, künftig wegfallend, 75 Thlr. per- 
ſonliche Zulage, 1 Bibliothekſekretait mit 800 TIhlr.; 2 Pedelle mit 
320 Thlr. bis 400 Thlr,, im Durchichnitt 360 Thlr.; 1 Laborant 
und 6 Haus- und Sammlungsbiener mit 200 Thlr, bis 300 Thlr., 
in Bann 1850 BE. ———— 30,920 75 


3. Bei der Gewerbeſchule in Kaffel: 


1 Direltor mit 1400 Ihlr.; 9 Lehrer mit 700 Thlr. bis 1000 Thlr,, im 
Ganzen 7100 Thle., und 2 Schuldiener mit 200 Thlr. und 265 Thlr. 8,965 — 


4. Bei der Baugewerke-Schule in Nienburg: 


1 Direltor mit 800 Thlr., 7 Lehrer, davon 1 mit 450 Ihlr., 2 mit 
500 ET 2 mit 550 Thle. und 2 mit 600 Thlr., 1 edel mit 
v1 Be 1 RE PERTLETTTRTERT 4,800 — 


5. | Bei den Navigationsſchulen in Memel, Pillau, Danzig, Grabow, 
Barth, Stralfund, Altona, Flensburg, Apenrade, Grinendeicd, Leer, 
Dapenburg, Emben und Timmel, und ben befonderen Vorfchulen in 
Siinemünbe, Stepenit, Stolpmünde, Prerow, Zingft und Weſt ⸗ 

rhauderfehn: 

1 Direktor mit 1800 Er 25 Lehrer mit 900 bis 1100 Ihle,, im 
Durchſchnitt 1000 Thlr., außerdem für 2 berfelben je 400 Thle, 
Funktionszulage m die Beforgung ber Direktoralgeihäfte, 17 DVor- 
fchulfehrer mit SL 


Thlr. bis 700 Thlr., im — 600 Thlr. 
4 Schuldiener, davon 3 mit 270 Thlr. und 1 mit 


tair mit 1400 Thlr., 1 Sefretait und Kaffentontroleur mit 900 Thlr., 
| 
| 80 Thlr. . . .... 38,890 — 





Summa Tit. J1 bis 5..... 110,515 75 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Remmerirung von Hüulfslehrern und Hülfsbeamten .....u.--000.. 24,465 


6. 
7. | Zu Stipendien — einſchließlich 3 Reifeftipendien a 500 Thlr. — md zu 
Unterftügungen bei ber Gemwerbe- Akademie und ber polntedmifchen 
Ednle in Hannober -..-.0casesueesuseesnuunnnsnnn nenn sun 8,500 
Summa Tit. 6 und 7..... 32,965 
8 J Zu Amtsbebürfniffen und *— 28,620 


Sädhlihe und vermifhte Ausgaben. 





(Beftände können in das folgende Jahr übertragen werben.) 
Zur Unterhaltung der Gebäude, an Abgaben und Paften m..........-. 2,895 
10. | Reifetoften für die Kommiffarien bei den Schifferprüfungen, Rendantur- 
—73 Druckkoſten, Schreibmaterialien, Stempelgebühren zu den 
ri ungszengniffen, zu Exkurſionen unb fonftigen Ausgaben ....... 4,436 


* 





Summa Tit. 8 bis 10 ..... 35,951 
Summa Tit. 1 bi8 10 ..... 179,431 75 


Sonftige Ausgaben. 

11. JZuſchüſſe zur Unterhaltung ber polytechnifchen Schule in Machen, -der Ge- 
werbefchule in Königsberg, Danzig, Potsdam, Frankfurt a. O., Stettin, 
Stralfund, — Schweidwitz, Liegnitz, Görlig, Gleiwitz, Halberſtadt, 
Halle, Erfurt, Münfter, Bielefeld, Hagen, Iſerlohn, Bochum, Koblenz, 
Krefeld, Elberfeld, Köln, Trier, Saar räden, Wachen, Silbe eim, 
Barmen, der Handels⸗Akademie in Danzig, der —— Zeichnen: 
ſchule in Magdeburg, Köln, Elberfeld, Halle, Görlig, Kaffel, Kottbus 
und Breslau, ber MWebefchulen in Mühlheim a. Rhein, Krefeld, Ein- 
bed, Grünberg, Spremberg, ber chemilchen Lehranftalt in Elberfeld, 


> 


[ — 
ra 


nm w 


ms 2 @3 


| 











ber Mädchen ⸗Gewerbeſchule in Brieg und der 96 gewerblichen Fort 
bilbungsichulen in den Vrovinzen Schleswig Holftein, Hannover und 


EI EEE 


12. Zuſ 
13. I Su en für gemeinnäßige gewerbliche Unternehmungen, CEiu- 


eng ars w 
von Maſchinen und Unterftügungen, zu Prämien für da8 Auslehren 


Summa Kap. 70 ..... 


Bauverwaltung und Berwaltung für Handel und Gewerbe 
gemeinfam (Kap. 66 und 69). 


Zur Beltreitung ber Koften für technifche Arbeitshülfe, der Stellvertre- 
tungs · Deriegunge- und ern wg — 
Zu Unterftügung für penfionirte Beamte und zu Venfionen und Unter 
ftüßungen IE Wittwen und Waifen von Beamten der Hanbels-, Ge 
5 und Bauverwaltung mit Ausſchluß ber Chauſſee-Aufſeher und 
N —— 
Beſtände können in das nächſte Jahr übertragen werben.) 


Summa Kap. 71 ..... 


Zufammtenitellung der dauernden Ausgaben. 


SamwerwaltugÑαααανανν- 
Dau · Atabemie zu Berlin ....... 
Unterhaltung der Staatschauſſeen .... .. ....... 
Handeld- und Gewerbeverwaltung. . .....** 
Techniſche Lehranſtalten der Handels- und Gewerbeverwaltung und zu 
ſonſtigen wiſſenſchaftlichen und ge gr Zwecken .--uusunre« 
Bauverwaltung und Verwaltung für Handel und Gewerbe gemeinfam .. 


Summa der dauernden Ausgaben ..... 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


Zum Bau von Schifffahrtskanälen, Schleufen, Häfen .... ».-.220200. 
Aur Regulirung ſchiffbarer Flüſſe, Yeinpfadbauten, für Seehäfen und 


Schi ahrts · Verbindungen...» une nnennnsnennnunnsnnannnnenun 
zer Decken ber Requlirung des Treideldbammes am Friedrichsgraben 
ERROR DEREN EUER TPUELTEERTT 

Zur Dflaiterung bes Unterwegeß in Schmelz a Königsberg) : - 
Zur Vollendung des Neubaues ber Königsbrüde in Berlin...........: 
Su: Berbeeierumg x. ber Frriebrichsbrüde und der Zwillingsbrücken in 


Zum Umbau der Brüde bei Alten Dlathow, Dlauer-Kanal .........- 
Staatöbeihülfe zum Ban einer Brüde über die Lippe bei Naufchenburg, 

zweite Male venusuneaneannnennsnnane naar ten 
Stantöbeihülfe zum Bau einer Brüde über die Lahn zwischen Ober- und 

Nieder-Fahnftein, Neſt ..... . . . nee 
Zur Vollendung des Brüdenbaues über die Weſer bei Minden ........ 
Zum Bau einer ftehenden Brücke über die Mofel bei Berneaftel........ 


Seite ..... 




















20,700 


17,703 





38,403 


321,920 
6,423,810 


49,000 


4,133,505 
181,836 


360,507 


38,403 





11,508,981 


385,600 
2,232,803. 


15,000 
30,900 
29,000 


83,000 
12,000 

4,000 
5,000 
63,000 
90,00) 


3,450,303 
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Sur, —— bes Um- und Errpeiterungebaues bes Regierungsgebäu- 
as] TTS RE EEERRTLEEPEFFFERTENT 
Zur Erbauung eines Schleufenwärter-Haufe® an der Brienenfchleufe für 
den Epoy-Stanal (Düffeldorf)e........... ea ee 
Qu —— Straßen, Damm⸗, Brüden-, Stabt- und Pand- 
102 RE EEIETEERESRESTENTLFERFEREITERTFRERFEFFUASPETE 
Zum Neubau eines gemeinfchaftlichen Amtögebäubes zu wre für bie 
beiden Friedensgerichte, das Konfiftorium, das Provinzial- Schul- und 
Medizinal- Kollegium, fowie für die —— x., zweite Rate 
Zuſchuß zu den von ber Stadt Altona auszuführenden Quaibauten, und 
zwar von dem bewilligten Gefammtzufcuffe von 350,000 Thlr., bie 
— Malt scuussnsanan nannten nenn nn 
Zuſchuß zum Chauffee- Neubaufonds »srunsennunsnnneenen ernennen 
Sur Zahlung von Entihädigungen für die Aufhebung gewerblicher Be 
vechtiqungen in den nenen Provinzen ..... 2 erh 
Zur Beftreitung der Koften ber Weltausftellung in Wien, foweit fie auf 
die Preußiſche Staatökaffe zu übernehmen find ..................4. 
Zum Bau eines Gewerbemufeumd, erfte Rate... ..znrenenesnnnennn en 


Summa ber einmaligen und außerordentlidien Ausgaben ..... 


Beglaubigt: 


Der Vräfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


3,450,303 


26,750 
4,000 
2,600 

16,347 


40,000 


150,000 
600,000 
100,000 


60 
180,000 


4,600,000 
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Etat der Iuflizverwaltung 
für da Jahr 1873, 






Einnahme. 





30.) 1. J An Gerichtökoften, einfchließlih ber von ben Gerichten u berrechnenben Refolntion. 
Stempel und baaten Auslagen ................... j PETPETE RER 12,813,110. — —| Zu Titel 1 ber 
Einnahme. 
ne = 
2. | An Einnahmen, welche als Emolumente ber Beamten zur Verwendun — 
— ern er ee — ———— | 661,070.218 EN — 
* 
Staatoregierung 
Ye 1873 ab 

3. | Un Strafen ........... — RTIEREEPE FO PERERER ER ENSEREIUTE VER 332,190. — — a . 
Er 

ayen; 

4. | Un Jurisdiktions- Beiträgen ............... 5,206. 6 2 Ye der Stem · 
pel von ter Eigen 
thumsübertragung 

5. Antheil an dem Arbeitsverdienft der gerichtlichen Gefangenen .......... 119,670. — — * —— 

6. | Miethen für Dienſtwohnungen und andere in Gerichtsgebäuden vermie⸗ 

thete Räumlichkeiten, und ſonſtige verſchiedene Einnahmen.......... 49,553. 2 7 

7. | Bei der Juftigoffizianten- Wittwenkaffe .......-urssrsurensenenn nun ner 23,300. — — 

Eumma ber Einnahme ..... 14,005,000. — — 


| sl . b. Verhaudl. d. Gerrenhauſes 63 
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Betrag Darunter 
Ka- ü 
er) Titel Ausgabe. 2 —* 
pitel. 1873. wegfallend. 





Ihlt. Sar. Df. Thlr. Sgt. Df. 


A. Dauernde Ausgaben. 


72. Minifterium. 


Befolbungen. 
1: A Dee Mini een een een 
(Außerdem freie Dienftwohnung.) 

2. | 1 Unter-Staatsfefretaiv mit 5000 Thlr. und 15 vortragende Räthe mit 
2500 Thlr. bis 3300 Thlr., im Durchſchnitt 2900 Thlr. .......... 
8. 126 ebienten, Kalkulatoren und Meniftrateren mit 1000 Thlr. Bis 
1500 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thfr., und 4 BR En ORIERENER 
mit 700 Thlr. bis WO Thlr., im Durchſchnitt A —— 
"4, 11 Kanzleibireftor mit 1400 Thlr. und 17 Kanzleiſekretaire mit 600 Thlr. 
bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Thlr. ..........4 
5. ] 1 Botenmeifter mit 550 Thlr. und 14 Sanzleidiener mit 400 Ihle. bis 
500 Ihlr., im Durchſchnitt 450 Thlr., nach Abzug der aus dem Fonds 
der Auftigoffizianten- Wittwenkaſſe gebedten 200 Thlr. .......... 
(Der Botenmeifter hat eine Dienftwohnung augen 10 Prozent 
Abzug vom Gehalt und erhält für gr edarf Brennma- 
tertal gegen eine Entihädigung von 12 Thlr. — Drei Kany- 
feidiener baben Dienftwohnungen gegen 10 Drozent Abzug 
vom Gehalt; einer berfelben erhält Ale feinen Bedarf Brenn. 

material gegen eine Entfhäbigung von 10 Thlr.) 





Summa Tit, 168 5 ..... 

Andere perfönlihe Ausgaben. 
6, = Remunerirung von Hülfsarbeitern ........-- 
u außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für Subaltern- 
und Unterbeamte .................... EIER 
Summa Tit. 6 und 7 ..... 


Sädlihe Ausgaben. 
8. | Su Bürenubebürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Drudfaden , 
Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Heften ber Akten ıc.) 
Für Beforgung der Kaffengefchäfte, Transport der Akten, zur Remune- 
rirung von Dienftperfonal, für Reinigung und Heizung und zu fon- 








ſtigen Ausgabnnnn essen en nenn rennen 
Summa Tit. 8 und 9 ..... 
10, | Zur Unterhaltung ber Dienftgebäube und be8 Gartens, fo- 
wie ber Ipnventarienjtüde in ber Dienftwohnung bes Minifters ..... 
Summa Tit. 10 für ſich. 
Summa Kap. 72 ..... 
73. Dbertribunal und Ober: Appellationdgericht. Nefolution. 
Befoldungen. Fan ber 

1. Hl erfter Präfident des Obertribunals mit 7000 Thlr. ; 1 erſter Präfibent Die Königtiche Staatt- 
—— — mit 4500 Thlr.; 6 Vizepräſidenten mit ER en aufzufor- 
1 1 A 5,500, — —] "ern: ’ 

2. | 65 Obertribunal®- und Ober + Appellationsgerichtsräthe mit 2500 Thlr. ; mn Arad 
bis 3300 Thle., im Durchſchnitt 2900 Thlr., in Abftufungen von madyen, welche is 
KA 188,500. — —] Wusführung ber 

3. | 1 General-Staatsanwalt mit 4000 Thlr. und 3 Ober-Staatsanmalte Vorſchrift der Ver 
mit 2500 Thir. bis 3300 Thfr. , im Durdfhnitt 2900 a 12,700. — —| fpflunssurtunde De 

15 Sefretaire und Regiſtratoren mit 900 Thle, bis 1700 Thlr., im den höch enderidtk 
Durchſchnitt 1300 Thlr., und 1 Regiftraturaffiftent mit 700 Thir... 20,200, — —] Höfe anorbuet. 





Herrenhaus. Aktenftüd Ar 90. . 








site], | Url Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


5. | 1 Kanzleidireltor mit 1400 Thle. und 12 Kanzleifefretaire mit 600 Thlr. 
bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihle. ... .....4 
6. [1 Botenmeijter mit 550 Thle. und 15 Sanzleidiener mit 400 Thlr. bis 
500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Thle. .... ......4 
(1 Kanzleidiener hat eine Dienftwohnung gegen 10 Prozent Ub- 
zug vom Gehalt und erhält für feinen Bedarf Brennmaterial 

gegen eine Entfchäbigung von 13 Thlr.) 


Summa it. 1 bi8 6 ..... 


(Für den Fall der Vereinigung des Ober Appellationsgerichts 
mit dem Obertribunaf find 
3 die Stelle des erſten Präſidenten mit ...... 4500 Thlr. 
b) 3 Rathoſtellen mit ................. 8700 » 
e) 1 Kanzleidienerftelle mit ....... .... ....6 40 + 
zum Wegfall bejtimmt.) 


Andere perfönlide Ausgaben. 
7. | Zux Remunerirung von Hülfsarbeitern im Büreau-, Kanzlei- und Unter 
DONMRÜRTDIENIER ann aaa a name ren 


8. | Su auferorbentlihen Nemunerationen und Unterſtützungen für Subal- 
tern und Unterbenmte © .22unurneneusenenen nennen ernennen nenn 


Sächliche Ausgaben. 
9. | Zu Büreaubedürfniffen (Screib- und Vadmaterialien, Drudfaden, 
———— Bibliothek, Utenſilien, Miethe für Geſchäfts- 
— — WA RE ———— 
10. | Sur Remunerirung des Druckerperſonals, für Aktentransport, Reinigung 
und Heizung und zu fonfligen Ausgaben.. . ... . . ...4 


Summa Tit. 9 und 10 ..... 


Summa Kap. 73 ..... 


74. Juſtiz ⸗Prüfungskommiſſivn. 


1. | Dem Präſidenten und den 6 Mitgliedern an Prüfungsgebühren und an 
Entſchaͤdigungen . „unsre eners PESLEREUSTERETTPULESTTIETTREFERT 
2. | Zur Remunerirung des Biüreauvorfichers, eined zweiten Bürcaubeamten 
und zweier Unterbeamten. ....-ursssesennnoonennennenennnnunene 
(Der Büreauvorſteher iſt ‚verpflichtet, von der ihm bewilligten Ne 
muneration 300 Thlr. an zwei Gehülfen abzugeben und bie 

ſächlichen Bedürfniffe der Kommiffion zu beftreiten.) 


Summa Kap. 74 ..... 


75. Gerichte zweiter Inftanz in den Landestheilen, in denen die 
Berordnungen vom 2, Jaunar 1849 uud vom ©6. Juni 1867 
Gefegeöfraft haben. 


Befoldungen. 


1. 1 22 erſte Präſidenten mit je 3800 Thlr. und freier —— ober einer 
Miethientihädigung von 600 Thlr. (3 Praͤſidenten haben Dienftmoh- 
nung), 2 Präfidenten mit je 2300 Thlr. und freier Wohnung; 18 
Vizepräfidenten mit je 3100 Thlr. .....unonersoneennnnennnnnenen 
(Nah Erledigung ber zum Wegfall beftimmten Nizepräfibenten- 
ftelle in Daberborn können aus dem Gehalte berfelben 600 Thlr. 
als Zulage für einen Nath für die Vertretung des Bräfiden- 
ten Di für die Abtheilungs- Dirigentengefhäfte verwendet 
werben. 








156,400. — — 


— )7j ——— — 


156,400. — — 
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3,100, —— 


— — — — — — 


3,100, — — 
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ö — — — — —— 


m LH 


—10. 
II. 
12. 
13, 


14, 
15, 


16. 


Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


332 erg ggg mit 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im 
Durchſchnitt 1700 Thlr., in Abſtufungen von 100 Thlr., und an 
Susterbegehalt 7211 2 ke. 


—* außerdem an Zulagen für die Vertretung 
täfibenten un 


r bie Ubtheilungs-Dirigentengefchäfte * 


4 Räthe bei ben Appellationbgerichten in Köslin, Halberftadt, Münſter 
und Arndberg je E00 Thlr. — AT ie 2 ansehe 
24 DOber-Staatsanmwalte mit 1600 Thlr. bis 2000 Thlr............... 


3 Staatsanwalte und 4 Staatsanwalts-Gehülfen mit 800 Thlr. bis 
— Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thle. Zur Zeit beziehen die⸗ 
öJ EEE ET 

(Diefer Fonds — ſich mit den unter Kap. 79 Tit. 2 und 
8 angeſetzten Fonds.) 

22 Departementskaſſen - und Necdnungsreviforen mit 1300 Thlr. bis 
1400 Thlr., im Durchſchnitt 1350 Thlr. ....................... 

97 Sefretaire, davon 85 in ben Provinzen mit 700 Thlr. bis 1200 Thlr., 
im Durchfepnitt 950 Thlr.,, 12 in Berlin mit 700 Thlx. biß 1400 Thle., 
im Durchſchnitt 1050 Thlr.; außerdem 65 Bürcau-Affiftenten mit 
600 Thlr. und 650 Thlr., im Durchſchnitt 625 Thle.; ferner fünftig 
wegfallenb 220 Ihlr.......<ossnononnenensnnnnonnnnennunennene 

105 Kanzliſten mit 550 Thlr. bis 750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr., 
an eg” für die Wahrnehmung ber rar peftor- 
Geſchäfte bei 15 größeren Gerichten je 100 Thlr. und bei 8 Eleineren 
Gechhten je 50 TEE.- saraunnnunsunansnnennnnneneenan nenn nen 

(Nach Erledigung einer zum Wegfall beitimmten Sanzliftenftelle 
in Kaffel können aus dem a berfelben 240 Thlr. für 
Hülfsfchreiber verwendet werben. 


244222 


Summa Tit. 1 bis 9..... 
ob: » 1.. £ 
> 7 .. 240 » 





Zu Lokalzulagen -......... — NEEENPETTFEWEEEURTTETTEEUTTTT 
Zur NRemunerirung der Abtheilungd-Dirigenten ...............44 u... 
An Prüfungsgebühren ...............*44 Karaisasee 
Zur Vertretung ber Appellationsgerichtsräthe in Abrwefenheits- und Krank. 
beitßfällen. os sansneonnnenenesonennnonnuuunonnanuennene — 
Für Gehülfen der Ober-Staatdanwalte .............44 eanirereneee 
Zur Nemunerirung von Hülfsarbeitern im Biürenur, Kanzlei- und Unter- 
beamtenbienfte --zrs+2-4Hrsenennnenenn nennen nennen nenn nennen ne 
[Die Diätenfäge für die ftändigen Hülfsarbeiter betragen im Bü- 

reau · und Kanzleibien be ge 450 Thlr. en 

500 Thlr.), im Unterbeamtendienft 275 Thlr. bis 300 Thlr.] 

Zu auferorbentlihen Remunerationen und Unterftäßungen für Subaltern- 
und Unterbenl —* 


574011. - — 
44,800, — — 


7,100. — SD 


29,700, u 


134,170. — — 


69,900. — — 


56,100. — — 
BER. — 





1,080,263. — — 


115,675. — 


12,400. — — 


143,845. — — 


Darunter 
fünftig 
wegfallenb. 
Thle. Sur. Pf. 


3,100, — — 





pitel. 


17. 


18, 
19, 


76. 
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Ausgabe. 


Sädlihe Ausgaben. 

Su Büreaubebürfniffen (Schreib- und Vadmaterialien, Drudfaden, 
euerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien x.) und zu Büreaukoſten 
er Ober-Staatsanmwalte.......-- Kae a ee 

Zu Juſtizviſitations ⸗ Koſten und zu den Koften ber Revifions-Reifen ber 

Ober-Staatsanwalte -.....-..rr00s00nanennnnnnnnnunnnssnn rn en. 


Für Aftentransport, Aktenheften, zur Remunerirung von Haus- und Ar- | 


beitöperfonal, Reinigung und Heizung und zu fonftigen Ausgaben .. 
Summa Tit. 17—19....- 
Summa Kap. 75..... 


Appellationsgericht in Celle und Obergerichte bed dortigen 
Departements. 


Befolbungen. 


1 erfter Gräfibent bet dem Appellationsgericht mit 4000 Thlr. und 2 
Rizepräfidenten rg mit je 3000 Thlr.; 1 Kron-Oberanmalt mit 
28300 Thlr. und 15 Appellationsgerichtd-Räthe mit 2000 Thlr. bis 
2300 ann im Durchſchnitt 2150 Thlr., in Wbftufungen von 


100 Ihlr 
12 Präfidenten bei ben Obergerichten mit 2500 Thlr. bis 3000 Thlr., 
im Durchſchnitt 2750 Ihlr., in ————— von 100 Thlr.; 12 Vize 
räfibenten bafelbft mit 2000 Thlr. bis 2200 Thle., im Durchſchnitt 
100 Thlr., in gr von 100 Thlr., außerdem künftig weg- 
fallend 400 Thlr. N 108 Ober 
lid) der Beamten 


...... 


Anbere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Vertretung ber Appellationdgerichts-Mäthe, ber Obergerichts-Mit- 
lieder und ber Beamten ber Kron-Anwaltichaft, fowie zu Zulagen 

fir 30 se rg ga von benen 3 ala Susfituten 
on-Oberanmwalts, 12 ald Kron-Anmwalte und 15 als Subftituten ber 
Kron-Anmwalte fungiren, mit 100 Thlr. bis 400 Ihle. .. ......... 
Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern im Bürcau-, Kanzlei- und Unter 
— aooosssunsonanasnsnseunnnene ——— 
[Die Diãtenſatze Mr im Bireaubienft bei dem Mppellations- 
ericht durchſchnittlich 450 Thlr. —— 500 Thlr.), bei 

an Fr erichten burchfchnittlid 400 Thlr. 
r.)]. 


(Marimum 


Zu außerorbentlidhen Remunerationen und Unterftägungen für Subaltern- 
und Unterbeamte.........- EN ER ENEIFERTET 
Summa Tit. 5 biß 7..... 




















1873. wegfallenb. 
Thlr. ar. D.| Ahle. Egr. Pf. 
41575 = — 
16,775. — —— 
15712 j J — — 
74,060. — — — 
1,208, 168. 18,178. — 


5150. | - —— 





195,000, — — 800. — — 
53,930 — EBEN 2,900, — — 
Main —J uma. — 

31504.——] 4974. — 

Bu — 
2390.) — — 
170. — — 
0-1 — — 
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Darunter 
tünftig 
wegfallen. 








Ausgabe 


Thlr. Gar. Di. 

















Sädlihe Ausgaben. 
8. | Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Padmaterialien, Druckſachen, Feue- 


rung, Beleuchtung, Bibliothek, — — 
9. | Zu den Koſten ber nfpektionsreifen des Kron-Oberanwalts und ber 

Kronanwalte ............... ELTETTOPETFER GT alssanhersernee — — 
10, | Für Reinigung und Heizung und zu ſonſtigen Ausgaben ............4 — — 


Summa Tit. 8 bis 10..... 
Summa Kap. 76..... 


Appellationdgericht zu Frankfurt a. M. 


Befoldungen. 

1. | 1 Bräfident mit 4000 Fl., 6 Appellationsgerichts-Räthe mit 3000 Fl. 
bis 3400 Fl., in Abitufungen von 200 8 nach Maßgabe des Ge- 
ſetzes vom 4. November 1856, 1 Ober- Staatsanwalt mit 3150 Fl. 
und 1 Staatsanwalt mit 2800 Fl. ........22*4 16,771. 13 — 

2. | 1 Sekretair bei dem Appellationsgericht mit 2200 FH. und 1 Büreau- |. 

Vorfteher bei der Staatsanwaltichaft mit 1400 FL, 3 Kanzliften, 
jeder mit 1200 Fl. und 4 Pedelle mit 900 Fl. bis 1000 SH. und an 
molnmenten 50 fBR «-ousnonnennonnnnnnne nn nn ns nansa nen ... 


Summa Tit. I und 2..... 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


3. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern......* 
4. | Su aufßerorbentlihen Nemunerationen und Unterftägungen für Subaltern- 
und Unterbeatttit users —** 


Summa Tit. 3 und 4..... 


Sächliche Ausgaben. 

5. | Zu Bürenubebürfniffen —— und Packmaterialien, Druckſachen, Feue⸗ 
rung, Beleuchtung, Bibliothel, Utenſilien 2c.), ſowie zu Büreaukoſten 
der Staatsanwaltſchaft .................. ..... ............. 

6. I Zur Reinigung und Heizung und zu ſonſtigen Ausgaben.............. 





171.12 10 





6285.21 6 










171.12 10 


Summa Tit. 5 und 6..... 


Summa Kap. 77..... 


78. Appellationögerichtsbof in Köln und Nheiniſche Kandgerichte. 


Befoldungen. 


1. | 1 erfter Bräfident bei dem TERN. mit 3800 Thlr. und 
einer Miethsentihäbigung von 600 Thlr., 3 Senatspräfidenten mit 
refp. 2300 Thle., 2600 Thle. und 3100 Thlr. und 28 Appellations- 

erichtöräthe mit 1400 Thlr. bi8 2000 Thle., im Durchſchnitt 1700 
baler, in Abitufungen von 100 Thlr. ... 

2. | 9 Landgerichtöpräfidenten mit je 2500 Thlr., 15 Stammerpräfidenten mit 
je 1700 Ihlr., und 90 Landgerichtsräthe und Affefjoren mit 800 Thlr. 
nn She Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thlri, in Abftufungen von 

— —— EIER ER AE 

3, | 1 Generalprofurator mit 3500 * 3 Generaladvokaten mit reſp. 
1700 Xhlr., 2000 hir und 2600 Thle., 9 Oberprofuratoren mit je 
1800 Thlr., 3 Staatsprofuratoren bei dem Appellation erihtöhore 
mit reſp. 1000 Thlr., 1300 Thlr. und 1500 Thlr., und 25 Staats. 
profuratoren bei den Yandgerichten mit 800 Thlr. bis 1500 Thlr,, im 
ZNIOBGmlt JLDU EB. 5 004aas sen asan nennen unennenan ae 

1 Oberfekretait bei dem Appellationsgerichtshofe mit 1000 Thlr., 4 Sekretaire 
daſelbſt mit je 700 Thlr. und 1 Bartetfekretair daſelbſt mit 1200 Thlr., 















Darunter 
künftig 
megfallend. 


Thlt. 





Ser. Pf. 
Uebertrag ....- 270,200. — — 100, — — 


ferner 9 Oberfefretaire bei den Cantgerichten mit je 800 Thlr., 27 
Sefretaite daſelbſt mit je 550 Thlr. bis 600 Thlr., im Durchſchnitt 
575 Ihlr., 9 Parketſekretaire mit 700 Thlr. bis 1100 Thlr., im 
Durdfdmitt 900 Thlr., und 2 Sekretaire bei ben Unterfuchungsämtern 
mit je 650 Thlr. Außerdem beziehen bie Oberfefretaire und bie 
Sekretaire bei dem Appellationsgerichtshofe und den Candgerichten an 
Gebühren 29,400 Thlr. mit der Maßgabe, daß bie benfionBfähigen 
Marimalbefoldungen an figirtem Dr und an Emolumenten zufam- 
men für den Oberſekretair und bie übrigen Sefretaire bei dem Appel- 
lationsgerihtshofe 1200 Thlr., und für bie Oberfekretaive und bie 





übrigen Sekretaire bei ben Landgerichten 1000 Thlr. betragen ...... 66,550. — — — —— 
Summa Tit. l bis 4. .... 336,750. — — 100. — — 


Unbere perfönlihe Ausgaben. 


5. I Für Affifen-Dräfidenten je 100 Thlr. für jede Affifenfigung und zu Zu⸗ 
5 lagen für die 18 Inſtruktionbrichter je 100 Ihle......2cerenenu nn 4,900. — — — —— 

6. | Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern im Büreau- und Unterbeamten- 
J 12,230, — — — —— 


[Die Diätenfäte für die ftändigen Hülfsarbeiter im Büreaudienſte 

bei dem Appellationdgerichtöhofe betragen durchſchnittlich 450 

Maximum 500) Thlr., bei ben Landgerichten durchſchnittlich 

00 (Maximum 450) Thlr.] 

7. | Su auferordentlihen Remunerationen und Unterftügungen fir Subaltern- 
Und anne — —— 1,000, — — — — 

8. 1 Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei außerordentlicher Gefchäfts- 

anhäufung, fowie in Mbmwefenheits- und Kranfheitsfällen etatsmäßiger 
PHONER ee rasen ande 2,600. — — — —— 





Summa Tit. 5 bis 8..... 20,730, — — — — 


Sächliche Ausgaben. 
9. | Zu Büreaubebärfniffen (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Feue⸗ 











„rung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien a6.) .......... .......... 14,900, — — — — — 
11 | Bir nen lea nahen cauig — ee 
— ee , ee EEE N 705. — — — — 
Summa Tit. 9 bis 11..... 16,590, — — — —— 
Summa Kap. 78..... 374,070, — — 0.—— 
79, Gerichte erfter Inuſtanz in den Landestheilen, in benen bie 


Berorduungen vom ®, Januar 1649 und vom 26. Juni 1867 
Gefegeötraft baben. 


Befolbungen. 


A. Stadtgeriht in Berlin. 


1, [1 Präfident mit 3500 Thlr.; 3 Direktoren mit je 2500 Thlr. und 144 
Stabtgerichtsräthe und Stadtrichter mit 800 Thlr. bis 1800 Thlr,, 
im Dürchſchnitt 1300 Thlr., in Abſtufungen von 100 Thlr. ....... 
2. | 1 erfter Staatsanwalt mit 1800 Thlr., 5 Staatsanmwalte 4 Staat}. 
anmaltsgehffen mit 800 Xhlr. big 1500 Thlr., im Durdfchnitt 
1150 fe, ne Ich 1,600. — — —— 
(Diefer Fonds überträgt ſich mit den unter Kap. 75 Tit. 4 und ? 
unter — Tit 8 Ten Fonds.) 
3. ] 120 Sekretaire mit 700 Thlr. bis 1 blr., im Durchſchnitt 950 Thlr. ; 
1 Häufer-Abminiftrationd- Infpeftor mit 1100 Thlr.; 90 Affiftenten 
mit 600 Thlr. unb 650 Thlr., im Durchſchnitt 625 Ihlr; 1 Salarien- 
faffen - Rendant mit 1600 Thle.; 5 Depofitaltaffen «Renbanten und 


Seite ..... 19,800. —- 
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Betrag Darunter 
eier Lie Ausgabe Heil — 
Ile. Gar. Dr] &bl. Sg. Pi. 
Uebertrag ....- 199,800. — — — — 


war 4 mit je 1300 Thlr. und I mit 1000 Thle.; 2 Depofitalkaffen- 

uchhalter mit je 800 Thlr.; 6 Kalkulatoren mit 150 Thlr. bis 200 
Thlr. und an Kalkulaturgebühren 13,000 Thlr. .................. 194,550, — — — —— 

(Die —— e Maximal · Beſolbung ber Kalkulatoren an 

fixirtem Gehalt und an Gebühren beträgt 1200 Thlr.) 

4. 1 50 Kanzliften mit 550 Thlr. bis 700 Ihle., im Durdfchnitt 625 Thlr., 

und an Funktionszulagen für die Wahrnehmung ber Kanzlei- Infpektor- 
gefhäfte für 3 je 100 A..... 31,550. — — = —— 

5. | 2 Kaftellane mit 400 Thlr. und 450 Thlr., und 183 Boten und Exe 

futoren mit 320 Thlr. bi8 400 Thle., im Durchſchnitt 360 Thlr., 

außerdem an Funktionszulagen für bie —— der Boten⸗ 

Fk Fa für 3 je 50 Thle. und in ber Eigenfhaft als Exe 
kutoren für 80 ebenfalld je 50 Ihe, ».-nunununnnsunonnnnn nn nun 70,840. — — — —— 


B. Uebrige Gerichte. 


an Ausfterbegehalt 2003 Ihlr.... 462,763. — — 2,963. — — 


<Thlr. auf dem Ausjterbe-Etat fteht) mit 800 Thlr. bis 1500 — 
im Durchſchnitt 1150 Thlr., in Abſtufungen von 100 Thlr., Zulage 


EL na na 3,241,838.17 2 69,538. 17 2 
8, | 4 Staatsanwalte bei den Stabtgeridten in Breslau und Königsberg 


und bei den Stadt- und Streisgerichten in re und gie, mit je 
1600 Thlr., 1 zweiter Staatsanwalt bei bem Stadtgericht in Breslau und 
170 Staatsanmalte und —— —— bei ben Kreisgerich · 
ten mit 800 Thlr. bis 1500 Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thlr..... 204,600, — — — —— 
(Diefer Fonds überträgt ſich mit ben unter Kap. 75 Tit. 4 und 
unter Kap. 79 Tit. 2 angefe ten Fonds. 

9. 1 2261 Sekretaire, und zwar 7 bei bem Kreiögericht in Berlin mit 700 Thlr. 
bis 1200 Thlr., im —— 950 Thlr.; 138 bei ben Stadt 
en ben Kommerz und Abmiralitäts-Stollegien und bei ben Kreis. 
gerichten und Amtsgerichten in Städten von mehr als 50,000 Ein- 
wohnern mit 700 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 850 Thlr. ; 
175 bei den Kreiögerichten und — — in Städten von 20,000 
bis 50,000 —— mit 650 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durch⸗ 
ſchnitt 825 Ihle., und 1939 bei ben anberen Gerichten mit 600 Thlr. 
"bis 900 Thlr., im Durdfcnitt 750 Ihlr.; außerdem 2, melde mit 
1500 Thlr. = dem Ausfterbe-Etat ftehen; 1235 Büreau · und Kaffen- 
Affiftenten, nämlich 243 bei den Gtobtgerhäten ‚ ben Kommerz · unb 
Abmiralitäts-Kollegien und ben Streisgerichten in Stäbten von mehr 
als 20,000 Einwohnern mit 500 Thlr. bi8 600 Thlr., im Durchſchnitt 
550 Thlr., 992 bei ben anberen Gerichten mit 450 Thlr. bis 550 Thlr., 
im Dust 500 Thlr., außerdem zur Dedung ber Gehälter 
für 3 überzäblige Beamte 1250 Thlr.; ferner an Ausfterbegehäl- 
tern für Sefretaire 3610 Ihle. 4 Sgr. 4 Pf. und für Affıfenten 
52 Thlr. 25 Sgr. 8 Df.; 4 Sefretaire bei den Supothefenämtern mit 
600 Thlr. bis 900 Thlr., im rg 750 Thlr.; 255 Salarien- 
faffen-Renbanten, und zwar 12 bei den —— und bei den 
Kreisgerichten in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern mit 1100 
Thlr. bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thlr., 25 bei dem Kom- 
merz und Mömiralitäts-Kollegien und bei den Kreisgerichten in 


Seite ..... 4,405,941.17 2 62,501.17 2 
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Uebertrag »..-- 


Stäbten von 20,000 bis 50,000 Einwohnern mit 1000 Thlr. bis 
1200 BT im Durchſchnitt 1100 Thlr., 218 bei ben anderen Gerichten 
mit Thlr. bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 1000 Thlr.; 54 Depo- 
fital-Rendanten, nämlid 10 bei ben Stadtgerichten und bei ben Streis- 
erichten in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern mit 900 Thlr. 
bis 1100 Thlr., im Durdyichnitt 1000 Thlr., 10 bei den Kreisgerichten 
in Städten von 20,000 bis 50,000 Einwohnern mit 800 Thlr. bis 
1000 Zhlr., im a 900 Thlr., 34 bei ben anderen Gerichten mit 
700 Thlr. bis 900 Thlr., im Durchſchnitt 800 Thle.; 39 Kalkula- 
toren, von benen 6 bei ben Stabtgerihten 50 Ihlr. bis 200 Thlr. 
Bi um beziehen, und an Gebühren 60,700 Ihle. mit ber Maßgabe, 
as ba3 —— * Maximal ⸗Einkommen bei ben Gerichten in 
Berlin 1200 Thlr., bet ben Gerichten in Städten mit mehr ala 20,000 
Einwohnern 1000 Thlr., bei den übrigen —— 900 Thlr. beträgt; 
ferner zu Gehaltszulagen für die in einzelnen Departements als Dol- 
metfcher ber Dolnifchen, Ta hoen und Wendiſchen Sprache fungiren- 
den Büreau-Affiftenten 7 onen se nes“ 
(Nah Erledigung ber auf dem Ausiterbe-Etat enben beiben 
Setretairtellen und nad dem Ausfcheiben ber 3 überzäbligen 
Beamten können aus den Gehältern berjelben 1200 — Fr 
Hülfabeamte verwendet werben.) 
268 2* und zwar 55 bei den —— und bei ben Kreis⸗ 
erichten in Stäbten von mehr ala 20,000 Einwohnern mit 500 Thlr. 
18 Thlr., im Durchſchnitt 550 Ihle, 213 (inkl, 2 künftig weg 
ee) bei den anderen Gerichten mit 450 F bis 550 Thle., im 
Durchſchnitt 500 Thlr.; außerdem an Funktionszulagen für Wabhr- 
nehmung ber Kanzlei- Inſpektorgeſchäfte bei ben Stadtgerichten je 50 
Thlr., ferner an Ausfterbegehalt 750 Thlr. .3*4 
Mad Erledigung ber auf dem Ausfterbe-Etat ftehenden beiden 
anzliftenftellen tönnen aus ben Gehältern berfelben 480 Thlr. 
für Hülfsjchreiber verwendet werben.) 
56 Beamte bed 2. üngniffes bei Berlin, nämlid 1 Direktor mit 
1500 Thlr. Normalgebalt und 900 Ihr. Ausfterbegehalt, 3 —— 
mit 700 Thlr. bis 800 Thlr., im Durchſchnitt 750 Thlr., ekretair 
und Rendant mit 700 Thlr., 1 Geiſtlicher mit 1000 Thle., 1 Lehrer 
und Organift mit 450 Thle., 1 Hausvater mit 450 Thlr., 3 Ober- 
aufieher mit 370 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchni 385 Tl. 
1 Werkmeifter mit 360 Thlr., 42 Auffeher und Pförtner mit 27 
Thle. bis 350 Thlr., im Duchichnitt 310 Thlr., 1 Ingenieur mit 
800 Thlr. und 1 Mafchinift mit 415 Ihle......2Huereeeneen ern 
(Außerdem erhalten diefe Beamten, mit Ausſchluß des Sefretaits 
und NRendanten, jeder freie Wohnun ober eine Miethöent- 
[päbigumg, welche für ben Inſpektor 150 Ihlr. und für jeden 
Unterbeamten 50 Thlr. beträgt.) 
12. | 48 Gefängniß-Infpektoren, und zwar: 18 bei ben Stabtgerichten und bei 
ben Kreißgerichten in Stäbten mit mehr als 20,000 Einwohnern mit 
Bye Thlr., 30 bei den anderen Gerichten mit 450 Ihlr. bis 600 
Ir., im Durchſchnitt 525 Thlr.; 41 Gefängniß- Oberauffeher, näm- 
li 7 bei ben Kreisgerichten in Stäbten von mehr als 20 Ein 
wohnern mit je 385 Thlr., 34 bei den anderen Gerichten je 360 Thlr. 
ae erhält jeder Gefängniß-Infpektor und Oberauffeher freie 
obnung ober eine Miethsent dädigung, welche für bie Jn- 
—— in Städten bis zu 10,000 Einwohnern 75 Thlr., in 
täbten von 10,000 bis 20,000 Einwohnern 100 Thlr., in 
Städten von 20,000 bis 50,000 — 125 Thlr., 
und in größeren Städten 150 Thlr., für die Oberaufſeher je 
30 Thlr. beträgt.) 
13. | 3788 Boten, Egekutoren und Gefangenwärter,, und zwar: 12 bei bem 
Kreisgericht in Berlin mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 
Ir., 604 bei ben Stabtgerichten, den Kommerz und Abmirali- 
tätstollegien und ben Kreis. und Amtsgerichten in Städten von mehr 
als 20 Eimvohnern mit 270 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 


Kal. . d. Verhandl. b. Gerrenhaufes. 


2,736,513. — — 


136,700. gan 


7,343,679. 17.2. 


64 


6,513. — — 


.750, — — 





70,664.17. 2. 
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Ausgabe. 


Uebertrag .... 


Ehe Ir.,; 3172 bei ben anderen Gerichten, mit 270 Thlr. bis 350 
Ar Durafchnitt 310 F und an Funktionszulagen für Wahr · 

der Botenmeiſterge dafte bei den Stadtge 22 und ben 

uch ten in Stäbten mit mehr als 50,000 Kmsebnern je 50 
Ir., bei ben anderen Kreisgerichten je 25 —— bie als Gefangen- 
ter angeftellten Unterbeamten erhalten außerdem freie Wohnung 
oder 30 Thlr, Miethsentſchadigu sung! es 4 Boten —* Exelutorenñ 
bei den —S mit 0 bis 400 ‚tm Durd 








ſchnitt 335 Thlr.; und fünftig wegfallen 3692 Thlr. Y Sır. 11 f. | 1,201,587.11 11 3,692. 11 11 
Summa Tit. 1 bis 13..... 8,565,266.29 1 74,356.29 1 
ab » 8 1200 Täler. 
» 10 480 >» 
1,680. — — 
bleiben — — 72,676.29 1 





Andere perfänlihe Ausgaben. 


Zu Lolalzulagen 5675 Thlr. und Be für ben Direktor bes Kreißgerichts 
in Berlin 500 Thlr., für die Diretoren der 4 Stabtgerichte und ber 
7 Kreißgerichte in Städten mit mehr als 50,000 Einwohnern je 200 
Thlr., fowie I bie 9 Kreisrichter in Berlin durchſchnittlich 150 Thlr., 
abgerundet 1400 Thlr., und bie Staatsanwälte in Berlin 100 Thlr, 
bis 200 ie ‚im Durchſchnitt 150 Ihlr.; ferner für den Sekretair 


14. 


bes Hypothekenamts in Stralfund 100 Thlr.; für bie 7 — 
und bie 12 Unterbeamten bes les in Berlin je 25 
außerdem zu Funktionszulagen bei ar ne fr bei El 
2750 Thlr., und zwar für je I en Jufpeftor 1 kr. den Lehrer, 
ben Hausvater, jeden Oberaufſeher, ben Werkmeiſter, jeden Aufſecher 
und den Mafchiniften 50 Thl...... ..... .5 
Zur Remunerirung der Abtheilungs- Dirigenten bei ben mit 6 bis 11 
Richtern am Drt befeiten Rreißgerichten e 100 Thlr., bei ben größeren 
Kreißgerichten je 200 Thlr., zufammen 22,800 Thlr., —— nftig 
wegfallend 400 Thlr.; zur Remunerirung der Diri gta enten ber ftänbigen 
Gerichts » Deputationen je 100 Thlr., überhaupt 5400 er ferner 
für die Kaffen-Ruratoren bei den Stabtgeridhten 1250 j für bie. 
Im enigen Richter bed Stadtgerichts in Berlin, welche, monat is ehe, 
ie Sergey ber freiwilligen Gerichtäbarfeit an ber G 
Thlr., für ben — Hose bei — nie 
TOR fünftig we prallen; ür ben Aubiteur und den Mltuar in 
Dei als Verwalter Er Eivilgerichtsbarkeit —* 230 Thlr. und 
fe nen Profeffor bei ber Univerfität in Halle als Fee 
ei bem dortigen ie ericht 250 Thlr., künftig wegfallend . 
sus eg ung für be —J angeſtellt geweſene frühere Patrimonial- 
u Are her nur —— ch an er geweſene 
Beamte * Sieh. u Iftein 5047 Thlr, ; zur Entfchäbigung ber 
En TEL N So 
T ven il, x. gr. ſowie zur 
für Unterbeamte in ben Departements Kiel und d Kaffel 205 205 naung 
Zu perfönliden Zulagen für richterliche Beamte Deutfcher Abkunft, wel 
ber Polnifhen Sprade mündlich und ſchriftlich mächtig find, auf bie 
Dauer ihrer Anftellung in ber Provinz Poſen................ 
Gehülfen ber Staatsanwaltfhaft ..»--»Hr0rsnennnennnn non nenn 
ur Remunerirung von Hölfsarbeitern im Büreaw, Kanzlei- und Unter- 
—— einſchließlich 17,000 Thlr. zur Remunerirung ber Dol- 
J — 
(Die —— für bie Bes SHülfsarbeiter betragen im 
eaubienjte bei dem Stabtgericht unb dem Fr ae in 
Bm durchſchnittlich 450 Thlr. —— Thlr 
den übrigen FI und ben Rleiteerihten  Sulbten 
It 


16. 


16. 


17, 











18. 
19, 


m mehr ala 20 Einwohnern durch —2 — 400 Thlr. 
(Maximum 450 ) und F ben anderen Kreißgerichten 
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Ra- 


pitel. 


21. 


26. 


Ausgabe. 


Uebertrag ....- 


durchſchnittlich er —* um 400 Thlr.), im Unter · 
beamtendienfte bei Ar * in Berlin 2 5 Thle., bei 
den ü * —3 230 Thlr. bis 250 a Fü he ‚ im Durd. 
fhnitt 240 Thlr. Die Kanzlei-Diätarien den Stabt- 
RR erhalten biefelben Säbe, wie bie Bireau-Diätarien 


Bei bem Kreis — — in Hechingen zur Remunerirung ber Sportel-Rezep- 
toren eine Tantieme von I Prozent ber —— Gerichtskoſten und 
Strafen 418 Thlr., ſowie zur ae Denn Boten und Exefutoren 
eine Tantieme von 5 Prozent ber Mehreinnahme an Gerichtskoſten 
und Strafen über ben durch ben Spei 2 Etat feftzuftellenden Betrag 
bis zur Höhe von 115 Thlr., ferner bie Amtsgerichts · Sekretaire 
in ben Departements Kiel, Raffel um — * — mit Ausſe m 
ber Sefretaire bei denjenigen Amtsgerichten, bei welchen befi 
—* Kontroleure und Sportel-Revijoren angeſtellt find — 1 * 

ber Brutto-Einnahme an en bis zum imum von 
an jährlid (in Rinteln unb in Schmaltalben je 200 Thlr. jährlich), 
oo 

An Raltulaturgeb ven, foweit fie nicht von etatsmäßig angeftellten Kalku⸗ 
latoren bezogen werden 

Zur Remunerirung der kp atmen und zur Derftärkr ” Unter- 

Fr Kin Kinder verjtorbener Juftizbeamten refp. b nu 

Stiftungsfonbs in ber Provinz Pofen, aus * Arbeitd- 

— der . en Gefangenrege — 
Zu außerordentl emunerationen und Unterſtutzungen für Subaltern- 
MED. RIIHETDERUTER <a cn users 
Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei außerordentlicher Gefhäftsan- 
fung, fowie in Abwefenheit und Kranfheitsfällen ber etatsmäfigen 

nn BEREITET NERR ET DETLEULTETOPERR HERDER 


Summa Tit. 14 bis 24 ..... 


Sächliche Ausgaben. 

Zu erg Teig 5 ber Gerichte (Schreib- und Darfmaterialien, Drud- 
fachen, Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Miethen ac.) unb 
u Büreaukoften ber Staatbanwalte .............. ... 

Zu Koften der Nevifionsreifen ber Direktoren, für bie Abhaltung ber 
Sitzungen bei den pertobifchen Gerichts Deputationen, für Abhaltung 
der Gerichtstage, zu Diäten und Reifeloften ber Staatsanmalte fi 

‚Gran. ber Aubdienz- Termine umb zu Reifefoften ber 
ferbe-Unterhaltungsgelbern der Boten. ...4 
ir Altentransport, Aktenbeften, Reinigung und H ung | ber Geichäfts- 
er zu * Entſchaͤdigungen Gefängn FH mten und zu 
anfigen Augahenn 


Summa Tit. 35 bis 28..... 
Summa Rap. 79..... 
Aumt sgerichte im ae >" des Appellationsdgerichtd zu 
e 


Befolbungen. 


230 Umtsrichter mit 800 r. bis 2000 Thlr. u en von 200- 


Thlr. un * Proʒzentgeldern für bie Erhebung un er ber 
Gehäbren 10,090 EBE. a s0unaaasnasans nen nsanen anne 
173 —— = 400 Thlr. bis 600 Thlr., im Durchfchnitt 500 Thlr., 
bat m. oem 81,330 E worauf an Dienftausgaben 
arten 2 LITT IIEERTTETEE TEE TORTE ET ITI IT RTITT 
(Das penfionsfähige Maximal · Einfommen an feitem Gehalt und 
Emolumenten beträgt in Stäbten mit mehr ala 20,000 Ein- 

mwohnern 1000 Thlr., an anderen Orten 900 Thlr.) 


Betrag 
für 
1873, 


Thlr. Bar. Pf. 
1,910,215.11 9 


11,833. — — 
140,635. — — 


59,970. — — 
118,190. — — 


127,040. — — 
2,367,883, 11 9 





894,928. — — 


100,000. — — 
54,040, — — 
118,917. — 


1,167,885. — — 
12,091,035. 10 10 








301,290. — — 


168,142.23 1 


469,432. 23° 1 
6, 


Darunter 
künftig 
‚wegfallenb. 


le. Ser. Pf. 
17,259.11 9 


17259.11 9 








89,936. 10 10 


512.23 1 
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pite | Titel Ausgabe 


Uebertrag ..... 


8. ] 234 Gerichtsvögte mit je 25 Thle. und an Gebühren 166,790 Thlr. 
wovon 116 Thlr. bei der Penſionirung anrechnungsfähig, 49,3 
Thlr. nit anrechnungsfäbig find; außerdem an fortlaufenden Re- 
mumerationen 245 Ihlr., fowie zur Erfüllung der Eviftionsquanta ber 
Emolumente 1830 Ihr. ; ferner 15 GerichtSdtener und Gefangenmärter 
erſter Klaffe mit je 360 Thlr. und 144 Geridhtsdiener und Gefangenwärter 
weiter Klaffe in Städten von mehr als 20,000 Einwohnern mit 270 

bir. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 335 Thlr., bei den übrigen 

Gerichten mit 270 Thlr. bis 350 Ihlr., im Durchſchnitt 310 Thle. . 

(Die er er erhalten zugleich, freie Wohnung oder 30 Thlr. 
Mieths-Entfhäbigung.) 

4. | 18 Beamte bes Gefängniffes im Steinthorfelde zu Hannover, und zwar: 
1 Öefängniß- Infbe or mit 850 Thlr., inkl. 250 Thlr. künftig weg- 
Bun: Hausvater mit 415 Ihlr., N Oberauffeher mit 400 Thlr., 

Merkmeifter mit 400 Ihlr., 10 Gefangenmwärter mit 270 Thlr. bis 

400 Thlr., im Durchſchnitt 335 Thlr, 1 Rod) mit 335 Thlr., 2 Auf- 

ee mit 200 Thlr. und 220 Thlr. und 1 Mafchinift mit 

— esndeseneur nennen ren ——— 

(Außerdem erhalten dieſelben freie Wohnung ober eine Mieths- 

Entſchädigung, welche für ben Inſpektor 150 Thlr. und für 
bie übrigen Beamten je 30 Thlr. beträgt.) 


Summa Tit. 1 biß 4..... 


Andere perfönlidhe Ausgaben. 


5. F Remunerirung der Polizeianwalte ............ 
r Remunerirung von Sülfsgefan enwartern .................... 
—— betragen 230 bis 250 Thlr., im Durchſchnitt 

40 Ihlr. 

Zur Remunerirung ber Gefängnißbeamten und zur Verftärtung ber Un- 
terftügungsfonds für Kinder veritorbener Tuftizbeamten aus dem Ar 
beitäverbdienft ber gerichtlichen Gefangenen ..... ... 

8. | Zu auferorbentlihen Nemmmerationen und Unterftügungen für Subal- 
tern- und Unterbeamte ...................... .............. 

9. I Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei außerorbentlicher Gefchäfts- 

anhäufung, fowie in Behinderungs und Kranfheitsfällen ber etats- 

mählgen Beanten..... une nn een 


-1 


Sächliche Ausgaben. 
10. | Zu Büreaubebürfniffen (Schreibmaterialien, Feuerung, Beleuchtung, Bi- 
— Utenſilien ꝛc.) ſoweit deren Anſchaffung nicht den Beamten 
——— 


81. Stadtgericht und ige Gerichtsbehörd i 
ge und ſonſt * * —* * en erſter Juſtanz in 


Beſoldungen. 
1. J1 a mit 3100 A; 9 a mit 2400 St. 
bis 2800 Fl. 3 Stabtamtmänner mit 20 Dt bis 2400 a 
1 Lanbjuftig- Amtmann mit 2200 Fl. 3 Transfkriptions- und Hy 
othefenbudhführer mit 2000 Fl. bis 2400 Fl. 2 Rügerichter mit 
00 Fl. bis 2400 Fl. 1 Fiskal mit 1325 Fl. und Sporteln, fämmt- 
lich in Abftufungen von 200 Fl., und 1 Fiskaladjunkt mit 375 Fl. 


Betrag 
für 
1873. 


Ihr. Ser. Pf. 


469,432.23 1 


225,163.17 3 


6,620. — — 





701,216.10 4 


5,000, — — 
5,000. — — 


6. — — 
5,100. — — 


6,400. — — 
22,100. — — 





210, 
11,500 — — 


11,000. — — 


50,630, — 94 
773,946.10 4 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Thlt. Ser. Pi. 
612.23 1 


1,743.17 3 


250.— — 


2,506.10. 4 





2)506.10 4 


82, 


2. 


6. 


-ı 
. 


3. 
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Ausgabe 


und Sporteln, nad Maß Boabe ber Gefehe vom 4. November 1856 
und 6. Oktober 1863, intl. 3600 ur molumente .............. 
6 Stadtgerichts · Sekretaire mit 1800 Fl. bis 2000 Fl.j 3 Aftuare bei 
dem Stadtamt mit 1600 Fl. bis 180 5 1 rliher und 1 At 
tuar bei bem Landjuſtizamt mit refp. 1 [. und 1700 & 2 Ex⸗ 
5* bei der Transſtriptions- u —3. 9 „ut 
1. bis 1200 51.; 2 Aktuare bei dem Rügegericht mit 160 
rg 1 [.; 1 erfter Amtsdiener und Expedient bei bem FR — 
mit 1000 FFl. bis 1200 Fl. 7 Stabtgerichts ey mit 1 Al. 
bis 1200 Fl.j 15 Debelle mit 900 it bis 1000 f5l.; 1 Amtsbiener 
bei ber Transſtriptions und Hypo —— mit 950 Fl. und 
3 Amtsdiener bei dem Fiskalat mit 800 Al. bis MO FH. ..... rare 
inkl. 7757 Thlr. 4 Sr. 1 Df. Emolumente, 
5 Beamte des Arrefthaufes auf dem Klapperfelde, unb war: 1 Partie r 
mit 1225 Al. und 4 Gefangenwärter mit 472% Fl. bis 700 
—— freie Erg ober eine Bietbeirinung, welche 
den et) 262% Fl. und für bie übrigen Beamten 
I Fl. beträgt.) 


Summa Tit. 1 bis 3 ..... 


Andere perfönlide Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern ........ 
Sur Remumericung der Gefängnißbeamten und zur Verftärfung ber Un- 
ungsfonds für Kinder verftorbener Juftigbeamten aus bem Ar- 
bei —R der * erichtlichen Gefangenen. ...........6 
Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für Subaltern- 
und Unterbeautie -..:-0r0as0ononnssnonennsnen une nutnnenan en 


Sächliche Ausgaben. 
Qu Büreaubebürfniffen (an Screib- und Dadmaterialien, Drudfaden, 
Freuerung, Beleuchtung, Bibliothek, —— JJ 
Für ——— und Heizung ber Geſchäftsraͤume und zu ſonſtigen Aus- 
dahen 


Summa Tit. 7 und 8. 


Summa Kap. 81 ..... 


Friedens- und Sandelögerichte ded Departements Köln. 


Befolbungen. 

128 Fiedensrichter mit 600 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 
800 Thlr., in Abftufun e * 100 Thlr., und an Emolumenten 
37,100 le. ‚ außerdem fü on SW: Thle; iun4= 600 

128 Frieden ir töfchreiber a 00 Thlr. bi8 400 Thlr., im Durd- 

ſchnitt Ir., und an Emolumenten 78,500 Thlr.; 9 Sanbels- 
ehe. —— mit 250 Thlr. bis 300 Thlr., unb an Emolu- 
— 2700 
(Die ie benfionsfähigen Maximal» en an fixirtem Gehalt 
umenten — hr bie rg 
1500 Thlr. und für bie Sriebens gerichtejch gi und bie 
Handelsgerichts · Sekretaire in Seide Hit mehr als 20,000 Ein- 
wohnern 1000 Thlr., in den übrigen Städten 900 Thlr.) 


Summa Tit. lund 2 ..... 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Remuneritung von Hülfsarbeitern ........ ..... 


Summa Tit. 3 für fid. 





31,714. 8 1 








139,800. — — 


151,550. — — 





291,350. — — 


1,100, urn 








509 





Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Ihr, Sar- Pf. 


228.17 2 


87. 


np» 


ss» 
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Ausgabe 


Sädlihe Ausgaben. 


Summa Kap. 82 ..... 


KRriminaltoften. 


Verpflegungs-, Transport- und Bekleidungskoſten ................4 
Zur Inftandhaltung dev Gefängnig- Utenfilien .......... —— 
Sonfüge Auslagen in Unterfuhungsfachen .................. 


Banre Auslagen und andere Ausgaben in Parteifachen ..... 


rto und Ausla ü b d 
. a ec a an * 
Nubrum oder franfirt abzulaſſen waren.......... 


Sonftige Ausgaben. 


Umzugs- und Reiſekoſten verſetzter Beamten ..3*22... 
u Unterſtützungen für aktive Beamte bei ben Gerichtsbehörben........ 
einma gs Unterftägungen für penfionirte Beamte und zu Penfionen 
und Unter zen für Mittwen und Waifen von Beamten ....... 
— * e biefes Fonds übertragen ſich von einem Jahre in 

8 andere. 
außerorbentlichen an für die Juftigverwaltung ............. 


Rehmmgbpergliungen .o.-sunenenunonnnuennnnennnuonsennnenne 
Unterhaltung der Zuftizgebäubde, mit Ausfchluß der größeren 
Neubauten und Ganptreparaturen ..................... 


Juſtiz · Offizianten⸗Wittwenkaſſe............. 
Summa A, Dauernde Ausgaben ..... 


9,615.— — 
1,200. un su 


4,000, | 
14,815.— — 
307,265. — — 





782,210. — — 
56,105. — — 
787,310. — — 


1,625,625.— — 


950,068. 8 10 


850,420. — — 


21,800. —— 
10,500. — — 


32,900. — — 
2,500. eures 
3,000. me 

70,700. — — 





169,000. — — 


23,300. — — 
19,459,530. — — 











116,718. 8 4 


12, 
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Ausgabe. 





B. Einmalige und auferordentlihe Ausgaben. 


Zum Neubau eines Gefängniffes für das Kreißgericht in Braunsberg, fernere Rate...... 


Neubau eines Gefhäftshaufes der Abtheilung für Unterfuchungsfachen des Stadt 
ar und bes Fahne in Königsberg in Preußen, fernere State 


De ee u re 


Neubau eines Gefängniffes für die von dem Stabtgerichte und dem Kreisgerichte in 
Fe zu See efürrgnipfafen, fernere TER — 


Sum Neubau eines Gefängniffes für das Kreisgericht in Stargard in Pommern, fernere Rate 


Zum Neubau eines Gefängniffes für das Ktreisgericht in Koslin, fernere Mate «......... 


Zum Neuban eines Gefängniffes für das Kreisgericht in Schlawe, letzte Rate. .........- 


Zum Neubau eines Gefchäftshaufes ber Abtheilung für Unterfuhungsfahen und eines Ge- 
fängniffes bes Kreisgerichts in Pofen, fermere Rate — KR une eaahea The 


Zum Neubau eines Gefängniffes für dad Kreisgericht in Gnefen, erfte Rate ............ 


Dee ee ee ee ee u ee ar er er u er u ee ee ee ee a u ee ee ee 


Zum Neubau eines Gefängniffes für das Kreisgericht und das Amtsgericht in Stiel, fernere Rate 


Zum Neubau eines Gefcäftshaufes unb eines Gefängnißgebäubes für bie Gerichte im 
Ultona, fernexe Rade. 


Zum Neubau des gerichtlichen Gefängniffes in Hannover, fernere Mate ................ 
Zum Neubau eines Gefängniffes für das Kreisgericdht in Münfter, fernere Rate ........ 
Zum Neubau eines Gefhäftshaufes für bas Kreisgericht in Duisburg, erfte Rate ....... 


Zum Neubau eines Gefhäftshaufes und Gefängniffes für das Kreisgericht in Hechingen, 
fernere Males nun uses nern anna ansehen 


Zum Neubau eines Gefängniffes für die Gerichte in Miesbaben, fernere Rate .......... 
Zum Neubau eines Gefängniffes für das Kreisgericht und die Amtsgerichte in Kaffel, erfte Rate 
Zum Ausbau und zur Erweiterung bed Kreisgerichtsgebäubes in Marburg, erfte Rate... 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. 8.) von Forckenbeck. 





aꝛ⸗ 
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Etat für das Minifterium des Innern 


für das Jahr 1873. 





Verwaltung bed Innern. 


An erftatteten Koften der Deputationen für das Heimathsweſen ....... 
An Miethen und Päcten für Dienftwohnungen x., Entihädigungen für 
——— — Zinſen von den Kapitalien bes —* eswig-Hol- 
—— Strafanſtalts · Neubaufonds, Bedienungsſporteln, Straf-⸗ 
ne RER — 


De Te ee ee ee ee ee ee er Er er re 


Aus ber Verwaltung bes Central» Doligeiblattes und aus fonftigen Ein- 
nahmen ber Lokal» Polizeiverwaltung. «u. .rsnsHsenonn en nun n nn 


Strafanftaltd- ıc. Verwaltung. 


An eigenen Einnahmen der Straf-, Beſſerüngs und Gefangenen Anftal- 
ten, an Arbeitsverdienft, an Erträgen aus ber Feld; und Garten- 
mugung, an erftatteten Unterbaltungstoften und an vermifchten Ein- 
ODER Eau 


Berwaltung der Negierungd: Amtöblätter und der damit 
verbundenen öffentlichen Anzeiger, 


An u an Ipnfertiondgebühren und an extraorbinairen Ein- 
IRERERT BETRETEN 


Summa Kap. 31 ber Einnahme ..... 


Ausgabe 


Abſchnitt A. Dauernde Ausgaben. 


Minifterium ded Innern. 


Befoldungen. 
Ed» PN Er ERERPERETTTRERE ————— 
(Außerdem freie ———— 

1 Unterſtaats ⸗Sekretair mit 5000 Thlr.; 12 vortragende Rätbe mit 
2500 Thlr. bis 3300 Thlr., im Durchſchnitt Thlr.; 1 Rath 
rn Gefängniß- und Armenweſen mit Thlr., einſchließlich einer 

ienftzulage von 1000 Thlr. ..—— 

1 Vorfteher des Eentralbüreaus mit 1800 Thle.; 16 expebirende Sekre ⸗ 
taire und Kalkulatoren, mit Einfluß bes Nendanten der Miniiterial- 
Büreaufaffe, 15 Regiſtratoren und “Journaliften mit 1000 Thlr, bis 
1 [r., im Dur m. 1400 TB anreisen 

1 RKanzlei-Direftor mit 1400 Thlr.; 15 Kanzlei-Sekretaire mit 600 Thlr. 
w 1 an Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihle.; 2 Telegraphiften mit je 

VEREINE FPIRAN 

1 Botenmeifter und Saftellan mit 550 Thle.; 15 SKanzleidiener mit 
400 Thlr. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Ihle.; I Vortier mit 
400 Thle.; 2 Hausdiener mit je 350 Thlr............ 


Summa Tit. 16i8 5 ..... 





8,142.25 9 — — — 


23,073. 6 7 — —— 


248.93 — —— 
58,237. 7 


ker] 
| 
) 
| 


98.43 — —- 


wu Tr T — — 


Su — —— 





200.—-——] — — 
42,800. — — 3,000. — — 
45,20,——]| .„— —— 
8,400. — — — 
123,550. — — 3,000. — — 
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Ausgabe. 






Andere perfönlihe Ausgaben. 


6. a Remunerirung von Hülfsarbeitern. .......2* — —— 
7. | Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für Sub— 
altern-, Kanzlei und Unterbeamte des Minifteriumd. .. ............ — —— 


Summa Tit. 6 und 7 ..... 


Sädhlihe Ausgaben. 

E Diäten und Fuhrkoften für Dienftreifen von Minifterialbeamten .... 
u Büreaubebürfniffen (Screib- und Vadmaterialien, Drudfaden, 
Feuerung, Beleuchtung, Reinigung, Bibliothef, Heften und Trans 
Dort bee Ulten ſ.. 
Qur — ——————— Miniſterial · Dienſtgebaͤude nebſt Garten, zur Be- 
ſtreitung der darauf ruhenden Laſten und zur Unterhaltung bes n- 
ventars in ber Dienſtwohnung bed Minifter® .......... 


Summa Tit. 8 bis 10 ..... 
Dazu » » 6m 7 ..... 
5 * » Ib 8 ..... 


* 9 








Statiftifched Büreau. 


Beſoldungen. 
1 Direktor mit 3400 Thlr. und 5 Mitglieder mit reſp. 2200 Ihlr., 
1700 Thlr., 1400 Ihlr., 1200 Thlr. und 400 Thlr. .. ......... 
12 Büreaubeamte, mit Einfluß de8 Plankammer + nipeftors, mit 
600 Thlr. bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 1000 Thlr. ..........- 
2 RKanzleidiener mit reſp. 400 Thlr. und 350 Thlr. .......44* 


Summa Tit. 1618 3 ..... 


= » 





Anbere perfönlide Ausgaben. 


Zur Remunerirung von SHülfsarbeitern, des Nendanten der Kaffe bes 
ftatiftifchen Bürenus und der Cehrer am ſtatiſtiſchen Seminar ...... 
Zu außerorbentlihen NRemunerationen und Unterftügungen ....+».....» 


m» 


Summa Tit. 4 und 5 ..... 


Sädhlihe Ausgaben. 

Su a und Fubrkoften für Dienftreifen der Beamten bes ſtatiſtiſchen 
De RE HET — 
Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Dadmaterialien, Drudfachen, 
—— Beleuchtung, Reinigung, Bibliothek, Heften ber Alten xc.), 
owie zu ben Koſten Ahr bie Kalendermaterialien. «u. .... ......... 
Zur Herftellung ber Veroͤffentlichungen des ſtatiſtiſchen Büreaus ....... 
(Der Erlös aus dem Verkaufe ber Veröffentlihungen wird zu ben 

Koften für bie Herftellung berfelben mit verwendet.) 
Zur Dispofition für topographifche Zwecke ..................* 
(Die u % Tit. 8 und 9 übertragen ihre Beftände aus einem 

Jahr in das andere.) 


no 





Dazu: » »4und 5 ..... 
» 1583 ..... 





Anl. z. d. Verhandl. d. Serernhaufes. 
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piter | Site Ausgabe 


wegfallend. 


The. Sgr. Pi. 


91, Meteorologifches Inſtitut. 


Beſoldungen. 
1. 1 Rath mit 1400 Thlr. und 1 Aſſiſtent mit 900 Ihle. .............. 


Undere perfönlihe Ausgaben. 
2. | Zur Remunerirung der Beobachter an ben meteorologifhen Stationen. . 


Sächliche Ausgaben. 


3. | Zur Fre} gan ——— ber meteorologifhen Apparate, zu eg rc 
S reib- und Dadmaterialien, Druckſachen, Feuerung, 
ibliothef, Se ber Akten x.) unb zu Diäten und "ubstfen 
—— eifen behufs Inſpeltion der B an ben meteorologiſ 
GTIONEN. «++ os san onen non ns ne LE Le nn Bee neHeepennenne» 


Summa Kap. 91 ..... 


22, Deputationen für dad Heimathweſen. 


1, | Sur Remunerirung von 26 Mitgliedern bei ben 13 Deputationen = 
das Heimathweſen mit je 200 Thlr., und von 2 ai ee bei 
Deputation in den Hohenzollernſchen Landen mit je 200 Hl. ....... 6428.17 2 

2. | Sur Remunerirung ber Stellvertreter ber Mitglieder, EN 7 fächlichen 
unb fonftigen Ausgaben... .ueccnnooeosonnunnnnunnnonenununnnee 2,714. 87 


Summa Kap. 92, ..... 8.142,25 9 


93, Berwaltung der Negierungd:Aıytöblätter und der damit 
verbundenen öffentlichen Anzeiger. 


ur Memunerirung der Beamten ..sseseesnnunenesnne nenn nennen ne 
u ben fählihen Ausgaben: für Satz, Drud und Papier, für Schreib- 
er PDadmaterialien, zu Reftitutionen und an exgtraordinairen Aus- 
gaben .............................. 


DI 


Summa Kap. BB ..... 


94. Zauddrofteien. 
(Für die ſechs Landdroſteien.) 
Befoldungen. 


1.16 — mit je 3100 Thlr.j 14 Räthe mit 1400 Thlr. fie 
2000 Thlr., im Durchſchnitt 1700 Thlr., außerdem Zen 8 
6 Räthe ald Vertreter der Landdroſten a 200 Thlr. und ae 
——— Zulage als Erſatz für frühere Dienfibezüge; 5 überzäh Si 
Räthe mit refp. 2000 Thlr., 1900 Thlr., 1800 Thlr., 1700 Thlr. 
und 1550 TBIE. „unsonssreennnsennsenusnannnannusonesen arena 
Die Landdroſten haben außerdem freie Dienftwohnung. 
Tit. 1, mit Ausſchluß der Befoldun ngsfummen für die 6 _ 
droften, überträgt fih mit ben Fonds Kap. 57 Tit. 1 des 
Etats der allgemeinen Past ke 1200 8 
2. | 20 Büreaubeamte 1. Klafje mit 700 Thlr. bid 1200 ble., im Durchſchnitt 
950 Thlr.; 10 Büreaubeamte 2. Klaſſe mit 600 Ihlr. bis 650 Thlr., 
im Durchſchnitt 625 Thlr..——— 
12 Kangliften mit 550 Ihle. bis 750 Thlr., im Durchſchnitt 650 Thlr., 
und 1 überzähliger Kanzlift mit 600 Thlr24 
6 Boten mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Ihle. und 
1 überzähliger Bote mit 330 Thlr.. .... .... .4 


» 








10. 
11, 
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Betrag Darunter 
Ausgabe * Künftig 
1873, wegfallend. 
le. Sgr. Def Thlt. Ser. PF. 
Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Nemunerirung und — der Hülfsarbeiter in den Rathsge⸗ 
ſchaäften De egierungdaffefloren)....-.»-sussusnnnnunnu nennen nn 7,600.— — — —— 
Dieſe "Fonds überträgt Pr mit bem 1 anal Kar für bie 
DOberpräfibien und bie —* einſchließlich der u 
bireftion zu Sanmover — 5 bes Etats d 
gemeinen Finanzv 
Die Diätenfäge für Sie —— a den m rule 
GE er (Regierungsaffefforen) betragen 7 
fr., im Durchſchnitt 950 Thlr. — 
Zur Remunerirung he Hülfsarbeiter im Bireau- und Kamzleidienite .. 13,000. — — — —— 
Die Diätenfähe für die 8* en Hülfsarbeiter im Büreau- und ]* 
—— habe — durchſchnittlich 450 Thlr., im Maximum 
Ir. jähr 
Zu außerorbentlichen — und Unterftägungen für Subaltern, 
Kanzlei» und Untecbenrreeeeee rennen 1,800, — — —— 
Summa Tit. 5 bis 7. 22,400. — — — —— 
Sächliche Ausgaben. 
Zu Diäten und Fuhrkoſten ..............4 12,305. — — _— —— 
Zu Büreaubedürfniffen (Schreib: und Warkmaterialien, Druckſachen, 
Feuerung, Beleudytung, Bibliothek, Heften dev Alten x.) .......». 11,000, — — — — 
Summa Tit. 8 und 9 ..... 23,305, — — — — — 
Sonſtige Ausgaben. 
Zu Verſetzungskoſten für Mitglieder und Beamte ber Landbrofteien...... 1,000, — — — —— 
unvorhergeſehenen und vermiſchten Ausgaben ..... ........ . 950. — — — — — 
Summa Tit. 10 und 11 ..... 1,950. — — — —— 
Dazu: » >. Brm- Miss 23,305. — — — — — 
» 558 7 ..... 22,400. — — — —— 
» tT» Arc 88,790. — — 9,980. — — 
Summa Kap. 9. 136,445. — — 9,980. — — 
Landräthliche Behörden und Aemter. 
Befoldungen. 
434 Lanbräthe, Kreis: und Amtshauptmänner mit 1200 Thlr. bis 
1600 Thlr., im Zur hſchnitt 1400 Thlr., außerdem 33,463 Thlr. 
> Sgr. 2 Df. perſönliche Zulagen als Erſatz für frühere on 1100 6 
4 Ober-Amtmänner in ben H — — Landen von 14 
1700 F., im Durgſchnitt 1550 Al. (886 Thlr. 21 Sgr. 5 Bf.) . 714,606.2010| 33,468.25 2 
30 Amtmänner in ben en 5 ir el * Wiesbaden, 52 Kirch⸗ 
fpiel- und Hardesvoögte in der rtrag chleswig Holſteln mit 800 Thlr. 
bis 1500 Thlr., im Durchfchnitt J 50 Thlr., außerdem 5224 T — 
15 —F 4 hu le wagen als Erjag für frühere Dienftbez 99,524.15 4 5,224.15 £ 
495 Kreid- und Amtsfekretaire mit 700 Thlr. bis 1100 Thle,, im Durdr 
Schnitt 900 Thle,; 4 Oberamfs-Sekretaire in ben Hohenzollernfchen 
Landen mit 1150 $$1. Bis 1350 $L., im Durchfehnitt 1250 Sl. (714 The, 
8 Sgr. 7 Df.); außerdem 6 überzählige Kreisfefretaire in_ben Re 
J—— Kaſſel und Wiesbaden mit zuſammen 3057 Thlr. 
Sgr. 3 Pf. und 2 überzählige Kirchſpielſt * in ber Provinz 
—** Holſtein mit zuſammen 1580 Thlr. 3 Sgr. .... ....... 452,994.11 6 4,637. 7 3 


517 Kreis. und Amtsboten refp. Amtädiener mit "970 Fix. bis 350 Thlr., 
im en 310 Ihle., außerdem 645 Thlr. 17 Sgr. 6 Df. per 
fönliche Zulagen als Erſatz für frühere Dienftbezüge; 4 Ober» Amts: 
Diener — den Hohenzollernſchen danden mit je 475 Al. (271 2 
12 Sgr. 10 Pf) und 6 Polizei⸗ und Amtsdiener in dem Jadegebiet 
mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. *....... 


Summa Tit. 1 bis 4... 


164,161. 8 10 
1,431,286, 26 n 





65° 





645.17 6 


43971. 5 3 











Ka · 
pitet,) Titel Ausgabe. 


Andere perfönlide Ausgaben. 

5. | Funktionszulagen für 36 SKreishauptmänner in ber Provinz Hannover 
A Ihlr.; Nemuneration für den Kreishauptmann in Lingen als 
Soheits-Kommiffarius für da8 Serzogthum Arenberg. Meppen 300 Thle. ; 
Pokalzulagen für ben Kreisfekretait in frankfurt a. M. mit 250 Thlr.; 
für den Kreisboten dafelbft mit 65 TIhlr.; für den Hülfsbeamten in 
dem Jabegebiete 300 Thlr. und für die 6 Polizei- und Amtsdiener im 
Shabegeblete b 20 TEle, oouuessnaunananennanennunnnnennnan nenn 

6. | Zur Remunerirung ber ala Hülfsbeamte der Kreis. und Amtsbauptmänner 
in ber Provinz Hannover fungirenden Affefforen, mit Einfluß bes 
Hülfsbeamten i abegebiet, ferner ber mit den Abminiftrations- 

efhäften auf Sen Infeln Sylt, Föhr mit Amrum, Norditrand und 
Fellworm der Provinz Schleswig-Holftein beauftragten 4 Amtsrichter 
eh fommilfarifhen Hardesvogt für Stapelholm in Friedrichſtadt 

a A U . 

7. | Zur Remunerirung ber Büreaw-Hülfsarbeiter bei den Yandratbsämtern ıc. 
ber Kreis -Translateure in den Provinzen Vofen und Scleswig.Hol- 
fteim, fowie der Amtsvögte in der Provinz Hannover ........44 

Die Diätenfäße für die ftändigen Büreau-Hülfsarbeiter bei den 
Landrathsäimtern betragen durchſchnittlich 450 Thlr., im 
Marimum 500 Thlr. 

8. J Su auferorbdentlihen Remunerationen und Unterftübungen für Kreis- und 

VURDERDERUEDR 5 ara nn a aan a aa a eg a ea 


Sächliche Ausgaben. 

9. | Su Dienftaufwands-Entfhädigungen für die Landräthe, Kreis- und Amts: 
ae Muh ‚ die Ober-Amtmänner in den Hohenzollernſchen Landen, 

t bie Amtmänner in ber Proving Heſſen-Kaſſel, für die Kirchfpiel- 

und —_ in der Provinz Schleswig · Holftein, ſowie für den 
Hülfsbeamten in dem Tabegebiete. ...HmuHn HH nnnnnnnn ernennen 

10, Zut en Unterhaltung ber Dienftgebäube und refp. Wohnungen in 
ent en nn. een VETTTTREITTEER ET ETE EEE EEE E — 


Summa Tit. 9 und 10 ..... 
8 


Dau; >» » bis 8....... 
» ». 13 4... 


Lokal-Polizeiverwaltung. 


Polizeiverwaltung in Berlin. 


Befoldungen. 


1, } 1 VDolizeipräfident mit 3800 Ihle.; 1 Ober-Regierungsrath mit 1700 Thlr. 
Gehalt ind 300 Thlr. Dirigentenzulage; 2 Negierungsräthe mit je 
[6 .. 0 — 9 6 4 TEILTE 


2.16 u ae en und Dolizeiräthe mit 1000 Thlr. bis 1400 Ihr, 
im Durchſchni 


3. 1 48 Voligeifetretaire 1. Klaffe mit 700 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durd 


Meldeamt (einftweilen nur auf Kündigung * mit 600 Thlr. 


2* 


Betrag Darunter 
für künftig 
1873. wegfallend. 


Ihr. Sar. Di. Thle. Sur. Df. 


27,850.27 11 24,936.18 6 


79,134,29 5 43,137,25 1 


BEBA — — 
124,855. 5 ı| 68,374.13 7 











540,69.25 9 680.— — 
Bu. u — 
563,186.25 9 680, — — 


124,855. 5 11 68,374.13 7 
1,431,286.26 6] 43,971. 5 3 


2,119,328.27 4] 113,025. 18 10 








8800. — — 
14,190. — — 40.—— 
80,975. — — nn 

112,965. — — 4. — 





Ka- 
pit el. Titel. 


» 


13. 


14, 


1. 
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Betrag Darunter 
Ausgabe. In Mnftig 
1873. wegfallend, 
Ihr. Sm. Pf. The. Gar. Pf. 
Uebertrag ....- 112,965. — — 40 — 
1 Rendant ber Polizei-Hauptkaſſe mit 1500 Thle.; 1 Ober ⸗ Buchhalter, 
1 Kaſſirer und 5 Buchhalter mit 700 Thlr. bis 1200 Thlr., im 
Durdichnitt 950 Thlr................... OFT EPELERTRETITT 8,150, — — = — 
1 Botenmeifter und 1 Kaftellan mit je 450 Thlr.; 2 Kaffendiener, 15 Boten, 
7 Exelutoren und 2 Veichendiener mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im 
QUNonbmtiit c...... 10,260, — — — —— 
10 Polizeihauptleute mit 1200 Thlr. bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 
1300 Thlr., außerdem für einen derfelben ald Kommandeur der Schutz ⸗ 
mannfchaft eine Funktionszulage von 500 Ihlr.; 87 Revier- und Kri« 
minal-Dolizeilieutenant® mit 900 Thlr. bis 1100 Thlr., im Durdy- 
fchnitt 1000 Thke.; 13 ambulante — — und 1 Leichen- 
fommiffarius mit 700 Thlr. big Thlr, im Durchſchnitt 
800 Ihlr. ....ne0u00« EI 118700. — — — —— 
197 Wachtmeiſter der Schutzmannſchaft inkl. 7 eg 
mit 425 Thlr. bi8 475 Thle., im Durchſchnitt 450 Thle., und 1803 
Cchugmänner mit 375 Ihlr. bis 425 Thlr., im Durchſchnitt 400 Thlr, | 809,850. — — — —— 
Summa Tit. 1 bis 7 ..... 1,052,925. — — 40,— — 
Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern im Subaltern- und Kanzleibienft, 
bes Aufſehers des Obduftiondhaufes in ber Charite, der Steuerbeamten 
am DOber- und Unterbaum, an den Scyleufen und am Berlin-Span- 
dauer Schifffahrtöfanal für die Austheilung von Legitimationskarten 
an bie edifer und der Strommeifter für bie Waferftandsangel en. 48,044. — — — —— 
Die Diätenfäte für die ſtändigen Hülfbarbeiter ig im Bil- 
reau · und Stanzfeidienit bei dem Dolizeipräfidium durchichnitt- 
lid 450 Thlr., im Maximum 500 Thlr., bei dem Eimmohner- 
meldeamt im Durchfchnitt 360 Thlr. jährlich). 
Su außerorbentlihen Nemunerationen und Unterflügungen EEE 8,750, — — — —— 
Summa Tit. 8 und 9 ..... 66,794. — — — —— 
Sächliche Ausgaben. 
Zu Büreaubedürfniſſen (Schreib- und Packmateriglien, Druckſachen, 
Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Heften der Akten x.) .......... 3,609, — — — —— 
Zur baulichen Unterhaltung der Polizeidienſtgebäude, ſoweit ſie dem 
PR ——— 1,084. — — — —— 


Zur Unterhaltung je eines Pferdes und zu Bürcaufoften für 4 zuge 
lientenants in den — — von Berlin & 634 Thlr. 10 Sgr. 
10 Df. und zur Unterhaltung eines Pferdes für den Dolizeihauptmann 
in ri 150 Thlr., zur Hälfte mit 75 lt. Ir an 
Dienftaufwands -Entfhäbigung für 145 Volizeiwachtmeifter und Schuß: 
männer der Kriminal» und Sittenpolizei Dis zu 120 Thlr. für jeden 
und für 211 berittene Volizeiwachtmeilter und Schutzleute a 24 Thl, 

An fählihen Koften zur ar ri der Schugmannfchaft, zur Befchaf- 
fung und Unterhaltung der Belleidung, Waffen und Ausräftungs- 
gegenftände, an Futterkoſten für die Pferde, für Hufbefchlag und an 
Kurkoften, zur Befchaffung von Erfaßpferden X. .. .. ........... 

Allgemeine Kofen und zwar: für das Nachtwacht-, Strafenerleuchtungs- 
= Strafenreinigungswefen, zu Gerichtäfoften und zu fonjtigen Aus- 
gaben 


BT nn 





„re. 





.ere. 


Polizeiverwaltung in den Provinzen. 
Befoldungen. 
Königsberg i. Dr. 


1 Poligeipräfident mit 2000 Thlr.; 3 Voligeivräthe mit 1150 Thlr., 1150 Thlr. 
und hir) Thle.; 1 Dollet-ölfefor nit 1000 Ihle.; 68 —— 


25076 18 4 


2,949. — — 


36,824, 16 8 
69,543. — — 
1,179,262, et 


518 







1 ent mit 2000 
1 Ih 


1 Dolizeipräfibent mit 1800 It. 
Pr — fib ze 


1 Volizeidireftor mit 1800 T 





Ausgabe. 


2 Dolizei- 


nfpeftoren mit je 1000 
mit 650 I 


[t. 6i8 1000 Thlr., im Durqhſchnitt 825 


Thlr, im Durchſchn 
550 in 1 Samzlift mit dem Durchfcnittsfafe von 550 Thlr.; 


—22— 


.; 1 Bolizei-A 


7 DVolizeiboten und Gefangenen + Aufjeher mit 270 Thlr. bis 350 Thlr., 
im Duchhfiimitt 8IO THlt, ....-uenunenennrensennonn nennen sn 
(1 Gefangenen-Wufjeher hat freie Wohnung.) 


Potsdam infl. Nowaweß. 


1 Polizeipräſident mit 1800 Thlr.1 — mit 1300 Thlr.j 4 Bu⸗ 


reaubeamte 1. Stlaffe mit 650 Thlr. bis 1000 Thlr., im —— 
850 Thlr., außerdem einen berjelben 100 Thlr. Rendantenzulage; 
1 Büreaubeamter 2, Klaſſe mit dem Durchfchnittsfage von 550 Ihlr,; 
1 Wolizei » — mit 1000 Thlr.; 5 Wolizeifommiffarien mit 
650 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 825 Thle.; 17 Schuß 
männer mit 320 Thlr. bis 400 Ihlr., im Durchſchnitt 350 Thlri; 
2 Doligeiboten und re mit 270 Thlr. bis 350 Thlr., 
im Durchſchnitt BIO The. . 
(1 Gefangenen-Aufjeher hat freie Wohnung.) 


Stettin inkl. Außenbezirk. 

r.; 1 Poligeiratd mit 1200 Thle.; 
olizeis Affeffor mit 800 bir; 6 Büreaubeamte 1. Klaffe mit 
650 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 825 Thlr.; 3 Büreau⸗ 
beamte 2. Klaffe mit 500 Thlr. bi8 600 Thlr., im Durchſchnitt 
550 Thle.; 1 3 le mit 1000 Thle.; 8 Bolizeitom- 
miffarien mit 650 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 825 Thlr. ; 
35 Schubmänner mit 320 Thle. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 
360 Thlr. und 3 Voligeiboten mit 270 Thle. bis 350 Thlr., im 
Dachtmaltt ö nenn naar en 

(Der Dolizeipräfident bezieht außerdem eine Wohnungsmieths- 
entfhädigung von 475 Thlr. aus Tit. 48.) 


Poſen. 

Br 1 Polizeirath mit 1000 Thlr, ; 5 Bil- 
teaubeamte 1. Klaſſe mit 650 Thlr. bis 1000 Thlr, im Durchſchnitt 
825 Thle.; 2 Büreaubeamte 2. Klaffe mit 500 Thlr. bis 600 Thlr., 
im Durchſchnitt 550 Thle.; 1 Voligei-Infpektor mit 900 Thle.; 
9 Polizeikommiſſarien mit 625 Thle. bis 1000 Thle., im Durd)- 
—— 825 Thlr. 37 Schutzmänner mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., 
m Durchſchnitt 360 Ei 4 Polizeiboten und Gefangenen-Auffeher mit 
70 Thlr. bis 350 Thlr., im Dürchſchnitt 310 Thlr. .. ... ...... 


Breslau. 


1 Volizeipräfident mit 2000 Thle.; 4 Voligeirätbe mit 1200 Thlr., 


1150 Thlr., 1100 Thlr. und 900 Thlr. ; 1 Bolizei-Affeffor mit 600 Thlr., 


Herrenhaus. Wktenftüd A 90. 2 





fünftig 
1873, wegfallend. 


The. Gar. Bi. 





4250. — —- 


m — — 


1395.-— — — 


31590.-—-] — 


20 — 


159090. — — 
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10. 


11, 


12, 





Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


9 Büreaubeamte 1. * e mit 650 Thlr. bis 1000 Thfr., im Durch⸗ 
chnitt 825 Th * 10 Büreaubeamte mit 500 Thlr. bis 600 Er 
—— 550 Thlr.; 3 Komjlften mit 500 Thlr. bis 600 Thlr., 

im Durchſchnitt 550 Thlr.; 2 Polizei — peftoren mit je 1000 Thlr., 

18 Polizei- Kommiffarien mit 650 Ihlr. bis 1000 Thlr., im Durd)- 

en 825 Thlr.; 133 Schugmänner mit 320 Thlr. bis 400 Thle., 

m Durchſchnitt 360 Thlr., und 5 Voligeiboten — 270 Thlr. bie 

350- Thlr., im Durchſchnitt 310 Thlr. ......................... 


Magbeburg mit Subenburg. 


1 uns mit 1800 Thle.; 1 a —— mit 1150 Thlr.; 

üreaubeamte 1. Kaffe mit 650 Th Thlr., im Durd- 

— 825 Ihlr.; 1 Kanzlift mit bem ——— 2 — bon 550 Thlr.; 

a on mit 1100 Ihle.; 7 Doligei« ommiffarien mit 

650 Thlr. bis 1000 ng im Durchſchnitt 825 Ir.; 43 Schuß 

männer mit 320 Thlr. bis 400 TIhle., im Durchſchnitt 360 Thle., 

er 3 olizeiboten mit 270 Thlr. bis 350 Ihle., im Durchſchnitt 

F — —⸗— ô ôüöô ô6ÿ»ô ⸗5 

(1 Schutzmann in Magdeburg hat als Gefangenen -Aufſeher freie 
Wohnung.) 


—ãã 


—8 Fr "bis 1000 EE im Dune fegnitt 82 5 Shi ; — 5 


— Zulage — 100 he 7 "Yon elle - 
650 Th 
* 


6 Volizeiboten * — —52— mit 270 Thlr. "his * Ir., 
im Durdfchnitt 310 Thle, .ucseonennunuuessnssunnnnnnnne nenn 


Göttingen. 


1 Büreaubeamter 1. ur mit 600 Thlr.; 1 Büreaubeamter 2. Kaffe 
mit 475 Ihe. ; Er rap ng mit 700 Thle. und 10 Shut 
männer mit 330 Thlr. bis 400 Ihle., im Durchſchnitt 360 Thfr. . 


Celle. 


—1 rigen 1. Klaffe mit 600 Ihlr.; 1_Dolizeitommiffarius mit 
00 Thlr. und 8 Schutmänner mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im 
Durdfenitt Ed: ı RD EEE TERTELEAREINTORTERERTEER FT 


Harburg: 


1 Büreaubeamter 1. Ni mit 600 Thlr.; 1 Bürcaubeamter 2. Klaſſe 
mit 475 Thlr. ie eis 200 ze. mit 700 Thle. und 10 — 
ner ui 5bo abir ‚Sie 00 Thir, im Durhfchnitt 360 Thle. . 


ur 


1 Doll eipräfibent mit 1800 Thlr.; —— mit 1100 Thlr. 
iteaubeamte 1. Klaſſe mit 650 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durd)- 
fon 825 Thlr.j 2 Bireaubeamte 2. Run mit 500 Thlr. bis 
500 Thlr., im Durchſchnitt 550 Thlr.; 1 Dolizei- — mit 
1000 Thlr.; 5 Poliz ya mit 650 The. bis 1000 Thle., 
im Durchſchnitt 825 Ihle.; 27 Schugmänner mit 320 Thlr. bis 
400 Thle., im Durchſchnitt 360 Thle., und 1 —— mit dem 
Durchſchnittsſatze von 310 Thlr............ FREE —— 








358,217.15 — 12,342, 15 — 






13, 


14, 


15, 


16, 


17. 


18, 


19, 
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Ausgabe. 


Hanau. 


1 Büreaubeamter 1. Klaffe mit 700 Thlr.; 2 Polizeitommiffarien mit 


600 Thlr. bis 800 Thlr., im Durchſchnitt 700 * und 11 Schuß. 
männer mit 320 Thlr. bi8 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. .. 


Marburg: 


1 Büreaubeamter 2. Klaffe mit 500 Thle.; 1 Volizeitommiffarius mit 


650 Thlr. und 5 Schukmänmer mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im 
Durchfchnitt 360 Thlt. careenccn.: ee a ne 


Fulda. 


1 Büreaubeamter 2. Klaſſe mit 500 Ihlr.; 1 Polizeikommiſſarius mit 


Thlr. und 5 Schugmänner mit 320 bis 400 Thlr., im Durd- 
ſchnitt 360 Thlr. . .... ...... ea ee 


Frankfurt a M. inkl. Umgebung. 


1 ti gg rigen mit 2600 Thlr.; 3 MWolizeiräthe mit 1400 Thlr. 
( 


Thlr. und 1100 Thlr.; 1 Polizei-Affeffor mit 900 Thlr. un 
außerdem 358 Ihle. künftig wegfallende perjönlidye Zulage als Erſatz 
früherer Dienjtbezüge; 4 Büreaubeamte 1. Klaffe mit 650 bis 1000 Thlr., 
un Durchſchnitt 825 IThle.; 2 Büreaubeamte 2, Klaffe mit 500 bie 
600 Thlr., im Durchſchnitt 550 Ihlr.; 3 SKanzliften mit 500 bis 
600 Thlr., im Durchſchnitt 550 Thlr. und außerdem 75 Thlr. künftig 
wegfallende perſönliche Zulagen als Erſatz früherer ng €; 
1 Kanzlift mit feinem früheren Gehalte von 685 Thlr. 21 Ser. dr 
bis zur anderweitigen Unterbringung; 1 Dolizei- Gefängniß- Änfpeftor 
mit 600 Ihle.; 1 Dolizei-Infpektor mit 1000 Thlr.; 9 Bolizeitom- 
—— mit 650 bis 1000 F im Durchſchnitt 825 ey und 
außerbem 408 Thlr. fünftig wegfallende perfönliche Zulagen als Erfah 
früherer eg 1 Bolizeifommiffartus mit 675 Thlr.; 83 Schut · 
männer mit 320 bis 400 Thlr,, im Durdichnitt 360 Thlr. und außer 
bem 575 Thlr. künftig wegfallende perfönliche Zulagen als Erſatz 

üherer Dienftbezüge; 6 Dolizeiboten und Gefangenenauffeher mit 
70 bis 350 Ihlr., ım Durchſchnitt 310 Thlr. und außerdem 586 Thlr. 
Fir ba wegfallende perfönliche Zulagen als 9 früherer Dienft- 
bezüge und 1 Gefangenenauffeherin mit 210 Ihlr. und außerdem 
19 Ihlr. künftig wegfallende perfönliche Zulage als Erfag früherer 
Dimfbezlge +: ser on 0nnnn0nan0n 0000 Dieshensersnnnsnhun see 


MWiesbaben. 


1 Polizeibireltor mit 1800 Thlr.; 1 Büreaubeamter 1. Klaffe mit bem 


—— —7 von 825 ET 1 Büreaubeamter 2. Klaffe mit dem 
Durchſchnitts air von 550 Thlr. 1 Volizei-Infpektor mit 1000 Thlr.; 
1 Dolizeitommiffartus mit dem Durchſchnitſsſatze von 825 Thlr. und 
22 Schukmänner mit 320 bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. 


Koblenz. 


2 Büreaubeamte 1. Klaſſe mit 650 bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 


825 Ihle.; 1 Tor mit 1000 Thlr. ; 2 Dolizeifommilfarien 
mit 650 bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 825 Ihlr., und 9 Schug- 
männer mit 320 bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr. ....... 


Köln. 


1 PBolizeipräfibent mit 2000 Ihle,; 1 Dolizeirath mit 1400 Ihlr.; 1 Do- 
N J 


Tigei-Affefior mit 800 Thlr.; 5 Büreaubenmte 1. Klaſſe mit 650 bis 
1000 Thlr., im Durchſchnitt 825 Thle.; 1 Büreaubeamter 2. Klaffe 
mit dem Durdfchnittsfage von 550 Thlr.; 2 Kanzliften mit 500 bis 
600 Thlr., im Durchſchnitt 550 Thlr.; 1 Volizei-nfpektor mit 
1100 Thlr.; 11 Bolizeifommiffarien mit 650 bis 1000 Thlr., im 
Durchſchnitt 825 Ihlr.; 51 Schutzmänner mit 320 bis 400 TIhlr., im 








358,217.15—] 12,342.15 — 
MA —— 
2,950. ei — — — 
30060. en 

57,556.21 5| 2706. 21 5 
12,920. N — — 
7,540, — 9 — — BB 


— — — 


448,294. 6 5] 15,099. 6 5 
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Betrag 







für 
1873, 





Darunter 
fünftig 


wegfallend. 


ir. Sr. Pf| Isle. _Sar. Pf. 


._. nn nn 


bis 1000 im Durchſchnitt S25 Ihlr.; 2 Büreaubeamte 2, Klaffe 
mit 500 Pr "oo Thlr., im Durchſchnitt 550 Ihr. ; 1 ng a 
feiner mit 1000 Thlr. r 5 Doli —— mit 650 bis 
rare chnitt 825 T 5 Schugimänner mit 320 bis 200 T it 
im Ducchfchnitt 360 nen 00nn nn nn un 
(Der —— bezieht außerdem eine — 
entſchaͤdigung von 145 Thlr. aus Titel 48, 


er 


Dolizeiverwaltung in Eydtkuhnen. 
21. | 1 Polizeivorfteher mit 1000 Thlr. und 1 Voligeidiener mit 250 Thlr. .. 


Polizeivermwaltung in Danzig für die ländlichen Ortfhaften 
bes a licen Treitants D Danzig. 

22, 1.1 Bolizeivorfteher mit 1000 Thlr. und 2 Polizeiboten mit 270 bis 350 * 
— ——— 


al kr ie in Biebrid, Ems, Homburg und im 
Kreife Sensburg (Mbitipponentolonie. ) 
23. I1 ee im Kreife Sensburg mit 550 Thlr.; 2 Schuß 
männer in Biebrih, 1 in Ems und 3 in Homburg mit 320 bis 
400 Thlr., im Durhfehnitt Hr. oonuscere RL HUETELT 


Dolizeiverwaltung in ben Kreifen Beuthen und Kattomip. 
24. | 2 Doligei-Infpeftoren mit bem burchfchnittlichen Gehalt von je 1000 Thlr. 


Summa Tit. 1 bi8 24 ..... 


Anmerkung: 


Die vorſtehend sub Tit. 1 bis 20 und 24 nachgewieſenen 20 Do- 
Iizeiräthe mit 900 bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thlr., 
7 Dolizei-Affefforen mit 600 bis 1000 Ihlr., im Durchſchnitt 
800 Thlr., und 18 Dolizei-nfpektoren mit 900 bis 1100 Thlr., 
im Durcfehnitt 1000 Thlr., rangiren unter ſich im ganzen 
Staate und find bei ben —— ia Taf mit 
* enigen Gehaltsſähen aufgeführt, welche fie ihrer Anciennetät 
zur Seit beziehen. 


Machen. 
20. 1 a er mit 1800 TIhle.; 3 Bireaubenmte 1. Klaffe mit 650 


Anbere perfönlide Ausgaben. 


Zur Hemunerirung von Sülfsarbeitern im Subaltern: und 


Kanzleidienft. 
25. ——— 6 — RW . 
7 DE 
27. Fan Sneaker 
RR RR —— 
a ERIORN ae nase nedare 
a 
——A———— 
——— 
33. — 


34. | Frankfurt a. M. (einſchließlich der Remunerationen für die Beamten der 


Dolizeianwaltfchaft mit 1528 Ihlr., worunter 278 Thlr. — 
megfalen) PERFTTLELTIER TEN TETERTERTETTT RT PRERAN . 
3;: U AMeRbaben: nu snnansechanan nennen ea nnnene — 
— DEDENTER 


Unl. z. b. Derhanbl, d. Herrenhaufes, 


514,194. 6 5 


448,294. 6 5 


38,820. — — 


19,500. — — 


1,250. — — 


1,620. — — 











15,049. 6 5 


15,049. 6 5 
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Ausgabe. 


..... 


Aachen 
Göttingen, zur Nemunerirung des kommiſſariſchen Polizeibirektors...... 
Gelle, desgleichen 
Harburg, desgleichen 
stoblenz, desgleichen 
Zur Remmerirung ber Babde-Poligeitommiffarien in Ems mit 286 Ihlr., 
in Somburg mit 205 Ihle. 21 Sgr. 5 Pf. (künftig wegfallend) unb 
in Soden mit 518 Ihlr........04.:.. — Rn 
Un Lokalzulagen für die Polizeibeamten in Fraukffurt a. M. mit 1400 Thlr, 
fer den Dolizeipräfidenten; mit je 380 Thlr. für 3 era mit 
340 Thlr. für 1 Poligei-Affeffor; mit je 225 Ihle. für 4 Sefretaire; 
mit je 150 Thle. für 2 Büreau-Affiftenten; mit je 125 Ihle. für 
———— mit 700 Thlr. für einen Polizei⸗Inſpektor; mit je 225 Thlr. 
für 9 Dolizeifommiffarien und mit je 40 Thlr. für 80 Schugmänner 
Zu außerorbentlihen Remumerationen und Unterftüäbungen für bie 
bei den ad Titel 1 bi8 24 genannten Dolizeiverwaltungen 


Summa Titel 25 bis 45 


Pa ee ee 222* 


424 444422 
Dane ee er Be er ee ee 


Doc u ur u ee er eu er er a 4242 


amten 


„m... .H. 


eo. 0* 


Sächliche Ausgaben für die sul Titel 1—%4 genannten Polizei: 
Verwaltungen, foweit die Beftreitung bderfelben nicht ben 
Gemeinden obliegt. 


Zu Bireaubebärfniffen (Schreib: und Packmaterialien, Druckſachen, Feue⸗ 
rung, Beleuchtung, Bibliothek, Heften. ber Alten 2c.).....- — 
Zur baulichen Unterhaltung der Poltzeidienſtgebäude 
Au vermifchten Ausgaben, Miethsentſchaͤdigungen, Fuhr- und Transport 
foften, Ausgaben für die ärztliche Unterfuhung der Gefangenen und 
ber Tirniiuirken &.-u-..-unaonnananannsasonnensannannannanne 


46. 


47. 
48. 


De ** 


Sonftige Ausgaben. 


Zur Remunerirung ber Dolizeiverwwalter, gie und Boten in einzelnen 
ländlichen Diftrikten, in denen der Staat die Voligei handhabt, zur 
Nemunerirung ber Volizeianwalte in den Sobenzollernfchen Landen 
und zu MRemunerationen für die Beforgung der Geſchäfte der Pap- 
und Fremdenpolizei in einzelnen Streifen 

Un Zuſchuſſen zu ben vperfönlichen und ſächlichen Ausgaben der Bolizei- 
verwaltung in ben Städten Wernigerode, Halle a. ©., Erfurt, Edern- 
förde, nu Bo a Tondern, Glüͤckſtadt, Harburg, Berleburg, 
Laasphe, Rinteln, Frankenau, Wetzlar und Saarbrüden 

Zur Erhöhung der diätarifchen MRemumerationen der SHülfsarbeiter im 
Subaltern- und Kanzleidienſte . .. ... .........4 


Summa Tit. 49 bis 51..... 
dazu » AG » 48 
» » 2 
» » l >» 


49, 


De ee Eee er re 


une Htnne“ 


....r 


..r.r 


Summa Kap. 7... 
98, Polizei:Diftriftsfommiffarien in der Provinz Poſen. 


Befoldungen. 
1, P 118 Bolizei-Diftriftstommiffarien mit je 800 Thlr. ................. 


Summa Tit. 1 für ſich. 





———— nn 







12,785. 15 — 
1,96: 






11,432. 17 — 


26,181. 2 — 





3,919. 15 — 





4,975. 8 7 






804.35 6 






4,500. em 











17,540. 4 1 3589.15 — 
26,181. 2—]  3,919.15— 
53,844.21 5|  1,833.21 5 
514,194. 6 5] 15,049. 6 5 













611,760. 3 11 24,391.27 10 


| 
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— — — — — ——— — - - — mm m — — — — ——— 












Darunter 






Fa- j 
Ausgabe. Künftig 
pitel. g wegfallend. 
Thlr. Sgr. Pf. 





Andere perſönliche Ausgaben. 


Zur Remunerirung der Domainenbeamten, welche mit Wahrnehmung der 
Geſchaͤfte eines Bear mei isn er beauftragt find ........ 450. — — — —— 
Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen .. .......... 800. - — — 


Summa Tit. 2 und 3..... 1,250. — — — — 





Sonſtige Ausgaben. 

Zu Rerfehungs- und Vertretungskoſten, ſowie zur Beſchaffung von Büreau- 
= Peer — zu Büreaı- und Dferbegeiber-Averfen, zu Bireautoften- Zu — 
en . —— 2 α ⸗Û α —— — om 
Muß biefem Fonds erhält jeber Diritistommifarius ein Brea 
und Pferbegelber-Averfum von 300 Thlr., die beiden Diftrifts- 
fommilfarien in ber Stabt Poſen aber ein ſolcheß von je 

400 Thlr. jährlich. 


Summa Rap. 98..... 132,910. — — — — 


Laundgendarmerie. 


Beſoldungen. 


11 Brigadiers mit je 2000 Thlr,, 1 Adjutant und 44 Diſtriktsoffiziere 

mit 1000 Thle. bis 1700 Thle,, im Durchſchnitt 1350 Thle........ 82,750. — — 1,350. — — 
1 Sablmeifter mit 800 Thlr., 15 Brigabefchreiber mit je 350 Thlr., 166 

berittene Oberwacjtmeifter mit je 520 Thlr., einſchließlich 20 Thlr. 

Remontegeld, 3 Oberwachtmeiſter au Fuß mit ji 500 Thlr., 1451 ber 

rittene Genbarmen mit je 370 Thlr., einfchließlih 20 Thle, Remonte ⸗ 

geld, 1718 Fußgendarmen mit je 350 Ihlt...unneneeeeneeeeeennnn 1,232,440. — — 400. — — 


Summa Tit. 1 und 2..... 1,315,190. — — 1,750. — — 


Sächliche Ausgaben. 


An Fouragekoften 1740 Rationen a 142 Thlr. ........ 247,080 Thlr. 
Davon gt ab ber von ben Brigabierd und 
den Offizieren zu leiftende Beitrag von 36 Thlr. 
jährlich pro Ration, mithin für 123 Rationen 
Kar Dffigieepferbe:-oonnnounnnnnn se nnnse nen 4423 » dien 
An Montirungs, Leber» und —— — a 32 Thlr. 5 Sr. 7 B2f. 062. 168. 
für den berittenen und 16 Ihle. 29 Sar. 8 Df. für den unberittenen 
Gendarmen; zu den Berwaltungstoften ber Oekonomiekommiſſion, fowie 
zur rin ung unb Komple En bee Wahlen .................. 85,194.19 7 —— — 
Zu Schreibmaterialien und Büreaubedürfniſſen. .. ...........*6* 5,654. — — I — 


Summa Tit. 3 bis 5..... 333,500. 19 7 182, — — 








Sonftige Ausgaben. 


ELITE ER ET 6,716. — — 240. — — 


-] 


Kon zu dem Unterftügungsfonds für Genbarmerie-Offiziere ac.) ..... 12,738.17 1 — —— 


rener ober be gter Dferbe und zu fonftigen vermifchten Ausgaben, 

mit Einfhluß des Zufchuffes zu ben Koſten bed Gendarmerielaferne- 

ments in ber Stabt Hannover .......... sure —RE 12,547. 111 — —— 
Seite ..... 32,001.19 — 240.— — 


66* 
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Betrag 
für 






















Titel, Ausgabe. 
1873, wegfallenb. 

le. Sar. Di. The. Ear. Pi. 
Uebertrag ..... 32,001.19 — 240. — — 

9 u Denfionen für PandgendarmerieOffiziere, Oberwachtmeifter und Gen- 
3 ei BT I 0 21084.120 — —— 
Summa Tit. 6 bis 9..... 272,866. 110 240. — — 
Sirzu > 35 Ba 333,500.19 7 182, — — 
>» » 1 und 2 sr. * 1,315,190, — u 1,750. — — 
Summa Kap. 9..... 1,921,556,. 21 5 2,172, — — 

Allgemeine Ausgaben im Jutereſſe der Polizei. 

1, onds zu geheimen Ausgaben im Intereſſe der Polizei ............... 40,000. — — — —— 
2, ji bad Eentral-Voligeitlatt ee en ae ee een 2,893. — — — —— 

3. onds ber Provinzialregierungen und Landdroſteien zu allgemeinen poli- 
gelichen ee 2 ME — 92,883. 4 4 1,500. — — 

4. | Eentralfonds & Remunerirung temporärer Hülfsarbeiter, zur vorüber 

chenden Verftärkung der Woligeifräfte und zu fonftigen Ausgaben im 
utereffe ber Doligei.......... e 40,000. — — — — 

5. | Eentralfonds zu außerordentlichen Remunerationen, Gratifikationen und 
Unterftügungen . ... PETER TELRERTELE TG 5,000. — — — — 
Summa Kap. 100..... 180,776. 4 4 1,500. — — 


Strafanftalts »Berwaltung. 


Fuͤr die Strafanftalten in Wartenburg, Dr. Holland, Jnfterburg, 
Rhein, Graubenz, Mewe, Berlin, für die Stabtvogtei Berlin, für bie 
gg in Brandenburg, Sonnenburg, für das Eentralgefängnif 
in Kottbuß, für die Strafanftalten in Naugard, Anklam; Rawicz, Doln. 
Krone, Forbon, für die Gefangenenanftalten in Breslau, für die Straf 
Anftalten in Brieg, Striegau, Jauer, Görlitz, Sagan, Hatiber, Lichten- 
burg, Halle, Del Hi Glüdftadt, für das —— in Sameln, 
für die Strafanftalten in Lüneburg und Celle, für das Be; —* 
in Stade, für die Strafanſtalten in Lingen, Münſter, Serforb ‚ für das 
Gefängniß in Sparenberg bei Bielefeld, für das Centralgefängniß in Hamm, 
für die Strafanftalten in Kaffel, Ziegenbain, Diez, für die Korrektions x. 
Anftalt in Eberbach, für die Arrefthäufer in Koblenz und Simmern, für 
die Befferungsanftalt in St. Martin bei Boppard, für die Strafanftalt 
in Werden, für das Arrejt- und Korreftionshaus in Düffeldorf, für die 
Arrefthäufer in Kleve und Elberfeld, für die Straf- und Korrektiongan- 
ftalt in Stöln, für bad Arrefthaus in Bonn, für die Strafanftalt in Trier, 
für die Juſtiz Arreſthäuſer in Trier und Saarbrüden, für die Gefangenen- 
anftalt in Aachen, für die Be —— in Steinfeld, für das Ge 
fängniß in Malmedy, für die Strafanftalt in Habsthal.) 


Befoldungen. 


1, 538 Direktoren mit 1000 Thlr. bis 1300 Thlr., im Durchſchnitt 1150 
Thle.; 1 Direktor mit 1600 Ihlr.; 114 Inſpektoren mit 700 Ihlr. 
bis 800 Thlr., im Durchſchnitt 750 Thlr., außerdem 889 Thlr. 8 Sgr. 
7 Df. perſönliche Zulagen als Erſatz früherer Dienjtbezüge; 58 Sekre⸗ 
taire mit 550 Thlr. bis 650 Ihle., im Durchſchnitt 600 Ihle.; Zur 
:fagen für 13 Sekretaire, welche als Nendanten fungiren, von je 50 

- Thle.; 1 Kalfen-Kontroleur mit 650 Thle. ; 57 Geiſtliche mit 700 
Thlr. bis 850 Thlr., im Durchſchnitt 775 Ihlr. ; 46 Lehrer mit 400 
The. bis 500 Thlr., im Durchſchnitt 450 Thlr.; 1 Bildhauer bei 
der reg ge ber Strafanftalt in Diez 750 Thlr.; 1 Inſpektor 
700 Thlr. 1 Lehrer 450 Thlr.; 2 Diafonen A 120 Thle.; 1 Lehrerin 
bei der Beſſerungsanſtalt St. Martin bei Boppard 100 Ihlr.; 1 Dir 
veftor 1000 Thlr.; 1 Infpeftor 650 Thlr.; 1 Mendant und Sefretair 
525 Ihlr.; 1 Geiftlicher 600 Ihle.; 3 Lehrer bei ber Befferungsan- 
ſtalt in Steinfeld mit 300 Thlr. bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 
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zollernfchen Landen mit 1325 Al. = 757 Ihlr. 4 Sgr. 4 Pf. ..... 
Die Diafonen und bie Lehrerin bei der Bellerungsanftalt St. 
Martin erhalten außerdem freie Wohnung, Beköftigung, Bett, 
Waſche, Beleuchtung und Heizung. 
vi die Bi rer bei ber Berferungsanftalt in Steinfeld erhalten 
eie nung. 
42 Hausväter mit 380 Su. bis 450 Thlr., im Pr ſchnitt 9 
47 Ober⸗Aufſeher bis 400 Hay im Durchſchn 5 Thlr. ; 
meifter mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durhfehnit bon * 
1100 Aufſeher mit 270 Thlr. bis 350 Thlr., im Durchſchnitt 310 
Thlr.; 17 Ober-Auffeherinnen mit & 275 — 176 Aufjeherinnen 
mit 200 Thlr. bis 220 Ihle., im Durdyfchnitt 310 <hlr., auferbenm 
220 Thlr. —— —— als Erſatz Pr et Dienftbezüge; 
2 Mafcinenmeifter m mit 425 Thlr. und 415 Ihle.; 1 Wa tmeifler 
mit 350 Thlr. und 7 Molizeibiener mit je 280 T ir bei dem Polijzei 
Gefän ie in en ’ r.; 1 Exerziermeifter mit 150 Thlt, ; 
1 Bäder mit 150 Thlr. hrer nit 150 a 1 Pförtner 
mit 120 Thlr.; 1 — mit 120 Thlr. und 9 barinherzige 
* weſtern mit je 40 Thlr. bei ber Beſſerungsanſtalt in Steinfeld; 

ufjeher bei * en a Habsthal in den Sobenzollern Vs, 
— mit reſp. gt 7 Egr. 1 Pf. 305 Thlr. 21 Egr. 

6 Df., 314 Thlr. er Df., 351 Thlr. 12 Sgr. 10 Pf... 
Den Strafanftalts-Beamten, em fee Ausſchluß ber Sekretaire 
rde eie Dienſtwohnung ober eine 


2. 


350 Thlr., 1 Inſpektor bei der Strafanftalt in Habsthal in den Hohen ⸗ 
und Lehrer — auße 
Miethsentſt — gewährt. 

Der Wachtmeifter Dolizeigefängniffe in Königsberg hat 
freie Wohnung. 

Die Beamten bi ber Befferungsanftalt zu Steinfeld haben freie 


Wohnung, Speifung, Heizung und Beleuchtung. 
Summa Tit. 1 und 2..... 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur — von Sülfsbeamten, Geiſtlichen und Lehrern, ſewie der 


Zu Suufoniuagen für die Direktoren, Inſpektoren und Unterbeamten 
der Strafanftalten in Berlin & 200 Thlr., 100 Thlr. und 50 Thle., 
fowie für My Inſpektoren, welche bei kleineren Strafanſtalten zugleich 
da8 Amt bes Anftalts-Vorftchers betleiden a 100 Thlr., ingleichen für 
einige Direktoren, welche — belegene Gefängniffe mit ver» 
walten, vefb. 200 Thlr. md 100 Thlr., ferner zu Miethsent ſchaͤdigun⸗ Er 

ür die nfpeltoren in Städten bis 10,000 Einwohner \ Ye 3 

i8 20,000 Eimvohner &_100 Thlr., bie 50,000 Einwohner & 1% 
Thlr. und über 50,000 Einwohner a 150 Thlr. ! fiir bie Geiftlichen 
a 100 Thfr,, für die Unterbeamten der Anftalten in Berlin, Köln und 
Koblenz & 50 Thlr., mit Ausſchluß dev weiblichen Unterbeamten in 
Köln und Koblenz, welche nur je 30 Thlr. erhalten, und für die Unter: 
beamten ber übrigen Anstalten a 30 Ihle. .... .** 

Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen da werte 


Summa Tit. 3 bis 5..... 


Sächliche Ausgaben. 


Dispofitionsfonds des Minifteriums für a rn — Ausgaben .. 

Zu Büreaubedürfniffen (Schreib- und Vadmaterialien, Drudjachen, 
Bibliothek, Heften der Alten x.) ............. ...5.. 

Zur Unterhaltung der Oekonomie und für häusliche Bedürfniſſe ....... 

Sur Unterhaltung dev Gebäude, mit Einfluß dev Feuerſchädenbeiträge 

Staats ufchäffe zur Unterhaltung ſtaͤndiſcher Korrektions und Landarmen- 
UAnftalten in Luckau, Sei, Benningbaufen, Brauweiler und Trier, ſo— 
wie file das —— 


SPP» 9 


239,486. 12 11 


442,090, — 





681,576, 12 11 


62,817,10 9 


53,330.21 5 
10,667. — 


126,805. 2 2 





49,000. — — 
13,418. 12 11 


1,416,321. 3 6 


62,435.18 5 


21,234, 15 — 





1,562,399. 19 10 


220. ⸗ — 





1,109. 8 7 
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Darunter 
Ka- 
yitf.| Ste Ausgabe hnftg 
‘ wegfallend. 
Uebertrag ..... —— 
11. | Zu Transport- und Einlieferungskoſten, Benräbniftoften für verftorbene 
—— ; zum Gotteödienft und Schulunterricht, ſowie zu fonftigen 
Summa Tit. 6 biß 11..... — — 
Summa Kap. 101..... 1,109. 8 
102, Für Wohlthätigkeitszwecke. 
1. | Sur REG Hätfsbebürftiger ehemaliger Krieger auß ben Jahren 
Sie ‚Fonds überträgt feine Veftände aus einem Jahre in das 
2, gu Almofen nterftügungen im Allgemeinen .... ..24 — —— 
3. Due le oafgeher ne öfonds hr hülfsbebürftige Witt- 
wen und Waifen von. Polizeibeamten. ..uu-nsersnennennnnnonenee: — —— 
4. —— — aut Verpflegung —— ehemaliger Militairperſonen unb 
beren Familllen. ůů4 — — 
de ag überträgt feine Beftände aus einem Jahre in dab 
5. | An —* Zuſchüſſen für Armen. und Wohlthätigkeitſsanſtalten.. 311.17 2 
6. | Eentralfonds zu Denfionen und Unterftügungen für Beamten« Witten 
und Maifen refp. zu Unterftügungen für penfionirte Beamte aus bem 
Reffort des Minifteriums J — — — 
7. I Entralfonbs Penfionen und nterftügungen für Wittwen und ver 
waiſte Tüchter im Allgemeinen ame Venfiondfondß) ............. — —— 
(Die Fonds zu Tit. 6 und 7 übertragen ihre Beſtände aus einem 
ahre in das andere.) 
8. J Fonds. zur Unterftüßung — Beamten aus dem Reſſort ber Ver- 
er; bes Innern in hend Fa Hannover, namentlich ber Nemter, 
auptfächlich = en Unterftügung der Angehörigen ober SHinterblie- 
enen foldier . euren snnnnsnnnunnn nn 5,379. — — 
(Diefer Fonds 1 he nad) re ber heimfallenden Unterjtägun- 
gen allmälig in Wegfall.) 
Summa Rap. 102..... 5,690. 17 2 
103. Allgemeine Ausgaben zu verfchiedenen Bedürfniffen der Ber: 
waltung des Innern, 
1, ee Ausgaben zu verfchledenen Zwecken ............ 15,436. 18 : 
2, onds zu Prämien, —— berenigen für Schüßengilden und Schüben- 
fönige und zu —— — —— 
3. | Su unvorhergeſehenen Ausgaben“ .................... — — 
Summa Kap. 103..... 15,436. 18 * 
Micberbolung. 
89. a Or RER SRTE 3,000, — — 
R. iii DR0 Trike RER — 1,000, — — 
91. ür das meteorologifche Inftitut ». 22.0202 440000. EEE = —— 
92. hir die Deputationen für da8 Heimathweſen. .................... — —— 
93. Jur bie Amtsblattsverwaltung ....................... — —— 
94. sr bie Lanbbroſteien . nen 9,980. — — 
95. Air die Ianbräthlichen Behörden und 2 10 PER TOSTERLRTITERTUPERT 113,025. 18 Ii 
%. ——— J 40.— — 
97. Dolizeiverwaltung in den Vrovingen.. .....unssnnnensennnennenennen 24,391. 27 \i 
98. Dolizei-Diftrikts-Kommiffarien in dev Provinz Poſen ................. — —— 
99. Bnbarneeee 2172. — — 
100. Allgemeine Ausgaben im Intereſſe dev Doligei....ununssnnrenren onen 1,500. — — 
101. Dir bie Straf, Befferungs. und Gefangenenanftalten ................ 1,109. 8 ? 
102, Üe Moblibklickeiläänede ones eonsnnnnnsnecuuansnasenanas nenne 5,69%. 17 3 
103, an —— Ausgaben zu verſchiedenen Bebürfniffen ber Verwaltung bes 
— 56,245.11 5] 15,436.18 8 





Summa Abfchnitt A. Fortdauernde Ausgaben ..... 1 9,766,396. 4 31 177,346. I I 


s 2 m 
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R . 
pie Titel, Ausgabe 

Abſchnitt B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
13. Für das Minifterium des Zunern. 


1. -| Sur Beftreitung dev Koften des Um- und Ermeiterungsbaues der Dienft- 
58* des Miniſteriums, ſowie zur zeitweiligen miethsweiſen Be- 
chaffung von Geſchäftsräumen für daſſelbe während ber Bauausfüh- 
— FERRREFPRRRCERTPEIRERTESLROETERERTEOVDEHERR 

Summa Tit. 1 für fid. 


Für das ftatiftifhe Büreau. 
2. | Koften zur Ermittelung der Viehhaltung..................... 


Summa Tit. 2 für ſich. 
Für die Berwaltung ded Innern. 


3. | Sum Ankaufe eines Gebäudes in Wanbdsbeck ala Dienftgebäube für das 


Landrathsamt des Kreifed Stormarn in. ber Drovinz Schleswig. Hol- 
ftein, fowie zur zweckdienlichen Einrichtung biefes Gebäudes ...... u. 


Sunma Tit. 3 für fid. 


Für die Polizeiverwaltung. 
4. | Koften für bie Polizei-Anwaltſchaften ...............6 


Summa Tit. 4 für fi. 


Für die Landgendarmerie. : 


5. | Koften der erjten Einkleidung und Ausrüftung für 3 berittene und 14 Fuß. 
genbarınen 


De Du ee ee Ze ee er er ee er ee er er ee ee ee ee ee 


Summa Tit. 5 für ſich. 


Für die Strafanftaltäverwaltung. 
6. | ffir den Neubau eines ler Apr bei der Strafanftalt zu Lingen im 


Lanbdrofteibezirke Osnabrüd, zweite und legte Rate .............. 
7. I Für den Neubau einer Strafanftalt bei Kaffel, 2. Rate............... 
8. für den Neubau einer Strafanftalt in Rendsburg, 4. Mate ........... 
9. J Für Erbauung von Beamtenwohnhäufern bei der Strafanjtalt zu Rhein, 
im Regierungbbezirke Gumbinnen ......-essssenonenenenanenennnn 
10. | Sur Einrichtung von Schlafzellen behufs Durdführung ber nächtlichen 


Trennung ber Gefangenen in verfchiedenen Strafanftalten, 1. Rate .. 
Sunma Tit. 6 bis 10..... 
Mieberholung. 


Tür Dot Finlierium -«---surnm ernennen 
für bad Ratiltifche Bürentt »..-10«0n0000r0rn0neeH un en nn 5 
Für die Verwaltung be Innern .......... ...... 

ir die Polizeiverwaltung .................... 
Für die Landgendarmerie 
Für die Strafanſtaltsverwaltung .. ............... 


Summa Abſchnitt B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben..... 
azu: 
' Summa Abfhnitt A. Fortdauernde Ausgaben..... 


De Be er ee ee ur ee er Ze ee Er Er Er 


Haupt-Summa ber Musgaben..... 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 

















627 

Betrag Darunter - 

für fünftig 
1873, wegfallen. 

Thlr. Sar. Dil hr. Sar- Pi. 
60,000, — — — 
30,000. — 1 — 
— ' — 
20,500. — — - —— 
30,000. — — — —— 
650.11 2 — — 


40,000, — — 
100,000. — — 
217,000. — — 
16,000. — — 
50,000. — — 


423,000. — — 


it — 
564,150.11 2 
9,766,396. 4 3 
10,330,546. 15 5 


177346. 1 1 


177,316. 1 1 









32. 
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Etat 


des Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenbeiten mit Ausſchluß der Geftüt- 
verwaltung für das Jahr 1873. 


Einnahme 






Koften und andere Einnahmen bei den Unseinanberfegungsbehörben....uunensnnnenerno- 566,502,29 3 
Beiträge frember Regierungen zu den Musgaben ber Auseinanberfegungsbehörben........ 3,500. — — 
Einnahmen bei den lanbwirthfchaftlihen Lehranftalten ....................... 36,127. — — 
Einnahmen aus den Thierarzneifchulen -. un. --ensonesenennnnenn sen er an uns nennen 27,320. — — 
Einnahmen bei dem Meliorations-Rüdeinnahmefond® ... 2.4400... .-- — REES 60,000. — — 
Einnahme bei der Deich- x. Berwaltung. --»...-ounseonunnnonnnnunnnnnenunennunene 731.25 6 
a EURER ETERTEETHTORFTOTETETURTOHERTT 618.17 8 


Herrenhaus. Aktenftüd A" 90. 529 









Betrag 
für 
1873, 










fünftig 
wegfallend. 


Ausgabe 





Thlr. 





Sar. Pf. 





A. Dauernde Ausaaben. 


104, Minifterium. 


Befoldungen. 
.. eee — ———— 12,000. — — — — 
(Außerdem freie Dienſtwohnung.) 
8 vortragende Räthe mit 2500 Thlr. bis 3300 Thlr., im Durchſchnitt 
2900 Thlr., dazu 400 Thlr, Zulage für die Vertretung des Mi- 
nifter8; ein Generalfekretair des Landes -Defonomie - Kollegiums mit 
2 9 ———— 26,100. — — — — 
3. | 13 Kalkulatoren, Expedienten und Regiſtratoren mit 1000 Thlr. bis 
1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thlr., 1 er 2 eneral · 


ww 








Sekretaitd des Candes-Defonomie-Stollegiums mit 1200 Thlr......... 19,400. — — — —— 
4. | 1 Kanzleidirektor mit 1400 Thlr. und 6 Kanzleiſekretaire mit 600 Thlr. 
bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 850 Ihle. .............. 6,500. — — — — — 
1 Botenmeifter mit 550 Thlr., 7 Kanzleidiener mit 400 Thlr. bis 500 Thlr,, 
im Durchſchnitt 450 Thlr., 1 Portier mit 400 Thlr. ............. 4,100. — — — —— 
Summa Tit. 1 6i8 5..... 68,100, — — — — 
Andere perſönliche Ausgaben. 
6. *— Remunerirung von Hülfsarbeitern..... ...... 6,900. — — — —— 
T. u außerordentliden Remunerationen und Unterftügungen für Eubaltern-, 
Kanzlei» und Unterbeamte ....-urcnnssrenennnn een nnn nen — — 700. - — — —— 
Summa Tit. 6 und 7..... 7,600. — — — —— 


Sächliche Ausgaben. 
8. | Zu Büreaubedürfniſſen (Schreib- und Packmaterialien, Druckſachen, Feuer 











zung, Beleuchtung, Bibliothek, Heften der Akten 3.) ...-........r.. 6,200. — — — —— 

9. | Su Diäten und Fuhrkoſten mit Einſchluß des Bedarfs für daS Landes 
Deionomieftolleginm...0-suuuoosoasnsnnnuunununnensurernuennen 12,200. — — — — 

10. | Sur Unterhaltung des Dienſtgebäudes, des Inventariums in der Dienft- 
wohnung des Minifterd und bes Gartens .................... 2,000, — — — —— 
Summa Tit. 8 bis 10..... 20,400, — — — — — 
Summa Rap. 104..... 96,100. — — — —— 

105. Neviſions⸗Kolleginm für Landeskulturſachen. 
Beſoldungen. 

1. 1 Präfident mit 3800 Thle.; 9 Räthe mit 2100 Thlr. bis 2500 Thlr., 
s im Durchſchnitt 2300 Thlr., in Abftufungen von 100 Thlr. ........ 24,500. — — — — — 

2. | 2 Sekretaire mit 1100 Thlr. und 1300 Ihle.; 3 Kanzliſten mit 600 Thlr. 
bis 800 Thlr, im Durhfchnitt 700 Thlr. .................... 4,500. — — — —— 
3. | 2 Boten mit 380 Thlr. und 420 Thlr. ............................ 800. — — — —— 
Summa Tit. 1 bis 3..... 29 _— Ei, aa 

Andere perfönlidhe Ausgaben. 

4, Br Remunerirung von Hülfsarbeitern in Rathsgeſchäften ............- 3,400. — — _ __ 

5. c Remunerirung von SHülfsarbeitern im Büreau-, Kanzlei und Unter 
—— * — — er era —— 1,070. - — — —— 

6. außeror n Remunerationen und Unterſtüͤtzungen für Subaltern- 
Kanzlei- und Unterbeamte ................... Ensign 200. — — — — 
Summa Tit. 4 bis 6..... 4,670.— — — — 

Sächliche Ausgaben. 

7. | Zu Büreaubebürfniffen reib- und Padmaterialien, Drudfachen, Feue⸗ 

j rung, Beleuchtung, — Heften der Akten x Diäten und uhr 
foften und bergl. .... OEDORFEUN — 2,240. - — — —— 

Summa Tit. 7 für ſich. 

Summa Kap. 105..... 36,710. — — — 


Unl. 3. b. Verhanbl. d. Herrenhauſes. 67 
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Ausgabe 


Auseinanderfegungd: Behörden. 
(Darımter 8 Generalfommiffionen.) 


Befoldbungen. 


8 Dirigenten ber Generaltommiffionen und 1 Dirigent einer landwirth ⸗ 
ſchaftlichen Negierungsabtheilung mit 2200 Ihlr. bis 3000 Thlr., im 
Ganzen 23,500 Thlr.; 56 Mäthe mit 1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im 
Durhihnitt 1700 Thlr,, in Abftufungen von 100 Ihlt............ 

49 Sekretaixe (davon 5 künftig wegfallend) mit 700 Ihr. bis 1200 Thlr., 
im Durchſchnitt 950 Thlr., außerdem 150 Ihlr. (künftig wegfallend) 
perfönliche Zulagen in Folge ber Einziehung von Stellen; 4 Sefretaire 
in Berlin mit 700 Thle. bis 1400 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Thler.; 
25 BüreawAffiftenten (bavon 2 Er wegfallend) mit 600 Thlr. 
bis 650 Thle., im ns 625 Thlr.; 4 Rendanten mit je 
1200 Thlr., 4 Staffentontroleure mit 700 Thlr. big 1100 Thlr., im 
Durchſchnitt 900 TIhle.; 1 Kaffen-Affiitent mit 600 Ihlr. .........- 

18 Boten mit 320 Ihlr. bis 400 Thle., im Durchſchnitt 360 Ihlr.; 
2 Hülfsboten und 1 Hausdiener mit je 275 Ihlr. ..* 

90 Spezial-Kommiffarien mit 3 Thlr. bis 4% Thle, —— 
34 Thle. Diäten pro Tag. (Bei dieſem Titel kommen nur bie firir- 
— 5* en rausgabung; die temporären Diäten werden aus 

KM. 11 BE) Hanna —— 
(Dex Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ift be 
fugt, 75 ber bei den hr rl 2 ‚Behirden beſchaͤftig · 
ten Oekonomie⸗Kommiſſarien bie enfionsberegptigung nad) 
Maßgabe eines ——— Dienjteinfommend von 800 Thlr. 

bis 1500 Thlr./ im Durchſchnitt 1150 Thlr., zu verleihen.) 

85 Delonomie-Kommiffäre und Feldmeſſer in der Provinz Hannover mit 
höchſtens 1000 Tplr., im Ganzen 34,300 Thlr., 1 Lanbfommiffär in 
Schleswig. Holftein (künftig wegfallend) mit 1341 Ihle........0.. +. 

(Die in der Provinz Hannover befhäftigten Kommiffarien und 
Feldmeſſer find, — e fixirte Beſoldungen beziehen, nicht 
allein —— dieſer Beſoldungen, ſondern auch wegen des 
Durhfchnittsfages Ihrer Gebühren ($. 10 Nr. 2 bes Gelehes 
vom 27, März 1872) penfionsberechtigt. Außerdem barf an 
30 ber michtbefoldeten Feldmeſſer in ber Provinz; Hannover 
bie Penſionsberechtigung nad —* eines jährlichen Dienit- 
einfommend von 4 Ir. bis 600 Ihlr., im Durchſchnitt 
500 Thle., verlichen werden.) 


Summa Tit. 1 bi8 5...... 


Andere perfünlidhe Ausgaben. 


Zur Remunerirung der Hülfsarbeiter bei den Kollegien und ber Mitglie- 
der ber Spructollegien bei den Megierungen im ber Provinz Dreu- 
Gen, in Wiesbaden und Sigmaringen .......................... 

(Die Hülfsarbeiter bei den SKtollegien ber ee 
börden, fomweit fie der Klaffe der Oekonomie Kommiſſarien an- 
gehören, nehmen am ben 75 ——— Theil, 
weldye nad) ber —— zu Tit. 4 den Oekonomie -Kom⸗ 
miſſarien verliehen werben dürfen.) . 

Zur Remunerirung ber Büreaubülfsarbeiter, zu Kopialien und zu ben 
Remunerationen K die mit ber unmittelbaren Einziehung der Aus- 
einanderfegungstoften beauftragten Kreiskaſſenrendanten, Steuerempfän- 
ger und Cyetnternnnn 

Zu außerordentlihen Nemunerationen und Unterftügungen, einſchließlich 
für bie Spezial Kommiſſarien und Felbmeſſer .....cuersnscerene en 


Summa Tit. 6 bis PFER 


Sädlide Ausgaben. 
Zu Büreaubedfrfniffen — und Packmaterialien, Feuerung, Beleuch⸗ 
tung, Bibliothek, Heften der Alten ac.) ......... .P. 


Seite ..... 
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10. 
11. 


12, 


13. 


14, 


531 





ie Diäten, Fuhr- und Verſetzungskoſten . ..........4 
u baaren Auslagen an Diäten und Fuhrkoſten, fowie an Vorto für 
Rechnung ber Bart TELTTETTUTTEERITEELTTTETEREDETETTTITTER 

(Der Minifter für bie landwirtbichaftlihen Angelegenheiten ift be 
fugt, an 150 ber bei den Auseinandberfegungs-Bebörden mit 
Ausfluf ber Generaltommiffien zu Hannover beichäftigten 
Vermeffungsbeamten, welche ihr Dienfteinfommen aus biejem 
Titel beziehen, die Denfionsberehtigung nad) Maßgabe einer 
jährlichen Dienfteinmahme von 700 Thlr. bis 1000 Thlr., im 

Durchſchnitt 850 Thlr., zu verleihen.) 

Zu vermifchten Außgaben..... ........... .. ..... nennen 


Sonſtige Ausgaben. 

Zur Förderung ber Konſolidationen im Regierungsbezirk Wiesbaden und 
t Gewährung von Koftenbeihülfen in Separations- und. Berfoppe- 
——— in der Provinz Hannover .... .... 

Zur Dispofition ber Dirigenten der Generaltommiffionen und ber land- 

wirthichaftlihen Regierungsabtheilung in Frankfurt ............... 


Summa Tit. 13 und 14..... 
Summa Kap. 106 ..... 


Sandwirthichaftliche Lebranftalten und jonftige wiffenfchaft: 
liche und Lehrzwecke. 


Befoldungen. 


Staatd- und landbwirtbfhaftlide Akademie in Eldena. 

I Direktor mit 1500 Thlr.; 5 Lehrer mit 700 Thlr. bis 1400 TIhlr., zur 
fammen 5350 Thle.; 1 Lehrer und Gutsabminiftrator mit 950 Thlr.; 
1 Sekretair und Rendant mit 800 Thlr.; 1 Gärtner mit 550 Thlr.; 
1 Dedell mit 340 Thlr.j 1 Inftitutsdiener mit 250 Thle......+.... 


Landwirthſchaftliche Akademie in Prosfan. 
1 Direltor mit 2500 Thlr.; 11 Lehrer mit 700 Thlr. bis 1400 Thlr., 
qujammen 11,600 Thlr.; 1 Dirigent ber Berfuchsftation mit 1000 Thlr.; 
Gutsabminiftrator mit 800 Thlr.; 2 Kaffen- und Büreaubeamte mit 
1000 Thlr. und 775 Thle, = 1775 Thle.; 1 Inftitutsgärtner mit 
700 Thlr.; 1 Hausmeifter mit 310 Thlr.j 1 Poligeidiener und 1 Ber- 
ſuchsfeldaufſeher mit 250 Thlr. und 215 Thlr. = 465 Thlr. ....... 


Landwirtbfhaftlihe Akademie in Poppeläborf. 


1 Direktor mit 2500 Täler, (inkl. 150 J perſönlicher Zulage); 5 Lehrer 


mit 700 Thlr. bi8 1400 Thlr. und 300 Thlr. perſönlicher Zulage für 
Einen biefer Lehrer — 5550 Thlr.; 1 Dirigent der Verſuchsſtation 
mit 1200 a 1 Sefretair und Rendant mit MO Thle.; 1 Dförtner 
wit 300 THE sans nennnasanr naeh rear 


Landwirthſchaftliches Lehrinftitut in Berlin. 


1 Direktor mit 2200 Ihle.; 3 Lehrer mit 300 Thlr. bis 1400 Thlr. = 
3000 Thlr.; 1 Imjtitutsdiener mit 240 Ihe. ................... 


Domologifhe Inftitute in Proskfau und Geifenheim. 

2 Direktoren mit 1236 Thlr. und 1300 Thlr. = 2536 Thlr.; 2 Ver- 
fuchsbotanifer mit 750 Thlr. und 900 Thlr. = 1650 Thlr.; 2 Büreau- 
und Kaffenbeamte mit 650 Thlr. und 825 Thlr. = 1475 Thlr.; 2 Unter 
beamte mit zufammen 480 Thlr......................... 








Darunter 


künftig 
wegfallen. 


Thlr, 





Sar.Df. 
23,722.15 — 112.15 — 
3550. — — 
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m —— 
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Uebertrag 


Die Befoldungen ber nachſtehenden Dienftkategorien bei ben vorge 

badıten Anftalten übertragen fid) geaenfeiti - 

1) ber Direftoren an ben anbirthfchaftlichen Akademien in Pop- 
pelsborf und Proskau, ſowie des Yehrinftituts in Berlin, im Be- 
trage von 2200 Thlr. bis 2500 Thlr., im Durchſchnitt 2350 Thlr. ; 

2) ber Lehrer an fämmtlichen landwirtbfchaftlidien Akademien und 
dem Vebrinftitut in Berlin, im Betrage von 700 Thlr. bie 
1400 Thlr., im Durchſchnitt 1050 Thlr.; 

3) der Rendanten und Büreaubeamten an den landwirthſchaftlichen 
Akademien und den pomologifchen nftituten, im Betrage von 
650 Thfr. bis 1000 Thlr., im Durchfehnitt 825 Ihlr.; 

4) ber Gärtner an den landwirthſchaftlichen Akademien, im Betrage 
von 550 Thlr. bis 700 Thlr., im Durchſchnitt 625 Thlr.; 

5) ber Webelle und Hausmeifter an ben landwirthſchaftlichen Uka- 
demien, im Betrage von 310 Thlr. bis 340 Thlr., im Durd)- 

9 ig er Eee — 

3) der Direktoren der pomologiſchen Inſtitute, im Betrage von 
1236 Thle, und 1300 Thlr, 


Landwirthſchaftliches Lehrinſtitut in — und Acker— 
bauſchule in Ebsdorf als landwirthſchaftliche Mittelſchulen 
bes Staates. 

2 Direftoren mit je 1200 Thlr., zufammen 2400 Thlr.; 6 Lehrer mit 
400 Thlr. bis 1030 Ihle., zufammen 4760 Thlr. .. .. 
Agrikultur · hemifhe Verfuhsitation in Wiesbaden, Gehalt des Diri- 
genten ............... 


Landwirthſchaftliches Mufeum in Berlin. 
1 Kuftos mit 1000 Thlr.; 1 Büreaubeamter und Rechnungsführer mit 
700 Thlr.; 1 Kaftellan und Auffeher mit 400 Thlr............... 


Summa Tit, 1 bi8 8..... 


Andere verfönlidhe Ausgaben. 

Antbeil der Lehrer und Docenten der Akademien an ben aufkommenden 
BNDTOTIEN ee een na men a een ee een essen 
Zur Nemunerirung von Hülfslehrern. .. .......... 
Sur Remunerirung von Hülfsbeamten. ...........4 
Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen ............ 


Summa Tit. 9 bis 12..... 


Sädhlidhe Ausgaben. 

Zu Pehrmitteln und zur Vermehrung ber Sammlungen .............. 
(Etwaige Erfparniffe dürfen zur Verwendung in das folgende 

Jahr übertragen werben.) 

Zu ben Stoften ber Feuerung, Beleuchtung ıc., zu Wirthſchaftskoſten, Arbeits- 
löhnen und dergleichen zuuunnnensennnnennnnnnennenn nennen nn nn 
Qur Unterhaltung der Gebäude und Gärten und zur Beftreitung ber Ab- 
Hallen sub Bullen... «nmasannrsnsuon nennen nan num nnaunnan nn 


Summa Tit. 13 biß 15 ..... 


Sonftige Ausgaben. 
Zu vermifchten Ausgaben. .... ae ee ee een een 
Beihülfen zur Erridytung und Unterhaltung mittlerer und nicberer Yehr- 
anftalten, — von Schulen für Landwirthe, Wirthſchafts 
Unterbeamten u. ſ. w. und von Lehranſtalten für Schmiede, Stell- 
macher, Gärtner, Schäfer u. ſ. w. .............................. 
Dispoſitionsfonds zu wiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken ...... .......... 
(Etwaige Erſparniſſe Dürfen zur Verwendung in das folgende Jahr 
übertragen werben.) 


Eumma Tit, 16 biß 1S..... 


Summa Rab. 107 ..... 


7,160, — 
1,200. — — 


2,100. — — 
61,406, — — 





2,146, —9 
14,535. — —9 
6,745. — — 
530. — — 


0. — — 





16,200, u 


14,478, — — 
11,568. ———— 
42,246. ee 





9,289. — — 


59,350. — — 
28,465. — — 





97,104. — — 
224,112.— -- 











1,250. 
















Ausgabe. 


Darunter 
künftig 
wegfallend, 


Thlr. Gar. Pf. 
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10. 


Thierarzneifchulen und Beterinärweien. 
A. Thierarzneifchulen. 


Befolbungen. : 
Thierarzneifchule in Berlin: 1 Direktor mit 2600 Thlr.; 7 Lehrer mit 
600 Thlr. bis 1700 Thlr., im Durchſchnitt 1150 Thir. = 8050 Thlr.; 
3 Birreau- und Kaffenbeamte mit 700 Thlr. bis 1050 Thlr., zufam- 
men 2700 Thlr.; 1 Dekonomie-“nfpektor mit 780 Thlr.; 1 Gärtner 
mit 250 Ihlr.; 1 SKanzlei- und Kaffendiener mit 335 Thlr. ........ 
— in Hannover: I Direktor mit 1800 Ihlr.; 4 Lehrer mit 
600 Thir. Bis 1400 Ihlr., im Durchſchnitt 1000 Thlr. = 4000 Thlr,; 
1 Beichlaglehrer mit 420 Thlr.j 1 Auttermeifter mit 275 Thlr,; 1 Ana⸗ 
tomiewärter mit 240 Thlr........... ........... 


Summa Tit. 1 ımd 2..... 


Andere perfönlide Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Hülfblehrern ............24 
ur Remunerirung von Hülfsbeamten. ........*6*2** 
t Remunerirung ber Mitglieder und Beamten der Kommiſſion für bie 
Staatöprüfungen der Veterinärbeamten, fowie zu ſächlichen Ausgaben 
bei biefen Brüfungen .......«24 sonne enenn nen. ARSTER 
(Bel diefem Titel fommt nur die wirkliche Einnahme an Prü- 
fungegebl ren zur —— Der nad) Beſtreitung ber noth⸗ 
endigen Ausgaben etwa verbleibende Ueberſchuß darf zu Beihäl- 
fen x. für nicht beamtete Ihierärzte, deren a und Hin 
terbliebene, fowie zur Unterftügung armer Studirender ber Thier- 
eiltunde, welche die Prüfungsgebühren zu erlegen außer Stande 
nd, verwendet werben. 

Etwaige Erfparniffe dürfen zur Verwendung in das nädıfte 

Jahr übertragen werben.) 


Summa Tit. 3 bi 5..... 


Sächliche Ausgaben. 
Zu Eehrmitteln und zur Vermehrung ber —— — ———— 
(Etwaige Erſparniſſe dürfen zur Verwendung in das nächſte 
Jahr übertragen werden.) 
Qu Betriebs. und gg ern pre T PER TEUER 
I rg der Gebäude und zur Beftreitung der Abgaben und 
666 


Sonſtige Ausgaben. 
Du vermiſchten Aukgaben 


Summa für ſich. 


B. Beterinärmwefen. 


Befoldungen. 


Ein Veterinair Phyſikus für Schleswig, welcher zugleich die funktionen 
eines Kreis-Thierarztes für drei Kreife wahrnimmt, mit.. 1800 Thlr. 
32 Departements-Thierärzte, welche zugleich als Kreis-Thierärzte minbeftens 
eines Kreifes fungiren, mit je 200 Ihlr.; 25 Kreis-Thierärzte im Re 
gierungsbezirk Kaffel mit 100 Thlr. bis 318 Thlr.; 1 Phyſitats Thier⸗ 
arzt für den Kreis Meifenheim mit 228 Thlr. 17 Sar. (davon 118 Thlr. 
17 Sgr. Fünftig wegfallend); 314 Kreis-Thierärzte mit 60 Thlr. (in 
ber Drovinz Hannover) biß 200 Thlr., im Ganzen 50,072 Thlr. 20 Ser. 
9 Pf. ferner zur Gleichftellung ber Befoldungen ber Departements- 
und Kreiß.Ihierärzte in der Provinz Hannover mit denen in ben alten 
Provinzen 1660 Thlr., und zu Befoldungszulagen für 375 Departe- 
mentd- und Kreis-Thierarztitellen a 100 Thlr. zufammen 37,500 Thlr. 


Summa für ſich. 








89,232.20 9 
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Ausgabe. 


Sonftige Ausgaben. 


Für veterinärpoligeiliche Swede ......-uruueneannnsunnnnnennannnnnnn 
Summa für fid. 
C. Allgemeine Ausgaben. 

Zu außerordentlihen Remunerationen und Unterftügungen für aktive Be- 


—— ſowie für Lehrer und Beamte an ben Thierarznei- 
LE VE 
Zu —5 und ——— für Wittwen und Waiſen von Veteri- 
närbeamten, forwie vom Lehrern und Beamten an ben Ihierarzneifchu- 
len, und zu außerorbentliden Unterftüpungen für penfionirte Beteri- 
——— ſowie für penſionirte Lehrer und Beamte an ben Thier- 
N VIELE ORERTLTLEETTEEENTTERTTTEL TEE 
(Etwaige Erfparniffe dürfen zur Verwendung in das nächſte Jahr 
übertragen. werben.) 


Summa Tit. 12 und 13..... 
Summa Kap. 108... 


Förderung der Pferdezucht. . 

im Yrämien bei Pferberennen und zu anderen dahin gehörigen Zwecken. 

Su Prämien für die Zucht von Hengften und Stufen im Befig von Ver- 

einen unb Tclpalek.;20.vueas0cscsanaenn rannte nenne 

(Die Erfparniffe bei Titel 1 dienen zur Verftärkung des Titel 2 

und bürfen zu biefem Behufe auch im die folgenden Jahre 
übertragen werben.) 

Du OBlemimelben sursaerane sauna rennen anne nun une 


Summa Kap. 109...... 


Zur Förderung ber Fifcherei, 
Befoldbungen. 


1 Ober-Frifchmeifter mit 900 Thlr., 1 FFifcherei- Direktor mit 700 Thlr. 
5 Silchkieper mit je 340 Lhle. -encnenenecensonnnnrnansnnenen nen 


Unbdere perfönlide Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Hülfsbeamten................ 
Au außerorbentlihen Remunerationen und Unterftügungen ............ 


Summa Tit. 2 und 3..... 


Sädlihe Ausgaben. 
Zu Dienftaufwands-Entihäbigungen für bie Fifherei-Beamten ......... 


Sonftige Ausgaben. 
Zu verſchiedenen Ausgaben im Intereſſe der Fiſcherei ................ 


Summa Kap. 110..... 


Landes: Meliorationen, Moor:, Deich, Ufer: und Dünen: 
Weſen. 


Beſoldungen. 


11 Meliorations-Bau · Inſpektoren mit 900 Thlr. bis 1200 Thlr., im 
Durchſchnitt 1050 Thle.; 1 Dünen⸗Inſpektor mit 900 Thlr. ...... 
12 Deichvögte mit 300 Thlr. bis 450 Ihlr., im Ganzen 3343 Thfr. ; 
1 Dammbau-Berwalter mit 250 Thlr.; 3 Dammmeifter mit 30 bi8 
72 Thlr., im Ganzen 132 Thlr.; 2 Mallmeifter mit 72 Thlr. umb 
108 Thle.; 1 Grabenmeifter mit 50 Ihlr.; 10 MWafferbau- Auffeher 
mit 100 Thlr. bis 200 Thlr., im Ganzen 1640 Thlr. ...... — 


Summa Tit. 1 und 2..... 
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Ausgabe. 


Unbere perfönlihe Ausgaben. 


Zur Remunerirung ber Deicd-Sauptleute und bes fonftigen Deic-Perfo- 
nald,.zur Loͤhnung der Uferwärter, Schleufen- und Entwäfjerungs- 
Auffeher, Schleufen- und Kanal-Wärter IC. ....:.reneneenennnennane 

Zu auferordentlihen Remumerationen und Unterftügungen für bie in 


Lanbdes-Meliorationd-Angelegenheiten beichäftigten Beamten ........- 
Summa Tit. 3 und 4..... 


Sädhlihe Ausgaben. 


Zu Reife und Büreaufoften- Entfchäbigungen ber unter Titel 1 aufge 
ei Beamten, zu Diäten und Nachtgelden ber Deichvögte und 
N ——— 


Sonſtige Ausgaben. 


Zur —— der Deiche und Dämme, und zur Unterhaltung nicht 

ſchiffbarer Fluͤſſe im Regierungsbezirk Kaſſel ..... .. . .......... 

für das Dünenweſen in der Provinz Scleswig-Holflein...-....-+...+- 

Darlehen unb Unterftühungen für größere gemeinnügige Yandes- 

Meliorationen und Deihbauten, fowie zu Vorarbeiten für folde, ein- 

tiebtich ber im Titel 5 der Einnahme aufgeführten Einnahmen bes 

eliorations-Rüdeinnahme-sonds ; ferner für das Moorwefen in ber 

VDrobinz Hannover .. 

(Von den aus dieſem Fonds remunerirten Wieſenbau - Technikern 

darf an ſechs die Penſionsberechtigung nad) dem Mafiftabe 

eines Dienſteinkommens von 300 Thlr. bi 500 - im 

Gefammtbetrage von 2400 Thlr., verlichen werben. Beftände 

dieſes Fonds dürfen zur Verftärkung ber nädftjährigen Etatd« 

fonds übertragen werben. Die ag mg auf bie aus 

diefem Titel zu gewährenden Darlehne fließen zum Melorations- 
Ruͤckeinnahme ⸗ Fonds.) 


Summa Tit. 6 bis 8..... 
Summa Rap. 111..... 


Allgemeine Ausgaben. 


Dispofitions-FFonds zur Unterftügung ber landwirthſchaftlichen Vereine 
und zur Srörderung ber Landeskultur im Allgemeinen, foweit für die- 
felbe nicht bereits in den voran ng Kapiteln bed Etats ber 
lanbwirtbfchaftlichen Verwaltung hi rſorge getroffen iſt -.enenn +... 

(Etwaige Erfparniffe bürfen zur Berwenbung in das nächſte Jahr 
übertragen werben.) 

Zu einmaligen Unterftübungen für penfionirte Beamte und zu Denfionen 
und Unterftühungen für Wittwen und Waifen von Beamten ber 
lanbwirtbfchaftlichen Verwaltung - .....+:- ee een en ee 

(Etwaige Erjparniffe können zur Verwendung in das nächſte Jahr 
übertragen werben.) 


Summa Rap. 112..... 
Siam: * 111..... 
»110..... 
109 “en. 
» 108..... 
„ Mi 
=» Wine 
» 108..... 
» 10M..... 





1,940,644.12 5 
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Betrag Darunter 

für künftig 

1873 wegfallend. 
Tblx. Sat. Pf.. le. Sar.Pf. 
4947. .7 ne 
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Betrag Darunter 
Ka tunfti 
Titel. Aus be. m aftig 
pitel. A m 1873. wegfallent. 
Thlt. Gar. Pf. Thlr. Ear.üf 
14. B. Einmalige und außerordentlihe Ausgaben. 


1. | Zum Neubau eines Pferdeftalles und einer Wagenremife mit Kornboden 
und Keller für das Berfuchsfeld der ftaats- und landwirthichaftlichen 
lnbeusie ka Mibenn „-naunansnasamaansn san nenne hannaen na annne 2,576. — — — — 
2. | Zur Förderung der Obſtkultur mit el ber Ausgaben für die Ein- 
‚richtung des ee und MWeinbau-nftituts zu Geifenbeim . 32,404, — — — — 
3. Zur H reltung ber Koften ber Vertretung bes Aderbaueß und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Anbufttie auf ber Wiener —— im Jahre 1873 12,000, — — — — 
4, | Zur ———— von Dachrinnen am Pferdeſtall, am Angatomiegebäude 
und an der Operationshalle der — ——— in Hannover, zur 
‚Einrichtung der Gasbeleuchtung in ber neuen Beſchlagſchmiede, zur 
"Anbringung von Vorrichtungen zum Aufhängen ber Lattirbäume und 


zum - Bau eines Obbuftionelctals für bie — Vehranftalt .....-- 1,110. — — = — 
5, Ei Hebung ber SIRBErEl ..-.nsuosouesonoanennnasanuasannnuanenre 10,000. — — — —— 
6. ur Anlegung eines Fiſcherei · Zufluchtshafens an ber Greifswalder Die, 

— BAã— 19,000, — — — —_- 
7. —— — Ziſqus — u Kapitel 111 Titel 8 bes ordentlichen Etats 

‚unter ben naͤmliche twendungsbedingungen. .uu-nursuennnenene« 450,000. — — — — 
8. | Zur Förderung ber Fur unb Ricfenkulturen in ber Eifel ........... 10,000, — — — —— 
9. | Zu Auftwranlagen en in den gebirgigen Theilen der Regierungsbezirke Trier, 

Wirren, und Wiesbaden, mit Ausfhluß ber Eifel und des Wefter- "5,000 

N 2 EEE SETS TEIESENTIR PETER SET { — — — -— 
10. | Zur Förderung ber Waldkultur in ben gebirgigen Theilen des Regierungs- 

eee 500. — — — —— 
11. J Für das Dünenweſen in ben Provinzen Preußen und Pommern......- 15,000, — — — —— 


12. Sufhu zu den Koften ber SHerftellung von Steinbeihen an ben exponir- 
ten Stellen der Inſel Norbftrand, erfte Rate der auf ſechs Jahre zu 








vertheilenden Summne Murnau namens nennen 18,666. — — — — 
Summa der außerordentlichen Ausgaben ..... 5760256. — — — —— 

Hierzu an dauernden Ausgaben ..... 1,940,644.12 5 16,451. 2 — 

Summa ber Ausgaben ..... 2,516,900.12 5 16451. 2— 


Beglaubigt: 


Der Vräfident ded Hauſes der Abgeordneten. 
: (L.S) von Forckenbeck. 
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Etat der Geftütverwaltung 
für das Jahr 1873. 





33, 1 Erlös für verkaufte Pferbe und Wirthſchaftsvieh ................ 
2. 1 Eyrung · und Fienelll 
3. | Ertrag aus Grundſtücken und zen ERNEUTE LPITT ORT 
4 Werth ber Emolumente der Beamten, Unterbebienten und Wärter...............4 
5. | Sonftige Einnahmen, einſchließlich der Renngewinne bei dem Hauptgeftüte in Grabih..... 

Summa bei ben Hauptgeftäten ..... 
Landgeftüte. 

6. | Erlös für verkaufte Pferbe und Wirthſchaftsvieh. .................. 
T. JSprung · und Fllengeld. 
8, | Ertrag aus Grundftüden und Gutswirthſchaften ... ..... 
9, Werth ber Emolumente ber Beamten, Unterbedienten und Wärter. ............ . 
10. 1 Guufige Eiumaliiöllasuusnesosunounannnunsnnunusononsnunensnnnnenanssusnn nennen 
Summa bei ben Landgeſtüten ..... 

Centralverwaltung. 
11. | Erlös für ausrangirte, früher aus Centralfonds angekaufte Befchäler ......... 
Summa der Einnahme ..... 


UnL b. Verhaubl. d. Herrenhaufes, 68 
244 


61,130, — — 
1420. — — 
80,597.24 9 
17,110.12 1 
9,301.23 2 


169,560. — — 


1450. — — 
166,995. — — : 
10,282. 7 10 
r — 


4646.21 8 


186,620. — — 


4,500. — — 


360,680. — — 


pitel. 


113. 


4; 


2. 
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Ausgabe 


A. Dauernde Ausgaben. 


Befoldungen. 
Sauptgeftüte. 
Trafehnen. 


1 Landſtallmeiſter mit 2400 Thlr.; 2 Geftüt- Infpeftoren mit 800 Thlr. 
und 1000 Thlr.; 2 Geitüthofs+Auffeher rejp. Roßärzte mit 650 Thlr. 
und 800 Ihlr.; 1 Geftütarzt mit 700 Thle.; 1 Rendant mit 950 Er r. 
1 Sekretait mit 550 Thlr.; 1 Wirthſchafts⸗Dirigent mit 1200 Thlr. ; 
11 Stutmeifter, Sattelmeifter und Futtermeiſter refp. Schleufenmeifter 
mit 280 bis 450 Thle., zufammen mit 4130 Thlr.; 7 Scullehrer 

von 250 Thlr. bis 550 Thlr, zufammen 2699 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. 


Friedrid-Wilhelms-Geftüt. 

1 Landftallmeifter mit 2600 Thlr.; 1 Geftüt- Infpeftor mit 800 The. ; 
1 Rendant mit 1000 Thlr.; 1 Sekretair mit 660 Thlr.; 1 
hafts.Anfpetor mit 550 Thlr.; 2 Stut- reſp. Futtermeifter mit 300 

— —— 


— 
3. J1 Landſtallmeiſter mit 2200 Thlr.; 1 Geſtüt-Inſpektor mit 900 Thlr.; 


6. 


1 


je =) 


1 Rofarzt mit 550 Thle.; 1 Rendant mit 900 Thlr.; 1 Geitüt- 
Sekretair mit 675 Ihlr.; 1 Wirthidaft - Dirigent mit 1100 Thlr.; 
1 Wirthſchafts · Verwalter mit 350 Thlr.; 1 Trainer mit 600 Thle.; 
1 — mit 400 Thlr.; 4 Stut-, Sattel- unb Futtermeiſter mit 
28 U bis 400 Hi zufammen 1455 Thle.; I Oberwärter mit 
210 Thle, ; 2 Schullehrer mit 360 Thlr. und 400 Thlr. .......... 


Eumma Titel 1-3 ..... 


’ Landgeſtüte. 
Litthauiſches Landgeſtüt. 

1 Landftallmeifter und 1 Rendant, deren Beſoldungen unter Titel 1 nad) 
gemwiefen find; 3 TH mit 850 I bis 1100 Thlr., 
zufammen 2700 Ihlr., 1 Schullehrer mit 140 Thlr. 5 Sgr. 10 Df,, 
und 4 Sattel vefp. Auttermeifter mit 280 Thlr. bis 400 Thlr., zu- 
Tarmnen mit 1310 ZB. Zucasrenronsnenche nennen nern 


Meftpreufifches Landgeſtüt. 


J Geftüt- Direktor mit 1400 Thlr., 1 Roßarzt mit 700 Thlr., 1 Red 
nungsführer mit 750 Thlr., 1 Futtermeiſter mit 280 hl. ee 


Brandenburgifches Landgeſtüt. 

1 Sanbftallmeifter, 1 Nendbant und 1 Sekretair, deren Befolbungen unter 
Titel 2 nadıgewielen find: 1 Marftallvorfteher mit 800 Thlr., 1 Rof- 
arzt En 600 Thlr., 2 Sattel- vefp. Futtermeifter mit 350, Thle. und 
— 3. 1 BERNER ER ENE EENNESEREEERR REG PERERTL ELLE SEN 


Poſenſches Landgeftüt. 
1 Geftüt- Direktor mit 1700 Thlr., 1 Roßarzt mit 700 Thlr., 1 Red 
nungsführer mit 700 Thlr., 1 Wirthſchafts ⸗Inſpektor mit 400 Ihlr., 
2 Sattel» vefp. Futtermeifter mit 350 Thlr. und 355 Thlr......... 


Schlefifhes Landgeſtüt. 


1 Geftüt - Diveftor mit 1550 Thir, 1 Mofarzt mit 650 Thle, 1 Rede | 


nungsführer mit 700 Ihle. und 1 Sattelmeifter mit 400 Thlr. .... 


Sähfifhes Landgeſtüt. 
1 Landitallmeifter und | Nenbant, deren en unter Titel 3 nad 
— u, 1 Marftallvorfteher mit 1000 Thle., 1 Sattelmeifter 
13 1142 Er 3 1 1 ER ARRR ——— 


4 


15,879.24 2 


6,250. —— 


10,100. — 


32,229.24 2 


4,150. 5 10 


3,130. — — 


1,280, — — 


18,210, 5 10 





Darunter 
künftig 
wegfallenb. 


Thlr. Sur. Di 
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10, 


11. 


12, 


13. 


14. 


Ausgabe. 


Uebertrag ....- 


Schleswig-Holfteinfhes Landgeſtüt. 
1 Veſtüb upelter WÄR. α— 


Hannoverſches Landgeftüt. 
1 go. + Direftor mit 1700 Thlr., 2 Roßärzte und Bereiter mit je 
a u 1 Rednungsführer mit 885 Ihle. (davon 210 Thlr. 
Be), 2 fjuttermeifter und 1 Magazinverwalter mit 
Fa bis 350 Thle,, nn WE OO TE: aussen anne ra 


Weſtphäliſches Landgeftüt. 


1 Geftüt-VBorfteher mit 1200 Thlr., 1 Rechnungsführer mit 800 Thlr., 
1 Sattelmeifter mil 850 The. --..2uu0-00usnooruenoocsannnuncn 


Heffen-Raffanifches Landgeſtüt. 
1 Geftüt - Direktor mit 1400 Thlr., 1 an (künftig wegfallend) 
mit 800 Thlr., 1 Roßarzt mit 600 Thlr., 1 Bereiter * 
fallend) mit 400 — JRechnungsführer mit 700 Thlr./1 ya 
neiſter mit 325 Thle. „....<000000nonunnonooncnssnenueununneer 


Rheiniſches Landgeftüt. 


1 —— mit 1000 Thlr., 1 Rechnungsführer und Stallmeiſter 
mit 550 


Bemerkung. 


Von ben in der Geftüt-Verwaltung (d. h. bei ben Hauptgeftüten, wie bei 
den Landgeſtüten) angeftellten Beamten beziehen: 


a) 3 gr 2200 Thlr. bis 2600 Thlr., im Durchſchnitt 


Katy e Dior 1400 Thlr. bis 1700 Thlr., im Durch · 
nit 
3 Gange te Bari 1000 Thlr. bis 1200 Thlr., im Durch · 
fchnitt 1 
A 10 6 beit het. (0 DOber-Roßärzte und Marftall- Borficher) 
Thlr. bis 1000 Thlr., im yigg 900 Thlr., und 
1 Stallmeifter Er wegfallend) 800 Thl 
e) 10 .. Aufſeher, DBereiter und Roßärzte 550 Thlr. bie 
Riga im Durdfcnitt 675 Ihle., und ein Bereiter 
(künftt a 2 Sn — 
f) 1 Sentlfcher rt 700 % 
g) 3 —— 900 ale is 1000 Thlr., im Durchſchnitt 
r 
h) 10 Rechnungsführer und Sekretaire 550 Thlr. bis 800 Thlr., im 
urchſchnitt 675 Ihle., außerdem 210 Thlr. perſönliche Zu⸗ 
Inge um Erſatz für frühere Dienjtbezüge. 
i) 2 Aikthf afts · Dirigenten 1100 The, und 1200 Thlr., ſowie 
3 Mirthichafts: Beamte 350 Thlr., 400 Ihle. und 550 Thlr. 
k) 1 Trainer und 1 Jodey 600 Thlx. "und 400 Thlr. 
l) 9 Schullehrer 250 bis 550 Thlr. und 1WLehrer einen Bejoldungs- 
Antbeil von 140 rn 5 Sgr. 10 
m) 33 Stut-, Sattel» un Auttermeifter 280 Ihlr. bis 400 Ihlr., 
im Durhfcnitt 340 Thlr. und außerdem 360 Thlr. Befol: 
dungs · Zuſchuß für 8 beitimmte Stellen. 
n erwärter 
) 1 Oberwärter 210 Thlr. 
Die Befoldungen der vorftehend sub a. b. c. d. e. g. h. L 
und m. aufg ei beten Beamten-Kategorien, wie x e Kapitel 
113 Titel n bis incl. 14 bei den Haupt- refp. en Sand» 
ee nachgewieſen find, übertragen ſich Ehtsgerkemmwelfe ge 
genfeitig. 









5,035. — TB 210. N 


4,225. — — 1,200, — 


1,550, — — — —— 


32,370. 5 10 1410, — — 
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Titel. 


15. 
16, 


19. 


33, 


Andere perfünliche Ausgaben. 
Sauptgeftüte. 
Zu Löhnungen ber Geftätwärter und Dienftleute 
Zur Belhafung ber ben Geftütwärtern in natura zu gewährenden Mon- 
— — — 
(Etwaige Erfparniffe bei biefem Titel können in das nächſte Jahr 
| übertragen werben.) 


Summa Tit. 15 und 16..... 


Lanbgeftüte. 


u Lohnungen der Geftätwärter und Dienftleute ...... .... 4 
r Beihaffung ber ben Geftütwärtern in natura zu gewährenben 
er Keen enb heine 

‚ (Etwaige Erjparniffe bei biefem Titel können in das nächſte Jahr 
—— übertragen werden.) 
Zu Penſionen und Unterſtützungen an invalide Stallbediente des Hanno⸗ 
verſchen Landgeſtüts und deren Hinterbliebene ........... 


Summa Tit. 17 bis 19..... 


Sächliche Ausgaben. 


Hauptgeftäte. 
often unb ae Erſatz baarer Auslagen .......... 
Seigung, leuchtung, Botenlohn, fowie zu Menn- 
TE EA EEE 


Zu Diäten und Fuhrk 
ür Amtsbebürfniffe, 
preifen des Haupt 
Qur un der 
ST REN 
* Unterhaltung dev Gebäude... 2........4 
ur. Beftreitung von Pächten, Abgaben und Laften .................. 


z Summa Tit. 20 bie 25..... 


Landgeftüte. 


Su Diäten und Fuhrkoſten und zum Erfag baarer Auslagen .......... 

ür Amtsbebürfniffe, Heizung, Erleuchtung, Botenlohn und dergleichen. . 
Sur Beihaffung ber Fourage....:-4HHronsrene nun non nn n nn nn 
Sigßß 
Zur Unterhaltung ber Gebäube. ........8 
Zur Beftreitung von Dächten, Mbgaben und Laften 


nn nern nn 


Summa Tit. 26 bis 31..... 


Sonftige Ausgaben. 


Hauptgeftäte. 
Zu vermiſchten Angaben. ..--.nunun-nunsananusunenununurenenaensn 


DC Zu Bar Ber ee er ee er ee ee er Er 


Summa Tit, 32 und 33..... 
Summa Tit. 1 bis 33..... 


Zu vermifchten Ausgaben 


Darunter 


künftig 
wegfallen. 


hl _ Car. Di. 


1,520. ee] 


15,368. 13 9 
108,644.24 5 





5,540, — — 
15,803. 3 9 
214,796. 12 11 
15,759. — — 

7,860. 11 10 
2,679.29 1 


262,438.27 7 
620.27 2 
1,406. 18 1 


2027.15 3 
666,389. — — 








— — 
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Betrag Darunter 
Ka 5 
ir, | Titel. Ausgabe * ui 
pitel. 1873. wegfallend. 
TAhlt. Sur. Df, Thlx. Sur. Pf. 
Koften der Centralverwaltung und fonftige Ausgaben. 
Perfünliche Ausgaben. 
34. | Zu außerorbentlihen Memunerationen und Unterftügungen für Geitüt- , 
Te LE a A EN RER Be EEE NETTER 2,500, — — — — 
35. | Zu einmaligen Unterſtühungen für penſionirte Beamte und zu Penſionen 
und Unterftügungen für Withven und Mailen von Beamten der Gr- 
TEEN NEE 635.— — — — 
Etwaige Erſparniſſe bei dieſem Titel können in das nächſte Jahr 
übertragen werben.) 
36. [Au Unterftügungen der ben Gejtüten angehörigen Ortsarmen......,:.- 6,125. — — — —— 
Summa Tit. 34 bis 36 ..... 9,260. — — —— 
Sächliche Ausgaben. 
37, Zu DREH RED ARBEITEN 2,500. — — - — 
38. | Su Neubauten und größeren Neparaturen, einjchließlich ber Elbuferbauten 
ER ER 20,000, — — — — 
Summa Tit. 37 und 38 ..... 22,500. — — m une 
Sonftige Ausgaben. 
39. | Zur Ausbildung. von Geſtũteleven 2,200. — — = — 
40. Zum Ankauf von Pferden und zu den Koften größerer Dferdetransporte 15 1, 200. — — — — 
(Aus dieſem Fonds können an Zuchtvereine zinsfreie Vorſchüſſe 
zum Ankauf von Zuchtpferden czahlt werden, welche in fpü- 
teitens ſechs Jahren amortiſirt fein müffen; die Nüdzahlungen 
fließen diefem Fonds wieder zu, beffen am Jahresſchluß etwa 
verbleibende Beltände zur Verftärkung des nachſtjahrigen Etats 
fonds übertragen werben dürfen.) 
41. | Zur Entfchädigung des Königlichen Ober» Maritalld für nicht in natura 
gelieferte Ober: JJ 2841. — — A 
42. I Su — 1,000. — — — — — 
Zumma Tit: 39 bis 42 ..... 157,241. — — — — 
Be 189,001, — — — — 
Summa der Ausgabe A 855,390, — — 4,025. — — 
15, B. Einmalige und auferordentlibe Ausgaben. 
I. Behufs Verſtärkung des Fonds zum Ankauf von Pferden 4 115,00. — — — — 
2. | Sum Neubau eines Drerdeftallee auf dem zum Hauptgeſtüt Trakehnen 
gegen, en Vorwerk — 1.00. — — — 
3. I Sur Herſtellung eines Vaddods auf dem zum Hauptgeſtüt Graditz ge 
drigen NO — 270, — — — 
4. | Behufd Translokation bes Schleswig -Holſteinſchen Landgeſtüts zu Vloen 
Na STamenthäk .s2.02.0: ee see ee as 40,000, — — — — 
— ee Errichtung eines Landgeſtüts für bie Provinz Vommern (erſte 
S0,nı0, — — — — 
6. | Behufs Keen von Stall- und Mobnungsräumen bei dem —— 
Marſtalle zu — ee 15,000, — — — — 
7. Desgleichen bei dem Landgeſtüt-Marſtalle zu Gudwallen (erſte Mate) . 201,000. — — — — 
br Zumma Dr Ausgabe ze si 284,200. — — — — 
Hierzu: ee 855,30, — — 40235.— — 
| Summa der Musgaben ..... 1,139,590, — — 4025. — — 
Beglaubigt: 
| f —— 
Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(1.S.) von Fordenbed, 
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für das Minifterium der geiftlichen, Unterricht! und Medizinal: Angelegenheiten 
für da8 Jahr 1873, 








Einnahme. 


a 


Vermerk: Hierunter befindet ſich ein Fünftel des Be— 
darfs an Beſoldungen für die evangeliſchen Konſiſtorien 
der Provinz Hannover aus dem Hannoverſchen Ktlofter- 


fonbE mil... 02.65 10,929 Thlr. 23 * 4Pf. 
Dieſer Betrag 1 nad Maßgabe der gegenüberjtehenden 
t-Ausgabe Kap. I16 Tit. 3 bis 6 einzuziehen, der- 


gefalt, daß etwaige Musgabeerfparniffe aud bei dem 
Tinnahmezuſchuß pro rata nicht erhoben, fondern in 
Abgang geitellt werben. 


N Ta en 1 


3: 1. Delentiichet Unterteil se 


Vermerk: Hierunter befindet ſich der volle Bedarf zur 
Unterhaltung des Provinzial ⸗Schulkollegiums in Han. 
nover aus dem Hannoverſchen Kloſterfonds mit 

11,105 Thlr. 

Dieſe Summe iſt nad) Maßgabe ber gegenüberſtehenden, 
unter Kap. 121 Tit. 1 bid 6 enthaltenen Jft-Musgabe 
einzuziehen, bergeftalt, daß etwaige Ausgabeerfparniffe 
auch bei dem Einnahmezuſchuß nicht erhoben, ſondern 
in Abgang geftellt werben. 

4. | Kultus und Unterricht gemeinjam 


verirrt rn nn 


5. | Medizinalwejen 


Pe ae Be ee Be ee ee ee EEE EEE rer Er 


6. Gentralverwaltung 


———— 


ro.“ 


Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 
114, 
Befoldungen. 


Meinifterinnt. 


1. | Der Minijter 
—— freie Dienſtwohnung.) 

2. | 1 Unter ⸗Staatsſekretair und 1 Direktor der Abtheilung für 
bie geiftlichen ——— mit je 5000 Thle. 20 vor» 
tragende Räthe mit 2500 Thlr. bis 3300 Thlr,, im Durch ⸗ 
2900 Thlr. ; 2 geiftliche Näthe und 2 technifche Näthe 
ir Mebdizinalangelegenbeiten im Nebenamte mit 300 Thlr., 
300 Thlr., 150 hlr. BED 

3. | 1 Direktor der wiffenfchaftlichen Deputation für das Mebizi- 


Pe re er ee er ee Be ee Se ee Be re a ee er ee re 






4,009 
3,331,856 


569,919 
298,754 


4,310,033 





14,178.27 5 


2,192. 


100,336, 


14,595. 24 
31,698. 25 
3,486, 
166,284, 511 





12,000. — — 









71,800, — — 


4,900. — — 


47,600, ee 
136,300. — — 





Digitized 
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A Darunter 
ar i 
pitet,| Titel. Ausgabe. fünftig 
wegfallend. 
Thlr. Ger. Pf. 
Uebertrag ...-- — — 
5 1 Kanzleibireftor mit 1400 Ihlr.; 16 Kanzliften und 1 Kaſ⸗ 
—— mit 600 TIhlr. bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 15,850 
1 NA NET SEE EBEN — — — —— 


2 Vortiers mit je 400 Thlr. und 2 Hausdiener mit je 





2 BE 77 BRPRRES ERROR ADEPEEEEER EEE ETEREETENR — 8,360. · —J — — 
Summa Tit. 1 bis 6..... — 160,600 . J. ⸗—ñ— 
Andere perſönliche Ausgaben. | | 
7. Air Aushülfe in ber Kanzlei ........ ...2 — 10. — — — 
8. | Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für 
Subalterm, Kanzlei und Unterbeamte. ....:s.rsn20000. — 1,600. — — —— 


"PEN EEE REN ERS _ 550. — — 











— ——— — — 
Summa Tit. 7 bi89..... — 14,910 - J. -— — 
Sächliche Ausgaben. 
10. | Su Büreaubebürfniffen (Schreib- und Packmaterialien, Drud- 
ſachen, Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Sef- 
ten ber Ulten M.)..-»-sos0sononnnonuonnnnnennonencn _ 9210 — — — 
11. I Zu Diäten und Fuhrkoſten ........... — 3,500. — — in, a 
Tit. 10 und 11 übertragen fid) gegenteti \ 
12. | Zur Unterhaltung de8 Dienftgebändes um Mobitien fo» 
wie der Inventarienftäde in der Dienftwohnung des Mi- | 
— ERRRPERRIERERLTTRENTEPETUSTETERTTIS TITTEN = 4,000. — — —— 
— Dr — — 
Summa Tit. 10 bis 12..... — 16,710. — — BEN 
Dazu: ' >» De Bass — 160,500. — — e — 
Biss, — 14,910, — — — — 
Summa Rap. 114 ..... — 192,120. — — — — 
115, Evangelifcher Ober:Kirchenrath. 
Befolbungen. 


1. | Der Präfident mit 5000 Thlr.; 3 Räthe mit 2500 Thlr. bis 
3300 Thle., im Durchſchnitt 2900 Thlr., und 3 geift- 
liche Mitglieder im Nebenamt 2 mit je 00 Thlr., 1 mit 
J — 15,600. — — — —— 
(Der Praͤſident hat Dienſtwohnung gegen eine Ver i 
gütigung von 40 Vrogent feines Dieniteinfommeng, 
Ieiche dem Dispofitionsfonds der evangelifchen Kirche | » 


zufließt.) 
2. | 4 —*3 Kalkulatoren und Regiſtratoren mit 1000 Thlr. 
is 1800 Thlr., im Durchſchnitt 1400 Thlr.; 2 Stanz. 
liften mit 600 Thlr. bis 1100 Thlr., im Durchſchnitt 
850 Thlr.; 1 Botenmeifter mit 550 Thfe.; 2 Stanzleidiener 
mit 430 ET und 470 Thlr.; 1 Vortier und Hausdiener 
213 REITER — 9,100, — — — — 
(Außerdem haben ein Expedient, der Botenmeiſter und 
der Portier Dienſtwohnung gegen eine Vergütigung 
von 10 Prozent ihres Dienſtelnkommens, welche dem 
Dispofitionsfonds ber ——— Kirche zufließt. 
Für das Feuerungsmaterial, welches dem Boten⸗ 
— und dem Portier aus ben Vorräthen der Be— 
' xde verabreicht wird, haben diefelben refp. 21 Thlr. 
0 Sgr. und 7 Thlr. 1 Sgr. 3 Pf. zu jeben, welche 
Beträge in bem Etat der allgemeinen taffenverwal- 
tung in Eimmahme chen werben.) 


Summa it. 1 und 2..... 24,700. — — — — 
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l, 


2. 


3, 
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Ausgabe. 


Andere perſönliche Ausgaben. 


ur Remunerirung von Hülfdarbeiterm. . ...... 
außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen für 
Subaltern, Kanzlei- und Unterbeamte ..........P.... 


Summa Tit. 3 und 4..... 


Sädlihe Musgaben. 


Zu Büreaubebürfniffen (Schreib- und Dadmaterialien, Drud- 
ſachen, Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Hef- 
ten ber Alten ar BE RER 

Zu Diäten und Fuhrkoſten ................... 

Tit. 5 und 6 übertragen ſich gegenfeitig. 
Zur Unterhaltung des Dienftgebaudeß .. ................. 


Summa Tit. 5 biß 7..... 
Dazu: » » lunb2..... 
» »3 4..... 


Evangelifche Konſiſtorien. 


Beſoldungen. 


A. Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtphalen und 
Nheinprovinz. 


1 Präſident in Berlin mit 3800 Thle. ; 3 Direktoren in Stet- 
tin, Breslau und Magdeburg mit je 3300 Thlr.; 4 Ge 
neral-Superintendenten in Poſen, Breslau, Münfter und 
Koblenz mit je 3000 Thlr.; 6 General» Superintendenten 
im Nebenamt, 3 in Berlin und je 1 in Königsberg, Stet- 
tin und Magdeburg, mit 800 Thlr. bis 2500 Thlr. (zu- 
ammen 7943 Thlr. 15 Egr.), darunter 516 Thlr. 4 Sgr. 

nftig wegfallend; 21 Konfiftorialräthe, Juftitiarien und 
Verwaltungsräthe mit 1400 Thlr. bis : Thlr., im 
Durchſchnift 1700 Thle.; 18 Konfiftorialräthe und | Hülfs- 
arbeiter im Nebenamt mit 200 Thlr. bis 500 Thlr. (zu- 
fammen 5100 Thle.) und 1 Mitglied des Konfiftoriums 
in Meifenheim, künftig wegfallend, 285 Thlr. 21 Ser. 5 Df. 

5 Sekretaire in Berlin mit 600 Thlr, bis 1400 Thlr., im 
—2*— nitt 1000 Thlr.; 16 Sekretaire in den Provinzen 
mit 600 bis 1200 Thlr., im Durchſchnitt 900 Thlr.; 14 
Kanzliften mit 550 Thlr. bis 750 Thlr., im Durchſchnitt 
650 Thle.; 14 Ranzleidiener mit 320 Thlr. bis 400 Thlr. 
im Durchſchnitt 360 Thlr.; 1 Hausdiener mit 310 Thlr. 


B. Provinz Sannover. 
Landes - Konfiftorium. 


Der Präfident mit 3500 Thlr.; 1 green ehr und 
1 Konfiftorialratg mit 1400 Thlr. bie i Thlr., im 
Durchſchnitt 1700 Thlr.; 2 Ober-Konfiftorialräthe im 
Nebenamt mit 400 Thlr. und 308 Thlr. 10 Sar....... 

1 Regiftrator mit 1100 Ihlr., darunter 850 Thlr. künftig 
wegfallend; 2 Kanzliiten mit 550 Thle. bis 750 Thlr., im 
Durchſchnitt 650 Thlr., davon eine Stelle fünftig wegfallend; 
1 Kanzleidiener mit 385 Thlr. ... .. ... ...PR. 











108,584. 6 5 


10,393. 10 — 






74,734, 6 5 801.3 5 


33,850, — — m) —— 
801.25 5 


7,608. 10 — — — 


2,785. — Gm 1,500. — 


| 


1,500. = 









Darunter 
für ‚ Künftig 
1873. wegfallen. 







Ausgabe 


There. Gar. Di. The. Ger. Pf. 
Uebertrag ..... — 10,393. 10 — 1,500. — — 


| Drovinzial- Konfiftorien zu Sannover, Stabe, 
Dtternborf, ODsnabrüd, Aurid und Ober- 
Kichenrath zu Nordhorn, 


5. 1 Direktor in Sannober mit 2700 Ihle.; 5 Vorfißende ber 
anderen Konfiftorien im Nebenamt mit 100 Thlr. bis 

300 Thlr. (zufammen 1150 Thlr.); 10 SKonfiftorialräthe 

- mit 1400 Thlr. bis 2000 Thle., im Durchſchnitt 1700 

Thle., worauf an Bezügen aus ae m 700 The. 





| in Anrehnung kommen; 5 Schulräthe und Ober: Schul 
nfpeftoren, künftig wegfallend, mit 1400 Thle. bis 
2000 Thlr., im Durchſchnitt 1700 Ihlr.; 13. Konfiftorial- | 
räthe und Ober - Schul - Infpeftoren im Nebenamt mit 

150 Thlr. bi8 900 Thlr, im Durchſchnitt 350 The. ; 

ein Fern SHoheits-Kommiffarius für bie Grafſchaft Ho ⸗ 


benftein mit 110 Ihle.; 1 Arditeft mit 300 Thlr. ».... — 33610.— — 8,500. — — 
Außerdem: 
Dem Architekten aus ben Bau + Expebitions — 
a) Gehaltszuſchuß .......... . ..... 5 Ir, 
b) für Arbeitspülfe cucnensenoesero- 200 > ee en Ze 


6. | 6 Sekretaire und Regiftratoren mit 600 Thlr. bis T2OO TER. Lu : 
im Durchſchnitt Thlr., worauf an Bezügen aus Neben- 
Ämtern 175 Thlr. in Anrechnung fommen; 1 Regiftrator, 
1 Regiftraturgehälfe und 1 Kalkulator im Nebenamt mit 
112 hl. 23 Sr. 2 Df., 200 Thlr. und 40 Thlr.; 7 
Kanzliften, darunter eine Stelle künftig wegfallend, mit 
550 Thlr. bis 750 Thlr., im Durdfehmitt 650 Thlr.; 
außerdem 250 Thlr. künftig megfallend; 1 Kanzlift im 
Nebenamt mit 350 Thlr.; 4 Kanzleidiener mit 320 Thlr. 
bis 400 Thlr., im Durchſchnitt 360 Thlr., außerdem 
217 Ihle. 23 Sgr. 4 Df. künftig mwegfallend; 1 Sülfs- 
biener mit 200 Sl 2 Kanzleidiener im Nebenamt mit 
15 The: unb 45 ShlEineasunaes — 12,645.16 6 1,117.23 4 


Außerdem aus den Rehnungs-Revifionsgebühren: 


a) Konfifforium zu Sannover. 


1. 10 Reviforen und Revifionsgehülfen von 500 Thlr. bis 
1000 Ebensee 6600 Thlr. 
E m Remunerationen für Hülfsarbeiter ...... 300 


esgleichen dem Rechnungsführer .......... 10 >» 


b) Konfiftorium zu Stabe. 
Neriſerr 00 Thlr. 
R 00 > 


1 
1 Revifiond-Gehülfe .. ........... 1 


wo 





= 400 Thlr. 


ce) Konſiſtorium zu Osnabrück. 
1 Reviſor.......... ‚110 » 7,560 — — — 
Summa B...... 8,2601 56,648.26 61 

Vermerk. 


Wegen des Beitrags des Kloſterfonds efr. Vermerk zu 
Kap. 34 Tit. 1 der Einnahme. 


. Provinzen Schleöwig.Holftein und Heſſen-Naſſau. 
7. Befolbungen ber Kollegien. 
Konfiftorium zu Kiel. 


1* 1 Direktor mit 3300 Thle., 2 Generalfuperinbenten mit 
2834 Thlr. 18 Ser. und 2538 Thlr., 3 Konfiftorial- 


e 
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Darunter 


Ku- fünftig 
Titel Ausgabe. 
pitel * g tegfalent, 
Thlr. Sgr. Pr. 








— —— 500 Thlr. — 14,272.18 — — —— 


8. Konſiſtorien des Regierungsbezirks Kaſſel. 
a) Konſiſtorium zu Kaſſel. 
1 Vorfigender im Nebenamt mit 200 Thlr., 
4 Konfiftorialräthe im Nebenamt mit je 
100 a d gi Affeffor im Nebenamt 
a BO Se ee nrneene 750.—. =. 
b) Konfiftorium zu Marburg. 
Rorfigenber he Nebenamt mit 200 Thlr., 
3 Konfiftorialräthe im Nebenamt mit je 
JJJ ROSE POTIERT 500.—, —., 
ce) Konfiftorium zu Hanau. 
1 Vorfiender im Nebenamt mit 200 Thlr., 
2 Ronfiftorialräthe im Nebenamt mit je 
212 Ihle., 1 Konfiftorial-Affeffor im Neben- 
amt mit 100 SDR ....... .. ........... 724.——, 
d) Mehrbebarf eines Eee _ 
für den Regierungsbezirk Kaffel in Kaffel. 3870. —. —. 


— 





9. Konſiſtorium des a ra Miesbaben 
iesbaden 
1 Direktor im — mit 500 Thlr., 1 General-Super- 
intendent Zuſchuß 250 Thlr. 3 Konfiftorialräthe im Ne- 
benamt mit je 300 Thlr., i Juftitiarius im Nebenamt 
mit 300 Thlx.............. . 


10. Befolbungen ber Subaltern- und Unterbeamten. 
Konfiftorium zu Kiel. 


2 Sefretaire mit 900 Thlr. und 850 Thlr., 1 Kanzlift mit 
650 Thlr., ein Kanzleidiener mit 335 Thlr. ............. 


11. Konfiftorien des Regierungsbezirks Kaffel. 
a) Konfiftorium zu Kaffel. 
3 Sekretaire mit 1100 Thlr., 900 Thlr. und 
600 Thlr., 1 Kanzlift mit 550 Ihlr., 1 Kanz · 
leibiener mit 320 Thlr...........5 370.—. —. 


davon werden durch bie eigenen Einnahmen 
ber Konfiftoriallaffe gededt........-.0... 24. ⸗. — 


Bleiben ..... 3446. —. —. 


24 





b) Konſiſtorium zu Marburg. 


2 Sekretaire mit je S50 Thlr., 1 Kanzleidiener 
mit AUD Ih 2119. —. —. 


ec) Konfiltorium zu Hanau. 


2 Sefretaire mit 1200 Thlr. und 800 Thlr., 
1 Kanzlift mit 750 Thlr, 1 a Tr 
mit 360 Ihle. ..... 3110. 
Davon werben durd bie eigenen 
—— ber Konſiſtorialkaſſe ge 

t 


rare 





1,370 
bleiben 1740. —. —. 


räthe und — — mit 1400 bis 2000 Thlr., im Durch⸗ 
— 1700 Thlr., 1 Konſiſtorialrath im Nebenamt 





Seite ..... 1,394 32,106, 18 — 








Herrenhaus. _Aktenftüd A N. 547 











































Betrag Darunter 
Ka j 
* Ausgabe. ei 
pitel. 1873. wegfallend. 
Thlr. Sgr.Pf. Ir. Sar. Di, 
Uebertrag ..... 1,394 32,106. 18 — 19, — — 
12, Konfiitorium bes Bu ort nel Wiesbaden 
iesbaden 
1 Sekretair mit 950 — 1 Kanzliſt mit 650 Thlr., 1 Kanz- 
leidiener mit 385 Thlr. ............................ — 1,985. — — — —— 
Vermerk zu Tit. 10—12. Die Beſoldungen der Sekretaire 
unter einander in den Grenzen von 600 Thlr. bis 1200 
Thlr., der Kanzliften unter einander in ben Grenzen von 
550 Thlr. bis 750 Thlr. und ber Kanzleibiener unter 
einander in ben Grenzen von 320 Thlr. bis 400 Thlr. 
übertragen ſich gegenfeitig. 
Nach dieſen Normalfägen haben zu beziehen! 
10 Sekretaire im Denhfgmitt 9 Th. 2 Ur. 
4 Ranzliften 
5 — 360 » 1800 » 
—= 13,400 Thlr. j 
Dazu der zahlbare Ausfterbebetrag des Kanz- 
leidieners zu Marburg mit ............ 19 >» 
— 13419 Thlr. 
Summa 0...... 1,394 34,091. 18 — 19, — — 
Hierzu: » B...... 8,260 56,648.26 6 11,117,23 4 
» A—— — 108,584. 6 5 801.25 5 
Summa Tit. 1 bis 12..... 9,654] 199,324.20 11 11,938.18 9 
Andere perfönlide Ausgaben. 
13. | Zur Remunerirung von Hülfdarbeitern. ....... — 8,960. — — — — 
14. | Su außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen für 
Subaltern«, Kanzlei und Unterbeamte. .......... P..... — 2,247. 4 3 = — 
Außerdem: 
aus den Rechnungs-Revifiond-Gebühren. ............... 180 — — — — 
Summa Tit. 13 und 14..... 180 11,207. 4 3 — —— 


Sächliche Ausgaben. 


15. | Su Büreau - und Reiſekoſten der General-Superintendenten . . — 9,145. — — — — 
16. | Miethe für Geſchäftslokale und zu Büreaubedürfniſſen (Schreib 
und Dadmaterialien, Druckſachen, Feuerung, Beleuchtung, 











Bibliothek, Utenfilien, Heften der Akten X. .. ......... — 13,333.25 9 — — 
Außerdem: 
aus den Revifiond-Gebühren: 
ne beim Konfi Pia zu Hannover — 35 Thlr. 
b » Stade .......:. 27» — — — — — 
65 Thlr. 
aus den eigenen Einnahmen — —— zu 
Kaſſel und Marburg“................... 536 >» 601 — —— —— 
17. | Zu Diäten und Fuhrkoſten .......... — 9,900, — — — —— 
(Tit. 16 und 17 übertragen ſich gegenſeitig.) 
18. | Zur Unterhaltung der Dienſtgebäude und Gefchäftslofale.... _ 492. — — — —— 
Summa Tit. 15 bis 18..... 601 32,870.25 9 — —— 
Dau: >» u Mean 9,654] 199,324. 20 11 11,938.18 9 
» » » 13 und 14..... 180 11,207. 4 3 — — 











Summa Kap, 116..... 10,435] 243,402. 20 11 11,938. 18 9 
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118. 








Evangeliſche Geiftlihe und Mirchen ............... 


Befoldungen und Zuſchüſſe in den Provinzen Preußen, Bran- 
benburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, Weſtphalen, 
Rheinprovinz und im Negierungdbezirf Sigmaringen .... 


Befoldungen und Zufchüffe in ben Provinzen Schleswig Sol- 
ftein, Hannover ni Heſſen ˖Naſſau .............. ..... 


Vermerk. Disponible Beträge und Heimfälle bei ben 
Pa Tit. 1 und 2, — fie nicht aus künftig weg- 
allenden Sablungen berrühren, fönnen zu neuen Be- 
willigungen verwendet, und etwaige Beftände aus einem 
Jahr in das andere übertragen werben. Erfparniffe, 
melde an den nad gewiſſen Durchichnittspreifen zu 
zahlenden Geldent — für frühere Natural 
Kompetenzen durch das Sinken ber Preiſe entitehen, 
geben ben allgemeinen Staatsfonds zu Gute, . en 
ie durch daß Steigen der Preiſe erwachſenden —* 
Ausgaben aus Staatsfonds zu decken find. 


Summa Tit. ] und 2 und Kap. 117..... 


Bistbümer und die zu denfelben gehörenden Inſtitute. 
Bistum Ermland. 











a) Bifhöfliher Stuhl .................. 15,670. 20. 11. 
b) Domkapitel ............... BRETT 12,075. 3. 5. 
e) Dom ⸗Pfarrkirche .................... 2,027. 16. 8. 
Seminar in Braundberg.....»..- oun. " 2471. 20. —. 
e) Emeriten-Anftält ..... ++.» ——— 1,370. —. — 
Demeriten-Anftalt ................... 1,465. —. —. 
Bisthum Kulm. 
a) Bifhöfliher Stuhl ..... ——— 13,983. 26, 10, 
—J 5,558. 24. 6. 
c) Emeriten-Anftalt .................... 2,815. —. 1. 
d) Demeriten-Anftalt .......... ..... 1,241. —. —. 
a EN ER .. 6,135. 12, 11, ° 
Dom Pfarrlicche .................... 3,312, —. — 
g) Fur den Delegaten .................* 300. —. —. 
Bisthum Gnefen-Dofen. 
a) Erzbiſchöflicher Stuhl ............ 22,248. 26. 4. 
b) Theoretiſch · theologiſcheß Seminar zu Poſen 4,389. — —. 
2 Praktiſch · ascetifches Seminar zu Gnefn 3,691. 19. —. 
d) Emeriten-Anftalt ·.................. 3,381. 22. 2, 
2 Demeriten-Anftalt „our ... .. 2,466. 20. —. 
f) Domkapitel zu Poſen ................ 15,031. 8. — 
ß Domkapitel zu Gnefen ............... 13,585. 28, 9. 
1) Clerus minor ..................... 400. 29. 5. 
Bisthum Breslau. 
a) Fürſtbiſchöflicher Stuhl ............... 24,605. 9. 6, 
y Seminar — — ——— 2,465. 21. 11. 
c) Emerften-Anftalt .......... .......... — — — 
d) Demeriten · Anſtalt .................. .. 208. 28. 7, 
e) Domkapitel ............. PETER 17,196. —. —. 
. Dom ⸗Pfarrkirche..................... 4,722, 25. 10. 
g) Averfional-Ouantum für Verfolvirung 
fundirter Neſſen 3,968. —. —. 
Seite ..... 





— 285,739.29 9 


— 113,164. 6 8 





95,060| 398,904. 6 5 


> 35,080, 1— 
— 33,346. 4 4 
— 65,196. 3 8 
= 133,622. 9 — 








3,630.23 4 


7015.20 1 


10,646 13 


— 





— 


* 





— — 








Da Bu Bu u re ee a 


i) Den N hitarien zum heiligen Kreuz in 


RN innen 4. 
k) Den Dom-Bilarien in Breslau ....... 3. 
I) Kompetenz für den jedesmaligen Groß. 

Dechanten und Fürſtbiſchöflichen Vikar der 

Grafſchaft Glaß .................. 400. 
m) Bureaukoſten den 


bifchd 
Kommiffarius ded Die * * 300 — — 


Bisthum Hildesheim. 


arena 
Domkapitel ........... —— ———— | 11,156. 22. 10. 
Seminar — — — 
d) VRR E BROT STRERFIERTER 3,914. 24.10. 

Bisthum Osnabrück. 

a See Sunn 
S se | 6911. 28. 10. 
Seminat er erennerin — — — 
OJ cc 3,756. 19. 1: 

Bisthum Münfter. 

a) Biſchöflicher Stuhl ................. 13,550. —. — 
-susunscnne nennen 2,587. —. — 
co) Emeriten ⸗Anſtalt ..................... 3,000, —. — 
Demeriten-Anftalt .......r-u000en0 00. 1,500, —. —, 
©) Domlnpltels.osonsonusunsennennssense 14,720. —. — 
f) Dom · Pfarrkirche ..................... 1,000. — — 


Bisthum Paderborn. 


3 Biſchoͤflich geiſtliches Gericht zu Erfurt... 533. 
ai öflidy-geiftliche Gericht zu Heiligen. 


ERFURT ERTL PT PEO TA ATE ‚219. 15. 6, 
c öfter Stuhl ...... PEPPER 13,850. —. —. 
OD 2,131. —. — 
8) Emeriten · Anſtalt ..................... 3,000. —. — 
£) Demeriten · Anſtalt .. .................. 1,500. —. —. 
£ — 13,180. — —. 
) Dom Pfarrlicche .................... 3,080, —. —., 
Bisthum Fulda. 
a) Bihöfliher Stuhl .................. 3,908. 17. 2 
DD 8,650, 8. 6 
8 lach no — ——— ‚460. —. — 
Dem Erzbiihof von Freiburg ald Metro: 
politan des Bisthums Fulda .......... 7.4 3. 
e) Beitrag zur Kaffe der Emeriten + Anftalt 
der Didzefe Würzburg .........* 58. 13. 2, 
Bisthbum Limburg an der Lahn. 
a) Bifhöfliher Stuhl ........... N 
— J— 
Bisthum Köln. 


a) Erzbifchöfficher Stuhl ............... 19,400. —. —. 
7,470, ie Me 


b) SEmindE -.nunnan 


* 
| 


“re. 


BER 549 
Betrag Darunter 
für fünftig 
1873, wegfallend. 
Thfr. Thlr. 


133,622. 9 — — — 


54,044. 510 — —— 


15,071.17 8 380.— 2 


1668.17 11 : — —— 


Bei ne 


38,494. 8 6 — — 


17,174.13 1 58.13 2 


1804.31 — — 


317,237. 7 1 438.13 4 
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Darunter 
künftig 
wegfallenb. 


Titel, 


Thlr. Ser. Dr. . 














Uebertrag ..... — 317,237. 7 1 438.13 4 
©) Emeriten-Anflalt ..................... 4000. — 
d) Demeriten · Anſtalt ·. .................. 2,000. — —. 
e) DemapiJl error 17,384. —. —. 
le Sun * — EARREEFIE EN Die —. — 
) Kollegiat- in Aachen ............ 4037. —. — 
8 — — _ 9. —- — 
12. Bisthum Trier. 
a) Bifhöfliher Stuhl .............. .... 13,100. —. —. 
a En, 2,851. 12. 10. 
e) Emeriten-Anftalt ..................... 2,788. —. —. 
d) Demeriten-Anftalt .. .................. 1,371. —. — 
3 Domkapitel ...... 12,531, 1. 4. 
f) Dom · Pfarrkirche 2.224444. +» Ir — — — — 32,641.14 2 — — 
13, Bisthum Freiburg. — 40. — — — — 
Summa Tit. 1 bis 13 und Kap. 118..... — 408,959. 21 3 438.13 4 


Katbolifche KRonfiftorien zu Hildesheim und 
Dönabrüd, 


Befolbungen. 


1. | 2 Vorfigende mit 2200 Thle. und 1700 Thlr.; 1 ſchulkun- 
diges Mitglied mit 1700 Thle.; 3 Mitglieder im Neben- 
amt mit 200 Thlr., 300 Thlr. und 389 Thlr.; 2 Sekte 
taire mit 600 Thlr. und 700 Thle.; 2 Kanzliften mit 
350 Thlr. und 450 Ihle.; 2 Kanzleidiener mit 280 Thlr. 
1 — 9,209. — — — — 


Summa Tit. 1 für ſich. 





Andere perſonliche Ausgaben. 











2 1 Su OBER een een Kane rreee 15.— — — —— 
3. I Zu außerorbentlichen Nemunerationen und Unterftügungen für 
Subaltern-, Kanzlei und Unterbeamte ........ ....... — 85. ⸗ — — — 
Summa Tit. 2 und 3..... — 100. — — — — 
Sächliche Ausgaben. 
4, | Zu Bureaubedürfniſſen (Schreib- und Packmaterialien, Drud- ' 
ſachen, Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utenfilien, Sef- a 
tn Der Men Jeanne green — 680. — — — — — 
5. I Su Diäten und Fuhrkoſfenn _ 120, — — — — — 
(Zit. 4 und 5 übertragen ſich gegenfeitig,) 
6. | Zur Unterhaltung des Dienftgebäubes in Hildesheim .....». — 50. — — — — 
Summa Tit. 4 bis 6..... — 850, — — — — — 
Dazu: » KM syursmerre — 9,209, — — — — — 
» » 2unb3 ..... — 100. — — — — — 
Summa Kap. 119 ..... — 10,159, — — — —— 


Katholiſche Geiſtliche und Kirchen. 


1. I Befoldungen und Zuſchüſſe ........... ............ 4,009 449,677.12 2 6,093.24 3 
Vermerk: Wie unter Kap. 117 Tit. 1 und 2. a 


Summa Tit. 1 und Kap. 120 für fid. 


Ra 


122, 


123. 


PenSgPun- 


.. 
* 
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Ausgabe. 


Provinzial:Schulfollegien. 


Befoldungen. 

1 Diti " - heiten Te iums in Berlin mit 
270 darunter 200 nftig er 19 
Drovintal, (’Schufräthe mit 1700 le. biß 2000 Thl,, im 
Durchſchnitt 1850 Thle.; 1 Provinzial-Schulcath im Neben- 
amt mit 400 Thlr.; 2 Berwaltungsräthe mit 1400 Thlr. 
bis 2000 Thlr., im Durchſchnitt 1700 Thle. ; 2 Juftitiarien 
im Nebenamt mit 200 Thlr. und 400 Thlr............- 

4 Sefretaire in Berlin mit 600 Thlr. bis 1400 Thlr., im 
Durchſchnitt 1000 Thle.; 21 Sekretaire in den Provinzen 
mit Thlr. bis 1200 TIhlr., im — 900 Tplr.; 
1 Büreau⸗ — mit 500 Thlr.; rg ig mit 
550 Thlr. bi 750 Thlr., im Durchſchnitt Ihlr.; 
13 FKanzleidiener mit 320 Thlr. bis 400 Thlr., im Durdy 
ſchnitt 360 Thlr., außerdem 130 Thlr. künftig wegfallend 


Summa Tit. 1 unb 2 


Andere perfönlide Ausgaben. 

Br Remunerirung von Hülfsarbeitern 
u außerorbentlihen NRemunerationen und Unterftüßungen 
für Subaltern-, Kanzlei» und Unterbeamte 


Summa Tit. 3 und 4..... 


Sädlihe Ausgaben. 

Miethe für Gefchäftslofale und zu Büreaubebürfniffen (Schreib- 
und Dadmaterialien, Druckſachen, — ec nn 
Bibliothek, ya Heften der Alten x.) ........... 

Zu Diäten und Fuhrkoſten .............. 

(Tit. 5 und 6 übertragen ſich gegenfeitig.) 


Summa Tit. 5 und 6..... 
Day: » . 13 duo 
> re . er var VEN 


Summa Rap. 121..... 


(egen ber gm enthaltenen, aus bem Sannoverfchen 
Klofterfonds ji beftreitenben Ausgaben für das Provin⸗ 
ial» Schulfollegium in Hannover cfr. Vermerk zu 

ap. 34 Tit. 3 ber Einnahme.) 


Zur Nemunerirung der Mitglieder der wiflenfchaft: 
lichen Prüfungskommiſſionen. .. ........ 


Summa Kap. 122 für ſich. 


...n.n rn Tree 


ee 


Univerfitäten ....22-20sss0enner euere nr ernennen 
Zuſchuß vn bie Univerfität in Königäberg nr ............ 
» n » 7 Berlßͤ 
>» » » » 3 BEBloE sauna 
» » » * * Halle —————— 
» > > » » Kiel De ee ee u er ru 
⸗ >.» » » Goͤttingen ................. 
» x gg, PERS RETT 
> > 2 » » DDIN „voeerrerereereeren en. 
»* theologiſche —— Akademie in 
» » bas Lyceum — pi Braunsberg ——— 


Summa Tit. 1 bi8 10..... 


(Erfparniffe an ben Fonds zu fächlihen Ausgaben ber 
Univerfitäten und Univerfitäts. Anftitute fünnen zur 














99,346. — — 


* 


19,75 








148,981. 8 5 
. 285,570. 9 3 
139,595. 15 — 
117,325.28 6 
111,414.22 6 
43,651. 7 1 
98,574. — — 
186,551. 8 3 


2,535.— — 
AB.— — 


694,796] 1,135,632. 9 — 


694,796 


I-EPREIEN 








Darunter 
fünftig 
wegfallen, 


hr. Sur. Pi. 











4,500. — 
17,300. — — 
4,100. — — 
6,175. — — 
8,520. — — 
2,700. — — 
1,150. — — 
10,750. — — 


— 00T 
50,195, — — 




















Darunter 





















Ka- n . 
* Ausgabe. * kunftis 
er 1873. wegfallend. 
Ihr. Gar. Df. Mr Sur. Di. 
Uebertrag ....- 694,796] 1,135,632. 9 — 50,195. — — 
Verwendung in ben folgenden Jahren refervirt werben, 
einfchließlih der aus früheren Jahren vorhandenen 
Erfparniffe.) 
11. | Zur Berbefferung der Befolbungen ber Lehrer an fämmtlidyen 
Univerfitäten, an ber Akademie zu Münfter und an dem 
Eyceum-Hofianum zu Braunsberg, fowie zur Heranziehung 
außgezeihneter Dozenten ................... ... — 105,160. — — — —— 
12, | Zur Berufung von Nachfolgern für unerwartet außer Thätig 
feit tretende Univerſitätslehrer .................5 _ 4,000. — — — — — 
13, | Su Stipendien und Unterſtützungen für würdige und bebürf- 
Hge Stubirenbe .....onossnunssansunouunusnnsnunene — 17309. 29 8 — — 
Summa Tit. 1 6i8 13 und Kap. 123..... | 6094,7961 1,262,002. 8 8 50,195. — — 
124 Gymnafien und Realfhulen. 
1. | Sufchüffe für nahbenannte Anftalten und Fonds: 


Regierungsbezirk Königsberg. Friedrichs + Kollegium 
u Königeberg, Gymnaſien zu — Braunsberg / 
ohenſtein, Röffel, Bartenſtein. 

Regierungsbezirk Gumbinnen. Friedrichs ⸗Gymnaſium 

zu Gumbinnen, Gymnaſien zu Lyck, Tilſit, Inſterburg. 


u te Danzig. Gymnaſien zu Elbing, Neu 
abt. 


Regierungsbezirk Marienwerber. Katholifher Hanpt- 
chulfonds von Meftpreußen, Gymnaſien zu Marienmwerber, 
born, Kulm, Konig, Deutſch ⸗Crone, Straßburg, Pro 

gumnafium zu Neumarf, 


Refidenzitadt Berlin. Berlinifches Gymnafium, Friedrich- 
Merberiches Gumnafium, Kölnifhes Gymnaſium, Sriebrich- 
Milhelms-Gymnafium, Realfchule beffelben, Elifabetbfchule, 
—— Gymnaſium, Joachimthalſches Gymnaſium, 

ilhelms · Gymnaſium. 

Regierungsbezirk Potsdam. —— zu Dotsbam, 

randenburg, Vrenzlau, Neuruppin, Charlottenburg, Ritter 
Akademie zu Brandenburg. 


Regierungsbezirk Frankfurt. Gymnaſien zu Frank- 
rt; Guben, Yudau, Sorau, Königsberg N. M., Kottbus, 
Banbsber a. W., Küftrin, Pädagogium und MWaifenhaus 
zu Züllidau, Realfchule zu Lübben. 


Regierungsbezirk Stettin. Marienftifts-Gymnafium zu 
Stettin. Gymnafien zu Stargard, Anklam. 

Regierungsbezirk Köslin. Gymnafien zu Kötlin, Neu- 
N ettin, Stolp. 

Regierungsbezirk Stralfund. Päbagogium zu Putbus. 

Regierungsbezirk Dofen. — ee an 
u Dofen, Marien - Gumnafium bafelbft nebſt Mlumnat, 
ymnaſien zu Liffa, Oſtrowo, Wilhelms » Gymnafium_ zu 
Krotofhin, G —— zu Meſeritz, Schrimm, Rogaſen, 
Realſchule zu Frauſtabt. 

Regierungsbezirk nz Gymnaſien zu Brom- 
erg, Inowraclaw, Gnefen, Schneidemühl, Wongrowitz, 
Progymnafium zu Trzemeszno. 


Regierungsbezirk Breslau. Katholiſcher Hauptfchul- 
onds in Schlefien, Gymnafium zu Breslau, Frriebrichd- 
Gymnaſium bafelbft, Gymnaſien zu Brieg, Oels, Schmweib- 
nit, Glatz, Wilhelmsſchule zu Reichenbach. 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 








Ausgabe 


Ihlr. 





Sar. Pi. 








n, Hirſchberg, Görlig, Sagan, Ritter - Akademie zu 
Liegnitz. 

Regierungsbezirk Oppeln. Gymnaſien zu Oppeln, Ra— 
tibor, Leobſchütz, Neiſſe, Gleiwitz, Beuthen D. &., Kreuz 
burg, Groß-Streblig. 

— irk Magdeburg. Dom-Gymnaſien zu 

agdeburg, Halberſtadt, Gymnaſien zu Salzwedel, Qued- 
linburg, Stendal, Pädagogium bes Kloſters Unſer Lieben 
Frauen zu Magdeburg. 
a ha. rl Merfeburg. Gymnaſien zu Merfe 
urg, Eisleben, Wittenberg, Dom-Gymmafium zu Naum- 
burg, Gumnafium zu Torgau, Sti ymnaſium zu Zei, 
Landesſchule zu De Lateinische Schule der Sranfelchen 
Afengen zu Halle, Pädagogium daſelbſt, Realſchule da- 
elbſt. 

Regierungsbezirk Erfurt. Gymnaſien zu Erfurt, Hei-— 

igenitadt, Schleufingen. 


Regierungsbezirk Schleswig. Gymnaſien zu Altona, 
eal-Gymnafium zu Nendsburg, Gymnafien zu Glüdftabt, 
Meldorf, Diven, Kiel, Flensburg, Dom- Gpmnafium zu 
Schleswig, Gymnaſien zu Haderbleben, Hufum, höhere Bür- 
gerſchule zu Sonderburg. 


Sanddrofteibezirke Hannover, Hildesheim. Gym’ 
nafium zu Hameln, Cyceum zu Hannover, Gymnaſium zu 
Göttingen, Gymnaſium Anbreanum zu Hildesheim, Gum- 
—— Joſephinum daſelbſt, Gymnaſium zu Klausthal, 
Padagogium zu Ilfeld, Progymnaſtum zu Duderſtadt, 

Realſchulen zu Oſterode, Goslar, höhere Bürgerſchulen zu 

* Nienburg, Einbed, Münden, Nordheim. 


Landdroſteibezirke Lüneburg, Stade Gymnaſium zu 
Celle, Gumnafium Tobanneum zu Lüneburg, Gymnaſium 
zu Stade, Dom -Gymnafium zu Verben, Realſchule zu 
Harburg, höhere Bürgerichule zu Otterndorf. 


Landdroſteibezirke Qönabrüd, Aurich. Gymnaſien zu 
Aurich, Emden, Gymnaſium Georgianum zu Lingen, Gym: 
nafium zu Meppen, Naths + Gumnafium zu Osnabrüd, 
Gymnafium Garolinum dafelbit, Vrogumnafium zu Nor- 
ben, Realſchulen zu Osnabrüd und Leer, Schule in Wil- 
helmshaven. 

Re urungsDenin! Münfter. Gymnaſien zu Müniter, 

ecklinghauſen, Gymnaſium Arnoldinum zu Burgfteinfurt, 
Gymnaſien zu Coesfeld, Warendorf, Rheine, Proghmnaſium 
zu Vreden und Dorften. 


Regierungdbezirt Minden. Gynmnaſien zu Minden, 

ielefeld, Herford, Gymnaſium Theodorianum zu Bader 

born, Gymnaſien zu Höxter, Warburg, Proghmnaſium 
zu Rietberg, Stubienfonds zu Vaberborn. 


Regierungsbezirf Arnsberg. Gymngſien zu Arnsberg, 
Dortmund, Hamm, Soeſt, Brilon, Progymnaſium zu 
Attendorn, Realſchule zu Siegen. 


— — Kaſſel. Gymnaſien zu Kaſſel, Mar— 

urg, Aulda, Hanau, Hersfeld, Rinteln, Realſchulen zu 
Kaffel, Marburg, Eſchwege, Fulda, Hersfeld, Schmalkalden, 
Hofgeißmar, Rotenburg, Carlshafen. 


— —— Wiesbaden. Gumnafien zu Hadamar, 

eilburg, Yateinifches Gymnaſium zu Wiesbaden, Real: 
gumnafium dafelbft, Kaifer-Wilhelms-Gymnafium zu Mon- 
tabaur, — zu Dillenburg, Realſchulen zu 

| Homburg, Biedenkopf, höhere Bürgerfculen zu Mosbach, 
Limburg, Geifenheim. 


Regierungsbezirk Liegnitz. Gymnaſium zu Fi nig 
ve Gymnaſien in Groß» Gymnafien u: 


| Ant, . d. Verhanbl. d. Herrenhaufet, 70 
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Darunter 
künftig 


Titel, Ausgabe. für 
megfallend. 





Schule zu Meifenheim. 


Negierungsbezirk Düffelborf. Gymnaſien zu Düffel- 
dorf, Eſſen, Kleve, Elberfeld, Wefel, Duisburg, Emmerich, 
Progymnafium zu Moerd, Bergiſcher Schulfonds. 


Negierungsbezirk Köln. Friedrich-Wilhelms Gymnaſium 
zu Köln, Gymnafium zu M 
Wipperfürth, Siegburg. 
Negierungsbezirk Trier. Gymnaſium zu Saarbrüden, 
rogymmafien zu St. Wendel, Prüm. 
Regierungsbezirk Machen. —— zu Aachen, Düren, 
— eh zu Erkelenz, Jülich, Malmedy. 
— sbezirk Sigmaringen. Gymnaſium zu He 
ingen, höhere Bürgerthule zu Hechingen .... .... ..... 
(Das Wilhelms-Gymnafium zu Berlin, ſowie die Gym⸗ 
nafien zu Nogafen und Emden werden vom Staate 
übernommen, das Gymnaſium zu Straßburg, Re 
gierungsbezirk Marienwerder, wird neu begründet.) 


2. Zur Erfüllung des Normal-Etatd vom 20, April 1872 (Staats. 
anzeiger pro 1872 Nr. 156) bei ben Gymnafien und Real- 
fchulen erfter —— und zu Beſoldungs⸗Verbeſſerungen 
für bie techniſchen, Hülfs- und Elementarlehrer an dieſen 
Unftalten, ſowie für die Dirigenten und Pehrer an allen 
a höheren Unterridytsanftalten fämmtliher Pandes- 
20 | EEE —— 


3. | Sonftige Ausgaben für das Höhere Unterrichtäwefen........ 


Summa Tit. 1 bis 3. Kap. 124..... 


Vermerk. Aus den Etatd-Titeln ⸗Insgemein« ber unter 
Tit. I. aufgeführten Anftalten Üönnen denjenigen al- 
tiven Subaltern-Beamten und Unterbedienten ber reſp. 
Anftalten, für welche befondere Unterftägungsfonds 
nicht ausgefekt find, in Bebarfsfällen vor dem Mi- 
nifter ber geiftlicyen ic. er are einmalige Un- 
terftügungen bewilligt merb 


ünftereifel, Brogumnafien zu 


917,611.17 4| 27,435.%6 I 


320000 J — — 
8,000.— — > — 


2,143,866 1,245,$11. 17 4 27,435.26 1 





Regierungsbezirk Koblenz. Gymnafien zu Meklar, 
te rogummafien zu Linz, Trarbach, Pateinifche 


1, Scullehrer-Seminarien.- 


Zuſchüſſe für nachbenannte Anftalten und Fonds: 
Regierungsbezirk Königsberg. Schullchrer-Seminarien 
. zu Braunsberg, Waldau, Pr. Enlau, Friedrichshof, Hülfs- 
Seminar zu Königsberg, Litthauifches Seminar, Polnifches 
Seminar. . 
Regierungsbezirk Gumbinnen. Schullehrer-Seminarien 
zu Angerburg und Karalene. 

Regierungsbezirk Danzig. Scullehrer- Seminarien zu 
 arienburg und Berent. ; 
Regierungsbezirt Marienwerder. Scullebrer- Semi- 

narien zu Graubenz und Friedland, 


Nefidenzftadt Berlin. Seminar für Stadtſchulen. 

Regierungsbezirk Potsdam. Schullehrer-Seminarien 
zu Köpenid, Oranienburg und Kyritz. 

Regierungsbezirk Frankfurt. Schullchrer- Seminarien 
zu Neuzelle, Ult-Döbern und Droffen. 

Negierungsbezirk Stettin. Schullchrer- Seminarien zu 

ölit, Kammin und Dyrik, Unterjtügungsfonds für Scmi- 

nariften im Negierungsbezirt Stettin, 


en i 
Elementar:Unterrichtöwefen, 












Ka 
pitel. 


Herrenhaus. Aktenftüd 1 90, 


Ausgabe 


Regierungsbezirk Köslin, Schullehrer »Seminarien zu 
ö8lin, Bütow und Dramburg. 


Regierungsbezirk Stralfund. Schullehrer-Seminar zu 
Franzburg, Hülfs-Seminar zu Gingit. 


Regierungsbezirk Voſen. Scdullehrer-Seminarien zu 
Kofen, aradied, Kozmin, Louiſenſchule nebit Lehrerinnen: 
Scminar zu Pofen. 


Regierungbezirt Bromberg. Scullehrer- Seminar zu 
romberg und Erin. 


R gi erungsbezirk Breslau. Schullehrer-Seminarien zu 
teslau, Münfterberg, Steinau, Habelfchwerdt. 


Regierungsbezirk Liegnitz. Scullehrer-Seminarien zu 
unzlau, Liebenthal, Reichenbach. 
Regierungsbezirk Oppeln. Schullehrer Seminarien zu 
r-Glogau, Deisfretfcham, —— —— vier in 
Oberſchleſien neu zu errichtende katholiſche Schullehrer-Se- 
minarien nebſt Präparanden ⸗Anſtalten. 


Regierungsbezirk Magdeburg. Schullchrer-Seminarien 
u Barby, Halberftadt und Ofterburg. 


Regierungsbezirk Merfeburg. ae ee 
zu Weißenfels, Eisleben, Elſterwerda, Delitich, Cehrerinnen- 
Seminar zu Drovfig. 

Regierungsbezirk Erfurt. Scullehrer-Seminarien zu 

rt und SHeiligenftadt. 

NRegierun ehe ie ne Scullehrer- Seminarien 
zu Segeberg, Tonden und Edernförbe. 


Landdroſteibe zirke Hannover, Hildesheim. Schul- 
Ichrer-Seminarien zu Hannover, Alfelb und Hildesheim. 


Canbbrofteibezirke Lüneburg, Stade. Schullehrer-Se- 
minarien zu Yüneburg und Stade. i 


Landdroſteibezirke Osnabrück, Aurich. Schullehrer · Se⸗ 
minarien zu Ognabrüd, Aurich, Schullehrer⸗Vorſeminar zu 
Neuenhaus. 


R ——— Münſter. Schullehrer Seminar zu 
angenhorſt, Vehrerinnen-Seminar zu Müniter, 


Regierungsbezirk Minden. Schullehrer -Seminarien zu 
eterdbagen und Büren, Yehrerinnen-Seminar zu Pa— 
berborn. 

Negierungsbezirk Urnsberg. Schullehrer- Seminarien 
zu Soeft und Hildenbad). 

Regierungsbezirk Kaffel. Schullehrer-Seminarien zu 
Homberg, Schlüchtern und Fulda. 

Regierungsbezirk Wiesbaden. Schullehrer-Seminarien 
zu Montabaur und Ufingen. 

Re ich Koblenz. Schullchrer-Seminarien zu 

oppard und Neumieb, 

Regierungsbezirk Düffeldorf. Schullehrer-Seminarien 
je Mörs, Kempen, Mettmann und ein nen zu gründendes 
atholifches Seminar. 

Regierungsbezirk Köln. Schullehrer-Seminar zu Brühl. 

Regierungsbezirk Machen. Bilbungsanftalt für fatho- 
Iifäpe Lehrerinnen. i 

Regierungsbezirt Sigmaringen. für Seminarzwecke. 


186,321 


548,251.23 — 


70° 


555 





Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Tr Sgr. Pf . 


12,893.14 3 
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9. 


10. 


Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


- Bräparanbenanftalten. 


Zufhüffe für nachbenannte Anftalten: 
Negierungsbezirt Danzig. Präparandenanftalt zu 
reuß. Stargardt. 
u irk Stettin. Präparandenanftalten zu 
ebbin und Plathe. 
Regierungsbezirt Köslin. Präparandenanftalten zu 
artin und oder. 
Regierungsbezirk Stralfund. Präparandenanftalt zu 
ichtenberg. 
— —— Bromberg. Evangeliſche Dräparan- 
enanftalt zu Cjarnikau, katholiſche Präparandenanſtalt 
zu Exin. 
Regierungsbezirk Kaſſel. Präparandenanſtalt zu Fulda 
Vermerk. Der Vermerk zu Kap. 124 findet auch auf 
die unter Kap. 125 Tit. 1 und 2 genannten Anſtalten 
Anwendung. 


Da u er ee u ee ee ee ee ee Be ee ee a ee ee ee u 


Elementarſchulen. 

Beſoldungen und Zuſchüſſe für Lehrer, Lehrerinnen und Schu- 
fen, insbeſondere aud) zur Gewährung zeitweiliger Gehalts- 
zulagen für Altere Lehrer............ .............. 

Vermerk. Erſparniſſe können in das folgende Jahr 
übertragen und zu einmaligen ge ichen Aus⸗ 
gaben für Elementarlehrer und Lehrerinnen ver- 
wenbet werben. 

Behufs Errichtung neuer Schulſtellen . ... ..... ....4 

Vermerk. Erſparniſſe können in das folgende Jahr 
übertragen werben. 

Zu Ruhegehalts · Zuſchüſſen und Unterftägungen für emeritirte 
Elementarlehrer und Lehrerinnen ............... 

Zur Vermehrung der Schulauffihtsfräfte, und zwar zu Be 
foldungen für 50 Kreis» Schulinfpeftoren mit 800 Thlr. 
bis 1600 Thlr., im Durchſchnitt 1200 Thlr,, zu Reiſekoſten⸗ 
Vergütungen für diefelben 200 Ihle. bis 400 Thlr., im 
Durchſchnitt 300 Thlr. für Per ferner zur Remuneri⸗ 
rung von weiteren Kreis und Fofal-Schulinfpeftoren.. .. 


Dispofitionsfonds für dad Elementar-Unterrichtöwefen .....- 
Summa Tit.4 bi8 8 ..... 

Zur Ausbildung von Turnlehrern .................. 
Summa Tit. 9 für ſich. 


Taubftummen- und Blinden-Anftalten. 


Zufchüffe für nachbenannte Unftalten: 

Regierungsbezirk Königsberg. Taubftummen- Institut 
zu Königsberg. 

Nefidenzitadt Berlin. Taubſtummen; und Blinden-An- 
ftalt dafelbft. 


—— irk Breslau. Privat-Taubſtummen - An—⸗ 
takt in Breslau, Privat-Blindenanjtalt dafelbft. 







186,321| -548,251.23 — 


er 100,000. — — 





189,921] 656,783.23 — 


-ı 


1,481] 2,502,540. 24 


— | 350,000, — — 


— 64,500, -—— 


1,481] 2,997,040.24 7 


— 12,160. — — 















künftig 
wegfallend. 


Thle, 








Sgt. Pf. 


12,893.14 3 


7,98.— — 


100,000. — — 
120,891.14 3 





22,000. — — 


22,000. — — 
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Ka künftig 
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Regierungsbezirk Magdeburg. riedrich « Wilhelms- 
finden Anftitut in Barby. a a 

a a al Schleswig. Privat-Blindenanftalt zu 
iel. 


a be ag Münſter. Taubftummen-Unftalten zu 
üren, Soeit, Yangenhorft und Peterdhagen. 
Regierungsbezirk Wiesbaden. Privat-Blinden-Inftitut 

zu Wiesbaden. 19,874 16,683.17 2 1,500. — — 


Summa Tit. 10 für fid. 

Vermerf. Der Vermerk zu Kap. 124 findet auch auf 

bie unter Kap. 125 Tit, 10 gemannten Anftalten 
Anwendung. 


11. Waifenbäufer und andere Wohlthätigkeits- 
anftalten. 

Zuſchüſſe für nachbenannte Anftalten: 

aid bes 1a ii Königsberg. Waifenhaus zu Königs. 

erg. 

a Berlin. Louifenftiftung, Pouifenftift, Fried⸗ 
richs · Waiſenhaus, Lindow · und Orange Maifenhaus, Hötel 
de refuge, Kornmeſſer'ſches Waiſenhaus, Schindler'ſcheb 
Waiſenhaus. 

Regierungsbezirk Potsdam. Civil» Waifenanftalt 

otsdam, von Tuͤrk'ſche Waiſenanſtalt zu Stlein- Glienide. 

Regierungsbezirk Frankfurt a. DO. Waifenhaus zu 

euzelle, Wailenhaus zu Landsberg a. W., Waiſenhaus zu 
Sorau, Siehenhaus bafelbft. 

de ee Dofen. SKrankenanftalt ber grauen ° 

armberzigen Schweitern in Pofen. 

Regierungsbezirk Breslau. Elifabethiner Tungfrauen- | 

onvent in Breslau, Barmberziger Brüder-Stonvent daſelbſt, 
Hickert'ſches Kindererziehungs-nftitut. 

Regierungsbezirk Liegnig. Waifenhaus in Bunzlau. 

Regierungsbezirk Oppeln. Inſtitut ber barmberzigen 
Brüder I Neuftabt, nftitut der barmherzigen Brüder in 
Pilchowitz. —* 

Regierungsbezirt Magdeburg. Berg'ſche Diözeſan— 
Scullehrer- und Waiſenkaſſe, Waiſenhaus in Quedlinburg. 

Negierungsbezirt Merfeburg. Franke'ſche Stiftungen 
in Halle, Waifenhaus in Merieburg, Land » Waifenanftalt 
zu Vangendorf, Drofuraturamt und Waiſenhaus zu Zeit. 

Landdroſteibezirke Sannover, Hilbesheim. Waifen- 
haus zu Hannover. 

Negierungsbezirt Minden. Waifenhaus zu Bielefeld. 

Regierungsbezirk Arnsberg. Waiſenhaus zu Hamm. 

Regierungsbezirk Düffeldorf. Rettungsanftalt zu Düſ— 
elthal. j 1,604 75,687,28 1 - —— 

Vermerk. Der Vermerk zu Kap. 124 findet auch 
auf die unter vorftchendem Titel genannten An— 











ftalten Anwendung. | 
Summa Tit. 11*.......... 1,604 75,687.28 1 — — 
Dazu: » 1b83..... 189,921] 656,783.23 —} 120,591.14 3 
a ee 1,481] 2,997,040.24 7 22,000, — — 
Be een — 12,160. — — — —— 
J 10 19,874 16,683.17 2 1,00, — — 








Summa Kap. 125 ..... 212,880] 3,758,356. 210] 141.291.11 3 
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Kunft und Wiffenfchaft. 
Sufhuß für die Akademie der Künfte und die damit verbun- 


dene Kunſtſchule und Hochſchule für Muſik ............. 


Zuſchuß für die Kunſtakademie in Königäberg ... ..... .... 


» Düffeldorf.............. 
- .»» r > Staffel Corte nennen... 
» .»» » 2 ET TE 


Summa Tit. 268 5 ..... 


Zufhuß für die Kumft-Mufeen in Berlin ................. 
Zuſchuß für die Afademie der Wiffenfchaften in Berlin ..... 
Zufhuß für die Königliche Bibliothek in Berlin .........-- 


Sonftige Kunft- und wiffenfhaftlide Zwecke. 


Befoldungen: 1 Konfewator der Kunftdentmäler mit 2400 Ihlr., 


einfchließlich 1000 Thlr. Bireau- und Reifefoften, 1 Kon- 
fervator der Sannoverfchen Landesalterthümer mit 300 Thlr., 
einſchließlich 100 IHlr. Reifekoften; 1 Vorfigender bes lite- 
rarifchen und mufifalifhen Sahverftändigenvereing mit 300 
Thle. ; 1 Hiftoriograph der Mark Brandenburg und 1 Siftorio- 
graph bes Dreusif en Staats mit je 300 Thlr.; 1 Kuftos 
und 1 Diener des Raudh-Mufeums mit 300 Thle. und 
335 Thle.; 1 Schloßkaftellan und 1 Schloßdiener in Ma- 
rienburg mit 335 Thlr. und 170 Thlr.; Beamte des geo- 
bätiichen Inſtituts für die Zwecke der Europäifchen Grab- 
mellung, und zwar: 1 Präfident mit 4000 She. einſchließ · 
„lich 1200 Thlr. perſönliche Zulage, 4 Sektionschefs mit je 
1800 Thlr., 8 Afjiftenten mit je 700 Thle., 1 Büreauvor- 
fteher mit 850 Zul und 1 Bireaudiener mit 360 Ihlr., 
Ausfterbebefoldung für einen Gelehrten 1500 Thlr. ...... 


Zuſchüſſe für nachbenannte Kunft- und wiſſenſchaftliche An— 


ſtalten, Sammlungen und Vereine: 

Geodätifches Inſtitut für die Zwecke der Europäiſchen 
Gradmeſſung ESaͤchliche Ausgaben) ; Sternwarte in Altona; 
Seminar für Zeichnenlehrer ın Berlin; Archäologiſches In- 

itut in Rom; Vrovinzialfunft-, Bau- und Handwerksſchulen 
in Königsberg, Danzig, Breslau, Magdeburg und Erfurt; 
Paãdagogiſches Seminar in Königsberg; Seminarien für ge 
lehrte Schulen in Breslau und Berlin; Sammlung vater- 
ländifcher Altertbümer in Königsberg; Mufeum, Bilbergal- 
ferie und Altertbümerfammlung in Kaffel; Königliche Bi- 
bliothek in Wiesbaden ; Landesbibliothek in Düffeldorf; natur- 
biftorishes Mufeum, chemiſches Brivatlaboratorium und 
Gemäldefammlung in Wiesbaden; Wagnerſche Gemälde 
fammlung;; Deuttihe Gefellichaft in Königsberg; Lefeverein 
in frankfurt a. O.; naturwiſſenſchaftliche Vereine in Vofen; 
Akademie rn Miffenfchaften in Erfurt; naturforfchende 
Gefelfchaft in Marburg; Vereine für Heſſiſche Gefdyichte 
und Alterthumskunde; Wetteraufche Gefellichaft; Verein für 
Naffauifche Geſchichte und Alterthumskunde; Gefellfchaft für 
nüßliche Unterfuchungen in Trier; Leopoldinifch- Karolinifche 
Akademie der Naturforfcher; Mufikinftitut der Hof. und 
Domkirhe in Berlin; Mufikinftitut in Koblenz; SKonferva- 
torium ber Mufif in Köln; Botanischer Garten in Düffel- 
dorf; Zoologischer Garten bei Berlin .................. 

Vermerk. Der Vermerk zu Kap. 124 findet auch auf 

die unter vorftehendem Titel aufgeführten Anftalten ıc. 
Anwendung. 





10,390 


410 
Vo 
1,890 
4,448 

13,350 
3,887 

160 








7,130 


7,130 


Betrag 
für 
1873, 


Tor, Sar. Pf 





63,680, tere! 


9,660. — — 
16,930. — — 
8,052. — — 
3,060. — 
37,702. — — 
182,895. — — 
24,8: — 
48,970. — — 








24,250. — — 


74,755. 8 2 


99,005. 8 2 










Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Tor. Ser. Pi. 





2,000, — — 


1,500. — — 


3,000. — — 





4,500. — — 





__ Herrenhaus. 





Ausgabe. 


Uebertrag ....- 


11. | Zu vericiedenen anderen Ausgaben (Ausbildung und Prüfung 
von —— und für andere muſikaliſche Zwecke; Unter- 

—* weitere Ausgrabung und Bewachung der Roͤmiſchen 

bei Nennig; Erhaltung und Bewachung von 
Deutaäleen wub 8.... 

12, | Zur — ber Gebäude und wiſſenſchaftlichen Anſtalten 
J.. OETERTERTETT TETHRTIERTIRT 

13. | Zu Beihülfen und Unterftüägungen für Kunft- und wiffenfchaft- 
liche Zwecke, fowie für Künftler, Gelehrte und Literaten und 

zu Unterftügungen behufs — — von Künſtlern .... 

14. | Fur Swede der bildenden Ktunſt .................... 


Summa Tit. 9 bis 14 ..... 
Dau >» 1 


une enr re « 


“rn rer e 


» * 
* * 
* DD 7 
> * 


Summa Kap. 126. 


— im a 123 bis * aus der Beilage 23 Pr 
— ———— 


127. Kultus und Unterricht gemeinfam ..... 


zu — 


1. | Befoldungen für 57 Sculräthe bei den Regierungen mit 
1400 Thlr. bis 2000 Thlr., im Durchſchnitt 1700 Ihle., 
worauf an Bezügen aus Nebenämtern 200 Thlr. in An— 
rechnung fommen; 5 ne e im Nebenamt, 1 nm 
1500 T Ir., —— 1000 Thlr. künftig wegfallend, 3 
mit je 500 Thlr. und 1 mit 400 Thlr.; 8 geiftliche Räthe, 
4 mit je 200 Thlr., 2 mit je 250 Thle., 1 mit 300 Thir 
und 1 mit 350 Thlr.; 1 — und Schulrath im Ne 
benamt mit 342 Thlr. 25 Sgr. I Bf. 


2. | Zur Unterhaltung ber Kirchen-, Dfarr-, Küfterei- und Schul. 
— ſoweit ſolche auf einer rechtlichen Verpflichtung des 
aate bernn 


(Zu Bauten von kirchlichen Gebäuden landesherrlichen 
Patronats dürfen hieraus nur Verwendungen ge- 
macht werben, wenn bas Patronat über die be— 
treffende Kirche vor dem J. Januar 1873 begründet 


De Er ee 


worben ilt.) 
3. | Zur Verbefferung der äußeren Cage ber Geiftlichen aller Be- 
Teuninifie uud Geben sononunuuonansnneunonanannnn anne 
4. | Zuſchuß für die Stiftung mons pietatis ................ 


5. — für die Elementarlehrer- Wittwen- und ve 


Da ee ee ee ee ee ee rer r 


Dose a er er ee ee er Ze ee er ee ee er ee a ee er re 


Pa ee u Be er ee ee ee er Er er 


9, Dorfen ee und Unterftügungen für penfio- 
nirte Gymnaſial und Seminarlehrer ..... ............ 


Vermerk zu Tit. 6-9. Beſtände können in das 
folgende Jahr übertragen werben. 


_Akteuftüd 90. 








659 





















Betrag Darunter 
für fünftig 
1873. wegfallend. 
Thlr. Sur Di, Wlre. Gar. Pf. 
7,130 99,005. 8 2 4,500. — — 


= 7703 12 J - — 





— 5,250. — — — — — 
— 22500 J — — 
— 50000 · J ⸗— 
7,130| 184,548.20 8| 4500. — 
10,390 63,680. — — — — 
448] 37702.——] — — 
133501 1286.—-—— — —— 
3887| 24828. —] :2,000.— — 


10 80.—— — — 





39,365| 542623.20 | 6,50. — — 
3) - -- - — 
= 102,392.%5 91 1,000 - — 








— 5113417341 — — 





— 225,904. 9 1 — —— 





— 12,670.24 1 — — — 


— - — 


= BEN — — 
== 300.1 — — 


= asoo ⸗·· — — 


_ 0. - — 


— 92,877.12 9 — — — 






Titel, 


10, 
11. 
12, 
13. 
14. 


Ausgabe. 


Uebertrag ....» 


Zu —— und Unterſtützungen für Wittwen und Waiſen 
von Beamten und zu außerordentlichen Unterftühungen für 
penſionirte Beamte .......................... 

Zu Erziehungs-Unterftügungen für arme Kinder .... .. .544 

Verfchiedene andere Ausgaben für Kultus und Unterrichts 


Summa Tit. 4 bis 14..... 
Da >» 
* DB serien 


2 
⸗ ae ER RER 


Medizinalwefen. 
Befoldungen. 


33 ee der Pirovinzial-Mebizinal-Kollegien mit 200 Thlr. 
i8 


I Alfeffor, künftig wegfallend, mit 268 — 29 Negie- 
rumgsMeh N 
Durchſchnitt 1700 Ihlr.; 1 Regierungs-Medizinalrath; mit 
2 The. 25 Sor. P...... 

382 Streis- und Bezirksphyſiker mit je 300 Thlr., außerdem 
1835 Thlr. 21 4 Pf. künftig N 3 Kreis · 
phyſiker mit 500 Thlr., 350 Thlr. und 50 Thle.; 3 Kreis. 
und Bezirksphyſiker, 2 mit je 500 Thlr., 1 mit 650 Thlr.; 
33 Diftritsärzte, je 5 mit 462 Ihle., 375 Thlr. und 
372 — je 6 mit 300 Thlr., 279 Thle. und 225 Thlr.; 
85 Obergerichts und Landphyſiker mit 40 Thlr. bis 
500 Thlr., im Ganzen 19,050 Ihle.; 37 Amtsphyſiker 
(künftig wegfallend) mit 250 Thlr. bis 400 Thlr., im 

zu. 12,250 Ihlr.; 24 Dhnfifats-Afjistenten und Amts- 

mwundärzte Gang eat) mit 200 Thlr. bis 300 Thlr., 

im Ganzen 6300 Thlr.; 4 Stadtphyſiker, I mit 785% Thlr., 

3 mit je 671% TIhle.; 2 ——— (künftig wegfallend) 

mit 200 Thlr. und 435 Thlr. 16 Sgr. 6 Pf.j 4 Ober 

ei mit je 371% Thle., an fünftiq weg · 

fallend 6575 Thlr.; 1 Stellvertreter mit 91% Thlr. ; 6 Aerzte 

ber Franzöſiſchen Kolonie mit 100 Thlr. bis 300 Thlr., 

im Ganzen 1512 Thlr., einſchließlich 100 Thlr. künftig 

wegfallend; 374 Kreiswunbärzte mit je 200 Ihle., aufer- 

dem 900 Thlr. künftig wegfallend; 2 Kreiswundärzte mit 
je 250 Thlr., davon 100 hir. künftig wegfallend ; 2 ftreis- 
mwunbärzte mit 230 Thlr., einjchließlih 5 Thlr. künftig 

— und 25 Thle; 1 Diftrilts-Chirurgus mit 

117 Ihle.; 8 Oberamts-Wunbärzte mit 25% Thlr. bie 

142% Thlr., im Ganzen 708% Thlr. ............ ...... 
Vermerk. 1. Behufs Reorganifation der Medizinal- 

verwaltung in ber Provinz Schleswig - Holitein 
nad) Tg = ber in ben älteren Provinzen be 
ftehenden Einrichtungen follen Kreisphyſiker und 
Kreis Wundärzte mit den Pflichten und Rechten 
biefer Beamten in dem älteren Brovinzen angeftellt 


“ Herrenhaus. Aktenftüd A 90. 










99,877.12 9 


12,000. — — 
1,000. — — 
43,304.13 2 
118.— 
500. — 
150,806. 25 11 
102,392.25 9 
511,034.17 3 
225,904. 9 1 


990,138. 18 — 








68,024.25 3 


251,917. 3 6 


319,941.28 9 





en 


Darımter 
fünftig 
wegfallend. 


Th. Gar. Bi. 








287.25 3 


1,287.25 3 


1,365. 10 — 


22,783.12 2 


24,148.22 2 








Ausgabe. 


.o... 


Uebertrag 


und zur Befoldung derfelben innerhalb der Grenzen 
ber Normalfäge die vorftehend für die jetzigen 
Diftrifts- Dhofiler x. in der genannten Krov na 
ausgebrachten Mittel verwendet werben. 

2. Behufs Reorganifation der Medizinalver- 
waltung in der Drovinz Hannover nad Maßgabe 
ber in den älteren Provinzen beftehenden Einrich- 
tungen follen für jede Landdroftei ein Mebdizinal 
Referent mit Befoldungen von 700 Thlr. bi8 
1000 Thlr., im Durchſchnitt 550 Thlr., ſowie 
Kreisphyſiker und Kreis ⸗· Wundärzte mit den Nechten 
und Bflihten und ben Normal» Befoldungsfägen 
diefer Beamten in ben älteren Provinzen angeitellt 
und bierzu bie vorftehend für bie jegigen Yand- 
brojtei- und Landphyſiker außsgefehten Fonds ver- 
wenbet werben. 

Die Befoldungen der Mebinal-Referenten bei 
ben Landbrofteien find demnächſt nad) Kap. 128 
Tit. 1 zu übertragen. 


- Summa Tit. 1 und 2..... 


Andere perfönlide Ausgaben. 


Zur Remunerirung der Büreau- und Kanzlei-Hülfsarbeiter bei 
ben Drovinzial-Mebizinal-Kollegien und ungen für 
amtswunbärztlice Gefhäfte im Regierungsbezirk Kaffel . . 


Sächliche Ausgaben. 


Zu Biüreaubebärfniffen ber Provinzial» Medizinal» Kollegien 
ge: und Dadmaterialien, Druckſachen, jseuerung, 
leuchtung, Bibliothef, Utenfilien, Heften ber Nkten x.) 
Fr zu Reifekoften für den Regierungs-Mebizinalrath in 
eöwi 
Zur Remunerirung der Mitglieder und Beamten der Kom- 
miffionen für die Staatsprüfungen der Aerzte, Wundärzte, 
Apotheker und Phyſiker, und zu fächlichen Ausgaben bei 
benfelben 
Vermerk. Bei diefem Fonds kommt nicht mehr zur 
Verwendung als der Betrag der wirklich auftom- 
menden Gebühren. Etwaige Erfparniffe an dem— 
felben können pur Unterftügung bedürftiger und 
würdiger Studirender der Mebizin, Chirurgie und 
Pharmazie, ſowie bebürftiger und würdiger Nerzte 

und deren. Hinterbliebenen verwendet werden. 


our... DC Be u u u ee ee 


ee ee er ee re ee 


Unterriht3+, Heil» und Wohlthätigkeits-Anftalten, 
Zuſchuß für das Charite -Srankenhaus in Berlin .......... 


Zufhüffe für das Elifabeth-Krankfenhaus in Berlin, die Seren 
Anftalt in Sorau (Regierungsbezirk Frankfurt), dad Unis 
verfitätd » Krankenhaus in Greifswald ——— un 
Stralfund), bie Irren- und Sieden + Anjtalt in Yun au 
EBD vie nid. die Drovinzial +» Jrren + Anftalt 

ei Halle und die Bade-Anftalt in Lauchſtädt (Negierungs- 
bezirk Merfeburg), das Inſtitut für —— in Erfurt, 
die Idioten » Anſtalten in Stiel und Schleswig (Negierungs- 
bezirt Schleswig), das Krankenhaus in Paderborn (Re 
gierungsbezirt Minden), das Krankenhaus in Homburg 
Megierungsbezirt Wiesbaden), die Irren -Anſtalt zu Sig- 


..r.* 


Anl. 3. db. Verhaudl. d. Herrenhaufes 







234,614 


284,614 





82,385.18 6 




















Betrag Darunter 
für fünftig 
1873. wegfallend. 
Thlr. Sar. Pr. Tl, Ear- Df, 














319,941.28 9| 24,148.22 2 
319,941.28 9| 24,148.22 2 
4,720. — — 1200; 
580. — — 
Haze — — 


82385. 18 6 = 


71 








562 ——Saunhaus. ftenfüd 90. 
Betrag Darunter 
"| „; für fünftig 
Titel. J 
pitel. Hiit Ausga be 1873 wegfallend. 











128, 


10. 


Il, 


12, 


13, 


14, 


15. 
16, 


Uebertrag ....- 


maringen, das Landes⸗Hoſpital dafelbit und das Kranfen- 
Hofpital in Hechingen (Megierungsbezirt Sigmaringen) .. 
Dispofitionsfonds zur Vermehrung des hülfsärztlichen Per 
fonal® in den öffentlichen Irren-Anſtalten. ............. 


Sufhüffe für bie Hebammen + Pehrinftitute in Königsberg, 
Gumbinnen, Danzig, Berlin, —— a. O., Stettin, 
Tofen, Breslau, Oppeln, Magdeburg, Wittenberg, Erfurt, 
Hannover, Hilbesheim, Celle, Aurich, Paderborn, Marburg, 
AO umb. Trlet. 40 00a en en 

Vermerk. Der Vermerk zu Kap. 124 findet aud) 
auf die unter bem vorftehenben Titel aufgeführten 
Anstalten Anwendung. 


Zu Beihülfen und Prämien für Hebammen und Hebammen- 
2 BODEN ——— 


Sonſtige Ausgaben für medizinal-polizeiliche 
Zwecke. 


u Zuſchüſſen für bie Impfinſtitute zu Berlin, Breslau, 
legan und Kitl... . 


Für das pharmazeutiſche Studium ........ .............. 


Zu Penſionen und Unterſtützungen für Medizinalbeamte und 
deren Angehörige........ 


Zu Almofen an körperlich Gebrechliche zur Rückkehr in bie 
Heimath, fowie für arme Kranke ................. 


Dispofitionsfonds für mebizinal-poligeilihe Swede .........- 


Verſchiedene andere Ausgaben zu Reagentien bei ben Apo- 
thefen - Revifionen, Entfhädigungsrenten für bie vormals 
Naffauifchen Mebizinalbeamten, Denfionen für einen che 
maligen Duarantaine- Muffeher in Huſum und Koften bes 
Druds ber Sanitätäberichte für den Regierungsbezirk 
1610 REISE DESEE EEE 


Zur nam 9 von Impfärzten, zu Impfprämien und 


Summa Tit. 11 bis 16..... 

Dazu: » » 1mb2..... 
» 2 ee 

D 

» JJ 

» bis 10 ..... 


Allgemeiner Dispoſitionsfonds zu unvorhergeſehenen 
agaßeeeeenn 


Hieraus können ſolchen Subaltern- und Unterbeamten, 
welche feinem mit einem Zuſchuſſe aus Staatsfonds 
—— Inſtitute angehören, und für welche 
bie ctatsmäßigen Unterſtützungsfonds nicht beſtimmt 
ſind, im Falle des Bedürfniſſes außerordentliche 
Unterſtützungen gewährt werden. 


Summa Kap. 129 für ſich. 


284,614 


14,140 





298,754 


298,754 


298,754 





Thlr. 





Sar. Pf. 


82385. 18 6 
9321. 52 


2,000. — — 


48,398.21 5 


1362.21 8 
143,468. 6 9 


556,561. 6 — 


Thlr. 





Ear. Pf. 


15.— — 





30,347.22 3 
30,347.22 3 
24,148.22 2 
1400. — — 





4515.— — 


60411.14 5 








. u ee 
— —— —— —— — —— — — — — —— —— — —— —— — —— — — —— — — —— ———————— — 


pm 


— — 


eR 1m 


Ausgabe. 


Wiederholung. 
ee * ide * z — 
vangeliſcher Ober⸗Kirchenrath. .... ........4 — 
—— 10,435 
Evangeliſche Geiftliche und Kirchen ..... 95,060 
Bisthümer und die zu denfelben gehörenden nftitute. ...... — 
Katholiſche Konſiſtorien .. ...... ......2. — 
Katholische Geiſtliche und Kirchen. „on. ................... 4,009 
Flle ara ien — im J — 
iſſen i ingskommiſſionen .... .............. — 
ale —— ETTTET 694,796 
Gpnmafien und Realfdiulen....mrennusssnrereenennnnn nen 2,143,866 
Elementar-Unterrichtöwelen ............................. 212,880 
Kunft und ug N EEE 39,365 
Außerdem für Kap. 123 bis 126.................... 240,949 
Kultus und Unterricht gemeinfam ................... 569,919 
Nebtzinalweſen..4 298,754 
Allgemeiner Dispoſitionsfonds .......................... — 
Summa A. Dauernde Ausgaben ..... 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


ur — von Synodalkoſten. ..... — 

ur Fort d des Dombaues in Köln .P.............4 — 
ur Juſtandſehung der an die katholiſche Kirchengemeinde zu 
Mefchede abzutretenden Rentamtsgebäude und Miethsent- 

fhäbigung für ben zweiten Kaplan bafelbft ...........- — 


Zum Bau von Univerſitäts-Gebäuden und zu 
anderen Univerfitätöjwecen. 


Für die Univerfität in Königsberg. 


Zuſchuß zu den Koften ber Herftellung einer Mauer am bota- 
ne ET ERITE IT EERT EURE RER — 
Zur Herſtellung eines Abzugskanals in dem Garten des zoo⸗ 
logiſchen Muſeumb ......... .3. — 
ei für das zur Errichtung eines landwirthſchaftlichen 
Inftituts erworbene Grundftüd 
Zum Bau ber für das landwirthſchaftliche Inſtitut erforber- 
lichen Gebäude, erfte Mate ............ ........ ..... — 
Zum Ankauf eines Grundſtücks behufs Neubaues ber zu er 
weiternbden hirurgifchen Klinik ..... .. ........ 
* Vervollftändigung der Bibliothek des chemiſchen Labora 
— ———— — 


61,570 


Für die Univerfität in Berlin. 


— Erweiterung des pathologiſchen Inſtituts, zweite 
e TRITT — 
Zur erſten Einrichtung eines pharmakologiſchen Inftituts.... | — 
ur eriten —— eines pflanzenphyſiologiſchen Inſtituts — 

ur Einrichtung des Lokals für bie technolontiche Sammlung 
und ein technologifches Laboratorium . . ..... .... — 

Zur Anfertigung neuer Nealkataloge für die LUniverfitäts- 
1751 Eee u RE BER _ 





Betrag 
für 
1873. 


The, Sur. Pf. 


192,120. — — 
29,314. — — 
243,402. %0 11 
398,904. 6 5 
408,959.21 3 
10,159. — — 
449,877.12 2 
ji 6, u. CE) 


12,750. — — 


1,262,092. 8 8 
1,245,611.17 4 
3,758,356, 2 10 


542,623.20 8 


990,138. 18 — 
556,561. 6 — 
25,000. —— 


25,000. — — 
50,000. — — 


805.25 — 


1230. — — 
0.—- — 
4,000. - — 
25,000. — — 
30,000. — — 
400. — — 


15,000. — — 
7,500, — —* 





164,375. 3 — 


715 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


The. Sar. Di. 


11,938. 18 9 
10,646.13 5 
438.13 4 


6,003.24 3 
330 


50,195. — — 
27,435.26 1 
144,391.14 3 
6,500. — — 


1.297.235 3 
6011.14 5 


— — 


4,310,033|10,225,016. 14 3] ,319,668.29 9 


Bar! 


35, 
36, 


Ausgabe. 


..... 


DT Th 


Pb u ee ee u ee u ee ee u u ee EEE ur 


..... 


Für die Univerfität in Halle. 


um Neubau bes Geſchäftshauſes, Mehrbedarf .........-.. 

r Erbauung eines Gewähshaufes für Warmbauspflanzen . 

um Bau eines neuen Anatomiegebäubes, zweite Mate ..... 

um re eines Gebäubes die, Univerfitätsbibliothef, 
e 


une Bau einer Barade für ——— [11 [11 
Zur Erneuerung bes Abputzes des pas erh — 
Behufs baulicher Erweiterung der mit dem landwirthſchaftlichen 
Lehr-Inftitut verbundenen Veterinär-Klinit ............- 
Zur Enwerbung eines Bauplages für den Neubau ber geburts- 
hülflihen und gynäkologiſchen Klinik ... 2.222240 se00 00. 


Summa Tit. 19 bis 20 


Für die Univerfität in Kiel. 


ee er er er ee er a u u u Er 


Summa Tit. 27 bis 32 ..... 


Für die Univerfität Marburg. 


Zum Neubau eines Gebäudes für das botanifhe und pbar- 
makognoftifche Inſtitut, Mebrbedarf 
Zum Neubau eines Gebäudes behufs Unterbringung der Ge 
jchäftslofale und Auditorien, erſte Mate... .... ......... 
Zur Vervollftändigung der Apparate und nftrumente bes 
phyſiologiſchen Inſtituts ............. ernennen en 
Zur Einrichtung eines Laboratoriums und Vervollſtändigung 
des Lehrapparats des pharmakologiſchen Anftituts......- 


Summa Tit. 33 bis 36 ..... 


Da ee 42 


Für die Umiverfität in Bonn, 


Zum Bau eines Gemächsbaufes für Warmbauspflanzen, Neit 
Zur Erbauung neuer Gebäude für die chirurgiſche Klinik, die 
medizinifche Klinit und die Klinik für Syphiliten, nebft 
Obduftionsgebäude, Waſchhaus, Verwaltungsgebäude und 


Wohnung für den Bortier, erite Rate ............... 
Zuſchuß zur Dotation der gunäfologifchen Klinik .......... 


__ Herrenhaus. Altenſtück A 90. 








Ihle. Sgr.Pf. 


2050.— — 


200,000. — — 
6,000. — — 


925,017.25 — 


Darunter 
fünftig 
wegfallenb. 


Ihr. 


Sg. Df. 


Herrenhaus. Aktenftüd A 90. 565 


———,—T,—Z——— ur u ⸗—  n 






Darunter 


künftig 
wegfallend. 







Ausgabe. 






1873, 





Thlr. 





Sar. Di. 





Uebertrag ..... 925,017.25 — 


40. | Für das anatomifche Inſtitut: 
a) zur Austattung ber neuen Räume.. 8000 Ihlr. 
b) jur Dedung der Verwaltungs -Mebr- 


DEN usa nennen neun » — 8,500. — — 
41. | Zur Errichtung einer Mugenklinit....ursnnnnenunenennnenn — 4,200, — — 
42. | Zur Reparatur des Gebäudes deb pathologiſch ⸗ anatomiſchen 
J —— — 3,000. — — 
43. | Zur Erweiterung bes Unterrichtdapparates bes phyſikaliſchen 
A ET — 2,500. — — 


45. | Zur Vervollftändigung des Inventars des naturbiftorifchen 
1 BEER SEHR — 2,960. — — 


Summa Tit. 37 bi8 45 ..... | 262,210 


j um Neubau bes Gymnaſiums in Emden, 1. Rate ........ — 40,000, — — 
48. | Qur Fortſetzung der bei dem Friedrich Wilhelms Gumnafium 

in Berlin in Ausficht genommenen Bauten, —— 

ur Vollendung des Vorſchulgebäudes, der Turnhalle und 

ed Abtrittsgebäudes, ſowie zum Beginn bes Sinter- 


46. Sum Neubau bes —— in Inſterburg, 1. Rate ..... — 50,000, — — 








gebäubes für bie Elifabethichule .......» are — 50,000. — — 
49, ar Neubau des Gymnafiums in Rinteln, 1. Rate ....... — 30,000, — — 
50. | Sur Erweiterung des Gymnaſiums in Hirſchberg »....++ ++» — 16,500. — — 
51. I Für das Friedrich Wilhelms-Gymnafium in Pofen: 
a) zum Bau eines Abtrittögebäudes .....- 3810 Ihlr. 
b) = Herftellung von veysuhiag ve und 
ranitrinnfteinen längs ber brei Straßen. 

- fronten ............ ———— 3200 >» ge 7,010, — — 
52, Zum —— pen bes Gumnafiums zu Emmerich ....»» _ 3,800. — — 
53, - Bau einer Turnhalle für dad Gymnafium zu Brauns- — 

er a ee — bu Di —— 9 
54. | Zum Bar einer Turnballe für das Gymmafium zu Oftrowo — 4,714. — — 
55. | Zum —— eines Grundſtücks für das Gymnaſium in Tilſit — ‚000. — — 
56 m Ankauf eines Grundſtücks eg Errichtung einer Turn- 
halle für das Gymnaſium in Lyck ...... — 900, — — 
57. | Zur Begründung einer Lehrer- und Schülerbibliothet für 
das in Stradburg in Weftpr. zu errichtende Gummafium . — 550, — — 
Summa Tit. 46 bis 57..... 236,834 
58. | Für den Seminarbau in Franzburg, Reſt ................ — 41,400. — — 
59. | jrür den Seminarbau in Kammin, Reſt .................. — 47,000, — — 
60, | Für den Seminarbau in Dramburg, Reft ...... .......... — 57,000. - — 
61. öt, den Wiederaufbau des Seminargebäudes in Köslin, 510 
1 EEE IS TESTEN TESTER TI — 7 — — 
62, | Zum Bau eines Gebäudes für das Schullehrer- Seminar in 
EN BR ———— _ 50,000. — — 
63. | Für den Um+ und Erweiterung&bau des Schullehrer-Seminard 
in Braumsberg, 2, Rate ............... RP — 34,000. — — 
64, | Zum Bau eines Gebäudes für das Schullehrer- Seminar in 
: Habelſchwerdt, 2. Rate ...............P.. EN 30,000, — — 
65. Kür den Seminarbau in Wunſtorf, 2. Rate .. ............. — 50,000. — — 
66, zum Neubau des Seminars in Aurich, 1. Rate........... — 60,000, — — 
67. J Sum Neubau eines Schullehrer - Seminars in Oſterode, 
Ahtteeee — 50,000. — — 
68. | Zum Neubau bes Schullehrer - Seminars in Marienburg, 
JJJJ— J — 50,000. — — 
69. | Sum Bau eines Schullehrev-Seminars in Beberkefa, 1. Rate — 60,000, — — 
70. | Zum Bau eines Schullehrer- Seminars in Ueterfen, 1. Rate — 20,000, — — 
Seite..... — 1,738,621. 25 — 

















Betrag Darunter 
für künftig 
Aus⸗ g abe 1873, wegfallend. 





Ir Sar. Di. Hl. Bar. Di. 


Uebertrag ..... — 1,738,621. 25 — 
71. | Sum Bau eines Gebäudes für das Scullehrer -Seminar in 
Siihenbad; Matteee — 60,000, — — 
72. | Sum Bau eines Scyullehrev-Seminars in Ottweiler, 1. Rate — 30,000. — — 
73. | Zum Neubau des Schullehrer-Seminars in Homberg, 1. Rate — 60,000. — — 
74, | Zur Ausführung verfchiedener baulicher Einrichtungen und 
Nevaraturen bei dem Schullchrer- Seminar in Pr. Eylau — 900. — — 
75. | Zum Neubau eined Stallgebäubes bei dem Schullehrer- ’ 
Seminar in Karalene ............. ......... = 2,365. — — 
76. | Koften des Abpußes der Gebäude des Schullehrer- Seminars 
in Waldau ..... ERTEILT REIT PRINT ITRDTEN — 650. — — 
77. | Zur Erbauung zweier Stallgebäude und zur Ausführung 
einer Erbauffihüktung auf einem Wiefengrundftüd bes J 
Schullehrer⸗Seminars in Kreuzburg. .. ...... — 1,225. — — 
78. | Zum Ankauf eines Grundſtücks Kir as in Königsberg zu 
Free Seminar zur Fortbildung junger Lehrer, Mehr⸗ &0 
EDATT soo .con0n«. EN ERTETTETTIEETLETTEENTERSLTTIEET — J . — — 
79. | Zum Ankauf eines Grundſtücks für das Schullehrer-Seminar 
in enförbe behufs Gründung einer Seminarſchule .... — 6/,000. - — 
80. | Zum Ankauf eines Bauplatzes für das Schullehrer- Seminar 
in Boppard zur Errihtung einer Tumballe...:........ _ 3,800. — — 
8 Zum Bau einer Turnhalle für das Schullehrer - Seminar in 
— 4400. — — 
82 uſchuß zum Bau einer Turnballe für das Scullehrer- 
Seminar in Schlüchtern. ..--«ss0ssseonnensonnnennenee _ 1,10. — — 


83, | Su einmaligen Anſchaffungen für das zu eimem vollftänbigen 
Scullehrer + Seminar zu ermeiternde SHülfsfeminar in 
Friebrichſhhoff — 1,130. — — 
84. | Für das Schullehrer-Seminar in Ober-Glogau: 
a) zur Herftellung zweier Wirtbfchaftögebäube 1114 Thlr. 
b) zur Beihaffung von nventarienftüden.. 9400 >» 


e) zur Einrichtung der Gasbeleuchtung ..... 1480 » Er 

u —— ——— ! — — 

85. | Zur Vervollſtändi ung bes Lehrapparats des Schullehrer- 
Seminars in Habelſchwerdt ......................... — 1,200. — — 

86. | Zur Anfhaffung von Turngeräthen für das Scullehrer- 
Seminar in Büren... .escereeunoennennnenener rennen — 407. - — 

87. | Zur erſten Einrichtung des in Mettmann neu zu gründenden 
Schullehrer ⸗·Seminars ...................... ........ — 5,000. — — 

88. | Zur erften Einrichtung dev im Oberfchlefien zu errichtenden 

vier fatholifchen Schullehrer-Seminare nebſt Praͤparanden⸗ 
Anftalten. — 4,000. — — 

89. | Zur erften Einrichtung des in Delitzſch zu gründenden Schul- 
leheeSeminasß — 2,575. — — 

Summa Tit. 58 bis 89..... 755,856 


90. | Beitrag zur baulichen Unterhaltung des Martinsftifts in Er- 

furt für die Zeit vom April 1847 bis Ende 1872 nebit 

5 pCt. Sinfen bis e Schluß bes Jahres 1872 ....... _ 3,254.22 6 
91. | Für das Siegesdenkmal auf dem Ktönigsplag hierſelbſt: 

N Reſt der anſchlagsmäßigen Baufoften .. 46,000 Thlr. 

b) Mebrbebarf............. ROBERT IT 75,000 » 


92. | Zur Fortſetzung des Baues der National-Gallerie, 8. Rate .. 
Zur SHerite ung von a re für die Akademie 

ber KHünfte in Berlin, 1. Rate ....................... 
94. | Zum Wiederaufbau des durd den Brand zeritörten Theils 


= 121,000. — — 


des Gebäudes der Kunftafademie in Düffeldorf ......... 

95. | Zur Erneuerung des Wandputzes an ben Gebäuben ber Kunft- 
akademie in Königsberg .. .... ....4 

9%. I Zu — an dem Gebäude des Muſeums in Wies— 
7 RE BE RESET ERROR 















Betrag Darunter 
Ka- für fünftig 
pitel. 1873. wegfallend. 






Thlr. Sar. Pf. IAlt. Eger. Pf. 











Uebertrag ..... — 2,360,568. 17 6 

97. | Zur Anſchaffung eines neuen Flügels und zur Reparatur der 
Orgel des Inftituts für Kirchenmuſik in Berlin ........ — 710. — — 

98. | Zum Bau eines Gebäubes für die Gypsſammlung der Kunft- 
weten In Berlin. uuseusnaunnanae — — 30,000. — — 

99. Zuſchuß zur Serftellung eines Gypsmobells des Gebäubes der 
en — —— — Fi he Safe — 800. — — 
100. nfhaffung von Apparaten für das geodätifche Inſtitut — 10,000. — — 
101. * des Werks über fi Oftafiatifche —e— — 4,200. — — 
Summa Tit. 91 bis 101..... 461,156 — —— 

102. | Zur Regulirung ber Kirchen- und Schulverhältniſſe im Jade 
gebiet RE TLES LIT EETEL RT EIER FERETTREERT TERN — 10,000. — — 

103. | Zur Ausführung von Reparaturen in dem SHintergebäube ber 
SHebammen-Lehranftalt zu Poſen ...... ... .... — 350. — — 

104. | Auferorbentliher Zufhuß zur Vermehrung der Sammlungen 
ber Rumftmufeen — 200,000, — — 
Summa B. Einmalige Ausgaben ...... — 2,616,628.17 6 
Daum: » A. Dauernde Ausgaben ..... —  110,225,016.14 3 
Summa fämmtlicder Ausgaben ...... —  112,841,645. 1 9 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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Je 91. 


> 
Auf die Tagesorbnung einer der nächſten Sitzungen wird 
geſeht werben: 


1) Schlußberathung über ben Gefehentwurf, betreffend 
‚bie Ausführung ber Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 (Rr..86 ber Drudfachen). 


Referent: Herr von Kröder. 
Antrag des Referenten: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem en in Uebereinftimmung mit 
ben fen des Abgeorbnretenhaufes, die 
derfafiungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


2) Mündlicher Bericht ber Finanzkommiſſion über ben 
Gefegentwurf, betreffend ’ 


bie aufßerorbentliche Ti 
(Nr. 85 der Drudfaden). 


Berichterftatter : Herr von Rabe, 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchliehen 
ben vorbezeichneten Geſetzentwurf in Ueber 
einfiimmung mit.ben fe bes Haufes 
‚ber. Abgeorbneten anzunehmen. 
Berlin, ben 8. Maͤrz 1873. 


ng von Staatsfchulben 


Der Präfident bed Herrenhaufes. 
Otto Graf zu Stolberg. 





MM 92. 


Auf die Tagesorbnung einer ber nächſten Sitzungen wird 
gefeht werben: 


Mündliher Bericht ber Finanzkommiſſion 


1) über. ben Rechenfchaftsbericht, betreffend bie Ver— 

wendung bes zur Gewährung von Beihülfen an 
—— der Reſerve und Landwehr durch das 
Reich ar vom 22, Juni 1871 bereit gejtellten 
Fonds, ſowie 

ben Entwurf eines Geſetzes über die ben An- 
geht en ber Meferve und Landwehr geleifteten 
ibülfen, cfr. Druckſachen Nr. 81. 


Berichterftatter: Herr Dr. Tellfampf. 
Antrag der Kommiffion: 
bag Herrenhaus wolle beſchließen: 
a) zu dem Mechenfchaftsbericht: 


ben Nachweis der Verwendung der in 
Rede ftehenden Summe von 2,494,492 
Then. für geführt zu erachten; 
b) zu dem Geſetzentwurf: 
demſelben unverändert in der vom 
Haufe der Abgeorbneten beichloffenen 
Faffung die Zujtimmung zu ertheilen ; 
und 
©) eine zu bemfelben eingegangene Petition des 
Landeshauptmanns von &siefien, Grafen 


Herrenhaus. Attenftüd 





— — 


| 


KH 9, 92 und 9. 








| von Pückler (P. I. 172), welche bie 
N Wiederherſtellung der Regierungsverlage 
beantragt, durch vorerwähnten Beſchluß 
über den betreffenden Gefeßentwurf für 

erledigt zu erklären. 
2) über die Detition des Kreisfynoden-Borftandes zu 
Merben (P. J. 155), mit den Antr 


age: 
das Herrenhaus wolle baldmöglihit und nad). 


drücklichſt dahin wirken, daß der evangelifchen 
Kirche die ihr vom Staate verheifene Dotation 
zu Theil werde. 


| Berichterftatter: Herr Dr. Tellkampf. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beichließen: 


über die vorerwähnte Detition zur Tages- 
ordnung überzugehen. 


3) über die Petition des Yubliniger eigbereind der 
Pommerſchen ökonomifchen Geſellſchaft (P. J. 169), 
| welcher beantragt: 


daß die durch die Grunbfteuer herbei rte 
ungerechte Bon —— des 6 
und ber Landwirthſchaft aufgehoben und 
| Ausfall durch Erhöhung der nad) der Steuer- 
kraft gleihmäßig vertheilten Einfommen- reſp. 
Klaffenftener gededit werde, 
Berichterſtatter: Herr Graf von Malpan. 
Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
über bie gedachte Petition des Lubliniger 
Zweigvereimd ꝛc. zur Tagesordnung über- 
zugehen. 
Berlin, den 8. März 1873. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 














| 
| 
M 93. 
| 


| Berlin, den 7. März 1873. 


Em. Erlaucht beehre ich mich anliegenb eine beglaubigte 
Ausfertigung des von ber Königlichen Re auf 
Grund der Ällerhöchſten Ermächtigung vom 26. Oktober v. J. 
den beiden Häufern des Pandbtages zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefehes, 


betreffend die Tagegelder und bie Meijekoften ber 
Staatsbeamten, 


in ber Faſſung, in weldyer derfelbe von dem Haufe ber Ab- 
— in ſeiner heutigen — angenommen worden 
‚ mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung 

| ganz ergebenft zu überfenden. 


Der PVräfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Vräfibenten des Herrenhauſes, 
ern Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 











—  — 
u Herrenhaus. Aktenftüd A 93. — 569 
1) die im * unter I. bis IV. ge— 1 Str. 1 
nannten Beamten ......... r. 15 Sar. 
Entwurf eines Geſetzes, 2) bie im $. 1 unter V. und VI. > 
—— Beamten......... ll» — 2 
betreffend 3) Die Unterbeamten (F. INr. VII.. —- » 20 >» 


die Tagegelder und die Keiſekoſten der Staatsbeamten. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages der 
Monardjie, was folgt: 


— 


Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tagegelder 
nad; ben folgenden Sätzen: 


I. Aktive Staatminifter. 2... s-nsHsee rer: 
1. Beamte der erften Rangklaffe ».......... 6 >» 
ll. Beamte der zweiten und britten Rune 5 
IV, Beamte ber vierten und fünften Rangflaffe 4 > 
V. Beamte, welche nicht zu obigen Klaffen_ge- 

hören, fomeit fie biöher zu dem Diätenfahe 

von ] Thlr. 20 Sgr. beziehungsweiſe 2 Thlr. 

berechtigt waren . 3 >» 
VI. Subalternbeamte ber Brovinzial-, Kreis 

und Cokalbehörben und andere Beamte glei- 


El Ranges 
VI. Beamte geringeren Ranges und Unter 
ET l >» 


$. 2. 


Erforbert eine Dienftreife einen außergewöhnlichen Koften- 
aufwand, fo kann der Tagegelderſatz (F. 1) von dem Berwal- 
tungächef angemeffen erhöht werben. 


$. 3. 


Etatsmähig angeitellte Beamte, welde vorübergehend 
außerhalb ihres Wohnortes bei einer Behörde befchäftigt wer- 
den, erhalten für die Dauer diefer Beichäftigung neben ihrer 
Befoldung die im $. 1 feitgefegten Tagegelder. 


Nicht etatsmäßig angeftellte Beamte haben im gleichen 
Falle auf die im $. 1 r eſetzten Tagegelder nur für bie 

uer ber Hin- und Rüdreif Auſpruch. Für die Dauer ber 
Beichäftigung werden die denfelben zu gemwährenden Tagegelder 
durch die vorgefeßte Behörde beftimmt. 


S. 4. 


An Reifekoften, einfchließlic der Koſten der Gepädbeför- 
derung / erhalten: 


I. Bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Damıpf- 
ſchiffen gemacht werden können: 


| 1) bie im $. 1 unter I. bis V. genannten Beamten 
| u. RER EN 108 
H und 1 Thlr. für jeden Zu und Abgang. 


Hat einer biefer Beamten einen Diener auf 
bie Reife mitgenommen, fo kann er für benfelben 
5 Sgr. für die Meile beanfprudyen. 


2) die im 6. 1 unter VI, ——— Beamten für 
bie Meile 7% Sgr. und 20 Sgr. für jeden Zu- und 
Abgang; 

3) bie im $. 1 unter VII. genannten Beamten 5 Sgr. 
für die Meile und 10 Sgr. für jeden Zu- und 
Abgang. 

II. Bei Dienftreifen, welche nicht auf Dampfſchiffen ober 

Eifenbahnen zurüdgelegt werden können, erhalten: 


ul. j. b. Verhandl. b. Herrenhauſes. 





für Die Meile, 


Haben erweislic; höhere Reifekoften alö bie unter I. und 
1. fefigefehten aufgewendet werden müflen, fo merben biefe 
erftattet, 
8. 5. 


Die Reifetoften werben für die Sin- und Rüdreife be- 
ſonders beredjnet. Hat jedbod ein Beamter Dienftgefhäfte an 
verjchiebenen Orten unmittelbar nacheinander ausgerichtet, fo 
ift der von Ort zu Ort wirflid zurüdgelegte Weg ungetbeilt 
ber Berechnung ber Neifefoften zu Grunde zu legen, 


§. 6. 


Für Geſchäfte am Wohnorte des Beamten werben weber 
Tagegelder noch —— gezahlt; daſſelbe gilt von Ge- 
—2 außerhalb des Wohnorts in einer Entfernung von 
nicht —* als einer Fünftelmeile von demſelben. War ber 
Beamte durch außergewöhnliche Umftände gendthigt, [ih eines 
—— zu bedienen, oder waren ſonſtige nothwendige Un- 
often, wie Brüden- ober Fährgeld aufzuwenden, fo Ab bie 
Auslagen zu eritatten. 


Für einzelne Ortfchaften kann durch den Berwaltungschef 
in Gemeinichaft mit bem fFinangminifter beftimmt werben, daß 
den Beamten bei ben außerhalb bes —— vorzu · 
nehmenden Geſchäften bie verauslagten Fuhrkoſten au erftat- 
ten ſind. 

§. 7. 


Bei Berechnung der Entfernungen wird jede angefangene 
Füuftelmeile für eine volle Fuüͤnftelmeile gerechnet. 


Bei Reifen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger 
als einer ganzen Meile, find- die Fubrfoften für eine volle 
Meile zu gewähren. 


$. 8. 


Beamte, welche zum Zweck von Neifen innerhalb ihres 
Amtsbezirtd neben oder in ihrem Einkommen eine Pauſch— 
umme für Reifeoften oder Unterhaltung von Fuhrwerk oder 

ferden beziehen, erhalten Tagegelder und Reifekojten nad) 
Mabgabe biefes Geſetzes nur dann, wenn fie Dienftgefchäfte 
außerhalb ihres Amtsbezirks ausgeführt haben. 


Werden Beamte, weldye eine ſolche Pauſchſumme beziehen, 
wegen Urlaubs oder fonjtiger Verhinderung vertreten, fo 
aben biefelben ihren Stellvertreter angemeffen zu entfchädigen. 
ieſe Entſchädigung und die unter bejonderen Umftänbden zu- 
läffigen Ausnahmen beftimmt bie vorgefegte Behörbe. 


$. 9. 


ür Dienftreifen von Beamten, welche fih im Borberei- 
tungsbienft befinden, werben Tagegelder und Reifeloften dann 
nicht gewährt, wenn die Reifen lediglich zum Zweck ber Aus- 
bildung biefer Beamten erfolgen. Ob legteres ber Fall ift, 
entfcheibet die vorgefegte Dienftbehörbe. 


$. 10. 


ft der perfönliche Rang eines Beamten ein höherer, als 
der mit dem Amte verbumbdene, fo ift ber lehtere für bie Feſt- 
ftellung ber Tagegelber- und — maßgebend. Be⸗ 
amıte, welche im Range zwiſchen zwei Klaſſen ſtehen, erhalten 
die für die niedrigere Klaffe beſtimmten Saͤtze. 


Für Beamte, denen ein beftimmter Rang nicht verlichen 
ift, entſcheidet ber —— in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſtet über die denſelben nach Maßgabe diefed Geſetzes 
zu gewährenden Sätze. 
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$. 11. 
Diefes Gefeß tritt mit dem 1. April 1873 in Kraft, 
Alle demſelben entgegenftehenden Beftimmungen find auf- 


. gehoben, insbefondere: bie Verordnung vom 28. Juni 1825 
wegen Vergätigung ber Diäten und Reiſekoſten für kommiſſa⸗ 
riſche Geſchäfte in ge —— eiten (Geſetz⸗ 
Samml. S. 163) und der Erlaß vom 10. Dun 1848 über 
die Tagegelder und Fuhrkoſten bei Dienftreifen ber Staats- 
beamten (Gefeh-Samnl. ©. 151). 


Wo in befonberen Vorſchriften auf bie hiernach aufgeho- 
benen Beftimmungen Doug enommen wird, treten bie ent- 
fprechenden Beſtimmungen dieſes Gefeged an beren Gtelle. 


$. 12, 


Die gefehlihen und Verwaltungsvorſchriften, welche für 
einzelne Dienjtzweige ober Dienftgejhäfte bezüglich der den 
Beamten aus der Staatälaffe zu gewährenben Tagegelber und 
Reifekoften ergangen find, bleiben vorläufig in Kraft. Eine 
Abänderung derfelben kann im Wege Königlicher Verordnung 
erfolgen. Die in biefem Gefehe beftimmten Säfte bürfen 
iebob nidyt überfchritten werben. 


Unter gleicher Belhräntung kann die Gewährung von 
Tagegeldern und Neifeloften für einzelne —— oder 
Dien (ara auch fernerhin im Wege Königli d» 
nung bejonders geregelt werben. 

Desgleihen können die Säße von Tagegeldern und Reife- 
foften, welche ben in —— ber direkten Staatsſteuern 
berufenen Kommiſſionsmitgliedern und Abgeorbneten zu ge 
wãhren ſind, im e ber Königlichen Verordnung geändert 
ober neu bejtimmt werben. 


Die Beftimmung in ben 659. 6 und 7 dieſes Geſetzes, wo ⸗ 
nad die Entfernung einer fFünftelmeile für bie Berechnung 
en Sagupene: und Reifefoften, fowie beren Berechnung maß- 
gebend ift, findet mit ber Geltung dieſes Gefehes and auf die 
vorerwähnten befonberen Borfchriften entfprechende Anwendung. 


Urkumblid x. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. 8.) von Fordenbed. 





MM 94. 


Berlin, den 7. März 1873. 


Das Haus ber Abgeordneten hat im feiner heutigen Sitzun 
befchloffen, dem von der Stöniglichen Staatsregierung auf Grun 
ber Allerhöchſten ei nee vom 21, v. Mts. den beiden 
Häufern des Pandtages vorgelegten Entwurf eines Gefehes, 


betreffend die Reiſekoſten und Diäten ber Mitglieder. 


bes Haufes der Abgeordneten, 
unverändert bie verfaffungsmäßige Auftimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucht bechre ich mich hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
bem Unbeimftellen ber gefälligen weiteren VBeranlaffung ganz 
ergebenit Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufed der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 
An 
den Dan: bes Herrenhaufes, 
14 


ren Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudht. 


- 
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Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Reifehoften und Diäten der Mitglieder des Haufes 
der Abgeordneten. 





Wir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ır. 
verorbnen zur Ausführung des Artikels 85 der Verfa 8 
urkunde vom 31. Januar 1850, mit Zuftimmung beider Hänfer 
bes Pandtages ber Monarchie, was folgt: 


$. 1. 


Die den Mitgliedern bes Hauſes der Abgeordneten iu 
ftehenben Reifetoften und Diäten werben, von ber nächſten Ye- 
gislatur- Periode anfangend, nad) den folgenden Sätzen gewährt: 


I. die Reiſekoſten, einfchließlih ber Koften ber Gepädbe- 
förderung, 


1) bei Reifen, weldye auf Eifenbaßnen oder Dampf- 
I gemacht werben können, für die Meile mit 
r. und für jeben Zu- und Abgang mit 1 Thlr., 
2) bei Reifen, we nicht auf Eifenbahnen ober 
Dampffhiffen —* t werden können, für die 
Meile mit 1 Thlr. 15 der; 
U. die Diäten mit 5 Thlr. fir den Tag. 


$. 2. 


Hinſichtlich ber u | ber Reifeloften finden die be- 
üglid) der Reifekoften der Staatsbeamten geltenden Bor- 
—2 Anwendung. 


Urkunblid ꝛc. 


Beglaubigt: 
Der Präfident des Hauſes ber Abgeordneten. 
(L. 8.) von Forckenbeck. 





M 95. 


Berlin, den 7. März 1873. 


Das Haus der Abgeordneten hat in ſeiner heutigen Sitzung 
beſchloſſen, dem von der Königlichen eg rg auf 
Grund der Allerhöchſten —— vom 19. v. Mis. den bei⸗ 
ben Häuſern bes Landtages vorgelegten Entwurf eines Gefetes: 

betreffend bie en der General-Kommiffionen 
für die Provinzen Dofen, Bommern und Brandenburg, 


unverändert die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Em. Erlaucdht beehre ich mich hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
dem Anheimſtellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident de3 Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
ben Dräfidenten bes Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 
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Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Organifation der General- Kommiffionen für die 
Provinzen Pofen, Pommern und Crandenburg. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 


Preußen x. 
verordnen, unter Zuftimmung beiber Häuſer bed Landtages, 


was folgt: 
©: 


Die für die Provinzen nn und Pommern vorhandenen 
Generaltommiffionen zu Pofen und Stargard werben zu einer 
Generaltommiffion für beide genannte Provinzen vereinigt. 


$. 2. 

Die zu Berlin beftehende Generaltommiffion für den Re- 
ierumgsbezirt Potsdam und die landwirthſchaftliche Abtheilun 
Det Regierun u nt a. D. werben zu einer General 

fommiflion für ie Provinz Brandenburg vereinigt. 


8.3. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wirb ber Minifter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten beauftragt. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S.) von Yordenbed. 





96. 


Berlin, den 8. März 1873. 


Aus Anlaß eined Antrages ber Abgeordneten Elsner 
von Gronow und Ridert hat das Haus ber Abgeordneten 
in feiner heutigen Situng befchloffen, dem in Musfertigung 
bier beiliegenden Entwurf eines Gefehes, 

betreffend die Aufhebung ber Mahl- und Schladhtiteuer, 
feine Zuftimmung zu ertheilen. 

Em. Erlaucht beehre idy mid) Hiervon mit dem An- 


beimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz ergebenit 
Mittheilung — u 


Der Präfibent des Hauſes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffenb 
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verorbnen, mit Zuftimmung beiber Häufer bed Lanbtages für 
den Umfang der Monarchie, mas folgt: 


g. 1. 
In allen mahl- und ſchlachtſtenerpflichtigen Städten wird 
von dem 1. Januar 1874 an bie Mabl- und Schlachtſteuer 
aufgehoben und die Klaſſenſteuer eingeführt. 


52 R 


Die Schladhtfteuer kann in bisher mahl- und fchladit- 
fteuerpflichtigen Stäbten vom 4; Januar 1874 ab ald Ge- 
meindefteuer forterhoben werben, wenn die Sage bes ftäbtifchen 
Haushalts es erfordert, und die örtlichen Verhältniffe dazu 
eeignet befunden werben. Die desfallſigen Gemeinbebefchlüffe, 
ie zur Ausführung berfelben zu exlaffenden örtlichen Schlacht. 
fteuer-Regulative, umb bie zum Zwecke ber Erhebung und 
Verwaltung ber Schlachtfteuer durch ſtädtiſche Behörden und 
Beamte zu treffenden Einrichtungen unterliegen der Genehmi- 
gung ber Minifter de8 Innern und ber Finanzen. 


Die Gemeinbebeichlitffe bedürfen von 3 zu 3 Jahren ber 
Erneuerung bergeftalt, daß ‚gegen den übereinftimmenden Be- 
fhluß ber hatt en Vertretung unb des Magiftrats (in der 
Rheinprovinz des Biürgermeilterd) eine fForterhebung der 
Schlachtſteuer unzuläffig ift. ; i 


Umfaßt der bei ber betreffenden Stabt beftehende engere 
und weitere Mabl- und Schlachtiteuer-Bezirk andere Ortfchaften, 
ober Theile von anderen Ortſchaften, und wird deren Aus- 
fchließung durch anderweite Regelung des Scladhtfteuer-Bezirks 
nicht zul fig befunden, fo iſt folden Ortſchaften nad) Verhält⸗ 
niß ihres Beitrages zu dem Ertrage ber Sclachtiteuer ein 
entfprechendber Untheil bed lehteren zu gewähren, deflen Höhe 
durch Vereinbarung beftimmt, andernfalls aber von den ge 
—— Miniſtern vorbehaltlich des Rechtsweges feſtgeſtellt 
wirb. 


Dem Landtage ift in der nächſten Seffion ein Verzeichniß 
derjenigen Stäbte vorzulegen, in benen bie Schlachtiteuer als 
Bemeindefteuer forterhoben wird. Nad) dem Ablauf von je 3 Jah- 
ren fol das Bedürfniß des Fortbeſtandes der Gemeinde-Schlacht- 
feuer aufs Neue geprüft werben. Ueber das Nefultat ber 
jebesmaligen Prüfung und bie getroffene Entfcheibung ift dem 
Landtage eine Vorlage zu machen. 


$. 3. 
Eine Erhöhung der beftehenden Schladhtiteuerfähe mit Ein- 
ſchluß des biäherigen Kommunalzufchlages kann nur duch Ge- 
feß angeordnet werben. 


Ermäßigungen ber biäherigen Steuerfäge, Befreiungen 
eriffer Gegenftände von ber Schladhtiteuer und andere den 
——— Verkehr erleichternde, oder die Zuſtän⸗ 
igkeit der ſtädtiſchen Behörden betreffende Aenderungen der 
wegen der Schlachtſteuer beſtehenden Vorſchriften können durch 
die örtlichen Schlachtſteuer ⸗ Regulative eingeführt werben. 


Im Uebrigen finden die en der Schlachtſteuer des 
Staates beftehenden Vorſchriften auchauf die vom 1. Januar 1874 
ab als Gemeindeſteuer zu erhebende Schlachtſteuer Unwendung. 


§.4. 


Auf Antrag ber betreffenden Stabt wird, gegen Ver · 
gütung des von dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Koftenbe- 
krages, die Erhebung und Verwaltung der Schlachtſteuer durch 
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die Behörben und Beamten ber Verwaltung ber indirekten 
Steuern des Staats für Rechnung der Stadt fortgefeht. 


Die in diefem Falle den —— Behörden zukommen⸗ 
den Befugniſſe hinſichtlich der Kanntnißnahme und Einwirkung 
in Scladhtiteuer- Angelegenheiten werden in ber bezüglichen 
Uebereinkunft geregelt. 
$. 5. 
Der im 


. 6 des Gefehed wegen Abänderung des Gefches 
vom 1. Mai Yası h 


‚ betreffend die zn einer Klaffen- 
und klaſſifizirten Einfommenfteuer, auf I1 Millionen feftgeftellte 
— der Solleinnahme der 2 wird mit 

uͤckſicht die Einführung der Klaſſenſteuer in den bisher 
mahl · und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten auf 14 Millionen 
Thaler erhöht. 

Die gemäß Alinen 3 und 4 bed $. 6 bed genannten Ge 
fees etwa eintretenden Erhöhungen oder Ermäßigungen ber 
Stufenfäge ber Klaffenjteuer ($. 7 a. a. D.) finden gleihmäßig 
auf ſämmtliche Steuerpflichtige Anwendung. 


$. 6. 

Die in Bezug auf die Klaffenfteuer den Bezirföregierungen 
zukommenden igniſſe und Obliegenheiten werden B ie 
Stabt Berlin der Direftion für die Verwaltung ber direkten 
Steuern in Berlin übertragen. 








J Beglaubigt: 
Der Praͤſitent des Hauſes der Abgeordneten. 
(L, S.) von Forckenbeck 


M 97. 


Berlin, ben 7, März 1873. 


Ew. Erlaucht beehre ich mich anliegendb eine beglaubigte 
Ausfertigung des von ber Königlichen Staatsregierung au 
Grund ber Allerhöcften Ermächtigung vom 4. November 1877 
den beiben SHäufern bes Candtages zur verfaffimgsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefetes, 


wegen Abänderung des Geſetzes vom 1, Mai 1851, 
betreffend die Einführung einer Klaſſen- und Haflifi- 
zirten Einfommenfteuer, 


in der Faſſung, im welcher derfelbe von dem Haufe der Ab- 

eordneten in feiner heutigen Sikung angenommen worben 
üt, mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Veranlaſſung 
ganz ergebenit zu überſenden. 


Der Vräfident bed Haufes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
den Bräfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg: Wernigerode, 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetz es 
wegen 


Abänderung des Geſetzes, betreffend die Einführung 
einer Alaſſen- und klaſſiſtzirten Einkommenſteuer, 
von, 1. Mai 1851. 





Mir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verorbnen, mit Zuftimmung ber beiben Häufer des Landtages 
ber Monarchie, was folgt: 


Artikel I 


In dem Gefehe, betreffend die Einführung einer Stlaffen- 
und Elaffifizirten Einfommenftener_ vom 1. Mai 1851 ia 
Samml. ©. 193) werben bie Sg. 5, 6, 7; 9, 10, 13, 14, 1 r 
20, 24 aufgehoben und durch nachfolgende Daragraphen erfeßt: 


$. 5. 


Der Klaffenfteuer find unterworfen diejenigen ‚Einwohner 
in nicht mahl· und fchlachtfteuerp Katigen Orten, b \ —* 
liches Eiufommen ben Betrag von hlrn. nicht 


Befreit von der Klaſſenſteuer find: —— 


-a) alle biejeni deren Jabredeinfommen ($. 7 
" ala 9) = Lange hu Te a Se ; 


b) Derfonen vor vollendetem 16. Jahre fow it fie zu ber 
erften Stufe ($. 7) gehören; z “ er 


c) alle gr Friedensſtaͤrke des Heeres und der: Marine 
chö * Derfonen des Unteroffizier ⸗ und einen · 
andes nebſt den in ihref Haushaältung lebenden Mit- 

gem ihrer Familie, ſofern fie felbft oder diefe ihre 

ngehörigen nicht aus dem Betriebe eines Gewerbes, 
ober der Yanbwirtbfchaft oder aus Grund oder KRapi- 

—— ein Einkommen von mindeſtens 140 Thlrn. 
N; 


die Unteroffiziere und Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftandes und ihre Familien, fowie alle in Kriegszeiten 
zum Heeresdienſt aufgebotenen oder freiwillig eingetre- 
tenen Verfonen des Unteroffizier und Gemeinenftanbes 
und beren Familien in ben Monaten, in melden fie 
ſich im aktiven Dienfte befinden; 


alle Offiziere de8 Heeres und der Marine, Merzte und 
Beamte der Militair- und Marineverwaltung Hr bie 
Zeit, während welder fie mobil gemacht find oder zur 
immobilen Fuß · Artillerie, zu Erfatabtbeilungen mo- 
biler Truppen oder zu Befagungen im Kriegszuſtande 
befindlicher Freftungen gehören; 


Ausländer, welche fi noch nidyt ein volles Jahr an 
demfelben Orte des Inlandes aufgehalten haben, mit 
Ausnahme ——— welche des Erwerbs wegen ihren 
Aufenthalt im Inlande nehmen; 


g) die Inhaber des Eiſernen Kreuzes, einſchließlich Der- 
jenigen, welche dieſer Auszeichnung auf Grund der 
Urkunde vom 19, Juli 1870 (Geſeh ·Samml. ©. 437) 
theilhaftig geworben find, fowie die Inhaber des Mi- 
litair · Ehrenzeichens eriter und zweiter Klaſſe und bie 
zu dem Hausjtande ber Inhaber dieſer Auszeihnungen 
achörigen Familienglieder, foweit fie zu den beiden eriten 
Stufen ($. 7) gehören; 


h) diejenigen, welche, auch ohne befondere Auszeichnung 
erlangt zu haben, in dem vaterländifchen, oder als 
Eingeborene eines damald noch nicht zum Preußiſchen 
Staate gehörenden Landestheiles in einem verbündeten 
ober anderen Heere an einem der Feldzüge von 1806 
bis 1815 Theil genommen haben, für ibre Verſon 


eigt. 


kr 


d 


— 


Zr 








— in ne —— — — 


und ihre An chörigen, ſoweit ſie zu den beiden erſten 
Stufen ($. N) gehören. 


$. 6, 


ahreöbetrag ber aus ber Veranlagung der Ktlaffen- 
fteuer mit Ausſchluß der Jugänge zu erzielenden Solleinnahme 
wird auf 11,000,000 Thlr. feitgetellt. Cine Abänberun 
u Normalbetrages kann nur durch Gefeg angeordne 
werben. 


Die Veranlagung erfolgt nah Mafigabe der im $. 7 
feftgeftellten Stufenfäte. 

Wird der Normalbetrag durd) den aus der Veranlagung 
ber Ktlaffenfteuer ſich ergebenden ae ber Solleinnahme 
—— oder nicht erreicht, ſo findet eine Herabſetzung be— 
giebung ife Erhöhung ber letzteren bis auf ben 

trag ſtatt. 

Der Finanzminiſter veröffentlicht in biefem Fall durch 
bie Gefeß-Sammlung aljährlih bis zum 1. März das Er- 
gebniß ber Veranlagung und macht zugleich befannt, mie viel 
Silbergroſchen auf jeden Thaler der veranlagten Jahresſteuer 
weniger oder * F— —— find, um den Normalbetrag 


Der 


tormal- 
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Der durch die Abrundung ber Pfennige oder durch bie 
Reklamationen und Rekurſe entjtehende ring oder Aus · 
fall gegen den Normalbetrag wird unter Abrundung auf 
Silbergroſchen nad Mafigabe der in Alinea 3 enthaltenen 
Beftimmung im nächftfolgenden Jahre ausgeglichen. 


Auf Zugänge im Laufe des Veranlagungsjahres find bie 
berichtigten Gteuerfäge zur Anwendung zu bringen. 


$. 7. 
Die Klaffenftener wird in zwölf Stufen erhoben. 


Die Veranlagung zu dieſen Stufen erfolgt nad Maßgabe 
der Schägung bed. jährlidien Einkommens. Es ift jedoch ge- 
ftattet, befondere, bie Leiſtungsfähigkeit bedingende wirthſchaft · 
liche Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen, eine große 
gebt von Kindern, die Verpflichtung zur Unterbaltung armer 

ngeböriger, andauernde Krankheit, ferner, inſoweit bie Yei- 
ftungsfähigkeit dadurch wefentlich beeinträchtigt wird, Werfchul- 
dung und außergewöhnliche Unglüdsfälle zu berüdfichtigen. 


Sofern ber —— nde ber erſten Stufe angehören 
würde, kann feine vollftändige Freilaffung erfolgen. 


zu erhalten. Da eiben Beträge von ſechs Pfennigen F 
und Darunter außer —— an Stelle höherer Pfennigß | Der — —5— je: bie Saushaltung, wie für ben 
beträge tritt ein Silbergroſchen. Einzelfteuernden ($. 8) jährlich: 
in ber 1. Stufe bei einem SJabredeintommen von ......-. 140 bis einfdließlih 220 Ihlen. ..... 1 Thlr. 
oo. 2» j »» Ja ’ » mehr ald 220 » » 00 # cc. 2» 

f} 3,» ) s ” } » =» 300 » » 350. -»._..... 4 > 

» 4. ” * » ” * * * 350 » > 400 * 5 * 

5. * * » 400 » > 450 8 4... 6 » 

» 6 > » >» » „» .» » 450 >» 5 0 6.. 8 » 

»  . ee» * » » » 500 >» > HDD... Em" Jana, 10... :% 

» 8 » ».» » » » » 550 » r 1:11 Be Ze en ep: 12 

 » 9. » Pe » » >» » 600 >» >»... MO. n9....0004% 14 * 

» 1%. » ». » » » » 700 » » Ss00 °'»" %.... 16 » 

» 1, ». » .» ‚ » » » 80 > » WO + 20 >» 

» 2 » Pr ) » » > » 00 >» » 1000 » 4... 24 » 


Bei Bemeffung der Höhe des Ar Eintommens find 
bie in ben 66. 28, 29 und 30 biefes Gefeges vorgefchriebenen 
Grundfäge zu berüdfichtigen. 


$. 9a. 


Zu den nad) dem Klaffenfteuerfuße aufzubringenden Laſten 
ber fommunalen und anderen öffentlichen bände fönnen in 
Ermangelung fonftiger Befreiungsgründe auch diejenigen Der- 
fonen herangezogen werden, deren jährliches Einfommen weniger 
als 140 Thlr. beträgt und weldye nicht im Mege ber öffent: 
lichen Armenpflege eine fortlaufende Unterftägung erhalten. 
Die Veranlagung biefer Steuerpflichtigen erfolgt nad) einem 
für Saushaltungen, wie für Einzelfteuernde geltenden fingirten 
Stlaffenftenerfäge von einem halben Thaler jährlich. 


$. 9b, 


Soweit nad den beftehenden Beitimmungen in Stabt- 
und —— das Bürgerrecht, beziehentlich dasß Stimm- 
und Wahlrecht in Gemeindeangelegenbeiten an die Bedingung 
eines jährlichen Klaffeniteuerbetrages von 3 refp. 4 Ihlen. ge 
fnüpft ift, tritt bis zur anderweitigen gefeglihen Regelung 
des Gemeindewahlrechts an bie Stelle der genannten Säße ber 
Etufenfab von 2 Ihlm. Klaffenfteuer. 


Orktsſtatuten, melde das Wahlrecht an einen höheren 
Klaffenfteuerfap al8_den Betrag von 4 Thlrn. knüpfen, ver- 
lieren mit dem 1. Januar 1874 ihre Gültigkeit. Wo ſolche 
Ortöftatuten nad beftehenden Kommunalordmungen zuläffig 
find, fann das Mahlreht durch neue Ortsftatuten von ber 
— zur 2. bis 8. Steuerſtufe abhängig gemacht 
werden. 


$. 10. 


a) Die Einſchätzung in die im 6. 7 bezeichneten Stufen 
gefchieht von einer Kommiffion, welche aus dem Ge- 
meindevorftande als Vorfigenden und Mitgliedern, bie 
von der Gemeindeverfammlung, beziehungsweife Ge- 


meinbevertretung gewählt find, befteht. Bei ber Wahl 
ift darauf zu achten, daß die verfchiebenen Klaffen der 
Steuerpflictigen möglichft gleihmäßig in der Kom- 
miffion vertreten werden. In großen Stäbten fünnen 
mehrere Einfhäßungstommiffionen gebildet werben, 
und fann der Gemeindevorftand den Vorſitz in dieſen 
Kommiffionen einem ber von ber Gemeindevertretung 
gewählten arg rer übertragen. Der Ge- 
meindevorftand hat über die Befit-, Vermögens, Erwerbs- 
und fonftigen Einfommensverbältniffe der Steuerpflid- 
tigen, ſowie über etwaige befondere, ihre Steuerfähig- 
feit bedingenbe wirtbichaftliche Verhältniſſe, ſoweit dies 
ohne tieferes Eindringen geſchehen kann, möglichit voll» 
ftändige Nadyrichten einzuziehen; überhaupt alle Mert- 
male, welche ein Urtheil über die maßgebende Steuer- 
ftufe näher zu begründen vermögen, zu fammeln. Die 
Einfchägengstommiffion unterwirft da8 hiernach von 
ihrem Vorſitzenden abzugebende Gutachten der Ein- 
ſchätzung unter Benußung aller ihr fonit zu Gebote 
stehenden Hülfsmittel einer genauen Drüfung. Dabei 
iſt ebenfalls jedes läftige Eindringen in bie Vermögens- 
und Einfommensverhältniffe der einzelnen Steuerpflid- 
tigen zu vermeiden, Nachdem die Drüfung vollzogen 
ift, hat die Kommiffion nach ben ftattgefundmen Er 
mittelungen ober anderweit bekannten Verhältniffen 
dev einzelnen Steuerpflichtigen bie Steueritufr vorzu · 
ſchlagen, in welche derſelbe zu veranlagen ift. 


Die bei dem Einſchätzungsgeſchäft betheiligten Vor- 
ſihenden der Kommiſſionen und ſonſtigen Beamten — 
find kraft des von ihnen geleifteten Umtseides zur 
Geheimhaltung der Vermögens- und Einfammensver- 
bältniffe, weldye bei dieſem Gefchäft zu ihrer Kenntniß 
elangen, verpflichtet. Die Mitglieder. der tommil- 
—— haben dieſe Geheimhaltung dem Vorſitzenden 
mittelſt Handſchlages an Eibesſtatt zu geloben. 


Die Einſchätzungen unterliegen der Vorreviſion 
der Landräthe Kreikhauptmänner). Die Feſtſtellung 


ss 
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der Steuerftufen erfolgt durch die Bezirksregierung 
(Finanzdireftion). 


Bei biefer Feſtſtellung ber Klaffenfteuerbeträge 
darf bie Verſetzung Steuerpflichtiger in eine höhere 
Stufe ald diejenige ift, im melde fie von ben Ein- 
Ihägungstommiffionen veranlagt find, ohne Weiteres 
nur, wenn e8 fich hierbei um bie Berichtigung eines 
offenbaren Schreibfehlerd handelt, in allen übrigen 

len dagegen nur nach vorheriger Anhörung der 
betreffenden inſchaͤzungskommiſſion erfolgen; 


« b) von ben Gemeinbevoritänden werben umter der Leitung 
ber Landräthe (Kreishauptmänner) auch die Tahred- 
rollen und die Ab⸗ und Zugangsliften aufgeftellt; 


- ©) die Erhebung gefehieht durch -die geordneten Stener- 
. empfänger; 


d) die Formen ber Geſchaftsführung werben nad Ben 
ſchiedenheit der ortlichen Verhältniſſe durch befondere 
Inſtruktion · vorgezeichnet. 


Die vorf —** Veranlagung und Einziehung 
‚der Steuern haben bie Bezirksregierungen beziehungs- 
weife die Finanzdirektion zu leiten und zu überwachen. 


13. 


2) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt mit dem 
Anfange jeden Jahres; 


- b) fobald die Bekanntmachung gefchehen- ift; muß ber 

rag tern in dem erften 8 Tagen jedes Monats 
feinen Beitrag voraus entrichten. Es hängt von ihm 
ab, denfelben auch für einen längeren Zeitraum bis 
zum ganzen Sjahreöbetrage zu — 


Wenn ein Steuerpflichtiger nach geſchehener Ber- 
anlagung durch die Gemeindekommiſſion von außerge⸗ 
wohnlichen Unglüdsfällen betroffen und dadurch in 
er Nahrungszuftandb zurüdgefegt wird, kann bie 

ezirköregierung (fFinangdireftion) auf Borfchlag ber 
Gemeinde oo, um ben Steuerpflichtigen in einem 
keiftungefähigen uftand zu erhalten, die Steuer biß 
zur Hälfte des Jahresbetrages erlaffen; 


ce) bie —— werden von dem Steuerempfänger auf 
gefordert, die Zahlung binnen drei Tagen zu leiften, 
nad) deren fruchtlofem Ablauf mit ber exekutivifchen 
Beitreibung verfahren wird; 


d) fpäteftens fünf Tage vor dem Ablauf jebed Monats 
muß bie eingehobene Steuer nebſt ber Nachweifung 
det etwa unvermeidlichen Ausfälle und der Reite an 
die zum weiteren Empfange bejtimmte Kaffe abgeliefert 
ein. Die Feitftellung beftimmter Sahlungätage für 
ie verfchiebenen Steuerem —— innerhalb diefer Friſt 
ift hierdurch nicht —* offen; 


e) ber Steuerempfänger ift für diejenigen Steuern felbit 
verantwortlich, bei denen er den wirklichen Ausfall 
ober bie fruchtlos verhängte Exefution nicht fofort 
nadweifen kann, und muß folde vorſchußweiſe zur 
Kaffe entrichten. 


$. 14. 


a) Reklamationen gegen bie Stlaffenfteuer- Veranlagung 
müffen binnen einer Vräflufiofrift von drei Monaten 
nad) der im $. 13 zu a. vorgefchriebenen Bekannt 
macung der Steuerrolle, ober bei Veranlagungen im 
Faufe des Jahres, nach erfolgter Benachrichtigung bes 
Steuerpflitigen von dem Steuerbetrage, bei bem 
Landrath (Kreishauptmann) eingegeben werben. 


b) Die Zahlung der ——— Steuer darf durch die 
Reklamation nicht aufgehalten werben, muß vielmehr 


mit Vorbehalt ber fpäteren Erftattung bes etwa zu 
viel Bezahlten zu den beftimmten Terminen ($. 13 
zu b.) erfolgen. . 


& 


barüber eingeholtem Gutachten einer von der Streißver- 
tretung, in den Stabtkreifen von der Gemeindever- 
tretung zu mählenden Reklamationskommiſſion, bie 
Bezirksregierung (Finanzdirektion), Tritt bie Bezivis- 
zeg erung (HFinanzdirektion) ben Gutachten der Refla- 
mationsfonmiffion nicht bei, fo erfolgt die Entſcheidung 
durch die Bezirfstommiffion für bie klaſſifizirte Ein- 
fommenfteuer ($. 24). Behufs Prüfung ber von ben 
Steuerpflichtigen angebrachten Reflamafionen hat bie 
Neklamationstommiffton, fowie die Bezirkskommiſſion 
bie Befugniß, eine genaue Feſtſtellung der Vermögens- 
und Einfommensverhältniffe de8 Neflamanten zu ver- 
anlaffen, dem Reklamanten beftimmte Fragen über 
feine Vermögend- und Einfommensverhältniffe vorzu- 
egen, beziehungsweife ihn aufgufordern, die in feinem 
—— befindlichen Urkunden, Pachtkontrakte, Schuld- 
verfhreibungen, Sanblungsbüder und fo —— zur 
Einſicht —— Wenn binnen ber zu beitimmen- 
ben Heft bie erforderte Auskunft nicht. ertheilt wird 
ober die betreffenden Urkunden u. f. w. nicht vorgelegt 
werden, fo wird, — was bem Reklamanten jebesmal 
bei der Aufforderung zu eröffnen ift — ‚angenommen, 
daß er bie angebrachte Reklamation zu begründen 
außer Stande fei, und bie lehtere zurädigewiefen. Auch 
ift die Reklamationstommiffton, fowie die Bezirfstom- 
miffion, wenn es an anderen Mitteln, bie Wahrbeit 
% ergründen, fehlt, berechtigt, den Reklamanten zur 

relärung an Eidesftatt über die in Betreff feines 
Einfommens von ihm felbft —— Angaben aufzu⸗ 
fordern. Sie hat für einen ſolchen Fall in einer darüber 
zu erlaſſenden Entſcheidung die eidesſtattliche Erklärung 
wörtlich vorzuſchreiben, auch die mindeſtens achttägige 
Friſt zu beſtimmen, nach deren Ablauf dieſe Erklärung 
abzugeben widrigenfalls die ger Reklamation 
ald unbegründet zurüdzumeifen fein würbe. 


Gegen bie Entfcheibung, welche bie Regierung (Finanz 
bireftion) in Uebereinftimmung mit ber Reklamations- 
Kommiffion erläßt und gegen bie Eutſcheidung der 
Berirksfommiffion fteht dem Reklamanten der in einer 
Präflufiofeift von vier Wochen nah dem Empfange 
ber erfteren bei dem Lanbrath (Kreishauptmann) ein- 
zugebende Rekurs an das Finanzminiſterium offen, 
Diefen Rekurs iſt auch bie — (Finany- 
bireftion) innerhalb ber angegebenen Friſt gegen bie 
— ber Bezirkskommiſſion einzulegen be 
rechtigt. 


e) Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Verjährungs 
friſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 
nden, ſoweit nicht das gegenwärtige Geſetz etwas 
nbered beſtimmt, auch auf bie neue Klaſſenſteuer An- 
wendung. 


Ueber bie ren © Reklamationen entjcheidet, nad) 


d 


— 


$. 15. 


Hinfichtlich ber örtlichen Erhebung der Steuer verbleibt 
es bei ben beftehenden Beftimmungen. 


Sofern bie Erhebung ben Gemeinden obliegt, haben bie 
felben Anſpruch auf —— vom Betrage der ein ezogenen 
Steuer. Als —— für die Veranlagung ift den Gemeinden 
ein Prozent vom Betrage ber eingezogenen Steuer zu ver 
üten. Hieraus haben die Gemeinden aud alle Nebenkoiten 
r Dapier, Drudformulare u. a, mu zu beftreiten. Höher 
Vergütungen für Erhebung oder Veranlagung ber Steuer 
können durch den Stantshaushalts-Etat fetgefeßt werben. 


$. 20. 
Die Einkommenfteuer beträgt jährlich: 


1. Stufe bei einem Jahreseinfommen von mehr als 


» > > 
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f. 


Bei —— ber Einkommenſteuerpftichtigen zu ber 
eriten und zweiten take ift e8 geſtattet, befonbere, bie L g8- 
fähigkeit bebingende wirthſchaftliche Verhältniſſe ber einzelnen 
Steuerpflihtigen (eine große Zahl von Kindern, die Verpfli 

tung zur Unterhaltung arıner An —— andauernde Kranl- 
heit, ferner, ar die Feiftungsfähigkeit weſentlich dadurch be- 
einträcdhtigt wird, Verſchuldung und ek Unglüds- 
fälle) dergeftalt zu berüdfichtigen, dat eine Ermäßigung um 
eine Stufe fattÄnden fann. a ie ber Einzufchäßende ber 
erften Stufe angehören würde, kann berfelbe auf den Saß, 
welcher von dem Steuerbflichtigen in ber zwölften Stufe der 
Slaffenfteuer ($$. 6 und 7) embrichtet wird, ermäßigt werben. 


* 


$. 24. 


F jeden Regierungsbezirk, gay für die Dro- 
vinz Hannover, forvie für die Haupt und ——— Berlin, 
wird unter dem Vorſitz eined von dem Finanzminiſter zu er- 
nennenden Negierungsfommiflars eine 8 irlskommiſſion ge⸗ 
bildet, welche di * aus Einfommenfteuerpflihtigen, zu % aus 


Klaffeniteuerpflichtigen bed Bezirks von ber Drovinzialvertre- 
tung für den Zeitraum von 3 Jahren zu wählen i 


Die Zahl der Mitglieder diefer Kommiffion wird für jeden 
Bezirk mit Rüdficht auf feine Größe und auf die Einfommens- 
verhältniffe feiner Einwohner von dem Finanzminifter beftimmt. 
Much bei diefer Kommiffion ift darauf je adıten, baf bie ver- 
chiedenen Arten de8 Einkommens möglichit gleihmäßig darin 
vertreten werden. In Bezug auf bie Sup ber Ablch- 
nung ber Wahl gilt die im F. 21 getroffene Beftimmung. 


Die Wahl der Bezirksfommilfion findet zum erſten Male 
bei bem nächſten und fobann bei dem auf den Ablauf ihrer 
Wahlperiode folgenden erften Zufammentritt des betreffenden 
Provinzial (Kommunal) Landtages ftatt. 
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1,000 Thlr. bis einſchließlich 1,200 The. ..... 30 Thlr. 
120 » >» * 1400 7 unse 36 * 
140» » » 1600» ..... 42 » 
1,000» » » 100 # ara 4 >» 
1800» » > 2,000 » un... 5 >» 
2000» » » 2400 #22... 60» 
2A » >» > 2,800 » . 712 >» 
2850 » » » 3,200» uni 4 >» 
320» » » 3600 2 2... % » 
3,600 > * » 4,000 ee 108 » 
4000 » » r 4300» u... 120» 
480 » » » 5,60 » . 14 » 
5600» >» » 6,400 Dort. 168 >» 
640» » » 7,200 » uri.. 192 >» 
720» » ED SA > urn. 2l6 >» 
8400 »  » » E00 > sun 252 r 
9600» >» » 10,800» zu... 238 r 
10,800» » » 12,000» 2... 324 > 
12,000 * * * 14,000 ar r0r+ 360 » 
14,000» » » 16,000 » ...%. 420 > 
16,000» » » 18000» 1... 480 >» 
18000» » D 20,000 8. 22... 5640 > 
20,000 =»  » » 24,000 » ur... 600» 
24,00 >» » » 28,000 #2... 720  » 
28000 >» » , 32,000» au... 840 >» 
32,000 » =» , 36000 #2... 960 » 
36,000  » > BD 40,000 >» .1,080 ⸗ 
40,000  » » » 48,000 » ..1,200  » 
4800» » N 56,000  » ..1,440  » 
56000  »  » » 68,000 » ..1,680 > 
6800 » > » 80,000 » 2040» 
8000 >» » B 100,000  » ..2400 » 
100,000» >» ” 120,000 » 3000 = 
120,00 » » » 140,000 >» 3600 » 
140000» » > 160,000 » ..4,200 ⸗ 
16000» >» D 180,000  » ..4,800 * 
180,00» » » 200,000 » ....5,400  » 
MO  »  » ” 220000 >» ....6,000 * 
220000»  » D 240,000 » ....6600  » 
240,00 » » » 260,000 » ....7200  » 

um je 20,000 fteigend — um je 600 fteigend. 

Artikel UI. 

Den Offizieren des Heeres und der Marine, —* und 
Beamten der Militair- und Marineverwaltung, welche ein 
fommenfteuerpflichtig find, wirb für bie Seit, rend welcher 
—— gemacht ind, ober zur immobilen Fußartillerie, zu 

apabtheilungen mobiler Truppen oder zu Beſatzungen im 
Kriegszuftande befindlicher Feſtungen gehören, der auf {hr Mi- 


etrag der Einkommenfteuer, 
nlagung ein Militair-Dienft- 
ber Ein- 
Militair- 


litair · Dienſteinkommen — 
ſoweit ſie aber zur Zeit ihrer Vera 
einfommen nicht bezogen N Frei ‚, derjenige Betra 
fommenfteuer erlaffen, welcher brei zent ihr 
Dienfteinfommens entfpricht. 


Der erftere Anſpruch ſteht unter gleichen Verhältniffen 
auch ben mit Jnaktivitätgehalt emtlaffenen, ben zur Dispo- 
fition gejtellten und ben mit Denfion verabfchiedeten Offizieren 
des Heeres und der Marine, Aerzten und Beamten der Mili- 
tair und Marineverwaltung binfichtlic des auf ihr naktivi- 
tätsgehalt oder ihre Penfion veranlagten Steuerbetrages zu. 


Inſoweit im Widerſpruch mit biefen Beftimmungen in 
den “Jahren 1870 und 1871 Einkommenfteuerbeträge von ben 
begeiöinehen Derfonen * worden find, wird der Finanz. 
minifter zur Nüdgewähr biefer Beträge ermächtigt. 


Artikel UL 


Diejenigen in dem Gefege vom 1. Mai 1851 enthaltenen 
Beltimmungen, welche den in den Artikeln I. und II. dieſes 
—* gegebenen Vorſchriften entgegenſtehen oder ſich mit 
Pe nicht vereinigen laffen, werden außer Anwendung 
geſetzt. 

Artikel IV, 


Der Finanzminifter ift ermächtigt, die direlten Staatt- 
feuern, ſoweit biefelben in —— Raten zu entrichten 


576 
find, nad) feinem Ermeffen in dem auf ben Monat ber Fällig— 
feit folgenden nädhften oder zweiten Monate zugleid) mit den 
für lehtere fälligen Raten einziehen zu laffen. 


Artikel V. 


Die Artikel I. bis TIL gelangen zuerft bei der Veranla- 
le Klaffenftener und der Elaffifizirten Eintommenfteuer 
fir 8 Jahr 1874 in Anwendung. 


Der Artikel IV, tritt mit der Verkündigung dieſes Ge 
fees in Kraft. 


Die zur Ausführung biefes Gefehes erforderlichen Anord- 
nungen und Ausführungen erläßt der Finanzminifter. 


Gegeben ax. 


Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 





A 98. 


Berlin, ben 7. März 1873. 


Das Haus der Abgeordneten hat in feiner heutigen Situng 
zu bem mit Ew. Erlaudyt gefälligen Schreiben vom 19. v. Mts. 
mir überfandten Entwurf eines Geſetzes 


über das Grunbbuchmefen in ber Provinz Hannover, 
mit Ausfchluß bes Tabegebiets, 


folgende Aenderungen befchloffen, und zwar: 
1) ben zweiten Abſatz bes $. 1 fo zu faffen: 
»Bon biefer Einführung bleiben für bie gemein« 
rechtlichen Bezirke und das Eichöfeld ber $. 49 ber 
Grundbudorbnung, für die ganze Provinz $. 72 
des Geſetzes über den Eigenthumserwerb, die 88. 73, 
133 bis 141, 143 und der Stoftentarif ber Örund- 
buchordnung ausgefcloffen.« 
2)$.5 geile 1 Hinter »Abfaß 1a ein Komma binzuzu- 
Finen und vor der Zahl * das Paragraphzeichen zu 
verdoppeln (68.). 


3) 8. 24 letzte Seile ſtatt: »(C§. 25 — 45)4 zu ſetzen: 
DS, 24 Tee See Matt: (55 Je au feh 
4) 6. 32 Seile 1 ftatt der $$. 27 und 29 zu allegiren bie 

F 26 und 27, . t ‚ 


5) ben G. 43 ambermweit wie folgt zu faffen: 


»Eigentdumsvorbehalte zur Sicherung einer For⸗ 
berung, welche vor dem Tage, an welchem biefes 
Geſetz in Kraft tritt, bebungen find, werden in 
dem Grundbuchblatte oder Artikel als Hypotheken 
eingetragen ober vorgemerkt.« 


6) bem $. 52 folgenden zweiten Abſatz hinzuzufügen: 


»Die Beftimmungen bes $. 50 unter Nr. 2 gelten 
auch bier mit der Maßgabe, daß bie Aufforberung 
zur Anmeldung von der Kron-Oberanmwaltfhaft zu 
erlaffen ift.« 


im Uebrigen aber ben Gefeßentwurf und dem dazu gehöri- 
gen Koftentarife in der von dem Herrenhaufe angenommenen 
Faſſung die Zuſtimmung ertheilt. 
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Em. Erlaucht beehre ih mich Hiervon unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des danach bier feftgeftellten 
Entwurf? mit dem Anbeimftellen der gefälligen weiteren Ber: 
anlaffung ganz ergebenft Mittheilung zu madıen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Präfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Dtto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Grundbuchweſen in der Provinz; Hannover, mit 
Ausſchluß des Iadegebiets. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verorbnen, unter Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtags 
Unferer Monarchie, für die Provinz Hannover, mit Ausfchluf 
des Jadegebiets, was folgt: 


$.1. 


Das ——— den —— und die dingliche 
Belaſtung ber Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Ge 
rechtigleiten vom 5. Mai 1872, die Grundbudordnumg vom 
5. Mai 1872 und das Geſetz, betreffend bie Stempelabgaben 
von gemiffen, bei dem Grundbuchamte anzubringenden Unträ- 
Fr Par 5. Mai 1872 werben in ber Provinz nober ein- 
geführt. 


Von biefer Einführung bleiben für bie gemeinrechtlichen 
Bezirke und das Eichsfeld der $.49 der Grundbuchhorbnung, 
für bie ganze Provinz $. 72 bes Gefepes über den Eigenthums- 
erwerb, die $$. 73, 133 bis 141,143 und der Koftentarif ber 
Grundbuchordnung ausgefchloffen. 


$. 2. 


Die in ben eingeführten Geſehen in Bezug genommenen 
geſetzlichen Vorſchriften, welche in der Provinz Hannover nicht 
gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 


Unter den Drogeßvorfchriften, welche nad) den a 
ten Gefeßen Anwendung finden, find die Vorfchriften des in 
ber Provinz Hannover geltenden Prozeßrechts zu verftehen. 


Die Vorfhriften der bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850 über ö entlice Ladungen n in Berbin- 
i8 111 der Grundbuchordnung auf 


bung mit ben s 103 
das Grundbuchweien entfprechende Anwendung. Ein vollitred- 
bares Erkenntniß ift von dem Grundbuchamt einem vechtsfräf- 
tigen gleich zu achten. 

Meber das Geſuch auf Eintragung einer Vormerkung, fo- 
wie über ben Antrag auf Vermerk eines MWiderfpruches im 
Falle bes &. 60 des Geſetzes über ben nr eg x. 
vom 5. Mai 1872 it von dem Prozeßrichter nad) ben Vor- 
fchriften über das Verfahren im Arreitprozeß zu entfcheiben. 


8.4. 


Unter dem Gericht der belegenen Sache ift das Amts⸗ 
gericht zu verftehen. 





— — — 
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$. 5. 


An bie Stelle des F. 20 Abſatz 1, der 88. 22, 23, 24 ber 
Grundbuhorbnung treten folgende Beftimmungen: 


Das Grundbuchiwefen gehört zur Zuftänbigkeit ber 
Amtsgerichte. 


ebes Amtsgericht bildet ein Grundbuchamt. 


Die Dienftauffiht und die ——— wird 
durch die Vorſchriften geregelt, welche in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 6. 


Auf dem Titel des Grundbuchblatts ober Artikels ift bei 
ländlichen Grunbftüden auch das Amt anzugeben. 


Un Stelle bes Landraths ift nah $. 57 der Grundbud- 
—— ‚die Benachrichtigung an ben Kreishauptmann zu 
richten. 


$. 7. 
m falle des getheilten Eigenthums ift unter bem Eigen- 
t PR unb dem Eigen um ber Untereigenthümer unb das 
Untereigenthum zu verftehen. 


§. 8. 

Die ‚beftehenden Rehtönormen, nach welden die Theilun 
eines Bauerhofes, bie oe Sr einzelner Theile be — 
bie Bereinigung eines Bauerhofes mit anderen Grundſtücken, 
imgleichen bie Nechtänormen, nach welchen die Veräußerung 
oder ilung von Bürgergütern (auch getheilten Laiſchafts 

ru den in ber Stabt DOsnabrüd) verboten ober an 
ie Genehmigung einer Regiminal- ober Geridytsbehörbe ge- 
bunben find, m fo weit fie von bem fonft geltenden Rechte 
abweichen, aufgehoben, und kann auf Grund derfelben eine 
früher ftattgehabte Veräußerung ober Uebertragung fortan 
nicht angefochten werben. 


Außerbem werben bie für bie fogenannten Söfelontratte 
(Hofübertragungs-, Ehe, Abfindungs-, Altentheils · Interims- 
wirtbfchafts.stontrakte u. f w.) beftehenden befonderen Rechts« 
normen, nad) welchen biefelben zu ihrer Gültigkeit der Mitwir⸗ 

oder Genehmigung einer Behörbe ober ber öffentlichen 
Beurfundung bedürfen, | ehoben, inäbefondere tritt das 
Gefe vom 17. Juni 1857, die Zuftänbigfeit der Vermwaltungs- 
behörben binfichtli der fogenannten Höfekontrafte betreffend, 
außer Kraft. 


$. 9. 

Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erfigung 
eines entgegenftehenden Rechts, nod) durch Verjährung aufge: 
hoben werben. 

Die Klage auf rüdftändige Sinfen eingetragener Kapi- 
talien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem 31. Dezember besjenigen Jahres, in welchem bie Zinfen 
fällig geworden find. 

$. 10. 


Die Beweistraft von Schuldbelenntniffen über ein Dar- 
fehn ober einen Brautfchat —* nicht von dem Ablauf einer 
Zeit ab, wenn auf Grund der Urkunde eine Hypothek einge: 
tragen ift. 

. $. 11. 


Die Beltellung einer H me am ganzen Vermögen, fe. 
wie im Lande Hadeln bie Beitellung einer Hypothek an be 
weglichen Sachen, ift fortan unzuläflig. 

Die Bewilligung der Eintragung einer Hypothel ober 
Grundfhuld gilt, wenn die Eintragung erfolgt ift, als eine 
Veräußerung im Sinne des $. 5 bes Geſetzes vom 14. De 
zember 1864, 

$. 12. 


Der Eintragung bebürfen nicht bie gemeinen Laften. Zu 
benfelben gehören namentlich alle nad) Gefeß ober Berfaffung 
Anl, ; d. Verhandl. d. Herrenhaufes. 








auf dem Grunbftüd haftenden, auß dem Gemeinde, Kreis- 
oder Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen, Pfarr⸗ und 
Sculverbande entipringenden, ober an Kirchen, Pfarren 
und Schulen, oder an Kirchen, Pfarr- und Schulbediente 
zu entrichtenden, ober aus ber Verpflichtung zu öffent 
lichen Wege, Waffer-, Deich- und Uferbauten entftandenen 
Abgaben und Leiftungen; ferner die Beträge, welche an Me 
liorationsgenoffenfhaften ober anbere gemeinnäßige, von ber 
Staatsbehörde genehmigte nftitute, namentlih an Vereine 
behufs geneinfgaft t Uebertragung ber buch Brand, 
Hagelſch Mi oder Biehiterben entſtandenen Schäden zu ent- 
richten find. 
$. 13. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, weldye 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, Lünnen Ein- 
tragungen ober Cöfhungen nur erfolgen, wenn entweber durch 
eine öffentliche Urkunde bie Echtheit ber Privaturfunde oder 
das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen ‚Erben nad) 
—— ift, ober eine ig ko des Amtsgerichts, wel 

er Erblaffer zuleht für feine Derfon unterworfen‘ war, beige- 

bracht wird, daß ſich mad) - erfolgter Öffentlicher Ladung Nie 

ra ber ein beffere8 Erbrecht in Anſpruch nimmt, gemel- 
e. 


In Betreff der Bekanntmachung, ber Friſt und bes In. 
1 ber Öffentlichen Ladung kommen die Vorſchriften 
ürgerlihen Prozeßorbnung vom 8. November 1850, $. 500 
Abjak 2 zur Anwendung. 


$. 14. 


In dem Geltungsbereich de8 Allgemeinen Landrechts wer- 
ben die in ber Grundbuchordnung erwähnten Obliegenbeiten 
ber Fideilommißbehörde von dem Gericht ber belegenen Sache 
($. 4) wahrgenommen. 


In dem Geltungsbereich des gemeinen Nechts werben Die 
$. 52, 74, 99 ber Grundbuchordnung, ſoweit fie fi auf 
amilien-Spibeitommiffe beziehen, durch folgende Beltimmungen 


erſetzt: 

* Die Eintragung der Familien ⸗Fideilommiß · oder 
Stammgutseigenſchaft erfolgt auf den Antrag bes 
Eigenthimers ober eines Nachfolgeberechtigten Tobalb 
berjelbe nachweift, baf jene Eigenschaft entftanden ft. 

Familien⸗Fideilommiß · oder Stammgutsnachfolger 
find als Eigenthmer einzutragen, wenn fie ihr Nady- 
folgerecht durch eine Erbbefcheinigung bes zuftändigen 
Richters nachweiſen. 

Die Loöſchung der Familien + Fideifommiß- ober 
Stammgutseigenfhaft erfolgt auf ben re bes 
Eigenthümers, fobald berfelbe nachweiſt, daß jene Eigen- 
{haft erloſchen ift. 

Die Eintragung und Löſchung kann bei Erditamm- 
gütern nach Bremitchem Ritterrecht auch auf Antrag 
des Praäſidiums ber Bremifchen Ritterſchaft (K. 7 des 
revidirten Ritterrehts vom 19. April 1847) erfolgen. 


$. 15. 


m falle bes $. 66 der Grunbbudorbnung fommen bie 
Vorſchriften der Verordnung vom 28. September 1867 $. 11 
und des Gefehe8 vom 3. April 1869 zur Anmwenbung. 


$. 16. 


— und Allodifikationskapitalien und bie zum 
eck ber Ab Sfung ober Allodififation vorgeftredten Dartehe, 
ofern fie in Gemäpheit bed Gefehes vom 16. September 1 
n bie dritte Abtheilung des Grundbuchblattes oder Artikels 
eingetragen werben, genießen baffelbe Vorrecht vor anberen 
sjorderungen, welches dem abgelöjten Rechte felbit zuftanb. 
Daffelbe gilt von den Ablöfungs- und Mllobifiations- 
renten, wenn fie in ba8 Grundbuch eingetragen werben. 


537. 


In Betreff der Eintragung und Löſchung ber Domainen- 
amortifationd. und Nentenbanfrenten und des dieſen Renten 
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zuſtehenden Beben bleibt es bei ben Vorfchriften ber 
Verordnung vom 28. September 1867 und des Gefehes vom 
3. April 1569. 

$. 18. 


Bei einer in Gemäßheit der GG. 16, 17 erfolgenden Ein- 
tragung ift zugleich das abgelöfte Necht im Grundbud) von 
Amtswegen —— zu löſchen. 


$. 19. 


Die dem Pächter —— oder ihm gehörigen, auf 
dem Grundſtück noch vorhandenen Früchte haften nicht den 
am Grundftüd dinglich Berechtigten. 


.20. 
Das einer in der ri Hannover beitchenden, vom 
Staate genehmigten Kreditanſtalt verpfänbete Grundftüd haftet 


für die ftatutenmäßigen Beiträge und fonftigen Yeiftungen des 
Schuldners, auch. injoweit dieſelben nicht Stapitaldabtrag find. 


g. 21. 

Das. der Landeskrebitanftalt und den ritterfchaftlichen 
Kreditanftalten ber Provinz Hannover zuftchende Redyt, bie 
Ertheilnng des Zuſchlags bei der Swangsveriteigerung ber 
ihnen zur Hypothek gefegten Grunbftüde zu verweigern, wirb 
aufrecht erhalten. 

$. 22, 
Die Schadenerſatzklage gegen: bie Grundbuchbeamten ver 


jährt in brei Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Da- 
ee Schadens Kenntnib erhalten Hat. 


Eind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung breifig Jahre 
verflofien, fo fommt e8 auf den Zeitpunkt der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. 


$. 28. 


Un bie Stelle des 5. 29 des Geſetzes über ben on 
thumserwerb u. f. m. vom 5. Mai 1872 tritt folgende Be 
ffimmung: 


Eine Hypothek fann anf —— des Eigenthuͤmers und 
des Gläubigerd in eine Grundſchuld umgewandelt werben, 
wenn biejenigen in ber zweiten und dritten Abtheilung ge 
und naceingetragenen Berechtigten einwilligen, welde bis zu 
dem im $. 48. bieſes Gefehes bezeichneten Tage eingetragen 
ober vorgemerkt find. 


$. 24. 


Für die Gebietätheile des gemeinen Mechts, mit Aus- 
nahme der Altftabt Hannover, und für das Eichöfelb werben 
Grundbüher nah Vorſchrift ber Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 von Amtswegen unter Beachtung ber nadfol- 
genden Borfchriften ($$. 25—47) angelegt. 


$. 3. 


Die Grumdbuhämter erhalten, ſobald die Grundfteuer- 
Vermeflungsarbeiten bis zum Nachweiſe ber Befiker und bes 
Flächeninbalts der einzelnen Grundftüde abgeſchloſſen find, 
en des auf Grund biefer Nachweiſe aufgeftellten Flur— 
uchs. 


$. 26 


Sobald dem Grundbuchamt die Abſchrift des Flurbuchts 
ugeſtellt worden iſt, werden bie Eigenthämer der einzelnen 
rundftäde behufs Anlegung bes Grundbuch vorgelaben. 


$. 27. 


Der als Eigenthümer Vorgeladene ift verpflichtet, dem 
Grundbuchamte 
1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 
2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf ihm übergegangen if; 
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3) die darauf ſich beziehenden Urkunden ober andere Be- 

weisftüde vorzulegen, und 

4) alle auf dem Grundftüd haftenden Beſchränkungen bes 

Eigenthums, Cigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte 
und Hypotheken anzuzeigen. 

Das Grundbudamt ift verpflichtet, dem vom Eigenthümer 
benannten Berechtigten Mittheilung von ber geichehenen An— 
zeige zu machen. 

Auch hat das Grundbuchamt den vom Eigenthümer nicht 
angezeigten Berechtigten, deren Vorbandenfein ihm amtlich be— 
fannt ift, von der nicht erfolgten Anzeige ihrer Berechtigung 
Mittheilung zu macen. 

$. 283. 


Das Grundbuhamt kann Die Befolgung ber Yabun 
($. 26) und die Erfüllimg ber den Geladenen im $. 27 auf 
erlegten Verpflichtungen unter Androhung von G fen bis 
fünfzig Thaler erzwingen. 


$.2. 
Zur Eintragung des VBorglabenen als Eigenthüämer genügt 
ed, wenn er i 


1) entweder nachweift, baß ex nad) bisherigem Rechte das 
Eigenthum erworben hat, 


2) oder feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des 
Gemeindeporftanbes befchehigt, anäi 


3) oder durch Urkunden, eibesita ebene Ver · 
a von — — 2 macht, 
f —— ey: d * * 
e 
——— that. 


$ 30. 


Wer in, bem Steuerbud nicht als zum: verzeichnet 
ift, gilt unter ber Beige hie $. 29 als berechtigt, in Dem 

rundbuch als Eigenthämer eingetragen zu werben, wenn ber 
in bem Steuerbüch eichnete in einer, ung er ober 


ununterbrochen 


öffentlich beglanbigten Urkunde feine Einwilligung ertheilt bat, 
— ꝓer Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt mor- 


8. 


Die —— des ee und ber angezeigten 
Belaftungen erfolgt nad) Ablauf der im $. 32 vorgefchriebenen 
ß falls nicht won Anfprücde innerhalb biefer 
angemelbet mo find. Iſt letzteres gefchehen, fo 
ommt bie Beftimmung des $. 39 zur Anwendung. 


$. 32. 


Die nicht bereit8 nach SS. 26 und 27 vorgelabenen Der 
fonen, welche vermeinen, R ihnen an einem Orundftüde das 
Eigenthum zuftehe, fowie diejenigen 
bb ihnen an dem Grundftüd ein bie Verfügung 
fhränfendes Recht, ober eine Hypothek, oder ir melde 
andere ber Eintragung in dem Grund uch bebürfende bdingliche 
Rechte zuftchen .. ihre Anſprüche innerhalb eines Jahres 
nad bem in $. 5 erwähnten Tage bei dem Grundbudyamt 
anzumelden. Ueber die Anmeldung hat das Grunbbucdhamt 
le UAnmeldenden auf Verlangen eine Befcheinigung zu er- 
u, 


$. 38. 


Von der Verpflichtung zur Anmeldung find —— —* | 
5 
* 27 Nr. 4 vor Ablauf ber —2 — bes $. 32 dem 


techtiggen frei, welche ber Eigenthümer in Gemäßhe 


rundbuchamt angemeldet hat. 
$. 34. 


Wer bie Ihe obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Mecht gegen einen Dritten, 


erfonen, weldye bermeinen, . 
barüber be- | 





+4 


— — 
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welder im reblihen Glauben an bie Nichtigkeit de Grund» 
buchs das Grundftüd erworben hat, nicht geltend machen fan, 
und baß er fein —— egenüber denjenigen, deren 
Rechte innerhalb der ———— angemeldet und demnächſt 
auch eingetragen ſind, verliert. 


$. 35. 


Sobald die nad) ben 88. 26, 27 zu veranlaffenden Ver 
nehmungen und GErmittelungen für einen Obergerichtsbezirk 
— efunden haben, beſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in 
er —2** u veröffentlichende Verfügung den Tag, 
an weldem bie in x 32 vorgefchriebene Fit Pie ben be 
treffenden Obergerichtsbezirk beginnen foll. 

Die Kron-Oberanmaltfi f Bi fodann bie $$. 32 bis 35 
Abjak 1 innerhalb der Ausichlußftift von vier zu vier Wochen 
buch das Amtsblatt und burch zwei — von denen 
mindeſtens eine in der Provinz erſcheint, woͤrtlich mit An 
gabe = Tages, an welchem bie Ausſchlußfriſt abläuft, befannt 
zu machen. 


$. 36, 


Die Landeskreditanftalt zu Sannover ift verpflichtet, be 

Far Eintragung in dem Grundbuch innerhalb der Ausschluß. 

ift ($. 32) bieleuigen Sculbkapitalien anzumelden, welche fie 
ausgeliehen bat. 

Die Anmeldung muß auf Grund der Schuldurfunde ent- 
halten: ben Namen bed Darlehnsempfängers, die Bezeichnung 
und Gröfenangabe des Grunbbeſitzes, die Höhe des Schuld- 
kapitals, das Datum der Schuldurfunde und womöglidy bie 
a — —— bie Hypothek in dem Hypothekenbuche eingetragen 
wo . 


Bei denjenigen Kapitalien, welde auf Grund bes ©. 2 
Mr. 1 der Statuten vom 18. Juni 1842 und $. 1 ber Ber- 
ordnung vom 26. Auguſt 1844 ausgelichen find, genügt bie 
BVorlegung bes urfprünglicen Kontrafts, ſowie der neueften 
SHebungsrolle. 


$. 37. 


Die Grundbuhämter Haben über die Anmeldung ber 
Landes-strebitanftalt zu Hannover die jetzigen Eigenthümer der 
—* verhafteten Grundſtücke zu vernehmen, und unter Bel- 
f gung eines Auszuges aus dem lur- oder Hypothekenbuch, 
in welchem außer bem Namen bes zeitigen Eigenthümers und 
der Hausnummer die Bezeichnung, Die Größe und das Steuer- 
kapital feines jehigen Grundbefiged angegeben find, das Ber- 
nehmungsprotofol der Landes-Kreditanftalt mitzutheilen. 

Die Lebtere hat binnen einer zweimonatliden, nöthigen- 
alls zu erjtreifenden Friſt, dem Grundbuhamt amzuzeigen, in 

treff welcher Schulbfapitalien fie die bisherigen Verhandlungen 
—— oder weitere Ermittelungen für erforderlich 
erachte 


Sie iſt berechtigt, die weiteren Ermittelungen bei dem 
Grundbuchamt zu beantragen, ſowie die Vorlegung im Beſitz 
der Amtsgerichte befindlicher Akten zu beanfpruchen. 


Ergiebt das Ermittelungsverfahren, daß das der Panbes- 
Krebitanftalt —— Objekt nicht oder nur mit unverhält- 
nigmäßigen Schwierigkeiten nachzuweiſen ift, jo iſt die Anftalt 
befugt, dem Schuldner dad Kapttal ganz oder theilweife zur 
NRiüdzahlung zu kündigen. 


$. 38. 


Die bei der Anlegung des Grundbuch für die Landes. 
freditanftalt zu Hannover erfolgten Eintragungen find ber- 
felben von dem Grundbuchamt bekannt zu madıen, Die Be 
fanntmadhung kann — für den ganzen Bezirk bes 
Grundbuhamts oder für rtſchaften geſchehen und muß ent- 
halten: den Namen des Eigenthümers, die Bezeichnung und 
Gröfenangabe des Grundftüds, den Eintragungsvermert und 
bie der Hppothef ber Yanbeskreditanftalt im Range vorgeießten 
Anfprüche Dritter. 


$. 39. 


Vor der rechtsfräftigen Ben, über ftreitige an- 
gemeldete Eigenthumsanfprüdje oder das Eigenthum beſchrän—⸗ 





fende Nechte darf das Blatt für das Grundſtück im Grund- 
buch nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Artikel 
des Eigenthümers aufgenommen werben. 


$. 40. 


Die dinglichen Mechte werben mit ber ihnen nad dem 
bisherigen Rechte zufonmmenden Nangorbnung eingetragen. 


g. 4. 


Den Hppothefengläubigern fteht frei, unter Einreichung 
ber alten Hypothekenurkunden bie Ausfertigung von Hypo» 
thefenbriefen in Gemäßheit bes $. 122 der Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 zu beantragen. 


$. 42. 


Bei ber Anlegung bed Grundbuchblatts ober Artikels 
—— ein angemelbeteß Recht eine Vormerkung eingetragen 
werben: 


1) wenn bie Entftehung biefes a glaubhaft gemacht 

ift, und entweder ber —* mer der Eintragung 
widerſpricht, oder die Rangordnung des Rechts be» 
ſtritten iſt / 


2) wenn von dem Eigenthümer bie Identität des Grund- 
ſtücks beftritten , biefelbe aber buch Urkunden 
ober eibesftattliche u von Zeugen glaub» 
baft gemacht worden i 


g. 48. 


entbumsvorbehalte zur Si einer rderun 
— dem Tage, an u es eh in Er tritt, 
bebungen find, werden in dem Grundbuchblatte oder Artikel 
ala Hypothelen eingetragen ober vorgemerkt. 


$. 44. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten 
Hypothek kann nur auf eine bejtimmte Summe erfolgen. 


Kommt eine Einigung unter ben Betheiligten über einen 
beftimmten einzutragenden Betrag nicht zu Stande, jo erfolgt 
deſſen Feſtſetzung durch den Prozeßrichter. Inzwiſchen ift eine 
Mormerkung auf ben höchſten von dem Hypoöthekengläubiger 
geforderten Betrag einzutragen. 


$. 45. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemelbetes Nedit 
getitgt fei, ohne dies urkundlich nachmweifen zu können, fo iſt 
8 Recht einzutragen, zugleid aber in der Spalte »Berän- 
berungen« die behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 
iſt, vorzumerfen, 


$. 46. 


a dem Geltungsbereich des Geſetzes über bad Dfand- 
recht vom 14. Dezember 1864 find Hypotheken und Eigen- 
thumsvorbebalte nur dann on ober vorzumerfen, wenn 
fie in den bisherigen Hypothekenbüchern eingetragen oder vor- 
gemerkt find. 


$. 47. 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern oder Ar- 
tifeln iſt monatlich durd; das Amtsblatt mit der Bezeichnun 
ber Grundſtücke nach den Stenerbühern und der Beſiher dur 
das Grundbuchamt bekannt zu maden. 


$. 48, 


Mit dem eilften Tage nad dem Ericheinen des Amts- 
blattes ($. 47) kann die Veräußerung ober Belaftung ber be 
treffenden Grundftüde nur in ben —— erfolgen, welche 
das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mat 1572 und 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 vorfchreiben. 
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$. 49. baß Gefeh über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und 
Bis zu dem im i 48 begeichneten Tage werben bie biß- die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 fofort anzuwenden, 


herigen Hypothekenbũcher von ben ra jedoch $. 52. 

ERS ER U LE LATE deine ans Ba tm 

des $. 11 des gegenwärtigen Geſetes fortgeführt. 20, Dezember 1783 angelegt find, erfolgt ihre Zurü ve 
Zu diefem Zweck find bie Hypothekenbücher ber Kirch- auf den Inhalt der Grund» und Gebäubeiteuerbücher, fobald 

erg neh andes Habeln an da8 Grundbudamt Ottern- | a buchämter die Abſchriften der Flurbücher erhalten 

orf abzugeben. ' haben 


Diejenigen, welche in der Zeit vom Beginn der im 8.32 |. Die Beftimmungen bes $. 50 unter Nr. 2 gelten auch 
vorgefchriebenen — biß zu se im $. beftimmten Tage bier mit der Maßgabe, daß die Aufforderung zur Anmeldung 
das Eigentum oder ein in dem Grundbuch einzutragendes von der Kron-Ober-Anwaltfcaft zu erlaſſen ift. 

—— Recht erworben haben, müſſen baffelbe, falls bie | $. 53 

Anmel "9, nicht bereits früher erfolgt ift, bei Vermeidung & BRNER An AL 
des im $. 34 vorgefchriebenen Rechtönachtheils binnen vierzehn In Oftfriesland und dem Sarlinger Lande bleiben in 
Tagen nach dem im $. 48 beftimmten Tage anmelden, Kraft: 


Die Eintragung der Verpfänbungen ber Seefchiffe und 

ber Flu Sie von mindeſtens fünf Laſt Tragfähigkeit erfolgt 

nad) Ma bes 8.2 Nr. 3, 6. 11 bes Oefehee vom 14. De- 

ember 1864 im beflen Geltungsbereid, aud) ferner in den biß- 
igen Hppothefenbücern. 


$. 50, 


ür ben Bezirk ber Altſtadt von Hannover gelten ftatt 
der 6%. 25 bis 47 folgende Vorſchriften: . 


1) bie Spezialhypothekenbücher werden als Grundbücher 
weiter geführt; 


2) bereit beftehende, aber nicht eingetragene Eigenthums ⸗ 
beſchränkungen und dingliche Rechte find von den Be- 
rechtigten innerhalb fehs Monat von dem Tage, wo 
dieſes Gefeg in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamt 
anzumelden; : 


die Aufforderung zu biefer Anmeldung ift: inner- 
halb ber Ausfhlußeit von der Kronanmaltichaft bes 
DObergerihtd zu Hannover in entf erg Amven- 
dung bes G. 35 dieſes Gefehes Ofen ich bekannt zu 
— j 

wer bie Anmeldung unterläßt, erleibet den Rechts 
nachtbeil, daß er fein Recht geoen einen Dritten, wel · 
cher im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grund- 
buchs das Grundftäd erworben bat, nicht geltenb 
machen fan, und fein ——— 9 enüber den⸗ 
jenigen, deren Rechte innerhalb der A —2 an 
gemeldet und demnächſt aud) eingetragen find, verliert; 


3) die angemeldeten Rechte werben, je nachdem fie von 
dem Eigenthümer anerfannt werden ober nidyt, in 
dem Grunbbud eingetragen ober gemäß bes $. 42 
vorgemerkt ; 


| 4) die eingetragenen oder vorgemerkten Nechte erhalten 
t bie Wirkung, weldye ihnen — ein wuͤrde, 
falls fie ſchon zur Zeit ihrer Entſtehung eingetragen 
h oder vorgemerkt wären; 


| 5) die bis zum Ablauf" der Ausſchlußfriſt Fingespagrnet 
! 


1) in Betreff derjenigen Poften, deren Erneuerung wäh- 
rend ber Seit ber. anne embherrfüeft unten 
blieben ift, die Beftimmung des %. 18 ber Verordnung 
wegen Uung bes Hypothekenweſens in Oftfries- 
land vom 29. September 1817; 

2) das Geſetz vom 29. Oftober 1848, bie ichtigung 

des —— von Grundſtücken durch Ediktallabungen 

betreffend, für Be älle, in weldyen das Eigen- 
tbum des Grund vor dem geitpunft, wo bie 

Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 in Straft tritt, 

ohne Eintragung erworben ift. 2 


$. 54. 


Die Vorſchrift des G. 1 Abſatz 2 bes Geſetzes vom 
26. Mai 1845, bas —— en in der Niedergrafſchaft 
Lingen sc. betreffend, wird aufgehoben. 


$. 55. 


Sind für einen beftimmten Ort oder für einzelne ig 
ftüde in Oftfriesland und dem Harlinger ande, * der 
Niedergrafſchaft Lingen und den ehemals Mimfterfchen Oxt- 
fhaften Hppothefenbücher bisher nicht angelegt worben, fo 
fommen die fir dieſe Lanbestheile bisher güfti eivefenen 
Vorschriften mit der Maßgabe zur Anwendung, daß bie: neuen 
Grundbücer nad der in der Grundbuchordnung vom: 5. Mai- 
1872 angeordneten Form und Einrichtung anzulegen: find." 


$. 56. 


Die Koften für die Bearbeitung der Grundbuchfachen wer- 
den nad) dem beigefügten Tarif erhoben. 


$. 57. 


Die Verhandlungen, welde zur Eintragung ber bisher 
erworbenen, rechtzeitig angemelbeten, —— und Real · 
rechte in dem neu — Grundbuch erforderlich find, 
find foften- und ftempelfrei. j 

$. 58. 


Das Gefeh vom 16. Dezember 1843, betreffend bie in 
einigen nm bes Königreidh8 wegen — — An rt 
ung oder Beftätigung von Kontrakten beftehenden Vorfchrif- 
en, bie Geſetze vom 9. November 1858 und vom 17. Septem ⸗ 
ber 1862, fowie $. 23 ber Notariatsorbnung vom 18. Sep- 
tember 185 treten mit dem eilften Tage nad der Belannt- 
gi über die Anlegung des Grunbbuchblatts oder Artikels 
($. 48) Kar die betreffenden Grunbjtüde außer Kraft. 


oder . vorgemerkten ’ Hypotheken und Eigenthumsvor- 
behalte gelten als Hypotheken im Sinne bes Gefekes 
über den Eigenthumserwerb x. vom 5. Mai 1872; 


6) die Vorſchrift des G. 45 des gegenwärtigen Geſetzes 
| findet auch in dem Bezirk ber Altſtadt von Hannover 


Anwendung. $. 59. 
| $. 51. Dieſes Gefeh tritt mit dem 1. Oktober 1873 in Straft. 
' Bei Anlegung der Grundbuchblätter für bie bereits be Urkundlich 2. 
1 ee verlichenen Bergwerke finden bie $6. 25 bis 47 ent- — 
rechende Anwendung. 
| "An die Stelle ber Abſchrift der Grund- und Gebäude: Beglaubigt: 


Der Präfibent bes Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


ftenerbücher treten dabei die von dem Oberbergamt zu lie 
fernden DVerzeichniffe der Bergwerke und ihrer Befiger. 


* Auf diejenigen Bergwerke, welche nach dem Tage, an 


— — — — — — ———— — nn — —— — —— nn —— — — — ——— — — — 


lchem dieſes Gefeh in Kraft tritt, verliehen werben, find 
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Erfter Abſchnitt. 


Für bie Bearbeitung der Grundbuchfachen in der Provinz 


\annober 
often er 


A. 1) 


2) Für die nachträgliche Eintragung bes ——— 


3) 


9 


5) 


— Ausschluß des Jadegebiets, werben folgende 
en: 


g1. 


Für die Entgegennahme ber Auflaffungserklärung und 
für bie Eintragung des Eigenthümers, bie gehe 

ntragte Eintragung des Erwerbsgrundes und be& 
Erwerbäpreifes, ber Siäbung de Werthes nad) einer 
Öffentlichen Tage und bei Gebäuden ber feuerverfiche- 
rungsfunnme, einschließlich ber dabei vorkommenden 
Nebengeichäfte: 


ER — 74 Sor., 
b) von dem Mehrbetrag bis 1000 Thlr. 
von je 100 Th 


J. 3 Syr., 
e) von dem Mehrbetrag von je 500 Thlm, 75 Sur. 


eined Ehegatten an den von bem anberen Ehegatten 
in die ebeliche Gütergemeinfhaft emgebrachten Grund ⸗ 
ftüden und für die dabei bewirkte — der 
Liegenſchaften der Ehefrau auf den Artikel Ehe- 
mannes, für die Eintragung bed Miteigenthums ber 
Kinder, im Falle mit ihmen nad; dem Tote des einen 
Ehegatten von bem überlebenden die Gütergemeinſchaft 
fortgefeßt wird, ober des — — ber geſetz⸗ 
lichen Erben folder Kinder; ingleichen für die Um- 
Kerne ber Grunbftüde, weldye einem geſchiedenen 

egatten bei ber Auseinan sung wegen des güter- 
gemeinſchaftlichen Vermögens überwiefen worben find, 
En den Namen beffelben: die Hälfte der vorſtehenden 

be, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 


Die Koften unter 1 und 2 werden nach dem Werthe 

eined jeden Grundſtücks, beziehungsweife nad ber 

Summe ber Werthe mehrerer Grundſtücke berechnet, 

* welche ein beſonderes Grundbuchblatt beſteht (FF. 1, 
und 13 ber Grundbuchordnung). 


Es kommen jebody die. Beftimmungen unter Nr. 4 
zur Anwendung, wenn gemäß der VBorkeriften in 68.1 
und 13 ber Grundbuchorbnung für mehrere auf ver- 
ſchiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grundſtücke 
ein gemeinfchaftliches Blatt ober gemäß $$. 15 und 16 
a.a. D. ein Artikel an = werben fann, voraus 
gefeht, daß eine erfolglofe ufforberung, bie Bereini- 
gung zu beantragen, an den Eigenthümer nod) nicht 
Gerichtet ift. 


Bei ber führung des Grundbuchs nad den Artikeln 
$. 15 ber eh yo die Koften 
r. 1 und 2 nad) der Summe Werthe derjenigen 

Grundftüde berechnet, welche auf Grund Einer Auf- 

laffung auf ein und benfelben Artikel des Erwerber 

eingetragen werben, gleichviel ob bie mit dieſer Ein» 
tragung in Verbindung ftehende Abfchreibung bei 

Einem ober mehreren Artikeln ftattfindet. 


m Fall des $. 59 der Grundbuchorbnung find bie 
Ihe unter A. sr 1 zu erheben. oR 


F. 2. 
für jebe endgültige in der 2. ober 
Mn ie 


Eintragun 
mmenben Neben- 


3. Abtheilung und alle babei vo 

geſchaͤfte 

a) von dem Betrage bis 200 Thlr. von je ‚ 
Thlen 


PEPRPETPEPLTERTITRETEITET 4 Sgr. 


c. i) 


2) 


D. ı) 


2) 


F.i) 


2) 
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$. 3. 


ür die Eintragung von ——— ar aller Art, 
ormerfungen und Verfügungsbefchränfungen: bie 
Pe ber Sätze des F. 2 (B.), jeboch nicht unter 
r. 


Die gemäß $. 5 eg! 4 ber Grumbbuchordnung 
bewirkte Schließung eines für Zubehörftüde beftchen- 
ben befonderen Grundbuchblattes erfolgt foftenfrei, 


Für bie in Antrag gebrachte Eintragung von Ver- 
merken, welche unter feiner der vorjtehend 1, 2,3 
Nr. 1) getroffenen Beftimmungen fallen, auch nicht die 
bloße Vervollſtändigung des Titeld eines Grunbbud- 
blatts, bezichungsweife der zur näheren —— 
eined Grundſtücks dienenden, in bie —— 
Spalte 1 bis 7 des Grundbuchartikels en n⸗ 
aben bezwecken, inſonderheit fuͤr die Eirt veibung ber 
ermerfe, welche durch bie re Veränderung bed 
Eigenthümers ftattfindende Theilung von Orundfäden 
veranlaßt werben, für die kein ar Sch % 
werths ber Fjeuerverficherungsfumme*und für die Ein- 
fhreibung des Ermwerbögrundes ober des Erwerbs- 
reiſes, N weit bie in $. 1 Mr. 1 bezeichnete Voraus- 
egung nicht zutrifft: die Hälfte. ber Säke zu B., jedoch 
nicht unter 5 Sgr. und nicht Aber 3 Thlr. 


$ 4. 


Wenn bie Eintragung, derfelben. Poft in der 2, oder 
3, Abtheilung bei mehreren auf‘ verfchiebenen Grund ⸗ 
buchblättern ober Artifeln verzeichneten ı Grundſtücken 
gleichzeitig ober nachträglich, ı oder bei mehreren, "auf 
ein und bemjelben Grundbuchblatt oder Artitel ver⸗ 
zeichneten Grundftüden nachträglich beantragt ift, b 
wird für jebe folgende Eintragung die Hälfte ber Sä 
B. oder C. (8. 2 und 3) erhoben, jedoch nicht. unter 
5 Ser, unb nicht über 3 Thlr. - Dabei ift, wenn der 
Werth ber Grunditüde, auf melde die meitere-Ein« 
tragung erfolgt, geringer ift, als der ber einzutragen- 
ben Poft, nur jener als Maßſtab für den KHoftenanfag 
anzunchmen, 


Gm Falle die Eintragung derſelben Poft bei mes 
reren, auf verſchiedenen Grundbuchblättern verzeichneten 
Grundſtücken greigpeitin beantragt worden iſt/ kommt 
bie nachſtehend unter Nr. 2 getroffene Beftimmung zur 
Anwendung, wenn bie im . 1 Nr. 3 Abfat 2 bezeich- 
neten Borausfegungen vorhanden: find, 


Wird bei mehreren auf einem Grunbbuchblatt ober 
Artikel verzeichneten Grunbftüden die Eintragung ber- 
felben Poſt gleichzeitig beantragt, fo find bie Eintra- 
gungsfoften dafür nur einmal zu forbern. 


$ 5. 
Für jede a unb alle dabei vortommenben 


Nebengeichäfte die Hälfte der für bie Eintragung zu 
Fege beſtimmten Ei wech, 


Die Grundfäge bes $. 4 finden auch bei Löſchun⸗ 
gen und bei ber Entlaffung einzelner Grundftäde aus 
r Mithaft Anwendung. . 


$. 6. 


Sir bie ertfeilung bes Hypotheken · oder Grunbfchuld- 
tiefes, für bie uefertigung einer beglaubigten Ab- 
(hr et bonn en Grimbbucbatte ober ii: 
e er u B. nicht unter i 
und nicht über 3 a * * 
Für die Erneuerung eines Grundſchuldbriefes und bie 


babei vorkommenden Nebengefchäfte, ingleichen für bie 
—— eines Grundjchulbbriefes an Stelle ber 
nach ben ältı 


eren San en ertbeilten Hypotheken⸗ 
bokumente oder eines Hypothelenbriefes: bie Hälfte der 
Säße ad F. Nr. 1., jedoch nicht unter 3 Ser. 


582 
3) Für die Ausfertigung einer beglaubigten Abfchrift bes 
End und ber ae ebtheitun des Örundbuchblattes, 

Dep. Grundbuchartikels: die Hälfte des Satbes zu B., 
jedoch; nicht unter 3 Sgr. und nicht über 1 Thlr. 15 Sr. 


Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu 
einer Grundſchuld > für jede Erneuerung eines 











folhen: ein Wiertheil der Sähe zu B., jedoch nicht 
unter 3 Sgr. 


8. 7. F 
G. 1) Für jebe einzelne Benachrichtigung eines dinglich Be- 
e rechtigten a einer erfol in Eigeitundoetiberung, 
5 Sgr., wenn ber Werth des binglichen Rechts und 
auch der des Grundftüds den Betrag von 50 Thlen. 
überfteigt. 
Die bei der Eintragung des Eigenthümers ftatt- 
ea Benadhrichtigung des bisherigen Eigenthümers 
Grundfteuerbehdrde, und bie im Falle von Abzwei- 
gungen an Behörden zu richtenben ur gg 
ngleiheg bie gemäß SS. 121, 122, 123 ber Grunb- 
buchordnung ergebenden Benachrichtigungen unterliegen 
feinem befonberen Koſtenſatze. 


2) Wenn Urkunden, beren Borlegung zur Erwirkung von 
Einſchreibungen nothiwendig war, von ben Betheiligten 
ohne Uebergabe einer für die Grundakten beftimmten 
Abfchrift zurücdgeforbert werben, fo find für jeden Bo- 

auf — des Grundbuchrichters zu fer⸗ 
— Abſchrift 5 Sgr. zu entrichten. Die Sea 
b ung ber von den Berbriligten überreichten Abſchriften 
ae koftenfrei. 


8. 


S. 
H. 1) Beträgt bei ben vorftehenb 88. 1 bis 7 bezeichneten 
E en der on u Nies nicht en als 
5 Thlr., fo find im Ganzen nur 5 Spr. Koften in 
Anſatz zu bringen. 


2) Sir Aufnahme von münblichen Anträgen, welche ben 
tragungen ober en im Grundbuche als 
Grunblage dienen ($. 32 der Grundbucdorbnung), ober 
ge N eglaubigung folder Anträge find 
zu erheben: 


PEREITTERTIITET T., 


j + Sgr., 

von bem —— e bis 20,000 Thlr. 
von je 1 JJ 2} Dar 

und bei MWerthen über 20,000 Thlr. zufäglic 
nod 1 Thlr. 


Diefe Gebühr baben auch die Notare für die be- 
fondere Aufnahme oder Beglaubigung von Anträgen 
der bezeichneten Art zu beziehen, re mit ber Maf- 
gebe, daß die Lehtern mindeftens 15 Sgr. in Anfah 

ingen fönnen. 


3) Der Werth der Grundftüde iſt infoweit, als berfelbe 
bei ber Berechnung ber — Koftenfähe in Be- 
tracht fommt, nad den Anordnun zu beredinen, 
we in ben —— über die Erhebung der Stem- 

. pelabgabe in Beziehung auf. die Werthöbeitimmung 
enthalten find. In ben frällen, wo die von den n- 
tereffenten gemachte Werthangabe für unzulänglid er- 
achtet wird, ift die behufs Berechnung der Stempel- 
abgabe getroffene Werthsfeſtſetzung auch bei dem Anfate 
der Gerichtöfoften maßgebend. i Eintragung einer 
nadträglid bewilligten Erhöhung des Zinsfußes er- 
foiot die Berechmung der Koften nach dem Fünffachen 

er danach eintretenden Erhöhung des vom Schuldner 
zu entrichtenden jährlichen Zinfenbetrages. 


$.9. 


J. Die vorftchenden Beftimmungen finden auch Anwendung 
auf die bei ber führung des Berggegenbüches vorfom- 
menden Gejchäfte Dabei wird * der Koſtenſatz 
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A. Nr. 1 ($. 1) nur zur Hälfte erhoben, wenn t 
anderweite Eintragung eines Eigenthümers durch T 
Konfolidation mehrerer Zehen, melde bis dahin ve 
ſchiedenen Eigenthümern (Gewerfihaften) angehörte 
veranlaßt wird. 


$. 10. 


K. Die Jurädführung bereits angelegter Grundbuchblätt 

au x Grund und Gebäubefteuerbüdyer eefolat Lehr 

; baffelbe gilt von denjenigen Geſchäften, welc 

urd ben Uebergang eines Grundbuchblattes in d 

Bezirk eined andern Grundbuchamts gemäß $. 27 d 
Grundbuchordnung veranlaßt werben. 


$. 11. 


L. Wenn für einen einzelnen Ort überhaupt ober fı 
einzelne Grunbitüde noch feine Dr amgelegt fin 
fo werben für die erite Anlegung eines jeden Grun 
buchblattes ober Artikels und für das ganze Verfahre 


welches bei bem Grundbuchamt zu diefem Zwecke ftat 
findet, nad der Summe ber Werte er de 
Grundbuchblatt ober Artikel verzeichneten Grundſtüc 
erhoben: 
1) bei Objekten bis 25 Thlr.... — Thlr. 5 Sn 
2 bei Objekten über 25 Erg bie ® a 
3) Det Obehien Aber 200 Se 0* 
e r r. 
biß 1000 The. nenuanee een —— 


Zweiter Abſchnitt. 


§. 12. 


Die Berechnung der Koſten nach ben Sätzen des Tarif 
Feig bergeftalt, daß bie vollen Saͤtze, welche für Beträ 
von 25, 100, 500 Thalern u. f. w. beftimmt find, aud fi 
die nur angefangenen Beträge entrichtet werben. 


Die Erhebung ber oh erfolgt in Thalern und Silke 
grofchen. Ueberſchießende Pfennige werden, wenn fie unt 
einem halben Silbergroſchen betragen, —* in Rechnung 
ſtellt, betragen fie einen halben Silbergroſchen und mehr, 
wird ein voller Silbergrofchen erhoben. 


$. 13, 


Neben den nach biefem be & erhebenden Koſtenſa 

find weder Schreibgebühren, n ebühren oder Porto 

die Zuftellungen oder Behänbigungen, noch Gebühren für 

fache auf Anfra e ergebende Beſcheide, die wegen Beſeitig 

—— Anftände ergebenden Swifchenverfügungen 

“ bie Abhaltung von Terminen in Grundbuchfachen zu 
ten. 


Ebenfo werden für bie br Eh bes Eigentbün 
feinen Namen bei einem Grundjtüde —— laſſen, 
für bie Feſtſehung der dabei auf ben Fall der Nichtbefolg 
angebrohten Weldftrafe feine Gebühren entrichtet. Für 
nad erfolglofer Feſtſetzung ber Gelditrafe eintretende Smwa 
vollftrefung gelten die in ber Gebührentage für bürger 
Necytöftreitigkeiten vom 8. November 1850 enthaltenen | 
ftimmungen. | 


E83 werden ferner nad) Maßgabe der bisherigen Be 
mungen befonders erhoben: bie Gebühren für die Aufn 
oder Beglaubigung von Urkunden Aber Rechtsgeſchäfte 
Befcheide auf unbegründete Gefuche oder Beichwerben, für! 
eitelte Termine und für etwa vorkommende Kalkulaturael‘ 
ferner die bei Mbbaltung von Vofalterminen erwadhl: 
Diäten und Reifeloiten der Beamten, ingleichen Die den 
verftändigen in Faͤllen ihrer Zuzichung zu gewährenden : 
gätigungen. 
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$. 14. 


Bei den Gefchäften, für melde bie —— Tariffäge 
zur —— kommen, wird eine Stempelabgabe nur infoweit 
entrichtet, diefelbe unter ben in bem Geſetze vom 5. Mai 

1372 bezeichneten Vorausfeßungen auf den Auflafiungserklä- 
— rg auf den ben Einfchreibungen beim 
Grundbuche zum Grunde liegenden Anträgen rubt, ober nad) 
ber gr Verordnung vom 19. Juli 1867 von ben 
Urkunden über biejenigen Nechtsgefhhäfte zu entrichten. ift, 
welche zu folden Erklärungen oder Anträgen Veranlaffung 
geben. Alle fonftigen Geſuchs-, Vrotofoll- und Ausfertigungs- 
ſtempel bleiben außer Anſah. "Sur die vorftehenden Tarif- 
ſaͤtze (SR. 1—11) werden zugleich bie in Supothefrnfachen auf 
Grund der in Kraft gebliebenen Beltimmungen des Stempel- 
gefeges vom 30, Jannar 1859 zu erhebenden Stempelabgaben 
gededt Sy a l, 9 db Gefeges vom 24. Februar 1869, Gefet- 
Samml. 


$. 15. 


In Beziehung auf bie Verpflichtung ber Parteien zur 
Tragung ber Koften, zur Zahlung von Koftenvorfchüffen, in 
Anfehung des Anſpruchs derfelben auf Koftenftundung, mi 
gängl che gi theilweife KRoftenbefreiung , —— hin tie 
— Erledigung der Beſchwerden über den Anfag, über ver 
weigerte Stun gr oder Niederſchlagung der Koſten kommen 
die Borfchriften zur Anwendung, welde in Sachen ber frei 
willigen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 16. 


omeit nach ben vorftehenden Beltimmungen Schreib 
. Seen - fm Betbeilgten — — ent · 
ebüh 


—— nd, werben ben Bezug folder G 
enen Beamten ja * Staatskaſſe ohne Rüdficht auf 
den Eingang bes Koften-Paufchquantums vergütigt: 


1) an ae : 


für jeden B 
bei wer 


22 


24 © 
* Zeilen —* die Seile, f 


12 Sylben met, einem 

Fr Ar gi nur ses int Bogen, in- 
gl riftſtücke von geringerem fan e 
ald einem Bogen, wie volle Bogen vergütig 


2) ie — Vornahme von. Behänbigungen Sr & 


PC ee ee ee ee Eee 


— Gebühr wird um 2 Sur. erhöht, wenn 
bie Zuftellungen an bie Partei außerhalb bes 
Ortes, wo dad Grundbudamt feinen Sit bat, be 
wirft werben muß. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufed der Abgeordneten. 
(L. S.) vou Fordenbed, 


— — —* ——— —— 
A 99. 
Mbanderungsanträge 
zu dem 


Entwurf eines Geſehes, betreffend die Abänderung 
der Artikel 15 und 18 der Derfaffungsuriunde vom 
31. Ianvar 1850 (Nr. 84 der Drucfachen). 


— — 


J. 


Graf von Kraſſow. Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
dem Artikel 15 der Verfaſſumgsurkunde nachſtehenden 
Inhalt zu geben: 


die evangeliſche und die *5* ‚atbetie Kirche 
fowie jede anbere Religiv daft ordnet unb 
verwaltet ihre An de wer pn Bibi, bleibt 
aber der Aufficht des Staats zur Sicherung J 
Eingriffe in deſſen Rechte, ſowie in ae Ne 
ber Einzelnen unterworfen; dieſe U 

das Geſetz. Ebenfo gr jebe Fig ginge kr 
im Belik und Genuß ber für i Kuftuse, 

richts · und —— beftimmten Yin 
falten, Stiftungen un 


Graf von Kraffow. Graf von Borries, 


I. 


ei are ee Das Herrenhaus wolle befjließen: 
den Fall ber Annahme des Art. 18 nad ben 
Bey e ber Mbgeorbnetenhaufes, bemfelben ben 
5 Dinzugufügen: _ 
* nbeſchadet der vollen Selbſtſtändigkeit ber 
—** und — a a ine in Beyug auf 
Lehre und Kultus 


Graf von Kraffom. 





A 100. 


Auf die Ta BE einer der naͤchſten Dlenarfi ungen 
wird geleht 9 ng hung 
— 
Mündlicher Bericht ber Petitionstkommiſſion: 


1) über. bie Petition von Matz und Genoſſen zu 
Zingft (P J. Nr. 160) mit dem Antrage: 
das Herrenhaus wolle ihre Vorfchläge wegen 
Erbauung von pe uße —8 * 
des der oe thaltung der Juſeln 
Sin * und Darf zu — Hafenanlage, 
Öniglichen Staatsregierung zur beſonderen 
Bertidfictig tigung überweijen. 
Berichteritatter: Herr Dr. Elwanger. 


Antrag der Kommiffion: 
da8 Herrenhaus wolle befchließen: 


bie vorerwähnte Petition der Königlichen 
— zur Erwägung *2 
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2) über bie Petition des Magiftrats zu Springe 

(H. P. Nr. 134) mit Beſchwerde 
über dad Verfahren des Superintendenten 
Meyer in Münder wegen Zurücdweifung von 
Kindern vom Konfirmanden Unterricht, und 
die darauf bezüglihe Minijterial- Verfügung 
vom 31. Dezember 1872, 

Berichterftatter: Herr Freiherr von Gaffron- 

Kunern. 


Antrag der Kommilfion: 
über die Petition des Magiftrats zu Springe 
zur Tagesordnung überzugeben. 


3) über bie Petition des Mobderamens der Streid- 
fonode Vlotho (H. P. Nr. 135) 


um geſetzliches Verbot nicht dringend noth- 
- wenbdiger Arbeit an Sonn- und Feſttagen. 


Berichterftatter: Herr Graf von Brühl: 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in Anbetracht, baf bie betreffenden gefeh- 
lichen Vorfohriften bie Herbeiführung ber 
Sonntagsheiligung ermöglichen, beſondere 
Fälle der Verlegung biefer Borfchriften 
aber in ber Petition nicht angeführt find, 


über diejelbe zur Tagedorbnung überzugehen. 


B. 
Mündlicher Bericht ber Detitionstommiffion: 


1) über bie Petitionen de8 Valentin Thiel und 
Genoffen in Wormbitt (H. P, Nr. 4), des Joh. 
GootYy und Genoffen in Allenftein (H. P. Nr. 36) 
und de8 Carl Zimmermann und Genoffen in 
@uttftabt (H. P, Nr. 42) mit dem gleichen Un- 
trage: 

auf Aufhebung bes raten ae unb 
Gleichſtellung ber go Katholiken mit ben 
Bekennern anderer Konfelfionen. 


Berichterftatter: Graf von ber Schulenburg- 
Ungern. 


‚Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


die vorermähnten 4 Petitionen H. P. Nr 4, 
24, 36, 42 der Königlichen Staatdregierung 
zur Erwägung zu überweifen. 
2) über bie Petition bes —— Eongen 
unb Genoffen in Aachen (H. P. Nr. 125): , 
das Herrenhaus wolle geneigteft dahin wirken, 
daß bie Lehrerinnen aus geiftlichen Orden ıc. 
au a an ben —— Öffentlichen 
Volksſchulen unterrichten bürfen. 


Bericterftatter: Here Graf von der Schulen- 
burg-Angern. 


Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


die Detition bes ag onen 
und Genoffen der Königlihen Staats 
— zur Berückſichtigung zu über- 
weifen, 


O. 
Petition, welche auf Grund des $. 20 der Geſchaͤftsord⸗ 


nung als zur Erörterung im Plenum nicht geeignet, zur Ein- 
fiht im Büreau des Herrenhaufes niedergelegt fr. 


P. J. Nr. 159 des Baumeifter Zillmann bier (als 
unverftänblic). 


Berlin, den 8. März 1873. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


3' 101. 
Ew. Erlaucht beehre id; mich, anbei bie mir ilte 
Allerhöchfte ——2*— ——— — — 


waͤhnten Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend bie veränderte Abgrenzung des Jabegebiets 


nebft Anlagen und Motiven zur gefälligen weiteren Beran- 
laffung ganz ergebenft zu überfenben. 


Berlin, den 10. März 1873, 


Der Juftizminifter. 
Leonhardt. 


An 
ben Präfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Dtto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


a a ee von Gotte8 Gnaben König von 
reußen ꝛc. 

ertheilen Unſerem er hierdurch den Auftrag, dem 
mit den Motiven beifolgenden Entwurf eined Geſetzes, betreffend 
bie veränderte Abgrenzung bes Jabegebietes, ben beiden Häufern 
bes Landtags Unferer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Be 
ſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 8. März 1873. 


Wilhelm. | 
Leonhardt. 


Allerhöchfte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die (anderweitige) veränderte Abgrenzung des Jade 
gebiets. 


| 












Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König v 
Dreußen ır. 
verordnen, unter Zuftimmung beider Häufer bes Lanbta 
Unferer Monardie, was folgt: j 


Einziger Paragraph. 


An Stelle ber im Artikel 1 des Vertrages — 


reuf 
und Oldenburg, vom 16, Februar 1864 (Geſetzſamml. 6 


r18 





©. 301), für das Preußiſche Gebiet an der weitlidhen Seite 
ber abe feftgefegten Grenzlinie tritt diejenige Grenzlinie, 


welche in dem anliegenden Vertrage vom ——— 1873 be- 
zeichnet iſt. 


Der durch die neue Grenge umſchriebene Gebietstheil tritt 
in allen Beziehungen an die Stelle des durch den Artikel 1 
bed Vertrages vom 16. Februar 1564 an Vreußen abgetretenen 
Gebietötheiles. 


Urkundlid) ıc. 


Beglaubigt: 


Der Juſtizminiſter. 
Leonhardt. 


In zwei gleichlautenden Exemplaren ausgeftellt. Unicat. 


Zwiſchen ber Königlih Preußischen Regierung, vertreten 
durch die Kaiferlihe Abmiralität, und dem Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Staatsminifterium, Departement bes nnern, 
ift, vo Itlih ber Genehmigung der Preußiſchen Yandesver- 
tretung, zum Zwede ber Ausführung ber Grenzregulirung, 
welche im Artikel 1 des zwifchen dem Königreich Preußen un 
dem Großberzogtbum Oldenburg unterm 16. Februar 1864 
abgefchloffenen Vertrages vorbehalten worden ift, und da eine 
anderweitige Richtung ber im jenem Bertrage verabredeten 
Grenze im beiberfeitigen Interefle liegt, vereinbart worden, 
daß an bie Stelle der, in dem gedachten Vertrage feft —98 
ein Areal von 194 Jäck 393 QuNRuthen 30 ug = 
109 Heft. 54 Ar 220 Qu-M., Einhundert und neun Hefktaren 
vier und fünfzig Ar zmweihundert und zwanzig Quadratmeter 
umfaffenden, Grenze diejenige, ein gleiches Areal wie das oben 

edachte einfchließende, Grenze treten foll, melde fich in der 
Beigefügten, von beiden kontrahirenden Theilen als richtig an- 
erfannten Karte eingetragen findet. 


Berlin, b. 20. Januar1873. Oldenburg, d. 12. Februar 1873. 
Das Großherzoglich Olden- 


Der Chef ber Abmiralität. burgifhe Staatäminifterium, 
von Stoſch. Departement des Innern. 


von Berg. 


Motive, 





In den Motiven zu dem Geſetzentwurf über den Redts- 
zuftand des Jadegebiets ift bemerkt, daß bie ——— des 
ben Vertrag vom 16, Februar 1864 (Geſetzſannnl. 1865 

©. 301) von Oldenburg abgetretenen Gebietötheiles zur Zeit 
ber Vorlegung jenes Entwurfs noch nicht ftattgefunden habe; 
unb bie Uebergabeverhandlungen erſt u Neujahr 1873 — dem 
in der Vorlage —— ültigfeitötermine des Geſetzes — 
vorgenommen werden ſollten. Inzwiſchen ſtellte ſich bei ben 
vorbereitenden Verhandlungen heraus, daß die im Artikel 1 
bes obigen Vertrages feftgelegte Grenzlinie dem Intereſſe beider 
betheiligten Staaten wenig entfpredhen würde. Die Damalige 
Grenze war unter der Vorausjegung gezogen, daß das Gebiet 
von Wilhelmshaven nad dem Cande zu von einer Feſtungs- 
enceinte umfchloffen werden ſollte. Der Grenzzug ſchloß ſich 
beshalb den projektirten —— an, und nahm bei den 
dadurch bedingten vielfachen Brechungen ber Grenzlinie feine 


Anl. 5. b. Verhandl. b. Herrenhauſes. 


— — — 


Rückſicht auf die Geſtalt der m. Grunditüde, bie 

Richtung, ber Wege, Wafferzüge u. |. mw. Eine folde anomale 
| Grenzlinie würde ſich aber jet, nachdem in neuefter Seit ber 
| Dlan ber AR beabjidytigten ‚nefeftigung definitiv auf- 

genen it, lediglich als eine Quelle der mannigfaltigften 
Weiterungen und Mißftände geltend machen, und e es für 
‚ beide Staaten von gleichem Yen ift, daß berartige Uebel. 
| fände vermieden werden, fo ijt zwiſchen den mit der Ausfüh- 

tung der Grenzregulitung und Uebergabe beauftragten Staats- 
minifterien ber dem Gejegentwurf beigefügte Vertrag vom 


. I. gefehloffen worden, weicher, ohne in dem 


| 12. februar 
| Blädyeninhalt des abzutretenden Gebietstheiles etwas zu Ändern, 
einen rationellen Grenzzug feftftellen fol. 


Zur Ausführung der Befigergreifung auf diefer neuen 
Grundlage bedarf es des vorgelegten Geſetzes, weil die Staats- 
| grenzen, wie fie bißher durch den Vertrag vom 16. Februar 1864 
| mit Genehmigung ber Yandesvertretung feftgeitellt waren; 
| mehrfachen Abänderungen unterworfen werden müffen. Das 
‚ Schlußprotofoll zu bem bezeichneten Vertrage hatte zwar in 
| einem Zufage zum Mrtifel 1 bie Zuläffigkeit — erer Ab⸗ 
aan den ‚von ber damals angenommenen Grenzlinie für 
iu ig erklärt, und ber —— dem Schlußprotokolle 
eine Zuſtimmung ebenſo wie dem Hauptvertrage ertheilt. 
Etenographiſche Berichte des Herrenhauſes S. 219, bes 
Abgeordnetenhauſes S. 821.) Allein abgeſehen davon, daß 
das Protokoll bisher nicht in der Geſehſanimlung publizirt 
it, paffen aud) bie bamaligen Vorausfegungen nicht auf den 
jest wirklih eingetretenen Fall, da es fid) damals nur um 
nderungen »im fortifitatorifchen Intereſſe⸗ handelte, bie 
Oldenburg zugeftehen wollte, während jett eine Abänderung 
ber Grenze aus ganz verſchiedenen Gründen beabfichtigt wird, 
fo daß ber fall bes Artikels 2 der Verfaffungsurfunde in voller 
Reinheit vorliegt. 


Der Abfah 2 des vorgelegten Einzelparagraphen ift er- 
forberlich, nl ber Gefcherhonet über Den on des 
Jadegebietes, der die Genehmigung beider Häuſer des Landtags 
erhalten hat, im $. I nur ben durch den Vertrag vom 
16. Februar 1864 abgetretenen Gebietötheil zum Gegenftande 
bat. Die Anwendbarkeit bes —— 8 auf bie 
neu binzugetretenen Gebietstheile muß alfo ausdrüdlich gelichert 
werben, worin zugleih ber Grund liegt, weshalb der Weg 
eines befonberen —— ſtatt einer bloßen Vorlegung des Ver- 
trages ſelbſt gewaͤhlt werden mußte. 





„AM 102. 


Auf die Tagesordnung einer ber nächſten Plenarſitzungen 
wird gelegt werben: 


. I. 


Schlußberathung über den Gefegentwurf in Nr. 94 
ber Drudfachen, betreffend die. Reifekoften und 
Diäten der Mitglieder des Haufes der Abgeord- 
neten, 


Neferent: Herr Wildens. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


den vorangeführten Gefegentwurf an eine Kom— 
miſſion zur Vorberatdung zurüdzuverweifen, 
ober falls dies nicht beliebt würde, den Gefeh- 
entwurf zur Zeit nur in Betreff ber Neifetoften, 
alfo in nachſtehen der Faſſung anzunehmen: 
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Entwurf eined Gefeged, betreffend die 
Reifekoften der Mitglieder bed Sanfes 
ber Abgeordneten. 


Wir — * Gotte8 Gnaben König 


von Pr 
—— line en Ausführung des 
Artikels ber BVerfaffungs + Urtunde vom 


31. Januar 1850 mit —— beider Hän- 
fer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


g.1. 

Die ben at fiebern bes Hauſeb ber 
Abgeordneten u ie chenden Neifekoften mwer- 
ben, von ber naͤchſten Legislaturperiode an- 
ar nach ben folgenden Säten ge 


1) bei Reifen, melde auf — 
oder Dampfſchiffen gemacht werben 
fönnen, für bie Meile mit 10 Sgr. 
* Au jeben Zw und Abgang mit 


2) bei Reifen, welche nicht auf Eifenbahnen 
ober Dampfidiffen — werden 
ek. für bie heile mit. 1 Thlr. 


en n find die Koſten 
ber —X —— ——— 


J. 2. 

Hinſichtli ber Berechnung ber Reife 
foften finden die, bezüglich) der Reiſekoſten 
der Staatsbeamten geltenden Borfchriften 
Anwenbung. 


Urkundlich x. 


1. 


—— * den Geſetzentwurf in Nr. er 
ber Drudfadhen, über das Grunbbuchmwefen in 
* m Sammover, mit Ausfhluß des Jade⸗ 
gebie 


Referent: Herr von Bernutb; Korreferent Herr Graf 
zu Münfter. 


Antrag ber Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
I. in bem vorangeführten Gefeßentwurf 
1) den zweiten Abſatz des J. 1 fo zu faſſen: 


»Bon —* Einführung bleiben für 
die — ichen — und das Eichs · 
feld der Y ber Grundbuchordnung, für 
die ganze — $. 72 des Geſeßes ber 
ben Fige enthumserwerb, bie 66. 73, 133 
bis ‚r 143 und ber Koftentarif ber 
re außsgefchloffen.« ® 


2% 5 Seile 1 hinter »Abſatz le ein Komma 

nzuzufügen und vor ber Zahl 22 das Para- 

— zu verdoppeln (8.). 

3) 8. 24 letzte Belle fi ftatt: »($$. 25—45)« 
zu fegen: (»S$. 2347). ' 

4) $. 32 Seile 1 ftatt be 27 und 29 

— se und $7 sy * © 

5) ben $. 43 anderweit mie folgt zu faffen: 


»Eigenthumsvorbehalte zur Sicherung 
einer Forderung, melde vor dem Tage, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bedungen find, werben in bem Grundbuch) 


blatte ober Artikel ald Hypotheken einge- 
tragen ober vorgemerft.« 


6) dem $. 52 folgenden zweiten Abſatz binzu- 
zufügen: 


‚Die Beitimmungen bes $. 50 unter 
Nr. 2 gelten auch bie mit ber Maßgabe, 
daß bie A ren zur Unmelbung von 
ber Kron-Ober-Anmaltfchaft zu erlaffen ift.« 
II. Rad) biefen Abänderungen - =” 
über das Grundbuchmwefen im Provinz 
Hannover, mit Ausſchluß des Jabe bee sin und 
bem dazu gehörigen — m Ganzen 
in Uebereirftimmung mit bem Haufe ber 
geordneten in der in Nr. 98 ber ckſ 
vorliegenden Baffung bie verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


II. 


— — über den Geſethentwurf in Nr. 101 
ber Druckſachen, betreffend bie veränderte Mb- 
grenzung des abegebiets. 
Referent Herr Dr. von Goßler. 
Antrag bes Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in ber Ueberſchrift das eingeffammerte Wort 
»(anberweitige)« zu ftreichen, im Uebrigen aber 
ben —— ührten Geſetzentwurf unverändert 
anzunehmen. 


Berlin, ben 12, März 1873. 


Der Präſident des Herrenhauſes. 
Otto Graf zu Stolberg. 


A 103. 
Berichterſtatter: 
Re 
Bericht 
ber 
Budgetfommiffion 
über ben 


Staatshaushalts - Etat flir das Jahr 1873 (Mir. 9 
der Drucfaden). 





Auf Grund Allerhöchſter engen t ber Finanz. 
minifter ben a Ser en etreffend bie Feſtſtellun . 
Staatshaushalts - Etats für das Jahr 1873, dem Haufe 
Abgeordneten am 13. November v. J. mitgetheilt, und 
einen — 3 zu dem Gefeße und brei Nachträge zu = 
Etat vorgelegt, durdy melde Erhöhungen verfchiedener Ein- 
nahmen und Ausgaben eintreten. 


Die unterzeichnete Bubgetfommiffton bat bei ihrer Kor 


ftituirung nad) einftimmigem Beſchluſſe wicberum ihrem Vor 
figenden das Referat über ben gefammten —e— 


— 


Etat übertragen, und hofft zu biefem von ber Vorſchrift bes 
. 21 ber Gefchäftsorbnung abweichenden Verfahren, meldyes 
ich Sei ben Beratungen bes Etats für bie Jahre 1871 und 
872 als zweckmaͤßig hrt hat, auch in 

Zuſtimmung bed Herrenhaufes zu erlangen. 


Der Etat ift von bem Haufe der Abgeordneten in feiner 
Sitzung vom 5. d. M. feftgeftellt: 


in Einnahme 


efem Jahre bie 


BER 210,043,467 Thlr. umb 
in Ausgabe 
auf ....... 210,043,467 » 
naͤmlich 
—D——— 186,593,237 » an fortbauernden 
unb 
J 23/460,230 » aneinmaligenunb 
außerorbentlichen Ausgaben, 


und ift berfelbe unter Anſchluß von Spezial-Etats, welche ver- 
—— —— egen die Regierungsvorlage enthalten, 
m Herrenhauſe m tgetbeilt 


Die unterzeichnete Budgetlommiffion bat in ihrer 
Situng vom 8. db. M,, —— der Herr — Ober · 
Finanztath Hoffmann als Vertreter ber Königlichen 
Stantäregierung zugegen war, ber Beratung ber Vorlage 
unterzogen. 


nächſt ift hervorzuheben, daß die Königliche Staats. 
— in der Etatsvorlage pto j873 in formeller Bezie- 
bung einige mefentlihe Abänderungen gegen bie biäherigen 
Vorlagen vorgenommen bat, unb zwar: 


1) find umter Wegfall bes bisherigen befondberen Etats 
t bie Hohenzollernſchen Lande die Einnahmen und 
usgaben ber legteren in die Etats ber einzelnen Ver ⸗ 

waltungen übernommen; 


2) find die Einnahmen und Ausgaben des Jadegebiets 
unter Wegfall de8 bisherigen befonderen Etats für die 
Sabeverwaltung, welche mit bem Jahre 1873 bem all- 

emeinen VBerwaltungsorganismus eingefügt werben 
‚Toll, in die allgemeinen Verwaltungs - Etat8 aufge 
nommen; 


3) R der Etat von ben Einnahmen der allgemeinen 
aflenverwaltung mit dem Etat bes rinanzminifte- 
riums vereinigt; 


4) >> bie Einnahmen und Ausgaben bei der Verwaltung 
8 Veterinärweſens, melde im Vaufe bes Jahres 
1872 dem Minifterium der geiftlichen, Unterrichts. und 
Mebdizinal-Angelegenheiten abgenommen und dem Mi: 
niftertum für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
übertragen ift, von dem Etat beö erfteren auf den Etat 
be8 letzteren übernommen; 


find in delge der Beitimmungen im id des Gefehes, 

betreffend bie Einrichtung und bie Befugniffe der Ober- 

rehnungsfammer vom 27. März 1872, bie Etats 

weſentlich umgeftaltet worden, worüber auf ©. 1. be8 

FT zum Etat sub 3 nähere Auskunft er- 
ei ; 


Das Haus ber Abgeordneten bat mit Bezug auf ben 
$. 19 des citirten Geſetzes mehrere noch weiter gehende for- 
melle Abänbderungen — ſowie Jufäße in ben Einnahmen 
und Ausgaben und Abſetzungen von Ausgaben vorgenommen. 
Durch eine unter Nr. 260 ber Drudfachen bes Haufes der 
Abgeordneten vorliegende er des Etats nad) 
den Regierungsvorlagen und den Beſchlüſſen des Hauſes der 
Abgeordneten in der Pen Berathung, fowie durch die Auf- 
ftelung neuer Spezial » Etat8 von einer Anzahl von Verwal- 
tungen ift eine vollftändige und leichte Ueberfiht aller vorge 
nommenen Abänbderungen gewährt. 


5 
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Danach find ben Einnahmen in dem Haupt - Etat der 
Königlichen a en welche zu .. 206,702,643 Thlr. 


veranjchlagt waren, hinzugetreten: 
a) aus dem Nadhtrags-Etat Nr. 187 3,243,000 >» 
b) nady ben Befchlüffen des Hauſes 
ber ——— zwei bucchlaufende, 
d. 5. bei den Ausgaben gleichfalls 
hinzutretende Poſten mit ie men 67515 >» 
und ein Betrag zur Ausgleichung 
ber Schlußfummen vor ...... 830,809» 
fo daß bie Einnahmen auf ......-»-- - 210,043,467 Thlr. 


feftgeftellt find. 
Bon den Ausgaben des Saupt-Etats ber Königlichen 


Staatsregierung zum Betrage von ..... . 206,702,643 Thlr. 
find von dem Haufe ber Abgeordneten ab- 

gefeht 5 Pofitionen mit zufammen ...... 276,781 » 
ben danach verbleibenden............... 206,425,862 Thlr. 


find Hinzugefegt: 
a) burd) drei Rachtre 1% tats 


€ 
7440 Ihr. 
b) vom Haufe ber 
Abgeordneten als 
burdhlaufend. 
und vier verfcie- 
bene Poſten mit 22,620» 
zuſammen 


67515 > 


..... 


3617,605 » 


fo daß bie Ausgaben auf.......-.u...- 210,043,467 Thlr. 


balancirend mit den Einnahmen feitgeftellt find. 


In ber Kommiffion wurbe hervorgehoben, daß bie aus- 
gebehntere Spezialifirung ber Etatötitel die Verwaltung in 
manden Dunften beengen, jebenfalld aber die Rechnungslegung 
erſchweren würde. Huch ergebe ſich aus ben ——— 
Berichten des anderen Hauſeb, daß die Kommiſſarien einzelner 
Miniſterien ſich nicht überall einverſtanden erklärt Hätten mit 
ben vorgenommenen Abänderungen, daß bagenen ber Präfident 
bes anderen Haufes in ber ng vom 25. v. M. (iteno- 
grapbifcer Beriht ©. 134) bie redaktionellen Aende ⸗ 
rungen ber Haupt-Etat8 als im Einverftänbniß mit der Staatd- 
regierung vorgenommen bezeichnet habe. 


Der Kommiffarius ber Königlichen Staatsregierung ent- 
egnete hierauf, die Spezialifirung fei nicht fo weit gegangen, 
Be bie Staatdregierung beforgen müßte, dadurch in ber Füh— 
rung ber Verwaltung zu fehr beengt zu werben. 


Auch feien die Abfegungen, welche daB Haus der Ab— 
geordneten bei einzelnen ber von ber Koͤniglichen Staatsregie- 
rung geforderten Summen —— abe, nicht von ber Be- 
deutung, um beshalb die Annahme des Etats im Frage zu 
ftellen. Er babe daher Namens ber Königlichen Stantäregie- 
rung ben Wunjch auszufprechen, daß Das Herrenhaus ben Etat 
in der Geftalt, wie derfelbe aus dem anderen Haufe berüber- 
gefommen fei, annehmen möge. 


Nach biefer Erklärung erſcheint es nicht weiter erforber- 
lich, Hier auf eine nähere Erörterung über die von bem Haufe 
ber Abgeordneten abgefeßten Ausgabepofitionen einzugehen und 
wird die Bemerkung der Kommiffion genügen, Daß fie bei 
näberer Prüfung berfelben feine Veranlaffung gefunden bat, 
Bedenken gegen die Abſetzung geltend zu machen. 


Die Brutto-Einnabme bes Jahres 1873 mit Ein- 
—— der Ueberſchüſſe aus der Verwa tung des Jahres 1871 
etragen nach dem feftgejehten Etat..... 210,043,467 Thlr.; 
während ber Etat pro 1872 in Einnahme 


11 BER RER ERSERL SEE DEE 187,058,940  » 
abichloß, ergeben alfo .. ............. 22,984,527 Ihlr. 


mehr als im Borjahre. 
Zu dieſer Mehr-Einnahme tragen vorzugsweife bei 


bie Forſfenn 600,000 Thlr., 
bie direkten Steuem .........-- 2,025,000  r 
(darunter bie Einkommenſteuer 
1,348,000 Thlr.) 
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die indirekten Steuern. ......... 
darunter bie Stempelſteu 
‚000,000 Thir.) 


bie Seehanblung » «+ .+......... 1,700,000  » 

(aus ben nad ben bißherigen 

Beltimmungen dem Kapital- 

fonto zumachfenben Geminn- 

Ueberfchüffen bes Jahres 1871) 
bie Dreußifhe Bank ........... 287000 >» 
bie Verwaltung für Berg, Hütten- 

und Salinenwefen.........- 3,728,175 >» 
bie EifenbahnsBerwaltung .....- 5,486,184 >» 
die allgemeine Finanzverwaltung. 2,476,631 > 


(darunter 1,950,000 Thlr. aus 

dem Verlauf von Staate- 

Eigenthum), 
derfelben fteht aber eine Mehr-Ausgabe an Betriebskoften 
von 8,393,744 Thlr. gegenüber, wovon auf 


bie Forſtverwaltung ........... 594,000 Thlr., 
bie direften Steuern 2.22... ..- 194,000 » 
bie indireften Steuern.........»- 499,500 ⸗ 
bie Verwaltung für Berg-, Hütten- 

und Salinenmwefen .....++++- 2,154,6499 >» 
die Eifenbahnverwaltung. . .... .» 4,780,980 ⸗ 


fallen. 


betragenden Ueberjchuffes aus ber Verwaltung bed Tr 
Jſſſ 14:590,783 It., 
welchem noch biejenigen ... .....4 228,939 » 


als an ben Ausgaben erfpart binzutreten, 
welche im Etat pro 1872 als Ausgaben 
für die Hohenzollernfchen Lande im Ganzen 
und ui ra in Ausgabe geftellt waren, 
während biefe Musgaben im Etat pro 
1873 nad) Wegfall des bisherigen befon- 
beren Etat8 für die Hohenzollernſchen Lande 
auf die Etats ber einzelnen Verwaltungen 
übernommen find, — fo daß fid) ein zur 
Dedung von Mehr-Ausgaben dis. 


ponibler Fonds von ............. 14,819,722 Thlr. 
ergiebt. 

Durch benfelben werben die im Orbinarium bed Etats 
bei ben —— re mitt 4,950,391 Thlr, 
und im Ertraordinarium mit ..... 10,724,841 >» 
in Summa mit4 15,675,232 Thlr. 
bervortretenden Mehr » Ausgaben, 


welche nad Abrechnung einer Erfparniß 
bei den Dotationen von. . . .. . . . . 


nur noch 
betragen, vollſtändig gedeckt. 


855,410 * 
14,819,822 Thfr. 


Pe re 


Den vorftehend nachgewieſenen Dedungsmitteln find noch 
hinzuzurechnen eine Erſparniß an den Matrifularbeiträgen für 
das Deutfche Reich von 6,100,500 Thlr. und eine Erlbamif 
an Dorto von 350,000 Thlr. 


Diefe über alle Erwartung günftigen Ergebniffe haben 
es möglich gemacht, nicht nur in allen Zweigen der Verwal. 
tung die Mittel zur Befriedigung dringender Bebürfniffe im 
reiheren Maße als biöher zu gewähren, fondern auch noch bie 
bedeutende Summe von 7,760,000 Thlr. im Extraorbinarium 
zur außerorbentlihen Tilgung von Staatsſchulden auequfeben. 
Die Gründe für bie legtere Mafregel find auf ©. VI des 
Vorberichts zum Etat —— angegeben, und kann ſich 
die Kommiſſion nur vollſtändig damit einverſtanden erklären, 
daß die dort hervorgehobenen Einnahmen nicht als dauernd 
zur Verfügung ſtehende Deckungsmittel angeſehen werden 
fönnen, alſo nicht in ihrem ganien Umfange zu dauernden 
Ausgaben verwendet werden bürften. 


Die Kommiffion kann es ſich nicht verfagen, ber Königlichen 
Staatsregierung ihre dankbare Anerkennung dafür auszu- 
fprechen, daß ein größerer Theil ber bedeutenden Ueberichüffe 
der beiden vorlegten Jahre zur außerordentlichen Schuldentil- 
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3,463,000 Thlr., gung beftimmt und dadurch eine bauernde Entlaftung bes 


taatshgushalts-Etats ermöglicht if. 


Von ben Neu- refp. Mehrbewilligungen für Berwaltungs- 
zwecke find befonbers one: .. ” 


im Orbinarium 


—— 30,000 >» 


Ueber beibe Bewilligungen find 
befonbere Gefegesvorlagen ge 


macht. 
fernere Zuſchüſſe für bie Univerſitäten 224,323 >» 
be&gleichen für Gymnaſien und Real- 

ul 518,838 >» 


Bu ze Be a ee 


darunter 700 Thlr. . 
fhüffen an Lehrer und Kb 
tinnen, woraus auch Alter&zu- 
lagen bewilligt werben fönnen, 

F— —* bes Chauffee-Reubau- 
J ERNEIEEN 
u für bie Poligeiver- 
waltung — —⏑— 
een für bi — Be⸗ 


e 
ben und Memter............ 
im Extraorbinarium 


1,000,000 > 
438,961 » 
24 7,630 » 


tigen € —— und Reſtaurirung 
des Sitzungsſaales . .......... 
—— gungen zu Sand» unb 
eubauten und zu öffent- 


109,550 >» 


1,000,000 » 
80,000 > 
306,525 * 


zur Errichtung eineb Landgeſtüts in 
ber Provinz Pommern, erite Rate 
für die Univerfität Kiel zu Bauten 
unb anderen Bebürfniffen....... 
Mehrbewilligung zum Bau von Gym- 
nafialgebäuben und zu anberen 
Gymnafialgweden .............. 
außerorbentliher Zuſchuß zur Ver ⸗ 
mehrung der Sammlung der Kunſt⸗ 
Muſeen in Berlin ............ 200,000 '» 


Bei ber Diskuffion über die Einnahmen bes Staats. 
haushalts · Etats wurde von ber Kommiffion anerfannt, daß 
biefelben überall unter Feſthaltung ber alten bewährten Grund. 
fäße unferer Finangverwaltung arg fein und baf bie 
wirklichen Einnahmen im Ganzen ben Voranfchlag erreichen 
bürften. Es konnte biergegen um fo weniger ein Bebenten 
obwalten, als die fo eben befannt gewordenen Refultate der 
Verwaltung ded Jahres 1872 einen Ueberfhuß von mindeftens 
20,000,000 Thlr. in gewiſſe Ausficht Bene und im laufenden 
ra nad) den abgelaufenen beiden erjten Monaten zu fchliehen, 
ich die Verhältniſſe gleichfalls nicht ungänftig zu geftalten 
ſcheinen. 

Die bebeutende Erhöhung ber Stempel -Einnahme von 
7,000,000 Ihlr, auf 10,000,000 Thlr., melde ohne nähere 
Erläuterung auffällig erſcheinen Eönnte, rechtfertigt fi dadurch 
volllommen, daß die wirkliche Stempel-Einnahme ſchon im 
Jahre 1871 ben Betrag von 8,480,000 Thlr. erreicht hat und 
im Jahre 1872 auf 13,740,000 Thlr. geftiegen ift, fo daß ber 
—— um 3,740,000 Thlr. hinter der wirklichen Einnahme 
des Vorjahres, welches allerdings für diefen Einnahmezweig 
befonder8 günftig war, zurüdbleibt. 

Der Etat gab < weiteren Bemerkungen feine Meran 
laffung, und Br ned, ie Kommiffion einftimmig, benfelben 
dem — e zur Annahme zu empfehlen; fie trägt bier- 
nad) bahin an: 

da8 Herrenhaus wolle befchliehen: 


1) das von ber Kommiffion bei ber —— ber | 
Borlage beobachtete, von ber Beftimmung (3 al 


323,79 » 


J Br ar 2 J 
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ber Gefchäftsorbnung abweichende Verfahren nach⸗ 
träglic zu genehmigen; 

2) den Staatshaushalts-Etat für daB Jahr 1873 in 
ber Baffung, in we. berfelbe u ben Be 
tathungen bed Hauſes der Abgeordneten bervorge- 
gangen ift, anzunehmen. 


Der Kommiffion lag unter Nr. 141 des Journals eine 
Detition des Landphyſikus, Sanitätsrath Dr. Men de zu Ein- 
bed vor, worin barauf angetragen wird: 


a) bie frühere Stellung ber Landphyſiker, wonad fie zu 
allen gerichtöärgtlichen fällen ihre Beyicts ald Sad- 
verftändige zugezogen mwurbeny wieber herzuftellen; 

b) das Gehalt der Phyſici, ihrem Wirken als Staats- 
— angemeffen, um mindeſtens 2—300 Thlr. zu 
erhöhen. 


Da nad Inhält des Spezial-Etats des Minifteriums ber 
geiftlächen, Unterrichtd« und Medizinal-Angelegenheiten bie Kb- 
nigliche Stantsregierung eine ag mer ber Mebizinal- 
Verwaltung in der Provinz Hannover —— und dabei 
nad) ben gegebenen Andeulungen bie Stellung ber Landphy- 
fifer nicht unberädfihtigt bleiben fol, fo —2 bie Kom- 
miffion einftimmig, zu beantragen: 


3) Das Herrenhaus wolle befchließen: 


ber Königl. Staatöregierung bie Deus bes 
em 8, Sanitätsrath Dr. Menbde zu Einbed 
als aterial t bie beabfichtigte Reorganifation 
ber Mebizinal-Berwaltung in der Provinz Hannover 
zu überweifen. 


Der vorliegende Gefegentwurf, betreffend die Feſtſtellun 
bes Etats, enthält juglei ‚ wie im VBorjahre, in ben 88. 
und 3 bie erforberlichen Beftimmungen megen —— der 
fällig werdenden Schatzanweiſungen und wegen Wiederaus 
gabe neuer Schatzanweiſungen, ar im * die nachtraͤg 
iche Genehmigung ber bit zur geſetzlichen Fe ei bes Eta 
innerhalb der Grenzen beffelben geleisteten 5 en. Nach 
dem borjährigen EtatSgefe waren 10,800,000 Thlr. Schaf. 
anmeifungen wieder auszugeben; davon werben, wie auf 
Seite VII des Vorberichts zum Etat näher —— ift, 
bis zum Schluffe bes Jahres 1872 auf Grund ber betreffenden 
ejenlichen Beftimmungen mutbmaßlid 800,000 Thle. zur Ein- 
* und Tilgung gelangen, und ift dem entſprechend im $. 2 
der Betrag ber im Jahre 1873 wieber auszugebenden Scat- 
anmweifungen, welche vor bem 1. Oktober 1874 verfallen müffen, 


auf 10,000,000 Thlr. feftgefet. 


Die Kommifjion fand bienge en, fowie gegen bie Faſſung 
der einzelnen Daragrapben bes —* nichts zu erinnern, nahm 
die Daragraphen 1, 2, 3, 4 und 5, fomwie demnächſt bad ganze 
Gefeh einftimmig an, und beantragt hiernach: 


Das Herrenhaus wolle befchließen: 


3) dem Geſetz ⸗Entwurfe, betreffend bie Feſtſtellung bes 
Staatshaushalt3-Etats für 1873, in ber von bem 
Haufe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung bie 
verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


Berlin, ben 13. März 1873, 


Die Budget-Kommiffion. 


von Rabe (Norfibender und Berichterſtatter) von Arnims 
Aröclendorf. eder:Salberftadt. von Beerfelde, 
von Bernutb, Beyer. Elwanger. Dr. Engelbart. 
Graf zu Eulenburg. von Frankenberg: tudwigsdorf,. 
SDaffelbach. Nebelthau. Graf von Pückler. von Rochotw. 
Graf von der Schulenburg. Dr. Tellkampf. Wilckens. 
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Aus ber 
/ Tages-Ordnung 
für die 
19. Plenarfipung des Herrenhauſes. 





Schlußberathbung über ben Gefeßentwurf, betreffend 
Die Tagegelder und bie Reifefoften ber —e 
der Druckſachen. 


Referent: Herr Dr. Elwanger. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem vorbezeichneten Geſetzentwurf ‚unverändert bie ver- 
faffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 





M 105. 
Berichterftatter: 
Theune. 
Bericht 
ber 


Kommiffion für Eifenbahn-Angelegenheiten 
über 


die Petitionen (Nr. 156) der Stände des Templiner 
Areifes, betreffend den Gau einer Eifenbahn von 
Stettin nad) Hannover. 





Die Stände de Templiner Kreifed haben unterm 
10. Januar ce. an da8 Herrenhaus eine Petition gerichtet, 
welde von dem Landrath bes Sreifed, Grafen Arnim» 
DopenDatg: fowie von 26 Kreistagsmitgliedern unter 
zeichnet ift und folgendermaßen lautet: 


Am Juli v. 8. trat ein Komite, beftehend aus 
ben Kreislandräthen und angefehenen zufaffen ber brei 
Kreife Prenzlau, NewRuppin und Templin zu bem 
Zwecke zufammen, ba8 Projekt einer Eifenbabn von 
Stettin über —— Templin und Neu-Ruppin nad) 
Stendal zur Ausführung zu bringen. 

Dad Komite erbat unterm 20. Juli pr. beim 
Herrn Handeldminifter die Konzeffion zur Ausführung 
ber betreffenden generellen Vorarbeiten, wurde aber 
mittelft Reſtripts vom 22. September pr., welches in 
Abfchrift beigefügt wird, ablehnend befdyieden. 


Das Refkript lautet: 


Berlin, den 22, September 1872, 


Dem Komite erwibere ich auf bie Eingabe vom 
20. Ju db. 8., daß bereit verfchiebene Projekte, 
welde eine kürzere Eifenbahnverbinbung —2* 
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Stettin und ben nad) dem Welten führenden Eifen- 
bahnen —— bearbeitet werden. Die von Ihnen 
in Ausſicht genommene Linie würde theilweiſe mit den 
anderweit projektirten Linien, welche denſelben Zweck 
anſcheinend in einer vortheilhafteren Weiſe 
anſtreben, zuſammenfallen. 


Unter dieſen Umftänben muß id) es mir jeht ver- 
fagen, bem Komite die Erlaubniß zur Anfertigung 
enereller Vorarbeiten für eine Eifenbahn von Stettin 
—* Prenzlau, Templin, Zehdenick, Granſee und Neu ⸗ 
Ruppin nad) Stendal zu ertheilen. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


gt. Ihenplig. 
An das Eifenbahn-Komite zu Templin. 


Die Vetition fährt dann fort: 


Ein in Folge beffen dem Herm Sandelsminifter 
feitens des Templiner Kreiſtags am 16. Oftober pr. 
überreichted Geſuch, welches das hohe Intereſſe na- 
mentlich biefes Sreifes an bem vorliegenden Projekte 
ausführlich darlegte und in weldem bie Ertheilung 
ber Konzeffion an jenes Romite wieberholt erbeten 
murbe, fand zunächſt gar feine, und ein erneuerted 
Gefud vom, 1. —— * endlich am 17. Dezem⸗ 
ber pr. eine ebenfalls in Abſchrift beigefügte ablehnende 
Beantwortung. 


Letztere lautet: 


Berlin, ben 17. Dezember 1872, 


=" bie Eingaben vom 10. Oftober und 11. d. Mis. 
eröffne ich der Kreißvertretung, daß für eine Eifenbahn 
von Stettin nad Hannover, fowie von Angermünde 
nach Genthin bereit8 bie Vorarbeiten angefertigt mwer- 
den. Neben biefen Projekten auch noch die Serftellung 
einer Eifenbahn von Stettin nad) Stendal zu fördern, 
kann für zuläffig nicht erachtet werben. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe. und öffentliche 
Arbeiten. - 


9. Itzenplith. 
An die Kreisvertretung ‚bed Templiner Kreiſes. 


Sodann beißt e8 in ber Detition weiter: 


eAuf amderem Wege mar bereitd zur Kenntniß 
ber Kreisverfammlung gefommen, daß ber Herr Ham 
belöminifter im Anfange ded Monats November pr. 
die Erlaubniß zur Vornahme ber generellen Vorarbeiten 
für bie Linie Stettin-Hannover und Ungermünbde- 
Genthin ertheilt habe, und zwar für erjtere ber Ber- 
liner Banf, unter Leitung de8 Herm Baumann zu 
Berlin, deſſen Wirkfamkeit bei der Inslebenrufung ber 
Berliner Norbbahn in neuefter Zeit der Gegenſtand 
ber Öffentlichen Aufmerkfamkeit geweſen ift. 


Die Kreisverfammlung zweifelt nicht, daß, ale 
der ablehnende Befcheid des Herrn hie so 
am 22, September erging, bie obengenannten Kon- 
zeffionen noch nicht ertheilt waren, und es £önnte, bie 
Frage aufgerorfen werben, ob einerfeitS es gerecht. 
fertigt erichien, das in ben brei Kreifen — 
etretene Komite ſchon damals ohne Welteres mit 
ine Projekte zu präflubiren, und ob es anbererfeits 
nicht angänglich gerwvefen wäre, bem Komité Kenntnifi 
von ben Bedenken, melde dem Bau einer Eifenbahn 
Stettin-Stendal entgegenitehen, zu geben und dadurch 
baffelbe in die Lage zu fegen, event. fein Drojeft nad) 
ben Unbeutungen bed Herrn Handelsminiſters zu mo- 
bifigiren und acceptabel zu machen. 


Es ift jebod) nicht bie Abficht der unterzeichneten 
Kreisverfammlung, bei dem Hohen Haufe Anträge in 


-biefer Richtung zu ftellen, es erſcheint ihr nicht an- 


gemeflen, zu erörtern, ob bie von ben vorerwähnten 

er projeftirte Linie, ober die von bem Serm 
SHandelsminifter be ——— Entwürfe den Vorzug 
verdienen. Sie hält den Dlan, von Stettin nad 
Stendal eine Eifenbahn zu bauen, zunächſt für auf- 
gegeben und beſcheidet ſich, daß die Verbindung Sttt- 
tins mit dem Welten durch eine Bahn Stettim-Han- 
nover vermittelt werben fol. 


Menn dies aber als feftftehend anerkannt wird, 
fo fragt «8 ſich, ob es * mar; bei der vorläufigen 
er Arm diefer Bahn Die ntereffen des Templi- 
ner Kreifes in dem Maße außer Acht zu laffen und 
zu Fri wie dies durch die Richtung gefchieht, 
welde für biefelbe zwifhen Prenzlau und 
Wittenberge eingefhlagen werben foll, und 
ob es nicht geboten war, wenn ber Herr Sankels- 
minifter da8 Projelt ber drei Kreiſe vermwerfen zu 
müfjen glaubte, ben Wünfchen berfelben, vor Allem 
aber des am — geſtellten Templiner reife, 
fo weit ald möglich entgegen zu fommen. 


Das Gegentheil hiervon ift gefchehen. 


Der Here Handelöminifter hat geſtattet, daß bie 
Vorarbeiten für die Bahn Stettin- Hannover in ber 
Richtung Prenzlau, Reu-Strelig, Wittenberge u. ſ. f 

efertigt werben, und find dem Vernehmen nad 
biete Arbeiten bereitd begonnen. 


Die Bahn fol ſich alfo hiernach in weitem nördlichen 
Bogen von Prenzlau aus über Neu - Strelitz nad 
Wittenberge wenben, : während bie gerabere und des 
* auch kürzere Linie ‚oifchen den Punkten Prenz 
au und Wittenberge eine weit füblichere und beshal 
für ben Templiner Kreis weit vortheilhaftere Richtung 
nehmen müßte, wie bied ein Blick auf bie beigefügte 
Karte ergiebt, ’ 


Der Kreißverfammlung ift e8 vollfommen uner- 
finblich, welche Gründe bie zu ändige Behörde zur 
Konzeſſionirung eines Umweges über New-Strelig, alſo 
einer weiteren Linie beſtimmen konnte, welche gewiß 
ben Intereſſen des Staates Mecklenburg · Strelitz ent- 
fpricht, die Ausſichten aber des Templiner Kreiſes auf 
ben Genuß einer Eiſenbahnverbindung überhaupt voll- 
ftändig vernichtet. Denn es ift Elar, daß, wenn bie 
auf ber anliegenden Karte verzeichneten, Stettin, reſp 
Angermünde mit dem Weften verbindenden Linien 
einmal wirklich gebaut find, zwar der Templiner Kreis 
von bier —— umſchloſſen iſt, aber keinerlei 
Hoffnung bleibt Daß er jemal® von einer ihm wahr 
haft nüßenden Eifen ahn durchſchnitten werke. 


Die beigefügte Karte zeigt, wie gan außerordent⸗ 
lich un * die Lage des Templiner Kreiſes in Be- 
zug er die Verkehrsverhältniffe fich geftaltet hat. 


Die Bahn BerlinAngermünde-Stralfund berührt 
faum den Kreis an feiner öftlidhen Grenze in ber Länge 
von einigen Ruthen. Die Berliner Nordbahn iſt tros 
ber bdringenditen Anträge bed Kreiſes, trotz erheblicher 
Opfer, zu welchen dieſer ſowohl, wie die Stabt Sch- 
benic bereit war, nicht über diefe dem Kreiſe ange 
hörige Stadt, fondern über Granfee gebaut worden, 
und geht daher weitlih an bem Streife vorüber. Die 
von dem Herrn Handelsminiſter vorläufig konzeſſionirte 
Linie Angermünde Genthin führt über eine Meile 
füdlich der Kreisgrenze vorüber und num foll aud bie 
Linie Stettin. Hannover, welche dem Kreife die lang- 
erfehnte Möglichkeit gewähren fünnte, an ben Wobl- 
thaten bes erleichterten Verkehrs Theil zu nehmen, in 
einer Nichtung erbaut werben, welche die Berührung 
— — Kreiſes gewiſſermaßen ängſtlich ver- 
meibet. 


Es liegt auf der Hand, daß bei der auf der 
Karte erfichtlih gemachten Form des Kreiſes und bei 
feiner Größe (betiefbe umfaßt über 26 Quadratmeilen) 
die bemfelben quabratisch umfchließenden Eifenbahnen 


ige; 


— 
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nur für ſchmale Streifen an ben Kreißgrenzen einen 
Vortheil bieten, unb ig I übrigen Theile gr 
von biefen entlegenen Bahnen feinen Nutzen haben 
reg —— g: — Den bien 
einem Beſch agt, bie Eifenbahnverbindung zwifchen 
Oh und bein Aeften werde in einer vortheil- 
are Weiſe angeftrebt, al dies ſeitens des 

mites ber drei Kreife in feinem Projekte geſchehen, 
fo mag bieß ſeitens de8 Staates Medlenburg-Strelig 
— ——— werben, bie unterzeichnete Kreisverfammlung 
muß es im SHinblid auf die vorläufig fonzeffionirte 
Richtung ber Bahn zwiſchen Prenzlau und Witten 
berge entſchieden beſtreiten. 


Schon jetzt iſt der Handel und bie Induſtrie im 
Kreife durdy den Mangel derjenigen Verkehrsmittel, 
welche anderen Gegenben im reichem Maße zu Gebote 
ftehen, geläbmt. ur den Ausſchluß des Kreifes 
aus bem Eifenbahnnege wird ber N ber lanbwirth- 
fuftlihen Drodukte erfchwert, und biefe felbft in ihrem 

ertbe vermindert. Der Werth; des Grund und Bo- 
dens finkt, ftatt zu fteigen, wie ber Umftand ergeben 
bürfte, dab nad) Musweis ber Alten des Templiner 
Kreisgerichts in ben Jahren 1867 bis 1871 nicht we. 
niger als 167 Subbaftationen ftattgefunben haben, 
bei welchen bie Summe von 417,015 Thlm. audge- 
fallen if. Die Bendlterung :be8 Kreifes ift in den 
legten ‚jahren von 48,000 auf 44,000 Seelen vermin · 
dert, die Steuerkraft hat fich nicht gehoben, fonbern 
it zurüdgegangen. 


Ale dieſe Erſcheinungen mahnen ernftlih baran, 
Alles zu verfuchen, ng einer günftigen Wenbung 
in ber eur ba = Cage bes Kreifes Führen kann; 
fie follten nach der Meinung ber unterzeichneten Kreis- 
verfammlung bie Königliche Staatsregierung veran- 
laffen, dem ften Kreife ber Mark Brandenburg fo- 
viel als möglic, zu Sülfe zu kommen. 


Es bebarf feiner weiteren —— daß dies 
nicht geſchieht, wenn die vom Herrn Sandeldminifter 
vorläufig fonzeffionirte Bahn von Stettin nad) Han ⸗ 
nover in berjenigen ger gebaut wirb, wie fie 
jetzt zwiſ 12* und Wittenberge projektirt ift, 
und bittet beöhalb bie unterzeichnete Kreisverfamm- 
lung das Hohe Haus: 


Die Koͤnigliche Staatsregierung aufzuforbern, das 
zntereffe e8 Templiner — beim Bau einer 

iſenbahn von Stettin nach Hannover dadurch zu 
berückſichtigen, daß dieſelbe von Prenzlau aus nach 
Wittenberge nicht über Neu-⸗Strelitz, ſondern 
in einer ſuͤdlicheren, ſich ber Kreiſſtadt Templin 
ſoviel als irgend möglich nähernden Richtung kon⸗ 
zeſſionirt wird, 


Von der zur Petition gehörenden Eiſenbahnkarte liegt 
dieſem Berichte eine Kopie bei, auf welcher 


bie Eifenbahnprojekte, zu denen ber Sanbelöminifter bie 
Erlaubniß zu ben Vorarbeiten ertheilt hat, nämlich 
—* Neuſtrelitz Wittenberge- Hannover und Anger⸗ 
m F} 


in rother farbe, 
bagegen das Projekt des Templiner Eifenbahntomite 
alfa bie Linie — ãS— Stendal 
in blauer Farbe 
eingezeichnet iſt. 
Die punktirte rothe Linie bezeichnet die Richtung von 


Prenzlau nach Wittſtock, wie fie event. den MWünfchen des 
chraffirt eingezeichneten Templiner Kreifes entſpräche. 


Die Petition hat ber Kommiſſion für Eifenbahnangelegen- 
heiten in ihrer Sigung vom 3. d. Mt&., welder Herr Geheime 
Regierungsrat) Sımon als Vertreter des Hanbelminifteriums 
beimohnte, zur Berathung vorgelegen. 


Vorweg wurde einftimmig befchloffen, ſich möglichft nur 
auf bie Erörterung bed eigent — zu ——8 
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und demnaͤchſt ber Herr Regierungstommiffarius um Mitthei- 
lung ber fpeziellen Gründe zu bem fehr allgemein motivirten 
—* ibe vom 22. Septeniber v. J, ſowie um Auskunft 
erſucht/ ob und wie weit bie Königliche Staatbregierung in ber 
Lage fei, ben m bes Templiner Kreiſes Rechnung zu 
tragen. Die hierauf abgegebene Erklärung lautete: 


m Paufe des verfloffenen Jahres fei dem Sanbels- 
minifter zunächft vom Prinzen Biron von Kurland ber Antrag 
auf Konzeffion für eine Bahn Angermünde Genthin unter 
Vorlegung der Vorarbeiten, und bald darauf von der firma 
Pleßner und Eo. ber Antrag auf Erlaubniß zur Anfertigung 
ber Vorarbeiten für eine Bahn Angermünde» Stendal einge 
reiht unb beide Projekte ben Oberpräfibenten von Branben- 
burg und gg zur —— — t werden; daß Gut⸗ 
achten ſei zu Gunften der Pinie Angermünde Genthin ausge 
allen, theils aus vollswirthſchaftlichen Rüdfichten, theilß wegen 
es befferen Anfchluffes an das große weſtliche Eiſenbahnnetz. 
Während biefe Verhandlungen noch geſchwebt Hätten, fei von 
ben Herren Baumann, Direktor ber Berliner Bank, und 
Bohne, Eifenbahnbaumeifter in ena)- bie Erlaubniß zu ben 
Vorarbeiten für eine Bahn rn een 
Hannover und von dem —— Eiſenbahnkomitẽ ein Gleiches 
fir die Linie Stettin Prenzlau - Templin Stendal nachgeſucht, 
unb auch biefe beiben Projekte im — Sehe e⸗ 
prüft worden. Dabei babe ſich im ſtrategiſchen und handels 
—— gute die Nothwendigkeit herausgeſtellt, ben 

nbpunft einer Bahn, welde mit Umgehung von erlin bie 
birefte Verbindung ber Oftfeefüfte mit dem weltlichen Provinzen 
bezwedtt, foweit ala möglic nach Weften zu'verlegen, bie Bahn 
Er aber weit ab unb ganz umabhängig von der jet beftehen- 
en, Berlin berührenden Linie zu führen; beöhalb verdiene ber 
Endpunkt Hannover den Vorzug vor Stendal, Wolle man 
aber von Prenzlau auf Sannover nicht Aber Neu Strelik, 
fondern über Templin bauen, fo würde bie Berührung von 
Medienburger Gebiet doch ſchwer i vermeiden fein und bann 
bie Einwilligung ber Großherzoglicden Me licher · 
weiſe auf Schwierigleiten —— rend ihr bie Beruhrun 
von Neu · Strelitz ſehr erwünſcht fei; dieſe Station habe je 
noch den Bortheil zur Seite, durch bie bereitd im Bau be 
griffene Norbbahn von Berlin nad Stralfund und burd bie 
—— Neu · Strelitz · Roſtocker Bahn ein wichtiger Eiſen · 
ahnknotenpunkt zu werden. Unter ſolchen Umſtaͤnden babe 
ber Miniſter ben Linien Angermünbe - Genthin und Stettin⸗ 
Prenzlau-Reu + Strelik- Hannover ben —* vor ben übrigen 
ran und ihren Unternehmern bie Erlaubnif zu ben Bor 
arbeiten ertheilt. rg fei aber aus dem Templiner 
Kreife ein erneuerted Gefuch eingegangen, 


bie Vorarbeiten für die Bahn Stettin ⸗Hannover auch 
binfihtli der von den Detenten gewünſchten fübliche- 
ten Richtung vornehmen zu laffen, 


und das Konfortium Baumann mit beren Ausführung nun- 
mehr beauftragt worben. 


Diefer letzte Theil ber Erklärung fand in ber Kommilfion 
allgemeinen Beifall, Bon verfchiebenen Seiten wurbe jeboch 
die Anficht ausgeſprochen, baß es wohl richtiger geweſen wäre, 
bem Templiner Komite, welches dem Konfortium Baumann 
doch minbeftens ebenbürtig fei, ebenfo wie legterem bie Erlaubniß 
zu ben Vorarbeiten im verfloffenen “Jahre aleich zu ertheilen, _ 
und daß e# fi) empfehlen dürfe, mit biefer Erlaubniß zu Bor- 
arbeiten überhaupt möglich 
erwüchfen dadurch feine Koften ober fon 
Nachtheile, wohl aber die erheblichen Vorih 
Prüfung fonfurrirender Projekte. 


Seitens des Herrn ges er würbe hierauf 
erwibert, daß e8 fich in dem vorliegenden falle um zwei ver- 
fchiedene Linien gehandelt Babe, von biefen fei Stettin-Stenbal 
aus ben bereitd angeführten Gründen als zur Ausführung 
2. geeignet erachtet, und deshalb habe der Miniiter bie 
Eofalintereffenten ber betreffenden Kreiſe nicht — zur 
Ausgabe der ziemlich erheblichen Koſten verleiten wollen. 


Bei ber Frage, welcher Beſchluß nunmehr über bie 
Petition zu faflen jei, wurde von mehreren Seiten ber Antrag 
geftellt, biefelbe ber Königlichen ——— zur Erwägung 
zu überweifen. Es folle bamit feinedwege en 
werben, baf bie Bahn Stettin-Hannover unter jeber 
. ‘ 


en nennenswerthen 


iglebiq fc m dem Staate 
eile einer fpezielleren 


edingung 
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nur nad den Münfchen der Vetenten und nicht über Neu- 
Strelig gebaut werden bürfe, vielmehr müffe die endgültige 
—— hierüber der Torafältigen Prüfung der Stant- 
tegierung überlaffen bleiben. ohl aber dürfe das Herrenhaus 
ſich für berechtigt halten, ein Urtheil über die ihm vorliegenden 
fonfurrirenden Projekte in ihrem gegenwärtigen Stadium ab- 
ugeben. Heute handele es fi darum, ob die Stettin. 
Sannoverfche Eifenbahn von Prenzlau ab wirklich den Umweg 
über Neu⸗Strelitz machen müfle oder in einer füdlicheren Rich⸗ 
tung nicht um — fondern durch den Templiner Kreis führen 
könne. Sollten ſich in letzterem falle, was ja die angeord- 
neten Vorarbeiten ergeben werben, feine beſonderen berg 
oder fonftigen bis jegt unbekannten Schwierigkeiten zeigen, dann 
ftehe man doch nur vor ber Alternative, ob bie wirthfchaft- 
lihen Vortbeile ber Bahn dem Staate gg N ober bem 
Preußifchen Kreife Templin zufallen follen; mit Nüdfiht auf 
die von den Petenten nachgewiefene bebrängte Lage bes Kreiſes 
würde ber Dreußifchen Regierung die Entſcheidung ebenfo leicht 
fein als bie Befeitigung eventueller Schwierigkeiten Medlen- 
burgs, und in ftrategifcher Beziehung entitehe auch fein 
a. il, wenn bie Bahn möglihft nur Preußifches Gebiet 
J 


Dem gegenüber wurde ausgeführt, daß man mit den 
Miünfcen bed Templiner Kreiſes zwar lebhaft —— 
daß aber beide Häuſer des Landtages es bisher aͤngſtlich ver- 
mieben hätten und auch ferner vermeiden müßten, bei Kon— 
—— von Eiſenbahnen rückſichtlich ihrer ſpeziellen Rich- 
ine aus Veranlaffung einzelner — irgend welchen 
Drück auf die Staatsregierung auszuüben; das würde a 
gefchehen, wenn man ihr bie Petition zur Erwägung ka 
ein folder Beſchluß würde immer den Charakter der Ein- 
miſchung / · mindeitens ber Empfehlung an fid) tragen und ein 
Präzedenz von bedenklichen Folgen ſchaffen. Weber bie Kom- 
miffion, noch das Plenum bed Haufes fönne ſich ein zufreffen- 
bes Urtheil über bie vorliegende Spezialfrage bilden, bafjelbe 
müſſe ber mit allen techniſchen und geſchaäftskundigen Kräften 
ausgerüfteten —— überlaffen bleiben. Es je als 
enügend zu erachten, daß ber Handelsminiſter nachträglich die 

orarbeiten ber vom Templiner Kreife gemünfchten Bahnlinie 
angeordnet und bierdur Re eigt bat, daß den MWünfchen bes 
Iegteren wenn irgend moͤglich Rechnung getragen werben foll. 
Müffe die definitive Enticheidun u u Ungunften ber 
Vetenten getroffen werben, fo könne bem Kreife — wie von 
einer Seite hinzugefügt wurde, durch Anſchluß an die ihn 
umgebenden Saupteifenbahnen mittelft Sekundairbahnen ge 
bolfen werben, da alle Ausficht beftehe, baß auch diefem Syſteme 
ſich das Kapital bald zuwenden werbe. 

Diefen Ausführungen entfprechend, wurde folgender Antrag 
auf anotivirte Tagesordnung geftellt: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
in Erwägung , daß die Königliche Staatäregierung 
bie Ausführung ber Vorarbeiten zu einer Eifenbahn 
von Stettin nad) Hannover auch hinſichtlich der 
von ben Templiner Kreisftänden gewünſchten Ric 
tung angeorbnet hat, über bie Petition zur Taged- 
ordnung überzugehen. 

Bei ber Abjtimmung wurbe biefer Antrag jedoch mit 7 
egen 4 Stimmen abgelehnt und mit demfelben Stimmenver- 
ba tniß der Antrag: 

da8 Herrenhaus wolle befchließen: 
die Petition ber Templiner Kreisftände ber 
Königlihen Staatsregierung zur Erwägung zu 
überweifen, 
angenommen. 


Berlin, den 14. März 1873. 


Die Kommiffion für Eifenbabnangelegenbeiten. 


Herzog von Natibor (Dorfigender). Graf Flemming. 
Fed. Gobbin, Graf algan. Graf Münfter. 
Graf Pückler. von Thaden, von NMittberg. 
von Schönborn. Theune (Berichterftatter), Wilckens. 
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Berlin, den 13. März 1873. 


Das Haus der Abgeordneten hat in feiner heutigen Sigung 
zu dem mit Ew. Erlaucht gefälligem Schreiben vom 24. v. Mts. 
mir überfandten Entwur? eined Geſetzes 


über das Grundbuchweſen. in bem —— des Appel · 
lationsgerichts IB affel, mit Ausfhluß bed Amts- 
gerichts von Voͤhl, 


beſchloſſen: 
a) im 8.18 ben erſten Abſatz zu ſtreichen, 
b) im $. 54 zwifchen 65. I1 und 13 einzufchalten: 12, 


im Uebrigen aber dem Gefegentwurf in der von dem SHerren- 
haufe angenommenen Faſſung die Zuftimmung erteilt. 


Em. Erlaudt beehre ich mich Hiervon unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des danach hier feftgeftellten 
Entwurfs mit dem An imtellen ber gefälligen weiteren Ber- 
anlaffung ganz ergebenft Mittheilung zu machen. 

Der Präfident des Haufes ber Abgeorbneten. 


von Fordenbed. 


Un 
den Dräfidenten bed Herrenhaufes, 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerode, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Geſetzes 
tiber 


das Erundbucwefen in, dem Bezirk des Appellations- 
gerichts zu Kassel, mit Ausfdluß des Amtsgerichts- 
bejichs von Döhl. 





Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verorbnen, unter Zuftimmung ber beiden Häuſer des Landtags 
Unferer Monarchie, für den Bezirk bed Uppellationsgerichts ju 
—5 mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von SL was 
olat: 


S. i. 


Das Geſetz über ben Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergwerke und felbftftändigen Ge— 
rechtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausnahme bes 6. 72, 
bie Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, mit Ausnahme ber 
8$. 20 bis 22, 49, 73, 133 biß 140 und 143, fowie dus 
Geſetz, betreffend bie Stempelabgaben von gewiffen, bei dem 
Grundbuchamt anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872, 
werben mit nachftehenden Beftimmungen in dem Bezirk det 
Appellationsgerichts zu Kaffel, mit Ausſchluß de8 Amtsgerichts 
bezirks von Böhl, eingeführt. 


8.2. 


Die in den eingeführten Gefeßen in Bezug genommenen 
geſetzlichen Vorfchriften, welche in dem erwähnten Bezirk nicht! 
gelten, bleiben außer Anwendung. 


$. 3. 


Verträge, .. die Veräußerung ober Belaftung ve 
Grundftüden, oder ber ihnen gleichgeadhteten Rechte und Gt 
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-echtfame zum Gegenſtande haben, bedürfen zu ihrer Gültigkeit 


ortan nicht der Anzeige bei dem Gericht der belegenen Sadye 
und der Beftätigung des legteren, begründen aber, wenn fie 
n fchriftlicher vorm geihloffen find, perſönliche tigen 
anbefchabet ber Anwendung F. 10 des Geſetzes über den 
Sigenthumsderwerb ıc. vom 5. Mai 1872 auf nicht fhriftlich 
zeichloffene Verträge. 


. Verträge über Grundgerechtigkeiten, ſowie — im falle 
-iner darauf gerichteten bejonderen Abrede — Mieth- und 
Dachtverträge erhalten dingliche Wirkfamkeit nur durch Ein- 
Fragung im Grundbud). 


Ei 


Nach dem Inkrafttreten biefes ar Kun Verab · 
redungen, durch welche zur Sicherung eines über Grundſtücke 
abgeſchloſſenen unwirkſamen Vertrages eine Reubuße feſtgeſtellt 
wird, find ungültig. 

$. 5. 


m — eigerungs · und im rer Ver- 
au ren geht 8 Eigenthum durch ben rechtb äftigen 
Zuſchlagsbeſcheib, jeboch nach Sahlung oder Stunbung bed 
Sufchlagspreifes, auf den Erjteher über. 

Die Eintragung bed entHumsüberganges, ſowie bie 
Löſchung der durch das Verfahren ER Hppothefen 
und Grunbfchulben erfolgt auf bas Erſuchen bes Verfteigerungs- 
gericht. 

$. 6. 


Werben ftreitige Eigenthumsv en durch Urteil ober 
Dergleichäbeft im Prozeßwege feitgeftellt ober wirb Eigen- 
thum im gerichtlichen Theilungsverfahren zuerkannt, fo erfolgt 
bie Eintragung im Grundbuch unter Vorlegung des nu 
Präftigen Urtheild ober Befcheides auf Antrag eines ber Be 
theiligten. 

8. 7. 


Eingetragene bingliche Rechte fönnen weber durch Erſitzung 
eines entgegenftehenden Rechts, noch durch Verjährung aufge 
hoben werben. 


Die Klage auf rüdftändige Zinfen von eingetragenen 
Kapitalien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt 
mit dem 31. Dezember beöjenigen jahres, in welchem bie 
Sinfen fällig geworben find. 


$. 8. 

Die Einrede des nicht gezahlten Geldes (vergl. re um 
Befeh vom 20. Dezember 1840, N 3 und 4), fowie die Ein- 
cede der Vorausklage ift gegen bie hypothekariſche Klage un- 
zuläſſig. 

$.'9. 

Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grund- 
tüde und beren Zubehör, ſoweit foldyes nad $. 30 des Ge 
etzes über dem Eigenthumsderwerb vom 5. Mai 1872 und 
ac) 18 bed gegenwärtigen Gefehed ben eingetragenen 
Bläubigern haftet, nur einen Anſpruch auf Eintragung einer 
Dppothek mit beftimmter Summe. 


Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, [e braucht 
fr Eigentümer bie —— nur auf einzelne, die Schuld 
prnügend fihernde Grundftäde zu bewilligen. 

: 


i $. 10. 


Das gefehlihe Pfanbrecht des Vermiethers an den einge 
achten Sadyen des Miethers bleibt unberührt. 


$. 11. 
Kommt eine Einigung über den Betrag oder über das 
czialpfand nicht zu Stande, fo erfolgt die Feſtſetzung durch 
Drogeßrichter. Inzwiſchen ift eine Vormerkung auf ben 
chften vom Hypothekenglaͤubiger geforberten Betrag und 
fanbbereich einzutragen. 
Unl. p b. Verhandl. d. Herrenhauſes. 





Die Summe und das Spezialpfand einer vormundſchaft⸗ 
lichen Sicherheitzhypothek feht der Vormundfchaftsrichter feſt 
mit Ausſchluß des Rechtsweges. Die Feſtſetzung barf nicht 
| auf eine höhere Summe erfolgen, ald die Sicherung des in 
felbftjtändiger Verwaltung des Vormundes befindlichen Ver- 
mögens ed erfordert. Bei Auswahl der Dfanbobjekte ift auf 
| die den Vormund am wenigften beläftigende Weiſe zu ver 
' fahren und von einer Eintragung ganz Abftand zu nehmen, 
| wenn ber DVormund durch Hinterlegung von Werthpapieren 
ober in gr MWeife ausreichende Sicherheit leiftet, oder 
wenn ber Bater einen von ihm ernannten Vormund von 
Kautionsleiftung entbunden bat. Die Eintragung, fowie bie 
Loͤſchun — vormundſcha * Hypothelen erfolgt koſten · 
frei * wg bed Vormundſchaftsrichters. Diefe Bejtim- 
mungen finden auf bie a Dilegebefohlenen ihren Ku- 
tatoren gegenüber, ſowie auf Die minderjährigen Kinder bem 
ur MWiederverheirathung fchreitenden Vater gegenüber ent- 
Ipreihende Anwendung. 


$. 12. 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, 
fowie bie Beftellung einer Hypothek an lien Sachen 
einfchließlich der Forderungen ift fortan unzuläflig. 


§. 13, 


Die bisher in gültiger Weife bewirkten viky, room en 
—— eines ganzen Vermögens gewähren feinen Än⸗ 
forud auf Eintragung im Grundbuch, behalten jedoch, ebenfo 
wie alle . eingetragenen, auf Grund bed Gefeheß ober 
letztwilliger Verordn entflandenen oder noch entitehenben 
Pfandrechte, bezüglich nad bißherigem Recht bavon er- 
riffenen Grundſtücke, bie Wirkung, Sf ie im Konfurdver- 
fahren bes Schuldners an nad) re ber ein- 

agenen Gläubiger verbleibenden Ueberfchuß des Erlbſes ber 
onkursmäßig verkauften Grunbftüde wie bisher geltend ge- 
macht werben fünnen. 

$. 14. 


Aus Vrivatteftamenten oder aus Erbverträgen, welde 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet find, koͤnnen Ein- 
tragungen oder Löfhungen im —— nur erfolgen, wenn 
entweder durch eine öffentliche Urkunde bie Echtheit ber Pri- 
vaturkunde oder das Anerkenntniß bed durch das Gefeh be- 
rufenen Erben nachgewieſen ift, ober eine Beſcheinigung bes 
Nachlaßgerichts beigebradyt wird, daß ſich nad erfolgter öf- 
fentliher Cadung Niemand, ber ein befferes Erbrecht in Un- 
ſpruch nimmt, gemeldet habe. 


Die Urt der DENE 
lichen Ladung hat das Nachlaßger 
ermeſſen. 


und die Friſt der öffent · 
cht nad) Lage des Falles zu 


. 16. 


Die im gerichtlichen Zwangsvollſtreckungsverfahren ver- 
ügte Immiffion in Grundſtücke begründet fortan nur einen 
niprud; auf Eintragung einer Hypothek. 


Die Eintragung ift von dem Prozeßrichter bei dem Grund« 
buchamte nachzufuchen. 


$. 16. 


In dem Gebiet des vormaligen Kurfürftentgums Heſſen 
werben in bem Swangsverfteigerungsverfahren bei Unzuläng- 
lichfeit bed Erlöfed neben dem Kapital und ben laufenden 
Sinfen nur zweijährige Zinsrückſtände — vom —* Hällig- 
feitötage vor ber Infolvenzangeige oder ber Berkaufserfennung 
an rüdmärts gerechnet — berichtigt. 


$. 17, 
Das verpfändete Grundftüd haftet auch für die durch 


Geltendmachung ber Hypothek oder Grundſchuld im Konkurs 
erwachfenen Koften. 


Die nad) $. 21 der Verordnung vom 30. Muguft 1867 
für die Feſtſtellung des Beftandes und ber —— einer 
Forderung im Konkurs den Rechtsanwälten und Kontradiktoren 
zugebilligten Gebühren werben für anzumeldende Hypothelen 
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und Grundſchulden, * bezuͤglich derſelben fein Streit ent- 
fteht, auf ein Vierte beraßgelekt. 


$. 18. 


Die dem Pächter zuwachſenden ober ihm gehörigen, auf 
bem Grunbftüd noch vorhandenen Früchte haften nicht den 
an bem Grundſtück dinglid Berechtigten. 


. $. 19. 


Die hypothekariſche Klage erfordert nicht die Kündigung 
bei dem perjönlic verpflichteten Schuldner, fofern die leßtere 
bem Eigenthämer gegenüber erfolgt ift. 


$. 20. 


Die Schabdenerfagllage gegen die Grundbuchbeamten ver- 
jährt in drei Jahren, nachdem ber Beſchädigte von dem Da- 
kin und bem Lirheber des Schabens Kenntnif erhalten bat. 


Sind feit dem Zeitpunkt der Befchädigung breifig Jahre 
verfloffen, fo kommt es auf den Zeitpunft ber erlangten 
Kenntniß nicht weiter an. 


g. 21. 


Die mit einem Richter —* Amtsgerichte find die 
Grundbuchämter für die in ihrem Bezirk belegenen Grundſtücke. 


Bei ben mit mehreren Richtern bejegten Amtögeridyten 
bildet einer berfelben mit einem Buchfuͤhrer und ben erforder 
lichen Schreibern und Unterbeamten dad Grundbuchamt. 


Die Amtsgerichte find zuftändig für pr ber Ver 
träge, durch weldye Grunbftüde veräußert oder belaftet werben, 
and wenn bie Grundftäde nicht im Bezirk. des Amtsgerichts 

egen. 


Die Ihätigkeit der Gemeindbebeamten im Sanauifchen bei 
ben Hypothekengeſchäften hört für — Grundſtück auf, ſobald 
es in da8 neu anzulegenbe Grundbuch übertragen worden iſt. 
Die Beſtimmungen der $ 52, 74 und 99 der Grundbuch⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1872 kommen auf Familienfibeitommifle 
nur injoweit zur —— als dieſelben geſetzlich ober ftif- 
tungsmäßig einer Staatsbehorde bereits unterſtellt find, oder 
durch Beſchluß ber FFibellommißbethelligten bem Appellations- 
gerichte zu Kaſſel ald Fribeifonmißbehörbe unterftellt werben. 


$.22. 


Die in den General-MWährfhafts- und Hypothekenbüchern 
enthaltene Darftellung ber Redhtöverhältniffe des Grumnbeigen- 
thums bildet die Grunblage für die neuen Grundbücher unter 
den nachſtehenden Beſtimmungen. 


$. 23. 


Mit dem 1. Juli 1874 erlangen bie in ben einig 38 
ſchafts · und Hypothekenbüchern befindlichen Eintragungen, ſo⸗ 
weit fie den legten Eigenthumsübergang oder ſoweit fie bie 
im S: 12 des Geſetzes über ben Eigenthümserwerb xc. gebad)- 
ten dinglichen Mechte betreffen, die Bebeutung von Eintragun- 
en, welde nad Maßgabe der im $. 1 eingeführten Gefehe 
Bewrtt find, jedoch unbefchabet der Beftimmungen bes $. 36. 


$. 24. 


Beſchränkungen des Verfügungsrehts bes Eigenthümers, 
fowie ber Eintragung bebürfende dingliche Rechte und bie 
Hypotheken, melde nicht bis zum 1. Juli 1874 im bie General. 
Mährichafte- und Hypothekenbücher eingetragen find, behalten 
zwar bem zu biefem Zeitpunkt eingetragenen Eigenthümer ge 
enüber ihre bisherige Wirkfamteit, können jedoch gegen ben- 
(be eine nachträgliche Eintragung im Grundbuch nur nad 
Mafgabe der Beltimmungen diefed Geſetzes erlangen und ver- 
mögen bei vorher eintretender Veräußerung des Grundſtücks 
dem neuen Erwerber, fowie überhaupt ben voreingetragenen 
dinglichen Rechten, Hypotheken und Grundfchulden gegenüber 
feine Wirkung zu äußern, 


Beſchraͤnkungen unb —— en des Eigenthums, weld 
auf einem Stammguts⸗, Fami —— Lehne-, Leibe 
Meier-, Erbpacht- oder fonftigen gutsherrlichen Verbandbe b 
ruhen, erlöſchen auch dem eingetragenen Eigenthümer gege 
über und können überhaupt, aud) aus der Werfon der Recht: 
urbeber, nicht mehr geltend gast werben, wenn fie nid 
bis zum 1. Juli 1874 in den General-MWährichafts- und Hp: 
thetenbücern eingetragen find. 


$. 25. 


Die Uebertragung eines Grunbftüd® aus dem Genera 
Währſchafts · und Hypothekenbuch in das neu anzulegen 
Grunbbuch foll erfolgen, fobald das Grundftüd auf einen neue 
Eigenthämer umzufchreiben, oder eine neue Belaftung daran 
einzutragen ift, oder ber Eigenthümer fie beantragt, ober ba 
Grundbuchamt biefelbe zur Klarftellung der Grundbuchverbält 
niffe dienlich erachtet. 


Dabei gelten für bie Unlegung des neuen Grundbud 
blattes oder Artikels die nachſtehenden Vorſchriften: 


1) ala —— iſt —— einzutragen, der ent 
weder als ſolcher im General Währſchafts und Hypo 
thekenbuch eingetragen ſteht, ober bie Umfchreibung 
des dort zu Bunften eines Dritten eingetragenen Eigen 
thums auf feinen Namen nad) Mahgabe es Geſchet 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mat 1872 be 
antragen kann. 


2) Die Eintragung fegt die Vorlegung eined mit dem 
eneral hin und Hypothelenbuch übereinjtim- 
menden Auszugs aus dem Steuerbudhe, ober die Einwilli 
gung des darin als Beſitzer bed Grundftüds Cinge 

agenen voraus. 


Bei neu bermeffenen Gemarkungen ift die Nad- 
weifung, baß bie im Steuerbuchsauszug nad) neuerer 
Kartennummer verzeichneten Grumdftüde mit dem im 
General · Waͤhrſchafts und Hypothekenbuch nach alter 
Bezeichnung eingetragenen ũbereinſtimmen, auf Grund 

er bei Bermeffung ftattgehabten fteneramtlichen 
Ermittelungen von Amtswegen zu befchaffen. 


Wenn eine ſolche Feſtſtellung unthunlich ift, fo 
kann eine Eintragung nur nad) vorgängigem Aufge— 
botsverfahren (68. 31 bis 35) erfolgen. 


3) Mit ber —— des Eigenthums find ſämmtliche 
im General» Waͤhrſchafts und Hypothekenbuch unter 
dem Namen de8 lehten Eigenthümers noch eingetra 

enen, das Grundſtück betreffenden dinglichen Recht 
ypotheken und —— Rechtsverhältniffe auf d 
neue Grundbuchblatt oder ben neuen Artikel zu über 
tragen, jedoch mit Ausnahme ber gefehlich aufgehobe 
nen Grunbfaften. | 


Betreffd der zu Gunften ber Dflegebefohlenen fü 
vorfindendben allgemeinen Pfanbeintragungen ift ber 
bor F Löſchung ober Beihräufung nad Voricri 
bes . 11 dieſes Gefehes bei dem Vormundſchaftsricht 
von Amts wegen zu veranlaffen. 


Die übrigen allgemeinen Pfanbeintragungen | 
unbefchadet de8 bem Eigenthämer nah bem Sclu 
abe bed $. 42 zuftehenden Anſpruchs auf deren © 
chränkung zunächſt unverändert auf fämmtliche « 

8 neue Grundbuchblatt ober den neuen Mrtifel 
überfchreibende Grundftüde einzutragen. 


4) Von ber erfolgten — eines Grunbftüds i 
bad Grundbuch find ſämmtliche nad ben vorbanten 
Eintragungen Betheiligte in Kenntniß zu fegen. 
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$. 26. 


Die Vorfchriften ber SG. 22 bis 25 gelten auch für bie 
durch Allerhöchſten Erlaß vom 8. Juli 1867 zu General-Währ- 
fchafts- und Hypothefenbüchern erweiterten —— 23* 
thekenbũcher, ſowie für die General- und Ouartierbücher der 
Stadt Hanau, 


6. 27. 


Soweit in einzelnen vormals Kurheſſiſchen Gerichtöbezir- 
ken General · Währſchafts · und Hypothekenbücher nicht eingefũ 
Be fommen bie 65. 22 bi8 25 in der Art zu entfprechender 

nmwendung, daß jtatt jener bie bei ben Orts und YUmts- 
gerichten geführten Kontrakten- und Sypothefenbücder und bie 
in benfelben bi8 zum 1. Juli 1874 bewirkten Eintragungen 
die Grundlage der neu anzulegenden Grundbücer unter nad. 
ftehenden weiteren Beftimmungen bilden: 


1) Wer im Steuerbud) als —— eines Grundſtücks 
eingetragen ſteht, oder in dem Falle, daß ein Dritter 
eingetragen iſt, die Umſchreibung deſſen Eigenthums 
auf feinen Namen nad) Maßgabe ber im $. 1 einge 
—— Geſetze würde —— können, iſt berechtigt, 

ie Eintragung als Eigenthümer im Grundbuch zu 

beantragen; —3 er nachzuweiſen vermag, baß bie 

fteneramtliche ——— mit dem ig ma er bei ben 

Orts ober auge ten über die Eigenthumsüber- 

gänge geführten Bücher übereinftimmt oder fonft in 

—— Verkaufs · ober Prozeßverhandlungen feine 
rundlage findet. 


2) Mit dem Antrag auf Anlegung eines neuen Grund- 
buchblattes oder Artikels ift ein vom Ortsgericht und, 
wo ein folches nicht befteht, vom Amtsgericht aufge 
og: in allen zn von bem leßteren auf Grund 

er bei ihm geführten Bücher zu prüfender und zu 
vervollftändigender Hypothekenſchein vorzulegen, welcher 
die Eigenthumsverhältniffe, bie Sur und alle fon- 
ftigen dinglichen Beziehungen des Grundſtücks angiebt. 


Der Antragfteller und, „jofem die Mnlegung bed 
Grunbbuchblattes ober Artifeld durch eine nad) bem 
30. Juni 1874 erfolgte freiwillige Veräußerung ver- 
anlaßt wird, ber Veräußerer a bie ae unb 
Vollitändigkeit diefes Hypothekenſcheins an Eidesſtatt 
zu verſichern. 


-3) Rach erfolgter Feſtſtellung ber Rechtsverhältniſſe bes 

Grundftüds ae bes Grundbuchblatt oder ber Veit 
nach Vorſchrift bes $. 25 Nr. 3 bis 5 angelegt und 
gleichzeitig das Ortsgericht Hiervon benachrichtigt, 
welches dad Grundſtück in feinen Büchern abfchreibt. 


$. 28. 


Wer bie in ben General-Währfchafts- und Hypotheben · 
bühern oder in dem fonftigen in $. 26 rg age erichtlidyen 
Büchern enthaltenen Eintragungen, fomweit fie nad den vor- 
ftehenden Paragraphen die Grundlage ber neuen Grundbücher 
bilden, für unxichtig oder unvollftändig erachtet, hat deren 
— — eine entſprechende Vormerkung * An⸗ 
ſprũche in gedachten Büchern bis zum 1. Juli 1874 zu 
erwirken, wibrigenfalls biefelben fpäter nur unter den nad) 
Maßgabe der 5. 22 bis 27 eintretenden Rechtsnachtheilen 
geltend gemacht werben können. 


Sole Berichtigungen ber älteren Bücher, einfchließlich 
der barüber bei ben et gepflogenen Verhandlungen, 


find koftenfrei. 
Die Erhebun 


begründet ohne 
merkung. 


einer auf Berichtigung gerichteten Klage 
eitered das Necht auf entfprechende Vor- 


$. 29, 


Bom 1. Juli 1874 an bürfen Eintragungen in die Ge 
neral · Waͤhrſchafts und Hypothekenbücher oder in die deren 
Stelle vertretenden älteren gerichtlichen Bücher nur noch ſo— 
weit bewirkt werben, als jie Vormerkungen zur Wahrung 
geltend gemachter Rechte oder Löſchungen und Beränderungen 
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älterer vor dem 1. Juli 1874 eingetragener Hypotheken — 
mit Ausfchluß jedoch der im * 43 — Ummwanblungen 
berfelben — zum Gegenftande haben. 


$. 30, 


Soweit in den vormals ni Landestheilen ein 
Grundftüd in den dortigen Hypothekenbüchern nicht eingetragen 
ift, kann ber Eigenthümer, wenn er fein Eigentum nad) dem 
bisherigen Recht durch gerichtlichen ober notariellen Erwerbsaft 
nacweift, auf Grund beffen die Eintragung im Grundbuch 
verlangen. 


. g 31. 


Menn —— eines Grundſtücks bie —— 
ber $$. 25, 26, 27 und 30 nicht vorliegen, fo kann ein Grund · 
buchblatt ober Artikel für baflelbe nur nad) vorherigem Auf: 
gebot nad; Maßgabe der 6%. : 


$. 32. 


Der Befiger eines ſolchen Grund 
kunden, durch eine Befcheinigung be 
eibesftattlic) en erfiherungen von Zeugen ober fonft 
ge haft macht, daß er allein ober unter Hinzurechnung ber 

efihzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück feit mindeſtens 
gehn hren ununterbroden im —— gehabt Hat, 
ann alle biejenigen, welche ein Recht an bem Grundftüd zu 

ben vermeinen, Öffentlich; laden Taflen, unter ber Androhung 
es Rechtsnachtheils: 


daß nad) Ablauf ber Friſt ber Befiger als Eigenthümer 
in bem Grumbbuch eingetragen werden wird, unb ba 
wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, fein 
ige gegen einen Dritten, welcher, im reblichen Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück er- 
worben hat, nicht mehr geltend machen kann, und baf 
er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte 
innerhalb der Ausſch In angemeldet und demnächſt 
auch eingetragen ſind, verliert. 


Die Ladungsfriſt muß mindeften® ſechs Wochen betragen. 
$. 33, 
Iſt das Grundſtück im — m einen andern Na- 


2 bi8 35 angelegt werben. 


‚, welcher durch Ur- 
Ortsvorftandes, burd) 


men eingetragen ober ergeben ſich ſonſt Anhaltspunkte für bie 
Berechtigung dritter Perjonen, fo find biefe von Amts wegen 
befonders zu laden. 


$. 34. 


Werden von feiner Seite Anfprüde auf das Grunbitüdf 
erhoben ober bie geilen! gemachten von bem — ans 
erkannt, fo erfolgt die beantragte —— des Eigenthums 
unter —— Eintragung ber vom —— ſelbſt 
angemeldeten oder anerkannten dinglichen Rechte und Hypotheken. 


$. 35. 


Werden Anſprüche Dritter geltend gemacht, fo ijt bie 
Unlegung des Grundbuchblattes oder Artikels, fofern das 
Eigenthum des Antragſtellers beftritten ift, bis zur Erledigung 
bieles Streitpunftes auszufeßen, bei einem Streit über Ding- 
lie Rechte und Hypotheken aber eine Vormerkung ber ftrei- 


tigen Anſprüche zu bewirken. 


t bie Eintragung allgemeiner ——— kommen bie 
Vorſchriften in $. 25 Nr. 3 zur Anwendung. 


$. 36. 


Die in dem Gebiete des vormaligen Kurfürftenthums 
Heffen auf Grund des Ausfhreibend des Finanzminiſteriums 
vom 12. April 1833 — Kurheſſiſche Gefeg-Samml. ©. 17 — 
fowie ber fpäteren Anmelfungen über bie Vermeflungen bis 
zum 1. Juli 1874 feitgeftellten frlurkarten begründen die Ver- 
muthung, daß die darin verzeichneten Grenzen dem wirklichen 
Eigenthumsbeftand ber Grundftüde entfpredyen. 


Bis zum 1. Januar 1877 bleibt ben Betheiligten vor- 
behalten, einen anderweitigen Eigenthumsbeſtand mn we 
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56 — 
und — der Kartengrenzen im Wege der Klage gegen 
den nach der Karte berechtigten Eigenthümer zu erwirken, 


auch zur Wahrung der klagend gemachten Anſprüche Normer- 
kung im Grundbuch zu beantragen. Nach Ablauf dieſer Friſt 
beſtimmen ſich die Grenzen der Grundſtücke, ſoweit nicht recht 
eitig erfolgte Anfechtungen im Grundbuch vorgemerkt find, 
ledig ich nach der Alurkarte und der ihr zu Grunde liegenden 
Vermeſſung. 


$. 37. 


Die vorstehenden Beftimmungen ($. 36) gelten aud) für 
die in dem Gebiet des vormaligen Kurfürftentfums Helfen 
aus der Zeit vor dem Ausfchreiben des Finanzminiſteriums 
vom 12. April 1833 herrührenden älteren, fowie für bie in 
den vormald Bayerifchen Landestheilen bisher feftgeitellten 
Flurkarten, fofern * von der Bezirksregierung zur Beſtim 
mung ber Grundſtücksgrenzen geeignet —— werden. 


Das Appellationsgericht zu Kaſſel hat ſich diejenigen Ge— 
markungen, fuͤr welche ſolche Flurkarten vorhanden I ‚ bon 
der | a. zu. laffen, und dieſelben bis 
zum 1. Juli 1874 öffentlicd bekannt zu machen. 


$. 38. 


Rom 1. Juli 1874 an foll, fobald eine neue fteneramt- 
liche ——— für eine einzelne Gemarkung vollendet iſt, 
dem Grundbuchamt hiervon unter Mittheilung einer Nach— 
weiſung über die Bezeichnung, welche die neu kartirten Grun 
ſtücke bisher in den gerichtlichen Büchern führen, Kenntni 
gegeben werden. Das Grundbuchamt beſtimmt hierauf dur 
eine in ber Gemeinde und durch das Amtsblatt zu veröffent- 
lichende Verfügung eine Friſt von adıt bis zwölf Wochen, 
innerhalb deren e8 den Betheiligten freifteht, die Ergebniffe 
ber Vermeffung — der Grenzen und der Bezeichnung 
der neu kartirten Grundſtücke in den gerichtlichen Büchern im 
Wege der Berichtigungsklage gegen den nach ber Karte be 
rechtigten Eigenthümer anzufechten, auch Vormerkung ber gel- 
tend gemachten Anfprüdye im Grundbuch zu verlangen. Nach 
Ablauf dieſer Friſt beftimmen ſich bie Grenzen ber Grund. 
ftäde, ſoweit nicht rechtzeitig erfolgte — durch Vor · 
merkung im Grundbuch gewahrt And, lediglich nad) der Flur · 
karte und der ihr zu Grunde liegenden eig lau “Jede 
folche Seitftellung einer neuen Flurkarte ift vom Grundbudhamt 
durch daß Amtsblatt zu veröffentlichen. 


$. 39. 


Sofern auf Grund ber Verordnungen vom 13. Mai und 
vom 2. September 1867 eine Theilung oder wirthſchaftliche 
Sufammenlegung von Grundftüden fattgefunden bat ober 
noch ftattfindet, bleibt der von ber Generalkommiſſion beftä- 
tigte Auseinanderfegungs-Rezeb und die ihm zu Grunde lie 
— für die Feſtſtellung der Grundſtücksgrenzen maß- 
gebenb. 


$. 40. 


egen den Ablauf der in biefem 


Eine Miebereinfegung 
emfelben richterlich zu beftim- 


Geſetze beftimmten oder na 


menden Friſten ift unftatthaft. 


§. al. 


Die Vorfhriften ber 66. 22 bis 28, 36 bis 40 und 49 
find durch Anfchlag und ortsüblihe Bekanntmachung in ben 
Gemeinden, fowie durch Abdruck im Amtsblatt woͤrtlich zu 
veröffentlichen. Die Veröffentlichung im Amtsblatt ift bis | 
zum Ablauf der in jenen Daragraphen beſtimmten Pat in 
—— durch das Appellationsgericht zu Kaſſel feſtzu⸗ 
ſtellenden Zwiſchenraumen zu wiederholen. | 


$. 42. 


Die in Gemäßbeit ber 66. 25, 26, 27 aus dem General- 
Mährfhafts- und Hupothefen- ober ben jonftigen älteren pe 
tichtlichen Büchern, ſowie im Falle der SS. 31 bis 35 in Folge 
Anmeldung innerhalb der Ausſchlußfriſt in das Grundbud) 
übertragenen Hypothelen haben den Vorzug vor allen neu | 
eingetragenen Hypotheken und Grumbfchulden. e 


a — — — — — — 
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‚ pflichtigen 


— 





Für die Rangordnung ſolcher älteren Hypotheken unter 
einander, für ihre ſonſtigen rechtlichen Beziehungen, ſowie für 
die ſie betreffenden Eintragungen und deren — e Bedeu⸗ 
tung bleibt Das nbehnabe Recht in Kraft. Es follen jedoch 
fortan auf fie, unbeichadet ihrer rechtlichen Natur im Uebrigen, 
die Vorfchriften der 68. 30, 31, 41 bis 50, 52 Abfat 1, 
$$. 53, 54, 56, 61, 62, 65 bis 67 des Gefeheß über den 
Eigentbumserwerb vom 5. Mai 1872 ıc., fowie bie Beftim- 
mungen in ben 66. 14 biß 19 des gegenwärtigen Gedekes 
Anwendung finden, auch bem Eigenthümer das Recht gr 
die Einfchräntung —— Pfandeintragungen auf eine 
beſtimmte Summe und auf einzelne den Anſpruch ſichernde 
Grundſtücke dem eingetragenen Pfandgläubiger gegenüber zu 
beanfprucen. 


$. 43. 


Eine ältere Hypothek kann durch Uebereinkunft des ein- 
getragenen Eigenthümers und bes eingetragenen Gläubigers, 
unter Beibehaltung ihrer bisherigen —— zu ber tect- 
lichen Bedeutung eines nad dem Geſetz über den Eigenthums- 
erwerb x. vom 5. Mai 1872 begründeten Hypothekenrechts 
erhoben oder in eine San umgemwanbelt werben, fofern 
ber Beftand und Rang der Hypothek von den übrigen bei 
Anlegung des Grunbbuchblattes oder Artikel mitübertragenen 
Sppothefengläubigern anerkannt, ober gerichtlid) gegen fie feit- 
geftellt ift, ober denfelben der Vorrang vor der umzjuman- 
elnden Hypothek eingeräumt wird. Eine derartige Umwand- 
lung ift im Grundbud, Spalte »Beränderungen« einzutragen. 


Die Eintragung wird durch Riüdgabe ober Kraftlos- 

erflärung ber über die umzuwandelnde Hypothek aufgeftellten 

fandverfehreibung bebingt, er eine berartige Voraus⸗ 
egung für deren Löſchung befteht. 


Der Gläubiger einer umgewanbelten Hypothek erhält 
einen neuen Hypotheken» ober Grundfchulbbrief. 


$. 44. 


Der $. 29 des Geſetzes über den Eigentbumserwerb vom 
5. Mai 1872 findet auf bie von Maßgabe beffelben exridy 
teten Hypotheken in ber Weife Anwendung, daß deren Um— 
wanblung in Grundfchulden nur den Antrag des Eigentümers 
und Gläubigerd vorausfeht. 


$. 45. 


Die nad) Maßgabe ber Kurheſſiſchen Ablöſungsgeſetze — 
ar vom Fi Su 1832 88. ion i und A Gt m 
. vom 


ärz 1835 8. 8, Gefeß vom 2. April 1835, en 

26. Auguft 1848 66. 17 und 20, Verordnung vom 20. No 
vember 1849, Gefeg vom 20. Juni 1850 — zur Ablöfung 
—— Grundzinſen, Zehnten, Dienſte, Triftabgaben 
und anderer Grundlaſten, ſowie ber aufgehobenen Lehnß; 
Meier» und ſonſtigen gutsherrlichen Verhältniſſe und ber an 
deren Stelle — Ablöſungs · und Entſchädigungs 
Kapitalien aus der Landeskreditkaſſe erborgten Darlehne, be 
—* auch ohne Eintragung in die Grundbücher, ihre bis 
erigen gefeßlichen Pfand · und Vorzugsrechte an ben ehemals 
runditüden, Sollen jedoch, ſoweit fie im ben 
General-Währfhhafts- und Sypotbefen-, fowie fonftigen älteren 
gerichtlichen Büchern unter bem Titel de8 Eigenthimers ber 
—52 — Grundſtücke eingetragen ſind, Pi in Die zweite 
Abtheilung des Grundbuchs übertragen werben. 


§. 46. 

Ablöfungsdarlchne der Landeskreditkaſſe find in dem 
Zwangsverfteigerungs- und Konkursverfahren von der Anmel⸗ 
dung befreit ; fie gehen kraft bes Geſetzes auf ben rfteber | 

er. 

Auch bei freiwilligen Veräußerungen ber für diefelben | 
verhafteten Grundftüde wird, fofern da8 nicht aus | 


brüdlich vereinbart ift, angenommen, baf ber Erwerber die | 
felben ohne Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen bakı.; 


6er. 


Soweit eine ganze Gemarkung ober mehrere vormald 
pflichtige Grundſtücke für ein an die Stelle abgelöfter Grund“ 








* 
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6. 52. 


Zu den gemeinen Laſten ($. 51 Nr. 4) gehören nament- 
lich alle nach Gefeß ober gig ber auf dem Grundftüd haf—⸗ 
— aus er gg ken er ar re 
oder aus einem fonftigen Kommunalverbande oder aus dem 
verband zu beanſpruchen. | Kirchen, Dfarr- un Echufoerbanbe entfpringenden, ober an 

Die Feſiſtellung des Antheilsverhältniffes des einzelnen | Kirchen, Pfarren und Schulen, oder an Kirden- und Schul- 
Grundftüds erfolgt im falle eintretenden Stveites durch die | bediente zu entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu öffent 
Generaltommiffion, und fol babei, fofern fi für die bis | lihen Wege, Wafler, Deid- und Uferbauten entitandenen 
berigen Zins. und Stapitalabtragungen herkömmlich ein be | Abgaben und Feiftungen; ferner die Beiträge, welche an Me- 
ftimmter Vertheilungsmaßftab gebildet hat, diefer, andernfalls | liorationsgenoffenfchaften oder andere gemeinnüßige, von der 
aber die Größe des auf die Grunditüde veranlagten Steuer | Staatäbehörde genehmigte Inftitute, namentlih an Vereine 
Tapitala und bülfsweife das Ermefjen der Generallommiffion | behufs gemeinjchaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
maßgebend fein. | as oder Viehſterben entftandenen Schäden zu entrich- 

ten find. 
$. 48. 5. 
Unter den Drogepvorfchriften, welche nad) ben eingeführ m Konkurs find bie an ben Grunbftäden, Bergwerken 


ten Geſetzen Anwendung finden, find die Vorfchriften des in 


; 3 R und jelbitftändigen Gerechtigkeiten hypothekariſch oder font 
dem Bereich dieſes Geſehes geltenden Prozeßrechts zu verftehen. dinglich Berechtigten, foweit Ge eingetragen find, von dem an- 


beraumten Haupt + Liquibationstermin, forte von ben zum 
$. 49. Öffentlichen Verkauf bes belafteten Grundvermögens beftimmten 


Das in dem Kurheſſiſchen Geſetze vom 14. Juli 1853 | Vermutnen. VEHpIgeIENG; DAFONDETE v BnanyCHBUNGEN. 


»ba8 Hypothekenweſen ac. betreffend« worgefchriebene Verfahren 

pi entfprechende Anwendung auf alle nad) Maßgabe ber 
eftimmungen biefed Gefehed zum Smede der Berichtigun 

ber —— und des Juhalts der General-Währfchafts- und his 41, 49 und 53 biefes Gerne treten mit deſſen Verkün- 
onftigen öffentlichen B An wie ber Flurkarten zu ftellen- | dung, alle übrigen am 1. Juli 1874 in Kraft. 
en Unträge (SS. 28, 36, 37, 38), auf bie Geltentmadhung j 

von Anfprücen er: en und Beichränfungen von Urkundlich xc. 





$. 54. 
Die Beftimmungen in ben 68. 9, 11, 12, 13, 28, 36 





Hypotheken nad Maßgabe — .9, 42, auf das Freftftellungs- 
verfahren des $. 43, ſowie auf ba8 Aufgebotsverfahren, wo 
ein foldyes in Diefem oder ben in . 1 eingeführten Geſetzen 
vorgefchrieben iſt. 


Wenn ſich auf einem Grundſtücke Fr ae en unb 
Belaftungen eingetragen Perg welche ein Lehn · Fideikommiß · 
Stammguts- ober äbnti e8 Verhältniß betreffen und aus ber 

eit vor bem 1. Juli 1874 berrühren, fo ift ber Eigen 

ümer, obne daß e8 bieferhalb einer weiteren Befcheinigum 
bedarf, ebenfalls „befugt, das Auf ebotöverfahren gegen alle 
diejenigen, welche aus jenen Verhältniffen Ansprüche zu haben 
vermeinen, unter dem Rechtsnachtheil der Ausfchließung be» 
hufs näherer Feſtſtellung, oder Bervollftändigung, beziehungs- 
weife Loſchung bed Eintrags zu beantragen. 


Der Antrag auf Einleitung des —— mit welchem, 
foweit ein öffentliches Aufgebot erfolgt, gleichzeitig bie Kraftlos- 
erklärung einer verloren gegangenen — verbunden 
werden as, gehört vor da8 Grundbuchamt, unbeſchadet je 
doc ber Beftimmungen in $. 2 Nr. 1 be8 Gefehe® vom 
15. März 1869, betreffend das —6 im Gel⸗ 
tungsbereich der Verordnung vom 24. Juni 1867, 


Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S) von Fordenbed. 
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Berlin, ben 13. März 1873, 


Em. Erlaudyt beehre mid) unter Bezugnahme auf die ge- 
fällige Mittheilung vom 24, v. Mts. ganz ergebenft zu benach · 
richtigen, daß bad Haus ber Abgeordneten von der K 
niglihen Staats-Regierung auf Grund der Allerhöchſten 
Ermädtigung vom 16. Dezember v. J. ben beiben Häufern 
bes Landtages zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorge 
legten Entwurf eines Gefehes 


tiber ba8 —— und die Verpfändung von 
Seeſchiffen in der Provinz Schleswig-⸗Holſtein 


in ber von dem Herrenhaufe befchloffenen Faſſung nicht überall 
beigetreten ift. 


Ew. Erlaucht überfende ich ben gedachten Gefeh-Entwurf, 
wie berfelbe aus den Berathungen des Haufes der Abgeord- 
neten in feiner heutigen Sitzun Ferorgegnge ift, in beglau- 
bigter Ausfertigung mit dem Anheimftellen der gefälligen wei- 
teren Beranlafjung bierneben ganz ergebenft. 


$. 50. 

Der durch Nr. 24 ber Verordnung vom 30. Muguft 1867 
außer Anwendung erklärte $. 8 bes Gefehes vom 11. Mai 
Fa we auch für ben Geltungsbereich der erfteren in Wirk. 
amkeit. 


$. 51. 


Mit bevorzugten —— vor ben eingetragenen bing- 
lich Berechtigten und Pfandgläubigern haften auf jedem Grun 
ftüd, ohne des Eintrags im Grundbuch. zu bedürfen: 


1) bie Koften ber Smangsveriteigerung; 
2) die Rüdftände der zur Erfüllung ber Deichpflicht er- 
forderlichen Beiträge ber zwei legten Jahre; 


3) die Rüdftände der auf dem Grundftüd Taftenden, an 
die Staatökaffe zu zahlenden bireften Abgaben und 
bie an die betreffende Kaffe zu entrichtenden Ablöfungs- 
tenten aus ben zwei lebten Jahren; 


4) die Rüdftände der auf dem Grunbftüde haftenben ge 
fen aus dem zwei lehten Jahren. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
ben PVräfidenten bed Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaucht. 


meinen 
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Entwurf eines Gefeßes 
über 


das Erundbucwefen und die Derpfändung von Hee- 
ſchiffen in der Provinz; Schleswig - Holſtein. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ac. 
verordnen, unter Zuftimmung, ber beiden Häufer des Land» 
tags — Monarchie, für die Provinz Schleswig Holſtein, 
was folgt: 


u: 


Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und bie dingliche 
Belaftung ber ei ergwerle und felbftjtändigen Ge 


—— vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß des $. 72, Die 
Grundbuhorbnung vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß ber G$. 49, 


73, 133 bis 140 und 143, und das Gefeh, betreffend die Stem- 
pelabgaben von gewiffen, bei dem Grundbuchamt anqubrin- 
enden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werden mit nachftehenden 
Befimmungen in der Provinz Scleswig-Holftein eingeführt. 


$. 2. 

Die in ben eingeführten Gefehen in Bezug genommenen 
efehlihen Vorfchriften, welche in ber Provinz Schleswig-Hol- 
ein nicht gelten, bleiben außer Unwendung. Unter ben Dro- 

gehvorfhriften, welche nad) den rn Geſetzen Anwen ⸗ 
ung finden, ſind die Vorſchriften bes in Schleswig · Holſtein 
geltenden Projeßrechts zu verſtehen. 


$. 3. 


Die Amtsgerichte find bie Grundbuhämter für bie in 
ihrem Bezirk gelegenen Grundftüde. 


Das Amtsgericht zu Kiel tft das Grundbuhamt für bie 
jenigen Grunbftüde, welche bisher in den Tandgerichtlichen und 
obergerichtlichen — atn ern eingetragen geweſen find, 
Das Appellationsgericht zu Kiel ift jebod ermächtigt, auf An- 
trag ber Eigenthümer die Führung des Grundbbuches über 
* e Grundſtücke dem Amtsgericht bed Bezirks, in welchem 

a8 Grundftüd liegt, zu überweifen. 


$. 4. 

Die Anlegung ber Grundbüͤcher erfolgt von Amtsmwegen, 
obald bie —— — bis zum Nachweis 
er oh und bes Flaͤcheninhalts ber einzelnen Grundftüde 
abgefchloffen find. 


Das Grundbuhamt erhält eine Abſchrift bes auf Grund 
dieſes Nachweifed aufgeftellten Flurbuches. 


$. 5. 


Sobald das Grundbuchamt dieſe Abſchrift erhalten bat, 
ladet es bie als Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke bezeich- 
neten Perſonen behufs Anlegung bed Grunbbuchs von Amts- 
wegen vor. 

§. 6. 


Die nad $. 5 Geladenen find verpflichtet, dem Grund- 
buchamt 


I) ihre unmittelbaren Recdhtöporgänger zu nennen, 


2) ben Rechtsgrund anzugeben, vermöge beffen das Eigen- 
thum auf jie übergegangen ift, 


3) die darauf ſich beziehenden Urkunden ober andere Be- 
weisftüde vorzulegen, und 


4) alle auf dem Grundftüd haftenden Beichränfungen bes 
Eigenthums, Eigenthumsvorbehalte, dinglihe Rechte 
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Grundbuhamts einen Auszug aus ben Steuerbüchern 
(Steuer- oder Hebungsre iter mit ber Bejcheinigung 
vorzulegen, daß fpätere Eigentbumsveränderungen nicht 
befannt geworben find. 


Das Grundbuhamt ift verpflichtet, den vom Eigen» 
thümer benannten Beredytigten Mittheilung von ber 
gefchehenen Unzeige zu machen. 


Auch hat das Grundbuchamt den vom Eigenthümer 
nicht angezeigten Berechtigten, beren Vorhandenfein ihm 
aus ben bisher geführten Protokollbüchern ober ander- 
meitig amtlich bekannt ift, von ber nicht erfolgten An- 
jeige ihrer Berechtigung Mittheilung zu machen. 


$. 7. 


Das Grundbuchamt kann bie Befolgung ber Labung ($. 5) 
und bie Erfüllung der den Geladenen im $. 6 auferlegten 
Verpflichtungen unter Androhung von Geldftrafen bis fünfzig 
Thaler erzwingen. 


$. 8. 


Wenn ber gemäß $. 6 ermittelte a arte eines 
Grundſtücks zugleich durch ein gefeglih nad) Grundftüden an- 
elegtes Protofollbuch (Mealfolien) als folder nachgewieſen ift, 
h wird berfelbe ald Eigenthümer in bem Grunbbuh ein- 
getragen. 

$. 9, 


ar bei dem bie im F. 7 amgegebenen Boraus- 
etzungen en, welcher jedoch im Steuer (Steuer- ober 

ungsregifter) als Eigentümer aufgeführt ift, kann feine 
intragung im Grunbbud verlangen, wenn er 


1) entweber das Grundftüd in einem gerichtlichen Iwang®- 
verfahren erftanben ober vom FFisfus erworben bat, 


2) oder feinen € umsbeſitz d i bes 
> Deisoorftanden Sefdeingt darg en Zeenß 


3) oder durch Urkunden, durch eibesftattlih abgegebene 
Verficherungen von Zeugen_oder fonft glaubhaft macht, 
baß er allein ober unter Sinzure * der Beſitzzeit 
feiner Rechtsvorgänger das Grundftüd Y t zehn Jahren 
ununterbrochen im Eigenthumsbeftg gehabt hat. 


$. 10. 


Mer in dem Steuerbud) nicht als Ay“ —— 
iſt, gilt unter der Vorausſetzung bed $. 9 als berechtigt, in 
bem Grundbuch als Eigenthämer eingetragen zu werden, wenn 
ber in dem Steuerbuch Verzeichnete in einer öffentlichen ober 
öffentlich beglaubigten Urkunde feine Einwilligung ertheilt 
bat, ober zur Ertheilung berfelben rechtskraͤftig verurtheilt 
worben if. 
$. 11. 


des Eigenthümers kann jeboch in ben 
Fällen der $ 9 und 10 erft nad Ablauf eines Jahres von 
bem im $. 14 erwähnten Tage erfolgen, falls nicht entgegen- 
ehende Ansprüche er worben find Iſt letere# ge 
chehen, fo fommt $. 16 zur Anwendung. 


Die Eintragun 


$. 12. 


Die nicht bereits na Y 5 und $. 6 vorgelabenen Per- 
fonen, welche vermeinen, ihnen an einem Grundſtück bas 
Eigenthum zuftehe, ſowie diejenigen Derfonen, welche vermeinen, 
N ihnen an dem Grundftüd ein die Verfügung über daffelbe 
befchräntendes Recht, ober eine Hypothek, oder irgend welde 
andere, ber Eintragung in bem Grundbuch bebürfende dingliche 
Rechte zuſtehen, haben ihre Anſprüche innerhalb eines Jahres 
von bem im $. 14 erwähnten Tage bei bem Grundbuchamte 
anzumelden. 


Der Anmeldung bedarf es nicht bei denjenigen Eigen 


thumsbeſchraͤnkungen, binglihen Rechten und Hypotheken, 
welche in gefeglih nach Grundſtücken angelegten Drotofoll- 


| büdern (Realfolien) protofollirt ober von dem Eigenthümer 
und Hypotheken anzuzeigen, auch auf Verlangen bes 


gemäß dem $. 6 Nr. 4 angezeigt find. 
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$. 18. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet 
ben Rechtsnachtheil, daß er fein Recht gegen einen Dritten, 
welcher im reblichen Glauben an bie Richtigkeit bes Grunb- 
buch8 das Grundftücd erworben hat, nicht = geltend machen 
kann, und daß er fein Vorzugsredht gegenüber demjenigen, 
deren Mechte innerhalb der Ausichlußfrift angemeldet und dem- 
nächſt aud eingetragen find, verliert. 


$. 14. 


Sobald die nah $. 5 und Teen zu veranlaffenden 
Vernehmungen und Ermittelungen bei ſämmtlichen Amtöge- 
richten im Herzogthum Schleswig oder bei fänmtlicdyen Umts- 
erichten eines —— im Herzogthum Holſtein 
hat efunden haben, beftimmt der Juſtizminiſter durch eine in 
t Gejekfammlung zu veröffentlichende Verfüs ug ben Tag, 
an welchem bie en: hrige —— des 2 für ben 
betreffenden Bezirk beginnen fol. 

Alsdann bat das Appellationsgericht zu Kiel die 66. 12 
und 13 innerhalb ber Ausſchlußfriſt von ſechs In ſechs sen 
buch das Amtsblatt, das betreffende Kreisblatt und brei 
Seitungen, von benen minbeftend zwei in ber Provinz er 
feinen, wörtli mit Angabe de8 Tages, an weldem bie 
Ausſchlußfriſt abläuft, bekannt zu machen. 


In biefer Bekauntmachung müſſen diejenigen Bezirke nam- 
haft gemadjt werden, in welchen bie in $. 12 Abf. 2 erwähn- 
ten tofollate ber Anmeldung nicht bebürfen. 


$. 15. 


Eine Wiebereinfegung in den vorigen Stand gegen bie 
Ausfchlußfrift findet nicht ftatt. 


$. 16. 


Vor ber rechtstraͤfti Entſcheidung über angemeldete 
ftreitige EigentHumSanfırkihe ober ba8 Eigenthum befcyränfende 
Nechte darf das Blatt für das Srunditü im Grundbude 
nicht angelegt ober das Grimbftüd nicht in bem Artikel bes 
Eigenthämerd aufgenommen werben. 


& 17. 


Die der Anmeldung nicht bebürfenden und bie vechtgeitig 
angemelbeten Eigenthumsbefhränfungen, dinglichen Rechte un 
Hypothelen werden mit ber ** nach dem bisherigen Rechte 
— — Rangorbn n dem Grundbuch eingetragen. 

ie vor Ablauf der Ausfchlußfrift entjtandenen und angemel- 
beten Rechte haben bei ber Eintragung bie Rangorbnung vor 
den fpäter entftandenen; jedoch gehen bie 2 Ablauf ber 
Ausfhlußfrift aber vor Anlegung des Grundbuchblattes pro- 
tofollirten Rechte denjenigen — angemeldeten Hypo⸗ 
a welde nicht mit Protofellationsberehtigung ver- 
? nd. 


$. 18. 


Den Hypothekengläubigern fteht frei, unter Einreichung 
der alten Hypothekenurkunden die Ausfertigung von Hypotheken⸗ 
briefen in Gemäßbeit bes F. 122 ber Gründbuchordnung vom 
5. Mai 1872 zu beantragen. 


$. 19. 


Bei der Anlegung be Grundbuchblattes oder Artikels 
kan für ein angemelbetes Recht ($. 17) eine Vormerkung 
eingetragen werben, 


1) wenn bie Entftehung dieſes Rechts glaubhaft gemacht 
ift und entweber ber Eigenthümer der Eintragun 
widerſpricht oder die Eintragung des Rechts beftritten ift, 


2) wenn von dem Eigenthümer die Jdentität des Grund- 
ftüds bejtritten wird, biefelbe aber durch Urkunden 
ober eibesftattliche Verfiherungen von Zeugen glaub- 
baft gemacht worden ift. 


t 


N 
i 


| 


N 
! 
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| 
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$. 20. 


— re zur Sicherung von Forderungen, 
welche vor dem Tage, an welchem biefes Oele in Kraft tritt, 
bedungen find, werden in bem Grundbuchblatt ober Artikel 
als Hypotheken eingetragen ober vorgemerft. 


$. 21. 


Die Eintragung ober Vormerkun 


einer angemeldeten 
ober ber Anmeldung nicht bebürfenden 


ypothel kann nur auf 
eine beftimmte Summe erfolgen. Kommt eine Einigung unter 
den Betheiligten Aber einen beftimmt einzutragenden Betrag 
nicht zu Stande, fo erfolgt beffen Feſtſetzung durch ben Dro- 
zeßrichter. Inzwiſchen ift eine Vormerkung auf den höchſten 
von dem Sppothelengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 
Die Summe einer vormundſchaftlichen Sicherheitshypothet 
ſetzt * Vormundſchaftsrichter feſt mit Ausſchluß des Rechts- 
weges. 


$. 2. 


e über leere von ibm vorbehaltene 
Sppothefenftellen und über die wor der Linie getilgten Hypo⸗ 
eken bie Verfügung, wie über eine Hypothek des Eigen. 
thümers nad) zum bes Geſetzes über den Eigenthumser- 
werb vom 5. Mai 1872. 


Der Eigenthümer 


8.2. 

Die Uebertragung der vorbehaltenen Stellen und der vor 

ber Linie getifgten Hypotheken in das Grundbuch gefchieht mit 
ormel: 


Nr. — — — UÜlr (Mark u. f. mw.) mit 


- von Hundert verzinslich ftehen zur tfügung. des 
Eigenthümers. 
$. 24. 


Wenn ber — gleich bei Anlegung be Grunb⸗ 
buchblattes oder Ärtikels beantragt, bie leeren Stellen ober 
bie vor ber Linie getilgten Doften ala Hypotheken oder Grund» 
buchſchulden auf Feinen Namen einzutragen, fo erfolgt biefe 
Eintragung ftempel- unb foftenfrei. 


$. 25. 

Bebauptet der Eigenthämer, daß ein angemelbetes Recht 

getiigt fei, ohne dies ürkundlich nadyweifen zu können, fo it 
8 Recht einzutragen, zugleich aber in ber Spalte »Berän- 

derungen« bie behauptete Tilgung, wenn fie glaubhaft gemacht 

ift, vorzumerfen, 


$. 26. 


Die —* ir Grundbuchblãttern und Artikeln 
ift monatlich durch das Amtsblatt ımb das Kreisblatt oder 
ein von dem Grundbuchrichter ie beftimmenbes Lokalblatt mit 
ber Bezeichnung der Grundſtücke nad) ben Steuerbühern und 
der Beliger durch das Grundbuchamt bekannt zu machen. 


$ 27. 


Diejenigen Amtsgerichte, welchen bisher die Einfchreibung 
Wrotokollirung) bes — und der Belaſtungen der 

haben bie betreffenden Bücher noch 
zehn Tage nach dem Erſcheinen des Amtsblattes 6 26) fort⸗ 
zuführen, demnächſt dieſelben zu ſchließen und aufzubewahren, 
—— das zuftändige Grundbuchamt zur Aufbewahrung ab- 
zugeben. 


Grundftüde obgelegen ba 


g. 28. 


Mit dem elften Tage nach dem Erfcheinen bes Amtsblattes 
($. 26) kann bie —*88 ober Belaftung ber betreffenden 

rundſtücke nur in den formen erfolgen, melde das Geſetz 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und bie Grund- 
buchorbnung vom 5. Mai 1872 vorfchreiben. 


$. 20. 


Verträge, durch welche im Eigenthum von Privatperfonen 
ſtehende Grundftäde, im Ganzen oder zertheilt, veräußert oder 


con en 





belaftet werben, bedürfen nicht der vorgängigen Erlaubniß oder 
Beftätigung durch Verwaltungsbehörden. 


$. 30. 


Eingetragene dingliche Rechte können weber durch Erſihun 
eines entgegenftehenden Rechtes, noch durch Verjährung auf- 
gehoben werben. 

Die Klage auf rüdftändige Zinfen von eingetragenen 
Kapitalien verjährt in vier — Die Verjährung beginnt 
mit dem 31. Dezember beöjenigen Jahres, in welchem bie 
Sinfen fällig geworben find. 


$. 31. 


An bie Stelle des G. 29 bes Gefehes über ben Eigen- 
thumserwerb vom 5. Mai 1872 tritt folgende Beftimmung : 


Eine Hypothek kann auf un | bes Eigenthümers und 
bes — in eine Grundfi umgewandelt werben, 
wenn biejenigen in ber — und britten Abtheilung glich 
und nadeingetragenen Berechtigten einmilligen, welche bis zu 
bem im $. 28 dieſes Geſehes bezeichneten Tage eingetragen 
oder vorgemerkt find. 


$. 32. 


Der hypothekariſchen Klage kann bie Einrebe, daß zunädhft 
gegen ben perfönlicden Schuldner geflagt werden müffe, nicht 
entgegengefeßt werben. 


Die Beweisfraft von Schulbbelenntniffen über ein Dar- 
lehn ober einen —— —** nicht von dem Ablauf einer 
Zeit 9 wenn auf Grund der Urkunde eine Hypothek einge 
tragen ift, 


$. 33, 


Eingetragene Forderungen fönnen, auch wenn fie ftreitig 
find, gültig abgetreten werben, Die Einrebe, daß bie For g 
unter dem Nennwertb abgetreten worden, kann bem Eeffionar 
nicht entgegengefeßt werben. 


$. 34. 


m Gebiet bes —— Mechts konnen von dem im 
8. 28 bezeichneten Zeitpunkt ab Mieth und Pachtrechte bie 
Wirkung dinglicher Rechte nur durch die am bie Stelle der 
Dinglefung tretende Eintragung erhalten. 


$. 35. 


Gefehliche Hypothelen gewähren in Beziehung auf Grund. 
ftäde und deren Zubehör, foweit ſolches na F 30 des Ge 
ehes über ben Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und nad) 

38 des gegen zur Geſetzes ben eingetragenen Gläubigern 
ftet, nur einen Anfprud auf Eintragung einer Hypothek 
mit bejtimmter Summe. 


Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, [e braucht 
der Eigenthümer bie Eintragung nur auf einzelne, die Schuld 
genügend fihernde Grundftüde zu bewilligen. 


Das geſehliche Pfandrecht bed Vermietherb an ben einge- 
bradten Sachen de8 Miethers bleibt unberührt. 


$. 36, 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, E 
wie die Beitellung einer Hypothek an einer beweglichen Sadıe, 
einfchließlich ber Sorberungen, ift fortan unzuläffig. 


$. 37. 


Die bisher in gültiger Weife bewirkten —— en 
Verpfändungen eines ganzen Vermögens gewähren feinen Un- 
pruc auf Eintragung im Grundbuch, behalten jedoch, eben 
o wie alle nicht eingetragenen, auf Grund bes Geſetzes ober 
ehtwilliger Berorbnung entftandenen ober noch entitchenden 
Pfandrechte, bezũglich der nad) bisherigem Recht davon er- 
tiffenen Grunditüde, bie Wirkung, * fie im Konkursver ⸗ 
* des Schuldners an dem nad) Befriedigung ber einge 
tragenen Gläubiger verbleibenden Ueberfhuß des Erlöfes ber 
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fonfurämäßig verkauften Grundftüde wie bisher und zwar 
unter Beruͤckſichtigung des ihnen bis dahin zugeftandenen Bor- 
Be als protofollirte Forderungen geltend gemacht werben 
nnen. 
$. 38. 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nad ben Beftim- 
mungen bes — 30 des Geſetzes über den Eigenthumberwerb 
vom 5. Mai 1872 für die Hypothek oder Grundſchuld haftet, 
wird bei ländlichen Grundftüden aud) das BVich-, Feld- und 
Wirthſchaftsinventar gerechnet. 

Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf 
dem Grunbftüde noch vorhandenen Früchte haften nicht den am 
Grundſtück dinglich Berechtigten. 


$. 39. 


Aus Privatteftamenten ober aus Erbverträgen, welche 
gültig ohne Öffentliche Urkunde errichtet find, können Ein- 
tragungen ober Löfhungen nur erfolgen, wenn entweber burch 
eine d * Urkunde die Echtheit der Privaturkunde oder das 
Anerkenntniß bes durch das Geſetz berufenen Erben nad 
gewieſen ift, ober eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts bei- 
—— wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung 

iemand, ber ein befferes Erbrecht in Anſpruch nimmt, ge 
meldet hat. 

Die Art der Belanntmahung und bie Friſt ber öffent. 
lien Labung bat bas Rachlaggeriiht nad Lage bes Falles zu 
ermeffen. 

$. 40. 


Auf bie vor bem im Ba bezeichneten Tage 
ten Sppothefen findet die Berorbnung vom 12. Ye ruar 1828 
——— Samml. 1828, ©. 26) in Betreff ber Zuläſſigkeit 
er fpäteren Erhöhung bes eingetragenen Zinsfußes bis Fünf 
vom Hundert aud) ferner Anwendung. 


$. 41, 


Hypotheken, welche bis zu dem im $. 28 bezeichneten 
Fr © mit fefter Rangorbnung protofollirt find, können nicht 
in bie Stelle ber vorftehend gelöſchten Hypotheken eintreten. 
Der Eigenthümer bes Grunbithds ift vielmehr beredhtigt, an 
Stelle der gelöfchten Hypothek eine neue Hypothek oder eine 
Grundſchuld von gleichem Betrage für fi oder andere Der 
fonen eintragen zu laſſen. 


$. 42, 


Die in dem Grundbuch eingetragenen Grundftäde, Berg 
merke und felbitftändigen Gerechtigkeiten bienen im Konkurſe 
über das Dermögen bes —— Eigenthümers zur ab- 
efonderten Befriedigung ber dinglich —— Dieſelben 
nicht nöthig, ihre Anfpräce anzumelden. 


$. 43. 


Bei ber gerichtlichen Swangsverfteigerung können mit der 
—— des Kapitals nur zweiſährige Zinsrückſtände, 
urüdgerechnet vom letztverfloſſenen Mg er vor ber 

onfurseröffnung oder vor bem früheren Tage der verfügten 
Swangsveriteigerung, gefordert werden. 


$. 44. 


Den binglidy Berechtigten geben bei ber Smwangsverfteige- 
rung in der nachftehenden Reihenfolge vor: . . 


1) bie Koften ber Smangsverfteigerung; 


2) die Nüdftände ber zur Erfüllung ber Deichpflicht 
erforberlichen Beiträge aus ben zwei legten Jahren; 


3) die Rüdftände der auf dem Grundſtück laftenden, an 
die Staatäfaffe au zahlenden bireften Abgaben und bie 
an bie Nentenbant ober an ben Domainenfisfus 
u re Ablöfungsrenten auß ben zwei legten 

abren; 


4) die Rüdftände der auf dem Grundſtück baftenden ge 
meinen Laften aus den zwei legten Jahren; 


tototollir- 


— 











5) die Rüdftände an Lohn, Koftgelb und anderen Dienft- 
einnahmen ber Wirthſchafts · und Forſtbeamten und 
des Geſindes, ſofern dieſe Perſonen zur Bewirth- 
[Seftung oder Verwaltung des zur Candwirtbichaft 

ftimmten Grundſtücks und ber bamit verbundenen 
Rechte, ober zum Betriebe eined ländlichen Neben- 
ewerbes auf dem Grundftüd gehalten werben, ſowie 
ie Anſprüche ber Schmiebe und Rademacher, ſoweit 
ie für das Grundjtüd Arbeiten geleiftet haben, aus 
em lehten Jahre; 


6) die Forderungen für Saattorn aus bem lehten Jahre. 


$. 45. 


Gemeine Laften ($. 44 Nr. 4) find namentlich alle nad) 
Gefeh oder Berfaffung auf dem Grundftüd haftende, aus bem 
Gemeinde», Kreid- und Provinzialverband oder aus dem FKir- 

en⸗, Pfarr» und Sculverband, ober aus einem fonftigen 
mmunalverband, ober einem ritterſchaftlichen Verband ent- 


(pringenben, oder an Kirchen, Pfarren und Schulen, ober an 


Beiträge ı 


Se Staate elicee — u wg L- 
Bere gemeinf —— 
Brand, Hagelſchlag —— entſtan 3 Schaͤden zu 
entrichten find. 

; $. 46. 

Der Eintragung in bem Grunb bebürfen nicht bie i 
ben 66.44 unb 45 —2* abſolut ec Sehrckde 
$. 47. 


Die Schabenserfahllage gegen bie Grundbuchbeamten ver, 
jährt in brei Jahren, na ee Beihädigte von dem Dafein 
und dem Urheber be8 Schabens Kenntniß erhalten hat. 


Sind fit dem Zeitpunkt der Befhädigung dreißig Jahre 
verfloffen, jo kommt e8 auf ben Zeitpunkt der erlangten Kennt- 
niß nicht weiter an. 


$. 48. 


ür bie Verpfänbung von = iffen gelten, angehen 
von ben gefeglichen — ————— welche in dem Scifföregiiter 
nicht ner find, fortan die Vorfchriften der 1, 2,3 
des Urt. 59 des Ein ge gum Ullgemeinen Hohen 
dandelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861. 


eu 


$. 49. 


Die Eintra ber Verpfändung in dem Schiffsregifter 
folgt auf ben Antzog bes Rheders oder ber Mhederei. u 


g. 50. 


Bei Seefchiffen, welche vor bem Inkrafttreten dieſes Ge 
e8 erbaut find, muß ber erften Eintragung eine Öffentliche 
abung ber zur Eintragung berechtigten Realgläubiger und 
Ausschluß der Vorzugsrechte derjenigen vorangehen, melde 
nicht gemelbet haben. 


ür das Auf —— — gelten bie Vorſchriften bes 
t. 88. 1 bis 4 des Einführungsgefehes er Allgemeinen 
tichen Handelsgeſetzbuch vom 24. uni 1861, 


$. 51. 

Sobald eine Eintragung in dem Schiffsregifter erfolgt ift, 
d der auf Grund ber —— des Juſtizminiſters vom 
Auguſt 1867 TH. II. d. 16 in Kolonne 10 bes Certifilats 
—— Vermerk — cht. Alsbann kann das Schiff nur 
ch Eintragung im Schiffsregiſter verpfändet werben. 


$. 52. 


Die Verhandlungen, welche zur Feftitellung ber innerhalb 
Ausfhlußfrift angemeldeten oder ber Anmeldung nicht be- 
fenden Reste an Grundſtücken und Schiffen ($. 50) erfol- 


Unl. pb. Verhaudl. d, Serrenhaufes, 
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gen, find ftempel- und koſtenfrei. Die nach $. 5 des Koſten⸗ 
tarif8 der Grundbuchorbnung vom 1. Mai 1872 zu entrichtenden 
Koiten bleiben infoweit außer Anſatz, als ſolche bei ber Ein- 
tragung des Rechts zugleich für die künftige Delirung entrichtet 
worden find. 


$. 53. 
Diefes Geſetz tritt mit bem 1. Oktober 1873 in Kraft. 
Urkundlich u. f. w. 


Beglaubigt: 


Der Prafident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


A 108. 


Berlin, ben 13. März 1873. 


et regnen m den 
em . Erla em Schreiben vom 
24. —X mir überfandten En eins Geſetzes 
über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von 
Seeſchiffen in Neuvorpommern und Rügen 


folgende Aenderungen beſchloſſen, und zwar: 


1) im $. 21 Hinter ben Worten: »Dritten —— 
einzuſchalten: »beren Rechte im Grundbüche ein⸗ 
getragen ſind⸗. 


2) dem F. 34 folgende Faſſung zu geben: 


Gläubiger, welche Widerſpruch erheben, find 
—— das Kapital zu dem nach auf 
von 6 Monaten eintret Umfchlagstermine 
zu künbigen. Erfolgt bie Fre ber fo 
werben ſolche Gläubiger auf ben Rechtsweg 
verwieſen. 


Ein von den übrigen Betheiligten nicht 
anerkannter Widerſpruch gegen den Plan gilt 
als zurückgenommen, wenn der Widerſprechende 
die Kündigung nicht eingelegt hat und nicht 
innerhalb einer von bem Grunbbuchrichter 
u beftimmenden Friſt nadjweifet, daß er bie 

lage angeftellt habe. 


3) binter $. 45 folgenden neuen 


$. 46. 
einzufchalten : 


»Bei Zwan un a bat der Ber- 
—— zrichter die bei Vertheiluug ber zur 
gelder entſtehenden Streitigkeiten nach Analogie 
des Konkurbberfahrens zu behandeln unb durch 
ein Erfenntniß über bie NRangorbnung ber 
orberimgen % entſchelden. Gegen dies Er- 
enntniß And ie orbentlichen und außerorbent- 
lichen Rechtsmittel zuläffig.« 


und bie $$. 46, 47, 48, 49 und 50 der Vorlage 
zu bezeichnen als $$. 47, 48, 49, 50 und 51, 


im Uebrigen aber bem Gefegentwurf in ber von dem Serren- 
haufe angenommenen Faffung die Zuftimmung ertheilt. 
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Em. Erlaucht beehre ich mic hiervon unter Beifügung 
einer beglaubigten Aus eier bes danach bier feitgeftellten 





Entwurfs mit dem Anheimftellen ber gefälligen weiteren Ber 
anlaffung ganz ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präſident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


An 
ben Vräfidenten bes Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt 


Entwurf eines Gefeßes 
über 


das &rundbuchwefen und die Verpfändung von Hee- 
fchiffen in Neuvorpommern und Rügen. 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ıc. 
verorbnen, unter Zuftimmung. ber beiben Häuſer bed Land» 
—I— — Monarchie für Reuvorpommern und Rügen, 
was folgt: 


g. 1. 


Das Gefeh über den — und die dingliche 
Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Ge- 
techtigkeiten vom 5. Mai 1872, mit Ausſchluß des F. 72, bie 
Grumdbuchordnung vom- 5. Mai 1822, mit Ausichluß der 
$$. 73, 133 bis 140 und 143, und das Gefek, betreffend bie 
Stempelabgaben von gewiffen, bei dem Grun huchamt anzu 
bringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 werbei mit nad) 
ftehenden Beltimmungen in Neuborpommern und Rügen 
eingeführt. 
$. 2. 

Die in ben eingeführten Gefehen 
geſetzlichen —— welche ag 
nicht gelten, bleiben aufer Anwendung. 

Unter den Prozeßvorſchriften, welche nad) den hg Sei 

el» 


Gefehen Anwendun —— die Vorſchriften des in 
vorpommern und Rügen geltenden Prozeßrechts zu verſtehen. 


53. 


Die in den Städten Bergen a. 
und Stralfunb beftehenden Hypotheken 
zeichnung ·Grundbuchämter«. 


Die Vorfteher derſelben — Grundbuchrichter — werben 
von dem Juftigminifter angejtellt; fie find ben Beftimmungen 
ber Gefehe über die Dienftvergehen ber Richter vom 7. Mai 
1851 und vom 26. März 1856 unterworfen. 


Die Buchführer, Schreiber und Unterbeamten werden von 
bem — des Appellationbgerichts zu Greifswald 
angeſtellt. 


Pin er der Verhinderung der Grundbuchbeamten bat 
ber Präfident bes Mppellationsgerichts zu Greifdwalb einen 
Vertreter aus ber Zahl der Richter ober Gerichtsbeamten zu 
beitellen. 

$. 4. 


Dem Grunbbuchrichter werden in Beziehung auf ben 
Buchführer, die Schreiber und Unterbeamten die Befugniffe 
eines Gerichtsdireltors beigelegt. 


n B enommenen 
————— 


R., Greifswald, Grimmen 
Ämter erhalten bie Be 


g. 5. 
Die Grundbuchämter ftehen unter ber gefchäftlihen Auf 
fit des Präfidenten des Appellationsgerichts zu Greifswalt 
Beſchwerden über Verzögerungen im Gefchäftsbetriel 
werben in leßter Inſtanz von dem Juſtizminiſter entichieben. 
Beſchwerben über Verfügungen des Grundbuchrichter 


ehen an das Appellatlonsgericht zu Greifswald, bei deſſer 
Entfeheibung e3 beivenbet. . j ' 


$. 6. 


Die Gerichtsfommiffionen zu Barth und MWolgaft werber 
nad) den Beltimmungen ber K 22 bis 24 ber Grundbuch 
orbnung vom 5. Mai 1872 zu Grunbbuchämtern für ihrı 
Bezirke beftellt. 

Der Juftigminifter ift ermächtigt, auch andere Gerichts. 
fommiffionen als Grundbuchämter "hefte en. s 


. 7 
Eingetragene binglidje Rechte können weber durch ung 
eines ekgsscnfehenten dinglichen Rechts, noch 23832 
jaͤhrung aufgehoben werben. 
r = 5* . F Sa Nr. 5 am 
. Juli er Einführung er rungsfriſten 
behaͤlt eb das Bewenden. ah ieh: 


$. 8. 
Der hypothekariſchen Klage kann die Einrede, daß zumädit 
m den perfönlichen Gchulbner aeflagt werben mäffe, nit 
entgegengefeßt werben. 
Die Beweiskraft von Schuldbelenntniffen über ein Dar- 


lehn oder einen Brautichag hängt nicht von dem Ablauf einer 
Seit ab, wenn auf Gene = Urkunde eine Hypothek ein 


getragen ift. 
8.9. 


Eingetragene Forderungen können, aud wenn fie ftreitig 
find, gültig per werben. j « 


$. 10. | 


* 













buchs Nechte an dem Grundſtück b Eintragung erw 
haben, nicht ftatt. * — 


g.1, 


Die eheliche Gütergemeinſchaft, in welcher ber eingetra 
Eigenthümer lebt, beſchränkt fein Derfügungsreht nicht, 
lange Die Gütergemeinfhaft nicht eingetragen ift. 


Die Fortſetzung ber Gütergemeinfchaft ift nad) dem 
trage bed —ã Ehegatten für dieſen und dach 
anzuführenden Kinder im Grundbuch zu vermerken. 


$. 12, 


Bei fortgefehter — —— iſt ber überleben 
mann berechtigt, das Grundſtück zu veräußern oder zu 
laſten. Die überlebende Ehefrau kann dies nur unter ? 
siebung ber geh ährigen Kinder und ber ben minderjähri 

indern zu bejtellendben Güterpfleger. 


$. 18. 


Vormünder, Güterpfleger und, falls ihnen der J 
bes Teftaments nicht entgegenfteht, Teftamentsvollitreder 
bürfen, wenn fie zum Zwecke der Theilung Grundftüde 
laffen, Eintragungen bewilligen, ober eingetragene Ford 
gen abtreten, feiner obervormundfchaftlichen Genehmigung. 


$. 14. 


ter und Miether, beren Recht eingetragen ift, fir 
von einem fpäteren Erwerber des Grunbftüds bie Erfüll 
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des gefchloffenen Vertrages bis zum Ablauf der vollen Ver— 
tragsgeit beanfprucdhen, fofern der neue Erwerber nicht im 
Smwangdverfteigerung gelauft, die von einem früher eingetrage- 
nen Gläubiger ausgebradht war. 


$. 15. 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nad ben Beftim- 
mungen bes G. 30 bes ws über ben Eigenthumderwerb xx. 
vom 5. Mai 1872 für bie age oder Grundſchuld haftet, 
wirb bei ländlichen Grundſtücken auch das Vieh⸗, Feld und 
Wirthſchaftsinventar gerechnet. 


Die dem —— ober ihm gehb ‚ auf 
bem © Früchte t b 
am Grundftüd binalid, Berechtigten * ww e 


$. 16, 


msn Gläubiger find nicht ſchuldig, im alle ber 
Unzulängl bes Vermögens ober b 1 igkeit 
des Nachlaß * Sinfen —* Para 

zu 


Auch in Betreff der Verlaffenfchaft eines Schulbners 
fönnen fie nicht einen Beſchluß ber Mehrheit ber Gläu- 
biger bazu gezwungen werben. 


$. 17. 

An Stelle bes F. 25 des .. über ben ———— 

exwerb vom 5. Mai 1872 bleibt folgende Beſtimmung in Kraft: 

Sind Kapitalien unter bem Sinshuß Fünf vom Hundert 

en worben, fo fteht bem duer frei, einen erhöb- 

ten fuß bis 5 Prozent mit bem Borzug ber bereits 

eingetragenen Sinjen eintragen zu laffen, ohne baf «8 ber Zu- 
flimmung ber gleich ober Hachflehenden Gläubiger bedarf. 


ei sche —— Weiſe find zinblos eingetragene Kapitalien 


$. 18. 


An die Stelle des $. 29 bes Geſehes über den Eigen- 
thumserwerb vom 5. ab 1872 Yet —12 —— 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthuͤmers und 
des Gläubigers in eine Grumbfchulb umgewandelt werben, wenn 
diejenigen in ber zweiten und dritten Abtheilung gleid- und 
en ee erechtigten einwilligen, welche vor dem In⸗ 
ra de® Gefehee vom 21. Mic 1868 entftanden ind 
vor bem 1. Juli 1869 zur Eintragung angemeldet find. 


$. 19, 


Die Beftellung einer Hypothek am gangen Bermögen, fo- 
wie bie Beftellung einer Hypothek an einer beweglichen Sache 
einſchließlich der Forderungen ift fortan unzuläffig. 


$. 20. 


Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grund» 
ftüde und beren Jubehör, foweit folches nad) %. 30 des Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 und nach $. 15 
bed gegenwaͤrtigen Geſetzes den eingetragenen Gläubigern haftet, 
nur einen Anfprud auf Eintragung einer Hypothek mit be- 

immter Summe, Kommt eine Einigung unter den Betbei- 
igten über einen beftimmt einzutragenden Betrag nicht zu 
Stande, fo erfolgt deſſen Feſtſezung durch den Prozeßrichter. 
— iſt eine Vormerkung auf den höchſten von dem 
Soupothefengläubiger —— —— einzutragen. Die 
Summe einer vormundſchaftlichen Sicherheitshypothek ſetzt ber 
Vormundſchaftsrichter feſt mit Ausſchluß des Rechtswegeb. 

In es auf das bewegliche Dermögen giebt bie ge- 
fe iche Hypothek nur ein Vorrecht im Konkurfe. Das gefeh- 


iche Pfandrecht des Vermiethers an den eingebrachten Sachen 
bed Mietherd bleibt unberührt. 


$. 21. 


Gefehliche und vertragsmäßige Hypotheken, welche bei bem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes an dem beweglichen Zubehör eines 





Grundſtücks ($. 20) beftehen, müſſen bis zum 1. Juli 1874 
eingetragen werben, widrigenfalls fie Dritien gegenüber, beren 
Rechte im Grundbuche eingetragen find, keine Wirkung haben. 


$. 22. 


Die durd Nr. 67 des Bifitationsrezeffes von 1707 zur 
Hofgerichtbordnuug II. 12 $. 1 verorbuete Hypothek vom Tage 
de8 erhobenen Redytöftreits wird aufgehoben. 


Durch Erkenntniffe oder Vergleiche, auß melden ba8 
Swangdverfahren ——* erlangt ber Gläubiger für Ka- 
—* ge und Koften mit Einſchluß ber Koften ber Ein- 

agung eine gefehlice Hypothek an ben Grundftäden bes 
uldner8 nad) Maßgabe des G. 20 biefes * Die 
Eintragung iſt auf Erſuchen des zeßrichters zu bewirken 


$ 23. 


Wenn feine Zeit zur Rüd; ng ober zur Auffünbigung, 

Renten- ober Zi tür ner Abo ‚ To gilt ber ge 
e Umfchlagstermin, ber 24. uni und, wenn biefer auf 
Sonntag — — ber 25. Juni jeben Jahres. 


Die Kündigung bed Kapitals flieht dann jebem Theile 
feh8 Monate vorher frei. Dies r auch bei unkünbbar ein- 
2 enen Kapitalien *4 Ay von breißig Jahren ($. 91 
g en e fung aften vom 


$. 24, 

Aus Pri enten ober aus —— welche 
gültig ohne eine öffentliche Urkunde errichtet find, Lonnen Ein- 
agungen ober Löfhungen im Grundbuche nur erfolgen, wenn 
entweber durch eine öffentliche Urkunde bie Echtheit ber Pri- 
vaturtunde oder das Anerkenntniß ber durch das Gefeh ber 
rufenen Erben nachgewieſen ift, ober eine Befcheini ung bes 
Nachl — „baß ſich nach erfolgter ffent- 
licher Labung Niemand, ber ein befferes Erbrecht in Anſpruch 

nimmt, gemeibet habe. 


Die Urt der Belanntm d bie ber öffent- 
lichen Salons bat ber —e— na a — 


ermeſſen. 

Beruht bad Erbrecht auf einem gerichtlichen Teſtament 
oder Erbvertrag, fo genügt bie Belang ber Driginal- 
urkunde ober einer Ausfertigung berfelben, der Verhandlung 
—— erfolgte Eröffnung und bie Erklaͤrung bes Erbfchafts- 
antritts. 


$. 25. 


Die Schabenerfagflage gegen bie Grundbuchbeamten ver- 
jährt in brei “jahren, ken ber Beichädigte von bem 
Dafein und bem Urheber bes Schadens Kenntniß erhalten hat. 


Sind feit dem Zeitpunkte ber Beſchädigung breißig Jahre 
verfloffen, fo kommt e8 auf ben itpunkte ber Em 
Kenntniß nicht weiter an. 


$. 26. 


Die in ben $$. 52, 74, 99 ber Grundbuhorbnung vom 
5. Mai 1872 ben Lehns; und Fidelkommißbehörden über- 
tragenen ze... e werben von ben Behörben, welche bie 
Aufficht über die Kuratel führen, und in deren Ermangelung 
von bem Appellationsgeriht in Greifswalb ausgeübt. 


8. 27. 

Verträge, durch welche Grunbftüde zertbeilt, von einem 
Grundftüde Theile abgezweigt, ober Grundftüde, welde Zu⸗ 
behör eines anderen Grunbitüds find, von dieſem abgetrennt 
werben follen, bebürfen zu ihrer Gültigkeit feiner anberen 
Form, als die Verträge, durch welche Grunbftüde im Ganzen 
veräußert werben. 


Die in ben GG. 4, 8 des Gefehes vom 26. Mai 1866 
bor ger F lamation fällt weg, wenn das Grunb- 
buchblatt ober der Artikel für das Hauptgrundſtück ange 
legt find, 
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6. 28 


Zur Beglaubigung von Unterfchriften ($. 33 ber Grunb- 
buchordnung) find befugt: 


1) richterliche Perſonen, melde ein amtliches Siegel 
führen; 


2) Notare; 
3) in den Städten ber Bürgermeifter; 


4) auf bem Lande foldhe zur Führung eines Amtsſiegels 
befugte Öffentliche Beamte, welde bamit von bem 
u zu Greifswalb beauftragt worben 

nd. 


$. 2. 


Sind auf einem Grunbftäd vor dem 1. au 1869 an- 
emeldete Anfprücde unter Vorbehalt ber Feſtſtellung ihrer 
an a ne en worben ($. 143 bes Gefehes vom 

21. März 1868), fo kann ber Eigenthümer bie Feſiſtellung 

der Rangorbnung dieſer Anfprücde beantragen. Das Ber 

fahren zur Fseftitellung ber —— richtet ſich nach den 

folgenden Vorſchriften ($$. 30 bis 37). 


$. 30. 


Das Grundbuhamt forbert bie Hypothekenurkunden / 
welche ben unter Vorbehalt der Freftitellung der Rangorbnung 
eingetragenen Gläubigern ertheilt find, ſowie andere für bie 
J zo ber Rangorbnung erheblichen Urkunden, welche ſich 
im Befit der Gläubiger oder des Eigenthümers befinden, von 
benfelben unter Androfung einer Geldftrafe bis fünfzig 
Thaler ein. 

$. 31. 


Auf Grund ber Urkunden unb ber fonftigen Ermittelungen 
entwirft der Grundbuchrichter einen Plan, in welchem er alle 
dinglichen Rechte nad ber ihmen azuftehenden Rangorbnung 
aufnimmt und ladet bie —— unter Mittheilung des 
Planes zur Erklärung über denſelben mit der Warnung vor, 
daß von den Ansbleibenden angenommen werben wird, jie ge- 
nehmigten den Plan. 


Der Eigenthümer ift von dem Termin zu benachrichtigen. 
Hat er Hypotheken auf feinen Namen eintragen laffen ober 
an feinem Grundftüd erworben, fo wird er im Betreff ber- 
felben als Gläubiger behanbelt. 


$. 32. 


Gläubiger, deren Wohnort unbekannt ift, ober benen 
Verfügungen nicht zugeftellt werben können, find zur Ein- 
reihung der Urkunden unb zum Erfcheinen in bem Termin 
öffentlich aufzufordern. 


Die Aufforderung ift mit einer. ben Umſtänden an- 
—— wenigſtens vierwöchentlichen Friſt durch das Amts⸗ 
latt und durch eine in dem Bezirk des Appellationsgerichts 
zu Greifswald erſcheinende Zeitung, welche ber Grunbbud)- 
richten zu beflimmen bat, fowie, wenn ber letzte bekannte 
Wohnort des Gläubiger außerhalb Neunorpommerns und 
Rügens geweſen ift, durch eine mit Rückſicht auf biefen Ort 
auszuwählenbe zweite Zeitung zu veröffentlichen. 


$. 33. 


Wird dem Plan nicht widerfprocden, fo wird das Grund» 
buch nad; Mafgabe beffelben in der Spalte »Veraͤnderungen« 
berichtigt. Die feitgeftellte Rangordnung wirb auf ben Hypo⸗ 
thekenutkunden vermerkt. 


$. 34. 


Gläubiger, melde Widerſpruch erheben, find beredtigt, 
das Kapital zu bem nad Verlauf von 6 Monaten eintreten. 
ben Umfdylagstermine zu fündigen. Erfolgt die Kündigung 
we fo werben folde Gläubiger auf ben Rechtsweg ver- 
wiefen. 

Ein von ben übrigen Betheiligten nicht anerkannter 
Widerſpruch gegen den Pian gilt als zurüdgenommen, wenn 
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der MWiberfprechende bie eo nicht eingelegt hat und 
nicht innerhalb einer von dem Grundbuchrichter zu beftimmen- 
ben Friſt nachmeifet, daß er bie Klage angeitellt Habe. 


$. 35. 


Wird bie Klage angeftellt, fo ift die Berichtigun 
Grundbuchs erft nach rechtöfräftiger Entfcheibung zu bewirken. 


$. 36. 


bes 


Gläubiger, melche dem Plan wiberfprechen, find auf Ver- 


langen des ———— oder eines Gläubigers verpflichtet, 


gegen volftändige Befriedigung auch in Betreff der Koſten 
und ohne Geräßrleiftung ibre Sopotket abzutreten. 


«6. 37. 

Für das Verfahren zur Feſtſtellung ber ang rn 
bei. bem Grundbuchamt find, fofern ber rg innerhal 
fünf —F ven von dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
—* e tragt, die in $. 11 des Tarifs der Grundbuch- 
ordnung gedachten Koften nad dem Werth bes Grundſtü 
anzufeßen unb von bem Eigenthümer zu erheben. 

olgt ber Antrag nad) Ablauf der fünfjährigen Frift, 
fo — Ruhe um bie Hälfte erhöht. 


G: 38, 


Das in 6. 103 der Grundbuchordn 
1872 vorgefchriebene Aufgebotsverfahten fin 
Weife ftatt; 


I) Das Yufgebot ift von dem Eigenthümer des Grumd- 
fttt8 bei dem Gericht, in deffen Bezirk das Grunbftüd 
belegen ift, zu beantragen. 


2) Dem Antrage iſt bie Urkunde über bie aufzubietende 
Hoſt in Abſchrift, oder ber wefentliche Inhalt derfelben 
und alles basjenige beizufügen, was zu ihrer voll. 
ftändigen Erfennbarfeit erforberlih ift; der Eigen- 
thümer bat zugleich bie Erfläuung abgugeben, daß ihm 
ber eingetragene Gläubiger ober beffen tsnachfolger 
ihrer Perfon oder ihrem Aufenthalt nad unbekannt 
Em und daß er fi um beren Ermittelung ohne Er- 
folg bemüht habe; die ihm bekannten, aber nicht tegi- 
timirten Nechtsnadhfolger find anzuzeigen, und das Er- 
bieten zur eidlichen Bekräftigung aller Angaben ift aus- 
zubrüden. 


3) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate. Der Gläu- 
biger oder beffen Rechtsnachfolger werben zu dem Ter- 
* unter ber Warnung geladen, daß ber Ausblei- 
bende mit feinen Unfprü auf die Volt ausge 
Kötoffen und biefelbe im Grundbuch gelöfht werben 
würde. 


4) Die Ladung iſt ben angezeigten, aber nicht legitimirten 
Rechtsnachfolgern —88 und dreimal im Amts⸗ 
blatt und einer von dem Gericht zu bezeichnenben Zei- 
tung und durch Aushang an der Gerichtsftelle bekannt 
zu machen. 


5) Meldet je im Termin Niemand, oder wird gegen 
das Erloſchen der Poft MWiderfprud nicht erhoben, fo 
bat ber Eigenthümer eidlich zu befräftigen: 

daß er weber vor, nody nad) erlaffener Labung von 
bem Aufenthaltsorte de8 eingetragenen Gläubigers 
und feiner Rechtsnachfolger (außer den von ihm 
angezeigten) Nachricht erhalten habe; 
alsdann ift das Ausſchlußerkenntniß zu erlaffen und 
in der Gerichtsfigung zu verkünden. 


6) Die Löſchung der Bolt erfolgt auf Antrag des Eigen- 
thümers auf Grund des mit bem Vermerk ber Ver- 
kündigung verfehenen Ausichlußerkenntniffes, obne daß 
e8 einer —— der Urkunde über die Poſt und 
ber Quittung bed Glaͤubigers bedarf. 


7) pe bie perfönliche Verbindlichkeit bat die Ausſchließung 
und Loͤſchung feinen Einfluß. 


vom 5. Mai 
in folgender 


mr 


8) Ein MWiderfprud gegen bie Löſchung ift im Prozef- 
— durchzuführen; bie Löſchung erfolgt, wenn ber 
Widerſpruch rechtskräftig zurüdgewiefen worben ift. 





$. 39. 


Das im $. 110 ber Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 vorgefchriebene Mufgebotsverfabren findet in folgender 
Weiſe ftatt: 

1) Das Aufgebot iſt gemeinfchaftlih von dem —* 

thümer des Grundftüds und dem eingetragenen Gläu- 
biger, welcher die Urkunde verloren hat, auszubringen. 


2) Für das Verfahren ift das Gericht zuftändig, in deſſen 
3 ezirk das belaftete —E he if 


3) Zur Begründung des auf —— des Verfahrens 
gerichteten Antrages liegt dem Gläubiger ob: 


a) eine Abfchrift der Urkunde beizubringen, oder doch 
ben weſentlichen Inhalt berfel und alles bas- 
jenige anzugeben, was ie ihrer vollftändigen Er- 
ennbarfeit erforderlich iſt / 


b) ben letzten Beſitz, ſowie ben Verluſt der Urkunde 
glaubhaft zu machen; 


e) fich zur eiblichen Beſtärkung feiner Angaben zu er⸗ 
bieten. 


4) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate, die Bekannt 
machung erfolgt nad) $. 38 Nr. 4. 

5) Die Aufforderung ift dahin zu richten, baf bie unbe 
tannten Inhaber ber Ir mil fowie jeder unbefannte 
Berechtigte feinen Widerſpruch ga die Kraftlos- 
erflärung berfelben inmerhalb der Mufgebotsfrift anzu- 
melben habe, und dem unbefannten Berechtigten ift als 
Rechtsnachtheil anzudrohen: 


daß er mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen und die 
Urkunde für kraftlos erklärt werben würde. 


6) Meldet ſich im Termine Niemand, fo bat ber Gläu- 
biger ben im $. 110 ber Grunbbuchorbnung vorge 
ſchriebenen Eid zu leiſten. Alsdann wird dad Urtheil 
nad Maßgabe ber geftellten Verwarnung — in 
ber Gerichtsſitzung verkündet und, mit dem Atteſte ber 
BVerfündung —2* dem Gläubiger zugeſtellt. 


$. 40. 


Wenn gegen ben eingetragenen Eigenthümer ein Berfah- 
ren eingeleitet wird, um ihn für blöbfnni oder wahnfinni 
oder für einen Verſchwender zu erklären, oder wenn über fein 
Vermögen Konkurs oder das Disfuffionsverfahren verfügt 
wird, fo ift auf Erfuchen des Prozeßrichters eine Verfügungs- 
befchränfung in dem Grundbuch zu vermerken. 


Bis zur Loͤſchung eines ſolchen Vermerks ift eine Ein- 
tragung auf Antrag des Eigenthümers nicht zuläflig. 


J. 41. 


* Hypotheken und Grunbfchulden findet ber unbe 
dingte Mandatsprozeß —— vom 21. Juli 1849, Erſter 
Abſchnitt) ſtatt, wenn der Klage die über bie Eintragung er- 
theilte Urkunde und ber Nachweis ber Fälligkeit der Forderung 
beigefügt ift. 

$. 42, 


Bei Einleitung ber Zwangsverſteigerun 
——— das Grundbuchamt um 
ermerf3: 
daß bie Zwansverſteigerung verfügt worben ift, 
zu erfuden. 


Die Rechtswirkung dieſes Vermerks befteht darin, daß 
fpätere Eintragungen dem Antragfteller und den bis bahin 
eingetragenen Gläubigern unnachtheilig find. 


bat der Ver 
intragung eines 
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$. 43. 


Die Forderungen ber Gläubiger, welche vor bem verfau- 
fenden Gläubiger eingetragen find, werden durd die Zwangs- 
verfteigerung nicht berührt, fie bleiben unveränbert ſtehen. 
Auf die für den Eigenthümer eingetragenen Forderungen haben 
- * * Zwangsverſteigerung ausfallenden Gläubiger feinen 

nfprud). 


$. 44, 


Der BVerfteigerungsrichter hat von Amts wegen bei bem 
Grundbuchamt bie —— des ———————— auf 
ben Erſteher, die Loſchung bed Vermerks (86.42) und ber nicht 
auf den Erfteher —— dinglichen Anſprüche, ſowie die 
Eintragung ber rückſtaͤndigen Kaufgelder nachzufuchen. 


$. 45. 


Eingetragene nachſtehende Gläubiger, deren Forderungen 
durch dad Kaufgelb nicht erreicht worden, find ſchuldig, Die 
Urkunden über ihre Eintragung an ben Berfteigerungsrichter 
abzuliefern. . 


$. 46. 


Bei Fwangsverfteigerungen hat ber Berfteigerungsrichter 
bie bei Ver ana IR lder entftehenden Site otelten 
nad Analogie des Konkursverfahrens zu behandeln und durch 
ein —— über bie Rangorbnung ber Forderungen zu 
entfcheiden. Gegen dies Erfenntniß find bie orbentlidyen und 
außerorbentlichen Rechtsmittel zuläffig. 


S. 47. 


Wird Konkurs über bas Vermögen des eingetragenen 
nt erkannt, fo bedürfen bie Gläubiger behufs der 
e 


riebigung aus dem Grundftüde wegen ihrer eingetragenen 
Forderungen feiner Unmeldung oder befonderen Ladung. 


Auf Erfuchen des Konfursrichters ift burd) Eintragung 
eines Vermerks das Verfügungsrecht des eingetragenen Eigen- 
len aufzuheben und die Smwangsverfteigerung zu ver- 
anlaffen. 


$. 48. 


Für die Verpfändung von Seeſchiffen gelten die Vor- 
fchriften der SS. 1, 2 und 3 des Art. 59 des Einführungs- 
gefeue® pn gemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbuch vom 
4. Juni 1861. 


Andere Dfand- und Hypothekenrechte, melde nad 
nfrafttreten des Gefeges vom 21. März 1868 eingeräumt 
nd oder fünftig eingeräumt werden, haben mit Ausnahme 
er gefeglichen Vfandrechte, welche in das Schiffsregifter nicht 

einzutragen find, in Beziehung auf Seefchiffe feine Ghltigteit 


dem 


$. 49. 


Für Seeſchiffe erfolgt bie Eintragung von Verpfändimgen 
Fe Sciffsregifter auf den Untrag des Rheders oder = 
eberei. 


Bei Seefchiffen, welche vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 2]. März Tele erbaut find, muß ber erften Eintra * 
eine öffentliche Ladung der z Eintragung berechtigten — 
glaubiger und ber Ausſchluß der Vorzugbrechte derjenigen 
vorangehen, welche fich nicht gemelbet haben. 


Für das Verfahren find die 889. 1 bis 4 Art. 58 bes 
Cinführungegefege? zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgefeh- 
—— . Juni 1861 mit folgenden Zuſätzen ar 
gebenb: 


Die Ladung erfolgt durch die erfte Abtheilung des Kreis— 
gericht. Der Antrag ift erſt nad) Eintragung des Schiffs 
in das Regifter zuläffg. 

Die Bekanntmachung, ber Ladung erfolgt durch dreimalige 
Einrüdung in dem Amtsblatte und durch zwei vom Gerichte 


zu bezeichnende Zeitungen, ſowie durch Aushang an der Ges 
—X * TER 


Herrenhaus. 





Attenftüd M 109 und 110, 





Kr erfolgter Ausichließun, ift behufs Eintragung ber 
Pa — das Schiffsregiſter, wie bei — bes 


Real 
Grun —— 8, durch das bie Regi 


er führende 
Gericht zu verfahren. 


§. 50. 

Die Verhandlungen, welche zur Eintragung ber bis 1. Juli 
1869 angemeldeten Bupotheten. Puch Realrechte in —— 
an —8 n Grundbuch erforderlich find, find koſten und 

mpe 


Ein Gleiches — von den nach 


den Ko 
für bie Öffentliche —— * 


abung und Ausſchließung. 
$. 51. 


„Ri Bien me nie 
un e ebergangsbeftimmungen, forwie 
3 158 bleiben in Kraft. * 


Im wird das Geſetz vom 21. März 1868 auf- 
i Uebrigen aͤrz 


Urkundlich x. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


A 109. 


Aus 
Tagesordnung 
für bie 


20. Plenarfipung des Herrenhaufes, 





Schlufberatbung über ben Geſetzentwurf, betreffend 
» ba8 Grundbuchweſen im Bezirk bes Appellationsg t8 
zu an mit Ausſchluß bes —— töbezirts zu Vöhl N 
ef. Nr. 106 ber Drudfachen bes Serrenhaufes und Nr. 27 
unb 273 der Druckſachen des Abgeorbnetenhaufes, 


Referent: Herr Nebeltbau. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


den Gefehentwurf in Rr. 106 in Uebereinftim- 
mung mit dem Haufe ber Mbgeorbneten an- 
gunehmen. 


2) Schlußberathung über den Gejehentwurf, betreffend 
ba8 Grundbuchweſen und die Verpfändung von ee 
in ber Prov hu Schleswig-Holftein, c 
Druckſachen bed Herrenhaufes und Nr. —* 280 und 
294 der Druckſachen des Abgeordnetenhauſes. 

Referent: Hert Dr. Goßler. 
Antrag bed Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
bem vorangeführten Gefeßentwurf in ber vor- 
liegenden Faſſung die Zuftimmung zu ertheilen. 


3) Schlußberatbung über ben Gefehentwurf, betreffend 
bad Grumbbuchwefen und bie Verpfändung von a ul 
in Neuborpommern und Rügen; cf. Nr. 108 ber Drud- 
h * des Herrenhauſes und Nr. 265 und 274 der Drud- 

n bes Abgeorbnetenhaufes, 


Referent: Herr Dr. von Goßler. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vi eten Gefeentwurf in be 
— ———— we oenen Bafy > 
verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ert 





AF 110. 


Berlin, den 17. März 1873. 


bee liegenb in beglaubigter 
—— ng Hi en Eintärgleung 5 Ei 
Grunb ber Allerhoͤchſten ken Ermääige en vom 5. Dez 

unb 16. Februar b. dan ben Häufern bes Behkane A r: 


verfaffungsmä chlußnahme vorgelegten Entwu 
Se Bigen orgelegten 


betreffend bie Gewährung von Wo ufchüffen 
an ninittelbaren 2 Her hi ſch 


nebſt dazu — der ku ke in ber von bem Haufe ber Ab- 
georbneten —— pe angenommenen Faflung, 
mit bem Anheimſte gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu uͤberſenden. 

Der Präfident des Hauſes ber Abgeorbneten. 


von Fordenbed. 


Em. 


An 
ben —— des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Salberg ———————— 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die 
unmittelbaren Staatsbeamten, 





Wir — Se bon Gottes Gnaben König von 


Dreu 
en * "Suftmmng beider Häufer bes Landtages ber 
Monardie, was folgt: 


g. 1. 
Den unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmäßigt 
Stelle befleiden — ihre Beſoldun — der Staatskaſſe bei 
ziehen, ferner den Lehrern und Beamten der Univerſitäten 
und derjenigen Unterrichts. und ſonſtigen Anſtalten, bei wel 
die Gewährung ber rderlichen Unterhaltungbzuſchuͤfſe au 
ſchließlich dem ——* obliegt, wird vom 1. Januar 1873 ı 
ein Wohnun — nad) Maßgabe des dieſem Geſt 
beiliegen rifs gewährt. 











Der ————— wird . denjenigen unmit- 
telbaren Staatöbeamten gewährt, welche bei ber Umgeftaltung 
ber Behörden in den neuen Provinzen — Stellen 
verloren haben und zur Zeit noch außeretatsmäßig im unmit- 
telbaren Staatädienft beichäftigt werben. 


$. 2. 
Für den zu gewährenden MWohnungsgeldzufhuß ift ber 
mit ber Aıntöftellung verbundene —5 nicht F einem 
Beamten etwa perſönlich beigelegte höhere Rang, maßgebend. 


Beamte, melde nad ihrer Dienftftellung zwifchen ben 
— ——— des Tarifs rangiren, werden der entſprechenden 
niederen Abtheilung zugerechnet. 


ür ſolche Beamte und ja welchen ein beitimmter 
Dienftrang nicht beigelegt ift, wird durch en Reſſortchef im 
Einvernehmen mit dem —— ee mweldyer ber 
im Tarif beftimmten Beamtenklaffen biefelben beizuzählen find: 


Die Stellung der Orte in den verſchiebdenen Servisklaſſen 
beftimmt ſich nad) ber Klaffeneintheilung, wie fie in Gemäß- 
beit bes $. 3 des Meichögefehes vom 25. —* 1868, betref- 
end die Duartierleiſtung für die bewaffnete Macht währen 

Friedenszuſtandes Bundes -Gefepbl. S. 523), jemeilig in 
Geltung if. 

Bei Beränder in ber Stlaffeneintheilung kommt, 
von bem auf die Publitation ber Veränderung folgenden Ka- 
Ienberquartal an, ber danach ſich ergebende veränderte Sat 
des MWohnungsgelbzufchuffes in Anwendung. 


$. 3. 


Bei Verfegungen erlifcht der Anſpruch auf ben bem bis. 
herigen amtlichen Wohnorte entſprechenden Sab des —— 
— mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Bezug der 

eſoldung aus ber bisherigen Dienfitelle aufhört. 


Die bei eimer Verfehung an einen Ort einer geringeren 
Servisflaffe eintretenbe —— bes Mohnungsgelbzu- 
ſchuſſes wirb als eine Verkürzung des Dienfteintommens ($. 53 
bes eiehet) betreffend bie Dienftvergehen ber Richter und bie 
unfreimillige Verfegung rn auf eine andere Stelle oder in 
ben Rue anb, vom 7. Mat 1851 — Geſetz Samml. S. 218 — 
und $. 87 bes Gefeßes, betreffend die Dienftvergehen ber nicht 
tihterlihen Beamten vom 21. Juli 1852 — Gefeg-Samml. 
S. 465 —) nit angefehen. 


$. 4. 


Der Wohnungsgelbzufhuß wirb nicht gewährt an Beamte, 
welche Dienftwohnungen inne haben, ober an Statt berfelben 
Miethsentſchaͤdigungen beziehen. 


Die Miethsvergätigungen, welche Beamte für bie ihnen 
überlaffenen Dienftwohnungen zu entrichten haben, werben 
von bem in $. 1 rg Seitpunfte ab um bem Betrag 
des Mohnungsgelbzufchuffes gekfrgt. 


$. 5. 


Beamte, melde mehrere Memter befleiben, erhalten ben 
Wohnungsgeldzufhuß nur Ein Mal und zwar für basjenige 
Umt, welches auf ben Höchften Sak Anſpruch giebt. 


$. 6. 


Bei der Feſtſtellung ber Umgnptiohenvergätungen ($. 4 
des Allerhöchſten Craft vom 26. März 1855 — Gefeh- 
a &. 190 —) bleibt ber Wohnungsgelbzufhuß außer 

nfah. 

Bei Ben ber Denfion ($. 10 des Gefehes, betreffend 
die Penfionirung der unmittelbaren Staatsbeamten x. vom 
27. März 1872 — Geſetz Samml. S. 268 —) wird ber Durch · 
[imitteiah bes Wohnungsgeldzuſchuſſes für bie Servisklaffen I. 
i8 V. in Anrechnung g% Er iefer Sat gilt aud für 
diejenigen Beamten, welche eine Dienftwo ung beziehungs- 
weife eine Miethsentſchaͤdigung erhalten. m Uebrigen gilt 
der —— eldzuſchuß in allen Be —* en mit der im 
$. 3 Abſatz 2 beitimmten Maßgabe als e U ber Befoldung. 
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wie fie im 
bezeichnet fin 


und 


. Beamte ber 1. 
- Beamte ber 
. Beamte ber 4, 
« Beamte, me 


, Unterbeamte .. | 80 | 60 | 48 


$.7 


Diefes Gefeh findet feine Anwendung auf die gefanbt- 
fhaftlihen Beamten, fowie auf Beamte in Dienfitell 
$ 5 des allegirten Gefeßes vom 27. März 187: 
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— 


ungen 
2 


Urkundlich unter Unſerer ——⸗ Unterſchrift 


beigedrucktem Koͤniglichen Inſieg 


Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L: S.) von Forckenbeck. 






Sbetrag des W ( 
—75*— in den gg — 
aſſe 









Rangllaffe.... | 500 | 400 | 300 | 240 | 200 | 200 





u. 3. Ranglaffe | 400 | 300 | 240 | 200-| 180 | 180 





u.5. —— 300 | 220 | 180 | 160 | 140 | 120 
e 


— ben Be- 
amten ber 5. 
Ranaklaffe und 
ben Subalternen 
ber Provinzial 





ben Drovinzial- 
und okalbehör- 
den .......... 180 | 144 120 | 100 | 72 
36 | 24 


Beglaubigt: 


Der Präfident bes Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 





60 
20 





M 11T. 


Berlin, den 17. März 1873. 


Aus Anlaß eined Antrages bed Abgeordneten Bernarbs 
je das Haus der Abgeorbneten in feiner heutigen Sibung 
efchloffen, dem in einer beglaubigten Ausfertigung Bier bei- 
fiegenden Entwurf eines Geſehzes, 


betreffend bie Aufhebung der Kalender- und Zeitungs- 
ftempelfteuer, 


feine Zuftimmung zu extheilen. 

Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon mit dem Anheim- 
llen ber gefälligen weiteren Veranlaffung ganz ergebenft 
ittheilung zu machen, 

Der Präfident bes Haufes ber Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
den Präfibenten bes — 
Herru Grafen Otto zu & ölerg-Wernigerobde, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Aufhebung der Kalender- und Zeitungs- 
Stempelfteuer. 





Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König bon 
Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuftimmung ber beiben Säufer des Landtages 
ber Monardjie, mas folgt: 


" Einziger Paragrapk. 


Die von Kalendern, Zeitungen, Zeitſchriften und Oinge ; 
blättern bisher entrichtete Stempelfteuer wird vom 1. Juli d. 7. 
an nicht ferner erhoben. 


Urkundlih x. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


__ Herrenhaus. Aktenftüd A" 111 und 112. 


Berichterftatter: 
Freiherr von Tettau. 


Bericht 
ber 
Finanzkommiſſion 
über den 


Entwurf eines Geſehes, betreffend die Dotation der 
Provinzial- und Mreisperbände (Nr. 82 der 
Druchſachen). 





Der vorliegende Geſetzentwurf wurde im Beiſein bes 


een imgue Celle Baker Snalorn 
D er 
rung, vn ber Finanzl A bes Herrenhaufes berathen. 


Derfelbe bezweckt in der Faſſung, wie er vom Hauſe der 
angenommen ift, zweierlei 
1) bie Erfüllung bes Verſprechens ber Staats 
mel fie Bei enheit ber Bewilligung einer 
Rente von 500,000 Thlen. zur Dotation des PDro- 
ge der Provinz Hannover gegeben hat, 
and die übrigen Provinzen des Staateß, wenn bie 
finanziellen Mittel e8 geitatteten, mit gleichen Do: 
tationen al8 Provinzialfonds auszuftatten, anzubahnen; 


2) bie Ausführung bes $. 70 Abfah 3 ber Kreißorbnung 
vom 13. Dezember 1872, wel mt: »baß ber 
Staat für die ben Streifen, beziehungsweife ÄAmts 
bezirken durch die Wahrnehmung ber Gefchäfte ber 
Staatsverwaltung erwachſenden Ausgaben befonbere 

onds zu überweiſen habe. Das bier zu erlaffende 
eg werde über ben Betrag und bie Vertheilung 
biefed Fonds nähere Anordungen treffen.« 


Zur Erläuterung wurbe in ber Kommiffion angeführt: 


Zur Dotation des Drovinzialfonds fol gegenwä eine 
pr Rente von 2 Millionen Ghalern befienmt —— In 
en Motiven zum Geſetzentwurf iſt darauf hingewieſen, daß 


ben betreffenden Provinzen mit Ausnahme von Schleswig 
Hofftein, dem Stabtkreife Frankfurt a. M. und den Sohen- 


on Landen, a Grund ber Königlichen Botfhaft vom 
. April 1847 durch Die Ueberweifung von — zur Er⸗ 
5 von Provinzialhülfskaſſen bereits eine Rente von circa 
100,000 Thalern zugefloften fei, und daß künftig oe bie Ueber- 
weifung von 2% ionen Thalern, welche gegenwärtig durch 
ben Staatshaushalts- Etat für foldhe e ber Staatäver- 
waltung verwendet werben, welche, wie fie ber Provinz Han- 
nover überwiefen find, auch zur Ueberweifung an bie neu aus. 
uftattenben —— geeignet erfcheinen, k B. für den 
Ehanfferben, —* —— ſobald in ben Pro— 
vinzen bie nöthigen tungsorgane gefchaffen fein werden. 

Wenn demnach biefe Brovinzen im Ganzen eine jährliche 
Mente von 4,600 Thlrn. erhalten, fo wuͤrde hierdurch 
eine Gleichmãßigkeit mit ber Provinz Hannover —— fein, 
wenn man als Bergleihungsmaßftab für diefe Berechnung 
eine Kombination der Bevölkerungszahl und des Flächeninhaltẽ 
ber betreffenden Provinzen annimmt. 

Die Provinz Hannover erhält bei einem Flächeninhalt 
von 699 QDuadratmeilen und einer- Einwohnerzahl = 
1,957,607 Eimvohnern eine Rente von 500,000 Ihalern. 


Die et in Betracht kommenden Landestheile haben einen 
' Stäceninfalt von 5392 Quabratmeilen und eine Einmwohner- 


Herrenhaus. 





Attenftüd AP 112. 


609 





zahl von 21,248,479 Seelen, und es würde dieſem Verhältniß | fondern das Geld foll für fie wie zu einem Provinzialfcha 


eine Rente von rund 4,600,000 Thlrn. entfprechen, wenn 
man je eine Hälfte ber Sannoverfchen Mente auf Srlächen- 
inhalt und Einwohnerzahl rechnet. 


Die Dotationen der Kommunalverbände von Heffen und 
Naffau mit refp. 330,000 Thlrn. und 144,000 Thlen. Renten 
I zwar beträchtlich höhere; es iſt hierbei aber zu berüd- 
ichtigen, daß bei ber Ausftattung der Regierungsbezirke Kaffel 
und Wiesbaden ganz befondere Verhältniffe obgewaltet haben, 
und zwar in Betreff des erfteren wegen bed zur Dotation 
verwendeten ehemals Heſſiſchen Staatsſchatzes, in zo bes 
legteren aus Gründen, 5 bei Gelegenheit der bezüglichen 
Dotation näher dargelegt find, daß auch bie Zufage, um beren 


Erfüllung es ſich gegenwärtig banbelt, bei Gelegenheit ber 
Serdonblingen A, 5 Sannoverfchen Provinzialfonbs ge 
geben ift. 


Demnach kann man ſich mit der Berechnung ber Höhe 
der zu gewährenden Drovinzialfonds im Ganzen einverftanden 
erklären und ihre Gleihmäßigkeit im Verhältniß zur Provin 
Hannover anerkennen, jedoch unter ber Vorausfegung, bab 
auch die Verwendungszwede für bie gedachten Fonds wefent- 
lic) denjenigen gi uftellen find, wie fie der Provinz Han- 
nover durch ba Geis vom 7. März 1868 zugewiefen find, 
Fällt dieſe eig we fort, indem, wie in ben Motiven 
amgebentet, von ber intendirten Dotationsfumme U dun · 
gen für Schulzwecke zu machen wären, eine Verpflichtung, 
welche ben Provinzen Hannover und Heſſen⸗Naſſau nicht auf- 
erlegt ift, fo würbe aud bie ri ag» eit ber Dota- 
tionen beeinträchtigt. Es wirb baher bei äteren Zu⸗ 
weifung ber Rejtbeträge ber Dotationen, und bei der Fixirung 
der Vewendungszwecke ar nothwenbig, von neuem in 
Erwägung zu ziehen, ob bie Gleichmäßigkeit zmifchen ben zu 
dotirenden Provinzen und Hannover gewahrt bleibt. 


Der Vertheilungsmaßftab für den Provinzialfonds von 
2 Millionen Thalern auf die einzelnen Provinzen unb Landes- 
theile ift im Geſetz feftgefeßt, und zwar ur Sälfte nach bem 
lãcheninhalt, zur Hälfte nad) ber Einwohnerzahl. Es konnte 
einem Ziveifel unterliegen, daß ſchon jetzt beitimmt werben 
mußte, wie bie zur Ausführung ber Kreisorbnung beitimmten 
er zu vertheilen find, da dieſe Summen fon in —* 
eit Verwendung finden werben. Anders liegt es mit ben 
Drovinzialfonbe, die bis zum Erlaß einer neuen Provinzial- 
orbnung nur für Rechnung der Provinzen angefammelt und 
zinsbar angelegt werben follen. Hier fann in Frage fommen, 
ob nicht ein gerechterer Vertheilungsmaßftab zu ermitteln fein 
würbe, wenn erjt bie Zwecke feit beftimmt wären, zu welden 
die Fonds zu verwenden find, ob 4. B. nicht als dritter Fak⸗ 
tor der Betrag ber aufkommenden bireften Staatöfteuern mit 
in Rechnung zu ziehen fei. Indeß kann dieſe Erwägung ber 
augenblidlihen Bertheilung jest in frage fommenben 
2 Millionen Thaler nicht im Wege ftehen, weil ſolchen ſich fpäter 
beraußftellenden, einer befonderen Berüdfichtigung bebürfenden 
Verhältniffen bei der Vertbeilung ber fpäter ben Provinzial. 
verbänden noch zu überweifenden 2% Millionen Thalern Rech 
nung getragen werben fann, und aus bem- jeht gewählten Ver- 
theilungsmaßitab fein Präjubiz für eine fpätere neue Vertheilun 
ejhaffen wird, Für diejenigen Berwendungszwede, melde fi 
Mon etzt überfehen laffen, nämlich die Unterhaltung von Dros 
vinzialinftituten (rrenhäufern, Befferungsanftalten) und für 
den Wegebau ift der vorgefchlagene Maßſtab nad Flächenin 
halt und Vollszahl empfehlenswerth. Br wei gilt auch für 
die eine Million Thaler zu Kreisfonds und ebenfo empfiehlt fich 
auch für die vorgedachten ei‘ Provinzen bie 
ber betreffenden Summen auf bie einzelnen Kreife n 
felben Maßitab. 


Die ——— Gefeh-Entwurfs, daß, mit Ausnahme 
einer Summe von ‚000 Thlen., bie vorläufig den Kreis. 
fonds zugefegt wird, die Provinzialfonds ben gegenwärtigen 
Brovinzialvertretungen nidyt zur ügung überwiefen, fon- 
bern für Rechnung ber betheiligten Verbände verwaltet und 
zinsbar belegt werden follen, fann gerechte Bedenken hervor- 
rufen. Die alten Provinzen warten feit langer Zeit darauf, 
bat bie Staatöfinanzen es —— ihren gerechten Befchwer- 
ben abzubelfen, daß fie ungünftiger als ein Theil ber neuen 
Provinzen behandelt werben. “jeht fcheint dieſer Zeitpunkt ge- 
fommen und bod) follen fie davon nod) feinen Nugen haben, 
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ntervertheilung 
bem- 


e 
angefammelt werben. Es fteht zu erwarten, daß bie einmal 
rung ber Kreisordnung troß aller Subvention von Seiten be8 
Staates den Kreifen fehr bedeutende Laſten auferlegen werbe, 
und doch fol deren Hoffnung, wenigſtens nun bei ben Dro- 
vinziallaften, bie fie im Vergleich zu Hannover und Heſſen⸗ 
pr au obemein tragen, erleichtert zu werden, nicht in Erfüllung 
gehen. 

Als Grund für dieſe Beſchränkung ber Verfügung über 
die Provinzialfonds ift nur der vorauszufeßen, daß man ben 
egenwärtigen Provinzial ⸗· Landtagen nicht dies DVertranen 
rien fönne, vielmehr af abwarten müffe, bis durch eine 
neue Provinzialorbnung bie Vertretung ber Provinzen eine 
neue Geftaltung gewonnen habe, und daß außerdem es ben 
Provinzen aud an Er Verwaltungsorganen zur Ber 
wendung biefer Fonds fehle. Hierauf ift zu emtgegnen, baß 
das Zuftandefommen einer neuen Provinzialordnung aud) 
ohne ſolchen Drud wohl als gefichert anzufehen ift, wenn auch 
darüber nod) mehrere Jahre vergehen könnten, während welcher 
die Fonds ungenupt dalägen. Sollten anbererfeit8 in einigen 
Provinzen Organe fehlen, welche im Stanbe wären, ohne eine 
vorherige gefegliche Beitimmung ber Verwendungszwecke bie 
Fonds für etwaige neue, den Provinzen geftellte — zu 
verwenden, fo wirbe es, wie von einer Seite hervorgehoben 
wurbe, immer ausführbar fein, die Fonds an bie Stelle ber 
in den Provinzen erhobenen provinziellen un ar treten zu 
laffen, eine Aenderung be8 Geſetzes in biefer Richtung würde 
fid) daher empfehlen. Von Seiten der Vertreter der Staats- 
tegierung wurde entgegnet: 


Eine fold)e Menderung der Vorlage würbe weit über ben 

von ber ——— beabſichtigten und zur Zeit für er⸗ 
reihbar eradhteten Zweck hina * Es —* und könne 
* in der Hauptſache nur darum handeln, den im diesjährigen 
S ————— bereits erfolgten Anſatz einer Ausgabe 
von 2 Millionen lern jährlich zur Gewährung von ro» 
vinzialfonds aud für bie Folge durch das vorliegende Geſetz 
cher zu ftellen, um auf Biefe Meife jebe —— auszu· 
chließen, daß bie verheißene Gleichſtellung ber übrigen Pro- 
vinzen mit der un. Hannover, wenn alle anderen Borbe- 
dingungeft erfüllt wären, etwa dadurch verhindert werben 
könnte, daß der Staatshaushalts-Etat dann die zu dieſer Gleich- 
ann 9 erforderlichen Mebraudgaben nicht zu übernehmen 
vermöchte. 


Ueber dieſe Siherftellung hinauszugehen und bie Pro⸗ 
vinzen in ben nl. der Fonds zu feßen, würde nur dann 
möglich fein, wenn fofort auch die Selbftverwaltung und er- 
gänzende FFürforgepflicyt ber Provinzen in demfelben Umfange 
wie bei der Provinz Hannover geſehlich ia Are unb ber 
Staat entfprechend entlaftet werben könnte. Beibes laffe fid) 
nicht von einander trennen und namentlich laſſe fi nicht vor- 
weg eine beträchtliche freie Rente überweifen, bie mit Sülfe 
berjelben erſt zu bewirkende Gleichitellung der Rechte und Dflidy- 
ten aber einer fpäteren ungewiſſen Regelung vorbehalten. 


Unbefchabet biefer prinzipiellen Stellung theile die Staats- 
regierung in vollem Maße ben Wunfch der mit Fonds zu 
Sweden der Selbjtverwaltung nody nicht außgeftatteten Dro- 
vinzen, ſobald ald möglich in ben Befig und Genuß ihrer An- 
theile an ber durch daS gegenwärtige Gefeh bereit geitellten 
A mar von 2 Millionen Thalern gefegt zu werden. Sie 
abe ihrerſeits fein ntereffe baran, bie jährlid) ns wer · 
denden Summen für Rechnung der betheiligten Verbände auf 
— hinaus zu verwalten; auch gebe fi) ber Hoffnung 
in, daß eine Vereinigung ber geleggebenden Faktoren über 
eine zu erlaſſende neue Drovinzialordnung in kurzer Zeit gelingen 
werde, und werde ihrerfeits Alles thun, um dieſes Ziel fo ſchnell 
als möglid) zu erreichen. Bor Erlaf einer neuen Provinzialorb- 
nung aber erfcheine Die Ueberweifung von Drovinzialfonds und 
weiterer Berwaltungszweige an bie einzelnen Drovinzen nicht wohl 
ausführbar. Die Staatsregierung wifle ſich durchaus frei von 
irgend welchem Mißtrauen gegen die zur Zeit beftehenden Dro- 
vinzial- und Kommunalftände; fie erkenne vielmehr voll und 
haltslos die Verbienjte derſelben an, welche fie fih, wenn 
auch in verfchiedbenem Maße, um bie förderung ge 
intereffen und die Entwidelung des kommunalen Lebens der 
von ihnen vertretenen Candestheile erworben haben. Es liche 
fi) jedoch nicht in Abrede ftellen, daß die Organifation ber 
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Provinzial und kommunalſtaͤndiſchen Verbände in der Medr- | 


abl der Hier in Betracht kommenden m. noch in ver 
Ir ebenen Beziehungen ber Vervolllommnung bebürfe, und baf 
es insbeſondere mehreren berjelben noch an ben geeigneten | 
Eentralorgamen fehle, welche für eine zweckmäßige und erfolg- 
reiche Berwaltung neuer Geſchäftszweige nnd Verwendung To 
reicher finanzieller Mittel, wie fie bie Vorlage bereit ftellen 
wolle, aud) die volle Garantie bieten. Dazu fomme, baf bie 
tommunalen Aufgaben zwiſchen ben Provinzial- und kommu- 





nalftändifchen Verbänden nicht überall greidmäbig vertheilt 
feien und daf deshalb aud) eine richtige Vertheilung ber zur 
Erfüllung ber verfchiedenen Aufgaben zu gewährenden Mittel 
unter bie einzelnen Verbände mit faum zu füberwindenden 
Schwierigkeiten ” kümpfen haben würbe. Wbgefeben hiervon 
Börme, wie wiederholt hervorgehoben, eine Ueberweifung der 
Fonds an bie einzelnen Verbände nur unter gerekigr Beſtim ⸗ 
mung der entſprechenden dauernden —— e derſelben 
erfolgen. Wollte man bie Fonds vorübergehend zu provinziellen 
Eteuererlaffen verwenden, jo würde dadurch ihre Swedbeitim- 
mung, zu einer reicheren Entwidelung bed provinziellen Lebens 
und zur Verbefferung und Bermehrung gemeinnügiger pro 
vinzieller Inftitute zu dienen, vollfommen verfehlt. Würde, 
wie voraudzujchen, ein — Steuererlaß ohne Gefährdung 
ber provingiellen Kr en Eein dauernder fein fönnen, fo 
würbe bie ganze Maßregel jtatt Befriedigung nur Nifftim- 
mung in ben weiteften Streifen —— 
ie Beſorgniß, daß ben Kreiſen durch die Einführung 
ber neuen Kreisordnung ſehr bedeutende neue Laſten erwächſen 
würden, koͤnne bie gr wer nicht hegen / fi fei vielmehr 
ber Anficht, daß mit Hülfe der Summe von 1,200,000 Thlrn., 
wie fie vom Nbgeorbnetenhaufe befchloffen worden und von 
der Staatsregierung acceptirt werbe, bie Koften ber Kreißaus- 
Kut und Amtsverwaltung faft überall wenigftens zum größten 
heile werben —— werden konnen, wenn bie erforderlichen 
Organifationen in — Weiſe ausgeführt werben, 

m Uebrigen nehmen die Regierungstommiffarien auf 
bie von ihnen in ber Kommilfion bes Abgeordnetenhaufes ab⸗ 
gegebenen, in dem Berichte der letzteren nicbergelegten Erklä⸗ 
rungen Bezug. 

Die zur Durchführung ber Streisortmung in Yro- 
pinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, en und 
Sachſen und zur Durchführung ber zu erlaffenden ähnlichen 
Gefeße in den übrigen Provinzen und Landestheilen fiber 
wiefenen Fonds betragen nach dem Sefegentwurf 1 Million Thaler. 

Nad) dem vorher genannten Maßftabe vertbeilt, treffen 
biervon auf die erfigenannten 5 Provinzen 556,000 Thlr. 
Außerdem fteht den Streifen biefer Provinzen biejenl e Summe 
u, welche durch das Eingehen ber Königlichen Bolizeiverwal- 
ungen unb ben Wegfall der Schulgenremunerationen u. f. w. 
an den im Staatshaushalts-Etat pro 1873 für obengenannte 
Zwecke veranfchlagten Ausgaben erfpart wird. Diefe Summe 
würbe vor ber Hand jährlih ca. 165,000 Thlr. betragen, fo 
daß hiermit ben Kreifen 721,000 Thlr. gewährt würden, 
melde benfelben dauernd und ſchon für das Jahr 1873 über 
.wiefen werben follen. Es muß fich bieran die —— 
fnüpfen, ob bie Staatsverwaltung hierdurch ber ihr dur 
N 70 der Kreißorbnung auferlegten Verpflichtung, den Kreifen, 

eziehungsweife Amtsbezirken, befondere fonds für die MWahr- 
— von Geſchaͤften ber Staatsverwaltun ya mie 
nachgefommen ift, und ob biefe Fonds genügend find. Hierzu 
bedarf «8 einer Aufrechnung ber ben ifen wahrfcheinlicher- 
Ka erwachſenden Koften, weldye Rechnung allerdings feinen 
Anfprud; machen kann, daß fie ganz zutreffend fein wird, ba 
hierüber nod) erft Erfahrungen gefammelt werben müſſen. 

Die — Kreisordnungs-Kommiffion des Herrenhauſes 
at bie Koften bes SKreisausichuffes nad Abzug ber eigenen 
innahmen auf 2500 Thlr. beredinet. In bem Kommiflions- 
bericht des Abgeordnetenhauſes über vorliegenden Gefeßentwurf 
nd biefelben zu 2000 Thlr. für jeben Kreis arbitrirt. Dies 


eträgt für 214 ländliche Kreiſe .......... 428,000 Thlr. 
In biefem Berichte werben bie Koften 
ber Amtsverwaltung für dieſe 214 Kreife 
veranfchlagt: 
für 4500 Ehren-Amtmänner a 250 Ihlr. 1,125,000 » 
für 400 Kommiffar-Amtsverwaltungen 
5 1000 She. nanenannneuuunennna 640,000 » 
mma 2,103,000 {hlr. 


Su 
oder rund 2,200,000 Thx, 
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Die Kreisausfchäffe werben, wie von einer Seite bemerft 
murde, gewiß nicht mehr als zu 1 Viertel ihrer AUmtsthätig- 
feit durch kommunale Angelegenheiten, zu 3 Viertel durch Ge— 
Ihäfte der Staatsverwaltung in Anfpruch genommen werben. 
Die Ihätigfeit der Amtsvorſteher fei faft gänzlich eine ftaat- 
liche. Nun ift im Berichte der Kommilfion ded Abgeorbneten- 

uſes angenommen, daß, wenn man von der vorermittelten 
Summe bie Kreiſe mit einer Summe von 1 Million Thalern 
für Rechnung der in ihrem ntereffe gay Angelegenheiten 
belafte, body noch für die im Intereſſe Staatäverwaltung 
geleifteten Befchäfte ein Aequivalent von 1,200,000 Thlrn. 
erforderlich fei. 


Es würden aljo ben vorhin ermittelten 721,000 Thhem., 
—— Staat durch die Zuweiſung feiner erſparten Auf- 
wendungen und durch Leberweifung ber Dotation von einer 
Million Thalern gewähre, von Seiten beffelben noch 479,000 
Thaler zuzufchiehen fein, um für bie 5 Provinzen dasjenige 
Map zu erreichen, welches als ein Minimum bezeichnet werben 
müffe, um ber in 6. 70 Abſatz 3 ber Kreißorbnung bem 
Staate auferlegten — — zu leiſten. Bei der 
—5— inanzlage werde bie Staatsregierung einem ſolchen 

erlangen bes Herrenhauſes nicht widerſprechen, und ein darauf 
bezügliches Amendement bes Geſetzes fei zu empfehlen. 

In den vorliegenden Gefehentwurf ift bem Wunſche, ben 
Kreifen größere ald bie von ber Staatsregierung beitimmten 
Fonds zur Durchführung ber Kreisorbnung zur Dispofition 
r fellen, baburd) Rechnung getragen, daß von ben Antheilen 
er 5 — Provinzen an der Dotation ber Provinzial- 
fonds über bie Summe von 480,000 Ihlen. vorläufig zu 
Gunften ber ei verfügt, und biefe zur * der 
Kreisfonds für dieſe Provinzen auf die Summe von "200,000 
Thlen. im Ganzen zu verwenden find. Diefer imm 
würde nur auafimmen fein, wenn bie Staatsregierung bie 
—* ung aus den bereiten Fonds ber Staatsverwältung ver- 
gert. Jedenfalls ift diefer Verwendung ber proviforifche 


Charakter zu wahren,’ indem man ber Hoffnum en 

muß, „So. Shcingirung di —* ſi de 
um außge n ein um 

Kre fonds wi igen A ! 


Der — ber Kreisfonds, welcher auf bie übrigen 
Provinzen und Landestheile trifft, ca. 110000 Thlr,, Bu 
gen. dem Provinzialfonde für Rechnung ber betheiligten 

bänbe verwaltet und zinsbar belegt werben. 


Die Regierungstommiffarien erflärten, baf eine Erhbhung 
ber Kreisfonds um 479,000 Thlr. nicht in Ausſicht genommen 
werben könne. Die angelegten Bebarfsberechnungen feien, 
mie auch in bem Kommijflonsberict de8 Abgeorbnetenhaufes 
eingeräumt worben, nicht geeignet, al8 eine maßgebende Grunt- 
lage angefehen zu werden. Wenn man im Auge behalte, baf 
bie — und Amisbezirke nur für bie zu übernehmenden 
Gefhäfte der Staateverwaltung, nicht aber auch für bie mit 
ber Eelbftverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten verbun- 
benen Koften zu entichädigen feien, fo wirde ſchwerlich nad- 
—— ein, daß die Summe von I Million Thalern, welche 

zu jährlich vom Staate ag werben folle, eine umzu- 
teichende —— eichwohl ſei die Staatsregie 
rung dem von Abgeorbnetenhauſe angenommenen Amendement, 
wonach diefer Summe aus ben Provinzialfonds bet zunächſt 
betheiligten Provinzen einftweilen noch 480,000 Thlr. jährlich 
hinzu efügt werden follen, nidyt entgegen, meil ber , bie 

inrührung ber Kreisorbnung um fo mehr zu erleichtern, ſich 
allerdings in mehrfacher Sinfiht empfehle und im ber pro- 
ponirten Meife ohne weitere Anfprüdhe an bie Staatskaſſe 
erreichen laſſe. Die — Provinzen kämen dabei nicht 
in Nachtheil, weil e8 fi nicht um eine Verminderung, fon- 
bern nur um eine einfhveilige theilweife Verwendung ihrer 
Provinzialfonde handle und bieſe Verwendung ihnen felber 
in ihren Kreid- und Amtsverbänden zu Gute fomme, 


Hierauf wurde in die Speyialberatfung eingetreten, 
Zu 


§. 1 
wurbe bemerkt: 


Bei der Faſſung ber Nr. 2 ift auf bie Damm 
feine Rüdficht genommen, da bie —— für 
exlaſſen, ihre Einführung ſuspendirt iſt um 


Tiofen 
efe mit 
auf. Grund 


— 
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Königlicher Verordnung in ben einzelnen Kreifen derfelben erfol- 
gen ſoll. Es ift indeß ſchon im Abgeordnetenhaufe Hervorge: 
oben, und wird von den Herren Regierungsfommiffarien in 


der Kommilfion ausdrücklich beftätigt, daß die Drovinz Poſen 


den in $. 1 ad 2 genannten Provinzen zuzuzählen iſt. 


Bon einem dahin zielenden Aenderumgsantrage wird nur 
Abitand genommen, um den Geſetzentwurf nicht nochmals in 
das Abgeorbnetenhaus wegen diefes unerheblichen Punktes zu- 
rüdzumeifen, bee Ktlarftellung durch die Verhandlungen im 
Abgeordnetenhaufe und in der Kommiffion bed Herrenhaufes 
geſichert ift. 

Demnähft wurde folgender Abänberungsantrag zu $. 1 
eingebracht, zwifchen seiner Million Thalern« und »vom 1. Ja⸗ 
nuar 1873 abe im Schlußfag einzufügen: 


3) zur fofortigen und unmittelbaren Gewährung fernerer 

* zur Durchführung ber Kreisordnung in ben 

rovinzen Preußen, Brandenburg, Dommern, Schle— 

ien und Sachſen die Summe von jährlich 479,000 Tha- 
em 


unb $. 4 zu ſtreichen. 


Es wurde ausgeführt zur Begründung dieſes a 
daß, wenn bie —— im Ganzen richtig fei, daß ben 
enannten ar von der Staatdregierung mindeften® ein 

ſchuß von 1,200,000 Ihalern für bie von ben Kreißorganen 
zu Übernehmenden Gefchäfte ber Staatsverwaltung zu über 
weifen fei, und von ben Kreifen nothwendig beanfprucht wer- 
ben e, um biefen bie ———— ber Kreiſsordnung zu 
ermöglichen, aud kein Grund vo iege hierzu auch nur bot» 
läufig die Provinzialfonds zu verwenden, welche, wie bie Pro⸗ 
vinz Hannover: darthue, für ganz andere Berwenbungszwede 
beitimmt feien. 


Die Staatsregierung Zönne bie an 1,200,000 Thaler 
nody fi Summe von 479,000 Thalern um fo eher auf 
die Staatölaffe übernehmen, als durch bie Abzahlung vom 
20,000,000 Thalern Staatsfhulden der Iefteren wieder eine 
bedeutende Verminderung in den Ausgaben beborftehe. 


Der Herr Regierungstenmuiffartus- wiberfprad; dieſem An- 
trage. 


Der Antrag wurde von ber Kommiffion mit 7 gegen 
3 Stimmen abgelehnt und $. I mit 9 gegen 1 Stimme an- 
genommen. ' 


Die 
65.2, 3und 4 


wurben angenommen, ohne dab Wenberungsanträge geftellt 
murbden. 


Dagegen wurde vorgefchlagen, nach dem F. 4 folgenden 
$. 4a. ——— 


»Diejenigen Fonds, welche nach Abrechnun 

4 bezeichneten Summen na F 1 Nr. 
felbft bezeichneten Provinzialverbände und Landes- 
theile treffen, werben bis zur Bildung ber neuen Pro— 
vinzialvertretung ben —— rovinzial · bezie- 
m rg Kommunalverbänben infoweit- überwiefen 
als dieſe Fonds an bie Stelle beitehender Abgaben für 
Provinzial-nftitute treten.« 


Außer ben in ber Generaldebatte angeführten Gründen 
wurde für diefe Verwendung der Provinzialfonds geltend ge 
macht, baf, wenn auch jeht noch in verfchiedenen Landestheilen 
es an provinziellen Organen fehle, um Verwendungen bieſer 
Fonds für neue Zwecke zu machen, es folder Organe nicht 
bebürfe, wenn e8 fi) darum handle, nur beftehenbe provinzielle 
Abgaben nicht einzuziehen. Diefe Abgaben ſeien wohl nirgends 
fo bebeutend, daß die überwiefenen Fonds u aus · 
reichen wuͤrden. Auch würde durch dieſe Verwendung der Zu⸗ 
kunft in keiner Weiſe vorgegriffen, wenn etwa die ſpäter 
Vrovinzen noch zu uͤberwelſenden 24 Millionen Thaler zu den 
dann im Wege des Gejehes zu regelnden Verwendungszwecken 
nicht ausreichen follten. 


Hür einzelne Provinzen, wie 4. Be für Schlefien und 
Schleßtnig-Holftein, feien die —— zur Verwendung 


der im 





auf bie | 


ET — — 


der Fonds aber auch vollſtändig vorhanden. Es ſei gegen- 
wärtig gar nicht abzufehen, wann bie neue Provinzialordnung 
zu Stande fommen würde, und es fei unrecht, den Vrovinzen 
auf fo lange die Wohlthat der Dotation zu entziehen, und in 
ihnen das Gefühl fortbeftehen zu laffen, daß die alten Pro— 


vinzen ungünftiger als die neuen geftellt feien. 


Die Bertreter der Staatsregierung konnten ſich biefen 
Ausführungen nicht amfchliehen. Diefelben erklärten uuter 
Bezugnahme auf ihre in der Generalbistufften gemachten Aus- 
führungen: 


Die Belaftung ber bier in Betracht kommenden Vrovin- 
zial- und fommunalftändifcyen Verbände mit provinziellen Ab- 
gaben fei feine überall gleiche; fie ſchwanke nach einer vor 
mehreren Jahren angeltellten Erhebung zwifchen 1 und 5 Sur. 
> Kopf der Bevölkerung. Auch fei Die Annahme, daß die 

einzelnen Verbänden gebührenden Anthetle an ben Pros 
vinzialfonds bie Höhe ber gegenwärtig zur Hebung gelangen- 
ben — ——— überall — würden, feine zu- 
treffende. Die vorgefchlagene Mafregel würde beshalb in den 
einzelnen Verbänden eine fehr verſchiedene Wirkung äußern. 
Das Amendement enthalte überdies feine Beftimmung darüber, 
nad) em Mapitabe die Vertheilung ber Fonds auf bie 
fommmmalftändifcen Verbände erfolgen folle. Die Höhe ber 
Provinzialabgaben ſei in feiner Provinz eine drüdende. Uns 
bererfeitd gebe es feine Provinz, in welcher etwa überhaupt 
fein Bedürfniß vorliege, die vorhandenen provinziellen Inſti⸗ 
tute zu v ven und zu verbeffern. Wie könne es mter 
folden Umftänden geredhtfertigt eriheinen, einen Steuererlaß 
eintreten zu faffen, zumal wenn fid; mit Beftimmtbeit voraus» 
fehen Laffe, daB berfelbe nur von kurzer Dauer fein werde? 
Vielmehr empfehle es ſich, die in Dielen und vielleicht auch 
nod) bie im nädhiten Jahre fällig werdende Tahresfumme für 
Rechnung ber betbeiligten Verbände zinsbar zw belegen und 
foldhergeftalt für bie beteiligten Provinzen ein erhebliches 
Kapital anzufanımeln, welches bemnächft überall bie nüßlichite 
Verwendung werbe finden können. 


Der neu einzuſchiebende $. 4a, wurde hierauf mit 7 gegen 
3 Stimmen abgelehnt. 


5 
wurbe unverändert angenommen. 
3 8.6 


wurbe das Bebenfen ausgefprochen, baf, wenn man benfelben 
mit den Motiven orten die Vermuthung nahe liege, 
daß man den nen botirten Provinzen künftig Paften für bie 
Unterhaltung der Schulen zuweifen würde, welche weder bei 
ber Abmeffung der d8 mit im Rechnung gezogen ſeien, 
noch welche gegenwärtig bie era ge er zu tragen babe. 

konnte die Verwendung der Fonds zu andern als 
nutzlich erfannten Sieden fehr beeinträchtigt werben, während 
bie nn. der Schulen den Kommunen, bezichungs- 
weife dem Staate obliege. 


erlegt würden, welche nicht eventuell auch ben bereits ausge 
Ratteten Provinzen in bemfelben Umfange aufzuerlegen wären. 


Ein Abänderungsantrag wurde nicht geitellt, umb ber 
$. 6 einftimmig angenommen. 


Hierauf gelangte bad ganze Geſetz in unveränderter Faſ-⸗ 
fung. mit 9 * Stimme jur Annahme, 


Die Kommiffion ftellt demnad den Antrag: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


bem Entwurf eined Geſehes, betreffend die Dota- 
tion der Drovinzial- und Kreisverbände, in ber vom 


77° 
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Abgeorbnetenhaufe angenommenen Saflung bie ver- 
faffungsmäßige — zu ertheilen. 


Berlin, den 19, März 1873. 


Die Finanzlommiffion. 


von Mabe (Vorfigender). Dr. Baumſtark. von Le Coq. 

Saſſelbach. von w. Gräf von Maltzan. Graf 

olms-Baruth. von Steinader. Dr. Tellkampf. 
von Tettau (Berichterftatter). 


A 113. 
‚At De Zap Zapsorbnung einer ber nächiten Plenarfigungen 
werben 


L 
Mündlicher Bericht ber Gefchäftsorbnungs-Kommiffion : 


Attenftüd AP 113 und 114. 


Bi 2 


Berichterftatter: Herr Graf von Schwerin. 
Antrag der Kommiffion: 


das Herrenhaus wolle beſchließen: 
über bie vor un etition zur es · 
ordnung überzuge * ia 
Berlin, ben 19. Mär; 1873. 
Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg, _ 


A 114. 


Berlin, den 20. März 1873. 


— 35* beehre ich mich ug in beglaubigter 
ertigung ben von ber Königlichen ee 3 auf 
Grub der Allerhöchſten Ermächtigung vom 8 


nuar 
1) über ben vom —— — — geſtellten An | den beiden Säufern des Landtags zur berfofungemäßigen 


trag, außer ben beim B Seffion zu mwählen- 
ben, im $. 17 * — Gesten onen auch 


20) Foul ffionen für Agrar. und Kommunalange- 
[egenbei ten. zu erwäblen und in ber ren 
eine darauf bezüglihe Beitimmung zu treffen. 


Berichterſtatter: Hero Graf zu Eulenburg. 
‚ Antrag ber Konmiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchüchen 
ben $. 17 hinzuzuſetzen: 
a foimmunale Angelegenheiten, 


x Agrarverhältnifle. 
über. ber vom Borfienden. ber be ttommiffion 
= Herrn bon Rabe, ten Antr de Ton, 


ben $. 21. der en zu ftreichen. 
Berichterftatter: Herr Graf zu Enlenburg. 
Antrag der Rommiffion: 
bas Herrenhaus wolle befchließen: 
ben $. 21 ber Geſchaͤftbordnung zu ftreichen. 


II. 
Mündlicher Bericht der Agrarkommiſſion: 


1) über ben Be twurf / betreffenb die Organifation ber 
Generallommilfionen für bie Provinzen Poſen, Pom- 
mern unb Brandenburg, Nr. 95 der Drudfaden. 

Berichterftatter: Herr Shuhmann. 
Antrag ber Kommiffion: 
ba8 Herrenhaus wolle befchliehen: 


dem vorbezeichneten Gefegentwurf unver 
ändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung 
zu ertbeilen. 


2) über bie en bes Mathes Kuballa aus Krano- 
wig, H 157, mit bem Antrage: 


das Herrenhaus wolle erwirken, daß ihm für 
bie zur Wiefenfeparation entzogenen in hi 
en entfprechenber Erfak an Lanb gewährt 

w 


Beſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Geſetzes 
über bie Vorbildbung und Anſtellung ber Geiſtlichen 
in ber Faſſung, im welder berfelbe m. — Hauſe der Ab— 


eorbneten in feiner heu vn en un worden 
{R, mit bem be Keimen bg gen weiteren — 
ganz ergebenft zu überfi 

Der Präfident des Haufed ber Abgeorbneten. 


von Fordenbed. 


ben — Beinen des — 


Herrn Grafen Otto zu — Wernigerode, 
Erlaucht 


Entwurf eines Geſetzes 
über 
die Dorbildung und Anftellung der Geiflichen. 





Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen x 
—— mit Sufkimmun beiber Säufer bes Landtags 


ür den mfang ber Monarchie, einfchließlich bes Jadegebiets 


I, Allgemeine Beſtimmungen. 
g. 1. 


Ein geiftlihes Amt darf in einer ber chriſtlichen Kirchen 
nur einem Deuticen übertragen — Ie feine ie 
Pete Vorbildung nad) Vorſchriften biefe® Gefeket 
argetban bat und gegen beffen Anſtellung fein —53 von 
der ————— — — — — erhoben worden iſt. 


§. 2. 
Die Vorſchriften bed $. 1 kommen zur Anwendung, gleich 
biel ob das Amt dauernd oder wiberruflich übertragen werden 


Herrenhaus. Aftenftüd A 114. 
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oder nur eine Stellvertretung oder — — in demſelben 
ſtatthaben ſoll. ah Gefahr im Verzuge, fo kann eine Stell- 
vertretung ober Hülfsleiftung einfhveilen und vorbehaltlich des 
Einſpruchs ber Staatsregierung angeordnet werben. 


$. 3, 


Die Vorfchriften des $. 1 kommen, vorbehaltlid der Be- 
Prsenngen bed & 26, aud zur Anwendung, wenn einem 
eits im Amte (N. 2) ftehenben Geiſtlichen ein anderes geift 
liche8 Amt übertragen ober eine wiberrufliche Anſtellung in 
eine dauernde verwandelt werben folk. 


U. Borbilbung zum geiftligen Amte. 
$. 4. 


eines geiftlichen Amts ift bie art 
e 


ber Entlaffungs ng auf einem Deutfchen Gymnaſium 
ge Bl — — 


—— un eb dreijährigen theologif 
einer Deutihen Staatsun —ãñ * % Ablegung einer 
wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung erforberlid. 


$. 5. 


Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ift ermächtigt, 
mit Rüdfiht auf ein borangegangened anderes LUniverfitäts- 
ftubium, als das ber Theologie, oder mit Rüdficht auf ein an 
einer. außerbeutfhen Staatsuniverfität zurüdgelegtes Stubium, 
ober mit Rüdfiht auf einen fonftigen, befonberen Bilbungs- 
gone von dem vorgefchriebenen dreijährigen Stubium an einer 

ru Staatsuniverfität einen angemeffenen Seitraum zu 
erlaffen. 


Zur Belleidbun 


$. 6. 


Das theologiſche Stubium Tann in ben bei Verkündung 
biefeß Geſetzes in Sen beftehenben, de ———— 
Vorbildung der ologen beſtimmten kirchlichen inaren 
urückgelegt werben, wenn ber Minifter der geiſtlichen Ange ⸗ 
egenheiten anerkennt, daß dieſes Stubium das Univerfitäts- 
ſtüdium zu erſetzen geeignet fei. 


Diefe Vorſchrift findet jebod nur auf die Seminare an 
—— en Orten Anwendung, an welchen ſich feine theologiſche 
N t befindet und gilt nur für diejenigen Stubirenden, 
Pe dem Sprengel angehören, für ben ba8 Seminar errich⸗ 


Die im erften Abſatze erwähnte —— —— nicht 
verweigert werben, wenn bie tung ber Unftalt ben 
Beftimmungen biefes u icht unb ber Minifter ber 
geiftlichen Angelegenheiten Lehrplan berfelben genehmigt. 


J. 7. 
Waͤhrend des vorgeſchriebenen Univerſitätsſtudiums dürfen 
die Studirenden einem kirchlichen Seminare nicht angehören. 


$. 8. 


Die ——z2 hat nach zurückgelegtem theologiſchen 
Stubinm Statt. Zu berſelben darf nur zugelaſſen werden, 
wer ben Vorfchriften dieſes Geſetzes über bie Gumnafial- 
bildung und theologifche Vorbildung vollftändig genügt hat. 


Die 5 ift öffentlich und wird darauf gerichtet; ob 
der Kandidat ſich die für feinen Beruf erforderliche allgemeine 
wiſſenſchaftliche Bildung, insbeſondere auf dem Gebiete ber 
Era ber Gedichte und der Deutfchen Piteratur erwor- 
en ; 


Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten trifft bie 
näheren Anorbnungen über bie rüfung, . M 


$. 9. 


Ale kirchlichen Unftalten, welche ber Vorbildung ber 
Geiftlichen dienen (Knabenfeminare, Klerikalfeminare, Dre iger: 
= —— Konvilte x.), ſtehen unter Aufſicht des 
02 aa . 


Die Hausordnung und das Reglement über bie Disziplin 
in biefen Anftalten, der Lehrplan ber Knabenfeminare und 
Knabentonvitte, fowie derjenigen Seminare, für welche bie im 
Na bezeichnete Anerkennung ertheilt ift, find dem Oberpräfi- 

—— er Provinz von dem Vorſteher ber Anſtalten vor- 
zulegen. 


Die Anftalten unterliegen ber Revifion durch Kommiffarien, 
welche der Oberpräfident ernennt, 


$. 10. 


An ben im vorftehenben Para, edachten Anftalten 
darf als Lehrer oder zur Wahrn nung der Dil * ein 
Deutſcher angeſtellt werden, welcher ſeine ——— Be 
fü 8* orfchrift bes G IT dargethan hat und gegen 

en Anftellung fein Einfprud von ber Staatsregierung er- 
hoben worden iR 


Die Vorſchriften ber SG. 2 und 3 finden entfprechenbe 

Anwendung. a 
g.11. ° 

Zur Anftellung an einem Knabenfeminare ober Knaben- 
fonvitte iſt die Befähigung zue entſprechenden Anftellang an 
einem Preußiſchen Gymnafium, zur Anftellung an! einer’ für 
die theologische —* Vorbildung beſtimmten Anſtalt 
die Befähigung erforderlich, am einer Deutſchen Staatsuniver- 
fität in der . Disziplin zu lchren, für welche bie Unftellung 
erfolgt. 

Klerifer und Prebigtamtstandidaten müflen bie für Geift- 
liche vorgeſchriebene Vorbildung beſihen. 

Dieſelbe genügt zur Anſtellung an ben zur theologifch- 
praktiſchen Vorbildung beftimmten Anftalten. r theologiſ 


$.12. 


Für bie Erhebung des Einſpruchs gegen bie Anftellun 
—— die — —— —— mie ve 

bebung bes Einfpruch8 gegen bie Unftellung von Geiftlichen 
regeln. ($$. 15—17.) 


$. 13. 
Werden bie in ben 88. I—11 enthaltenen Vorfchriften 


ober bie innerhalb ihrer en Yuftändigfeit enen 
Anorbnungen ber. Staatsbehörben nicht befol 5 ift ber 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermähtigt, biß zur 


« Unter ber angegebenen Baar unb: bi8 zu bem 
neten Seitpunfte können Zöglinge der Snabenfeminare 
und Anabentonvifte von dem Beſuche der Gymnafien und von 
ber Entlafungsprüfung- ausgeſchloſſen und ben im $. 6 er 
wähnten Anftalten die ertheilte Anerkennung entzogen werben. 
Diefe Anordnungen ftehen bem Minifter der geiftlichen An- 
gelegenheiten zu. 
\. 14. 7 


Knabenſeminare und Knabenkonvikte ($. 9) bürfen nicht 
mehr errichtet und in bie- beftchenben Anftalten biefer Art 
neue Zöglinge nicht mehr aufgenommen werben. 

Im Fall ber Aufnahme neuer linge iſt ber Minifter 
ber dien Angelegenheiten zur Sch! * der betreffen 
Anſtalt befugt. 


II. Anſtellung ber Geiſtlichen. 
§. 16. 


Die geiſtlichen Oberen find verpflichtet, denjenigen Kan- 
bibaten, bem ein geiftliche® Amt übertr unten Ya, bem 


Oberpräfidenten unter Bezeihnung bed Amtes zu benennen. 
Daffelbe gilt bei Verfehung eines Geiftlihen in ein an- 


bereß geiftliches Amt ober bei Umwandlung einer wiberruflichen 
Anftellung in eine dauernde, 


_ Herrenhaus. 


Inmerhalb dreißig Tagen nad) re Benennung fann Ein- 
ſpruch gegen die Anftellung erhoben werden. 


Die Erhebung des Einfpruchs ftcht dem Oberpräft, 


benten zu. 
$. 16, 


Der Einſpruch ift zuläffig: 


1) wenn bem Anzuſtellenden die geſetzlichen —— 
zur Bekleidung des geiſtlichen Amtes fehlen; 


2) wenn ber Anzuſtellende wegen eines Verbrechens oder 
— Bon da8 Renee fe Strafe mit 

ober mit bem Verlufte ber bürgerlichen 

da oder dem Verlufte ber öffentlichen Aemter 
verurtheilt iſt oder fih im Unterſuchung 


3) wenn an a ben —— Thatſachen vorliegen, 
welche rechtfertigen/ daß derſelbe den 
—— — — ben innerhalb ihrer geſttzlichen 
Zuftändigkeit erlaffenen Anordnungen ber — eit 
entgegenwwirken oder den öffentlichen Frieden ſtoͤren 
werde. 


Die Thatſachen, welche den Einſpruch begründen, ſind 
anzugeben. 
m die Einfpruchserklärung kann innerhalb breißig 
dem Königlichen Gerichtshofe für bie kirchlichen An- 
aller und, fo lange deſſen Einfegung nicht erfolgt ift, 
m Minifter der gelftlichen Angelegenheiten Beſchwer 
erhoben werben. 


Die Entſcheidung ift endgültig. 


$. 17. 


Die ae eines geiſtlichen Amts, welche ber Bor- 
ei ft bes. ehe Die iberläuft, ober welche nor Ablauf ber im 
ie Erhebung bed Einſpruchs gemäßrten Friſt er 

at, A als nicht gefi efdhehen. 


$. 18. 


Jedes Pfarramt ift innerhalb. eines I vom Tage 

der ee ung, mo „eeealic ober obfervanzmäßig ein su... 

jene Set eht, vom Tage ber Erledigung ber Pfründe an 
echnet —— beſetzen. Die Se vom Oberpräfib 

im alle bes Bebt efmiffes auf Antrag angemeffen zu, verlängern. 


Nach Ablauf der Friſt iſt ber Oberpräfident befugt, bie 
——— ber Stelle Durch Geötrafen Si8 zum * 
von 100 Them. zu erzwingen. Die Androbum eſt · 
a ie ber Strafe barfı mieberholt werden, bis y ® eſetze 


Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen ——— 
— bis dahin Staatsmittel einzubehalten, welche zu 
Unterha au ber Stelle ober besjenigen geiftlichen Oberen 
dienen, ber dad Pfarramt zu befegen ober bie Befehung zu 
genehmigen bat. 

$. 19. 


Die Errihtung von Seelforgeämtern, deren Inhaber un 
ar werben bürfen, ift nur mit Genehmigung 
bes ifter8 ber geiftlichen Angelegenheiten — 


Die Beſtimmungen bes $. 18 beziehen fi 
ogenannten Suffurfalpfarteien - * oſiſch J hr * 
er Maßgabe, daß bie in Abſatz 1 18 vorgeſchriebene 
Bei vom Tage der Publikation dieſes Geſetzeb an zu laufen 
eginnt. 


$. 20. 

—— oder Frege. welche bie durch bas 
— dete Klagbarkeit der ch Se . 
v tiffe entfocingenben vermögense en Anſprüche aus- 
Ichliefen ober befchrä änfen, find nur mit Genehmigung ber 
Staatsbehörde zuläffig. 


Altenſtück * 114. 


—— 


$. 21. 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe, die Aberfennung 
ber bürgerlicyen Ehrenredyte und ber Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Memter hat die Erledigung ber Stelle, bie Unfähig- 
feit zur Ausübung bes geiflichen Amtes und den Berluft bes 
Amtseinkommens zur Folge. 





IV, Strafbeftimmungen. 
$. 22. 
eiftliher Oberer, — ben 66. 1 bis 3 zuwider 


ein gel 8 Amt überträgt oder bie — — ung genehmigt 
(id mit. Geidfiunfe von 200 Bis zu 1 en. beßrafl. 


Diefelbe zum tri igen Base ber Vorſchri 
bes F. 19 Abſatz 1 zum erbauen j en 


$. 23. 


Mer geiftliche AUmtshanblungen in einem Amte vornimmt, 
meldyes ihm den Morfchriften ber SG. 1.6i8 3 zuwider über- 
— worben ift, wirb mit Geloſtrafe bis zu 100 Thalern 


Diefelbe Strafe trifft denjenigen, ber geiftfiche rn 
Banbfungen in einem von ihm nicht dauernd verwalteten 
amte vornimmt, nachdem er von bem Oberpräfibenten 
vichtigt worden ift, daß bas een chufs Wie, 
befeßung ber Stelle in Gemäß der Vorſchrift im F. 18 
Abſatz 2 eingeleitet fei. 


$. 2. 


Wer geiftliche en eh vornimmt, nachdem er 
in Kol, —— eils bie äbigkeit zuc Ausũbun 

—— — chen Amtes verloren hat ($. 21), wird mit Geldſtrafe 
bis zu 100 Thalern beftxaft. 


V. Mebergangs- und Schlußbeftimmungen. 


$ 2. 
Ausländer, welchen vor Verkündung * Kin. ein 
—— Amt a 2) ober eines ber im $. erwähnten 
mter an —— Anſtalten reden —— iſt, haben 
bei Bermeibun Folgen bes G. 21 innerhalb fechs Monaten 
bie Keichbangehörigtät zu erwerben. 


Der Minifter der geiftlihen Ungelegenheiten kann mit 
u auf die befonberen — Ges einzelnen Falles 
biefen Zeitraum verlängern. 


$. 26, 


dieſes Geſetzes über den Nachweis wif- 
fenfaftliger Werbiibeme und Befähigung finden feine An- 
org auf Derfonen, melde bereits vor Verkündung 
eig ejehes im geiftlihen Amte angeftellt find oder vor 
dem erjten Januar 1873 die Fähigkeit zur Anftellung im 
geiftlichen Amte erlangt haben 


Außerdem ift ber —* der geiſtlichen —32* eiten 
—— denjenigen Perſonen, wel vor Verkün * 
Geſetzes in — diem © zum geiftlichen Amte vorgeichritten 
waren; in biefem Gele ehe vorgefchriebenen Pac un der 
——e— ganz ge theilweife zu erlaffen. 


Der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ift aud er 
mädhtigt, Ausländer un ben Erforberniffen bes a 
Gefeheh zu bißpenfiren. 


$. 27. 


Die in den GG. 4 und 8 dieſes Gefe 33 vorgeſchriebene 
Staatsprüfung kann mit der theologiſchen Prüfung verbunden 
— inſofern die — dieſer letzteren Prüfung 
die Bild ung ber Drü Fan ar Behörden — * 
Mitglieder ſämmtli er weiſe vom Könige ernaunt 
werben. 


und 
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§. 28. 
Die Vorfchriften dieſes Geſetzes Über das Einſpruchsrecht 
bed Staats (88. 1, 3, ,J 15 und 16) finden in ben 
ällen feine Anwendung, in melden die Anftellung durch Be- 
Örben erfolgt, deren Mitglieder fümmtlih vom Könige er- 
nannt werben. 


$. 9. 


Soweit bie Mitwirtung des Staats bei Beſetzung geift- 
liher Aemter auf Grund bes Patronat3 oder befonderer 
Rechtstitel anderweit geregelt ijt, behält es dabei fein 
Bewenben. 


ang wg merben bie beftehenden Rechte des Staats 
bezüglich der Anftellung von Geiftlichen beim Militaiv und an 
öffentlichen Anftalten durch das vorliegende Geſetz nicht berührt. 


$. 30. 


Das gegenwärtige Gefeh tritt nicht vor dem Geſetz, be- 
treffend bie Abänderung der Artikel 15 und 18 ber Berfaf- 
fungsurfunde vom 31. — 1850, in Kraft. 


$. 31. 
Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten ift mit ber 
Ausführung dieſes Geſehes beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. 


Beglaubigt: 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 


M 115. 


Berlin, ben 20. März 1873, 


Em. Erlaucht beehre ich mid anliegenb in beglaubigter 
— — ben von ber Koͤniglichen gg! auf 
Grund der rien ey Ermädtigung vom 8. Januar d. J. 
ben beiben Häufern Landtages 2 verfaffungsmäßigen Be- 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gefehes 
über die kirchliche Disziplinargemalt und bie Errid- 
tung bes Königlichen Gerichtöhofes für kirchliche Unge- 
legenheiten 
in ber Faſſung, im welcher derſelbe von dem Haufe der Ab- 
garage in — eutigen Er u angenommen worben 
‚, mit bem Unheimftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu überſenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


F An 

den Dräfidenten des Herrenhaufes 

— Grafen Otto ——— 
Erlaucht. 


Entwurf eines Geſetzes 
über 


die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung 
des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche 
Angelegenheiten. 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ꝛc. ⸗ 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für 
— —— der Monarchie, einſchließlich des Jadegebieis, was 
olgt: 
I. Ullgemeine Beftiimmungen. 


$. 1. 


Die kirchliche Die — ————— über Kirchendiener darf 
nur von Deutſchen kirchlichen Behörden ausgeübt werden. 


§. 2. 

Kirchliche Disziplinarſtrafen, welche en die Freiheit 
ober das Werinögen gerichtet ind, dürfen mure nad) % * 
des Beſchulbigten verhängt werben. . 

Der Entfernung aus bem Amt (Entlaffung, Verſetzun 
Susdpenfion, —— e Emerititung u. ſ. w. "muß Ka = 
ordnetes prozeffualifches erfahren boraußgehen. 


n allen diefen fällen ift bie En na ſchriftlich unter 
DR der —** 8 erlaflen. tſcheidung ſchriftlich 


8.3. 


Die Lörperlihe Züchtigung ift als kirchliche Disziplinar- 
ftrafe oder Zuchtmittel unzuläffi. u 


§. 4. 

Gelbftrafen bürfen ben Betrag von 30 Thalern ober 
wenn bad einmonatliche Umtseinfommen höher ift, ben Betrag 
bes leßteren nicht überfteigen. 

$. 5. 


Die Strafe ber FFreiheitsentziehung (K. 2) darf nur in 
ber Berweifung in er Teiche 


Die Verweifung die Dauer von brei Monaten nicht 
üiberfteigen und bie Vollſtreckung berfelben wider den Willen 
des Betroffenen weder begonnen, noch fortgefet werben. Die 
lung in eine außerbeutjche Demeriten · Anftalt ift unzu- 

8. 
$. 6. 


Die Demeriten-Anftalten find der ſtaatlichen Auffiht un- 
terworfen. Ihre Hausordnung ift dem Oberpräfibenten ber 
Provinz zur Genehmigung einzureichen. 


Er ift befugt, Vifitationen ber Demeriten-Anftalten anzu- 
ordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. 


Von ber Aufnahme eines Demeriten bat ber Vorfteher 
ber Anftalt unter Angabe ber Behörde, melde fie verfügt, 
binnen 24 Stunden bem Oberpräfidenten Anzeige zu m 

Ueber fänmtliche Demeriten ift von bem —5 ein Der- 
eihnig zu führen, weldes ben Namen berfelben, die gegen 
I erkannten Strafen und bie Seit ber Aufnahme und Ent 
afftung enthält. Um Schluß jebes Jahres ift das Verzeihniß 
dem Oberpräfidenten einzureichen. 


$. 7. 


Bon jeder kirchlichen Disziplinar-Entfeidung, welche auf 
eine Geldftrafe von mehr als 20 Ihalern, auf Bermweifung in 
eine Demeriten-Anftalt für mehr ald 14 Tage, oder auf Ent- 





ne A 


Die Mittheilung muß die Entfheidungsgründe enthalten. 


$. 8. 
- Der Oberpräfident ift befugt, bie Befolgung ber in ben 
8 5—7 enthaltenen Vorſchriften und der auf Grund Mir 
en von ihm eg Verfügungen durch Gelbftrafen bis 
zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 


Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe barf wieber- 
holt werben, biß dem Gefege genügt ift. 


Außerdem kann die Demeriten-Anftalt gefchloffen werben. 


$. 9. 


Eine Vollftredung kirchlicher Disziplinar - Enticheidungen 
im Wege ber Staatsverwaltung findet nur dann ftatt, wenn 
biefelben von bem Oberpräfidenten nad) —— Prüfung ber 
Sade für vollftredbar erklärt worben fin 


I. Berufung an den Staat. 
$. 10. 


2: Entſcheidungen ber kirchlichen Behörben, melde 
eine Didziplinaritrafe verhängen, fteht die Berufung an bie 
Stantsbehörbe ($. 32) offen: 


1) wenn die Entjceibung von einer durch bie Staats. 
gefege außgefchloffenen Behörde ergangen ift; 


2) Kahn die Vorfchriften des F. 2 nicht befolgt worben 
nd; 


3) wenn bie Strafe geſehzlich unzuläffig ift; 
4) wenn bie Strafe verhängt ift: 


8) wegen einer Sanblung ober Unterlaffung, zu wel- 
der bie Staatögefege ober die von ber Obrigkeit 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaffenen Anordnun- 


gen verpflichten, 


h) wegen Aus ober Nichtausäbung eines Öffent- 
lichen Wahl- und Stimmredhts, 


Geb 8 ber B 
° peidehe (8.32) auf Grun Difeh 


N 
Die Berufung findet außerdem ftatt, wenn 


1) die Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($. 2 Abſ. 2) 
als Disziplinarftrafe oder fonft wider ben Willen bed 
davon Betroffenen ausgefprochen worden ift, und bie 
Entfcheidbung ber klaren thatſächlichen Lage wiberfpricht 
ober bie Geſetze des Staates ober allgemeine Rechts. 
grundfäße verlegt; 


2) nad erfolgter vorläufiger Suspenfion vom Amt das 
weitere Verfahren ungebührlich verzögert wird, 


§. 12. 


Die Berufung fteht Jedem zu, gegen welchen die Entfchei- 
dung ergangen ift, fobalb er gegen zuläffigen Rechts 
mittel bei der vorgefeßten kirchlichen 
geltend gemacht hat. 


Liegt ein öffentliches Intereffe vor, fo fteht die Berufun 
auch bem Oberpräfidenten zu, jeboch erft dann, wenn bie be 
ben kirchlichen Behörden angebrachten Rechtsmittel ohne Erfolg 
a ind, ober bie Friſt zur Einlegung derfelben ver- 
Aumt 


an bie Staats- 
Gefebes. 


nftanz ohne Erfolg 


$. 18. 


Die Berufung ift bei dem Königlichen Gerichtshof für 
tirchliche Angelegenheiten fchriftlih anzumelden. 








t in ben fällen des 
\ die Entfcheibung Be- 
1 Sie beginnt mit Ablauf des Tages, 
an melden die Entjcheidung mit Gründen ihm zugeftellt it. 


In ben fällen bes $. 11 Abſ. 2 ift die Berufung an 
feine Friſt gebunden. 


ür ben — beträgt die Friſt, wenn ihm die 





Entſcheidung als endgültige amtliche mitgetheilt iſt, drei Monate, 
andernfalls iſt derſelbe an keine Friſt gebunden. 


§. 14. 


der Berufung wird die Vollſtreckun 
ber angefochtenen Entſcheidung auf, ehaften, Der Gerichtsho 
ift jebody befugt, die vorläufige Vollſtreckung zu geftatten. 
Andernfalls kann bie Einftellung der Volftredung von dem 
Gerichtshofe durch Geldftrafen bi8 zum Betrage von 1000 Tha- 
fern erzwungen werben ($. 8 Abf. 2). 


Durch — 


$. 15. 


Die Berufung ift innerhalb 14 Tagen nad) ber Anmel- 
bung fhriftlich zu rechtfertigen. Diefe Frift fann auf Antrag 
verlängert werben. ; 


$. 16. 


Die Anmeldung und bie Rechtfertigungsfchrift wirb der 
kicchlichen Behörde zur Abgabe einer hriftlichen Erklärung 
und Einreihung ber Akten innerhalb 4 —— zugefertigt 
Die Einreichung der Akten kann erzwungen werden, geeigneten 
ig ur Er bitrafen bis zum Betrage von 1 Thalern 


$. 17. 


Der Gerichtähof trifft die zur Aufklärung der Sache er- 
forberlichen Verfügungen. Die Beweisverhandlungen find unter 
Zuziehung eines vereideten Protofollführers aufzunehmen. 


$. 18. 


Die Entfcheidung erfolgt auf Grund münblicher Verhand ⸗ 
lung in ffenttiger kung z ” 


Die Deffentlichkeit kann durch Beſchluß des Gerichtshofes 
ausgefchloffen ober auf beftimmte Derfonen befchränft werben. 


$. 19. 


u ben rg wi ($$. 17 und 18) find ber Be- 
rufende und bie kirchliche Behörde A uziehen. Diefelben können 
ich durch einen Advokaten oder — vertreten laſſen. 
m Fall ihres Ausbleibens wird nad) Cage ber Verhandlungen 


erfannt. 


Außerdem ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
je benadjrichtigen, welcher einen Beamten mit feiner Vertretung 
eauftragen känn. Hat ber Oberpräfident die Berufung ein- 
Bet fo übernimmt der von dem Minifter bezeichnete Beamte 
ie Vertretung bed Berufenden. 


$. 20. 
In dem Termin zur mündlichen Verhandlung giebt ein 
von dem Vorfigenden bes Gerichtähofes aus der Zahl feiner 


Mitglieder ernannter Referent eine Darftellung ber Sadye, wie 
fie aus den biöherigen Verhandlungen hervorgeht. Hierauf 
wird der Berufende oder befien Vertreter, ſowie Vertreter 
ber kirchlichen Behörde und des Minifters ber geiftlichen Ange- 
legenheiten mit ihren Vor und Anträgen gehört. 


52. 


Bei der Entjcheidung hat der Gerichtshof, ohne an pofi- 
tive Beweisregeln gebunden zu fein, nach feiner freien, aus 
bem ganzen Fnbegriff ber Verhandlungen und Beweife ge 
fchöpften Ueberzeugung zu enticheiden. ie dem Urtheil ift 
entweber bie Verwerfung ber Berufung oder die Vernichtung 
der angefochtenen Entſcheidung auszufprechen. 
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Das mit Gründen verfehene Urtheil wird in ber Sigung, 
in welder die münbliche Verhandlung beendet worden ift, ober 
in einer ber nächſten —— verkündet und eine Ausfertigung 
deſſelben dem Berufenden ober deſſen Vertreter, ſowie ber 
firchlichen Behörde und dem Miniſter der geiſtlichen Ungelegen- 
heiten zugeftellt, 


$. 22. 


Ueber bie mündliche Verhandlung wird ein Protokoll auf- 
— welches bie Namen ber Anweſenden und bie wefent- 
ihen Momente ber Verhandlung enthalten muß. 


Das Protokoll wirb von dem Vorfigenden und dem ver- 
eibeten Protokollführer unterzeichnet. 


$. 28. 


Wird die angefochtene Entfheibung vernichtet, fo Kat bie 
kirchliche Behörde die Aufhebung der Vollſtreckung zu veran- 
“ er und die Wirkung ber bereits getroffenen Maßregeln zu 

eitigen. 


Der Oberpräfibent ift befugt, die Befolgung ber von ihm 
beöhalb erlaffenen Berfügungen durch & fen bis zum 
Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen ($ 8 Abf. 2). 


Ge dieſe Verfü fteht ber kirchlichen Behörde 
die Beſchwerde bei bem Gerihtsho e für bie kirchlichen Unge- 
fegenheiten offen. 


II. Einfhreiten bes Staats ohne Berufung. 
$. 24. 


Kirchendiener, welche bie auf ihr Amt ober ihre geiftlichen 
Amtöverrihtungen bezüglichen Vorſchriften der Stantögefete 
oder bie im dieſer Hinſicht von ber feit innerhalb ihrer 
gefeglihen Zuftändigkeit getroffenen Anor * o ſchwer 
verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit ber öffentlichen 
Ordnung unverträglich erfcheint, Fönnen auf Antrag ber 
Staatäbehörbe durch gericht Urtheil aus ihrem Amt ent- 
laffen werben. 


Die Entlaffung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähig- 
feit zuc Uusübung bes Umtes, ben Verluſt bed Umtseinfom- 
mens und bie Erledigung ber Stelle zur Folge. 


5.2. 


Dem Antrage muß eine Aufforberung an bie vorgefehte 
firchliche Behörde vorausgehen, gegen ben Angeſchuldigten bie 
lirchliche Unterfuhung auf Entiaffung aus dem Amte einzu- 
leiten. Steht ber Angefchuldigte unter Feiner Firchlichen Be- 
hörde innerhalb des Deutſchen Reiche, fo ift berfelbe zur Nie 
derlegung feine® Umtes aufjuforbern. 


Die Aufforderung erfolgt fchriftlih unter Angabe bes 
Grunde von dem DOberpräfidenten ber Drovin. 


$. 26. 


Wird der Aufforderung nicht binnen gejehter Friſt folge 
gegeben, ober führt bie kirchliche Unterfuchung nicht binnen 
eſetzter Friſt zur Entlaffung des Angeſchuldigten aus bem 
Amt, fo ftellt der Oberpräfident bei dem Gerichtshof für 
—— Angelegenheiten ben Antrag auf Einleitung bes Ver⸗ 
ahrens. 


$. 27. 


Auf das Erfuchen bes Gerichtshofes bat das Gericht hö— 
berer Juſtanz, in deſſen Bezirk der Angeſchuldigte feinen amt- 
lihen Wobnfig bat, einen etatsmäßigen Richter mit Führung 
der Vorumterfuchung zu beauftragen. Bei ber Vorunterfuchung 
kommen bie entſprechenden Beftimmungen ber Strafprogeß- 
gefee zur Anwendung. 


, Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werben burd) 
einen von dem Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten er- 
nannten Beamten wahrgenommen. 


nl, 3. d. Verhaudl. d. Herrenhaufer. 


$. 38. 


Der Gerichtshof kann mit Rüdfiht auf ben Ausfall der 
Vorunterfuhung das Verfahren einftellen. In dieſem Fall 
erhält ber Angeſchuldigte Ausfertigung des darauf bezüglidyen 
mit Gründen auszufertigenden Beſchluſſes. 


$. 29. 


Wird das Verfahren nicht eingeitellt, fo ift der Ange 
—* unter Mittheilung der von dem Beamten ber Staats- 
ammpaltichaft anzufertigenben SUORTERMEDEN. zur münd« 
lihen Verhandlung vorzuladen. Derfelbe kann fi) de Bei- 
—— eines Advokaten ober Rechtsanwalts als Bertbeidigers 
ebienen. 


Außerdem ift ber Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
zu benachrichtigen. 


$. 30. 


Für das Verfahren finden die Beftimmungen ber $$. 17 
18, 20, 21, 22 finnentforechende —— — 


4 dem Urtheil ift entweber bie Freiſpr ober bie 
Entlaffung be8 Angefchuldigten aus ben von ihm beffeibeten 
kirchlichen Aemtern auszufprechen, 


$. 31. 


Kircheudiener, welche Amtshandtungen vornehmen, nach ⸗ 
dem fie in Gemäßpeit bes 8. % aus ihrem Amt entlaffen 
worden find, werben mit Belbbuße bis zu 100 Thalern, im 
Micderholungsfalle bis zu 1000 Thalern beftraft. 


IV. Königlider rn für kirchliche Ange- 
legenbeiten. 


$. 32. 


Zur Entfcheibung ber in den 99. 10—23 und 24—30 
gm. ‚ fowie ber anderweitig durch Gefeh zugewieſenen 
u. egenheiten wird eine Behörde errichtet, welche ben 

amen: 


»Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten« 
führt und ihren Sik in Berlin hat. 


g. 38. 


Der Gerichtshof beiteht aus eilf Mitgliedern. Der Drä- 
fibent und wenigſtens fünf andere Mitglieder müffen etat3- 
mäßig angeftellte Richter fein. Die muͤndliche Verhandlung 
und Entſcheidung im ben einzelnen Sachen erfolgt durch fieben 
Mitglieder. Der Borfigende und wenigſtens drei Beifiker 
Ei zu ben richterlichen Mitgliedern gehören. 


Die Gefchäftsorbnung, inäbefondere Die Sefugnifie des 
Präfidenten und bie Reihenfolge, in welder die Mitglieder 
an ben einzelnen a Theil zu nehmen haben, wirb 
buch ein Megulativ geordnet, welches ber Gerichtähof zu ent- 
werfen und dem Staatsminifterium zur Beftätigung einzu- 


reichen bat. 


Durch Plenarbefchlüffe des Gerichtähofes können auch die 

in dieſem Gefeße gegebenen Vorfchri bed Verfahrens er- 

ünzt und beren ngemäße Anwendung auf andere durch 

eich bem Gerichtähofe Üüberwiefene Angelegenheiten geregelt 
werden. 


$. 34. 


Die Mitglieder des Gerichtshofes werden vom Könige auf 
ben Vorfchlag des Stantöminifteriums und zwar die bereits 
in einem Staatsamte angeftellten für bie Dauer ihres Haupt- 
amts, bie anderen Mitglieder auf Yebenszeit ernannt. 


Für die Rechte und Pflichten der Mitglieber des Gerichtö- 
hofes find bie für Mitglicher des Ober-Tribunals beftehenden 
Vorſchriften maßgebend. 
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§. 35. 
Der Gerichtshof entſcheidet endgültig mit Ausſchluß jeder 
weiteren Berufung. 
§. 36. 
Die Juftiz- umb Verwaltungsbehörden haben ben an fie 
ergebenden Erſuchen bes Gerichtähofes Frolge zu geben. Die 


en und Entſcheidungen des Gerichtshofes find im Ber- 
waltungswege vollitredbar. 


$. 37. 
Ueber bie Berpflihtung zur Zahlung ber Koften bes 


Verfahrens entſcheidet ber Gerichtshof nad) freiem Ermeſſe 
aus" Shen werben nur baare Auslagen in Anſatz — 


V. Schlußbeſtimmungen. 
. 38. 


Das Erforderniß ſtaatlicher Beftätigung kirchlicher Diszi⸗ 
plinar · Entſcheidungen und ber Rekurs wegen Mißbrauchs ber 
kirchlichen Disziplinar- Strafgewalt an den Staat treten, ſo⸗ 
weit ſolche im bisherigen Rechte begruͤndet find, außer Kraft. 


$: 39, 
Das —— Geſetz tritt nicht vor dem Me be» 
treffend die Abänderung ber Artikel 15 und 18 der Verfaffungs- 


urfunde vom 30. Januar 1850 in Kraft. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


M 116. 


Berlin, den 20. März 1873, 


Em. Erlaudyt beehre id) mid), anliegend in beglaubigter 
Ausfertigung ben von der Königlihen Staatsregierung auf 
Grund der Allerhöchiten Ermächtigung vom 8. November v. J. 
ben beiden Häufern des Landtagesß zur verfaffungsmäßigen Be- 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gefehes 


über bie Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher 
Straf- und Zuchtmittel 


in ber Faſſung, in welcher berfelbe von den Saufe der Ab— 
georbneten in feiner heutigen Sitzung angenommen worden ift, 
mit dem Anbeimftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Vräfident des Haufes ber Abgeordneten. 
"von Fordenbed, 


An 
ben Dräfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Attenſtuck M 116. 


Entwurf eines Geſetzes 
über 
die Grenjen des Rechts zum &ebraudye kirchlicher 
Straf- und Zuchtmittel. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 


Dreußen ıc. 
beider Häufer des Landtages ber 


verordnen, mit Zuſtimmun 
Monarchie für ben Umfang der lehteren, einſchließlich des abe 
g.1. 


gebiets, was folgt: 

Keine Kirche oder Religionsgefelichaft it befugt, andere 
Straf- ober —— — * zu verhängen ober zu 
verkünden, al& folche, weldye dem rein —— ebiete ange- 
hören ober bie Entziehung eines innerhalb ber Kirche oder 
Reli —— wirkenden Rechts ober bie Ausſchließung 
aus ber Kirchen. oder Religionbgeſellſchaft betreffen. 


Straf. oder Zuchtmittel gegen Leib, Freiheit oder bürger- 
er —— 


$.2. 


Die nad) $. 1 zuläffigen Straf- oder Zuchtmittel dürfen 
über ein Mitglieb einer Kirche oder Religionsgefelfchaft nicht 
beshalb verhängt ober verkündet werben, 


1) weil baffelbe eine Sanblung vorgenommen hat, zu 
welcher bie —— oder die von der Obrigkeit 
innerhalb ihrer geſehlichen Zuftänbigkeit erlaffenen An- 


orbnungen verpflichten ; 

2) weil baffelbe öffentliche Wahl- oder Stimmredte in 
einer bejtimmten Richtung ausgeübt oder nicht aus 
gebt Bat. 

$. 3. 


Ebenfowenig bürfen berartige Straf: ober Zuchtmittel an- 
gebroht, verhängt oder verfündet werben: 


1) um baburd) zur Unterlaffung einer Sanblung zu be- 
ftimmen, zu weldjer ‚die Staatögefeße oder bie von ber 
Obrigkeit innerhalb ihrer etlichen Zuſtaͤndigkeit er- 
laffenen Anordnungen verpflichten; 


2) um vn bie Ausübung oder Richtausübung Öffent- 
licher uf + und Stimmrechte in beitimmter Richtung 
herbeizuführen. 

$. 4. 

Die Verhängung der na 


biefem Geſetz zuläffigen Straf- 
und Zudtmittel darf nicht öffentlich bekannt pen werben. 


Eine auf die Gemeindemitglieder befchränfte Mittbeilung 
ift nicht außgefchloffen. 

Die Zoliehung ober Verkündung derartiger Straf ober 
Er tmittel darf auch nicht in einer befchimpfenden Reife 
erfolgen. 


$. 5. 


Geiſtliche, Diener, Beamte ober Beauftragte einer Kirche 
ober Religionsgefellichaft, welche den Borfchriften biefes Ge— 
feges (SG. 1—4) zumiber Straf oder Zuchtmittel androhen, 
verhängen oder verkünden, werden mit Geldftrafen bis zu 
200 Ihalern oder mit Haft ober mit Gefängnik bis zu einem 
zyahre und in fchmwereren Sällen mit Geldftrafen biß zu 

00 Thalern oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftralt. 


J. 6. 


Die befonberen Disziplinarbefugniffe der Kirchen und Re 
figionsgefelfichaften über ihre Diener und Beamten und bie 


a 
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eg! beiglichen Rechte des Staats werben burd) dieſes Geſetz 
nicht berührt. 


Insbeſondere findet das dem Staat in ſolchen Gefehen vor- 
bebaltene Recht ber Entlaffung von Kirchendienern wegen Ver⸗ 
[egung ber Öffentlichen Ordnung unabhängig von den in $.5 
enthaltenen Strafbeftimmungen ftatt. 


Urkunblid x. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L. S.) von Forckenbeck. 


Pe 117. 


Berlin, ben 21. März 1873. 


Em. Erlaucht beehre ich mich, anliegenb in beglaubigter 
Ausfertigung ben von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Allerhöhften Ermächtigung vom 8. Januar d. J. 
den beiden Häufern des Landtages Fr verfaflungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gefeheß, 


betreffend ben Austritt aus der Kirche, 
in ber Faſſung, in welcher derſelbe von bem Haufe ber Abge- 
er, in (einer —* t 


Sitzung angenommen worden 
mit bem Anheimſtellen ber gefälligen weiteren Veranlaſſung 
ganz ergebenſt zu überfenden. 


Der Präfident des Haufe ber Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Präfidenten des Herrenhaufes 
* Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerode, 
. Erlaudt 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffeyb 
den Austritt aus der Kirche. 





Wir Wilbelm, von Gotted Gnaben König von 
gie ag x. 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer bes —— für 
- Umfang der Monarchie, einfchließlich des Tabegebiets, mas 
folgt: 


$.1. 
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Will jedoch der Uebertretende von ben Laften feine biß- 
berigen Verbandes befreit werben, fo ift bie in dieſem Geſetz 
vorgefchriebene Form zu beobachten. 


$.2. ° 


Der Aufnahme ber Austrittserflärung muß ein bierauf 

—— Antrag vorangehen. Derſelbe iſt durch den Richter 

m Vorſtande ber Kirchengemeinde, welcher ber Antragſteller 
angehört, ohne Verzug bekannt zu machen. 


Die —— der Austrittserklärung findet nicht vor 
Ablauf von vier Wochen, und fpäteftens innerhalb ſechs Wochen 
nad) Eingang bde8- Antrages zu gerichtlichen zz ftatt. 
Abſchrift bes Protokolls ift dem Vorftande der Kirchengemeinde 
zuzuftellen. 

Eine Beſcheinigung des Austritts ift dem Ausgetretenen 
auf Verlangen zu ertheilen. 


$. 3. 


Die Austrittserklärung bewirkt, daß ber Ausgetretene zu 
Leiftungen, welde auf ber perfönlichen Kirchen ober Kir- 
ir u a a beruben, nicht mehr verpflichtet 
w 


Diefe Wirkung tritt mit bem Schluffe bes auf die Mus- 
frittserflärung folgenoen Kalenderjahres ein. Zu den So 
eines außerorbentlihen Baues, fe Nothwenbigkeit vor Abs 
lauf des Ralenverjahres, in weldem ber Mußtritt aus ber 
Kirche erklärt wird, feftgeftellt ift, hat ber Mustretenbe bis 
—— Ablauf des zweiten auf die Austrittserklääͤrung folgenden 

alenderjahres ebenfo beizutragen, als wenn er Einen Aus- 
tritt auß ber Kirche nicht erklärt hätte. 


Leiftungen, welche nicht auf der perfönlichen m. ober 
Kirchengemeinbe-Angehörigkeit beruhen, insbeſondere eiftungen, 
welche entweder kraft beſonderen Rechtstitels auf beftimmten 
Grunbdftüden haften, ober von allen Grundftüden des Be- 
e- ‚ ober doch von allen Grundftüden einer gewiffen Klaſſe 
n dem Bezirk ohne Unterfchied des Befigers Ein entrichten 
find, werben durch die Austrittserflärung nicht berüßrt. 


$. 4. 


Derfonen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenmwärti- 
> Gefehes ihren Austritt aus der Kirche nach ben Vorfchrif- 
en ber biäherigen Sk erlärt Haben, follen vom Tage ber 
Geſetzeskraft biefes Geſehes ab zu anderen, als ben im britten 
Ubfag des $. 3 bezeichneten Ceiftungen nicht ferner berange- 
zogen werben. 
$. 5. 


Ein Anfprud auf Stolgebühren und andere bei Gelegen- 

—— beſtimmter Amtshandlungen zu entrichtende Leiſtungen 

ann gegen Perſonen, welche ber betreffenden Kirche nicht an- 

ehören, nur dann geltend gemacht werben, wenn bie Amts- 
ndlung auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worben ift. 


$. 6. 


Als Koften des Verfahrens werden nur Mbichriftsgebüh- 
ten und baare Auslagen in Anſatz gebradt. 


$. 7. 
Die in biefem Geſetze dem Richter beigelegten Verrichtun 
gen werben im Bezirke de8 Appellationsgerichtshofes zu Köln 
urch ben Friedensrichter, im Gebiete der ehemals freien Stabt 
anffurt a. M. durch die zweite Abtbeilung des Stabtgerichts 
afelbit wahrgenommen. 
$. 8. 


Was in ben $$. 1 bis 6 von ben Kirchen beftimmt iſt, 
findet auf alle Religionsgemeinfchaften, welden Korporations- 


Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung | rechte gewährt find, Anwendung. 


erfolgt durch Erklärung bes Austretenden in on vor bem 


Richter feines Wohnortes. 


$. 9. 


mit dem Eintritt 


Rüdfichtlid des Uebertrittes von einer Kirche zur anderen if Verpflichtung jübifher Grundbe gl zur Erhaltung 


| verbleibt e8 bei bem beftehenden Recht. 


i 
licher Kirchenſyſteine beizutragen, is 


78* 


—— 


—— 


— * 
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ber Geſetzeskraft dieſes Gefehes auf ben Umfang derjenigen 
Leiftungen beſchränkt, weldye nach dem britten Abſatz bes g3 
des gegenwärtigen Geſetzes den aus ber Kirche außgetretenen 
Derfonen zur Laſt bleiben. 


$. 10. 
enwärtigen weh entgegenftehenben Beftim- 
ierburd) aufgehoben. 

$. 11. 


Der Juftigminifter und der Minifter der gelten Ar 
—— nd mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauf- 
agt. 


Alle dem ge 
mungen werben 


Urkundlich unter Unferer Höcjfteigenhäubigen Unterſchrift 
und beigebrudtem Königlichen Infiegel. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
(L. $S.) von Fordenbed, 


M 118. 


Berlin, ben 21. März 1873. 


Das Haus der Abgeordneten hat in feiner heutigen Sigung 
bie von ber Königlichen Staatsregierung auf Grund der Aller- 
höchſten ——— vom 12, November dv. J. dem Land⸗ 
tage vorgelegte Allgemeine Rechnung über ben Staatshaushalt 
bes Jahres 1868 zur Berathung gezogen und beſchloſſen: 


I. Nachſtehende Etatsüberfchreitungen bei dem Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Kapitel 60 


und zwar: 
a) Titel 2. 2,000 Thlr. — Sgr. — Pf. und 
1301 » Tı — 3 
b) » 4. 28 » 3» 8» 
co) » 8. 160 » 131» 7» 
d) » 11.1000 2» — » — » mb 
4207 » 2 » 8» 


nachträglich zu genehmigen. 

II. Die —— der —— Staatsregierung in 
Bezug auf die Allgemeine Rechnung des Jahres 1868, 
owie in Bezug auf die Verwaltung be8 Staatsſchatzes 

r baffelbe Jahr, auszufprechen. 


Em. Erlaucht beebre ich mid) hiervon mit dem Anbeim- 
ftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenft Mit- 
theilung zu machen. 


Der Präfident des Hauſes ber Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


Un 
ben Vräfibenten bes Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 
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119. 


Berlin, den 21. März 1873. 


Ew. Erlaucht beehre ich mich anliegend in beglaubigter Aus- 
fertigung ben von der Königlichen Staatsregierung, auf Grund 
der Allerhöcften Ermächtigung vom 12. März db. 9. ben bei- 
ben Häufern des Landtages zur verfaffungsmäßigen Beichluß- 
nahme vorgelegten Entwurf eines Gefehes, 

betreffend die Bewilligung ber Gelbmittel zur Befeiti- 
gung bes durch bie Sturmfluth ber Oftfee am 12. 
und 13. November v. J. hervorgerufenen Notbftandes 
und zur Ausführung von Deichen und Uferfhußwerfen 
” F Küften ber Wrovinzen Pommern und Schleswig- 
Holftein, 


in ber Faſſung, in welcher derſelbe von dem Haufe der Ab- 
geordneten in Niner heutigen Sifung angenommen worben ift, 
mit dem Anheimftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Präfidenten bes Herrenhaufes, 
Herm Grafen Dtto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudit. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Bewilligung der Geldmittel zur Beſeitigung Des 

durd; die Sturmfluth der Oftfee am 12. und 13. No- 

vember 1872 hervorgerufenen NMothflandes umd zur 

Ausführung von Deichen und Uferfchupwerken an 

den Küften der Provinzen Pommern und Scleswig- 
Holftein. 


— — — 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 
verorbnen, mit Zuftimmung ber beiden Säufer des Landtages 
ber Monarchie, was folgt: 


g. 1. 

Der erg A wird aus den Ueberſchüſſen bes 
abres 1872 die Summe von zwei und einer halben Million 
haler zur Verfügung geitellt, um 

1) an die von ber Dftfeeflutb am 12. und 13. Novem- 

ber 1872 Betroffenen, und zwar: 

a) an einzelne Befchädigte zur Erhaltung im Haus- 
und —— * 

b) an Gemeinden zur Wiederherſtellung ihrer beſchä⸗ 
digten gemeinnüßigen Unlagen (mit Ausfchluß der 
unter Nr. 2 erwähnten), 

nad Mafgabe des nadjgewiefenen Bebürfniffes, Bei- 

hülfe zu gewähren, e 

2) zur planmäßigen Ausführung von Deidy und Ufer 

Fnukmerten die Mittel zu bieten, und 


3) für die Befeitigung ber Fluthſchäden an fißfalifchen | 
Bauanlagen bie Koften zu beftreiten. j 





— — — — — 


F. 2. 
1) Die Beihülfen an — Beſchädigte und an Gemeinden 
($. 1Nr. la. und b.) können, bis zum Gefammtbe- 
trage von 250,000 TIhalern ohne die Auflage der Rüd- 
gewähr, darüber hinaus ald Darlehn bewilligt werben. 
a) Die Verzinſungs und Nüdzahlungs- Bedingungen 
ber an einzelne Beichäbigte (6. 1 Pr, 1a.) bemil- 
i ten Darlehen werben von der Staatäregierung 
eitimmt. 

b) Die Darlehen an Gemeinden ($. 1 Nr. 1b.) find 
vom 1. Januar 1875 ab mit 3 vom Hundert zu 
verzinfen und innerhalb 10 Jahren zurüdzuzablen. 


2) Die Mittel zu den Deich» und Uferfchuganlagen ($. 1 
Nr. 2), foweit fie nicht von ber hantstaffe definitiv 
zu übernehmen find, werben 
a) als Darlehen an einzelne Grundbefiger und Ge 
meinben unter ben voritehend zu 1b. angegebenen 
Bedingungen gewährt 

b) ala Darlehen an Deichgenoffenfcjaften nad Ablauf 
von 5 Freljahren, lehtere von dem Ende bes Jahres 
ber Darlehnsbersiligun a ‚ burdy eine 
—— ng von 5 Prozent der urfprünglichen 
Darlehnbſumme verzinft und getilgt, bergeftalt, 
daß von jener Zahlung der Betrag von 3 togent 
bes jebeömaligen Darlehnsreftes auf Derzinfung 
ee ber Ueberfhuß auf Kapitaltilgung verrechn 
wird, 

$. 3. 


Die nad) $. 2 jährtic yurücguvereinnaßmenben Beträ e 

find in den Staatshaushalts-Etat des betreffenden Jahres auf- 

zunehmen. 
$. 4. 


Die Bewilligung und Verwen ber Beihülfen ($. 1 
Nr. la. und b.) zu ben — — erfolgt in der 
Drovinz —— — und in dem Regierungsbezirke 
Stralfund unter — einer Provinzial beziehungsweife 
Bezirkskommiſſion, in ben betroffenen Kreifen unter Mitwirkung 
von Kreisfonmiffionen. 


Die Provinzial» und die Bezirkätommiffion beftehen aus 
ben Mitgliedern der ftändifchen Verwaltungsausfchäffe, welche 
fi) durch Kooptation verftärten können. 


Die Kreistonmiffionen find von ber Kreißvertretung jebes 
Kreifes zu wählen. Auch fie find befugt, ſich durch Kooptation 
zu beritärfen. 


Den Borfig in jeder dieſer Kommiffionen führt ein von 
ber Staatsregierung zu beitellender Kommiffarius. 


$. 5. 

Die gerichtlichen Akte, welche bie gewährten Darlehen und 
Vorichäffe erforberlid; machen, mit Einfötuß ber hypothekariſchen 
Eintragungen, Umfchreibungen und Löfchungen erfolgen koften- 
frei. Für bie aufzunehmenden Urkunden unb Gefude mwirb 
ein Stempel nicht erhoben. 





















$. 6. 

Dem Landtage ift bei beffen nächfter regelmäßiger Zu- 
fammenkunft über bie Ausführung des Geſetzes Nechenfchaft 
zu geben. 

Urkundlich unter Unferer Höͤchſteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen nfiegel. : 1% 


Gegeben den ten 1873. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 
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Me 120. 


Berlin, den 21. März 1873, 
Das Haus der Abgeordneten hat in feiner heutigen I 


den vierunbzwanzigiten Bericht ber Staatsfhuldentommilfion 
über bie Verwaltung bes Staatsfchuldenwefens im Jahre 1871 
zur Beratung gezogen und beſchloſſen: 


ber Königlichen Hauptverwaltung ber Staatsfhulden 
über folgende Rechnungen bie Decharge zu ertheilen: 


A. Die Rechnungen ber Staatsfhulden-Tilgungstaffe: 
I. über ben Hauptfonds, 
I. über die Tilgungsfonds: 


1) der Staatsihulbfcherne, 
2) » —— —* Schuldverſchreibungen, 
Neumarkiſche » 


» n 

» probingiellen Schulden, 

» Anleihe von ............ Pe 1848, 

» » TREE ——— 1850, 

> >» Di snunhnergernernen “ 1552, 

» * 22 1853, 

» >  BBPFETTTETTTERTITTRR 1854, 

» Drämienanleihe von . ......... «. 1855, 
⸗Anleihe vom .................. 1855 A., 
* * —A— ..... 1856, 

Es » J EFERT eo... 1857, 

» 1. Anleihe von................ 1859, 
»,2 » B osinannesausnaunn 1859, 

» WUnleide von .......... ... ..... 1862 
J 1864 

> onen 1867 A., 
> > be — 1867 C 13 
‚ » - 1868 A., 
>» » Do nur rer en 1868B., 





bie Rechnung über bie Einlöfung der Schapan- 
weiſungen / 


III. über den Depoſitalfonds nebſt Effektenrechnung; 
IV. »  » Betriebsfonds 
V. » bie Berwaltungstoften. 


B. Die Rechnungen der Eifenbahn- Hauptlaffen über Ber 
— und Tilgung ber Schulben: 


> » 


1) ber NiederſchleſiſchMaͤrki b 
2 ber ——,—— — 


©. Die Rechnungen ber Hauptkaſſen ber neuen Landestheile: 
a) ber ——— in Hannover: 
1) über die Verzinſung der Hannoverſchen 


Schulden, 

über die Tilgung der Landesſchulben, 
3)» » “ »Eiſenbahnſchulden, 
9 » älterer Schulden; 


b) ber er Dee in Kaffel: 
l) Er E Verzinſung der Kurheſſiſchen 
2) über be. Tilgung ber Kurheſſiſchen allge: 
meinen Schulden, 
3) über bie Tilgung ber Anleihe von 1845; 


ec) ber Regierungd-Hauptlaffe in Wiesbaben über Ver⸗ 
zinfung und Tilgung: 

1) der Raffauifi 

2) ber Eombereitden Schulden ; 


d) ber Kreiskaffe in Frankfurt a. M.: 
über Verzinfung und Tilgung ber Frant- 
furter Schulden; 


e) ber Regierungs-Hauptlaffe in Schleswig : 
Aber infung und Tilgung Ber Schles 
wig⸗Holſteiniſchen —— 
ſaͤmmtlich für das Jahr 1871. 
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D. Die Rechnungen ber Kontrole ber Staatspapiere: 
a) das Dokumenten-Tableau, 
b) bie Redinung über bie are von Schakanmei- 
fungen für das Jahr 18 
c) bie Rechnungen über die Se und Ausgabe 
neuer Zinsfoupons: 
2 ber Unleihe von 1848, 


Herrenhaus. 











» 0» 1880, 
3 * * * 1854, 
4) » 2.» >» 1859, 
5) » » » 1867A. 
t bie Jahre 1868 bis 1871, 


6) ber Anleihe von 1852, 
7) der erften Anleihe von 1859, 
für bie Jahre 1969 bis 1871, 


A 121. 


| 


8) = —— I Schulden, für Die Jahre 
9) der Hannoverſchen Schulden, Abtheilung C 
10) ber DR en, aan 

für das Jahr 18 


Em. Erlaucht beehre ic) mid) von a Beſchluſſe ganz 


Altenftüd A 121. 
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ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfibent des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


ben Yräfibenten bes Serrenhaufes, 
Heren Grafen Otto zu Stolberg. Wernigerode, 
Erlaucht. 


Auf die Tagesordnung einer ber nächiten Plenarſitzungen wird geſetzt werben: 


L 
Mündlicher Bericht der Finanzkommiſſion: 


a) über ben Gefeßentwurf, betreffend bie Erbfchaftäfteuer, Nr. 87 b. D. 


Berichterftatter: Herr von Rabe. 


Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


Uebrigen aber unverän 
zu ilen. 


Befchlüffe des Abgeorbnetenbaufes. 





85.1. 
Gegenſtand ber Erbſchafisſteuer. 

Der Erbſchaftsſteuer find nad Vorſchrift dieſes Geſetzeb 
und bes anli n, von Uns vo —— Tarifes unterwor- 
ie ohne Unterfehie ‚ ob ber Anl Inlaͤndern ober Uus- 

bern zukommt: 


1) Erb B tni d Schenku Tobes · 
wege (mi eure Age Fr —7— der 
mit einer Auflage belaſteten Schenkungen); 


2) Lehns ⸗ unb Fideikommißanfaͤlle / 


3) die Anfälle von Hebungen aus —— — 

welche in deiee —S——— auf den vermöge ——* 

u. 8 ober geſehzlicher — — fenen 
übergehen. 


$. 2. 
Fibeilommiß- und Hamilienftiftungen. 

n Betreff der von Fibeilommiß- und von Tamilienftif- 
— zu —— gr empelabgabe bewenbet es bei 
den beftehenben Vorſchriften m —— Maßgaben: 

1 u — des ſtempelpflichtigen Werthes erfolgt 
den 3 in or 8 12 ie 19 —* 
* ehed, jedoch ohne zug ber uber, 


2) bei Fideilommiß · und Hamilienftiftungen von Tobdes- 
wegen ift ber Wert pel binnen 6 Monaten nad) 
bem Todesfall beizubringen und kommen wegen ber 


bem vorermwähnten Ge efebentmurfe, unter ben nachſtehen 
ert nad) ber Beichlußfaffung des Abgeorbnetenhaufes 


ehenden Abänderungen ber $$. 1, 2, 25, 38 und 42, im 
die verfaffungsmäßige Zuftimmung 


Befhläffe der Kommiffion bed Herrenhauſes. 





§. l. 
Abſatz 1 unverändert. 


1) in ber 2. Seile ftatt »renumeratorifdhene »remune- 
ratoriſchen« zu fehen; 


2) umverändert; 
3) zu ftreichen. 


$. 2. 
Abfag 1 unverändert. 


Fr) ben Beftimmungen in ben 12 bis 19 —* 
Geſetzes, N rg ohne 96 ug be Schulden; gleich⸗ 
ung er mit ber fhrän ung; be ber 
Werth eined Gutes nidt Höher als zum 
30fadhen — bes behufs ber Gründ— 
feed ermittelten jäbrliden 
Reinertraged berechnet werben barf. 


2) unveränbert. 


1) bie Ermittelung bes ne iu Den MWerthes- erfolgt 








Befchlüffe des Abgeorbnetenhauſes. 





Verhaftung für bie Entrichtung beffelben bie Beftim- 
mungen ber 88. 27 und 28 biefes Geſetzes zur An- 
wendung. 


§. 25. : 
Erwerb ter Subftany ohne bie Nutzung. 

ft einem Erben, Vermächtnißnehmer u. ſ. w. Vermögen 
an ee en, beffen Nutzung einem Dritten qufteßt, fo wird 
daſſelbe um ben nad VBorfchrift ber GG. 13 ff. beredineten 
Werth der Be ee angel lagen, wenn ber Erwerber 
ber Subftanz die Verftenerung bei Anfall bewirkt. Wirb 
die Auslegung ber — 9 ber Subftanz bis zur Der 
einigung der Nutzung mit ber * beantragt, To findet 
ber vorſtehend angeorbnete Abzug nicht ftatt. Vielmehr er 
folgt alsdann bie Befteuerung nad) —— ber bei Been- 
digung ber Nußnießung bes Dritten obwaltenben Berhältniffe, 
und wenn inzwiſchen eine weitere Vererbung ber Subftanz 
eingetreten fein ſollte, ohne Entrichtung einer Steuer für bie 
dazwifchen liegenden Unfälle bergeftalt, als ob ber in bie 
Nutzung eintretendbe Erwerber der Subftaug das Eigenthum 
unmittelbar von dem urfprünglichen Erblaffer erworben Hätte. 
Bei Ausfekung ber Verſteuerung ift bie Steuer auf Verlangen 
der Steuerbehörbe aus ber Maffe auf Koften bed Erwerbers 
der Subftanz ſicher zu ftellen. 


Bei fibeilommiffarifhen Subftitutionen wird ber Fibuziar 
ald Nießbraucher und ber Fideikommiſſar als Subftanzerbe 
de8 lien rare Vermögens behandelt. ft jeboch dab 
Fideilommiß auf dasjenige beſchränkt, was beim Tode bes Fi⸗ 
duziars noch vorhanden fein werbe (quidquid supererit), fo 
haben ſowohl ber Fibuziar von bem vollen ——— bes An ⸗ 
falles, als Fidelkommiſſar von dem vollen Betrage des 
an ihn herausgegebenen Vermögens, nach ihrem Verwandt. 
u zum Erblaffer die Erbſchaftsſteuer zu ent- 
richten. 


Wenn ein überlebender Ehegatte kraft elterlichen Nieß- 
brauchs ober mit ben Kindern fortgefegter Gütergemeinfchaft 
im gi bes Ehevermögens bleibt, fo findet eine Berfteuerun 
bes während ber Dauer biefes —— durch den To 
eines Kindes an deſſen Geſchwiſter oder deren Deſcendenten 
gelangenden Anfalls nicht ſtatt. 


$. 38, 
Wverfionalverftenerung. 

Der Finanzminifter ift ermächtigt, ausnahındweife von 
der Vorlegung des BVerzeichniffes 6: * au ern, Omas 
Steuerpflichtigen ganz oder zum Theil abzujehen und ein Aver- 
fionalquantum für bie —— anzunehmen; auch bie 
Averfionalverfteuerung folder Anfälle, beren Verftenerung fonft 
noch außgefegt bleiben müßte, zu geftatten. 


$. 42. 


Die Beftimmungen des $. 41 finden gleichmäßig Anwen ⸗ 
fung auf denjenigen, welcher wiſſentlich zu einem fteuerpflich- 
en Anfalle gehörige Gegenftände, zu deren Angabe er ver- 
ichtet if verfchweigt, oder über bie Thatſachen, welche bie 
teuerpflichtigkeit, bie Höhe bes —— oder bed Steuer · 


trags beſtimmen, wiſſentlich unrichtige Angaben macht. 


‚ Eine Beſtrafung findet jedoch nicht ſtatt, wenn ber Dflich- 

ine auf erforderte eibesftattliche Verſicherung feine Angaben 

Richtige. Auch fällt bie hier vorgefchriebene Beftrafung hin 

Ben, wenn die Täufchung mittelft ig ya, oder 
eeſtattlicher Verfiherung unternommen ift und wegen biefer 
tachen Beitrafung eintritt. 
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Beſchlüſſe der Kommiffion bes Herren haufes. 





g. 2. 


Abſatz 1 und 2 unverändert. 


Abſatz 3 zu ſtreichen. 


$. 38. 
Averfionalverfteuerung. 

Der Finanzminiſter ift ermächtigt, außnahmsmweife von 
ber BVorlegung ber gr gen —* auf Antrag der 
Steuerpflictigen ganz oder zum T abzufehen und ein 
ei pre r bie Erbfchaftsfteuer anzunehmen; auch 
die Averfionalverfteuerung folder Anfälle, beren euerung 
fonft noch ausgefegt bleiben müßte, zu geftatten. 


Wenn ein überlebenber Ehegatte mit mehreren 
Kindern bie — Gütergemeinfhaft fortfegt, 
fo wirb bie Verfteuerun e8 beim Tode eines 
Kindes an beffen Geſchwiſter gelangenden Anfalles 
bis zur ——— er Gükergemeinſchaft aus— 
eſetzt und erfolgt nach Maßgabe bes alsbann vor— 
—9—— Bermögens. 


$. 42, 
Zu ſtreichen. 


— 
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II. 


Miündliher Bericht der Finanzkommiffion über den Gefeh- 
entwurf in Nr, 119 der Druckſachen, betreffend die Ber 
willigung ber Gelbmittel zur Befeitigung des durch bie 
—— der Oſtſee am 12. und 13. November v. J. 

erborgerufenen Nothſtandes und zur Ausführung von 
eihen und Uferſchutzwerken an den Küften der Pro- 
vinzen Pommern und Schleswig-Holftein. 
Berichterftatter: Herr Graf von Maltzan. 
Untrag ber Kommiflion: 
das Herrenhaus wolle befchließen : 


den vorangeführten Gefehentwurf in ber in 
Nr. 119 „ei Faſſung unverändert 
anzunehmen. 


III. 


Münbdlicher Bericht der Finanzkommiſſion über die Petition 
bes Stabbapothekers Kleift in Stettin (P. J. Nr. 200), 
mit dem Antrage: 


bie Regierung wolle, ftatt Aufhebung ber bisherigen 
Steuern, die Erfparniffe aus denfelben zu einem National- 
tefervefonds verwenden. 


Berichterftatter: Herr von Le Eoa. 
Antrag ber Kommiſſion: 


das Herrenhaus wolle beſchließen: 


über vorftehende Petition zur Tagesordnung 
überzugeben. 


Berlin, ben 3. April 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


I 122. 


Berichterftatter: 
Theune. 


Bericht 
ber 
Finanzkommiſſion 
über den 


Geſehentwurf, betreffend die Gewährung von Woh- 
nungsgeld - Zufchüffen an die unmittelbaren Htaats- 
beamten (Mr. 110 der Druckſachen des Herrenhaufes 
und fr. 52, 186, 301 und 309 der Drucfacen des 
Abgeordnetenhaufes). 


z — 

Der vorſtehend bezeichnete Geſetzentwurf iſt von ber Kö— 
niglichen Staatsregierung dem Abgeordnetenhauſe bereits am 
6. Dezember 1872 vorgelegt und von letzterem am 17. v. M. 
mit einigen Abänderungen angenommen worden, nachdem bie 
Staatsregierung vorher unterm 17. Februar a. c. ben bie 
Höhe der Wobnungsgeldzufchüffe beftimmenden früheren Tarif 
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guräcgegogen unb durch einen neuen erſetzt hatte, welcher Die 

arifjäße verboppelt, alfo Die entiprechende er 
3 64 Tit. 5) von 2,215,000 Thlrm. auf 4,430,000 Tblr. 
erhöht. 


In ber hiernach veränderten Form ift ber Gefehentwurf 
in der heutigen Sitzung ber Finanztommiflion im Beifein Des 
Herrn Geheimen Ober-inanzraths Hoffmann ald Vertreter ber 
Königlichen Staatsregierung berathen worden. 


Bei der Generalbistuffion ſprach fich die allgemeine Be— 
—5 über die Tendenz des Geſetzes aus, es wurde das 
ürfniß, den Beamten bie nöthigen Mittel zur Beſchaffung 
eined angemeflenen Dabeims zu gewähren, anerfannt und ber 
Staatsregierung ber Dank dafür ausgefproden, daß fie bie 
ginfige jan age zu einer Fräftigen nitiative auch nad 
jefer Richtung benutzt or Während in ben ten 1857 
bis 1870 nur circa 44 Millionen Thaler für die Aufbefferung 
ber Beamtengehälter zur Verwendung gefommen find, bat 
man im vorigen Jahre allein 5 Millionen und in ben beiden 
hren 1872 und 1873, inkl. ber im vorliegenden Gefege ent- 
Itenen circa 4% Millionen, zufammen circa 12 Millionen 
ler für benfelben Zweck zur Dispofition geftellt, eine fo 
——— om Be * — — ern 
er wefentli iebigung la unb das 
Vertrauen zu ben gi ebenben Faktoren es werbe bie ma- 
terielle Cage ber Staatöbimer unausgeſetzt Gegenftand ber 
er amfeit bleiben, fich kräftigen muß. Hierzu wirb auch 
wefentlic der Grundfag bes Gefehes beitragen, w letzte · 
res nicht nur die Beamten ber größeren Städte und beſonders 
verfehrreichen Fanbestbeile, fonbern alle unmittelbaren Staats: 
diener im ganzen Preußifcen Staatsgebiet umfaßt. Die 
Kommiffion ärte ſich Hiermit vollkommen einveritanden, 
indem fie mit ben Motiven anerkennt, Ba eine Klaffifigirung 


ber Orte äußerft fehwierig fein, zu fortwährenden Klagen füb- 
ten würde, und daß die Beamten troß der größeren pie 
ligkeit dennoch nad) den großen Städten brängen, weil fie bie 


Vorzüge der legteren in den Meinen Orten entbehren, dadurd 
— namentlid) bei Belhaffung fo mancher Lebensbedürfniff: 
ober bei Erziehung ber Kinder — vielfach auf die größeren 


on angemiefen - % zu —— —— 
r welche man nun zu als Korreftiv 
— Dehbalh fe ul, wie t wurde, bie 


—— Anſicht, man lebe in kleinen Städten v Smeife 
illig/ —* nicht mehr ſtichhaltig und wolle man dieſe Katr- 
orie von Beamten ausſchließen, 4 würde das ein Gefühl ber 

Surädjegung hervorrufen, welches bie Freudigkeit in ber Er— 

füllung ihrer Amtspflichten beeinträchtigen könnte. 


Ebenfo fand man es ganz — daß das Geſeß 
ſich hinſichtlich ber Klaſſifzirung ber —— des 
5. Juni 


Qwartierleiftungdgefeges für bie bewaffnete Macht vom 

1868 volftändig A ließt, und wenn bie hierbei vorbehalten: 
fenfiepr‘ e Revifion der Ktlaffen für das Militaie durch die 
Deich ehe zugleich rechtskräftig für bie Eivilbeamten be 
Preußifchen Staates wirkt, jo kann man darin einen Einarif 
in bie Kompetenz des letzteren nicht erbliden, ſondern fid 
damit ebenfalld nur einverftanden erklären. 


Dagegen wurde von verfciebenen Seiten bebauert, daß 
man die Wohlthaten des u nicht aud den im Staat‘ 
bienfte außeretatgmäßig befchäftigten Beamten und Diätarien 
zuwenden fünne. Man verzichtete jedoch auf babingehende An- 
träge in Erwägung, daß nad) den Erklärungen der Staat’ 
grüne N im Saufe der Abgeordneten dieſe Materie fomohl 
in den Minifterien, ald au in der Kommiffion des anberen 
Hauſes ausführlich berathen fei, wobei ſich berausgeftellt bat, 
daß eine Anwendung biefed Geſehzes auf die diätariſch beichif 
tigten Beamten nicht zmedmäßig fein würde; ein Theil der 
felben, welcher gegründete Anfprüce auf Sewis hätte, würde) 
ihn nicht erhalten und em anderer Theil ohne folche Ant 
fprüche ihn dennoch befommen müffen; e8 Liegt dies im dr 
Verichiedenartigkeit ber Avancementsverhältniſſe und Stellm 
der Diätarien in den verfchiedenen Büreaus und Refforts, i 
daß z. B. bei ben Eifenbahnbeamten nidyt baffelbe zutrift 
was für die Gerichts Diätarien gilt. Im Prinzip bat iq 
aber die Staatsregierung, dahin rg daß die Di 








tarien ebenfalls eine weitere Aufbeſſerung erhalten müſſen 
nur fehlten ihr hierzu in — Ja thatfächlih disponb 
Fonds; erft durch den Etat für 1874 könne das Ziel in Fo 


u 


von höheren Diätenfägen erreiht und eine Härte in biefer 
Verzögerung nicht gefunden werden, weil die Diätarien, foweit 
dies nicht —* im vorigen Jahre geſchehen, im diesjährigen 
Etat durchweg, ſpeziell die Diätare bei den Mppellgerichten 
und den —— Behörden um 100 Thlr. und bei den 
Gerichten eriter Inſtanz um 50 Thlr. erhöht worden feien, 
Hierdurch ergänzt fich auch die Bemerkung in den Motiven, 
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den Wohnungsgeldzuſchuß erſt mit dem Einrücken in eine etats 


daß Die unge den Diätarien einen Anfprud auf 


mäßige Stelle mit Befoldung gewähren fann, und e8 erledigt 
ſich ferner eine der Kommiſſion übergebene Vetition des Ne 
—— — Marubn zu Gumbinnen d. d. 
4. März er., welcher bittet: daß den Diätarien eine Ent- 
ſchädigung für die entzogene Mietbsentfchädigung in irgend 
welcher Form noch in diefem Jahre zu Theil werde. 


Hierauf fam in der Kommifjion, obne daß Anträge ge 
ftellt wurden, noch folgendes als von Intereſſe zur Sprade: 


m Abgeorbnetenhaufe war anfäuglich beantragt worden, 
entweder künftig die jegigen fog. Lolalzulagen zu ftreichen, da 
fie mit dem Prinzip biefes Gervißg es kollidirten, ober 
mindeſtens denjenigen Beamten, für welche im Eon ar 
ms Lokalzulagen, vefp. * ihres Wohnortes re 

ehaltsſaͤtze ausgeworfen find, bis zur anderweitigen u⸗ 
lirung der betreffenden Gehaltsklaſſen nur den Wohnungsgelb⸗ 
zufhuß der letzten Servisklaſſe zu gewähren. Der Antrag iſt 
aber zurüdgezogen, nachdem ſich burd Ausführungen ber 
Staatöregierumg_ergeben bat, dab dann eine Zahl von Be- 
amten, obwohl fie in größeren Städten leben, weniger Ein- 
—— haben würden, als bie in kleineren Orten wohnenden 

ollegen. 


Ferner wurde im Abgeordnetenhauſe ein Antrag: die 
Lehrer an den er, ai öheren Unterrichtsanitalten von 
dem Servis auszufchliehen, ebenfalld nicht angenommen, weil 
bie ihm zu Grunde liegende Nüdficht auf bie Kommunen und 
deren ——— zur Unterhaltung ihrer —— zu 


der gan — fertigten Konſequenz führen wuͤrde, daß 
man anderen Staatsbeamten nicht eher Zulagen machen 
dürfe, als bis die Kommunen ihre fämmtlihen Beamten 


ebenfo günftig ftellen Lönnen. Ebenfo fand dort der Wunfd: 
bie Ungleichheit in ber Beſoldung der Königlichen Gumnafial- 
lehrer einerfeits und ber Lehrer an den kommunalen nnd 
Etiftsgymnafien andererfeits Dadurch ” befeitigen, baß letzteren 
gleichfalls die Vergünftigung des vor —— Geſetzentwurfes 
u Theil werde, feine genügende Unterſtützung, da hierdurch 
nfprüce fämmtlider Kommunalbeamten provozirt würden, 
diefe Frage überhaupt von großer Tragweite fei und fpäterer 
befonderer Regelung vorbehalten bleiben müffe, jedenfalls aber 
nicht Urſache werden dürfe, ben Stöniglichen Beamten bie 
Wohlthaten dieſes Gefeßes länger vorzuentbalten. 


Endlid wurde noch darauf hingewieſen, daß mit bem 
— en — ——————— ein Abſchluß in der Ge— 
altsaufbeſſerung der Beamten wohl noch nicht erreicht ſei 
und daß man, um bie — an den Staat aus dieſem 
Titel in Schranken zu balten, eine ir ber Ber 
amtenzahl ind Auge faffen müffe, namentlidy in der Juſtiz 
und inneren Verwaltung. Man erkannte aber aud) bier wie- 
derum an, daß bie jehigen Beamten barauf nicht warten 
könnten, vielmehr verlange das Staatsintereffe eine fehnelle 
Hilfe und deshalb Fünne auch die im Abgeordnetenhaufe an- 
‚geregte Frage: ob der Staat dem auf dem Eiſenacher Kon- 
reſſe zur Sprache gebrachten Drinziv der »Beichaffung von 
—— — durch Bauten⸗ näher getreten werden 
elle, nur ala eine theoretifche betrachtet werden, deren praf- 
iſche Ausführung um fo Emmi er fei, ala bis jeht nur 
twa 8 pCt. ſämmtlicher vn Beamten thatſächlich 
ienftwohnungen inne hätten und die Beſchaffung letzterer 
ür die Übrigen 92 pEt. mindeftens 60 Millionen Thaler und 
ußerdem viele Jahre in Anfpruch nehmen wuͤrde. 


Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen blieb für die Spe— 
ialdiskuffion über 
g.1 


och zu erwähnen übrig, daß v. ber im Abgeordnetenhauſe 

om Vertreter ber Königlichen Staatsregierung abgegebenen 

rlärung ber $. 1, alfo das ganze Gejeß, audy auf bie Mit. 
nl, 3. d. Verhandl. d. Herrenhauſes. 


» 


1 
i 


1 
1 
1 


nn — — 


| 
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— der Landgendarmerie und auf die Steuerempfänger 
nwendung finden ſoll. 


Der vom Abgeordnetenhauſe eingeſchobene 2. Abſatz dieſes 
Paragraphen zu Gunſten der außeretatsmäßigen Beamten aus 
den neuen Provinzen hat — als ber Billigfeit entfprechend 
— bereit8 die Zuſtimmung der Königlichen Staatsregierung 
und heute auch die der Kommiffion erhalten. 


Zum $. 1 gehört alsdann dev Tarif, welcher die Höhe der 
Wohnungsgeldzuſchüſſe in den verfchiedenen Orten der 6 Ser 
visflaffen im Anſchluß an das Militaiv-Quartierleiftungsgefet 
vom 25. - 1868 feftfegt und, ähnlich wie bei den milt- 
tairiſchen Chargen, die Rangklaffen ber Eivilbeamten in 5 Ab- 
theilungen fondert, was fi ben vorliegenden Zweck genügt 
und die Ausführung bes Gefees iefentlich erleichtert. a ber 
Negierungsvorlage war” proponirt, zur Il. Abtheilung außer 
ben Beamten der 2. und 3. Rangklaſſe aud die Ober- 
Regierungsräthe und die mit ihnen in gleichem Nange ftehenden 
Beamten zu zählen. m Haufe der Abgeordneten bat ınan 
biefen Zuſatz aber geftrichen, alfo in Abtbeilung II. nur Be 
amte der 2, und 3. Nangflaffe gr laffen und dagegen im 
$. 2 des Gefeßes ala 2. Abſatz die Beftimmung, 


daß Beamte, welche nad) ihrer Dienftitellung 
Abteilungen des Tarifs i 
niederen 


aufgenommen. 


Sowohl der Vertreter der Königlichen Staatsregierung 
ald auch die Kommifjion erklärten fid mit diefer Abän * 
welche eine den übrigen Abtheilungen gegenüber nicht zu vecht- 
fertigende Ausnahme befeitigt, einverſtanden. 


Schließlich wurde als ——* bezeichnet, daß, da 
* 1 ausdrüdlih den 1. Januar 1873 als Termin für ben 

eginn bes ie mg zufchuffes beitimmt, derfelbe allen 
Beamten zu gewähren ift, welche am 1. Januar 1873 im 
Staatöbienfte Ir befunden haben, alfo aud) denjenigen, welche 
inzwifchen mit Penſion —— ſind (welchen alsdann 
auch die eig van unter Mitanrehnung des MWohnungsgeld- 
zufchuffes zu berechnen ift), ſowie au —— rt bie 
Gnabenzeit ben Hinterbliebenen ber feit jenem “Termin ver- 
ftorbenen Beamten. 


Hierauf wurde ber 6. 1, fowie der zum Gefeßentwurf 
ehörende Tarif in der vorliegenden Faſſung des Abgeordneten- 
Ennfes einftimmig angenommen und damit gleichzeitig eine 
von mehreren Beamten ber Kreisſtadt Yüdinghaufen (Meit- 
halen) vorliegende Detition, welche ihre Stadt aus der jegigen 
Fünften in die dritte Servißflaffe zu * wuͤnſcht / abge- 
lehnt, indem um einer einzelnen Stadt willen nicht das ganze 
Syſtem verändert werden darf, auch alle 5 Jahre, wie bereits 
erwähnt, eine Revifion ber Klaffen vorgeſehen und augen 
blidlich fogar in Ausführung begriffen ift. 


Sodann fand $. 2 mit dem vorerwähnten Zuſahe und 
auch $. 3 in der vorliegenden Faſſung des Ubgeorbnetenhaufes 
einftimmige Annahme. 


—— den 
rangiren, ber entſprechenden 
btheilung zugerechnet werben, 


SA. 


Rach ben Erklärungen des Herrn Regierungstommiffarius 
im Abgeordnetenhaufe und or den Motiven (Seite 7 Ab- 
aß 2 oll der durch dieſes Geſetz — Zufhuß weniger 
en allgemeinen Vebensbebürfniffen, als fpeziell dem Mohnungs- 
bedürfniß der Beamten zu Hülfe fommen. Deshalb ijt dieje 
Sulage auch »MWohnungsgeldzufhuße genannt worden; der 
Staat will — nad) den eigenen Worten des Staatstommiffarius 
im anderen Haufe — benjenigen Beamten, welchen er feine 
Wohnung in natura geben fan, einen Zuſchuß an Geld ge 
währen, nicht aber denjenigen, welchen er die Wohnung ın 
natura liefert, fo daß Beamte mit freier Dienftwohnung, für 
melde fie feine Vergätigung zahlen, aud) keinen Zuſchuß er- 
halten follen. 

Ru Konfequenz deffen kann ber im — Age 
von einer Seite erhobene Anſpruch: bie —— des Geſetzes 
ausnahmslos allen unmittelbaren Staatsbeamten, insbeſondere 
den Gefängnißbeamten zu gewähren und den $. 4 ganz zu 
ſtreichen, als gerechtfertigt nicht angefehen werben. 

79 
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. , Dagegen wurde der Wunſch ausgefprochen, daß bei ben- 
— en Beamten, welche in Stelle von —— 

ielhsentſchädigung exhalten, ebenfallb auf eine baldige Er- 
höhung ber leßteren Bedacht genommen werden möge und 
von dem Vertreter ber Königlichen Staatsregierung eine Er- 
füllung dieſes Wunfches, foweit dazu ein Beduͤrfniß vorhanden 
fei, durch ben nächſten Etat zugefagt. 


Damit wurde $. 4 und ebenfo 
Bedenken VBeranlaffung gab, unver 
genommen. 


5: 5, welcher zu feinen 
nbert einjtimmig an- 


F. 6. 
Die Regierungsvorlage beitimmt: 


1) daß der Wohnungẽgeldzuſchuß bei Feſtſtellung ber Um- 
zugsfoftenvergütigungen außer Anfah bleibt; 


wogegen ſich nichts zu erinnem fand, und 


2) baf berfelbe auch bei Bemeffung ber Penſion nicht in 
Anrechnung gebracht werden foll, 


indem bie Motive hervorheben, daß bie Befchräntung des Be- 
akt ber Wahl feines Wohnortes mit ber Denfionirung 
aufhört. 


Dagegen ift aber zu fagen, daß auch der penfionirte Be- 
amte doch irgendwo wohnen muß, unb baf man ihm bie 
die u während feiner Dienftzeit bewilligten Mittel nad feinem 

usſcheiden nicht gänzlich entziehen ſollte. Man konnte ſich 
deshalb mit ber im Abgeorbnetenhaufe getroffenen Menderung 
nur einveritanden erklären, wonach bei Denfionirungen ber 
— — des rare ri male ür bie Serpis- 
Hafen 1.—V. (dev betreffenden Abtheilung) mit in Anſatz 
fommt und daß dies auch für diejenigen Beamten gelten fol, 
weldhe eine Dienftwohnung beziehungsweife eine Mieths- 
entfhädigung erhalten. 


- Um Uebrigen war es nötbig, ein Drinzip für zahlreiche 
Detailfragen: in welchen Raten der Zufchuß, ob praenumerando 
ober postuumerando zu zahlen ift u.f.w., feitquitellen. Deshalb 
fegt K 6 im legten Abſah feit, daß ber Sufhuß in allen Be 
ziehungen mit der im $. 3 Abi. 2 beftimmten Maßgabe als 
ein Theil ber Befoldung gilt. 


Hierauf wurde $. 6 in ber vorliegenden Baflung bes Ab⸗ 
ee fowie auch $. 7 und fehlieglih ber ganze 
eſetzentwurf einftimmig angenommen. 


Die Kommiffion trägt demgemäß darauf an: 
Das Herrenhaus wolle befchliefen: 


1) dem Geſetzentwurf, betreffend bie Gewährung von 
Mohnungszufhülfen an die unmittelbaren Staats- 
beamten in ber Faſſung, wie berfelbe aus ben 
Beſchlüſſen des Abgeordnetenhaufes hervorgegangen 
ift, in unveränderter Geftalt die verfaffungsmäßige 
Suftimmung zu ertheilen; 

2) bie Petitionen (Nr. 218) des Megierungs-Kanzlei- 
Diätarind Marubn zu Gumbinnen und 
(Nr. 237) einer Anzahl Beamter der Stadt Fü- 
dinghaufen durch den Beſchluß ad 1 für erledigt 
zu erklären, 


Berlin, den 2, April 1873, 


Die Finanzkommiſſion. 


von Nabe (Vorſitzender). Dr. E. Baumſtark. 
von Klützow. von Plötz. Graf zu Solmsd-Baruth. 
Freiherr von Tettau. Dr. Telltampf. 
Tbeune (Berihterftatter). 
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A 123. 
Berichterftatter: 
Haſſelbach. 
Bericht 
der 
Finanzkommiſſion 
über ben 


&efehentwurf wegen Abänderung des Geſeßzes vom 
1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer 
Alaffen- und hlaffifzirten Einkommenfteuer 
(Mr. 97 der Drudfachen). 





Mittelft Allerhöchſter Ermächtigung vom 4. November pr. 
t die Königliche Staatsregierung den beiden Häuſern bes 
Landtags einen Örfepentwurt wegen Abänderung des Gefe 
vom 1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer Klaffen- 
und Haffifizirten Einfommenfteuer, zur verfaffungsmäß 2 
Beihlußfaffung vorlegen laſſen, welcher zunähft dem Pb- 
geordnetenhaufe ugegangen, von bemfelben berathen unb mit 
mehrfachen mwefentlichen Mbänderungen angenommen ift. 


Der abgeänderte Gefehentwurf ift unter dem 7. vori- 
nen Mts. dem Herrenhauſe überfandt und der unterzeichneten 
Finanzkommiſſion zur Vorberathung überwiefen worben. 


m MWefentlichen bezwedt der Geſetzentwurf in ber erften 
SHauptflaffe ber Slaffenfteuerpflichtigen, und zwar in ber eriten 
Stufe die Unterftufe a. ganz zu befeitigen und dadurch, ſowie 
durch Veränderung ber * ungsgrundſätze überhaupt eine 
Perminderung der ammteinnabme aus ber Klaffenfteuer 
um circa 2,500,000 Thlr. herbeizuführen, ferner Die jeßigen 
Einfhäkungsgrundfäte zur Stlaffenftener nad allgemeinen 
Klaffenmerkmalen, welche in ben verfchiebenen Provinzen zu 
einer ganz ungleichmäßigen Veranlagung geführt haben, zu 
befeitigen, ein ben Einfchätun sgrunblägen der Einfom- | 
menfteuer analoges Verfahren herbeizuführen und endlich bie 
Einfhägungsgrundfäge zur Einfommenfteuer durch Vermehrung 
der Steuerjtufen zu verbeſſern. 


Die im Abgeorbnetenbaufe vorgenommenen Aenderungen | 
* — — betreffen hauptſächlich folgende 
unkte: 4 


Nah $. 6 ift die Solleinnahme ber Stlaffenfteuer auf 
11,000,000 Thlr. fontingentirt worden: ber d. 7 enthält erheb⸗ 
lich veränderte Steuerftufen. 


Durd) $. 9b. ift eine Beſtimmung eingeſchoben, weldyer 
Funbamentalprinzipien der verfchiedenen Städte und Gemeinde 
ordnungen (da8 Bürgerrecht, beziehentlih das Stimm- und 
zuon in Gemeindeangelegenheiten) bedeutend alterirt; das 
| Meklamationd und Me irsberfahren iſt anders geordnet 
($. 14) und der 8. 15 enthält die Beſtimmumg, daß höhere 
| Bergüfungen für Veranlagung und Erhebung der Stlafien- 
| fteuer, ald die in ben Gefeßen vom 30. Mai 1820, und vom 
1. Mai 1851 ($. 15) den Gemeinden zugebilligten 4 Prozent 
| duch den Staatshaushaltsetat h 
ı können. 
| 
f 
| 
| 


Die Berathung der Vorlage bat in Gegenwart bes Ge | 
heimen Ober-frinanzratid Rhode und be — Dber- 
Regierungsratbs Ribbeck ald Vertreter der Königlichen Etaatt- 
regierung in ben Tagen bes 17, und 18. März ftattgefunden 


m Eingange ber Beratung wurde in formeller Ro 
' ziehung hervorgehoben, daß e8 (rsierig fei, genau zu fiber 
ſehen, welde Beftimmungen ber bisherigen Geſetze durch ben | 


eftgelegt werben, 
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vorliegenden Entwurf aufgehoben wurden, und weldye nod) 
bejtehen blieben , was feitend bed Vertreters des Königlichen 
Finangminifteriums mit dem Bemerken zugegeben wurde, daß es 
Abſicht der Königlichen Staatsregierung ſogleich nach dem 
Erlaſſe des neuen Geſetzes eine Zuſammenſtellung der bisherigen 
und der neuen Vorſchriften anfertigen und publiziren zu laſſen, 
welche die Ueberſicht weſentlich erleichtern würde, und ſchon 
— für die ausführenden Behörden unentbehrlich 
erſcheine. 


Nachdem die formelle Frage dadurch als erledigt angeſehen 
wurde, machte na in ber Sache felbit eine große Ueberein- 
immung in ber Kommiffion dahin geltend, daß es fehr wün- 
chenswerth fei, das Gejeh zu Stande zu bringen, um dem 
Lande bie durch das Gefeh beabfidhtigte Steuerermäßigung 
nicht noch länger vorzuenthalten, und daß e8 beöhalb gerathen 
erfcheine, untergeordnete Bedenken zu unterdrüden. Einzelne 
Pimbte wurden aber lebhaft angegriffen, und Ban man, 
denfelben durchaus u zuftimmen zu können. Dahin gehört 
vornehmlich die Veränderung der Wahl- und Stimmredjte in 
Gemeinbeangelegenbeiten ($. 9b.) unb ber $. 15 wegen ber 
Veranlagungs- und Hebegebühren, und von einzelnen Mitglie- 
bern wurde bie — rung ber Klaffenfteuer als unan- 
ug beftritten. Die Herren Regierungstommiffarien gaben 
en dringenden Wunfch zu erkennen, feine Abänderungen in 
denjenigen Dunften vorzunehmen, deren Mobififation das Zu- 
ftandelommen de8 Gefeßes gefährden könne. 


Zur en übergehend, fo wurbe zunädit be 
u en, bie des Artikel 1., welcher die Daragrapben 

a ae vom 1, Mai 1851 bezeichnet, welche burd den 
vorlie Gefegentwurf aufgehoben werden follen, bi8 zum 
Schluß ber Berathung auszufegen. 


Der $. 5 og nun in feinem 2, Abfake über bie 
Befreiungen von der Klaffenfteuer. Zu ben Befreiten gehören 
nah ber Beitimmung sub a. 8. 5 alle —— Perſonen, 
mir N ben Betrag von 140 Thalern nicht 
erreicht. 


Nah $. 7 bilden Fünftig „Diejenigen ———— em 
weldhe ein Tahreseinfommen von 140 bis einſchließlich 
220 Thalern beziehen, die unterfte Steueritufe, und foll von 
derfelben jährlih 1 Thaler erhoben werden. Die bisherige 
Kopfiteuer von 15 Silbergroſchen fällt fort. Die Steuer 
wird nad Haushaltungen erhoben; eine Befteuerung einzelner 
Derfonen findet nur infofern ftatt, als biefe jelbitftändig find 
und als foldhe angefehen werben müffen, die einen eigenen 
Haushalt bilden. 


Durch diefe Beitimmungen werden num eine Menge Der- 
fonen von ber Klaffenfteuer entbunden, die berfelben biäher 
unterworfen waren. 


Bon mehreren Mitgliedern wurde bemerkt, daß dazu gar 
fein Bebürfniß vorhanden, und daß e8 richtiger fei, die allge 
meine Steuerpflicht feftzubalten. Auch werde bie Feſtſetzung 
einer unterften Steuerftufe von 140—220 TIhlm. ganz ver- 
fchieben wirken, je nachdem es ſich um eine Arbeiterfamilie in 
ben Städten oder auf dem Lande, und refp. um eine ſolche in 
den Öftlichen ober weſtlichen Brovinzen handle. Dem wurde 
von anderer Seite entgegengejegt, baß allerdings ein dringen 
bes Bebürfniß vorhanden fei, die jegige unterfte Stufe (15 Sur. 
pro Kopf) zu bejeitigen. Die Königliche Staatsregierung 
hätte überzeugend nachgewiefen (Fol. 8 und 9 ber Motive), 
mit welden unverhältnigmäßigen Koften und Schwierigkeiten 
gerade Die Einziehung ber Riafenfene von ber gegigen unteriten 
Stufe verbunden fe. E83 fei in der That bekannt, daß in 
einzelnen —— Städten nur deshalb die Mahl und Schladht- 
fteuer beibehalten ſei, um nicht die ärmeren Klaſſen durch Die 
Einziehung einer direften Steuer zu brüden, und weil ferner 
die Weranlagung und Erhebung der Klaffenfteuer nad) bem 
jehigen Sefeh mit ben allergrößten Beſchwerden verbunden fei. 


Einzelne Mitglieder würden ſich daher auch nur bann für 
bie Aufhebung der Mahl. und Schlachtſteuer erklären können, 
wern fie ficher wären, daß bie gegenwärtige Vorlage zum Ab- 
ſchluß gelange. 

Zugegeben fei, daß die Abgrenzung ber Steuerjtufe nad) 
unten auf ben Sa von 140 Thalern etwas MWillkürliches 








habe, aber dies fei einmal nicht zu vermeiden; in ſolchen 
Steuerfragen handle e8 fi) immer nur darum, welches Uebel 
bad kleinſte fei; von dieſem Gefichtspunfte aus erfcheine die 
vorliegende Beitimmung als eine wefentliche Verkleinerung des 
jetzigen Uebels. 


Nad) diefen Erörterungen wurde die Nr. a. unter Be- 
richtigung des Allegats, in welchem ftatt Abſatz 4 zu fegen 
ift, »Abſatz 5 mit 6 aegen 3 Stimmen angenommen. 


Die anderen Beitimmungen des $. 5 fanden feinen Wider: 
forud). 


Die Kommiffion trägt daher darauf an, das Herrenhaus 
wolle beſchließen: 


dem 6. 5 mit ber bezeichneten Bericdytigung zuzu- 
ftimmen. 


Bemerkt wurde nur noch, daß es nicht Har und korrekt 
erfcheine, wenn unter ben Buchſtaben g. und h. bavon bie 
Rede fei, baf die Inhaber des Eifernen — x. und bie 
u ihrem Hausftande gehörigen familienglieber, 
—* fie zu den erſten beiden Steuerftufen (K. 7) gehören, 
von ber Steuer frei fein follen. Die Befreiung ber zum 
Hausftande gehörigen Familienglieder ſcheine ganz von ſelbſt 
zu folgen, ba die Steuer überhaupt nur nad) Sausbaltungen, 
von ſolchen Einzelftenernden erhoben werde, welche einen 
felbftftändigen Haushalt bildeten. 


Indeß wurde ber Gegenjtand nicht für fo wefentlich ge 
halten, um Berbefferungsanträge zu ftellen. 


$. 6. 


Nach $. 6 wird bie Klaſſenſteuer auf den ahresbetrag 
von elf Millionen TIhalern feſtgeſetzt. 


Der Zuwachs an der Steuer, foweit er in Folge der 
Vermehrung ber Bevölkerung und ber Zunahme des MWohl- 
ftandes über den Betrag von 11,000,000 Thalern entiteht, 
fol alfo nicht ber Staatöfaffe zu gute kommen, fondern ben 
Steuerpflichtigen, während bie Haffifigirte Einfommenfteuer 
unfontingentirt bleibt. 


Von vielen Mitgliedern wurde bemerkt, daß eine ſolche, 
wenn aud) nur theilmeife Kontingentirung perfönlicher Steuern 
nicht für angemeffen zu erachten fei, und daß fi für bie 

olge jebenfalld Unzuträglichkeiten herausftellen würden, wenn 
ie Kla — über ben Betrag von 11,000,000 Thalern wachſe, 
alfo Erlaffe an berjelben eintreten müßten, während dies bei 
ber Einfommenfteuer nicht ber Fall ei. 


Die nach parlamentarifher Machterweiterung ſtrebende 
Dartei würde dies benußen, um auch bie Kontingentivung ber 
Einfommenfteuer zu erlangen, wie bies ſchon jetzt aus den 
Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes zu erfehen ſei. 


Andererfeit8 wurde nicht verfannt, daß die Kontingen- 
en ben beabfichtigten Steuererlaß ſicherſtelle, und die Stel- 
lung der Staatöregierung den Beſchwerden und Reklamationen 
in Klaffenfteuerfachen gegenüber weſentlich verbeffere. Auch fei 
nad; Lage der Verhandlungen im Abgeordnetenhaufe darüber 
fein Zweifel, dab in folge einer Ablehnung biefes Paragraphen 
das Gefeg wiederum nicht gu Stande kommen mürbe. 


Der Vertreter des Königlichen Finanzminiſteriums gab 
folgende Erflärung ab: 8 ginanz g 


»Die frage ber Kontingentirung ber Klaffenfteuer fei von 
feiner Seite als eine felbitftändige, unbedingte, vielmehr nur 
in unmittelbarer Verbindung mit ben verfchiedenen Vorſchlägen 
wegen ber, ber Veranlagung der Klaffenfteuer zum Grunde zu 
legenben neuen Eintommensflala aufgeraßt worden. Die 
Staatsregierung babe ſich, indem fie für ale —— Per · 
fonen, deren Jahreseinkommen ben Betrag von 140 Thalern 
nicht erreicht, die gänzlidye Befreiung von ber Klaffenfteuer 
und außerbem bie gefehliche eftitellung beitimmter Einfommen- 
ſätze als Maßſtab der Schägung zu den biöherigen Stufen- 
jägen vorgefchlagen, auf die Angaben der vernommenen Sadı- 
verftändigen über die Höhe bes thatſächlichen Einfommens ber 
gegenwärtig zur Unterftufe la. eingeſchätzten Perſonen und 
ar diejenige Einfommensjkala geftügt, welde ſchon jegt in- 
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ſtruktionsmäßig zum Anhalt für die Einſchätzung 
oberen Stufen der Klaffeniteuer zu dienen rg Cie fei der 
Meinung gewefen, daß dadurd einem großen Theile dev zur 
Unterjtufe 1a. eingeichägten Derfonen die völlige Befreiung 
und vielen zu den Stufen 2 bis 9 veranlagten Verfonen eine 
Steuer-Ermäßigung zu Theil werben würte. Bon dem Saufe 
ber Abgeordneten Me lebhaft beitritten worden, daß biefe A 

ficht nad} der einen oder anderen Seite hin durch jene Maßregeln 
erreicht werden würde, insbeſondere fei entichieden in Abrede ge- 


# 
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—— 


ſtellt, daß der danach von der Staatsregierung überſchläglich auf 


2; Millionen Thaler berechnete Ausfall der Klaſſenſteuer auch 
nur annähernd auf diefen Betrag zu ftehen kommen werde, 
im Gegentbeil fei behauptet worden, bie VBorfchläge der Staats- 
regierung würden nicht zu einer Ermäßigung, fondern zu einer 
Erhöhung des Steuerbetrages führen. an babe bob eine 
andere Emkommensſkala vorgeichlagen, weldye die Einkommens» 
venzen für die unteren Stufen erheblich erweitert babe, 

ierauf einzugeben, babe die Staatsregierung ihrerfeits Be 
denfen tragen müffen. In diefer, durch ziffermäßige Nachweife 
nicht zu löfenden Differenz habe ſich der Vorfchlag, die Ge- 
fammt-Einnahme ber Klaffenfteuer auf einen unveränderlicden 
Betrag zu figiven, ald ein geeignetes Mittel dargeboten, der 
klaſſenſteuer ichtigen Bevölkerung den beabſichtigten Erlaß in 
unzweifelhafter Weife zugumenden und zugleich die Staatskaſſe 
gegen einen darüber hinausgehenden Ausfall ficher zu ftellen. 


Da aber ein anderer Weg, um zu einer Einigung über 
die Einfommensziffern ber Skala und damit über die weient- 
lichen Grundlagen des Gefeges zu gelangen, ſich nicht darge 
boten babe, fo habe das Staatöminifterium befchloffen,, die 
Maßregel, welche in politifcher Beziehung unbedenklich erſcheine, 
vorbehaltlich der Zuſtimmung ber Krone zu acceptiren, und 
fie, fofern auch das Herrenhaus fid) damit einverftanden er- 
flären * demnächſt der Allerhöchſten Genehmigung befür- 
wortend zu unterbreiten. 


Die Prärogative ber Krone würden durch bie Fixirung 
des — Ping he in feiner Meile beein- 
traͤchtigt, denn die Erhebung der figirten Summe bleibe völlig 
unabhängig von ber alljährlicyen freftftellung des Staatshaus- 
halts-Etats, Die Wirkung der Maßregel beichränte ſich daher 
in ber u barauf, daß ber flaffenfteuerpflichtigen Bevölkerung 
vom Jahre 1874 ab ein Steuererlaß von fait 3 Millionen 
Ihalern gewährt und daß ferner zu Gunften berfelben Be- 
völferung auf den Mehrertrag ber Klaffenfteuer, wie er fonit 
in Folge der Zunahme der Bevölkerung und des Mohlftandes 
eingetreten wäre, verzichtet würde. Nady ben Erfahrungen der 
Vorjahre ftelle (ie in leßterer Beziehung das Opfer ber Staatö- 
faffe als ein ſehr geringes heraus, wobei aud in Betracht 
täme, daß die Vermehrung des Einkommens der zu ben oberen 
Stufen der Klaffenfteuer veranlagten Derfonen, fobald fie nur 
über bie Scheide * ber Klaffen- und klaſſifizirten Einfommen- 
fteuer hinausgehe, ben Ertrag der letzteren Steuer erhöhe, 
alfo nad) wie vor ein Anwachſen der Staatseinnahme zur 
Folge haben. 

Andererfeits erfcheine die Kontingentirung der Klaffenfteuer 
infofern erwiünfcht, als die Staatsregierung dadurch in ben 
Stand gefegt werde, den geſetzlichen Anforderungen in Bezug 
auf die Veranlagung der Vflichtigen in vollem Mafe Geltung 
zu verfchaffen, ohne fid) dadurd dem Miftrauen einer vor- 
zugsweife fisfalifchen Tendenz auszuſetzen. Von dieſer Seite 
gewinne die Mafregel allerdings eine politifche Bedeutung, 
welche ihr indeß in den Mugen aller derjenigen, benen es auf 
eine Kräftigung und Befeftigung ber Stellung ber Staats- 
tegierung dem Lande gegenüber ankomme, nur zum Bortheil 
gereichen könne. 


Wenn nad Lage der Sache anerkannt werden müffe, daß 
der alljeitig gebilligte Zweck der Vorlage, eine — der 
weniger bemittelten Bevölkerung herbeizuführen, nicht fuͤglich 
ohne die Kontingentirung der Klaffenfteuer zu erreichen fei, jo 
könne der gegen diefe Maßregel aus dem aeg ui ber 
Haffifizirten Einfommenfteuer mit ber Klaſſenſteuer hergeleitete 
Einwand nidyt für durchgreifend und die Folgerung eines ähn- 
lihen Vorgehens Hinfichtlich der Einkommenſteuer nicht für 
begründet erachtet werben. Daß die Veranlagung ber Klaffen- 
feuer alsbald erheblich über den Normalbetrag hinausgehen 
und daher eine merfbare Ermäßigung der veranlagten Stufen 
füge eintreten werde, erfcheine, im Hinblick auf die jegt vor- 


123. 





liegende Einfommensflala, welche die Verfonenanzahl ber 
unteren Stufen gegenüber derjenigen ber oberen wefentlich ver- 
mehren würde, nicht wahrſcheinlich. Zur Zeit Eönne man bem 
bi ber neuen Veranlagung nach dieſer Nichtung bin ohne 
Beſorgniß einer weſentlichen Ungleihmäßigkeit gegenüber den 
Einfommenfteuerpflichtigen PR und wenn in ber 
That einmal eine ſolche Ungleihmäßigfeit eintreten follte, fo 
fei ber Weg einer entfprechenden Korrektur im Wege ber Ge- 
feßgebung nicht ausgefchloffen. In feinem gu werde indes 
behufs Herftellung der etwa mangelnden Gleihmäßigfeit in 
den Ergebniffen der einen und ber anderen Stener eine Kon— 
tingentirung der Einkommenſteuer in das Ange zu fallen re 
Um zu erfehen, wie wmefentlich verſchieden dieſe Maßregel in 
ag und finanzieller Beziehung von der Kontingentirung 

r Klaffenfteuer fein würde, möge dad Verhältniß beider 
Steuern rüdfichtlich ber Sahl ber a und des jähr- 
lichen Mehrertrages beachtet werben. Nur in den legten zehn 
Jahren fei die Emfommenfteuer um 42 pEt., die Klaffenjteuer 
dagegen um 9 pEt. geffiegen bie Sahl der Einfommenfteuer- 
Hilton erreiche faum 3 pCt. ber gefammten Elaffeniteuer- 
pflichtigen Bevölkerung. Faſſe man das Anwachſen beider 
Steuern für das laufende yabr gi en dad Vorjahr 1872 ins 
Auge, fo komme man zu dem efultate, daß eine Fixirung 
beider Steuern auf den Veranlagungsbetrag für 1872 im lau» 
fenden Jahr bei der Stlaffenfteuer zu einem Nachlaß von im 
ig 2 pCt. (= ca. 7 —— pro Steuerthaler), bei 
ber Einkommenſteuer zu einem Nachlaß von im Ganzen 15pCt. 
= ca. 5 Sgr. pro Steuerthaler) geführt Haben würbe. Da- 
nach wirbe alfo der jährliche Steuerfab in der oberften (12ten) 
Stufe der Klaffenfteuer von 24 lern umca. 15 Sar., ber 
jährliche Steuerfaß in der erften Stufe ber Elaffifizirten Ein- 
fommenfteuer von 30 Ihalern aber um ca. 5 Thaler er- 
mäßigt fein. Die verfhiedene Wirkung des Kontingentirungs- 
prinzip Hinfichtlich ber einen’ und der anderen Steuer trete 
hiernach klar zu Tage. In ber Ihat fei e8 von anderer Be- 
deutung, ob man vielen Millionen weniger bemittelten Staats- 
angehörigen einen fo geringfügigen oder einer verhältniimäßig 
geringen Anzahl wohlhabenderer Staatsangehörigen einen fo 
erheblichen Steuernadylaß gewähre. Daß aber in ber Ver- 
theilung der Bevölkerung rüdfihtlih beider Stenern und in 
dem Verhältniffe ihrer jährlichen Steigerung alsbald eine 
wefentliche Aenderung eintreten werde, Ei nad) dem Gange 
unferer fozialen Entwidelung, welche vorzugsweiſe das An- 
ſchwellen des Reichthums in den höchſten Bevälferungsfchichten 
beförbere, ohne eine irgendwie gleichmäßige Vermehrung des 
Mohlitandes in den unteren und mittleren Einwohnerklaffen, 
in feiner Weife anzunehmen.« 


Nach diefer Erklärung, und nad den wieberholten Aus- 
führungen einzelner Mitglieder, weldye in ber Ktontingentirung 
ebenfalld nur ein Mittel zur B — ſonſt ganz unlösbarer 
Schwierigkeiten erkannten, wurde zur — geſchritten 
und ber $. 6 unter Berichtigung bed Allegats im vorletzten 
Abfage, in welchem ftatt Alinea 3 zu feßen ift Alinea 4, mit 
7 gegen 3 Stimmen angenommen. Die Kommiffion beantragt 
— das Herrenhaus wolle beſchließen, 


ben $. 6 in ber vorgelegten Faſſung mit ber vorbe 
zeichneten Berichtigung zuzuftimmen, 


Der $. 7, bie Feſtſetzung ber Steuerftufen und bie Ein- 
(hägungsgrundjäge betreffend, wurde nad) ben darüber ſchon 
in ber Generalbisfuffion und zu 5. geführten Erörterungen micht 
weiter bemängelt und von der Kommiſſion angenommen. 


Daffelbe gilt von $. 9a, 
Dagegen gab ber 
$. 9b. 
zu lebhaften Einwendungen Veranlaffung. 


Man fand e8 zwar natürlich, daß dad Abgeordnetenhaus 
darauf Bedacht genommen habe, durch das vorliegende Gefeh 
nicht das Gemeinde-Wahlrecht befchränfen zu laſſen. Dem 
das qu. Gefeß fei offenbar nicht der Ort, Fundamentalprin- 
jivien ber verſchiedenen Städte- und Gemeindeordnungen in 

er Monarchie zu Ändern. Deshalb fünne aber das Beltreben 
nur bahin gehen, eine Formel zu finden, wodurch der bisherige 
Nechtszuſtand feitgehalten werde. 


Der $. 9b. enthalte aber eine fehr weſentliche Erwei— 
terung des Gemeindewahlrechts namentlich für bie größeren 
Städte in den 6 ditlichen Provinzen der Monardjie, welche nad) 
der Stäbte-Ordnung vom 30. Mai 1853 verwaltet würden, 
und ftatuire auferdem einen großen Unterfchieb zifchen ben 
der Rheinischen Städteordnung vom 15. Mai 1856 unterwor- 
fenen Städten, und ben Städten in Weftphalen und in den 
6 öftlicdhen Provinzen. Zu foldyen weitgreifenden Menderungen 
liege nicht der mindeſte Grund vor. 


n ben großen mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Städten 
der öftlichen Drovinzen fei häufig da8 Bürgerrecht von einem 
Eenfus von 300 Thalern Einfommen ee gemacht (efr. 


> 


$. 5 der Stäbteordnung vom 30. Mai 185 


Dies höre in Folge der Aufhebung der Mahl- und Schladht- 
fteuer auf, und eb trete dafür der ng von 4 Iha- 
lern ie ein, der nun durch den erften Abfag des F. Ib. 
auf 2 Thaler jährlich rebuzirt werde. Damit würben bie 
Gemeinbewähler ber dritten Abtheilung in den großen Städten 
beinahe verboppelt werben. 


In den Städten ber Are nad $. 5 ber 
Städteorbnung vom 15. Mai 1856 das Gemein Cry 
von einer — in maximo von jährlich 12 Thalerh, 
oder aber von einem Einkommen von höchſtens 600 Thalern 
abhängig gemacht werben. In dieſen Städten ſolle es na 
orig bes $. 9b. nad) wie vor suläffig fein, das Wahlrecht 
von der Veranlagung zur 2.—8. Steuerftufe abhängig zu 
machen, welche legtere Stufe ein Einfommen von 550 b 
600 TIhalern rg I dieſen Rheiniſchen Städten 
würde es daher beim Alten bleiben. Es ſei bei der ſonſt ſo 
durchgreifenden — bes Gemeindewahlrechts vollſtän⸗ 
dig unerfindlich, wodurch die beſondere Berückſichtigung der 
Rheiniſchen Städte gerechtfertigt werben ſolle. 


Es wurde daher ber Antrag gemadt, ben $.9b. ganz 
in jtreichen und jtatt beffen folgenden. Paragraphen anzu 
nehmen: 











»Soweit nad) ben beitehenden Beltlimmungen in 
Stabt- und Panbgemeinden das Bürgerrecht, rejp. das 
Stimm- und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten 
durch Veranlagung oder Einfhägung zu gewiflen Stu- 
fen der Klaffenfteuer oder des Einkommens bedingt ift, 
bleiben dieſerhalb bis zur weiteren en ege · 
lung des Gegenſtandes bie bisherigen nad) den unver 
änderten Grunbjägen bed Steuergefeged vom 1. Mai 
1851 noch —— Steuerſaͤtze, beziehentlich die 
bisherigen Einfommensfäge mit den dieſerhalb den Ge- 
meinden geſetzlich zuftebenden Befugniffen näherer fta- 
tutarifcher Beitimmung maßgebend. 


Die Fortdauer des bezüglichen Statutarrechts hi 
in Betreff ber zur Zeit mahl- und —— 
tigen Staͤdte von dem Fortbeſtande der Mahl- und 
Schlachtſteuer nidyt abhängig.e 


Der Vorſchlag bezweckt, bie bisherigen er Han zu 
fonferviren, Bon Seiten bed Kommiffarius des Königlichen 
Minifterii de8 Innern murde bemerkt, daß bie Königliche 
Staatsregierung eine Abänderung ded vom Abgeorbnetenhaufe 
einmal angenommenen $. 9b. im jebigen Stadium für nicht 
rathſam erachte, weil dabdurch möglidyerweife das Zuſtande ⸗ 
lommen des Öefehes gefährdet werden würbe. 


In der Kommiffion wurde indeß bie Bedenken nicht für 

b weſentlich eradjtet, um beshalb eine durchaus geredhtfertigte 
bänderung zurüdzumeifen. Der Abänderungsantrag wurbe 
baher aud) don mehreren anderen Kommiljionsmitgliedern 
unterftüst, und beantragt die Kommiſſion einftimmig: 


das Herrenhaus wolle befchließen: 
obigen Abänderungsantrag anzunehmen. 


$. 10. 


In dem Abfage I unter Littr. a. vorlegte Zeile befindet 
’ ein Drudfehler, indem es ftatt »ber einzelnen Steuer- 
ichtigen« heißen > — einzelnen Seuerpflichtigen.« 
e bewirkt. 


ieſe Verbefferung wur 


j 
b. 





Sodann wurden zu dieſem Paragraphen mehrere Abände- 
rungsanträge gemacht, weldyen die Abſicht zu Grunde lag, 
einzelne nicht forreft erfcheinende Ausdrüde zu verbeffern, un 
das Neffortverhältniß der mit der Veranlagung x. betrauten 
Behörden klar zu ftellen. 


Es wurde beantragt: 


in der Seile 2 bes $. 10 ftatt des Wortes »Gemeinde ⸗ 
vorftand« zu ſetzen: 


»Semeinbevoriteher, reſp. einem Mitgliede des Ger 
meindevorftandes«, 


denn ber Gemeinbevorftand fei ja vielfach ein follegialifcher, 
alfo m Zahl von Mitgliedern, die nicht alle Vorfikende fein 
unten. 


2. Ferner wurde beantragt, in der 8. und 9. Zeile die 
Worte zu ftreichen: 


»und fann der Gemeindevorftand ben Vorſitz in biefen 
Kommiffionen einem von ber Gemeindevertretung ge 
wählten Kommiffionsmitgliede übertragen«. 


Es liege aud) bier wieder eine Abänderung der beftehenben 
Gemeindeverfaffungen vor, zu der ein genügender Grund nicht 
vorhanden fei. Denn aud in Berlin würden eventuell zu ben 
— ſehr wohl Magiſtratsmitglieder deputirt werden 

nnen. 


3. Wurde beantragt, zu dem 3. Abſatz hinter dem Worte 
Kreishauptmänner hinzuzufügen: 


sund refp. Bürgermeilter ber einen eigenen Kreis bil- 
benden Stäbte«, 


Schließlich wurde darauf aufmerkfam gemacht, daß in 
Berlin ganz abnorme Verhältniffe au beftehen fchienen, welche 
es zweifelhaft machten, inwieweit ber Geſetzentwurf auf bie 
Berliner Verbältniffe paſſe. Es fei befannt, daß bie Gemwerbe- 
fteuer in Berlin nicht wie in ben Übrigen Städten ber Mon- 
ardhie auf Grund des Gefehed vom 30. Mai 1820 von ben 
Gemeinden zn. und a. werde, fondern burd) eine 
Königlihe Behörde, es konftire nicht, ob es mit ber er 
feniteuer anders gehalten werben folle, wer eventuell bie Funk⸗ 
tionen des Landraths auszuüben babe x. Indeß wurde davon 
Abitand genommen, Verb — zu ſtellen, weil das 
dazu nöthige Material nicht vorliege. 


Von Seiten des Vertreters des De inanzmi- 
nifteriums wurden die Unträge theils als unndtbig, theils als 
felbftverftänblich bekämpft. 


Was ben erften Antrag betreffe, fo wurde eben, ba 
ber Ausbrud: main ai nicht u reft er 
Derfelbe fei aber bereits in dem Gefehe vom 1. Mai 1851 
enthalten, und fei das Verbältniß durch Inſtruktionen und 
durch die Praxis geregelt, und es erfcheine nicht wünfcens- 
wertb, hieran etwas zu änbern. 


Den dritten Antrag erachtete ber Herr Vertreter bes 
Königlichen Finanzminifteriums nicht für nothwendig. Bei ber 
Abftimmung wurden biefe beide Anträge mit vefp. 6 gegen 3, 
und refp. mit 5 gegen 4 Stimmen abgelehnt. 


Dagegen wurde ber zweite Antrag mehrfach unterftüßt, 
weil u ber That zu einer folder En ber e 
enden Beranlagungs- Organifation eine —— erkennen 
önne. Es wurde daher mit großer Majorität beſchloſſen, 
dem Serrenhaufe zu empfehlen, die Worte: 


N) 
»und kann ber Gemeindevorftand ben Vorſitz in biefen 
Kommiffionen einem von ber Gemeindevertretung er⸗ 
wählten Kommilfionsmitgliede übertragen« 


zu ftreichen. 

Was die Berliner Verhältniffe anbetreffe, fo erflärte ber 
Herr Vertreter des Königlichen Finanz-Minifteriums, daf die 
Klaffenfteuer in Berlin allerdings von ber Kommune 
veranlagt und erhoben werden jolle, dab aber die Reffort- 


verhältniſſe der Königlichen und ftädtifchen Behörden fo ge 
ordnet feien, daß er nicht glaube, daß ber ©. 10, der ohnehin 
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unmittelbar auf Berlin ja feine Anwendung finde, zu Wei- | 


terungen Beranlaffung geben werde. 


Ferner wurde ber leichteren Ueberſicht wegen ber erfte 
Abfak unter Litt, a. im $. 10 in vier Abſätze getheilt; ber 
— eg fol mit den Worten: »In großen Städten ı«.«, 

x dritte Abſatz mit den Worten: »Der Gemeinbevorjtand 
bat ıc.« und ber vierte Abfah mit den Worten: »Die Ein 
ſchaätzungskommiſſion unterwirft ꝛc.« beginnen. 


Endlich wurde beſchloſſen, die der Litt. b., ber Litt. c. 
und ber Litt. d. unmittelbar vorhergehenden Säge mit einem 
Punkte anjtatt mit einem Semitolon fließen und bem- 
— die hierauf folgenden Worte mit großen anftatt mit 

leinen Anfangsbuchſtaben beginnen zu laffen. 


Darauf wurde ber $. 10 mit obigen Mobififationen 
angenommen, 
$. 13. 


Zu $. 13 bemerkte ber Herr Vertreter des Königlichen 
Finanzminiſteriums, daß er glaube, zu Abſatz 2 Litt. b. aus- 
drüdlich konſtatiren zu muͤſſen, daß es nicht nöthig gewefen 
ei, dieſe Beitimmung in das Geſetz aufzunehmen, weil fie 
don in ber Gefichäftsanmeifun die Königlichen Ne 
gierungen enthalten fei, und Diefe Inftruftion auch ohne 
neue Sanktion unverändert in Wirkfamteit bleibe. — Im 
Uebrigen änderte bie ———— auch hier die Interpunktlon 
der — Sätze, welche ber Litt. b., ber Litt. c., ber Litt. d. 
und ber Litt. e. unmittelbar vorbergehen, bahin ab, daß an 
Stelle des Semitolons am Schluffe diefer Saͤtze überall ein 
Dunkt gefeht wurde, in Folge deffen bie Anfangsworte ber 
—*8 darauf folgenden Säge mit großen ſtatt mit 
Kleinen any gm zu beginnen haben. — Endlich wurde ein 
im ... unter Litt. b. befindlicher Drudfehler verbefjert, 
indem bie Zeile 3 bafelbft befindlichen Worte »in feinen 
Nahrungszuftande durch die Worte »in feinem Nabrungs- 
zuftande« erfegt wurden. 


$. 14 
gab zu feinen Bemerkungen Beranlaffung. 
$. 15. 
Der * 15 Krang: von Neuem bie in ben früheren Ge 
n (Gele vom 1. Mai 1851 unb $. 9 bed Gefehes vom 


e 
N . Mai 1820) den Gemeinden zugebilligten 4 Prozent für 
Veranlagung und Erhebung der Klaffenfteuer. In zahlreichen 
Petitionen, wovon —5— gegenwärtig auch dem Herrenhauſe 
vorliegen, wird ausgeführt, daß dieſe Vergütigung durchaus 
nicht ausreiche, um die Gemeinden für bie Unkoſten ber 
Klaffenftenerverwaltung zu entihäbigen, zumal fie auch jetzt 
die Unkoften für Vorto x. zu tragen hätten. In ber. Kom— 
miffion machte fich bei mehreren Mitgliedern ebenfalls die 
Ueberzeugung geltend, baß eine Erhöhung wenigſtens fpäter 
werde eintreten müffen. Nur mit der form, in welcher das 
Abgeordnetenhaus die Erhöhung eintreten laffen will, konnte 
fd die Kommiffion nicht einverftanden erklären. Am Scyluffe 
es 6. 15 heißt e8 nämlich: Höhere Vergütigungen für Er- 
bung ober Veranlagung der Steuer fünnen burd ben 
taatshaushaltsetat feitgefeßt werben. 


Es mwurbe beantragt, ben anzen 8. 15 zu ftreichen, und 
nad; Durchberathung bes Geſetzes bie —— zu beſchließen, 
wie fie am Schluſſe des Berichts formulirt iſt. 


Vom Antragſteller wurde —— daß die Höhe der 
den Gemeinden * igenden Verguͤtigung durch Speaialgefebe 
—8 vom 30. Mai 1820 und vom 1. Mai 1851) geordnet 
ei, und nur in berfelben Meile wieder abgeändert werden 
Lönne, wenn dem Herrenhauſe feine volle Mitwirkung geſichert 
werben ſolle. Denm nad) Artikel 62 der Verfaffungsurkfunde 
könnten befanntlicd, vom Herrenhaufe die Staatshaushaltsetats 
nur im Ganzen angenommen oder abgelehnt werben 
und «8 habe daher das Herrenhaus event. gar nicht mit zu 
reben, wenn es nicht den ganzen Etat verwerfen wolle. 


Diefer Ausführung traten auch andere Mitglieder bei, 
und bie Kommiffion trägt daher einftimmig darauf an: 


das Herrenhaus wolle befchließen, ben $. 15 zu reichen. 


| 
| 


Di 





‚Die auf die Veränderungen bei der Einfommenfteuer bi 
züglihen $$. 20 und 24 wurden F Widerſpruch angenom 
men; ebenſo bie Artikel IL, IIL, IV. und V, 


Der a des Artikels I. bes Geſetzentwurfs, übe 
welchen oben bie * erölusfaffung vorbehalten war, unterlieg 
nac dem nunmehr r überfehenden Reſultat ber Kommiffion: 
berathungen ber Abänderung, daß ber $. 15 in Seile 3 de 
Artikels I geitricdhen werden muf. 


Im Uebrigen beantragt die Kommiffion mit 7 gege 
2 Stimmen, 


das Herrenhaus wolle befchließen, dem Gefeßentwurf 
unter Annahme ber ram zu Artikel I.: Ein 
ang, $. 5, 8. 6, $. 9b., $. 10, $. 13 und $. I: 
ie d Afumgdmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
Die Bürgermeifter des Kreifes Ahrweiler und die Bär 
—— des Kreiſes Montjoie beantragen in Petitionen von 


8. Februar (Mr. 158) und vom 1. März (Mr. 192) eim 
Erhöhung der Gebühren für Veranlagung der Klaffenfteuer. 


Die Kommiffion beantragt, da8 Herrenhaus molk 
befchließen: . ’ 

Diefe Petitionen der Königlichen Staatsregierung mit 

dem Erfuchen zu überweifen, über bie wirklichen Koſten 

ber Gemeinden bei ber Erhebung und Beranlagung 

ber Staatsftenern —— anzuftellen, und da 

nad) eventuell eine Gefegesvorlage zu machen, mwoburd 

bie — in den verfchiebenen Spezialgeſehen ent- 
haltenen Beftimmungen abgeändert werben. 


Der Müller Karl Ellermeier zu Seringen beantragt 
in einer Petition vom 2. März er. (Nr. 177), möglichft du 
hin zu wirken, baß bie Stlaffeniteuer nad) bem wirklichen Ber 
mögen und Reinertrage des acer nicht nach muthmaf- 
lihem Einfommen regulirt und hiernach aud; bie Gemeine 
umlagen erhoben werden. . 


Die Kommiffion Hält diefe Petition durd die Berbant- 
lungen über ben vorliegenden er ge wegen Abin 
berung bed Gejehed vom 1. Mai 1851 für erledigt und 
beantragt, 


das Herrenhaus wolle befchließen, bie Betition Nr. 177 
durch die Annahme bes Gefegentwurfes als erledigt 
anzufehen. 


Berlin, ben 2. April 1873. 


Die Finanzlommiffion. 


von Nabe (Borfikender). Dr. Baumjtarf. von Le Coa. 
Saſſelbach (Berichterftatter). von Klügow, von Plöt 
Graf zu Solms⸗-Baruth. Freiherr von Steinäder. 
Dr. Tellkampf. Theune. 
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Berichterftatter: 
Dr. Zelltampf. 
— —— — 

Bericht 
der 
Finauzkommiſſion 
über die 


Serathung des &efehentwurfs, betreffend die Auf- 
hebung der Mahl- und Scladtfleuer (Nr. 96 der 
Drudfacen). 





Die frinanzlommiffion hat bem ihr überwiefenen Gefeß- 
entwurf, betreffenb bie Aufhebung der Mahl- und Schlacht. 
ge in ber vom Abgeorbnetenhaufe angenommenen Faſſung 
er Berathung unterzogen. 


An berfelben nahmen ald Vertreter ber Königlichen 


Staatsregierung Theil: bie Herren Geheimer Ober-Finanzrath 
Burghart und Geheimer Ober -Finanzrath Rhode für bad 


Finangminifterium, fowie ber Herr Geheime Ober-Regierungd- | 


tath Ribbeck für das Minifterium des Innern. 


Bor dem Eintritt in bie Berathung wurde Bericht er | 


ftattet über eine Anzahl Petitionen: 


1) verfchiebener Gemeinden, melde um Befreiung ber 
Einwohner unb Gewerbtreibenden bes halbmeiligen 
fteuerpflichtigen Umkreiſes der mahl- und fchladjtfteuer- 
pflichtigen Städte von ber Klaffenfteuer bitten (bie 
Nummern ber Vetitionen find: Nr. 28, 56, 57, 58, 
59, 60, 61, 62, 63, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 81, 
82, 83, 85, 86, 89, 90, 95, 99, 100, 101, 102, 103, 
104, 105, 109, 114, 116, 21, 122, 128, 179); 


2) ber Stabt Torgau und mehrerer Städte, welche ſich 
der Petition ber erfteren angefchloffen haben, und 
welhe um — bes jetzt — Geſetzent · 
wurfs, event. um Modifikation deſſelben nach ihrem 
Vorſchlage petitioniren, wonach in allen mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Stäbten von dem 1. Januar 
1880 an bie 
die Klaffenfteuer eingeführt werben foll; 


3) dieſem gegenüber über eine Detition von dem Vor— 
ftande bes eg Vereind Torgau, wel- 
cher bittet, dem Belchluffe des Abgeordnetenhauſes be» 
treff8 ber Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
beizutreten (die Nummern ber erften Petitionen find: 
Mr. 199, 201, 202, 203, 204, 210, 211, 212, 

229, 230, 231, 232, 236, 
di 


213, 214, 215, 216, 217, 
238, — bie Nummer ber legteren iſt Nr. 209 

4) über Petitionen der Stabt Spandau, Königäberg in 
ber Neumark und Graubenz, welche ben Gefegentwurf 
unter allen Umftänden abzulehnen bitten (bie Num- 
mern find: Nr. 191, 217, 229), 


Die Kommiffion befchloß, diefe Detitionen erit nad) ftatt- 
gehabter —ãA über ben Gefeßentwurf zu erledigen. 


Es wurde fobann die allgemeine mit ber fpeziellen Bera- 
ber 66. 1 und 2 verbunden, weil biefe Paragraphen 
tinzipien des Gefeßentwurfs enthalten. 


Der Referent äußerte hierüber: Die Gründe für Aufbe- 
dung der Mabl- und Schlachtſtener feien freilich jo befannt, 
daß e8 unnöthig erfcheinen könne, eine —— über die⸗ 
ſelben zu veranlaffen, indeß dürfe doch auf Folgendes hinge- 
wieſen werben: 


thun 
die 


ahl- und Schlachtſteuer aufgehoben und 








Es fei allgemein anerfannt, daß Feine Steuern auf bie 
unentbehrlichiten Lebensmittel gelegt werben follten, damit ber 
Lebensunterhalt der ärmeren Klaffen nicht drückend vertheuert 
werbe, und bamit namentlich die Arbeiter im Stande fein 
möchten, fi) und ihren Angehörigen Eräftige Nahrung zu ver- 
ſchaffen, um gefund leben umd gut arbeiten zu können. Dies 
ie zugleich im ntereffe der Humanität, der Induſtrie und 

e8 Hanbeld. Da wir ben Freihandel zu verwirklichen ſuch ⸗ 

ten, jo müßten wir bei Steuerfragen die Konkurrenz und die 
Steuergefeßgebung derjenigen fremden Länder, mit denen wir 
im Wettfampf ftehen, berüdfichtigen. 


Um die Konkurrenz glüdlich zu beftehen, müſſe man be 
kanntlich billig und put produgziren. Als England 
im Jahre 1846 dem Freihandel fi) näherte, habe es daher 
als erften Schritt bie Abgaben auf Febensmittel und auf Roh— 
ftoffe aufgehoben. 


Mir dagegen hätten in Beziehung auf die Steuerfreiheit 
ber Vebenämittel Die ig Sr bes Freihandels erſt fyät 
durchzuführen angefangen. Nachdem aber im Jahre 1970 bie 
Gefehgebung des Dentfchen Reiches die Zölle auf Getreide 
und auf Schlachtvieh an den Grenzen des Reiches aufgehoben 
habe, ſei e8 durchaus folgereht und nothwendig, nun endlich 
aud die Mahl- und Schladhtfteuer im Innern des Reiches an 
ben Grenzen ber Städte zu befeitigen. ten wir dies nicht, 
fo bewirften wir dadurch eine erg bedeutende Ver⸗ 
theuerung der nothwendigften Lebensmittel, welche namentlich 
die arbeitenden Klaſſen zu großen Einfchräntungen nöthige.' 


Wir ftörten dadurch bie freie Konkurrenz, die zu größerer 
Wohlfeilheit führen: würde. 


Es werde freilich dagegen behauptet, dies werde nicht ber 
| ges fein, denn in den Städten, wo man bie Mahl- umb 

hladhtiteuer aufgehoben Habe, feien Brod und Fleiſch nicht 
ı billiger geworben. 


| Diefer Behauptung gegenüber müffe auf folgendes auf. 
merkſam gemacht werben: Die Aufhebung follte nicht ftellen- 
| und ftüdhweife, fonbern generell durch ein allgemeincs Geſetz 
' gefchehen, denn die Preife jtellten fid) für das ganze Land ins 
| Öleidygersicht, und ah ale müßten auch — Städte 





zahlen, welche ausnabmsweife die Mahl. und Schlachtiteuern 
‚ aufgehoben hätten. Eine allgemeine Preißverminderung könne 
‚ dagegen nur eintreten, wenn durch bie Gefeßgebung biefe 
‘ Steuern allgemein aufgehoben würben. Wenn man Bent, 
| diefe Steuern hätten auf die Preiſe feinen Einfluß, I über« 
| —* man, daß beide, die Mahl- und Schlachtſteuer zuſammen, 
dem Staate bisher mehrere Millionen eingebracht hätten, bie 
doch Jemand habe zahlen müffen; behaupte man, diefe Steuer 
ſei bisher von den Konfumenten nicht wmitbezablt, jo müßte 
‚ man annehmen, baß fie von den Produzenten ausschließlich 
getragen würbe; dies fei jeboch nur denkbar, wenn eine jo 
geringe Nachfrage nach Cebensmitteln ftattfände, dafı die Steuern 
auf den PWroduzenten liegen bHieben; bekanntlich fei aber das 
——— der Fall ‚, denn mit ber rapide anwachſenden Be- 
völferung ber er Städte und bem vermehrten Wohlitande 
wachſe auch die Nachfrage nach den Lebensmitteln, und bie 
Droduzenten könnten daher in den gefteigerten Preifen die 
Steuern auf die Konfumenten abwälzen. 


Es jei hier ferner auf folgende Thatſache aufmerkſam zu 
machen: Seitdem England im Jahre 1846 die Zölle auf Nah- 
rungsmittel aufgehoben und bie frühere sliding scale befei- 
tigt habe, — wobdurch es je nad) den inländifchen Ernten und 
Preiſen des Getreibed ben Zoll berauf- und berabfehte und 
zeitweife einen bebeutenden Drud auf den Deutfchen Korn 
markt übte, — fei num durch bie freie Konkurrenz eine Aus- 
gleihung ber Dreife ber Lebensmittel in England und auf ben 

ontinent von Europa eingetreten, bie Preife Bingen zwar 
von den wechfelnden Ergebniffen ber Ernten ab, aber fie wür- 
ben nie mehr in Deutſchland ſoweit herabſinken, als biefes 
früher zu Seiten der Englifchen Zölle auf Kom der Fall ge 
wefen fei. So billige Kornpreife, mie fie zumeilen vor dem 
ir re 1846 in Deutfchland eintraten, wenn —— durch 
ohe Kornzölle ben Import aus Deutſchland beſchraͤnkte, dürfe 
man nie mehr erwarten, und dieſe würden daher auch nicht 
durch bie Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer bewirkt 
werden. Es hätten die Koalitionsfreiheit und Strikes zu 
Lohnerhöhungen auch auf dem Sande geführt, die Einfluß auf 
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anfnoten eingezogen haben werde, und die Geſchaͤfte des Marft- 
verfehrs in baarem Gelde, in Silber und Gold, abgemadıt 
würden, werde die jetzige künſtliche Iheuerung der Vebens- 
mittel aufhören, und dann erſt werde es fich zeigen, dab bie 
allgemeine Aufhebung der Mahl- und Schlachtiteuern eine ver- 
hältnigmäßige Vreisverminderung bewirke. Endlich lehre die 
Erfahrung, daß bei einer Steuerermäßigung anfangs bie 
Schlaͤchter und Bäder die früheren Verhältmiffe aufrecht zu 
erhalten fuchten, daß aber die längere und allgemeinere Kon- 
furrenz die Preife ermäßige. 


Die von der Kommiffion zu beantwortende frage fei nun 
die, ob ungeachtet der gegen die Schladhtiteuer ſowohl als ge en 
bie Mahlſteuer forechenden Gründe dennod den bisher ſchlacht ⸗ 
—— en Stäbten das Recht —— werben folle, 

ie Schladhtiteuer für einige Zeit als Uebergangsmaßregel noch 
fortzuerheben, wenn die Yage bes jtäbtifchen Haushalte es 
erfordere? 


Die Staatdregierumg überlaffe die Beantwortung biefer 
Frage zunächſt dem eigenen Ermeffen ber Städte. 


Es frage fi, ob die Entfcheibung über die Beibehaltung 
ber Schlachtſteuer dem eigenen efien ber Städte unter Zu- 
tritt der —— der Staatsregierung überlaffen werden 
folle, weil viele derſelben —— daß Die Lage bes ſtäd⸗ 
tiſchen Haushalts dies erfordere, wenn man nicht die bivekten 
Steuern auf brüdende Weife erhöhen wolle. 


Hier dränge fih nun zunächſt die fernere Frage auf, ob 

nicht die Grund- und Gebäubefteuer den Städten zur Beftrei- 
tung der Koften ihrer Selbftverwaltung überlaflen werben 
könne? Dies erfcheine jedoch als unmöglich, weil der Staat 
diefe Steuern als bie Heperften behalten wolle. In biefem 
Sinne habe. bereits im Abgeorbnetenhaufe ber Herr Finanz. 
minifter erklärt, daß ber Staat auf bie Gebäubdeitener, welche 
eine Einnahme von 4% Millionen TIhalern liefere, nicht ver- 
zichten könne, und daf die Forderung ber Ueberlaffung der 
Gebäudefteuer an die Städte einer Verwerfung bes vorliegenden 
Geſetzentwurfes gleichftehe. Hierauf fei alfo nicht zu rechnen, 
Eine hidbliche Erhöhung ber bireften Steuern erſcheine in ber 
That in vielen 
biefelbe würde die Wirkung baben, eine große Zahl Perſonen 
von mäßigem Vermögen zu nöthigen, Berlin zu verlaffen und 
billigere Wohnorte — wodurch deren Steuern dem 
ftädtifchen Haushalt verloren gehen würden, während ber Zuzug 
des Vroletariatd nicht gehindert werden könne, welcher ber 
Stadtverwaltung große Koſten verurfache. Die biöher mahl- 
und —— tigen Städte hätten ſich außerdem wäh. 
rend einer langen eibe von Jahren an die Einnahme ge 
wöhnt, bie ni als ein Antheil aus diefen Steuern zufalle 
und hätten ihren Haushalt danach eingerichtet; e8 werde ben- 
felben in fehr ſchwer fallen, plößlidie Veränderungen im 
Steuerwefen vorzunehmen. Da der Untbeil der Einnahme 
aus diefen Steuern für eine ſtädtiſche Verwaltung fehr bequem 
—— ſo dad Urtheil der ſtädtiſchen Behörden fein um— 
befangenes; bierbei könne ftrenggenommen nicht das einfeitige 
Intereſſe diefer Behörden und der betreffenden Städte, fondern 
nur das Intereffe aller Staatsangehörigen entjcheibend fein. 
Menn man dennoch, ungeachtet aller angebeuteten Bedenken, 
bie Forterhebung ber Schlachtſteuer dem eigenen Ermeſſen der 
Städte überlaffen wolle, fo thue man dies in dem vollen Be 
wußtfein, daß man fich hiermit in den Orgenfat zu den oben 
———— allgemeinen Prinzipien ſtelle; aber man thue 
hiermit dennoch nichts anderes, als was man im praftifchen 
politifchen «eben oft vornehmen müſſe, indem man nämlid) 
bei ber Anwendung ber als wahr erfannteu allgemeinen Prin- 
ipien bie gegebenen Verhältniffe berüdfichtige und dieſen ſich 
jo aklomodire, als nothwendig fer, um einen nicht zu 
chwierigen Uebergang von ben biöberigen gewohnten Verhaͤlt 
niffen zu denjenigen zu ermöglichen, welche man als bie Ver 
wirklichung ber richtigen Prinzipien erftrebe. 


Ein anderes —— war auch prinzipiell für 
die Aufhebung der Mahl. und Schlachtſtener und trug aud) Be- 


Städten, namentlich in Berlin, bedenklich, denn 


denken hinſichtlich der unvermeidlihen direkten Kommunal: 
bejtenerung in denjenigen Städten, welche ihren Etatausfall 
durch die Schlachtſteuer allein nicht deden könnten. 


Ein anderes Kommiffionsmitglied war gegen das Gefen, 
weil derfelbe der indirekten Befteuerung den Vorzug vor ber 
direkten geben müſſe und weil er auch nicht erwarte, daß durch 
die Aufhebung ber Mahl: und Schlachtjteuern billigere Preiſe der 

Lebensmittel eintreten würden. Dagegen äußerte ein anderes Mit- 
| glieb: Es laffe ſich nicht verantworten, ben ärmeren Klaffen des 


platten Landes und der nicht mahl- und. ea } 


——— eat ben Bewohnern der mahl- und Icylacdht- 
i 


ſteuerpflichtigen Städte aber biefelbe vorenthalten zu wollen. 


Derfelbe wies ferner nad), daß in ben legteren Städten durch 
ng ber Steuern die Lebens ° 
n höchſtens fönne anfänglich 


größere Konkurrenz nah Auf 
mittel im Preiſe ſinken wü 
auch fehledhteres Fleiſch neben dem guten auf den Markt ge 
bracht werben, weil bie Steuer das Vieh ſtückweiſe und nicht 
nad) dem Gewicht treffe, weshalb jegt nur 
in Die erwähnten Städte geführt werde; aber aud) 
die Konkurrenz ausgleichend wirken. Er wies ferner auf bie 
Ietige fehr beengte Meblinduftrie hin, welche nad) Aufhebung 

x Steuer ſich viel beſſer entwideln und dadurch ber Lanb- 
wirthichaft große Vortheile en tönne. Die Mahffteuer 
bewirke, daß ber Müller mit der Steuer rechnen müſſe, und 
daß er deshalb weniger gutes er Ihaffe, Zu beachten fei 
nun, dab der Export von Mehl deshalb vortheilhafter, als 
der von Getreide fei, weil beim Meblerport bie Kleie im 
Lande bleibe. Aehnlich günftig werde es jid nach Aufhebung 
der Äußern ımb innern Sul anfen für ben Import von 
Schmalz, Sped und Fleiſchartikeln ftellen, bie fhon jetzt in be- 
deutenden Quantitäten, namentlid von Amerika kämen und 
ai für den Konfum der ärmeren Klaffen beftimmt 
eien. 


Diefem zuftimmend Sprachen fi aud andere Mitglieder 
ı aus, welche über die Bedeutung bed Imports ber Seife. 
| artikel Mittheilungen machten und hervorhoben, daß bie Mebl- 
inbuftrie von bejonderer Bedeutung für unferen Abfag auf 
dem Englifchen Markte fei, weil vorzugsweife in ber Form 
bon Mehl dort ber Amerikanifche Import ftattfinde, und weil 
man biefe Form dort liebe, weil das Mehl ſich bekanntlich 
während einer Reihe von Jahren in ben Magazinen befler 
aufbewahren laſſe, als das Getreide. Es fei daher die Auf- 
—— der Mahlſteuer auch im Intereſſe unſerer Grund— 
eſitzer zu empfehlen. 


Ein anderes Mitglied führte aus, daß die Kontingentirung 
der Klaſſenſteuer den Zuwachs ber Steuerkraft den Städten 
uwende, dab die Beſchwerden ber halbmeiligen Umkreiſe be 
in würden und daß auch der Zuzug der ärmeren Klaſſen 
nach ben mabl- und fi (agtReuerpflichtigen Städten durch Be- 
feitigung diefer von den Zuziehenden jetzt nicht beadhteten 
Steuer abnehmen werde, wenn in Folge der Aufhebung ber 
legtern birefte Kommunalftenern eingeführt werben müßten. 


Ein anderes Mitglied beftätigte vorftehende Ausführungen 
durch ftatiftifche Mittbeilungen. , *— 


Hierauf warb ber $. 1 mit 8 gegen 1 Stimme an- 
genommen. 


Zu 8. 2 erklärte der Vertreter bes Minifteriums des 
Innern: daf bie fafultative Beibehaltung der Schlachtiteuer 
von Eeiten ber betreffenden Kommunen eine conditio sine 
qua non ber Staatöregierung für ihre Zuftimmung zu bem 
ganzen Geſetze fei. 


Es ward fodann der Abſatz 1 des $. 2 mit Einftimmig- 
feit angenommen. 


| 
Städte durch das vorliegendeneue Ktlaffenfteuergefeß allein eine 
| 


Zum Abſatz 2 beffelben eg beantragte ein 


Kommiffionsmitglied, den Wortlaut, wie folgt, zu faffen: 


»Die Gemeindebeſchlüſſe bedürfen von 3 zu 

3 Jahren ber Erneuerung bergeftalt, daß gegen ben 

Beſchluß der Stadtgemeinde eine Forterhebung ber 
Schlachtſteuer umzuläffig ift.« 

Der Vertreter des Minifteriums des Innern erklärte, 

daß der ganze Abfah 2 eigentlich ein superfluum jei, ba ber- 
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artige Kommunalbefchläffe ohnehin alljährlich bei Feſtſtellung 
bes Stabtetat3 gefaßt werben müßten, und da durch die Be 
ftimmung des Geſetzes alle drei Jahre unnöthige Agitationen 
in den Kommunen hervorgerufen würden. 


Er erkenne jeboch eventuell ben geitellten Antrag als eine 
Verbefferung an. 


Der Antragiteller empfahl feinen Antrag mit Hinweis 
auf die beftehende Gefeßgebung, namentlich für die weitlichen 
Provinzen, und hielt feine vorgefchlagene Faſſung für korrekter. 


Mehrere Mitglieder baten jedoch, den Wortlaut nad) der 
Faffung bes Abgeorbnetenhaufes beizubehalten, um das Zu- 
ſtandekommen bed Geſetzes nicht zu gefährden. 


Die Kommiffion behielt fich vor, über diefen Antrag am 
— luſſe der ganzen Berathung über das Geſetz Beſchluß zu 
aſſen. 


Zum Abſahz 3 des G. 2 ward ſeitens ber Vertretung bed 
ng en darauf aufmerkjam gemacht, daß die Ub- 
haffung oder Veränderung ber jetigen engeren oder + mei- 
ligen Steuerbezirke dem eſſen ber Königlihen Staats 
regierung überlaffen werben, aber jede mögliche Erleichterung 
eintreten folle. Hierauf wurden 


Abfah 3 und 4 bes SG. 2 und 
ber $. 3 ohne Debatte 
einftimmig angenommen. 
Zu $. 4 fragten einige Kommiffionsmitglieber, ob bie 
Staatöregierung bei Uebernahme bes —— 
efchäftes durch Staatsbeamte für Rechnung der Kommunen, 
n legteren durch billige Erhebungsfäge entgegen zu kommen, 
geneigt fei. 
Der Vertreter des Finanzminiſteriums erflärte, baß bie 


Staatöregierung hierbei den Kommunen gegenüber feine Opfer 
bringen fönne. 


Es wurde $. 4 einftimmig angenommen. 

Desgleichen $. 5 unb $. 6. 

Hierauf erklärte der oben erwähnte Antragfteller, daß er 
fein Amendement zum Abſatz 2 bes N 2, worüber bie Ab- 
ftimmun außgefeht worben war, zurüdziehe, weil e8 bie ein- 
zige Menderung im Geſetz fei und vielleicht auf das Yuftande- 
fommen beffelben ungünfti 


2 wirken würbe; nur bitte er, den 
Antrag I ft und bie darüber ftattgehabte Diskuffion im Be- 
richte aufzunehmen. 


In Folge bdeffen warb auch der Abſatz 2 des 8. 2 und 
der ganze $. 2, fodann der Eingang des Geſetzes und endlich 
das ganze Geſetz in der vorliegenden Jaſſung des Abgeordneten 
haufes mit 8 gegen eine Stimme angenommen. 


Die Kommiffion trägt daher darauf an: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vorliegenden Bon in ber Faſſung 
bed Mbgeorbnetenhaufes bie Een zu er 
theilen, und die oben bezeichneten, dem Gefegentwurf 
betreffenden Wetitionen durch Annahme beffelben 
für erledigt zu erklären. 


Berlin, ben 2, April 1873, 


Die Finanzlommiffion. 


von Rabe (Borfigender), Dr. E. Baumftarf. 
von Ze Coq. von Klügow. Graf von Malgan. 
{ von Plög. Graf zn Solmsd:Barutb. 
Dr. Tellkampf (Berichterſtatter). Theune. 


— — 


Unl. . b. Verhandl. b. Herrenhauſes. 


I. 
Zufaßantrag 


zu dem 


mündlichen Bericht der Sefchäftsordnungs-Kommiffion 
(fir. 113 der Druchſachen ad 1.). 





Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem $. 20 der Gefhäftsorbnung ald 2. Abfak hinzu⸗ 
zufügen: 

»Ueber bie eingegangenen Petitionen wirb von ei zu 
eit ben Mitgliedern bed Haufeß ein Berzeichniß zuge 
ellt, auß welchem der Extrahent und ber kurze 
nbalt ber Petition, fomwie bie Kommiffion, wel- 
er biefelben überwiefen worden, zu erſehen ift.« 


Berlin, ben 3. April 1873, 
Theune, Antragiteller. 


Unterftügt durch: 


von Voß. Gobbin. Hausmann. Fled. von Rath. 
Dr. Grimm. von fjacius. Dr. Schulze Dr. Wein. 
hold. Beer Galberſtadt) Denhard. Dr. Baumſtark. 
bon Kemnig. von Thaben. von Winter Engels, 
Dr. Zadhariä. r. Telltampf, Beleites. 
Nebelthau. 


IL. 
Hntrag. 


Das Herrenhaus wolle befchließen: 


unter Aufhebung bed Beſchluſſes vom 19. Februar er, 
bie Vorberathung ber Gefegentwürfe, betreffend 


bie antun Anftellung der Geiftlichen, über 
die kirchliche Disziplinargewalt, über bie Grenzen 
ber kirchlichen Straf- und Zuchtmittel und über 
ben Austritt aus dev Kirche, 


im ganzen Haufe vorzunehmen. 
Berlin, den 3. April 1873. 


von Bernuth, Graf von Rittberg, 
Herzog von Ratibor, Hobredt, 


als Untragfteller. 


Unterftügt durch: 


Dr. Grimm. Nebelthau. Stephan. von Winter. 

von Rath. Fleck. Dr. Telltampf. von Thaden. 

Dr. Baumftarl. Denbard. von Kemnik. Graf 

BehrNegendbant. Shuhmann. Engeld. Hausmann. 

Theune Dr Weinhold von Facius Gobbin. 
von Voß. Beleited. Beder (Halberjtabt). 
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A. Die —— der Staatsſchulden · Til- 
KR 126. gungstaffe: 
I. über den Sauptfonbs, 
U, über bie Tilgungsfonbs: 
Abänderungsantrag 3 der Staatsſchuldſcheine, 
zu bem 2) » Kurmärtifhen Schulbverferei- 


Gefehentwurfe, betreffend die Bewilligung der G&eld- 
mittel zur Befeitigung des durch die Sturmfluth der 
Oſtſee am 12. und 13. November v. 3. hervorge- 
rufenen Nothſtandes und zur Ausführung von Deichen 
und Uferfchupwerken an den Küſten der Provinzen 
Pommern und Schleswig-Holflein (fir. 119 der 

Drudfachen). 

Das Herrenhaus wolle befchließen: 
im 6. 2 unter Nr. 1 anftatt der Ziffern 250,000 

die Ziffern 500,000 zu feßen. 


Motiv. Die Summe von 350,000 Thalern reicht zur noth- 
bürftigen Schabloßhaltung ber beſchädigten Unbe- 
mittelten in Neuvorpommern unb gen allein 
felbjt nach ben bisher fchon gewährten Unterftügun- 
gen nur ungefähr zur Hälfte aus. 


Berlin, den 3. April 1873. 
Dr. Baumfarf. 


Unterftügt durch: 


von Rath. Denhard. Engels. Graf Behr-Negen- 
bank. Graf von Kraffom. von Sobed. Gobbin. 
Freiherr von Malpahn. Graf Udo zu BunIDEEEEE 
nigerobe. von Lepel. von Boß. Baron von Sen be 
Graf von der Shulenburg-Angern. Graf von Balle- 
rem. Dr. Weinhold. Hausmann. Beder (Halber- 
+: Nebelthau. Freiherr von Zedlitz. Graf von 


Schlieffen. Theune _Dr. Grimm. von Kemnik 
von Thaben. Dr. Schulze Dr. Telltampf. 
Beleites. 

MM 127. 


Auf die Tagesordnung einer der nächſten Plenarfigungen 
wird geſetzt werben: 


a Hi rd ed. über ben vierundzwangigiten Bericht 

er Staatsfhulden-Kommiffion über bie waltun 
bes Staatsſchuldenweſens im Jahre 1871 — Nr. 1 
ber Druckſachen. 


Referent: Here Graf Behr-Negenbant. 
Antrag des Neferenten: 
das Serrenhaus wolle beſchließen: 


in Uebereinftimmung mit dem Haufe ber Abgeorb- 
neten ber Königlichen Hauptverwaltung ber Staats- 
ſchulden über folgende Rechnungen bie Dedarge 
zu ertheilen. 





bungen, 
3) » Neumärkifchen Schuldverfehrei- 


— —5 

» prodinzielien uiden; 

» WUnleihe von ......... 1848, 
E » ETF 1850, 

* r 22 1852, 

» » Bo sun“ 1853, 

* Le — 1854, 

» BDrämien-Anleihe von. .1855, 

» Mnleihe von. ......... 1855A., 
» ” 2 anunneeeen 1856, 

v » — 1857, 

» 1. Anleihe von....-»- 1859, 

» 2. » BD ons. 8. 1859, 

» WUnleihe von · ......... 1862, 
» » 4 1864, 

» ’ ledercrena 1867A., 
* * Yo —— — X 1867C., 
* * be re 1868A., 
5 » TER 1868B., 


2 die Rechnung über bie Einlöfung 
ber Schatzanweiſungen ; 


III, über den Depofitalfonds nebſt Effef- 


tenrechnung; 


IV. über den Betriebsfonds nebit Effekten- 


rechnung; 


V. über bie Verwaltungskoften. 


B. Die Rechnungen ber Eifenbahn-Hauptkaffen 
über Verzinfung und Tilgung ber Schulben: 


MN ber — hen und 
2) der Münfter- Hammer Eifenbahn. 


C. Die Rechnungen ber Hauptkaſſen der neuen 
Lanbestheile: 


a) ber Bezirkd-Hauptlaffe in Hannover: 

1) über bie Verzinfung ber Sanno- 
verfchen Schulden, 

2) über die Tilgung ber Landes 


range 
3) über bie Tilgung ber Eifenbahn- 


4) ber die Tilgung Älterer Schulden; 
b) ber Regierungs · Hauptkaſſe in Kaffel: 
1) über bie Berzinfung der Kurbefli- 
fhen Schulden, * 
2) über bie Tilgung ber Kurheſſi— 
fchen —— Schulden, 
3) über die Tilgung der Anleihe von 
1845; 
ce) ber Regierungs-Hauptkaffe in Mies 
baben über Verzinfung und Tilgung: 
N der Naffauifchen, 
2) der Homburgifhen Schulden; 
d) ber Kreisfaffe in Franffurt a. M.: 
über na und Tilgung ir 
Frankfurter Schulden ; 
e) der Regierungs-Hauptlaffe in Schles⸗ 
wig: 
über Verzinfung und Tilgung der 
Scyleswig-Holiteinifhen&chulden 
ſaͤmmtlich für das Jahr 1871. 


D. Die Rechnungen ber Kontrole der Staats. 
papiere: 


a) da8 Dokumenten-Tableau, 


b) bie Rechnung über die Ausgabe von 
Schatzanweiſungen für das Jahr 1871, 


e) bie Rechnungen über die Verbriefung 
und Ausgabe neuer Zinskoupons: 


1) ber Anleihe von 1848, 

2) » ” 5 185%. 

3) » “ » 

4) » 2,» » 1859, 

5) » * 1867 A 


für die Jahre 1868 bis 1971 
der Unleihe von 1852 i 
859, 


8) A —— Schulden für 


ulden, 
für das Jahr 1871. 


Berlin, ben 4. April 1873, 


Der Präfident bed Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


A 128. 


Die Drudegemplare ber Gefeßentwärfe über das Grunb- 
buchweſen in ben gemeiurechtlichen Lanbestheilen, melde ber 
Staatöregi ur weiteren Veranlaſſung Bugegangen find, 
enthalten eine Reihe von Drudfehlern und einige Redaktions- 
verfeben, been Berbefferung zwar ausnahmslos ohne Zweifel 
ift, aber ohne Zuftimmung der beiben Häufer von mir ein 
feitig nicht vorgenommen werden kann. 

ndem ich mir erlaube, die einzelnen Mängel nachftehend 

auf ————— ih mid), Eure Erlaucht zu erſuchen, bie 

immung de8 Hauſes zu beren Befeitigung in einer ber 
nãchſten Sihungen bodygeneigteft herbeiführen zu wollen. 


1. Gefegentwurf über das Grundbuchweſen in 
Neuvorpommern und Rügen. 


$. 17 Sie s muß Hinter ben Worten in Kraft: eine neue 
e beginn 


en. 
l. $. 13 Hohenzollern; $. 31 Schleswig. 
—— % 23 Hannover; $. 9 Ehrenbreitftein); 
F. 18 Abſatz 2 Zeile 3 muß e8 ftatt melde heißen: 
»deren Rechte«; 
. 23 AUbfak 2 Zeile 3 muß $. 92 bes Gefehes, betreffend 
8 die orsfuns ber Reallaften, citirt werben, Matt $. 91; 


$. 24 muß e8 in Uebereinftimmung mit bem gleichlautenden 
Paragraphen ber 


) in Seile 4 »be8 
durch a Gefeher — Lö Zeile 2 
»Nachlaßgericht« ftatt Nachlaß rich ter heißen; 


$. Abſatz 2: Geſetz vom 26. Mai 1856, ſtatt 1866; 
F. 30 Seile 3: erhebliche, ftatt erheblihen; 
$. 31 Zeile 2: in welden, ftatt in weldem; 
$. 34 Abſatz 2 Seile 2: Kündigung, ftatt Kündiguug; 


. 37 Seile 4 iſt hinter »ordnung« einzufchieben: vom 
⸗ Mai 1872; 





$. 38 Zeile 2: Auf gebotsverfahren / 
Nr. 3 Zeile 2: Verwarnung, ftatt Warnung; 
Nr. 5 Zeile 1: die Löfchung, ftatt das Erlöfchen; 


$. 39, Nr. 3 c.: an ‚ ftatt Beitärfung — wie 
fonft in biefen Gefegen gejagt ift; 


$. 42 Verfteigerungsrichter ftatt Veriteigerungs-Richter; 

$. 49 Abſatz 5: im zwei, ftatt durch zwei, 

$. 50 Ubfag 2: $. 49, ftatt 48; 

$. 51 Abſatz 1: 66. 141 bis 155, ftatt und. 

2. Gefegentwurf über das Grundbudwefen in der 
Provinz Schleswig-Holftein. 


$. 9. Derjenige, bei dem bie in $, 8. angegebene Voraus⸗ 
egung fehlt, ftatt: bei dem bie —*8 7 angegebenen 
rausfegungen fehlen; 


$. 14 Seile 1: 88. 5, ftatt $. 5; 
$. 19 Nr. 1 Seile 2: Rangorbnung, ftatt Eintragung, 
ig = }: 42 Hannover, und Regierungsvorlage 
ür estwig-Holftein F. 15. — Drudfadhen bes 
Herrenhaufes Nr. 29); 
$. 21 Zeile 3: beftimmten, ftatt beftimmt; 
$. 39 Seile 2 ift hinter: 86 en einzufchieben: im 
ee he Ai —— ng elben Dara- 
graphen in anderen Gefegen; 


$. 44 Rr. 3 Zeile 2: und ber an die Rentenbank, ftatt: 
und bie; 


$. 45 Seile 2: haftenden ſtatt Haftenbe; 

$. 52 Seile 4: vom 5. Mai 1872, ftatt vom 1. Mai. 

3, Gefegentwurf über das Grunbbudmefen in ber 
Provinz Sannover mit Ausſchluß bes Jadegebiets. 
$. 8 Seile 3: ingleichen, ftatt imgleichen; 


$. 12 Seile 3: Kreis. und Provinzialverbänbde, ftatt oder, 
entſprechend ber Faſſung beffelben Paragraphen in ben 
anderen Gefeßen; 

Zeile 7: Beiträge, ftatt Beträge; 


$. 22 Schabenserfagklage, ftatt Schaden erfakklage; 
$. 32 Seile 4: über daffelbe, ftatt barüber; 


$. 39 Zeile 1: angemeldete ftreitige, ſtatt fireitige 
angemeldete: 


$. 47 Seile 1: und, ftatt ober; 
$. 58 Zeile 6: ($. 47), ftatt ($. 48). 


Koftentarif. 
$. 3 Nr. 2 Seile 2: feine, ftatt feiner; 


$. 76. 1 Abfag 2 Seile 2: Eigenthümers und ber, ftatt 
Eigenthämers ber; 


$. 8 Seile 1 werben bie $$. 1 biß 7 einzuflammern fein. 


4. Gefepentwurf über das Grundbbudhmefen im 
Bezirk des Mppellationsgerihts zu Kaffel mit 
Ausſchluß bes Amtsgerichtsbezirks zu Vöhl. 


$. 12. —— Finn ge Pr Forderungen, möüffen 

$. 22. Schaden 8 erfaßllage; 

$. 23. Hinter — und, iſt einzuſchieben: vom 
5. Mai 1872; 

$. 24 Seile 2: diejenigen Hypotheken, ftatt bie; 


$. 27 Nr. 1 Seile 2: ober wer in bem falle, ftatt oder in 
bem Falle; 
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$. 28 Seile 2: in ben 66. 26, 27, ſtatt in 8. 26; 
$. 35 Seile 3: bis zur rechtskräftigen Erledigung , ftatt 
bis zur Erledigung; 


Abſatz 2 Zeile 1: Januar, flatt Januur; 

Seile 4: Üagend geltend gemachten, ftatt klagend 
gemachten ; 

8. 50 Seile 1: $. 24, ftatt Nr. 24; 


$. 51 Nr. 3 Seile 2: der Rüdftänbe, ftatt bie. 


5. Gefegentwurf über das Grundbudhmefen in dem 
Bezirk des Juftizfenats zu Ehrenbreitftein. 


Adgefehen von ben bereits durch Beichluß bes 
Hauſes ber Abgeordneten verbeſſerten Drudfehlern in 
$. 17 noch folgende: 
$. 26 Mr. 1 vorleßte Seile: unverdächtige, ftatt under 
bädhtigte; 
$. 27 Mr. I muß $. 17 diefes Geſetzes, ftatt $. 16 citirt 


werben; , 
Nr. 3 Zeile 5: umverdbähtige, ftatt unverbädhtigte; 


$. 32 zweimal Bergwerks an theil, ſtatt Bergwerkstheil; 


$. 40 über angemeldete ſtreitige, ſtatt über ſtreitige 
angemelbete. 


Außerdem wird in allen Geſetzen die Ueberfchrift ftatt: 
Geſetzentwurf oder Entwurf eines Geſetzes umzuändern 
fein in Gefeh. 


Berlin, den 3. April 1873. 
Der Juftizminifter. 
A. Leonhardt. 


$. 36 


An 
Seine Erlaucht den Präfidenten bes Herrenhaufes, 
Herm Dtto Grafen zu a a De 
er 


M 129. 


Berichterftatter : 
von ge Coq. 
— — — 
Bericht 
der 
Finanzkommiſſion 
über den 


Grfepentwurf, betreffend die Aufhebung der Kalender- 
und Zeitungsflempelfteuer (Nr. 111 der Druckſachen). 





Der zur Berathung geftellte er ift das Er- 
gebnif eines im Abgeordnetenhaufe geftellten Antrags, welcher 
dort bei der darüber erfolgten Abſtimmung mit 262 gegen 
123 Stimmen angenommen worben ift. Der einzige Para: 
graph des Entwurfs lautet: 
Die von Kalendern, Zeitungen, Zeitichriften und An— 
zeigeblättern bibher entrichtete Stempelftener wirb vom 
1. Juli d. I. nicht mehr erhoben. 





Die Antragfteller haben ihren Antrag lediglich durch bie 
Berufung auf oft wiederholten Beſchluß des Abgeordneten- 
haufes motivirt und nur hinzugefügt, daß die vorgeſchlagene 
Maßregel bei der jetzigen günftigen Finanzlage des Staats keine 
fühlbaren Nachtheile herbeiführen werde. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen haben dem 
Antrage widerſprochen und ſich dabei auch lediglich auf finanzielle 
Gründe berufen. 


Was nun zunähft die Steuer auf Zeitungen und anbere 
Tagesblätter angeht, jo ift zur Vertheidigung bed Antrags auf 
Aufhebung ber Steuer als Axiom aufgeftelt 


daß biefelbe eine Steuer auf Volksunterricht und 
Volksbelehrung fei, 


So allgemein aufgeftellt ift ber Sat aber nadı ber Anficht 
ber überwiegenden Mehrheit ber Kommiffion nicht richtig. 
Eben weil jede Meinungsäußerung burd) die Dreffe freiiteht, 
ift damit die Verbreitung von Jrrthämern ebenfo möglich, als 
die Verfündigung und Bertheidigung von Wahrheiten. Auch 
lehrt die tägliche Erfahrung, daß manche Tagesblätter gar 
nicht den Anfprud) machen, Fre Leſer belehren und unterrichten 
zu wollen; es giebt deren viele und fie ae u den am 
weiteften verbreiteten, welche es lediglich auf die Beluftigung 
ihrer Cefer abgefehen haben. Andere dienen, wie auch im Ab- 
geordnetenhauſe erwähnt ift, finanziellen Sweden, dem Seraus- 
eber von ben Vertheidigern des Antrags find felbit Zeitungs- 
reiber nambaft gemadyt worben, welche je nach wechfelnden 
Impulfen bie —— Anſichten vertheidigt haben. 


Zur Unterſtützung bes Antrags bat man ſich auch darauf 
berufen, daß die Zeitungsftempeliteuer überaus drüdenb fei. 
Auch diefem Argument, zu deſſen —— Begründung zur 
Zeit feine beftimmten Data vorliegen, darf man fein großes 
Gewicht beilegen, da nicht nur neue Tagesblätter entftchen, 
fondern auch mehrere ältere Zeitungen, weldye in das Eigen- 
For von Aktiengefelfchaften übergegangen find, nady ihren 
öffentlich befannt gemachten Dividenden fehr erhebliche Erträge 
liefern. Indeß wirb e8 auf alle biefe gungen nur in 
weiter Linie ankommen, weil ber Finanzminiſter in Ueberein- 
* mit dem Miniſter des Innern dargelegt hat, daß 

en Antragſtellern ſtark hervorgehobene Pr günftige 
ie ber Staatöfinangen an ja fein genügendes Motiv Ki 


ie von 


La 

Aufgabe ber Zeitungoͤſteuer liefert. Der Finanzminiſter bat 
namentlich geltend gemadt, daß bie Staatsregierung bei ber 
Abſicht beharrt, eine große Reform in der Steuerverfaffun 
burdyzuführen, baf biete Erreichung biefer Ziele zur Zeit n 
nicht gefichert fei, daß fie aber vor biefer Reform nicht daran 
benken Fönne, die Seitungsftempelfteuer aufzugeben, deren Er- 
trag ſich zur Zeit auf etwa eine Million Thaler belaufe. Dabei 
bat ber Finanzminiſter daran erinnert, daß ber gegen frühere 
Jahre im lehten Jahre erzielte Ueberfhuß von mehr als 
20 Millionen Thalern * keineswegs verbürge, daß bie 
fünftigen Jahre gleicherwünſchte Trader ergeben 
würden, daß ferner bie Dotirung ber Provinzialfonds und die 
Durdführung der neuen Kreißorbnung 38* aben von 
4 Millionen Thalern erfordere, ſowie daß bas Schulweſen, 
ferner die Unterrichtßzwecke große dauernde Ausgaben bedingen, 
und daf auch noch anbere For erhebliche und vom Abgeort- 
netenbhaufe Aa lebhaft beantwortete Aufwendungen erfolgen 
müßten. Auf dieſe fehr einleuchtenden Gründe gertüßt, at 
ber Minifter die beftimmte Erklärung ausgeſprochen, daß ſich 
die Staatäregierung auf die ihr plöglic zugemuthete dauernde 
Verzihtleiftung nicht einlaffen könne. 


Die Finanztommiffion hat einftimmig das Gewidyt der vom 
Minifterium angeführten Motive in vollem Maße anerkannt. 


In den Diskuffionen bed Mbgeorbnetenhaufes bat die 
Kalenderftempelfteuer im Werhältniß zu ben Stempelfteuern 
auf Zeitſchriften nur gelegentlihe Erwähnung gefunden. 


Ein Rebner hat den Satz — daß Jeder einen 
Kalender haben müſſe, daß ein ſolcher dem Niedrigſten im 
Volke faſt fo unentbehrlich ſei, wie das Salz, fo daß die Ab 
ſchaffung des Kalenderſtempels mit ber Aufhebung der Salp 
ſteuer Hand in Hand gehen müſſe. Dieſe Auffaffung wird 
nad) ber Anficht der überwiegenden Mebrheit der Kommiffion 
durch die wirkliche Sachlage nicht gerechtfertigt, Das Geis 


„A 


— — u — ——⸗ 





Herrenhaus. Aftenftüd A 130 und 131. 
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vom 7. März 1822 (Geſetz /Sammlung S. 81) belegt nur 
Luxuskalender mit einer Stempelabgabe von 5 Sgr. Die 
Volkskalender werben nach Verfchiebenheit des Formats nur 
einer Stemvelfteuer von 3, 2 und 1 Sgr. unterworfen; 
dem geringften Saße von 1 Sgr. unterliegen aud die Tafel- 
falender. Da nun doch nicht Alle, felbit die Niebrigften im 
Volke, fondern nur deren jeder Hausſtand eines Kalenders be- 
darf, fo ergiebt fid), dab diefem nur Einmal in jedem Jahre 
wiederkehrenden Bedürfniß nur eine Steuer von Einem Silber- 
grofchen auferlegt ift, fowie denn bie alle nöthigen Notizen 
enthaltenden Volkskalender für wenig Silbergroſchen käuflich 
find. Von einer dbrüdenden Abgabe fann daher hier gar nicht 
gefprodyen werben. 

Bei Abjtimmung war die Finanzlommiffion einftimmig 
über die Ablehnung bes vorliegenden Gefeßentwurfes, wobei 
jedoch Ein Mitglied ausdbrüdlic bemerkte, daß e8 unter verän- 


ten Umjtänden für bie Aufhebung ber Zeitungsftempeliteuer 


ftimmen werbe. 
Die Finanzlommiffion trägt Darauf an: 
Das Herrenhaus wolle beichließen: 


den vorliegenden Entwurf eines Gefehes, betreffend 
bie Aufhebung ber Kalender und Zeitungsftempel- 
fteuer, abzulehnen. 


Berlin, den 2. April 1873. 
von Nabe (Vorſihender). Graf zu Solms: Baruth. 
von Le Coq (Berichterſtatter) vom Steinäder. Frhr. 


von Tettau. Dr. Baumftark, Theune. von Klügow. 
von Blög. Dr. Tellkampf. 


Aus 
Tagesordnung 
für bie 
22. Plenarfipung. 





von Bernutb, 


Schiußberatbung über ben van. ar 
or, Hobrecht 


Graf von Rittberg, Serog von Ra 
und Genoffen, Drudiäche Nr. 125 ad II. 
Das Herrenhaus wolle befchliefen: 


unter Aufhebung des Befchluffes vom 19. Februar c., 
bie Vorberathung der Gefekentwürfe, betreffend: 


die Vorbildung und Anftellung ber Beiftlichen, 
über die firhlihe Disziplinargewalt, über bie 
Grenzen ber kirchlichen Straf- und Zuchtmittel 
und über den Austritt aus der Kirche, 


im ganzen Haufe vorzunehmen. 
Referent: Herr Dr. Schulze. 
Korreferent: Herr von ber Marmwih. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
den vorangeführten Antrag anzunehmen. 
Antrag des Korreferenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
den vorangeführten Antrag abzulehnen. 


N Schlußberathung über das Schreiben des Herrn Juftiz- 
| minifterd vom 3. d. M, betreffend die Abänderung einiger 
Redaktionsverſehen in den Gefegentwärfen über das Grund- 
buchweſen, cfr. Nr. 128 der Druckſachen. 


Referent: Herr Graf zur Lippe. 
Antrag bed Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beichließen : 


bie Zuftimmung zu ber Abänderung ber in bem 
Schreiben des Herrn Juftizminifters vom 3. April c. 
hervorgehobenen Redaktionsverfehen bei ben be 
zeichneten Gefegentwärfen zu ertheilen. 


Mündlicher Bericht der Budgetkommiſſion über bie 
Allgemeine Rechnung über den Staatöhaushalt des Jahres 
1863, vergl. Nr. 118 der Drudfaden. 


Berihterftatter: Herr Graf von der Schulenburg- 
Angern. 


Antrag der Kommiſſion: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


I. Nachſtehende Etatsüberſchreitungen bei dem Mini- 
fterium für Sandel, Gewerbe und öffentliche Ar- 
beiten, Kapitel 60 und zwar: 





a) Titel 2,. 2,000 Thlr. — Sgr. — Df. und 
a — 
b) » 4. 128 » 3» 8» 
ec) » 8. 160 » 83» 7» 
d) »11..1000 » — » — » mb 
4207 » 2» 8» 
nachtraͤglich zu genehmigen. 
1. Die —— ber Ktöniglichen Staatsregierung 
1 auf die Allgemeine Rechnung des Jahres 
‚ So 


wie in Bezug bie Verwaltung bes 
Staatsfhages für daffelbe Jahr, auszuſprechen. 





5 131. 


MHbänderungsantrag | 
zu bem 


Gefepentwurfe, betreffend Die Erbfchaftsfteuer, cfr. 
Nr. 87 und Mr. 121 der Drucfacen. 





Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in dem Tarife, weldier dem Gefeßentwurfe über bie 
Erbſchaftsſteuer angehängt ift, die Dofitionen: 


C. e. »Außerdem find mit Vier vom Hundert des Be- 
trages zu verjtenern: alle Anfälle und Zuwen- 
dungen, welde ausſchließlich zu wohlthätigen, ge 
meinnügigen oder Unterrichtszweden beftimmt find, 
infofern ſolche nicht einzelne Familien ober beftimmte 
Perſonen betreffen und die wirkliche Verwendung 
zu dem beftimmten Swede gefichert ift.« 

und 
Befreiungen 2, i: 


»Kirchen und andere Religionsgefellfaften, denen 
die Nechte juriftifcher ee i 


zu ftreichen. 





=> 





Motive. 


Diefe Pofitionen, welche eine nicht unerhebliche Ermaͤßi ⸗ 
gung ber bisherigen Stempelſteuer involviren, find einestheils 
anberntheil® weber in ber Regierungsvorlage 
Nr. 178 der Drudfachen des Abgeordnetenhauſes, noch in ben 
Verhandlungen des leiteren genügend motivirt. Vornehmlich 
aber werben baburd) geiftliche Gelellfchaften begünftigt, wäh. 
rend ſowohl bie ang en als die jet dad Herren- 

aus beſchaͤftigenden kirchenpolitiſchen Vorlagen gerade darauf 
—— die weltliche Macht geiſtlicher — zu 
n. 


Die Poſition 2, i. iſt von der Regierung im Weſentlichen 
nur dadurch motivirt, daß es nothwen 8 exachtet werbe, bie 
Synagogen ben Kirchen in Betreff ber Erbſchaftsſteuer gleich 
zuſtellen. Diefer Zweck wirb aber vollftändig erreicht, wenn 
man beide gleihmäßig 8 pEt. bezahlen läßt. 

Die Vofition C. e. aber würbe unter dem Mantel von 
fibeilommiffarifhen Zuwendungen zu Wohlthätigkeits- ober 
Unterrichtöjweden Zuwendungen an verbotene geijtliche Gefell- 
ſchaften in ihrer ge enwärtigen Faſſung zu einem ermäßigten 
Steuerfage ermöglichen. - 

Fr Inteſtaterben bes 7. ober 8. Grabes ber Ver ⸗ 
wandtſchaft eine höhere Exrbfchaftäftener zahlen follen, alb 
geiftliche Gefellichaften, ift nicht abzufehen. 
ebenfalls wird es fi empfehlen, bie e in Bere 


ber eiwaigen Steuerfreibeit ber Religionsgeſellſchaften 
fpäter 2. ordnen, nachdem bie zeitige —X Aufregun 
Id ger t haben wird, gleichtwie bie bisherige Stempelfrei 

er Kirchenangelegenheiten auch nit durch das GStempelgefeh 
vom 20. November 1810, fondern erft durch die Deklaration 
vom 27. Juni 1811 eingefügt, beziehentlih $. 3. bes Stem- 
pelgefehes vom 7. März 1822 proviforifch beibehalten ift. 


Berlin, den 4. April 1873, 
Mildens, 


A 132. 


MHbäanderungsautrag 
ad Nr. 87 und 121 der Drucfacen. 





Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


in bem Tarife, welcher dem Gefeßentwurfe über bie 
Erbſchaftsſteuer angehängt ift, zu der Dofition Be- 
freiung 2. i.: 

anftatt »Kirhen und andere Religionsgefellfi 

benen bie Rechte juriftifher Pe —— 
zu ſetzen: 

»Deutſche Kirchen und andere zn Religions- 

efellfchaften, en bie Rechte juriftifcher Per- 

onen zuftehen«. 


Dr. Schulze. 


Herrenhaus. Altenftüd AM 132, 133 und 134. 








A 133. 


MHbanderungsanträge 
zu dem 


Erfebentwurf, betreffend Die Erbſchaftsſteuer (Mr. 87 
und 121 der Drucfachen). 





Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
1) —— zu $. 38 hinter -Geſchwiſter ⸗ einzu- 


»ober beren Deözenbenten« ; 
2) berfelben Pofition eine neue Nummer hinter vi« dahin 
beizufügen: 


»k. Samilienfti beren Sebungen nur zur Unter- 
—* an un u Samilienmitgliebrr beftimmt 
“j 


und bie jeige Nummer k. mit 1. zu bezeichnen. 
Berlin, ben 5. April 1873, 


Graf von Rittberg. 





A 134. 


Aus 
Tagesordnung 
für bie 
23. Plenarfipung des Herrenhaufes. 


4) Mündlider Bericht ber Bubgetlommiffion über bie 
allgemeine Rechnung über ben Staatshaushalt bei 
Jahres 1868, vergl. Nr. 118 der Drudfacdhen. 


Berichterftatter: Herr Graf von ber Schulenburg- 
Angern. 

Antrag der Kommiſſion: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


I. Nachſtehende Etatsüberfchrei bei bem 
ren ag N) 


Minifterium für Handel, t· 
liche Arbeiten, Kapitel 60, und zwar: 
Ir. Sgr. Bf. 
a) Titel 2...... —8* — und 
2 u PER 1,28 3 8 
GO 8 ..... 1,260 18 7 
a u | RR 10000 — — um 
4,207 22 8 
nachträglich zu genehmigen. 
I. Die Entlaftung der Königlichen Stantsregie 
rung in Bezug am bie allgemeine Rechnung 
bes Jahres 1868, ſowie in 


auf bie Ter- 
waltung des Staatsſchatzes für Laffelbe Jaht, 


auszufpreden. 


Herrenhaus. Aktenftüd Af 135. 639 


A 135. 


MHbänderungsantrag 
zu 


dem Gefehentwurfe Nr. 96. 


Das Herrenhaus wolle befchließen: 
1) an Stelle des in Nr. 96 vorliegenden Gefeßentwurfs 


na 
geben: 


chſtehendem Gefegentwurfe feine Zuſtimmung zu 


Entwurf eines Gefebes, 
betreffend 
bie Aufhebung der Mahl. und Schlachtſteuer. 





Wir Wilbelm u. f. m. 
verorbnen, mit Suftimmung beiber Haͤuſer bes 
Canbtaged für den Umfang ber Monardie, was 





m Uebrigen finden bie wegen ber Schlacht⸗ 
Rn be Stantes beftehenben Vorſchriften * 


- auf die in Berlin zu erhebende Kommunal ·Schlacht⸗ 


fteuer Anwendung. 


$. 3, 

Die in Bezug auf bie Klaffenfteuer den Be- 
irföregierungen zulommenden Befugniffe und Ob- 
iegenbeiten werden für bie Stadt Berlin ber 
Direktion für bie Verwaltung ber bireften Steuern 
bafelbft übertragen. 


84. 


Dom 1. Januar 1874 an werben ben Stabt- 
und Landgemeinden 50 Prozent ber in benfelben 
a Staatsgebaͤudeſteuer und ben Stabt- 
und Landkreiſen 5 Prozent ber von ben darin be 
legenen Liegenfchaften auffommenden Staatsgrund- 
fteuer gu Verwenduug für die Gemeinde und 
Kreisbedärfniffe überiwiefen. 

Diefe Beltimmmg findet auf Die zur Seit 
ſchlacht und mahljteuerpflichtigen Städte erſt bei 

al > Befeitigung der Schlaht- und Mahl 
Reue nme 


6.5. 


Die zur Ausführung diefes Geſetzes exforber- 
lien Anorbnungen erläßt der Finanzminifter. 


Gegeben u. f. w. 





folgt: 2) bei Annahme des vorftehenden, amendirten Gefehent- 
§. L. mwurfs 
In allen mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen prineipaliter 
Stäbten wird vom 1. Januar 1875 an N Mahl. folgende, bemnädjft in bem sub Nr. 97 vorliegenden 


Geſetzentwurfe 


und Schlachtſteuer aufgehoben und die Klaſſenſteuer 
— 
S. 2. 


In der Stadt Berlin kann die Schlachtſteuer 
auch nad) —— — Klaſſenſteuer als Ge⸗ 
meinbefteuer biß auf Weiteres und fo lange fort- 
erhoben werben, als nad) dem fibereinftimmenben 
Beichluffe des Magiftrats und der Stabtverorbneten- 
verfammlung bie Lage bes ftäbtifhen Haushalts 


bied erforbert. 

Die desfallfigen Gemeindebefchlüffe, das zur 
Ausführung Shen zu erlaffende Schladytfteuer- 
regulativ und bie zum Zwecke ber Erhebung und 
Verwaltung der Schlachtiteuer durch die ftäbtifchen 
Behörden und Beamten zu treffenden ig ee, we 
unterliegen ber Genehmigung der Minifter des In⸗ 
nern pi ber Finanzen. 


Auf Antrag der Stabt Berlin wird gegen 
Vergütung des von dem Finanzminiſter feßzufehen- 
ben Koftenbetrages die Erhebung und Verwaltung 
ber Schlachtſteuer —* die Behorden und Beam- 
ten ber Verwaltung ber indirekten Steuern be 
Staates für Rechnung der Stabt fortgefekt. 


Die in biefem falle den ftädtifhen Behörben 
zufommenden —— hinſichtlich der Kenntniß- 
nahme und Einwirkung in Schlachtſteuerangelegen ⸗ 
—* werben in ber bezüglichen Uebereinkunft ge 
regelt. 


Eine Erhöhung ber beſtehenden Schladhtiteuer- 
ſätze mit Einfchluß bes bisherigen rg 
fhlags ift —— Ermäßigungen ber bis. 

igen Steuerfäße, Befreiungen gewiſſer en · 
—* von der Schlachtiteuer und andere ben 
hlachtfteuerpflichtigen - Verkehr erleichternde ober 
ie Zuftänbigfeit der ftäbtifchen Behörben betreffende 
Aenderungen ber wegen ber Schladhtfteuer beftehen- 
ben Vorferiften fönnen durch das Schlachtiteuer- 
regulativ eingeführt werben. 


wegen Abänderung bes . betreffend bie 
Einführung einer Klaffen- und Maffifizirten Ein- 
fommenfteuer vom 1, Mai 1851, 


an bie Stelle bed $. 6 zu ſetzende, reſp. vor $. 20 
als $. 19a. einzufciebende Beftimmungen anzunehmen 
und zwar: 


a) an Stelle von G. 61. c. 


enfteuer mit Ausflug ber Zugänge 

u erzielenden Solleinnahme wird für daß 

abr 1874 auf 12 Millionen, für die Jahre 

875 und 1876 mit Rüdfidyt auf die Einfüh- 

rung ber Klaffenfteuer in den bisher mahl- und 

ſchlachtſteuerpflichtigen Stäbten auf 15 Millio- 
nen Thaler feftgeftellt. 


Ueber bie Feſtſtellung bes nad) Ablauf der 
—— dreijährigen Steuerperiode ein- 
tretenden Normalbetrages, fowie fiber das be- 
gielic der Zugänge, ber Veränderungen durch 

eflamationen und Rekurſe unb das bei einer 
Differenz zwifchen dem Beranlagungsergebnif 
und dem vorgebachten Normalbetrage einzu- 
haltenbe Werfahren beftimmt ber $. 19a. diefes 
Geſetzeb. 


dr Safe} der aus ber Veranlagung 
a 


b) hinter ©. 19 als $. 19a. 


Der ahresbetrag ber aus ber Veranlagung 
ber Einfommenfteuer mit Ausfchluß ber F 
gänge zu erzielenden Soll-Einnabme wird für 

8 Jahr 1874 auf 7,500,000 Thlr., für das 
a 1875 infonderheit mit Rüdfiht auf ben 
ei Aufhebung der Mabl- und Schlachtſteuer 
eintretenden Wegfall ber dabei ben Einfommen- 
Be tigen gewährten Bonififation auf 
9,000, Ir. und für das Jahr 1876 auf 
9,500,000 Thlr. feftgeitellt. 


Für die ferneren dreijährigen Steuer- 
perioden erhöht ober ermäßigt-fi bie. Soll- 
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ber in ber 
einge 
oder 
—— — 
en 


tretenen 
regen des 
jeder ber beiden 
Normalbetrag. 


Wird der in $. 6 dieſes Gefehed und 

vorftehend für die Stlaflen- und Einfommen- 
fteuer pro 1874—1876 feftgeftellte, gg 
weife für die ferneren Steuerperioden ſich er⸗ 
gebenbe Normalbetrag dur das aus ber Ber- 
anlagung — beide Steuern zufammengerechnet 
— ergebende Geſammt · Soll ⸗Aufkommen 
derſelben uͤberſtiegen oder nicht erreicht, ſo 
udet eine ——— beziehungsweiſe Er- 
Föhn der Soll-Einnahmen beider Steuern 
i8 auf den Normalbetrag mit ber Maßgabe 
ftatt, daß ein etwaiger Ueberfchuß bei ber 
Klaſſenſteuer niemals zur Uebertragung eines 
Minderbetrages bei ber Einfommenfteuer dienen 
darf, vielmehr eintretendenfalls den Slaffen- 
eig er ausichliehlih zu Gute zu 
fommen bat 


Der Finanzminiſter veröffentlicht alljähr- 
lich bis zum 1. März buch bie Gejehfamm- 
lung das Veranlagungsergebniß beider Steuern 
und macht zugleich bekannt, wie viel Silber- 
* auf jeden Thaler der veranlagten 


ahresſteuern weniger oder mehr zu entrichten 
nd, um den Normalbetrag zu erhalten. Dabei 
leiben Beträge von 6 Dfennigen und darunter 
außer Betracht; an Stelle höherer Pfennig- 
beträge tritt ein voller Silbergrofchen. 


Der durch bie — der Pfennige 
ober durch Reklamationen und Nekurſe ent- 
—— Ueberſchuß oder Ausfall gegen den 

ormalbetrag wird unter Abrundung auf 
Silbergrofhen nad) Maßgabe ber * enden 
Beſtimmung im naͤchſtfolgenden Jahre aus— 
geglichen. 


Ar gugänge im Laufe be3 Beranlagungs- 
jahres find bie berichtigten Steuerfähe zur Un- 
wendung zu bringen. 


eventualiter 


ben $. 6 bes Gefeßentwurfs * Abänderung 
bes Gefehes, betreffend die Einführung ber 
Klaffen- und Klaffifizirten Einfommenfteuer vom 
1. Mai 1851, ftreichen. 


Berlin, den 18. April 1873. 
von Voß, als Antragfteller. 


Motive. 


Die Mahl- und Schlachtſteuer iſt auf bie Dauer 
nicht zu halten und muß im Intereſſe de8 Landes wie ber 
ungehemmten Entwidelung ber beteiligten Staͤdte refp. um 
eine En — Steuerpolitit möglich zu machen, troß der mit 
ber Klaffenfteuer für die größeren Städte verbundenen X 


etzt 
werden. 


Nicht ausführbar iſt Diele —— und die in Folge 
derſelben nothwendige Umgeſtaltung ber Sommunalfteuer- 
einrichtungen faſt aller größeren Städte bißs zum 1. Januar 
1874, überall durchführbar aber biß zum 1. Januar 1375. 


Die im Gefeßentwurfe des anderen Hauſes beliebte fa- 
fultative — ——— ber Schlachtſteuer als Kommunal- 
en auf Zeit ift irrationell und verwerflih. Während fie 

ie weſentlichſten Nachtheile ber Staatsſteuer prolongirt 
reſp. fteigert, ift fie das fchlechtefte Mittel, den betheiligten 


fonvenienzen aufgehoben und durch letztere Steuer er 


langen Erörterungen die Steuer bewilligt werben. 


Die Schlachtfteuer als Kommunalfteuer muß deshalb 
— zurückgewieſen und kann nur allenfalls Berlin wegen 
einer ganz — Situation eine Ausnahmeſtellung 
eingeräumt werden. 


Aber ben Städten, auf bie ber Staat je länger je 
mehr eine Menge ihm obliegender Aufgaben und Feiftungen 
u und die er durch feine Maßnahmen in Gefeßgebung 
und Verwaltung zu vielfachen Einbußen in ihren Einnahmen 
und zu immer wachſenden Ausgaben gebrängt hat und fort- 
während drängt, muß ch werden, ba fie theilmeife 
bereits an bie Grenzen ihrer Steuerfraft —— ſind und 
ohne völlige Zerrüttung ihres Haushalts und Yahmlegung 
ihrer Entwickelung nicht weiter noch die Kommunallaſten ftei- 
gern können. Sie werben fonft unausbleiblid in Die Cage 
gebracht, die von ihnen auch zum Vortheil des Staates über- 
nommenen und erfüllten Aufgaben ftaatliher Natur nicht 
mehr oder nur fchlecht erfüllen zu fünnen. 


Auch die Kreisverbände ftehen in folge der Gefehgebung 
eu ber Entwidlung des öffentlichen Lebens vor wachſenden 
aften. 

Sie und die Kommunen baben beshalb eine Do- 
tation für die ihnen zufallenden — für ben Staat 
zu fordern, wie folde jet den Provinzialverbänden ge- 
währt ift. 

Diefe Forderung — fo oft ſchon geftellt — ift eine fo 
begründete und unabmweisbare, baß ihre üllung jeber 
Liberalität des Staates im Steuerwefen vorjugeben 
hat. Steuererlaffe, die nur Steigerungen ber Kreid- und 
Kommunallaften gegenüberfteben, find verwerflid. 


Der vorftchende Abänberungsantrag will die Dotation 
in ſehr befcheidenem Maße durh Uebermweifung von 
Quoten ber Gebäube- und Grunbdfteuer, als ber rid- 
tigften —*— für einen großen Theil der kommunalen 
Leiftungen im Anſchluß an ſchon wiederholt geftellte Anträge 
gewähren. 

Die frage ift, ob ”- Lage der Staatsfinanzen biefe 
Ueberweifung neben bem Steuererlaß möglich, ber in ber 
mit bem anderen Haufe vereinbarten — der 
Klaſſenſteuer gegeben iſt. Died wird geleugnet werben und 
e8 bleibt dann zu prüfen, ob die Integrität des sub Nr. 97 
vorliegenden eh fo wichtig, daß darum das im 
dringenden Intereffe ber Kommunen und reife gejtellte Ver- 
langen wiederum ajournirt werben müßte. 


Die a AS ber Klaffenfteuer ei ein 
fteittiges, politifches Prinzip ein und wirb vorausfichtlich viele 
Angriffe erfahren. Davon —— erſcheint ſie als allein 
ſtehende Maßregel vom Standpunkte ber Finanzpolitik — 
weil in ihrer Tragweite nicht überſehen — verwerflich und 
führt zu der begründeten Forderung der Kontingentirung auf 
der — *—*— Können die von ber Staatsregierung 
bervorgehobenen, bei der Kontingentirung verfolgten Vorteile 
einer unbefangenen Stellung ihrer Organe bei der Steuer 
Veranlagung nicht auf anderem Wege erreicht werben, jo muß 
— jener Dotationsforderung auf den an eine Be— 
ingung von fo zweifelhaftem Werthe geknüpften Steuererlaß 
verzichtet werden. 

Es frommt nicht nur weit mehr, wenn das Geld, das 
ber Steuererlaß in den Taſchen der Steuerzahler laſſen will, 
zur Sicerftellung ber Kommunen und Kreiſe im Interefie 
— verwendet und zuſammengehalten wird, ſondern es wird 

m Staate auch der Erlaß überhaupt wenig gedankt werben. 

Der vorftehende Abänderungsantrag bezwedt mun, prin- 
eipaliter doch die Erfüllung der Dotationsforderung mit den 
von ber Regierung bezüglich ber Steuerveranlagung erftrebten 
Vortheilen unter Befeitigung des Kontingentirungsprinzips in 
Einklang zu bringen und zwar fo, daß den Cenſiten der zur 
Klaffenfteuer veranlagten unteren und mittleren Klaſſen dauernd 
eine an vor den Einfommenfteuerpflichtigen gefichert 
wirb: jebes fen diefer letzteren Steuer foll jenen mit zu 
Gute fommen, ein einfeitiges Wachſen des Stlaffeniteuer-Solls 
aber ihnen allein. . 


ud 
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Zugleich ift ber Staatskaffe für bie nächſte ber zu etabli- 
renden dreijährigen Steuerperioden eine entfprechende Einnahme 
geſichert. 

Nach ben Erklärungen ber Regierung hat die Einfonmen- 
fteuer in den legten 10 jahren eine Steigerung von überhaupt 
42 Prozent erfuhren. In Folge der nad dem glüdlichen 
Kriege eingetretenen, ganz außerenbeutliche kommerziellen und 
indußtriellen Entwidtelung ift fie aber von 1872 auf 1873 um 
455,000 Thlr. gegen das Soll von 1872 geiie en und bat 
pro 1873 mit 7,000,000 Thlm. in Soll geitellt werben 
können. Vorausfichtlid wird diefe Steigerung nicht in glei- 
chem Maße fortgehen und es wird nicht ungerechtfertigt fein, 


für Die nädjften 3 Jahre eine Erhöhung von ppr. 8 Prozent 
per- Jahr anzunehmen. 

Der Betrag DON ................ 7,000,000 Thlrn. 
erhebt fih dann um .................... 000 > 
pro 1874 auf ....2uesserrene en Re 7,560,000 <hlr. 
pro 1875 aber um ... .. ...... 604 

auf 8, Thlr 
dazu tritt die —*— mit der Aufhebung 
er Mahl · und Schlachtſteuer wegfallende, 
den Einkommenſteuerpflichtigen gewährte 
Bonififation a 20 Thlr. mit circa ....- 956,220 >» 
iebt pro 1875 —————äööô äö» rn... Ad ‚02 T 
zu wieber 8 Progent von ber Summe 
von 8,164,800 Th n. mit Pe ee re ‚180 > 


giebt pro 1876 einen Steuerbetrag von... 9,774,200 Ihlen. 








Eine Garantirung der Beträge von 7,500,000 Thlen. 
ro 1874, von 9,000,000 Thlrn. pro 1875 und von 
‚00,000 Thlen. pro 1876 verletzt hiernach anfcheinend das 
fisfalifche Intereſſe in keiner Weife. 


Bei Annahme des prinzipalen Abänderungsantrages wird 
die fofortige Erledi ung ber fon fo lange auf der Taged- 
ordnung ftehenden Mahl- und Schlachtiteuerfrage herbeigeführt 
und das Juftandefommen der Novelle zum Klaffenfteuer: eiet 
nicht gefährdet. Das andere Haus wird wegen der aud dor 
fhon Ar erftrebten Dotation der Kommunen und Kreife nicht 
an bem und dem Gteuererlaß 
fefthalten. 


Bei Verwerfung biefes Antrags muß feitens ber ftäbtifchen 
Vertreter auf Verwerfung bes $. 6 ber Novelle das Abjehen 
gerichtet und damit biefelbe zu Fall gebracht refp. das Mahl- 
und Schladhtfteuergefeg wiederum abgelehnt werben. 


ontingentirungsprinzipe 
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Verzeichnif 


ber 


zu den firchen»politifchen Gelegesvorlagen beim Herrenhauſe eingegangenen Petitionen. 





Det | Gefepentwürfe, auf welche 

















Journ,» Ä . Detenten, Kurzer Inhalt der Vetition. 

Nr. die Detition fich bezieht. 

A. Bon Angehörigen der katholiſchen Kirche. 

153. Alle vier Gefeßesvorlagen | Katholifche Bifchöfe. In Anl, unter Nr. 1 vollitändig abgebrudt. 

betreffend. | 
’ 

164, debgl. Vorſtand eines Vereins von |Die Geſetze vernichten bie Rechte und Freiheiten ber 
80 felbitftändigen Männern | Latholifchen Kirche und vermehren die durch die Aus- 
zu Vorſt bei Kempen. weifung der Sefuiten und die Mafregeln gegen bie 

Schulſt —— ſchon hervorgerufene allgemeine Un- 
zufriebenheit. 

165. desgl. 26 Prieſter des Dekanats At- |Die Geſehze werden bie größten Gewiffensbebrängniffe 
— Reg.«Bez. Arms] und Verwickelungen zur Folge haben. - 
erg. 

181. desgl. 2678 Bürger von Münſter In Uebereinſtimmung mit ber Denkſchrift des Gefammt- 


und Umgegend. 


Betreffend die Geſetzentwürfe: 
a) über die Borbildung und 

Anftellung der Geiftlichen ; 
b) über bie Eirchliche Diszi⸗ 


georbneter un 


plinargewalt; 
e) über die Straf und Jucht- 
mittel x. 


Anl, 3. db. Verhandl. d. Herrenhauſes. 


Episkopats und der Detition ber Bifchöfe & Anl. 
* wird Zurückweiſung ber Gefekentwürfe ver- 
angt. 


Ober - Bürgermei * — Die Geſetzesvorlagen zielen darauf ab, die katholiſche 
4 Stadt. 
verordnete von Wachen. 


Kirche in ihrem organiſchen Beſtand aufzulöfen und 
abzufchaffen. 
In direktem Widerſpruch mit ben Vorſchriften des tri« 
bdentinifchen Konzild werben die Knabenkonvikte und 
| Seminare aufgehoben, die Stubirenden der Theologie 
| in ihrem Studium, dem Unterrichtöminifter ala ober- 


81 





Ga —— Se.rrenhaus. Altenſtück M 136. 


Det. 


Journ.» 
Nr. 






Gefepentwärfe, gi welche Kurzer Inhalt der Petition. 


bie Detition fi) bezieht. 








ften, unfehlbaren Lehrer und Erzieher unterftellt, alle 

Kirchenaͤmter in Staatsämter verwanbelt. 

Se —— 

„legt die Ju on ber e lahm, führ 
bie Ruffile Synode ein. 

Das Gefeh über bie Grenzen ber Straf- und Zuchtmittel 
nimmt ber Kirche ein Recht, das fie im Auftrage 
ihres Stifter auszuüben hat. 

Die drei Gefege führen die äußere Knechtung und innere 

Revolutionirung ber fatholifchen Kirche herbei. 


beögl. 26 Driefter und Laien aus Die Gefebe verleugnen die verbrieften Rechte der Kirche 
. Dillingen, Kr. Saarlouis | und arbeiten auf eine Nationalfiche und ein Schiäma 


und Umgegend. in. 
Infonderheit forbert das Geſetz über die Vorbilbung ber 
eiftlichen eine ſolche nationale a dem 
rue 3 Glauben und der geſun Vernunft 
widerſpricht. 
Die B am der Seminare wird Prieftermangel 


196. 


heruorrufen. Insbeſondere bas feit 1580 in Genen 
wirkende Didzefankonvift in Trier wird burd das 
Gefeh in feinem Fundament geändert werben. 

pe Drudfhrift über dad Trierfche Didzefankon- 
vift). 


besgl. 29 Vriefter und Laien aus |Die Knabenkonvikte, in&befondere das zu Trier, wirken 
Koblenz und Umgegenb. —— und hemmen weder die ſelbſtſtändige Ent— 
wickelung des Charakters, noch ſchließen fie bie Zög- 
linge vom Leben der Nation ab. Prieſtermangel wird 
die Folge ihrer Aufhebung ſein. 


198. Geſetz über die Vorbildung | 44 Prieſter, Profeſſoren und Das Urtheil der Königlichen Schulbehörden über bie 

und Anftelung ber Geift-|] Lehrer aus Trier und Um-| Konpvikte ift ein ganz anderes, als das in ben Motiven 

lichen. gegend. zum Geſetz gefällte. Namentlich gilt Died vom Did. 
efanfonvikt zu Trier. Um Prieftermangel fern zu 
alten und im SHinblid auf die dieſem Inſtitute zu- 
ewandten vielfachen Stiftungen muß es in feinem 
Fortbeftande geſchützt werben. 


besgl. 13 Geiftlidhe aus dem Kreife |Die Knabenkonvikte, in&befondere da8 zu Trier, beflen 
Neuftadt. Söglinge Vetenten waren, wirken fegensreich und 

hemmen auch die felbftftändige Entwidelung des Chu 

rafters nit. Die von verichiedenen Männern aus: 

eiprochene Anficht, die Anftalt befchränfe ben freien 

illen der Söglinge und fördere den Aberglauben, 

fei unrichtig. | 


226. 


249, 


B. Bon Angehörigen der evangelifchen Kirche. 











151. | Alle vier Gefegesvorlagen be- | Konferenz; von 14 Paſtoren | Die Gefegesvorlagen drüden die Kirche zu einer Staat 
treffend. zu Elze, Moringen, Celle, Inſtitution herab und entfremben ihr alle freien um 
Levesle, Göttingen x. mutbigen Geifter. Bei ihrer Annahme bleibt n 

Auswanderung nad) Norb-Amerifa übrig. 


161. desgl. Gemeinde⸗Kirchenrath zu Rrebs Die Geſetze haben bie Auflöſung und Zerfplitterung & 
bei Marienwerder. evangeliſchen Kirche zur Folge. 

162, beögl. — von 63 Geiſtlichen Die See bie das herrſchſüchtige Rom bändigen fol 
und 22 Laien, verfammelt 


ſchaͤdigen weit ug bie evangelifche Kirche. 

zu Königsberg i. Dr. |Die Autorität ber kirchlichen Behörden wird vernict 
und die Entwidelung zur Selbititändigfeit der eve 
gelifchen Kirche gehemmt. 


163, desgl. Gemeinde · Kirchenräthe der Zur Abwehr der Uebergriffe der katholiſchen Kirche mög 
Synobe Labes in Pommern. | die Gejege nöthig fein, fie treffen aber empfindlio 
bie evangelifche. 
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Det. 
— “= el hi beit” Detenten. Kurzer Inhalt ber Petition. 
Nr. 


men wiberftreitet $. 4 des Gefehes über bie Zudht- 

mittel ben oten ber heiligen Schrift, fowie bem 
Bekenntniffe und den Orbnungen ber Kirche, 

Das Deleh über die Vorbildung ber Geiftlichen wird bie 


Zahl der Bewerber um das geiftlidhe Amt verringern, 

das über ben Austritt aus ber Kirche dieſen unge» 

büßrlich erleichtern, das Gefeh über die Disziplinar- 
ewalt die Autorität der Kirchenbehörben und das 
Önigliche oberbifchäfliche Recht ſchmaͤlern. 


166. | Alle vier Gefege betreffend. | 72 Geiftliche und verfchiebene |Mit vorftehender Petition Nr. 163 wörtlich überein. 
Patrone, Kirchenräthe und | ftimmenb. 
Lehrer aus Köslin und Um- 


gegend. 


dazu 
69 Beitritts-Erflärungen nad) 
Formularen aus verfchiebe- 
nen Ortfi er 86 Bu 


lien und  verfchiebenen 
Laien. 


170. desgl. 3 —* oren und 1 Kirchen-Die Gefehe Hätten mit ben Kirchenbehörden berathen 
aͤlteſter zu Kaczkowo. werden ſollen. 


Gr. Neudorf und Arzelno bei | Das Geſetz über die Zuchtmittel greift in bie Selbftftän- 
Bromberg. digkeit der Kirche ein, das über bie Vorbildung ber 
Geiftlichen ebenfo und wird bie Neigung zum Stubium 

ber Theologie verringern helfen. Erleichterung des 

Austritts aus der — droht dieſer und dem Staat 

mit Gefahr. Der kirchliche Geri *— kann zu einem 

modernen Kehzergericht über alle glaͤubige Geiſtliche 


werben. 
175. desgl. Gemeinde ⸗Kirchenrath zu Wall · Die Bemerkungen des Ober⸗Kirchenraths weiſen nach, 
mow bei — ‚ Symobe | daß bie Geſehe bie evangeliſche Kirche gefährden. 
Prenzlau I. 
176. besgl. 110 Paſtoren und Geiſtliche In Anlage unter Nr. UI, volftändig abgedruckt. 


und 29 Laien zu Gnabdau 
berlammelt; dazu Beitrittö- 
Erklärungen aus Trebjchen . 
(1 Baftor 8 Laien), aus 
Wernigerode (4 Geiftliche 


10 Laien). 
190, besgl. aus Glömen (28 Geiftliche) 
227, desgl. vom Gemeinde + Kirchenrath 
ber Parodie Wichmanns- 
dorf. 
182, beögl. Kreisfynode Cammin in In Anlage unter Nr. II. vollftändig abgedrudt. 
Pommern. 
186, beögl. 131 Geiftlihe und 54 Laien, |Gegen die Uebergriffe ber jefuitifchen und ultramontanen 
” d Partei gegen üb Verfündigung ber are Lehre 


in Stettin verfammelt. 
i vom unfehldaren Papſt bätte fchon vor Eröffnung des 
Vatikaniſchen Konzils Krieg bis aufs Aeußerſte gerfet 
werben follen. 
Mit dem Gefehvorlagen dagegen zu kämpfen it 
unwürbig und Awedhwibrig. 
Das Gefeh über die Suchtmittel ftellt die Staats- 
eſetze über das Wort Gottes und müſſen deshalb 
F. 2 und 4 amendirt werben. 
Im Geſetz über den Austritt aus der Kirche muß 
eine Beſtimmung eingeſchaltet werden, die den Ausge⸗ 
tretenen und ſpaͤter in die alte Parochie Zurücktreten⸗ 
den = Nachzahlung deffen verpflichtet, was er ohne 
Austritt zu zahlen gehabt hätte. 
Bezüglich der Vorbildung der Geiftlihen muß ber 
Kirche dad Recht vindizirt werden, bei Anftellung der 
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Det. 


Journ. 


Gefekentwürfe, a ae 


die Detition fi 





194. 


195. 


197, 


205. 


206, 


221. 


Ale vier Gefehe betreffend. 


degl. 


besgl. 


deögl. 
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Petenten. 


Neumärkiſche Vaftoralkon- 
ferenz zu Frantfurt a. > 
70 Geiftlihe und 56 Ca 











Kurzer Inhalt der Betition. 






an ionslehrer an den Gymnaſien und der Drofefforen 

en Univerfitäten eine georbnete Mitwirkung zu 
(tem. Die Vorſchrift über das Staatdesamen bahnt 
ie Tyrannei des abfoluten, d. h. heidniſchen Staates 
über bie Ale — dem Papſtthum noch überlegene 


Gei 
ee. a A bie —— — muß w Be 


ven beſchränkt, Appellation an Önig zug Pe 
affen und die Befegung * — — mit 
rchenbeamten geſichert werde 


lich mo der Staatsgerichts — einer 


Die Kirchengeſetze ũberſchreiten die Grenze, bie gegen 


Uebergriffe der Kirche in das Mechtögebiet des Staates 
ezogen werden muß; bie evangelifche Kirche wenigſtens 
bat zu benfelben eine Beranlaffung gegeben. 


lee ten von 8 * Woͤrtlich übereinftimmen mit Ar. 3. 


, Viſſelh — 
*2* en ı. 


10 Geiftlihe ber Propſtei 
Stormarn in Schl | "Bu 
Holſtein. 


Dazu: 
86 Eingepfarrte ber Propftei 
Stormarn. 


Die Moberamen ber in Biele- 
ef verfammelt geweſenen 
Kreis. ——. bes — 
ngẽbe⸗ 


9 Geiſtliche der Inſpelktion 
Weihe, Amt Syke in Han- 
nover. 


Die art e Ar en minbeitens jo amendirt werben, baf 


eiheit und Selbitftändigkeit der Kirche 
Br ya tige: fittlihen Gemeinfchaft und Anſtalt 
gewahrt bleiben. 


Die ee gegen welche die Geiſtlichen der Propftei fe 


—— n ausgeſprochen haben, müſſen ind Ve 


Gegen die ultramontanen Uebergriffe —— Schutzwehren 


——— werben, ven die ebangeliſche Kirche darf 
nid) eg werben. 

Das Gefeh über bie Vorbildung der Geiftlichen 
> t bie Kirche in das Belieben ber wechſelnden 

Mintfterien und ruft einen feilen, wetterwendiſchen 
Sinn bervor. $. 4 des Geſetzes über die kirchliche 
Strafgewalt macht bie Ausübung jeder Kirchenzucht 
unmöglich); ber kirchliche Gerichtähof, deifen Kompetenz 
fid) auch auf Lehre und Kultus eritreden fann, Führt 
zur ſchwerſten Gefährdung ber kirchlichen Geſammtheit 
wie jedes einzelnen Kirchenbeamten. 


Die Geſetze, Über welche die fompetenten kirchlichen Be— 


hörden nicht gehört find, behandeln die —— 
und katholiſche Kirche als ein gemeinſchädliches In— 
ſtitut, das zu einer bloßen Staatsanſtalt herabgedrůdt 
werden ſoll. 


Der Vorſtand der Kreisfpnode |Die en Kirche, die emdliche Gewährung der 


Treptow a. R. in Dom- 
mern. 


Kreisfpnode Ratzebuhr in 
Pommern. 


Kreisſynode Wollin. 


Selbfttändigfeit erwartend, findet in ben Geſetzen völ- 
A Unterwerfung unter ben Staat. 
——— paralyſirt die Macht der Kirche 
at em Gebiete der Zucht völlig und wird zu ewigen 
Konflikten führen. Bildung und Anftellung der Geit- 
lichen gehört der Kirche allein, nicht dem Staate. 
Das wifjenfchaftlihe Examen fegt die Stubirenden - | 
der Theologie herab und foll in der That Die Fonfef- | 
fionelle Beftimmtbeit und kirchliche Haltung abftreifen. | 
Das Schlimmfte ift der Staatsgerichtähof, Der den; 
Staat zum oberften Richter in der Kirche macht. Nicht 
etwa aus den Belenntnijfen und Orbnungen der Kirch: 
fonbern nach feiner freien Ueberzeugung bat er dat 
Urtheil zu ſchöpfen. 
Alle tirchliche Selbſtſtandigkeit wird aufgelöft und 
e8 bleibt nur eine Staatsreligion. | 


Mindeftens müflen die Monita des evangeliſchen DObrr- 


Kirchenraths bei ben Gefegen beachtet werben. 


Die Uebergriffe der katholifchen Kirche machen eine Rr 


Herrenhaus. Allenſtück AP 136. 645 





















Detenten. Kurzer Inhalt der Vetition. 






Pet. Gefekentwürfe, auf welche 
— die —X ich —* 








gelung der Grenze zwiſchen Staat und Kirche nöthi 
aber es fehlt jeder rg bie evangelifche Kirche & 
Mitleidenheit zu ziehen. 


Das Gefeß über die Zuchtmittel greift im bas innerſte 
Leben ber Kirche ein; wie Strafen und Zucht, fo kann 
ber Staat aud Predigt des Evangeliums und Safra- 
mentsverwaltung verbieten. 


Das Gefeß über den Austritt aus der Kirche wird zur 
Verfuhung für unbefeftigte Gemüther dienen. 


Das Gefeh über die Vorbildung der Geiftlichen ftellt an 
alle Minderbegabten zu hohe Anforderungen und wird 
Mangel an Geiftlichen mit fich führen. 


Der Staatsgerichtshof führt völlige Aufhebung ber Selbft- 
ſtändigkeit ber Kirche und gründliche Desorganifation 
ihrer Verfaffung herbei. 


224. | Wlle vier Geſehe betreffend. | 11 Maftoren zu Neuftabt 
Mandelsioh, _ Robewalb, 
Magen ıc. in Hannover. 


Die Geſetze berühren die Kirche in ihrem innerften Beben 
und ftellen bie Exiſtenz vieler treuen und verbienft- 
vollen Geiftlihen im frage. _ 


234, desgl. Krreisſynode Naugard. Das See über die Juchtmittel ift fo behnbar, daß 
3. B. felbit das kirchliche Aufgebot gefallener Bräute 
ohne Bezeichnung berjelben als Jungfrauen als eine 


Kränfung der bürgerlichen Ehre aufgefaßt werden kann. 


Das Geſetz über den Austritt aus der Kirche hat einen 
m Me Zeitraum ber ſeelſorgeriſchen Einwirkung 
gelaffen. 


Das Gefeg über die Vorbildung der Geiftlichen, inäbe- 
fondere aber über beren Anftellung läßt dem Walten 
politischer Darteirihtungen Raum und beeinträchtigt 
bie Charakterbildung. 


Das Gefeh über bie Disziplinargewalt öffnet mit feinen 
Rekurfen an den Staat der Demoralifation Thür und 
Thor. Der Staatsgerichtshof, deſſen Entſcheidungen 
nicht in dem untruglichen Worte Gottes ihre Be— 

rändung haben, jondern in den gerade gaugbaren 
Staatsanfichten, raubt der Kirche alle Selbititändigfeit 
und fontinuirliche Entwidelung. 


254, besgl. Kreisfynode Greifenberg in Eine Regelung der Grenzen zwifchen den beiden gött 
Dommern. lihen Ordnungen — Staat und Kirche — und Ab— 
wehr gegen die neueſte Entwidelung in ber katholifchen 
Kirche iſt nöthig. Mber die Geſetzesvorlagen geben zu 
meit und werden ihr Ziel nicht erreichen. 


Das Gejeh über die Zuchtmittel ift nicht mit den Ord— 
nungen ber heiligen Schrift im Einklang, das Geſetz 
über die Vorbildung der Geiſtlichen wird ber Kirche 
Lehrer geben, bie mehr dem Beitgeifte, ald dem heili 
gen Geifte folgen, das Gele über die Disziplinar- 
gemalt ftellt die Kirche ganz den Stantsbehörben mit 
vielleicht nichtchriftlichen Elementen unter. 


Durd) bie * kann leicht die Preußendeviſe »mit 
Gott, für König und Vaterland« umgeſtaltet und das 
Fundament bes Thrones crfchättert werden. 


260, beögl. 9 Parochieen der Synode |Die Geſetze enthalten Beitimmungen, durch welche bie 
Grimmen. evangeliſche Kirche in weſentlichen Rechten, ja in den 
ihr durch die Verfaſſung gemäßrleifteten Grundbedin- 
ungen ihrer gebeihlichen Entwidelung gefährdet wird. 
Detenten fchließen fi) den Ausführungen be8 Ober- 
Kirhenratbs an, und wünfchen namentlich in Betreff 
der Geſetzesvorlage »über die Vorbildung und Anftellun 
ber Geiſtlichen⸗ Aenderun cine bezügli 
ber Staatsprüfung, und des Einfpruchredhts des Ober- 
Dräfidenten bei ber Anftellung. 
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208, | betreffend die Gefeßentwürfe | Kreisfynode Neuftettin. Der Gefeßentwurf über den Austritt aus der Kirche ift 
a) über die Vorbildung anzunehmen, bie anderen Entwürfe find abzulehnen. 
und Anftellungber&eift- Vor ihrer Vorlage hätte der Staat ſich barüber mit 

— der Kirche ins at ai zu ſetzen. 
b) über die Straf. und Das Gefeh über die Vorbilbung ber Geiftlichen erfcheint 
ige für bie Be Kirche nöthig, da fie vielfach ihre 
e) über die kirchliche Dis- Geiftlihen in einer, weber für ihre wiſſenſchaftliche 
ziplinargemwalt ır. Tüchtigkeit, noch für ein Verftänbniß ber mann gfaen 
Pebensgebiete und Kulturbeftrebungen unferes Volkes 


bür Weiſe ausgebildet hat. Für die enangelifi 
Kirche aber fehlt e8 an allem Grunde für baß Gefeg, 
das in feinen —— über bie Anſtellung zu- 
dem bie nothwendige Unabhängigkeit ber Gefinnung 


gefährbet. 
222, debgl. Die evangeliſchen Geiſtlichen Kirchliche Zuchtmittel, die nicht bekannt gemacht werden 
” der Dibgefe Arneiwalde dürfen, {nd ein Umbin “ — 


Landesherrn und die Autorität ber Kirchenbehörden 
auf und wert bem Geift der Unbotmäßigkeit umter ben 
Dienern ber Kirche. 

Menn $. 4 Geltung on fo Hört jeder pafto- 
tale Einfluß, jede Uebung Heilfamer Zucht auf. Er 
muß deshalb eine andere Tafung erhalten. 


242, debgl. Die Diözefan-Borftände von bringen m Jmmebiat-Eingabe vom 27, März cr. dem 
Altheſſen und Hanau. Herrenhaufe abſchriftlich zur Kenntniß, in welcher fie 
Er. Majeftät unterthän ot bitten, ben Gefeßentwürfen 
bie Sanftion zu verfagen, wenn darin nicht diejenigen 
Beftimmungen, welde die Selbtftändigfeit der Kirche 
J beeinträchtigen, entfernt find. 

Sie erwarten, daß die Befchlüffe des Herrenhaufes 
u ben betr. Gefeßentwürfen ihren Wünfchen ent- 

fein werben. 


243. besgl. 7 Grebiger ber Inſpektion | Die Gefegesvorlagen berühren bie evangelifche Kirche in 
Dushorn. ihrem innerjten Leben und beeinträchtigen die Exiftenz 
vieler treuen und verbienftvollen Geiftlichen, deshalb 

wünſchen Detenten die vollftändige Ablehnung. 


Das { — eh hebt bas oberbifchöfliche Recht bes 


244, besgl. Das * terium ber evan · Die Erklärung des Herrn Staatsminiſters, daß die Re 
eliich-Tutherifchen Gemeinde ierung die evangeliſche Kirche mit den Geſetzesvor— 
n Elberfeld. agen nicht beunxuhigen werde, könne body nur als 


eine Bürgſchaft für bie Seit ber Umtsbauer bes gegen- 
wöärtigen Minifteriums angefehen werben, bie —* 
aber gehen über dieſe Zeit hinaus, und können von 
jedem nachfolgenden Miniſterium auch gegen die evan- 
elifche Kirche gewendet werben, Die Ausführung des 
eſetzes über die Vorbildung ber Geiftlichen erfcheint 
in Bezug auf die —* Kirche vollſtändig un- 
nethig droht vielmehr, die Zahl der Theologie 
Stubirenden in bedenklichſter Weife zu vermindern. 
Ebenfo wird durch den Geſetzentwurf über bie 

fichlihe Disziplinargemalt die evangelifche Kirche in 
ihren wichtigſten —— einem Gerichtshofe 
preisgegeben, der ſelbſt nicht der evangeliſchen Kirche 
angehört. Unter dem Eindruck dieſer Beſorgniß 
bitten Petenten um entſprechende Amendirung der 


Vorlagen. 
152, | Gefe über die Vorbildung der | Studirende der Theologie der Das Geſetz dofumentirt gegen die Theologie Studirenten 
eiftlichen. Univerfität Königsbergi. P. | ein großes Mißtrauen und eine drüdende Mißachtung. 
besgl. beögl. ber Univerfität Gödt- Für allgemeine, wiſſenſchaftliche Bildung bürgt ſchon dus 
tingen. Abiturienten-Ezamen. Ein eingehendes Stubium der | 


Dhilofophie, Geſchichte ꝛc. führt zur Verflahung der 
theologiſchen, ſchon bie ganzen Stubienjahre in An 
Den nehmenden Bildung oder zu 4 ftatt 3 Stubiar | 
jahre. | 
154, deögl. besgl. der Univerfität Leipzig. |Seminariftifche Abſchließung findet bei den evangelifchen 
Theologen nit ftatt. * nationale Geſinnung aber 
haben ſie genugſam auf den Schlachtfeldern befunkt. } 


184, besgl. Kreid-Synobe zu Cammin in Für das öfumenifche Bewußtjein des Ehriften ift — 
Pommern. ſchmerzlich, wenn, wie früher, ber Territorialismus jet! } 
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die Nationalität bie Einheit der Kirche zerftüdeln will. 
ame ala müffen unter Umftänden zugelaffen 
we 


rben. 

Auf Deutſchen Univerſitäten ſollen die Theologen 
ſtudiren, aber die Kirche muß der Rechtgläubigkeit der 
Profeſſoren ſicher fein. 

Das —— Staatsſsexamen, wenn man 
es neben ber Abiturientenprüfung will, lege man aud) 
Mebdizinern und Juriften auf. Es wird ein Hähriges 
Studium nöthig machen, wozu bie meiften Theologen 
nicht die Mittel haben, und Mangel an Geiftlichen 
wird eintreten, 

Die 88. 15 und 16 des Geſetzes wiberftreiten ben 
Ordnungen ber Kirche und machen bie ihr verheißene 
Selbftftändigkeit von vorn herein unmöglich. $. 28 
ſchützt die evangelifche Kirche nur geitweife. 


174. | Gefeh über die kirchliche Die-|22 Geiftliche ber Grafſchaft F. 11 des Gefehes giebt feine Garantie, daß rein fird) 
ziplinargemalt. Mare. liche Angelegenheiten als Lehre und Kultus von ben 
Dazu: Entſcheidungen des Staatsgerichtshofes ausgefchloffen 
225. Veitrittderflärung nach Drud-| bleiben. 
Formularen von 58 Geift- 
lichen der Graffhaft Mark. 


183, besgl. Kreid - Synode Cammin in Der Gefegentwurf hätte ben kirchlichen Behörden vorge- 
Pommern. legt werben follen. Derfelbe ift ein unberechtigter Ein- 
riff in bie überall zu Recht beftehenben Ordnungen 
er evangelifchen Ricche Der Staatögerichtöhof, mit 
fouverainer Machtvollkommenheit ausgeftattet, ift die 
oberſte Gewalt in der Kirche felbft, und feine Mit. 

glieder brauchen nicht einmal Chriften zu fein. 
In kirchlichen Dingen reicht juriftifches Wiffen und 
Gewiſſen nicht aus; kirchliches Wiſſen und Gewiſſen 
ift nöthig. Der —— muß an die Grundgeſetze 
und Ordnungen der Kirche bei ſeinen Entſcheidungen 

gebunden ſein. 

Mit der durch das Geſetz untergrabenen Autorität 
ber Kirche wird auch die des Staates verloren geben. 


146. | Gefeß über die Grenzen bes | Moberamen ber Kreisſynode | Das Recht, nach ben ausdrüdlichen Vorſchriften ber hei- 


Rechts zum Gebrauch kird- | Blotho. ligen Schrift, an ihren abfälligen Gliedern und groben 
liher Straf- und Zucht ⸗ Verächtern ernſte Zucht zu üben, kann die Kirche ſich 
mittel. nicht nehmen laffen. Was aber das Gefeh in “el 

Beziehung Geiftlihen und Kirhenbehörben nod läßt, 


an in einer Zeit des weitverbreiteten Ab- 
alla 


Im Uebrigen find die Strafbeitimmungen bes Ge- 
ſetzes ungerechtfertigt ſtreng. 


148. desgl. Gemeindekirchenrath zu Dölitz. Der Staat kann und darf der Kirche als einem ſelbſtſtän⸗ 
Synode Jakobshagen in Bom-| digen, lebensvollen Organismus eine Disziplin nicht 
mern. verbieten wollen, die burd; Gotted Wort geboten ift. 


Uebertretungen bes Gten und Bten Gebots könnten 
nad) dem Gefege nicht mehr in ber feitherigen, wirt: 


famen Weife geahndet werben, ebenfoweniq 
einer Eivilche, Erziehung der Kinder in der fatholi- 
ſchen Kirche. 
149, desgl. Ober » Kirchenkollegium ber Zur Beruhigung der Gewiſſen muß in 8.2 hinzugefügt 
evangelifcyLutherifchen Stirche | werben hinter dem MWorte » Staatögefeße «: >» imner- 
zu Breslau. bald der verfaffungsmäßigen, ftaatlidien Kompetenz«. 


In Betreff der Juchtmittel muß es bei ben in den 
Symbolen der Kirche und ber heiligen Schrift in 
Uebereinftimmung mit ben älteren Ordnungen der 
ee Kirche begründeten Genfuren verbleiben, 
da diefe Kirche nicht auf ererbtem Grundbeſitz und 
anderen Einnahmen aus früherer Zeit begründet ift, 
fondern nur durch das geijtige Leben ihrer Glieder 
fi erhalten kann. 

Soldye Zuchtmittel ſetzen aber Bezeichnung der Per⸗ 
fonen und Bekanntmachung in der Gemeinde voraus, 
die dad jet vorliegende Geſetz mit ſchwerer Strafe 
bedroht. Mer. em) in gewiſſen Kreifen erregt aud) 
bie öffentliche Predigt des biblifchen Chriftenthums. 


185, beögl. Kreisſynode Eammin. In der evangelifchen Kirche ift noch fein Mifbraud mit 
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| dem Gebraude kirchlicher Eenfuren getrieben, event. 
« haben die Kirchenbehörden Mittel genug, Ausſchrei- 
| tungen zu rügen. 
| ie Kirche hat aber göttliche, geſchichtliche Rechte, 
| die ber Staat nicht angreifen darf, und zu dieſen ge- 
| hört dad Recht, Zucht zu üben umb zu flrafen. 
Die in Pommern geltende Kirchenordnung von 1563 
entfpricht ber rift und ber be er Kon- 
Kin und ift vom großen Kurfür 
edrich Wilhelm TI. gelobt, die Kirche babei zu 
* auch durch das Allgemeine Landrecht ihre 
auernde Geltung anerkannt. 
Das vorliegende Geſetz verſtößt dagegen wie gegen ben 
Allerhochſten Erlaß vom 5. Juni 1861. In BR 
find mindeftens die Worte: »weder dem rein religiöfen 
Gebiete angehören, nodh« zu ftreichen und ift bafkır zu 
! feßen: »welche nicht lediglich die Entziehung« u. f. w. 
f 
l 


en und König 


n 8. 2 if hinter »Staatögefehe« hinzuzufügen: »in- 
nerbalb ber —— Kompetenz. In 6.3 
g ftatt »Öffentliche ble oder »Stimmredtes zu 
| a egen: »bei ftaatlihen oder Kommunalwahlen fein 
pen damit bei kirchlichen Wahlen Zuct- 
* bt werden darf. 

$..4 hebt . 1 auf, benm eine nicht zu veröffent- 
lichenbe ice Cenſur ift feine, t PBaragraph 

ift deshalb jo zu formuliren: 
Kein Religionsdiener iſt befugt / zuläſſige Straf- 
und Zuchtmittel unter ehrenräht er Bezeichnung ber 
davon betroffenen De öffentlicy bekannt zu machen. 
$. 5 enthält ungeheuerliche Strafbeftimmungen, inſon⸗ 
berheit, indem er rg en | zu Öffentlichen 


und kirchlichen Memtern auf 1—5 re ftatuirt. 
182, über den Austritt aus | Kreisfynode Cammin. Statt SG. 1 und 3 des Gefehes iſt $. 17 des Geſetzes 
* Kirche. " vom 30. März 1847 aufrecht zu Balten e 


Zu S 5 oder 6 find folgende Jufäge rg 
a) war vor dem Austritt ein Bau an Kirche oder 
| Dfarre Schon befchloffen ober in Ausführung, jo 
} j erlifcht die Beitragspflict de8 Austretenden erit 

5 Jahre nad) dem Austritt; 
b) wer durch feinen Austritt aus ber Kirdye fidy ber 
Mitwirkung bei Bauten feiner bisherigen Paro— 
hie entzieht, muß bei feinem Austritt an_ feine 
alte Parochie die Beiträge, die er würde zu 

leiten gehabt haben, nadyzablen. 

Zu 88. 10 und 11 if Dinzuzufügen: 
Der aus einer Religionögemeinfhaft Austretende 
verliert mit dem Zeitpunkt feiner Austrittserflö- 
rung alle Nechte, bie‘ ihm vorher ald Mitglied 
berfelben zugeitanden haben, fowie das Recht zur 
—— es Patronats über Kirchen und 

er 


Pfarren Kirche, welcher er bisher angehörte 


C. Bon Bekennern der jüdiſchen Religion. 


233. Geſetz über den Austritt aus | 24 ifraclitifhe Einwohner der In $. 8 des Gefehes ift einzufchalten: 
fe —*8* Stadt Schrimm. »$. 35 des Judengeſehes von 1867 iſt aufge 


hoben.« 

Nach den Terhandlungen im Abgeorbnetenhaufe ſoll tas 
Gefe nur bei Religionswechjel gelten, Cs iſt aber 
dringend nöthig, daß, «8 auch für das Ausscheiden aus 
den ifraelitiidhen Kultusverbänten Anwendung finde 
und die Ausfcheibenden nicht durch die fortdauernde 

| 2 Verpflichtung zu den Laſten bes von ihnen verlajfenen 

| Kultusverbanbes ruinirt werden. 





Berlin, den 21. April 1873. 


Der für die Petitionen zu den firhlid.politifchen Geſetzentwürfen beftellte Referent. 
von Voß. 


Ben Fon 





Anlage. 


Hohes Herrenhaus! 


Die Kaiſerlich Königliche ——— hat dem Hauſe 
der Abgeordneten Let Geehentrwürfe über bie rag en 
Anftellung ber Getftlichen, wie auc über die kirchliche Diszi- 
plinargewalt zur Beihlußfaffung vorgelegt, welche ben Satzun⸗ 
gen und dem eigentlihen Wejen der h. Eatholifhen Kirche 
geradezu wiberftreiten. Wenn biefe Vorlagen zur Annahme 
gelangen follten, fo würbe fein katholiſcher 9— und um ſo 
weniger ein Prieſter oder ein Biſchof ohne ſchwerſte Pflicht⸗ 
verlegung feines Glaubens dieſelben anerkennen oder freiwillig 
ihnen ſich unterwerfen können. Deshalb wenden fid) bie 
unterzeichneten Bifchöfe Preußens hochachtungsvoll an das 
Hohe Haus mit ber dringendften Bitte, unter Anerkennung ber 
der Kirche gebührenden freiheit in ber Berwaltung ihrer eige- 
nen Angelegenheiten bie in Rede ftehenden Ge — 
nicht anzunehmen, und eben damit die beflagenäwer * Folgen 
von dem Preußiſchen Staate abzuwenden, welche die —8 
waltigung des Gewiſſens von Millionen katholiſcher Bürger 
nothwendig nach ſich ziehen müßte. 


Berlin, den 5. Februar 1873. 


Paulus, Erzbiſchof von Köln. Seiurich, Fürſtbi rn 
Breslau. Audreas, Biſchof von — riſtoph 
Florentius, engel von Fulda. Konrad, Biſchof von 
Daderborn. Wilhelm, Biihof von Hildesheim. Miecis- 
laus, Erzbiihof von Gmefen und Dofen. Johannes, 
Bifhof von Kulm. Peter Joſeph, Biihof von Limburg. 
Matthias, Biſchof von Trier. Philipp, Bilhof von 
Ermland. Joh. Heinrich, Bifchof von Osnabräd. Johaun 
Bernard, Bilhof von Münſter. Lothar, Biſchof von 
Leuka i. p. i. und Verweſer der Erzdidzefe Freiburg für Hoben- 
— +” Adolph, Bilcor von Agathopolis i. p. i. 
ath. Felbprobft der Armee. 


I. 


An Ein Hohes Herrenhaus zu Berlin. 


Die von ber Königlichen Staatsregierung zunächſt dem 
————— vorge * vier kirchenpolitiſchen Gejegent- 
würfe, als 1) über die Grenzen bed Nechtd zum Gebraud) 
lirchlicher Straf. und Juchtmittel; 2) betreffend den Austritt 
aus der Kirche; 3) über die Vorbildung und —— der 
Geiſtlichen; 4) über die kirchliche Disziplinargewalt und bie 
Errichtung des Königlichen Gerichtähores für kirchliche Ange 
legenheiten, — fchneiden fo tief in das Leben, ja im Die 
Eriftenz nicht nur ber katholifchen, Br auch der evangelifchen 
Kirche in Preußen ein, baß bie en evangelifchen 
Geiftlichen und Laien e8 für ein dringende Bebürfniß und 
eine Gewiffenspflicht erachtet haben, zu einer außerordentlichen 
Konferenz in Gnadau zufammenzutreten und aus ſchwerer Be- 
drängniß der Kirche heraus an Ein Hohes Haus die folgende 
Petition ehrerbietigft zu richten. Wir ftehen von vorn herein 
davon ab, mit dieſer Eingabe eine Beurtheilung der Gefeß- 
entwürfe nad) ben einzelnen Daragraphen im Detail zu geben. 
Wir vertrauen, daß dies in gewohnter Sorgfalt von Einem 
Hohen Haufe gefchehen werde. Dagegen erlauben wir uns, 
von mehr allgemeinen kirchlichen Gefihtspunften aus, unfere 
ſchweren und ernten Bedenken gegen bie fraglichen Gejegent- 
wiürfe in Folgendem ebenmäßig auszufprechen: 


1) Der Gefeßentwurf über die Grenzen bed Rechts zum 
Gebrauch kirchlicher Straf und Zuchtmittel iſt nach Inhalt und 
Jaſſung dazu angethan, fortwährend Konflikte herbeizuführen. 
Denn es ift fehr fraglich, was, je nad) Auslegung des Staates 
oder der Kirche, zum »rein religiöfen Gebiet« gehört. Die 
evangelifhe Kirche kennt allerdings keinerlei Zuchtmittel an » Leib, 
Ehre und Vermögens. Jedoch nimmt fie, gemäß den zu Recht 
beſtehenden Kirhenorbnungen, bie Verfügung firchlicher Ehren, 


nl, 3. d. Berhandl. d. Gertenhaufeh, 
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En die Derfagung des kirchlichen Begräbniffes, ſowie des 

rautkranges bei befcholtenen Brautpaaren u. f. w., in An- 
ruch, Dinge, welche von dem mweltlihen Richter unſchwer als 
ie bürgerlicye Ehre mindeſtens mitberührend und deshalb nicht 

— rein religiöſen Gebiet- gehörend angeſehen werben 
nnien. 


Bor Allem bedenklich ift nach $. 4 das Verbot öffentlicher 
Bekanntmachung von Straf und Juchtmitteln unter Bezeich⸗ 
nung ber davon betroffenen Perfonen. Solches Verbot ver- 
ſtößt gegen das ausdrüdliche Wort Gottes (Matthäi 18, 16,17: 
»So ſage e8 der Gemeinde« ; 1. Timoth. 5, 20: »Die ba fün- 
digen, die ftrafe vor Allen, auf daß fid auch bie anderen 
fürdhten«), wie nicht minder gegen ba8 Belenntniß unferer 
evangelifchen Kirche (Schmalkaldifche Artikel IX.) und bie auf 
bem Worte Gottes und nee fih gründenden Beftim- 
mungen ber verſchiedenen Kirchenordnungen. 


Meil aber »wo ber Obrigkeit Gebot ohne Sünbe nicht 
gelhehen mag, man Gott mehr gehorfam. fein foll, ald den 
enfchen«e (At. 5. 29. Uuguftana XVI.), fo würben bie 
treuen Diener ber evangeliiden Kirche durch die betreffende 
Gefegesbeftimmung in die Lage — werben, um bed Ge- 
horfams willen gegen Gotted Gebot, gegen das bamit in 
Widerfpruch tretende Staatögefeg ungehorfam fein zu müſſen. 


2) Der ver rg betreffend den Austritt aus der 
Kirche, erleichtert ſolchen Austritt in bisher unerhörter Weiſe. 
Unfer Bolt wird nicht verfäumen, daraus die Folgerung zu 
ziehen, daß die Landesregierung das Losfagen auch von ben 
—— Heilsgütern nicht allzu hoch u Wenn 
die Motive behaupten, daß durch bie einmalige gerichtliche 
Austrittserflärung der feelforgerliche Einfluß auf die Austre- 
tenden nicht abgeichnitten werbe, fo beruht das wenigftens 
für Städte und große Landgemeinden auf einer nicht zutreffen 
den — — weil in ben allermeiſten Fällen der Seel. 
forger erft durch Die gerichtliche Anzeige des erfolgten Austritts 
von der Sache überhaupt Hören wird. Unſere feitherige Ge 
k — —— allen Landeskindern vor dem ohne Zweifel 
eelengefaͤhrlichen Schritte des Austrittes aus ber Kirche eine 
feelforgerlihe Belehrung und Verwarnung. Wie wichtig bie 
Austrittöerleichterung Ahr Cühnetermine und Ehefcheidungen 
werden kann, barauf machen die Motive felbft aufmerkfam. 
Mir aber halten dafür, daß in dieſer Zeit, wo bie Zügellofig. 
feit bes Srleifches immer ungebunbener . Herrſchaft ftrebt, 
eine weife Negierung ſich allerdings zu hüten haben bürfte, 
diefe Ungebundenheit durch irgend welche, namentlich gefehge- 
berifche Schritte noch zu begünftigen. Als Volks. und Vater 
landsfreunde —— e8 und tief, daß dazu das vorliegende 
Geſetz unſerem Volke eine neue Verſuchung bietet, und zwar 
von einer Seite her, nämlich der —— wo Preußen 
gewohnt war, dad Volkswohl in forgfältig väterlicher Weiſe 

ewahrt iu fehen. Unbeitreitbar würden aus dem Geſetz auch 
ie ärgerlichften und widerlichiten- Auftritte bei Veranlaffung 
von Lirchlichen Bauten oder anderen Stirchengemeinbelaften ent- 
ftehen. Uns fcheint es die Pflicht einer gerechten Gefeßgebung 
zu fein, nicht bloß die »Sewiffensfreiheit der Gemeindeglieder 
vor erheblicher Beſchränkung zu bewahren«, fondern aud) bie 
Kirchengemeinden, ſowie die nftitute der Kirchen und Dfar- 
reien fchonend zu behandeln. Und will e8 uns bebünfen, als 
ob, bei ähnlichen Zumuthungen an den Staat, biefer nicht 
unbedenklich fein würde, 3. B. in dem Fall, daß er ben nadı 
Amerika auswanbdernden Preußen bie Ableiftung der Militair- 
pflicht im bisherigen Lanbesverbande ohne Meitered nachlaſſen 
ſollte. Doch geben wir zu, daß diefer Gefegentwurf das Kiv- 
chenweſen nicht in dem Grabe an ber Wurzel berührt, als dies 
durch die Übrigen drei Entwürfe geſchieht. 


3) Der Gefeßentwurf über die Vorbildung und die An- 
ftellung ber Geijtlichen greift derartig hemmend und —** 
in das innerſte Weſen und den Organismus ber evangeliſchen 
Kirche ein, daß dabei ein gefundes Kirchenweſen nicht beftehen 
könnte. Nach den Schmaälkaldiſchen Artikeln (im Anhange) 
»müffen die Kirchen die Gewalt haben, daß fie Kirchendiener 
—— wählen und ordiniren. d foldye Gewalt ijt ein Ge⸗ 
chen, welches der Kirche eigentlih von Gott gegeben und von 
feiner menſchlichen Gewalt kann entriffen werden. Mit dieſem 
urkirchlichen Rechte hängt die VBorbildung und Anſtellung der 
Geiſtlichen auf das us ufammen. Hier dürfen nur innerlich 
kirchliche Intereffen maßgebend entſcheiden, und ſteht dem Stante 
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nicht die Befugniß zu, ſelbſtordnend einzugreifen. E8 ift | eine »Mafregel erblicken, welche bie Kirche in ihrem innerften 
darum ſchon ein Eingriff in bas 53 von Seiten bed | Weſen treffen müßte und die Vernichtung ber unabhängigen 


Staates den Theologen die Dauer des tbeologifhen Stubiums 
vorzuidreiben. Die Kirche kann fehr wohl in dev Lage fein, 
aus rein kirchlichen Gründen anders darüber zu beitimmen. 
—* zählt vor Allem das, nad) dem freilich nicht eben er- 
probten Borgange Babens, für Theologen befonder8 geforderte 
Staatdegamen. Wir fehen darin zunächſt eine fehreiende Ehren- 
kränkung des geiftlihen Standes, Denn während Juriſten, 
Philologen und Mediziner nach dem, allen DBerufsarten ge 
meinfamen, ſtaatlich geordneten Abiturienten-Examen nur Fach 
—— zu beſtehen haben, wird durch jene Forderung den 

gologen ein ausdrückliches testimonium Pen aus · 
geſtellt. Und = ift es gerade der geiftlihe Stand, welcher 
vorzugsmeife berufen ift, ſich durch theologifche Stubien in fort« 
gem Konner mit Philofophie, Geſchichte und den klaſſiſchen 

prachen zu halten, und zwar in einem Grabe, mie dies me- 
nigftens von Juriſten und Medizinern nicht behauptet werben 
fan. Wir fragen: momit haben gerade bie Geiftlichen jenes 
Armuthẽzeugniß ‚verbient? womit namentlih auß dem Mumbe 
bes Staated, welcher von ber bisherigen allgemeinen wiſſen · 
ſchaftlichen Bildung der Theologen in fo umfaflender Weife 
auch zu Staatszweden bei Anſtellung berfelben als Lokal · ober 
Kreisichulinfpettoren, ald Seminarbireftoren und Regierungs 
—— Gebrauch macht? Die Forderung gewinnt jebod) 
aburch noch ein beſonderes Licht, als die Motive von einer 
wiffenichaftlihen Bildung reden, die gegen eine »eimfeitige, be- 
—— Nichtung« bewahrt und einer Erziehung entgegen- 
wirken foll, melde seine ſelbſtſtändige Charakterbilbung un- 
mögli ._ ir fürchten, daß, wenn eine Staatsprüfungs 
kommiſſion da8 erforderliche Maß allgemeiner a ih er 
Bildung zu beftimmen hat, bei ben wechſelnden Bildungsftrd- 
mungen, und weil befanntlic) auch Die Philoſophie, Geſchichte 
und Viteratur in einfeitiger und befangener Ridytung behandelt 
werben fünnen, bie Theologen werben, um bie Staatsprüfun 
jederzeit befriedigend au beftehen, in kurzen Seiträumen au 
eine fehr verjchiebenartig geitaltete allgemeine wiffenfchaftliche 
Bildung bedacht fein muͤſſen. Sicher wird dadurch nur Eins 
erreicht werben — foweit man in Dreußen künftig überhaupt 
noch Theologie ftubiren wird — näntlid das Gegentheil von 
Charakterbildung. 

Der Troft, daß, fo lange Königlidye Behörben bie theolo- 
ifchen Examina leiten, die Staatsprüfung mit ber theologi- 
chen verbunden werden Bann ($. 27), hat gegenwärtig, mo 
bie evangelifhe Kirdye auf die Stellung einer Freikirche gefaßt 
fein muß, nur die Bedeutung einer Friſt. Die Wirkung aber 
wird ſchon dev bloße Gefegentwurf überall zu machen nicht 
verfeblen, dat man mit Fingern ber rg auf bie 
Geiſtlichen zeigt, ala welche erſt noch eines befonderen Gefeßes 
zur Aneignung allgemeiner wiſſenſchaftlicher Bildung und 
nationaler Erziehung bebürfen. 

Das Einſpruchsrecht des Staates bei Anftellung ober 
Verfehung ber Geiftlichen »auß einem Grunde, welcher bem 
bürgerlichen oder ftaatsbürgerlichen Gebiet angehört«, legt 
die Beſetzung der Pfarritellen umd die Anftellung ber Seit 
lichen j dem Willen der Königlichen Oberpräfidenten und 
bes Kultusminiſters, und zwar bergeitalt, daß nidyt allgemeine 
Staatsmaximen, —— wechſelnde politiſche Parteirichtungen 
dabei den Ausſchlag geben würden. So kann es geſchehen, 
daß Geiſtliche, die unter dem einen Miniſterium ohne ftaat- 
lichen Anſtand angeftellt find, bei einer Derfehung, ohne daß 
fie in ihrer patriotifchen Gefinnung gewechfelt haben, unter 
einem anderen Minifterium beanftandet werden und umgekehrt. 
Der Schuß, welcher zur Zeit noch für die Geiftlichen ber 
evangelifchen Landeskirche in ben Königlichen Konfiftorial- 
behörden liegt, kann und darf uns ans dem oben bargelegten 
Grunde nicht entbinden, das gefeßgeberifche Prinzip Pen in 
Auge zu fallen und aus dieſem Prinzip heraus alle Eirdyen- 
ſchaͤdlichen Beſtimmungen des Gefeßentwurfes zu prüfen, und 
dies um fo mehr, als die rapide und radikale Art der gegen- 
waͤrtigen kirchenpolitiſchen Gefehgebung uns ſelbſt für den 
andauernden Schuß. Königlicher Kirchenbehörden keinerlei Ga- 

rantie bietet. Daß wir aber die Sache nicht ernfter nehmen, 
als fie wirklich liegt, dafiir möge es vergönnt fein, auf alle 
pofitiv gerichteten —— Kir itungen durch ganz 
—— hinzuweiſen, die nach einſtimmiger Anſchauung 
als Folge bes Geſetzes ein ⸗Willkürregiment ber Oberpräfibenten 
und bed Kultusminifterd« befürchten, ſowie nicht minder barin 


# 





amtlichen Derfönlichkeit fein wiürbe«. 

4) Der — über die kirchliche Disziplinar- 
ewalt und die Errichtung des Königlichen Gerichtshofes für 
irchliche Angelegenheiten ift von ben vier firchenpolitifdyen 
Gefehentiwürten der letzte. Mit ber Ausführung deffelben 
würde in ber That auch für bie evangelifche Kirche in Preußen 
das Ende aller Selbitftändigkeit gelommen fein. bie 
Augsburgiſche Konfeffion in Urtikel 16 und 28 geiftliches 
und weltliches Regiment fireng von einander fcheidet, jo follte, 
meinen wir, ber Staat ber Reformationskirche von Herzen 
bafür dankbar fein, daß diefe das weltliche Regiment als eine 
»Babe und Kreatur Gotted hHinftellte. Wir Evangelifchen 
verwerfen bad »Ineinanderkochen ber weltlichen und geiftlichen 
Gewalt«, wie die Upologie fagt. Aber diefelben Artikel ber 
Auguftana follten auch den Staat daran erinnern, daß bie 
Kirche, zum mindeften gelagt ‚ ‚gleicherweife eine Gabe und 
Kreatur Gottes ift, welcher gegenüber der chriſtliche Staat 
die Pflicht hat, ihr eine felbftitändige freie Entwidelung aus 
ihrem uveigenen Wefen heraus zu gönnen, ja berfelben, dazu 
nad) Kräften zu verhelfen. Nach dem vorliegenden Gefeh- 
—— würde Pe in bemjelben Preußen, wo bisher 
ſprichwoͤrtlich die fatholifche Kirche fich ber freieften ung 
erfreute, die evangelifche Kirche im Sinne firdlicher Selbft- 
ftänbigkeit auch nicht einmal mehr ala Freitirche frei zu 
exiftiren vermögen. Denn barüber kann fein Zwelfel ob- 
walten: mer Die — Disʒiplinargewalt ſchließlich in 
Händen hat, ber iſt Herr Kirche, und ein Kirchenregiment, 
welchem nicht bie volle Disziplin über feine Geiftlichen zuftebt, 
ift fein Regiment mehr; dazu kommt, daß bie Möglichkeit 
eined Rekurſes ber untergebenen Geiftlichen an bie Stants- 
gewalt Willkür und Demoralifation in ber Geiftlichkeit er 
jeugen muß. Dies find fo bittere Früchte für die Kirche, daß 
agegen etwaige F lgriffe in ber Disziplin kirchlicher Be 
hörden kaum in Betracht kommen, und damit etwa mur bie 
demoralifirende Wirkung einer Einrichtung in Vergleich zu 
ftellen wäre, wonach es den Offizieren der Dreußifchen Armee 
freiftände, in Disziplinarfacden gegen ihre militairifchen Bor- 
efegten an einen nicht militairifchen Gerichtähof zu apvel- 
iren. 

Die Spike und Krone des Geſetzes, aber zugleich auch 
aller Kirchengefahr, liegt. in dem einzurichtenben Königlichen 
en. für kirchliche Yingelegenbeiten. Es ift dies ein 
Franzöſiſches Gewächs, das, auf den Boden des Deutfchen 
Preußens verpflanzt, dem Staate die unfehlbare Allgemalt 
bis über das evangelifhe Summepistopat des Königs hinaus 
und der Kirche das unfehlbare Verſiechen aller Eelbftftändig- 
feit und Freiheit einbringen würde, beiden aber nicht den 
Frieden, fondern ben »permanenten Krieg«. Schließlich freilich 
— die Wahrheit wird durch alle Gefdyichte beftätigt — er 
wachſen die ſchlimmſten Folgen und der böfefte Schaben aus 
in unfreien und bebrüdten Kirche nicht der Kirche, denn 
iefe 


b huge auch der Höllen Pforten nicht überwältigen, fon- 
ern 


em Staatsweſen und dem Volksleben. 

Wir wollen aufrihtig den Frieden. Die evangeliſche 
Kirche giebt nach göttlichem Gebote in vollftem Maße umd 
mit willigftem Herzen dem Kaifer, was des Kaifers ift; aber 
wünfchen, ja fordern muß fie nicht minder, daß ber Staat 
Gott gebe, was Gottes ift, und ber Kirche laffe, was ber 
Kirche, als einer Gottesftiftung auf Erden, an freiheit zu 
ihrem eigenthümlichen eben gebührt. — Alſo im tiefiten 
Intereſſe des Friedens, beider: für Staat und Kirche, treten 
wir vor Ein Hohes Herrenhaus mit der ehrerbietigen Bitte: 


Hochdaſſelbe wolle — in ernfter Enwägung der vor 
getragenen, über die Maßen ſchweren Bedenken — bit 
von dev Königlichen Staatsregierung zur Berathung 
und varlamentarifchen Beſchlußfaſſung vorgelegten 
vier firchenpolitifchen Geſetzentwürfe ablehnen, fomie 
im Zufammenbange damit die Abinberungen ber Ar- 
tifel 15 und 18 der Dreußifchen Berfaffung, ala 
welche in ber ar Geftalt auch unferer theuten 
evangelifchen Kirche die jelbitftändige Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten garantiren. 


(Unterfehriften.) 
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III. 
Cammin in Pommern, ben 20. Mär; 1873. 


MDetition 


ber Iutherifchen Dereinsvorfteher inner 
Halb ber evangelifchen Landeskirche ber 
alten Preußiſchen Drovinzen gegen bie 
neuen Gefeße über Kirche und Staat 
vom November 1872 und Januar 1873, 





An dad Hohe Herrenhaus zu Berlin. 


Die Vorftände ber Iutberifchen Vereine in den alten Dreu- 
Sit en beehren ſich, dem Hohen Herrenhauſe fol- 
gende Petition gegen bie neuen Kirchen ⸗Geſetzentwürfe er- 
gebenft vorzulegen und deren geneigte Erwägung zu erbitten. 


—— durch die Aufhebung aller Kirchenbehörden im 
Jahre 1808 und dann durch die Anbahnung einer die beiden 
evangeliſchen Konfeſſionen nivellirenden Umon die Kirchen⸗ 
verwaltung unſeres Landes in ** Unklarheit gerathen war, 

ellte bie Kabinetsordre vom 28. Februar 1834 die Gültigkeit 
er Bekenntnißſchriften für jede ber beiden Kirchen wieder ber 
und feste zugleich da8 gegenfeitige Gaſtrecht an ihren Altären 
feit. König Friebrich Wilhelm IV. fepte den Evangeliichen 
Dber-Kirchenrath ein mit dem Muftvager eben fowohl die Kon- 
feffion als bie Union zu dh en. Und ba hierbei bie Kon- 
fejfion und % altes geſchichtliches Necht nicht zu kurz käme, 
dahin fuchten die Lutheriſchen Vereine, welche 1848 jich zu- 
jammenjchloffen, als Alles ſchien auseinanderfallen zu wollen, 
mitzuwirken. König Wilhelm richtete die Gemeinde- Kirchen 
räthe ein 1860/61 und die Kreisſynoden und ftellte die Pro- 
vinzialfynoden im Ausficht, bamit bie Kirche in freierer Be 
wegung ihr Bekenntniß, ihre Ordnungen, die Union u. f. w. 


ausgeftalte. Man war ber ſachgemäßen Löſung diefer Auf 
abe ein gut Stüd näher gelommen dur di Berufung unb 
Arbeiten t auferordentlichen Brovinzialfynoden von 1869, 


in Folge deren man die baldige Herftellung und Berufung 
der ordentlidyen, bisher indeß vergeblich, erwartete. 


Durd) bie neuen, das Verhältniß von Kirche und Staat 
betreffenden Gefegentwärfe, welche der Herr Kultusminifter 
im November v. J. und Januar d. J. vor dad Abgeordneten. 
haus gebracht bat, wärbe Indeß biefe Berufung völlig werihlo6 
werben, ber kirchlichen WWeiterentwidelung würde der New 


durchſchnitten fein, und die Auflöfung der evangelifchen Landes | 


kirche in proteftantenvereinlihe Staatsanftalten einerfeits und 
das Bekenntni bin ya ausgejtoßene Freikirchen anderer 
ſeits angebahnt werden, — wenn biefe Entwürfe Geſetz wir 
ben. 
ben, ift daher unjere erſte Bitte an das hohe Herrenhaus; 


ober wenn fie nicht ganz abgelehnt werben können, baf fie | 


dann fo umgeftaltet werben, daß die Kirche nicht dadurch ber 
Erftidung entgegengeführt wird. 

Erftens: Der Gefehentwurf vom November vd. 1 
will bie Kirche unbebingt den Staatögefehen unterwerfen; fie 
muß ihnen untenworfen fein, aber felbftveritändlich doch nur 
fo weit, als die Staatögefege nicht dem Worte Gottes, der 
Bibel, und dem Bekenntniß ber Kirche wiberfprechen, wie das 
. B. fhon bei diefem Gefegentwurf felbft der all iſt. Der- 
—* will der Kirche die Kirchenzucht laſſen, aber jede Ver— 
oͤffentlichung derſelben verbietet er. Er wi er 
Worte des Herrn (Matth. 18, 17): »Höret er (dev Uebelthäter) 
die Zeugen nicht, fo Inge e8 ber Gemeinde, böret er die Ge 
meinde nicht, fo 595 ihn als einen Heiden und Söllner« ; — 
und feines Apoftels (I. Thimoth. 5, 20): »Die da fünbigen, 
part! vor Allen, damit ſich auch die Anderen fürchten.e Zu— 
em unternimmt der Staat mit biefem — einen 
Eingriff in das innerkirchliche Gebiet und verſtößt damit gegen 
Artikel 28 der Augsburgiſchen Konfeffion, welcher ftaatlich 
und firchlich Gebiet ri e fondert und als bifchöflich, alfo 

innerkirchlich Amtsgebiet bezeichnet: »Nach göttlichen Mechten 
| das Evangelium prebigen, Sünde vergeben, Lehren urtheilen 


Pe} 


Und daß bad verhindert, daß fie ganz abaelehnt wer⸗ 


bricht damit bem | 


651 


unb bie Pehren, fo dem Evangelium entgegen, verwerfen, und 
bie Gottlofen, beren gottlos Wefen offenbar ift, aus chriftlicher 
Gemein ausfchließen, ohne menfchlich Gewalt, fonbern allein 
durch Gotted Wort, und dies falls find die Pfarrleut und 
Ki ſchuldig, ben Bifchöfen gehorſam zu fein.e Die rift- 
liche Obrigkeit bat wohl Recht und Pflicht, auch laut ber 
kenntnißſchriften Unterthanen gegen Mißbrauch der Kirchenzucht 
zu ſchützen, aber »der Stante hat fein Recht, biefe felbit zu 
annnlliren, Mit bemfelben Rechte, init welchem ber Staat 
bie bier unternimmt, —— könnte er buch ⸗»Geſetz⸗ 
beftimmen, was prebigt, wie bie Saframente verwaltet, wie 
ber Gotteßbienit eingerichtet werben foll u. . w. 


Da nun dies ohne Zweifel eine Kompetenzüberfchreitun 
bes »Staatede wäre, fo bitten wir: . 


den Gefeentwurf Aber kirchliche Zuchtmittek in diefer 
Geftalt wenigſtens abzulehnen. 


Zweitens: Während der Gejeßentwurf vom November 
pr. den Ausichluß aus der Kirche & erſchwert, wo nicht 
gang unmögli madt, fo will berjenige vom 8. Januar er. 

ber ben freiwilligen Austritt biefen aufs Amferfte erleichtern. 
Das ift recht ein Ausdruck der jeht vorwaltenden Strömung 
des Liberalismus, ber jebe Injtitution zu lähmen oder aufju- 
heben und bie freiheit genannte Willkür des einzelnen Subjefts 
bis aufs äußerfte zu überſpannen trachtet. Ein Gang zum 
Richter und Zahlung von 5 Silbergrofchen, fo ift der Austritt 
fertig, und einige Monate darnach ift ber Ausgetretene aller 
Parochiallaſten frei. Biöher muß, wer austreten will, zwei⸗ 
ı mal zum Richter geben, mit vier Moden Smijchenraum, 
| während welcher ber Eeelforger, bem ber Richter von der er- 
ften Meldung Nachricht zu geben bat, dem Austretenwollenden 
den Ernit und die Bedeutung bed beabfichtigten Schrittes vor- 
halten kann. Erft der zweite Gang und Antrag beim Gericht 
vollenden ben Austritt. Jeht foll mit einem Gang ber 
‚ Austritt vollendete Ihatfache werden, und biefe zeigt bann 
‚ das Gericht dem bißherigen Seelforger an. Man würde alfo 
‚ biefem den Verſuch abfemeiben ; feelforglid) ben Wustriftt zu 
' verhindern, zu welchem oft nur Leichtfinn oder feibenfcha tliche 
 Erregtheit, oder bie Luſt, fih gewiflen Laften ge entz' chen, 
treibt. Diefer Verfuch des Seelſorgers wird allerdings dem 
Austretenwollenden läftig fein; aber ift e8 denn recht, fo dem 
Geichtfinn und der Schen vor feelforglicher Einwirkung VBor- 
ſchub zu leiften? Zudem kann nah A. E. R. Thl. IT, Titel 11 
—6. = Jeder ſich den aufdringlichen Befuc feines Seelforgers 
| derbitten. 


| Wenn bie Darochiallaiten (natürlih mit Ausfchluß der 
ı auf den Grundftüden haftenden) einige Monate nad) erfolgtem 
| Austritt erlöſchen follen, fo ift damit die Exiſtenz vieler Da- 
rochien der Pandesfirche, welche nur Darodial- und feine Real- 
laften haben, gap in frage geftellt. Wenn bei einem be- 
| vorftehenden Bau die Hälfte oder noch mehr der Parochianer 
austreten und dadurch der Mitwirkung beim Bau ledig wer- 
den, jo muß bie und da die Parochie aufhören. Erſt 4 bis 
5 Jahre nad) dem Austritt dürfen diefe Laſten erlöfchen, wenn 
nicht der Sucht, ſich kirchlichen Laften zu entziehen, Vorſchub 
eleiftet werden fol. Nach dieſem Geleh in ber vorgelegten 
—* kann vor Beginn eines Baues Jedermann austreten, 
nach Vollendung deſſelben wieder eintreten, das würde ihm 
nur zweimal 5 Sgr. koſten, jedenfalls weniger, alß die Bau⸗ 
laſt betragen würde, e8 wäre das ein gutes »Befchäfte! Es 
muß aljo bier die zweimalige Meldung beim Gericht, die An— 
‚zeige an den Scelforger nad der eriten Meldung beibehalten 
und das Erlöfhen der Parodjiallaften auf 4—5 Jahre hin- 
ausgefchoben werben. 


Drittens: Der Gefeßentwurf fiber Vorbildung und 
| Anftellung der Geiftlichen verorbnet, daß biefe ihre Norbildung 
' auf Deutichen‘ Staatsgumnafien und Umiverfitäten ſuchen 
' follen. Die Kirche hat unbedingt das Recht, ihre Diener aus- 
| zubilden, wie und wo fie will, in Seminarien, Eollöges oder 
auf Gumnafien und Univerfitäten bed Stantet. Daß, wo bie 
| Kirche eigene Schulen hat, dem Staate Einbli in bdiefelben 
nicht verwehrt werben muß, verfteht fich fir Evangeliſche, bie 
Staat und Kirche in Verbindung zu fehen von Anfang ac 
wöhnt find, von felbft. Aber umgelehrt, wo der Staat ver 
langt, daß bie jungen Theologen auf feinen Gymnafien vor 
gebildet werben folen, da muß die Kirche auf Leitung wm 
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Geftaltung des Religiondunterrichtd in benfelben body einen 
rößeren Einfluß haben als jeht, wo der Generalfuperinten- 
ent jeweilen hineinfehen fann. Und follen die Theologen auf 
Deutichen Staatd-Univerfitäten ftubiren, jo it e8 bod 3. B. 
für Lutheraner in Oftpreußen ein hartes Interdikt, wenn fie 
nicht in Dorpat, für Reformirte bed Rheinlandes , wenn jie 
nicht in Utrecht, für Unirte, wenn fie nicht in Bafel mehr 
follen jtudiren dürfen. Und zwingt der Staat bie fünftigen 
Kirchendiener zum Studium auf feinen Univerfitäten, fo ift 
die Gegenleiftung billig und recht, daß 
ber theologischen Drofefforen die Kirche eine größere Mitwir- 
fung babe ala biäher, 3. B. die Provinzialfynoden im Bor- 


ſchlagsrecht bei Befegungen an der theologischen Fakultät ihrer | 


Provinz, u. a. m. Hoffentlich wird es dann jo ſchwer nicht 
fein wie jebt, geeignete Peute zu finden. Es ijt doch ein 
nahezu unerträglider Zuftand, daß es feine Preußifche Uni- 
verfität giebt, auf welher junge Theologen alle Disziplinen 
bei Profeſſoren hören können, welche das Belenntniß ber 
Kirche nicht bekämpfen, aud) nicht zerfegen, fondern glaubend- 
und [ebensvoll vertreten, und dab fie in Leipzig und Erlangen 
fuchen müffen, was fie auf Dreußifchen Univerfitäten nicht 
Be Wenn eingewandt wird, man fönne feine folde Pro- 
eſſoren finden, fo iſt das natürlich, wenn man Alle ausfchließt, 
weldye dem Iutheriichen Bekenntnis zugethan find und bie 
Preußifcye Staats -Anion bedauern. t fönnten aus unfe- 
ren und ber feparirten Lutheraner Reihen leicht ein Dutzend 
Leute herzaͤhlen, die jeber Umiverfität zur Sierde gedient hät- 
ten in den Zeiten ihrer Kraft; jegt freilich find fie alt gewor- 
ben und ſolchen Dienjtes nicht mehr fähig. Indeß werben ſich 
unter dem jlingeren Nachwuchs auch wohl nord Leute finden, 
*. a fie die Hniverfität brauchen kann, wenn man nur 
richtig t. 


Nach vollendetem Triennium follen die Theologen ein 
abermaliges Abiturienten-Eramen machen, in Elaffifchen Spra- 
dien, Deutfcher Piteratur, 
en will auch diefen verunglüdten Verſuch Baden nachmachen! 


Man laſſe alle Studenten, die nachher in ein öffentliche® | 


Amt eintreten wollen, che man ibnen die Ex-Matrikel giebt, 
ein Eramen machen, nicht bloß die Theologen. Das würde 
die alademiſche freiheit vermindern, aber ben Ertrag ber Stu- 
dien erhöhen. Solches Ausnahmegeſetz aber bio 
Theologen erfcheint für diefe faft wie eine Beleidigung, als 
ob fie unter allen Studirenden am wenigiten ihre Seit aus. 
nubßten. Uber offenbar kommt es bei diefer Forderung einer 
no —— Staatsprüfung nicht bloß darauf an, bie Kennt⸗ 
niffe, fondern vielmehr noch vielleicht die Richtung der fünfti- 


— Kirchendiener zu prüfen, ob ſie auch diejenige iſt, welche 


er Staat, d. h. die jedesmaligen Staatslenfer nach ihrer 
Richtung nothivendig erachten für das öffentliche Wohl. Das 
kann eine Tyrannei ber mwechlelnden Ridytungen des Staates 
und feiner Lenker über die Geifter werben, welche den Tod 
aller Geiftesfreiheit und die ſchwerſte Schädigung gerade der 
cvangelifchen Kirche bedeuten würde. 


Fe Kein Nichtdeutſcher ſoll innerhalb Preußens 
Geiftlicher werben können! Mo bleibt dba das ökumeniſche 
Stirhenbewußtfein: » Ih glaube eine Heilige 
Kirche —? Künftig würde alfo fein Rudelbach mehr aus 
Dänemark nad) Dreußen, fein Goßner aus Petersburg nad) 
Berlin, fein Deutjcher Brediger aus Brafilien ober der Türkei, 
fein Miffionar aus Afrifa oder Indien mehr in ein Dfarr- 
amt im Breußifchen Vaterlande heimfchren können, 


Muß das Negel fein: Vrediger Deutfcher Gemeinden 
feien Deutfhe (zu denen nach offiziellem Sprachgebrauch bie 
Dolen in Pofen auch gehören, alfo Pebochomsfi ein Deuticher, 
Gofner ein Ruffe!), fo muß doch für Ausnahmen eine Thür 
gelaffen werben. 


Bei jeder Anjtellung ober Verſetzung eines Geiftlichen 
foll dem Staat, d. 5. dem Kultusminiſter Anzeige gemacht 
werden ; wenn biefer aus Gründen, die dem bürgerlichen oder 
ftaatsbürgerlichen Gebiete angehören, Einſpruch thut, fo wird 
aus ber Anftellung oder Verfegung nichts. Mir haben in 
biefem Gebiet einige Erfahrung. Seit vielen Jahren wird 
fajt fein Iutherifcher Geiftliher mehr Superintendent oder Kon- 
ſiſtorialrath, der nicht begeiftert für die Union eintritt; welche 
a dem ftaatöbürgerlichen Gebiete body wenigſtens mit_ange- 
drt, Oder wenn das Kirchenregiment einen treuen Zeugen 


Ferner: 


bei der Berufung 


eichichte, Philoſophie. Alfo Preu- 


für bie | 


allgemeine | 


bes Evangeliums in eine vom Nationalismus zerwühlte Ge- 
meinde fhiden will, um fie zu heilen, fo kann »der Staat« 
das verbieten, weil e8 den fFrieben ftören würde. Ober wenn 
ein Qutheraner oder Pietift von einer ſchlecht botirten Stelle 
auf eine einträglichere verfegt werden fol, und ber liberale 
Philiſter in biefer ärchtet, durch benfelben genirt zu werben, 
und gegen den ihm zugedacdhten neuen Paftor agitirt und pe 
titionirt, jo fann ber »Staat« aus Gründen, bie bem bürger- 
lichen Gebiet angehören, die Genehmigung verfagen. Es ftreitet 
dies Beftätigungsredht des Staates über alle kirchlichen Aemter 
' nicht allein gegen Artikel 18 der Verfaffungsurfunde, welchen 
man daher aucd aufzuheben beſchäftigt ift, fondern e8 wird 
damit alle Selbitftändigkeit der Kirche zu Grabe getragen und 
die Autorität und Mirkfamkeit ihrer Behörden aufs Außerite 
geſchädigt. Die Geiftlihen werden der Gefahr der Korruption 
ausgefegt, ber Verfuhung vor Allem nicht dem Herrn Jeſu 
Ehrifto, fondern dem jebesmaligen Kultusminifter gefallen zu 
wollen und fi feiner Richtung zu afftommodiren. an der 
That, da wär's beffer, der Kultusminifter zöge die Anftellung 
ber Geiftlidden ganz in fein Neffort (wie ja früher Regierung 
und Minifterium Die Geiftlien vozirten); ba hätte er bei einer 
Belegung doch nicht bloß an die ftaatlidhen und bürgerlichen, 
fondern auch an die kirchlichen Intereffen zu denken. Diefe 
Reaktion friiherer Juftände wäre awar durchaus nicht win- 
ſchenswerth, aber dann wäre es Nu) wi 1808 bis 1817 vor 
ebermanns Mugen Kar, daß bie Kirche zu einer Mbtheilung 
des Staates begradirt fei. Nach biefem neuen Geſetz aber 
wirde bie Kirche eine Scheinfelbftitänbigkeit behalten, bie 
ſchlimmer ift, als gar feine. Wenn nun zwar biefe Anzeige 
an ben »Staat« und fein Einſpruchsrecht fo lange unterbleibt, 
als bie anftellenden Konfiftorien nur aus Mitgliedern beftehen, 
welche der König ermennt, fo befeitigt das unfere Bedenken 
egen ben Gefegentwurf durchaus nicht. Denn evangelifche 
— find auch evangelifche und verdienen unſere Sym— 
pathie. Und wenn bei künftiger Geſtaltung der evangeliſchen 
Landeskirche die Synoden ſollten Mitglieder in die Konſiſtorien 
zu wählen haben, fo träfe das Geſetz auch bie Pandesficche. 
Mas uns aber die Hauptſache ift, fo tritt hier ein, mie wir 
' glauben, grundfalices und verberblidyes Prinzip, eine Ver- 
ı mifhung von Staat und Stiche, bie gegen Artikel 28 der 
Augsburgiihen Konfeffion ftreitet, auf, und muß bemfelben 
qleich bei feinem eriten Auftreten wiberfprodyen werden. Wir 
ſprechen daher bie dringende Bitte au: 


daß ber Gefchentwurf über Vorbildung und Anitel- 
lung der Geiftlichen wenigften® in ber Geftalt, wie er 
vorgelegt ift, vom Landtage verworfen werde. 


Viertens: Unter allen en welche ber Herr 
Kultußminifter am 9, Januar ©. dem Abgeordnetenhaufe vor- 
gelegt bat, trägt der über bie kirchliche Disziplinargewalt und 
die Errichtung Königlichen Gericytshofes für kirchliche An- 
gelegenheiten am deutlichiten die Signatur, daß er gegen bie 
ultramontanen Uebergriffe in der Fatholifchen Kirche gemeint 
fei, Aber aud) bet feinem bedauern wir e8 fo fehr, daf er 
fih nicht auf die Fatholifche Kirche beſchränkt hat, als bei 
diefem. Denn er it im höchſten Grabe geeignet, die evan- 
zelifche Kirche zu ſchädigen, die Hand ber Kirchenbehörden zu 
lähnen, Zucht und Disziplin in ber Geiftlichkeit zu lodern, 
und verftößt, indem er an die Stelle des evangelifchen Königs 
| ald summus episcopus der evangelifdyen Landeskirche einen 
‚ farb» und religienslofen Gerichtshof zu ſetzen unternimmt, 
! gegen Bekenntuiß, Recht und Geſchichte der evangelifchen Kirche. 


Wir begründen dies in folgender Weiſe: 


Menn 8. 7 verorbnet, daß von jeder Geldftrafe über 
20 Thlr. oder dem Urtel auf Be aus dem Amte die 
kirchliche Behörde dem Oberpräfidenten (d. b. dem Kultus. 
| minifter, befjen Organ jener im dieſer Sache nur fein fol), 
| und wenn $. 9 eine Mitwirkung des Staate bei der Boll. 
! — der kirchlichen Strafen nur zulaſſen will, wenn der 
Oberpꝛr ſident die Strafe für vollſtreckbar erklärt und die Voll— 
Pas nur im Berwaltungswege will gefchehen laffen, fo 
eht 

$. 7 bie kirchlichen Behörden in bie unwürdige Lage, jebe 
ſolche Entſcheidung erft der Approbation des Kultusminifters 
unterbreiten zu müffen, welder nad Belieben bie. Straf 
für vollftredar erklären laffen kann ober nicht. Die Freiheit 
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und ala zur a ber Kirche und damit Artikel 15 ber 
Verfaffungsurkunde hat damit ein Ende, 


Wenn aber $. 9 die Einziehung einer Gelbitrafe durch 
Exekution oder die Ermiffion eines abgefegten Pfarrers aus 
feiner —— den Gerichten nimmt, ſo iſt das eine 
ſonderbare Exemplifikation des Wortes Rechtsſtaat. Die Kirche 
aber käme dadurch leicht aus dem Recht unter die Willkür. 


Wenn nach $. 11 der Disziplinirte, gegen welchen auf 
Entfernung aus dem Amte erkannt iſt, an ben Staat appel- 
firen kann, fobald er die Entfcheidbung für eine willkürliche 
erachtet, fo wird dies, wie die Menſchen einmal find, immer 
der Fall fein; und wie dringend auch das nterefle der Kirche 
oder einer Gemeinde die Verfegung, Emeritirung oder Abfegung 
eines Predigers verlangen mag, fo wird ſchließlich ber neue 
—— enticheiben, ob fie ftattfinden ſoll oder nicht, d. h. 
die kirchlichen Behörden werben machtloſe Schatten bes all- 
mächtigen Staated; was fie jet noch an Autorität haben, 
aeht dann auch noch großentheil verloren; und die Sügel- 
lofigkeit wird leicht unter ben Geiftlichen einreißen, mwenigftens 
ift dies Gefeh geeignet, fie hervorzurufen und zu fördern. 


Wenn nad $. 24 der Staat das Recht haben foll, von 

wi aus zu beantragen aus Gründen der Öffentlidien Ordnung, 
5 ein Geiftlicher durch Urtel des Königlichen Gerichtshofes 
aus bem Amt entlaffen werde, jo würde damit die Möglichkeit 
egeben fein, daß ein bibelgläubiger Prediger wegen der An— 
—— eined demokratiſchen Magiſtrats oder Stadtverord⸗ 
neter, daß ein Prediger, ber ben lutheriſchen Lehrbegriff ver- 
tritt, aus Gründen der vom — — Staate eingeführten 
Union aus dem Amte entlaffen wuͤrde. Dabei gebt alle Frei⸗ 
beit ber Kirche und Artikel 24 der Verfaffungsurkunde zu Grabe. 


Wenn nad $. 31 ein Geiftlicher, den der Staat wegen 
der Öffentlichen Ordnung abgelegt bat, vielleiht aber fonft ein 
fehr ehrenwerther Mann, darnach nicht einmal ein Kind feines 
eigenen Sohnes fol taufen dürfen, ohne 100 Thaler Strafe 
zu zahlen, fo it das eine mehr als drakoniſche Härte. 


Das Shlimmfte enthalten bie 8 33—35. Danach 
ſollen die Mitglieder des ſogenannt Koͤniglichen richtiger zu 
ernennenden Staatsgerichtshofes für ra Hr 
vom Könige auf Vorfhlag nicht einer kirchlichen Behörde, 
fondern be3 Staatsminiſteriüms, auf gg alfo unabfeh- 
bar ernannt werben; cn ihrer elf fein, Darunter ſechs an- 
geftellte Richter. Daß die andern fünf Theologen oder im 
Kirchendienſt erfahrene Männer, daß fie Chriften, und in 
welchem Verhaltniß katholiſch und evangelifc fein eg 
davon ift Nichts gefagt. Es können alle elf uriften fein, 
möglicherweife zum Theil Juden oder gar religionslofe Leute, 
oder können Katboliten über evangeliiche Kirchenfachen richten 
müffen und umgekehrt. Gebunden foll der Gerichtshof an 
fein Kirchenbekenntniß, feine Kirchenordnung, fein Kirchenrecht 
fein, ſondern ($. 21) lediglich nach feiner freien Ueberzeugung 
fein Urtbeil "fallen. Nusgefchloffen ift von feiner Kompetenz 
Nichts, auch wen wegen falſcher Lehre, Abweihung von der 
neuem Kultusordnung, Liturgie und Agende ein 
Drediger aus dem Amte entlaffen werden foll, kann der Ge 
rihtöhef, deffen Mitglieder vielleiht ſämmtlich ber falſchen 
Lehre zugetban find, den Mann im Amte erhalten. Ober auch 
umgekehrt kann der Gerichtshof einen vieleicht fehr tüchtigen, 
aber ſcharfen Vrediger wegen feiner »aufreizendene Bredigten 
feined Amtes entfegen gegen den Willen ber Kirchenbehörde, 
welche machtlos fein wird, ihn zu ſchützen und in feinem Amte 
zu erhalten. Damit geht die Selbftitändigfeit der Kirche und 
Artikel 15 der Verfaſſungsurkunde zu Grabe. 


Menn endlich $. 35 jede Berufung von dem Spruch dieſes 
Gerichtshofes ausschließt, alſo auch die an den König, — und 
S. 34 bie lebenslängliche Ernennung der Mitglieder dem Kö— 
nige die Macht nimmt, durch Entlafung firdyenfeindlicher ober 
ſonſt fich für diefe Stelle al8 unbrauchbar ausweifender Mitglie- 
der Mißgriffe, die bei dev Wahl geſchahen, qut zu machen, fo 
it damit ber, perfönliche, chriftliche, evangeliide Landesherr als 
summus episcopus der evangelifchen Landeskirche ab- und an 
‚die Stelle ein Kollegium gefeßt, da8 gar feine (oder melde?) 

tligion Hat, das feine Perſon ift, fondern eine Gefammtheit, 
ie nichts Anderes repräfentirt, als die Allmacht des Staates 
nicht des Königs) Über bie Kirche. Dies ftreitet entichieben 
egen bie Belenntnißfchriften unferer Kirche, welche in Ar- 
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titel 28 ber Augsburgiſchen Konfeſſion weltlich und geiſtlich 
Regiment ſehr beftimmt ſondern, in ben Schmalkaldiſchen Ar- 
tifeln ben Königen und Fürſten als fürnehmften Gliedern ber 
Kirche, ald Hütern der Tafeln des Gejehes, ald Dflegern und 
Säugammen ber Kirche (Mpol. d. Augsb. Konf.) die Pflicht 
und das Recht zufchreiben, bie Kirche vor falſcher Lehre und 
ihre Glieder vor Vergewaltigung ber Prieſter zu fchügen. 
Aber das follte nad) ben Kirchenorbnungen gefchehen und ge- 
ſchah durch Gerichtsfollegien, die nur in jedem falle ad hoc 
gebildet wurden aus fürftlihen Hofräthen, ftänblichen Rittern 
und fichlihen Prälaten oder Theologen. Eine ſolche Unter- 
ftellung ber Kirche und ihrer ganzen Disziplin unter einen 
unabfegbaren, unappellabeln Gerichtshof, dem kein Bekenntniß, 
Kirchenerdnung, Konfeſſion oder Religion vorgefchrieben iſt, 
mie jeht intendirt wird, 5 unerhört und bricht mit ber Ge 
fhichte, dem Recht, dein Bekenntniß ber evangelifchen Kirche. 
Daher wir dringend bitten: 


den ——— überhaupt oder wenigſtens feine Un- 
wendbarkeit auf die evangelifcye Kirche zu verwerfen. 


Menn diefe neuen Gefegentwürfe Gefeße werden, jo werben 
fie ber Beginn fein von ber Zertrümmerung ber evangelifchen 
Landeskirchen in Dreußen. Die Gemeinde» Kirchenräthe und 
Kreisfpnoden werden völlig werthlos werben und bie Wirk. 
—— ber Kirchenbehörden und des Predigtamtes überall ge 

emmt und beſchränkt. Die Provinzialſynöden werden madt- 

los und werthlos fein, ja vielleicht gefährlid) und geeignet, wie 
in Baden und ber Pfalz, bie Zertrummerung der Landebkirchen 
u vollenden. Denn wenn e8 bem Piberalismus gelingen follte 
(mas Gott in Gnaben verhüte!), für bie Serftellung ber Ge 
meinde-Kirchenrätbe und Kreisſynoden bie unbeſchränkte Urwahl, 
und für bie Geiftlichen die Gleichberechtigung proteftantverein- 
licher Neologie mit evangeliſcher Theologie zu vereinigen, fo 
wird das ber Tod ber Kirche fein; denn nur im Befenntniß 
ift ihr Peben. Und man fommt auf die Art vielleicht zu einer 
—* Nationalkirche, die keine Kirche ſein wird, ſondern 
nur jo heißen, in ber That aber ein wüſtes, weites Feld, auf 
welchem Altkatholiten und Neuproteftanten, vielleicht auch ein 
Theil pofitiver Unioniften miteinander, wenn auch nit im 
Frieden leben, fo doch im Streit fid) tummeln werben. 


Nur bie eigentliche und wirkliche Deutfche Nationalfirche 
mit dem öfumenifhen Belenntnii im Munde unb dem öfu- 
menifchen Glauben im Herzen, wird darin feinen Raum finden, 
noch begehren; ba8 ift bie lutheriſche. Eol fie nicht mehr 
Bold. und Landeskirche fein, — nun wie Gott will! — Wir 
haben umfer Lebenlang dafür geftritten und unfere befte Kraft 
verzehrt in dem Ringen um bie Erhaltung und WMiebderherftel- 
fung der Iutherifchen Kirche als Volkskirche. Dem Deutfchen 
Volksgeifte und der Deutichen Geſchichte und fo auch unferm 
Leben und innerften Streben entſpricht nicht die Geftalt ber 
Kirche ala Freikirche, fondern nur bie ald Volks. und Landes- 
kirche, wie auch bie Befenntnifle unferer Kirche und ihre Kirchen. 
ordnungen fie nur in biefer Geftalt Eennen. 


Indeß wiſſen wir auch, daß die landeskirchliche Geftalt 
und der fürſtliche Summepiskopat und die Lehre von den drei 
firhlihen Ständen in ber Kirche (Obrigkeit, Familie, Dredigt- 
wer nicht zum Mefen der Intherifchen Kirche aebören und 
nicht zum umentbebrlihen Kern ihres Bekenntniſſes. Its 
alſo denn beſtimmt in Gottes Rath, daß bie Kirche des reinen 
Wortes und Saframentes, mie zu rn im Römifchen Reid) 
und wie jeht fchon lange Zeit in Amerika, fo auch im Deut- 
ſchen Reich nur in der fümmerlichen Gejtalt einer Freikirche 
nod) fortleben fol, fo wilfen wir, daß auch dann von ihr 
Segend- und Pebensjtröme ausfliefen werben, wenn nicht auf 
dad ganze Volt und feine Städte und Dörfer, fo doch auf 
einzelne Seelen und Familien, und wollen wir auch dann von 
ihr fingen: »Sie ift mir lieb bie werthe Magd und kaun ihr'r 
nicht vergeflen«. 

Jetzt aber, da es noch Zeit ift, die Landeskirche zu erhal- 
ten und geftalten, legen wir in Gotte3 Namen Verwahrung 
ein gegen bie neuen firdenpolitifchen Gefeße vom November v. J. 
und Januar d. J. und bitten das Hohe Herrenhaus inftändigit: 

die neuen Gefekentmwürfe über das Verhältniß von 
Staat und Kirche abzulehnen, oder durchgehend im 
—— der Erhaltung ber Freiheit der Kirche umzu 
ge ö 


654 Herrenhaus. Wktenftüd 137. 


Gott be 
BVerfaffung, Rechte, Befigumngen und Or 
fie noch vielmehr vor aller falſchen Lehre, vor EN Men bot 
berg —— in allen Geſtalten, davon dieſe 
Er we urch feinen heiligen Geift alle Boten e 
Glieder der Kirche, bie chriſtliche O + beide ed bed 

tages, daß wir mit bem Belfenntnif "eben und fterben: 
Ich glaube an Jeſum Ehriftum, Gotte8 eingeborenen Sohn, 

unjern Herrn, wahrhaftigen Gott und wahrhaftigen Menfchen, 
Pi mid) verlomen unb verbammten Menjchen erlöfet bat, er- 
worben, — daß ich 3 n eigen ſei und in feinem Reiche 
“unter hm lebe ımb hm biene im ewiger Gerechtigkeit, Un- 
fhulb und Seligkeit. Das walte Gott! 


(Unterfchriften.) 


te feine Kirche vor allen Schädigungen ihrer 
dungen! — "Cr Deiwahte 


A 137. 


MHbänderungsanträge 
zu bem 


Entwurf eines Gefebes über die Dorbildung und 
Anftellung der Geiſtlichen (Nr. 114 der Drucfachen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 
1) Der Ueberjchrift die Worte hinzuzufügen: 


innerhalb ber evangelifchen und römifcdy-fatholifchen 
Kirche.⸗ 


2) Dem $. 1 hinzuzufügen: 


»Ausländer, welche zu u einem geiftlichen Amte 
berufen werben, haben innerhalb 4 Moden die 
Reichsangehöri hir zu —— Der Miniſter 
der ngelegenbeiten kann mit Ruͤckſicht 
auf beſondere Bebürfniffe des einzelnen Falles 
dieſen Zeitraum verlängern,« 


m $. 4 bie Worte: »fowie bie — einer wiſſen⸗ 
) n Staatsprü nge zu ftreiche 


4) Dem $. 4 einen neuen $. (4a.) hinzuzufügen: 


»An ben theologifchen Fakultäten ber Candes- 
univerfitäten find Profefforen für bie in der Fa— 
—— lehrenden Faã— ** in genügenber an ra 
—— In Vor jeder Anftellung ift bie zuftändige 

kirchliche Behörde darüber zu hören, ob aus fird- 
lichen Gründen Bedenken gegen den Anzuftellenden 
obwalten, und unterbleibt die Anſtellung, wenn 
die kirchliche Behörde erklärt, daß fie ben zu Be 
rufenden aus kirchlichen Gründen für einen ge 
eigneten Univerfitätslehrer ber Theologie ihrer 
Konfeffion nicht erachtet, 


Wenn Drofefforen ber theologischen { afultäten 
während ihrer Amtsführung aufhören, Mitglieder 
ber betreffenden Kirche zu hie fo find andere, 
welche berjelben angehören, für bie entfprechenden 

Fächer zu berufen. u. ilt, wenn bie zus 
Rändige Kirchenbehörde einen Devfeffor ber theo- 
ogifchen ec nachdem fie bemfelben vollftän- 
diges Gehör gewährt, aus Firchlichen, nach ber 
Anftellung eintretenden Gründen für nicht mehr 
eeignet zum Univerfitätslchrer der Theologie ihrer 
on erflärt. 


evangelifchen Fakul 
* in welcher A * ität 
* —— — F —5— En 
in ia €, fo ne ſolche be 
Hk ine bie fatholifchen Bahıftäten We ie 
tee Bifchof ber Didzefe. 
Ein gleiches Recht ſteht = gedachten kirch · 


lichen oͤrben rückfichtlich der Berufung ber 
Religionslehrer an denjenigen Gymnaſien zu, welche 
einen konfeſſionellen Charakter haben.« 


5) Im $. 6: 
a) im Alinea 1 die Worte: 
a Gefehes in Preußen 
b) im Alinea 3 Seile 1 bie Worte: 
im erften Abſatz ertwähnter zu ftreichen; 
e) in bemfelben Alinea bie lebte Zeile zu flreichen. 
6) Den $. 8 zu faffen, wie folgt: 


»Die Staatöregierung fann zu ben el iſchen 
Examen der Kandibäten einen ber enden 
Konfeffion angehörenben Kommiffarius kommittiren, 
welcher berechtigt ift, fi an der Prüfung zu be- 
theiligen. Die, Prüfung ift offentlich.⸗ 

7) Den $. 9 zu faffen, wie folgt: 

»Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vorbil. 


dung ber Geiftlichen durch Ertheilung von Unter- 
richt dienen, ftehen unter Aufſicht des Staats. 


Die —— das Reglement über die 
arg oo in biefen Anftalten unb ber Lehrplan 
a em Oberpräfidenten der Provinz von bem 
orfteher vorzulegen. 
Die Anftalten unterliegen der Revifion durch 
Kommiſſarien, welche der Oberpräfident ernemmnt.: 


8 Im 8. 10 Hinter dem Worte: »wiffenfhaftliche« die 
orte —8 und techniſche⸗ Hinzuzufgen. “ 
9) Im $. 11: 
a) in ber erften Seile hinter »einem« einzufchieben: 
»berartigen« ($. 9); 
b) Abſatz 3 zu fallen, wie folgt: 
»Diefe genügt, foweit e8 ſich um eine tbeo- 
(ogifc-prattif he Vorbildung, um Nachbülfe 
oder Repetiren, fowie um Hülfsleiftung in der 
Aufſichtsführung handelt.« 
10) Hinter $. 11 einen neuen $. (lla.) einjufchieben: 


»Knabenkonvikte (Alumnate), deren Zöglinge ben 
Unterricht in öffentlichen Schulen erhalten, unter- 
liegen der Aufficht ber betreffenden Schulbehörbe.: 


Als Ben de en er für - 


11) Im $. 13: 
a) Alinea 1 die Worte: »ober die Anftalt zu fchlieen« 
zu ftreichen; 
b) im Alinea 2 Seile 3 ftatt »und⸗ zu feßen: »be- 
ziehungsweiſe«; 


ce) dem Paragraphen ein neues Alinea hinzuzufügen, 
wie folgt: | 


»Gegen biefelbe kann jedoch innerhalb 
30 Tagen bei dem Königlichen Gerichtshof 
für kirchliche Ungelegenheiten Berufung ein 
elegt werden. Durdy Einlegung der Beru— 
* wird die re: ber argrsgiee 
Entiheidung nicht aufgehalten, der Gerichtshof 
—* befugt, bie vorläufige Vollſtreckung zu 
bemmen.« 


12) Im $. 16 ad 3 zu faffen, wie folgt: 


»Menn ber Anzuftellende durch feinen bie 
berigen äußeren Lebe del Beranlaffung ja 
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der Annahme gegeben Bat, daß berfelbe ben 
Staatsgeſetzen * den 23 ihrer geſetz⸗ 
lichen Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen der 
Obrigkeit entgegenwirken werde.« 

13) Dem $. 18 folgende Faſſung zu geben: 

»Wird die dauernde ring} eines Pfarr 
amts länger ald ein Jahr, vom ‘Tage des Frei⸗ 
werbens ber ünde gerechnet, ohne einen nad) 
Erachten des Oberpräfidenten ausreichenden Grund 
verzögert, jo fteht bemfelben zu, die dauernde Be 
esung binnen einer zu beftimmenden Fat zu w 
em und nad beren vergeblihem Ablauf 
Einkommen bis zur dauernden Beſetzung bed Amts 
mit Beſchlag zu belegen und über daſſelbe zu 
firchlihen Sweden ber betreffenden Konfeffion zu 
verfügen. —* dieſe Anordnung iſt binnen 
30 Tagen bie Berufung an ben Königlichen Ge- 
richtshof für kirchliche Angelegenheiten zuläffig.« 


14) Im $. 22 Abſatz 1 Seile 2 die Worte; »von 200« 
zu ftreichen. 

15) Im $. 23 Abſatz 1 Seile 2 ftatt »S$. 1 bis 3% zu 
egen: »899. 1 und 2«. 


16) Im $. 25 an Stelle ber Worte: 


»feien in 6 Monaten die Reichsangehbrigkeit zu er- 
warten« 


zu feßen: 
»baben nad $. 1 Abfah 2 zu verfahren«, 


17) gm $. 26 Abſatz 1 an Stelle ber Worte: »vor dem 
. Januar 1873 xX. xX.« zu ſetzen: 


seine theologifche Prüfung beftanden haben«. 
18) Im $. 28 hinter dem Worte: »ernannt« einzufcalten: 
»ober betätigte. 
Berlin, ben 19. April 1873. 


Graf von Kraffomw, 





N 138. 
MHbanderungsantrag 
zu dem 


Srfehentwurfe, betreffend die Aufhebung der Kalender- 
und Zeitungsftempelftener (Nr. 111 der Drucfacen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 
in bem einzigen Artikel des Gefehes anftatt ber Worte: 
»vom 1. Juli d. J.« 
zu feßen: 
»vom 1. Januar 1874.« 
Berlin, ben 21. April 1873. 
Dr. Baumftarf. Dr. Telltampf. 
Motiv, 
Die bereits erfolgte Dublifation bed Staatshaushalte-Etats, 


in weldem ber Ertrag ber betreffenden Abgaben für das lau- 
fende Jahr bereits in Anſatz gebracht ift. 





A 139. 


 MHbänderungsantrag 
zu bem 


Gefehentwurf Mr. 96, betreffend die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtfteuer. 


Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


ben unter Nr. 96 vorliegenden Gefeßentwurf in nad) 
ftehender Faſſung anzunehmen: 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaben König 
von Dreufen ıc. verorbnen, mit ui Karen 
Häufer des Landtags, für den Umfang ber Monar- 
die, was folgt: 


g1. 


In allen mahl und fchlachtfteuerpflichtigen 
Stäbten wird von dem 1. Januar 1877 an bie Mahl. 
und Schlachtſteuer aufgehoben und die Klaffenfteuer 
eingeführt. Durch Gemeindebefhluß kann in jeber 
mal und fchlachtfteuerpflichtigen Stadt aud) ein 
früherer Termin für bie Steuerummanblung felt- 
geist werben. Ein folder Gemeinbebefehluß be 
darf jedoch der Zuftimmung ber Minifter des In⸗ 
nern und ber finanzen. 


§. 2. 

Der in $. 6 des Geſetzes megen Abänderung be8 
Geſetzes vom 1. Mai 1851, betreffend die Einfüh- 
rung einer Klaffen- und Haffifizirten Eintommen- 

euer, auf 11 Millionen Thaler feftgeftellte Jahres- 

etrag der Solleinnahme der Klaffenfteuer erhöht 

k a dem 1. Januar 1877 um 3 Millionen 
aler. 


Wird in einer Stadt die Mabl- und Schlacht ⸗ 
fteuer ſchon vor dem 1. Januar 1877 aufgehoben, 
ß6 erfolgt die Erhebung der Klaſſenſteuer bis da⸗ 
in ohne NRüdfiht auf die nah 8. 6 1 
Alinea 3 und 4 eintretenden Erhöhungen 
Herabfeßungen. 


. 6 
oder 


6. 3. 

Die in Bezug auf die Klaffenfteuer ben Bezirke. 
— zukommenden Befugniſſe und Obliegen⸗ 
*X werben für die Stadt Berlin der Direktion 

r die Verwaltung ber direkten Steuern bafelbit 
übertragen. 
$. 4. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforder- 
lichen Anorbnungen erläßt der Finanzminifter. 


Gegeben ır. 
Berlin, ben 23. April 1873, 


Seite. 





J 
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Gründe. 


Die Gebäudefteuer eignet ſich vorzugsweiſe zu einer fom- 
munalen Steuer. Gie N für den Staat bei feiner jetzigen 
Dnanglage entbehrlih und für bie Gemeinden ein bringen 
ebürfniß, um bie zahlreichen beuorftehenden Mebrausgaben 
ohne E hohe Perfonalfteuern tragen und aud) bie vollftändige 
Befeitigung ber Schladhtfteuer ermöglichen zu können. 


I: Beder (Halberftabt). 
Zu dem Gefepentwurf, betreffend die Einführung einer | 





Abänderungsanträge. 





Glaffen- und klaffifijirten Einkommenfteuer (fir. 97 
der Drucfacen). 





Das Herrenhaus wolle befliehen: 








im 6.15 Abſatz 2 Sa 2 zu faffen: A 141. 
ala Gebühr für bie Veranlagung find den Ge- 
meinden zwei Prozent vom Betrage ber einge Aus 
gangenen Steuer zu vergüten ıc. 
und Satz 3: »Höhere Vergütungen ac.« zu ſtreichen. Tagesordnung 
von Voß. für bie 
. 24. Hlenarfipung des Herrenhaufes. 
Mi (Siehe Nr. 134.) 
Zu dem Geſchentwurf, betreffend die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtfteuer (Nr. 96 der Druckſachen). —- 
a. 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 6 102. 
1) im $. 1 ftatt: 
»von bem 1. Januar 1874« 
zu fegen: . MHbänderungsantrag 
»von bem 1. Januar 1874«; au dem 
2) im $.2 ftatt: 
»vom 1. Januar 18744 Gefepentwurf Mr. 114 der Druchfachen über Die 
zu ſehen: Dorbildung und Anftellung der Geiſtlichen. 
»vom 1. Januar 18754; — 
3) im $.3 ſtatt: j 
»vom 1. Januar 1874« Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
zu feßen: im $. 13 
vom 1. Januar 1875«. 1) Alinea 1 die Worte »innerhalb ihrer gefeßlichen 
J j Zuftändigkeit« zu ftreichen ; geienl 
von Kemnib. 2) al Alinen 3 Hinzuufügen: 
Rach Errichtung eines Königlichen Gerichtshofes 
für die kirchlichen Angelegenheiten kann über © 
b. j bie Gejeümäßigteit ber nad) diefem Daragrapben 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: etroffenen WUnordnungen und Verfügungen 
— Berufung eingelegt werden, Dirt 
ür den Fall, daß das Gefe über die Aufhebung ber ri ng einge werben. Dirfe 
Dat und Schlachtfteuer —— wird; i Berufung bat einen Suspenſiveffekt. Der 
: . Gerichtshof kann jedoch bis zur definitiven 
bie Königliche Staatsregierung zu der Erwägung Entfheidung bie Ausführung er getroffenen 
aufzufordern, ob fie e8 nicht für geboten hält, bem Anordnungen und Verfügungen hemmen. 
. Landtage bei feinem nächſten Sufammentreten einen 


Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen die Ge Gobbin, Antragiteller. 
bäubefteuer den Gemeinden von demfelben Zeit- 

punkte ab, mit weldem das Geſetz über bie Auf- 
bebung ber Mahl- und Schlachtſteuer in Kraft 
tritt, übenwiefen oder ben Städten auf andere 
geeignete Weife ber Verluft der fommunalen Mahl 
und Schlachtſteuer erleichtert wird. 
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M 143, 


MHbinderungsanträge 


zu bem 


Gefepentwurf, betreffend die kirchliche Misjiplinar- 

gewalt und die Errichtung des Königlichen Gerichts- 

hofes für kirchliche Angelegenheiten (fr. 115 der 
Drucfacen). 













A. Graf von Kraffow. Das Herrenhaus wolle befchließen: | 
I) Den $. 1 zu faffen, wie folgt: 


Die kirchliche -Disziplinargewalt über bie 
Bifhöfe der römisch-Fatholifchen Kirche wird nad) 
Maßgabe ber bejtchenden Sirchenverfaffung mit 
ber Einſchraͤnkung ausgeübt, dat zur Verwaltung 
beffelben ein vom Staat genehmigter Vikarius 
innerhalb des Preufifhen Staats zu beftellen ift. 

gr Uebrigen barf die firchliche Disziplinar- 

ewalt über Kirchendiener ber —— und 
Ber römifch · katholiſchen Kirche nur von en inner 
— des Preußiſchen Staats befindlichen kirchlichen 
ehörden ausgeübt werben. 
2) In $. 2 Alinea 2 im Eingange zu fegen: 
Der unfreiwilligen Entfernung. 


3) Ebendafelbft Zeile 2 das Wort »Suspenfion« zu 
ſtreichen. 


4) In 


do Alinea 2 ftatt »die« zu fehen: »diefes und 
die Worte: 


und die Vollftrefung berfelben wider ben Willen 
dev Betroffenen weder begonnen, noch fortgefeßt 
werden⸗ / 
zu ſtreichen. 
5) In $. 10 Nr. 46. hinzuzufügen: 
in nicht kirchlichen Angelegenhelten. 
6) In $. 11 den Abſatz 1’ zu faſſen, wie folgt: 
die Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($. 2 
a 2) al8 Disziplinaritrafe au en wor 
ben iſt, und die Entfcheidung Die Ge tie des 
Staats oder allgemeinen Rechtsgrundſaͤtze verlcht. 
—— ber Lehre und Kultus find von 
ber Berufung ausgefchloffen. 


7) In $. 14 zwifchen den Worten 
»aufgehalten« einzuſchalten: 
nicht, 
und jtatt bes Mortes »geftattene zu feßen: 
unterfagen. 
Herner ftatt: »Andernfalls« zu fegen: 
Es kann in dieſem Falle. 
8) Dem $. 24 folgende Faffung zu geben: 


Kirchendiener, welchen bie gefehlichen Exforber- 
niffe zur Bekleidung bes ch hen Amtes fehlen, 


»Entfcheibung«e und 


oder welche wegen eines Vergehens und Verbrechens, 
welches das Deutſche Strafgefegbud) mit Zuchthaus 
oder mit dem Berlufte der öffentlichen Xemter be 
droht, verurtbeilt find ‚ober welche die Rechte des 
Staats ober die ftaatlihen Rechte der Untertanen 
fo verlegten, daß auch fernerhin eine U tung 
dieſer Rechtsverhältniffe von ihnen nicht zu erwarten 
ift, können für rechtlich unfähig zur Ausübung 
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ihres Amtes erklärt werben. Diefe Erklärung hat 
den Verluft des Amtseintommens und die Erledigung 
der Stelle zur folge. 


n $. 25 ftatt der Worte »Deutfchen Reich8« zu ſetzen: 
reußiſchen Staats. | re 
10) Dem $. 29 Alinea 1 Hinzuzufügen: 
und ſich durch einen foldyen vertreten laffen. 

11) In $. 30 Alinea 2 zu faffen, wie folgt: 

Der Gerichtshof hat auf Frei 57 Ver · 
warnung oder au a e ae eit “ 
122 


Angeihuldigten- zur Ausübung bed von i 
feißeten kirchlichen Amtes zu —— Yun 
12) Dem $. 33 folgende Faffung zu geben: 
Der Gerichtshof befteht aus breizehn,. Mit- 
—— welche ber evangeliſchen ober roͤmiſch⸗ 
atholiſchen Kirche angehören: müſfen 
Der Präſident und ſechs Mitglieder müffen 
Fran angeftellte Richter des —2*— Dreußi- 
fhen G töhofes fein. Die —— von 
neun Mitgliebern genügt bei ber mündlichen Ver- 
bandlung und Enticheibung der ei Sachen. 
Der Vorfigende und wenigitens fünf Beifiger 
müffen zu ben tichterlichen Mitgliedern gehören. 
‚Don ben gemäß $. 34 Abjag 2 präfentirten 
Mitgliedern haben in Sachen, welde die evange- 
liſche Kirche betreffen, nur die von diefer, in Sachen, 
welche die römiſch⸗katholiſche Kirche betreffen, nur 
die von letzterer präfentirten Mitglieder Sig unb 
Stimmredt. 
Die ee erenumg wird durch ein von dem 
Gerichtäbofe felbft entworfenes Regulativ geordnet. 
Durch Dlenarbefchtüffe bes Gerichtähofes können 
auch bie in biefem Geſehe gegebenen Vorfchriften 
des Verfahrens ergänzt, und beren finngemäße 
Anwendung auf andere durch das Gefeh dem Ge- 
Ze zugeiiefenen Angelegenheiten geregelt 
werben. 


13) In $. 34 a) hinter »@ebengzeif« einzufchalten: 


—— für die Dauer ihres 

geiſtlichen Amtes ur. ſ. w. 

b) folgenden Satz hinzuzufügen: 
Für 4 Mitglieder werden dem 
Könige von den oberften evange- 
Kifch-Eicchlicen Behörden fechs, von 
ben Exzbifhöfen von Köln, Dofen- 
Gnefen und dem Färftbifhof von 
Breslau je zwei Geiftlihe präfen- 
tirt, aus welchen der König zwei 
tvangelifche und zwei römifd)-fatho- 
—* Geiſtliche zu Mitgliedern er- 
nennt. 


Berlin, den 23. April 1873. 





9) 


Graf von Kraffom, 


— —— - 


B. Graf Udo zu Stolberg. 
Schließen: 

Dem $. 31 nachſtehende Faſſung zu geben: 
»Kicchendiener, weldye Aınts en mit benen 
eine bürgerliche Wirkung verbunden ‚ vornehmen, 
nachdem fie in Gemäßheit des $. 30 bie Häbigfeit 
zur Ausübung ihres Amtes verloren haben, wer- 
den mit Geldbuße bis ji 100 Thaler, im Wieder⸗ 

holungsfalle bis zu 1000 Thaler heftraft.s 


Udo Graf zu Stolberg. 


Das Herrenhaus wolle be 
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As 144. 


Hbäanderungsantrag 


zu bem 


MÆ146. 


Abaͤnderungsauträge 


zu dem 


Gefepentwurfe über die Dorbildung und Anftellung | Entwurf eines Geſehes über die Dorbildung und An- 


der Eeiftlihen (Mr. 114 der Drucfacen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 


im $. 2 binter ben Worten »obder widerruffid« 
bie Worte oder als eine Stellvertretung 
ober Hülfßleiftun En werben foll.« 
einzufchalten und bie 


übertragen werben — nur eine Stellvertretung 
oder Hülfsleiftung in demſelben ftatthaben foll« 


zu ſtreichen. 
Berlin, ben 23. April 1873. 


Ubo Graf au Stolberg. 





A 145. 


Unteranträge 
zu den 


von Kemnitßz'ſchen Abänderungsanträgen, betreffend 
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, efr. 
fir. 140 der Druchſachen. 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 
in Falle der Annahme der von Kemni nen ub- 
nderungsanträge folgende Zufäße zu ma 
g. 1. 
ch Gemeinbebefhluß kann in jeder mahl- 
und —— Stadt auch der 1. Ja⸗ 
nuar 1874 als Termin für dieſe Pre 
lung feitgefegt werben. 
$. 5. 
Mird in einer Stabt die Mahl und Schladht- 
Be —* vom 1. Januar 1874 ab aufgehoben, 


[ben für das Jahr 1874 ohne an auf 


der Stufenfäte. 
Haſſelbach. 


ſtellung der Geiſtlichen (Ar. 114 der Druchfacen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 
I) im $. lan ie —* — ei A nn 
« : »in ber e unb in ber 
—e— töthoiiiken Kiccher ; 
2) ber Nr. 3 bes $. 16 folgende Faſſung zu geben: 
alien gegen ben Unzuftellenden Thatfachen ver 
wie bie Annahme re en 
fel —* x Staatögef iR ee hen ihrer 
udn it erlaffenen Anorbnun 


etzli en 
Ber nt entgegenwirken werde ober * che 
=: Störungen be3 Öffentlichen Friedens anzufehen 


3) im $. 20 am bie Stelle bed Schlußwortes »zuläffig« 
zu feßen »verbinbliche ; 

4) im $. 23 und zwar in beiden Abfägen beffelben Hinter 
die Worte »Umtshanblungen« einzuſchieben bie Worte: 


»mit bürgerliher MWirkuug« 


5) dem $. 28 folgende Faſſung zu geben: 
» Die Vorſchriften diefeß Gefegeß über das Einſprucht 
recht bes Staates finden auf biejeni Kirchen 
feine Anwendung, deren Aemter und Würden ohm 
Aubnahme, wie —* an ee fo auch das oberit 
Amt reſp. bie Würde, mit Angehörigen 
bes Dreußifchen —* beſetzt ſind.⸗ 


Graf York von Wartenburg. 


Motive. 
Zu Nr. 1: 


Es erſcheint korrekt in einem ** welches ſich 
ar —— nA be Urt. fen daflung © ge 

nbe giebt, nicht ohne bringen ranlaffung von 
bem Wortlaute ber Verfafurasurtunde ab- 2* 
Nah der Erklärung ber Königlichen Shontth gi 
follen die Worte ber Vorlage nichts anderes 
als was das Umenbement ausbrüdlich us rion 
Der Intention der Vorlage tritt baber bie vorg: 
ſchlagene Faffung nicht entgegen. 


Zu Nr. 2: 


Die Unbeftimmtheit des Ausbrucks »Störun 

des Öffentlichen Friebens⸗ giebt ber — ein 
oße Freiheit ber Aktion bei Erhebung des Ein 

rechts und läßt es —* wie anbererfeits be * 










erſcheinen, bie Befl bung in Zukunft möglid 
ebenäftörung zu —— egalen Grunde der E 
ruchserklãärung zu machen. 


Ju Nr. 3: 


Die Anorbnungen oder Vereinbarun 
werben nicht für ſtrafbar erklärt, ——— fr gs 
unverbindlich, 


Zu Nr. 4: 


Ein Theil ber geiftli —— en 
neben ſeiner —— u ven d 


Herrenhaus. Aktenftüd A 147, 148 und 149. 


Charakter einer Kultushandlung ftaatliche und bürger- 
liche a wie die Taufe, bie —— Fin 
anberer Theil, wie das Abenbmahl, bie legte Oelun 
—— das Rechtsgebiet des Staates nicht. Es ht 
rechtlich unzuläflig, dab ber Staat mit Strafan- 
—— ber ſein Rechts- und Lebensgebiet hin- 
übergrelfe. Die Vornahme ausſchließlich geiſtlicher 
Amtshandlungen darf daher nicht, wie ber N 23 be- 
flimmt, unter Strafe geftellt werben. 


Su Rr. 5: 


Die Beftimmungen des vorliegenden Gefehent- 
wurfes, betreffend das Einſpruchsrecht, find politiicher 
Natur und von ber gegenwärtigen politiſchen Noth- 
wenbigfeit biktirt. Diele zwingende politiiche Lage 

t ibre en daran, daß das Oberhaupt 
er römiſch⸗ katholiſchen e extertitoxial und ſouverain 
iſt. Ueberall, wo ein ſolches Verhältniß nicht ſtatt 
bat, iſt ein Nothſtand wie ber gegenwärtige unmöglich. 
Ohne ſolchen Nothſtand aber And bie Beitimmungen, 
welche das Einſpruchsrecht ber ai | normiten, 
ungerechtfertigt, wie fie auch ohne benfelben nicht in 
Ausfiht genommen worben wären. Der Herr Reichs. 
kanzler felbft hat ben Kampf, zu beffen führung bie 
Regierung ber firden-politifchen Geſetze bedarf, als 
einen politifchen bargeftellt. Wo bie Möglichkeit bes 
Eintritts folhen Kampfes von vorn herein außge- 


fälo en I wie überall ba, wo alle kirchlichen Nemter ” 


eigen bed Preußiſchen Staates befept find, 
bedarf es auch micht der politifchen Machtmittel bes 
vorliegenden Gefeßentwurfes. 

Die Beſtimmungen, betreffend bie Vorbildung 
ber Geiftlihen, find als fachlicher und organifcher Na- 
tur jeder Kirchengemeinſchaft gegenüber in Anwendung 
zu bringen. 





M 1 47. 


Abänderungsantrag 
zu bem 


Gefepesentwurf Mr. 114 über die Vorbildumg und 
Anftellung der Geiftlichen. E 





Gobbin, Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
1) im $. 16 Alinea 3 letzte Seile ftatt der Worte: 
»Beichwerbe erhoben merben« 
zu ſehen: 
»Berufung eingelegt merben«. 
2) im $. 26 Mlinca 1 an betreffender Stelle folgende 
Faffung zu geben: 
Perſonen, welche vor Verkündung biefeß Geſetzes 
im geiſtlichen Amte angeſtellt find, ober bie Fähig- 
Eee zur Unftellung im geiftlihen Amte erlangt 
“ * 


Gobbin. 
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A 148. 
Verbefjerungsanträge 
— zu dem 


Entwurf eines Geſehes, über die Grenjen des Kechtes 
zum Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel 


(fr. 116 der Druchſachen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 

1) ben $. 1 zu fallen, wie folgt: 
Kichen- und Religionsgefellfchaften find nicht be- 
fr t, Strafe oder Zuchtmittel, welche das bürger- 
iche Rechtsgebiet ihrer —— — * gegen 
Leib, urn Freiheit und ftaats 


Ärgerliche 
Ehre anzubrohen oder zu verhängen. 


2) im $. 2: 
a) File 1, die Worte »nach $. le zu ftreichen, 
b) im Abfag 2 binter »Stimmrechte⸗ einzujchalten: 
»in nicht kirchlichen Angelegenheiten«. 
3) im $. 3 Abſatz 2 Binter »Stimmredjtes einzufchalten: 
»in nicht — te zuſcha 
4) dem 5. 4 nachſtehende Faſſung zu geben: 
»Eine Taten ber Anbroßung ober Ver- 
5 ung ne Straf. und Zuchtmittel von 
eiten der Kirchen. ober Meligionddiener darf 
nur innerhalb der Kirchen ober ber zu religiöfen 
Verfammlungen ber Nellgionsgefeilfchaften beſtimm⸗ 
ten Gebäude ſtattfinden. 
Die Bollziehfung oder Verfünbigung derartiger 
Straf- und —— darf nicht in einer Die 
bürgerliche Ehre befhimpfenden Weife gefchehen.« 


Berlin, ben 25. April 1873, 
Graf von Kraffom. 





A 149. 


VBerbefjerungsantrag 


zu bem 


Entwurf eines Geſehes, betreffend den Austritt aus 


der Kirche (Mr. 117 der Druckſachen). 





Das Herrenhaus wolle befchließen: 
Im $. 3 Ulinen 2 zu faffen, wie folgt: 
Diefe Wirkung tritt mit dem Schluffe bes auf 
bie Mustrittserflärung folgenden Salenberjahres 
ein. Zu ben Koften eined Baues oder zu anberen 
—— ewöhnlichen Aufbringungen, melde vor Ab⸗ 


abe der Uustrittserflärung beantragt find 
er Austretende noch drei Sabre fang nad) ber 


tiver ———— ebenfo beizutragen, alb 
wenn er feinen Austritt auß ber Kirche nicht er 
Härt hätte. 


Berlin, ben 25. April 1873, 
Graf von Kraffom. 





ss · 
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AR 150. 


Zufammenftellung 


Entwurfs eined Geſetzes über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen (Mr. 114 der 
Druckſachen) mit den bei der Vorberathung im Plenum des Herrenhauſes darüber gefaßten 
Beichlüffen ($. 24b. der Geihäftsordnung). 





Befhlüffe bed Abgeorbnetenhaufes. Befhlüffe bes Herrenhauſes. 
Entwurf eines Geſetzes Entwurf eines Gefeßes 
über über 
die Dorbildung und Anftellung der &eiftlichen. die Vorbildung und Anftellung der Seiftlichen. 
Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Wir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von 
Dreußen ıc. Preußen x. 
berorbnen, mit Zuftimmung beider Häuſer bes Landtages für | verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für 
ben Umfang ber Monarchie, einfchließlich des Jadegebiets, ben Umfang der Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, 
was folgt: was folgt: 
I. Ullgemeine Beftimmungen. I Ullgemeine Beftimmungen. 
$. 1. $. 1, 
Ein geiftlihes Amt darf in einer der hriftlihen Kirchen Unverändert, 


nur einem Deutfchen übertragen werden, welcher feine wiſſen⸗ 
—— Vorbildung nad den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
argethan hat und gegen deſſen Anſtellung kein Einſprüch 
von der Staatsregierung erhoben worden iſt. 


$.2. 8.2. 


Die Vorschriften des F. 1 kommen zur Anwendung, gleidy- Unveränbert. 
viel, ob das Amt dauernd ober wiberruflid; übertragen werden ⸗ 
oder nur eine Stellvertretung oder Huͤlfsleiſtung in demſelben 
ftatthaben fol. Iſt Gefahr im DVerzuge, fo kann eine Stell- 
vertretung ober Hülfsleiftung einftweilen und vorbehaltlich) des 
Einfpruch8 der Staatsregierung angeorbnet werben. 


8.3. gJ. 3. 


Die Vorſchriften des G. 1 kommen, vorbehaltlich ber Be- Unverändert, 
ftimmungen des $. 26, au gut Anwendung, wenn einem be- 
reits im Amte ($. 2) ftehenden Geiftlichen ein anderes geift 
liches Amt übertragen ober eine woiberrufliche Anftellung in 
eine dauernde verwandelt werben fol. 


I. Borbildung zum geiftliden Amte. U. VBorbildung zum geiftliden Amte. 
$. 4. $. 4. 
Zur Bekleidung eines geiftlichen Amtes ift bie Ablegung Unveränbert. 


der Entlaffungspräfung auf einem Deutfden Gymnafium, bie 
Zurüdlegung eines dreijährigen theologifhen Studiums auf 
einer Deutihen Staatsduniverfität, ſowie die Ablegung einer 
wiffenfhaftlihen Staatsprüfung erforberlic). 
$. 5. $. 5. 
Der Minijter der geiftlichen Angelegenheiten ift ermächtigt, Unverändert. 


. Aktenftüd M 150. 


Beſchlüſſe des Abgeorbnetenhaufes. 


mit Rüdfiht auf ein borangegangened anbered Univerfitäts- 
ftubium, ald ba8 ber Theologie, ‚oder mit Rückſicht auf ein an 
einer außerbeutfchen Staatsuniverfität zurückgelegtes Stubium, 
oder mit Rüdficht auf einen en befonberen Bildungsgang 
von dem vorgefchriebenen breijährigen Studium an einer Deut- 
ſchen Staatduniverfität einen angemeffenen Zeitraum zu erlaffen. 


$. 6. 


Das theologifhe Studium kann in ben bei Verkündung 
dieſes Geſetzes in Preußen beftchenben, zur wiffenfchaftlichen 
Vorbilbung der Theologen beftimmten kirchli Seminaren 


zurüdgelegt werben, wenn ber Minifter ber geiftlichen Angele- | 


eiten anerkennt, daß biefed Stubium das Univerfitäts- 


u chen eeignet fei. 

Die Pu rift ndet jeboh nur auf bie Seminare an 
denjenigen Orten Anwenbung, an welchen ſich Feine theologifche 
Fakultaͤt befindet, und gilt nur für diejenigen Stubirenden, 
— dem Sprengel angehören, für ben das Seminar er- 

tet i 


ft. 
Die im erften —* erwähnte Anerkennung darf nicht 
verweigert werben, wenn bie Einrichtung ber Anfat ben Be- 
ftimmungen rn Geſetzes entfpricht und ber Minifter ber 
geiftlihen Angelegenheiten ben Lehrplan berjelben genehmigt. 


$. 7. 


Während des vorgefchriebenen Univerfitätsftubiums bürfen 
die Studirenden einem kirchlichen Seminare nidyt angehören. 


$. 8. 


Die Staatsprüfung hat nad) zurüdgelegtem theologifchen 
Stubium Statt. Ju Beriefben barf nur Ascafen werben, 
wer ben Pe! a biefes Geſetzes über bie Gymnaſialbildung 
und theologiiche Vorbildung vollftändig genügt Bat. 

Die Brüfung ift Öffentlih und wird barauf gerichtet, ob 
der Kandidat fich die für feinen Beruf erforderliche allgemeine 
— at insbefondere auf dem Gebiete der 
2 gr der Geſchichte und ber Deutfchen Literatur er- 
worben i 

Der Minifter der geitlihen Ungelegenbeiten trifft bie 
näheren Anordnungen über die Prüfung. 


$. 9. 


Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Beift- 
lichen dienen (Snabenfeminare, Slerifalfeminare, Vrediger- 
m Driefterfeminare, Konvikte 2c.), ſtehen unter Aufficht des 
Staats, 

Die —— und das Reglement über die Disziplin 
in dieſen Anſtalten, der Lehrplan der Knabenſeminare und 
Knabenkonvikte, ſowie derjenigen Seminare, für welche die 
im $. 6 bezeichnete Anerkennung ertheilt iſt, find dem Ober- 
Drä es der Provinz von dem Borfteher der Anftalten 
vorzulegen. 

Die Anftalten —— der Reviſion durch Kommiſſa- 
rien, welche der Ober-Präfident ernennt. 


$. 10. 


An den im vorftehenden Paragraphen gedachten Anftalten 
barf als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disziplin nur ein 
Deutfcher angeltellt werben, welcher feine tiffenfchaftfiche Be 
Kan nad) Vorfchrift des d. 11 dargethan Kat und gegen 
deſſen Anftellung fein Einfprud von der Staatsregierung er- 
hoben worben ift. 

Die Vorfhriften der $$. 2 und 3 finden entfprechende 
Anwendung. 


S.II. 


Zur Anſtellung an einem Knabenſeminare ober Knaben ⸗ 
konvikte iſt die — zur entſprechenden Anſtellung an 
einem Preußiſchen Gymmalium, zur Anſtellung an einer für 
„bie Beh he wiſſenſchaftliche Vorbildung beftimmten Anftalt 
die Befähigung erforderlich, an einer Deutfchen Staatsuniver- 


Befhlüffe des Herrenhaufes. 


Unveränbert. 


AUnveränbert. 


Unverändert. 


Unverändert. 


Unveränbert. 


Unverändert. 


$..6. 


$. 8. 


$. 10. 
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Befhlüffe des Abgeordnetenhauſes. 


* in der Disziplin zu lehren, für welche die Anſtellung 
t 


erfolgt. 

Wieriter und Predigtamtslandidaten müffen bie für Geiſt⸗ 
liche vorgefchriebene Vorbildung befigen. 

Diefelbe genügt zur Anftellung an ben zur theologiſch- 
praftifchen Vorbildung beftimmten Anftalten. 


$. 12. 


Für die Erhebung des Einſpruchs gegen bie Anftellung 
Den bie Beftimmungen entfpredenbe Anwendung, welche bie 

hebung des Einſpruchs gegen die Anſtellung von Geiſtlichen 
regeln ($$. 15—17). 


$. 13, 


Werben die in den GG. I— 11 enthaltenen Vorichriften 
" ober bie innerhalb ihrer gefeglichen Zuftändigfeit ge 
troffenen Anordnungen der Staatöbehörben nidyt befolgt, fo 
ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis 
zur Befolgung die ber Anjtalt gewibmeten Staatsmittel ein- 
zubehalten oder die Anftalt zu fchließen. 

Unter ber angegebenen —— und bis zu dem 
bezeichneten Zeitpunkte können Zög —* er Knabenſeminare 
und Knabenkonvilte von dem Bde er Gymnaſien unb von 
ber Entlaffungsprüfung —** en und ben im $. 6 er- 
wähnten Anftalten die ertbeilte Anerfennung entzogen werben. 
Diefe Anordnungen ftehen dem Minifter der geiftlichen An- 
gelegenheiten zu. 


$. 14. 


Knabenfeminare und Knabenkonvikte ($- 9) dürfen nicht 
mehr errichtet und in bie beftehenden Anftalten diefer Art neue 
Söglinge + mehr aufgenommen werben. 

Im Fall der Aufnahme neuer Sande ift ber —— 
der geiſtlichen Angelegenheiten zur Schließung ber betreffen 
Anſtalt befugt. 


III. Anſtellung ber Geiftliden. 


§. 15. 


Die geiſtlichen Oberen find verpflichtet, denjenigen Kanbi- 
daten, dem ein geiſtliches Amt übertragen werden foll, dem 
Dber-Dräfibenten unter Bezeichnung bes Amtes zu benennen. 


Daffelbe gilt bei Be gung eined Geiftlichen in ein an- 
beres geil Amt oder bei Ummanbdlung einer wiberruf- 
lichen Unftellung in eine dauernde. 


Innerhalb dreißig Tagen nad ber Benennung kann Ein- 
ſpruch pegen bie Anftellung erhoben werben. 
; Die. Erhebung des Einſpruchs fteht dem Ober Bräfiden- 
en zu. j 


$. 16. 


Der Einfprud) ift zuläffg: 

1) wenn bem Anzuſtellenden bie gejeglihen Erforderniſſe 
zur Bekleidung bes geiftlichen Amtes fehlen; 

2) wenn ber Anzuftellende wegen eines Verbrechens ober 
Vergehens , welches das Deutiche Strafgeſetzbuch mit 
Zuchthaus oder mit dem Perlufte der bürgerlichen 

—— ober dem Verluſte ber öffentlichen Aemter 
bedroht, verurtheilt iſt ober ſich in Unterſuchung be⸗ 
findet; 
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Befhläffe bes Herrenhauſes. 


$. 12. 
Unverändert. 


$. 18, 


Werden bie in ben 99. I— 11 mihaltenen Vorſchriften 
oder bie getroffenen Anordnungen ber Staatsbehörden nicht 
befolgt, fo ift der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten er 
mädhtigt, bis zur Sefolgung bie der Anftalt re Staats. 
Daten ober bie Anftalt zu ſch 


Unter ber angegebenen Vorausfeßung unb bis zu dem 
bezeichneten Zeitpunkte können Zöglinge der Stnabenfeminare 
und Knabenfonvikte von bem or. e ber Gymnaſien und von 
ber Entlaffungspräfung *— offen und ben im $. 6 er- 
wähnten Unftalten bie ertheilte Anerlennun entzogen werben. 
Diefe Anordnungen ſtehen dem Minifter der geijtlichen An— 


gelegenheiten 5 
Nach ichtu eines Aöniglichen Gerichts— 
hofes für bie kirchlichen Augelegenheiten kann über 
die Gefegmäßigkeit der nach diefem Paragrapben 
etroffenen Anordnungen und Verfügungen inner: 
hats 2 Tagen bei —— Gar — Gerichtshofe 
eru eingelegt werden. r ung der 
elben ot Sie Vollſtreckung ber shactoitienes 
nordnung oder Werfügung nicht anfgebalten. 
Der Gerihtöbof kann iedod b men, daß bis 
jur Fr Enticheibung Bollftredung 
unterbleibe, 


mittel einzube ießen. 


§. 14. 
Unveraͤndert. 


UI, Anſtellung der Geiſtlichen. 


$. 15. 
Unveränbert. 

$. 16, 
—* 1 
RT. Unverändert. 
Nr. 2 
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Befhlüffe des Abgeordnetenhauſes. 


— —⸗ 


3) wenn gegen den Anzuſtellenden Thatſachen vorliegen, 
welche I Annahme rechtfertigen, baf bee ee 
Staatögefegen oder den innerhalb ihrer gejeblichen 
Zuftändigkeit erlaffenen Unorbnungen ber Obrigfeit 
— ober ben öffentlichen Frieden ftören 
werde 


erde. 
on Thatſachen, welche ben Einfprud; begründen, find an- 
ugeben. 
* Gegen die Einſpruchserklärung kann innerhalb dreißig 
Tagen bei dem Königlichen — für die kirchlichen An- 
elegenheiten, und, fo lange beffen Einfegung nicht erfolgt if 
ei Minifter ber geiftlihen Ungelegenheiten Beſchwer 
erhoben werben. 
Die Entfcheidung ift endgültig. 


6. 17. 


Die Uebertragung eines geiftlichen Amts, welche ber Bor- 
chrift des l zuwiderlãuft, ober welche vor Ablauf ber im 
. 15 für die Erhebung des Einſpruchs gewährten Friſt er 
olgt, gilt als nicht gefchehen. 


$. 18. 


Jedes Pfarramt ift innerhalb eines “Jahres vom Tage 
ber Erledigung, mo geresiih ober obfervanzmäßig ein Gnaben- 
jahr befteht, vom e ber Erledigung der nbe an ge 
rechnet, dauernd zu sh en. Die gt ft vom Oberpräfiben- 
ten im Falle des Bebürfniffes auf Antrag angemeffen zu ver- 


ängern. 

F —— der Friſt iſt der Oberpräſident befugt, bie 
Mieberb ung er Stelle durch Gelbftrafen bis zum Betrage 
von 1 ir ae zu erzwingen. Die re und ei 
fegung ber Strafe darf wiederholt werben, bis dem Gejeße 


enügt if. 
u — iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
ermä at Bis dabin Staatsmittel einzubebalten, melde zur 
Unt ng, ber Stelle ober besjenigen geiſtlichen Oberen 
dienen, ber das Pfarramt zu befehen ober bie Beftkung zu 
genehmigen Bat. 

$. 19. 


Die Errihtung von’ Seelforgeimtern, deren Inhaber un- 
bedingt abberufen werben bürfen, ift nur mit Genehmigung 
bes Minifterd der geiftlihen Angelegenheiten zuläffig. 

Die Beftimmungen bes $: 18 beziehen ſich auch auf bie 
fogenannten Suffurfal-Dfarreien des Franzöfiſchen Rechtes mit 
der Mafigabe, daß bie in Abſatz 1 des ©. borgefchriebene 
Feift — Tage der Publikation dieſes Geſetzes an zu laufen 

eginnt. 


$. 20. 


Anorbnungen oder Vereinbarungen, welche bie durch das 
Geſetz begründete Klagbarkeit ber aus dem geiftlihen Amts ⸗ 
verhältniffe —— vermoögensrechtlichen Anſpruͤche aus- 
ſchließen oder beſchtänken, ſind nur mit Genehmigung der 
Staatsbehörbe zuläffig. 


$. 21. 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe, die Aberkennun 
ber bürgerlichen Ehrenzebte und ber Fähigkeit zur Betleidung 
öffentlicher Aemter bat die Erledigung der Stelle, die Unfähigs 
feit zur Ausübung bes geiftlichen Amtes und ben Verluft bes 
Amtseintommensd zur Folge. 


IV. Strafbeftimmungen. 


$. 2. 


Ein geiftliher Oberer, welcher ben 5 1 bis 3 zumiber 
ein geiftlicye Amt überträgt ober bie Ueb aan genehmigt, 
me * nt - 2 0 — — * 

iefe afe enjenigen, we er rift 
des $. 19 Abfap 1 Ai A j 
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Befchlüffe bes Herrenhauſes. 


Nr. 3. Unverändert. 


(Abſatz 2.) Unverändert. 


(Abjak 3). Gegen bie Einfpru fann inner 
hau dr Sngen bei bem Köni iden Gerichtöhofe für bie 

ichen — und, ſo lange en Einſetzung 
nicht erfolgt tft, bei bem Minifter ber gel Ungelegen- 
beiten Berufung eingelegt werben. 

(Abſatz 4.) Unverändert. 


$. 17. 
Unverändert. 

$. 18. 
Unverändert. 

$. 19, 
Unverändert. 

$. 20, 
Unverändert. 

$. 21. 
Unverändert. 

IV. Strafbeftimmungen. 

$. 22. 

Unveränbert. 
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Befhlüffe des Abgeorbnetenhaufes, 


$. 23. 


Wer geiftliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, 


welches ihm ben Vorfchriften der SS. 1 bis 3 zumiber über- 
tragen worben ift, * mit — bis zu 100 Thlen. 


beitraft. 

Diefelbe Strafe tri * der geiſtliche Umtshanbd- 
lungen in einem von ihm nicht dauernd verwalteten Pfarr- 
amte vornimmt, nachdem er von dem Oberpräfibenten benad- 
richtigt worden ift, daß das —— ufs Wieder⸗ 
—— ber Stelle in Gemaͤßheit ber Vorſchrift in $. 18 
Abfag 2 eingeleitet fei. 


5. 24. 


Mer geiftliche Amtsbanblungen vornimmt, nachdem er in 
olge gerichtlichen Strafurtheils bie aabigkeit zur MAusübun 
es geiltlichen Amtes verloren hat ($. 21), wirb mit Gelbftrafe 

bis zu 100 Thlen. beftraft. 


V. Uebergangs- und Schlufbeftimmungen. 
§. 25. 


Ausländer, welchen vor Verkündung dieſes Gefeged ein 
—— Amt ($. 2) ober eines der im $. 10 exwähnten 
enter an kirchlichen Anſtalten übertragen worben ift, haben 
bei Vermeidung ber Folgen des $. 21 innerhalb ſechs Monaten 
die Reichdangehörigkeit zu erwerben. 
Der Minifter ber geiftlichen An —— kann mit 
Frag auf die befonderen Bedfirfnilfe es einzelnen Falles 
biefen Seitraum verlängern. 


$. 26. 


Die Vorſchriften biefes ie über den Nachweis wiffen- 
——— Vorbildung und Befähigung finden feine Anwen⸗ 
u en Derfonen, welde bereits vor Verkündung biefes 
Geſehes im geiftlichen Amte angeftellt find oder vor dem 
1. Januar 1973 die Fähigkeit zur Anftellung im geiftlichen 
Amte erlangt haben. 

Außerdem ift ber Minifter der geiftlichen Angeleg ten 
ermächtigt, denjenigen Perfonen, melde vor Verkündung diefes 
Geſehes in ihrer Vorbildung zum geiftlichen Amte vorgeſchritten 
waren, ben in . Geſehe vorgeichriebenen Nachweis ber 
Borbildung ganz ober theilweife zu erlaſſen. 

Der Minifter der geiftlichen —— iſt auch er⸗ 
mädtigt, Ausländer von ben Erforderniſſen des $. 4 dieſes 
Geſetzes zu bispenfiren. . 


$. 27. 


Die in den 65. 4 und 8 biefeß Geſetzes vorgefchriebene 
Staatsprüfung kann mit der theologischen Prüfung verbunden 
werben, infofern bie Einrichtung dieſer legteren Prüfung und 
die Bildung der Drüfungstommilfionen —— zuſteht 
ar Mitglieder ſämmtlich oder theilweie vom Könige ernannt 
werben. 


$. 28, 


Die ie dieſes Geſetzes über das — 
bes Staats (SS. 1, 3, 10, 12, 15 und 16) finden in ben 
ällen feine — in welchen die Anſtellung durch Be- 
drben erfolgt, deren Mitglieder ſämmtlich vom Könige ew- 
nannt werben, 


$. 29. 


Someit bie Mitwirkung des Staats bei Befegung geif- 
licher Memter auf Grund des Patronats ober in erer 
—— anderweit geregelt iſt, behält es dabei ſein Be— 
wenden. 

Desgleichen werben bie beſtehenden Rechte des Staats be- 
au 9 der Anſtellung von Geiſtlichen beim Militair und an 
ichen Anſtalten durch das vorliegende Geſetz nicht be 
rührt. 


Befchlüffe des Herrenbaufes. 


$. 23. 
Unverändert. 


$. 24. 
Unverändert. 


V. Uebergangs- und Schlußbeftimmungen. 


$. 3. 
Unverändert, 


$. 26. 

(Abf. 1.) Die Vorſchriften diefes Geſetzes Über ben Nad- 
weis wifjenfchaftliher Vorbildung und igung finden feine 
Anwendung auf Perfonen, welche vor ndung biefes Gr 
8 im geiſtlichen Amte angeſtellt find oder die Faͤhig 


t zur 
llung im geiſtlichen Amte erlangt haben. 


(Abſ. 2.) Unverändert. 


(Abf. 3.) Unverändert. 


\. 27. 
Unverändert. 

$. 28. 
Unveränbert. 

$. 2, 
Unverändert. 


> — 
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$. 30, $. 30. 
Dad gegenwärtige Geſetz tritt nicht vor dem Zu ftreichen. 


Sefeg, betreffend die Abänderung der Artikel 15 
der Berfaffungdurfunde vom 31. Januar 1859, 
im aft. 


$. 31. $. 31. 
Der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ift mit ber Unverändert. 


Ausführung dieſes Geſehes beauftragt. 
Urfundlidy xx. 


Berlin, den 28, Upril 1873, 


Der Tiräfident des Herrenbaufes, 
Dtto Graf zu Stolberg. 
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Zufammenftellung 
des 
Entwurf? eines Geſetzes über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des König- 


lien Gerichtsbof3 für Firchlihe Angelegenheiten (Nr. 115 der Drudfachen) mit den bei der 
Vorberatbung im Plenum des Herrenhauſes darüber gefaßten Belhlüffen ($. 24b. der 





Geſchaͤftsordnung). 
Beſchlüffe des Abgeordnetenhauſes. Befchlüffe des Herrenhauſes. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen ır. 


Preußen ar. 

„berordnen, mit Zuftimmung beider Säufer bes Landtages für 
Umfang der Monardjie, einschließlich bed Jabegebiets, was | ben —— der Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, 
t: was folgt: 


eff mit Quftimmung beider Häufer des Landtages für 
n 
ig 











I. Allgemeine Beſtimmungen. I, Allgemeine Beftimmungen. 
g. 1. $. 1. 
Die kirchliche —— über Kirchendiener darf Unverändert. 
x von Deutfchen kirchlichen Behörden ausgeübt werden. 


$. 2. $. 2. 

Kirchliche —— welche gegen die Freiheit Unverãndert. 
t das Vermögen gerichtet find, dürfen nur nad) Anhörung 

Beſchuldigten verhängt werden. 

Der Entfernung aus dem Amt (Entlaffung, Verfegung, 
&penfion, unfreiwillige Emerititung u. ſ. w.) muß ein ge- 
neted progeffualifches Verfahren vorausgehen. 

In allen diefen Fällen ift bie Entfheibung ſchriftlich 
er Angabe der Gründe zu erlaſſen. 


53 F. 3. 


Die Eörperliche Züchtigung iſt als kirchliche Disziplinar- Unverändert. 
fe oder Zuchtmittel unzuläffig. 


Ual. 4 db. Berbanbl. d. Herrenhaufes, 
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$. 4. $. 4. 
Geldjtrafen dürfen ben Betrag von 30 Thalern ober Unveränbert. _ 


wenn bas einmonatliche Amtseinfommen höher ift, den Betrag 
bes letzteren nicht überfteigen. 


$. 5. $. 5. 
Die Strafe der FFreiheitsentziehung ($. 2) darf nur in Unverändert. 
ber Verweifung in eine Demeritenanftalt beſtehen. 
Die Verweiſung darf die Dauer von drei Monaten nicht 
überfteigen und die Vollſtreckung derſelben wider den Willen 
bed Betroffenen weber begonnen, no fortgeient werben. Die 
Br in eine au erdeutfche emeritenanftalt ift un⸗ 
zuläffig. 


$. 6. $. 6. 


Die Demeritenanftalten finb ber ftaatlihen Aufſicht un- Unveränbert. 
terworfen. Ihre Hausordnung ift dem Oberpräfibenten der 
Provinz zur Genehmi er einzureichen. 
Er ih befugt, Wihte onen ber Demeritenanftalten anzju- 
orbnen und von * gg Kenntniß zu nehmen. 
Non ber Aufnahme eines Demeriten bat ber Vorfteher 
der —* unter Angabe der Behörde, welche fie verfügt, 
binnen 24 Stunden bem Oberpräfidenten Unzeige zu —* 
Ueber ſaͤmmtliche Demeriten iſt von dem Vorſteher ein Ver⸗ 
eichniß zu führen, welches den Namen derſelben, die gegen 
h erkannten Strafen und bie Zeit ber Aufnahme und Ent- 
afung enthält. Am Schluß jedes Jahres ift das Verzeichniß 
ben Oberpräfidenten einzureichen. 


$. 7. 


Von jeder kirchlichen Tage welche auf 
eine Gelditrafe von mehr als Thalern, auf —— 
eine Demeritenanſtalt mehr als 14 Tage, ober auf Ent- 
fernung aus dem Amte 8 2) lautet, ift dem —— 
gleichzeitig mit der Zuſtellung an den Betroffenen, Mittheilung 


zu machen. 
Die Mitteilung muß bie Entfcheidungsgründe enthalten. 


8. $. 8. 


Der Oberpräfident ift_ befugt, die Befolgung ber in den Unveränbert. 
ss 5—7 enthaltenen Vorfchriften und der auf Grund berfel- 
en von ihm —— Verfügungen durch Geldſtrafen bis 
zum Betrage von 1000 lern zu — 

Die Androhung und Feſtſetzung ber Strafe darf wieber- 
holt werben, bis bem Geſehe genügt er 

Außerdem kann die Demeritenanftalt geichloffen werden. 


8.9. $. 9. 


Eine Vollftredung kirchlicher Disziplinarentfcheidungen im Unverändert. 
Wege ber Staatöverwaltung findet nur dann ftatt, wenn bie 
felben von dem Oberpräfibenten nad) erfolgter Prüfung ber 
Sade für vollftredbar erflärt worden find. 


$. 7. 
Unveränbert. 


— — — — 





U. Berufung an ben Staat. U. Berufung an ben Staat. 


$. 10. $. 16. 


Gegen Entfheidungen der kirchlichen Behörden, welche Unverändert. 
eine ee verhängen, fteht bie Berufung an bie 

Staatsbehörde ($. 32)_offen: 

1) wenn bie Entſcheidung von einer durch bie Staats. 
gefege ausgefchloffenen Behörbe ergangen ift, 
2) — die Vorſchriften des G. 2 nicht befolgt worden 
nd, 
2 wenn bie Strafe gefeglich unzuläffig ift, 
4) wenn bie Strafe ver —* iſt: 

a) wegen einer Handlung oder —— — zu 
welcher die ——— ober die von ber Obrig⸗ 
feit innerhalb ihrer Suftändigkeit erlaffenen Un- 
ordnungen verpflichten, 
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b) wegen Ausübung ober Nihtausübung eines öffent. 
lihen Wahl- und Stimmredts, 

©) wegen Gebraudy8 ber Berufung an bie Staats. 
bebörbe ($. 32) auf Grund dieſes Geſetzeb. 


$.1. 


Die Berufung findet außerdem ftatt, wenn 

1) bie Entfernung aus dem firclicen Amte ($. 2 Ab- 
fag 2) als Disziplinarftrafe oder fonft wider ben 
Willen bed bavon Betroffenen ausgeſprochen worben 
ift, und bie ee ber klaren thatfächlichen 
Lage wiberfpricht ober bie —— des Staates oder 
allgemeine Redytsgrumbfähe verleht 

2) nad erfolgter vorläufiger Suspenfion vom Amt das 
weitere Verfahren ungebuͤhrlich verzögert wird. 


$. 12. 


Die Berufung fteht Jedem zu, gegen welchen bie Entfchei- 
bung ergangen ift, fobalb er bie — zuläffigen Rechts. 
mittel bei vorgefeßten kirchlichen Inſtanz ohne Erfolg 
geltend gemacht bat. 

Liegt ein Öffentliches ntereffe vor, fo fteht bie —* 
auch dem —— zu, je 9 wenn die 
ben kirchli Behoͤrden angebrachten Rechtsmittel ohne Er- 
folg geblieben ſind, oder die Friſt zur Einlegung derſelben 
— iſt 


$. 13. 


Die Berufung ift bei bem Königlichen Gerichtshof für 
firhlihe An —— ſchriftlich anzumelden. 

Die ur Anmeldung beträgt in ben Fällen bes $. 10 
und $. 1 elah 1 für ben durch bie Entſcheidung Betroffe- 
von — Ge keihn —— —* Ablauf et a je an 

ie idbung mit Gründen ihm zugefte i 
n ben Bi en — 11 Abſatz 2 die Berufung an 
feine Friſt gebunden. 

Für den Oberpräfibenten beträgt bie Friſt, wenn ihm 
bie Entſcheidung ald endgültige amtliche mi etheilt ift, brei 
Monate, andernfalls ift derfelbe an feine —9 gebunden. 


§. 14. 


Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckun 
der —— —ã aufgehalten, Der Gerichtsho 
ift jeboch befugt, bie vorläufige Vollftredung zu geftatten. 
Unbernfalls kann bie reg Sog .. ng don dem 
Gerichtöhofe durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 
Thalern erzwungen werben ($. 8 Aolah 2). 

$. 15, 

Die Berufung ift innerhalb 14 Tagen nad) ber Anmel- 
bung fchriftlich zu rechtfertigen. Diefe Friſt kann auf Antrag 
verlängert werben. 2 

$. 16. 

Die Anmeldung und die Rechtfertigun aan wird ber 
tirchlichen Behörde zur Abgabe einer Korn en Erklärung 
und Einreihung ber Alten innerhalb 4 Wochen zugefertigt. 
Die eg ber Akten kann ergwungen werben aeeigne 
tenfalls durch Gelditrafen bis zum Betrage von 1000 Thlrn. 
($. 8 Abſatz 2). 

$. 17, 


Der Gerichtshof trifft bie gu —— der Sache er- 
un 


forberlihen Verfügungen. Die Beweisverhan en find unter 
— eines — Protokollfũhrers — 
$. 18. 


Die Entfi ag Kg auf Grund muͤndlicher Verhand⸗ 
ung. 


tung — An s durch Beichluß des tshofes 
ie e n bu Gerid) 
ausgeſchloſſen oder auf beftimmte Derfonen befchränft ward 


Unveränbert. 


Unverändert. 


Unverändert. 


Unveränbert. 


Unverändert. 


«. E& Unveränbert. 


Unveränbert. 


Unverändert. 





$. 18. 


$ 18, 


81° 
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$. 19. | $. 19. 
Zu ben Verhandlungen ($$. 17 und 18) find der Berw | Unverändert. 


enbe und bie firhliche Behörde zuguziehen. Diefelben können 
ch durch einen Advofaten ober Redytsanwalt vertreten laſſen. 
m DR ihres Ausbleibens wird nad) Lage ber Verhandlungen 
erfannt. 
Außerdem ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
J benachrichtigen, welcher einen Beamten mit feiner Bertre- 
ng beauftragen kann. Hat ber Oberpräfibent bie Berufung 
eingelegt, fo übernimmt der von dem Minifter bezeichnete 
Beamte bie Vertretung des Berufenden. 


R $. 20. $. 20, 


In dem Termin zur mündlichen Verhandlung giebt ein Unveränbert. 
von dem Vorfigenden des Gerichtshofes aus ber Sa feiner 

Mitglieder ernannter Referent eine Darftellung Sache 

wie Te aus ben bisherigen Verhandlungen hervorgeht. Hierauf 

wirb der Berufende oder beffen Vertreter, ſowie der Vertreter 

ber Eirchlidyen Behörde und des Minifterd ber geiftlidyen Un- 

gelegenheiten mit ihren Bor- und Anträgen gehört. 


. 21. 5.2 


Bei der Entſcheidung bat ber ag ohne an pofi- Unveränbert, 
tive Beweißregeln gebunden I fein, nad feiner freien, auß 
dem ganzen Inbegriff ber Ber nblungen und Beiveife 2 
Ihöpften Ueberzeugung zu entfheiden. In bem Urtheil iſt 
entweber bie Berwerfung ber Berufung oder die Vernichtung 
ber angefochtenen Entſcheidung, auszuſprechen. 

Das mit Gründen verfehene Urtheil wird in der Sigung, 
in welcher bie münblicye Verhandlung beendet worben ift, ober 
in einer der naͤchſten Sitzungen verfündet und eine Ausferti- 
gung. beffelben dem Berufenden ober beffen Vertreter, ſowie 

irchlichen Behörde und bem Minifter ber geiftlihen An- 
gelegenbeiten zugeitellt. 


$. 22, $. 22, 


Ueber bie mündliche Verhandlung wird ein Protokoll Unveränbert. 
aufgenommen, welches bie Namen ber Anmefenden und bie 
weſentlichen Momente ber Verhandlung enthalten muß. 

Das Protokoll wird von dem Vorfigenden und dem ver- 
eideten Protofollführer unterzeichnet. 


9. 23. 9. 23, 

Wird die angefochtene Entfcheibung vernichtet, fo hat bie Unveränbert. 
kirchliche Behörde die Aufhebung ber Vollſtreckung zu veran- 
® en und bie Wirkung ber bereits getroffenen Maßregeln zu 

eitigen. 
er Oberpräfident ift befugt, die Befolgung ber von 

ihm deshalb erlaffenen Verfügungen durch Gelbitrafen bis 
zum Betrage von 1000 Thlrn. zu erzwingen ($. 8 Ubi. 2). 

Gegen biefe Verfügungen ftebt ber kirchlichen Behörbe 
die Beſchwerde bei bem Gerichtähofe für die kirchlichen An- ri 
gelegenbeiten offen. 


II. Einfhreiten bes Staats ohne Berufung. IU. Einfhreiten bes Staats ohne Berufung. 


$. 24. $. 24. 


Kirchendiener, welche bie auf ihre Amt ober ihre geift- Unverändert. 
ie Amtöverrihtungen bezüglichen Vorfchriften ber Staats- 

ee, oder die in biefer Smfcht von der Obrigkeit innerhalb 
ER geſetzlichen * nbigfeit getroffenen Anordnungen fo 
ſchwer verlegen, ba ihr Verbleiben im Amte mit ber öffent 
lihen Ordnung unverträglich ericheint, können auf Antra 
ber Staatsbehörbe durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Am 
— werden. 

ie Entlaſſung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähig- 

keit zur Ausübung bes Amtes,’ eg be8 Amtseinkom- 
mens und bie Erledigung ber Stelle zur Folge. 


li 
e 


$. 25. $. 25. 


Dem Antrage muß eine Aufforderung an die vor ejepke Unverändert. 
firchliche Behörde vorausgehen, gegen ben UAngefchulbigten die 
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kirchliche —— auf Entlaſſung aus dem Amte einzu⸗ 
leiten. Bun e er Angefchuldigte unter keiner kirchlichen Be— 
hörde innerhalb des Deutſchen Reiche, fo iſt derfelbe zur 
—— ſeines Amtes aufzuforbern. 

Die Aufforderung erfolgt ſchriftlich unter Angabe des 
Grundes von dem Oberpräſidenten ber Provinz. 


$. 26. $. 26. 


Wird der Aufforderung nicht binnen gefeßter Friſt Folge Unverändert. 
gegeben, oder führt bie kirchliche Kr nicht binnen 
gelte Ir gr Entlaffung bes Ange — aus dem 

mt, fo ſtellt der Oberpräſident bei dem Gerichtshof für kirch⸗ 
Kal a ie ben Antrag auf Einleitung des Ber 
tens. 


$. 27. J. 27. 


Auf das Erſuchen bes Gerichtshofes bat das Gericht Unverändert. 
höherer Inſtanz, in beffen Bezirk ber —— ſeinen 
amtlichen Wohnſitz hat, einen etatsmäßigen * mit Fuh⸗ 
zung der Vorunterſuchung zu beauftragen. i ber Vor 
unterfuhung kommen bie entfprechenben Beftimmungen ber 
Strafprogeßgefeße zur — 

Die Verrichtungen der Staalsanwaltſchaft werben durch 
einen von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten er- 
nannten Beamten wahrgenommen. 


$. 28. $. 23. 


Der Gerichtshof kann mit Rüdficht auf den Ausfall ber Unveränbert. 
Vorunterfuhung das Verfahren einftellen. In biefem Falle 
erhält ber Angefchulbigte Ausfertigung des darauf bezüglichen, 
mit Gründen auszufertigenden Bejchluffes. 


$. 9. $. 9. 


Wird dad Verfahren nicht eingeftellt, fo ift ber Ange Unveränbert. 
ſchuldigte unter Mittheilung ber von dem Beamten der Staats- 
anwaltſchaft anzufertigenden ir warn ag kg zur münd⸗ 
lichen Verhandlung vorzuladen. Derfelbe kann ſich des Bei- 
—— eines Advokaten oder Rechtbanwaltes als Vertheidigerb 

ienen. 

Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 

zu benachrichtigen. 


$. 30. $. 30. 


ür das Verfahren finden bie Beftimmungen ber 6%. 17, Unverändert. 
18, 20, 21, 22 finnentfprechende Anwendung. 
” dem Urtbeil ift entweber bie Freiſprechung oder bie 
Entlaffung des Angefchulbigten aus ben von ihm befleideten 
fichlihen Memtern auszuſprechen. 


$. 31. $. 31. 


Kirdyendiener, melde AUmtshandlungen vornehmen, nad) Unveränbert. 
dem fie in Gemäßheit bes 8. 30 aus ihrem Amt entlaffen 
worden find, werden mit Geldbuße biß zu 100 Thlen,, im 
Wiederholungsfalle bis zu 1000 Ihlen. beitraft. 


IV. Königlider Gerichtshof für kirchliche Ange- IV. Königlider Gerichtshof für kirchliche 
legenbeiten. Angelegenheiten. 
$. 32. $. 32. 


Zur Entfheidbung ber in den 66. 10—23 und 24—30 Unveränbert. 
bezeichneten, forwie ber anderweitig durch * zugewieſenen 
— wird eine Behoͤrde errichtet, welche den 
amen: 
»Königlicher Gerichtshof für kirchliche Ungelegen- 


heiten« 
führt.und ihren Sit in Berlin hat. 


$. 38. $. 33, 


J Der Gerichtshof beſteht aus eilf Mitgliedern. Der her Unverändert. 
b dent und wenigſtens fünf andere Mitglieder müffen etatsmäßig ' 


—4 
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angeftellte Richter fein. Die mündliche Verhandlung und 
Entfheidbung in den einzelnen Sachen erfolgt burdy fieben 
Mitglieder. Der Vorfigende und wenigftend brei Beifiker 
müffen zu dem richterlichen Mitgliebern gehören. 

Die Gefchäftsorbnung, insbeſondere bie eg Sie bes 
Präfidenten und die Reihenfolge, in welder bie Mitglieber 
an ben einzelnen Sitzungen Theil zu nehmen haben, wirb durch 
ein Regulativ georbnet, welches ber —— zu entwerfen 
und dem Staaksminiſterium zur Beſtätigung einzureichen bat. 

Durch Plenarbeſchlüſſe des Gerichtähofe® Lünnen auch 
die in dieſem = gegebenen BVorfchriften bes —— 
ergänzt und deren ſinngemäße Anwendung auf andere bur 
8 dem Gerichtshofe überwieſene Angelegenheiten geregel 
werden. 


$. 34. $. 3. 


Die Mitglieder des Gerichtshofes werben vom Könige Unveränbert. 
auf den Vorſchlag des Staatsminifteriums unb zwar bie be 
reits in einem Staatsamte angeftellten für die Dauer ihres 
Hauptamts, die anderen Mitglieder auf Lebenszeit ernannt. 
Für die Rechte und Pflichten ber Mitglieber des GerichtB- 
—* find die für die Mitglieder des Obertribunals befteben- 
en Borfchriften maßgebend. 


$. 35. $. 35. 
— Fri entfcheibet endgültig mit Ausſchluß jeber Unverändert. 


$. 36. $. 36. 


Die Juftiz- und Berwaltungsbehörben haben ben an fie Unverändert. 
ergebenden Erfuchen bes Gerichtöbofes Folge zu geben. Die 
Beſchlüſſe und Entfcheidungen des Gerichtshofes find im Ber- 
waltungswege vollitredbar. . 


$. 37. $. 37. 


Ueber die Verpflichtung zur — ber Koſten des Ver⸗ Unverändert. 
fahrens entfcheibet ber Gerichtshof nach freiem Ermeffen. Als 
Koften werden nur baare Auslagen in Anſatz gebracht. 


V. Schlußbeftimmungen. V. Schlußbeftimmungen. 
$. 38. $. 38, 
Das Erforderniß ſtaatlicher Veftätigung kirchlicher Diszi- | Unverändert. 
eig rein und ber Rekurs wegen Mißbrauchs ber 
ie Disziplinar-Strafgewalt an ben Staat treten, fo- 
weit folche im bisherigen Nechte begründet find, außer Kraft. 
$. 39. $. 39. 
Dad gegenwärtige Gefeg tritt nicht vor dem Zu ſtreichen. 
Gefeg, betreffend die Abänderung der Artikel 15 


und 18 der Berfafiungd: Urkunde vom 30, Januar 
1850, in Kraft. 


Berlin, ben 29. April 1873. 


Der DBräfident des Herrenhauſes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


a» 


mm — — —— — 
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Berlin, ben 27. April 1873, 


ge Grund ber Beifolgenben Allerhöchſten Orbre vom 
24. d. M., durch welche wir beauftragt find, ben beigefügten 
Entwurf eines Gefeges, betreffend die Ge häftsfpradhe ber Be- 
börbden, Beamten und politifcyen Körpe ei de3 Staates, 
den beiden Häufern des Landtages zur verfafjungsmäßigen Be- 
ſchlußnahme gr en, beehren wir und, Ew. Erlaucht biefen 
Entwurf nebft Motiven mit bem Erſuchen ganz ergebenft zu 
überfenden, benfelben ber Beſchlußfaſſung bes Herrenhaufes ge- 
fäligft unterbreiten zu wollen, 


Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


Der Juftizminifter. 
Leonhardt. 


An 
ben Praͤſidenten des Herrenhaufeß 
in Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerate, 
aucht. 


Dir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 


Dreußen ır. 
ertheilen —— den Miniſtern des Innern und der Juſti 
ben Auftrag, ben beifolgenden Entwurf eines Geſetzes, betreffen 
bie ſprache ber Behörben, Beamten unb politiichen 
K en des Staates, nebſt Motiven den beiden Häuſern 
des Landtages der Monarchie zur verfaffungsmäßigen Befchluß- 
nahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 24. Mpril 1873, 
Wilhelm. 
Graf zu Eulenburg. Leonbarbt. 


Allerhoͤchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefetes, 
betreffend 


die &efchäftsfprache der Behörden, Beamten und 
politifcdyen Körperfchaften des Staats, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen ıc. 
verordnen, unter Zuftimmung ber beiben Häuſer bes Landta 8, 
für den ganzen Umfang ber Monarchie, einſchließlich des Jabe- 
gebiet, was folgt: 


g. 1. 
Die Deutfche Sprache ift bie ausfchließliche Gefhäftsfpradhe 
haften bes 


aller Behörden, Beamten und politischen Körperf 
Staates. Cin {hriftlicher Verkehr mit denfelben if nur in 


ber D © ttet. 
« —* — Ve epenbächer erfolgt in Deutſcher 
prache. 


$. 2. 


Für bie Dauer der nächften zehn Jahre von dem Intraft- 
treten dieſes Gefehes ab kann A ae Königlicher —* 
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nung für einzelne Kreiſe der Monarchie der Gebrauch einer 
emden —5* neben ber Deutſchen bei ben mündlichen Ver- 
nblungen ber Schulvorftänbe, ſowie ber Gemeinde: und Freis- 
bertretungen geftattet werden. 

Bar eine gleiche Zeitdauer kann den zur Zeit im. Amte 
befindlichen, ber Deutſchen Sprache nicht fundigen Geiftlichen 
durch Verfügung ber Bezirksregierung geftattet werben, bie 
Kirchenbücher in einer anderen Sprache zu führen. 


$. 3, 

RE gerichtlich mit einer Perſon zu verhandeln, welche ber 
Deut —— nicht kundig iſt, ſo muß ein baltdigte Dol⸗ 
metſcher zugezogen werben. 

Das Protokoll ift in Deutfcher Sprade aufzunehmen und, 
falls es einer Genehmigung feitens jener Verfon bedarf, ihr 
durch den Dolmetiher in der. fremben Sprache vorzutragen. 


Die Führung eines Nebenprotokolls in ber fremden Spradje 
findet nicht ftatt. 
$. 4. 


Die Beeibigung des Dolmetſchers erfolgt ein- für allemal 

ober vor der pe ic Ausübung feiner Verrichtung dahin: 

baß er bie Ueberfegungen (Ueberfehung), mit welchen 

(weldyer) er beauftragt werde il ee 
geroiffenhaft abgeben werbe. 

Wird ein Beamter als Dolmetfcher angeftellt, fo erfeht 

ber Dienfteib den Dolmeticjereid. TERERDLN 


$. 5. 


In bürgerlichen Rechts — und bei Handlungen 
der er Gerichtöbarkeit können bie Betheiligten dem 
Dolmetfcher die Ableiftung des Eibes erlaffen. 


Diefer Verzicht muß im Protokoll bemerkt werden, 


J. 6. 


Befigen bie bei der gerichtlichen Verhandlung amtlich mit- 
wirkenden Derfonen die Fähigkeit, ſich mit ber des Deutfchen 
unfundigen Perfon in der fremden Sprache zu verftändigen, 
o es ber Mitwirkung eines Dolmetſchers nicht; auch 
ann das Protokoll, ſofern es nicht eine Gerichtsſitzun betrifft, 
in ber fremden Spradje aufgenommen und bie U egung in 
das Deutjche erforderlichenfalls nachträglich, bewirkt werben, 


& 7. 


Nimmt an einer Verhandlung, welde in Gemäßheit bes 
— 6 ohne Mitwirkung eines Dolmetſchers er olgt, eine andere 
er fremden Sprache unkundige, des Deutſchen aber fundiae 
Derfon ald Partei Theil, fo if ihr da8 in ber fremden Eprade 
Verhandelte durch eine ber amtlich mitwirkenden Verfonen zu 
verbeutfchen, und da8 Protokoll ſtets in der Deutfchen Erde 
aufzunehmen. 

$. 8. 


Wirkt eine des Deutfchen unfundige Perfon als Ge- 
ſchworener oder Schöffe bei einer Gerihtsverhandlung mit, fo 
ft in allen Fällen ein beeibigter Dolmetfcher * 


$. 9. 


‚Die in ben 66. 3 bis 7 für die Gerichte gegebenen Bor- 
ſchriften finden auf bie Verwaltungsbehörbden entſprechende An- 
wendung, wenn von benfelben mit einer Drivatperfon mũndlich 
zu verhandeln ift. " 


$. 10. . 


Zuwiderhandlungen gegen dieſes Gefek werben im Diezi 
plinarwege geahndet. 

Wird die Zuwiderhandlung von einer Verfon begangen 
welche der ftaatlichen —— nicht unterwo a if, 
fo kann bie in ber Sache zuftändige — oder Verwal 
tungsbehorbe eine Orbnungsftrafe bi zum Betrage von 
20 Khalern feftfegen. 
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$.11. 


Alle diefem Geſehze entgegenftehenben Vorſchriften treten 

außer Kraft. 

Aufgehoben find insbefonbere: 

TI) bie Vorfchriften der Allgemeinen Gerichtdordnung ThL I. 
Tit. J 213-218, Thl. II. a 2 88. Et 
bie 66. 75, 87 und 422 des Anhangs zu berfelben, 
—— das Geſetz vom 26, Januar 1857 (Gefe-Samml. 


. 64); 

2) bie S 58—64 und 329 ber Kriminalorbnung vom 
11. Dezember 1805, ber — et Des Artikels 27 
bes ** vom 3. Mai 1552 (Gefeg-Samml. S. 209), 
fowie der zweite Abfat des $. 144 und ber $. 148 ber 
Seraipeng orbnung vom 25. Juni 1867 (Gefeh-Samml. 


©, 933); 

3) alle Vorſchriften über den Gebrauch der Volnifchen 

Sprade in ber Provinz Dofen, einfchließlich bes Er- 

Iaffee wegen a ber Be in bie hr 
Sprade vom 20. Juli 1816 (Gejeh-Samml. S. 204); 

4) die Verordnung über die bei gerichtlichen Verhandlun— 
pr mit Wenden zu beobadjtenden Formen vom 11. Mai 
843 (Gefe-Samml. ©. 183); 

5) der Allerhödyite Erlaß, betreffend das Erfcheinen einer 
Dänifchen Ueberfegung ber Gefeß - Sammlung vom 
13. April 1867 (Gefeß-Samml. für 1868 ©. 267). 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes treten an die Stelle der 
im Allgemeinen Landrecht * 1. Tit. 5 68. 180—183 und 
Tit. 12 68. 125—130 und 132, ſowie in den 88. 31 und 32 
bes Anhangs zu demſelben enthaltenen Beftimmungen. 


Die Beobachtung der Vorfchriften in ben beiden erften 
Abſätzen des $. 3 dieſes Geſetzes ift, fofern die Ausnahmefälle 
ber 65.5 und 6 nicht vorliegen, als —— im Sinne 
bes F139 des gezogenen Tit. 12 Thl. I. des Allgemeinen 
Landrechts anzufehen. 

Ingleichen treten die genannten Vorfchriften des $. 3 mit 
ber durd) den $. 5 begründeten Ausnahme an bie Stelle ber 
im erften Abſahe bed T 332 der Rheinischen Strafprozeforb- 
nung unter Nidtigkeitäftrafe gejtellten Anordnung. 


$. 12. 
Unberührt von diefem Gefeke bleiben: 


I) die Vorfchriften, nad welchen den, der Deutichen 
Sprache nicht Fundigen Soldaten die Kriegsartifel in 
ihrer Mutterfprache vorzulejen find; 

2) die Vorfchriften über die Anftellung der Dolmeticher, 
über ihre Ablehnung und ihre Fähigkeit zur Mitwir- 
fung in einer beflimmten Sadıe; 

3) die Vorfchriften Aber das Verfahren bei Ueberfeßung 
von Urkunden; 

4) bie Vorfchriften über das —— der Notare. Jedoch 
tritt der $. 34 des Geſetzes über das —— bei 
Aufnahme von Notariats-Inftrumenten vom 11. Juli 
1845 (Gefeß-Samml. ©. 487) außer Kraft. 


Soweit die zu Nr. 3 und 4 erwähnten Vorfchriften bie 
Beribigung der Dolmetfcher erfordern, erfolgt biefe nad) $. 4 
biefes Gefehes. 


$. 18. 


Einer nochmaligen Beeidigung der nad den bisherigen 
Vorſchriften ein. für allemal beeidigten Dolmetfcher bedarf 
es nicht 


nicht. 
Urkundlich xc. 
Beglaubigt: 


Der Minifter des Innern. Der Juftizminifter. 
Graf zu Eulenburg. Leonbardt. 


Herrenhaus, Wktenftüd MM 152. 


Motive 
zu dem 


Entwurf eines &efehes, betreffend die Geſchãäfts ſprache 
der Behörden, KSeamten und politifchen Körperfchaften 
des Staates. 





Zu ben Erfcheinungen, in welden ſich daB eigenthümliche 
Leben einer Nation Bund giebt, gehört in erfier. Meibe ihre 
Sprade. Ein Staat, weldyer auf das nationale Gepräge Ge- 
wicht regt, muß baber bie Nationalfpradye, als ein Wahrzeichen 
Er inbeit, im gefammten öffentlichen @eben zur Anmen- 
ung bringen. Umſchließt er in feinen Grenzen eine anders 
redenbe eig fo darf die Rückſicht auf die Freiheit 
ber legteren in der Ausbildung und Benugung ihres Idioms 
doch niemald dahin führen, biefe andere Sprache als eine 
gleihberechtigte Staatsſprache anzuerkennen. 


Der vorliegende Gefegentwurf beabfichtigt, die vorſtehend 
entwidelten Grunbfäge zur Anerkennung zu bringen unb bie 
daraus fi) ergebenden Folgerungen für ben ganzen Umfang 
der Monarchie einheitlich feitzuftellen. In ber —— Ge 
feßgebumg fehlt es am einer allgemeinen und ausdrücklichen 
Feſtſtellung des Grunbfaßes, daß die Deutfche Sprade bie 
Öffentliche Gefchäftsfprache ift. Der 


J. 1 


trifft in feinem erften Abſatze dieſe Feſtſezung. Er unterwirft 
biejer re. nicht bloß die Behörden und Beamten, fon- 
bern aud) bie politifchen Körperfchaften ded Staates und ftellt 
e8 damit insbefondere außer Zweifel, daß bie Verhandlungen 
der Vrovinzial- und Kreis- und Gemeinbevertretungen aus- 
ließlih in der Deutfchen Spradye zu führen find, Er be 
immt ferner, dab ber aufgeitellte Grundſatz nicht bloß für 
ie eigene Ihätigkeit der Behörden, Beamten ımd. politifchen 
Körperichaften des Staates, fondern aud) für das Dublifum, 
welches mit derjelben ſchriftlich verlehrt, maßgebend fein fol 
bergeftalt, daß Eingaben aller Art nur in Deutſcher Sprade 
abgefaßt werben bürfen. 


Kirchliche Behörden und Beamte als folche fallen nicht 
unter die Beftimmungen bed Entwurfs. Soweit dagegen Geilt- 
liche im Auftrage des Staated handeln, 4 B. bei Führung der 
Schulaufſicht, —* auf fie ſelbſtverſtändlich der erſte AÄbſatz 
des Paragraphen Anwendung. Da die Kirchenbuchführung 
einen gemiſchten Charakter bat, fo erſchien, um möglichen 
Zweifeln vorzubeugen, bie im zweiten Abſatz getroffene Feſt 
fegung angemeffen. Cine Erwähnung ber Kirchenbuchsdupli- 
fate und Auszüge ift entbehrlich, da es ſich von felbft ergiebt, 
daß diefelben in der Spradye mit dem Original übereinftim- 
men müffen, u 


Die Uebergangsbeftimmung bes 


g.2 


beruht in ihrem eriten ig Da einer für jetzt nicht zu ver 
meidenden Berüdfichtigung ‚ inöbefonbere in einem Theil 
von Nordſchleswig beftehenden Verhältniffe. 


ngleichen ift Die im zweiten Abfat enthaltene Ausnahme 
beftimmung, von welder übrigens ein nur geringer praftifcher 
Gebraud; gemacht werben wird, nicht zu entbehren, ba bie in 
einzelnen Landestheilen * übliche Führung ber Kirchenbücher 
in ber lateiniſchen oder in einer anderen fremden Spradk 
zum Theil auf eine wirkliche Unfenntniß der Deutfchen Sprache 
von Seiten ber betreffenden Geiftlichen zurädzuführen ift. 


Zu ben 85.3 bis 8, 


Der Entwurf durfte ſich nicht dabei begnügen, nur den 
allgemeinen Grundſatz des $. 1 Hinzuftellen; ex mußte aud 
ben mündlichen Verkehr der Gerichte mit den der Deutfchen 


5 Herrenhaus. Mftenftüd AR 152. 
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nn 


Sprache unkundigen Derfonen in ben Kreiß feiner Regelung 
iehen, anberenfalld würde er Zweifel barüber Raum gelaffen 
aben, inwieweit bie über dieſen Gegenftand beftehenden Be- 
'immungen durch die Einführung jenes Grund * berührt 
»erden; insbeſondere würde bie fortbauernde Geltung berje- 
igen Vorſchriften zweifelhaft geworden fein, welche unter Um ⸗ 
tanden das Verbandeln in einer fremden Sprade zulaffen. 
Allg. Landrecht Tit. 5 $. 180, Tit. 12 $. 126; Allg. Gerichts. 
rdnung Tb. II. Tit. 2 $. 37; Kriminalordnung vom 11. De 
ember 1805 6. 58; Strafprogehorbnung vom 25. Junt 1867 
‚$. 144 Abf. 2, 148 Abf. 2.) 


Es tritt hinzu, daß bie über dieſen Gegenftand im Gel- 
ung&bereiche ded Allgemeinen Landrechts beitehenden Beftim- 
numgen nicht allein von den in anderen a heil der 
NRonardyie geltenden abweichen, ſondern aud) in fid) der Leber- 
ichtlichkeit entbehren, überdies einzelne berfelben theils das Ber- 
ahren unndthig erichweren, theild in ihrer Anwendung auf 
a8 beftehende Bengehverfahten beftritten find. Es genügt in 
riterer Hinſicht, an die regelmäßig erforderliche Zu iebung 
weier Dolmetſcher oder Spracdhzeugen bei der geri —* 
Huf- oder Abnahme von Teſtamenten und in letzterer Hinſicht 
ın die Smeifel zu erinnern, zu welchen die $$. 59 bis 62 und 
29 der Kriminalorbnung in ihrer Bedeutung für das jeßige 
Borumterfuhungsverfahren Veranlaffung gegeben haben. 


Der Entwurf ift demgemäß dazu gefchritten, in ben 6$. 3 
is 8 das bei gerichtlichen Verhandlungen mit fremdredenden 
Derfonen zu beobachtende Verfahren allgemein für die ganze 
Nonarchie gleihmäßig zu regeln. 


Der 


$.3 


fordert als Regel bie egung eines Dolmetſchers. Damit 
vird zugleich ausgebrüdt, daß es einer Mehrheit von Dolmet- 
chern in feinem Falle bedürfen foll. 


eg bed Verfahrens beftiimmen die im Geltungs 
yereiche de8 Allgemeinen Landrechts beftehenden Borfchriften, 
sah die unter Mitwirkung von Dolmetſchern aufgenommenen 
Irflärungen vegelmäßig zweifah — von ben Dolmetichern 
n ber fremden, von den Gerichtöperfonen in der Deutſchen 
Sprache — protofollirt werben jollen. Damit gebt die Bor 
chrift Hand in Hand, daß bei einer Abweichung beider Texte 
yer in ber Sprache des Erflärenden aufgenommene zu befjen 
Sunften den —5 haben ſoll (Allg. Landrecht Th. J. Tit. 5 
j. 183, Kriminalordnung $. 64). Es dürfte einleuchten, daß 
viefes Auskunftsmittel nur bei einfeitig abgegebenen Erklä— 
ungen anwendbar ift, dagegen zu unlösbaren Widerfprüchen 
übhrt, wenn an der Verhandlung noch andere Verfonen Theil 
jenommen haben, zu beren Kenntniß bie Erklärungen der 
remdredenden Perſon nur in ber Deutſchen Ueberfegung ge 
angt find. Allerdings mag es zur Selbitfontrole des Dol- 
netichers in vielen Fällen nützlich fein, daß berfelbe die von 
hm zu übertragenden Erklärungen zunächſt in der Sprache 
ses Erflärenden zu Papier bringe. Dem will aber aud) der 
vorliegende Entwurf nicht entgegentreten. Er will nur biefe 
Rieberfchrift nicht als einen weientlichen Beftandtheil der Ber- 
yanblung betrachtet wiffen und fchreibt deshalb im dritten Ab- 
atze vor, daß das Nebenprotofoll in der fremden Sprache als 
olches nicht mehr zu führen if. Der Entwurf bewegt fid) 
amit in der fchon bisher von der Geſetzgebung eingefchlagenen 
Ricytung. Diefelbe hat nicht bloß den Verzicht auf dad Neben- 
yrotofoll augelaffen ‚, fondern auch bereits Hr letztwillige Ver⸗ 
dnungen der Wenden und für andere mit Wenden gepflo— 
jene Verhandlungen von der Niederſchreibung der Verhandlung 
n Wenbifcher Sprache gänzlidy Abitand genommen ($. 422 des 
Anbanges zur Allg. Gerichtdordnung Ih. II. Tit. 2%. 37; Ver— 
yonung vom 11. Mai 1843 6.4, Gefeh-Sammlung S. 183). 
Im Strafverfahren findet ſchon gegenmärtig-die Führung eines 
Rebenprotofoll& in der Baustverhanblung niemals ftatt. Dem 
Rheinischen Gerichtsverfahren v das Nebenprotofoll überhaupt 
nbefannt. Für die Vorunterfuchbung haben neuere Strafpro- 
ehordnungen die Führung beffelben entweder lediglich in das 
er Ermeffen geftellt (Strafprozefortnung von Lübed 
son 1 $. 138), oder diefelbe doch nur dann erfordert, wenn 
ver Ausfagende bierauf anträgt (Preuß. Strafprozeforbnung 
vom 25. Juni 1867 ©. 148). 
Ant. . db. Verhanbl. d. Gerrenhauſts. 


$.4 
vorgefchriebene ei be8 Dolmetfchereided wirb einer Recht ⸗ 
fertigung nicht bebürfen. 

Der legte Abſatz entfpriht dem Erkenntniffe des Ober- 


' tribunald vom * Februar 1864 (Oppenhoff, Rechtſprechung 


Bd. 4 ©. 334 
Zum 8. 5. 

Die Befugniß der Parteien, in bürgerlichen Rechtsftreitig- 
keiten auf Die Beeibigung des zugezogenen Dolmetſchers zu 
verzichten, entfpricht ihrem Verfügungsrechte. Ebendaſſelbe 
auch bei Handlungen ber freiwilligen Gerichtäbarkeit zuzulaſſen, 
kann einem Anſtand um fo weniger unterliegen, als bie ver- 
fhiedenen innerhalb der Monarchie beftehenden Notariats- 
ordnungen den Parteien die Befugniß zuerkennen, ſich über 
einen unvereideten Dolmetfher zu vereinigen (Geieh vom 
11. Juli 1845 $. 28, Rheiniſche Notariatdordnung vom 
25. April 1822 ürtikel 35; Hannoverfhe Notariatdordnung 
vom 18. September 1853 8. 43). 


Es wird übrigens kaum ber Bemerkung bedürfen, baf ber 
Entwurf, indem er von »den Betheiligten« fpricht, fich auch 
auf ben Fall be * wo nur ein Betheiligter vorhanden ift, 
und foweit Aa ei einfeitigen MWillenserflärungen dem Er- 
Elärenden die Befugniß beilegen will, ben Dolmetfchereib zu 
erlaffen. Eine Ausnahme bei legtwilligen Verordnungen zu 
madıen, liegt feine gentigende Beranlaffung vor. Der a 
wird nicht felten Sicht darauf legen, einen Mann feines 
Vertrauens ald Dolmetſcher zu wählen, und diefe Wahl wird 
erleichtert, wenn ber Gewählte mit ber Ableiftung eines Eides 
verſchont werden kann. 


Der 
8.6 


enthält eine Ausnahme von dem Grundfage des $. 3. Wenn 
bie Gerichtöperfonen im Stande find, ſich ſelbſt mit der fremd⸗ 
rebenden Perfon zu verftändigen, be * eb ſelbſtredend ber 
Vermittelung des Dolmetſchers nicht. enn der Paragraph 
von den »bei der gerichtlichen Verhandlung amtlich mitwirken⸗ 
den Perſonen« ſpricht, fo iſt dieſer Ausdrück gewählt worden, 
um anzudeuten, daß bei Verhandlungen, die unter Mitwirkung 
von Geſchworenen oder Schöffen — auch dieſe Der- 
fonen die Kenntniß der fremden Sprache befiten müffen, wenn 
der Dolmetſcher entbehrlich fein fol. Es wird übrigens kaum 
nöthig fein, hervorzuheben, daß der Fall des Paragraphen auch 
dann vorliegt, wenn zu der Verhandlung die Mitwirkung nur 
einer Gerichtöperfon erforderlid it und diefe die in Rede 
ftehende Fähigkeit befikt. 

Eine weitergehende Beſtimmung trifft ber Paragraph, in- 
dem er ed unter den angegebenen Vorausfeßungen für ftatt- 
Daft erklärt, daß das Vrotofoll in der fremden Sprace auf 
—— werde. Der Entwurf folgt hierin dem Beiſpiel 
er in den Eingangsbemerkungen zu den 66. 3 bis 8 er 
wähnten geſetzlichen Beftimmungen, und ift hierzu bauptfäd)- 
lich durch die Nüdficht auf die in einzelnen Candestheilen bor- 
—— Polniſche und Däniſche Sprache bewogen worden. 
Den Bewohnern dieſer Landestheile, welche des Deutſchen nicht 
hinreichend kundig find, wird dadurch insbeſondere die Mög- 
lichkeit gewährt, Verträge, die fie unter einander abſchließen, 
* letztwillige Verordnungen in ihrer Mutterſprache zu er⸗ 
richten. 

Die in Betreff der Sitzungsprotokolle gemachte Ausnahme 
ergiebt ſich von ſelbſt aus deren nicht bloß in Erklärungen der 
Erichienenen, fondern aud in Entfcheidungen des Gerichts bes 
ftehendem Inhalt. Ingleichen werden die Beſtimmungen, 
welche ber 7 


für ben Im trifft, daß an der Verhandlung mit ber fremb- 
rebenden Perſon ein anderer, der fremben Sprache nicht mäd): 
tiger Intereſſent Theil nimmt, einer Necytfertigung nicht be 
bürfen. 
Die Vorfchrift des 
8. 8 
ſchließt ſich den entſprechenden Beſtimmungen im Geſetz vom 
8 
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3. Mai 1852 Artikel 27 (G. ©. ©. 209) und in ber Straf 
prozeßordnung vom 25. Juni 1867 $. 312 an, 


Zu. 9. 

Auch die Beamten der Verwaltung bedürfen einer Rid)t- 
chnur, nach welcher fie ihr Verfahren einzurichten haben, wenn 
ie in die Page kommen, mit einer bed Deutfchen unfundigen 

erfon mündlich verhandeln zu müffen. Der Entwurf ver- 
weift fie daher auf die für die Gerichte gegebenen Beltim- 
mungen und tet ihnen ſomit unter der Vorausfeung 
bes F. 6, fich der fremden Sprache vorbehaltlich der Beltim- 
mung des $. 7 zu bedienen. Bon biefer Befugniß kann aber, 
wie der Entwurf hervorhebt, nur Privatperfonen gegenüber 
die Rebe ie benn der Verkehr der Beamten unter ein- 
—— darf nad $. 1 ſtets nur im Deutſcher Sprache er 
olgen. 


Zu $. 10. 


Um bie Beobachtung bed Geſetzes von Seiten der Staate- 
beamten zu fichern, reichen die in ber Disziplin gegebenen 
Mittel aus. Berftoßen aubere Derfonen ge die den jchrift- 
lichen ep betreffende Vorſchrift des $. I, fo wirb bie ein 
fahe Zu eifung ber in der fremben Sprache abgefaßten 
Schrift a re ur Wahrung ber gefehlichen Beftimmung 
—— laſſen ſich indeſſen auch Fälle denken, in denen 
as Öffentliche Juterelfe oder das Intereſſe einer dritten Per ⸗ 
fon in Frage fteht, z. B. wenn das Gericht in Ehefcheidbungs- 
oder Bormunbfchaftsfachen die fchriftliche Ueußerung bes Scel- 
forger8 erfordert. In Diefen und ähnlichen Fällen muß ber 
—— ein Mittel gegeben ſein, die Abneigung gegen den 
Gebrauch der Deutſchen Sprache brechen zu können, und er⸗ 
theilt daher der Entwurf die Ermächtigung zur Verhängung 
einer Ordnungsſtrafe. 


Der 
gl 


zählt bie —— derjenigen Vorſchriften des beſtehenden 
echts, welche burch das vorliegend entworfene Geſetz ihre 
Geltung verlieren ſollen, namentlich auf. 


Außer Kraft treten follen insbeſondere nach Nr. 3 die geſeh⸗ 
lichen Borfchriften über den Gebraud; der Polnischen Sprache 
bei den Gerichten ber Provinz Dofen. 


Diefe Beitimmungen, dern Wortlaut ſich aus ber in ber 
Anlage beigefügten fammenftellung_ ergiebt, ups auf 
bem leitenden Grundſatze, daß beibe Sprachen, die Deutiche 
und die Volnifche, je nach dem Bebürfniffe der Parteien als 
Geſchäftsſprache dienen rg Diefer Grundfag leidet an 
einer Unbeſtimmtheit, welche eine Quelle von Weiterungen ift, 
und die praftifchen Anmendungen, melde das Geſetz von dem- 
elben zu einer Zeit pad! bat, wo ſich ber Verkehr ber 

rovinz nod in geichloffenen Grenzen bewegte, führen unter 
ben gegenmärtigen Verkehröverhältniffen zu theilmeife unbalt- 
baren Konfequenzen. Beifpielsweife hat bie Befngniß bes 
Klägers, die Sprache des Nechtäftreits zu beftimmen ($. 146 
der Merorbnung vom 9. Februar 1817), die folge, daß eine 
Polnisch angeftellte Klage dem Verklagten, auch wenn biefer 
in einer anderen Provinz wohnt, lediglich in Polniſcher Sprache 
zugeftellt, ja ber Verklagte fogar bei Vermeidung des Kontu- 
mazialverfahrens genöthigt wird, die Klage in berfelben Sprache 
p beantworten. Selbft Königliche Behörden find in Folge 
eſſen wieberholt in die Lage gefommen, ſich vor den Gerichten 
in Polniſcher Sprache außlaffen zu müffen. 


Es tritt hinzu, daß auch innerhalb ber Brovinz die maß- 
ebenden Verhältniſſe eine —** Aenderung erfahren 
ben. Das Deutſche Element bat in einem Maße zugenom- 
men, daß ſich daffelbe au dem Polniſchen faft wie 7 zu 8 ver- 
hält, und außer der Polnisch rebenden Bevölkerung ift bie 
gleichneitige Kenntniß der Deutfchen Sprache eine weit ver- 
reitete. Seit länger als 50 jahren ift bie Deutſche Sprache 
obligatorifcher Fehrgegenftand in allen öffentlichen Schulen_ ber 
Provinz und e8 hat daher ber jeßigen Generation jedenfalls 
nicht an Gelegenheit gefehlt, ſich Diefelbe in bem für den Be 
barf bes Hffentlichen Lebens erforderlihen Maße anzueignen. 
Ein Bebürfnig zur ferneren Aufrechterhaltung ber in Rebe 
ftehenden befonberen Beftimmungen fann daher um fo weniger 
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anerkannt werben, al& die durch fie begründete Begünſtigun 
der Bolnifchen Sprache nur in ber Provinz Poſen zu Kraft 
befteht, mährend bie kg rebende Benölferung in Meit 
preußen unb Oberfchlefien ſchon bisher in fpradzlicher Hinfich 
lediglidy nad den allgemeinen Vorſchriften behandelt worbe 
ift und fid) hieraus Nachtheile für das Publikum oder für di 
Behörden nicht ergeben haben. 


Die übrigen Nummern des Daragrapben geben zu befonde 
ren Bemerkungen feine Beranla en gie 


Die in ben beiden Schlufabfähen —— Beſtimmun 
gen des beſtehenden Nechts ſtehen mit anderweiten Vorſchrif 
ten bed letzteren im Zuſammenhange, nämlich die landrecht 
lichen Vorſchriften einerſeits mit dem 8. 184 Titel 5, anderer 
feit8 mit bem hr 139 Titel 12 Theil I, ebendafelbit, und bi 
Vorſchrift der Rheiniſchen Strafprozeß-Orbnung mit dem iı 
ber leßteren befolgten Nullitätenjuftem. Um diefen Sufammen 
hang nicht zu zerjtören, waren die in ben beiden Abfägen ae 
troffenen —— nöthig, durch welche die Vorjcrif 
— Geſetzes dem Syſtem jener Geſetzbücher ängepaß 
werden. 


Zum $. 12 Nr. 4. 


Die Vorſchriften, welche im den beſtehenden Notariats 
Ordnungen für das Verfahren mit der Deutfchen Sprade un 
ne Derfonen ertheilt werben, ſtehen mit dem übrigen 
Inhalt biefer Geſetze, namentlich mit ben barin an eine Ver 
fegung, ber Formvorſchriften gefmüpften Folgen in fo enger 
Verbindung, daß eine Subftituirung ber Vorfchriften dieſet 
Geſetzes nicht ohne eine erhebliche Störung der Ueberfichtlic- 
feit jener Gefehe ausführbar fein würde. 

Es iſt daher vorgezogen worden, es bei den befonderen 
Vorſchriften der Notariats- Ordnungen zu belaffen. Der auf 
die Provinz Pofen bezügliche $. 34 des Gefeges vom 11. Juli 
1845 —— ©. 487) muß jedoch feine Kraft verlieren, du 
die geſetzliche Beſtimmung, auf welde er Bezug nimmt, duch 
das vorliegende Geſetz ihre Geltung einbüßt. 

Die übrigen Vorfchriften des Daragrapben, ingleichen bie 
Beftimmung des ERDE 


$. 13 
werden eine beſondere Rechtfertigung nicht erbeifchen. 


Zufanumenftellung 
ber 
für die Provinz Pofen erlaffenen gefehlichen Geſtim- 


mungen über den Gebrauch der Polnifchen Sprade 
in der Rechtspflege. 


1. Verordnung, betreffend bie Juftizuerwaltung im Groi- 
berzogthum Pofen, vom 9. Februar 1817 (Gefe- 
Sammlung ©. 37 ff.). 


x. x. 


Vierter Abfchnitt. 
Bon ber Gefhäftsfprade in ben Geriditen. 


$. 143. 


Beide Sprachen, bie Deutfche und bie Dolni nd nad 
kom Bedürfniffe der Darin" bie — ns 
richte. 


$. 144. 


‚Bei der Korreſpondenz mit Öffentlichen Behörden, bas 
tönigreich Dolen ausgenommen, und in ihren Berichten an 
e vorgeſetzten Eollegia bedienen fie fi; der Deutfchen Spradye 
usſſchließlich. 
$. 145. 


f Sind in einem Prozeffe beide Theile nur ber Polniſchen 
Sorache mãchtig, fo erfolgt in derſelben der öffentliche Vor 

rag und die Aufnahme der Verhandlungen nebft ber Entfchei- 
ung; doch kann der Vortrag durch bie Sadjwalter auch in 





Deutſcher Sprade geichehen, wenn Die der Deutſchen Spradye 


‚nur kundigen Parteien nicht zugegen find. 
j 


k $. 146. 


Iſt zwiſchen beiden Theilen eine Verſchiedenheit in An- 
l fehung der Sprache, fo entfcheidet die Sprache bed Klägers, 
n welcher verhandelt und erkannt werben foll, infofern er 
nur ber Deutfchen oder der Volnifchen mächtig ift. Iſt er 
feiner gewachfen, fo wird in Deutſcher Sprache verfahren. 


$. 147. 


Der Aufnahme eines Deutſchen oder Dolnifhen Neben- 
protofolld bedarf «8 nicht. 


$. 148. 


Bei Zeugen, Sahverftändigen und anderen dergleichen 
Derjonen werden die Drotofolle in ihrer Sprache, wenn fie 
der Deutfchen ober Dolnifhen fundig find, fonft aber in Deut- 
ſcher Sprade ohne alle Einfhränfung aufgenommen. 


$. 149. 


Beim Schriftwechfel wird die Feſtſetzung bes $. 146 eben⸗ 
fall beobachtet; es fteht jebod jeder Dartei frei, ihre zur 
Mittbeilung an den anderen Theil geeigneten Eingaben und 
Schriften in beiden Sprachen einzureichen. - 

Gefchieht dies, fo werben fie dem Gegner in feiner umb, 
wenn ex feine von beiden Sprachen verfteht, in ber Deutfchen 
mitgetheilt. 

$. 150. 


ft der Kläger der Deutfchen und Polnifchen Sprache 
gleich mächtig, fo ſoll in der Deutſchen verfahren werben, 


$. 151. 


Bei zweifeitigen Handlungen ber freiwilligen Gerichtäbar- 
keit, bei Aufnahme von Vergleichen, bei Exrbregulirungen und 
Auseinanderfegungen in Vormundichaftsfachen werben, wenn 
Interefenten zum Theil der Deutſchen und nur ber —— 
Sprache mächtig find, die Verhandlungen in beiden Sprachen 
aufgenommen. 


$. 152. 


Bei einfeitigen Aften der freiwilligen Gerichtöbarfeit dient 
die Spradye ber Erflärenden zur Richtſchnur. 


$. 153. 


Iſt aber bie Verhandlung zum Gebrauche beim Hypothe- 
fenbuche beitimmt, fo muß fie, wenn der Ausiteller ihrer aud) 
nicht mächtig iſt, dennoch in Deutſcher Sprache mit aufgenom- 
men werden, 

$. 154. 


| Verlangt ein der Polniſchen oder Deutidyen Spradye nicht 
fundiger Intereffent, dab ein Akt neben ber feinigen aud) im 
Dolnifcher oder Deuticher Sprache aufgenommen werde, fo 
muß es gefchehen. 
$. 155. 


Notarien, Juſtizkommiſſarien und Abvofaten haben bei 
Aufnahme von Dokumenten vorftehende Anordnungen ebenfalls 
zu befolgen. 


Herrenhaus. MUkienftüd AR 152. 
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$. 156, 


n Kriminal- und fisfalifchen Sachen werden zwar bie 
Vorfhriften des $.58 u. f. ber Kriminal-Orbnung beobachtet; 
e8 ſollen jeboch bei ——— ten, welche der Polniſchen 
Sprache allein kundig find, die Protokolle über ihre Verneh- 
mung bloß in ihrer prade aufgenommen werben, e8 fei 
benn, baß bie künftige Entfcheidung zur Beftätigung eingereicht 
werden müßte. Mlsdann fol eine Deutfche Nebenverhanblung 
beigefügt werben. 


Die Abfaffung der Erkenntniffe fol dagegen ohne Unter- 
ſchied in Deut bin Sprade en! he j 


2. Verordnung vom 16. Juni 1834 (Gefeß. Sam. 
S. 75) Nr. IX. 


x. A. 


IX. 


Was den Gebrauch der Polniſchen Sprache ——— ſo 
enthält die Verordnung vom 9. Februar 1817 Abſchniit IV. 
Ss — (Gefeg-Samml. S. 51 und 52) die Beſtimmung 

rüber. 


Es tritt dabei nur die Abänderung ein: 


daß wenn irgend eine Verhandlung in Polnifcher = 
aufgenommen, oder eine Verfügung in dieſer Spra: 
erlaffen worden, oder eine Boritellung- in derfelben zu 
den Akten kommen foll, derfelben allemal eine Deutfde 
Ueberfegung zur Seite ftchen muß, wofür jebod) keine 
bejonderen Koften erhoben werden bürfen. 


3. Kabinetdorbre vom 5. Mai 1839 (Juftiz-Minift.- Bl. 
©. 178). 


Aus Ihrem Berichte vom 8. v. M. babe Ich bie ab» 
weichenben Auslegungen erfehen, nach welden bei Anwendung 
der Beftimmungen bes vierten Abfchnitts der Verordnung vom 
9. Februar 1817 88. 145 ff, die Geſchaͤftsſprachen im Groß- 
herzogthum Polen betreffend, fowohl von den Gerichten, als 
von der Generaltommilfion und deren Abgeordneten verfahren 
wird. Da Id mit Ihrer Unficht zur Erledigung ber erho- 
benen Bedenken einverftanden bin, jo ermädytige ch Sie, die 
über bie —— der geſetzlichen Vorſchriften zweifelhaften 
Behörden nach folgenden Grundſätzen zu belehren und mit 
Anweiſung zu verſehen. 


1) Die Verordnung vom 9. Februar 1817 entſcheidet bie 
Frage, in welder Sprache eine Verhandlung ber genannten 
Behörden in ber Provinz Poſen aufzunehmen ift. Es muß 
baher ftrenge darauf gehalten werden, daß in der Bolnifchen 
Sprache in allen Fällen verhandelt werde, in welden die Ver: 
ordnung den Gebrauch derſclben vorschreibt. 


2) Dagegen dienen die in den allgemeinen Landesgeſetzen 
enthaltenen Beitimmungen zur Richtſchnur, wenn e8 fid) darıım 
banbelt, ob ber unterlaffene Gebrauch einer für den gegebenen 
Fall vorgefchriebenen Sprache eine m erg ber Verhandlung 
berbeiführe. Der Einwand ber Nichtigkeit oder ag 
einer Verhandlung, bei welder, ben Beltimmungen dev Der- 
ordnung vom 9. Februar 1517 entgegen, nur eine ber beiden 
Sprachen, oder ftatt der Deutichen die Dolnifche, oder unge 
fchrt, gebraucht worben, iſt daher nicht begründet, wenn die 
Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſehe, nach welchen ver- 
fahren werden ſoll, wenn der Nichter der Sprache der Be— 
theiligten nicht kundig iſt, befolgt worden find. 

3) In Rüdficht auf die Feſtſetzungen der 88. 75 und 422 
des Anhangs zur Allgemeinen Geridhtsorbnung findet der Ver- 
ziht auf ein Polnifches Nebenprotofoll oder auf eine Volniſche 
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Ueberfegung ber in Deutfcher Sprache ——— Verhand⸗ 





—— ausdrückliche 


4. Kabinetsorbre vom 15. Januar 1841 (Tuftig- 
Minift.- Bl. ©. 47). 


Des Könige Majeftät haben durch eine an ben unter 
en Juſtizminiſter ergangene Allerhöchſte Ordre vom 15. 
. M. feitzufeßen geruht, 

baf der in dem $. 146 ber Verordnung über bie zul 

verwaltung im Großherzogthbum Polen vom 9. Je 

bruar 1817 aufgeftellte Grundfaß, wonach bie Sprade, 

in welcher bie Klage angeftellt ift, darüber emtfcheibet, 

in welcher Sprade ber Prozeß verhandelt werben muß, 

auc) in dem Falle, wenn ber — ber Deutſchen und 

Polniſchen Sprache gleich mädhtig ift, zur Anwendung 

fommen, ber $. 150 aber, nad) —— in einem ſolchen 

Falle in Dentfcher Sprache verhandelt werben mußte, 
aufgehoben fein fol. 


Es wird dieſe Allerhöchſte Beftimmung ſämmtlichen Ge- 
richten des Großherzogthums Poſen zur genaueſten Befolgung 
hierdurch eröffnet. 


5. Geſetz über das Verfahren bei Aufnahme von No. 
tariatdinftrumenten vom Er 1845 (Gefet-Samml. 
S. 487). 


N. 2 


8.34. 

m Groß tbum ofen bleibt e8 rückſichtlich bes At- 
—* 32 *59 Vermerks $. 33 bei ber en Bor- 
ſchrift des $. IX. ber Verordnung vom 16. Juni 1834 (Gefeh- 
Samml. ©. 75), » 


A 153. 


Berlin, den 2. Mai 1873, 


Auf die Tagesordnung einer der nädyiten Dlenarfigungen 
wird gefegt werden: 
Mündliher Bericht der Kommiffion für die Gefchäfts- 
ordnung 
1) über den Antrag bed Seren Grafen von Kraffow: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 

bem $. 20 ber Gefihäftsordnung als Abſatz 2 
hinzuzufügen: 

über den Inhalt der den Fachkommiſſionen 

überwiefenen zn t ber Referent 

bem Haufe bei dem Beginne ber General. 


bisfuffion Bericht zu erftatten. Daffelbe 
er auch bei ben damseifionstereite gen 


Berichterftatter Herr Graf zu Eulenburg. 


ea — — 
— 








Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


ben vorgeſchlagenen Abſatz 2 zum $. 20 i 

folgender Faſſung anzunehmen: 
über den Inhalt der einer andern als 
Detitionstommiffion überwiefenen Detiti 
nen hat der Referent dem Haufe bei 
Generalbisfuffion Beriht zu erflatte 
Daffelbe findet au in ben Kommiffion 
berathungen ftatt. 


2) über ben Antrag bed Herrn Theune: 

das Herrenhaus wolle befdließen: | 
bem $. 20 der Gefhäftäorbnung als item 

Abſatz Hinzuzufügen : 9 * 
über die eingegangenen Petitionen wird, 
von Zeit zu Seit ben Mitgliedern des 
Haufes ein Verzeichniß zugeftellt, aus welchem 
der Extrahent und ber kurze Inhalt ber 


Petition, fowie bie Kommiffion, welcher 
biefelben übermwiefen worden, zu erſehen ift. 


Berichterftatter Herr Graf zu Eulenburg. 
Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus molle befchließen: 
ben vorgefchlagenen Abſatz 2 ald Abfag 3 zum 
$. 20 ber Gefeäftsorhmung Becher * . 


Der Präfident des Herrenhauſes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


A 154. 


Berlin, ben 6. Mai 1873, 


Em. Erlaucht benachrichtige ich auf das gefällige Schreiben 
vom 20. Februar d. I. (9. 8 G. Nr. 25) mit bem —— 
ey der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenft, 
5 daß Haus der Abgeordneten in feiner heutigen Sitzung 
den von bem Herrenhaunſe in ber Fr vom 20, Februar c. 
befchloffenen Zus zum dritten Ablage des $. 11 bes Ent- 
wurfs eined Gefehes, 
betreffend bie Abftellung der auf Forſten baftenben 
Berechtigungen und die Theilung gemeinfchaftlicher 
Forſten für die Provinz Hannover, 


abgelehnt, vielmehr biefen Gefegentwurf von Neuem im ber 
Faſſung angenommen hat, im weldyer ich denfelben Em, Er- 
sn unter dem 28, Januar d. 7. mitzutbeilen mich beebrt 


Der Präfident ded Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
ben Präfidenten bes ——6 
Herrn Otto Grafen zu ‚tolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 





Herrenhaus. Aftenftüd AS 155, 677 
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2) bei Fibellommiß- und Gamilienfiftungen von Tobes- 


155. wegen ift der Werthftempel binnen 6 Monaten na 
38 be En beizubringen und fommen 28 * 


Verhaftung für die — deſſelben bie Beftim- 
Berlin, den 9. Mai 1873. mungen ber 66. 27 und 28 biefeg Geſetzes zur An- 
wendung. 
Em. Erlaucht beehre ich mich auf das gefällige Schreiben 
vom 5. v. — ganz ergebenſt zu benachrichtigen, daß daß $. 3. 
Haus ber Abgeordneten bei ber heutigen weiteren Berathung NIS Fibeifommipftiftungen im Sinne diefes Geſehes find 













bes Entwurfs eine® Gefeges, 
betreffend die Erbſchaftsſteuer, 
ben von bem Serrenhaufe in ber Sitzung vom 5. v. Mts. 
abgelehnten $. 42 wieder Hergeftellt hat, im Uebrigen aber 
ben abändernden Befchlüffen des Herren ufes in Bezug auf 
biefen Geſetzentwurf beigetreten ift. 
Eine Ausfertigung des Entwurfs in ber affung, in 
welcher berfelbe danach von bem Haufe der Abgeordneten heute 


ngenommen worden, füge ich mit dem Anheimftellen der 
efäligen weiteren Veranlaffung ganz ergebenft hier bei. 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed, 


alle von Tobdeswegen oder unter Pebenden getroffenen Anorb- 
nungen anzufehen, kraft deren gewiffe Vermögensgegenftänbe 
ber Familie für immer oder für mehr als zwei Generationen 
erhalten bleiben follen. 


Schenkungen unter Lebenden, 
54» 


Schenkungen unter Lebenden — inöbefondere auch bie 
temuneratorifchen und bie mit einer Auflage belafteten Schen- 
tungen — unterliegen, wenn eine —— Beurkundung 
* ſtattfindet / einer Werthftenpe Abgabe von dem Be- 
trage der Schenkung. 


Der erforderliche Werthſtempel beftimmt ſich nad ben 

Vorſchriften bes anliegenden Tarifes und ber $. 9 bis 19 

dieſes Geſetzes, indem an Stelle der Wer ältniffe des Erblaffers, 
— des Erwerbers des A alles, die Verhältniffe 

ne ers, beziehungsweiſe bes Befchenkten berüdfichtigt 
werben. 


a 
8 


An 
Seine Erlaucht den Vräfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 5 
ier. 


—___ 


m Uebrigen finden auf bie Werthſtempel · Abgabe von 
— bie Beltimmungen wegen bed — hen 
Anwendung. 


Erbſchaftaſteuerpflichtige Mafle. 
$. 5. i 
Die Erbfhaftsftener wird von bem Betrage entrichtet, 


um welchen diejenigen, benen ber Anfall zutommt, burch den- 
felben reicher werben. 


Es find daher der fteuerpflichtigen Maffe alle zu berfelben 
gehörige ausſtehende ———— auch die, welche ber Er. 
werber felbft zur Mafle fehuldet, ober bie ihm mit bem 
Anfall erlaffen werben, binzuzurechnen. 


Dagegen fommen von ber feuerpflichtigen Maffe in Ab⸗ 
zug alle Schulden und Laften, weiche mit und wegen derfelben 
übernommen werben. Hierzu werben bei Erbfchaften auch ge 
rechnet bie Koften der lekten Krankheit und des ———— 
des Erblaſſers, bie gerichtlichen und außergerichtlicdyen Koften 
der Nachlagregulirung und ber im Intereffe ber Maffe geführten 
Drozeffe, nicht aber ber Betrag ber Exrbichaftäfteuer Feibft unb 
nicht die Koften ber zwifchen ben Erbintereffenten in deren 
befonderem Intereſſe geführten Prozeffe. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
die Erbfchaftsfteuer. 





Wir Wilbelm, von Gottes Gnabden König von 
Preußen x. 
berorönen, unter Zuftimmung beiber Häufer bes Landtages, 
für ben Umfang der Monarchie mit Einfluß des Jabegebiets, 
jebod mit Ausihluß der Hohenzollernſchen Lande, "was folgt: 


Gegenſtand ber Etbſchaftoſteuer. 


1. 


Der Erbſchaftsſteuer find nach Vorſchrift diefes Gefehes 
und bed anliegenden, von Uns vollzogenen Tarifes unter- 
worfen, ohne Unterfehie, ob der Anfall Inländern oder Aus. 
ländern zufommt: 

1) Erbſchaften, Vermädhtniffe und Schenkungen von Tobes. 

wegen (mit Einfluß ber remuneratori den und ber 
mit einer Auflage belafteten Schenkungen); 


2) Lehnd- und Fibeitommißanfälle i 
3) die Anfälle von Sebungen aus Familienſtiftungen, 


Zuwendungen zur Vergeltung übernommener Leiftungen. 


$. 6. 


Infoweit eine — zur Vergeltung für Leiſtungen 
beftimmt iſt, welche mit dem nfall übernommen werden und 
welche im Geldwerth zu beranfchlagen find, kommt der Werth 
biefer Feiftungen von ber Zumwenbung in Abzug. 


welche in ‚olge Todesfalles auf den vermöge iftungs- Stiftungen, 
mäßiger ober gefeßlicher Succeffionsorbnung erufenen 8. 7. 
übergeben. 
—** welches zur Begründung einer angeordneten 
dideitemmiß · und Familienftiftungen, oder einem Erben, Vermaͤchtnißnehmer u. ſ. w. aufgetragenen 


Stiftung — mit Ausschluß ber Fideilommiß· und ber amilien- 
Stiftungen ($. 2) — gewidmet ift, wird hinfichtlich der Ver 
ers ebenfo behandelt, ais ob baffelbe ber ſchon begrün. 

ftung ri wäre, vorbehaltlich der anbermweiten 
———— und Nachforderung oder attung ber Steuer, 
alls die Stiftung nicht, oder nicht in ber angeorbneten Weiſe 
zur Ausführung gelangt. für die eintretenden Falls nadzu- 
erhebenben Steuerbeträge kann Sicherheitäbeftellung gefordert 
a" 


$. 2. 


In Betreff der von Fideikommiß · und von Hamilienftif- 
tungen zu entrichtenben Werthftempel- Abgabe bewendet es hei 
den beftehenden Vorſchriften mit folgenden Maßgaben: 


1) die Ermittelung des ftem elpflihtigen Werthes erfolgt 
nad) ben Beftinmungen ik den g 12 bis 19 DiefeR 
Geſetzes, jedoch ohne Abzug ber Schulden i 





Zuwendungen zu milben sc. Zwecken. 


— 


Sind ohne Begründung einer Stiftung Zuwendungen zu 
milden, gemeinnügigen ober öffentlichen Sweden angeorbnet 
oder einem Erben, — x. Leiſtungen zu gleichen 
Zwecken aufgetragen, fo werben dieſelben hinſichtlich ber Ber- 
ftenerung ebenfo behandelt, ald ob zu bemfelben Zwecke eine 
Stiftung im Betrage ber Zuwendung beziehungsweiſe Leiſtung 
angeorbnet wäre. 


Die auf folde Zuwendungen entfallende Steuer ift von 
ben mit ber Zuwendung Belafteten zu entrichten und fann, 
wenn bieferhalb keine andere Anordnung getroffen ift, auf bie 
Zuwendung beziehungsweife Leiſtung ſelbſt angerechnet werben. 


m Auslande befindliches Vermögen. 


8.9, 


Grundftäde und Grundgerechtigkeiten, welche außerhalb 
Landes Tiegen, gehören nicht zur fteuerpflidtigen Maffe. An⸗ 
beres im Auslande befindliche Vermögen eined Erblaffers, 
welcher bei feinem Ableben Inländer war, unterliegt der Ber- 
Serge ‚ falls davon im Auslande feine, oder eine geringere 

bfehaftsfteuer, als nad Vorſchrift dieſes Geſetzes, zu ent- 
richten ift. Im lehteren falle 
Auslande ermweislic gezahlten 
Steuer ftatt. 


nbet bie sg gen? er im 
ſchaftsſteuer auf die dieffeitige 


m Julanbe befinblies Vermögen. 
S. 10. 


Bon dem Anfall inländiſcher Grundſtücke, Grundgerechtig 
keiten ober deren Nutzungen iſt bie Erbſchaftsſteuer zu erheben, 
ohne Unterſchied, ob ber Erblaſſer Inlaͤnder ober Ausländer 
war, und ob berfelbe feinen Wohnfig im Inlande hatte ober 
nicht. 

Unberes im Inlande befinbliche® Vermögen eine Erb- 
laſſers, welcher bei feinem Ableben Ausländer war, unterliegt 
ber Verfteuerung nicht, wenn in dem Staate, wohin baffelbe 
verabfolgt werden foll, die gleiche Nüdficht hinſichtlich des 
Nachlaſſes dieffeitiger Angehöriger beobachtet wird. 


Beriheilung ber Schulden unb Laflen. 
8.1. 


Schulden und Laſten, weldye nur auf einem nad 88. 9 

und 10 fteuerfreien oder fteuerpflictigen Theile der Maffe 

aften, kommen bei Berehnung ber Steuer nur bei demjenigen 
beife in Abzug, auf weldyem fie haften. 


Schulden und Laſten, welche jowohl auf dem ftenerfreien, 
als auf dem fteuerpflichtigen Theile der Maſſe haften, kommen 
von leßterem nur nah dem Verhältniß dieſes Iheiles zur ge- 
fanmten Maffe in Abzug. 


—— Schulden, für welche der Eigenthümer 
—— perjönlich haftet, gelten als zunächſt das Grundſtück 
elaftend, und kommen nur rüdfichtlich des durch das Grund. 
ftüd nicht gededten Betrages bei der übrigen Maffe in An- 
rechnung. 
Ermittelung bes Werthes ber Maffe, 
$. 12. 

Die —— Betrages der Maſſe iſt ohne Nüd- 

ſicht auf die für andere Zwecke vorgeſchriebenen Abſchätungs 


let: auf den gemeinen Werth zur Zeit ded Aufalled zu 
richten. 


$. 18, 


Bei immerwährenden Nutungen und Peiftungen wird ba8 
Suanzigfade ihres einjährigen Betrages, bei Nugungen und 
eiftungen bon gi te Dauer, fofern nicht die Vor— 
ſchriften in ben ss 14 und 15 Anwendung finden, oder ander 
weite, bie längite Dauer begrenzende Umstände nachgewieien 
werben, das Zwölf und einhalbfacdhe des einjährigen Betrages 
als Kapitalwerth angenommen. 
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$. 14. 


Der Werth von Reibrenten, Nießbrauchsrechten auf Pebens- 

zeit und anderen auf bie Lebenszeit des Berechtigten, ober einer 

anderen Derfon beichräntten ee ober —— beſtimmt 

ich nach dem zur Zeit des Anfalles erreichten Lebenbalter ber 

fon, bei deren Tobe bie Nutzung oder Peiftung erlifcht, 
und wird bei einem Vebensalter berfelben 


von 15 Jahren oder weniger auf das 16 fache, 
über 5 » bis zu 25 ahren » 15 >» 
» 253 » » +55 ” » » 14 » 
35 » » » 45 » » » 12} >» 
» 5 » » » 55 » » » 1 x: 
55 » » +65 » » » 7%> 
+65 >» » » 75 ” » 56 r 
» 75 » » » 80 ’ » » 3 » 
80 >» .» 2 — » »» 2 >» 


bes Werths ber einjährigen Rutzung beziehungsiorife Leiftung 
angenommen. 


Iſt jeboch bie Aufung ober Leiftung ſchon innerbalb eines 
Jahres nr Anfalle erlofchen, fo wird der Werth berfelben 
nur nad Maßgabe ihrer wirklichen Dauer beftimmt, und das 
Zuvielgezahlte erftattet. 


$. 15. 


Iſt die Dauer ber Nutzungen oder Leiftungen von ber 
Lebenszeit mehrerer Perfonen bergeftalt abhängig, daß beim 
Tode der zuerſt verfterbenden die Nukung oder Veiftung er- 
tifcht, fo if ix bie nad) $. 14 vorgunehmende Werthsermitte ⸗ 
fung das Lebensalter ber älteften Berfon maßgebend. Wenn 
die Nugung ober Yeiftung bis zum Tode der leptverfterbenden 
Derfon fortbauert, erfolgt die Berechnung nad) bem Lebens- 
alter der jüngften Perfon. 


$. 16. 


Bei auf beftimmte Zeit eingefhränften Nußungen ober 
Leiftungen ift ber Kapitalwerth ber gefammten —55 ge be · 
AJehungewei e Leiſtungen für den Zeitpunft des Anfalls unter 
gugrunbefegung eines —— Zinsfußes nad) der ald 
Anlage beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. it jeboch bie | 
Dauer der Nubung ober Peiftung noch außerdem durch bie j 
Lebendzeit einer oder mehrerer Derjonen bebingt, fo darf ber 
nad) 88. 14 und 15 zu berechnende Kapitalwerth nicht über- · 
fehritten werben. 















$. 17. 


Nutzungen eines Kapitals find zu fünf vom Hundert 
jährlich zu veranfchlagen, foweit nicht eine, Die anderweite 
Verfügung über das Kapital ausſchließende Beſchränkung auf! 
einen geringeren Prozentfag nachgewiefen wird. 


$. 18. 


Den Werth aller anderen Gegenftände anzugeben, liegt‘ 
ben Steuerpflichtigen beziehungsweife den im $. 35 bezeichneten: 
Verpflihteten ob. Wer ber Verpflichtung zur Angabe dei 
Mertbes eg! ergangene Aufforderung der Steuerbehörde nicht‘ 
genügt, hat bie durch amtliche Erimittelung beffelben entftehenden 
und mit der Steuer einzuziehenden Koſten zu tragen. 


$. 19. 


Trägt die Stenerbehörbe Bedenken, Die Wertbangabe ($. 15) 
als ridytig anzunehmen, und findet eine Einigung bierüber mit 
ben Steuerb Br nicht ftatt, fo ift die Steuerbebörde b 


fugt, felbftftändig den Werth zu ermitteln und danach die Steur 
zu erheben. Die Koften ber — —— fallen be: 
Werth ben vo 


ge zur Yaft, wenn ber ermittelte 
dem Steuerpflidtigen angegebenen Werth um mehr als 10p6 
überfteigt. Die etwa gezahlten Koften werben erftattet, ment 
im Verwaltungäwege oder im Rechtswege ($. 40) bie Er 
mäßigung bed Werthes auf einen nicht zum Koſtenerſatz des 
pflichtenden Betrag erfolgt. 


ee - 


Herrenhaus. Altenftüd A 155. 679 


Bebingter Erwerb, 
$. 20, 


Vermögen, befjen Erwerb von dem Eintritt einer auf 
fchiebenden Bedingung abhängt, unterliegt ber Belteuerung 
erft bei dem Eintritt ber Bedingung. Die Steuerbehörbe 
kann jedoch Sicherftellung der alsdann zu entrichtenden Steuer 
fordern. Unter einer auflöfenden Bedingung erworbenes Ver- 


mögen — mit Ausnahme ber gi Te von unbeitimmter | 
| 


Dauer, welche lediglich nad) ben Beitimmungen in den 68. 13 
bis 16 zu behandeln find — ift wie unbedingt erworbenes zu 
verfteuern. Beim Eintritt ber Bedingung wird aber die ge- 

Ite Steuer bis auf den ber wirklichen Bereicherung ent- 
prechenden Betrag erjtattet. 


Bedingte Belaftung. 
$. 21. 


Den Werth der fteuerpflichtigen Maffe vermindernde Laſten 
und Leiſtungen werben, ſoweit fie vom Eintritt einer auf 
fehiebenden Bedingung abhängen, nicht berüdfichtigt. Beim 
Eintritt der Bedingung ift das Zuvielgezahlte von ber Steuer. 
bebhörbe zu erftatten. 


Laſten, deren Fortdauer von einer aufldfenden Bedingung 
abhängt — mit Ausnahme der Yeiftungen von unbeftimmter 
Dauer, deren abzuziehender Werth nad) ben Beitimmungen in 
den GG. 13 bis 16 ſich berechnet — werden wie unbedingte in Ab» 
zug gebradt. Beim Eintritt der Bedingung ift derjenige 
Steuerbetrag nachzuerheben, welcher mehr zu entrichten & 
wefen fein würde, wenn ber Zeitpunkt des Eintritt der Be 
dingung bei Berehnung ber Steuer bekannt gewefen wäre. 
Die Steuerbehörbe kann Sicyerftellung biefes Anſpruchs fordern. 


$. 22, 


Die in den 65. 20 und 21 enthaltenen Beftimmungen 
find gleihmäßig aud auf die von einem Ereigniß, welches 
nur binfichtlic) des Zeitpunftes feines Eintrittes ungewiß ift, 
abhängigen Erwerbungen, Laften und Leiftungen anzuwenden. 


Unfichere fjorberungen. 
$. 28. 


Unfichere Forderungen und andere zur fofortigen Werths- 
ermittelung nicht geeignete Gegenftände kommen mit einem 
muthmaßlicien Werthe in Rechnung, den der Steuerpflichtige 
in Vorfchlag bringt. Findet Feine Einigung ftatt, fo kann bie 
Steuerbehörde von dem angegebenen Werthe bie Steuer eim 
ziehen und die Berichtigung des Werthanfaget, fowie bie ent- 
Beetende Nachforderung oder neigen | der Steuer bis zum 
Ausgange derjenigen Verhandlungen vorbehalten, von welchen 
bie Be ablung ber Forderung beziehungsweife die Werths— 
ermittelung abhängt. 


Sind bei —— ber Steuer ungewiſſe oder noch un« 
befannte Anſprüche an die Mafle außer — — ge 
blieben, fo wird, wenn biefelben foäter zur Verwirklichung ge 
—* das Zuvielgezahlte von ber Steuerbehörde zurüd- 
erftattet. 


Betrag ber Lehns · und Fideilommißanfälle. 
J. 24. 


Lehns- und Fideikommißanfälle, fie mögen in Gütern ober 
Kapitalien Wer fowie Anfälle aus Familienftiftungen wer ⸗ 
ben nad Maßgabe bes —— ber einjährigen Nutzung und 
J Lebensalters de8 Erwerbenden nach Vorſchrift bes . 14 ver- 

euert. 


Erwerb ber Subſtanz ohne bie Nuhung. 
$.3. 


Iſt einem Erben, Bermädtnißnehmer u. ſ. w. Vermögen 
angefallen, beffen Rutzung einem Dritten zufteht, fo wird daf- 
felbe um den nad Vorfchrift der 6. 13 ff. berechneten 
Werth der Nuhung geringer angefhlagen, wenn ber Erwerber 
der Subftanz die Verjteuerung bei dem Anfall bewirkt. MWirb 
| die Ausfegung der Verfteuerung der Subftanz bis zur Vereinigung 


der Nutzung mit ber Subſtanz beantragt, fo findet der vorſtehend 
angeordnete Sins —* ſtatt. Vielmehr erfolgt alsdann die Be- 
ſteuerung nach Maßgabe ber bei Beendigung der Nutznießung des 
Dritten obwaltenden Berbältniffe, und wenn ——— eine 
weitere Vererbung der Subſtanz eingetreten fein ſollte, ohne 
Entrichtung einer Steuer für die daywifchenliegenden Anfälle 
—— als ob der in die Nutzung eintretende Erwerber der 
Subſtanz das Eigenthum unmittelbar von dem urſprünglichen 
Erblaſſer erworben hätte. Bei Ausſetzung der Verſteuerung 
iſt die Steuer auf Verlangen der Steuerbehörde aus der 
Maſſe auf Koſten des Erwerbers ber Subjtanz ſicherzuſtellen. 


Bei fideikommiſſariſchen Subſtitutionen wird ber Fiduciar 
als Nießbraucher und der Fideikommiſſar als Subſtanzerbe des 
ie: aha Vermögens behandelt, ft jedoch das Fidei— 

mmiß auf basjenige bejchränft, was beim Tode de Fiduciarb 
noch vorhanden kein werde (quidquid supererit), fo haben ſo⸗ 
wohl der Fiduciar von dem vollen Betrage des Anfalles, als 
ber Fideikommiſſar von dem vollen Betrage des an ihn ber- 
ansgegebenen Vermögens nad ihrem Berwandticaftsverhält- 
niß zum Erblaffer die Erbicaftsitener zu entrichten. 


Berechnung ber Steuer, 
$. 26. 


Die Erbſchaftsſteuer wird nach bem ae Antheile jedes 


einzelnen Erwerbers eined Anfalles für diefen befonderd be- 
rechnet. Haben Ehegatten in einer gemeinschaftlichen cr 
willigen Verfügung Verwandte bes einen oder beider Ehe— 
gatten zu Erben eingefegt oder mit Zumenbungen bedacht, 
und bleibt en von weldjem ber beiden Che atten ber 
Anfall erfolgt ift, fo wird angenommen, daß der Anfall von 
dem, dem ———— am nächiten verwandten Ehegatten 
erfolgt fei, foweit der Nachlaß des leßteren reiht, Kann ber 
Betrag des Nachlaſſes bes zuerft verftorbenen Ehegatten nicht 
ermittelt werden; fo ift derfelbe behufs Berechnung ber 
Steuer auf die Hälfte des beim Tode des letztlebenden Gatten 
vorhandenen Vermögens anzunehmen. Bleibt jedoch nur in 
Betreff einzelner Vermögensgegenſtände zweifelhaft, zu welchem 
Nachlaß gehören, ſo wird angenommen, daß Diefelben zum 
Nachlaß jedes Ehegatten zur Hälfte gehören. 


Haftung für bie Steuer, 
S. 27. 
Die Erbfcaftäfteuer trifft den Erwerber bes fteuerpflich- 
tigen Unfalles. Für biefelbe haftet die ganze ſteuerpflichtige 
Maffe (8. 5), aus welcher auch auf Erforbern für die Verfteue- 


— Anfälle Sicherheit beftellt werben muß ($$. 20 
un h 


Erben und Miterben find bis auf Höhe des aus ber Erb» 
[Haft Empfangenen für bie von allen ben Nachlaß betreffen. 
ee zu entrichtende Erbjchaftsfteuer folidarifch ver- 
pflichtet. 


Hinfichtlich der in diefem Geſehe ben Erben und Miterben 
aufgelegten Verpflichtungen werden Erwerber eine® Univerfal- 
vermädytniffes oder eines Vermächtniſſes unter einem Univerfal- 
titel den Erben und Miterben gleichgeadhtet. 


$. 28. 


Gefegliche Vertreter und Bevollmädtigte der Erbinter- 
effenten, Teftamentsexefutoren und Raclafverwalter, ſowie 
bie Verwalter von Familienſtiftungen, bürfen die Erbſchaft, 
einzelne Erbtbeile, eg ng oder Schenkungen, beziehungs- 
weile bie gr aus der Framilienftiftung, nur nah Be 
richtigung oder Sicherftellung der darauf treffenden Erbſchafts · 
fteuer ausantworten und bleiben im entgegengeſetzten Fall für 
die Steuer verhaftet. 


Verwaltung ber Steuer. 
6. 28. 
Die Berwaltung des Erbſchaftsſteuerweſens wird unter 
er A Finanzminiſters von ben Provinzialfteuerbehörben 


b Erb ämte t, melden i Ib ber 
in von —— — he — —— 


— 


—— — — — zu 
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bie Feſtſtellung und Einziehung ber zu erhebenden Erbfcdafts- 
Pen — und die Aufficht Über die Beobachtung ber Bor- 
chriften dieſes Geſetzes obliegt. Diefelben erhalten nach Bor- 
ſchrift der betreffenden Minifterien von denjenigen, welchen bie 
Führung ber Tobdtenliften obliegt (Pfarrern, Bürgermeiftern 
u. ſ. mw.), periodifche Auszüge aus legteren nad Maßgabe ber 
für diefen Zweck anzuordnenden Formulare, ingleihen von ben 
Berichten beglaubigte Abſchriften der eröffneten legtwilligen 
Verfügungen und der Todeserklärungen. 


Anmeldung bes Unfalles, 
$. 30. 


Jeder, dem ein fteuerpflichtiger Anfall ($. 1) zukommt, 
it verpflichtet, bdenfelben binnen brei Monaten, nachdem er 
davon Kenntniß erlangt bat, dem zuftändigen Erbſchaftsſteuer 
amte fchriftlich anzumelden, ohne Unterfchied, ob die Erwerbung 
des Unfalled bereits ftattgefunden bat oder nicht. Sit ber 
Verpflichtete in außereuropälfchen ändern oder Gewäſſern ab- 
wejend, fo werben die voritehende und die im $. 33 beftimmte 
zweimonatliche Friſt auf ſechs Monate verlängert. 

Es wird vermutbet, daß ſpäteſtens am 30. Tage nad 
dem Eintritt des Unfalles ber zur Anmeldung Berpflchtete, 
wenn er in Europa ſich aufhält, Kenntniß von dem Anfalle 
erlangt bat, vorbehaltlich des ber Steuerbehörbe obliegenden 
Beweifes eines früheren und bes dem Steuerpflichtigen oblie- 
genden Beweifes eined fpäteren Zeitpunktes. 


$. 31. 


Theilnehmer an einer Exrbfhaft, fowie die zu Sebungen 
aus einer en Berufenen werben von ber Unmel- 
——— ($. 30) befreit, wenn bie ihnen zukommenden 
Anfälle von einer der im $. 28 bezeichneten Perſonen ober 
einem Mitberehtigten rechtzeitig angemeldet werben. 


$. 32. 


Der Empfang der Anmeldung ift von bem Erfchaftöfteuer- 
amt auf Verlangen auf einem vorzulegenden Duplikate Loften- 
und ftembelfrei zu bejcheinigen. 


Verzeichniß und Dellaration. 
$. 38. 


nnerbalb einer ferneren zweimonatlichen Friſt nach Ab⸗ 
Jauf der Anmeldungsfrift ($. 30) muß dem zuftändigen Erb- 
fhaftöfteueramte ein vollitändiges und richtiges, zugleich die 
erforberlicden Werthangaben entbaltended Berzeihniß (Inven⸗ 
tarium) über bie re jteuerpflichtige Mafle und alle der- 
—*— zuzurechnende oder davon in Abzug zu bringende Gegen- 

ände vorgelegt werben. Hiermit ift eine Ichriftliche Deklaration 
ber bie Feſtſetzung der Erbichaftäfteuer bedingenden Berhältniffe 
zu verbinden und einzureichen, 

Eine Verlängerung ber Friſt ift auf Untrag zu beiwilligen, 
fofern befondere Gründe es erforderlich) machen, und muß ind- 
befondere gewährt werben, wenn ber Berufene den Anfall nod) 
nicht erworben bat und dies anzeigt. 

Hinſichtlich der Einrichtung des Verzeichniffes und ber 
Deklaration find bie nad Bebürfniß von dem Finanzminiſter 
zu erlaffenden näheren Borfchriften zu beobachten. 


$. 34. 


Bei Erbichaften, an denen fein fteuerpflichtiger Erbe Theil 
nimmt, fondern bei denen nur fteuerpflichtige Vermächtniſſe, 
Schenkungen u. f. w. vorkommen, fann das Verzeichniß und 
bie Deklaration ($. 33) auf die, fteuerpflidtige Unfälle be- 
treffenden, Gegenjtände und Berhälniffe beſchränkt werden. 


$. 35. 


Die Verpflichtung zur Vorlegung des Verzeichniffes und 

ber Deklaration liegt ob: 

1) bei Erbſchaften in Bezug auf alle den Nachlaß be 
treffenden ftruerpflichtigen Unfälle — wenn ein Tefta- 
mentövollzieher oder Nachlaßverwalter vorhanden ift, 
biefem, fonft den Erben, ohne Unterjchied, ob fie felbft 
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von den ihnen zukommenden Unfällen Erbichaftsfteuer 
u entrichten haben oder nicht. Andere Theilnehmer 
ÜBermädhtnißnehmer u. f. mw.) find in Betreff des ihnen 
zukommenden Unfalles zur Vorlegung bed Verzeichniffes 
und ber Deklaration nur auf Aufforderung bed Erb» 
ſchaftsſteueramts innerhalb ber ihnen bekannt zu 
machenden Friſt verpflichtet ; 
2) bei den im F. 1 unter 2 und 3 bezeichneten Anfällen 
— jebem Steuerpflichtigen hinſichtlich des ihm zutom- 
menben Unfalles. 
ür Bevormunbete, unter Kuratel ober väterliher Ge- 
malt jtehende oder juriftifhe Derfonen und für Konkursmaffen 
ift bie vorerwähnte Verpflichtung und bie Verpflichtung zur 
— ($$. 30 ff.) von deren geſetzlichen Vertretern zu 
erfüllen. 


Fernere Ermittelungen. 
$. 36. 


Das Erbichaftäfteueramt hat die Richtigkeit und Boll- 
ftändigfeit der vorgelegten DVerzeihniffe und Dellarationen 
ji prüfen und die VBerpflichteten ($. 35) zur Erledigung der ihnen 
efannt gemachten Erinnerungen innerhalb ber zu beftimmenben 
Friſt anzubalten. Jeder, dem ein ber Erbſchäftsſteuer unter- 
worfener Anfall ($. 1) zufommt, ift zur — der von 
dem Erbfchaftöfteueramt erforderten Auskunft über die auf den 
Anfall bezüglichen thatſächlichen Verhältniſſe, ſoweit ſie auf 
bie Feſtſetung ber Steuer für den an ihn ſelbſt oder an andere 
Theilnehmer an ber Erbſchaft u. f. w. gelangenden Anfall von 
Einfluß fein können, verpflichtet. 

Auf Verlangen mülfen dem Erbfchaftsfteueramte bie ben 
Anfall betreffenden Urkunden zur Einficht vorgelegt werben, 
insbefondere — Verfügungen, Erwerbsbokumente und 
die Beweismittel über die von der Maffe abzuzicehenden Schulden 
und andere Anſprüche, auf Grund beren Abzüge von ber 
— — oder Theile derſelben ausgeſchieden werben follen. 

ird in den vorgebadhten Fällen den Aufforderungen bes 
Erbfchaftsiteueramts nicht genügt, fo kann baffelbe die Säu- 
migen durch FFeitfegung und Einziehung von Ordnungsftrafen 
biß zu dem Betrage von zwanzig Thalern zur Befolgung feiner 
Anordnungen anhalten, auch da8 zur Erledigung berielben 
Nötbhige auf Koften der Säumigen befchaffen. 


Eibeajtattliche Berficherungen. 
$. 37. 


Das Erbfhaftäfteueramt ift berechtigt, denjenigen, wel- 
dien ein nad) $ 1 der Erbfchaftsiteuer unterworfener Anfall 
zufommt, eine ei eg an Eidesftatt über die Richtigkeit 
und Vollftändigkeit ded vorgelegten Verzeihniffes und ber 
Deklaration oder einzelner Theile berfelben ($$. 33 und 34) 
und ber erforberten ferneren Angaben ($. 36) abzunehmen. 
Die eidesftattliche Verſicherung H nach näherer Beltimmun 
bes Erbſchaftsſteueramtes vor ihm felbit ober ber besbalh 
requirirten Behörde fchriftlih oder mündlid abzugeben. 


Averfionalverfteuerung. 
$. 38. 


Der Finangminifter ift ermächtigt, außsnahmsweiſe von der 
Borlegung des Verzeichniffes ($. 33) auf Antrag der Steuer 
pflidhtigen ganz ober zum Theil abzuſehen und ein Averfional- 
quantum für bie Eröfgaftöfeuer anzunehmen, auch bie Aver- 
fionalverftenerung foldyer Anfälle, deren Verfteuerung fonft noch 
ausgeſetzt bleiben müßte, zu geftatten. 

Wenn ein überlebender Ehegatte mit mehreren Kindern 
bie eheliche Gütergemeinfhaft fortieht, fo wird die Verfteuerung 
des beim Tode eined Kindes an deſſen Gefchwijter oder deren 
Deſcendenten gelangenden Unfalles bis zur Auflöfung der 
Guͤtergemeinſchaft ausgefegt und erfolgt nach Maßgabe bes als- 
dann vorhandenen Vermögens. 


Feſiſtellung der Steuer, 
$. 39. 


Iſt die Erbſchaftsſteuer berechnet, fo ertheilt das Erb- 
fchaftäfteueramt eine koſten- und ftempelfreie Beſcheinigung, 
welche den Betrag der fteuerpflichtigen Maffe, bie einzelnen 
Anfälle, das Verwandtſchaftbverhaͤltniß, die Beträge ber von 
den einzelnen Steuerpflichtigen zu entrichtenden Steuer angicht ' 


em 
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id zugleich die Anmweifung zur Entrichtung der Steuer ent- 
ilt. Die Verzögerung der Auseinanderfegung ber Erben darf 
e Entrichtung der Steuer nicht aufhalten, foweit der Nachlaß 
. beren Zahlung liquid ift. 


Auläffigteit bed Redytämeges. 
$. 40. 


Die Beftimmungen in den 88. 11 bis 14 des Gejehes 
‚treffend die Erweiterung des Nedytsiweges vom 24. Mai 186 
sefehfamml. ©. 241), und im Artikel » der Verordnung vom 
>. September 1867 —— S. 1515) finden auch auf 
e nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu entrichtende Erbſchafts— 

Eines Vorbehaltes bei Zahlung der Erb- 
yigg ($. 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1561) bedarf 
nicht. 


Inſoweit bie nänzliche oder theilweife Eritattung ber er- 
aten Steuer wegen eines nad) deren Setfebung eingetretenen 
veigniffes verlangt werden fann, ift die Klage bei Verluft des 
lagerechtö binnen Jahresfrift nad) dem Eintritt des Ereignifjes 
1zubringen. 


euer eg 


Strafbeftimmungen. 
§. 41. 


Wer die gefekliche Verpflichtung zur —— eines 
ruerpflichtigen Anfalles oder zur Vorlegung des Verzeichniffes 
ad der Deklaration ($. 33) innerhalb der vorgeichriebenen, 
ung ri auf Antrag verlängerten Friſt nicht erfüllt, 
ıt die durch die amtlichen Ermittelungen entitehenden Koſten 
ı tragen, bie in folge feiner Säumigfeit etwa ausfallenden 
‚tewerbeträge zu eriegen und verfällt außerdem in eine dem 
»pvelten Betrage der Erbichaftäjtener von dem betreffenden 
nfalle gleiche Geldftrafe, wenn aber ber Betrag der Erb- 
haftöftener nicht ermittelt werden kann, in eine Geldftrafe bis 
ı Eintanfend Ihalern. 

it jedoch nad) ben obwaltenden Umſtänden anzunehmen, 
ser kann der Angefchuldigte nachweiſen, daß die rechtzeitige 
rfüllung der Verpflichtung nicht in der ung, die Erbſchafts 
euer zu binterziehen, unterlaffen fei, jo tritt ftatt ber vorge 
ichten Geldftrafe nur eine Orbnumgsjtrafe bis zu 50 Ihn 
rn ein. 

Diefe Ordnungsſtrafe kann ohne vorgängige Einleitung 
nes Strafverfahrens von dem zuftändigen Erbichafts-Steuer- 
nte bis auf Höhe von 2) Thlrn. durch befonderen, die Ent- 
yeidungsgrände enthaltenden Beſcheid feitgefegt werden, gegen 
elchen dem Ungefchuldigten ber Nekurs oder die Berufung 
ıf den Rechtsweg wie gegen ein Strafrefolut der Steuer- 
börden ($. 45) —— ie Einziehung der Steuer erfolgt 
abhängig von der Beſtrafung. 


$. 42. 


Die Beſtimmungen des $. 41 finden gleichmäßig Anwen- 
ing auf denjenigen, welcher wiflentlich zu einem fteuerpflich- 
zen Anfalle gehörige Gegenftände, zu deren Angabe er ver- 
lichtet iſt, verſchweigt, oder über bie Thatfachen, welche die 
teuerpflichtigkeit, die Höhe des Steuerſatzes oder des Steuer- 
trages beitimmen, wiſſentlich unrichtige Angaben madıt. 

Eine Beitrafung findet jedoch nicht ftatt, wenn der Pflich- 
ze anf erforderte eidesſtattliche BVerficherung feine Angaben 
richtige. Auch fällt die bier vorgeicriebene Beftrafung bin 

‚ wenn bie Täuſchung mittelft Urkundenfälſchung oder eides- 
— Verſicherung unternommen iſt und wegen dieſer 
ergehen Beſtrafung eintritt. 


g. 43. 


Wer der — dt Br Abgabe der eibesftattlichen Ner- 
berung auf wiederholte ufforderung ($. 37) innerhalb der 
\ beftimmenden Friſt nicht genügt, wird mit einer Geldftrafe 
m fünfundzwanzig bis Eintaufend TIhalern beftraft. 


$. 44. 


Die Umwandlung ber in ben 6$. 41, 42 und 43 beftimm- 
Gelditrafen, zu deren Zahlung ber Werurtbeilte unver- 
end iſt, im eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. Auch 
zur Beitreibung von Geldftrafen ohne Zuftimmung des 
ttbeilten, infofern biefer ein Inländer ift, fein Grundftüd 
aftirt werben. 


Anl. j. d. Verhandl. b, Gerrenhaufes, 


Aftenftüd AP 155. 
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45. 
F Betreff deb — und gerichtlichen Straf- 
verfahrens fommen — vorbebaltlic, der Beftimmung im dritten 
Abſatze des $. 41 — biefelben Vorfchriften zur Anwendung, 


nach welchen fi das Verfahren wegen Sollvergehen beitimmt. 


Koſten. 
$. 46. 
Die Verhandlungen in Erbfchaftöftener« Angelegenheiten 
— mit Ausnahme derjenigen in Strafprozeffen, binfichtlich 
deren es bei ben beftehenden Vorſchriften bewendet — find 
foften- und ſtempelfrei. 
Die Steuerpflichtigen und bie in den 66. 35 und 36 be 
—— ſonſtigen Verpflichteten ſind zur Tragung des durch 
ie Verhandlungen mit ihnen erwachſenden Porto verbunden. 


Verjährung, 
$. 47. 

Die Erbſchaftsſteuer — mit Ausnahme der bereits zur 
Hebung geftellten Steuerbeträge — verjährt in zehn Eu 
nad Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Steuerpflidy- 
tige Anfall erworben, oder, wenn fchon amtliche, auf bie 
re | der Steuer gerichtete —— vorgenommen 
find, nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die letzte der 
artige Handlung vorgenommen ijt. 

Zur Hebung geitellte Steuerbeträge verjähren in vier 
Jahren nach Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welches ber 
legte Tag der Zahlungs. oder Stundungsfrift fällt, beziehungs- 
weiſe in welchem die legte auf die Beitreibung des Rüdjtandes 
gerichtete amtliche Handlung vorgenommen iſt. 

Die —— ſicher geſtellter Steuerforderung kann 
nicht vor Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die Sicherheit 
erlofchen ift, beginnen. 

ie Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften diefes Gefeged verjährt in drei Jahren, die Noll- 
ftredung der rechtskräftig dieferhalb erfannten Strafen verjährt 
in fünf Jahren. 
Uebergangsbeftimmungen. 
. 48. 

Diefes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1874 in Kraft. 
SHinfihtlih der Beiteuerung ber vor dem bezeichneten Tage 
vollgogenen Urkunden über die in ben 35 2 und 3 gedachten 
Gegenjtände, beziebungsweife der vor dem bezeichneten Tage 
eingetretenen, der Erbſchaftsſteuer unterworfenen Anfälle, kom- 
men noch die biäherigen Gejege zur Anwendung. Der Finanz 
minifter ift jedoch ermächtigt, auch für die nn Fälle 
bie Feſtſtellung und Einziehung der Steuer den im $. 29 ge 
dachten Behörden zu übertragen und in Betreff des Verfahrens 
bie erforderliche Anordnung zu erlafien. 

Die in dem anliegenden Tarife vorgefchriebene Befreiung 
der Ehegatten findet Ichon auf alle nach dem heutigen Tage 
eintretenden Anfälle, beziehungsmweife auf die nach dem beuti- 
gen Tage beurkundeten Schenkungen an Ehegatten Amwendung. 


$. 49, 

Die bisherigen Vorſchriften über den Erbſchaftsſtempel 
und die Erbſchaftsabgabe, insbeſondere die 99. 9, 16, 17, 
IS und 25 Geſetzes megen der Stempelfteuer vom 
7. März 1522 und die Dofitionen: »Donationen, Erbichaften, 
Fideikommißanfälle, Vegate, Lehnsanfälle, Schenkungen, Ber- 
mãchtniſſe⸗ de8 Stempeltarifs von demfelben Tage, die Kabi- 
netsordre vom 1. Dezember 1822 —— für 1825 
©. 1), bie Kabinetsordre vom 27, April 1824 (Geſetzſamml. 
©. 85), das Geſetz vom 7. Juli 1833, wegen des Erbichafts- 
ftempel3 von Pebns- und Rdeikommißanfällen (Gefeßfammi. 
©. 82), die Verordnung vom 16. September 1837 (Gefcz- 
jene ©. 145) und die Verordnung, betreffend die Erhebung 
er Erbichaftsabgabe vom 5. Juli 1867 (Geſetzſamml. S. 1120, 
werben vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Hülle vom 


-1. Januar 1874 ab außer Kraft gelegt 


Der Finanzminiſter ift mit ber Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten, 
(L. S.) von Fordenbed, 
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Tarif 
nad) 
welchem die Erbfchaftsfteuer zu erheben if. 





Allgemeine Vorſchriften. 


1) Die Steuer beträgt minbeftens 5 Sgr. und fteigt von 
5 Ser. zu 5 Sgr. 

2) Bei Beftimmung bes Steuerſatzes kann nicht auf ein 
Verhältniß zurüdgegangen a welches durch richter- 
licye8 Erfenntnif oder Vertrag ſchon vor dem Eintritt 
des Anfalled zu beitchen aufgehört hat, namentlich 
werben Anfälle, bie nad — Trennung einer 
Ehe ober nad) aufgehobener kindſchaft eintreten, 
lediglich nach) demjenigen Steuerfaße verfteuert, welcher 
ohne Rüdfiht auf das aufgehobene Verhältniß an 
wenbbar ift. i 


3) Der Steuerfaß von Fehns- und Fibeilommiß-Anfällen, 
ingleihen von Sebungen aus erregen 
($. 1 Nr. 2 und 3 bes Geſetzes) wird nach bem Ver- 
wandtſchaftsverhaͤltniß zwiſchen dem letzten Inhaber 
des Lehns oder Fideikommiſſes, beziehungsweiſe der 
Hebungen aus ber Familienſtiftung und dem Steuer 
pflichtigen beſtimmt. 


4) Zu den Defcendenten einer rau werden auch unche 
liche Kinder derfelben und beren Defcendenten gerechnet. 


5) Vor der Ehe geborene uncheliche Kinder einer Frau 
werden — außer im fall der Legitimation durd) nad) 
folgende Ehe — zu den Stieffindern des Ehemannes 
berjelben gerechnet. 


6) Den legitimirten Kindern eines Mannes werden bie 
jenigen außer der Ehe erzeugten Kinder gleichgeachtet, 
weldye erweislich gegen 3 die Rechte ehelicher 
Kinder in anderer Art als durch nachfolgende Ehe er- 
worben haben. 


7) Eheliche und uneheliche Kinder berfelben Mutter, in- 
gleichen ar und legitimirte Kinder deffelben Vaters 
werden als balbbürtige Geſchwiſter angefehen. 


Der Anfall wird verjteuert: 


A. mit Einem vom Hundert des Betrages, wenn er ge 
langt an Perfonen, weldye dem Hausftande des Erb» 
lafferd angehört und in bemfelben in einem Dienftver- 

altniß erg baben, fofern der Anfall in Den- 
onen, Renten oder anderen auf die Lebenszeit ber 
edachten beſchränkten Nutungen befteht, die ihnen 
mit Rückſicht auf dem Erblaffer geleiftete Dienfte zu- 
gewendet werben, 


B. mit Iwei vom Hundert des Betraged, wenn er ge 
langt an: 


a) aboptirte oder in Folge der Einkindfchaft zur Erb- 
fchaft berufene Kinder und deren Defrendenten; 
b) voll- oder halbbürtige Geſchwiſter und deren Deften- 
deuten / 
C. mit Vier vom Hundert des Betrages, wenn er ge 
langt an: 


a) vorjichend nicht benannte Verwandte bis einfdhließ- 
lic zum fechöten Grabe der Verwandtichaft; 


b) Stieflinder und deren Defcendenten und Stiefeltern; 

c) Schwiegerkinder und Schwiegereltern ; 

d) natürliche, aber von dem Erzeuger erweislich aner- 
fannte Kinder; 

e) außerdem find mit Vier vom Hundert bes —— 
zu verſteuern alle Anfälle und Zuwendungen, welche 


— 


ö—— — — — — — — — — — — — — — — 


D. mit Acht vom Hundert des Betrages: 
in allen andern Fällen. 


Befreiungen: 
Von der Erbfchaftsftener befreit ift: 


I) jeder Anfall, welder ben Betrag von 50 Thlrn. nid 
erreicht, mit Ausnahme bes Fralles, daß lediglich i 
Date des Abzuges bes Werthed ber einem Dritten zı 

ehenben Nugung ($. 25 des Gefeßes) der Werth di 

Subftanz fid) unter ben Betrag von 50 Thlrm. ve 


mindert, 
2) jeber Anfall, welcher gelangt an: 
a) Aſcendenten 


b) Defcendenten, fofern biefelben aus gültigen Ebe 
abftammen oder legitimirt find. Auch umehelic 
Kinder haben von dem Nachlaſſe ihrer Mutte 
oder beren Afcendenten feine Erbfchaftsjteuer ; 
entrichten; 

ec) Ehegatten; 

d) Verfonen, weldye dem Hausſtande des Erblaffers an 
ebört und in bemfelben in einem Dienftverbältnifi ar 
* haben, ſofern der Anfall ben Betrag vo 
00 Thlm. nicht überfteigt. Bei einem 7 
Betrage ift die von dem ganzen Betrage zu ix 
redjnende Steuer nur foweit zu entrichten, als die 
felbe aus dem die Summe von 300 Thlrn. über 

" fteigenden Betrage entnommen werben kann; 


e) den Fiskus und alle öffentlihen Anſtalten un 
Staflen, welche für Rechnung des Staates venwalte 
werden ober biefen gleichgejtellt find; 


f) Ortd- oder Fanbarmenverbände zur Verwendum 
für Hülfsbebürftige; 

g) Öffentliche Armen, Kranken, Arbeits, Straf- mm 
Befferungsanftalten; ferner ——— vor 
Staate genehmigte Hofpitäler und andere Ver 
—— oder andere milde Stiftunge 
welche vom Staate ald folde ausdrücklich od 
durch Verleihung der Rechte juriftiicher Perſonn 
anerkannt find; 


h) öffentliche Schulen und Univerfitäten, öffentlich 
Sammlungen für Kunft oder Wiffenfdiaft; 


i) Deutſche Kirchen und andere Deutſche Religions 
gefellfhaften, denen bie Rechte juriftiichr Verione 
zuftchen; 

k) infomweit - außerdem nach ben beit benden U 
ftimmungen fubjektive Befreiungen vom Erbſchaf— 
ftempel, beziehungsweiſe von der Erbſchaftsabe 
befteben, welche nach ben Landesgeſetzer nur ge 
Entihädigung aufgehoben werben kö men, o 
“auf befonderem lanbeöherrlich verlieb nen P 
legium beruben, finden dieſelben gleid mäßig « 
auf die fernerhin zu entrichtende Erk ichaftäfte 
Anwendung. 











Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeord ıeten. 
(L. S.) von Fordenbed, 
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Tabelle 


den gegenwärtigen Werth einer gewiſſen Nente oder Nugung auf eine beftimmte Anzahl 
von Jahren, behufs Feſtſetzung der davon zu entrichtenden Erbſchaftsſteuer. 
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636 Herrenhaus. Aktenftüd A 156. 
ſtandes nebit ben in ihrer Haushaltung lebenden Mit- 
N 156. gen ihrer Familie, fofern fie ſelbſt oder dieſe ihre 
ngehörigen nicht auß dem Betriebe eines Gewerbes, 
ober ber Landwirthſchaft ober aus Grund- ober Ka⸗ 
Berlin, ben 9. Mai 1873, — ein Einkommen von mindeſtens 140 Thlrn. 
en; 


Em. Erlaucht beehre ich mich auf das gefällige Schreiben ; ; , 
vom 23.0. M gen ergebenft zu benadhrshti en, baf das 4) —— —— —— — der Beurlaubten 
röneten in 


. 1 - owie alle in Kriegszeiten 
Haus ber Abgeo —— heutigen Sihung bei der um Heeresdienſt aufgebotenen oder freiwillig ee 
ferneren Berathung bed von der Königlichen Staatsregierung ac Derfonen bes Unteroffig « unb Gemeinenftanbes 
auf Grund ber Allerhöchften Ermächtigung vom 4. November und deren Familien in den Monaten, in melden fie 
v. J. Fe —— Häufern bed Landtages vorgelegten Entwurfes fi) im aktiven Dienfte befinden ; 
eined Geſe 


e) alle Offiziere be8 Heeres und ber Marine, Aerzte und 


wegen Abänderung bes Geſetzes vom 1. Mai 1851, Beamte Milttair und Marinevermaltung für bie 


betzeffend bie Einführung einer Klaffen- und Klaffifi- Zeit, während welder fie mobil gemacht find ober zur 

zirten Einfommenfteuer, immobilen — erie, zu &rffitielungen ße 

bem & 9b. eine andere Faffung gegeben, im Uebrigen aber ‘ Truppen oder zu Befagungen im Kriegszuſtande be- 
ben Beichlüffen des Herrenhaufes in ber Sihung vom 23. v. M. findlicher Zeitungen gehören; e 

in Bezug auf biefen Gefegentwurf zugeftimmt at. f) Ausländer, welche ſich noch nicht ein volles Run van 

Eine Ausfertigung des Entwurfes in ber Baffung in bemfelben Orte des Inlandes aufgehalten haben, mit 

welcher derſelbe danach von dem Haufe ber Abgeot neten Beute Ausnahme derjenigen, welche bes Erwerbs wegen ihren 

angenommen worden ift, füge ich mit dem Anheimſtellen ber Aufenthalt im Inlande nehmen; 
gefäligen weiteren Veranlafjung gang ergebenft bier bei. g) bie —— — ef ber 
. enigen, welche biefer eihnung auf Gru 
Der Präfident des Hauſes der Abgeorbneten. runde vom 19, Jult 187 or ‚Samml. ©. 437) 
von Fordenbed, tbeilbaftig geworben find, fomie bie Inhaber bes Mi- 


fitaix + Ehrenzeichen erſter und zweiter Kaffe unb bie 
zu dem Hausftande ber Inhaber biefer Aus —— 
Fr 1* lieder, ſoweit ſie zu den beiden 
eriten Stufen ($. 7 gehören; 


h) —— welche, auch ohne beſondere Auszeichnung 
erlangt zu haben, in dem vaterländiſchen oder als Ein- 
eborene eine8 damals noch nicht por Dreußifchen 
Staate gehörenden Lanbestheild in einem verbünbdeten 
ober anderen Heere an einem ber Feldzüge von 1806 
Entw ines & & 8 —* eg al 2 De * 
ein eſetße und ihre Angehörigen, ſoweit fie zu den beiden erſten 

> urf ſ Stufen ($. 7 — 


An 
ben Präfibenten bed Herrenhauſes, 
Herin Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerode, 
Erlaudht. 


wegen 
ie Einfü i $. 6. 
— Inge —— Einführung Der —— der aus der —— ber Klaffen- 
einer Klaffen- und hlaffifijirten Einhommenfteuer feuer mit Nusfdtu, der Su ine nen —A— 
wird am rt. Te e ‚Eine erun ie 
vom 1. Mai 1851. fe8 Rormalbetrages kann nur durch Geſetz angeorbnet imetben.« 
Die Veranlagung erfolgt nad) Maßgabe ber im $.7 feft- 
geftellten Stufenfäpe, s Bo $-7 feft 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König bon Wird der Normalbetrag durch ben aus ber Veranlagung 





reußen ac. ber Rlaffenfteuer fich ergebenden ahresbetrag ber Solleinnahme 
— mit Zuſtimmung ber beiden Häufer bes Landtages überſtiegen oder nicht erreicht, v findet eine Herabfegung be- 
der Monardie, was folgt: ——— Erhöhung ber lehzteren bis auf ben Normal- 
etrag ftatt. 
Urtikel J. Der Finanzminiſter veröffentlicht in biefem Falle bur 
— die Geſe —— alljaͤhrlich bis zum 1. San as erh, 


jä 
n dem Gefehe, betreffend die Einführung einer Klaſſen | diß der Veranlagung = macht zugleich befannt, wie viel 
und Haffifizirten Einfommenfteuer vom 1. Mai 1851 (Ge $ Silbergrofchen auf jeden Thaler ber veranlagten Jahresſteuer 
Samml. ©. 193) werben bie 5. 5, 6, 7, 9, 10, 13, 14, 20, | weniger oder mehr zu entrichten find, um ben Normalbetra 
24 aufgehoben und durch nachfolgende Paragraphen erjeht: gu erhalten. Dabei bleiben Beträge von fechs Pfennigen — 
runter außer Betracht; an Stelle höherer Pfennigsbeträge 
$. 5. tritt ein Silbergrofchen. 


Der Klaffenftener find unterworfen diejenigen Einwohner Der durch die Abrundung ber Pfennige ober durch bie 
in nicht as — en te ; beren jähr- | Reklamationen und Rekurfe entftehende Ueberſchuß ober Aus. 
liches Eintommen ben Betrag von 1000 Then. nicht über | fall_gegen ben Normalbetrag wird unter Abrundung auf Silber- 
fteigt. — nach Maßgabe der in Alinea 4 enthaltenen Beitim- 
& 8: mung im nädjfifolgenden Jahre ausgeglichen. 

Befcelt von ber, Mlofenfeuer Rub: Auf Zugänge im Laufe des Veranlagungsjahres find bie 

a) alle diejenigen Perfonen, deren Jahreseinkommen ($.7 | bericjtigten Steuerfäge zur Anwendung zu bringen. 
Abſatz 5) den Betrag von 140 Thlen. nicht erreicht; 


b) Perſonen vor vollendetem 16. Jahre, foweit fie zu ber §. 7. 
e) alle zur Friedensſtärke des Heeres und der Marine Die Veranlagung zu biefen Stufen erfolgt nad Maßgabe 
gehörigen Perfonen des Unteroffizier und Gemeinen- ! der Schätzung des jährlichen Einkommens, Es ift jedoch ge 


| 
eriten Stufe ($. 7) gehören; Die Klaffenfteuer wirb in zwölf Stufen erhoben. | 





attet, befonbere, die Leiftungsfähigkeit bedingende wirthſchaft⸗ 
iche Verhältniffe der einzelnen Steuerpflichtigen (eine große 
Zahl von Kindern, die Verpflichtung zur Unterhaltung armer 
Angehöriger, andauernde Krankheit, ferner, infoweit Die 
Ceikungsählgteit dadurch weſentlich beeinträchtigt wird, Ver 
ſchuldung und außergewöhnliche Unglüdsfälle) zu berüdfichtigen. 


Sofern ber —— der erſten Stufe angehören 
würde, kann ſeine vollſtändige Freilaſſung erfolgen. 


Der ar ar für die Saushaltung, wie für ben 





Einzelſteuernden 8) jährlich: 
bei einem Jahreseinkommen 
Thlr, — Ile  Thle. 
in ber 1. Stufevon .....-. 140 bis einfchließlich 220 .. 1 
» » 2 » » mehral8220 » 300... 2 
r»3: rs.» > 300 D 350.. 4 
»» 4, » ” » 350 ” 400... 5 
» 5, +» ) 400 ® 450... 6 
»»>»6 » »r » 450 » 500... 8 
»»:T. >» 500 550... 10 
»» 8 “ - ’ 550 » 600... 12 
» » 9 » ” » 600 » 700.. 14 
*» *10. » 700 800 .. 16 
» » Il, » » 5 800 » 900 .. 20 
»»12. » >» » 90 » 1000 .. 24 


Bei Bemeffung der Höhe des jährlichen Einfommens find 
bie in den 989. 28, 29 und 30 dieſes Gefehes vorgefchriebenen 
Grundfäge zu berüdfichtigen. 


$. 9a. 


Qu den nad) dem Klaſſenſteuerfuße aufzubringenden Laſten 
ber fommunalen und anderen öffentlichen Verbände können in 
Ermangelung fonitiger Befreiungsgründe auch —— Der 
fonen Are werden, beren jährliches Einfommen we— 
niger ala 140 Thlr. beträgt und welche nicht im Wege ber 
Öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterſtützung er- 
halten. Die Veranlagung biefer Steuerpflichtigen erfolgt nad) 
einem für Hausbaltungen, wis für er Age geltenden 
fingirten Slaffenfteuerfage von einem halben Thaler jährlich. 


$. 9b. 


Someit nad) den beitebenden Beitimmungen in Stadt 
und —— das Bürgerrecht, beziehentlich das Stimm- 
und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten an die Bedingung 
eines jährlichen Klaſſenſteuerbetrages von 3 reſp. 4 Thalern 

eknuüpft iſt, tritt bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung 
es Gemeindewahlrechts an die Stelle der genanten Säge ber 
Stufenfah von 2 Ihalern Klaffenfteuer. 


Ortöftatuten, welde das Wahlrecht an einen böberen 
Klaffeniteuerfag als den Betrag von 4 Ihalern knüpfen, ver- 
lieren mit dem 1. Januar 1874 ihre Gültigkeit. Wo foldhe 
Ortöftatuten nach beftebenden Kommunalordnungen zuläffig 
find, kann das Wahlrecht durch neue Ortsftatuten von der 
— zur 2. bis 8. Steuerſtufe abhängig gemacht 
werden. 


In den bisherigen mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städten ber öſtlichen Provinzen können die in F. 5 unter 
Nr. 4 Littr. d. ber Städteordnung vom 30. Mai 1853 be- 
eichneten Einfommensbeträge, unabhängig von dem Fortbe- 
ande der Mahl: und Schlachtiteuer, durch Kommunalbefchluß 
als Bedingung des Bürgerrechts beibehalten werben. 


$. 10. 


a) Die Einfchägung in die im 8. 7 bezeichneten Stufen 
geichicht von einer Kommilfion, weldye aus dem Ge- 
meindevorſtande als Borfigenden und Mitgliebern, die von 
der Gemeindeverfammlung, bezicehungsweife Gemeinde 
vertretung gewählt find, befteht. Bei ber Mahl ift 
barauf zu achten, daß die verichiedenen Klaffen ber 
Stenerpflichtigen möglichſt gleihmäßig in ber Kom- 
miffion vertreten werden. 

In großen Städten fönnen mehrere —— 
kommiſſionen gebildet werden und kann ber Gemeinde 
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vorftand den Vorfiß in diefen Rommiffionen einem ber 
von ber Gemeindevertretung gemählten Kommiffions- 
mitglieder übertragen. 


Der Gemeindevoritand bat über die Beſitz- Ber- 
mögens-, Erwerbs. und fonftigen Einfommensverbält- 
nifje der Steuerpflichtigen, fowie über etwaige befon- 
dere, ihre Steuerfähigteit bedingende wirthfeaftliche 
Verbältniffe, fomweit dies ohne tieferes Eindringen ge 
ſchehen kann, möglichſt vollftändige Nachrichten einzu- 
aiehen; überhaupt alle Merkmale, welche ein Urtheil 

ber die maßgebende Steuerftufe näher zu begründen 
. vermögen, zu jammeln. 


Die Einfhähungstommiffion unterwirft das hier- 
nad) von ihrem Vorfigenden abzugebende Gutachten 
ber Einſchätzung unter Benußung aller ihr fonft zu 
Gebote ftehenden Hülfsmittel einer genauen Prüfung. 
Dabei iſt — jedes läſtige Eindringen in die 
Vermögens und Einkommensverhältniſſe ber einzelnen 
—— —— zu vermeiden. Nachdem die Pruͤfung 
vollzogen ift, hat die Kommiffion nad) den ftattgefun- 
benen Ermittelungen oder anderweit bekannten Berhält- 
niffen bes —— Steuerpflichtigen die Steuerſtufe 
vorzuſchlagen, in welche derſelbe zu veranlagen iſt. 


Die bei dem —— — betheiligten Bor: 
ſitzenden der Kommiſſionen und ſonſtigen Beamten ſind 
kraft des von ihnen geleiſteten Amtseides zur Geheim- 
haltung der Vermögens und Einkommensverhältniſſe, 
welche bei dieſem Geichäft zu ihrer Kenntniß gelangen, 
verpflichtet. Die Mitglieder der Kommilfionen baben 
—* Geheimhaltung dem Vorſitzenden mittelſt Hand⸗ 
ſchlages an Eibesftatt zu geloben. 


Die Einfhätungen unterliegen ber Vorreviſion 
ber Landräthe (Kreisbauptmänner, beziehungsmeife der 
Bürgermeifter ber einen eigenen Kreis bildenden Städte). 
Die Feſtſtellung der Steuerftufen erfolgt durch bie 
Bezirfsregierung (Finangdirektion). 


Bei dieſer Feſtſtellung ber Stlaffenftenerbeträge 
darf die Verſetzung Steuerpflichtiger in eine höhere 
Stufe als diejenige ift, in melde fie von den Ein- 
Ihägungstommiffionen veranlagt find, ohne Weiteres 
nur, wenn es ſich hierbei um bie Berichtigung eines 
offenbaren Schreibfehlers bandelt, in allen übrigen 
allen bagegen nur nad) vorheriger Anhörung der be 
treffenden Einſchätzungskommiſſion erfolgen. 


b) Bon den Gemeinbevorftänden werben, und zwar in ben 
feinen eigenen Kreis bildenden Städten unter der Lei- 
tung ber Landräthe (Nreid-Hauptmänner) auch bie 
Jahresrollen und die Ab- und Sugangsliften aufgeitellt. 


e) Die Erhebung gefhicht durch die geordneten Steuer- 
empfänger. 


d) Die formen der Gefchäftsführung werden nad Ver- 
fchiedenheit der örtlichen Verbältniffe durch befonbere 
Inftruftion vorgezeichnet. 

Die vorfchriftsmäßige Veranlagung und Einziehung 
der Steuern haben die Bezirkiregierungen beziehungs- 
weiſe die Finanzdireltion zu leiten und zu überwachen. 


a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt mit 
bem Unfange jedes Jahres. 


b) Sobald die Bekanntmachung gefchehen ift, muß ber 
Steuerpflichtige in den erjten 8 bar > Monats 
feinen Beitrag voraus entrichten. hängt von ihm 
ab, denfelben auch für einen längeren Zeitraum bis 
zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. 

Wenn ein Steuerpflichtiger nach gefchehener Ber- 
anla ung durch die Gemeindelommiffion von aufer- 
* chen Unglücksfällen Betroffen, und dadurch in 
Kine Nahrungszuftande zurückgeſetzt wirb, kann bie 
—— (Finanzdirektion) auf Vorſchlag der 
Gemeindekommiſſion, um ben Steuerpflichtigen in einem 


leiftungsfähigen Zuftande zu erhalten, die Steuer bis 
zur Hälfte des Jahresbetrages erlaffen. 


c) Die Säumigen werden von dem Steuerempfänger auf- 


gefordert, Die Zahlung binnen 3 Tagen zu leiften, 
nad) deren fruchtlofem Ablauf mit der exekutivifchen 
Beitreibung verfahren wird. 


d) Späteftens fünf Tage vor dem Ablaufe jedes Monats 


muß bie eingehobene Steuer nebjt der Nachweiſung 
ber etwa unvermeidliden Ausfälle und der Nefte an 
die zum weiteren Empfange beftimmte Kaffe abgeliefert 
ein. Die Feſtſtellung beftimmter Zablungstage für 
ie verfchiedenen Steuerempfänger innerhalb dieſer 


Friſt ift hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


e) Der Steuerempfänger iſt für diejenigen Steuern felbft 


verantwortlich, bei denen er den wirklichen Ausfall 
oder die fruchtlos verhängte Exekution nicht fofort 
nachweifen fanıı, und muß ſolche vorfchußweife zur 
Kalle entrichten. j 


$. 14. 


a) Reklamationen gegen die Klaffenfteuerveranlagung 


müffen binnen einer Bräkfufivfrift von drei Monaten 
nad) der im 13 zu a. vorgefchriebenen Belannt- 
machung bev Steuerrolle, oder bei Veranlagungen im 
Laufe des Jahres, nach erfolgter Benachrichtigung 
des Steuerpflichtigen von dem Steuerbetrage, Dei dem 
Landrath (Kreishauptmann, bejiehungsweile Bürger 
meiiter der Stadtlreife) eingegeben werden. 


b) Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch bie 


Reklamation nicht aufgehalten werden, muß vielmehr 
mit Vorbehalt der jpäteren Erjtattung des etwa zu 
Pi —— zu den beſtimmten Terminen ($. 13 zu b.) 
erfolgen. 


—— — u nn 


| 
i 


! 


| 


©) Ueber die angebrachten Reklamationen entſcheidet, nad) i 


d 


Der] 


darüber eingeboltem Gutachten einer von ber Kreid- 
vertretung, in den Stadtkreiſen von ber Gemeinde- 
vertretung zu wäblenden NReflamationsfommifjion, bie 
Bezirfäregierung (Finanzdirektion). Tritt die Bezirks. 
nr (Finanzdirektion) dem Gutachten ber Rekla— 
mationsfommiffion nicht bei, fo erfolgt die Entjchei- 
dung durch die Bezirkskommiſſion für die Kaffifizirte 
Einkommensteuer ($. 24). Behufs Vrüfung ber von 
den Steuerpflichtigen angebradyten Neklamationen bat 
die Neflamationsfommifjion, ſowie die Bezirkäfom- 
miſſion die Befugniß, eine genaue Freitftellung ber 
Vermögens und Einkommensverhältniffe des Rekla— 
manten zu veranlaffen, dem Reflamanten beſtimmte 
Fragen über feine Vermögens und Einfommensver- 





hältniffe vorzulegen, beziebungsmeife ihn aufzufordern, bie | 


in feinem Befise befindlichen Urkunden, Pachtkontrakte, 


Sculdverfchreibungen, Sandlungsbüder und fo ferner, 
ur Einficht vorzulegen. Wenn binnen der zu beftimmenden 
bein die erforderte Auskunft nicht erteilt wird, oder die 
etreffenden Urkunden u. ſ. w. nicht vorgelegt werden, 
o wird — was dem Reklamanten jedesmal bei der 
ufforderung zu eröffnen ift — angenommen, daß er 
die angebrachte Neflamation zu begründen außer 
Stande fei, und die lehtere zurückgewieſen. Auch ift 
die Neklamationstommiffion, fowie die Bezirkskom- 
miffion, wenn es an anderen Mitteln, die Wahrheit zu 
ergründen, fehlt, berechtigt, den Reklamanten zur Er 
klaͤrung am Eidesftatt über die in Betreff feines Ein- 
fommens von ibm felbit gemachten Angaben aufzu- 
—— Sie bat für einen ſolchen Fall in einer 
arüber zu erlaſſenden Entſcheidung die eidesftattliche 
Erklärung wörtlich vorzufchreiben, auch die mindeitens 
achttägige Friſt zu bejtimmen, nach deren Ablauf diefe 
Erklärung abzugeben ift, widrigenfalls die angebrachte 
Reklamation als unbegründet zurüdzuweifen fein würde, 


Gegen die Entfcheidung, welche Die Negierung (Finanz 
direftion) in Uebereinkhansune mit der Neklamations- 
tommilfien erläßt, und gegen die Entſcheidung der 
Bezirkskommiſſion ſteht dem Neklamanten der in einer 
Drallufiofrift von vier Wochen nad) dem Empfange 





| 








der erfteren bei dem Landrath (Kreishauptmann) ein- 


—— Rekurs an das Finanzminiſterium offen, 

eſen Rekurs iſt auch die Bezirksregierung (Binany- 
Direktion) innerhalb der angegebenen Friſt gegen die 
Entfcheidungen der Bezirksfommiffion einzulegen be- 
rechtigt. 

e) Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Verjährungs- 
—* bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 
> en, fomeit nicht das —— Geſetz etwas 

nderes beſtimmt, auch auf die neue Klaſſenſteuer An- 
wendung. 


$. 20. 

Die Eintommenfteuer beträgt jährlid: 
bei einem Tahreseinlommen 
DE — — — 
von mehr als bis einſchließlich 


i re. Ihr. 
in der 1. Stufe...... 1,000 1,200.. 30 
» ” 2. Dorn r0% 1,200 1,400 .. 36 
> * 3. —— 1,400 1,600 ‘+ 42 
„wm Hose ‚600 1,800. . 48 
» >» 5. DD .or000 1,800 2,00 .. 54 
3.9 0: 38 aecee 2,000 2400.. 60 
He Te ae 2,400 2,300.. 72 
» * 8. —D———— 2,800 3,200 .. 84 
er Ya a ee 3,200 3,600.. 96 
»» - » — 2000 17800. ; = 
s» » 11... 5 u. 4 er 
» ws 1. 8 ou 4,500 5,600.. 144 
» » 13. m ce 5,600 6,400.. 168 
» » 14. » 1... 6,400 7,200.. 192 
# -#_ 30, BD 44606 7,200 8,400.. 216 
».92°10.. 8 nn 8,400 9,600.. 252 
IE Werner 9,600 10,800.. 288 
» a» 1, 8 20 10,800 12,000.. 324 
» » 19. oe. 12,000 - 14,000.. 360 
* ann Ye | ee ee 14,000 16,000... 420 
3. 2-8 ie 16,000 18,000.. 480 
„» » 2, 3 18,000 20,000.. 540 
re Te: en 20,000 24.000.. 600 
» » 24. » „.. 24,000 23,000.. 720 
» » 2. 9 serie 25,000 32,000.. 840 
„220. om 32,000 36,000... 960 
Ua ur Ve Ve 36,000 40,000.. 1080 
"TusE: Tu: : user ae BAER 40,000 48,000.. 1200 
> ae: Yapı |: ee ES 48,000 56,000.. 1440 
er u ı Fa 56,000 68,000... 1680 
a 68,000 80,000.. 2040 
» > 32, 442 80,000 100,000 .. 2400 
„» » 8 7 1. 100,000 120,000... 3000 
». 8 Bi 8 van 120,000 140,000... 3600 
2m DD Pose 140,000 160,000... 4200 
» » 36.» 2..... 160,000 180,000... 4800° 
» » 937. » A 180,000 200,000.. 5400 
>» 2» BB 1 oo 200,000 220,000... 6000 
' Dar SER; | Ar ne Re 220,000 240,000... 6600 
EA 9 ee 240,000 260,000.. 7200 


u. f. f. um je 20,000 Thlr. fteigend — um je 600 Thlr. 
ſteigend. 

Bei Veranlagung der Einkommenſtenerpflichtigen zu der 
erſten und zweiten Stufe iſt es geſtattet, beſondere, bie — 
fähigkeit bedingende wirthſchaftliche Verhältniſſe der einzelnen 
Steuerpflichtigen (eine große Zahl von Kindern, bie er 
tung zur Unterhaltung armer Angehöriger, andauernde . 
heit, ferner, ſofern die Veiftungsfäbigfeit weſentlich 
beeinträchtigt wird, Verſchuldung und außergewöhnliche Yn- 
glüdsfälle) dergeltalt zu berüdfichtigen, bat eine Ermäßigung 
um eine Stufe ftattfinden kann. Sofern der Einuſchä 
ber erſten Stufe angehören würde, kann derfelbe auf 
welcher von den Steuerpflichtigen in der zwölften Stufe der 
Stlaffenfteuer (88.6 und 7) entrichtet wird, ermäßigt werben. 


$. 24. 


Für jeden Regierungsbezirk, —— ür die Pro⸗ 
vinz Hannover ſowie für die Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin, 
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wird unter dem Vorfig eined von bem ; nme zu er⸗ 
nennenden Regierungsfommiffars eine Bezirkskommiſſion ge 
bilbet, welche J aus Einkommenſteuerpflichtigen, zu % aus 
Kla enftenerpflich gen des Bezirks von ber Drovinzialvertretung 
für den Zeitraum von brei “Jahren zu wählen iR. 

Die Zahl der Mitglieder bdiefer Kommiſſion wird für jeden 
Bezirk mit Rüdfiht auf feine Größe und auf die Einfommens- 
verbältniffe feiner Einwohner von dem Finanzminiſter beftimmt. 
Auc bei diefer Kommiffion iſt barauf ii adıten, daß Die ver- 
fchiedenen Arten bes Einkommens möglid) gleichmäßig barin 
vertreten werben, zn Bezug auf die Zuläffigkeit ber Ablehnung 
ber Wahl gilt die im $. 21 getroffene Beftimmung. 

Die Wahl der Bezirksfommiffion findet zum erften Male 
bei dem nächſten unb fodann bei dem auf den Ablauf ihrer 
Wahlperiode folgenden erſten Sufammentritt bed betreffenden 
Yrovinzial- (Kommunal) Landtages ftatt. 


Artikel II. 


Den Offizieren de8 Heeres und ber Marine, Aerzten und 
Beamten der Militair- und Marineverwaltung , welche ein- 
kommenfteuerpflichtig find, wirb für bie Zeit, während welcher 

e mobil gemacht And oder zur immobilen ?ußartillerie, zu 
—— eilungen mobiler Truppen oder zu Beſatzungen im 
egözuftande befindlicher Feſtungen ebören, ber auf ihr 
Militair- Dienfteintommen veranlagte Betrag der Einfommen- 
fteuer, foweit fie aber zur Zeit ihrer Veranlagung ein Militair- 
Dienfteintommen nicht bezogen haben, berjenige Betrag ber 
Eintommenfteuer erlaffen, welcher drei Prozent ihres Militair- 
Dienfteinfommens entſpricht. 

Der erftere Anſpruch fteht unter gleichen Verbältniffen 
auch ben mit naktivitätsgehalt entlaffenen, ben zur Dis 
pofition geftellten und den mit Denfion verabfchiebeten —S 
des Heeres und ber Marine, Aerzten und Beamten ber Militair- 
und Marineverwaltung hinſichtlich des auf ihr naktivitäte- 
gehalt oder ihre Penfion veranlagten Steuerbetrages zu. 

nfomweit im Widerſpruch mit biefen Beftimmungen in 
ben Jahren 1870 und 1871 en von ben 
bezeichneten Derfonen gezahlt worden find, wird 
minijter zur Rüdgewähr biefer Beträge ermächtigt. 


Artifel IL 


Diejenigen in dem Gefehe vom 1. Mai 1851 enthaltenen 
Beftimmungen, welche ben ben Artikeln I. und Il. diefes 
Geſetzes gegebenen Vorfchriften entgegenftehen, oder ſich mit 
benfelben nicht vereinigen laffen, werben außer Anwendung 


geſeht. 
Artikel IV. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, bie direkten Staats- 
fteuern, fomeit dieſelben in monatlichen Raten — 
Ind nad) feinem Ermeffen in dem auf den Monat der Fälligkeit 
— naächſten oder zweiten Monate zugleich mit ben für 
egtere fälligen Raten einziehen zu laffen. 


r Finanz 


Artikel V. 


Die Artikel I. bis III. gelangen zuerft bei der Veranlagung 
ber Klaffeniteuer und ber Baffıfizirten Einfommenfteuer für 
das Jahr 1874 in Anwendung. 


Der Artikel IV. tritt mit der Verkündigung dieſes Geſetzeb 
in Kraft. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen An- 
ordnungen und Ausführungen erläßt der Finanzminiſter. 


Gegeben ac. 


Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 





Anl, z. &. Verhandl. d. Hitrenhaufes, 


Berlin, den 10. Mai 1873, 


Das Haus der Abgeordneten Hat im feiner heutigen 
Siöung ben Beſchlüſſen bes SHerrenhaufes in ber Sitzuüng 
vom 5. dv. Mts. in Bezug auf bie von bem Herrn Jüſtiz— 
minifter in dem Schreiben vom 3. v. Mts. angeregten Drud- 
fehler und Rebaktionsverfehen, fowie die Ueberfchrift zu ben 
Gefegentwürfen fiber bad Grundbuchwefen, überall zugejtimmt, 
außerdem aber befcloffen, in dem Gefegentwurfe über das 
Grundbuchweſen und bie Berpfändung von Seeſchiffen in ber 


se S — (Nr. ber Drudjadhen bes 
errenbhaufes) $. Seile 3 von unten hinter bem Worte 
»habe« einzujchalten bie Worte: 


»unb ber Bergarbeiter«. 


Em. Erlaucht beehre ich ——— mit dem Anheim ⸗ 
eben ber gefälligen weiteren anlaffung ganz ergebenft 
ittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Yordenbed, 


An 
ben Präfidenten bes Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Dtto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


A 158. 


— 
Bericht 
der 
Zwölften Kommiſſion 
über 


den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Geſchäfts- 
ſprache der Gehörden, Beamten und politifchen Körper- 
fchaften des Staates (Nr. 152 der Drudfacen). 





Der gegenwärtige Gefegentwurf, bei beffen Berathung 
durch die unterzeichnete Kommiffion das Königliche Juftiz- 
minifterium durch ben Seren Geheimen Ober-Juftizrath 
Dr. von Scelling mund das Königliche Minifterium bes 
Innern durch den Herrn Geheimen Regierungsrath Stein- 
mann vertreten war, foll nad) ber Einleitung der ibm bei- 
efügten Motive, er ng davon, daß die Sprache zu ben 
rſcheinungen, in welchen fid) das eigenthümliche Leben einer 
Nation kund gebe, in erfter Reihe gehöre, den Grundfag zur 
Anerkennung bringen und die daraus ſich ergebenden Fol- 
—— en für den ganzen Umfang ber Ai ii einheitlich 
eititellen, 


daß ein Staat, welder auf das nationale Gepräge 
Gewicht lege, bie Nationalfpradhe, als ein Wahrzeichen 
feiner Einheit, im gefammten öffentlichen Leben zur 
Anwendung bringen müffe, und daß, umſchließe er in 
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und —— i 


Diefer Grundſatz iſt, wie zur Generaldiskuſſion dargelegt 


wurde, ſtaatsrechtlich unanfechtbar, feine Anerkennung und 
Ein- un BE gerade für 5 li von entf ei⸗ 
dender, maßgebender Bedeutung. Die Bevölkerung der 


Monarchie umfaßte*) 1867 in ihrer Geſammtheit von ca. 
23,500,000 Seelen etwa 12 Prozent Nichtbeutfche, nämlich 
Litthauer ur yon Polen 2,432,000, Em 50,000, Wenden 
83,000, MWallonen 10,400, Dänen 145,000, ber Ueberreſt 
Deutiche. Das überaus große Uebergewicht Einer Nation, 
ber Deutfchen, prägt unferem Staate uw ben nationalen 
Charakter auf und die aus Preußens biftorifcher Entwickelung 
hervorgehende Staatsindividualität und politifhe Stellung 
unferer Monarchie jroingt beren Geſetzgebung zu einheitlicher 
Zufammenfaffung aller Elemente, melde den nationalen Cha- 
ratter und die auf ibm beruhende politische Anbivibualität 
unferes Staats erhalten und kräftigen können. Dies ift aber 
um fo nothwendiger, al8 die in Preußen herrſchende Sprad)- 
verſchiedenheit von antinationalen Parteien zur Schwächun 
ar Einheit und Kraft ausgebeutet ift und noch außgebeute 
wird, 


zit fonah daß Bebürfniß zu einem Gefehe des vor- 
liegenden Inhalts theoretifch begründet, fo geht baffelbe 
ebenfo aud als ein praktiſches aus der Lage ber biöherigen 
Gefeggebung in ber fraglichen Degiebung hervor. Denn nir 
gends ift in ihr jenes ftantsrechtlid) begründete und politiſch 
nothwendige Doftulat ausgefprochen, noch weniger zum lei- 
tenden Grunbfaß für die gefammte Monardjie erhoben. Die 
in biefer Beziehung vorhandenen einzelnen Vorſchriften ent- 
—** vielmehr dieſem Grundſatze nur in geringem Grade. 

ie Allgemeine Gerichtsordnung, das Allgemeine Landrecht, 
die Kriminalordnung, die Rheiniſche Geſetzgebung betreffen 
nur die Zuziehung von Dolmetſchern bei gerichtlichen Ber- 
handlungen, für Litthauer, Ezechen und Wallonen fehlt es an 
Spezialgeſetzen, die für Dänen vorhandenen verfolgen eine ent- 
gegen eſetzte Richtung und nur für Wenden und Polen find 

T —* erlaffen, dieſe aber, ihrer Tendenz nad) ungenügend, 
weil ihnen nicht bas e ebachte Doftulat zum Grunde liegt, 
unvollitändig, weil fie af nur das Verfahren vor Gericht 
betreffen, und ungvedmäßig, weil fie das Verfahren erfchweren, 
u Suchtsunficherbeiten, ja Nechtsverlegungen und unlösbaren 
— ————— führen, haben ſich nicht bewährt. 


Der Erlaß eined allgemeinen Gefege8 über den Sprad)- 
gebraud) der Behörden und im dem Verkehr mit ihmen, und 
zwar auf ber im der Vorlage vorgefchriebenen und burd)- 
geführten Grundlage ift daher nicht nur ein Bebürfniß, fon- 
dern unerlaßlich und auch infofern unbedenklich, als dadurch 
fein Recht einer der nichtdeutfchen Bevölferungen der Monardjie 
verlegt wird, Denn feine berfelben Hat einen baltbaren 
Rechts titel auf den Gebraud ihrer Mutterfpradhe in dem 
Verkehr mit den Staatäbehörben und, felbft wenn fie einen 
folhen hätte, fo ſteht der Gefeggebung nicht nur das Recht 
u, ihn zu bejeitigen, fondern aud die Pflicht Hierzu, falls 
das Staatsinterefle dies gebietet. 


Die einem Gefehe vorliegender Art zu ftellende Aufgabe 
ift in dem — — * aber auch zweckentſpre— 
chend gelöſt. Das Prinzip iſt richtig, klar und beftimmt 
ausgeſprochen, einfach und konſequent —— das Gebot 
des ausſchließlichen Gebrauches der Deutſchen als Geſchäfts 
ſprache iſt nur auf die Behörden und öffentlichen Körper- 
fchaften befchränft, greift alfo nicht in die zu achtende Selbft- 
ftändigkeit der Kirchen und nicht öffentlicher Körperſchaften 
ein und überläßt mit Recht die Regelung des Sprachgebrauchs 
in ben Schulen den verheißenen Unterrichtögefepen. Unberer- 
feit8 aber macht «8 von feinem Prinzipe, ohne ar Ber 
einträchtigung, bie für den mündlichen Verkehr der ber 
Deutſchen Sprache unkundigen Bevölkerung mit und vor den 


*) ch. Zeitfchrift bes Königlich) Preußifchen ſtatiſtiſchen Büreaus, Jahr ⸗ 
nn 187, In nnd AV. Seft Pag. BO BTL, Die lepte Dreitif 
Bol Sählung, mit welcher eine burdigängige Ermittelung ber Familienſprache 

verbunden war, ift bie von 1861. 


— — — — — —— —— — — — 





Behörden durch unabweisbares Bebärfniß gebotene Ausnahmen, 
und geftattet durch eine zweckmäßige rag nr rege 
ähnliche Ausnahmen für gewiſſe Öffentliche Körperfchaften, in 
benen dazu ein Bebürfniß zur Zeit nod) vorhanden fein könnte. 


Die vorentwidelte Beurtheilung des Entwurfd fand in 
ber Generaldisfuffion, mit Ausnahme nur einer Stimme, 
im vis seig vn bie Billigung fämmtliher der Berathung bei. 
wohnenben ya der Kommiffion. Es wurde zwar nicht 
anerkannt, daß das Geſetz Härten für die nichtdeutſche Bevöl- 
ferung , In ber nädhften Zeit wenigftens, zur folge haben 
würde, und ed ward be&halb aud von einem Mitgliebe bem 
Deingine bed rn nur unter dem Vorbehalte zugeftimmt, 
zur Milderung dieſer Härte des Geſetzeß, welches eine etwas 
zu große Strenge an bie Stelle der bisher geübten übermäßi- 

en Milde fee, Mobififationen einzelner Beftimmungen vorzu- 
lagen. Die Kommiffion erfannte aber an, daß jene mög- 
lichen Härten ald unvermeibliche folge ber Unkunde ber Na- 
tionalſprache und ber Staatsangehörigfeit dem allgemeinen 
Staatsintereffe — von keiner entſcheidenden Bedeutung 
ſein dürften und von der betheiligten Bevölkerung getragen 
werden müßten, zumal buch ben Schulunterricht wie durch 
bie allgemeine Wehrpflicht die Verbreiterung ber Kenntniß ber 
Deutfchen Sprache je länger je mehr geier ert werde und bie 
Nothwendigkeit ihres Gebrauchs im Verkehr mit bem Staate 
die Mutterfpracdhe als framilien- und Verkehrsſprache nicht be- 
einträchtige, alfo bie Wurzel ber angeborenen Nationalität 
nicht verletze. 


Von einer anderen Seite wurde eine Darlegung der 
Sprachverhältniſſe im vormaligen Herzogthum Schleswig in 
den Motiven vermißt und das Bedenken angeregt, ob die in 
beffen nördlichem Theile beſtehenden Sprachverhältniſſe eine 
befriedigende Ausführung des Geſetzes nicht ſehr zweifelhaft 
machen würden. Zur Beſeitigung dieſer Beſorgniß legte der 
Herr Vertreter des Miniſteriums des Innern, auf Grund ber 
Berichte ber Behörden, welde über Die Angemeſſenheit und 
Ausführbarkeit des vorliegenden Entwurfs gehört find, bar: 


daß bie bortige Dänisch fprechende Benölferung, für 
welche fih in früherer Zeit und bis zu bem, 1840 
von ber Dänifchen Regierung erlaffenen fogenannten 
Spradedikte die Deutſche Geſchäftsſprache bereits obne 
alle Schwierigkeiten und Nachtheile ausfchließlich zur 
praftifchen Ge * un finde, nur in ber fpätern 
Deriode von 1840 bis 1864 durch allerlei politische 
Einflüffe und daran gefnüpfte fogenannte Danifirungs- 
verſuche allerdings bezirksweiſe auch ſprachlich interi- 
miſtiſch weſentlich andern Einflüſſen und Bedingungen 
ausgeſetzt geweſen ſei, daß aber die Ausführbarkeit des 
vorgeſchlagenen Geſetzes, weil es ſonach lediglich die 
frühern Verhältniſſe repräſtinire, begründeten Bedenken 
nicht unterliegen könne, 


Diefer Auffaffung trat der Vorfigende der Kommiſſion 
auf Grund der von ihm als Negierungsfommiflar der Herzog— 
thümer Schleswig-Holftein 1849 und 1850 praktiſch gefammel: 
ten Erfahrungen in einer, bie dortigen Merhältniffe hiſtoriſch 
näber beleuchtenden Expofition überall bei. 


Nur von einem Kommiffionsmitgliede wurde dem Ent- 
mwurfe überhaupt wiberfproden und feine Ablehnung deſſelben, 
auch bei deffen etwaiger Mobdifizirung im Einzelnen, motivirt, 
insbefondere mit Nücdficht auf die ntereffen der Staatsange 
hörigen Bolnifher Nationalität und auf bie ibr zur Eeite 
ftehenden Anſprüche, welche durch die oben entwidelten allge- 
meinen Gründe nicht befeitigt werden fünnten. Der Entwurf 
nehme, wie zur Begründung dieſes prinzipiellen Widerfpruds 
näher ausgeführt wurde, nicht den für bie ————— ge 
botenen objektiven Standpunkt ein, fondern einen übermiegend 
fubjektiven, und verftoße dadurch gegen bie geſetzgeberiſche 
Pflicht ber Unparteilichkeit, die um fo empfindlicher, als cı 
das angeborene Recht auf den Gebraudy der Mutterfprade 
wa ‚ wenn nicht geradezu verleße; eben eg wel werdt 
der Entwurf ſeinen Zweck, durch Amalgamirung der in der 
Monarchie vorhandenen fremden Nationalitäten mit der Deut: 
fchen Individualität des Staates beffen Einbeitlichfeit und 
Kraft zu fördern, nicht erreichen, vielmehr den entgegengefehten 
Erfolg haben, er werde ben Gegenfag unter ben verſchiedenen 
Nationalitäten nur verfchärfen, zu um fo bartnädigerer fei- 
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haltung an ber angeftammten Nationalität führen und bie 
Bendlkerungen verfchiedener Nationalität gegen die Negierung, 
wie unter einanber aufreizen, ohne doch bie angeborene Mutter 
Dose vertilgen au können; diejenigen Polen, welche, wie ber 
rklärende bie für feine Perſon als geboten anerfenne, ſich 
als Preußen, und ihre Pflicht, die Geſetze des Staats und bie 
aus der Stantsangehörigkeit folgenden Obliegenheiten geriffen- 
haft zu erfüllen, anerkennen, wären auch als Preußen doch 
Dolen, und gerade fie müßten im Intereſſe des Dreußifchen 
Staates vor einem Gefehe, wie das vorliegende, warnen; fie 
hätten die Segnungen und Vorteile, welche die Preußifche 
Regierung und Verwaltung auch der Polnischen Bevölkerung 
gebracht, das was ihnen in Berüdfichtigung ihrer Nationalität 
und beren berechtigten Unfprüche für den Gebrauch der Mutter- 
ſprache bisher gewährt fei, anerfannt und müßten eben bed- 
halb auf die Beforgniß hinweiſen, daß ein Gefeh, wie dab 
vorliegende, die Blicke der Polnischen Bevölkerung auf andere 
Staaten binfenfen mußte, e8 werde aber auch das, was das 
Geſetz beabfichtige, im Verlauf ber Zeit ohne daffelbe von felbft 
eintreten, bad möge man abwarten und fünne es ohne Beein- 
traͤchtigung der Staatsintereifen heranreifen laffen. 


Be A ng fand alljeitigen Widerfprud in ber 
Kommiffien. Die Objektivität des Stanbpunfteß des Gefehes 
fei allein das, wie bei diefem Entwurf ge 83 richtig abge- 
wogene Intereſſe des Staates und feiner Individualitaͤt und 
ber Vorwurf, der Entwurf nehme durch ausſchließliche Bevor- 
jugung, ber Deutſchen Bevölkerung einen überwiegend fubjel- 
iven Standpunkt ein, fei deshalb unbegründet, weil gerade 
diefe Bevorzugung objektiv, d. h. durch das Stantsinterefie, 
eboten fei, und weil der Entwurf auch vom fubjektiven 

tandpunkte aus bie nicht Deutiche Bevölkerung eg 
infoweit e8 beren Bebürfniffe erforberten und bad Gtaa 
intereffe e8 geitatte; Die angeftammte Nationalität felbft werde 
durch das Gebot bed Gebraudes der Deutichen Sprache als 
öffentliche Geſchaͤftsſprache nicht angetaitet, der Gebrauch ber 
Mutterfprache in allen anderen Beziehungen nicht beeinträch— 
tigt, vielmehr begünftigt felbit für ben Verkehr mit bem 
Staate durch Geftattung des völlig unerfchwerten und unge 
binderten Gebrauchs berfelben für den mündlichen Verkehr 
diefer Art; endblih aber müßten doch auch vom fubjektiven 
Standpunkte aus die Intereffen der Deutichen Bevölkerung 
der Provinz Poſen ebenfo berüdfichtigt werben, wie bie ber 
Dolnifchen, und, blide man auf die Dolnifche Bevölkerung bes 
Danziger Regierungsbezirks, der Provinzen Preußen unb 
— welche doch Spezialgeſetze über den Sprachgebrauch, 
wie ſie der Provinz Poſen gegeben, nicht beſäßen, ſo werde 
unmöglid) behauptet werden koͤnnen, daß thatſächlich durch 
biefen Mangel der Gebraudy der Mutterfprache beeinträchtigt 
oder gar die Nationalität umgewandelt fei. 


Es bedarf zur Ergänzung diefer Entgegnung nur noch 
ber — der obigen Hindeutung af einen vermeint⸗ 
lihen Anfprüd der Provinz Dofen auf den Gebraud ber 
Dolnifhen Sprache als Gefhäftsiprache, alfo einer rechtlichen 
Begründung des obigen Ausipruches, daß feine nicht Deutfche 
Bevölkerung der Monarchie einen baltbaren Mechtätitel auf 
den Gebraud) ihrer Mutterfprache in dem ftaatlichen Verkehr habe, 
für jene Provinz. Man bat einen foldyen Pechtstitel herleiten 
wollen aus den Friedensverträgen von 1815, wodurch die 
Provinz an Preußen überwieſen iſt. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob aus ſolchen Verträgen auch die Unterthanen Ans 
forüche und Nechte herleiten können, denn felbft wenn man 
dies annehmen wollte, fo fagt der unter befonderem Beitritte 
von Oeſterreich zwifchen Dreußen und Rußland am 3. Mai 
1815 gefchloffene Vertrag, betveffeud das Herzogthum Mar 
ſchau (Se — S. 132), Art. 3.: »den Polen, die be— 
iehungsweiſe ber hohen kontrahirenden Theile Unterthanen 
An „ſollen Einrichtungen, welche die rn ihrer Rationg- 
lität fihern, nad den —— bürgerlichen Daſeins (d’exi- 
stence politique) zu Theil werden, bie jede der Regierungen, 
denen fie angehören, ihnen zujugeitehen für angemeffen er- 
achten wird.« 


Adgefi davon, daß bierin bie Sprache nicht erwähnt 
wird, fo ift lediglich dem Ermeffen, alfo bem freien Willen 
jeder Regierung überlaffen, in welchen Beziehungen und in 


welcher Weiſe fie die Polniſche Nationalität nad den Formen 
bürgerlihen Dafeins fihern will; Preußen Bat alfo freie Sand, 


in welcher Weife es biefelbe Hinfichtlih ber Sprache ſichern 
will; jedenfalls ift es durch jene Beftimmungen nicht gebun- 
ben, die Polniſche Spradye als Öffentliche Gefhäftsfprache für 
die Provinz Poſen vorzufchreiben. 


Das Patent aber, woburd biefe Provinz für den Preu- 
ßiſchen Staat in Befif genommen und ihm emverleibt wurde 
vom 15. Mai 1815 (Geft4 -Sammi. p- 2), alfo das eigentlidye 
Geſetz für die vorliegende Frage, enthält nicht das Mindefte 
über den Gebrauch einer Geihäftsfpradhe für die Provinz und 


' Spricht alfo deren Dolnifchen Benölterung ein Recht auf foldyen 


— — — — — — — — 


Gebrauch der Polniſchen Sprache nicht zu. 


Nun beſagt zwar bie Königliche Proklamation an die Be- 
wohner der Provinz Pofen von dem nämlichen Tage (Gefeh- 
Samml. p. 47): 


»Eure Sprache foll neben der Deutichen in allen öffent. 
lichen Verhandlungen gebraucht werden.« 


Allein diefe Proklamation ift fein Gefeß, fie fpricht feine 
Dispofition aus, und fonnte nicht die Abficht haben, die Ge- 
feggebung für alle Zeiten zu binden. 


Nachdem Hiermit die generelle Prüfung des Gefekentwurfs 
erfhöpft war, wanbte fid) die Diskuffion zu den einzelnen Pa- 
ragraphen beffelben. 

$.1, 


weldyer ben Kern des Geſetzes bildet, wurde als ben im ber 
Generaldiskuſſion gebilligten Grundfägen entfpredyend und durch 
fie — zwar anerkannt, allein gegen das 2. Alinea einge 
wandt, baf das ausnahmslofe Verbot aud) für das Publikum, 
in einer anbern als ber Deutichen Sprache mit ben Behörden 
ſchriftlich zu verkehren, zu weit gehe, weil es dieſen Verkehr 
für daſſelbe erheblich erſchwere und verzögere, namentlich auch 
in den am nichtbeutjche Länder grenzenden Gebieten und für 
bie in der Monarchie ſich aufhaltenden Fremden, insbefondere 
in Seeftädten, wo bie zahlreicyen Nichtdeutſchen, ſowie die Be- 
hörben durch jenes unbedingte Verbot um fo mehr beläftigt 
werden würden, als die da vorkommenden Geſchaͤfte häufig 
eine fehr fchleunige Erledigung erforderten, fo daß es ohne 
alle Gefährdung der Staatintereffen zuläffig und rathſam er- 
[beine in bieder Beziehung eine Erleichterung eintreten zu 
affen. Es warb beantragt, zu dem Ende ben 2. Sab des 
eriten Alinen des G. 1 dahin zu faffen: 


Schriftliche Eingaben und Anträge in nichtdeutſcher 
Sprade können unberädfichtigt bleiben oder ohne 
Weiteres zurüdgegeben werben. 


Died Amendement fand Sowohl bei den Herren Regie 
rungävertretern ald auch in ber Kommiſſion Miderfprud). 
Dattelte fei, wie entgegnet ward, eine ——— bed an⸗ 
genommenen Prinzips bes ganzen Geſethzes, welche durch ein 
ausreichendes Bedurfniß dazu nicht gerechtfertigt erfcheine; bie 
im ande verweilenden Fremden hätten fich, wie in anderen 
Beziehungen fo auch Hinfichtlich des Gebrauchs ber Gefchäfts- 
ſprache, den Gefehen des Landes zu fügen und ſchwerlich werde 
irgend eine auslänbifche Oelebacbung ‚ namentlicdy weder bie 
Franzöſiſche noch die Englifche, auf die Sprache ber fremden 
eine derartige Nüdfiht nehmen, Die allerdings, aber ohne 
allen Grund, in Deutichland in vielen Richtungen hervortrete 
und nur aus einer übermäßigen, gerade jet politifch fich nicht 
—— Milde hervor F die aus dem ausnabmälofen 
Verbote beſorgten Nachtheile ferner würden nur in geringerem 
Maße eintreten, denn in den inländiſchen Orten ſprachlich ge- 
mifchter Bevölkerung würde es an zu Dolmetfhern geeigneten 
Derfonen felten fehlen, noch weniger aber in ben —* ebieten 
und an Seeplätzen, und überdies bleibe ja der mündliche Ber- 
fehr mit ben Behörben in frember Sprache geftattet ; überdieb 
würben bie Pan des Nichtgebrauchs ber Deutichen Sprache 
nicht in $. 1, fonbern in $. 10 der Vorlage feitzufeßen fein. 


Bei der Mbftimmung warb das Amenbement mit 8 
Stimmen gegen 3 abgelehnt, hiernächſt $. 1 mit 10 Stimmen 
gegen 1 angeno mmen. 

$. 2. 


Die bier gegebene — — wurbe als eine 
erwünſchte und unbedenkliche Milderung ber Strenge bes $.1 
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und bie Befchränkung berfelben auf mündliche Verhandlungen 
nur ber Schulvorftände, der Gemeinde- und Kreißvertretungen 
ür ausreichend erachtet, weil für zus Körperfhaften und 
ür die Behörden (Magiftrate und ergleichen) ein Bebürfniß 
n biefer Beziehung nidyt vorhanden ſei, auch nicht anerkannt 
werben bürfe, und weil ber fchriftliche Verkehr jener Vertre- 
tungen mit ben Behörden in Deutfcher Sprache im Intereffe 
des Prinzips des Gefehes und nad) Cage ber Verhältniffe feit- 
gehalten werden müffe und könne, Yeßterem wurde zwar ent- 
genengefeht, daß fi zur Zeit in ben gg errang ns 
Dijtrikten Vorfteher ländlicher Gemeinden finden bürften, denen 
die Kenntniß der Deutſchen Sprache fo vollftändig fehle, daß 
fie zur — —— ſchriftlicher Eingaben in derſelben außer 
Stande ſeien. Der Herr Vertreter des Miniſteriums des 
Innern beſeitigte jedech dieſes Bedenken durch die Erklärung, 


daß eine derartige Schwierigkeit nad) ben von ben be 
treffenden Behörden eingezogenen Nachrichten, insbe 
fondere nad) ben Berichten des Landrathsamts bes 
Kreiſes Habersleben und der Regierung zu Schleswig, in 
irgend nennenswerthem Umfange nicht zu beforgen fei. 


Ein Amendement wurbe in dieſer Beziehung nicht geſtellt 
und, da auc die Dauer der Uebergangsperiode für reichlich 
bemeffen, ebenfo der Weg Königlicher Anordnung zur Ge- 





attung des Uebergangsftabiums, weil dadurch eine forgfame | 


rüfung des Bebürfnifjes gemäbrleiftet werde, empfehlenäwerth, 
aud), weil es fi nur um Ausführung des vorhandenen Ge- 
feßes gr al8 ber zweifellos zuläflige erachtet wurde, fo 
ward $. 2 unverändert mit allen gegen eine Stimme ange- 
nommen. 


Die in den über ben Sprachgebraud von und mit on 
Gerichten 65. 3 bis 8 vorgefchlagenen Beftimmungen laffen ſich 
dahin zufammenfaffen, 


baf alle Protokolle, — und Erlaſſe nur in 
Deutſcher Sprache abzufaſſen ſind und 


Sertenhaus. _Aktenftüd 158. 


In 





Ein fernerer Antrag: 


im gr Alinea des $. 3 anftatt der Worte: »findet 
nicht ftatte zu feßen: »fann unterbleibene, 


wurde dadurch motivirt; es erfordere das Intereſſe ber nicht 
Deutichen Partei, dab die Aufnahme eines Protokolls in ihrer 
Sprache wenigftens zuläffig fei, überdies hätten die Verhand- 
lungen aud) Bedeutung für andere Perjonen ald die dabei 


mitwirkenden. Bei der dadurch — Debatte über 





daß in einer anderen Sprache nur mündlich verhandelt 


werden barf und zwar ohne Dolmetfcher, wenn bie 
mitwirkenden Perſonen beren kundig find, mit Zu- 
ziehung eines Dolmetſchers lediglich als Vermittler des 
gegenfeitigen VBerftändniffes 
und wurden als klar, einfach und beftimmt, fowie auch ſowohl 
das Bedürfniß der Parteien wie das Intereſſe der Juftiz er⸗ 
fhöpfend im Allgemeinen gebilligt ‚ und e8 ward anerfannt, 
daß fie deshalb den Vorzug vor den jetzt beftehenden betreffen 
den Vorfchriften verdienen. Bei der fpeziellen Beratbung diefer 
einzelnen Paragraphen wurde zu 


8.3 
zunächſt der Antrag, größerer Beſtimmtheit halber die Worte: 
»Iſt gerichtlich⸗ durch die 
Iſt vor Gericht 


in een, ohne Miderfprucd bed Herrn Vertreters des Juftiz- 
inifteriums mit 7 gegen 3 Stimmen angenommen. 


Demnächſt wurde geltend gemadyt, daß die der Deutfchen 
Sprache unkundige Partei nur dann volles Vertrauen zu einer 
richtigen Vermittelung ber Verftändigung haben werde, wenn 
ihr geitattet werde, ß 
deshalb beantragt, hinter dem 1. Alinea einzufchalten: 


Mill oder fann der der Deutichen Sprade Unkundige 
einen dem Gerichte geeignet erfcheinenden Dolmetfcher 
nicht in Norfchlag bringen, fo beftimmt das Gericht 
bie Perſon des Dolmetſcherb. 


Dem ward jedoch ſeitens des Herrn Vertreters des Juftiz- 
Miniſteriums und einzelner Kommiſſionsmitglieder wider— 
ſprochen, theils weil das angegebene Motiv unzureichend ſei, 
theils weil es nicht angemeſſen erſcheine, den Richter, für deſſen 


Amtsfunktion doch der Dolmetſcher hauptſächlich augegogen | 


werde, in der Wahl bdeffelben zu befchränten, und weil das 
Intereſſe der Deutihen Partei eine gleiche —— 
verdienen würbe, welche dann bie Zuziehung mehrerer Do 
metfcher erforderte und zu Unzuträglichkeiten führen müßte. 
Das Amendement warb bierauf mit 8 gegen 
abgelehnt. 


2 Stimmen 


elbft einen Dolmetjcher zu wählen, und | 








i 
| 
N) 


| 


J 


Verordnungen 


Aufnahme eines Nebenprotokolls, bei der auch der Herr Ver— 
treter des Juſtizminiſteriums gegen bie beantragte Aenderung 
ſich ausſprach, wurde anerkannt, daß die in dein Geſetze bem 
Dolmeticher angewiefene Stellung eines Vermittlers des Ver- 
ändniffes und nicht auch eines amtlich Fungirenden genüge, 
aß die Aufnahme bes Virotofoll in Deuticher Sprache durch 
ba8 Prinzip des * geboten fei, und daß die ausdrückliche 
Geftattung eined Nebenprotofolls das Verfahren verzögern, 
erſchweren und daß ſolche Duplizität der Drotofolle zu Strei- 
tigfeiten führen werde. Die bei dieſer Debatte zur Unter- 
ftügung obigen Antrages noch hervorgehobene Beforgniß, daf 
bei mangelnder Niederichreibung der Ausfage eines Zeugen in 
feiner Sprache die Gefahr für ibn entftehe, auf Grund bes 
Deutichen Drotofolld, wenn es ihm in feiner Spradye nicht 
vollftändig richtig vorgelefen fei, wegen Meineids ſchuldlos 
verurtbeilt zu werben, hielt man durch Die Doch vorauszufeßende 
hinreichende Sprachkenntniß des Dolmetſchers, anbererſeits 
durch das Vertrauen in deſſen Eid für beſeitigt. Ebenſoweni 
wurde es für entſcheidend erachtet, daß ohne ein — 
namentlich für die ferneren Inſtanzen, die Möglichkeit einer 
aktenmäßigen Kontrole ber Richtigkeit der Nerftändigung und 
ber Uebertragung ber Erklärungen in dem Deutfchen Drotofoll 
Vier Denn rg die Verordnung für die Wenden von 1843 
chriebe das vorgeſchlagene Verfahren vor und in den 
ür die Provinz Poſen fehle das Gebot eines 
Nebenprotofolld, indem nur in ber von 1834 beftimmt jei, 
baf neben Polniſchen Verhandlungen eine Deutſche Ueber: 
feßung, alfo nicht ein felbftitänbiges Protofoll, an der Seite 
ſtehen folle, Vorschriften, aegen weldye in der Praxis, fo viel 
befannt, feine Bedenken laut geworden feien, und Die man, 
indem fie dem Prinzipe des vorliegenden Geſetzes entfprächen, 
durch daffelbe aufrecht erhalten könne refp. auf die gefammte 
Monarchie auszubehnen habe. Das Amendement wurde 
mit 7 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 


Ebenfo ward ber Antrag, dem $. 3 hinzuzuſetzen: 
Bei Verträgen unter Lebenden und bei Iegtwilligen 
Verordnungen bleibt es bei den beftehenden Vor- 
fchriften, 
mit 8 gegen 2 Stimmen abgelehnt, weil ein Bedürfniß bierzu 
nicht anerfannt wurde, Überdies über den Gegenftand in $. 6 
disponirt werde. 


Scyließlih wurde der F. 3 mit Abänderung ber Ein- 
gangsworte in die 


Iſt vor Gericht 
mit allen gegen eine Stimme angenommen. 


Qu . 
J. 4 
wurde bie Streichung bed letzten Satzeß beantragt, weil im 
Allgemeinen bie jedesmalige Ableiſtung eines Eides der Ver- 
weilung auf den Dienfteid vorzuziehen fei, diefer auch in vielen 
Fällen 3. B. bei Steuerbeamten der Funktion als Dolmeticher 
ganz fremd bleibe; dies AUmendement wurbe jedoch mit 6 
egen 5 Stimmen abgelehnt. Dagegen fand bei der Debatte 
darüber die Anficht mehrfeitige Zuftimmung, daß jener Satz 
unvollitändig fei, weil aud der Fall der bloßen Zuziehung 
eines Beamten ald Dolmetjcher bei einem einzelnen Alte vor- 
zufehen fei, und daß die Beſtimmung: ber Dienfteib erſetze 
den Dolmetjchereid, materiell nidyt ausreiche. Das bierauf 
geftügte Amendement, das 2. Alinea dahin zu faffen: 
Wird ein Beamter ald Dolmetſcher angeftellt oder ver- 
wendet, jo erfolgt feine VBerpflihtung muter Hinweiſung 
auf ben von ihm geleifteten Dienfteid, 
wurde hierauf mit 9 gegen 2 Stimmen, demnächſt ber fo ge 
änderte $. 4 mit allen gegen eine Stimme angenommen. 





$.5 
wurbe nicht beanftandet und mit allen gegen eine Stimme 
gleichfalls angenommen. 


$. 6 


and in ber Vorfchrift der 3 erften Zeilen fein Bebenten, weil 
er Iebiglid zur Vermittelung der Verftändigung beitimmte 
Dolmetfcher überfläffig fei, wenn e8 deren für feine der mit- 
wirkenden Verfonen bebürfe. Gegen die 3 legten Zeilen 


auch kann das Drotofoll, fofern es nicht eine Gerichts- 
figung betrifft, in ber fremden Sprache aufgenommen 
und die Ueberfegung in das Deutfche erforderlidyenfalls 
nachträglich bewirkt werben, 


wurde bemerkt, baf bies eine nicht unerhebliche —Xx* von 
dem Prinzipe des Geſetzes ſei, zu der die dafür angeführten 
Motive nicht auszureichen ſcheinen. Denn die Berufun darauf, 
daf jene Vorfhrift nur beitehenden Beltimmungen folge, fei 
fein Grund für ein neue Geſetz, das ein neues Prinzip auf 
ftelle und diefem das Verfahren anzupaffen habe. Das ferner 
angeführte Motiv, es fei Rüdfiht zu nehmen auf bie ber 
Deut en und Volnifhen Bevölkerung zu erhaltende Möglich 
keit, in ihrer Mutterſprache Verträge abzufchließen und legt. 
willige Verordnung in derfelben zu treffen, fei von geringerer 
Bedeutung; diefe Möglichkeit fei durch die $. 12 der Vorlage 
ausgeſprochene Aufrehterhaltung der Notaritätsordnung zur 
Genüge gewährt und für gerichtliche Verträge reiche die Ge⸗ 
—— mündlicher Verhandlung in fremder Sprache aus, 
ndem nicht abzuſehen fei, weshalb man, wenn man der Sprach⸗ 
kunde des Richters für die mündliche Verhandlung und kei 
progeffualifhen Verhandlungen vertraute, ihr nicht aud ein 
feiches Vertrauen binfichtlid der Faſſung des Protofolld in 
Deutfcher Sprache und deffen mündlicher Uebertragung in bie 
fremde in nicht progeflualifchen Verhandlungen gewähren wolle; 
für die Aufnahme letwilliger Verordnungen fei allerdings 
jene Rüdficht bedeutfamer, eben deshalb aber auch befondere 
orficht des Richters vorauszufegen. Diefer Mangelbaftigkeit 
der angeführten Motive trete aber hinzu, daß die Worte: 


und kann bie Ueberfegung in das Deutfche erforber- 
lichenfalls nachträglich bewirkt werben, 


deshalb nicht genügten, weil fie nicht erkennen ließen, worin 
denn ber fall des Erforberniffes der, der Vorlage dod) fonft 
fremden Ueberfegung gerichtlicher Verhandlungen in das Deutſche 
beftehen folle, ob in der Unmöglichkeit‘ der Anfertigung einer 
Ueberjegung vor völligem Abſchluß der Verhandlung oder in 
irgend einem andern Umftande, nn aber aud) deshalb, 
weil unentfchieden bleibt, ob, in welchen zzällen und mit welcher 
Wirkung eine Deutſche Ueberfegung erfolgen foll, eine für_ bie 
Aufnahme legtwilliger Verordnungen infofern erhebliche Lücke, 
als fie Zweifel über die Formalitäten ber Teftamentsaufnahme 
und über die Folgen ihrer Verabfäumung Raum gäben, ganz 
abgeiehen davon, daß eine nachträgliche Ueberfegung des ein 
ußegelnden Protokolls erſt nad der Bublifation erfolgen 
* und deren Anfertigung durch einen andern Richter als 


Exxxxenhaus. Altenſtũck 188. 














den, welcher es aufgenommen hat, doch zu Differenzen führen 
möchte. Auf Grund dieſer Erwägungen wurde beantragt, an⸗ 


ſtatt der 3 letzten Zeilen des F. 6 zu ſetzen: 
bei Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit kann 


693 


— — — — — 
— — — — — 


lution gelangenden Sachen Gebrauch gemacht werden, 
in ſolchen Fällen würbe die Beifügung einer Deutſchen 
Ueberfegung ein unnützes Schreibwert enthalten und 
fei mit Ruͤckſicht hierauf die Beſchränkung »erforber- 
lihenfalld« in den Entwurf aufgenommen, 


ward obiger Antrag ald dur ein Bedürfniß dazu motivirt 


in ber Kommiffion nicht anerfannt, das darin vorgeſchlagene 


Verfahren für zu mweitläufig und dem Richter befchwerlich be- 
zeichnet und dem Antrage, insbefondere auch von dem Herrn 
Vertreter des Juftigminifteriums deshalb widerfprochen, weil 
dadurch eine landrechtliche Vorſchrift auf bie Gebiete ber 
Monarchie, in denen das Landrecht nicht gilt, ausgebehnt werben. 
würde und die Konfequenzen deſſen nicht abzufehen jeien. Bei 
ber Abſtimmung wurde das Amendbement mit 9 gegen 2 
Stimmen — Es wurde jedoch mit Rückſicht auf” 
die gegen das Wort: »erforderlichenfalld« geäußerten Bedenken 
als geratben bezeichnet, durch Streichung diefer Worte dem 
Ermeffen des Richterd die ar e Beurtheilung der Umftände 
bes einzelnen alles zu über affen. Diefe —— wurde 
indeſſen mit 7 gegen 4 Stimmen abgelehnt und fodann der 
ganze $. 6 unverändert mit 10 gegen eine Stimme an— 
genommen. 


Zu ben 
68. 7 und 8 


wurde nichts beinerft und erfolgte deren Annahme mit allen 
gegen eine Stimme. 


$.9. 


Es wurde für angemeffen und nothwendig erachtet, daß, 
mas der Herr Vertreter des Minifteriums des Innern als uner- 
läßlich bezeichnete, die Worfchriften der 66. 3 bis 7 audy auf 
bie mündlichen Verhandlungen der Verwaltungsbehörden und 
mit ihnen zu erſtrecken. 


Nachdem der gedachte Here Vertreter noch die ausge— 
ſprochene Vorausſetzung, daß ben Parteien aus der Zuziehung 
von Dolmetjhern Koſten nicht erwachſen würden, beftätigt 
hatte, wurde &. 9 mit allen Stimmen gegen eine unverändert 
angenommen. 


$. 10. 


Darüber, daß bie Beobachtung des Gefetes durch darauf 
berechnete Vorſchriften deffelben gelichert werden müßte, war 
man zwar einig und aud) dem angeregten Smeifel, ob es des 
l. Ablapes des Daragraphen überhaupt bebürfe, da die Beob- 
achtung auch dieſes Geſetzes zu den Amtspflichten jedes Beamten 
gehöre, und es ſich alſo von ſelbſt verſtehe, daß Uebertretungen 
deſſelben im Disziplinarwege zu rügen ſeien ward eine weitere 
Folge nicht gegeben. Hingegen wurden Ordnungsftrafen gegen 
Drivatperfonen ſchon im Prinzipe als nicht empfehlenswertb 
—— vor Allem aber jeder haltbare Grund dafür in Ab- 
rede * daß ſolche gegen ln verhängt würden wegen 

eſetzwidrigen Gebrauchs einer fremden Sprache in feiner eigenen 
—— vor Juſtiz- und Verwaltungsbehörden. Seitens 
ded Vertreters des Minifteriums des Innern wurde für bie 
Notbiwendigkeit der Aufrechterhaltun "der Ordnungsftrafe in 
$. 10 befonder® geltend gemacht, dab fie auch” im öffentlichen 


Intereſſe nidyt entbehrt werben könnten, weil erfahrungsmäßig 
von Mitgliedern der Kommunen oder von Kreißangebörigen, 


ber Richter in dem, in Deutſcher Sprade aufzunch- | 


menden Protokolle die Erklärung der Partei in ber 
fremden Spradye fallen, hat aber alsdann, nad Ge 
nehmigung und Unterjchreibung dieſer Faſſung durch 
den Erflärenden, bderfelben eine Deutſche Faſſung im 
Protokolle folgen zu laſſen; binfichtlih der Aufnahme 
fegtwilliger Verordnungen verbleibt es bei der Vor— 
fchrift des F. 128 Tit. 12 Th. IL des Allgemeinen 
Vandredhts; im Zweifel gebührt der Faſſung in fremder 
Sprache der Vorzug vor der in der Deutfchen, 
Nachdem der Herr Vertreter des Juſtizminiſteriums nod) 
zur Motivirung ber bemängelten Faſſung angeführt hatte, 
bei den Gerichten der erften Inſtanz, namentlich bei 
den Einzelrichtern, werde von der Befugniß des Dara- 
grapben, die Verhandlung in der fremden Spradye auf- 
zunehmen, vielfad) in ganz einfachen, fofort zur NRefo- 
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die z. B. in Steuergeſetzen vorgefchriebenen Erklärungen über 
Einfhägungen ihrer Genoffen in Deutſcher Spradye zu geben, 
böswillig verweigert würde und alfo die im 8. 10 angedrohte 
Ordnungsſtrafe in Fällen diefer Art die Erfüllung einer 
ftaatsbürgerlichen Pflicht, ſowie die Möglichkeit; das Steuer: 
geieh auszuführen, fihern, wogegen andererfeit8 veplizirt wurde, 
af wenn nicht fchon im folchen Gefegen die Abgabe der vor- 


geſchriebenen —X durch Androhung von Ordnungsſtrafen 


geſichert ſei, ſie überhaupt, in welcher Sprache fie auch ab- 
gegeben werden wolle, nicht zu ee ngen fein mürbe Wenn 
auch jener prinzipielle Widerfpruch feine erhebliche Unterftügung 


in der Kommiffion fand, fo trat man doch dem Bebenfen mehr⸗ 


| [ei bei, daß es eine cbenfo unbillige al8 überflüffige Särte 


ein würde, Derfonen, namentlid) aus den niederen Volfsklaffen, 
mit Ordnungsftrafe zu belegen, welche ohne alle verwerflide 
Abſicht, lediglich aus Not oder vielleicht aus Unkunde mit 
ber gefeglichen Vorſchrift, entgegen derfelben in ihrer Mutter» 


r 
— — 


Sprache fchriftlich die Behörden antreten, während es vollfom- 
men genüge, ihnen foldhe Eingaben zurüdzugeben. Geſtützt 
hierauf wurde beantragt, dem F. 10 Hinzuzufügen: 


Gegen bie ber Deutſchen Sprache nicht kundige Perfon, 
welche fid) in ihrer Privatangelegenheit mit einer in 
ihrer Mutterfpradye abgefaßten Eingabe an bie Behörbe 
wendet, finden Orbnungsftrafen nicht ftatt. Ein ſolches 
Geſuch iſt ihr mit dem Anbeimftellen zurüdzugeben, 
ee in Deutfcher Sprade verfaßt, wieder ein- 
zureichen. 


Jun Öffentlichen Intereffe fehlen dieſer Zuſatz unbedenklich, 
weil er auf Eingaben in Privatan —— beſchränkt iſt 
und die Ordnungsſtrafe in ben Fällen au ft, mo —— 
der Kenntniß der Deutſchen Sprache dieſelbe aus politiſchen 
Gründen in Eingaben an die Behörden nicht gebraucht wird 
und eine Renitenz der Art überwunden werden muß. 


Der —— Zuf 9 wurde mit 6 gegen 4 und dem⸗ 
nächſt mit ihm der $. 10 von 7 Stimmen gegen 3 an- 
genommen. 


g. 11. 


Zur Vorbeugung jeder bei jegiger Faſſung der Einleitung 
immerhin möglichen ipdeutung des —oa wurde be 
antragt, ſie dahin zu formuliren: 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften 
treten außer Pa RR Hr ya auch u 


1) u. f. w. 


und bieſer Antrag unter Zuſtimmung ber Herren Regierungs- 
fommiflare einftimmig angenommen. 


Sodann wurbe beantragt: 
in ber britten Seile be8 zweiten Alinea anftatt 
in den $$. 31 und 32 des Anhangs 
zu ſetzen: 
in $. 31 des Anhangs, 


weil die Beitimmung des danach aufrecht zu erhaltenden $. 32, 
daß die Verfiherung ber Gerichtsperſonen, fie feien ber Sprache 
des Teftatord mächtig, binreiche, um dies für gewiß zu halten, 
auch in dem fall bed $. 6. ber Vorlage noch ammenbbar 
bleibe. Der Herr Vertreter des Juftizminifteriums bielt jedoch 
bie Aufhebung bes $. 32 cit. für nothwendig, weil es vorzu- 
jiehen fei, in Betreff des Beweiſes ber Belanntfchaft 

ichter8 mit der Spradye des Teftators e8 bei ben allgemeinen 
Vorfhriften zu belaffen. 


Das Amendement wurbe mit allen gegen eine Stimme 
abgelehnt. 


Gegen bie Nr. 1—5 be8 Paragraphen wurbe nur infofern 
Miderfprud) erhoben, als der Pflicht der Staatsangehörigen, 
bie Gefege zu kennen, bie des Staats, ihnen folde in ihrer 
Mutterſprache zu verfündigen, gegenüberftehe, und mifhin die 
— Herausgabe einer Polniſchen Ueberſetzung ber Geſetz⸗ 
— ungeachtet des vorliegenden —* unerläßlich ſei. 
Ein Beduͤrfniß hierzu warb jedoch entſchieden in Abrede ge 
stellt, theild weil daſſelbe für dad gemeine Recht ſich, indem 


Herrenhaus. Aktenftüd M 158. 


ber Mangel einer Ueberfegung des Corpus juris feit Jahr 
hunderten nicht fühlbar geworben fei, — nicht heraus⸗ 
eſtellt habe, und weil 3. B. in dem Gebiete des Rheiniſchen 

echts eine offizielle Pe ber Franzöſiſchen Gefebe 
nicht überall gelte und auch diefer —— die Interpretation 
in Zweifelsfällen ſtets auf ben OÖriginaltext zurüdgegangen 
je theil8 weil für die Polnifche und Dänifhe Bevölkerung 
er Mangel jedes Bebürfniffes zur Herausgabe einer foldyen 
——— r erwiefen zu erachten fei; denn, abgeſehen von 
ben babei nicht in Betracht fommenden Smangsabonnenten, 
hätten nad) amtlicher Auskunft in ben leßten brei Jahren auf 
die Dolnifche Ueberfegung nur je 35, 29 und 30, auf bie 
Däniſche nur je 2 Perfonen freiwillig abonnirt; erwäge man 
endlich, daß bie niebere Bevölkerung die Gefehe, noch weniger 
bie Gefeßfammlung, nicht zu leſen pflege, und daß es ihr nir- 
ends an Gelegenheit fehle, da, wo fie über ein einzelnes Ge- 
etz unterrichtet fein wolle, fi) mit — Inhalt in ihrer 

utterſprache bekannt machen m laffen, fo ſei e8 völlig um- 
bedenklich, die Herausgabe Polnifher und Dänifher Ueber- 
fegungen ber Gefehfammlung, bie nur unnütze Koften für bie 
Staatskaſſe zur Folge habe, in fall zu bringen, zumal bie 
andern Bendlkerungen nicht Deuticher Sprache einer Ueber- 
ſetzung berfelben ohne jeben Nachtheil bisher entbehrt Hätten. 


Endlich wurde im Schluß-Altnen des G 11 bie Faffungs- 
änberung 
Artikel 332 
anftatt $. 332 einftimmig und fobann der $. 11 mit vor 


gebadhten Faffungsänberungen mit allen gegen eine Stimme 
angenommen. 


$$- 12 und 13 


wurden nicht beanſtandet, vielmehr erachtete man bie Auf- 
rechterhaltung ber NotariatSorbnung für eine prinzipiell un- 
bedenkliche und im Intereſſe der nicht Deutfchen Bevölkerung 
empfehlendwerthe Erleichterung berfelben und nahm dieſe Da- 
ragraphen mit allen gegen eine Stimme an. 


Schließlich warb der ganze Gefekentwurf nebit Ueberfchrift 
mit allen gegen eine Stimme angenommen. 
Die Kommiffion beantragt Daher: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


dem Entwurf eines —* betreffend bie Ge⸗ 
ſchäftsſprache der Behörden, Beamten und poli- 
tiichen Körverfchaften des Staats mit ben nad) 
ben PVorftehenden angenommenen aus der. beilie- 
enden eg Tu erfichtlichen Aenderungen 
effelben feine Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 12, Mai 1873. 


Die zwölfte Rommiffion des Herrenhaufes. 


Graf zu Eulenburg (Borfigender). Fleck. von Franken: 
berg: 2udwigsdorf. Heffter. Graf von Mittberg. 
Sulzer (Referent), von Thaden. Wever. 
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Zufammenftellung 


Negierungsvorlage mit den 


ber 


Beichlüffen der Kommiffion. 


Regierungdvorlage. 





Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Geſchäftsſprache der Behörden, Beamten und 
politifhen Aörperfchaften des Staates. 





Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 


Dreußen x. 
verordnen, unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtags 
für den ganzen Umfang ber Monarchie, einfchließlic des Tade- 


gebiets, was folgt: 
$. 1. 

Die Deutſche Spradye ift bie ausſchließliche Gefchäfts- 
fprache aller Behörden, Beamten und politifchen Körperſchaften 
bes Staates. Ein fchriftlicher Verkehr mit denfelben ift nur 
in der Deutfchen Spradye geitattet. 

Auch die Führung der Kirhenbücerzerfolgt in Deutſcher 
Sprade. 

6. 2. 

Für die Dauer der nächften 10 Jahre von dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Gefehes ab kann im Wege Stöniglicher Ver- 
ordnung für einzelne Kreife der Monarchie ber Gebrauch einer 
fremben Sprache neben der Deutfchen bei den mündlichen Ver- 
bandlungen ber Schulvorftände, ſowie der Gemeinde und 
Kreisvertretungen geftattet werben. 

für eine leide Seitdaner kann den zur Zeit im Amte 
befindlichen, der Deutſchen Spracde nicht kundigen Geiftlichen 
durch Verfügung der Bezirfäregierung geftattet werden, bie 
Kirchenbücjer in einer andern Sprade zu führen. : 


3. 


Iſt gerichtlich mit einer Derfon zu verhandeln, melde 
der Deuttihen Sprache nicht kundig iſt, — muß ein beeidigter 
Dolmetſcher zugezogen werden. 

Das Drotofoll iſt in —— Sprache aufzunehmen 
und, falls es einer ah eitens jener Perſon bedarf, 
ihr durch den Dolmeticher in der fremden Sprache vorzutragen, 

Die Führung eines MNebenprotofolld in ber fremden 
Sprache findet nicht ftatt. 


§. 4. 


Die Beeidigung des Dolmetſchers erfolgt ein- für allemal 

ober vor ber jebesmaligen Ausübung feiner Berechtigung dahin: 

baß er bie Ueberfegungen (Ueberfegung), mit melden 

(welcher) er beauftragt werde (jei), unparteiifch und 
geriffendaft abgeben werbe. z 

Wird ein Beamter als Dolmetscher angeftellt, fo erfegt 
ber Dienfteib ben Dolmetfchereib. 


! 


| 


| 


Beſchlüſſe der Kommiffion. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Gefchäftsfpracde der Behörden, Beamten und 
politiſchen Mörperfchaften des Staates. 


| 
| 
’ 
1 
| 
' 


Div Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


| Preußen ır. 
verordnen, unter ——— beiden Häuſer des Landtags 
für den ganzen Umfang ber Monarchie, einſchließlich des Jade- 


gebiet, was folgt: 





| g. 1. 
| Unverändert. 
$. 2 
Unveränbert. 
$. 3. 


ft vor Gericht mit einer Derfon zu verhandeln, welche 
ber Deutfchen Sprache nicht funbig iſt, b muß ein beeidigter 
Dolmetjcher zugezogen werden. 

Das Protokoll ift in Deutfcher Sprache aufzunehmen 
und, falld es einer —— ſeitenb — Perſon bedarf, 
ihr durch den Dolmetſcher in — prache vorzutragen. 

Die Führung eines Nebenprotokolls in der fremden 
Sprache findet nicht ſtatt. 


J. 4. 


Die Beeidigung des Dolmetſchers erfolgt ein- für allemal 
oder vor ber jebeömaligen Ausübung feiner Verrichtung bahin: 
baß er bie Ueberfegungen hung) ‚ mit welcden 
(welcher) er beauftragt werde (fei), unpartelifch und 
gemwiffenhaft abgeben werbe. 
Wird ein Beamter ald Dolmetfcher angeftellt oder ver: 
wendet, fo erfolgt feine Verpflichtung unter Sin: 
weifung auf ben von ibm geleifteten Dienſteid. 
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Regierungsporlage. 


$. 5. 


In —— Rechts — und bei Handlungen 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit können bie Betheiligten dem 
Dolmetſcher die Ableiſtung des Eides erlaffen. 

Dieſer Verzicht muß im Protokoll bemerkt werden. 


6. 6. 


Befiken bie bei ber gerichtlichen Verhandlung amtlid mit- 
wirkenden Perfonen bie jrähigkeit, ſich mit ber des Deutfchen 
unkundigen Perſon in der fremden Sprache zu verftändigen, 
b bebarf e8 ber Mitwirkung eine Dolmetfhers nicht; aud) 
ann das Protokoll, fofern es nicht eine Gerichtsſitzung be- 
trifft, in ber fremden Sprache aufgenommen unb bie Leber- 
fegung in das Deutfche erforberlichenfalls nachträglich bewirkt 
werben. 

$. 7. 


Nimmt an einer Verhandlung, welche in Gemäßheit bes 

N 6 ohne Mitwirkung eines Dolmetfchers erfolgt, eine andere 

i ie Sprache unkundige, des Deutfchen aber kundige 

& on als Partei Theil, fo ift ihr das im ber fremben 

prache Berhanbelte durch eine ber amtlich mitwirkenden Der- 

fonen zu verdeutfchen, und das Protokoll ftet8 in ber Deutfchen 
Sprade aufzunehmen. 

$. 8. 


Wirkt eine des Deutfchen unkundige Perſon ald Ge- 
ſchworener oder Scöffe bei einer Gerichtsverhandlung mit, fo 
ift in allen fällen ein beeibigter Dolmetſcher ———— 


$.9. 


Die in den $$. 3 bis 7 für bie Gerichte gegebenen Bor- 

—— finden auf bie Verwaltungsbehörden entſprechende 

nmwenbung, wenn von benfelben mit einer Privatperſon 
münblic; zu verhandeln ift. 


$. 10. 


Sumwiberhanblungen gegen dieſes Gefeß werben im Dis- 
ziplinarwege geahndet. 

Wird die Zuwiderhandlung von einer Perfon begangen, 
welche ber ftaatlichen ——— nicht unterworfen iſt, 
ſo kann die in der Sache zuſtändige — ober Verwal⸗ 
tungsbehörde eine —— i8 zum Betrage von 
20 Thalern feftfegen. 


— 


ii. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten 

außer Kraft. 

Aufgehoben find insbeſondere: 

I) die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
zit. 10 66. 214—215; Tl. U. Tit. 2 SS. 3739, 
bie 989. 75, 87 und 422 des Anhanges zu berfelben, 
Bee Gefek vom 26. Januar 1857 (Geſetz Samml. 

64)4 


je der zweite Abſatz bes 


Sammil. 

3) alle Vorfchriften fi 
Sprache in der Provinz Dofen, ein .. bes Er- 
laffes wegen Ueb tung er Gefehe in 
Spradye vom 20. Juli 1816 (Gefeh-Samml. 


Serrenfaus. Aftenfüd AP 158. 


——. 





Befhlüffe ber Kommiffion. 


$. 5. 
Unverändert. 

$. 6. 
Unverändert. 

8.7 
Unveränbert. 

$. 8. 
Unveränbert. 

$. 9. 
Unveränbert. 

$. 10. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz werben im Diszi- 
plinarwege geahndet. 

Wird die Zumiberhandlung von einer Verfon begangen, 
welde der ftaatlichen Disziplinargewalt nicht unterwo ift, 
fo kann bie in der Sache zuftändige — oder Bermwal- 
ehe eine Orbnungäftrafe bi zum Betrage von 
20 Ihlrn feftfeßen. 

Gegen die der Deutſchen Sprache nicht Fundige 
Perſon, welche fi in ihrer Brivatangelegenbeit mit 
einer in ihrer Mutterſprache abgefaßten Gingabe 
an die Behörde wendet, finden Ordnungsſtrafen nicht 
ftatt. Ein folches Geſuch ift ihr mit dem Anbeim: 
ftellen zurückzugeben, daſſelbe in Deutſcher Sprache 
verfaßt wieder einzureichen. 


$. 11. 


Alle dieſem Gefege entgegenftehenden Borfchriften treten 
außer Kraft, 
insbefondere auch: 

1) —— der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. 
Tit. 10. $ .213—115; Th. 1. it. 2 66. 37—39, 
bie 68. 75, 87 und 422 des Anhangs zu bderfelben, 
Bin Geſetz vom 26. Januar 1857 (Gefeß-Samml. 


. i 

2) bie 68. 58—64 und 329 ber Kriminalordnung vom 
11. Degember 1805, ber zweite Abfatz des Artikels 27 
des Geiehed vom 3. Mai 1852 (Gefef-Samml. ©. 209), 
eg ber zweite Abfa bes $. 144 und der $. 148 

er ——— —* vom 25. Juni 1867 Geſetz— 

Samml. ©. 933); 

3) alle gg über den Gebrauch der Polniſchen 
Sprade in der Provinz Dofen, einschließlich des Er- 
laſſes wegen Ueberfegung ber u in die Polniſche 
Spradie vom 20. Juli 1816 (Gejeß-Samml. S. 204); 


a 





Negierungsvorlage. 


4) bie Verordnung über bie bei gerichtlichen Verhand— 
lungen mit Wenden zu —— Formen vom 
11. Mai 1843 —— ©. 183); 

5) der Allerhöchſte Erlaß, betreffend das Erfcheinen einer 
Däniichen Ueberfegung der Gefeh-Sammlung vom 
13. April 1867 (Gefeß-Samml. für 1368 ©. 267). 

Die Borfchriften biefes Geſetzts treten an die Stelle der 
Be — Landrecht Thl. J. Tit. 

it, 1: 
des Anhangs zu demſelben enthaltenen Beftimmungen. 

Die Beobahtung ber Vorfchriften in den beiden erften 
Abſätzen des $. 3 dieſes Gefeges iſt, fofern die Ausnahmefälle 
der 66. 5 und 6 nicht vorliegen, ald notwendig im Sinne 
des $. 139 des angezogenen Titels 12 Thl. J. des Allgemeinen 
Landrechts anzufehen. 

Ingleichen treten die genannten Vorfchriften des $. 3 mit 
der durch den $. 5 begründeten Ausnahme an die Stelle ber 
im erften Abjabe bes 332 der Nheinischen Strafprozeh- 
ordnung unter Nichtigkeitäftrafe geftellten Anordnung. 


g. 12. 


Unberührt von dieſem Geſetze bleiben: 

1) bie Vorſchriften, mad) melden ben ber Deutichen 
Sprache nicht kundigen Soldaten die Kriegsartifel in 
ihrer Mutterfprache vorzulefen find; 

2) die Vorschriften über die Anftellung der Dolmetfcher, 
über ihre —— und ihre — jur Mitwir- 
fung in einer beftimmten Sadıe; 

3) die Vorichriften über das Verfahren bei Ueberfegung 
4) —E über das Verfahren der Notare. Jed 
e Vorſchriften über das ahren der Notare. Jedo 
tritt ber $. 34 des Geſetzes über das and he 
15 la von Notariatsinftrumenten vom 11. Juli 
1845 (Gefet-Samml. S. 487) aufer Kraft. 
Soweit die zu Nr. 3 und 4 erwähnten Borfchriften bie 

Beeidigung ber Dolmetſcher erfordern, erfolgt diefe nach F. 4 

dieſes —* 


g. 13. 


Einer nochmaligen Beeidigung ber nad) den bisherigen 
—— ein» für allemal beeidigten Dolmetſcher bedarf 
«3 nit. 


rkundlich ac. 
A 159. 
Aus ter 
Tagesordnung 
für bie 


32. Plenarfipung des Herrenhaufes. 





Schlußberatbung über bie Befchlüffe des Abgeord- 
netenhaufes binfichtlid des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Erbfchaftäfteuer in Nr. 155 der Druckſachen. 


Referent Herr Graf von Rittberg. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beichliefen: 


dem vorermähnten Geſetzentwurf in ber von 
dem Abgeordnetenhauſe befchloffenen Faſſung 
bie Zuftimmung zu ertheilen. 


Schlupberatbung über bie Beſchlüſſe des Ubgeord- 
netenhaufes hinſichtlich des Ir er wegen Ub- 
änderung des Gefeges vom 1. Mai 1851, betreffend 

Unl. 3. b. Verhandl. d. Herrenhaufes, 


Herrenhaus. _Aftenftüd AM 159. 


| 
j 
) 
N 
1 
N 
N 
1 
1 
| 


5 68. 180— 153 und | im Mllgemeinen Landrecht Thl. 
$$. 125—130 und 132, fowie in den 68. 31 und 32 | Tit. 12 65. 125—130 umd 132, fowie in den 99. 31 und 32 
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4) die Verordnung über die bei gerichtlichen Verband» 
fungen mit Wenden zu beobadhtenden Formen vom 
11. Mai 1843 Geſetz Samml. ©. 183); 

5) ber Allerhödfte Erlaß, betreffend das Erſcheinen einer 
Dänifchen Ueberfegung ber ——— vom 
13. April 1867 eg für 1868 ©. 267). 

Die Vorfchriften dieſes age treten an die Stelle ber 

. Tit.5 68. 180—183 und 


bes Anhahgs zu demfelben enthaltenen Beftimmungen. 

Die Beobachtung der Vorfchriften in den beiden erften 
Abfägen bes N 3 dieſes Gefeges ift, fofern die Ausnahmefälle 
der 65. 5 umd 6 nicht vorliegen, als nothwendig im Sinne 
bes %. 139 des angezogenen Titels 12 Thl. I. des Allgemeinen 
Landrechts anzufeben. 

Ingleihen treten die genannten Borfchriften bes $. 3 mit 
ber durdy den F. 5 begründeten Ausnahme an die Stelle ber 
im erften Abjate des Art. 332 der Rheiniſchen Strafprozeß- 
ordnung unter Nichtigkeitsftrafe geftellten Unordnung. 


$. 12, 
Unverändert. 


$. 13. 
Unverändert. 


die Einführung einer Klaffen- und Elaffifizirten Ein« 
fommenfteuer. — Nr. 156 der Drudjadyen. 


Referent Herr von Rabe, 
Antrag bes Referenten: - 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
ben Gefeßentwurf in Nr. 156 ber Drude 
ſachen unverändert anzunehmen, 


Schlußberatbung über bie vom Abgeordnetenhaufe 
bei dem —— über das Grundbuchweſen und 
die Verpfändung von Seeſchiffen in der Provinz Schles- 
wig-SHolftein 5. 44 Seile 3 von unten hinter dem 
Worte »haben« beſchloſſene Einihaltung und ber 
Bergarbeiters — cfr. Nr. 157 ber Drudfachen. 

Referent Herr von Bernuth. 
Antrag des Meferenten: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


mit ber angezeigten Einfhaltung ſich ein. 
verftanben zu erklären. 
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Berichterftatter: 
Graf zur Lippe. 


Zweiter Bericht 


ber 
Matrikelkommiffion. 





Seit Erftattung des erften Berichts ber Matrifellommiffion 
am 17. Februar cr. haben folgende Perfonalveränderungen 
im Beitande des Herrenhaufes ftattgefunden. 


I. 
Durd) Ableben find aus dem Herrenhaufe gefchieben: 


1) am 18. ee a. c. ber auß befondberem Aller 
höchſten Vertrauen durch Allerhöchſten Erlaß vom 
26. Oktober auf Lebenszeit berufene Verbitter des 
Kloſters Itzehoe — xaf von Reventlow auf 
Farbe, geboren den 26, Juli 1799; eingetreten ben 

7, Dezember 1868; 


2) am 22. April ber auf Dräfentation des alten und bes 
befeftigten —— bes Landſchaftsbezirks Stern⸗ 
berg» Landsberg in der Neumark, durch Ällerhöchſten 
Erlaß vom 24. November 1854 auf Lebenszeit berufene 
Nittergutsbefigerebuarbvon WalbawundReigen- 
Bein geboren ben 5. Juli 1796; eingetreten ben 

i November 1854; 


3) am 24. April der mit erblihem Recht durch $. 2 
ad 3 — — —8 Ey} Der * 
Herrenhaus berufene I) zu Hohenlohe— 
Ingelfingen, geboren ben ha or ein 
getreten ben 30. November 1854; 


4) am 1. Mai ber au er gr des alten und bes 
befeftigten Grundbeſitzes im Lanbichaftsbezirfe Nord» 
Pomerellen durch Allerhöchſten Erlaß vom 21. Rovem- 
ber 1854 berufene Majoratsbefiger Wilhelm von 
Paleske auf Spengamwälen, geboren ben 21. Dejem- 
ber 1794; eingetreten ben 30, November 1854. 


Die Matrikeltommiffion bat das Ableben der vorange- 
führten Mitglieder als Eonitatirt erachtet und deimnad, deren 
Löſchung in der Matrifel verfügt. 


Ferner find in Folge Verluftes derjenigen Eigenſchaft, in 
* die Präfentation erfolgt war, aus dem Herrenhaufe 
geſchieden: 


5) Adolf Graf von Goetzen, berufen auf Präſentation 
bes Grafenverbandes der Provinz Schleſien durch Aller- 
höchften Erlaß vom 25. Citober 1860; eingetreten den 
31. Januar 1860. folge feiner Unzeige vom 
21. Februar find feine im Kreiſe Neurode belegenen 
landtagsfähigen Beligungen unter dem 12, befjelben 
Monats in andere Hände übergegangen; 


6) Seinrih Dernburg, Dr, jur, und orbentlider Pro⸗ 
feffor der Nechte, berufen auf & Alecoat der Unis 
verfität Halle-Wittenberg durch Allerhöchſten Erlaß 
vom 19. März 1866, — den 6. Auguſt 1866; 
berfelbe it mit dem 1. April d. 9. einer a 
als ordentlicher Profeſſor an die hiefige Friedrid.Wil- 
helms-Univerfität gefolgt. 


Die Kommiffion hat anerkannt, daß in beiden ad 5 und 6 
angeführten Fällen bie — des $. 8 der Verordnung 
vom 12, Oktober 1854 wegen Bildung der Erſten Kammer 
maßgebend fei, wonach das Recht ber Mit arg wach der Erjten 
Kammer —— des Herrenhauſes bei denjenigen Mit- 
gliedern, welche in Gemäßheit der 89. 4—6 präfentirt werben, 
mit dem Verluſte derjenigen Eigenſchaft erlifcht, in welcher die 
Prüfentation erfolgt war, 





Aktenſtück M' 160 und 161. 


Die Kommiffion trägt demnad) darauf an: 
Das Herrenhaus wolle befchliefen: 


bie Sitze des Grafen Goetzen und des Profeffors 
Dr. Derndurg für erledigt zu erklären und den 
Herrn Minifter des Innern zu erfuchen, anderweite 
Dräfentationswahlen für ben Grafenverband der 
Bere Schleſien und für die Univerfität Halle 


ttenberg zu veranlaffen. 


II. 


Franz Särft zu Bentheim-Tedlendurg-Rheba, 
Generalmajor A la Suite ber Armee, — — geb. den 
11. Oktober 1800, hat ſich als Fideilommißnachfolger des am 
5. Dezember v. J. verftorbenen Fürſten Mori Cafimir zu 
Bentheim-Tedlenburg-Rheda fegitimirt, auch die font 
erforderlichen Eigenfchaften nachgewieſen. In Folge deſſen 
trägt die Kommilfion darauf an: 

das Herrenhaus molle befchließen: 


bie Legitimation des Fürſten Franz zu Bent- 
heim-Tedlenburg-Rheba aud; feinerfeits ale 
geführt anzuerkennen. 


II, 


Zufolge Mittheilung des Herrn Miniſters des Innern 
vom 28. v. M. haben Seine ar bie SET: ber von 
dem Grafen von Hardenberg befeffenen jrideilommißberr- 
haft Neu-Harbenberg auf Grund ber Allerhöchſten Schenfungs- 
urkunde vom 11. November 1814 als ⸗Standesherrſchaft⸗, 
fowie de8 Grafen von Sarbenberg und feiner fideilom- 
mißnachfolger Berechti ung ur Fi rung bed Prädikats 
nen durch Allerhöchſte Ordre vom 16. April cr. 
anerkannt, 


Berlin, den 12, Mai 1873, 
Die Matrifellommiffion bes Herrenhauſes. 


Dito Graf zu Stolberg. Graf zur Lippe. 
von Pr — 





Mi 16i. 


Auf die Tagesorbnung einer der nächſten Plenarſitzungen 

wird gefeht werden: 

Schlußberathung über die wieberholten Beſchlüſſe 
des Abgeorbnetenhaufes in Vetreff des Gefegentwurfs 
wegen Aöftellung der auf Forſten haftenden Berehti- 

ungen und bie Theilung gemeinfchaftlicher Forften 
(ir ie Drovinz Hannover — efr. Nr. 154 und 43 
er Drudfachen. 
Referent: Ser Schuhmann. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle beichließen: 
dem vorbezeichneten Gefekentwurf in der 
affung, in welcher derfelbe aus ber wieber- 
olten Berathung des Abgeordnetenhaus 
ervorgegangen it, feine Zuftimmung zu 
ertheilen. 


Berlin, den 13. Mai 1873. 


Der Präſident des Herrenhauſes. 
Otto Graf zu Stolberg. 





M 162. 


Berlin, den 13. Mai 1873. 


Das Haus der Abgeordneten Hat in feiner heutigen 
Situng beſchloſſen, dem von der Königlichen Staatsregierung 
auf Grund der Allerhöchften Ermächtigung vom 8. März b. I. 
3 beiden Häufern des Yandtages vorgelegten Sutwurt eines 

etzeb, 


betreffend die Erhöͤhung ber Gebühren der Abvolat- 
anmalte und Advokaten im Bezirk des Appellations- 
gerichtöhofes zu Cöln, 
unverändert bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
Em. Erlaucht beehre ich mich Hiervon, unter —— 


einer beglaubigten Kuga; des gedachten Entwurfs, mi 
dem Anheimitellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 


ergebenft Mittheilung zu machen. 
Der Präfident des Hauſes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Vräfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudit. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


Erhöhung der Gebühren der Advohatanwalte und 
Advohaten im Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln. 





Wr Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen x. 

verorduen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Un 

ferer Monardyie für den Bezirk des Mppellationsgerichtshofes 
zu Edln, was folgt: 


$.1. 


Die für die Gebühren der Advokatanwalte und der Ab» 
vokaten im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ge 
mäß den gegemvärtig beitchenden Geſetzen und Verordnungen 

eltenden Säbe werden in der Weiſe erhöht, daß überall au 
ie Stelle von Franken oder Bruchtbeilen eines Franlken eben- 
foviel Deutfhe Mark oder Bruchtheile einer Mark treten, 


$.2. 


Bei allen Landgerichten des Appellationsgerichtsbezirks 
find fortan ohne Nüdficht auf die Einwohnerzahl der Städte, 
in welchen je ihren-Sit haben, die Gebühren der Advofat- 
anmalte und der Advokaten nach den gegenwärtig bei dem 
Yandgerichte zu Eöln geltenden Sätzen in der durch 9. 1 ber 
ftimmten Erhöhung zu beredinen. 


58. 


Die Gebühren für Prozeßhandlungen oder Geſchäfte, 
welche, bevor dieſes Gefeh in Kraft getreten, vorgenommen 


. Herrenhaus. Altenſtück A 162 und 163. 
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find, kommen nad) den bisherigen Vorſchriften in Anſatz, auch 
toenn bie Inftanz noch nicht beendigt ift. j 


Urkundlich ac. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 





M 163. 


Berlin, den 13. Mai 1873. 


Das Haus ber WUbgeorbneten Hat im feiner heutigen 

Situng befchloffen, dem von der Königlichen Staatsregierung 

auf Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 3, März b. 9. 

beiben Häufern des Landtages vorgelegten Entwurf eines 
e 


2 
betreffend die den Gerichtsbenmten bei ben Kollegial- 
re im Bezirk des Appellationsgerichtähofed zu 

öln für Reifen in Eivilprozeffen zuftehenden Reife 
foften und Tagegelder, 


unter Streihung des zweiten Ab im $. 3 die verfaffungs- 
mäßige Suftimmung = 53 Me ung 


Em. Erlaucht beehre ich mich Hiervon, unter Beifügung 
einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwurfs, mit 
dem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Beranlaffung ganz 
ergebenſt Mittheilung zu madıen. 

Der PVräfident des Haufes der Abgeordneten. 


von Fordenbed. 


An 
den Dräfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefekes, 
betreffend 


die den Gerichtsbeamten bei den Kollegialgerichten 

im Sezirk des Appellationsgeridjtshofes zu Cöln für 

Reifen in Civilprozeſſen zuſtehenden Heifchoften und 
Tagegelder. 





Mir Wilbelm, von Gotted Gnaben König ven 
Preußen ıc. . 
derorönen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Un- 
ferer Monarchie 16 den Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln, was folgt: 


&.1. 


Wenn in einer bei einem Landgerichte oder dem Appel» 
lationsgerichtshofe anhängigen Civilprozeßfache eine Orte» 
befichtigung, eine Zeugenvernehmung oder die Vernehmung 
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einer Partei durch ein Mitglied bed Gerichts an einem Orte 
vorgenommen werben muß, beffen Entfernung von dem Site A 164. 
des Gerichts mehr als eine Fünftelmeile beträgt, fo fteben 
ben Gerichtsbeamten Reifekoften und Tagegelder nad) folgenden 


Een zu. Berlin, den 13. Mai 1873. 
$. 2. Ew. Erlaucht beehre ich mich anliegend eine beglaubigte 
Un Reifetoften, einichlieflih der Koften der Gepädbeför- | Ausfertigung des von ber Königlichen Staatsregierung auf 
derung, erhalten: Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 11. Dezember v. J. 


ben beiden Häufern bed Tandtaged zur verfaffungsmäßigen 


I. Bei Reifen, welche auf Eifenbabnen oder Dampf- 
fhiffen gema ht werben Können: Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Geſetzes, 


’ j z betreffend bie Verwerthung ber Forſtnutzungen aus 
1a I —— und Abgan ’ 10 Sr. den Staatswaldungen in be vormals In effifchen 
ber Sekretaic für die Meile ......... % >» Canbestheilen, 
und 20 Sgr. für jeden Zu- und Abgang. in ber Faſſung, in welcher berfelbe von dem Haufe ber Ab- 


A 1 r bneten im feiner heutigen Situng angenommen worben 
I. Bei Reifen, welche nicht auf Eifenbahnen oder Dampf. —* 
fejiffen gemacht — Hiumen: N; mit Sn den ro gefäligen weiteren Beranlaffung 


ber De 1 Thlr., ber Sekretair 15 Sgr. für z 
bie Meile. Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 


Die Reifekoften werben für die Hin- und NRüdreife be- von Fordenbed, 
ſonders berechnet. 


Eine angefangene Fünftelmeile wird für eine volle Fünftel | pen Präfidenten de8 Serrenhaufes 
meile gerechnet. Herrn Grafen Otto zu — — ode, 

Bei Reifen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger Erlaudt. 
al einer ganzen Meile, fommt eine volle Meile für bie Hin- 
zeife und ebenfo für die Nüdreife zum Anſatz. 


8. 3. 
An Tagegelbern erhalten: Gefesß, 
ber Richter für jeden Tag................ 4 Thlr. 
ber Sekretair für jeben Tag. ... .......... 2 Thlr. betreffend 
5.4. die Derwerthung der Forſtnußzungen aus den Staats- 


Merben auf berfelben Reife mehrere Gefehäfte in verſchie waldungen in den vormals Kurheſſiſchen Landestheilen. 


denen Prozeßſachen ausgeführt, fo find bie Reifekoften und 
ce —A u —— und ei He Kae — 

e na igem eſſen, j mit der Maßgabe zu 
vertheilen, dab bie Stoften für das einzelne Gefchäft nicht nee a 2 —— von Gottes Gnaden König von 


— Ram ” ——— N — verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages ber 
Bei einer Neife nach mehreren Orten iſt ber von Ort zu | Monarchie, was folgt: 

Drt wirklich zurüdgelegte Weg ungetheilt der Berechnung zu | 

Grunde zu legen. | $.1. 





8. 5. | Das Geſetz vom 28. Juni 1865, betreffend bie Ver— 

. u — werthung ber Forſtnutungen in ben Staatswaldungen bes 

Die Reifekoften und Tagegelder der Gerichtöbeamten | yormaligen Kurfüritentfums Heffen (Sammlung von Gelehen x. 

müffen von dem Anmalt der betreibenden Partei im Voraus | für Kurheſſen, Band 17, Jahrgang 1865, Seite 423 und 

auf dem Sekretariat hinterlegt werben. folgende) wird aufgehoben, infofern e8 nicht in den nad- 
Rehenben Beftimmungen aufrecht erhalten wird. 


$. 6. 
Die ——— ber vorſtehenden Paragraphen kommen $.2. 
auch bezüglich der Vernehmung eines Interbiktionsbetlagten Su Gunften ber im $. 2 Nr. 1, 7 und 8 des Gefekes 


he fofern das Verfahren von einer Privatpartei | vom 28. Juni 1865 bezeichneten Staatsangehörigen fol Brenn | 
ieben wird. Der Beamte der Staatdanwaltfhaft erhält | und Kohſholz, ſowie Streumaterial zu den in der Anlage ge 
dabei Reifetoften und Tagegelder nad) gleichen Sägen wie ber | nannten Gefeges fetgeitellten Taxen, welche indeß im Mege 
Richter. der Gefehgebung abgeändert werben können, aus ben bort be | 
zeichneten Se foweit deren nachhaltige Ertragfäbigeit es 
geſtattet, nach Maßgabe des angezogenen $. 2 abgegeben 
werden und zwar, was Nr. 1 des $. 2 anlangt, unter fol- | 








Beglaubigt: genden Bedingungen. 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. $. 3. ı 
von Fordenbed. | Das Brennholz wird einer jeden Gemeinde zu Sänten | 


| ihres Ortövorftandes in dem eriten Quartale jeden Jahres 
überwiefen und find bie Forftgelder aus der Gemeindefafle bis 
zum 1. Oftober deſſelben Jahres an die betreffende Forſtkaſſe 
einzuzablen. 

Der Gemeinderat} beftimmt die Termine für bie Sablung | 
der Frorftgelder feitend der einzelnen Holzempfänger an bie 
' Gemeindefaffe. Verzögerungen in der Zahlung, an die Forit- 
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faffe ziehen ben Verluft des Rechtes zum Bezuge von Brenn» 
holz gegen bie Taxe für das folgende Jahr auf die Höhe ber 
reftirenden Summe nad) fid). 


So lange eine Gemeinde mit einer Zahlung im Rückſtande 
ift, wirb fein Holz an diefelbe abgegeben. 


J. 4. 


Die Anweifung bes Brennholzes ig in einem bem 
Ortsvorftande mindeſtens brei Tage vorher unter Zuftellung 
des Nunmerverzeichniffes befannt zu macenden Termine im 
Walde, und zwar für ben nicht erfchienenen bezicehungsweife 
nicht vertretenen Ortsvorftand dadurch, daß ber anmefende 
Forftbeamte das Holy mit dem Namen ber Gemeinde bezeichnet. 

Vom Augenblid der Anweifung an fteht das Holz auf 
Gefahr der Gemeinde, und vom Zeitpunfte der Ueberweiſung 
an bie einzelnen Holzempfänger, auf deren Gefahr. Daſſelbe 
muß bei Vermeibung ber durch die forftpolizeilihen Vorſchriften 
angebrohten Strafen innerhalb ber von der Forſtverwaltung 
allgemein zu beflimmenben friften vom Ort ber Anweiſung 
entfernt werben. 

$. 5. 


Das Dorigelb wird nad ben een 

28, Juni 1865 in ber Meife bemeffen, daß bie Forſtbehörde 
die Maaße jenes Geſehes einer Umrechnung nad der Maaf- 
und Gewichtbordnung vom 17. Auguſt 1 bei Abrundun 

ber Taxen für einen Raum Kubikmeter ber Kloben-, Knüppel- 
und Stubbenbrennhölzer (Sceit-, Brügel- und Erbftodhölzer) 
auf volle Silbergrofchen, im Uebrigen auf volle Dfennige un- 
tergiehtı wobei rucjfildergrofchen tefp. ——— von 4 
und darüber für voll zu rechnen, unter % aber unberüͤckſichtigt 
zu laffen find. 

$. 6. 


Das einer Gemeinde in Zukunft De] 
Brennholzquantum mird ein für alle Mal feftgeitellt und nad) 
der für bie Angehörigen jeder Gemeinde im Durchſchnitt ber 
fünf Jahre 1867/71 nad dem Gefeg vom 28. Juni 1865 in 
ben Bebarfäverzeichniffen feftgeftellten, und wo dies nicht er 
mittelt werben kann, von ber fForitbehörbe angemwiefenen Zahl 
von Klaftern oder Schoden bemeffen. Die Forſtbehörde bat 
dem Ortsvorftande jeder Gemeinde das ermittelte Durdy 
fchnitt8quantum mitzutheilen und ift jeder Ortsvorftand be 
fugt, dagegen binnen ſechs Wochen präflufivifcher Friſt Wiber- 
ſpruch bei dem Oberpräfidenten ber Provinz zu erheben, bei 
beffen Entſcheidung nad Anhörung beider heile e8 bewenbet. 


Innerhalb vierzehn Tagen von der ber Gemeinde bis 
zum 1. Dezember jedes Jahres zu machenden Mittheilung 
darüber, in welchen Forftorten das für das nächte Ye r feit- 
geitellte Brennholzfixum abgegeben werden fol, hat der Drts- 
vorftand der Forftbehörbe zu erflären, in wie weit die Ge- 
meinde das für fie feftgeftellte Solzquantum für das nächite 
Jahr beziehen will. Unterbleibt diefe Anzeige, fo muß das 
DEE EN zuftändige SHolsfigum abgegeben und bezahlt 
werben. 


Sollte durch fpäter eintretende Umftände eine etwaige 
Veränderung in der Beftimmung der zur Abgabe des Holzes 
gewählten Forſtorte eintreten, fo erhält die Gemeinde eine 
neue vierzehmtägige Deliberationsfrift. 


$. 7. 


Die Bertheilung des für die Gemeindeangehörigen im 
Ganzen empfangenen Holzes bat der Gemeinderath nah Maf- 
gabe der Beltimmungen des $.2 Nr. 1 und 8.5 bes Gefehes 
vom 28. Juni 1565, jedod) bei vorzugsweiſer Berüdfichtigung 
ber Äärmeren Gemeindeangehörigen, zu bewirken. Beſchwerden 
gegen die Vertheilung werben von der Gemeindeaufſichtsbehörde 
und in letzter Inftanz von der Königlichen Regierung in Kaffel 
entfchieden. 

$. 8, 


Das nad) diefem Gefeße den Empfängern zugefallene 
Holz darf bei einem Thaler Strafe für den Kubikmeter nicht 
anderweitig verfauft werben. 


bes Gefehes vom 


abzugebende 


Aktenſtück M 165. 


Er 8.9, 


Diefes Gefeh tritt mit dem 1. Oktober 1873 in Kraft, 
| und werden die Minifter ber jsinanzen und bed Innern mit 
| beifen Ausführung beauftragt. 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 


Ar 165. 


Berlin, ben 13, Mai 1873, 


Ew. Erlaucht beehre ich mid —— eine beglaubigte 
Ausfertigung des von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund der Allerböchften Ermädjtigung vom 13. — —55 
ben beiden Häuſern des Landtages zur verfaſſungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend die —— der Staatsbeamten bei der 
Verwaltung von Erwerbsgeſellſchaften, 


in ber Faſſung, im welcher derſelbe von dem Haufe ber Ab» 
geordneten in feiner heutigen Sigung angenommen worden ift, 
mit dem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Beranlaffung 
ganz ergebenſt zu überſenden. 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten, 
von Fordenbed. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefekes, 
betreffend 


die Betheiligung der Htaatsbeamten bei der Verwal- 
‚tung von Erwerbsgefellfchaften. 





Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen x. 
berorönen, mit Zuftimmung beider Häufer de8 Landtages für 
den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 


&i. 


Unmittelbare Staatöbeamte, welde aus der Staatskaſſe 
eine fortlaufende Befoldung oder Remuneration beziehen, dürfen 
ohne Genehmigung des vorgeſetzten Reffertminifters nicht Mit- 
glieder von Vorſtänden, Auffidyts- oder Verwaltungsräthen 
auf Erwerb gerichteter Gefellfchaften fein. 


‚, Die Genehmigung ift fortan zu verfagen, wenn die Mit 
gliedſchaft mittelbar oder unmittelbar mit einer Remuneration 
' oder mit einem anderen NVermögensvortheile verbunden iſt. 


. wenn mit 
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7. 











$.2. 


Solchen unmittelbaren Staatsbeamten, welche nad ber 
Natur ihres Amtes neben der Befoldung, welche fie aus Staats- 
ih be —— „noch auf einen anderen Erwerb hingewieſen 
find (Me re u. f. w.) fann bie Genehmigung, auch 

er er a ein VBermögensvortheil verknüpft 
ift, ertbeilt werben, fofern die Uebernahme ber — nach 
dem Ermeſſen des vorgeſetzten Neffortminifters mit 
eſſe des Staatsdienſtes vereinbar erſcheint. 


$. 3. 


Die ertheilte Genehmigung ift jederzeit widerruflich. 


Die vor der Publikation dieſes Gefehes bereits ertheilten 
Genehmigungen bürfen, fofern fih aus der Benutzung ber- 
felben feine Unzuträglickeiten ergeben haben, bißs zum 1. Ja- 
nuar 1874 in Kraft belaffen werben. 


S.4. 


Auf einfiweilen in den Ruheſtand verfegte Beamte finden 
bie Beitimmungen dieſes Gefehes feine Anwendung. 


Urkundlich u. f. w. 


em Inter 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed. 


M 166. 


Berlin, den 13. Mat 1873, ” 


Auf Grund der beifolgenden rk Ordre vom 
12, d. Mis., durch welche wir beauftragt find, den beigefügten 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend 


die Berechnung des Koftenpaufhaquantums in den 
Streitſachen der Armenverbände, 


den beiden Säufern des Landtages zur verfaflungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen, beehren wir uns, Ew. Erlaucht 
diefen Entwurf nebjt Motiven mit dem Erſuchen ganz ergebenit 


zu überfenden, benfelben ber Beichlußfaffung des Herrenhauſes 


gefälligft unterbreiten zu wollen, 


Der Minijter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


Der Juftizminifter. 
Leonhardt. 


An 
den Präfibenten des Herrenhauſes, 
Herrn Otto Grafen zu StolbergWernigerode, 
Erlancht. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon 
Preußen ıc. 
ermächtigen hierdurch Unſern Miniſter des Innern und der 
zug den anliegenden Entwurf eines Geſehes, betreffend die 
eredinung des Koſtenpauſchquantums in den Streitfachen der 


Armenverbände, ben beiben Säufern bed Landtages der Mon- 
archie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 12. Mai 1873. 


Wilhelm. 
Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Geſetz, 
betreffend 


die Berechnung des Koftenpaufcdquantums in den 
Htreitfachen der Armenverbände, 





Wir Wilbelm, von Gott Gnaben König von 
Dreußen x. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monarchie, was folgt: 
Einziger Paragraph. 


Qu sräh * —8 * — eig ah —— die 
u Tun esgeſe 
— ————— — En 


uͤr die Berechnung bed Pauſchquantums, fowie 
ber Gebühren iu Seu & ge verftänbige —— 
von den Miniſtern be Innern und ber Jüſtiz ein 
Tarif aufgeftellt werben. 


Urkundlich ac. 


Beglaubigt: 


Der Minifter des Innern. 
Graf zu Enulenburg, 


Der Juſtizrainiſter. 
Leonhardt. 


Motivde _ | 























Nach $. 56 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes Über den Unte ftägunge- 
—— (Geſez - Samml, ©. 130 RL wird ia Streit. 
fadyen der Armenverbände an often für das Verfihren vor 
den Deputationen für dad Seimathwefen ein, vor der be 
treffenden Deputation endaültig feitzufegendes Pauſ hquantum 
erhoben, welches im Höchſtbetrage 20 Thaler nicht iberfteigen 
darf. Es war bei Erlaf Diefer Beitimmung davon ausgegangen 
worden, daß fich bei den Deputationen, in Beziehung auf die 
Abmeffung des gedachten Pauſchquantums, von felbft ein 
den BVerbältniffen der Armenverbände und ber ‘latur ber 
Armenſtreitſachen Rechnung tragendes, einigermaße ı gleichar- 
tiges Verfahren herausbilden werde. Wie die Erfah: ung ſchon 
jeßt lehrt, trifft Diefe Norausfegung jedoch nicht 515 — na 
mentli Bat das von einigen Deputationen ado) tirte Ver- 
ee: ſchon mehrfach zu Beſchwerden Anlaß gegeb n, bie in 

er Sache ſelbſt als wollbegründet anerkannt werde a mußttn, 
denen gleichwohl aber, da den Deputationen die endgültige 
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Selfehung zufteht, keine Abhülfe verfhafft werben fonnte. | de8 Allgemeinen Landredits und ber Allgemeinen Gerichtd- 


ährend bie er Kl ber Deputationen dad Daufhquantum | ordnung und den dazu ergangenen —— geſetzlichen Beſtim 


weſentlich nur nad) der Höhe des Streitobjektes abſtuft und dabei 
mit einem Minimalbetrage von ca. 10 Silbergroſchen beginnt, 
halten andere Deputationen bie prinzipielle Wichtigkeit der 
zur Entfcheidung kommenden Streitfragen ober bie zu Tage 
tretende rc Frivolität des einen ober des anderen ber 
Fettenben ie für maßgebend. Einige Deputationen be 
olgen fogar den Grundfag, das Pauſchquantum unter allen 
Umftänden nicht unter 2 Thaler, ja nicht unter 5 Ihaler zu 
bemeffen. So find Vaufhquanta von 5 Ihalern zur Hebung 
ekommen in Streitfachen, deren Gegenftand nur einige Grofchen 
trug. 

Das Bedürfniß, bier eine Memebur eintreten zu laffen, 
dürfte nicht in enge 4 ftellen fein. Nah dem Borgange 
ber 66. 162 und 195 der Kreißorbnung vom 13. Dezember 
1872, betreffend die Berechnung de8 Pauſchquantums in dem 
Verfahren vor ben Rreisausfaiiffen und vor ben, in ber 
Berufungsinftang erfennenden Berwaltungsgerichten 
(vergl. aud die Schlufbeitimmung des $. 194 a. a. D.), wirb 
daher hiermit vorgefhlagen, ben Miniftern des Innern und 
der Juſtiz die Befugniß zur Aufftellung eines Tarifes auch be ⸗ 
züglich ber vor den Deputationen reſp. demnächſt vor ben 
— — in erſter Inſtanz zu entſcheidenden Etreit- 
ſachen der Armenverbände zu uͤbertragen. 


A 167. 


Graf jur Lippe. 
Bericht 
ber 
Juſtizkommiſſion 
über 


den Entwurf eines &rfehes, betreffend die Aufhebung 
der Erterritorialität der Sarnifon zu Alain; (Nr. 74 
der Drucfacen). 





In der Plenarfikung vom 26. Februar 1873 faßte das 
Herrenhaus ben Beſchluß, den Geſetzentwurf, betreffend bie 
Aufhebung der Exterritorialität der Garnifon zu Mainz, aus 
der Schlufiberathung berauszuzichen und ber Juſtizkommiſſion 
zur Vorberathung zu überweifen. 


ihrer Eigung vom 30. April einer eingehenden Berathung, 
an welder fi die Herren Geheime Kriegsratb von Tfdhiridy- 
nik als Vertreter des Kriegäminifteriums, Geheime Ober-Juftiz- 
rath Dr. von Schelling als Vertreter des ——— 
betheiligten und der Generalauditeur der Armee Herr Fleck 
beigezogen wurde. Das Ergebniß legt fie dem Hohen Haufe 
in Folgendem vor. 

Mährend des Beſtehens des Deutfchen Bundes Iap dem 
Königreih Preußen die Verpflichtung ob, einen Theil ber 
Garnifon für bie im Großherzogthum Heffen+ Darmftabt be» 
legene Bundesfeftung Mainz zu ftellen. Um bie zivilcechtlichen 
Verhältniffe und die Civilgerichtsbarkeit Aber diefe Gamifon 
zu regeln, erging die Allerhöchſte Ordre vom 19, Juli 1834 


(Gefeß-Eamml. ©. 132). Diefelbe unterftellte die Garnifon dem | daran zu erinnern ift, daß im 


Gouvernementägerichte, welcyes bei der Ausübung ber Juris. 
diktion in erjter Inftanz ſich lediglich nach den Vorſchriften 


In Erledigung diefed Auf | 
traged unterzog die  Juftizfommiffion ben Gefeßentwurf in 


mungen zu achten hatte. Das O 
bildete Die zweite und Aufſichtsinſtanz. Dieſe Organifation 
erlitt durch Das Tufenaefeh vom 26. April 1851 (Gefeß- 
Samml. ©. 181) dahin eine Aenderung, daß die Gerichtsbar⸗ 
keit in Civilſachen uͤber die Garniſon in Mainz für die erſte 
Inſtanz dem Kreisgericht in Weſel mit der Maßgabe über- 
tragen wurde, daß Garniſonanditeur zu —* als Kom- 
miffarius bed Kreißgerichts zu Wefel mit ber den Einzelrichtern 
beigelegten Zuftändigkeit zu betrachten war, Mit ber im 
Sabre 1866 eingetretenen Muflöfung des Deutfchen Bundes 
mar an fid) eine vollitändige Veränderung biefer Verhältniffe 
verfnäpft. Indeſſen wurde in dem zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogthum Heſſen unter bem 3. September 1866 abge⸗ 
—— Friedensvertrag und zwar in ber Nummer 8 bes 

ebenvertrages (Bhillany die wichtigften aeg Urkunden 
aus ben — 1849 bis 1867 ©. 302) Folgendes feſtgeſtellt: 


»In Beziehung auf das Preußen zuftehende und 
ihm ausfchließlid verbleibende —— in Mainz 
werben bie biſsher zwiſchen dem Bunde und ber Ter- 
— maßgebend geweſenen Beſtimmungen 
auf das hältniß zwiſchen Preußen und ber Terri» 
torialvegierung Anwendung finden.« 


Hiermit in Verbindung fteht der Artikel 22 der Militair- 
fonvention mit dem Großherzogtum Heffen vom 13. Juni 1871 
Girth, Annalen des Deutfchen Reiches Jahrgang 1872 ©. 58), 
welcher befagt: 


erlandesgeriht in Hanım 


in Beziehung auf daB von Preußen auf das 
Neid, Übergegangene Befagungsreht in Mainz werben 
bie bisher zwifchen Preußen und ber Territorialregie- 
rung maßgebend gewefenen Beftimmungen auf das 
Nerhältnig zwiſchen dem Reiche und ber Territorial- 
tegierung Anwendung finden.« 


Bei der Micderbelegung von Mainz mit Preußifcher 
Garnifon belebten fih in Fo pe beffen auch bie früheren ge 
ſetzlichen Anordnungen über bie civiljurisbiktionellen Verhält- 
niſſe dieſer Gamifon bergeftalt wieber, daß bie Preußiſche Be- 
fahung unter ben Dreußilchen Eivilgefegen lebt, und die Hand» 
habung berfelben durch le amte bewirkt wird. Dies 
Verhaͤltniß ift von ber Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 
fogar in dem Maße anerkannt, daß, um ſich davor zu fihern, 
daß bie aus dem Großherzoglich Heſſiſchen Kontingent etwa 
iu Barnifon nad; Mainz beorberten Truppen nicht etwa in 

iefer Richtung bin ber Preußiſchen Garnifon gleich behandelt 
mürden, in dem Schlußprotofoll zu ber obengedachten Militair- 
onvention folgender Artikel 8 feitgeftellt wurbe: 


Die befonderen Beftimmungen über bie perſön— 
lichen und Rechtöverhältniffe ber Dreußifchen Garnifon 
in Mainz finden auf denjenigen Theil des Seffifchen 
—— welcher etwa nach Mainz verlegt wird, 
feine Unmwenbung. 


In Preußen ſtehen Militairperfonen binfichtlich ihrer bür- 
—— Nechtshandlungen unter dem Sieilgefeh und unter 
em orbentlidien Eivilrihter des Orts, an weldiem fie Stand 
quartier haben. U. G. O. Tit. 1 Th. 2 8. 48, Anh. 86. 12 ff.; 
Verordnung vom 2. Januar 1849, Diefer Grundfat ift fo 
lange leicht durchführbar , als die Truppen innerhalb ber 
Grenzen der Preußiſchen Monarchie in Garnifon liegen. So— 
bald aber die Truppen außerhalb der Grenzen ber Preußiſchen 
Monardie in Standquartier oder Garnifon verlegt wurden, 
mußte Sorge dafür getragen werben, daß fie in ihren civil« 
rechtlichen erhältniffen den Preußiſchen Gefehen unterftellt 
bleiben, und daß auch die Civiljurisdiktion über fie nur von 
Preußiſchen richterlihen Beamten geübt wurde. Diefe Motive 
Den in Beziehung auf die Garnifon Mainz zu der Aller- 
öchften Ordre vom 19. Juli 1834. Eine Abtpeihung von 
diefem Grundfag würde mit Artikel 7 und den Artikeln 86 ff. 
ber Verfaffungsurkunte ſchwer vereinbar fein. So ift das 
Civilrechtsverhaͤltniß für die Garnifon der chemaligen Bundes- 
feftung NRaftadt durch die Allerhöchſte Werorbnung vom 1. Ofto- 
ber 1860 ganz ebenſo wie für Mainz normirt, wobei mur 
zu er $. 13 des Gefehes vom 
8. Jumi 1860 (Gefeg-Samml. S. 240) Folgendes beftimmt 
worden war: 





»Die durch die Allerhöchſte Ordre vom 19. Auli 
1834 und Artikel VIIL Abſatz 1 bes Geſetzes vom 
26. April 1851 wegen ber Gerichtäbarkeit über bie 
Dreußifhen Gamifonen der Bundesfeftungen Mainz 
und Luxemburg getroffenen Beftinnmungen, fünnen 
durd, Königliche Verordnung auch auf andere Truppen, 
welche ſich dauernd im Muslande aufhalten, für an- 
wendbar erklärt werden, wobei dasjenige inländiſche 
Gericht eriter Inſtanz zu beftimmen ift, welchem bie 
Gerichtäbarfeit in dem Umfange des gedachten Gefches 
zuftehen foll.« 


Beiläufig bemerkt mag für die Naftadter Garnifonver- 
hältniffe das hervorgehoben werden, daß in dem mit dem 
Großherzogtbum Baden am 17. Auguft 1866 (Gbillany a. 
a. D. ©. 251) abgefchloffenen Friedensvertrage eine Wieder: 
berftellung der früheren Preußischen Garnifon in Raftadt nicht 
enthalten ift. 


Nach obigem allgemeinen Grundfat iſt verfahren worden 
bei Erlaß der Allerhöchiten Verordnung vom 15. März 1366, 
betreffend bie Gerichtöbarfeit über die Dreußifchen Truppen in 
den SHerzogthümern SHolftein und Schleswig (Gef. - Samml. 
©. 141); er iſt maßgebend geweien bei dem Allerhöchſten Er- 
laß vom 1. April 1567, betreffend die Einführung verjchiedener 
Vorſchriften des Preußiſchen Rechts über die Rechtsvexhältniſſe 
ber Militairperfonen in den durch das Geſetz vom 20. Sep- 
tember 1866 und bie Gefege vom 24. Dezember 1866 mit 
der Preußiſchen Monarchie vereinigten Lanbestheilen (Gef. 
Samml. &. 519); und ſchließlich noch in der Allerhöchiten 
Verordnung vom 15. Februar 1873 bezüglich der in Frank 
reich ftationirten Breußifchen Truppen. 


Der vorliegende Gefegentwurf bezwedt num für bie 
Dreußifhe Garnifon in Mainz gerade ben entgegengefehten 
Grundfaß zur gefeglichen Anerkennung zu bringen. Die Gar- 
nifon foll in Ne, civilrechtlichen Verhältniffen unter die Ge- 
—— der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichte geſtellt werden, 
und es wird in den Motiven weiter angedeutet, daß damit auch 
diejenigen Vorſchriften der —— Ordre am 19. Juni 
1834 außer Kraft treten, welche das auf die Garniſon zu 
Mainz anmwendbare materielle Necht — mit anderen 
Worten: die Preußiſche Garniſon in Mainz ſoll nicht mehr 
unter den Beitimmungen bed Breußifchen Eivilrechts, ſondern 
unter den Beitimmungen des Heffen- Darmſtädter Territorial- 
Ki fteben. Gewiß muß es an fid) Pin bedenklich ericheinen, 





diefe weitgreifende Konfequenz nicht in dem Gefegentmurf 
ſelbſt gezogen zu finden, zumal eine ganz ausdrüdliche Un- 
ordnung der Allerhöchſten Ordre vom 19. Juni 1834 dadurch 
auf nu I werben foll. Zumächft bleibt aber die Motivirung 
der Menderung felbit zu prüfen. Sie findet ih in den kurzen 
Morten zufammengebrängt: 


Die frortdauer des durch diefe (die älteren) Vor- 
ſchriften begründeten befonderen Gerichtöftandes ber 
zur Preußiſchen Garnifon in Mainz gehörigen Militair- 
perfonen und Beamten und anderer zu diefen in Be- 
ziehung ſtehenden Perſonen ftebt mit der durch bie 
Gründung des Deutſchen Reichs eingetretenen Um— 
geſtaltung nicht im Einklange. 


Dieſer ganz allgemein Pen Behauptung gegenüber 
erfcheint e8 body nothiwendig, das Sach und Redytsverhältniß 
näber in das Auge zu fallen. 


Der Artikel 63 ber Verfaffung des Deutfchen Neichs 


beſagt: 

Die geſammte Landmacht des Reichs wird ein 

einheitliches Heer bilden, welches im Krieg und im 
Frieden unter dem Befehl des Kaiſers ftebt. 


Die Regimenter x. führen fortlaufende Nummern 
durch da8 ganze Deutfche Heer. Für Die are. 
find die Grundfarben und der Schnitt ber zu 
Dreußifchen Armee maßgebend. Dem betreffenden Kon⸗ 
tingentäbern bleibt e8 überlaffen, Die äußeren Ab- 
zeichen (Kofarben 20.) zu beftimmen. 


Der Kaifer bat die Pflicht und das Recht, dafür 


Sorge zu tragen, daß innerhalb des Deutfchen Heeres 
alle Truppentheile vollzäblig und kriegstüchtig vor 
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handen find, und daß Einheit in der Organifation 
und Formation, in Bewaffnung und Kommando, in 
der Ausbildung der Mannichaften, ſowie in der Dua- 
üfitation der Offiziere hergeitellt und erhalten wird. 
Su diefem Behufe ift ber mg berechtigt, fich jeder: 
zeit durch nfpektionen von der Berfallung der ein- 
mug Kontingente zu überzeugen und N bftellung 
er babei vorgefundenen Mängel anzuorditen, 


Der Kaifer beitimmt den Dräfenzftand, die Glr- 
derung und Eintheilung der Kontingente bed Reichs- 
—— ſowie die Hg ber Landwehr und bat 

a3 Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garni— 
fonen zu bejtimmen, ſowie die friegäbereite Aufitellung 
eines jeden Iheild des Reichſsheeres anzuordnen. 


Urtifel 64 beftimmt: 


Der Höhftlommanbirende eines Kontingents, fo- 
wie alle Offiziere, welche Truppen mehr als eines 
Kontingents befehligen, und alle Feftungstomman- 
Danten werden von dem Kaifer ernannt. Die von 
bemfelben ernannten Offiziere leiften Ibm den Fahnen- 
eid. Bei Generalen und den Generalsitellungen ver- 
fehenden Offizieren innerhalb bes Kontingents ift bie 
u von ber jebesmaligen Zujtimmung bes 
Kaifers abhängig zu machen. 


Der Kaifer ift ng Hl Behufs Verfegung mit 
ober ohne Beförderung für die von Ihm im Neidye- 
bienite, fei e8 im Preußischen Heere oder in anderen 
Kontingenten, zu befegenden Stellen aus den Offizieren 
aller Kontingente des Neichäheeres zu wählen. 


Artikel 66 fchreibt vor: 


Mo nicht befondere Konventionen ein Anderes 
beftimmen, ernennen die Bunbesfürften, beziehentlich 
die Senate, die Offiziere ihrer Kontingente mit ber 
Einfchränfung bes Artikels 64. 


Aus diefen Verfaffungsbeltimmungen ergiebt fih für ins 
Heer folgendes Verhältnig r u : ⸗ 


In den einzelnen zum Deutfchen Reiche gehörigen Staaten 
bilden die Kontingente berfelben zunächſt eigene und felbitftän- 
bige u gg mit Garnifonen im den .. Staaten 
anfchließend an Die Aushebungsbezirke. Diefe Territorialton- 
tingente vereinigen ſich aber unter dem militairifhen Ober- 
befehl des Deutichen Kaifers zu einem Deutſchen Heere. Dem 
Kaifer ſteht demzufolge das ausgedehnteſte jus inspiciendi 
et corrigendi wu Er ernennt bie oberften Truppenbefehls- 
baber der einzelnen Kontingente. Die Ernennung eines Ge 
nerals innerhalb eines Territorialfontingents ift von feiner 
Auftimmung 5* Der Kaiſer beſtimmt die Garniſonen 
und verſetzt oder befördert Offiziere verſchiedener Kontingente 
nach Maßgabe des Artikels 64. Die Einheitlichkeit in Bezie- 
bung auf das Militairſtrafrecht, das Disziplinarftrafrecht und 
in ihren — Angelegenheiten iſt hergeſtelltz dagegen 

elten in Beziehung auf die civilrechtlichen Verhältniſſe der 

eresangehörigen und ihre Unterſtellung unter die Civilgerichte 
bie Territorialgefege. Die Reichsverfaſſung enthält feine Be 
ftimmung darüber, daß Die Verlegung der Garnifon aus einem 
Bundesſtaate in einen andern eine Veränderung in den civil- 
rechtlichen Werbältniffen der dem betreffenden Truppentbeile 
angehörigen Perſonen herbeiführe. Deshalb find auch Die bes- 
fallfigen oben bervorgehobenen Vreußifchen Beitimmungen zur 
Zeit noch als durch die Reichsgeſetzgebung unberührt anzufeben. 


Inzwiſchen find auch innerhalb bes Deutſchen Neiches bie 
oben bervorgehobenen allgemeinen Grundfäße mehrfach durch 
bie im Artikel 66 zugelaffenen Konventionen zwifchen Preußen 
und den einzelnen Staaten modifiziert worben. 


Zunächſt tritt eine Gruppe von Konventionen bervor, 
welhe Vreußen im Juni 1867 mit den Thüringifchen Staaten 


PEIHEN: u 


# 


Sachſen · Weimar, Sadfen-Meiningen;, ag an i 


Sachſen Altenburg, Schwarzburg-Rubolfta 
und jüngerer Linie) und mit Anhalt abgefchloffen hat. Diefe 
Staaten haben ihre Territorialtontingente beibehalten. Die 
Infanterie Truppen follen in ihren beimatblichen Garnifonen 
verbleiben, indem der König von Preußen von dem ihm bundes- 


t, Meuß älterer | 
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verfaffungsmäßig_zuftehenden Dislokationsrechte nur vorüber- | 
gehend und infofern Gebrauch machen will, als militairische | 
oder. politifche Nüdjichten die bedingen. m Beziehung auf | 
die Kavallerie und bie Spezialmaffen gelten befondere Bor- | 
Schriften. Die — der Stellen der Offiziere, Portepee⸗ 
fähnriche und Militairbeamten im Offizierrange in den In- 
fanterie-Regimentern, fowie die Berfegung dieſer Offiziere | 
in die Preußiſche Armee wird vom König von Preußen direkt 
verfügt, wobei jedoch die MWünfche ber Landesherren thunlichit | 
Berüdfihtigung finden follen. | 


Eine zweite Gruppe von SKonventionen ift um biefelbe 
eit von Greußen mit Oldenburg, Lippe- Detmold, Schaum- | 
urg-Pippe, Schwarzburg- Sondershaufen, Bremen, Lübeck | 

und Hamburg abgefchloffen worden. Die &ruppentontingente | 
diefer Staaten find vollftändigq in die Dreußifche Armee auf 
genommen worden. SHervorzubeben bleibt folgende Feſtſetzung: 


Um den für Infanteriedienſt tauglidien Wehr- 
pic eigen aller biefer Staaten die Ableitung 2. 
ienftpflicht ji erleichtern, follen außer dem in Olden- 
burg verbleibenden open ae Infanterie» und 
Kavallerie-Regiment die nachfolgenden Städte bauernbe 
Garnifon erhalten: Hamburg zwei Preußiſche Infante- 
rie-Bataillone, Büdeburg ein Jäger- Bataillon, Det- 
mold, Sonderähaufen, Bremen, Lübeck, jebes ein 
Anfanterie- Bataillon. Die für Spezialmaffen Aus- 
—— enügen ihrer Wehrpflicht in wo möglich 
T — nahe gelegenen Preußiſchen Truppen⸗ 
theilen der betreffenden Waffe. 


Eine Regelung ber Civilrechtsverhältniſſe ig Betreff ber 
biefen verschiedenen Iruppentbeilen angehörigen Perſonen aus 
anderen Staaten bat nicht- ftattgefunden, nur in Betreff ber 
in den Ihüringifcdyen Negimentern und in dem Anbaltifchen 
Regiment angeltellten Dreußifchen Offiziere ift vorgefehen, daß 
fie Yinficttic, des Gerichtöftandes in Civilfachen den Landes. 
gefegen und Rechtsnormen unterworfen find. 


(Diefe Notizen find aus dem Militair- Wochenblatt pro 
1867 Seite 480 3 entnommen. Mörtlich finden ſich die Kon- 
ventionen dafelbit nidyt abgedrudt.) 


Zu diefen Konventionen treten noch einige andere mit einzelnen 
Staaten befonders abgefchloffene Konventionen. Zunächſt it mit 
dem Königreid Sachſen unter dem 7. Februar 1867 eine Konven- 
tion abgeichloffen. Unabhängig von derfelben war die Sächfifche 
Feſtung Königftein dem Könige von Preußen in dem Friedens⸗ 
vertrage vom 21. Oktober 1866 eingeräumt und mit Preu- 
Bifhen Truppen belegt worden. in ber Konvention wurde 
feftgeftellt, daß bie Königlich Sächſiſchen Truppen ein in fid) 

eſchloſſenes und — das zwölfte Armee-Korps des Reichs⸗ 
Deere bilden follten, und daß der König von Preußen von 
feinem Dislofationsrechte für die Dauer friedlicher Verhält- 
niffe nur dann Gebrauch machen will, wenn er fih im In— 
tereffe des Neichsdienfteß zu einer folden Mafregel bewogen 
finden jollte. 


Aehnlich geftaltete ſich das Verhältniß bed oberften Bun- 
besfeldhern zu den Königlich Württembergifchen Truppen 
nad ber Militairkonvention vom 21. und 25. November 1870 | 


(Bundes 8* S. 658). Hervorzuheben bleibt hier nur 
Der Artikel 6: } 


— — — — — — — — — — 


Unbeſchadet der dem Bundesfeldherrn gemäß der | 
Bundesverfaſſung zuftehenden Rechte der en | | 
über alle Bundestruppen und ihrer Dislozirung fol | 
für die Dauer frieblicher Verhältniffe das Württember- | 
giche Armeekorps in feinem Verbande und in feiner 

liederung erhalten bleiben und im eigenen Lande 
bislozirt Fin ‚ eine hiervon abweichende Anordnung 
des Bundesfeldheren, ſowie die Dislozirung anderer 
Deutſcher Truppentheile in das Königreich Württem- 
berg foll in friedlichen Seiten nur mit Zuftimmung 
St. Majeität des Könige von Württemberg erfolgen, 
fofern es fih nicht um Beſetzung Sübbeuticher oder | 
Weſtdeutſcher Feſtungen handelt. 

Noch ſelbſtſtändiger wußte ſich Bayern in dem Vertrage 
vom 23. November 1870 Bunhes-&r etzbl. 1871 ©. 9 ff. 
zu ftellen. Das Bayerifche Heer bildet einen in fich gefchloffenen 
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Beſtandtheil des Deutſchen Bundesheeres mit ſelbſtſtändiger 
Verwaltung unter der Militairhoheit Sr. Majeſtät des Königs 
von Bayern; im Kriege, und zwar mit Beginn der Mobili- 
firung, unter dem Befehle des Bundesfelbherrn. Von einem 
Dislozirungsrechte des Bundesfeldherrn ift nicht die Mede, 
dagegen ift das jus inspieiendi gewahrt. 


Hiervon verſchieden wurden wiederum die Verhältniffe 
in einer Reihe anderer Konventionen geregelt. In den Kon- 
ventionen mit Medlenburg- Schwerin und — 
vom 24. Juli und 9. November 1868 erſcheint zunächit das 
bunbesverfalfungsmäßige Dislofationsredyt des Bunbesfeldheren 
unberührt. Dagegen iſt das Recht der Anftellung, Behörde 
rung und Verſetzung ber Offiziere, Dorteperfähnriche und Aerzte 
in den beiden Kontingenten dem König von Preußen über 
tragen. Die Offiziere, die in den Verband der Königlichen 


Armee nad) der Konvention übernommen werden, dürfen, fo 


fern fie e8 wünfchen,-in dem Medlenburgifchen Unterthanen- 
verband verbleiben. SHinfichtlih des Gerichtäftandes in Civil 
ſachen unterliegen die Offiziere u. f. w. des Kontingents ben 
Großberzoglichen Landesgefegen und Rechtsnormen. 


Nach der Konvention mit dem Großbergogtbum Baben 
vom 25. November 1870 bildet das Babenſche Kontingent 
einen unmittelbaren Beitandtheil der Deutfchen beziehungs- 
weife ber Königlich Vreußifchen Arme. Der König von 
Preußen ald Bunbesfeldherr übernimmt insbefondere bie Für- 
forge für die Feſtung Raſtatt. Das Babdenfche Kontingent 
foll fo viel als möglich ftändige Garnifonen innerhalb bes 
Großberzogthums angemwiefen erhalten und von bem Diälo- 
Fationsrechte nur in außergewöhnlichen Fällen Gebrauch & 
macht werben, vorbehaltlich befonderer Verfügungen in Be 
treff ber Belegung ber dung Raſtatt. Beſonders hervorzu- 
heben bleiben bie Artikel 14 und 15 der Konvention. 


Artikel 14. Offiziere, Mannfchaften, Aerzte 
und Militairbeamte der im Großberzo y — 
nirenden Truppenabtheilungen find daſelbſt den Baden⸗ 
ſchen Geſetzen und Rechtsnormen, ſowie den Badenſchen 
Behörden und Gerichten unterworfen, ſoweit nicht bie 
nad) der Verfaffung des Bundes in Wirkſamkeit tre- 
tenden Preußiſchen Militairgefege ober die gegenwärtige 
Konvention befondere Ausnahmen beftimmen. 


Artikel 15. Die perfönlichen Verbältniffe der 
ben Großberzogthum nicht angehörigen Verfonen, 
welde bei den im Sroßherzogtbum garnifonicenben 
Truppen dienen, ſammt deren Familien werden durd) 
die Verlegung ihres Domizils in das Großherzogthum 
nicht verändert, vielmehr bleiben jene Perfonen in 
ge bisherigen Unterthanenverhältniffe. Ihr cheli- 
yes Güterrecht, die Erbfolge und ihre Verläſſenſchaft, 
bie Bevormundung ihrer Hinterbliebenen richtet ſich 
nad den Rechtönormen ihrer Heimath. 


Das Gleiche gilt für bie dem Großherzogthum 
Baden angehörigen Derfonen, welche bei einem außer 
halb des Großherzogthums garniſonirenden Truppen- 
theile dienen. 


Endlich ift unter dem 13. Juni 1871 eine Militairtonven- 
tion mit dem Großherzogthum SHeflen- Darmftabt abgefchloffen 
worden. Das Großberzoglide Kontingent bleibt an I felbit- 
reußiſchen Armee nicht inkorporirt. Dage 
gen bat ber Großherzog das Necht der Ernennung, gen 
und Verſetzung ber Offiziere, Dortepeefäbnriche, Aerzte un 
Militairbeamten dem Railer übertragen. Das Kontingent fol 
für die Dauer de3 Friedens innerhalb des Großherzogthums 
Garniſon behalten, und von dem bundesfeldherrlichen Dislofa- 
tionsrecht nur vorübergehend und in außergewöhnlichen fällen 
Gebrauch gemacht werden. 


Artikel 14. Offigiere, Mannſchaften, Aerzte 
und Militairbeamten der im Großherzogthum — 
nirenden Truppenabtheilungen find daſelbſt ben Heſſi— 
ſchen Geſetzen, ſowie den Heſſiſchen Behörden und Geridy- 
ten unterworfen, ſoweit nicht die ———— oder 
die gegenwärtige Konvention Ausnahmen beſtimmen. 


Artikel 16. Die Staatsangehörigkeit der im 
Großherzogthum garniſonirenden Mlitairperſonen rich. 
89 
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tet ſich unter Anwendung des im $. 9 bes Geſetzes 
über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und 
Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870 bezeichneten 
Vorbehalts nadı den Beftimmungen biefes bg 
eheliches Güterrecht, die Erbfolge und ihre Verlaften- | 
fhaft, die Bevormundung ihrer Hinterbliebenen rich⸗ 
tet ſich nad) den Rechtbnormen ihrer Heimath. 


Das Gleiche gilt für bie dem Großherzogthum 
“. angehörigen Perjunen, welche bei einem außer | 
halb des Großherzogthums garnifonirenben Truppen- | 
theile dienen. 


Artikel 22, In Beziehung auf bas von Dreußen | 
auf das Neich übergegangene Beſatzungsrecht in Mainz | 





werben bie biher zwifden Vreufien und ber Territo- | Offi 


rialvegierung maßgebend —— Beſtimmungen auf | 
das Verhältniß zwifchen dem Reiche und der Territo- 
tialregierung Anwendung finden. 


Dazu ift im Artikel 8 des Schlußprotokolls beftimmt: 


Die befonderen Beftimmungen über bie perfönli- 
hen und Recdtsverhältniffe der Preußifcen Garnifon 
in Mainz finden auf denjenigen Theil bes Heſſiſchen 
Kontingents, welder etwa nad) Mainz verlegt wird, 
feine Anwendung. 


Der allegirte $. 9 des Gefehes vom 1. Juni 1870 (B. 
G.⸗Bl. ©. 356) verordnet: " 


Eine von ber Regierung oder von einer Central» 
ober höheren Verwaltungsbchörbe eines Bunbesftaats 
vollzogene oder betätigte Beftallung für einen in den 
unmittelbaren ober mittelbaren Stantsdienft, oder in 
ben Kirchen, Schul» oder Kommunalbienft aufgenom- 
menen Ausländer oder Angehörigen eines anderen 
Bunbesftaateß vertritt bie Stelle der Naturalifations- 
urkunde, beziehungämeife der ge fofern 
nicht ein entgegenftehender Vorbehalt in der Beltallung 
audgebrüdt wird, 


in dem Schlußprotokoll zu der Militairfonvention mit 
bem Großherzogtdum Heffen lautet der Artikel 3 dahin: 


Zu Art. 15. Es wurde verabredet, daß die Aus- 
fertigung der Patente und Beftallungen für die in bie- 
fem Artikel erwähnten Militairperfonen jedesmal als 
unter dem im $. 9 bes Gefehes vom 1. Juni 1870 
bezeichneten Vorbehalte erfolgt angefehen werben follen. | 


Diefer Feſtſetzung zufolge verbleibt alfo den aus dem | 
Großherzoglid Helfen. Darmjtädtifchen Kontingent vom Kaiſer 
in bie Brenfifihe Armee und in Preußifhe Garnifonen über- | 
nommenen Offizieren und Militairbeamten ihre —I als 
Großherzoglich Heſſiſche Unterthanen mit allen für ihre Civil. | 
Techtöverhaltnife daraus herzuleitenden Konfequenzen. | 

Aus der —— ergiebt ſich, daß das Verhält. | 
niß des Kaiſers und oberſten B 

enten der einzelnen Bundesſtaaten ein höchſt mannigfaltiges 
Äh ‚, daß Seine Befugniffe, in Friedenszeiten bie Garnifonen | 
ber einzelnen Kontingente zu beftimmen, ganz aufgehoben find, | 





undesfeldhern zu ben Kontin- | 


‘ 


. B in Bayern, ober im höchſten Grabe eingefchränft, in | 

En allen Bundesſtaaten, oder weniger vinfulirt wie in Bre- | 

men; Samburg, "übel... Es ergiebt fich ferner, daß die Mann- | 
e 


—— in ber Regel ihrer Dinſtpflicht in dem engeren Heimaths | 
ande penägen, ohne eine Veränderung in ihren civifrechtlichen 
Verhältniffen zu erleiden, unb baf da, wo bie Mannfchaften 


zu den Preußiſchen Truppenkörpern ber Spezialwaffen heran- 
gezogen werben, eine —— darüber, ob ſich dadurch 

auch ihre civilrechtlichen Verbältniffe ändern, nicht ——— 

iſt, daß ferner Preußiſche Offiziere, wenn ſie bei einigen der 

in den anderen Bundesſtaaten garniſonirenden Regimentern an⸗ 

eſtellt werden, entweder ganz, wie in den Thüringiſchen Staa- 

en, ober zum Theil, wie in Baden und Heffen- Darmftadt, 

ben bortigen Eivilgefegen unterworfen werden, während an | 
anderen Orten, wie in ben freien Städten, hierüber nichts | 
beftimmt ift, daß es enblich, mit Ausnahme ber beiden Med: 

lenburg, an Beltimmungen zu fehlen fcheint, wie es mit ben 

civilrechtlichen Verhältniffen ber —— den Kontingenten 

anderer Bundesſtaaten angehörigen, aber in die Preußiſche 

Armee verſetzten Offiziere gehalten werden ſoll. 


| An 


Die Preußifhe Gefehgebung vermag ſich ber Natur ber 


Sache nad) nur mit Ordnung ber Eivilrechtöverhältniffe der 
Preußiſchen Unterthanen zu befaffen, und deshalb ſcheint fidy 
hr | denn ber Gefegentwurf auch nur auf die Dreußifche Garniton 


in Mainz zu befchränfen, allein, ſelbſt diefe Beſchränkung 
ſcheint nicht inmegehalten werben zu können, weil fid) in ber 
Garnifon von Mainz aud) Offiziere urfprünglic der Medien- 
burgiſchen, Ihüringifhen, Badenſchen Kontingente befinden, 
fobald fie von dem Dberften Bundesfelbherrn zu den in Mainz 
garnifonitendben Preußiſchen Truppen zer werben, ferner 
aber auch Mannfchaften aus anderen Bumbesftaaten bei den 
Spezialwaffen in Mainz eingeftellt fein können. Auf ber an- 
beren Seite können ſich auch PR: ſchon in bem zu Mainz gar- 
nifonivenden Großherzoglih Helfifhen Truppentheil Breußiiche 
iere befinden, auf welche nicht die Ordre vom 19. Juli 
1534, jonbern lebiglidy $. 15 ber Konvention vom 13. uni 1871 
Anwendung finde. Die durch Die gg Are Deutſchen 
Reiches eingetretene Umgeſtaltung ſo vieler haltniſſe, na- 
mentlich bei dem Deutſchen Heerweſen, läßt zweifelsohne auch 
eine neue, gleichmäßige Regelung ber Civilrechtsverhältniſſe 
ber Militairperfonen, fobald fie aus ber heimathlichen Garniion 
in eine anbere treten, als nothwendig erfcheinen, allein durdy 
führen läßt fich eine ſolche Regelung body nicht im Wege ber 
Spezialgefeßgebung auch bed gröfiten Bunbesftantes, fondern 
nur im Wege ber Reichegelehgebung, bie fich freilich, fo lange 
ein gemeinfames Clvilrecht für ba8 ganze Deutſche Reich noch 
nicht hergeſtellt ift, noch vielfach beengt finden wird, Die 
Dreußifche Gefehgebung würde nur dann zu einem Einfchreiten 
berufen fein, wenn e8 fih um —— rein Preußiſcher 
Mißſtände in dem Verhältniſſe zu dem Deutſchen Reiche ban- 
delte. Obige allgemeine Motivirung in ber —— —— 
laͤßt jeden thatſaͤchlichen Nachweis ſolcher beſonderen Mißſtän 
vermiſſen. Auch bie Ermä ung, bag fi ein unmittelbarer 
Verkehr der Preußifchen Behörden in Mainz mit den Heffen- 
Darmftäbtifchen Behörden in Mainz ohne Beftimmungen, wie 
je ber vorliegende Gefegentiwurf enthält, nicht berftellen Laffe, 
ann ala eine maßgebende nicht betrachtet werben, fo fange 
ein ſachliches Hinderniß, weldyes einem ſolchen Verkehr entgegen- 
fteht, ohne auf dem Verwaltungsmwege befeitigt werben zu 
können, nicht nachgewieſen iſt. An eine Klarftellung des Be— 
bürfniffes fiir den vorliegenden Gefeßenwurf fehlt es zur Zeit 
noch vollftändig. 


Unberäbrt darf nicht bleiben, daß nad) den Militairkon- 
ventionen faſt nur der engeren Preufifchen Armee angehörige 
Negimenter und bie von dem König von Preußen ernannten 
Offiziere und Militairbeamte an Orten garnifonirt werden 
die außerhalb Preußen belegen find, In biefen außerhalb 
Preußen gelegenen Garnifonen mag allerdings ber gewöhnliche 
tägliche Verkehr mit der Einwohnerfchaft, wie er ſich in ber 
Abſchluß ber Student ber Geſindemiethe und be 

















Entnahme der häuslichen Bebürfniffe auf Kredit emtfalte 
einigermaßen erſchwert fein, allein die Nachtheile, bie ſich au 
biefer Verfehrsftörung ergeben können, fallen doch wieder 
ähft auf die Gamifon; den Bedärfniffen ber Einwohne 
haft felbit wird fchon daburd genügt, baß fie fich mit ihren 
Klagen au ben am Ort —— erichtsfommilfarius, 
Dreußifchen Aubiteur, wenden können, 


Auch bei den außerhalb Preußen ftationirten Preußiſch 
Civilbeamten treten ähnliche Verhältniffe ein. Aber auch bi 
ift an dem Grundſatz feftgehalten worden, daß fie ben Dreu 
ſchen Gerichten unterworfen bleiben. 


Artikel III. des Gefekes vom 26, April 1851 (Bunde 
gefeßblatt S. 181) verordnet unter Nr. 2c. 


Die an auswärtigen Höfen beglaubigten Köni 
lichen Gefandten, Refidenten und Gefhäftßteäger, fo 
alle zur Gefandtfhaft gehörenden Perfonen, ingleid 
bie im Aublande — Steuerbeamten haben ib 

erfönlichen Gerichtsſtand bei den Stadtgerichte 

erlin. Rüdfichtlih anderer im Auslande ftationirt 
Beamten kann buch Königliche Verordnung ein Gerich 
ftand im Inlande beftimmt werben. 


n welcher Art dies praftifch durchgeführt worben, ; 
bie Allerhöchite Berorbnung vom 31. Sup 1859 (Gele Sam 
S. 447), betreffend den ordentlichen perſönlichen Gerichtsitat 
der in Hamburg ftationirten Dreukifihen Poſtbeamten. 














§. 1, 
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Die in Hamburg ftationirten Preußischen | Territorien anwenden. 

















In Folge beffen müßten auch alle 


Doftbeamten haben ihren ordentlichen verfünlichen Ge- | Den befonderen Gefehe außer Kraft gefegt werden, bie 


richtsſtand vor dem Stabtgerichte in Berlin, 
$. 2. Durdy die im $. 1 enthaltene Beftimmung 


wird jeboh, wenn die Beamten vorher einen ordent- 
lichen perſönlichen Gerichtäftand in Hiefigen Landen ge- 
habt haben, in Beziebung auf ihre perjönlichen Eigen- 
ſchaften und Befugniffe (jura status) und die Erbfolge 
in ihrem Nachlaſſe nichts geändert; folde find auch 
ferner nach ben in jenem früheren Gerichtsſtande gel- 
tenden Nechten zu beurtheilen. 


| 
| 





Eowie die im Ausland ftationirten Preußiſchen Eivilbeam- | 
ten Preußiſche Unterthanen bleiben und nad Preußiſchem 


Mecht leben, ebenfo bleiben die außerhalb Preußen gnarnifo- 
nirenden Vreußifchen Truppen, Mannfchaften wie Offiziere, 
Preußiſche Untertbanen und leben nah Preufifchem Recht. 


Mir Recht fagt ba Dr, von Stein in ber Vehre vom | 

it Rot Ton * a⸗ h ie nod) —— —— den beſtehenden Enge 
niffen nicht mehr entfprechenden Vorfchriften für Die civil 
Zuerſt iſt das Heer, namentlich und ausdrücklich im Ibreh —— 


Heerweſen, S. 144: 


Syſtem ber allgemeinen Wehrpflicht, ein Theil bes 
Volles, und fteht unter dem allgemeinen bürgerlichen 
Redyt für Alles, was nicht dem militairifchen Dienft 
angehört. 


Gewiß würde es eine ſchwer zu rechtfertigende Anomalie 

enthalten, wenn Dreufifche Untertbanen, weil fie ihrer Militair- 
pflicht genügen oder ihren Beruf in ber Armee erfüllen, einem 
fremden Rechte und fremden Gerichten unterftellt werben foll- 
ten. Daß aber, um bie außerhalb Preußen garnifonivenden 
Truppen den fremden Gefehen zu unterwerfen, ber Weg ber 
Geſetzgebung befchritten werden müßte, bedarf feiner weiteren 
Ausführung. Die gewictigften Bedenken müſſen aber einem 
Verfabren entgenengeftellt werden, wonach nicht im Wege ber 
Gefeggebung , fondern im Wege der nicht in die Geſetzſamm ⸗ 
lungen aufgenommenen Miliairkonventionen Preußiſche Offiziere, 
fobald fie zu Megimentern verfegt werben, die in den Thlrin- 
gifhen Staaten oder in den beiden Medtenburgs garnifoniren, 
ohne weiteres den dortigen Landesgeſetzen und Landeögerichten 
unterworfen werden, wenn die Preußiſchen Mannfchaften, Offi- 
iere und Militairbeamte, fobald ihre Garnifon nad) dem Groß- 
erzogthbum Baden oder nah dem Großberzogtbum Helfen 
Darmitadt verlegt werden, dem dortigen Yandesgerichten und 
zum Theil ben dortigen Landesgefegen unterſtellt werden, wäh- 
rend gerade Seflen- Darmftadt für feine Truppen ben umge 
kehrten Grundfag feithält. i 


Es wird fogar angezweifelt werben bürfen, ob zu ber- 
artigen Veränderungen der einfache Weg ber Gefehgebung 
ausreicht? oder ob nicht eine Menderung ber Berfaflungsbe 
ftimmungen in Artikel 7 und 86 ff. vorausgugehen habe. 


Für den vorliegenden konkreten Fall bezüglich der Garniſon 
Mainz muß e8, wie zunächſt von einem Mitgliede der Kom— 
miffion ausgeführt wurde, genügen, den Nadımweis geführt 
zu haben, daß eine Unterordnung Preußiſcher Untertbanen 
unter eine nichtpreußifche Gefebgebung und nichtpreußiſche Ge- 
richte in Abweihung von allen bisher befolgten Grundfäten 


durch nichts gerehtfertigt werbe, daß ein Bedürfnif zum Er- | 


faß eines fo exceptionellen Geſetzes in feiner Art nachgewieſen 
fei, um ben Antrag auf Ablehnung bed Gefehed begründet 
ericheinen zu laffen. 


Diefen Ausführungen wurde von einem entgegengefehten | 


pringipiellen Standpunkte auß widerſprochen und ımter Ju- 
ftimmung bed Vertreters des Kriege Minifteriums Folgendes 
ausgeführt. 


Die frühere Dreußifche Gefeßgebung babe allerdings die 
Garmifonen in Mainz und Raftatt als Garnifonen im Aus 
land bezeichnen und deshalb eine befondere Regelung ber civil. 
jurisdiftionellen Verhältniffe der zu der Gamifon gehörigen 
Dreußifcen Staatdangehörigen vornehmen müffen. 
Errichtung der Deutſchen Reichsverfaſſung ließen ſich aber die 
inmerhalb- bed Dentfchen Reiches liegenden Garnifonen, inöbe- 
fondere alſo auch bie Garnifon in Mainz, nicht mehr als im 
Ausland Garnifonen bezeichnen, überhaupt der Unter: 
fchieb von Inland und Ausland nicht mehr auf das Verbält- 
niß der einzelnen zu bem Deutfchen Bunbesftaate gehörigen 


dach der | 





' aufgehoben. 


lediglidy zu dem Zwecke erlaffen feien, die civilrechtlichen Ber- 
bältniffe der Preüßiſchen Garnifon in Mainz einer befonderen 
Regelung zu unterziehen, damit diejenigen Borfchriften im 
Kraft treten könnten, die für bie Garnifonen im Inlande 
maßgebend wären, fo auch die Anordnungen in der Aller 
höchſten Deklaration vom 31. März 183) (Gejeg-Samml, S. 155), 
welche beitimmt, daß bei —— oder unter väterlicher 
Gewalt ftehenden Militairperfonen, ingleidyen bei denjenigen, 
welche lediglich zur Erfüllung der allgemeinen Mititaivpflicht 
in den Dienft getreten find, ſoweit es auf ihre perſönlichen 
—— und Befugniſſe (jura status), ſowie auf bie 
Erbfolge in ihrem Nachlaß ankommt, nicht der Ort ihrer 
Garnilon, fondern ihr eigentlicher Wohnſitz (59. 9 und 14 
Tit. 2 Th. J. A. G. OD.) oder in Ermangelung eines foldyen 
ber Ort ihrer Herkunft beachtet werden fol. enn. alio der 
vorliegende Geſetzeutwurf der Hauptiache nad) nur bejwede, 


jurisdiktionellen VBerbältniffe dev Dreußifchen Garnifon in Mainz 


' aufzuheben, fo müßte demfelben ſchon aus diefen Gründen 


unbedingt zugeflimmt werden. 


Diefe Ausführung fand in ber Kommiffion einige Unter 
ftüßung. Insbefondere wurde es als felbftverftändlich und 
nur ben Dreufifchen Beitimmungen in ben Anhangspara- 
vapben 12 und 13 zu $. 45 Ti. 2 Tb. LU. G. D. .ent- 
prechend erachtet, wenn bie Preußiſche Garmifon in Mainz 


| der Gerichtöbarkeit der Großherzoglich Heffiichen Gerichte in 


Mainz unterftellt würde, 


Die Majorität der Kommiffion vermochte ſich jedoch die— 
fer Ausführung nicht anzufchließen. Sie ging davon aus, 
daß das Deutſche Reid) eine Föderation felbitftändiger Staaten 
bilde. Inſoweit dieſe Selbftftändigteit nicht durch die Reichs⸗ 
verfaffung befchränft merde, ſei das Verhältniß ber Exterri— 
torialität der einzelnen Bundesftanten zu einander nod) nicht 

So bejtebe dad in dem Prinzipe ber Exterri⸗ 
torialität wurzelnde Gefandtichaftsrecht moc innerhalb des 
Deutfchen Reiches zwiſchen den einzelnen Bundesftaaten. Des- 
halb müſſe in jedem konkreten Fall die Unterſuchung angeftellt 
werden, ob durdy die Deutiche Reidysverfaffung die Einheit 
lichkeit der Verhältniffe dergeftalt bergeitelit und geſetzlich ge 
regelt fei, daß eine territoriale Verſchiedenheit ausgeſchloſſen 
fei. In militaivischer Beziehung bilde nun wohl für den Kriegs- 
fall das gefummte Heer eine Einheit. Allein ſchon für Die 
Riedenszeit fei eine gemiffe Selbitftändigkeit_der Kontingente 
in den einzelnen Bundesjtaaten anerkannt. So bilde zweifels— 
ohne die Preußiſche Armee noch heute ein felbititändiges Kon- 
tingent, und werde als foldyed 4. B. in der Konvention mit 
Baden anerkannt. Gerade der Umſtand, daß in der Reichs: 
verfaffung dev Abſchluß befonderer Militairtonventionen zuge 
laſſen ſei, und daß die Deutfche Heeresorganifation für Die 


Friedenszeit faft überall auf den befonderen, mit Preußen 


abgeſchloſſenen Konventionen der meilten Bundesjtaaten beruben, 
biete Konventionen aud) einen verſchiedenen Inhalt aufweisen, 


| beweife zur Genüge, daß die Exterritorialität in Beziehung 





auf Die Kontingente der einzelnen Bundesjtaaten noch nicht 
befeitigt fei. . 

In Rüdfiht auf die civilrechtlichen Verhältniffe ber Kon- 
tingente, fobald fie in Garnifonen außerhalb des engeren 
Heimathslandes verlegt werden, enthalte die Bundwöverfaflung 
feine Beftimmungen, im Gegentheil feien diefelben in einzelnen 


' Konventionen zum Gegenftand befonderer Feſtſetzungen gemacht 


worden, mas gar nicht hätte gefchehen Eönnen und brauchen, 
wenn auch auf diefem Gebiete das ganze Deutiche Reich ale 
Inland aufgefaßt worden wäre Gerade "die civilrechtlichen 
thältniffe der Deutfchen feien, ſoweit die Bunbeäverfaffung 
nicht Ausnahmen feitgeitellt hätte, Gegenftand der Normirung 
in den einzelnen Bundesitaaten dergeitalt, daß fid) auf dieſen 
Gebieten bie einzelnen Bunbdesftaaten immer nod) als Ausland 
gegenüberftänden. Deshalb könne man alfo nicht ſchon aus 
— prinzipiellen Grunde der Vorlage die Zuſtimmung er- 
len. 


Bei der weiteren Diskuſſion führte nun der Vertreter 
bes Juſtiz ⸗ Minifteriums aus, daß man die Tendenz des Ent- 
wurfs zu verfennen feine, wenn man davon ausginge, daß 
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neben ber Unterftellung ber Preußiſchen Gamifon in Mainz | Gerichte, wie fie der Gefegentwurf in Vorſchlag bringe, nicht 


unter die Gerichtsbarkeit der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichte 
auch darüber in Lem Gefegentwurfe Beftimmungen getroffen 
würden, welchem materiellen Rechte die Preußiſchen Unter 
thanen, foweit fid) aus ihnen die Gamijon in Mainz zus 
ſammenſehe, unterworfen werden follten. Diefe Frage fei 
vielmehr eine offene, und folle e8 gerade vorbehalten bleiben, 
biefelbe demnädjjt in geeignetem Wege zu ordnen. Wenn nicht 
an einer andern Stelle, jo fei in dem dem Reichötage vorzu- 
legenden Militairgefege der Ort, bie Angelegenheit zum Ab- 
ſchluß zu bringen. 


Diefer Ausführung wurde entgegengebalten, dab, wie 

die Motive zu dem —5——— Seite 7 ausdrücklich hervor- 
ehoben, mit ber Unteritellung der Preußiſchen Garnifon zu 

tainz unter bie Territorialgerichte die Aufhebung derjenigen 

älteren gefehlichen Beftimmungen verknüpft fei, welche ſich au 
das für bie —— zu Mainz anwendbare materielle Rech 
beziehen. Es werde alfo am einfach bie Folge eintreten, 
daß bie Vorfchriften bes Allgemeinen Landredits auf bie 
Preußiſche Garniſon in Mainz nicht mehr angewendet werben 
dürfen, und fie unter das in Mainz geltende materielle Recht fiele. 


Von Seiten bed MVertreterd bes Kriegs. Minifteriums 
wurde demnädhft das Bebürfnig zu einer Veränderung bed 
—— Zuſtandes in Mainz näher —— n 
allen zu Mainz vor den Preußifchen ee en anhän- 
igen Unterfuhungsfachen fei es unftatihaft, die Unterthanen 
es Großherzogthums Heſſen ald Seugen unmittelbar vorzu- 
faben und zu veınehmen. Die Nothwendigkeit folder Ver- 
nehmungen trete faft in den meiften Sachen hervor. Es bliebe 
jegt nichts weiter übrig, als se Nernehmungen durd) Requi- 
(tionen des Großberzoglich Heſſiſchen Territorial-Kommiffars, 
er feinerfeits die fompetenten Heffifchen Behörden wiederum 
anzugehen . herbeizuführen. .. abgefehen davon, daß 
der Zweck der Vernehmungen durch dieſe Requifitionen nicht 
immer in dem — Maße erreicht werde, ſei doch mit 
ben Requiſitionen und deren Erledigung ſtets ein unnöthiger 
Zeitverluſt verknüpft, durch welche die Strafrechtspflege nicht 
unweſentlich beeinträchtigt werde. Dem von Seiten Preußens 
geftellten Derlangen, die Befugniß zur unmittelbaren Ber- 
nehmung ber dortigen Unterthanen ben Preußifchen Militair- 
behörden einzuräumen, zeige ſich bie Großherzoglich Heſſiſche 
Negierung nur unter ber Bedingung geneigt, daß aud von 
Preußiſcher Seite auf die Eiviljurisdiktion über die ——— 
Garniſon verzichtet werde. Dieſer Verzicht ſcheine von keiner 
roßen materiellen Bedeutung, weil, wie der Vertreter des 
Juſtiz⸗Miniſteriums darlegte, im Jahre 1872 bei dem Auditeur 
als Gerichtskommiſſar nur ein zu und nur wenige Vor ⸗ 
munbjcdaften anhängig geworben und nur 50 Ute der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit aufgenommen worden fein. Um nun 
fiir die Militairftrafrechtäpflege die nothwendige Erleichterung 
zu erlangen, müfle auf das QZuftandelommen bes Gefehes 
Gewicht gelegt werden. 


Von der Kommiffion wurde das Bebürfnif, den in den 
jehioen Verhältniffen beruhenden Mißftänden bei den ftrafrecht- 
li yen Unterfuchungen Abhülfe zu verfchaffen, anerfannt. Die 
Kommilfion ftellte fich ferner auf den Standpunkt, daß es nicht 
für angemeffen erachtet werden könne, die Preußiſche Garnifon in 
Mainz in ihren civiljuvisbiktionellen Verbältniffen anders zu be- 
handeln, als dies für alle einem anderen Staate angehörige Unter 
thanen, foweit fie in dem Großherzogthum Heffen —— 
in Artilel 15 der Konvention vom 13. Juni 1871 vorgeſehen 
ſei. Unmöglich könne man aber die Preußiſche Garnijon in 
Mainz ben dortigen Gerichten unterjtellen, ohne zugleich Die 
nöthigen Vorbehalte wegen der jura status zu machen. Denn 
daß fich biefe Vorbehalte von ſelbſt ergäben, wie fie in ber 
Allerhöchſten Deklaration vom 31. März 1839 fanktionirt 
— könne um fo weniger angenommen werden, als fie aud- 

rüdlic in den Konventionen mit dem Großherzogthum Heſſen 
und 3 Baden doch nicht ohne zureichenden Grund 
feſtgeſetzt ſeien. Nun ſcheine es nur zwei Wege zu geben, um 
zu dem erſtrebten Ziele zu gelangen, einmal den Weg der 
Reichsgeſetzgebung, zweitens den eg einer anderweiten Kons 
vention mit dem ——— Heſſen. Für ben vorlie 
genden beſonderen Fall fcheine nich der letztere Weg um fo mehr 
zu empfehlen, als fchon die Unterftellung dev Preußiſchen 
Garniſon unter die Gerichtöbarfeit der Großherzoglid) Selfifchen 


füglich durch ein Dreußifches Geſetz allein ausgefprochen werden 


fönne, vielmehr zur Uebernahme dieſer Gerichtsbarkeit auch 
ein Akt der Großherzoglich Heffifchen Staatsgewalt erforder- 
lich erſcheine. 


Hieran anknüpfend bemerkte ber Herr Mertreter des 
Kriegs-Minifteriums, daß bie Konvention vom 13. Juni 1871 
feiner Zeit ber Großherzoglich Darmftädtifchen Panbesvertretung 
ur rege vorgelegt und aud) von ihr genehmigt wor- 
en fei; er verband aber damit bie weitere frage, ob nicht 
nad Aufhebung ber für bie Preußifche Gamifon in Mainz 
beftehenden exceptionellen Beftimmungen biefelbe nicht obne 
Meiteres unter die Abmachungen der Konvention fubjumirt 
werden könne. Hieran fchloß fich gleichzeitig eine im Schooße 
ber Kommiffion darüber angeregte —— warum denn 
überhaupt zur Regelung ber einſchlagenden Verhältniſſe der 
Weg ber Gefeßgebung und nicht der anfcheinenb fürzere Weg 
ber Konvention befchritten worden fei. Letzteres anlangend, 
fo verhehlte fi die Kommiffion nicht, dab zum Zwecke ber 
Aufhebung älterer Baier Lanbesgefehe doch die Landes · 
ne in Thaͤtigkeit gefeht werben müßte, fo lange die- 
elbe nicht etwa durch bie ——— uͤberholt ſei. Was 
aber den erſteren, von dem Herrn Vertreter der Staatsregierun 
—— Punkt betreffe, ſo ſei doch zu berückſichtigen, da 
durch die Konvention die zeitherigen Verhältniſſe der Garniſon 
in Mainz ganz unberührt geblieben ſeien, und ſich ſchwerlich 
annehmen laſſe, daß ohne neue Stipulationen bie in ber Kon- 
vention vereinbarten Grundſätze auf die Garnifon in Mainz 
fofort nad Aufhebung ber Preußifchen landesgeſetzlichen Vor- 
[hei ten Anwendung finden könnten. Ueberhaupt aber folle 
urch bie gegenwärtigen Erdrterungen einer beftimmten Beant- 
wortung der frage, ob denn in einer Konvention bie civil- 
jurisdiftionellen und civilrechtlichen Verhältniffe der außerhalb 
er Grenzen ber Preußifchen Monarchie garnifonirenden Dreufi- 
fhen Unterthanen geregelt werben könnten, und ob e8 bazu 
nicht einer — ber Artikel 7, 86 ff. der Preußiſchen 
Berfaffungsurkunde bebürfe, in feiner Weife präjubizirt werben. 


Nah diefen Deliberationen ftellte fi ein Theil ber Mit- 
glieder der Kommiffion auf ben Standpunkt, daß es fid 
empfehlen dürfte, im Wege ber Gefebgebung nur bie Auf- 
bebung der Ordre vom 19. Juli 1834 und des Artikels VII. 
Abſatz 1 des Geſetzes vom 26. Juli 1851 auszufprechen, obne 
in bem Gefehe ſelbſt die Unterftellung der Garnifon von Mainz 
unter die Großherzoglich Heſſiſchen Gerichte anzuordnen, 


Ein anderer Theil der Kommiffionsmitglieder glaubte 
einer foldyen reinen Negation bed bisherigen Zuftandes, ohne 
daß gleichzeitig in irgend einer Weiſe, in&befonbere durch eine 
dem Gefebentwurfe beizulegende Konvention, die ciMjurisbik- 
tionellen Berhältniffe der Breußifchen Garnifon in Mainz unter 
Wahrung der jura status der Landesangehörigen georbnet 
würden, nicht zuflimmen zu follen, fo gern er aud bereit fei, 
die Beftimmungen ber Konvention vom 13, Juni 1871 auf 
bie Preufifche Garnifon in Mainz auszubehnen, 


Ein zu dem leiteren Zweck von einem Kommiffionsmit- 
Er bereit gebaltener Gefegentwurf wurbe nicht einmal fürm- 
ich eingebracht, weil das nslebentreten ber barin enthaltenen 
Beitimmungen ohne Zuftimmung der gejeßgebenden Faktoren 
in dem Großherzogthum Heſſen ⸗Darmſtadt gar nicht bewert- 
fteligt werden kann. 


Die erftere Meinung fand ihren Ausdrud in den Antrag: 


von bem einzigen Artikel bed Gefeßentwurfes nur den 
erften mit den Morten »außer Kraft« abfchliefenden 
Sat zur Annahme zu empfehlen, den übrigen Inhalt 
bes Artikels aber abzulehnen. 


Die zweite Meinung ging dahin: 


ben Gefeßentwunf überhaupt nicht zur Annahme zu 
empfehlen (im gewiſſen Sinne ihn angebradıtermaßen 
abzulehnen). 


Bei der Abftimmmug wurde der erfte Antrag mit 6 an 
3 Stimmen abgelehnt, der zweite Antrag mit 6 gegen 3 Stim- 
men Angenommen. 





— Herrenhaus, Atenftüd AP 168, 169 und 170.709 
Die Kommiffion trägt demgemäß darauf an: Aus dem in Vorftehenden bargeftellten Sadyverhältniffe 

i ö ergiebt ſich, daß eb bier um eine —— nbelt, 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: die lediglich zur Entfcheidung der a örden geht und 
inwirfung Darauf im 


bem Gefehentwurfe, betreffend bie Aufhebung der | jeden Verſuch dev Betheiligten, eine 
—A der Garnifon zu Mainz Mr. 74 etitionsivege herbeizuführen, von vorn herein ausſchließt. 


Re A Aa u Zuftim- Die Juftigtommiffion beantragt daher eimftimmig: 
Berlin, ben 14. Mai 1873 j das Herrenhaus wolle befcließen: 
! ö j über die Petition des Landwirths Hälsken zu 


Die Juftiztommiffion. Kirchhellen (G. 168) zur Tagesordnung überzugehen. 
von Uhden (Borfigender). von Bernuth. von Franken: Berlin, den 30. April 1873, 
berg:Lubwigädorf. von Goßler. von Kleift-Negom. j ‚ i 
Graf zur Lippe (Berichterftatter). von Plötz. Graf Die Juſtizkommiſſion. 
von der Schulenburg: Augern. Wever. von Ubden (Vorfikender). von Bernuth (Referent). 


von Göge. von Goßler. Graf zur 2ippe. von 
Maltzan. Grf von ber Schulenburg. Never. 
JZachariä. 


Ar 168. 
terftatter: 
von Bermutß, 26 169. 
Bericht Mbänderungsanträge 
ber zu bem 


ZDuſtijkommiſſion über die Petition 3.-Mr. 168. | &efehentwurf, betreffend die Geſchäfteſprache der Be- 
hörden etc. (Mr. 158 der Drucfaden). 








— * ng der Geh zu Bi 
Kreis lingbaufen, bat mit einem Nachbar wegen Scmä- j 
lerung einer flerleitun ögerechtigkeit in ben — 860 Wever. Das Herrenhaus wolle beſchließen: 


bis 1862 reſp 1866 bis 1868 zwei Prozeſſe geführt, die beide 1) 6, 1 Abfab 1: ben zwei N . 

durch alle —— gegangen find. Das legte, vom König 5 bſab * ten Sat * faſſen * folgt: 

lichen Obertribunal am 23. Mai 1868 gefprochene Uxtheil fiel »Schriftliche Ni und Anträge, die nicht im 

zwar theilweife zu Gunften des Petenten aus, biefer aber Deutſcher Sprache abgefaßt find, können unbe» 

in * — en p „ob m fm seht Recht — auf rückſichtigt bleiben oder zurüdgegeben werben.« 

© nerſatz nicht zu Theil geworden, wandte n ben 2) a) Im $.3 Abſatz 3 ftatt der Worte: det nicht 
abren 1868 bis 1870 mit Bitten und Beſchwerden theils * orte: »findet nich 

a das Obertribunal, theils an das Yuftizminifterium, und att« zu fagen: »iſt nit nothwendig.« 

felbft an des Königs Majeftät, worauf ihm der Befcheib wurde b) Als Abſatz 4 hinzuzufügen: 

und werben mußte, daß die nochmalige Verhandlung und Ent- Bei Verträ 

feeiung in einer durch richterliches Urtheil rechtokräftig er- Se .-—. —.. —— 

ledigten Civilprozeßſache unſtatthaft ſei. f ben ia che nicht mächtige Mt 

Daneben hatte der Petent aber bei dem Gericht 1. n- gen, baf ein Nebenprototoll in ihrer Sprache 

ftanz ben Antrag geftellt, das erwähnte Obertribunals+Urtbeil aufgenommen merde.« 

foweit er dadurch ud! hatte, durch die executio a 5 

faciendum zur Ausführung zu bringen, worauf er ben Be- 3) $. 10 zu ſtreichen. 


fcheid erhielt, dab fein Exekutionsantrag vorab in ber ibm 

foeziell bezeichneten Weife näher zu begründen ſei. Mit feiner 

Beſchwerde Über diefen Beſcheid wurde er von dem Appellations- — — 
gericht zu Münfter durch Verfügung vom 21. September 1869, 

welche ihn in eingehender Weije über ben einzufchlagenden We 

bedeutete, zurückgewieſen, und als er fid) darauf auch an ba 

Obertribunal wandte, erfolgte ebenfalld die Zurückweiſung, 

wodurch der Detent ſich nicht von erfolglofen Geſuchen an das 


Juftizminifterium und Seine Majeftät den König abhalten lief. 2 170. 

- —8* hat u fi) an —* a in Far 

Vorftellung von vielen Bogen gewandt, in welcher fid neben N ; . 

—— Bitte »um Schutz in feinem Rechte⸗ als Ge- ——— rdnung einer ber nachſten Plenarſihungen 
genſtan 


ſeiner Beſchwerden erkennen laſſen: einerſeits, daß 
von ben Gerichten —8* nicht Schabensvergütung und * 1) Schlußberathung über den von dem Hauſe der 
aller Koſten zuerkannt ſei und man ihm nicht in feinem wohl- Abgeordneten unverändert angenommenen Geſetzentwurf, 


erworbenen Waſſerleitungsrecht geſchützt habe, andererſeits, betreffend die Erhöhung der Gebühren der Mdvofat- 
daß ihm die Vollſtreckung bes Urtheild des höchſten Gerichts Anwalte und Abvofaten im Bezirk des Mppellations« 
hofes verweigert worden fei. gerichtöhofes zu Köln. — Nr. 162 der Drudfadyen. 


710 








Referent: Herr Dr. Grimm. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vorerwähnten Gejeßentwurfe in ber 
- von dem Abgeordnetenhaufe beſchloſſenen 
Faffung die Zuftimmung zu ertheilen. 


2) Schlußberathung über den Entwurf eines Gejehes, 
betreffenb die den Gerichtäbeamten bei den Kollegial⸗ 
—— im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu 

Ööln für Reiſen in Civilprozeſſen zuſtehenden Reije 


koiten und Tagegelder, — Nr. 163 der Drudfaden. 


Neferent: Herr Wever. 
Antrag des Referenten: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


bein vorbezeichneten Gefehentwurfe in ber 
von bem Saufe der Abgeordneten befchloffe- 
— Faſſung feine Zuſtimmung zu er⸗ 

eilen. 


Berlin, den 14. Mai 1873, 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


171. 


Berlin, ben 14. Mai 1873. 


Das Haus der Abgeordneten bat in feiner heutigen 

Eitung die von ber Königlichen Staatsregierung auf Grund 

der Allerhöchſten Ermächtigung vom 5. Dezember v. I. dem 

—— vorgelegte Allgemeine Rechnung über den Staats- 

len: be8 Jahres 1870 zur Berathung gezogen und be- 
offen: 


unter Bezugnahme auf den Beſchluß des Haufes zu 
der Allgemeinen Rechnung des “Jahres 1869 


die Entlaftung der Königlichen Staatsregierung 
in Bezug auf die Yilgemeine Rechnung des Jah— 
res 1870, fowie in Bezug auf bie Verwaltung bes 
Staatsfchages für daſſelbe Jahr, auszufpredyen. 


‚Herrenhaus. Attenſtück AM" 171 und 172. 


gaben — me u — 


Em. Erlaucht beehre ich mich, Hiervon mit bem Anbeim- 
ftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenft 
Mittheilung zu machen. ; 

Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 

von Forckenbeck. 


An 
ben Bräfidenten des Herrenhauſes, j 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 





A 172. 


Berlin, ben 14. Mai 1873. 


DaB Haus ber Abgeordneten bat in feiner heutigen 
Sigung die von ber Königlichen Staatregierung auf Grund 
der Allerhöchſten Ermäch (gung vom 12. November v. 8. 
dem Landtage vorgelegte Allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushalt des Jahres 1869 zur Berathung gezogen und 
beſchloſſen: 

IL zu erklären, daß mehrere ber nad) ber anliegenden 

achweiſung aus dem allgemeinen Dispofitionsfonds 
bes Minifteriums ber geiftli Unterrichts. und Me 
dizinalangelegenbeiten pro 1809 und 1870 geleiiteten 
Zahlungen als unzuläffige Verwendungen des fonds 
zu erachten, daß namentlich in einem Halle bie Ver- 
mwenbung dem ausbrüdlichen Beſchluß bes —— 
hauſes vom 23. Januar 1868 zuwider iſt und mit 
der Erklärung des Kultusminiſters von Mühler in 
ber Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 14. Dezem- 
ber 1868 völlig unvereinbar erjceint. 

II. Mit Rückſicht darauf, daß dergleichen unzuläffigen Ver- 
wenbungen buch bie B — des Ober · 
rechnungslammer · Geſetzes vom 27. 5 1872 und 
durch die Menderung ber Ueberfchrift des Titeld 48 in 
dem Staatdhaushalts-Etat pro 1873 für die Zukunft 
vorgebeugt ift, die Entlaftung der Königlichen Staats. 
regierung in Peru auf die Allgemeine Rechnung 
pro 1809 und in Bezug “1 bie Verwaltung bes 
Staatefhages pro 1869 auszufpreden. 

Em. Erlaucht beehre ich mich hiervon mit dem Anbeim- 


ftellen ber gefälligen weiteren Beranlaffung ganz ergebenit 
Mitteilung zu machen. a 


Der Präſident des Hauſes ber Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


" An 
den Bräfidenten des Herrenhaufes 


Herrn Grafen Otto zu Stolberg--Wernigerode. 
Erlau 


— rn ar 


u berrenen. Hitenfär A 172. —— — 





Nachweiſung 


der 


aus dem allgemeinen Dispoſitions-Fonds des Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts. 
und Medizinal: Angelegenbeiten geleifteten Zahlungen, 











Im Jahre 


1869, | 1870. 
Yen je 
1. | Außerordentliche Befoldungs- Zufchüffe für den Unter-Staatöfefretair (500 Thlr.), 
für zwei Minifterialvräthe (400, 300 Thlr.) .............5... 1,200 950 
2. | Zu Gratififationen für Räthe, Subaltern- und Unterbeamte des Minifteriums. .. 4,000 | 4,000 
3. | Sur —* von Etats -Ueberfchreitungen: 







Nr. Bezeihnung der Ausgaben. 


bei dem Befoldungs- und Bebürfniß- Fonds des Minifteriumß ............... 3,135 814 

cubt eeee 326 — 

⸗»2Maedizinal ⸗ Kollegien .................. — 318 
4. | Zu perſönlichen Entſchädigungen für einen General-Superintendenten bis zur 

Beſchaffung einer Dieufiwohnumg. .<ounussnsonsonnnsansunnnanuennsennancs 600 600 
5. | Befoldungszufchüffe für zwei Drovinzial- Schulrätbe (300, 100 Thlr.) ......-.-- 400 400 
6. | Zur Dedung von Mebrausgaben bei den Univerfitäts + Inftituten, Bibliotheten, 

Gymnaſien, Seminaren, wiſſenſchaftlichen Jnitituten und Schulen. ..........- 3,476 | 11,682 
7. | Sufcüffe zur Förderung wiffenfchaftliher Iwede, forwie zur Herausgabe und zum 


Anlauf wiſſenſchaftlicher und foldyer Werke, melde für die Verwaltung des 

Miniſteriums nothwendig ſind .......... Sur nennen anne 2,354 | 2,078 
8. | In Penfionen und Unterjtügungen an emeritivte Beamte, zu Penfionen und 

Unterftügungen an Wittwen und Waifen von Lehrern und Beamten, einſchließlich 

einer AUnterftügung von 200 Thlrn. an einen Minifterialbeamten zur Erziehung 


N RESET SSR ERENTO 1,635 1,032 
9. | Su Diäten und Neifetoften für aus ber Provinz nad) Berlin berufene Geiftliche, 
0 Zu Di unb — für Dirakreiken 6 — icon, ——— 1,206 — 
A ten um ekoften fie Dienftreifen der Profeſſoren, behufs Iheilnabme 
an ben abgehaltenen Auskultatorprüfungen ..........: * are — 334 130 
11. Zum Ankauf von Kirchengeräthen ...................................... 320 — 
12, often ber auferorbentlihen Provinzialfynode des Regierungsbezirks Kaffel...... — 6,228 
13. | Aufwendungen bes landeöherrlihen Kommiffars für die übliche Mepräfentation bei 
ber Bilhofdwahl zu Munſter ......... ............................ — 543 
14, Zuſchüſſe für Kreis-Medizinalbeamte .............4 een an 7,220 — Chr. Staals ⸗ 
15. | An berſchiedenen Ausgaben, Prozeß -Separationskoſten, Renten für aufgehobene een 
Natural-Deputate, Remunerationen für eingezogene ſachverſtändige Gutachten x. | 1,082 | 2,254 | Po DW. 
Summa ..... 27,288 | 31,029 
Der Staatshaushalts-Etat pro 1869 fehte aus ................. 32,220 Thlr. 
Dazu Beftand aus dem Jahre 1868..................... 3474 » 
Es waren mithin pro 1869 verwendbar . .................. TTTTTTM 35,694 — 


Es iſt mithin ein Beſtand verblieben und in das Jahr 1870 übertragen von.... 
Dazu Erfparniß an ber zum Bau eines Schuppend bewilligt gewefenen Summe... 


Vom Etat der Finanzverwaltung find übernommen jur —— des Fonds 
für Lohnſchreibereien bei den Konfiftorien und Provinzial-Schultollegien ...... 


Hierzu bie durch den Staatshaushalts-Etat pro 1870 außgefegte Summe von... 


Es waren mithin pro 1870 verwendbar. .............. ........ 





Es iſt mithin ein Beftand verblieben und in das Jahr 1871 übertragen von.... 


AR 173. 


Berlin, den 14, Mai 1873, 


Auf Grund ber beifolgenden Allerhöchſten Orbre vom 
13. b. M., durch welche wir beauftragt find, den beigefügten 
Entwurf eines Gefeges, betreffend das —— 
in ben durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 mit ber 
Preußiſchen Monardyie vereinigten vormals Bayerischen Lan- 
bestheilen, ben beiden Häufern des Landtages zur er 
mäßigen Befchlußnahme vorzulegen, beehren wir uns, Ew, Er- 
laucht dieſen Entwurf nebft Motiven mit dem Erſuchen ganz 
ergebenft zu überfenden, benfelben ber Beſchlußfaſſung des 
Herren * gefälligft unterbreiten zu wollen. 


Der Minifter des Innern. Der AJuftigminifter. 
Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


Dr. Achenbach. 


An 
ben Praſidenten des Serrenhaufes 
Herrn Otto Grafen zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 

ertheilen bierdurdy Unferen Miniftern für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Urbeiten, bed Innern und ber zu die Er- 
wmädjtigung, ben beiliegenden Entwurf eines Gefeges, betreffend 
das Expropriationsverfahren in den durch dad Geſetz vom 
24. Dezember 1866 mit der Dreußifchen Monarchie vereinigten 
vormals Bayeriſchen Landestheilen, nebft Motiven ben beiden 
Häufern bes Yandtaged der Monarchie zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, ben 13. Mai 1873. 
Wilhelm, 
Grafvon Jgenplik. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 


Allerhoöchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 
das Erpropriationsverfahren in den durch das Ge— 
fe vom 24. Dezember 1866 mit der Preußifchen 


Monarchie vereinigten vormals Baperifhen Landes- 
theilen. 





Mir Wilhelm, von Gotte8 Gnaben König von 
Preußen xX. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer de8 Landtages ber 
Monardie, was folgt: 


Einziger Paragraph. 


An die Stelle des Artifel8 18 des in bey vormals 
Baperifchen Gebietstheilen gültigen Gefeßes vom 17. Novem- 


Serrenhaus Wktenftüd A 173. 





ber 1837 über die Smwangsabtretung von Grundeigenthum 
für öffentliche Swede tritt Tolgende Beftimmung: 


Die Bezirksregierung entfcheibet über bie Abtretungs- 
frage gemäß Urtifel 1, 2, 3 in erfter, Unfer Staats 
Minifterium in zweiter und letzter Juſtanz. Die Be- 
rufung gegen bie Geige eriter Inſtanz ift binnen 
14 Tagen vom Tage der Bekanntmachung der Ent- 
ſcheidung ab bei ber Bezirksregierung einzulegen. 


Urkundlich rc. 


Beglaubigt: 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


Graf von Itzeuplitz. 


Der Minifter des Innern. Der Juftizminifter. 
Graf zu Eulenburg. 2eonhardt. 


Motive, 


Es bat ſich das Bedürfniß berausgeftellt, bis zum Erlaffe 
eines allgemeinen, für den ganzen Umfang der Monarchie 
er Erpropriationsgefeßed eine proviforifhe Abänderung 
es im vormald Bayeriſchen Bezirke Orb, ge int 
Kaflel, noch geltenden Bayerifchen Geſehes vom 17. November 
1837 (Bayeriſches Geſetzblatt S. 109 ff.) herbeizuführen. Zur 
Vollendung der Wafferleitung, welche die Metiengefellichaft 
»Frankfurter Quellmafferleitung« unternommen bat, um bie 
Stadt Frankfurt a. M. von dem Vogeläberge und dem Speffart 
ber mit fließendem Waſſer zu verforgen, iſt es nämlich, nötbig, 
die feiten® ber Gefellihaft vom Fiskus erworbenen Quellen 
im Bieber- und Kaffelgrunde durch den gedachten vormals 
Bayerischen Landestheil zu leiten. Die Gefelfchaft kann bas 
hierzu erforberlihe Terrain in ben Gemarkungen Kaffel und 
Mirtheim nur im Wege der Erpropriation erwerben, da nad 
ben vorgelegten Verhandlungen bie Gemeinde Staffel und ein 
Theil der betreffenden Grundbefiger jede Abtretung an Grund- 
ftüden an bie Gefellfchaft verweigert haben. Nun ER 
war dies Bayeriſche Gefeg vom 17. November 1837 im 

rtifel 1 Nr. 6, Die zwangsweiſe Abtretung unbeweglichen 
Eigenthums zur SHeritellung öÖffentliher Waflerleitungen in 
Unfpruc zu nehmen. Auch findet biefe Vorſchrift im Prinzipe 
auf bie Frankfurter Duellwafferleitung Anwendung, ba ebachtes 
Unternehmen, an weldem fich die Stadt Frankfurt a. M. durd 
Uebernahme von % ber Aktien und burch Uebernahme einer 
Zindgarantie für das gefammte Aktienkapital betheiligt Hat, 
und welches bazu beftimmt ift, von ber ——— Einmwohner- 
fchaft benutzt zu werben, den Charakter einer öffentlichen 
Mafferleitung an ſich trägt. ———— ſind bereits durch 
bie auf Grund bes Geſetzes vom 12, März 1871 Geſetzſamml. 
©. 15 ar Allerhöchite Ordre vom 3. Juni 1871 (Gefep- 
Samml. ©. er die Vorfchriften bes Frankfurter Gefehet 
vom 8, Juni 1866, bie gezwungene Abtretung von unbeweglichen 
Eigenthume betreffend, auf die für bie Zwecke ber Frankfurter 
Duellwafferleitung erforderlichen Entäußerungen im Gebiete 
ber vormals freien Stabt Frankfurt a. M. für anwendbar 
erklärt worben. Allein ba8 im Gefehe vom 17, November 1837 
vorgefchriebene Erpropriationsverfahren läßt ſich in den vormals 
Baheriſchen, durch das Gefeh vom 24. ea 1866 mit 
Preußen vereinigten Landestheilen um deshalb nicht mehr 
vollftändig ausführen, weil baffelbe Staatseinrihtungen vor- 
ausſetzt, welche in Folge ber Vereinigung jener Landestbeile 
mit bem Dreußifchen Staate nicht mehr beftehen. Das Gefeh 
vom 17, November 1837 unterfcheibet bie Frage ber Abtretung 
von ber ber Entſchaͤdigung. 


| 





In biefer Beziehung beftimmen: 
Artikel 18. 


Die Kreidregierung, Kammer bed Innern, entfchei- 
bet über bie Abtretungsfrage, gemäß Artikel 1, 2 
und 3 in erfter und ber verfammelte Staatsrath 
in zweiter und lehter zftang. en des 
Verfahrens bleibt es bei ben beftehenden Beitim- 
mungen über dad Verfahren in abminiftrativ fon- 
tentiöfen Sachen , jedoch ift jedes Erfenntnif mit 
Entſcheidungsgründen zu verfehen und auf eine Be- 
rufnngsfumme feine Nücdficht zu nehmen. 


Artikel 19. 


Wird die Abtretung des kin Grunbeigen- 
thums nicht verweigert, oder es ift über die Ver 
- weigerung ber Abtretung am ber kompetenten Ad 
miniftrativ - Juftizftelle ein rechtöfräftiges Erfennt- 
niß erlaffen worden, und nur nod) die frage über 
die Urt und den Betrag ber hierfür zu leiſtenden 
Entſchãdigung ftreitig, fo hat die — — Juſtiz· 
Unterbehörbe auf ben Antrag eines Betheiligten 
vor Allem eine gütliche Vereinigung unter den 
zum zu verfuchen, wenn aber diefe nicht zu 
tande kommt, die Sache fummarifc zu verhan- 
bein, inäbefondere eine gerichtliche Wertbfhägung 
be8 angefprochenen Eigentfums, ben beſtehenden 
allgemeinen und ben im gegenwärtigen Geſetze er- 
theilten befonderen Vorfchriften gemäß, zu veran- 
ftalten, den wahren Werth beffelben und bes gan 
zen bierbei obwaltenden Intereſſes zu ermitteln 
und Darüber nad) ben Gefeßen zu entigheiben. 


Der vorliegende Gefeßentwurf fchlägt vor, bie Borfchriften 
des Artikels 15 dahin abzuändern, daß die Entfcheidung ber 
Abtretungdfrage in eriter Inftanz am Stelle ber vormaligen 
Kreiöregierung, Kammer des Innern, der gegenwärtigen Be- 
u und in zweiter Inftanz an Stelle des Staatd- 
raths dem Königlihen Staatsminifterium übertragen wird, 
wie bies in ähnlicher Weife für die Provinz Hannover durd) 
* 1 des Geſetzes vom 12. März 1871 (Geſetz Samml. S. 156) 
eſtgeſetzt worden iſt. Hierbei iſt der Artikel 18, da derſelbe 
keine Friſt für die Einlegung des Rechtsmittels der Berufung 
angiebt, durch die Beſtimmung dieſer Friſt auf eine vierzehn⸗ 
tägige vom Seitpunfte der Dublikation der Entfcheidung erfter 
Inſtanz ab ergänzt worden, 

An den Vorfchriften des Artikels 19, nad) welchen die 
Entfhädigungäfrage, wenn fie ftreitig wird, ftetd ber vichter- 
lichen Entfcheidung anbeimfält, wird durch den Inhalt des 
Gefeßentwurfs nichts geändert. 





M' 174. 
Berlin, den 15, Mai 1873. 
Em. Erlaucht beehre ich mich anliegend eine beglaubigte 


Ausfertigung des von der Königlichen Be auf 
Grund der Allerhöhften Ermähtigung vom 8. März d. J 


den beiden Häufern bed Landtages zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorgelegten Entwurfs eines Gefehes, 
betreffend bie ee Ya 8.3 des Geſetzes vom 
19, März 1860 (Gefeg-Samml. S. 98) wegen Re- 
vifion der Normalpreife, 2 
in ber Faffung, im welcher bderfelbe von dem Haufe der Ab- 
eorbneten in feiner a a Situng angenommen worden 
tft, mit dem Anheimftellen der gefälligen weiteren Veranlaffung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
den Dräfibenten bed Herrenhauſes 
Herm Grafen Dtto zu Stolberg- Wernigerode, 
Erlaudt 


Anl. p b. Verhaudl. b, Serrenhauſes. 
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Entwurf eines Gefeßes, 
betreffen 


die Abänderung des $. 3 des Geſches vom 19. März 
1860 (Gefeh - Samml. S. 98) wegen Hevifion der 
| Hormalpreife. ' 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen a. . 
verorbnen, unter —— ber beiden Häufer des Land— 
tages der Monarchie, was folgt: Y 


5.8; 


Eine Nevifion oder Ergänzung der Normalpreife kann 
die Auseinanberfegungsbehörde bewirken, wenn und ſoweit fie 
ein Bebürfniß dazu anerkennt, fofern bie — Normal · 
preiſe ſchon mindeſtens 5 (fünf) Jahre hindurch in Wirkfam- 
feit geivefen find. 

F. 2.. 


Die revidirten era gen br auch bei ben jur Zeit 
ihrer Befanntmahung ſchon anhängigen Reallaften-Ab —— 
in allen Fällen Anwendung, in denen ber Jahreswerth der 
Reallaften noch nicht vechtäverbinblich feitgeftellt worden ift. 


ER 


Für die nächſte Nevifion der Normalpreife fteht ben Be- 
theiligten das Recht zu, die vor Bekanntmachung der revidirten 
Normalpreife angebrachten Provokationen auf Umwandlung 
oder Ablöfung, welche ganz ober theilweife ſolche Neallaften 
betreffen, beren Jahreswerth nach Normalpreifen beredjnet 
wird, durch eine bei der zuftändigen Anseinanderfegungsbehörbe 
fchriftlich oder protofollarifch abzugebende Erklärung koitenfrei 
binnen einer präklufivifchen Frift von 4 Wochen zurüdzunehmen. 

Die Frift beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, 
an welchem das die revidirten Normalpreife enthaltende Stüd 
des Amtsblattes ausgegeben ilt, 


6 


Die Beftimmungen der 65.1 bis 3 gelten auch für bie 
Ummanblungen und Ablöfungen der Nealberechtigungen nad) 
dem Gefete vom 27. April 1372 (Gefeß-Samml. ©. 417). 


$. 5. 

Die im $. 8 des Gefehed dom 27. April 1872, betreffend 
die Ablöfung der den geiftlichen und Schulinftuten ze. auitchen- 
den Realberechtigungen (Gefeg-Samml. ©. 419) geftellte Friſt 
ur Beantragung von Kapitalablöfungen durch Vermittelung 
er — wird bis zum 31. Dezember 1874 ver« 
angert. 


§. 6. 


Die dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Be- 
ſtimmungen im 3 des Geſetzes vom 19. März 1860 (Gefeb- 
Samml. S. 98), ſowie ber $. 70 des Ablöſegeſetzes vonz 
2. März 1850 (Gefeg-Samml. S. 77) werden aueh 

Die Mitglieder der Diftriftsfommiffionen erhalten Sr 
und Sehrungskoften aus ber Staatskaſſe und zwar 2 Thlr. 
Tagegelder und 15 Sgr. Reifeloften pro Meile. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 
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A 175. 


Aus ber 
Tagesordnung 
für bie 
34. Plenarfipung des Herrenhaufes. 





Schlußberathunug über ben Gefehentwurf, betreffend die Be» 
rechnung bed Koſtenpauſchquantums in ben Streitfachen 
ber Armenverbände. Nr. 166 ber Drudfaden. 


Referent: Herr von Kleift-Rebom. 
Antrag bed Referenten: 
bas Herrenhaus wolle befchließen: 


ben vorangeführten Gefegentwurf unverändert 
anzunehmen. 


MRünbliher Bericht ber Bubgetlommiffion, betreffend bie 
allgemeine —* über den Staatbhaushalts Etat des 
Jahres 1869. cf. Rr. 172, 


Berichterftatter: Herr Graf von ber Shulenburg- 
Angern. 


Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
unter Beitritt zu ben Beſchlüſſen des Hauſes 
ber Abgeorbneten vom in , M. bie Ent 
laftung ber Königlicden Staatsregierung in 
Berug auf bie allgemeine Rechnung bes “Jahres 
1869 unb in Beaug auf bie Verwaltung bes 
Staatsſchatzes pro 1869 auszuſprechen. 


Münbliher Bericht berfelben Kommiffion, betreffend bie 
allgemeine —* über den Staatshaushalt Jah. 
red 1870. ef. Nr. 171 der Drudfacen. 


Berichterftatter: Herr von Rabe. 
Antrag der Kommiffion: 
ba8 Herrenhaus wolle befchliegen: 


unter Bezugnahme auf ben Beſchluß des Hau- 
fe8 der Mbgeordneten zu ber — Red). 
nung bes “jahres 1869, bie Entlaftung ber 
Königlihen Staatsregierung in Bezug auf 
bie allgemeine Rechnung bes Jahre 1870, 
fowie in Bezug auf die Berwaltung des Staats- 
ſchatzes für daffelbe Jahr auszufprechen. 





As 176. 


ge) die Tagesordnung einer der nächften Dlenarfigungen 
wird gejegt werden: 


1) Shlußberathung über ben Gefeßentwurf, betref- 
fend das Erpropriationsverfahren in den durch das 
Gefeh vom 24. Dezember 1866 mit ber Preußifchen 
Monarchie vereinigten vormald Baheriſchen Lanbes- 
theilen (Mr. 173 ber Drudfadyen). 


Referent: Herr Graf zur Lippe. 


Aktenftüd AR 175, 176 und 177. 


Antrag de8 Referenten: 
ba8 Herrenhaus wolle befchließen: 


dem vorbezeichneten Gefegentwurfe mit ber 
et baß bie Ueberfchrift dahin zu 
affen: 


»Entmwurf eines Gefehes, betreffend bie 
Abänderung bed Artikels 18 des in ben 
vormals Bayerifchen Gebietötheilen gül- 
igen Gefeße8 vom 17, November 1837 
über bie —— von Grunb- 
eigenthum für Öffentliche Zwede«, 


bi . 
- be weeteiungemißige Suftimmung zu er 


Schlußberat über ben 3 
der —— * — eo der —E — 


Referent: Herr von Kleiſt Rehow. 
Antrag des Referenten: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


dem vorgenannten Geſehentwurfe in ber 
von dem Abgeordnetenhauſe befchloffenen 
Faſſung feine verfaffungsmäßige Zuftim- 
mung zu erteilen, 

Berlin, ben 16. Mai 1873. 


Der Präfident bes Herrenhaufes, 
Dtto Graf zu Stolberg. 


Ar 177. 


pi die Tageßorbnung einer ber naͤchſten Plenarfigungen 
wird geſetzt werben: 


I. 
Münblicher Bericht ber Petitionstommiffion 


1) über bie Petition be8 Pfarrers Brzoska zu Dfterode 
(P. J. Nr. 171), welche beantragt: 


a) daf die Geftellung von Naturalfubren zu ben Lo⸗ 
kalſchulreviſionen aufgehoben und ben Lokal ⸗ und 
Kreisſchul · nfpektoren eine entfprechende Enticä- 
digung für bie auf eigene Koften auszuführenden 
—— aus der Staatskaffe zugeſprochen 
werbe; 


b) baß ben Lokal · und Kreisfchul-nfpeftoren als un · 
mittelbaren Staatsbeamten ein angemeffenes Ge 
halt aus der Stantskaffe bewilligt werbe. 


Berichterftatter: Herr Graf von ber Schulenburg- 
Angern. 


Antrag ber Kommilfion: 
ba8 Herrenhaus wolle beſchließen: 


vorerwähnte Petition des Pfarrers Brzoska 
der Köni gr Staatäregierung als Material 
bei Erlab es Unterrichtögefeßeß, refp. zur 
fonftigen Erwägung’ zu übenveifen. 


2) über die Detition der Bürgermeifter de8 Lanbkreifes 
Eupen (P. J. 178), um Aufbeflerung ihrer Lage. 





m —_——— 


Berichterftatter: Herr von Voß. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 
auch biefe Petition wie frühere gleichlautenben 
nkoits ber —— ——— zur 
Benuhung bei ber bevorftehenden Umarbeitung 


ber Rheinifchen Gemeinde- Orbnung zu über- 
weiſen. 


3) über fünf Petitionen des Karl Ellermeyer zu Se 

ringen (P. J. 180): 

a) eine Reflamation gegen Exekutiv-Maßregeln ber 
Verwaltungsbehörben betreffend; 

b) um anderweitige Regulirung bes auf feiner Mühlen- 
befigung rubenden Auszug; 

©) Beſchwerde gegen eine Enticheibung ber Bermal- 
tungsbehörben (nicht verftändlich); 

d) Reklamation gegen eine vom Kreislandrath ver- 
fügte Exelutiv-Maßregel, unb 


e) wegen Erhebung einer Stempelgebühr für eine 
abweifende Befejeidung, u j 


Berichterftatter: Herr Dr. Schulze. 
Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


über vorftchende fünf Petitionen bes x. Eller- 
meyer zur Tagesordnung überzugeben. 


4) über die Detition des 2c. Hey ſe in Buczkowo (P. J. 193): 
um Menberung des vom SHerrenhaufe in feiner 
Sitzung vom 22, —— c. feine Petition, 
een bie Wiederherſtellung bes —— Na 
mens feined Vaterb ꝛc.«, gefaßten Befchluffes. 


Berichterftatter: Herr Graf von ber Schulenburg- 
Angern. 


Antrag der Kommiſſion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 


über bie Petition dr8 x. Heyſe zur Taged- 
ordnung überzugehen. 


5) über bie Petition des Affiftentn Kühn (P. J. 239): 
das Herrenhaus wolle geneigtejt dahin wirken, daß 
eine Unciennetät ala Aktuar I. Klaffe vom 21. Juli 
858 ungefchmälert anerkannt werde ıc. 


Berichterftatter: Herr Dr. Sulzer. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchlichen: 
über. Petition Nr, 239 zur Tagesorbnung 
überzugeben. 
6) über die Petition des Juſtizraths Mattern und Ge 
noffen zu Glogau (P. J. Nr. 255): 


geneigteft zu veranlaffen, daß die Königliche Staats- 
tegierung die aus der Sackſchen Familienſtiftung 
empfangenen Summen von 178,711 Thlen. 14 Sgr. 
2 Pf. zum Stiftungsfonds zurüderftatte. 


Berichterftatter: Herr Dr. Sulzer. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


über bie Petition des Juſtizraths Mattern 
und Genoffen zur Tagesordnung überzugehen. 


- 7) über bie Petition de8 Pfarrer Herz (P. J. 256), 


um Remedur ber Verfügungen ber oe zu 
Königsberg vom 15. Oktober 1872 und des Kultus. 
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Minifteriums vom 19. April 1873, betreffend bie 
Revifion der Kichfpiel- Schulkaffen durch Organe 
des Kirchenpatrons. 


Berichterftatter: Herr Dr. Schulze. 
Antrag ber Kommiffion:, 
das Herrenhaus wolle befchliegen: 


über bie vorftehende Petition (Mr. 256) zur 
Tagesordnung überzugehen. s 


8) über die Petition des Magiftrats zu Springe (P. J. 
N giſtrats zu Spring 


welcher gegen ben Beſchluß des Herrenhauſes in 
ber Sikung vom 15. März c. über feine Petition 
vom 10. Januar e. vorftellig wird, da nad) feiner 
—* die Angaben des Herrn Regierungstom- 
1 ars ben Ihatjachen nicht entfprechend geweſen 
eien. 


Berichterftatter: Here Graf von der Schulenburg- 
Ungern. 


Antrag der Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle befchließen: 


auch über diefe Petition des Magiftrats 
Springe zur Tagedorbnuung —— * 


9) über die Petition bes Tiſchlermeiſters Haake in 
QDueblinburg (P. J. 258), q 


um Gewährung von Rechtshülfe, ba er fd in 
Folge ungefeglichen Verfahrens bei der Subhafta- 
tion feines Grundftäds um baffelbe gebracht wähnt. 
Berichterftatter: Herr von Voß. 
Antrag ber Kommiffion: 
das Herrenhaus wolle beſchließen: 
über die Petition des Tifchlermeifters Haake 
zur Tagesordnung überzugehen. 


II, 


Münblicher Bericht der Juftiztommiffion über bie Detition 


bes Vorftandes des landwirthſchaftlichen Vereins zu Demmin 
(P. J. 254): 


Das Herrenhaus wolle dahin wirken, baß im Wege ber 
Geſetzgebung, 


1) die 88. 408 ff. Allg. Landrechts Th. J. Tit. 5 auf das 
Verhaͤltniß zwifchen dem Befiker eined Landguts ober 
einer anderen Ader- oder Forſtwirthſchaft und folchen 
Dienftleuten, welche gegen pe Ya Yan Wohnung 
in ben ihm gehörigen oder auf dem Gute befindlichen 
Gebäuden, unb gegen einen im Boraus bejtimmten 
Lohn behufs ber irthſchaftung angenommen find, 
für nicht anwendbar, und 


2) die Volizeibehörben für befugt und verpflichtet erklärt 
werben, ſich der vorläufigen Entſcheidung von Strei- 
— welche mit ben ad 1gedachten Perſonen 
über bie aus dem Vertrage entſtehenden Verbindlich- 
keiten während des Dienſtes, über die Weigerung ber 
Herrſchaft, die Arbeiter anzunehmen und zu behalten, 
über die Weigerung der Arbeiter, den Dienft anzu- 
treten oder darin zu verbleiben, ober über verweigertes 
Abziehen und Entlaffen entjtehen, zu unterziehen und 
foldhe zur Ausführung zu bringen. 


Berichterftatter: Herr Dr. Zachariä. 
Antrag ber Kommiffion: 


das Herrenhaus wolle beſchließen: 


vorftehende Petition (P. J. 254) der König- 
—* Staatsregierung zur Erwägung zu über⸗ 
en. 
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Petition, welde auf Grund bes $. 20 ber Gefhäfts- 
orbnung als * Erörterung im Plenum nicht geeignet, zur 
Einfiht im Bilreau des Herrenhaufes niedergelegt if 


P. J. Nr. 235 vom Sprachlehrer Obzcewski zu 
Stettin. (Inhalt nicht verftändlic.) 


Berlin, ben 16. Mai 1873. 


Der Präfident bes Herrenhauſes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


A 1 78. 


Berlin, ben 16. Mai 1873. 


Dad Haus der Abgeordneten hat in feiner heutigen 
Sigung auf Grund bed Berichtd ſeiner Kommiffion zur 
Prüfung ber —— Rechnungen über ben Staatshaushalt, 
über die mittelſt Ullerhöchfter Ermächtigung vom 12. November 
1872 dem Landtage zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme 
—— Ueberſichten von den Staatbeinnahmen und Aus- 
gaben des Jahres 1871, nebſt der dazu gehörigen Denkſchrift 
und ben Motiven für die barin nachgewieſenen Etatsüber- 
hreitungen und außeretatsmäßigen extraorbinairen Ausgaben, 
folgenden Beſchluß gefaßt: 
vorbehaltlid; der bei ber Prüfung ber Rechnung ſich 
etwa noch ergebenden Erinnerungen 
a) bie nach ewieſenen ——— en für das 
Jahr 1871 mit... 5,014,772 Ihlr. 9 Ser. I Pf. 
b) bie nicht auf gefeh- 
lichen Beftimmnungen 
beruhenden außer 
ordentlichen, im Etat 
nicht  vorgefehenen 
Ausgaben im Be 
frage von....... 4,233,661 » 1 >» 
zufammen... 9,248,43: r. gr. 


nachträglicd; zu genehmigen. 


Em. Erlaucht beehre ih mich von biefem Beſchluſſe mit 
ben Anbeimftellen ber geneigten weiteren Veranlaffung ganz 
ergebenft Mittheilung zu machen. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


5» 


An 
ben Dräfidenten des Herrenhauſes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaucht. 


M 179. 


Berlin, den 16. Mai 1873, 


Dad Haus ber Abgeordneten hat in feiner heutigen 
Sihtzung befdloffen, dem von der Königlidien Staatsregierung 
auf Grund ber Allerhöchften Ermähtigung vom 13, d. M, 


Herrenhaus. Aktenftüd A 178 und 179. 


ben beiden Häufern des Landtages vorgelegten Entwurf eines 
Geſetzes, 


einer beglaubigten Ausfertigung des gedachten Entwu 
dem Anh il 
ergebenjt Mittheilung zu machen. 


— 


betreffend bie auf Grund des Reichsgeſetzes vom 8. Juli 
nn zur Ueberweifung an Preußen gelangenden Gelb- 
mittel, 


unverändert bie verfaffungsmäßige Suftimmung zu ertheilen. 


Ew. Erlaucht beehre ich mich Hiervon, unter ——— 
N mi 


eimftellen der gefälligen weiteren VBeranlaffung ganz 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhaufes, 
Herrn Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerobe, 
Erlaudt. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die auf &rund des Reichsgeſetzes vom 8. Zuli 1872 
zur Meberweifung an Preußen gelangenden &eldmittel. 





Mir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen ı. . 
verordnen, mit Zuftimmung beiber Säufer des Candtags der 
Monarchie, was folgt: 
$. 1. 


Aus den Geldmitteln, welche auf Grund ber Beftimmungen 
in den Mrtifeln VI. und VII des Reichsgeſetzes, —— 
die Beampöfiiche Kriegskoſten -Entfhädigung vom 8. Juli 1872 
(Reichs - en ©. 259) ber mean Staatäfaffe über- 
wiefen werben, ift die Summe von 20,284,100 Thlen, zur 
volftändigen Tilgung ber 4% prozentigen Staatsanleihen, tneldhe 
aufgenommen find: 


a) nad dem Gefetr vom 24. Septeinber 1862 (Gefeh- 
Samml. ©. 317) und dem Erlaß vom 4. Februar 
1864 (Gefeh-Samml. ©. 31), 


b) nad) dem Gefeße vom 28. September 1866 ir 
Samml. S. 607) und dem Erlaß vom 31. März 1867 
(Geſetz Samml. S. 400), 


ec) nad) bem Geſetze vom 21. Mai 1861 (Gefeh-Sanımt!. 
©. 327) und dem Erlaß vom 13. März 1867 (Gefeh- 
Samml. ©. 450), 


d) nad) dem Gefege vom 9. März und dem Erlaß vom 
5. Muguft 1867 (Gefeß-Samml, ©. 393 und 1345), 


e) nad ben Gefeßen vom 17. pen und 6. März 1865 
(Gefeg-Samml. S. 71 und 221) und vom 5. März 
1869 (Gefeh- Samml. ©. 379), Pr ben Erlaffen vom 
27. April 1868 (Gefeß-Samml. S. 1005) und vom 
— und 8. März 1869 (Geſetz /Samml. ©. 348 
um 


zu verwenden. 


g.2. 


Zu welchem Zeitpunkte die einzelnen Anleihen durch die 
Hauptverwaltung der Staatsfchulden aufzufündigen find, be 
ftimmt ber Finanzminifter. Derfelbe wird zugleid) ermächtigt, 
aud) fhon vor dem Ablauf der Kündigungsfriſten “a Obliga- 
tionen, welche zur Einlöfung präfentirt werben, die verſchriebenen 
Kapitalbeträge nebſt den bis zum Tage ber Einlöfung auf- 


— — 


Herrenhaus. 





gelaufenen Sinfen durch die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auszahlen, ſowie auch ben Rückkauf zu angemeffenen Kourfen 
ftattfinden zu laffen. 

$. 3. 


Aus den im $. 1 bezeichneten Geldmitteln find ferner 
biejenigen Ausgaben für Eifenbahnzmwede zu bejtreiten, zu beren 
Dedung nad dem Staatshaushalts- Etat für das Jahr 1873 
die Realifirung von Anleihen in Ausſicht genommen war. 


Soweit jene Gelbmittel hiernach nicht zur Verausgabung 
elangen, find biefelben bis dahin, wo über ihre Verwendung 
immung getroffen wird, burdy vorübergehende zinsbare 
Anlegung möglihft nutzbar zu machen. Zu biefem Behufe 
können aud) Schulbverfcreibungen Preußifher Staatsanleihen 
angekauft werben. 
$. 4. 


Der Finangminifter wird mit ber Ausführung dieſes Ge- 
ſetzes beauftragt. 


Ueber biefelbe ift bem Landtage bei feinem nächſten Zu- 
fammentritt Rechenſchaft — 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen —* a; 


Gegeben ben tem 1873, 





Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes dev Abgeordneten. 
(L. S.) von Yordenbed. 


Æ 180. 


Berlin, den 16. Mai 1873, 


Em. Erlaucht beehre ich mich —— in beglaubigter 
Ausfertigung den von ber Königlichen Staatsregierung auf 
Grund ber Allerhöcjften Ermächtigung vom 18, Dezember v. 9. 
den beiden Häufern des Landtages zur verfaffungsmäßigen Be 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gefeges, 


betreffend bie Aufnahme einer Anleihe in Höhe von 
120,000,000 Thalern zur Ermeiterung, Vervollftänbi- 
ame. und befferen Ausräftung des Staatseifenbahn- 
netzes, 


in ber Faſſung, in welcher derſelbe von dem Haufe der Ab- 
geordneten in feiner heutigen Situng angenommen worden ift, 
mit dem Anheimſtellen der gefälligen weiteren Veranlaſſung 
ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 


An 
ben Präfidenten des Herrenhaufes, 
Herin Grafen Otto zu Stolberg-Wernigerode, 
. Erlaudt. 


Atenftüd A 180. 


Gefeßentwurf, 
betreffend 


die Aufnahme einer Anleihe in Höhe von 120,000,000 
Thalern zur Erweiterung, Dervollfländigung und 
befferen Ausrüftung des Staatsreifenbahnnekes. 





Mir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtags, 
was folgt: 


$. 1. 
Es iſt eine Anleihe aufzunehmen, welche bie Mittel gemäbrt: 
I. für ben Bau ber Bahnen 
Thlr. Thlr. 


anwenden 50,750,000 
b) von ber Reichsgrenze bei 

Sierk über Trier und 

Koblenz unter fefter 

Ueberbrüdung b. Rheins 

nad Oberlahnitein zum 

Anſchluß an bie Lahn. 

bahn mit 20,750,000 


2,900,000 


............ 


...........r 


——— ... 5,900,000 
3,300,000 
f) von Harburg nad) San- 
BOBEE Wh scannen nn 11,120,000 
g) von Saarbrüden burd) 
das Fiſchbachthal nad) 
Neunkirchen mit einer 
Abzweigung inbas Tren- 
kelbachthal mit....... 
h) Re das Schlufftüd ber 
terliner Verbindungs- 
bahn von Schöneberg 
nad) Charlottenburg mit 


2,800,000 


4,400,000 
= 101,920,000 


U. für die Anlage des zweiten 
Geleifes 


a) auf der Niederſchleſiſch⸗ 
Märkifhen Bahn: 
vonRuhbant bisDitters- 


Dr 


195,000 


55,000 
ber Saarbrüder 
Bahn: 
von Dillingen nad) Nölt- 
lingen und 
von St. 


..r, nr 4" 


ch 
d der 9 dv 
) — annoverſchen 


von Northeim bis zur 
vormals Hannoverfchen 
Landesgrenze in ber 
Richtung auf Nord 
haufen mit 


278,000 


671,000 


Seite 1,199,000 101,920,000 


...er ten. 
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* —— 
Uebertrag 1,199,000 101,920,000 


e) auf ber Bebra-Sanauer 


n: 
von Hünfeld nad) Neu- 
firchen und 

von Salmünfter nad 
Gelnhaufen mit .....- 


f) — Naſſauiſchen 


n: 
von Bahnhof Wiesbaden 

- ber Taunusbahn bis zur 
Station Curve bei Die 
bridy, von Por nad) 
St. Goarshaufen, 
von Aumenau nad) Weil- 
burg und 


402,000 


zn... 


947,000 
2,548,000 
UL für die Unlage bes britten 
Geleifes 
a) auf ber Saarbrüder Ei- 
enbahn: 
von St. Johann zur 
Grube Dudweiler, 
von Friedrichſthal zur 


Grube Altenwald und 
von ber Grubenftation 


.....„....... 


bi8 Bahnhof Eaftel mit 


IV. für bie Erweiterung 


ESTER 4,380,000 
b) ber Bahnhöfe und Ge 
leisanlagen ber Berliner 
Verbindungsbahn mit.  1,700,000 


— 
— 


V. für die Vermehrung bes Betriebbmaterialb 


6,080,000 


ber Staatöbahnen mit ............... 9,000,000 
im Ganzen = 120,000,000 
$. 2. 


Die Ausführung der Neu- und Erweiterungsbauten, ſowie 
bie Beſchaffung bed Betriebömateriald erfolgt durch den Mi- 
nifter für Handel, Gewerbe und öffentlichen Arbeiten. 


8.3. 


Der zu den Anlagen und Beſchaffungen erforberliche Gelb- 
betrag von 120,000,000 Thlm. it, fomweit er nicht aus dem 
Dreubifchen Antheile der Franzbſiſchen Kriegskontribution ge 

werben kann, durch Veräußerung eines entfpredhenden 
Betrages von Schuldverfchreibungen aufzubringen; im Jahre 
1873 ſind jedoch nicht mehr ala 20,000 Thlr., in ben 
—5 1874 und 1875 nicht mehr als je 25,000,000 Thlr, 

üffig zu machen. 


Mann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen bis 
iu Erfüllung ber nad) ben vorftehenden Beftimmungen ii 
äffigen Summen, zu weldem Sinsfuß, zu welchen Bebin- 
—— der Kündigung und zu welchen Stourfen bie Schulbver- 
6 —— verausgabt we ſollen, beſtimmt ber Finany 
iſter 


Herrenhaus. Altenſtũck A 181. 


Vorſchrif 








452,000 


u 


m Uebrigen fommen wegen Verwaltung und Tilgung 
ber Anleihe, wegen Annahme derfelben als pupillen- und depo- 
—— Sicherheit und wegen Verjährung der Zinſen die 

en bed Gefehes vom 19. Dezember 1869 (Gefeß- 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 4. 


ber — Grenka et ” $ H 
enbahntheile dur 


Jede Verfügun 
\ tögültigkeit ber Zuſtimmung 


bezeichneten Eifenbahnen beziehungsweife 
Veräußerung bebarf. zu ihrer Sec 
beider Häufer bes Landtages. 


$. 5. 
Die Verzinfung und Tilgung ber durch ben Vertrag mit 
ber Selllhen Lubwigs-Eifenba — vom 26,/29, 3% 
nuar 1 —— durch da8 Geſetz vom 3. Mai 1872 
(Gefeh-Samml. pro 1872 ©. 421) vom Staate übernommenen 
Prioritäts-Obligationenfhuld ber Taunusbahn wird ber ra 
verwaltung ber Staatsfdulben übertragen, welcher aud) Die 
Ausreihung ber Zinskoupons obliegt. 
Die behufs der Amortifation eingelöften Prioritäts-Obli- 
tionen werben nadı Borfchrift des F. 17 des Geſetzes vom 
4. Februar 1850 (Gefeh-Samml. S. 57) vernichtet und bie 
Gelbbeträge derſelben öffentlich befannt gemacht. 


$. 6. 


Die Ausführung biefes Geſetzes wird bem, Minifter für 
Handel, Gewerbe und Öffentliche Urbeiten und dem Finanz 
minifter übertragen. 


Urkunblid x. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
(L. S.) von Fordenbed, 





M 181. 


Auf die Tagesordnung der nächſten Plenarfitung wird 
gefeßt werben: 


I. 


Münbliher Bericht ber XII. Kommiffion über den Gefeh- 
entwurf, —— die in re der Staatöbeamten 
bei der Verwaltung von Erwerbögefellihaften (Nr. 165 
ber Drudjachen). 
Berichterftatter: Herr von Voß. 
Antrag der Kommiffion: 
Daß Herrenhaus wolle beſchließen: 


1) ben vorliegenden Gefeßentwurf in ber im an- 
dern Haufe erhaltenen Faſſung abzulehnen, 


2) bie Königlihe Staatsregierung aufzuforbern, 
einen bie gefammte Materie der Nebenämter 
und Nebe nn von Staatöbeamten 
umfaffenden Gefegentwurf dem Landtage zur 
Beſchlußnahme vorzulegen, 

3) eventuell ben nachftehenden Entwurf eines Ge 
fees, betreffend Die ——— ber Staats · 
beamten bei Grundungskomités und bei Ver— 
waltung von Aktien⸗, Kommandit · und Berg- 
—— in der von der Kommiſſion 
amendirten Geftalt anzunehmen. 
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| Zufammenftellung 


Borlage mit den eventuellen Beſchlüſſen der Kommiſſion. 


Borlage. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffenb 


die Betheiligung der Staatsbramten bei der Derwal- 
tung von Erwerbsgefellfchaften. 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaben König von 

Preußen ıc. , 

verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages für 
ben ganzen Umfang ber Monardyie, was folgt: 


g.1, 


Unmittelbare Staatsbeamte, welde aus ber Staats— 
Taffe eine rg in Befoldung oder Remunera- 
tion beziehen, bürfen ohne —— des vorgeſetzten 
Reſſortminiſters nicht Mitglieder von Vorſtänden, = 
ſichts oder Berwaltungsräthen auf Erwerb geri 
teter Geſellſchaften fein. 


Die — CE gERE ift fortan zu verfagen, wenn 
bie unege mittelbar ober unmittelbar mit 
einer Remuneration ober mit einem anderen Ber- 
mögensvortheile verbunden ift. 


g.2. 


Soldyen unmittelbaren Staatsbeamten, welche nad) ber 
Natur ihres Amted neben ber Befoldung, welche fie au 
Staatskaſſen be u. noch auf einen anderen Erwerb binge- 
wiefen find (Medizinalbeamte u. | w.), kann bie as Pa gen 
au i 


® 


wenn mit der Mitgliebfhaft ein Vermögensvortheil ver- 
knüpft ift, extheilt werden, fofern bie Uebernahme der letz⸗ 
teren nad) dem Ermeſſen des vorgefegten Refjortminiftere m 
dem Intereſſe des Staatsbienfte, vereinbar erſcheint. 


$. 3. 
Die ertheilte Genehmigung ift jederzeit wiberruflid. 
Die vor ber Publikation dieſes Geſetzes bereits 
ertheilten Genehmigungen dürfen, fofern fi aus ber 


Benutzung berfelben feine Unguträglichkeiten ergeben haben 
5i8 zum 1. Januar 1874 in Straft belaffen werben j 


— 


Auf einſtweilen in den ey verfeßte Beamten fin- 
ben bie Beftimmungen biefes Gejekes feine Anwendung. 


Urkundlih u. ſ. w. 


Eventuelle Befhlüäffe ber Kommiffion. 


Entwurf eines Gefeßes, 
betreffend 


die Vetheiligung der Staatsbeamten bei &ründungs- 
komites und bei der Verwaltung von Aktien-, Kom- 
mandit- und Bergwerksgefellfchaften. 





Mir u aa bon Gottes Gnaben König vor 
ußen x. 
berorbnen, mit Zuſtimmung beiber Häufer bes Landtages für 
den ganzen Umfang ber Monardjie, maß folgt: 


$. 1. 


Unmittelbare Staatsbeamte bürfen ohne Genehmigung 
des vorgefeßten Reffortminifters nicht in den Borftand oder 
ein! töratb von Aktien, Kommandit- oder Berg- 
we wre und nicht in Komitds zur Grün 
bung ſolcher Gefellfchaften eintreten. 


$. 2. 
- Su ftreichen. 


$. 3, 
Abſatz 1 unverändert. 


Abſatz 2 zu ftreichen. 


$. 4. 
Unveränbert. 


720 Herrenhaus. 


II. 


Mündlicher Bericht der —— für Eifenbahnangelegen- 
beiten über ben — betrefſend die Aufnahme 
einer Anleihe in Höhe von 120,000,000 Thalern zur Er- 
meiterung, Vervollftändigung und befferen Ausrüftung 
des Staatseifenbahnneges, Nr. 180 der Drudfachen. 
Berichterftatter: Serr von Thaden. 
Antrag der- Kommiſſion: 
- Das Herrenhaus wolle befchließen: 
1) den Gefegentwurf in Nr. 180 ber Drudfachen 
in Uebereinftimmung mit dem Haufe der Ab— 
geordneten in der vorliegenden Faſſung anzu- 


nehmen; 

2) die Petition P. J. Nr. 108 von Lubolph 
Grahl und Genofjen durch die Beſchlußfaſſung 
über den Gefegentwurf Nr. 180 für erledigt 
zu erklären. 


Berlin, den 17. Mai 1873, 
Der Präfident des Herrenhaufes. 
Dtto Graf zu Stolberg. 





MÆ 182. 


Aus der 


Tagesordnung 
für Die 
35. Plenarfitung des Herrenhaufes. 


Mündliher Bericht ber Budgetlommiffion über bie 
erfiht von ben Staatseinnabmen und Nusgaben bes 
Jahres 1871, nebft ber dazu gehörigen Denkichrift und den 
otiven für die darin machgewiefenen —— en 
und außeretatsmäßigen extraordinairen Ausgaben, ef. Nr. 178 
ber Drudfadhen. 


Berichterftatter: Herr Graf von der Schulenburg- 
Ungern. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Herrenhaus wolle bejchließen: 


in Uebereinftimmung mit ben Haufe ber Ab- 
eorbneten vorbehaltlich der bei der Drüfung der 
echnung fich etwa mod) ergebenden Erinnerungen 





eb 


Attenftüd A 182 und 183. 


m ——— — = 


a) die nachgewieſenen — —— für das 

Jahr 1871 mit 6,014,772 Thlr. 9 Sgr. I Pf. 
b) die nicht auf ge 

jeglichen Beftim- 

mungen  beru- 

benden außer 

ordentlichen , im 

Etat nicht vor- 

gefehenen Aus 

gaben im Be 


frage von .... 4233661 > 1» 5» 
zufammen 9, r. 11 Sg. 2 Df. 

nachträglich zu genehmigen. 
Mündlicher Bericht ber —— on über den 
gar —— die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 


8. Juli 187 eberweifung an Preußen gelangenden Gelb- 
mittel, Nr. 179 der Drudfachen. 


Berichterſtatter: Herr von Rabe. 
Antrag der Kommilfion: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 


ben vorangeführten Gefeßentwurf in Uebereinftim- 
mung mit bem Haufe ber Abgeordneten ebenfalls 
unverändert anzunehmen. 


“N 183. 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von 


Breußen x. 

haben auf Grund des Artikels 77 ber Se ee 
vom 31. Januar 1850 ben Präfidenten Unſeres Staats- 
minifteriums, Grafen von Roon, beauftragt, die gegenwär- 
tige Situng ber beiden Käufer des Landtages Unferer Mon- 
archie am 20, d. Mts. in Unferem Namen zu ſchließen. Wir 
fordern demnach beide Häufer des Landtages hierdurch auf, 
zu biefem am dem gebadhten e um 2 Ubr Nachmittags in 
Unferem Hefibenzfchloffe zu Berlin zufammenzutreten. 


Gegeben Berlin, ben 19. Mai 1873. 
Wilhelm. 
Graf von Roon. 
Allerhöchfte Ermächtigung. 


Sachr 


egifter 


zum 


weiten Bande der ftenograpbifhen Berichte des Herrenhauſes, Seffion 1872—73. 


Von Nr. 1— 183. 
— — — 
Abdeckereigewerbe⸗ Berechtigung. Bergwerke. 
Deren Ablöfung re. S. Ablöfungsfachen. t über bie Verwal ber F en Bergwerke 
* nee Sem und Gallam pro Tori m aa ne: 
Abgaben. S. Mefabgaben. liher Bericht. Nr. 70, 
Abgeordnete. Beuthener Kreis. 


a ech betreffend bie Reifekoften und Diäten ber 


lieber be Abgeorbnetenhaufes. Nr. 94. — Schluf- 
berarhungBantrag, Nr. 102, 
Ablöfungsfachen. 
1) —* ntwurf, betreffend bie — * Regllaſten 
t Provinz a Eile — Schluf- 
a ae _ — — 


2) u. betreffend bie Aufhebung und Ablöfung 
der auf ben Betrieb beb Abbedereigewerbeß bei — 
Berechtigungen. Nr. 9. — Mündlicher Rominiffions: 
beriht. Nr. 17. 
Abtheilungen. 
Lifte derſelben. 
Amteblätter. 
Verpflichtung zu deren Haltung. S. Gefehfammlung. 
Amteverbände und Landes - Kommunalverband in Hoben- 
zollern. 


Gefegentwurf, betreffend die Verfaſſung der Amtsverbände 
unb * Landes-Kommumalverbandes in Hohenzollern, 
Nr. 88. — Schlufberathung. Nr. 104, 
Armenverbände. 


Gefepentwurf, betreffend _bie Berechnung des Koftenpaufd- 
quantumd in ben Streitfahen ber Armenverbänbe, 
Nr. 166. — Sclußberathungsantrag, Nr. 175. 


Beamte. S. Staatöbeamte, Gerichtsbeamte. 


Berggeſetzgebung. 


Geſetzentwurf, era Sn die Abänderung be N 235 
.. UNE erggeſetzes. Nr. 20. ericht. 


Nr, 2, 


Ant. ;. b. Berfanit, db, Herrenhaufes, 


— betreffend die Theilung des — Beuthen. 
83, z Münbdlicher Fran s Nr. 89 


Dotationen. 


Gefeßentwurf, betreffend bie Dotation ber — ial⸗ 
—ãA— a u Bericht. Nr. IE. 


Eheſachen. 


Geſetzentwurf, betreffend * zur Eheſchliegung erforber- 
liche Febensalter, Nr. 10. Schlußberathungsan- 
träge. Pr. 13. 


Eifenbabnfachen. 


1) Ueberficht über den Fortgang des Baues und die Er- 
wish: Betriebed ber Stantseifenbahnen im Jahre 
7 r. 19, 


2) Gefehentwurf, betreffend bie Abſtandnahme von ber 
durch das Gefeg vom 28. März 1872 angeorbneten 
Ausführung einer —— n von 00 eieöhofen nach Cam- 
berg. Nr. 24. — Schlußberathungsantrag. Nr. 25. 


3) re fte Botfchaft ni Einfegung einer Spezial- 
Unt ungsfommt F * Mipftände in Eifenbabn- 
Konzeffi —— — GSchlufberathungsan- 
trag. 


4) Bericht über eine Petition wegen Baues einer Eifen- 
bahn von Stettin nah Hannover. Nr. 105. 


5) Gefeßentwurf, betreffend bie mn: einer Anleihe 
in Höhe von 120,000,000 Thlm. für Staats. Eifen. 
babnzwede. Nr. 180. — Mündlicher Bericht. Nr. 181, 


Erbfchaftsfteuer, 


Erpropriationsfacdhen. 


Gefeßentwurf, betreffend das Erpropriationsverfahren in 
dem durch das Gejeh vom 24. — 1866 mit 


— —= 


S. Steuergeſetzgebung. 


— — 


_ Herrenhaus. Sachregiſter 











2 SEE 
ber Deuts en Bonariie vereinigten vormald Babe 
riſchen Can Pr Nr. 173. — Schlußberathungs- 
antrag. Nr. 176. 

Forſten. 


1) Geſetzentwurf, betreffend bie Abſtellung der auf Forſten 
—— Blreh gungen und bie Theilung gemein 
ſchat licher a für die Provinz Hannover. Nr. 43. 

ünbliher Bericht. Nr. 65. 


Gefehentwurf nad ben abändernden Beſchlüſſen bes 
— eg Nr. 154. — Schlufberathungs- 
antrag. Nr. ; 


2) Gefeßentwurf, betreffend bie ungen I 6 ber Forft- 
nußungen aus ben Staatöwalbungen in den vormals 
Rucheffifchen Landestheilen. Nr. 


Frankfurt a. M. 


— betreffend bie Aufhebung verſchiedener Ge- 
feße und d Berorbiungen ber ehemaligen freien Stabt 
Frankfurt. Nr. 36. — Beridt. Nr. 53. 


Generaltommifjionen. 


Geſetzentwurf, er gr bie Organifation ber General. 
fommiffionen für bie Drovinzen ofen, Pommern und 
a Nr. 95. Mündliher Bericht. 

T. 


Gerichtebeamten. 


1) Gefekentwurf, betreffend bie Erhöhung ber Gebühren 
der Advofat-Anmalte und Advokaten im Bezirk bes 
Appellationggerichtshofes — Nr. 162. — Schluß 
berathungsantrag. Nr. 170. 


2) Geſetzentwurf, betreffend die ben Gerichtsbeamten bei 
den Kollegialgerichten im Bezirk des Appellationdge- 
richtshofes zu Köln für Reifen in Eivilprogeffen = 
ftehenden Reiſekoſten und — Nr. 1 
Schlufberathungsantrag. Nr. 170 


— 


Geſammtvorſtand. 
Liſte deſſelben. 


Geſchäftsordnung. 


1) ru Beriht über Abänderungen derſelben. 
— Verbefferungsantrag. Nr. 125. 


2) — or über Abänderung bes $. 20 ber- 
felben. —* 


Geſchäftsſachen. 
Schreiben des Staatsminiſteriums wegen der ſchriftlichen 
Ueberreichung von — —⸗— an die Säufer 
des Landtages. Nr. 


Geſchäftsſprache (amtliche). Gefekentwurf, betreffend bie Ge- 
. Ihäftsfpradhe der Behörden, Beamten und politifchen 
a — des Staates. Nr. 152, — Bericht. 
Nr. — Abänderungsantrag. Nr. 169. 


Geſetzſammlung. 


Geſetzentwurf, betreffend die Verpflichtung zum Halten 
der —R und der Amtöblätter. Nr. 38 
— Muͤndlicher Bericht. Nr. 58. 


ia Gefegentwwürfe, betreffend da8 Grundbud)- 


Mr. 3. 


1) im Jadegebiet. — 22. — Bericht. Nr. 46. — Re 
daktion. Nr. 71 

2) in Hohenzollern. Nr. 28. — Bericht. Nr. 51. — 
Redaktion. Nr. 70, 


3) in Schleswig · Holſtein. Nr. 29. — Bericht. Nr. 52, 





ö— — — — —úï— — — 


re Kommiffionsberiht. Nr. 72, — Nebaf- 


—2* nad) den Beſchlüſſen bes Abgeord⸗ 
—— es. Nr. 107. — Antrag. Nr. 109. — — 
Nr. 157. — Schlußberathungsantrag. Nr. 159, 


4) im Bezirk des Juftizfenats —— Nr. 32. — 
Bericht Nr. 50, F Redaktion. Mr 


5) im Bezirk des Appellationsgerichts zu Be, nn Aus- 


ſchluß des Amtsgerichtsbezirks von Vöhl 
Bericht. Nr. 49. — Mündlicher Bericht. Nr. 72. 


Nebaktion. Nr. 76. 
Gefe — ” ben Beichlüffen des Abgeorb- 
— es. — Antrag. Nr. 109. 


6) in er Rügen. Nr. 35. — Bericht. 
Nr. 47, — Ubänberungsanträge. Nr. 67, — Münd- 
ar — — t. Mr. 72. — Redaktion. 


etzentwurf noch ben Beichlüffen des eord · 
rc uſes. Nr. 108 — Antrag. eo 98 


7) in — — Nr. 42. — Bericht. Nr.55.— 
Abänderungsanträge, Nr. 66. — Redaktion. Nr. 73. 


re na ben Befchlüffen des Abgeorb- 
netenhaufes — GSchlußberathungsantrag. 
Nr. 102 ad 2, 


8) Schreiben des Juftizminifters über Drud- und Rebal- 
tionsfehler in den vorftehenben Gefegen. Nr. 128. — 
Mündlicher Bericht. Nr. 130. — Zuſatz. Nr. 157. — 
Schlußberathungsantrag. Nr. 159. 


— Amts-Verbändeverfaſſung. S. Amtever- 
nbe x. 


Jadegebiet. 
1) Gefeßentwurf, deſſen Rechtszuſtand betreffend. Rr. 16.— 
Muͤndlicher Kommiſſionsbericht nebſt Anträgen, Nr. 26, 


2) Geſetzentwurf, betreffend bie veränderte Abgrenzun 
be8 abegebietß, Nr. 101. ” ’ 


Tagdredyt und Tagdfcheine. 
1) Gefeßentiwurf, betreffend die Aufhebung bes Jagbredhts 
IE 
un oßherzoglih Se n Landestheilen 
und in der * nz —— Holſtein. Nr. 27. 
Bericht. Nr. 4 


2) Gefeßentwurf, Sekte end bie —— ——— 


in den Hohenzollernſchen Landen 39, — 
licher Bericht. Nr. 58, 
Interpellationen. 


1) Far Hürften zu Putbus, 


2) bes 92 von Kraſſow, 
Nr. 15, 


Ralender- Stempelfteuer. S. Steuergefehgebung. 


von Rameke, General: Lieutenant. Ernennung zum Staatt- 
minifter. Nr. 34. 


Rautionsfacyen. Gefeßentwurf, betreffend bie Kautionen ber 
Staatöbeamten. Nr. 63. — Münblicher Bericht. Nr. 73. 


Kirchenangelegenheiten. 


1) rg | über Borbildung und Anftellung der 
Geiftlichen. Nr. 114. — Abänderungsanträge. Nr. 137, 
142, 144, 46, 147. — Qufammenftellung der in ber 
Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe. Nr. 150, 


2) Gefe —— über die kirchliche Dißziplinargewalt und 
bie Errichtung des Königlichen Gerichtshofes für lirch 


bie Sturmflutb an ber 
Oſtſee betreffend. 












Ar ee Herrenhaus. Gachregifter. — — 
liche Angelegenheiten. Nr. 115. — Abänderungsan-Provinzialverbände. Dotation berſelben. S. Dotationen. 
traͤge. Nr. 143. — Fr der in ber Bor- 
berathung gefaßten Beſchlüſſe. Nr. 151. Keallaften. S. Ablöfungsfadhen. 

3) Gefeßentwurf über die Grenzen bed Rechts zum Ge- Kecyenfchafteberichte: 


brauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel. Nr. 116. — 
Abänderungsanträge. Nr. 148, 


4) Gefeßentwurf, betreffend ben Austritt auß ber Kirche. 
Nr. 117. — Abänderungsanträge. Nr. 149. 


5) Antrag auf Surüdziehung ber Geſetze ad 1—4 aus 
ber Kommiffion. Nr. 125. — ad II. Miünblicyer 
Bericht. Nr. 130. 


6) Verzeihniß ber zu ben BEN Geſetzen ein- 
gegangenen Petitionen. Nr. 136, 

Kommiffionen. Lifte berfelben. Nr. 4. 

Graf Königsmard, Ernennung zum Staatsminifter, Nr. 37. 


Rreisordnung 


1) für bie Provinzen Breußen, Brandenburg, Pommern, 
Dofen, Schlefien und Sachſen. Rr. 7. — Abänderungs- 
anträge. Nr. 11, 12. 

2) Gefeßentwurf, betreffend bie Ausführung ber Streiß- 
orbnung. Nr. 86. — Schlußberathungsantrag. Nr. 91. 


Rreisverbände. Dotation berfelben. S. Dotationen. 


Kriegskoſten⸗ Entfhädigung von Krankreich. Gefegentwurf, 
etreffend bie auf ns bed Reichögefehes vom 8. Juli 
1872 zur Ueberweifung an Preußen gelangenden Gelb- 
mittel, Nr. 179. — Münblidher icht. Nr. 182. 


Landes » Kommunalverband in Zohenzollern. S. Amts⸗ x. 
Verbände. 


Landtag. Allerhoͤchſte Botſchaft über den Schluß bes Landtages. 


Kandwehr ımd Keferve. 
Rechenſchaftsberichte und 


Gefehentwurf über bie den Angehörigen ber Referve und 
Landwehr geleifteten Beihülfen. Rr. 81. — Münd- 
licher Bericht. Nr. 92. 


Mainzer Barnifon. Gefehentwurf, betreffend bie Aufhebung 
ber —— der Garniſon zu ee Nr. 74, — 
— * Bericht. Nr. 79. — Schriftlicher Bericht. 

tr. 167. 


Matritel des Zerrenhaufee. 
1) se über Perfonalveränderungen im Serrenhaufe. 
tr. 59, 


2) Zweiter Bericht. Nr. 160. 


en Gefegentwurf, betreffend die Ermäßigung der 
Meßabgaben in Frankfurt a. DO. Nr. 32, — Mändlicher 
Bericht. Nr. 65. 


Mitgliederverzeichnig Nr. 1. 
Näherrechte in Hannover. S. Vorkaufsrechte. 


— Geſetzentwurf, betreffend bie Reviſion der Nor- 
malpreije. Nr. 174. — Schlußberathungbantrag. Nr. 176, 


Petitionen. 
Mündliche Berichte über Petitionen 
1) der Petitionstommiffion. Nr. 21, 56, 100, 177. 
2) der Agrarfommiffion, Nr. 45. 
3) der Budgetlommiffion. Nr. 58. 
— der Juftiztommiffion. Nr. 58, 168, 177. 
5) ber Finanzkommiſſion. Nr. 65, 92. 
6) der Eifenbahnfommiffion. Nr. 105. 


I) über Ausführung ber Gefeke, 
betreffend bie Aufhebung bes Staatsſchatzes und 


betreffend die Verwendung ber der Staatäfaffe im 
a 1872 auf Zol- und Steuerkrebite zuflie- 
enden einmaligen Einnahmen. Nr. 61. 


Münbliher Bericht. Nr. 78, 


2) über Ausführung bes Geſetzes, betreffend die Kofoli- 
dation Preußifcher Staatsanleihen. Nr. 60. — Münd- 
licher Bericht. Nr. 78. 


Reſerve und Landwehr. Beihülfe ber Angehörigen derſelben. 
S. Landwehr und Referve. — 


Retraktrechte in Hannover. S. Vorkaufsrechte. 


Graf von Roon, Kriegsminiſter. Ernennung zum Vorſitzenden 
des Staatsminiſteriums. Nr. 30. — Sum Minifterprä- 
ſidenten. Nr. 34. 


Staatsminiſterium. Veränderung im Staatsminiſterium. 
Nr. 30, 34, 37. 


Staatshauehalts » Etat. 


1) Gefeßentwurf, betreffend bie Feſtſtellung des Staats. 
—— für 1873. Nr. 90. — Bericht. 
x. 90, 


2) —— Rechnung über den Staatshaushalt pro 
. I 118, — Münblicher Beriht. Nr. 130, 


3) Allgemeine Rechnung pro 1869. Nr. 172, — Münb- 
licher Beriht. Nr iS sub 6. 


4) Allgemeine Rechnung pro 1870. 
licher Beridyt. Nr. 175 sub 7. 


5) Etatsüberfhhreitungen von 1871, Rr. 178. — Bericht. 
Nr. 182, 


Nr. 171. — Münb- 


Staatefchulden. 


Gefeßentwurf, betreffend bie außerordentliche Tilgung von 
Staatsfhulden. Nr. 85. — Münbliher Kommiffions- 
bericht. Nr. 91. 


Staatefcyulden-Kommiffton. 


Vierundzwanzigfter Bericht der Staatsfchulden-Rommiffion. 
Nr. 49. — Beichlüffe bes Ubgeordnetenhaufes. Nr. 120, — 
Mündlicher Beriht. Nr. 127. 134, 14]. 


Staatsbeamte, S. aud Gerichtsbeamte. 


1) Gefehentwurf, betreffend bie Tagegelber und Reiſekoſten 
ber Staatsbeamten. Nr. 3. — Sclußberathungs- 
antrag. Nr. 104. 


2) Gefeßentwurf, betreffend bie Betheiligung ber Staats- 
beamten bei ber Verwaltung von I 
ten. Nr. 165. — Mündlicher Bericht. Nr. 181. 


Stempelabgaben. 


Geſehentwurf, betreffend bie Au Eng ‚ beziehungsweife 
Ermäßigung gewiffer Stempelabgaben. Nr. 80. — 
Mündlicher Bericht. Nr. 89, 


Sternberger Kreis. 


Gefekentwurf, betreffend die TIheilung bes Kreifes Stern- 
berg. Nr. 62. — Schlufberathungsantrag., Nr, )70, 


724 Herrenhaus. 


Stenergefeggebung. 


1) un Sieh ‚ betreffend bie re ber Ball 
und Schladtjteuer. Nr. 96. — Bericht. Nr. 
Abänderungsanträge. Nr. 135. 139 140, I 


2) Gefehentwurf, betreffend die Abänderung bed Gefehes 
vom 1. Mai 1851 über Einführung einer a. euer 
und einer a Einfommeniteuer. Nr. 9 
— Bericht. Nr. 123. — Abänderungsanträge. Nr. 140. 


Abgeänberter Gefeßentwurf. Nr. 156. — Schlu 
—— N 150. en 


3) bes area de De bie Erbfchaftsfteuer. Nr. 87. 

ericht. Nr — Nbänderungsanträge. Nr. 131. 

132. 133, — Seen nad) ben abän dernben De 

jotäfen bes anderen Haufe. Nr. 155. Schluf- 
erathungsantrag. Nr. 159. 


4) Gefegentwurf, betreffend bie Aufhebung ber Kalender 
en —— — ſteuer. Nr. 111. Bericht. 
— Abanderungsantrag. Nr. 138. 


Sturmfluthbeſchädigungen. 

Gefehentwurf, ar enb bie en igung ber Gelbmittel 
zur Befeitigung des durch die Sturmfluth ber Oftfee 
am 12. unb 13, November ei ervorgerufenen 
Notbftandes und zur en Fa Deithen unb 
Uferſchutzwerken an ben Küften — Pom · 
mern unb Scleswig-Solftein. Nr. 1 Bericht. 
Nr. 121. — Mbänderungsantrag. Nr. 126. 


Unterfuhungstommiffion. S. Eifenbahnfachen. 





Sachregiſter. 
Derfaffungsfachen. 
— betreffend die Abänderung ber Art. 15 und 
ber — — Nr. 84. — Abänderungs- 
anträge. Nr. 99 
Vorkaufsrechte. 


. twurf, betreffend die Aufhebung ber in ber Pro⸗ 


Brugg beftehenden Borkaufs-, Näher- und Re- 
rei. Nr. ar — Schlußberathungsanträge. 
Wege-Befengebung. 


Gefehentwurf, betreffend bie Abänderung ber Gef 
jung r St Bon 5 Hannover. Nr. 40. — — 
erich 


Weiderechte. 


etzentwurf, betreffend die Abaͤnderung und Ergän 
— Geſetzes vom — — 
über Eee ae von erechten. Nr. 41. — Bericht. 


Wohnungegelder -Zufhuß. 


atom , betreffend bie Gewährung von Wohnun 
"pe — üffen an bie unmittelbaren Stontsbramten. 
eriht. Nr. 122, 


Zeitungeftempelfteuer. ©. Steuergefeßgebung. 
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